FÜRST 
BISMARCK: BD. 
IRB 











Fürft Kismarck. 


——B · — 


Sein politifches Leben und Wirken 


urfundlid 


in Thatſachen und des Fürften eigenen Kumdgebungen 


bargeftellt 


von 


Ludwig Hahn. 


— — — 


(betundice. pragmatild geordnete Sammlung der Reden, Depefhen, wichligen Staatsldeiften, 
and politifden Briefe des Füchen.) 


⸗ 
er i 
— —ñNi — 


Erfter . 


bis 1870. 


Berlin. 


Berlag von Wilhelm Herg. 
(Befferihe Buchhandlung.) 


1878. 


AB — 





Digitized by Google 


Vorwort, 


Dieſes Buch ſoll einen vollſtändigen urkundlichen Ueberblick über 
die geſammte politiſche Wirkſamkeit des Fürften Bismarck geben: 
es ſoll durch die Sammlung der ſicheren Materalien der künftigen 
Geſchichtsſchreibung vorarbeiten, zugleich aber ſchon der jetzigen Ge— 
neration einen Einblick in die großartige geiſtige Werkſtätte ermög— 
lichen, aus welcher die wunderbaren Erfolge und Schöpfungen der 
preußijch = deutihen Politik der legten funfzehn Jahre hervorge— 
gangen jind. 

Je rajher der Pulsichlag der Zeit geht, je mehr die größten 
Erfolge der jüngiten Vergangenheit über den ſich erneuernden Käm— 
pfen und Sorgen des Augenblicks vergeljen werden, je gleichgültiger 
vielfah unter der Einwirkung des WParteigeifted das höchſte be- 
reitö Errungene gegenüber dem nody Erftrebten beurtheilt wird, defto 
wichtiger erjcheint ed, zunädhft dem gegenwärtigen Gejdledhte 
ins Gedächtniß zu rufen, welde Kämpfe, welde geiſtige 
und moralijhe Anftrengungen nöthig waren, um und da— 
bin zu führen, wo wir fteben. 

Die geiftige politiiche Arbeit ded Fürften Bismarck, ſoweit fie 
in die Deffentlichfeit getreten it, — ſein politiiched® Denfen und 
Wirken auf dem inneren ftaatlihen, auf dem parlamentariichen und 
dem diplomatiſchen Gebiete in getreuer urfundlicher Form pragmatijch 
geordnet, ohne jede Zuthat jubjectiven Urtheild, — das ift der 
eigentlihe und hauptſächliche Inhalt dieſes Buches. Außer des 
Fürften eigenen oder in ſeinem Namen erfolgten Kundgebungen aber 
find auch alle wichtigeren Aeußerungen fremder Regierungen, weldye 
auf die dargeftellte Politif Bezug haben, hinzugefügt. Durdy bie 
Vereinigung und Gruppirung der verjchiedenartigen Aeußerungen und 
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Aktenſtücke fowie der begleitenden thatjächlichen Notizen ift der Ver— 
faſſer bemüht geweſen, zugleidy ein lebendiges Bild der poli= 
tiihen Entwidelung in der Bismardidhen Aera überhaupt 
zu geben. 

Aus der Vorgeſchichte Bismards bis zu feinem Eintritt ins 
Miniftertum. find außer den kurzen biographiſchen Notizen vornehmlid) 
jeine früheren öffentlihen Reden, vom Bereinigten Landtage, der 
Zweiten Kammer und dem Erfurter Parlamente und die Briefe poli= 
tiihen Inhalts aus jeiner erften diplomatiſchen Zeit, aus Frankfurt, 
Peteröburg, Parid mitgetheilt. In jenen erften Reden, welche vielfach 
ald ein Gegenſatz zu feinem jpätern politiichen Wirken gelten, wird 
man in wejentlichen Beziehungen die Grundzüge feines politiihen Cha— 
rafterd und jeiner Gejammtauffafjung bereitd deutlicy erfennen. Im 
Bezug auf die Entwidelung jeiner praftiichen Anjchauungen und 
Beitrebungen aber hat er jelbft darauf hingewiejen, daß er „im Laufe 
von 25 Jahren und zwar der beften Mannesjahre allerdings etwas 
zugelernt zu haben glaube.” Der Prozeß diefer Entwidelung in 
einer der wichtigften Beziehungen, nämlid in Bezug auf die deutiche 
Frage, ift im den Briefen aus jeinen diplomatifchen Lehrjahren flar 
erfennbar. 

Die erjten Jahre des Bismarckſchen Minifteriums, jene Jahre 
deö jchweren inneren Kampfes und der Vorbereitung für die großen 
politiihen Entſcheidungen mußten eine bejonderd jorgfältige Behand— 
lung erfahren. Dieje eriten Beftrebungen Bismards auf dem 
Gebiete der inneren und der äußeren Politif konnten in jenen 
Zeiten unter dem Drud der berrichenden Parteimeinungen nicht 
zur Geltung und Anerkennung, theilweiſe faum zur öffentlidyen 
Beachtung gelangen. Als aber nady den übermältigenden Er— 
folgen von 1866 der Umſchwung in der öffentlihen Stimmung 
eingetreten war, da nahmen die großen Errungenſchaften und deren 
weitere Geltaltung den Sinn des Volkes zu ausſchließlich in Anſpruch, 
ald daß eine nachträgliche eingehende Betrachtung des bis dahin zu= 
rüdgelegten Weges möglich geweien wäre. So ift denn eine 
unbefangene und volle Würdigung jener bodbedeut- 
jamen Zeit der Borbereitung und Grundlegung niemals 
eingetreten. Aber eine richtige Beurtheilung des Genied, der 
Thatfraft und der Leiltungen des Fürften Bismard ift nicht 
möglid ohne die volle Einfiht in die Schwierigkeiten, welche er 
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in jenen erften vier Jahren im Innern und nad Außen zu über 
winden hatte, ohne die eingehende Erinnerung an die parlamen- 
tariihen Kämpfe und Stürme, die er zu beftehen hatte, um die 
neuen Heeredeinrichtungen, dieje Grundlage und Borbedingung aller 
Ipäteren Erfolge zu retten und aufredt zu erhalten, — ohne die 
näbere Kenntniß der ganzen diplomatiihen Umſicht, Kunft und 
Energie, womit er inmitten jenes inneren Kampfes von Erfolg zu 
Erfolg aufftieg, von dem „Feldjäger“ bis zur Löſung der Schleöwig- 
Holfteinijchen und der deutichen Frage. 

In diefem Abſchnitt, gleihlam der Vorgeſchichte der eigentlichen 
Aera Bis marckſchen Ruhmes, erihien es auch beſonders nothwendig, 
den Thaten und Aeußerungen des Staatsmannes die Urtheile der dama— 
ligen öffentlichen Meinung und der parlamentariſchen Gegner, die ſeine 
Action zu lähmen und zu hemmen ſuchten, gegenüberzuſtellen, um auch 
hierin einen Maßſtab zur Beurtheilung der Schwierigkeiten zu geben, 
die er zu überwinden hatte. 

Die diplomatischen Berhandlungen vor und nad dem Kriege 
von 1866, die Aftenjtüde über die Kompenjationspolitif Frankreichs, 
\owie über die verjchiedenen Phajen der auswärtigen Politif bis zum 
franzöftichen Kriege find auf Grund aller vorhandenen amtlichen 
Publicationen in möglichſter Vollſtändigkeit und im überfichtlicher 
Sruppirung mitgetheilt. 

Einen bedeutenden Theil dieſes eriten Bandes nimmt endlid) 
die Wirkſamkeit Bismards zur Gründung und Ausbildung des 
Norddeutihben Bundes und zur gleichzeitigen jorglichen Pflege 
der Beziehungen zu Süddeutihland bis zur Zeit der nationalen 
Grfüllung ein. Alle Schritte und Aeuferungen ded großen Staatö- 
manned im jener Zeit, von den Ariedenöverträgen und den gleidyzeis 
tigen Schutz- und Trugbündniffen mit den ſüddeutſchen Staaten, 
von den erften Erklärungen über Wejen und Geiſt der Bundeöver- 
faffung und über die Beziehungen zwilchen Nord: und Süddeutichland 
bis zu der denfwürdigen Nede über den Beitritt Badend zum Nord» 
deutihen Bunde find umvergänglicde Zeugniffe und Denfmäler einer 
Klarheit, Kolgerichtigfeit und Sicherheit in der Auffaljung und Be— 
handlung der höchſten nationalen Aufgaben, wie fie in ähnlicher 
Weile faum von irgend einem Staatsmanne vorhanden jein dürften. 

Neben den eigentlichen amtlichen Aeußerungen und Aftenjtüden 
find zur orientirenden Bezeihnung der Situation hier und da halb» 
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amtliche Notizen und Beiprehungen, beionderd aus dem „Staatdan- 
zeiger" und aus der „Provinzial= Correöpondenz” binzugenommen. 
Die betreffenden Gitate mamentlih aus den erften Regierungs- 
jahren dürften auch injofern von Intereſſe fein, ald aus denjelben 
Far hervorgeht, wie der nationale Geift der auswärtigen Bis- 
mardihen Politif vom erjten Augenblid an und bejonders jeit 
der Zeit ded Frankfurter Fürftentaged und während der Schledwig- 
Holiteiniihen Kriſis jo beftimmt und offen, ald ed nad 
Lage der Verhältniſſe möglidh war, angedeutet und an= 
gekündigt worden ift. Wenn dieje Andeutungen damald unter dem 
Einfluffe des inneren Zwiſtes feinen Glauben fanden und feine 
Wirkung übten, jo erſcheint e8 für ein richtiged Gejammtbild der 
politiichen Wirkfjamfeit Bismardd um jo unerläßlicher, jene authen- 
tiihen Zeugniffe für jein uranfängliches und konſequentes nationales 
Streben zu bewahren. 

Der zweite Band ded Buches wird die Zeit vom Ausbrud 
des franzöfiichen Krieges bid zur unmittelbaren Gegenwart umfaffen 
und joll nod im Laufe diejed Jahres ericheinen. 

Der Berfaffer hält es ſchließlich für jeine Pflicht, ausdrücklich 
zu bemerfen, dab Fürft Bismard jelbjt von dem Unternehmen 
und von der Ausführung deijelben biöher feine Kenntniß hat. 


Berlin, im März 1878. 


Ludwig Hahn. 
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Fürft Bitmard. 1 


\, Dar dem Eintritt ins öffentliche Leben, 


1815. 1. April. Otto Eduard Leopold von Bismard — zu 
Schönhaufen in der Altmark geboren. 


Die Aeltern: Rittmeifter a.D. Karl Wilhelm Ferdinand 
von Bismarck auf Schönhaujen (geb. 13. November 
1771) — und 


Luiſe Wilhelmine von Bidmard, geb. Menken (Tochter 
des Kabinetsraths Menken (geb. 24. Februar 1790). 


Das Geſchlecht der Bismard (urjprünglich Biſchofsmark, Biscopesmart) 
wert in der Stabt Stendal, — der Ältefte nachweisbare Ahnherr Herbort 
(Herbert) Bismard um 1270. 

Klaus von Bismard erhält vom Markgrafen Ludwig dem Aelteren im 
Jahre 15 das Schloß Burgftall: die Bismard eine der „ſchloßgeſeſſenen“ 
Familien der Marl. 

Im Jahre 1562 vertaufchen die Bismard dur einen im Jagdſchloß zu 
segingen mit dem Kurprinzen Johann Georg abgeichloffenen Bertrag Burgjtall 
mit dem Amt und Dorf Schönbaujfen. : 

Auguft Friedrih von Bismard (Oberft in der Armee Friedrich bes 
Soßen, 1742 in der Schlacht bei Ezaslau verwundet, wenige Tage darauf von 
Amediihen Hufaren auf dem Wagen erichoffen) hatte durch Heirath und Ver— 
tung die Güter Külp, Jarchelin und Kniepbof bei Naugarb in Pommern 
erhalten; — nach jeinem Tode werben die Befigungen in der Altmark und in 
Fommern unter die Söhne getbeilt, Karl Alerander, der Großvater des jpäteren 
Reihstanzlers, erbält Schönbaufen. 


Die Geihwifter: von vier älteren Kindern waren 
ein Sohn und eine Tochter vorher geftorben, ein anderer 
Sohn ftarb im Jahre 1822, — der am Leben gebliebene 
ältere Sohn Bernhard (geb. 1810) ift Kammerherr, Ge- 
beimer Regierungsrath und Yandrath des Kreiſes Naugard, 
Rittergutöbefiger auf Külp und Jartchelin. Eine jüngere 
Schweſter Malwine (geb. 1827) ift jeit 1844 mit dem 


Kammerbherm Döfar von Arnim auf Kröchelndorf vermähft. 
1* 
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1816. Ueberſiedelung der Familie von Schönhaufen nad Kniep- 
bof in Pommern in Folge der Erbſchaft der Güter Kniephof, 
Sardelin und Külp. 

1821— 1827. Otto von Bismard in der Erziehungsanftalt des 
Profeffor Plamann in Berlin. 

1827— 1830. Auf dem Friedrich-Wilhelms-Gymnaſium in Berlin. 

1830. Dftern. Einſegnung durch Schleiermaher in der Drei- 
faltigfeitöfiche zu Berlin. 

1830 — 1832. Auf dem Gymnafium zum grauen Klofter in 
Berlin, in Penfion bei Dr. Bonnell (jpäterem Direktor des 
Merderihen Gymnafiums). 

1832. Abiturienteneramen. 

1832 — 1835. Als Student der Jura und Kameralia auf den 
Univerfitäten Göttingen, Berlin und Greifswald. 

1835. Audcultator beim Stadtgeriht zu Berlin. 

1836. Regierungd- Referendariud in Aachen. 

1837. Bei der Regierung in Potsdam. 

1838. Einjähriger Freiwilliger bei den Gardejägern. 

Auf der landwirthichaftlihen Akademie zu Eldena. 
Bei den Greifdwalder Jägern. 

1839. Otto von Bismard übernimmt das Rittergut Kniep- 

hof, — der Vater geht wieder nah Schönhaufen. 
Tod der Mutter. 

1840. 15. Oftober. Zur Huldigungsfeier König Friedrich 
Wilhelms IV. mit dem Vater in Berlin. 

1842. Dffizier in der Landwehr- Kavallerie. 

Die Rettungsmedaille für die Rettung eines Reit— 
knechts aud dem See zu Lippehne. 

1843. Arbeit bei der Negierung zu Potsdam. 

1845. 22. November. Tod des Vaters. 

Uebernahme des Stammgutes Schönhaujen. 

1846. Deihhauptmann in der Altmarf. 

Aus einem Schreiben an die Schweiter Frau v. Arnim 
(25. Februar 1846): 


„Ih fol bier mit der gewichtigen Charge eines Deihhauptmannd 
befleidet werden; auch habe ich ziemlich fichere Ausficht in den fächftichen 
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(d. 5. nicht den Dresdener) Tandtag gewählt zu werden. Die Annahme 
der erjten Stelle wiirde entfheidend für die Wahl meines MWohnfiges, 
bier, fein. Gehalt ift weiter nicht dabei, aber die Verwaltung der Stelle 
ift von Wichtigkeit für Schönhaufen und die anderen Güter, indem von 
ihr e3 vorzugsmeife abhängt, ob wir gelegentlich wieder unter Wafler 
fommmen oder nicht. Auf der anderen Geite dringt mein Freund ** in 
mich, der mich durchaus nach Dftpreußen ſchicken will, als Sr. Majeftät 
Commiſſarius bei dortigen Meliorationg- Arbeiten. 

Bernhard redet mir wider Erwarten fehr zu, nad Preußen zu 
gehen. möchte wifjen, was er fich dabei denkt. Er behauptet, ich Ki 
nah Neigung und Anlage für den Staatsdienft gemacht und würde 
früher oder jpäter doch hineingehn. 


1847. 28. Juli. VBermählung mit Fräulein Johanna 
von Puttfammer, geb. 11. April 1824 — einzigen 
Tochter des Nittergutöbefigerd Heinrih von Puttkammer 
auf Viatlum, und Luitgarde geb. von Glajenap. — 

Hochzeitsreiſe. — Venedig. — Borftellung bei König 
Friedrich Wilhelm IV. 


?, Bismarks politiſche Anfünge auf dem 
Vereinigten Landinge, 


1847. 3. Februar. Allerhöchftes Patent wegen Berufung des 
Vereinigten Landtags. 

Der Deihhauptmann von Bismard-Schönhaufen 
wird vom ſächſiſchen Provinzial Landtage zum Stellver- 
treter des Abgeordneten für den Bereinigten 
Landtag gewählt, — und in Folge der Erkrankung 
des Abgeordneten einberufen. 


17. Mat. Erftes Hervortreten Bismard’d im Vereinigten 
Landtage. 


Heber die Bolksbewegung von 1813. 


(Nah Abg. v. Saufen): „Es wird mir ſchwer, nad) einer Rede, 
die von fo edler Begeifterung diktirt war, das Wort zu ergreifen, um 
eine einfache Berichtigung anzubringen. Auf die übrigen Theile der Rede 
einzugehen, halte ich erjt an der Beit, wenn von politifchen Fragen die 
Nede fein wird. Fur jegt fühle ich mic gedrungen, dem zu widerjprechen, 
was auf der Tribüne ſowohl, als Fe dieſes Saales, jo oft laut 
geworden ift, ald von Anfprücen auf Verfafinng die Rede war: als ob 
die Bewegung des Volkes von 1813 andern Gründen zugefchrieben werden 
müßte, und es eines andern Motiv bedurft hätte, al3 der Schmach, daß 
Fremde in unferm Lande geboten. (Kautes Murren.) Es heit, meines 
Erachtens, derNationalehreeinen ſchlechten Dienft ermweifen, 
wenn man annimmt, daß die Mißhandlung und Erniedrigung, 
die die Preußen durch einen fremden Gemalthaber erlitten, 
nicht hinreihend gemwefen feien, ihr Blut in Wallung zu 
bringen und durd den vaB gegen die Fremdlinge alle anderen 
Gefühle übertäubt werden zu lafjen.* (Großer Lärm. Mehrere 
Abgeordnete bitten um's Wort.) 
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Beitere Aeußerung (nah Abg. Siebig): „Ich kann allerdings 
wicht in Abrede ftellen, daß ich zu jemer Zeit nicht gelebt habe, und es that 
mir ſtets aufrichtig leid, daß mir e8 nicht vergünnt geweſen, am diefer 
Bewegung Theil zu nehmen; ein Bedauern, das vermindert wird durch 
die Aufflärung, die ich fo eben Über die damalige Bewegung empfangen 
babe. Ich habe immer geglaubt, daß die Anechtiiheft, gegen die damals 
gekämpft wurde, im Außlande gelegen habe; fo eben bin ich aber belehrt 
worden, daß fie im Inlande gelegen hat, und ich bim nicht fehr dankbar 
für diefe Aufflärung.“ (Einige Stimmen: Bravo!) 


Heber den monarchiſchen Rechtsboden in Preußen. 


1. Juni. Aeußerung bei der Berathung über die Periodicität des 
Landtages: r 


(Nah Abg. v. Aldenhofen): „Ich will mich nicht bemühen, die 
derſchie denen Rechtsboden, auf denen fich Feder von uns zu befinden glaubt, 
in Bezug auf ihre Solidität zu unterfuchen; ich glaube aber: aus der De- 
batte und aus Allem, was ich von der Verhandlung über die uns vor- 
liegende Frage gehört habe, hat ſich herausgeſtellt, daß eine verfchiedene 
Auffaffung und Deutung der älteren ftändijchen — —— möglich und 
faktiſch vorhanden war, nicht blos unter Laien, ſondern auch unter ge— 
wiegten Juriſten, und daß ſehr fraglich iſt, was ein Gerichtshof, wenn 
einem ſolchen dieſe Frage vorläge, entſcheiden würde; unter ſolchen Um— 
ſtänden geben allgemeine Rechtsregeln das Auskunftsmittel der Deklaration. 
Dieſe Deklaration ift ung implicite geworden durch das Patent vom 3. Fe— 
bruar d. J.; dadurch hat der König dahin dellarirt, daß die allgemeinen 
Verſprechen der früheren Gefete feine anderen gemefen feien, als dieje- 
nigen, melde das iebige Gejeg erfüllt. Es zeigt fich, daß diefe Defla- 
ration von eimem Theile der Berfammlung für unrichtig gehalten wird; 
das ift aber ein Schidjal, welches fie mit jeder Deffaration theilt. Jede 
Deklaration wird von demjenigen Theile, defien Meinung ſie nicht be» 
fätigt, für unrichtig gehalten werden, oder e8 müßte die frühere Ueber— 
zeugung nicht eine aufrichtige gewefen fein. Es fragt jih nur, wer 
das Hecht bat, eine authentifche, rehtöperbindlihe Defla- 
ration zu geben. Meines Erachtens nur der König, und diefe 
Ueberzeugung liegt auch, wie ich glaube, im Rechtsbewußtſein unſeres 
Voltes. Denn wenn geftern ein Herr Abgeordneter aus Königsberg die 
Anfiht ausgeſprochen —* es habe ſich ein dumpfes Mißvergnügen in 
der Vollsſtimmung gezeigt bei der Bekanntmachung des Patents vom 
3. Februar, ſo muß ich dagegen erwidern, daß ich die Majorität des 
ang he Bolfes nicht repräfentirt finde in den DVerfammlungen auf 
dem Böttcheröhöfchen. (Murren.) Ich kann in unartikulirten Qauten feine 
Widerl deſſen finden, was ich angeflihrt, — eben fo wenig in den 
Federtielen der Zeitungskorrefpondenten, auch nicht einmal m einer Fraktion 
der Benöllerung größerer Provinzialftädte. Es iſt ſchwer, die Volls— 
meinung zu erfennen; ich glaube, fie am einigen Orten der mittleren 
Provinzen erlannt zu haben, und diefe iſt noch die alte Preußiſche 
Bollsmeinung, der ein Königsmort mehr gilt, als alles 
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Deuten und Drehen an dem Buchſtaben der Gejege Es ift 
eftern eine Parallele gezogen worden zwijchen der Art, mie das englijche 
olE im Jahre 1688, nad der Vertreibung Jacob's II., feine Rechte zu 

wahren gewußt, und der Art, wie das Preußifche Volk jest feine Rechte 
ur Anerkennung bringen könne. Parallelen mit dem Auslande haben 

immer etwas Mißliches; es ift uns hier fhon Rußland als Mufter der 
religiöfen Duldung aufgeftellt, e8 find ung die franzöfifhen und däniſchen 

Finanzen als Vorbilder einer geordneten Verwaltung empfohlen worden. 

Um zurüdzufommen auf das ‘jahr 1688 in England, jo muß ich die 

—* Verſammlung, und namentlich einen geehrten Abgeordneten der 
chleſiſchen Landgemeinen, um Nachſicht bitten, wenn ich hier wieder über 

ein Faktum ſpreche, was ich nicht ſelbſt erlebt habe. Damals befand ſich 

das englijche Volk in einer anderen Yage, al3 heutzutage das preußijche; 
es war durd ein manner von Revolution und Bürgerkrieg in die 

Fage gefommen, eine Krone vergeben zu fünnen und Bedingungen daran 
u fnüpfen, die Wilhelm von Oranien annahm. Dagegen waren die 

Breußifhen Monarhen niht von des Bolfes, jondern von 

Gottes Gnaden im Bejige einer faktiſch unbeſchränkten Krone, 

von deren Rechten ſie freimillig einen Theil dem Volke ver— 

lieben haben: ein Beijpiel, welches in der Geſchichte felten ift. 

Ich will den Rechtspunkt verlaffen und die Frage — ob es 
nützlich oder wünſchenswerth ſei, eine Veränderung in der Geſetzgebung, 
wie ſie heute beſteht, zu begehren oder zu beantragen. Ich ſchließe mich 
ſelbſt der Ueberzeugung, die ich bei der Majorität * Verſammluug vor⸗ 
ausſetze, an, daß die Periodizität zu einer wahren Lebensfähigkeit dieſer 

Verſammlung nothwendig iſt; eine andere Frage iſt aber, ob wir dies 

jetzt auch im Wege der Petition begehren wollen. Nachdem die Patente 

vom 3. Februar einmal emanirt worden find, glaube ich nicht, daß es 
dem Könige willlommen fein kann, und daß es in unjerer Stellung als 

Stände liegen kann, fchon jegt mit einer Petition auf Abänderung der- 

jelben hervorzutreten. Laſſen wir mwenigjtens das Gras dieſes Sommers 

darüber — Der König hat wiederholt geſagt, er wünſche nicht ge— 
drängt und —— zu werden; ich frage aber die Verſammlung, was 
thun wir anders, als daß wir ihn dräugen und treiben, wenn wir jetzt 

Ihon dem Throne mit Bitten um Abänderung der Gejeßgebung nahen ? 

Dem Gewicht diefer Betrachtung, bitte ich die 2 Berjammlung, noch 

einen anderen Grund Hinzuzufügen. Es ıjt gewiß befanut, wie viele trübe 

Borherfagungen Seitens der Gegner unferer Berfaffung daran gelnüpft 

worden nd dag das Gouvernement fih durch unfere Stände in eine 

Pofition gedrängt ſehen werde, die es freimillig einzunehmen nicht für 

a befunden haben würde. Wenn ich aber auch nicht annehme, daß das 
ouvernement fi drängen laſſen werde, jo glaube ic) doch, daß es im 

Intereſſe dejfelben liegt, auch den allergeringften Schein der Unfreiwilligteit 

einer Konzeſſion zu vermeiden, und daß e3 in unjer Aller Intereſſe liege, 

den Feinden Preußens nicht die Freude zu gönnen, daß wir durd) eine 

Petition, ein Votum, das wir als Vertreter von 16 Millionen Unter: 

thanen einreihen, einen Schein von Unfreiwilligfeit auf eine ſolche Kon— 

zefton werfen. Die nächte Wiederfehr der Verſammlung iſt gefichert, und 
die Krone hat dadurch die ſchöne Stellung, daß fie 4 Jahre oder aud) 
während eines kürzeren Zeitraums in der Yage ıft, vollfommen freiwillig 
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und umgebeten die Initiative in dem ergreifen zu können, maß jet ge- 
wünjht wird. Num frage ich, ob dem Auslande gegenüber der Bau un- 
jerer Berfafjung nicht feiter dafteht, ob das Gefühl der Befriedigung auf 
allen Seiten im Inlande nicht ein höheres jein wird, wenn und ein 
iofher Fortbau der Berfaffung durch die Initiative der Krone gegeben, 
ald wenn er von uns begehrt wird. Gejtern hat ein Abgeordneter aus 
Vreußen, wenn ich nicht irre, aus dem Neuftädter Sreife, eine Aeußerung 
getban, die ich nur fo auslegen konnte, als liege es in unferem Intereſſe, 
die Blume des Vertrauens, als ein Unkraut, weldes und 
Sindert, den fahlen Reht3boden in feiner ganzen Nadtheit zu 
ſehen, auszureißen und bei Seite zumerfen. Ich fage mit Stolz, 
dag ich mich eimer folhen Anficht nicht anfchliegen kann. Wenn ich 
10 Jahre rüdmwärts blide und das, was im Jahre 1837 ge— 
proben und 5 wurde, mit dem vergleiche, was jetzt 
bier von den Stufen des Thrones dem ganzen Vollke zuge— 
rufen wird, jo glaube id, haben mir vielen rund zum Ber- 
trauen in die Abſichten Sr. Majeftät. (Einige Stimmen: Bravo!) 


Preußen ein chriſtlicher Staat. 


15. Juni. Aus der Rede bei der Berathung über das Judengejep. 


„Wenn ich heute diefe Stelle betrete, fo geſchieht e8 mit größerer 
Befangenheit al3 jonft. ch muß öffentlich bekennen, daß ich einer Richtung 
angehöre, die der geehrte Abgeordnete von Krefeld geftern als finfter und 
mirtefalterlich bezeichnete, derjenigen Richtung, welche es nochmals wagt, 
der freieren Entwidelung des Chriſtenthums, wie fie der Abgeordnete von 
Krefeld für die einzig wahre hält, entgegen zu treten. Ich kann ferner 
nicht — daß ich jenem großen Haufen angehöre, welcher, wie der 

ehrte Abgeordnete ans Poſen bemerkte, dem intelligenteren Theile der 

ation gegemüberfteht und diefem intelligenteren Theile in, wenn mein 
Gedächtniß mic nicht täufcht, ziemlich geringichägender Art entgegengejegt 
wurde, dem großen Haufen, welcher noch an Vorurtheilen klebt, die er 
mit der Muttermilch eingejogen hat, dem Haufen, welchem ein Chriften- 
tbum, das über dem Staate fteht, zu hoch ift. 

Ich gehe zur Sache jelbft über. Die meiften Redner haben über dag 
porliegende Gelet fi) weniger ausgefproden, als über die Emancipation 
im emeinen. ch folge diefem Wege. Ich bin fein Feind der Juden, 
und wenn fie meine Feinde fein folten, jo vergebe ich ihmen. Ich Tiebe 
fie jogar unter Umftänden. Ich gönne ihnen auch alle Rechte, nur nicht 
dad, im einem hriftlihen Staate ein obrigkeitliches Amt zu befleiden. Ueber 
den Begriff eines chriftlihen Staates haben wir von dem ia Minifter 
des Schatzes und von einem anderen Herren auf der Minijterbanf Worte 
gehört, die ich faſt ganz unterfchreibe; dagegen haben wir auch geftern gehört, 
dab der hriftlihe Staat eine müßige —* eine Erfindung neuerer 
Staatsphiloſophen ſei. Ich bin der —— daß der Begriff des 
hriſtlichen Staates fo alt ſei, wie das ci-devant heilige römiſche 
Reich, fo alt, wie fämmtliche europäiſche Staaten, daß er gerade der 
Boden jei, in welchem dieje Staaten Wurzel gejhlagen 
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haben, und daß jeder Staat, wenn er feine Dauer geſichert 
fehben, wenn er die Berehtigung zur Eriftenz nur nachweiſen 
will, fobald fie beftritten wird, auf religiöjer Grundlage fich 
befinden muß. la Yang entered Ben Gottes Gnaden“, 
weldhe hriftlihe Herrjher ihrem Namen beifügen, fein leerer 
Schall, fondern ich ſehe darin das Belenntniß, daß die Fürften 
das Scepter, was ihnen Gott verliehen hat, nad Gottes 
Willen auf Erden führen wollen. Als Gottes Wille kann ich aber 
nur erfennen, was in den chriftlihen Evangelien offenbart worden ift, und 
ih glaube, in meinem Rechte zu fein, wenn ich einen folden Staat 
einen Hriftliden nenne, welcher fi die Aufgabe geftellt hat, 
die Yehre des Chriſtenthums zu realifiren, zu vermirfliden. 
Daß die unferem Staate nicht in allen Beziehungen gelingt, das hat 
eftern der geehrte Abgeordnete aus der Grorfdaft Mark in einer mehr 
Sarffinnigen, als meinem religiöfen Gefühle mwohlthuenden Parallele 
mwiihen den Wahrheiten des Evangeliumd und den Paragraphen des 
— dargethan. Wenn indeß auch die Löſung nicht immer gelingt, 
ſo glaube ich doch, die Realiſirung der chriſtlichen Lehre ſei der Zweck des 
Staates; daß wir aber mit Hülfe der Juden dieſem Zwecke näher kommen 
jollten als bisher, kann ich nicht glaubeu. Erkennt man die religiöfe Grund— 
lage des Staates überhaupt an, fo, glaube ich, fan dieje Grundlage 
bei ung nur das Chriftenthum fein. Entziehen wir diefe religiöfe 
Grundlage dem Staate, fo behalten wır als Staat nidhts al 
ein a Aggregat von Rechten, eine Art Bollwerk gegen 
den Krieg Aller gegen Alle, welchen die ältere Philofophie auf- 
a hat. Seine Gefeggebung wird ſich dann nicht mehr aus dem 
rquell der ewigen Wahrheit regeneriren, fondern aus den vagen und 
mwandelbaren Begriffen von eg wie fie fich gerade in den Köpfen 
derjenigen, welche an der Spige ftehen, geftalten. Wie man in folchen 
Staaten den Ideen, 3.3. der Kommuniſten über die Jmmoralität des 
Eigenthungs, über den hohen fittlihen Werth des Diebitahls, als eines 
Verſuchs, die angeborenen Rechte der Menjchen herzuftellen, das Recht, 
fi geltend zu machen, beftreiten will, wenn fie die Kraft dazu in ſich 
fühlen, ift mir nicht far; denn auch diefe Ideen werden von ihren Trägern 
für human gehalten und zwar als die rechte Blüthe der Humanität an- 
gejehen. Deshalb, meine Herren, [hmälern wir dem Volle 
nicht . Ehriftenthbum, indem wir ihm zeigen, daß es für 
feine Gefeggeber nicht erforderlich fei; nehmen wir ihm nicht 
den Glauben, daß unſere Gejeggebung aus der Quelle des 
Ehriftenthbums ſchöpfe, und daß der Staat die Realifirung des 
A rege bezwede; wenn er aud dieſen Zweck nit immer 
erreidt. — — — —“ 


3. Mad) den Märztngen 1848. 


Bie Stellung der Royaliften zur neuen Sage. 


1848. 2. April. Aeußerung bei der Adreßdebatte im Zweiten 
Vereinigten Landtage. 


Ich bin einer der wenigen, welche gegen die Adreſſe ftimmen werden 
und ich habe um das Wort nur deßhalb gebeten, um diefe Abſtimmung 
zu motiviren und Ihnen zu erklären, dag ich die Adrefje, inſoweit 
te ein Programm der Zufunft ift, ohne Weiteres acceptire, 
aber ausdemalleinigen Grunde, weilih mir nicht anders helfen 
fann, — nicht freiwillig, jondern durdh den Drang der Um— 
Hände getrieben, thue ich e3; denn ich habe meine Anficht feit den 
6 Monaten nicht gemechjelt; ich will glauben, daß dieſes Minifterium 
dad einzige ift, welches uns auch aus der gegenwärtigen Yage einem ge— 
ordneten umd gejegmäßigen Zuftand zuführen kann, und aus diefem Grunde 
werde ich demjelben meine geringe Unterftügung itberall widmen, wo es 
ur möglich if. Was mich aber veranlaßt, gegen die Adreffe zu ſtimmen, 
find die Aeußeruugen von Freude und Dank für das, was in den legten 
Zagen ra it; die Vergangenheit ift begraben und ich be- 
dauere es ſchmerzlicher als viele von Ihnen, daß keine menſch— 
ide Macht im Stande ift, fie wieder zu erweden, nahdem 
die Krone felbjt die Erde auf ihren Sarg geworfen hat. Aber 
wenn ich dies, durch die Gewalt der Umftände gezwungen, acceptire, jo 
mil ih doch nicht aus meiner Wirkfamkeit auf dem Vereinigten Yandtage 
mit der Lüge jcheiden, daß ich fir dies danken und mich freuen foll über 
das, was gi mindeftens für einen irrthümlichen Weg halten muß. Wenn 
es wirflih gelingt, auf dem neuen Wege, der jegt einges 
ſchlagen ift, ein einiges deutfches Vaterland, einen glücklichen 
oder auch nur gefegmäßig geordneten Zuftand zu erlangen, 
dann wird der Augenblid gelommen jein, wo ich dem Urheber 
der neuen Ordnung meinen Dank ausſprechen kann, jegt aber 
ift es mir nicht möglich.“ 


1849. Februar. Wahl zum Abgeordneten der Zweiten 
Kammer für Welt Havelland. 
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MWahlrede in Rathenow: 


— — „jeder der e3 aufrichtig mit dem Baterlande meint, der muß 
jest die Regierung auf dem von ihr eingejchlagenen Weg unterftügen, um 
die Repolution, die und Alle bedroht, zu befämpfen. Sie würden viel- 
feicht beffer thun, wenn Sie Einen aus Ihrer Mitte wählten, etwa einen 
von den Herren Fabrifanten oder Kaufleuten, der Ihre Verhältnifje kennt 
und das Intereſſe feiner Vaterſtadt beffer vertreten würde, als ich es 
vermag. Wenn Sie einen foldhen finden, der zugleih unabhängig und 
unparteitfch genug ift,; um die Sache des Yandes über jedes andere In— 
tereffe zu ftellen, und dem feine Privatverhältniffe erlauben, ihr in diejem 
Augenblide feine ganze Thätigfeit zu widmen, dann trete ich zurück.“ — 

— — „Benn Ei aber in der Kammer einen Bertreter wünjchen, 
der feft entjchloffen ift, die Sache des Vaterlands zu feiner eigenen zu 
machen, ihr mit redlihem Willen aus vollem Herzen und ganzen Kräften 
Br dienen, und deſſen nächſtes Streben ——— gerichtet ſein wird, 

te alten Bande des Vertrauens zwiſchen der Krone und dem 
Bolfe wieder fefter zu fnüpfen, damit Gejeg und Ordnung 
walte, der Wohlftand und das gemeinjame Intereſſe aller 
friedlihen Bürger gefördert werde, dann richten Sie Ihr Auge 
auf mich. Das find meine Anfichten; wenn Sie mit mir einverftanden 
find, bitte ih um Ihre Stimme.“ — — 


Neden in der zweiten Kammer. 


21. März. Gegen die Aufhebung des Belagerungszuftandes 
in Serlin. 

„sn dem Augenblid, wo die Abgeordneten des ganzen Yandes ver- 
fammelt find, um über die Grundlagen unjerer politiichen und fozialen 
lerne zu berathen, ſcheint es mir gar wicht von Erheblichkeit, ob die 

erliner die „Zeitungshalle“ und die „ewige Lampe“ lefen oder ihre Klubs 
halten. Dieſe lokalen Bedürfniffe einiger Berliner treten ganz in den 
Hintergrund gegen das allgemeine Bedürfniß des Yandes, dag dieſe Ver- 
fanımlung gegen jede Störung gefichert fei und jedes Mitglied feine und 
feiner Wähler Meinung unummunden ausfprechen könne, ohne Inſulten 
von Seiten Anderddenfender auf der Straße ausgejegt zu fein. Eine Be- 
einträchtigung der Freiheit unjerer Berathungen kann ich nun in dem Be— 
lagerum Sauflande nicht finden, es jet denn, daß man die Freiheit ein- 
einer era darunter verftehe, ihre Anfichten durch tumultuarifche 

emonftrationen auf der Straße zu unterftügen ıc, Die ungezügelte 
Preßfreiheit und das Berjammlungsreht ohne Kontrolle 
find anticipirte Bruchſtücke eines zufünftigen Rehtszuftandes, 
Bruchſtücke, welde, wo ihnen die Ergänzung durd Repreifiv. 
ejege fehlt, jede Regierung zu einem fortwährenden Kriegs— 
Pub gegen den Aufruhr nöthigen. Wir haben im vorigen Sommer 
gefehen, wenn das Feuer der berliner Straßenpolitif durch den Wind der 
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Blafatenpreffe und der Klubs angefacht wurde, fo gab ed Auftritte, die 
zu den ſchmachvollſten in der preußiichen Geſchichte gehören und gegen 
welche die Geſetze fich machtlos ermwiefen. Ich berufe mich auf das Zeugniß 
der Herren von Kirchmann und Temme, melde damals ald Königliche 
Brofuratoren, wenn ich mich nicht irre, felbft zugaben, daß die beftehenden 
Gejege nicht ausreichen, den Unordnungen, über welche bei ihnen geflagt 
wurde, zu ftenern! Ich kann in Betrachtung diefer Zuftände dem Mini— 
ferium num meinen Dank ausjprechen, daß ed durch erceptionelle Maß- 
regeln unſere Freiheit gefhügt hat, und dieſen Dank theilen unter An» 
deren mehrere Taujend Berliner, die Unterzeichner diefer Petition um 
Nihtaufhebung des Belagerungszuftandes, welche ich mir erlaube, auf den 
Tiih des Haufes niederzulegen. Sie werden daraus erjehen, daß es eine 
unrihtige Angabe ift: „Das Volk von Berlin will die Aufhebung des 
Belagerungszuſtandes.“ 

Meine Herren! Der beſitzende Theil des Berliner Volkes, der am 
meiſten und am ſchnellſten unter Störungen von Verkehr und Kredit 
leidet, iſt in dieſer Kammer, wie ich behaupte, gar nicht repräſentirt. Das 
haben die Berliner Wahlen zur erſten Kammer unwiderleglich bewieſen ꝛc. 
Es iſt fein Ausdrud im legten Jahre mehr gemißbraucht worden, 
als das Wort Boll. Jeder hat das darunter verftanden, was 
gerade im jeinen Kram paßte; gewöhnlid einen beliebigen 
Sans von Individuen, die ed ıhm gelungen war, für feine 
Anfıht zu gewinnen. Das wahre preußifhe Volk hat in der 
legten Zeit viel Geduld gezeigt und große Leichtgläubigkeit 

egen diejenigen, die fich feine Freunde nennen. Aber in der 

ee immung über die Adrefje, die und vorliegt, wird das Volk Material 
enug erhalten, ſich darüber aufzuflären, wer zwifchen ihm und feinem 
Frieden, wer zwifchen ihm umd jenem Rechte fteht.“ 


22. März. Gegen Bewilligung einer Amneſtie. 
(Rebellion und Humanität). 


„Die Gründe, welche mich bei diejer Frage leiten, find folgende: Die 
Begnadigung oder die Amneftie, oder melden anderen Euphemtsmus Sie 
anmenden wollen, ift ein Recht der Krone, deſſen Wefen gerade in freier 
und freimmilliger Ausübung befteht, wenn e8 überhaupt ein Recht bleiben 
fol. Forderte die Majorität diefer Verſammlung in diefem Augenblid 
die Amneitie von der Krone, jo würde es wenig mehr als die Erililung 
einer vorläufigen Bedingung fein, wenn die Krone darauf einginge. Der 
zweite Grund, welder mich beftimmt, mich gegen die Amneftie Fa u 
ft der, daß durch die wiederholten N nein das Rechtsbe— 
wußtjein im Volke auf das Tiefjteerjhüttert wird. In welchem 
Grade dies felbft bei den gebildetiten Ständen bereits der Fall fer, haben 
die Reden zweier Abgeordneten vor mir hinreichend bemiejen, indem der 
eine die Vorgänge nad dem 18. März v. J. fo ins Auge faßte, als fei 
die Obrigfeit von dem, was er Volk nennt, amneftirt worden, während 
es mir fcheint, daß der König die Rebellen amneftirt habe. (Aufregun 
auf der Pinten) (Rebellen!) Ja, meine Herren, Rebellen! Es wir 
dadurd im Volke die Meinung verbreitet, al3 ob das ganze Staatsredht 
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auf der Barrifade beruhe, al3 ob ein Jeder, dem ein Gejeg mißfällt, 
oder der e8 für ungerecht hält, das Recht habe, dies Geſetz als nicht vor— 
handen zu betrachten, — als ob ein Jeder, dem es gelingt, eine hinreichende 
Anzahl von Individuen, bewaffnet oder unbemwaffnet, zu ſammeln, bins 
reichend eine ſchwache Regierung einzufhüchtern und ihr zu imponiren, 
oder, wenn fie fich nicht einfchüchtern läßt, fie durch Barrifaden über den 
Haufen zu werfen, volllommen im Rechte wäre, Mein dritter Grund, 
weswegen ich gegen die Amneſtie bin, iſt ein bei den DBerathungen in 
den Abtheilungen bereit3 genannter, nämlich die Menſchlichkeit. Der 
Prinzipienftreit, welcher in diefem Jahre Europa in feinen Grundveften 
erjchiittert hat, ift ein folcher, der ſich nicht vermitteln läßt. Die Prinzi— 
pien beruhen auf entgegengejegten Grundlagen, die fi) von Haufe aus 
einander ausjchließen. Das eine zieht jeine Mechtsquelle angeblich” aus 
dem Bollswillen, in Wahrheit aber aus dem Fauſtrecht der Barritaden. 
Das andere gründet ſich auf eine von Gott —*— brigkeit, auf eine 
Obrigleit von Gottes Gnaden und ſucht ſeine Entwickelung in der orga= 
niſchen Anknüpfung an den verfaſſungsmäßig beſtehenden Rechtszuſtand. 
Dem einen dieſer Prinzipe find Aufrührer jeder Art heldenmüthige Vor— 
lämpfer für Wahrheit, Freiheit und Recht, dem anderen find fie Sebeilen, 
die unter Umftänden allerdings durch die Amneftie gegen den Arm der 
weltlichen Gerechtigfeit gejchügt werden können. Ueber dieſe Prinzipien 
wird nicht durch die parlamentariiche Debatte, nicht durch Meajorttäten 
von eilf Stimmen eine Entſcheidung erfolgen können; über kurz oder 
lang muß der Gott, der die Schlachten lenkt, die eifernen Würfel der 
Entſcheidung darüber werfen. (Beifall auf der Linken.) Es freut mich, 
meine Herren, daß Sie die Wahrheit meiner Worte anerkennen, und uns 
wenigitend wird dabei die Leberzeugung bleiben, dag wir in einem Kampfe 
geftritten haben, deſſen Preis von dem irdijchen Erfolge unabhängig ift. 
(Beifall.) Der Soldat faßt es nicht, daß er einen und denfelben Auf- 
rührer mehrmals gefangen nehmen joll und vorausfehen muß, daß derjelbe 
fih ihm immer von neuem gegenüberftellen wird; ich fürchte aljo, er wird 
weniger Gefangene machen und die weinerlihe Sentimentalität 
unjeres Jahrhunderts, weldhe in jedem fanatifhen Rebellen, 
in jedem gedungenen Barrifaden-Kämpfer einen Märtyrer 
findet, wird mehr Blutvergießen herbeiführen, als eine 
firenge und entfhlojjene Gerehtigfeit, wenn fie von Anfang 
an geübt worden wäre, hätte thun können.“ 


10. April. Zur Ablehnung der Deutſchen Kaiferkrone. 


„Die Erklärung, welche wir jo eben von dem Herrn Minifter- 
Präfidenten erhalten haben, beftärft mich um fo mehr in der Abficht, 
für den Antrag auf Tagesordnung zu ſtimmen. Es ift das viertemal 
feit unferer ns Mir Sigungszeit, daß und zugemuthet wird, 
unfere Anfichten und Gefühle über eine Frage auszudrüden, melde ver- 
fafjungsmäßig unferer unmittelbaren Entſcheidung und Beſchiußnahine für 
jet nicht unterliegt. Wir haben das erftemal in der Antwort auf die 
Thronrede über die deutſche Frage Gelegenheit — unſere Meinung 
zu ſagen. Nachher haben uns zwei Anträge des Abgeordneten von Vincke 
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Beranlafjung gegeben, nicht nur die Anficht der Berfammlung im Ganzen, 
igudern die einer jeden einzelnen YFraction in Anmejenheit des 
Minifteriums Sr. Majeftät des Königs auszufprechen. Seitdem ift meines 
Erachtens nichts vorgejallen, was den Stand der Dinge für und änderte. 
Denn die rechtloſen Beſchlüſſe, mit melden die National» Berfammlung 
m Frankfurt ihren Octroyirungs= Gelüften Nachdrud zu geben verjuchte, 
lann ich jür uns als vorhanden nicht anerkennen. Eben jo wenig kann 
ich zugeben, daß die Erklärungen von 28 Regierungen, welche zufammen 
5% Millionen oder, wie ich nachher nachweijen will, 4 bis 5 Prillionen 
Untertbanen haben. ... (Stimmen von der Pinken: „Unterthanen?“) 
Ja, Unterthanen..... diefer Regierungen, deren Miniſter eilig bemüht 
find, ihre märzerrungenen Stellungen mittelft der konſtituirten Anarchie, 
welche von Frankfurt aus dargeboten wird, unter Dach und Fach zu 
bringen, — daß, mie gejagt, diefe Erklärungen nicht hinreichend ſchwer 
ms Gewicht fallen, unjere Anfichten da zu ändern, wo es fich um die 
—— Preußens handelt. Ich kann aus dem Titel 5, der von den 
echten der Kammer handelt, nicht die Ueberzeugung entnehmen, daß es 
unjer Beruf ſei, das Land durch Adreſſen, Erklärung von Anfichten und 
Gefühlen zu regieren, daß es unfer Beruf jei, in Fällen, wo die Re— 
gierung Sr. Majeftät des Königs von den der Krone rejervirten Rechten 
einen Gebrauch macht, der einem Theile diejer Berjammlung mißfällt, 
daB e3 da unjer Beruf jei, auf die Regierung ein anhaltendes Feuer 
von Adrejfen, von Mißtrauensvoten zu eröffnen, bi8 das Minifterium 
die Flagge ftreiht. Wenn dad Minifterium fi) einem ſolchen Verfahren 
fügen wollte, dann würde es dadurch anerkennen, daß die: Erecutivgewalt 
direft auf die zweite Hammer übergegangen jei. Es würde anerkennen, 
dag die Miniſter nicht Beamte des Königs, jondern Beamte der zweiten 
Kammer jeien, und daß dem König einjtweilen die äußeren Zeichen der 
Macht Lediglich verblieben. E3 mag die von Bielen für conjtitutionell 
gehalten werden; ich halte das nur für conftitutionell, was verfaflungs- 
mäßig ift. In Preußen ift nur das conftitutionell, was aus der 
preußijchen Berjajjung hervorgeht. Mag in Belgien oder Frankreich, 
in Anhalt-Defjau oder da, wo der morgenröthliche Glanz der medlenbur- 
giſchen Freiheit jtrahlt, conftitutionell ſein, was da will; hier ift nur das 
conftitutionell, was auf der preußischen Berfafiung beruht. — Die preußifche 
Berfafiung vom 5. Dezember rechne ich nicht unter die vorzüglichften, von 
denen die Gejchichte Kachricht giebt; ihr Hauptvorzug ift, daß fie da ift. 
Sie läßt der Regierung faum den nothdürftigen Beftand derjenigen 
Rechte, ohne welche ſich überhaupt nicht regieren läßt. Auch fie erfennt 
das Prinzip an, daß der Einfluß einer jeden Vollsklaſſe in demjelben 
Maße ſteigen müſſe, im welchem ihre politiihe Bildung und Urtheils- 
fähigkeit abnimmt, und giebt damit ein ficheres Bollwerk gegen die 
Arütofratie der Intelligenz. Indeß, die Frankfurter Verfaſſung hat noch 
tiefer auß dem Brunnen der Weisheit jener Theoretifer gejchöpft, welche 
jet dem contrat social nichts gelernt und viel Sa, haben, — 
jener Theoretifer, deren Phantome uns in ſechs Monaten des vorigen 
Sommerd mehr an Blut, Geld und Thränen gefoftet haben, als ein 
dreimmddreigigjähriger Abjolutismus. 
Die Frankfurter Berfaffung bringt uns unter ihren Gejchenfen 
zuerft daS Prinzip der VBolfsjouverainetät, fie trägt den Stempel 
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derfelben offen auf der Stirn, fie erfennt es an in der ganzen Art, 
wie die franffurter Berfammlung uns diefe Berfaffung — ich würde mich, 
wenn ich zur Linken gehörte, des Ausdruds „octroyirt“ bedienen — fie 
fanctionirt das Prinzip der Bolfsjouverainetät am fchlagendften in dem 
Suspenfiv- Veto des Königs, was der geehrte Vorredner Camphaufen 
ausführlicher entwidelt hat, als ich e8 im Stande und geneigt bin, zu 
tbun. Die franffurter Berfaffung veranlaßt den König, 
feine bisher freie Krone als Lehn von der franffurter Ber- 
er anzunehmen, und wenn diefe Volksvertreter es 
dreimal bejhließen, jo bat der König und jeder andere 
Fürft, der Unterthban des engeren Bundespolfes geworden 
ift, aufgehört, zu regieren. 

Site bringt ung zweitens die direften Wahlen mit allgemeinem 
Stimmredt. Wenn die at bleiben follen, wie fie find, fo 
werden ungefähr auf einen Wahlbezirf, der zwei Abgeordnete wählen 
foll, 26,000 Urmähler im Durchſchnitt kommen. Ich Ma: ob irgend 
einer der rechten Seite fih im Stande glaubt, 26,000 Wähler, die zer— 
ftreut in den verfchiedenen Hütten und Bauerhöfen wohnen, parteimäßig 
u organifiren. Den Herren der linken Seite wird es vielleicht leichter 
Fein. Gern räume ich ein, fie organifiren mit mehr Gefchidlichkeit. 

Außerdem ift es leichter, fich darüber zu einigen, was man nicht 
will, als über da, was man bewahren oder an Stelle des jegt Vor— 
bandenen mill, namentlich jehr leicht iſt es, wenn man entfchlofjen ift, 
von allem Beftehenden gar nichts zu laſſen. 

Mande werden ten Troſt darin finden, daß die konſervative 
Partei einen Anhaltspunft am Staatenhaufe haben werde. Da finde 
ich nun aber, daß mir Preußen jchleht mweggefommen find. Preußen ſoll 
zum Staatenhauje 40 Abgeordnete nah Frankfurt ſchicken, alfo 1 auf 
400,000; die Baiern find ſchon mehr mwerth, da fommt auf 200,000 
einer; Weimar auf 120,000, Helen: Homburg auf 26,000, und Pichten- 
ftein, was jo viel Einwohner hat, als Schöneberg — bier vor dem 
Hallefhen Thore — würde im Staatenhaufe denjelben Einfluß ausüben, 
al8 die Mehrzahl der preußifchen Regierungs-Bezirke mit 400,000 und 
mehr Einwohnern. 

Das dritte Uebel, welches uns die franffurter Verfaſſung bringt, tft 
die jährliche Bewilligung des Budgets. Durch diefen Paragraphen ift es 
in die Hände derjenigen Majorität, die aus dem Lottofpiel dieſer direkten 
Wahlen hervorgehen wird, und welche nicht die mindefte Garantie bietet, 
daß fie urtheilsfähig oder auch nur von gutem Willen fein wird, — in 
die Hände diefer Majorität ift es gelegt, die Staat3-Mafchine in jedem 
Augenblid zum Stillftehen zu bringen, indem fie da8 Budget nicht wieder 
bemilligt, und jo als Konvent die ganze Königliche und jede andere Macht 
im Staate neutralifirt, und das jcheint mir im hohen Grade gefährlich. 

Die frankfurter Verfaſſung verlangt ferner von ihrem zufünftigen 
Kaijer, daß er ihr das ganze Deutjchland jchaffe, jo wie ed früher den 
deutjchen Bund gebildet hat. Es wird alſo der König, wenn er Satjer 
würde, genöthtigt fein, nah Defterreih u. f. m. Kaiſerlich Deutſche 
Kommiffare zu hiden. um dort das Zoll- und Münzmwefen u. ſ. m. zu 
reguliven, die dortigen Armeen in Eid und Pflicht j" nehmen und zu 
verbieten, eine öÖfterreichiiche Flotte anderswo zu halten, als in Fiume 
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oder längs der dalmatifchen Küfte — denn Trieft würde ein Reichshafen 
jein. Es wäre möglih, daß Oeſterreich oder ein Staat wie Baiern jich 
dem nicht unterwerfen möchte; dann würde der Kaifer genöthigt fein, die 
dortigen Fürjten als Rebellen zu behandeln, und etwa an die „Ihat- 
fraft* der Baiern gegen das Haus Wittelbah, oder an die Thatkraft 
der Hannoveraner gegen das Haus der Welfen zu appelliren. 

Das iſt e3 wohl, wohin uns die Herren von der Umjturzpartei haben 
wollen. (Große Heiterkeit auf der Linken.) Ich babe Niemand mit diefen 
Vorten bezeichnet, der hier im Saale anmejend ift. Es giebt außerhalb 
genug. (Heiterkeit) Die Herren von der äußerſten Linken in Frankfurt, 
deren Stimmen man durch ein Markten und Feilſchen mit Prinzipien, 
mad ıch nimmer billigen fann, in der Kaiferfrage erfauft hat, verlangen 
did. E83 wird nicht lange dauern, jo werden die Radikalen 
vor den neuen Kaijer hintreten mit dem Neihswappen und 
ihn fragen: glaubſt Du diefer Adler fei Dir gefhenkt? 

Hat uns die Unterwürfigfeit gegen Frankfurt doch ſchon zu der 
wunderlihden Erſcheinung geführt, dag Königl. Preuß. Truppen die Revo— 
Intion in Schleswig gegen den rechtmäßigen Yandesherrn vertheidigen, 
daß unjere öjtlihen Provinzen, in einem Streit um de3 Kaiſers Bart, 
in einer ächten Querelle allemande, zum zweiten Mal durch die Blofade 
zuinirt werden, während die Herren in Frankfurt gemüthlih von den 
Thaten unjerer Krieger in den Zeitungen lefen, mie weit hinten in Dä— 
nemarf die Bölfer auf einander jchlagen. 

sh halte es daher für unferer Aufgabe entjchieden widerftrebend, 
wenn wir die deutjche Frage dadurch noch mehr verwirren, daß wir in 
dem Augenblid, wo Europa anfängt, jih von dem Taumel der Revolution 

erholen, den franffurter Souverainetäts-Gelüſten, die gerade um ein 
* zu ſpät lommen, die Stütze unſerer Zuſtimmung leihen. Ich glaube, 
daß gerade dann, wenn wir ihnen unſere Unterſtützung ver— 
weigern, Preußen um fo eher im Stande fein wird, die 
deutjhe Einheit auf dem non der Regierung betretenen Wege 
berbeizuführen. Die Gefahren, welche ung dabei entgegenftehen Fönnten, 
fürdte ich nicht; weil das Recht auf unjerer Seite ift, und ſollten fie 
auch die gebräuchliche Ausdehnung eines Hederichen Putſches um das 
xhnfache überfteigen. Im ſchlimmſten Falle will ic aber, ehe id) 
ſehe, dag mein König zum Bajallen der politifchen Glaubens— 
genoffen der Herren Simon und Schaffrath herabfteigt, 
lieber, daß Preußen Preußen bleibt. Es wird als foldes 
ſtets in der Yage jein, Deutfhland Gejege zu geben, nicht, 
ſie von anderen zu empfangen. Meine Herren! Re babe ala Ab- 
geordneter die Ehre, die Chur: und Hauptjtadt Brandenburg zu vertreten, 
welche diejer Provinz, der Grundlage und Wiege der preußifchen Mo— 
narchie, den Namen gegeben hat, und fühle deshalb mich um jo jtärker 
verpflichtet, mich der Diskuffion eines Antrags zu widerjegen, welcher 
darauf hinausgeht, das Staatögebäude, welches Jahrhunderte des Ruhmes 
und der Baterlandsliebe errichtet haben, mwelches von Grund auf mit dem 
Blute unſerer Väter gefittet ift, zu untergraben und einftürzen zu laffen. 
Die franktfurter Krone mag jehr glänzend fein, aber das 
Gold, welhes dem Glanze Babrbeit verleiht, joll erft durd 
das Einfhmelzen der preußifhen Krone gewonnen werden, 
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und ih babe fein Bertrauen, daß der Umguß mit der Form 
diefer Berfafjung gelingen werde.“ 


Preußen und die deutfchen Kleinftanten, 


6. September. (Zum Drei-Königs-Bündnif. — Das ſpe— 
zifiſche Preußenthum und die Armee.) 


„sch will mir weder erlauben, die Geduld der hohen Kanımer zu 
einer ſtaatsrechtlichen Borlejung in Anſpruch zu nehmen, nod de rebus 
omunibus et quibusdam aliis jprechen. Ich will mich zur Sache halten; 
ich will mich aud weder an die gemüthliche Seite der Frage, noch an 
Ihre deutichen Herzen menden, fondern lediglich an den fchlichten Preußen— 
Berftand. Dem erjten Theil des Gutachtens der Kommijfion jchliege ich 
mic) an; wenn auch nicht in derjelben Faſſung, fondern in der des ver— 
lefenen, von mir mit unterzeichneten Amendement3, und zwar deshalb, 
meil ich in dem Umſtande, daß ich mit dem Verfaſſungs-Entwurfe, welcher 
den Dreikönigs-Vertrage zum Grunde liegt, nicht volllommen einver- 
ftanden bin, feinen Grund finden kann, einem Minifterium meine -Unter- 
ftügung zu in welchen ich die Repräfentanten gefellfchaftlicher 
und ftaatliher Eivilifation, gegenüber der Demokratie, anerfenne und ehre. 
Jedoch kann ich dabei den Wunſch nicht unterdrüden, daß e8 das letztemal 
jein möge, daß die Errungenschaften des preußifchen Schwerdtes mit frei- 
gebiger Hand weggegeben werden, um die nimmerjatten Anforderungen 
eined Phantom$ zu befriedigen, welches unter dem fingirten Namen von 
Zeitgeift oder öffentlicher Meinung die Vernunft der Fürften und der 
Bölker mit jeinem Gejchrei betäubt, bis Jeder fich vor den Schatten des 
Anderen fürchtet und Alle vergejlen, daß unter der Löwenhaut des Ge— 
ſpenſtes ein Weſen jtedt, vom zwar lärmender aber wenig furchtbarer 
Natur. Ich verfenne nicht, daß der Inhalt der Berfafiung bedingt war 
durch frühere Berheißungen, deren Heiligkeit mir eben jo hoch fteht, als 
irgend Jemandem. sch verkenne nicht, daß die Verfaſſung gegeben ift in 
einem Augenblide, wo die politijche Page Deutjchlands eine andere war 
al3 heute, und daß die Verfaſſung vielleicht eine andere geworden wäre, 
wenn man damals die Löſung der politiichen Wirren in derielben Klarheit, 
wie jet, hätte vorausjehen fünnen. Aber gerade der Umftand, daß die 
Berfafjung unter ungünftigen Aufpizien gegeben wurde, veranlaßt mich 
umfomehr, fie nur unter der Bedingung anzuerfennen, daß eine Revifion 
und die Zuftimmung der preußiichen Kammer vorbehalten bleib. Es 
verfteht ſich daher von felbjt, daß ich gegen den legten Theil des Kom— 
miffiond- Entwurfs ftimme. Der Antrag jagt mit anderen Worten foviel, 
daß wir, die preußijchen Kammern, die Zukunft unſeres Baterlandes un— 
wiederbringlich an den Beſchluß einer Reichs-Verſammlung binden jollen, 
deren Zufammenjegung wir noch nicht fennen; und an die Entjcheidung 
eines zufünftigen Minifteriums, das wir auch nod nicht fennen; denn 
wer bürgt uns dafür, daß das Minifterium, das jegt zu unſer Aller 
Freude an der Spige der Verwaltung fleht, zu dem vielleicht jehr ent- 
fernten Zeitpunkt, wo dieſe Frage zur Entſcheidung fommen wird, noch 
diefe Stelle behauptet. Wer bürgt uns dafür, daß es bis dahin nicht 
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Männern von derjelben Richtung Bla mache, wie jene, welche vor noch 
micht langer Zeit unjerem Könige die abgelehnte Krone von Frankfurt an— 
trugen. Ich halte den Antrag ferner für vorzeitig, weil ich die Eriftenz 
des jogenannten Dreilönigs-Bundes noch nicht h weit gefichert erachte, 
um jeim Beftehen unſeren Beſchlüſſen zu Grunde zu legen. ch erinnere 
an die Vorbehalte von Sachſen und Hannover, fie find befannt; Borbe- 
balte jo mejentlicher Natur, daß fie den Rücktritt diefer Mächte unbe- 
freitbar rechtfertigen, jobald e8 nicht gelingt, alle Staaten Deutſchlands 
außer Dejterreich zu dem Zutritte zu vermögen. Für den Beitritt von 
Baiern und Württemberg it bisher mur geringe Ausficht, und ich glaube 
niht, Daß durch die jüngiten parlamentariihen Berhandlungen in der 
Sache dieje Ausfichten erhöht worden find. 

Die Nachtheile für Preußen, melde der Entwurf ſelbſt in fich trägt, 
bat der Abgeordnete Camphauſen in feiner Nede in der erjten Kammer, 
von der ich vorausſetzen fann, daß fie Ihnen allen bekannt jein wird, 
im jo jchlagender Weije auseinandergejegt, daß ich dem nichts hinzuzufügen 
brauche. Nach jeinen eigenen Worten verliert der König von er 
jeine Initiative, jein Veto in der Geſetzgebung, er fann wider jeinen 
Billen genöthigt werden, Gejegen beizuftimmen, die er migbilligt; Preußen 
verzichtet auf Die freie Dispofition über jein Heer und jeine Finanzen 
und verpflichtet jich, jeine jämmitlichen Aktiva aller Art einzumerfen im 
den Konkurs der übrigen deutichen Staaten ohne Gemärtigung eines 
Yequivalents. Das Preußische Miniſterium würde herabfinten zu einer 
Provinzial-Behörde, unter der Yeitung eines Reichs-Miniſteriums, melches 
wiederum abhängig ift von einem Parlamente, in dejjen Oberhauſe von 
Rechts wegen und im Unterhauje mit Hülfe der einheimischen Demofratie 
die preußiſchen Intereſſen in der Minorität jein würden, die ehrenvolliten 
und michtigften Rechte der preußiihen Kammer würden auf das Reichs— 
Parlament übergehen, und mas bietet man uns als Entihädigung für 
ſolche Berlufte, bei denen ich nicht werk, wie Jemand, der dafür ftinmt, 
ſein Botum Preußischen Wählern gegenüber rechtfertigen will? Dan 
bietet und die mit einer mageren Grefutive bekleidete Reichs » Borftand- 
haft, melde von Sachſen und Hannover, vielleiht auch von den übrigen 
Staaten de3 engeren Bundes, deren Beitritt3-Erflärungen nicht beiliegen, 
al eime offene Frage betradhtet wird, ein Vorbehalt, au dem zu ent- 
nehmen iſt, daß die preußifche Vorſtandſchaft von der Seite ftarfe Angriffe 
ber der Nevijion erfahren wird. Sollten wir aus diefem Angriffe ſieg— 
reich hervorgehen, fo habe ıch jchon angedeutet, in welcher Art die Prä- 
togativen dieſer Borftandichaft abjorbirt werden von den Berechtigungen 
des deutjhen Bundes. Nun it zwar von der anderen Seite behauptet 
worden, daß der Mächtigere, wenn er mit dem Mindermäctigen in 
einen Bund tritt, ſiets im Stande jein würde, jeine Macht, aud wenn 
die Form der Repräientation es ihm nicht vergönnt, geltend zu machen. 

Dies deutet einerjeits auf die Gejellichaft mit dem Yömwen hin, mir 
fällt augenblidlich der juriftiihe Name nit ein.... (Stimme vom 
Plage: Societas leonina.) Societas leonina, id danke Fhnen, (Heiterfeit) 
die anderen Staaten nody mehr wünſchen laffen könnte, diefem Bündnifje 
fern zu bleiben. Andererfeitd hat die jüngfte Gefchichte gelehrt, daß in 
diejer wunderlihen Zeit der Starte ſchwach ift durd feine Bedenklichkeit, 
der Schwache ftarf durch jeine Dreiftigkeit. Ich kann nad) diefer Seite 
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hin fein Yequivalent für unfere Opfer finden, ich muß es deshalb Lediglich 
ſuchen in dem ſchönen Bemwußtfein, eine uneigennüßige, edelmüthige Politik 
befolgt, den Bedürfniffen einer nationalen Wiedergeburt entjprochen, die 
hiftortiche Aufgabe Preußens gelöft, den bewegenden Prinzipien des vorigen 
Jahres Rechnung getragen zu haben, und wie ſolche Ausdrüde mehr 
lauten, die mehr ſchön als ſcharf bezeichnend ſind. Ich bin der Anſicht, 
daß die „bewegenden Prinzipien“ des vorigen Jahres viel mehr ſocialer 
als nationaler Natur waren; die nationale Bewegung wäre auf wenige, 
aber allerdings hervorragende Männer in engeren Kreiſen beſchränkt ge— 
blieben, wenn nicht dadurch der Boden unter unſeren Füßen erſchüttert 
würde, daß das ſociale Element in die Bewegung hineingezogen, daß 
durch falſche Vorſpiegelungen die Begehrlichkeit des Beſitzloſen nach fremdem 
Gut, der Neid des minder Begüterten gegen den Reichen aufgeſtachelt 
würde, und dieſe Leidenſchaften nur um jo leichter Boden gewannen, je 
mehr durch eine Langiährige, von oben genährte Freigeifterei die fittlichen 
Elemente des Widerstandes in den Herzen der Menjchen vernichtet waren. 
Ich glaube nicht, daß dieje Uebeljtände durch demofratifche Konzeifionen 
oder durch deutjche Einheitsprojefte werden gehoben werden, die Krankheit 
figt tiefer; das aber beftreite ih, daß in dem preußifchen Volk das Bes 
dürfnig nach nationaler Wiedergeburt nah dem Mujter der frankfurter 
Theorien irgend vorhanden gemwejen jet. Es ift hier heute mehrfach die 
Politik Friedrich's des Großen erwähnt und dieje jogar identifizirt worden 
mit dem Antrage der Kommiſſion. Dies ift eine Gleichſtellung, an die 
ih nicht glaube; Friedrich II hätte das Gutachten nicht gemacht ; ich glaube 
vielmehr, daß er fih an die hervorragendfte Eigenthümlichkeit preußiſcher 
Nationalität, an das Friegerifche Element in ihr, gewandt haben würde, 
und nicht ohne Erfolg. Er würde gewußt haben, daß noch heute, wie 
zu den Zeiten unjerer Väter, der Ton der Trompete, die zu den Fahnen 
des Landesherrn ruft, feinen Reiz für ein preußiiches Ohr nicht verloren 
bat, mag e8 fih um eine Bertheidigung unferer Grenzen, mag es ſich 
um Preußens Ruhm und Größe handeln. Er hätte die Wahl gehabt, 
fih nah dem Bruch mit Frankfurt an den alten Kampfgenofjen, an 
Oeſterreich, anzuichliegen, dort die glänzende Rolle zu übernehmen, welche 
der Kaijer von Rußland gejpielt hat, im Bunde mit Defterreich den ges 
meinjamen Feind, die Revolution, zu vernichten. Oder es hätte ihm frei- 
eftanden, mit demjelben Recht, mit dem er Schlefien eroberte, nad) Ab» 
ehnung der frankfurter Kaiferfrone den Deutſchen zu befehlen, welches 
ihre Verfaſſung fein jolle, auf die Gefahr hin, das Schwert in die Wag⸗ 
ichale zu werfen. Died wäre eine nationale preußifche Politif geweſen. 
Sie hätte Preußen im erjten Fall in Gemeinfhaft mit Defterreih, im 
anderen Fall durch ſich allein die richtige Stellung gegeben, um Deutjch- 
land zu der Macht zu helfen, die ihm in Europa gebührt. 

er vorliegende Verfaſſungsentwurf aber vernichtet das 
fpezififhe Preußenthum; damit aber vernichtet er den beiten 
Pfeiler deutfher Macht. Wer hat denn das, was in Deutichland 
u halten war, gehalten? Es war wahrlich nicht die franffurter Ver— 
rt Bielmehr muß ich auch hier dem Königlihen Kommiſſar ent» 
gegentreten, wo er jagt, die frankfjurter Berfammlung habe Vieles von un 
abgemehrt. Es ift mir nicht das Mindefte der Art befaunt, ich weiß nur, 
dab das 58, preußijche Regiment am 18. September das von uns abgewehrt 
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bat, was das franffurter Parlament mitfammt dem VBorparlament über 
uns beraufbeihworen hatte. Was uns gehalten hat, war gerade 
das ipezifiiche Preußentbum. Es war der Reft des verfegerten 
Stodpreugenthbums, der die Revolution überdauert hatte, 
die preußiiche Armee, der preußiſche Schag, die Früchte 
——— intelligenter preußifcher Bermwaltung und die 
!ebendige Wechſelwirkung, die in Preußen zwijhen König und 
Bo!f beſteht. Es war die Anhänglichkeit der preußifhen Be- 
völferung an die angeſtammte Dynaftie, es waren die alten 
preußiihen Tugenden von Ehre, Treue, Gehorjan und die 
Tapferfeit, weldhe die Armee, von deren Knodhenbau, dem 
Officier-Corps, ausgehend, bis zu den jüngften Refruten, 
durchziehen. Dieje Armee begt feine dreifarbigen Begeifterungen, in ihr 
werden Sie ebenfo menig, al3 in dem übrigen preußiichen Volke, das Be— 
dürfnıg nad) einer nationalen Wiedergeburt finden. Sie ift zufrieden mit 
dem Namen Preußen und ftolz auf den Namen Preußen. Dieſe Schaaren, 
fie folgen dem jchwarzweißen Banner, nicht dem dreifarbigen, unter dem 
ſchwarzweißen jterben fie mit Freuden für ihr Baterland. Das dreifarbige 
haben fie jeit dem 18. März als Feldzeichen ihrer Gegner fennen gelernt. 
Unter ihnen find die Töne des Preußenliedes, des Deſſauer- und des 
Hohenfriedberger-Mariches wohl gekannt und geliebt, aber ich habe noch 
feinen preußiichen Soldaten fingen hören: „Was iſt des Deutſchen Vater- 
land?“ Das Bolf, aus dem dieſe Armee hervorgegangen ift, deſſen 
mwahrjter Repräjentant diefe Armee ift, nach dem jchönen und richtigen 
Ausſpruch des Präfidenten der erjten Kammer, hat fein Bedürfniß, fein 
preußiihes Königthum verſchwimmen zu fehen in der fauligen Gährung 
jüddeuticher Zuchtlofigfeit. Seine Treue haftet nicht an einem papiernen 
Reichs-Vorſtand, nicht an einem Secdjtel- Fürftenrath, fie haftet an dem 
lebendigen und freien Könige von Preußen, dem Erben jeiner Väter. 
Diejes Voll, meine Herren, was es will, dad wollen wir auch mit ihm. 
Ale Redner, welche ich gehört habe, wollen es, nur auf verjchiedenem 
Wege. Wir Alle wollen, daß der preußiſche Adler feine Fittige 
pon der Memel bis zum Donnersberge jhügend und herr— 
hend ausbreite, aber frei wollen wir ihn jehen, nicht ge— 
fejjelt dur einen neuen regendburger NReihstag und nicht 
geftugt an den Flügeln von jener gleihmahenden Heden- 
iheere aus Frankfurt, von der wir jehr wohl uns erinnern, 
daß ſie erjt in Gotha zu einem friedlihen Inſtrumente um— 
ejhmiedet wurde, während fie wenige Wochen vorher in 
Fraukfurt alö drohende Waffe gegen das Preußenthum und 
gegen die Berordnungen unferes Königs gefhmungen worden 
ft. Preußen jind wir und Preußen wollen wir bleiben; id 
weiß, dag ih mit diejen Worten das Bekenntniß der preußi- 
ihen Armee, das Belenntniß der Mehrzahl meiner Yand3- 
leute ausfpredhe, und hoffe ih zu Gott, daß wir aud nod 
lange Preußen bleiben werden, wenn dieſes Stüd Papier 
pergefjen jein wird, wie ein dürres Herbftblatt.“ (Lebhaftes 
Brabo!) 
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Die Arone und das Steuerbewilligungsredt. 


24. September. (Konjtitutionalismus und preußiſche Verfaſſung. — 
Die Berufung auf Belgien und auf England. — Das 
Recht der Krone in Preußen.) 


„Der Artifel 108 enthält den natürlichen Grundſatz, daß jedes 
Geſetz jo lange befteht, bis e8 durch ein neues aufgehoben ift. Es würde 
diefe Bedeutung auch dann noch behalten, wenn man, nad) Antrag des 
Kommiſſions-Gutachtens, deu Kopf, der ſich auf die Steuern fpezieil be- 
‚zieht, ftreichen wollte. Es würde feftitehen bleiben, daß die Gefege, melde 
die Einnahmen des Staates und, was ich beſonders hervorhebe, feine 
Ausgaben regeln, daß die Etats, welche einen integrivenden Theil der 
Gejeg- Sammlung bilden, fortbeftehen, bis fie durch ein neues Gejeg, mit 
Uebereinftimmung der drei Gemalten, welche bei der Gefeggebung mitwir: 
fen, aufgehoben werden. Der Kommifjions- Antrag wünſcht dies dahın 
abzuändern, daß jeder der beiden Kammern in jedem Jahre die Gelegen- 
heit werde, die Steuern zu bemilligen oder zu verweigern, daß jeder der 
beiden Kammern eine Waffe in die Hand gegeben werde, die, mit Kon— 
fequenz und Entfchlofienheit gehandhabt, fie in den Stand fette, jeden 
Widerſtand der anderen Faktoren der Gejeggebung, der ihr entgegengefett 
werden möchte, zu brechen. Es liegt auf der Hand, dag dadurd der 
Schmwerpunft der Gewalt, die ganze Staatdgewalt jelbjt, vou 
der Krone auf die Kammern und deren Majoritäten übergehen 
würde, und daß der Krone nicht viel mehr übrig bleiben würde, 
als ji der Bollziehung der Kammerbejchlüfje zu befleißigen. 

Als Hauptmotiv zur Rechtfertigung diefer auferordentlichen Ummäl- 
aung unſeres Staatsrechtes, die leicht von nachhaltigerer Wirfung jein 
Önnte, al3 die jogenannte März - Revolution, ift von Geiten des Kom: 
mifjions- Entwurfs in den Vordergrund geftellt worden, daß die Konſe— 
quenz eines aufrichtig conftititionellen Syftems diefes fordert. Meine 
Herren! Das Wort „conftitutiomell“ iſt eines der Stihwörter, 
die in neuefter Zeit das Vorrecht haben, an die Stelle jeden 
Grundes ſich einzuftellen. 

„Wo Gründe 5 ſtellt zur rechten Zeit das Wort ſich ein.“ 

Wo es ſich um ſo durchgreifende Anordnungen handelt, ſollte man 
doch wohl fragen, ob ſie gerecht oder ungerecht, vernünftig oder unver— 
nünftig, für Preußen nützlich oder ſchädlich ſind? Danach fragt aber 
Niemand; man fragt nur, ob ſie für conſtitutionell gelten. Aber über 
die Bedeutung dieſes Wortes werden fie ſelten zwei Menſchen einig finden, 
jeder bejchuldigt feinen Gegner des falfchen Eonftituttonalismus, und eine 
authentifche Interpretation fehlt. Die Meiften jcheinen anzunehmen, daß 
Beftinnmungen, welche in England, Frankreich, Belgien Gültigkeit haben 
oder gehabt haben, conftitutionell feren, und aus diefem Grunde, melches 
auch die Folgen davon feien, in Preußen eingeführt werden müſſen. „In 
jenen Pändern wohnt den Kammern das Recht der Steuervermeigerung 
bei, e3 ift alfo conftitutionell, und wir müfjen es auch aljo haben.“ Das 
ift die Schlußfolge, welche ich aus dem Kommiffions » Entwurf und aus 
dem Vortrage der Redner, welche vor mir geſprochen haben, habe ent» 
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nehmen fönnen. Die Gründe fommen im Ganzen alle auf dafjelbe ber- 
ans, daß z. B. der geehrte Abgeordnete von Beckerath — ich glanbe, 
dieier war es — diejen Paragraph als den weſentlichſten einer comititu« 
tionelen Berfaffung darftellt, auf dem die ganze Verfaſſung beruhe. Es 
fteht damit in einigem Widerjpruch, daß der geehrte Abgeordnete nachber 
jagt, er halte die Ausübung diejes Rechts fiir Hochverrath, auch wenn es 
als rehtmäßig anerkannt fei. Denn ich fann nicht glauben, daß er an- 
nimmt, daß die ganze Berfafjung auf Hochverrath bajirt je. Er fand 
ferner, daß, wenn die Verfaſſung diefen Paragraph nicht fallen ließe, fie 
den Namen einer Conftitution nicht verdiene. Ich mill ihn nur darauf 
aufmerfjam machen, daß das Wort Eonftitution blos der franzöfifche Aus: 
drud für ‚Verfaſſung“ ift, und e8 wird nur darauf ankommen, ob wir 
franzöfifch oder deutſch über die Sache jprehen wollen. Diejer Redner 
bat dann angeführt, daß, wenn die Steuervermeigerung der Kammern 
nicht beigelegt werde, er befürchte, daß die Kammern gejährlidy nad) 
Machterweiterung ftreben würden; ich jage ihm dagegen, unfere Kammer 
ft ſchon im Begriff, dies zu thun, und zwar in diefem Augenblid. Herr 
von Bederath bat dann geiagt, daß er wegen Abweſenheit des Steuer— 
vermweigerungsrecht3 in Preußen bisher mit Bejchämung auf andere Nas 
tionen geblidt habe. Ich ſtimme mit ihm darin nicht überein, ich habe 
much nie geihämt, ein Preuße zu fein, und befonders wenn ich aus fremden 
Yändern beimgefehrt bin, jo habe ich mich immer recht ftolz und wohl 
gefühlt, dag ich ein Preuße war. ch wollte mir nur noch erlauben, auf 
einen Haupt» Unterfchied unjerer preußtichen Berfafjung mit der uns zum 
Mufter vorgeführten belgiſchen und franzöfiichen aufmerkſam zu machen, 
Dei uns ift verfajiungsmäßig jeit Jahrhunderten ein ſelbſt— 
ftändiges Königthum, ein Königthum, weldes zwar im Yaufe 
der Bert und namentlich der legten Jahre einen beträchtlichen 
Theil feiner Rechte auf die Bolfsvertretung übertragen bat; 
aber freiwillig und nicht etwa deshalb, weil, wie Herr 
von Bederatb jagt, ihm die Widerftandsfähigfeit fehlte. 
Preußen war volllommen fähig, dem Stoß aus Frankreich 
Viderftand zu leijten, wenn die Hegierung des Königs dieje 
Widerftandsfähigfeit hätte benugen wollen, es war jtarf 
genug, troßdem, daß feit Jahren von gewijjen Seiten an der 
Autorität der Krone gerüttelt ijt, indem man den Grundjag 
aufgeitellt hat, daß Gejege, die aus der für die Öejeggebung 
vorgejhriebenen Quelle flojjen, unverbindlich feien für die, 
welche von ihrer Rechtmäßigkeit nicht überzeugt wären. 
Trogdem glaube ich, daß die Widerftandsfähigkeit des preußischen König— 
thums binreichend groß gemwejen wäre, um diejem Stoße zu miderjteben. 
Aber eben dieſes Königthum untericheidet ſich dadurch von den conſtitu— 
tionellen Dynaftieen in England, Franfreih und Belgien, dag dort die 
Krone, wie ein gemeinjames Bolls-Sprüdwort jagt: glei einem ges 
ihentten Saul u. j. w., aus den blutigen Händen der Revolution über: 
reicht ift unter denjenigen Bedingungen, wie nun die Nevolution für gut 
fand, jenen Dymaftieen aufzulegen. Die unbedingten Nachahmer jenes 
überrbeiniihen Gonftitutionalismus find bisher in Deutſchland nicht be- 
jonders glücklich in ihren Berjuchen gewejen. Die Zerrüttung eined jeden 
deutihen Staates hielt ziemlich gleihen Schritt mit der Nachgiebigteit, 
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welche jeine Regierung gegen Anforderungen in diefer Beziehung bemies. 
In Sachſen und Baden hat man vielleiht am aufrichtigften dem fran- 
göliden Eonjtitutionalismus gehuldigt, und gerade da war die Haltlofig- 
eit die größte; umd nur dasjenige, was uns von den altpreußiichen In— 
ftitutionen als Erbſchaft aus jener berüchtigten Zeit der 33jährigen 
Knechtſchaft übriggeblieben war, hat uns in den Stand gejegt, das Be— 
ftehen der jtaatlihen Gejellihaft in jenen Ländern aufrecht zu erhalten. 
Das Frantreih jelbjt, das Vaterland aller diefer Theorien, aubetrifit, 
jo jollte man glauben, daß jein Beilpiel eben kein bejonders verführertiches 
jei, und daß die Franzoſen ſich jest daum zu den glüdlichiten Völkern 
der Erde rechnen möchten mit der Art von Glüd, welches durd konſti— 
tutionelle Doftrinen bei ihnen begründet worden ift; ich ſehe gerade 
in den jegigen Zuftändenvon Frankreich feine Aufforderung, 
uns das Nejjusgewand der franzöjiihen Staatslehren auf 
unjeren gejunden Körper zu ziehen. 

on bat den Stürmen des vorigen Jahres widerftanden, und 
deshalb betrachtet man jeine Berfaffung als ein Univerjalmittel gegen jedes 
politiige Uebel, Deine Herren! Rußland hat jenen Stürmen audy wider: 
ftanden. Ich jehe aljo nicht cin, warum Sie mit demjelben Rechte ſich 
wicht in Yobpreifungen der ruſſiſchen Verfaſſung ergehen wollen. Uebrigens 
it die belgiihe Berfaljung erſt 15 Jahre alt, ein jehr empfehlendes 
Alter für Damen, aber wicht für Conftitutionen, und ih glaube, Sie 
alle legen fein erhebliches Gewicht auf die Yebenserfahrungen eines Mädchens 
von 15 Jahren, jelbjt dann, wenn es einmal jo glüdlich oder flug ge= 
wejen wäre, die Bewerbungen eines mauvais sujet abzulehnen. England 
vegiert fich, obgleih dem Unterhauje das Recht, die Steuern zu ver 
weigern, beimohnt, .... die Berufungen auf England jind unjer 
Unglüd; geben Sie uns alles Englijde, was wir nicht haben, 
geben Sie uns engliſche Gottesjurdht und engliſche Achtung 
vor dem Öejege, dıe gejammte englijche Berfajjung, aber aud 
die gejammten Berhältnijfe des engliſchen Grundbejiges, 
engliſchen Reichthum und engliihen Gemeinjinn, bejonders 
aber ein englijches Unterhaus, furz und gut Alles, was wir 
nicht haben, dann will ih auch jagen, Sie fönnen uns nad 
engliiher Weije regieren. 

Aber aus diefer Möglichkeit würde ih no immer feine Ver— 
pjlihtung für die preußiſche Krone entnehmen, ſich in die macht— 
loje Stellung drängen zu laſſen, welche die englische Krone einnimmt, die 
mehr als ein zierlicher Kuppelſchmuck des Staatögebäudes erjcheint, während 
ih in der unjrigen den tragenden Dittelpfeiler deſſelben erkenne. Daun 
vergejien wir nicht, dag England, nachdem es ſich die Grundzüge zur 
Eonititution im Fahre 1688 gegeben hat, mehr als 100 Jahre unter der 
VBormundichaft einer allmächtigen, nur aus wenigen Familien bejtehenden 
Arijtofratie geftanden hat. Das Yand hat ſich in dem Zeitraume an die 
neuen Formen gewöhnen fünnen, und erft am Ende des vorigen Jahr— 
hunderts ift ein reges parlamentarijches Yeben in England entitanden ; 
die engliiche Reform aber, in der die Macht der Ariftofratie zum Theil 
ganz, zum Theil ſcheinbar gebrochen ift, ift jünger, als die belgiſche Ver— 
raflung, und es jteht noch zu erwarten, ob fich dieje Reform:Eonftitution 
eben jo durch Jahrhunderte bewähren wird, wie die jrühere Herrichaft 
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der englifchen Ariftofratie. Es wird häufig auf unferen politischen Bildungs» 
page da3 Sprühmwort angewandt: Wenn wir jhwimmen lernen 
wollen, müjjen wir ins Waſſer gehen; das mag wahr fein, aber ih 
jebe nicht ein, warum Jemand, der ſchwimmen lernen will, gerade 
da hineinjpringen joll, wo das Waſſer am tiefften it, weil fich 
dort etwa ein bewährter Schwimmer mit Sicherheit bewegt. Uns fehlt 
der ganze Stand, der in England die Politif macht, der Stand der 
wohlhabenden und deshalb fonjervativen, von materiellen Snterefien unab- 
bängigen Gentlemen, deren ganze Erziehung dahin gerichtet ift, daß fie 
englische Staatämänner werden, und deren ganzer Yebenszmed ift, an dem 
Gemeimwejen von England ſich zu betheiligen; die Gebildeten bei uns 
find mit weniger Ausnahme jo an den Materialismus des Privatlebeng, 
an ihre Häußlichkeit, gebunden, daß es den Meiften jchwer erträglich jein 
wird, fih an den parlamentarifchen Gejchäften auf die Dauer zu betheili- 
gen, wenn diefelben in der anhaltenden Weiſe betrieben werden follen, wie dies 
ın den legten drei Jahren der Fall gemejen. Ich fürchte deshalb, daß wir 
Gefahr laufen, einen großen Theil der Stellen hier in Zukunft eingenommen 
zu ſehen von jolden, die zu Haufe nichts zu verlaffen haben und mit dem 
Zwede hierher kommen, in irgend einer Beziehung ihre Yage zu verbejjern. 
Es ift vorher darauf hingemiejen worden, daß das Wahlgejeg ein 
befieres werden müſſe, als e3 jegt ift, und zwar von einer Seite, mo ich 
das Zugeſtändniß freudig acceptire. Indeſſen geben Sie uns das befte Wahl- 
geieß, jo habe ich doch noch keine fichere Garantie, daß wir den hohen Grad 
der Intelligenz und uneigennügigen Baterlandsliebe, der fich in der Majorität 
der jegigen Kammer vereinigt, in einer anderen Kammer wiederfinden werden. 
Ih kann in der Yotterie der Wahlen, mit Haager auf den politifchen Zu— 
fand des Baterlandes, feine Bürgichaften ſehen, die mich berechtigen, die un- 
eingeichränfte Dispofition über Fand und Leute in Preußen in die Hände 
derjenigen Berlammlungen zu legen, welche aus diefem Hazardſpiel her- 
vorgehen mögen. Wir verlangen, wenn Jemand über eine Bagatelle zu 
Geriht ſitzen oder in dem Getriebe der Vermaltung mitarbeiten joll, einen 
hohen Grad von Bildung, ftrenge Eramina. Sollen wir dagegen die Ent» 
iheidung über die höchſten Fragen der Politik und der Geſetzgebung in 
lester Inſtanz in die Hände von Majoritäten legen, deren Zufammenjegung 
mehr durch den Zufall als durd die Braucdhbarkeit ihrer Mitglieder bedingt 
iſt? Es liegt uns Allen die Erinnerung nahe, wie in einer der wichtigften 
Fragen der inneren Politit die Entfcheidung an dem feidenen Faden hing, 
ob ein Abgeordneter der National-Berjammlung fein Botum mährend der 
Abftimmung zum drittenmale ändern würde oder nicht, und aus der vorigen 
Kammer ift Ihnen erinnerlich, wie bedeutende Abftimmungen durch den 
Zufall entſchieden wurden, daß ein Kranker aus dem Bette geholt werden 
fonnte, um fein Votum abzugeben. Bon jochen Mijeren, meine Herren, 
darf Preußens Geſchick nicht in legter Inftanz abhängig fein. Die Grund— 
lage unjerer Berfajjung bildet die Gleihberehtigung der Krone, 
der eriten und der zweiten Kammer in der Gefeggebung. Aendern 
Sie dieſe Gleihberedtigung zum Nadtheil der Krone, ent— 
ziehen Sie die Gefeggebung über Steuern, über deren Ein= 
nahme und Ausgabe, diejer allgemeinen Regel, fovernidten 
Sie die Selbftändigeit der Krone zu Bunften von Majoritäten, 
deren Geltung auf der gewagten Borausjegung beruht, daß 
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ein jeder einzelne der zufünftigen preußiihen Abgeordneten 
in der Lage jein werde, fich über alle Fragen der Kotitit und 
Gefeggebung ein unabhängiges und unbefangenes Urtheil 
zu bilden. 

Das Kommifjions- Gutachten hofft, da fein Mißbrauch mit dieſem 
Steuerverweigerungs » Recht getrieben merde. Ich theile diefe Hoffnung 
auf feine Weiſe. Ich kann mir im Gegentheil eine Zufammenjegung der 
Kammern denken, wo ich den leichtfinnigften Mißbrauch mit Gewißheit 
porausjehe. Es hat fich der geehrte Vorredner aud) deshalb auf das Bei- 
jpiel von fremden Staaten berufen, und auch Andere haben gejagt, es fei 
dort von diejer Berechtigung felten oder niemals Gebrauch gemacht worden. 
Das hat feinen natürlichen Grund darin, weil jedes Minifterium, ohne 
es auf dieſe Ertremität anfommen zu lajfen, vorher abtritt, denn das 
Bemwußtjein, daß eine Kammer diejes legte Zwangsmittel 
in Händen hat, ift hinreihend, die Bertreter der Krone in 
Unterwürfigfeit gegen die Gebote der Kammer zu halten. 
Ich begreife nicht, wie diejenigen, die dieſes Syſtem auch bei uns ein- 
führen wollen, trogdem jo häufig von einem ſtarken Königthum jprechen 
fönnen, und welden Begriff fie damit verbinden. Es heißt ferner, daß, 
wenn die Kammern dazu geneigt wären, mit ihren Rechten Mißbrauch 
u treiben, diejes eben ſowohl bei Bewilligung der Ausgaben als bei den 
——— möglich ſein würde. Ich erlaube mir, darauf zu erwidern, 
daß die Möglichkeit Eines Mißbrauches nicht dazu berechtigt, einen zweiten 
zu erleichtern. Außerdem iſt dieſer Fall nach meiner Auffaſſung vom 8. 98 
der Verfaſſung vollitändig vorgejehen. Nach $.98 beruhen die Ausgaben 
ebenfalld auf Gejegen, und wir haben gejegliche Beltimmungen der Etats 
über die Ausgaben, und dieſe Gejege können eben jo gut, wie andere, 
nur durch neue Gejege geändert werden. Ich würde lebhaft mwünjchen, 
daß es dabei bleibt, indem ich befürchte, daß das preußiiche Bolf in 
Zukunft eben jo gut des Schuges einer fräftigen Krone gegen 
die Kammer bedürfen wird, als umgekehrt. 

Der verehrte Abgeordnete für Roſenberg hat vorher erwähnt, es 
fomme bei der Abjtimmung über diejen Paragraphen darauf an, ob mir 
eine Verfaſſung haben wollen oder nicht. Es jcheint ihm alſo die Ver— 
fafjung vom 5. Dezember, jobald der $. 108 beibehalten würde, gar feine 
Verfaſſung mehr Er jein, was zu der Annahme berechtigen würde, daß 
wir bisher ohne Verfaſſung leben. Ich glaube, der verehrte Abgeordnete 
wird bei Ziehung diefer Konjequenz felbit einjehen, daß feine Behauptung 
etwas zu weit ging. Er hat dann die Anficht geäußert, daß, wenn diejer 
Paragraph beibehalten werden jolle, man lieber dem Könige das Recht 
zugejtehen möge, die Steuern nach dem Bedürfniß felbft aufzuerlegen. 
So meit in reactionärer Richtung geht außer ihm wohl Keiner in diefer 
Kammer. Wir alle wollen nur, daß beftehende Steuern nicht 
ohne Bewilligung der Krone abgejhafft werden; aber eben- 
jomwohl, daß Aenderungen in der Befteuerung nicht ohne Be- 
willigung der Kammern eintreten dürfen. Eine Yeußerung des 
—— Abgeordneten für Roſenberg hat mich um ſeinetwillen geſchmerzt. 

r jagt, er könne den ganzen Beſtand des Staates nur auf verfaſſungs— 
mäßig geficherte Rechte bafiren, nicht aber auf Pietät gegen ein gefröntes 
Haupt. ch glaube, wenn auch der $. 108 beibehalten würde, in der ganzen 
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Berfaffung vom 5. Dezember und den übrigen Geſetzen des vorigen Jahres 
bfeiben noch papierne Beftimmungen genug, um dem Herren Abgeord- 
neten zu geftatten, fich vor dem ihm unficher und jchlüpfrig fcheinenden 
Boden der Pietät fern zu halten.“ 


15. Novbr. Bie Eivilche und das chrifliche Bolksbewußtfein. 


„Schon die große Anzahl der Petitionen, die gegen Art. 16 einges 
gangen find, zeigen uns, daß wir zu einem Artikel gelangt find, der un— 
mittelbar und ſchärfer in das praftiiche Leben einjchneidet, als die meiften 
Vorlagen, welche uns in den legten Tagen befchäftigt haben, von denen 
em Theil jo allgemeiner Natur war, daß er von einer Geite her als 
Vhrafe bezeichnet worden ift, und zwar von einer Seite her, die ich denn 
doh darauf aufmerffam machen möchte, daß gerade die Phraje den 
ſhönſten Shmud einer conftitntionellen Verfaſſung abgiebt, 
dem Schleier vor dem Bilde von Gais vergleihbar; zer- 
reißen Sie ihn ganz, fo werden Sie den Augen gar under, 
die in die tieferen Geheimnijje des Eonftitutionalismus 
noh nicht eingemeiht find, zeigen, daß das Idol, weldes 
wir in diefen Räumen verehren, nicht ganz das war, weldes 
ſie hinter dem Schleier zu finden hofften. Auch den Artikel 11, 
in melden Sie die vollftändigfte Freiheit des religiöjen Bekenntniſſes 
oarmährleiftet haben, machen Ste, meines Erachtens, zur Phrafe, wenn 
Sie von den Belennern der chriitlichen und in specie der evangelifchen 
Kirhe verlangen, daß fie fich erjt den Erforderniffen Ihrer conftitutionellen 
Slanbens- Artikel unterwerfen follen, ehe Sie ihnen geftatten, den Segen 
der Kirche, durch den allein die Gültigkeit der Ehe bei uns bedingt wird, 
zu empfangen. Ste haben den chriftlihen Religionsgejellichaften diejelbe 

itutionelle Berechtigung auf Grund des allgemeinen BVBereinigungs- 
rechtes verliehen, wie den demofratiichen Klubs, und das ift viel heut zu 
Tage. Ste ſchmälern diefe Gleichheit aber zum Nachtheil der Religions- 
geiellihaften, wenn Sie die Erlaubniß zu der feierlichen Handlüng, welche 
biäber den Bund der Ehe bei uns einjegnet und die Gültigkeit defielben 
bedingt, abhängig machen von dem gerichtlichen Aft eines Dorffchreibers, 
m deflen Hände die Braut in Zukunft ihr Treugelöbniß niederzulegen 
bat. Sie geftatten freilich denjenigen, die fich perjönlich dazu gedrungen 
fühlen, ſich nachträglich auch Firchli trauen zu laffen; Sie geftatten 
der Kirche, die Schleppenträgerin der fubalternen Büreau— 
Iratie zu werden; Sie geftatten dem Pfarrer, das verheirathete Paar 
vor dem Altare erjcheinen zu lafjen, umd den verheiratheten Dann zu 
fragen, ob er feine ihm gejeglich bereits angetraute Frau zur Frau nehmen 
will oder nicht, eine Frage, die er mit „mein“ gefeglich nicht mehr beant- 
werten kann. Sch glaube, daß ſich nicht alle Geiftlicye im Yande dazu 
bergeben würden, die bisher heilig gehaltene Geremonie der kirchlichen 
Trauung auf diefe Weije zur leeren Förmlichkeit herabzumürdigen. Wollen 
Ste aber diefer Geremonie den Charakter leerer Förmlichkeit nehmen, fo 
müfien Sie im Namen der Religionsfreiheit die evangelifche Kirche nöthigen, 
ihr bisheriges Tramumgsritual zu ändern. Die Civil-Ehe ift in emer 
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mwejentlich anderen Rage in denjenigen Pändern, wo, wie z. B. in Holland 
oder Schottland, fie fich durch Gemohnheit im Befit befindet, oder in denen, 
wo, wie in dem napoleoniihen Frankreih und in dem Zubehör deſſelben, 
welches uns hier als Mufter aufgeftellt worden ift, die Civilehe in Folge 
einer Gejeggebung eingeführt worden it, welche in religiöjer Beziehung 
tabula rasa eine völlige Leere und Zerfahrenheit vorfand, aljo auch Fein 
entgegenftehendes Gefühl dabei verlegen konnte. Anders iſt e8 bei uns. 
Ber und tritt die Civil-Ehe der kirchlichen Trauung jeindjelig und gewiſſer— 
maßen erobernd in dem Bemußtjein des Volkes gegenüber, Indem Sie 
die Civil-Ehe einführen, ordnen Sie an, daß der kirchliche Segen, der 
bisher die Gültigkeit der Ehe allein volljtändig bewirkte, als unnüges 
Zubehör bei Seite geſchoben werden joll; Sie verorduen, daß der ‘Pfarrer 
dem Schreiber, der Altar dem Polizeibürean Plag machen fol. Wie tief 
Sie damit im die religiöfe Anſchauung, in die Gefühle des Volkes eins 
reifen, das betätigen Ihnen die Petitionen, nicht nur ihrer Anzahl nad, 
He auch ihrer Ausdrudsweife nah. Es find mir heute noch einige 
achtzig Petitionen in Bezug auf diejen Gegenftand zugegangen aus dem 
Kreiie Grüneberg, aus dem Warthebruh, aus —2 und aus dem 
Sternberger Kreiſe. Die Ausdrucksweiſe in dieſen Petitionen iſt eine von 
der Ausdrucksweiſe der Petitionen, die gegen ſonſtige Artikel der Verfaſſung 
erichtet waren, jehr abweichende. Die Worte des Befremdens, der tiefiten 
ntrüftung, der Erbitterung find das wejentlihe Ingredienz diefer Peti- 
tionen, welde ich mir erlaube auf den Tiſch des Hauſes niederzulegen. 
Ich glaube nicht, daß es Aufgabe der Gejeggebung jein fann, 
das, was dem Volke heilig ift, zu ignoriren. Jch glaube im 
Gegentheil, dag, wenn die Biencchunn das Volk lehren 
und leiten will, es ihre Aufgabe ift, dahin zu wirken, daß 
das Bolfsleben jih in allen Berhältnifjen feftaufden Stab 
des Glaubens an die Segnungen der Religion ftüge, nit 
aber diejen Stab da, wo er vorhanden tft, als ein unnüges 
Zubehör von ObrigfeitsSwegen verwerfe, und jo die Ahtung 
vor der Kirche und den religiöfen Einrihtungen da, mo jit 
tiefe Wurzeln indem Volksleben gefhlagen hat, untergrabe, 
und dies in einer Zeit, die uns mit blutiger Schrift gelehrt 
hat, daß da, wo es den Freigeiltern, die fich gebildet nennen, 
u ift, ihre Gleihgültigfeit gegen jedes poſitive Be— 
enutniß den großen Maſſen inſoweit mitzutheilen, dag bei 
ihnen von dem Chriftenthbum als jhaler Bodenjag nur eine 
zweideutige Moral-Philojophie übrig geblieben ift, dag da 
nur das blanfe Bajonett zwiſchen den verbrederifchen Leiden 
haften und dem friedlihen Bürger fteht, daß da der Krieg 
Aller gegen Alle feine Fiction ift. Haben Sie dem Menjchen den 
geoffenbarten Unterjchied zmifchen gut und böje, den Glauben daran ge 
nommen, jo können Cie ihm zwar beweifen, daß Raub und Mord durd) 
die Gejege, welche die Befigenden zum Schutze ihres Eigenthums und 
ihrer Perfon gemacht haben, mit ſchweren Strafen bedroht werden, aber 
Sie werden ihm nimmermehr beweijen, daß irgend eine Handlung an und 
für ſich gut oder böfe jei. Ich habe im diejer Zeit manchen Lichtfreund 
zu der ſchnöden Erfenntniß fommen fehen, daß ein gemilfer Grad von 
pofitivem Chriſtenthum dem gemeinen Manne nöthig ſei, wenn er nicht 
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der menſchlichen Geſellſchaft gefährlich werden joll. So lange diefe unflaren 
Befenner der Humanität3- Religion nicht zu der Ueberzeugung gelangt 
fund, daß ihnen jelbit diefer „gewiſſe Grad“ am allernöthigiten ſei, jo lange 
lann ih mich nicht des traurigen Gedankens erwehren, daß es uns noch 
lange nicht fchlecht genug gegangen tft. — — 

As ein wirkliches Bedürfnig fann ich die Civil-Ehe nur bei den Re— 
'ormjaden anerfennen. Für einen wahren Juden wird die Ehe mit einer 
Chriſtin cben jo gut eine firtliche Unmöglichkeit jein, wie umgekehrt ; wollen 
aber diejenigen Juden, welche nicht mehr Juden find, jondern jich fälſch— 
licherweiſe Juden nennen, mit denjenigen Chriſtinnen, welche jich fälſchlich 
Chriftinnen nennen, cioiliter fi zufammenthun lajfen, jo mag man ihnen diefe 
Ausnahme geftatten. Aber wunderbar finde ich es doch, wegen diefer wenigen 
Renegaten einer Bevölkerung von Millionen, die dem Glauben ihrer Väter 
treu geblieben find, einen ſolchen unerhörten Zwang auflegen zu wollen. 
Ih kann in der That einen Grund dafür, daß auch jelbjt viele unter 
uns diefer Knechtung im Namen der Freiheit das Wort reden, faum 
anderswo finden, als wiederum in der viel gerügten Nachbeterei fremder 
Zuſtände. In den conftitutionellen Mufterjtaaten, in Franfreih und in 
delgien, befteht die Civil» Ehe beiläufig neben der Verfaffung; da könnte 
fh vielleicht mancher unter ung wieder jhämen, ein Preuße zu fein, jo 
lange wir nicht auch die Civil-Ehe haben, denn das Ausländijche hat 
Immer einen gewiß vornehmen Anſtrich für und. Es fcheint einmal zur 
Lolftändigkeit des Syſtems zu gehören, defjen höchfte politijche Weiskeit 
fh darin dofumentirt, daß die Entſcheidung unjerer Pebensfragen davon 
abhängig gemacht wird, ob von 153 Menjden, die aus den Zufällen der 
Bahl hervorgegangen find, Einer an einem beftinmten Tage an Rheu— 
matismus leidet oder einen Termin abhalten muß. Es jcheint zur Ver: 
volftändigung diejes Syſtems auch die Cibil-Ehe zu gehören, fie mag 
nun die Gefühle des Volkes verlegen oder nicht. Man wäre verjucht, 
dieſem Syſteme eine heitere Seite abzugewinnen, wenn es nicht gerade 
unier Vaterland wäre, welches diefen Experimenten franzöfiiher Eharla- 
tanerien unterbreitet wird. Man hat uns im Laufe der Diskuffion von 
diejer Stelle gejagt, daß Europa uns für ein Volk von Denkern halte, 
Deine Herren! Das war früher. Die Volksvertretungen der legten zwei 
Jahre haben uns um diejen Auf gebracht, fie haben dem enttäufchten 
Europa nur Ueberjeger jranzöfiiher Makulatur, aber feine Selbjtdenfer 
gezeigt. Es kann fein, daß, wenn auch die Civil-Ehe ſich Ihrer Majo- 
ntät erfreut, dies dahin führen wird, daß das Volk aufgeklärt wird über 
den Schwindel, deſſen Beute «8 ift; daß ihm die Augen aufgehen, wenn 
ihm eines feiner uralten chriftlihen Grundrechte nach dem anderen ge 
nommen wird; das Hecht von chrijtlichen Obrigfeiten regiert zu werden, 
das Recht, feinen Kindern in Schulen, deren Befuh und Unterhaltung 
Smangspflicht ür chriſtliche Eltern ift, eine hriftlihe Erziehung gefichert 
ja wilfen, das Recht, fih auf die Weife chriftlich zu verehelichen, welche 
kun Ölaube von jedem fordert, ohne von conftitutionellen Ceremonien ab» 
sag zu jein. 

Fahren wir auf diefem Wege fo fort, maden wir den 
Art. 11, die Gemwährleiftung eines jeglichen Kultus, infoweit 
jer Wahrheit, daß wir bes Kultus derjenigen demofra= 
tiſhen Shmwärmer, die in den jüngften Berfammlungen ihren 
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Märtyrer, Robert Blum, auf gleiche Linie mit dem Heilande 
der Welt ftellen, durh Gensdarmen gegen Störung jhügen 
lajjen, jo hoffe ih e8 noch zu erleben, daß das Narrenfhiff 
der Zeit an dem Helfen der chriſtlichen Kirde fheiterk, denn nod 
fteht der Glaube an das geoffenbarte Wort Gottes im Volke 
fefter, al8 der Glaube an die feligmadende Kraft irgend 
eines Artifel3 der VBerfajjung. 


28. Dezember. Geburt des erften Sohnes (Herbert). 


4 Im Erfurter Parlament, 


18550. Loſung der Fraction der Nedten. 
„Darum it unjere Lojung nicht: Bundesftaat um jeden 
Preis, — ſondern Umverjehrheit der Krone um jeden 
Preis.“ 
Worte Stahl's — von Bismard als Young in das 
Album für Stahl geichrieben. 


Breußen und die Unionsverfalung. 
15. April. (Der preußiſche Geift und die Revolution). 


Nach Abg. Camphaufen: Ich habe mit meinen Freunden diefen An: 
ag aus zwei verjchiedenen Motiven geglaubt ftellen zu müfjen. Wenn 
s doch einmal gefchehen fol, daß wir auf den Yeib der Deutjchen Ein- 
sat den fadenfcheinigen Rod einer franzöfiihen Conftitution ziehen, jo 
zu das an und für ſich Schwerfällige des Mechanismus einer ſolchen 
Conftitution noch erichwert durch) den Zuwachs eines neuen nah Majo— 
nat entſcheidenden und unauflöslichen gejeggebenden Körpers in Geſtalt 
tus Fürſtenraths, namentlich, wenn man Besen. daß neben den dret, 
durh Majorität enticheidenden Körpern der Union, ich weiß nicht genau, 
& 40 oder 50 Kammern, mit vielleicht mehreren taufend Abgeordneten 
m Deutihland in Wirtſamkeit bleiben würden ꝛc. 

. Gelingt es uns nit ſolche Aenderungen durdhzufegen, 
'o werden fich die, welche Preußen hier vertreten und namentlich die Preus 
Biden Stammlande, wenn fie nad) Haufe kommen, in der Yage befinden, 
Iren Wählern jagen zu müſſen: Wir haben eingemilligt, daß unfer 
oͤnig in jeinem eignen Lande Preußen mediatifirt werde; 
zır haben eingewilligt, daß jein Wille dem Willen derjenigen Kammer 
untergeordnet werde, welche vermöge des bei unjern Nachbarn geltenden 
ammbtigen Conftitutionaliamus über die Stimmen im Staatenhaufe und 
Sürtenrathe zu disponiren haben werden. Sie werden ihren Pandsleuten 
“gen müſſen, dag im Fürftenrathe nad) der augenblidlichen Yage der 
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Stimmen das Großherzogthum Baden, das heißt, deffen Kammern, genau 
fo viel zu fagen haben, mie der König von Preußen, und daß diejer 
Fürftenrath über Preußen jo gut regiert, als über die übrigen verbündeten 
Länder ꝛc. ; 

Sie werden ihren Landsleuten ferner jagen müfjen, daß unfere Nach— 
barın in Zukunft iiber ung regieren werden, daß in dem Fürftenrath eine 
Million Badener jo ſchwer wiegen, mie ſechszehn Millionen Preußen; 
dag im Staatenhauie 4 Preußen nöthig find, um den Einfluß eines 
Badeners rejp. Naſſauers aufzumiegen; Sie werden ihnen jagen müffen, 
daß unter den 21 Millionen der Bevölkerung diefes Bundes - Staats 
5 Millionen politiiche Privilegirte und 16 Millionen politifh minder Be- 
rechtigte fein werden (Bravo auf der Rechten), und daß diefe 16 Millionen 
die euer find, und das zu einer Zeit, wo das Preußifche Volt 
von der Anſicht beherrſcht ift, A die Anftrengungen, die e3 
gemacht hat, um ſich jelbft aus dem Elende der Revolution 
aufznraffen, und jeinen Nahbarn eine theils materielle theils 
moralijhe Stüge zu gewähren, einen befonderen Anjprud 
auf politifhe Berechtigung gewähren in einem Augenblid, wo 
die Preußiiche Armee es noch nicht vergefien hat, für welche Handlungen 
ihr diejenigen in der Preußischen Kammer ihren Dank votirten, die nicht 

anz ein Fahr früher auf Ausführung des Steinihen Antrags beftanden 
Fe: Meine Herren! Es iſt mir ein fchmerzliches Gefühl geweſen, hier 
Preußen zu jehen und nicht nur nominelle Preußen, — die diefer Ver: 
faffung anhängen, die diefe Verfaſſung mit Wärme vertheidigt haben, es 
ift mir — und fo würde e8 Taufenden und aber Taufenden meiner Lands— 
leute gewejen fein — ein demüthigendes Gefühl gemefen, mir gegenüber die 
Vertreter von Fürſten, die ich in ihrem Rechtskreiſe ehre, die aber nicht meine 
Pandesherren find, mit obrigfeitlicher Gewalt befleidet zu fehen, ein Gefühl, 
deſſen Bitterkeit bei Eröffnung diefer Verſammlung dadurd nicht gemindert 
wurde, daß ich die Site, auf denen wir tagen, mit Farben ge- 
Ihmüdt ſah, die nie die Farben des Deutfhen Reiches gemejen 
find wohl aber feit zwei Jahren die Farben des Aufruhrs und 
der Barrifaden! Farben, die in meinem VBaterlande neben 
dem Demofraten nur der Soldat in trauerndem Gehorjam 
trägt. Wenn Sie dem preußtjchen, dein altpreußifchen Geifte, nennen Site ihn 
ftodpreußiich, wenn Sie wollen, nicht mehr Konzeffionen machen, als bis jegt 
im diejer Berfafjung gejchehen ift, dann glaube ich nicht an eine Verwirk— 
hung derfelden, und wenn Sie fih bemühen, diefe Berfaifung 
dieſem preußijchen Geifte aufzuzwängen, jo werden Sie in ihm 
einen Bucephalus finden, der den gewohnten Reiter umd 
Herrn mir muthiger Freude trägt, den unberufenen Sonntags» 
reiter aber mit ſammt feiner ſchwarz-roth-goldenen Zäumung 
aufden Sand fegt. (Pauter Beifall auf der Rechten.) Einen Troft gegen 
diefe Eventualitäten finde ich indeſſen in dem feften Glauben, es wird nicht 
lange Zeit vergehen, jo werden die Parteien zu diefer Berfaffung fteben, 
wie in einer Pafontaine’shen Fabel zwei Aerzte zu dem Patienten, deifen 
Leiche fie verlafien: — Der Eine jagt: „er ift todt; ich habe es gleich 
dest; der Undere: „hätte er meinen Rath befolgt, jo würde er noch 
eben." 

— — 33ch babe ein Mißveritändniß zu berichtigen. Ich ſprach 
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som preußijchen Geifte, al3 ich den Vergleich mit dem abmwerfenden Pferde 
machte, von diejem ®eifte, den der Herr Abgeordnete ſchon in früheren 
Jahren, und namentlich im November 1848 vergebens verjucht hat, zu 
bannen; von diejem Geifte, vor dem biegen müfjen oder brechen die Geifter 
Derer, welche glaubten, in dem erjten Schaumfprigen der März» Wellen 
cin Element zu jehen, in dem fie zu ſchwimmen vorzugsweiſe befähigt 
wären, indem fie jagen zu können glaubten: „Sei ruhig, freundlich’ Ele: 
ment“ — und die, als jie fih daran verbrannt hatten, Schuß juchten 
unter den Flügeln dejjelben Adlers, den der Abgeordnete für Baden bier 
einen todten Vogel genannt bat. 


17. April. Ueber das freie Bereinsredht. 


Die Diskuffion über die Grundrechte hat außer unjerem Parlament 
die meiften deutichen Yänder, die uns in den legten Jahren vorhergegangen 
find, jo vielfach bejhäftigt, daß ich glaube, daß ein Jeder feinen Stand» 
punkt gewonnen hat. — Indeß gegen das unumfhränfte Vereins— 
recht mill ich doch Proteft einlegen, ich habe in diejer Beziehung jpezielle 
Berpflichtungen übernommen. Wenn ich alle dieje Grundredte als Er- 
oberungen der Revolution auf Koften des allgemeinen Grundrechtes des 
friedlichen Bürgers, des Rechtes auf ungeftörten Schug durch die Obrig- 
feit, betrachte, * ſehe ich gerade in dem Vereinsweſen die gefähr— 
lich ſte Waffe der — die verneinen, gegen jede obrig— 
keitliche Autorität. Warum ſoll die Obrigkeit fie nicht zerbrechen, 
jobald jie die Macht dazu fühlt? Darf eine Regierung beiſpielsweiſe ein 

abren dulden, wie dasjenige, welches angewandt wird, um die länd- 
che Benölferung und namentlich die Schichten, welche politiſch urtheilslos 
find, für die Zwede der Demokratie zu gewinnen. Ich glaube, daß 
dies ein Recht ift, das Vereinsrecht, dejfen Mitbraud ent» 
ſchieden den Gebraud übertrifft; es wird oft gejagt, man jolle 
nicht das Kind mit dem Bade ausjchütten: was nicht gemißbraucdht werden 
tönne, jei auch nicht zu gebrauchen, und dergleichen Redensarten mehr; 
diefes Recht aber wird foviel gemißbraudt, dab e3 ganz unbraudbar ift, 
und ich kann mich gegen die üblen Folgen dieſes Rechts nicht mit jenem 
moralijchen Bertrauen waffnen, welches von jener Seite gegen alle Fehler 
der Berfaffung geltend gemacht wird, mit dem unbegrenzten Bertrauen 
auf den Edelmuth der Menfchen, welches ich jo oft an dem verehrten 
Abg. für Erefeld Ei bewundern Gelegenheit gehabt habe. Ich glaube, daß 
bejonder3 das Vereinsrecht im Stande ift, diefes Vertrauen auf das 
Bitterfte zu täufhen. Ich hoffe, daß die Anträge, die in Beſchränkun 
der Bereine am meitejten gehen, Ihre Zuftimmung finden werden. Er 
hoffe daS um fo mehr, als ich hier jo viele Staatsmänner jehe, die feit 
dem März 1848 Gelegenheit gehabt haben, zu probiren, wie es ſich 
ihranfenlojen Vereinen gegenüber regiert, die gerade in der Wirkſamleit 
der Vereine die einzige —— dafür finden, daß ſie nicht glaubten 
wagen zu dürfen, die Anarchie zu bewältigen, gleich ihren Nachfolgern. 
SH gebe mich jener Hoffnung hin, da wir nad einer ——— 
zwei Jahren ſo Manchen unter uns haben dürften, der vor der Revo— 
lution ſein Licht jo hell leuchten und jo ſcharf auf die Mißbräuche des 

Fürft Bismard. 3 
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Staatögebäudes, in welchem er eben wohnte, fallen ließ, daß dafjelbe 
ſchließlich in Brand geriet, und der fich überzeugt haben dürfte, daß 
die Tendenz der eietgebung, welche lediglih den Schuß 
der Berihwörer gegen die Obrigkeit im Auge bat, auf die 
Dauer nit haltbar ift; fo wie dıe Männer des konftitutio«s 
nellen Rütlivon Heppenheim fi überzeugt haben werden, Sa 
die Flamme, welde fie liebten und für wohlthätig wärmen 
hielten, jie jelbft verbrannt haben würde, wenn nidt das 
falte Eijen der Reaktion löfhend dazwiſchen ging. ch möchte 
Sie alfo bitten, meine Herren, Alles zu thun, mas “A den vorliegenden 
Anträgen, von denen ich bedaure, daß ſie nicht noch weiter gehen, in 
Ihrer Macht fteht, damit diefer Blafebalg der Demokratie nicht 
en verbleibe, um die Kohlen unter der Aſche an= 
zublafen. 


5. Luch Olmitz. 


1850. Zur Entſcheidung über Krieg und Frieden. 
Rede in der preußiſchen Zweiten Kammer. 
(Krieg und Kriegsziele; — die Ehre Preußens und der 
Armee; — Heflen und Holjtein,; — Herr von Radowitz 
und die Union; — Oeſterreich eine deutihe Macht; — 
Bund mit der Revolution, — Krieg oder Auflöjung). 


„Wenn die vorliegende Adrefje den Zwed hat, in ihrem Total-Ein- 
drud die Stimmung des Volkes durch das — ſeiner Vertreter wieder⸗ 
zugeben, ſo glaube ich, daß nicht ein einziger der vorliegenden Entwürfe, 
einſchließlich Amendements, dieſen Zweck erreicht. Das preußiſche Volf 
dat ſich, wie uns allen bekannt iſt, auf den Ruf ſeines Königs einmüthi 
erhoben; es hat ſich im vertrauensvollen Gehorſam erhoben, es hat fi 
erhoben, um gleich jeinen Vätern die Schlachten der Könige von Preußen 
zu jehlagen, ehe e3 wußte, und, meine Herren, merken Sie das wohl, ehe 
es mußte, was in diejen Schlachten erfämpft werden follte; das mußte 
neleicht Niemand, der zur Landwehr abging; es hat fich erhoben in treuer 
Anhänglichkeit an jeinen König. Ich hatte gehofft, daß ich diejes Gefühl der 
Einmüthigfeit und des Vertrauens — würde in den Kreiſen der 
Landesvertreter, in den engeren Kreiſen, in denen die Zügel der Regierung 
auslaufen. Ein kurzer Aufenthalt in Berlin, ein flüchtiger Blid in das 
btefige Treiben hat mir gezeigt, daß ich mich geirrt habe. Der Adref- 
Entwurf nennt diefe Zeit eine große; ich habe hier nicht3 Großes gefunden 
als perjönliche Ehrjucht, nichts Großes als Mißtrauen, nichts Großes 
als Parteihaß. Das find drei Größen, die in meinem Urtheil diefe Zeit 
ge Hemlichen ftempeln und dem Baterlandsfreunde einen trüben 

if in unjere Zukunft gewähren. Der Mangel an Einigkeit in den 
Kreifen, die ich amdeutete, wird in dem Adreß: Entwurf [oder verdedt 
durch große Worte, bei denen ſich Jeder das Seine denft. Bon dem 
Vertrauen, was das Yand befeelt, von dem hingebenden Vertrauen, ge- 
gründet auf die Anhänglichkeit an Se. Majeftät den König, gegründet auf 
de Erfahrung, daß das Yand! mit dem Minifterium, 2 ihm zwei 
Jahre lang vorſteht, gut gefahren iſt, habe ich in der Adreſſe und in 
ihren Amendements nichts gejpürt. Ich hätte dies um jo nöthiger ge— 
funden, als es mir —S ſchien, daß der Eindruck, den die ein— 

3* 
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müthige Erhebung des Landes in Europa gemacht hat, gehoben und ge— 
kräftigt werde durch die Einheit derer, die nicht der Wehrkraft angehören, 
in dem Augenblid, wo uns unfere Nachbarn in Waffen gegenüberftehen, 
wo wir in Waffen nach unferen hir eilen, in einem Augenblid, wo 
ein Geift de3 Bertrauens felbft in ſolchen herrfcht, denen er font nicht 
angebracht ſchien; in einem Augenblid, wo jede Frage der Adreſſe, welche 
die auswärtige Politif berührt, Krieg oder Frieden in ihrem 
Schooße birgt; und, meine Herren, welchen Krieg? Keinen Feldzug 
einzelner Regimenter nah Schleswig oder Baden, feine militäriihe Pro— 
menade durch unrubhige Provinzen, jondern einen Krieg im großen 
Maafftabe gegen zwei unter den drei großen Kontinental« 
mächten, während die dritte beuteluftig an unferer Grenze 
rüftet und fehr wohl weiß, daß im Dom zu Köln das Kleinod 
zu finden ift, welches geeignet wäre, die franzöjiiche Revo» 
lution zu ſchließen und die dortigen Machthaber zu befeftigen, 
nämlich die franzöfiiche Kaijerfrone. Ein Krieg, meine Herren, 
der und nöthigen wird, bei jeinem Beginnen einen Theil der entlegeneren 
preußijchen Provinzen preiszugeben, in dem ein großer Theil des preußi- 
ihen Landes ſich fort von eindlächen Heeren überſchwemmt jehen, der 
die Schreden des Krieges in vollem Umfange unfere Provinzen empfinden 
lafjen wird. Dennoch würde ich vor dieſem Kriege nicht zurüdjchreden, 
ja, ich würde dazu rathen, wenn Jemand im Stande wäre, mir die Noth- 
wendigkeit dejjelben nachzuweiſen oder mir ein würdiges Ziel zu zeigen, 
welches durch ihm erreicht werden joll und ohne den Krieg nicht zu er 
reihen ift. Warum führen große Staaten heutzutage Krieg? Die einzig 
efunde Grundlage eines großen Staated, und dadurch unterjcheidet er 
u wejentlih von einem kleinen Staate, ift der ftaatliche Egoismus und 
nicht die Romantik, und es ift eines großen Staates nicht würdig, für eine 
Sade zu ftreiten, die nicht feinem eignen Jnterefie angehört. Zeigen Sie 
mir in meine Herren, ein des Krieges würdiges Ziel, und 
ih will Ihnen beiftimmen. Es ift leicht für einen Staatsmann, ſei 
e3 in dem Gabinette oder in der Hammer, mit dem populären Winde 
in die Kriegätrompete zu ftoßen und ſich dabei an feinem Kaminfeuer zu 
wärmen oder von diejer Tribüne donnernde Reden zu halten und es dem 
Musfetier, der auf dem Schnee verblutet, zu überlaffen, ob jein Syftem 
Sieg oder Ruhm erwirbt, oder nicht. E3 ift nichts leichter als das, 
aber wehe dem Staatsmann, der fi in diejer Zeit nit nad 
einem Örunde zum Kriege umfieht, der audh nad dem Kriege 
noch ftihhaltig ift. Ich bim der Ueberzeugung, Sie jehen die Fragen, 
die uns jegt beichäftigen, nad einem Jahre ander® an, wenn Sie fie 
rüdwärt3 durch eine lange Perjpeftive von Schlachtfeldern und Brand- 
flätten, Elend und Jammer von 100,000 Leihen und 100 Millionen 
Schulden erbliden werden. Werden Sie dann den Muth haben, 
u dem Bauer auf der Brandftätte feines Hofes, zu dem zu— 
TER RENKeIAnITTREN Krüppel, zu dem finderlojen Vater hin— 
zutreten und zu jagen: Ihr habt viel gelitten, aber freut Eud 
mit und, die Unions-Berfafjung iſt gerettet. Freut Eud mit 
uns, Hajjenpflug ift nit mehr Minifter, unfer Bayrhofer 
regiert in Hejlen. Haben Sie den Muth, das den Leuten dann zu 
jagen, dann beginnen Sie diefen Krieg. 
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Meine Herren! Es hat mir überrafchend jein müſſen, gerade den 
Mund derjenigen heute von Soldatenehre, von militärischen Sympathien 
überfliegen zu ſehen, melde während des Gefecht? am 18. März mit 
ihren Sympathien, mit ihrem Rathe nit die Stelle trafen, wo das 
preußiiche Militär jeine Ehre ſuchte, welche in der Adreß- Debatte des 
weiten Vereinigten Landtages und in der Adrefje ſelbſt für das wunde 
Soldatenherz keinen befieren Balſam hatten, als die fühle Phraje: „Auf 
beiden Seiten jchlagen Heldenherzen“, auf beiden Geiten, auf Seiten der 
preußiichen Armee und auch auf Seiten des Theile des fogenannten 
Bolfes, der ihr gegenüberftand. Mögen Sie es verfuchen, e8 wird Ihnen 
nicht gelingen, das preußijche Heer, welches am 19. März, den Zorn des 
gereizten Siegerd im Herzen, die geladene Waffe in dev Hand, lediglich 
dem Befehle feines Kriegsherrn gehorchend, unter dem Hohn jeiner 
Gegner die Rolle des Befiegten übernahm, zu einem Parlamentsheer zu 
machen; es mird ftetS das Heer des Königs bleiben und feine Ehre im 
Gehorſam juchen. Die preußiſche Armee hat, Gott jei Dank, nicht noth— 
wendig, ihre Tapferfeit zu bemeifen und wie junge Renommiſten auf der 
Univerfität Händel zu fuchen, um zu zeigen, daß fie fich fchlägt. Es wird 
nicht von uns verlangt, daß wir Heilen räumen follen, wenn e8 aber 
verlangt mwürde, fo würde ich dadurch auch die Ehre der preußijchen 
Armee nicht verlegt halten; fie würde ſich dadurch jedenfalls nicht ftärfer 
verletst fühlen, als die Armee irgend einer Großmaht in Europa, die 
doh auch auf Ehre Anſpruch madt. Im Jahre 1840, ich erinnere Sie 
daran, als das Kriegsgeſchrei ertönte, hat e8 das franzöfiihe Heer wohl 
mit jeiner Ehre verträglich gehalten, daß die eingerufenen Reſerven wieder 
nach Haufe gejchidt wurden, jobald die Regierung ſich überzeugt hatte, 
dag ihre Pläne in Europa ftärferen MWiderftand finden würden, als mit 
dem zu erreichenden Vortheil im Berhältnig ftand, ch erinnere daran, 
dag um vorigen Jahre die fiegreihe öfterreichifhe Armee zweimal vor 
Zurin Halt machte, man möchte jagen auf Befehl, jedenfall ın Folge der 
Drohung einer Kriegserflärung Frankreichs, und Niemand deshalb ge= 
wagt bat, Schande auf den öfterreichifhen Soldaten zu werfen. ch er- 
innere Sie daran, daß Rußland im vorigen Jahre auf tractatmäßige 
Forderungen, auf Auslieferung der polnischen und ungarifchen Flüchtlinge 
verzichtete, nicht weil es ſich von der Unrechtmäßigkeit feiner Forderung 
überzeugte, jondern weil ihm von England und Frankreich mit Krieg ge- 
droht wurde. Ich erinnere Sie an die englifche Flotte, die damals ftolz 
dur die Dardanellen fegelte und, jobald England eine ruſſiſche Kriegs— 
drobung erhielt, jofort unter dem Jubel ruſſiſcher Matroſen durch Die 
Dardanellen zurüdiuhr, ohne daß ein engliſcher Seemann durch Gehorjam 
gegen die Befehle des Kabinets feine Ehre für verlegt hielt. Ich habe 
das fefte Vertrauen, und ich glaube, die Mehrzahl der Preußen hat e8 
mit mir, daß da3 Wiinifterium, welches im November 1848 die Ehre 
des Baterlandes gewahrt hat, daß der General, auf den die ganze Armee 
mit Achtung fieht, und der an der Spite des Kriegs-Miniſteriums fteht, 
daB fie und ihre Kollegen auch mwiffen, was preußifche Ehre ift, und mie 
fie zu wahren je. _ 

Die preußifche Ehre befteht nach meiner Ueberzeugung 
nicht darın, daß Preußen überall in Deutfhland den Don 
Uuirote jpiele für gekränkte Kammer-Eelebritäten, welde 
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ihre lokale Berfaffung für gefährdet halten. Ich juhe Die 
renfifche Ehre darin, daß Preußen vor Allem fih von jeder 
chmachvollen Berbindung mit der Demokratie entfernt 
halte, daß Preußen in der vorliegenden wie in allen Fragen 
niht zugebe, daß in Deutfhland etwas geſchehe ir 
Preußens Einwilligung, daß dasjenige, was Preußen und 
Defterreih nah gemeinfhaftlider unabhängiger Erwägung 
für vernünftig und politifh richtig halten, durch die beiden 
gleihberedhtigten Scugmädte Deutfhlands gemeinſchaftlich 
ausgeführt werde. 
an kann fehr darüber ftreiten, was im diefen Fällen, namentlid in 
Heffen und in Holftein, politifch und vernünftig fei. Darüber aber, glaube 
ih, ift die Mehrzahl von ums einig, daß es wünſchenswerth jei, daß im 
effen der Rabulifterei in einem Streite, wo ich für beide Theile nicht 
einen Schuß Pulver verbrennen mag, ein Ende gemacht werde, und daß 
der unglüdliche Krieg in Schleswig-Holftein, in den uns die unbejonnene 
und leichtfertige Politik des Jahres 1848 verflochten hat, ebenfall3 be= 
feitigt werde. Ich jelbft wünſche dringend und beftehe auf Wah- 
rung der mwirkliden Rechte der Schleswig-Holfteiner, eines 
Stammes, der mir durd friegeriihe Tapferkeit die Adhtung 
abgewounen bat, die ich feinem Beftreben jederzeit verjagen 
mußte, feine vermeintlihen oder wahren Rechte gegen den 
Landesherrn mit revolutionärer Waffengewalt durdzuführen. 
Ih jage, man fann über die Nechtszuftände in Heflen und Holftein 
Bieles urtheilen, aber der Meinung des Borredners für Aachen kann ich 
mich nicht anfchließen, daß der Zuflond in Heſſen der gefeglichfte ſei, der 
in irgend einem Lande beftehen künne. 

Unjere materiellen Intereffen, die Integrität unferer Grenzen, die 
Sicherheit unferer heimischen Berfaffung ift bisher von Niemanden ange- 
fochten; Eroberungen wollen wir nit machen. Die Thronrede jelbft 
weiſt die Möglichkeit von Eroberungen ab. Die Adreſſe jpricht ihren 
Danf dafür aus. Diefe Frage bleibt alfo für jest außer Spiel. Die 
Hauptfrage, die Krieg und Frieden bürgt, die Geftaltung Deutjchlandg, 
die Regelung der Verhältniſſe zwiſchen Preußen und Defterreich und der 
Berhältniffe von Preußen und Defterreich zu den Heineren Staaten, foll 
in wenigen Tagen der Gegenftand der freien Conferenzen werden, kann 
aljo jetst nicht Gegenftand eines Krieges fein. 

Wenn ich dem Minifterium gegenüber einen Wunſch ausſprechen 
wollte, ſo wäre es der, daß wir nicht eher entwaffnen, als bis 
die freien Conferenzen ein poſitives Reſultat gegeben haben; 
dann bleibt e3 noch immer Zeit, einen Krieg zu führen, wenn wir ihn 
wirflih mit Ehren nicht vermeiden können oder nicht vermeiden mollen. 
Daß aber diefe Kammer, fer e8 nun als em diplomatifches Conſeil, oder 
als ein Hof-Kriegsrath von 350 Perfonen, in diefe Verhandlungen ein- 

ife, das, glaube ich, wäre die einzige Möglichkeit, den glückl Er- 

[g diefer Verhandlungen, den ich nad meinem Willen voraugjehe, zu 
verhindern, einen Erfolg, der dasjenige, was wir jahrelang auf verfehrtem 
—* erftrebt haben, ohne Schwertſtreich im unſeren Schoß fallen laſſen 
würde. 

Wir haben heute erlebt, daß dem Mimifterium lebhafte Vorwürfe 
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gemacht find, daß es nicht außgiebiger mit feinen Mittheilungen über die 
ſchwebenden Fragen geweſen ift; F haben hier eine militäriſche Kritik 
erlebt, die ſo in das Detail ging, daß man wohl erwarten kann, daß 
nädhftens die Aufſtellung unſerer Feldwachen von dieſer Tribüne herab 
dirigirt werden wird. Es iſt als die mindefte Forderung hingeſtellt worden, 
Daß deu Kauımern während der diplomatiſchen Verhandlungen wenigſtens 
ein Marimum mitgetheilt werde, über welches die Regierung beim Ab⸗ 
ſchluß mit fremden Mächten wicht hinaus will. Ich begreife micht, mie 
Jemand, der diplomatifche Verhandlungen kennt und fennen muß, eine 
ce Forderung am da3 Minifterium jtellen Tann; wenn hiernach nicht 

nden wird, daß ſolchen Forderungen in Feiner Weife nachgegeben 
werden lann, jo will ich Die Sache in einem einfachen und gemeinverjtänd« 
Ischen Bergleich darjtellen. Jeder, der eimmal einen Bierdebandel gemacht 
bat, wird fi während beffelben hüten, einem Dritten, und vielleicht einem 
jehr geihwägigen Dritten, mitzutheilen, welches Maximum des Preijes 
er nicht überjchreiten, oder unter welches Minimum er nicht * wolle, 
denn fen Mininum würde fofort das Maximum umd jen Maximum 
das Minimum des Anderen jein; ich glaube, diefer Vergleich macht die 
Sache ganz anjchaulid. 

34 ſehe mich in dieſer Weiſe —— Seiten danach um, wo der 
casus belli liegen lann, welches die Bedingungen ſein könnten, die wir 
der beftegten Feinden ftellen wollen, wenn wir fiegreih an den Thoren 
von Wien ımd Petersburg ftehen werden. Ich dächte, wir alle, und na- 
mentlich diejenige Bartei, deren Rathichläge Preußen bis zun November 
1848 das Unalüd hatte zu befolgen, follten gelernt haben, was es heißt, 
„mit Feuer jpielen,“ und daß derjenige, der einen Brand entzündet hat, 
nicht im Stande ift, ihm da, wo das feuer, jeinem Wunfche nach, Halt 
machen joll, mit der Formel irgend eines abgenugten Paragraphen ein 
„bis hierher und micht weiter“ zu gebieten. — — 

Der Träger der Union, der Schöpfer diefer Verfaſſung vom 26. Mai, 
Herr von Radomwig, ift aus dem Miniſterium getreten, meiner Auffaffung 
nach deshalb, weil das Minifterium das frühere, als verkehrt erfannte 
Syſtem, das Syſtem Radomig, hatte fallen laſſen. Ich will den nicht 
Aumefienden hier nicht angreifen, ich würde e8 aber gern geſehen haben, 
wenn Herr von Radowitz mimkjegt wie vor einem Jahre gen 
Ih bin ü gt, er hat das Beſte von Preußen gewollt und hat fich 
nur in den Mitteln vergriffen. Ich habe vor Jahr und Tag von dieſer 
jelben Stelle amd meine Ueberzeugung ausgefprochen, daß die Union an 
fh nicht lebensfähig ſei, daß fie mir ſtets erfchienen, als ein zwitterhaftes 
Broduft furchtſamer Herrfchaft und zahmer Revolution. Ich Habe bis jet 
noch nichts herausgefunden, was biete tief im Volle lebende Ueberzeugung 
widerlegt hätte, und der Adreß-Entwurf enthält keinen Foloffaleren Irr— 
thum, ala im dem Paſſus über die Befriedigung, mit welcher das Bolt 
die Unionsbeftrebungen aufgenonmmen habe. Aus dem Fallenlaffen diejes 
Unions-PBrinzipes ijt heute von diefer Stelle aus dem Miniſterium der 
Borwurf der Inkonſequenz mit bitteren Worten gemacht worden. ch 
möchte daran erimmern, daß fich ſelbſt Privatleute im dem alle befinden 
köımen, infonfequent zu werden und, was fie früher für Unrecht hielten, 
fpäter nach den Umftänden für Recht halten zum müffen. Ich mache Nie- 
mandens damit einen Vorwurf, ich Halte es für männlich und offen, feinen 
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Irrthum anzuerkennen, aber nicht das halte ich für männlich, dem einen 
Vorwurf darüber zu machen, der von jeinem Irrthum zurüdgefommen ift. 
Ich will mur darauf noch hinmeifen, daß es viel leichter iſt, Privatver⸗ 
hältniffe fonjequent in feiner Hand zu behalten, als diejenigen, welche 
unter veränderten Umftänden die Schidjale eines Yandes von 16 Millionen 
berühren und regeln. Ich will auf die Idee der Gültigkeit oder Ungültig- 
feit der Unionsverfafjung bier nicht zurüdtommen, wir haben: das in Er- 
furt hinreichend bejprochen, ich habe wie damals die Weberzeugung, daß 
fie rechtsgültig bei uns, Gott ſei Dank, nicht befteht, und wenn fie be— 
ftände, jo märe fie nichts Anderes, als eine Mebdiatifirung Preußens, 
nicht unter die Fürften, jondern unter die Kammern der Heinen Staaten, 
und ein Krieg, für die Union von Preußen geführt, könnte mich nur leb— 
haft an jenen Engländer erinnern, der ein ſiegreiches Gefecht mit einer 
Schildwache bejtand, um ſich in dem Schilderhaufe hängen zu fünnen, ein 
Recht, welches er ſich und jedem freien Briten vindicirte. Sollten wir 
trogdem dahin getrieben werden, für die Idee der Union Krie 

zu führen, meine Herren, e8 würde nicht lange dauern, * 
den Unionsmännern von kräftigen Fäuſten die letzten Fetzen 
des Unionsmantels heruntergeriſſen würden, und es würde 
nichts bleiben, als das rothe Unterfutter dieſes ſehr leichten 
Kleidungsſtückes. Am wenigſten kann ich glauben, daß dic Staats— 
männer, die im Sommer 1848 der Freundjchaftsbezeugungen einer Hand 
voll berliner Proletarier ſich nicht erwehren fonnten, ftarf genug fein 
würden, wenn einmal der Brand entzündet ift, im Kampfe mit der Ueber- 
macht die dargebotene Hand der polnijchen, italtenifchen, ungarischen und 
deutjhen Demofraten zurüdzumeijen. Es mürde dann dahin fommen, 
daß ein Staatömann Recht bebielte, der zur Zeit der aufgelöften Kammer 
an dieſer Stelle jaß, und der am 31. Dftober in der befannten verna- 
elten Sitzung den Antrag ftellte, jofort der ungariichen Revolution zu 
Bi zu eilen, im Namen Deutſchlands, gegen den Erben einer langen 
eihe deutſcher Kaiſer. — 

Es ift eine jeltjame Bejcheidenheit, daß man fich nicht entichließen 
faun, Defterreich für eine deutiche Macht zu halten. Ich kann in nichts 
Anderem den Grund hiervon juchen, al3 daß Defterreih das Glüd hat, 
fremde Bolksftämme zu beherrichen, welche in alter Zeit durch dentjche 
Waffen unterworfen wurden. Ich kann aber daraus nicht jchließen, daß, 
weil Slovaken und Ruthenen unter der Herrichaft Oeſterreichs ftehen, 
dieje die Nepräjentanten des Staates und die Deutjchen eine bloße bei- 
läufigen Zugabe des ſlaviſchen Dejterreihs ſeien; jondern ich erfenne 
in VDefterreih den Repräfentanten und Erben einer alten 
— Macht, die oft und glorreich das deutſche Schwert 
geführt hat. — 

Ich habe bereits vor einem Jahre auf dieſer Stelle dagegen gewarnt, 
daß man Preußen nicht in die Rolle drängen ſolle, die Turin in Italien 

eſpielt hat. Die Pflicht der Rathgeber der Krone iſt die, 
Cube vor dem Rathe derer zu ſchützen, welde es mwieder- 
holt an den Rand des Berderbens gebradt haben. Es ift 
ihre Biliht, die Kronevor Bundesgenojjen zu fihern, welde 
gefährlicher jind, als der Feind jelbit; das preußiſche Banner 
davor zu ſchützen, daß es nicht, wider Preußens Willen, der 
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Sammelplag werde für diejenigen, die Europa ansgeftoßen 
bat, die ich nicht jchärfer bezeichnen will, weil Niemand von 
ibmen anwejend ift. Gelingt e8 dem Minifterium nicht, diefen Krieg 
ber Propaganda, diejen Prinzipienfrieg von uns ferm zu halten, dann, 
meime Herren, bleibt dem Preußen nichts übrig, als dem Befehle, der 
ihn in die Reihe der Krieger ruft, zu folgen, wenn auch mit bitterem 
Schmerze und zu ſchmachvollem Untergange, jelbft im Siege. Aber es 
möge jeder, der diefen er, hindern fonnte und e8 nicht that, bedenken, 
Das das Blut, welches in jolhem Kriege vergofien wird, in feinem Schuld» 
buche fteht; möge ihn der Fluch jedes ehrlichen Soldaten treffen, der für 
eme Sade ftirbt, die er im Herzen verdammt und verachtet, und möge 
dieſer Fluch jchwer auf feiner Seele laften am Tage des Gerichts. 

Aber, meine Herren, einen ſolchen Prinzipien- Krieg — ich habe 
nicht gehört, daß irgend Jemand nach ihm verlangt — ich geftehe, ich 
babe dies Wort jeit lange zum erftenmal in diefer Kammer gehört. Sollte 
Niemand im Lande einen jolhen Prinzipien-Krieg verlangen, als die 
Majorität der Kammer, jo ift dies meiner Meinung nach fein Grund zum 
Kriege mit Defterreich, jondern zum Kriege mit diefer Kammer. Dann 
märe e3 Pflicht der Käthe der Krone, ſich zu erinnern, daß eine 
Kammer leihter mobil ji machen tft, al3 eine Armee und in 
einer Neumahl das Bolf zu fragen, ob es die Anfichten feiner 
Bertreter durch Wiederwahl gutheiße. (Lärm.) Oder ob es durd 
feine Wahl zeigen will, daß es mit feftem Vertrauen an dem 
Minifterium hängt, zu dejien Unterftügung — daran erinnern 
Sie jih, meine Herren — mir faft Alle vor einem Jahre hier- 
ber geihidt wurden. 


Vom Eintritt in den Stantshieuft bis zur 
Ueberunhme des Minifteriums, 


6. Am Bımdestage in Srankfurt. 


1551. Mai. Emennung zum Geheimen Legationsratb und 
erften Secretär der Bundestagsgeſandtſchaft. 
Die eriten Eindrüde. 
Aus einem Schreiben an jeine Gemahlin vom 18. Mai 


1851: 
Sranffurt, 18./5. 51. 

Frankfurt ift gräßlich langweilig, ich bin jo verwöhnt mit viel Liebe 
um mich, und -viel Gejchäften und merke erft, mie undanfbar ich gegen jo 
manche Leute in Berlin immer gemejen bin, denn von Dir und Zubehör 
will ich ganz abfehn, aber jelbjt das fühlere Maß von landsmannjchaft- 
licher und Parteizuneigung, was mir in Berlin wurde, ift ein inniges 
Verhältnig zu nennen gegen den hiefigen Berfehr, der im Grunde nichts 
al8 gegenjeitiges mißtrauiſches Ausſpioniren ift; und wenn man noch etwas 
auszujpüren und zu verbergen hätte! Es find lauter Yappalien, mit denen 
die Beute fich quälen, und dieje Diplomaten find mir jchon jegt mit ihrer 
wichtigthuenden Kleinigkeitskrämerei viel lächerlicher, als der Abgeordnete 
der 2. Kammer im Gefühl feiner Würde. Wenn nicht äußere Ereignilie 
zutreten, und die können wir juperflugen Bundestagsmenjchen weder leiten 
noch vorherbeftimmen, jo meiß ich jet ganz genau, was wir in 1, 2 ober 
5 Jahren zu Stande gebracht haben werden, und will e8 in 24 Stunden zu 
Stande bringen, wenn die andern nur einen Tag lang wahrheitsliebend und 
vernünftig fein wollen. Ich habe nie daran gezweifelt, daß fie alle mit Waſſer 
fochen; aber eine foldye nüchterne einfältige Waſſerſuppe, in der auch micht 
ein einziges Fettauge zu jpüren ift, überrajcht mi. Schickt den Schulgen & 
oder Herrn v. ?. ardfy aus dem Chauſſeehauſe her, wenn fie gemajchen 
und gelämmt find, fo will ich in der Diplomatie Staat mit ihnen machen. 
In der Kunft, mit vielen Worten garnicht3 zu jagen, mache ich reißende 
Fortfchritte, fchreibe Berichte von vielen Bogen, die fich nett und rund 
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wie Yeitartifel lejen, und wenn Manteuffel, nachdem er fie gelefen hat, 
fagen fann, was drin fteht, jo kann er mehr wie ich. Feder von uns 
ftellt fich, al3 glaubte er vom andern, daß er voller Gedanken und Ent: 
würfe ſtecke, wenn er’3 nur ausfprechen wollte, und dabei wiffen wir alle 
zufammen nicht um ein Haar bejier, was aus Deutjchland werden wird, 
al3 Dutfen Sommer. Kein Menſch, felbjt der böswilligſte Zweifler von 
Demofrat, glaubt ed, was für Charlatanerie und Wichtigthuerei in diefer 
Diplomatie bier jtedt. Dody nun habe ich genug gefchimpft, num mill ich 
Dir jagen, daß ich mich wohl befinde. Vorgeftern war ich in Mainz; 
die iſt doch reizend. Die Eramfionen mit der Eifenbahn find 
das | bier. Nach Heidelberg, Baden-Baden, Odenwald, Homburg, 
Soden, Wiesbaden, Bingen, Rüdesheim, Niederwald, fann man bequem 
m 1 Tag, 5—6 Stunden dableiben und Abends wieder hier fein; bis 
est babe ich's noch micht bemußt. Ueber Politif und einzelne Perjonen 
kann ich Dir nicht viel fchreiben, weil die meiften Briefe geöffnet werden. 
Penn fie Deine Adrefje auf meinen und Deine * auf Deinen Briefen 
erſt kennen, werden fie ſich's wohl begeben, da fie nicht Zeit haben, Fa— 
milienbriefe zu lejen. 


Selbftbetradhtungen. 


Aus einem Schreiben an jeine Gemahlin vom 3. Juli 
1851: 
Frankfurt, 3. Juli 51. 

Borgeftern habe ich mit vielem Dank Deinen Brief und die Nachricht 

von Euer aller Wohljein erhalten. Bergiß aber nit, wenn Du mir 
jchreibft, daß die Briefe nicht blos von mir, jondern von allerhand Poft- 
ipionen gelefen werden, und tobe nicht jo fehr gegen einzelne Perſonen 
darin, denm das wird alles fofort wieder an den Dann gebracht und auf 
meine Rechnung gejchrieben; außerdem thuft Du den Leuten unrecht. Ueber 
meine Ernennung oder Nichternennung weiß ich gar wichts, als was man 
mir bei meiner Abreife fagte, alles andere find Möglichkeiten und Ver— 
mutbungen. Das Schiefe ın der Sache ift bisher nur das Stillſchweigen 
auf Seite der Regierung mir gegenüber, indem es billig wäre, mic nad) 
grade wiſſen zw laffen, und zwar amtlich, ob ich mit Frau und Kind im 
nähften Monat hier oder in Pommern wohnen werde. Sei vorfidhtig in 
Deinen Reden gegen alle dort ohne Ausnahme, nicht blos gegen X., na= 
mentlich in Urtheilen über Berjonen, denn Du glaubft nicht, was man in 
diefer Art erlebt, wenn man erſt einmal Gegenftand der Beobachtung 
wird; jei darauf gefaßt, daß hier oder in Sangfouci mit Sance aufge- 
mwärmt wird, was Du etwa in den Baflalten, oder im der Badehütte 
flüfterft. ‚daß ich fo ermahnend bin, aber nad) Deinem legten 
Brief muß ich etwas die diplomatiiche Hedenfcheere zur Hand nehmen. 
Ben die ***, und andere Leute im unferm Lager Mißtrauen jäen können, 
jo erreichen fie damit einen der Hauptzwede ihrer Briefdiebftähle. Vor— 
gie war ich zu Mittag in Wiesbaden bei ** und habe mit einem 
ich von Wehmuth und altkluger Weisheit die Stätten früherer Thor- 

beit angeiehn. Möchte e3 doch Gott gefallen, mit Seinem Haren 
und ftarfer Weine dies Gefäß zu füllen, in dem damals der Cham— 
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pagner 21 jähriger Jugend nutzlos verbraufte und jchale Neigen zurückließ. 
Wo ımd wie mögen und Dig ** jest leben, wie viele find begraben, 
mit denen ich damals liebelte, becherte und würfelte, wie hat meine Welt: 
anſchauung doc in den 14 Jahren jeitdem jo viele Verwandlung durch— 
emacht, von denen ich immer die grade gegenwärtige für die rechte Ge— 
altung hielt, und wie vieles iſt mir jegt Klein, wa8 Damals groß 
erſchien, wie vieles jegt ehrwürdig, was ich damals verjpottete! 
Wie mandes Laub mag nodh an unjerm innern Menſchen aus— 
grünen, jchatten, raujhen und werthlos welten, bis wieder 
14 Jahr vorüber find, bis 1865, wenn wir's erleben! Ich be- 
greife nicht, wie ein Menich, der über jih nachdenkt, und doch 
von Gott nicht weiß oder wiſſen mill, jein Leben vor Berad- 
tung und Langeweile tragen fann. ch weiß nicht, mie ich das 
früher ausgehalten habe; jollte ich jet leben wie damals ohne Gott, ohne 
Di, ohne Kinder — ich wüßte doch in der That nicht, warum ich dies 
Leben nicht ablegen jollte wie ein ſchmutziges Hemde; und doch find die 
meiften meiner Gelainien jo ımd leben. enn ich mich bei dem Ein— 
zelnen frage, was er fir Grund bei ſich haben fann meiter zu leben, fi 
zu mühen und zu ärgern, zu intriguiren und zu jptoniren, ich weiß es 
mwahrlich nicht. liche nicht aus dieſem Gejchreibiel, daß ich gerade be- 
Jonder8 ſchwarz geitimmt bin, im Gegentheil, es ift mir, als wenn man 
an einem jchönen Scptembertage das gelbwerdende Yaub betrachtet; gejund 
und heiter, aber etwas Wehmuth, etwas Heimweh, Sehnſucht nah Wald, 
See, Wüfte, Dir und Kindern, alles mit Sonnenuntergang und Beethoven 
vermiſcht. Statt defjen muß ich nun langweilige ** beiuchen und endlofe 
Biffern über deutihe Dampfcoretten und Kanonenjollen leſen, die in 
Dremerhafen faulen und Geld freſſen. Ich möchte gern ein Pferd haben, 
aber allein mag ich nicht reiten, das ift langweilig, und die Gejellichaft, 
die hier mitreitet, it auch langweilig, und nun muß ich zu Rochow und 
zu a — in's — umd off'3, die mit der Großfürftin Olga bier 
find. — DR 


18. Auguft. Ernennung zum Bundestagsgeiandten. 
1552. Juni. Sendung nah Wien, 
Aus einem Schreiben an jeine Gemahlin vom 16. Juni: 


Wien, 16./b. 52. 

Sg'fallt mer hier gar net, wie Schrent jagt, obſchon es jo nett 
war Anno 47, mit Dir, aber nicht bloß Du fehlft mir, jondern ich finde 
mich hier überfläfjig, und das ift jchlimmer, als ich Deinem unpolitifchen 
Gemith verjtändlih machen fann. Wenn ih, wie damals, mur zum 
Vergnügen bier wäre, jo könnte ich nicht Hagen; alle, die. ich bisher 
fennen gelernt habe, find bemerfenswerth Tiebenswürdig, und die Stadt 
ift zwar heiß und engftraßig, aber doch eine fra Stadt. Im 
Geſchäft dagegen herricht große Flauheit; die Leute haben entweder micht 
das Bedürfnig, fih mit uns zu arrangiren, oder fegen es bei uns in 
höherem Grade voraus, als es vorhanden ift. Ich fürchte, die Gelegen- 
heit der Berjtändigung geht ungenügt vorüber, das mird bei uns einen 
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böjen Rüdjchlag üben, denn man glaubt, einen jehr verföhnlihen Schritt 
dırh meine Sendung gethban zu haben, und ſie werden jobald nicht 
wieder einen herſchicken, der fo geneigt ift, fich zu verftändigen und dabei 
fo freie Hand hat mie ih. Berzeih, daß ich Dir Politik jchreibe, aber 
mweflen das Herz voll ift u. ſ. w., ich trodene ganz auf geijtig in diefem 
Getriebe, und ich fürchte, ich befomme noch einmal Gejhmad daran. 


1553. Ueberdruß an den Bundeötagdangelegenheiten. 
Aus einem Schreiben an Frau von Arnim: 


Frankfurt (obue Datum). 

Mäbhrend ic genöthigt bin, im der Sigung einen gauz unglaublich 

meiligen Vortrag eines hochgefhägten Kollegen über die anarchiſchen 

ände in Ober⸗Lippe anzuhören, dachte ich darüber nad), mie ich diefen 
Moment utilifiren fönnte, und als herporragendftes Bedürfniß meines 
Herzens jtellte fi ein Erguß brüderliher Gefühle heraus. Es iſt eine 
jehr achtungswerthe, aber wenig unterhaltende Tafelrunde, die mich hier 
an einem grünbehangenen, etwa 20 Fuß im Durchmeſſer haltenden, kreis— 
runden Tijche, im Parterre des Taxiſchen Palais, mit Ausfiht auf Garten 
umgibt. Der durdjchnittlihe Schlag ift etwa der von N. N. und 3. in 
Berlin, die haben ganz bundestäglichen pli! 

Ich jage ziemlich fleißig, auf Jagden, wo der Einzelne 6 bis 15 Hajen 
amd eimige Faſanen ſchießt, jeltener einen Rehbock oder Fuchs, und mit- 
unter ein Stüd Rothwild in bedeutender Entfernung fieht. Die Zeit 
dazu habe ich dadurch gewonnen, daß ich jehr viel fauler bin, als im 
porigen Fahre, weil mein Fleiß in Berlin fein Refultat findet. 

N. N. iſt nicht mehr jo liebenswürdig wie früher, er hört auf alle 

Öglichen erlogenen Klatjchereien, und läßt fich immer einreden, ich ftrebte 
= jeiner Erbſchaft, während ich froh bin, wenn man mid) da läßt, wo id) 
bin. Ich gemöhne mid) daran, im Gefühle gähnender Unſchuld alle Symptome 
von Kälte zu ertragen und die Stimmung gänzliher Wurſchtigkeit 
m mir vorherrſchend werden zu lajlen, nachdem ich den Bund allmählich 
mit Erfolg zum Bemußtjein des durchbohrenden Gefühls feines Nichts 

bringen nicht unerheblich beigetragen zu haben mir jchmeicheln darf. 
Das befannte Lied von Heine: „O Bund, du Hund, du bijt nicht ges 
ſund“ u. ſ. m., wird bald durch einftimmigen Beſchluß zum Nationalliede 
der Deutichen erhoben werden. 

Um den Orient fümmert fich bier niemand; mögen die Ruſſen oder 
die Türken in die Zeitungen jegen, was fie wollen, man glaubt hier weder 
an Land- noch Seegefechte, und beftreitet die Eriftenz von Sinope, Ka— 
lafat und Scheffetil. 

Endlich hat Darmitadt zu lefen aufgehört, und ich ftürze gerührt 
in Deine Arme und wünſche Dir ein frohes Feſt. Viele Grüße an Oscar. 


Dein treuer Bruder 
v. B. 
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Die däniihe Frage am Bunde, 


Schreiben aus Reinfeld in Bommern, vom 11. Seytember 1856 
(Adreffat ungenannt.) ; 


Reinfeld in Pommern, 11. Sept. 1856. 


Im Nov. denfe ich, wird der Bund, mit mehr Wohlmollen ala Er» 
folg, jeine Sigungen den Holfteinern widmen. In diefer Sache werden 
äußerlich alle Regierungen einig fein. a aber wird heimlich ein 
Freund der Dänen bleiben und in feiner Preffe den Mund voll deutjcher 

brajen haben und Preußen die Schuld aufbürden, daß nichts geſchieht. 

er Schwerpunft der Sache liegt factifch nicht in Frankfurt, fondern in 
der Frage, ob die Dänen eines Rückhaltes an einer oder mehreren der 
außerdeutfhen Grogmächte ficher find. Sind fie das, jo werden fie in 
jenem Bundesbeſchluß ein Competenzloh finden... .. 


1855 — 1857. Reiſen nad) Paris, Dänemark u. j. w. 
1858. 2. April. Die Erneuerung des Zollvereins, 
(Adreffat ungenannt.) 
Frankfurt aM. 2. April 1858. 

Ih bin mit Ihnen darüber eimverftanden, daß unſere Stellung im 
Zollverein verpfujcht iſt; ich gehe noch meiter, indem ich feit fiberzeugt 
bin, daß wir den ganzen Zollverein fündigen müfjen, jobald der Termin 
dazu gefommen ift. Die Gründe diejer Ueberzeugung find zu — — 
um ſie hier zu entwideln, und zu eng zuſammenhängend, um fie einze 
zu nennen. Wir müſſen Fündigen a die Gefahr hin, mit Deſſau und 
Sonderöhaujen allein zu bleiben. Es ift aber nicht zu wänjchen, daß 
letttere3 der Fall werde, oder doch daß es lange dauere. Deshalb müffen 
wir in der noch laufenden Periode den anderen Staaten den Zollverein 
angenehm, wenn es jein kann, zum umentbehrlichen Bedürfnig machen, 
damit fie nad der Kündigung den Anſchluß auf unfere Bedingungen 
— Ein Theil dieſes Syſtems iſt, daß man fie höhere Nettorebenüen 
iehen läßt, al3 jie felbft durch Grenzzölle ohne Preußen ſich würden ver- 
—** können. Ein anderer Theil iſt der, daß man ihnen nicht die Fort- 
dauer eines Zollvereind mit Preußen als fachlich unmöglich erfcheinen läßt; 
das wird aber, wenn neben den 28 Regierungen noch einige 50 ftändijche 
Körperichaften, geleitet von jehr particulären Anterefien, ein liberum veto 
ausüben. Fangen die preußiihen Kammern damit an, jo wird ſchon der 
Gleichheitsſchwindel der deutichen Regierungen nicht zugeben, daß die 
übrigen zurüdftehen; fie werden fich auch wichtig machen mwollen. 

Ich glaube, dag wir in einem nad 1865 von Preußen umzubildenden 
Bollvereine, um diejen Klippen zu entgehen, für die Ausübung des ftän- 
diſchen Zuftimmungsrechtes in Zollvereinsjachen, den Unionsprojecten von 
1849 eine Einrichtung entnehmen, eine Art Zollparlament einrichten 
müjjen, mit Beftimmung für itio in partes, wenn die Andern es ver- 
langen. Die Regierungen werden ſchwer daran gehn; aber wenn wir 
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dreift und conjequent wären, könnten wir viel durdhfegen. Die 
m Ihrem Briefe ausgeſprochene dee, die preußifchen Kammern, vermöge 
der Bertretung aller deutſchen Steuerzahler durch fie, zur Grundlage hege- 
moniicher Be ungen zu machen, fteht auf demjelben Felde. Kammern 
und Vreſſe könnten das mädtigfte Hilfsmittel unferer auswärtigen Bolitif 
werden. In dem vorliegenden Falle, welches auch das Ergebni der Ab- 
Aummung.jein mag, müßte jedenfalld die Zollvereinspolitif, der Schaden 
des Berems für Bag bie Nothwendigkeit für uns, ihn zu kündigen, 
auf das eingehendfte und jchärffte erörtert werden, damit die Erkenntniß 
darüber. fich Bahn bricht; Ihr Brief jollte als Artikel in der Kreuzzeitung 

, bier auf meinem Tifch F liegen. Kammern und Preſſe 
mösten die deutſche Zollpolitif breit und rüdhaltslos aus 
dem preußiihen Standpunkte discutiren; dann würde fid 
ihnen die ermattete Aufmerfjamfeit Deutſchlands wieder zu— 
wenden, und unjer Landtag für Preußen eine Madt in Deuttä 
land werden. ch mwünjchte den Zollverein in den Bund nebft Preußens 
Stellung zu beiden in umjern Kammern dem Sectrmeffer der jchärfften 
Kritit unterzogen zu jehen; davon kann der König, feine Minifter und 
deren Politik, wenn fie ihre Handwerk verftehen, nur Vortheil haben. 
Über ich wünſchte doch als Reſultat einer ſolchen Diskuffion, die VBor- 
lage mit geringer Majorität angenommen zu jehen. Denn e8 handelt 
kb im nächften —— für den Zollverein mehr darum, deutſche Re—⸗ 
t en an die Fleiſchtöpfe dejjelben zu feſſeln, als Sympathieen ihrer 

en zu gewinnen. Die legteren find machtlos, und in Betreff 

ihrer icht eime kräftige, fachverftändige und ehrliebende Debatte dafjelbe, 
mie: Die | gleit eines Abſtimmungsreſultates. ... 


Das Minifterium der „neuen Aera.“ 


Ans einem Schreiben an jeine Schwefter Frau v. Amim: 


Frankfurt, 12. Nov. 1858. 

Dein Brief war mir eine unverhoffte Freude; in der Adrefle ſah er 
ganz wie einer von Johanna aus, umd ich wunderte mich, wie die nad) 
der Udermarf gefommen wäre. ch bin nicht eher zum Antworten ge 
tommen, theils Geſchäfte, Erkältung, Jagd, nahmen meine Zeit in An- 
ipruch, theils wußte ich jelbft nicht, mas id Dir über die neue Erſcheinung 
am politifhen Himmel fchreiben fjollte, was ih nicht auch über den 
hätte jagen künnen. Eine interefjante Erſcheinung, deren Ein» 

tritt mie wmerwartet, deren Zwed und Bejchaffenheit mir noch unbekannt 
iſt. Doch die Laufbahn des Kometen berechneten unfere Aftronomen 
zemlih genau, und das dürfte ihnen in Betreff des neuen politifchen 
Siebengeftirned ſchwer werden. Johanna ift heut früh mit den Kindern 
hier eingetroffen, Gott jet Dank gejund, aber nicht heiter. Sie ift nieder- 
gedrückt von allen den politischen Wengften, die man ihr in Pommern 
und Berlin eingeflögt hat, und ich bemühe mich vergebens, ihr die ge- 
bührende Heiterkeit einzuflößen. Es ift der natürliche Verdruß der Haus- 
frau auch dabet im — wenn es zweifelhaft wird, ob man in einem 
eben mit Mühe und Koſten neu eingerichteten Haufe bleiben wird. Sie 
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fam wit dem Glauben hier an, daß ich den Abfchied fofort nehmen 
würde. Ich weiß nicht, ob man ihn mir nicht ungefordert giebt, oder 
mich jo verjett, daß ich ihn Anftandes halber nehmen muß. Bevor ich 
e3 aber freiwillig thue, will ich doch erft abwarten, daß dad Minifteriumg 
Farbe zeigt. 

Wenn die Herren die Fühlung der confervativen Partei beibehalten, 
fih aufrihtig um BVerftändigung und Frieden im Innern bemühen, fo 
fönnen fie in unjern auswärtigen Berhältniffen einen unzmweifelhaften 
Borzug haben, und das ijt mir viel werth; denn wir „waren herunter- 
gefommen und mußten doch jelber nicht wie“. Das fühlte ich hier am 
empfindlichften. Fch denke mir, daß man den Fürſten gerade deshalb an 
die Spige geftellt hat, um eine Garantie gegen eine Parteiregierung und 
gegen Rutſchen nach links zu haben. Irre ich mich darin, oder will man 
über mic, lediglih aus Gefälligfeit für Stellenjäger disponiren, jo werde 
ich mid) unter die Kanonen von Schönhaufen zurüdziehen und zufehen, wie 
man in Preußen auf linfe Majoritäten gejtügt regiert, mich auch im 
zn beftreben, meine Schuldigkeit zu thun. Abwechſelung ift die 

eele des Lebens, umd hoffentlich werde ih mich um 10 Jahr verjüngt 
fühlen, wenn ich mich wieder in derfelben Gefechtspofition befinde, wie 
48—49. Wenn ic die Rollen des Gentleman und des Diplomaten 
nicht mehr mit einander verträglich finde, jo wird mich das —— 
oder die Laſt ein hohes Gehalt mit Anſtand zu depenſiren, keine Minute 
in der Wahl beirren. Zu leben habe ich, nach meinen Bedürfniſſen, und 
wenn mir Gott Frau und Kinder geſund erhält wie bisher, ſo ſage ich: 
„vogue la galöre“, in welchem Fahrwaſſer es auch ſein mag. Nach 
30 Jahren wird es mir wohl gleichgültig ſein, ob ich jetzt Diplomat oder 
Landjunker ſpiele, und bisher hat die Ausſicht auf friſchen ehrlichen 
Kampf, ohne durch irgend eine amtliche Feſſel genirt zu fein, gewiſſer— 
maßen in politiihen Schwimmhoſen, faft ebenjoviel Reiz für mid, als 
die Ausficht auf ein fortgefegtes Regime von Trüffeln, Depeſchen und 
Großkreuzen. Nach Neune ift alles vorbei, jagt der Schaujpieler. Mehr 
al3 diefe meine perjönlihen Empfindungen kann ich Dir bisher nicht 
melden, das Räthſel fteht auch mir noch ungelöft gegenüber. Eine be— 
jondere Freude habe ich einftweilen am Bunde; alle die Herren, die noch 
vor ſechs Monaten meine Abberufung als Erfordernig der deutjchen 
Einheit verlangten, zittern jest bei dem Gedanken mich bier zu ver: 
lieren: ** winkt als Schredbild 48er Reminifcenz, und fie find wie ein 
Taubenſchlag, der den Marder merkt, jo verängjtigt von Demolratrie, 
Barrifaden, Parlament und **, — ** finft mir gerührt in die Arne 
und jagt mit krampfhaftem Händedrud: „wir werden wieder auf ein 
Feld gedrängt werden.“ Der Franzoje natürlich, aber jelbjt der Engländer 
ſieht uns für Brandftifter an, und der Ruſſe fürchtet, daß der Kaijer 
an unjerm Beifpiel in feinen Reformplänen irre werden würde. ch jage 
allen natürlih: „Nur ruhig Blut, die Sache wird fi ſchon machen,“ 
und habe die Genugthuung, daß fie antworten: „Sa wenn Sie hier 
blieben, da hätten wir eine Garantie, aber *!“ Wenn dem nicht die 
Ohren in diejen Tagen Frankfurtifch klingen, fo hat er fein Trommelfell. 
Er ijt bier in acht Tagen aus einem achtbaren liberal EConfervativen in 
der Einbildung jeiner eventuellen Collegen zu einem brandroth er 
Helfershelfer von Kinkel und d'Eſter degradirt. Der Bamberger Diplomat 
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fpriht von einer continentalen Affecuranz gegen preußiſche Brandftiftung, 
Dreifaiferbündniß gegen und und neues Olmütz mit „thatſächlichen 
Operationen“. Kurz, es fängt an, weniger langweilig in der —— 
Belt zu werden. Es ſcheint, daß die Ankunft des Kometen in der That 
niht ohne Borbedeutung war. Yebe herzlich wohl, mein fehr Geliebtes, 
und Sa Oskar; er fol nur die Ohren nicht hängen laffen, es ift doch 
alles Kaff. 


Aus einem Schreiben an diejelbe. 
Frankfurt, 10. Dezember 1858. 

— — — lieber meine Verjegung oder Entlafjung ift wieder alles 
nl; eime Zeit lang fchien mir Petersburg ziemlich ficher, und ich hatte 
mic wit dem Gedanken jo vertraut gemacht, daß ich eigentlich Enttäuſchung 
fühlte, als es bieß, daß ich hier bleiben mürde. Es wird hier mohl 
ſchlechtes Wetter, politifches, geben, welches ich recht gerne im Bärenpelz 
bei Cawiar ımd Elennjagd abwarte. — Unjer neues Gabinet wird vom 
Auslande noh immer mit Mißtrauen betrachtet, nur Dejterreich wirft 
ibm mit fchlauer Berehnung den Köder feines Lobes hin, während ** 
unter der Hand vor uns marnt; dajjelbe thun gewiß jeine Collegen an 
allen Höfen, Die Kape läßt das Maufen micht. Endlich werden die 
Dinifter doch Farbe zeigen müſſen; das Schimpfen auf die Kreuzzeitung 
thut's auf Die Dauer nicht. Ich werde im Winter jchwerlich nach Berlin 
tommen, jehr jchön wäre e3, wenn Ihr uns bier befuchen molltet, ehe ich 
an der Rewa „Salt geftellt“ werde, — 


7. In St. Petersburg. 


1859. Januar. Emennung zum Gejandten in St. Peterö«- 
burg: 
März Reiſe nad) St. Peteröburg. 
1. April. Antrittsaudieng beim Katjer Alerander. 


Die Erfahrungen in Frankfurt und ihre Nutz— 
anmwendung. 
‚Schreiben an den Minifter von Schleinig. 
.n Petersburg, 12. Mai 1859. 
Aus den acht Fahren meiner Frankfurter Amtsführung babe ich als 
Ergebniß meiner Erfahrungen bie Ueberzeugung mitgenommen, daß die 
dermafigen Bundeseinrichtungen für Preußen eine drüdende, in Fritifchen 
Zeiten eine lebensgefährliche Sfr bilden, ohne uns dafür diefelben Aequi— 
vaferste zu gemähren, welche Defterreich, bei einem ungleich größern Maße 
eigener Fe Bewegung, aus ihnen zieht. Beide Grohmächte werden von 
Fürft Bismard. 4 
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den Fürften und Regierungen der kleineren Staaten nicht mit ie 
Mape gemejjen; die Auslegung des Zwedes und der Gejege deö Bundes 
modificirt ſich nach den Bedürfniffen der öfterreihiichen Politik. Ich darf 
mih Em. ..... Sachkenntniß gegenüber der Bemeisführung durch detaillirtes 
Eingehen auf die Geihichte der Bundespolitif feit 1850 enthalten, und 
beſchränke mich auf die Nennung der Rubriken von der Wiederherftellung 
des Bundestages, der deutichen Flottenfrage, der Zollitreitigkeiten, der 
Handels-, Preß- und Berfalfungsgefeggebung, der Bundesfeftungen Rajtatt 
und Mainz, der Neuenburger und der orientalifchen Frage. Stets haben 
wir uns derjelben compacten Majorität, demjelben Anipruch 
auf Preußens Nachgiebigkeit gegenüber befunden. In der orien- 
taliichen Frage erwies fi die Schwerkraft Defterreih8 der unfrigen jo 
überlegen, daß ſelbſt die Uebereinftimmung der Wünjche und Neigungen 
der Bundesregierungen mit den Bejtrebungen Preußens ihr nur einen 
weihenden Damm entgegenzujegen vermochte. Faſt ausnahmslos haben 
uns damals unjere Bundesgenofjen zu verjtehen gegeben, oder jelbft offen 
erklärt, daß fie außer Stande wären, uns den Bund zu halten, wenn 
Defterreich jeinen eigenen Weg gehe, obſchon es unzweifelhaft ift, daß das 
Bundesreht und die wahren deutſchen Intereſſen unferer friedlihen Politik 
ur Geite ftänden; dies mar mwenigftend damals die Anficht faft aller 
Bundesfürften. Würden dieje den Bedürfnijjen, oder ſelbſt der Sicherheit 
Preußens jemals in ähnlicher Weije die eigenen Neigungen und Intereſſen 
um Opfer bringen? Gewiß nicht, denn ihre Anhänglichkeit an Dejterreich 
ur überwiegend auf faljchen Intereſſen, welche beiden das Zuſammen— 
halten gegen ae, das Niederhalten jeder Fortentwidelung des Ein- 
fluffes und der Macht Preußens als dauernde Grundlage ihrer gemein 
Ihaftlihen Politik vorjchreiben. Ausbildung des Bundesverhältnijied mit 
öſterreichiſcher Spitze ift das natürliche Ziel der Politif der deutſchen 
Bürften und ihrer Minifter; fie fann in ihrem Sinne nur auf Koften 
Preußens erfolgen und ift nothwendig nur gegen Preußen gerichtet, jo 
lange Preußen fih nicht auf die nügliche Aufgabe beſchränken will, für 
jeine gleihberechtigten Bundesgenofjen die Aſſecuranz gegen zu weit 
ehendes Uebergewiht Defterreih8 zu leiften, und das Mißverhältniß 
Kine Pflihten zu jeinen Rechten im Bunde, ergeben in die Wünjche dev 
tajorität, mit nie ermüdender Gefälligfeit zu tragen. Dieje Tendenz der 
mitteljtaatlihen Politik wird mit der Stetigfeit der Magnetnadel nach 
jeder vorübergehenden Schwankung wieder hervortreten, weil fie fein will- 
fürliches Produft einzelner Umftände oder Perſonen darjtellt, jondern ein 
natürliches und nothwendiges Ergebnig der Bundesverhältniffe für die 
Heineren Staaten bildet. Bir haben fein Mittel, uns mit ihr innerhalb 
der gegebenen Bundesverträge dauernd und befriedigend abzufinden. 
Seitdem unjere Bundesgenofjen vor neun Jahren unter der Yeitung 
Defterreih begonnen haben, aus dem bis dahin unbeacdhteten Arjenal 
der Bundesgrundgejege die Principien ans Tageslicht zu fördern, welche 
ihrem Syſteme Vorſchub leiften fünnen, jeitdem die Beſtimmungen, melde 
nur eine Deutung im Sinne ihrer Stifter haben fonnten, foweit fie von 
dem Einverftändnijje Preußens und Oeſterreichs getragen werden, einjeitig 
zur Bevormundung preußticher Politif auszubeuten verjucht wurden, haben 
mir unausgejegt das Drüdende der Lage empfinden müfjen, in welche wir 
durch die Bundesverhältnifje und ihre jchliegliche hiſtoriſche Entwidelung 
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perjegt worden find. Wir mußten und aber tagen, daß in ruhigen und 
regelmäßigen Zeiten wir das Uebel durch gejchicte Behandlung wohl in feinen 
Folgen abzuſchwächen, aber nichts zu feiner Heilung zu thun vermochten; 
in gefahrvollen Zeiten, wie es die jegigen find, ift es zu natürlich, daß die 
andere Seite, welche ſich im Befig aller Vortheile der Dunst 
befindet, gern zugibt, daß manches Ungehörige gefchehen fei, aber im „all 
gemeinen Intereſſe“ den Zeitpunkt für durchaus ungeeignet erflärt, um 
vergangene Dinge und „innere“ Streitigkeiten zur Sprache zu bringen. 
Für uns aber fehrt eine Gelegenheit, wenn wir die jegige unbenugt laſſen, 
vielleicht micht jobald wieder, und wir find jpäter von neuem auf die 
Refignation bejchränft, daß fich in regelmäßigen Zeiten nichts an der 
Sache ändern läßt. 

Seine Königlihe Hoheit der Prinz: Regent haben eine Haltung an- 
genommen, melde den ungetheilten Beifall aller derer hat, denen ein 
Urtbeil über preußifche Politik beimohnen kann und die fich dafjelbe nicht 
duch Parteileidenſchaften getrübt haben. In diefer Haltung fucht ein 
Theil unjerer Bundesgenofjen durch unbejonnene und fanatijche Beſtre— 
bungen uns irre zu madhen. Wenn die Staatmänner von Bamberg jo 
leihtfertig bereit find, dem erften Anfloß des Kriegsgejchreis der urtheils- 
lojen und veränderlichen Tagesmeinung zu folgen, J geſchieht das vielleicht 
nicht ganz ohne tröſtende Hintergedanken an die Leichtigkeit, mit der ein 
Heiner Staat im Fall der Noth die Farbe wechjeln kann. Wenn fie ſich 
aber dabei der Bundeseinrihtungen bedienen wollen, um eine Macht wie 
Preußen ins Feuer zu fchiden; wenn uns zugemuthet wird, Gut und 
Dlut für die politiiche Weisheit und den Thatendurft von Regierungen 
einzuſetzen, denen unſer Shug unentbehrlidy zum Eriftiren ift; wenn diefe 
Staaten uns den leitenden Impuls geben wollen, und wenn fie als 
Mittel dazu bundesredhtlihe Theorieen in Ausfiht nehmen, mit 
deren Anerkennung alle Autonomie preußiſcher Politik auf- 
bören würde — dann dürfte es meines Erachtens an der Zeit jet, 
uns zu erinnern, daß die Führer, welhe uns zummthen, ihnen zu folgen, 
anderen Intereſſen dienen als preußifchen, und daß fie die Sache Deutſch— 
lands, melde jie im Munde führen, jo verjtehen, daß fie nicht zugleich 
die Sache Preußens fein fann, wenn wir und nicht aufgeben wollen. 

Ih gehe vielleicht zu weit, wenn ich die Anficht äußere, daß wir 
jeden rechtmäßigen Anlaß, welden unjere Bundesgenojjen uns bieten, er— 

reifen ſollten, um zu derjenigen Revifion unjerer gegenjeitigen Bezie— 
u zu gelangen, deren Preußen bedarf, um in geregelten Beziehungen 
zu den Hleineren deutjchen Staaten dauernd leben zu fünnen. Ich glaube, 
wir jollten den Handſchuh bereitwillig aufnehmen und fein Unglüd, jondern 
einen Fortjchritt der Krifis zur Beſſerung darin fehen, wenn eine Majo— 
rıtät in Frankfurt einen Beihluß faßt, in welchem wir eine Ueberjchrei- 
tung der Competenz, eine willfürliche Aenderung des Bundeszmwedes, einen 
Bruch der Bundesverträge finden. Je unzmweideutiger die Verlegung 
a Tage tritt, defto bejjer. In Oeſterreich, ah, Rußland 
le wir die Bedingungen nicht leicht wieder jo günftig, um uns eine 
Berbefjerung unjerer Yage in Deutfchland zu geftatten, und unjere Bundes— 
genoſſen find auf dem beften Wege, uns vollkommen gerechten Anlaß dafür 
zu bieten, auch ohne daß wir ihrem Webermuthe nachhelfen. Sogar die 
Kreugzeitung wird, mie id auß der Sonntagsnummer erjehe, ftugig bei 
4* 
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dem Gedanken, daß eine Frankfurter Majorität ohne meiteres über die 
preußifche Armee disponiren könnte. Nicht bloß an diefem Blatte 
babe ich bisher mit Bejorgniß die Wahrnehmung gemacht, welche Allein- 
berrichaft fich Defterreih in der deutichen Preſſe durch das geſchickt an— 
gelegte Netz feiner Beeinfluffun geiheften bat, und wie es diefe Waffe 
zu DRAN weiß. Ohne diefet e wäre die fogenannte öffentlihe Mei- 
nung ſchwerlich zu diejer Höhe montirt worden; ich jage die jogenannte, 
denn das wirkliche Gros der Bevölkerung ift niemals Hr den —* ge⸗ 
ſtimmt, wenn nicht die thatſächlichen Leiden ſchwerer Bedrückung es ge— 
reizt haben. Es iſt ſo weit gekommen, das kaum noch unter dem Mantel 
allgemeiner deutſcher Geſinnung ein preußiſches Blatt ſich zu preußiſchem 
Patriotismus zu bekennen wagt. Die allgemeine Piepmeyerei ſpielt dabei 
eine große Rolle, nicht minder die Zwanziger, die Oeſterreich zu dieſem 
Zwecke niemals fehlen. Die meiſten oe ee jchreiben für ihren 
Lebensunterhalt, die meiften Blätter haben die Rentabilität zu ihrem 
Hauptzwed, und an einigen unjerer und anderer Blätter vermag ein er- 
fahrener Lefer leicht zu erfennen, ob fie eine Subvention Oeſterreichs 
wiederum erhalten haben, fie bald erwarten, oder fie durch drohende Winke 
herbeiführen wollen. 

Ich glaube, daß mir einen erheblichen Umjchlag in die Stimmung 
bringen könnten, wenn wir gegen die Ueberhebungen unjerer deutjchen 
Bundesgenofien die Saite jelbjtändiger Politif in der Preſſe anjchlügen. 
Vielleicht gefchehen in Frankfurt Dinge, welde uns den vollften Anlaß 
dazu bieten. 

In diefen Eventualitäten fann ſich die Weisheit unferer militärtjchen 
—— noch nach anderen Richtungen hin bethätigen und un— 
ſerer Haltung Nachdruck geben. Dann wird das preußiſche Selbſtgefühl 
einen ebenſo lauten und vielleicht folgenreicheren Ton geben, als das 
bundestägliche. Das Wort „deutſch“ für „preußiſch“ möchte ic 
gern erſt dann auf unſere Fahne geſchrieben ſehen, wenn wir 
enger und zweckmäßiger mit en übrigen Yandsleuten 
verbunden wären, als bisher; es verliert von feinem Zauber, 
wenn man es jchon jet, in Anwendung auf den bundestäglihen Nerus, 
abnügt. 

Ich fürchte, dag Em. .... mir bei diefem brieflihden Streifzug in 
das Gebiet meiner früheren Thätigkeit cin ne sutor ultra erepidam im 
Geifte zurufen; aber ich habe auch nicht gemeint, einen amtlichen Vortrag 
u halten, fondern nur das Zeugniß eines Sachverſtändigen wider den 

und ablegen wollen. Ich jehe in unjerem Bundesverhältnif ein 
Gebrechen Preußens, welches mir früher oder fpäter ferro et 
igni werden heilen müſſen, wenn wir nicht bei Zeiten im günftiger 
Jahreszeit eine Eur dagegen vornehmen. Wenn heute lediglich der Bund 
aufgehoben würde, ohne daß man etwas anderes an jeine Stelle jekte, 
jo glaube ich, daß jchon auf Grund diefer negativen Errungenjchaft ſich 
bald befiere und matürlichere Beziehungen Preußens zu feinen deutjchen 
Nachbarn ausbilden würden, als die bisherigen. 


Bismard. 
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Reile nah Moskau, — ſchwere Erfranfung, der Uriprung 
des langjährigen rheumatiſchen Leidens. 


1860. Weiteres zur Deutichen Politik. 


Aus zwei Schreiben an einen preußiichen Diplomaten. 


Hobenbdorf, 3. Februar 1860. 

.... Ich höre immer noch mit Vergnügen und mit einem Anflug 
von Heimmeh alle Nachrichten über Frankfurter Zuftände und Perjonen, 
und beim Zeitungslejen befällt mich oft der Trieb, fampfluftig in die 
Sigungen zu eilen. Der Zug mit der Kriegsverfaffung war vortrefflich, 
nur meiter fo, offen und dreijt mit unjern Anjprüchen herausgetreten, fie 
And zu berechtigt, um nicht fchlieglih, wenn auch langjam, fih Aner— 
fennung zu serjchaffen, und die von des Rheinbunds- und der Bundes» 
acte Gnaden jouveränen SKleinftaaten können ihren Particularismus auf 
die Dauer gegen den Strom der Zeit nicht halten. Es kann, wie meine 
Genejung, Stillftand und Rüdjchritt gelegentlich durhmadhen, aber im 
ganzen rüdt es vorwärts, fobald wir muthig wollen und uns unjereö 
Bollens nicht mehr jhämen, fondern im Bunde, in der Prefie, und vor 
allem in umferen Kammern offen darlegen, was wir in Deutjchland vor- 
ftellen wollen, und was der Bund bisher für Preußen gemejen it: ein 
Alp und eine Schlinge um unjern Hal3, mit dem Ende in feindlichen 
— die nur auf Belegenbeit zum Zufchnüren warten... Doch genug 

olitif. 

Ich boffe bald reijefertig zu fein, bin's vielleicht jchon; meine Frau 
und die Aerzte drängen mid) nad Süden, Heidelberg oder Schweiz; 
nr nad Peteröburg, um endlih im eigenen Haufe in Ruhe zu 
wohnen.... 


Petersburg, 16. Juni 1860. 

— Uns geht es vor der Hand ziemlich gut, und mir beſonders 
beſſer, als in Deutſchland unberufen! Die Ruhe und Annehmlichkeit des 
bäuslichen Lebens thun das ihre. 24 Grad im Schatten, aber immer 
fühle Nächte. Die Gejchäfte gehen, Dank einem fo liebenswürdigen Mi- 
nifter wie Gortichafoff, ohne Aerger, furz cela va bien, pourvu que cela 
dure. Unſere Beziehungen mit hier find ausgezeichnet, was auch die Zei- 
tungen fabeln mögen. 

Die Augsburger & Co. haben noch immer Ana, ih möchte Mi- 
nifter werden, und meinen dies durch Schimpien über mich und meine 
franzöſiſch- ruſſiſchen Gefinnungen zu bintertreiben. Biel Ehre, von den 
Heinden Preußens gefürchtet zu werden. Uebrigens find meine politijchen 
Liebhabereien im Frühjahr bei Hof und Minifter jo genau gejiebt worden, 
dag man Mar weiß, was daran ift, und mie ich gerade im nationalen 
Aufſchwung Abwehr und Kraft zu finden glaubte. Wenn ih einem 
Teufel verfchrieben bin, fo iß es ein teutoniſcher und kein galli— 
ſcher. ... 's Lügenfabrik könnte mich viel wirlſamer auf anderen Gebieten 
angreifen, als auf dem des Bonapartismus, wenn fie an unferem Hofe, 
wie bei den Augsburgern, Eindrud machen will..... 
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Deutihland und Franfreid. 


Aus einem Schreiben aus Peteröburg vom 22. Auguſt 
1860: 


Adreffat ungenannt. 


... Der beimifhen Politik bin ich ganz entrüdt, da ich aufer 
Zeitungen faft nur amtliche Nachrichten erhalte, die den Untergrund der 
Dinge nicht bloßlegen. Nah ihnen haben wir in Teplig nichts Definitives 
verjprochen, jondern unjere Yeiftungen für Dejterreich davon abhängig ge— 
macht, daß letteres jein Wohlmollen für uns auf dem Gebiet deutjcher 
Politif zunächft praftijch bemähre; nachdem dies gefchehen, werde e3 auf 
unjere Dankbarkeit rechnen fünnen. Damit wäre ich jehr zufrieden; eine 
Hand mäjcht die andere, und jehen wir die Wiener Seife nur erft 
Ihäumen, jo werden wir gerne die Wäjche erwidern. Jndirecte Nach— 
rihten, die von andern Höfen hierher gelangen, lauten allerdings anders. 
Wenn fie richtig find, jo hätten wir zwar feinen fchriftlihen Garantie- 
vertrag gejchloffen, uns aber doch vermöge mündlichen Wortes gebunden, 
Defterreih unter allen Umftänden dann beizuitchen, wenn es von Frank— 
reich im Italien angegriffen werde; jehe Defterreich fi zum Angriff 
genöthigt, jo ſei unjere Einwilligung erforderlih, wenn unter Beiftand 
erwartet merden joll. Die Verfion Flingt unverfänglicher, als fie in der 
That fein würde. Hat Dejterreich die Sicherheit, daß wir für Venedig 
eintreten werden, jo wird es den Angriff Frankreichs zu propociren 
willen, wie denn fchon jet behauptet wird, daß Defterreich jeit Teplig 
in Italien dreift und herausfordernd auftrete. Seit der Garibaldiichen 
Erpedition geht die Wiener Politif dahin, es in Italien jo jchlimm wie 
möglih werden zu laſſen, damit dann, wenn Napoleon jelbjt nöthig 
finden werde, fih gegen die italienische Revolution zu wahren, alljeitig 
eingejchritten und der frühere Zuftand annähernd hergeftellt werde. 
Diefe Rechnung mit und auf Napoleon kann jehr trügen; wie e8 jcheint, 
bat man jie deshalb jeit Xeplig aufgegeben und hofft auh gegen 
Napoleon zum Ziel gu gelangen. Die unruhige, gereizte Yeidenjchaftlichkeit 
der öfterreichiichen Politif bringt auf beiden Wegen den Frieden in Ge— 
fahr. — Was wird die Kammer zu Teplig, was zur Armeeorganijation 
fagen! In leßterer werden natürlich alle VBernünftigen zur Aegierung 
ftehen. Der Eindrud der auswärtigen Politif wird ſich aber erft be— 
rechnen lafjen, wenn man genauer weiß, was Xeplig bedeutet. Cin 
mohlunterrichteter, aber ziemlih Bonapartiftiiher Correipondent jchreibt 
mir aus Berlin: „Wir find in Teplig mit Wiener Gemüthlichkeit glänzend 
über den Yöffel barbiert, für nichts, nicht einmal ein Yinjengericht, ver» 
fauft.“ Gott gebe, daß er irrt! — Ber Gelegenheit von Bonapartijten 
fällt mir ein, daß gelegentlihe Andeutungen hierher gelangen, als würde 
von der Prejie — Nationalverein, Magdeburger, Oftpreußifche Zeitung 
und dergleihen — ein ſyſtematiſcher Verleumdungsfeldzug gegen meine 
Verſon geführt. Ich jollte ruffisch-franzöfiihe Zumuthungen wegen einer Ab- 
tretung der Aheinlande gegen Arrondirung im Innern offen unterftügt haben, 
ein zweiter Borries jein und dergleichen. ch zahle demjenigen 1000 Frd’or 
baar, der mir nachmweifen fann, daß dergleichen rufjiich-franzöfiihe Aner— 
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hietungen jemal3 von irgend jemand zu meiner Kenntniß gebracht feien. Ich 
babe ın der ganzen Zeit meines deutfhen Aufenthaltes nie etwas 
anderes gerathen, als uns auf die eigene und die im Fall des 
Krieges von uns aufzubietende nationale Kraft Deutfhlands zu 
perlajjen. Diefes einfältige Federvieh der deutfchen Preſſe merkt gar nicht, 
dag es gegen das beſſere Theil jeiner eigenen Beitrebungen arbeitet, 
menn e3 mich angreift. Als Quelle SE Angriffe wird mir der 
Coburger Hof und ein Piterat bezeichnet, der perjünliche Rancune gegen 
mh bat. Wenn ich ein öfterreihiiher Staatsmann oder ein deutſcher 
Fürſt und öfterreichiicher Aeactionär, wie der Herzog von Meiningen 
wäre, jo würde unjere Sreuzzeitung mich jo gut in Schug genommen 
baben, wie lesteren; die Fügenhaftigfeit jener Derbänhtigungen ift feinem 
unjerer politiihen Freunde unbekannt. Da ich aber nur ein alter Partei» 
genofje bin, der obenein das Unglüf bat, über mande ihm genau be— 
fannte Dinge eigene Anfichten zu haben, jo läßt man mich nach Herzens» 
luſt begeifern, und ich erfahre von der ganzen Sade hauptſächlich durd 
die officiöfe Bertheidigung der Elberfelder Zeitung, die man mir ein— 
fendet. E3 geht nichts über Keterrichter im eigenen Yager, und unter 
Freunden, die lange aus einem Topfe gegeffen haben, ift man ungerechter, 
els gegen Feinde Mir iſt's recht, man foll fih nicht auf Menfchen 
verlaffen, und ich bin dankbar für jeden Zug, der mich nad innen 
zieht! — 


18561. Die Konjervativen und die deutſche Frage. 


Aus einem Schreiben aus Stolpmünde vom 18. Sep: 
tember 1861: 


(Adreſſat ungenannt.) 


In Betreff des conjerpativen Programms unterjchreibe ich Ihre 
Ausftellungen vollftändig. Die durchgehends negative Faſſung der aufs 
geftellten Sätze hätte von Haufe aus vermieden werden jollen. Mit der 
bloßen matten Defenfive kann eine politifche Partei nicht beftehen; viel 
weniger erobern, Terrain und Anhänger. — Den Schmuz der deutjchen 
Republif behauptet jede Partei zu verabfcheuen, und die für jegt praktifch 
zur Frage kommenden Gegner find auch ehrlich bemüht, ihn nicht zu wollen, 
namentlih den Schmuz nicht. Eine fo meit über das Bedürfniß des 
Monıentes hinausgreifende Redeform jagt entweder gar nichts, oder ver- 
bült, was man nicht jagen will. Ich jelbft bin zweifelhaft, ob der Ver— 
tajler des Programms nicht in der That auf dem reinen Würzburger Stand- 
punkte ſteht. Wir haben unter unjeren beiten Freunden jo viele Doctrinäre, 
melhe von Preußen die ganz gleiche Verpflichtung zum Rechtsſchutze in Be— 
treff fremder Fürften und Länder, wie in Betreff der eigenen Unterthanen 
verlangen. Diejes Syftem der Solidarität der confervativen In— 
tereijen aller Länder ift eine gefährliche Fiction, fo lange nicht 
die volffte, ehrlichfte Gegenfeitigfeit in aller — Länder ob— 
waltet. Iſolirt von de gr durchgeführt, wird e8 zur Donquiroterie, welche 


unjern König umd feine Regierung nur abſchwächt für die Durchführung der 
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eigenften Aufgabe, den der Krone Preußen von Gott übertragenen Schug 
Preußens gegen Unrecht von außen oder von innen fommend, zu handhaben. 
Wir kommen dahin, den ganz unhiftoriichen, gott- und rechtloſen Souveräne⸗ 
tät3fchwindel der deutjchen Fürften, welche unfer Bundesverhältniß als Piede- 
ftal benugen, von dem herab fie Europäifche Macht jpielen, zum Schooß— 
find der confervativen Partei Preußens zu machen. Unfere Regierung 
ift ohnehin in Preußen liberal, im Auslande legitimiftifch; wir jchügen 
fremde Kronrechte mit mehr Beharrlichkeit als die eigenen, und begeiftern 
und für die von Napoleon gejchaffenen, von Metternich fanctionirten Flein- 
ftaatlihen Souveränetäten bis zur Blindheit gegen alle Gefahren, mit 
denen Preußen und Deutjchlands Unabhängigkeit für die Zukunft bedroht 
ift, fo lange der Unfinn der jegigen Bundesverfaffung bejteht, die nichts 
it als ein Treib- und Confervirhaus gefährlicher und revolutionärer 
Particularbeftrebungen. Ich hätte gewünſcht, daß in dem Programm 
anftatt des vagen Ausfalles gegen die deutfche Republik offen ausgeſprochen 
wäre, was wir in Deutjchland geändert und hergeftellt wünjchen, ſei es 
dur Anftrebung rechtlih zu Stande zu bringender Aenderungen der 
Bundesverfaflung, ſei e8 A dem Wege fündbarer Affociationen nach Ana- 
logie des Zollvereins und des Koburger Militärvertrages. Wir haben 
die doppelte Aufgabe, Zeugniß abzulegen, daß das Beftehende der Bundes: 
verfafjung unfer deal nicht ift, daß mir die nothmwendige Aenderung 
aber auf rechtmäßigem Wege offen anftreben, und über das zur Sicher- 
heit und zum Gedeihen aller erforderliche Maß nicht il wollen. 
Wir brauchen eine ftraffere Confolidation der deutichen Wehrkraft fo 
nöthig wie das liebe Brot; wir bedürfen einer neuen und bildjamen Ein- 
rihtung auf dem Gebiet des Zollweſens, und einer Anzahl gemeinfamer 
Inftitutionen, um die materiellen Interefjen gegen die Nachtheile zu ſchützen, 
die aus der unnatürlichen Configuration der deutjchen inneren Yandes- 
grenzen erwachjen. Daß wir diefe Dinge ehrlich und ernft fördern wollen, 
darüber jollten wir jeden Zweifel heben. — Ich jehe außerdem nicht ein, 
warum wir vor der dee einer BolfSvertretung, ſei es im Bunde, 
ſei e3 in einem BZolle und Bereinsparlament, jo zimperlid 
zurüdichreden. Eine Inftitution, die in jedem deutjchen Staate legitime 
Geltung hat, die wir Gonjervative jelbft in Preußen nicht entbehren 
möchten, können wir doch nicht als revolutionär befänpfen! Auf dem na— 
tionalen Gebiete würden bisher jehr mäßige Concefjionen immer noch 
als mwerthvoll anerfannt werden. Man könnte eine recht conjervative 
Nationalvertretung jchaffen und doch jelbft bei den Yiberalen Dank dafür 
ernten. 


Der Yärm des Einpadens ftört mich im Schreiben. Für den Fall, 
a Sie noch Gelegenheit haben, mich bei unjeren Freunden redend ein- 
zuführen, lege ich daS Concept bei, welches ich Ihnen vorlas; aber mit 
der Bitte, den Wortlaut vor Deffentlichkeit zu bewahren, da ich nicht 
weiß, ob e3 dem Könige genehm ift, daß diejer auf feinen Befehl flüchtig 
zu Papier gebradhte Inhalt einer Unterredung mit Sr. Majeftät ruchbar 
wird, nachdem weitere Beſprechungen, wie ich höre, daran geknüpft 
worden find .... 
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Dftober. Bei der Krönung in Königöberg. 
1862. Ianuar. Zufunftögedanfen. 


Aus einem Schreiben an jeine Schweiter aus Peteröburg 
vom 17./5. Sanuar 1862: 


Du fchreibit in Deinem Pesten von indiscreten Reden, die ** in 
derlin geführt hat. Takt hat er nicht und wird er nie haben, für ab» 
ſichtlich feindlich gegen mic halte ich ihn nicht. Es paffirt hier auch nichts, 
was nicht jeder oiflen könnte. Wollte ich noch Carriere machen, jo wäre 
es vielleicht gerade gut, wenn recht viel Nachtheiliges von mir gehört 
märde, dann fäme ich wenigftens wieder nach Frankfurt, oder wenn ich 
8 Jahre lang recht faul wäre und anſpruchsvoll, das hilft. Für mich ift 
& damit zu jpät, ich fahre deshalb fort, hausbaden meine Schuldigfeit 
zu thun. Ich bin feit meiner Krankheit geiftig jo matt geworden, daß 
me die Spannkraft für bewegte Verhältniffe verloren gegangen ift. Bor 
drei Jahren hätte ich noch einen brauchbaren Minifter abgegeben, jegt 
Iomme ich mir in Gedanfen daran vor wie ein franfer Sunftreiter. Einige 
Jahre muß ich noch im Dienft bleiben, wenn ich's erlebe. In 3 Jahren 
word Kniephof pachtlos, in 4 Schönhaufen; bis dahin weiß ich nicht 
rt, wo ich wohnen follte, wenn ich den Abjchied nähme. Das jegige 
Revirement der Poiten läßt mich Kalt, ich habe eine abergläubifche Furcht, 
een Wunſch deshalb auszuſprechen und ihn jpäter erfahrungsmäßig zu 
bereuen. Ich würde ohne Kummer und ohne Freude nach Paris, Yondon 
geben, hierbleiben, wie es Gott und Sr. Majeftät gefällt, der Kohl wird 
meder für unſere Politif, noch für mich fetter, wenn das eine oder das 
andere gefchieht. Ich wäre undanfbar gegen Gott und Menjchen, wenn 
ıh behaupten wollte, daß es mir bier jchlecht ginge, und für Aenderung 
deftrebt wäre; vor dem Minifterium habe ich geradezu Furcht wie vor 
taltem Bade. Ich gehe lieber auf jene vacanten Poſten oder nad) Frank— 
furt zurüd, jelbft nady Bern, wo ich recht gern lebte. — — 


Ferner vom 7. März: 


WVrinzliche Briefe ſprachen von ** Riüdtritt und meiner Nachfolge; 
ih glaube nicht, daß es die Abficht ift, würde aber ablehnen, wenn's 
wire. Abgefehen von allen politiichen Unzuträglichkeiten fühle ich mic) 
mht wohl genug, für jo viel Aufregung und Arbeit. Dieſe Rüdficht 
maht mich auch bedenflih, wenn man mir Paris anböte; Yondon ijt 
tuhiger. Wenn Klima und SKindergefundheit nicht wären, fo bliebe ich 
weifellos am Liebften hier. Bern ift auch eine fire dee von mir; lang- 
deilige Orte mit hübjcher Gegend find für alte Yeute entiprehend; nur 
fehlt dort alle Jagd, da ich Klettern nad Gemfen nicht liebe, 


März Nah dem Miniſterwechſel. 
Mat. Ausjihten auf Berufung ind Minifterium. 
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Aus der Beit zwiſchen Petersburg und Paris. 


Schreiben an jeine Gemahlin, von Berlin, 17. Mat 1862. 


Unjere Zukunft ift noch ebenfo unklar wie in Petersburg. Berlin 
fteht mehr im Vordergrund; ich thue nichts dazu und nichts dagegen, 
trinfe mir aber einen Raufch,, wenn ich erft meine Beglaubigung nach 
Paris in der Taſche habe. Bon London iſt im Augenblid gar nicht die 
Rede, es kann ſich aber wieder ändern. Heute weihe ich erft Branden- 
burg ein, fahre dann nad **, bei ** zu fpeijen. Aus den Minifterbe- 
Iprehungen fomme ich den ganzen Tag nicht los, und finde die Herren 
nicht viel einiger untereinander, als ihre Vorgänger waren. 


Ernennung zum Gefandten in Paris. 
Schreiben an jeine Gemahlin. 
Berlin, 23. Mai 62. 

Aus den Zeitungen haft Du ſchon eriehen, daß ich nad) Paris er- 
nannt bin; ich bin jehr froh darüber, aber der Schatten bleibt im 
Hintergrund. Ich war jchon fo gut wie eingefangen für das Mintfterium; 
ich reife, jo jchnell ich los komme, morgen oder übermorgen nad Paris. 
Aber ih kann unſere „unbeftimmten“ Saden noch nicht dahin dirigiren, 
denn ich muß gemärtigen, daß man mich in wenig Monaten oder 
Wochen wieder herberuft und hier behält. Ich komme vorher nicht zu 
Dir, weil ich erft in Paris Beſitz ergreifen will, vielleicht entdeden x 
einen andern Minifterpräjidenten, wenn ich ihnen erft aus den Augen 
bin. Ich gehe audy nicht nah Schönhauſen, alles in Sorge, daß man 
mich noch wieder fejthält. 


Berlin, 25. Mai 62. 

— — — Ich denfe morgen, jpäteftens Dienstag, nad) Paris 
aufzubrechen; ob auf lange, das weiß Gott; vielleiht nur auf Monate 
oder Wochen! Sie find bier alle verjchworen für mein SHierbleiben, und 
ih will vet dankbar jein, wenn ich im Garten an der Seine erjt einen 
Auhepunft gewonnen, und einen Portier habe, der für einige Tage 
niemand zu mir läßt. Ich weiß noch nicht, ob ich unſere Saden über- 
haupt nach Paris ſchicken kann, denn es ift möglich, daß ich ſchon wieder 
berberufen werde, ehe fie anfommen. Es ift mehr ein Fluchtverſuch, den 
ich mache, al3 ein neuer Wohnfig, an den ich ziehe. Ich habe ſehr feft 
auftreten müfjen, um nur einftweilen bier au dem Gafthofswarteleben 
loszufommen. Ich bin zu allem bereit, was Gott jhidt, und klage nur, 
dag ich von Euch getrennt bin, ohne den Termin des — be⸗ 
rechnen zu können. Habe ih Ausſicht, bis zum Winter in Paris zu 
bleiben, jo dente ih, daß Du mir bald folgft, und wir richten uns ein, 
fet e8 auch auf kurze Zeit. Im Laufe des Juni wird es ſich bier ent- 
icheiden müfjen, ob ıch wieder herfomme, vor Ende des Sommers Yand- 
tagsfigung, oder länger und lange genug, um Euch überzufiedeln, im 
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baris bleibe. Was ich fann, thue ich, damit letzteres geſchieht, und jeden- 
jalla möchte ih, daß Du nah P. fommft, wenn es auch für kurze Zeit 
und ohne Einrihtung wäre, damit Du es gefehen haft. 


8. In Paris. 


Neue Ungewißbeit. 


Schreiben an jeine Gemahlin. 
Baris, 31. Mat 62. 
Mein Bleiben bier ift noch nicht gefichert, ehe das Miniſterium nicht 
für Hohenlohe einen andern Präfidenten hat, und ehe London nicht neu 
beſetzt iſ. Leb mohl, grüße herzlich und jchreibe. 


Baris, 1. Juni 62, 

Heute wurde ih vom Kaiſer empfangen und gab meine Briefe ab; 
ez empfing mich freundlich, fieht wohl aus, ift etwas ftärfer geworden, 
aber leineswegs did und gealtert, wie man zu farifiren pflegt. Die 
Karlerin ift noch immer eine der fchönften Frauen, die ich fenne, trog 
Petersburg; fie bat jich eher embellirt jeit 5 Jahren. Das Ganze war 
amtlih und feierlih, Abholung im Hofwagen mit Geremontenmeifter, und 
nähftens werde ich wohl eine Privataudieng haben. Ich jehne mich nad) 
Geſchäften, denn ich weiß nicht, was ich anfangen joll. Heut habe ich 
allein dinirt, die jungen Herren waren aus; den ganzen Abend Regen 
und allein zu Haufe. Zu wem jollte ich gehen? mitten im großen Paris 
bin ih einfamer wie Du in Rheinfeld, und fige hier wie eine Ratte im 
wüften Haufe. Mein einziges Vergnügen war, den Koch wegzuſchicken, 
megen Rechnungserceh. u fennft meine Nachficht in dieſem Punkt, 
aber * mar ein Kind dagegen. ch efie einftweilen im Cafe. Wie lange 
es dauert, weiß Gott. In 8 bis 10 Tagen erhalte ih wahrſcheinlich 
ame telegraphijche Citation nad Berlin, und dann iſt Spiel und Tanz 
vorbei. Wenn meine Gegner müßten, welhe Wohlthat fie mir perjönlich 
durh ihren Sieg ermeifen würden, und wie aufrichtig ich ihn ihnen 
pünjhe! ** thäte dann vielleiht aus Bosheit das Geinige, um mid 
nah Berlin zu bringen. Du kannſt niht mehr Abneigung gegen 
die Wilhelmftraße haben, als ich jelbft, und wenn ih nicht 
überzeugt bin, daß es jein muß, jo gehe ih nit. Den König 
unter Krankheitsvorwänden im Stich zu laſſen, halte ich für 
Feigheit und Untreue. Soll es nicht jein, jo wird Gott die Suchenden 
\hen noch einen ** auftreiben laſſen, der fich zum Topfdeckel hergiebt; 
joll e8 jein, dann voran! wie unfere Kutfcher jagten, wenn fie die 
‘eme nahmen. Im nädften Sommer wohnen wir dann vermuthlich in 


Schönhaufen. 
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Paris, 14. Juli 1862. 
Heut traf endlich der Courier ein, um deſſenwillen ich vorgeftern vor 
8 Tagen eiligft London verließ. Auf mein Urlaubsgefuh habe ich Heut 
von ® die Antwort erhalten, der König könne ſich noch nicht entichließen, 
ob er mir Urlaub gäbe, weil dadurd die Frage, ob ich das Präfidium 
übernähme, noh 6 Wochen in der Schwebe gehalten wiirde, und id) 
möchte jchreiben, ob ich es für nüglich hielte, in der jegigen Kammer- 
effion noch einzutreten und wann? und ob ich nicht vor Antritt meines 
rlaub8 nad) Berlin fommen mollte. Letzteres werde ich nach Möglichkeit 
ablehnen, vorjchlagen, mich bi8 zum Winter ruhig hier zu laſſen und 
dann einftweilen, übermorgen oder Donnerftag, nad) Trouville gehen, 
mweftlih von Havre an der See, und dort den Winter abwarten. ch 
kann von da in 5 Stunden immer bier fein. 


27. Zuli. Reife nah Südfranfreih. Biaritz. 
Die Enticheidung. 
Touloufe, 12. Sept. 62. 
Mein Urlaub ift um; ** jchreibt, daß der König den 9. in Earl3- 

ruhe ift, nach Deinem Brief erit den 13. Es würde das Befte jein, wenn 
ih von hier den Urlaub auf weitere — Wochen nah) Pommern erbitte, 
und in Paris die Antwort, jowie die Rückkehr des Königs nach Berlin 
erwarte, ehe ich reife; denn Gewißheit iſt jeßt nöthig, oder ich nehme 
Knall und Fall meinen Abjchied. Ich bin in diefer Neinute noch nicht 
im Stande, mich zu entichließen; ich will erft etwas fpazieren gehen, dabei 
wird mir wohl einfallen, wie ich e3 machen muß. 


Mitte September. Telegraphiihe Berufung nad Berlin. 

Begegnung mit dem Kriegd-Minifter von Roon in 
Magdeburg. 

19. September. Ankunft in Berlin. 

Audienzen beim König. 

23. September. Berufung in das Minifterium. 
Allerhöchſte Drdre: 

Nachdem der Prinz Adolph zu Hohenlohe: Ingelfingen 
auf jein wiederholtes Gejudy von dem Borfig im Staat- 
minifterium entbunden, habe Ich den Wirklichen Geheimen 
Rath von Bismard- Schönhaujen zum Staatöminifter 
ernannt und ihm den intermiftiihen VBorjig des 


Staatöminifteriums übertragen. 
Wilhelm. 





Hon der Hehernahme des Mlinifteriums 
bis zum Prager Frieden. 


1862 — 1866. 


nn der Hebernahme des Minifteriums bis zum 
Prager Frieden, 
1862 — 1866. 


9. Der Militärlonflitt. 


1862. Der Ausgangspunft. 


Ein Rüdblid des ftellvertretenden Vorſitzenden des Staats - Minifteriums, 
Atnanz- Minifters von der Heydt beim Beginn der Berathung des Militär- 
Erars im Abgeordnetenbaufe am 11. September 1862, führt den Nachweis, daß 
meder von der Regierung beabfichtigt, noch von dem Landtage erwartet fei, daß 
die Umgeftaltung des Heeres nur eine temporäre Maßregel jein Tolle, daß viel- 
mebr Einverftändniß darüber geberrfcht, wie biejelbe im Intereffe des Yandes und 
des Heeres unabweisbar dauernd geboten ſei; die definitive Regelung ſei lediglich 
dadurch aufgehalten worden, daß hierzu vom Yandtage eine Abänderung des Ge- 
ieges für erforderlich erachtet worben jet. 

Nah Angabe der Gründe, warum die Wiedervorlegung des verlangten 
Geietes in ber Sommerjejfion unterblieben jei, erflärte der Minifter auf das 
Beitimmtefte, daß die Regierung in der nächſten Winterjeifion eine Geſetzes-Vorlage 
über die Wehrpflicht einbringen werde, und fügte binzu: bie Regierung A 
mit diefer Erklärung die erhobenen Bedenken um jo mehr als bejeitigt anfeben 
zu dürfen, als fie nach wie vor anerfenne, daß die zeitige Formation der Armee, 
injoweit jolde eine dauernde Erhöhung bes Etats ober eine anderweitig gefetzliche 
Regelung der Dienftverpflichtung erforbere, jo lange als eine definitive nicht be- 
trachtet werben fünne, als dazu nicht bie verfaffungemäßi e Zuflimmung des 
tandtags ertbeilt jein werde, daß mithin durch bie Bewilligung des Etats für 
1862 dem künftigen Beichluffe über die Wehrverfaffung in feiner Weije präjubizirt 
werden jolle. Sofern Werth darauf gelegt werben jollte, bie Ausgaben ebenfo 
wie 1861 in das Ertraordinarium des Etats zu übertragen, werde die Staats» 
regierung dem nicht entgegen fein. 

„Die Staats» Regierung“, fuhr Herr von der Heydt fort, „ift fich bewußt, 
daß fie zur Berausgabung der Koften der Armee» Reorganifation der nachträglichen 
Zuftimmung des’ Yandtags ebeufo bedarf, wie zu allen übrigen Ausgaben, welche 
vor geſetzlicher Feſtſtellung des Etats geleiftet find, und fie glaubt auf dieſe Zu— 

3 um jo mebr mit Sicherheit rechnen zu dürfen, als nachgewieſen ift, 
daß die fraglihen Ausgaben micht zu vermeiden waren und im guten Glauben 
geleitet find, daß eine weitere Ermäßigung berfelben nicht thunlich ift und daß 
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zu ihrer Dedung binlänglihe Mittel in den gejetlich bewilligten Einnahmen 
vorbanden find.“ 

„Der Umftand, daß das Geſetz, durch welches die Webrpflicht allgemein 
geregelt werben ſoll, nicht in ber gegenwärtigen Seſſion, ſondern erft in ber 
folgenden, alfo wenige Monate jpäter, vorgelegt werben ſoll, kann es nicht recht- 
fertigen, durch Berfagung der nötbigen Mittel eine Situation zu erzeugen, welche 
geeignet ift, die Orbnung im Staatsbausbalte in ber bedenklichſten Weile zu 
ftören, die innere Verwaltung bes Yandes zum Nachtbeile der wichtigften öffent- 
fihen Interefjen zu läbmen und die Regierung dem Auslande gegenüber in eine 
Lage zu bringen, welde ibr auch die fung ber nach diefer Richtung bin ob- 
liegenden Aufgaben erjchwert.“ 

„Die Staats » Regierung erkennt mit der Kommiffion an, daß die VBerfafjung 
das AZuftandelommen eines Ctatögefetses unbedingt vorausfegt. Wenn aber bie 
Kommilfion gleihwohl die Ablehnung der Ausgaben für die Reorganifation der 
Armee empfiebit und ſchon bis an die äußerſte Grenze zu geben glaubt, indem 
fie ſämmtliche zur Eriftenz des Staats notbwendige Ausgaben bewillige und für 
das Heer nur die Summe, welde bis zum Jahre 1860 ausgereicht habe, zuge- 
ftebe, jo kann fie fi darüber nicht täuſchen, daß fie Durch dieſe Vorſchläge das 
Zuftanbelommen eines Etatögejeges unmöglich macht, weil fie die Thatjache 
gänzlich unberüdfichtigt läßt, daß die Ausgaben für 1862 großentbeil® bereits 
eleiftet find und in den legten Monaten Erſparniſſe nicht mehr gemacht werben 
önnen.“ 

„Indem die Staatsregierung die ernſte Erwägung dieſer Erklärung dem 
hohen Haufe empfiehlt und hierdurch wiederholt, dab es ihr ern liegt, die ver- 
faffungsmäßigen Rechte des Abgeorbnnetenhaufes zu beeinträchtigen, indem fie viel- 
mebr ausdrüdliih anerkennt, daß alle Ausgaben der Zuftimmnng des Landtages 
bedürfen und die Zuficherung erneuert, daß fie in der nächften Seffion das ge- 
wünſchte Gejeg über die Yeiftung der Wehrpflicht vorlegen wird, kann fie, in dem 
Bemußtiein, daß fie nad Lage der Berbältniffe im allgemeinen Staatsintereffe 
nicht anders, als gejcheben, verfahren fonnte, der Beſchlußnahme mit der Be- 
rubigung entgegenjeben, welche bie Ueberzeugung gewifjenbafter Pflichterfüllung 

ewährt. Die Staatsregierung ift fich bewußt, durch thatjächliches Entgegentommen 
ihr aufrichtiges Beftreben an ben Tag gelegt zu baben, eine Löſung der obſchwe— 
benden Frage zu erleichtern; fie beharrt auch ferner in diefer Gefinnung, aber 
fie darf auch nicht unterlaffen, der Yandesvertretung die ganze Schwere der Ber- 
antwortung vor Augen zu ftellen, welche auf einer Berjagung der nad Lage der 
Sache durchaus unentbebrlihen und nachweislich vorhandenen Mittel ruben würde.” 


Die Budget-Kommiffion beantragt die Streihung der Koften für 
die Armee-Reorganijation. 

Minifter von der Heydt mahnte dringend, nicht Umftände herbeizuführen, 
„unter denen etwas geichehen müfje, was nicht ausdrücklich in der Verfaſſung 
geichrieben fei.“ 


23. September. Das Abgeordnetenhaus lehnt Die ge— 
jammten Ausgaben der Reorganijation für 1862 
aud im Ertraordinartium ab. 

An demjelben Tage erfolgt die Berufung des 
Herrn von Bidmard. 

Bertagung des Abgeordnnetenhaujes bis zum 
29. September. 
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Aeußerung der officiöien Stern= Zeitung über die Be 
Iihlüffe des Abgeordnetenhaujed am 25. September: 


„Das Haus der Abgeordneten bat, wie feit Wochen vorauszujeben war, 
ben Forderungen ber Fortichrittspartei gemäß die gefammten Ausgaben der Mi- 
ktir- Reorgamijation im Staatshaushaltsetat geftrihen und damit, wenn bas 
Betum eine praktiihe Bedeutung haben foll, feines Theil die Desorgani- 
fation der Armee beſchloſſen. Wir behalten uns vor, in den nächſten . 
genauer darzulegen, wie es fich praftifch geftalten würbe, wenn das Botum bes 
Abgeorbnnetenhaufes in Wahrheit zur —— gelangen, wenn das Herrenhaus 
an ſeinem Theil den zerſtörenden Beſchlüſſen beitreten und die Regierung ihre 
Püchten für das Heil und die Ehre des Landes jo weit verlennen könnte, um 
jeihe parlamentarische Beſchlüſſe ohne Weiteres zu vollziehen. Doch — das bat 
die Majorität des Abgeordnetenbaujes auch nicht erwartet, fie bat vielmehr von 
vern berein gewußt, daß fie ein Botum rein theoretifhen Charakters 
abgebe, leider auf einem Gebiet von jo unmittelbar praftiiher Bedeutung, daß 
blehes Theoretifiren auf demjelben nur Berwirrung und unbeilvolle Verwide- 
lungen anrichten fann. Wenn die Berfaffung vorichreibt, daß der Staatshaushalt 
in jedem Jahre durch ein Geſetz feftgeftellt werden joll, — jo ſcheint es unzu- 
läffig und den verfaffungsmäßigen Pflichten zuwider, bei der Mitwirkung zu diefem 
Griege Beſchlüſſe zu el deren Unannehmbarfeit und Unaus— 
fübrbarfeit deu Beichließenden felbft ganz Elar bewußt ift.... 
Der Abgeordnete Tmweften (dev übrigens mit der Mehrheit des Haufes geftimmt 
bat) wies die praltiſche Nichtigkeit der beabfichtigten Beichlüffe mit folgenden 
Borten nah: „Hält man es faktifch für unthunfich, auf den Zuftand von 1859 
zerüdzulebren ober will man es ernftlich gar nicht, will man nicht das, was man 
durch das Urtbeil Über ben Etat jcheinbar verlangt, dann ftellt man fich auf ben 
Boden eines formalen Princips, welches die realen Berhältniffe mißachtet und 
in der Bolitif niemals Dauerndes ſchaffen oder erhalten fanın. Man fagtetwas, 
was nicht ift, man bejhlieft, was man garnicht ausgeführt haben 
will; es ift Das eine Politik der Agitation und Demonftration, — 
welche eine gebeiblide Entwidelung unferer parlamentarijdhen 
Zuftände unmöglich madt. Statt materielle VBortheile für 1863 zu erreichen, 
ruft man jedenfalls für den Augenblid große Unregelmäßigfeiten in dem ganzen 
Staatöbausbalte hervor. Man ruft aber auch durch einen ſolchen Beſchluß außer- 
balb des Haufes die Täuſchung hervor, als wenn nun das, was geftrihen und 
abgejett wird, wenn nicht für den Augenblid, jo doch für die Zufunft wirklich 
eripart werben ſollte, und ich glaube, eine foldhe Illujion würbe entweder 
fpäter eine Enttäufjhung bervorrufen, welde der Autorität dieſes 
Hauies jhmweren Schaden bereiten würde, — oder jie würde 
weiter und weiter zu Schritten treiben, welde einen immer ſchwe— 
teren Bruch unvermeidlih machten.” Im Auſchluß an diefe Worte wies 
der Herr Finanzminifter v. d. Heydt nochmals auf die faktiiche Unmöglichkeit bin, 
daß an dem Budget für 1862 diejenigen Abjegungen ftattfinden könnten, welde 
die Kommiffion vorgejchlagen, und bob die Gejahr hervor, daß „Umftände ein« 
treten, unter benen irgend etwas gejcheben müfje, was nicht ausbrüdlich in der 
Berjaffung gejchrieben ſei . . .“ enn ungeachtet der flaren factiſchen 
Lage der Dinge und ungeachtet aller entihiedenen Mahnungen bas 
Haus dennoch befchlojjen bat, was nicht ausgeführt werden fann 
und „was man gar nicht ausgeführt haben will” jo wird das Haus 
ſich der Mitverantwortlichkeit für die daraus erwachſenden Zuftände 
Angeſichts des Landes nicht entſchlagen können.“ 


dürſt Bismarck 5 
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29. September. Erjte Erflärung des Miniſters von Bis- 
mard im Abgeordnetenhauje bei der Zurüdziehung 
des Etats für 1863: 


„Nachdem das hohe Haus alle in der Reorganifation des Heeres be: 
ruhenden Ausgaben aus dem Etat von 1862 abzujegen beſchloſſen hat, 
muß die Königliche Regierung annehmen, daß diejelben Beſchlüſſe ſich 
bezüglih des Etats für 1863 unverändert wiederholen werden, wenn 
derjelbe gegenwärtig zur Berathung gelangt. Da die Königliche Regie: 
rung ihrerjeit3 ebenfalls an den Auffaffungen fefthält, welche dur ihre 
Drgane bei Berathung des Budgets für 1862 vertreten worden find, jo 
fteht zu — daß die Ergebniſſe einer ſofortigen Beſchlußnahme 
über den Etat von 1863 der zukünftigen Erledigung der ſtreitigen Fragen 
nicht förderlich ſein, ſondern die Schwierigleiten derſelben erheblich ver- 
mehren werden. Die bisherigen Verhandlungen haben außerdem heraus— 
eſtellt, daß eine den Bedürfniſſen des Landes entſprechende Feſtſtellung 
* Budgets erſt durch die von der Königlichen Regierung für die nächſte 
Sitzungs-Periode in Ausſicht genommene Verſtändigung über ein ander— 
weites Geſetz hinſichtlich der Verpflichtung zum Kriegsdienſte ermöglicht 
werden kann. — — — Die Königliche Regierung beabſichtigt nicht, den 
Grundſatz aufzugeben, daß die Etats in Zukunft zeitig genug vorgelegt 
werden, um ihre Feſtſtellung vor dem Beginn des Jahres, für welches 
ſie beſtimmt ſind, möglich zu machen. Sie hält nur in dem gegenwärtigen 
Falle für ihre Pflicht, die Hinderniſſe der Verſtändigung nicht 
höher anſchwellen zu laſſen, als ſie ohnehin ſind. Sie wird im Mae 
der nächſten Sigungspertode den Etat für 1863 in Verbindung mit einem 
die Yebensbedingungen der eingetretenen Heeresreform aufrecht erhaltenden 
GSejeg- Entwurf zur Regelung der allgemeinen Wehrpflicht und demnächſt 
rechtzeitig den Etat für 1864 dem hohen Hauje zur verfaffungsmäßigen 
Beldlußnahme vorlegen.“ 


Ende September. VBertraulihe Aeußerungen Bismarcks in 
der Budgetfommiifion: 


„Der Konflict werde zu fragifh aufgefaßt und von der Preſſe 

u tragisch dargeftellt; die Regierung juche feinen Kampf. Könne die 
iſis mit Ehren bejeitigt werden, jo biete die Regierung gern die Hand 
dazu. Die große Gelbftjtändigfeit des Einzelnen made es in Preußen 
jhmierig, mit der Verfaſſung zu regieren; in Frankreich jei daS anders: 
da fehle die individuelle Selbititändigfeit. Eine Verfaſſungskriſis ſei feine 
Schande, jondern eine Ehre. „Wir find vielleicht ” gebildet, um eine 
Berfaflung zu erfragen; wir find zu kritiſch.“ Die öffentliche Meinung 
wechſele; die Preſſe jei nicht die öffentlihe Meinung; man wiſſe, wie die 
Preſſe entjtehe. Es gebe zu viel KRatilinarifhe Exiftenzen, die ein In— 
terejje an Ummälzungen haben. — — Die Abgeordneten hätten die Auf- 
abe, die Stimmung zu leiten, über ihr zu ftehen. „Wir haben zu heißes 
ut, wir haben die Vorliebe, eine zu große Rüſtung für unfern 
ſchmalen Leib zu tragen; nur follten wir fie auch nützen. Niht auf 
Preußens Liberalismus fieht Deutfchland, fondern auf feine Macht. 
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Boiern, Würtemberg und Baden mögen dem Liberalismus indulgiren; 
darum wird ihnen doch Keiner Preußens Rolle anmeifen. Preußen muß 
feine Kraft zujammenhalten auf den günftigen Augenblid, 
der ſchon einigemal verpaßt ift, Preußens Grenzen find zu einem gefunden 
Staatskörper micht günſtig. Niht durh Reden a Majoritäts- 
beihlüffe merden die großen Fragen der Zeit entjchieden — das ift 
Aral von 1848 und 1849 gemejen — fondern durd Eifen und 
Blut.“ 

Ferner: „Diefen Dlivenzmweig habe ich in Avignon gepflüdt, um 
ihn der Volkspartei als Friedenszeichen anzubieten; ich jehe jedoch, daß 
es noch nicht Zeit dazu ijt.“ 


6.und 7. Dftober. Berhandlungen im Abgeordnetenhauie. 
Antrag der Budgetfommijfion auf eine Rejolution: 

l. Die Staatsregierung wird aufgefordert, den Etat für’ 1863 dem Haufe 
der Abgeordneten zur verfaffungsmäßigen Beihlußnahme fo ſchleunig vor- 
zulegen, daß die Feftftellung veffelben noch vor dem 1. Januar 1863 er- 
folgen faun; 

2. das Abgeordnetenhaus erklärt: es ift verfafjungsmwidrig, wenn bie 
Staatsregierung eine Ausgabe verfügt, welche durch einen Beichluß des 
Haujed der Abgeordneten definitiv und ausdrücklich abgelehnt ift. 


Amendement deö Abg. von Binde: 


zu erflären, daß die Staatsregierung, falls ſich die Feſtſtellung des Staats» 
baushalts » Etats für das nächte Jahr nicht noch vor dem 1. Januar 1863 
berbeiführen läßt, zur Aufrechterhaltung verfafjungsmäßiger Zuftände ver- 
pflichtet ift, noch wor Ablauf des Jahres 1862 die Bewilligung eines vor— 
läufigen ertraordinären Kredits bei der Yanbesvertretung zu bean— 
tragen. 


1. Dftober. Erflärung des Minifter= Präfidenten von Bismard 
im Namen ded ganzen Staats-Miniſteriums (formulirt und 
verlejen): 


„Die Refolution Ihrer Kommiſſion ift beftimmt, die Antwort zu 
bilden auf unſere Zurüdziehung der Budgetvorlage für 1863. Wie die 
Regierung bei legterer erklärt und der Abgeordnete für Stargard geftern 
entwidelt hat, glaubte die Königliche Regierung, indem fie die Verhand— 
lungen über den Etat für 1863 vertagte, in verſöhnlicher Weile die 
lünftige Ausgleihung zu erleihtern. Die Reſolution weiſt die 
dargebotene Hand zurüd, ER beantwortet den Vorſchlag zum Waffen- 
ſüllſſand mit einer Herausforderung zu jchleuniger Fortjegung des Streites. 
Die Regierung nimmt von diefer Thatſache Akt, ohne fi durch dieielbe 
in ihren Entſchließungen zur Herftellung des Einvernehmens der vers 
Yflungamäßigen Gemalten beirren zu Be Sie wird die von ihr am 
2.0. M. gegebenen Zujagen inne Batten, und befindet fich hinfichts der 
wgelmäßigen Vorlage der Etats in feiner prinzipiellen Meinungsver- 
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fhiedenheit mit dem Haufe. Sie hat zuerft in Abweichung von dem 
12jährigen Ujus den Etat für 1863 zeitiger vorgelegt, dafjelbe für 1864 
in Ausficht geftellt und für die Zukunft zugejagt. Die Streitfrage, melde 
‚uns bejchäftigt, enthält zwei nicht nothwendig zufammenhängende 
Momente, das der Militairorganijation und daß der Berfafjung3: 
frage über die Kompetenz der verjchiedenen Staatsgewalten bei Feſt— 
ftellung des Budget. Die legtere wurde vor 12 Jahren in und zmwijchen 
beiden Häufern und der Regierung verhandelt, ohne ausgetragen zu 
werden. — — — 

Ich glaube, dag die damals nicht erreichte Löſung diefer Prinzipien- 
frage auch jegt weder im Wege dialeftiichen Streites und perjünlicher 
Bormürfe gelingen, noch durch die beantragte Rejolution gefördert werden 
wird. Rechtsfragen der Art pflegen nit durch Gegenüber: 
ftellung widerftreitender Theorieen, jondern nur allmälig durd 
die ftaatsrehtlihe Praris erledigt zu werden.“ — 

Nahdem in der Kommilfion die Saktung angedeutet worden: ift, 
welche die Königliche Regierung annehmen würde, wenn fie eine praftijche 
Berftändigung nicht zu et vermag, verjpricht fie fich für letztere 
feinen Gewinn, wenn fie mit derjelben polemiſchen Schärfe, welche die 
geftrigen Vorträge charakterifirte, die Theorie der Theorie, die Inter: 
pretation der Interpretation gegenüberftellen wollte. Dazu wird 
die Zeit kommen, wenn die Ausficht auf eine friedlichere Ausgleichung 
geſchwunden fein follte. 

Das Amendement des Herrn von Binde wurde uns erft während 
der geftrigen Sigung befannt, und da wir aus demjelben die Hoffnung 
fhöpften, einen Anfnüpfungspunft zur Bermittelung gewinnen zu können, 
jo wünjchte das Miniftertum eine VBertagung der Verhandlung, um ſich 
über jeine Stellung zu dem Amendement jchlüfjig zu machen. Demzufolge 
erlaube ich mir die Erflärung abzugeben, daß die Königliche Regie: 
rung in der Annahme des Binde’fhen Amendements ein Unter: 
pfand für die entgegenfommende Aufnahme ihrer Bemühungen 
zur Berftändigung erbliden und, wenn die Annahme erfolgt, 
Borihläge machen wird, weldhe auf den Antrag eingehen, ohne 
jih dejjen Motive anzueignen und ohne die as: wegen der 
verfaljungsmäßigen Verpflichtung zu präjudiziren. Die im Amen» 
dement für 1862 im Ausficht genommenen Schritte würden erjt dann 
den erforderlihen Boden finden, wenn erfichtlih wäre, daß ein Geſetz 
dur Feſtſtellung des Staatshaushalts-Etats nicht rechtzeitig zu Stande 
ame.“ 


Antwortrebe des Abgeordneten Schulte» Deligih — Schluß: 


„Gerade die ungejchidtefte Handhabung ber Geſchicke unferes VBaterlandes in 
einzelnen Zeitperioven bat ftet® nur dazu gebient, Regierung und Bolt mit 
zwingenber Gewalt aus jchweren Niederlagen wieder auf die rechte Bahn 
zu weijen. 

Und wie die Dinge jet ſiehen, meine Herren, jo mahne ih Sie ganz 
einfah an ein Gejeß, welches in der phyſiſchen fo gut, wie in ber pofitiichen 
Welt ganz gleihmäßig gilt. Das ift das Gejeg der Bewegung. Die Dinge 
bleiben nicht auf demſelben Flecke fteben; es ift die Grundbedingung alles 
Yebens, daß fie in fteter Fort- und Umbildung begriffen find. Und dann meine 
ih, meine Herren, wenn eben gerade einmal unjre öffentlihen Angelegenbeiten 
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oder bie Leitung berfelben in einer gewiffen Richtung, die wir als rüdläufig zu 
bezeichnen haben, bis zu einem äußerft möglichen Punkte angelommen find, wenn 
es niht gut möglich ift, Jemand an die Spite der Geſchäfte zu 
fellen, ber entichiedener dieſe Richtung vertritt: jo liegt e8 in dem 
Seieh der Pendelſchwingung, daß, meil eine weitere Ausweichung nicht mehr 
nah dieſer Seite möglih ift, bie Schwingung nun nah der andern 
Seite bin erfolgen muß. 

Meine Herren, ich habe die beften Hoffnungen und fehiebe fie nicht auf 
gar zu lange hinaus. 

Man bat von der Machtfrage geiproden; Recht ift Macht, wenn Männer 
da find, die im rechter Weife bafür einfteben. Steben wir bier feft und ſteht 
das Bolf binter uns, mit feinem ganzen, tief firtlichen Ernft, für die Berfaffung 
des Pandes, dann hat es feine Noth. „Interpretation gegen Interpretation, 
Theorie gegen Theorie“, rufe ih dann mit dem Herm Minifterpräfidenten, und 
das, was dann, wenn dieſer Eonflict ausgetragen fein wird, bie unbeftrittene 
Praris fein wird in diefem Haufe, wie am Miniftertijche, das wird ganz gewiß 
nit die Theorie fein, die uns von feiner Seite angelündigt wurde. (Stür- 
miſches Bravo!) 


Das Abgeordnetenhaus nimmt den Reſolu— 
tiond=- Antrag der Kommijjion mit 251 gegen 
36 Stimmen an. 


Das Mlinifterium Bismarck. 


8. Dftober. Ernennung des Staats-Minifterd und interimiftifchen 
Vorfigenden ded Staats-Miniſteriums von Bidmard- 
Schönhaujen zum PBräfidenten des Staats - Minifterinms 
und zum Minifter der auswärtigen Angelegenheiten (an 
Stelle des Grafen von Bernitorff). 


10. und 11. Dftober. Budgetverhandlungen im Herrenhaufe. 


Antrag der Kommiſſion: Bor Abgabe eines Botums von Seiten des 
Herrenhauſes eine Zwifchenverbandlung mit dem Abgeorbnnetenhaufe zu er- 
neuter Erwägung der von diefem gefaßten Beichlüffe eintreten zu laffen. 

Antrag bes Grafen Arnim-Boybenburg: 

a) den Gejegentwurf, betreffend die Feſtſtellung des Staatshaushaltsetats 
für das Jahr 1862, im derjenigen Faffung, in welcher berjelbe aus ben 
Beratbungen des Hauſes ber Abgeorbneten bervorgegangen ift, abzulehnen; 

b) denfelben Gejetentwurf, wie berjelbe von ber Königlichen Staatsregierung 
durch Allerhöchfte Ermächtigung vom 25. Mai d. I. ben beiden Häufern 
des Yandtages zur verfaffungsmäßigen Beihlußnahme vorgelegt ift, an— 
zunehmen. 
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Erklärung des Minifter- Präfidenten von Bismard: 


„Die königliche Staatsregierung hat unter dem 29. v. Monats im 
andern Haufe den Etat für 1863 ım der Abficht zurückgezogen, die zus 
fünftige Berftändigung über die gegenwärtige Situation zu erleichtern. 
Diefer Schritt hat bei einem Theile der Landesvertretung eine entgegen» 
fommende Aufnahme nicht gefunden. Die Königlihe Staatsregierung hat 
demungeachtet den VBerfuch, zu einem Compromiß zu gelangen, erneuert, 
indem fie fich bereit erklärte, auf ein im andern Haufe gejtelltes Amendement 
einzugehen, durch deſſen Annahme fichergeftellt worden wäre, daß der 
Landtag noch vor Ablauf diejes Jahres wieder zufammenberufen wurde, 
daß demfelben aljo auch noch in dieſem Jahre die Vorlagen gemacht 
wurden, welche die Königliche Staatöregierung in der Erflärung vom 
29. September verheißen hatte und, in Verbindung damit, diejenigen über 
da3 Budget 1862, melde in dem Text des Amendements in Ausficht 
genommen wurden. Es wäre außerdem bei Annahme dieſes Amendements, 
vermöge de3 vorläufigen Eredits, für den Anfang des nächſten Jahres 
ein Zeitraum gewonnen morden, während dejlen der Prinzipienftreit 
ruhen und eine verfaffungsmäßige unbeftrittene Yage der Sache zur Bei- 
legung der onflicte benugt werden könnte. Dieſem Berfahren der 
Königlihen Staatsregierung ift in dem anderen Haufe durd Annahme 
der Ihnen befannten Refolution geantwortet worden. Nach diefer Re— 
folution vermag die Königliche Staatsregierung ſich von einer Fortſetzung 
des von ihr verjuchten Vermittelungs-Berfahrens einen Erfolg gegen- 
märtig nicht zu verfprechen, muß vielmehr von einer Erneuerung der 
Verhandlung nur eine Verfchärfung der prinzipiellen Gegenſätze ge— 
mwärtigen, welche die Berftändigung für die Zukunft erſchweren würde. 

ie Regierung wird in einer in unjerem bisherigen Ver— 
. faffungsleben neuen age, der fie vielleicht entgegengeht, die 
Gejammtinterejien des Staates im Auge behalten, wie in 
jeder anderen. In diefem Sinne erfennt fie es als ihre Pflicht, darauf 
u balten, daß die Verfaſſung audh in denjenigen ihrer Be- 
J—— welche die Rechte der Krone und dieſes hohen 
Haufes feftftellen, eine Wahrheit bleibe.“ 


Das Herrenhaus verwirft mit 127 gegen 39 Stimmen 
den Kommilfionsantrag, lehnt mit 150 gegen 17 Stimmen 
dad Budget, wie es vom Abgeordnetenhauje beihloffen 
worden, ab und ftimmt mit 114 gegen 44 Stimmen dem 
Antrage des Grafen Arnim zu. 

13. Oftober. Das Abgeordnetenhaus erklärt: „Der Beſchluß 
des Herrenhauſes verjtöht gegen den Haren Sinn und 
Wortlaut des Verfaffungsartifeld 62 und ift deshalb null 
und nihtig. Die Staatöregierung kann daher Feinerlet 
Rechte aus dieſem Beichlufje herleiten.” 

13. Dftober. Schluß des Landtages. 
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Aus der Rede des Miniiter- Prafidenten von Bismard: 


„Die Regierung Sr. Majeftät des Königs hat zu beflagen, daß die 
Beratbungen über den Staatshaushaltsetat für das Jahr 1862 zu einer 
gerader Feitjtellung deifelben nicht geführt haben. Sie glaubt Seit dem 

gum der Seſſion ihre Bereitwilligkeit bethätigt zu haben, auf alle Ans 
träge der Pandesvertretung, melde fie ohne Benachtheiligung weſentlicher 
Staats⸗Intereſſen für ausführbar halten durfte, einzugehen. — — 

Dagegen hat die Regierung Sr. Majeftät des Königs den Beſchlüſſen 
des Saufes der Abgeordneten, nad welchen die größtentheilß bereit3 ver: 
wendeten Koften der Reorganijation des Heered und andere unentbehr- 
ide Ausgaben für das laufende Jahr abgejett werden follten, nicht bei- 
treten können. Sie würde fi einer fchweren Pflihtverlegung 
'duldig mahen, wenn fie die auf Grund der früheren Bemilli«- 
gungen der Landesvertretung ausgeführte Umformung der 
Heeres-Berfaffung unter Breisgebung der dafür gebradten be» 
tädtlihden Dpfer und mit Beeinträdtigung der Mactftellung 
Treußens, dem Beſchluſſe des Haufes gemäß, rückgängig madhen 
wollte. 

Nahdem der Gejeg-Entwurf über den Staatshaushaltsetat für das 
Jahr 1862 in der von dem Abgeordnetenhaufe bejchloffenen Feitftellung 
wegen feiner Unzulänglichkeit von dem Herrenhauje verworfen worden, 
Iimdet jih die Regierung Seiner Majeftät des Königs in der 
Rothwendigfeit, den Staatshaushalt ohne die in der Berfaffung 
orausgejegte Unterlage führen zu müſſen. Sie ift fi der 
Serantwortlichkeit in vollem Maaße bewußt, die für fie aus 
dıejem beflagenswerthen Zuftande erwächſt; fie ift aber ebenfo 
der Pflihten eingedent, weldhe ihr gegen das Land obliegen, 
und findet darin die Ermächtigung, bis zur gefegliden Feft- 
fellung des Etat3 die Ausgaben zu beftreiten, welche zur Er— 
haltung der beftehenden Staatseinrihtungen und zur Förde— 
tung der Pandesmohlfahrt nothwendig jind, indem fie die De 
verjiht begt, Daß diejelben feiner Zeit die nachträgliche Ge— 
ehmigung erhalten werden. 

Die Regierung Seiner Majeftät des Königs ift von der Ueberzeugung 
turhdrungen, daß eine gedeihliche Entwidelung unjerer Berfaffungs-Ber- 
bältmifje nur dann erfolgen kann, wenn jede der gejeglichen Gemalten ihre 
Lefugniffe mit derjenigen Selbſtbeſchränkung ausübt, melde durd die 
Ahtung der gegemüberjtehenden Rechte und durd das verfajjungsmäßige 
Erfordernig der freien Uebereinftimmung der Krone und eines jeden der 
deiden Hänfer des Landtages geboten iſt. Die Regierung Sr. Majeftät 
zwerfelt nicht, daß die Entwidelung unferes Berfaflungslebens an der 
—— der Erfahrung auf dieſem Wege fortſchreiten und daß auf dem 

nde der gemeinſamen Hingebung für die Macht und Würde der Krone 
und für das Wohl des Baterlandes auch die jegt hervorgetretenen Gegen- 
Ne ihre Ausgleihung finden werden.“ 
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Ende Oktober. Reife nad Paris zur Verabſchiedung am Kaifer- 
lichen Hofe. 

1. November. Abſchieds-Audienz beim Kater Napoleon in St. 
Cloud. (Erinnerung an Polignac). 

9. Dezember. Bervollftändigung des Minifteriumsd Bidmard 
durch Berufung ded Grafen zu Eulenburg zum Minifter 
ded Innern, ded Ober: Präfidenten von Selhomw zum 
Minifter für Landwirthichaft. 

Das Miniftertum, wie ed biernah von 1862 — 1866 
beitand (dad „Konflikts-Miniſterium“), war aus 
folgenden Mitgliedem zufammengejegt: 

Minifter- Präfident und Minifter der auswärtigen An— 
gelegenheiten von Bismard-Schönhaujen. 

Finanz Minifter Frh. von Bodeljhwingh. 

Kriegs: Minifter von Roon. 

Handeld-Minifter Graf Ipenplip. 

Kultus-Minifter von Mübhler. 

ZuftizeMinifter Graf zur Lippe. 

Minifter ded Innern Graf zu Eulenburg. 

Minifter für Landwirtbihaft von Selchow. 


Die Anfünge der auswärtigen Politik, 


10. Ber Seldjäger nad) Kurheffen. 


1862. Die vorgängigen Beziehungen Preußens zu Kurbefjen. 


11. Mai. General von Willifen in außerordentlicher Miffion mit einem 
eigenbändigen Schreiben des Könige an den Kurfürften wegen 
Sifirung der eingeleiteten landſtändiſchen Wahlen. 

General von Willifen wird von zwei Minifterialvorftänden, 
aber niht vom Kurfürften empfangen, und kehrt am 15. Mai 
nah Berlin zurüd. 


18. Mai. Note der preußifchen an die kurheſſiſche Regierung: 


— — Der General-Adjutant Sr. Majeftät des Königs, General: Fientenant 
von Williſen hat Kaffel verlaffen müffen, obne daß Sr. 8. H. der Kurfürft Sich 
bewogen gefunden hätte, ihn nochmals zu empfangen unb ihm Höchftfelbft ge- 
nügende Erklärungen wegen der Aufnahme zu geben, weldhe der Abgejanbte 
Sr. Majeftät und das Allerhöchfte Schreiben, beffen Ueberbringer er war, ge- 
funden haben. 

Sr. Majeftät haben indefjen erwogen, daß der offiziell vorbereitete Empfang 
des mit einer rein perſönlichen Sendung beauftragten Generals und die Gegen- 
wart von zwei Minifterialvorftänden bei vemfelben dieſem Verfahren ben Charafter 
eınes Alta aufprägen, für welchen das geſammte Minifterium die Verantwortung 
trägt. Allerböchfidiefelben wollen daher in ber jofortigen Entlafjung ber 
derantwortlihen Ratbgeber Sr. 8. H. des Kurfürften eine entiprechende 
Genugthuung erbliden. Sollte jedoch eine beftimmte und befriedigende Erkllärung 
bierüber dem Unterzeichneten nicht bis zum Dienftag 20. d. M. zugeben, jo bat 
er den Befehl erhalten, bie diplomatijhen Beziehungen zur Kurfürft- 
liden Regierung abzubreden und Kafiel zu verlaifen. 


19. Mai. Erwiderung der kurheſſiſchen Regierung: 

„daß fie fi zu ihrem Bedauern außer Stande febe, die Anficht theilen zu 
fönnen, welche in dem Schreiben über die Minifterverantwortlichleit in Beziehung 
auf den Hergang ber bem General von Willifen Allerhöchft gewährten Aubienz 
zur Sprache gebracht werden — und daß in Folge beffen ber Kurfürft Aller- 
böhfk fih nicht bewogen finden könne, dem Berlangen bes Königs 
von Preußen zu entſprechen.“ 
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20. Mai. Abbrud der biplomatijhen Beziehungen. 


Erklärung Preußens: 

„E83 handelt ſich nicht allein um proviſoriſche und vorläufige Maßregeln, 
fondern um die definitive Erledigung der ganzen Angelegenheit, welche nur durch 
bie wirllide Herftellung der Berfajlung von 1831 erfolgen fann. Die 
K. Regierung kann nicht umbin, dies als eine unabmweislihe Nothwendigkeit und 
als die Bedingung zu bezeichnen, von beren Erfüllung die fünftigen Beziehungen 
zwiſchen Preußen und Kurbeffen abhängig fein werden.“ 


24. Mai. Beihluß des Bundestages: der üfterreichtich » preußiiche Antrag auf 
Wiederberftellung der kurheſſiſchen Verfaſſung wird angenommeıt. 
26. Mai. Das Minifterium reicht dem Kurfürften jeine Entlaffung ein. 
22. Juni. Wiederberftellung der Berfafjung von 1831. 
Einjegung des Minifteriums Dehn-Rothfelſer. 


30. Oktober. Eröffnung der Ständeverfammlung. 
Neue Konflikte. 
20. Neovbr. Die Minifter werden vom Kurfürften entlajien, die 
Stände auf unbeftimmte Zeit vertagt. 


24. November. Preußiſche Note an die kurheſſiſche Re— 
gierung, durd einen Feldjäger überfandt. 


„Da auch in Folge des von meinem Herrn Amtsporgänger unter 
dem 26. September cr. an Em. Hochwohlgeboren gerichteten Schreibens 
von Sr. Königlichen Hoheit dem KHurfürften Schritte zur Wiederherftellung 
regelmäßiger diplomatiſcher Beziehungen mit Preußen noch nicht beliebt 
worden find, jo wähle ich den Weg einer unmittelbaren jchriftlihen Mitthei- 
lung, um das Folgende zur Kenntniß der kurfürftlichen Regierung zu bringen. 

In dem Em. Hodhwohlgeboren bekannten Erlafje an den Königlichen 
Bundestags -Gejandten vom 15. v. M. ſprach die Königliche Regierung 
Wunſch und Hoffnung aus, daß der Zujammentritt der damals einbe- 
rufenen kurheſſiſchen Ständeverfammlung, bei Erfüllung aller in der 
furfüritlihen Verordnung vom 21. Jun d. 3. gemachten Zufagen und 

emäßigter Haltung des Landtages jelbft, zu einer Erledigung des Ber: 
Faffun Sftreites führen werde. 

Die Königlihe Regierung gab hiervon ihren deutichen Bundesge- 
nofjen Kenntniß, und es wurde unmittelbar darauf von dem taiferlich 
öjterreichifchen Kabinet eine der dieffeitigen ganz entſprechende Aeußerung 
nah Kaſſel gerichtet, von den übrigen deutſchen Regierungen uns aber 
das vollite Einverftändnig zu erkennen gegeben. 

Daß unjer wohlmeinender Rath eine gleiche Aufnahme an der entjchei- 
denden Stelle in Kurheffen nicht gefunden hat, ergeben leider die Thatjachen. 

Bon der jegt vertagten Ständeverjammlung ift fichtlih ein großes 
Maß von Bereitwilligkeit zur Beendigung des vieljährigen Hader und 
dur Herftellung eines dauernden Friedens an den Tag gelegt, aber nicht 

uch Entgegentommen der furfürftlihen Regierung erwiedert worden. 
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Die vorhandenen Schwierigkeiten find durd Zögern und Hinhalten 
efteigert, und es beiteht die Gefahr umabjehbarer Verlängerung des 
Streites, deſſen Beilegung das in der furfürftlichen Verordnung vom 
21. Juni d. J. gegebene Wort beftimmt erwarten ließ. 

Die Königliche Regierung kann jedoch zwiſchen ihren Provinzen, 
inmitten von Deutichland, einen Heerd von En ftet8 ernenuernder Auf: 
regung und Unruhe ſchon im ihrem eigenen Intereſſe nicht fortbeftehen 
laſſen. 

Deshalb wiederhole ich ergebenſt durch das gegenwärtige Schreiben 
die dringende Aufforderung, daß endlich für die ——— eines ge⸗ 
ſicherten und allſeitig anerlannten Rechtszuſtandes in Kurheſſen, wie der 
Bundesbeſchluß vom 29. Mai d. J. denſelben verlangt, das Geeignete 
eſchehen und in dieſem Sinne mit dem Landtage im Geiſte wirklicher 

oͤhnlichleit verhandelt werden möge. 

Sollte dieſe Aufforderung ſich wider Verhoffen als erfolglos er- 
weiſen, ſo würde die Königliche Regierung die Abhülfe zwar zunächſt 
durch Vermittelung des Deutſchen Bundes ſuchen. Inſofern aber auf 
ſolchem Wege ſich eine Remedur nicht ſo vollſtändig und ſo ſchnell er— 
reichen läßt, als die Königliche Regierung dieſelbe verlangen muß, iſt es 
die, auch ſeit dem Frühjahr dieſes Jahres unverändert gebliebene Abſicht 
Sr. Majeſtät des Königs, das dabei von dem Intereſſe Kurheſſens und 
Deutihlands nicht verjchiedene eigene Intereſſe durch eigene Mittel zu 
wahren und hierbei zu beharren, bis, unter Zuziehung der Agnaten 
Sr. Königlihen Hoheit des Kurfürften, dauernde Bürgjchaften gegen die 
Wiederkehr ähnlicher Mipftände als die jegigen gewonnen find.“ 

v. Bismard. 


27. November. Der Kurfürft von Heilen nimmt die Ent= 
lafjung der Minifter zurüd und beruftdie Stände- 
verlammlung auf den 4. Dezember wieder ein. 


11. Die erfin Schritte und Erklärungen zur deutfchen 
Handelspolitik. 


Zur Durdführung des am 2. Auguft 1862 ab— 
geihloifenen Handelövertrags mit Franfreid 
gegenüber den Agitationen in Deutſchland. 


Rejolution des Abgeordnetenbaujes vom 5. Septbr.: 


„Das Haus der Abgeordneten befindet fich in voller Uebereinftimmung mit 
der von der Königl. Staatsregierung abgegebenen Erllärung, daß fie auf dem 
Boxen der Berträge vom 2. Auguft d. 3. bebarre und bemgemäß die definitive 
Ablehnung dieſer von Preußen Namens und im Auftrage des Zollvereins ver- 
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banbelten Berträge Seitens einzelner Zollvereinsregierungen als den Ausbrud 
bes Willens auffaffen müfje, den Zollverein mit Preußen nicht fortzufeßen, und 
fpricht demgemäß die Erwartung aus: „die Königliche Staatsregierung werde, 
infofern einzelne Zollvereinsregierungen in ihrer ablehnenden Haltung verbarren 
jollten, diejenigen Maßnahmen treffen, welche nothwendig find, um bie Reform 
bes Zollvereinstarifs auf Grundlage des Tarife B zum Hanbelsveitrage vom 
2. Auguft d. I. beim Ablauf der gegenwärtigen Zollvereinsverträge durchzufübren.“ 


2. Dftober. Erklärung de8 Minijter- Präfidenten von Bismarck 
im Herrenhauſe: 


„E8 kommt der gegenwärtigen Staatsregierung vorzüglich darauf an, 
u fonftatiren, daß die gefammte Yandeövertretung, wie verjchieden auch 
ie einzelnen Glieder derjelben in politifcher Hinfiht fein mögen, einig 
ift, die — in der Feſtſtellung der Grundlagen zur Entwicklung 
des materiellen Wohls zu unterſtützen, und daß die Wege, welche in dieſer 
Beziehung die Staatsregierung eingeſchlagen, die gleichmäßige Zuſtimmung 
beider Häuſer des Landtags finden. Es wird die Regierung freuen, 
wenn ſie den Zollverein noch ferner erhalten kann; ſie wird indeß eine 
Erneuerung deſſelben nur auf Grundlage des Vertrages vom 2. Auguſt 
im Auge halten, und denſelben nicht mit denjenigen Zollvereinsregierungen 
wieder aufnehmen, die dem Handelsvertrage ihre Zuſtimmung verweigern. 
Die Regierung iſt weit entfernt, die einzelnen Zollvereinsregierungen in 
ihrem freien Willen irgend wie zu beſchränken, es handelt ſich aber hier 
nicht um eine Machtfrage, ſondern um eine Frage des materiellen Wohls, 
und es wäre gefährlich, irgend einen Zweifel bet den übrigen Zollvereins— 
regierungen an dem Ernft der gegenmärtigen Regierung und eine Hoff 
nung auf ihre Nachgiebigkeit beftehen zu laſſen, die von ihr im feiner 
Weiſe zugeftanden werden kann. Durch die einftimmigen Boten der Yanded- 
vertretung wird aber der Glaube an den Ernft der Regierung geftärkt 
werden.“ 


Einftimmige Genehmigung der Borlage, jowie 
obiger Rejolution — im Herrenhauſe. 
12. Dftober. Erklärung an die Württembergiiche Regierung. 


Aus einer Depeſche des Herrn v. Bismard an den 
Gejandten in Stuttgart: 


— „Nady meiner Ueberzeugung find die in der Sache liegenden 
Gründe gegenjeitig erichöpft, umd es bleibt mir, nachdem ich von der 
würtembergiſcher Seits erfolgten erneuten Berjagung der Zuftimmung 
Kenntniß genommen babe, nur übrig, auch mieiner Seits offen auszu— 
iprehen, daß wir darin den Ausdrud des Willens erbliden, 
den Zollverein mit uns über die gegenwärtig laufende Ber- 
trags-Periode nicht fortzufegen.“ 


(Aehnlihe Erklärungen ergingen nad anderen Seiten.) 
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12, Bie erfim Arußerungen über die deutfche Frage. 
Vorgängiges. 


2. Februar. Die identifhen Noten Defterreihs und der Mittelftaaten. 
14. Februar. Antwort Preußens. 


14. Auguft. Das Project einer Delegirten-VBerfammlung am Bunbestage. 


18. Dezember. Verhandlung am Bunde über das Delegirten- 
Projekt. | 


Erklärung Preußens. 


„Die Königlih Preußifche Regierung hält an dem Standpunkte feſt, 
welchen fie in Betreff der legislatorijchen Jnitiative der Bundesverjamme 
lung eingenommen und wiederholt dargelegt hat, nämlih: daß der Bund 
ſich erft mit Stinmeneinhelligfeit ſchlüſſig gemacht haben müſſe, ehe er eine 
ſolche Initiative jeinerfeits ergreifen könne. Ein Mehrheitszwang zur Ergreis 
fung diefer Fnitiative, gegen das Votum einer Minderheit, ift dem Eharafter 
de Bundes, dem Geiſte und Wortlaute der Bundesgefege völlig zumibder. 

Der Bund würde nah Einfügung eines jolden Grganis- 
mu3 ein anderer werden, als er bisher war. Er würde nicht 
zur jeine Eompetenz auf ein neues, ja auf alle Gebiete der 
Gejeggebung und Bermwaltung ausgedehnt haben, fondern es 
würde ſich ihm auch in dem Delegirtenförper, nah Auficht der 
Mehrheit, eine Handhabe für die politiihe Entwidelung dar: 
bieten jollen. Es mürde der Bundestag nebſt den Delegirten den 
Anipruh machen, die ganze Nation zu ie und darzuftellen, während 
und ungeachtet ein jehr großer, vielleicht der größere in der Minderheit 
repräjentirte Theil noch außerhalb derjelben jtände. Soll die fragliche 
Anordnung überhaupt mehr als ein Schein jein, jo ift, wie immer man 
fih die Modalitäten ihrer Ausführung denken mag, bier die Gefahr 
vorhanden, daß eine große Mehrheit an Bolf3zahl und ftaat- 
liher Kraft einer Combination von Stimmen unterliegt, welde 
tbatjählih eine Minderheit an Zahl und an Madt vertritt. 
Schon das gegenwärtige Bundesverhältnig bringt es mit fih, daß in 
den Gegenftänden jeiner bejchränften Competenz ein geringer Theil Deutjch- 
land’3 den Reſt binden konnte zum Handeln, wie zum Unterlaffen. Die 
beihräntte Natur der Bundeszmwede, insbejondere aber die Rüdficht, welche 
der Macht der realen Berhältnifje und der Stellung der beiden Groß- 
mächte getragen wurde, bot jedoch ein heiljames Correctiv, jo daß das 
der Vitalität des Bundes und jeiner Wirkfamteit jo ſehr gefährliche 
Gebrehen des Widerſpruchs zwiſchen Stimmredt und Machtgewicht nicht 
verhängnigvoll wurde. — — Daß fih in ein jolches Mifverhältniß feine 
der beiden Großmächte fügen würde, ift als jelbftverjtändlich anzufehen. Die 
Bejeitigung, nicht die Vergrößerung des angedeuteten Gebrechens, welches 
im der unrichtigen Bertheilung der Stimmen und der mißbräudlichen 
Ausübung des Stimmrechtes liegt, wäre zu erftrebeu. Einrichtungen, mie 
die vorgeichlagenen, entjprechen dagegen ebenjowenig dem Geifte des biß- 
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berigen Bundesverhältnifjes, ald dem Bedürfniffe nach einer Reform des- 
jelben. Im Sinne des Majoritätsgutachtens würde die befürwortete Dele- 
girtenverfammlung mit berathender Stimme etwa die Grenze deflen be- 
zeichnen, was, auf Bundesgrundlage, dem Drange der deutjchen Stämme 
nad engerer ftaatliher Einigung zu bemilligen wäre. Die legteren aber 
werden in dem Zmede der Anträge vom 14 Auguft feine Annäherung 
an die höheren Ziele ftaatliher Einheit und Stärkung erbliden, 
feinen Fortjchritt der nationalen Bewegung, fondern eine Ab— 
lentung von derfelben. Die beantragte Snititution würde mithin 
nit einmal als eine Abjchlagszahlung betrachtet werden. Sie 
entjpriht der Höhe der Anforderungen jo wenig, daß man vorziehen 
würde, nicht durch eine Annahme des Gebotenen das Geforderte zu ver: 
lieren. Die Regierungen, die Bolfsvertretungen, die Bevölferungen find 
u Opfern bereit, um große nationale Ziele zu verwirklichen. Allein man 
ann darauf gefaßt fein, daß fie, gegenüber einer ungenügenden Yöfung, 
welche zugleidy weitere Fortentwidelung ausſchließen joll, lieber auf dem 
Boden des Bundestags ftehen bleiben und fich einftweilen bei den daraus 
fließenden Rechten und Befugniffen genügen laffen werden. Die Gefahren, 
welche die Mehrheit auf anderen Wegen zu politiſcher Einigung erblidt, 
werden auf dem von ihr empfohlenen jedenjalls nicht vermieden. Derjelbe 
läßt die Gegenftände einer wahren und — Reform und die tieferen 
Gründe des Strebens nach einer ſolchen unberückſichtigt. Sollte der Ver— 
ſuch gemacht werden, ihn dennoch gegen das Recht und den Willen einer 
Minderheit am Bunde zu verfolgen, ſo möchten dadurch Conflicte erzeugt 
werden, welche jenen vermeintlichen Gefahren an Ernſt nicht nachſtehen 
dürften. Der Geſandte kann ſchon jetzt bei Gelegenheit dieſes Votums 
ſein Befremden darüber nicht unterdrücken, daß nach der Anſicht der Mehr— 
heit des Ausſchuſſes über den Widerſpruch einer der beiden deutſchen 
Großmächte in einer Sache, in welcher das Bedürfniß der Stimmenein— 
helligfeit fo wenig — erſcheint, als in der vorliegenden, und über 
den präjudiziellen Einwand eben dieſer Großmacht wegen der Zuläffigkeit 
des Majoritätsverfahrens überhaupt durch formelle Fortfegung des legteren 
ohne weiteres zur Tagesordnung übergegangen werden könnte, als ob 
diefer Widerjprud nicht vorhanden wäre. Die Ausichußverhandlungen 
find nicht der Drt, um das politiihe Verhalten eines Bundesgliedes 
gegen Bejchlüffe, die in der Bundesverjammlung verjucht werden könnten, 
zu erörtern. Doch glaubt der Geſandte den Ausdrud der Beſorgniß 
nicht zurüdhalten zu jollen, daß die Fortjegung des oben voraus: 
gelegten Berfahrens zu einem Punkte führen fünne, wo die 
difjentirende Regierung außer Stand gejegt wäre, in einer 
im Widerſpruch mit den Bundesgrundgejegen verfahrenden 
Berfammlung noch das Drgan des Bundes zu ertennen, an 
dejjen Schließung fie jich betheiligt hat.“ 


1863. 22. Januar. Weitere Verhandlung und Abjtimmung am 
Bundestage über das Delegirtenproject. 
Votum Preußens: 


— — „Nidt blos durch die formelle, dem Geifte der Bundesver- 
tretung fremde Behandlungsmweiie, melde diefe Angelegenheit jeit Erlaß 


79 
1863, 


der identiihen Noten vom 2. Februar 1862 erfahren hat, wird die k. Re— 
gierung verhindert, derjelben näher zu treten, ſondern auch durch die ma= 
terielle Untauglichkeit und Halbheit der Vorſchläge jelbit. Ausſchüſſe der 
Yandesvertretungen mit jo bejchränften berathenden Befugniffen, mie die 
beantragten, würden nad) Anficht der k. Regierung eine practijch ganz be= 
deutungslofe Einrihtung fein, nur geeignet, dem Gejchäftsgange der 
Bundesverhandlungen ein neues Moment der Schwerfälligfeit und Ver— 
ſchleppung zuzuführen. Nur in einer Vertretung, welche nach Maß- 
gabe der Bevölkerung jedes Bundesftaates aus legterer durch 
unmittelbare Wahl hervorgeht, kann die deutiche Nation das 
berebtigte Organ ihrer un. auf die Metelen Uns 
gelegenheiten finden. Innerhalb der beftehenden Bundesverträge und 
nah der bisherigen Praris würde aber einer folchen, der Bundesverjamm- 
Img beizugebenden Bollövertretung eine practijche Thätigfeit nur auf dem 
Gebiete der Matricularleiftungen an Truppen und Geldbeiträgen zufallen. 
Um ihr einen befriedigenden Wirfungsfreis und zugleich eine erhöhte Be— 
deutung für die Einigkeit und Feftigkeit des Bundes zu gewähren, würde 
dem neutralen Organismus durh Abänderung und Erneuerung der 
Bundesverträge die dem jegigen Bundestag fehlende gefegebende 
Gewalt für das Bundesgebiet beigelegt und deren Umfang in einer der 
Thätigkeit eimes deutjchen Parlaments würdigen Ausdehnung bemeffen 
werden müſſen. Wenn eine folche, nad) der Bolfszahl bemeſſene National: 
vertretung mit Rechten ausgeftattet würde, welche fie befähigten, der die 
Bundesregierungen vertretenden Gentralbehörde als Gleichgewicht an die 
Seite zu treten, jo würde die k. Regierung einer fo gejtalteten Bundes- 
gewalt ausgedehntere Befugnijie einräumen fünnen, ohne die Intereſſen 
— zu gefährden. Es fragt ſich nur, ob die Schwierigleiten über— 
wunden werden können, welche in dem Umſtande beruhen, daß erhebliche 
Theile des Bundesgebietes zu ſtaatlicher Einheit mit Ländern verbunden 
ſind, welche nicht zum Bunde oder zu Deutſchland gehören, und deren 
Bewohner nach den Verträgen ſowohl als nach ihrer Nationalität, ihrer 
Sprache und ihrer Neigung ſich zur Betheiligung an einer deutſchen Na— 
nonaldertretung nicht eignen, während ihnen ebenſowenig zugemuthet 
werden kann, ihre —— aus den Händen einer ihnen fremden 
dollsrertretung zu empfangen. Dieſes Hinderniß ſteht allen auf die Ge— 
ſammtheit des Bundes berechneten Einrichtungen im Wege, ſobald dieſelben 
eine wirklich eingreifende und fruchtbare Mitwirkung des deutichen Volkes 
‚ det den gemeinſamen Angelegenheiten fi zur Aufgabe ftellen, und das 
Jnftitut der Delegirtenverjammlung würde nur in foweit nicht darunter 
laden, als es zu einer practiihen Bedeutung überhaupt nicht gelangte. 
Könnten die Schwierigkeiten gelöft werden, jo würden ſich die Bedenken 
beben, welche die f. Regierung abhalten, für die von ihr erftrebten Re— 
'ormen das geſanimte Bundesgebiet in Ausficht zu mehmen. So lange 
aber diefe Löſung micht gefunden wird, läßt fi) dem gejtellten Ziele nicht 
dadurch näher treten, dag man das vorhandene NReformbedürfnig fiir die 
Geſammtheit des Bundes jcheinbar, jondern nur dadurch, daß man es 
in engerem Kreiſe wirklich zu befriedigen fucht. In diefem Sinne hat 
die lL Regierung den Weg freier Vereinbarungen und fündbarer Verträge 
mter den einzelnen Bundesgliedern als Surrogat allgemein umfafjender 
Einrichtungen angedeutet, und gibt die Hoffnung nicht auf, daß der Ueber— 


80 
1863. 


zeugung von der Richtigkeit defjelben auch die Anerkennung der übrigen 
undesregierungen auf die Dauer nicht fehlen werde.“ 


Ablehnung des Antrags mit 9 gegen 7 Stimmen. 
Mit Preußen ftinnmen dagegen: Baden, Kurhefjen, Lurem- 
burg, Holitein, jächftihe Häufer, die XV. und XVII Eollec- 
tioftimmen. 


24. Januar. Circular-Depeſche Bismarcks über die mit Defterreich 
gepflogenen Verhandlungen. 


„ . . Ich hatte zur Herbeiführung befferen Einverftändniffes beider 

Öfe die Fmitiative in der Form von Unterredungen mit dem Grafen 

arolyi ergriffen, in welchen ich dem Faijerlichen —— Nachſtehendes 
zu erwägen gab. 


Nach meiner Ueberzeugung müſſen unſere Beziehungen zu 
Oeſterreich unvermeidlich entweder beſſer oder ſchlechter 
werden. Es ſei der aufrichtige Wunſch der k. Regierung, daß die erſtere 
Alternative eintrete; wenn wir aber das hierzu nöthige Entgegenkommen 
des kaiſerlichen Tabineis nachhaltig vermißten, ſo ſei es für uns noth— 
wendig, die andere ins Auge zu faſſen und uns auf dieſelbe vorzubereiten. 
Ich habe den Grafen Karolyi daran erinnert, daß in den Jahrzehnten, 
die den Ereignifien von 1848 vorbergingen, ein ſtillſchweigendes Ab- 
fommen zmwijchen den beiden Großmächten vormwaltete, kraft deſſen 
Defterreih der Unterftügung Preußens in europäifhen Fragen ficher 
war und uns dagegen in Deutjchland einen durch Oeſterreichs Sppoſition 
unverkümmerten Einfluß überließ, wie er ſich in der Bildung des Zoll— 
vereins manifeſtirt. Unter dieſen Verhältniſſen erfreute ſich der deutſche 
Bund eines Grades von Einigkeit im Innern und von Anſehen nach 
Außen, wie er ſeitdem nicht wieder erreicht worden iſt. Ich habe un— 
erörtert gelaſſen, durch weſſen Schuld analoge Beziehungen nach der Re— 
conſtituirung des Bundestags nicht wieder zu Stande gekommen ſind, 
weil es mir nicht auf Recriminationen für die Vergangenheit, ſondern 
auf eine practiſche Geſtaltung der Gegenwart ankam. In letzterer finden 
wir gerade in den Staaten, mit welchen Preußen, der geographiſchen 
Lage nah, auf Pflege freundichaftlicher Beziehungen bejonderen Werth 
legen muß, einen zur Oppofition gegen uns aufjtahelnden Einfluß des 
kaiſ. Cabinets mit Erfolg geltend gemadt. Ich gab dem Grafen Karolyi 
u erwägen, daß Defterreich auf diefe Weije zum Nachtheile für die Ge— 
——— im Bunde die Sympathien der Regierungen jener 
Staaten vielleicht gewinne, ſich aber diejenigen Preußens entfremde. 


Der kaiſerliche Geſandte tröſtete ſich darüber mit der Gewißheit, 
daß in einem für Oeſterreich gefährlichen Kriege beide Großſtaaten ſich 
dennoch unter allen Umftänden als Bundesgenoſſen wiederfinden würden. 
In diejer Vorausfegung liegt meines Erachtens ein gefährlicher — 
über welchen vielleicht erſt im entſcheidenden Augenblicke eine für beide 
Cabinette verhängnißvolle Klarheit gewonnen werden würde, und habe 
ich deshalb den Grafen Karolyi dringend gebeten, demſelben nach Kräften 
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in Wien entgegenzutreten. ch babe hervorgehoben, daß ſchon im legten 
italieniſchen Kriege das Bündniß für Defterreich nicht in dem Maße 
wirfam geweſen ſei, wie es hätte der Fall jein können, wenn beide 
Mächte fih nicht in den vorhergehenden acht Jahren auf dem Gebiete 
der deutſchen Politik in einer fchlieglih nur für Dritte Vortheil 
bringenden Weije befämpft und das gegenjeitige Vertrauen untergraben 
hätten. Dennoch jeien damals in dem Umitande, daß Preußen die Vers 
legenheiten Defterreihs im Jahre 1859 nicht zum eigenen Bortheil aus— 
gebeutet, vielmehr zum Beiftande Dejterreichs gerüftet habe, die Nachwir— 
fungen der früheren intimeren Verhältniſſe unverkennbar gewejen. Sollten 
aber legtere fi nicht neu anfnüpfen und beleben lajjen, jo würde unter 
ähnlihen Berhältniffen ein Bündniß Preußens mit einem Gegner 
Deiterreich3 eben jo wenig ausgejchlofien jein, als, im entgegengejegten 
Falle eine treue und fejte Verbindung beider deutſchen Großmächte gegen 
— Feinde. Ich wenigſtens würde mich, wie ich dem Grafen 
darolhi nicht verhehlte, unter ähnlichen Umſtänden niemals dazu ent— 
ſchließen können, meinem allergnädigſten Herrn zur Neutralität zu rathen; 
Deiterreih habe die Wahl, feine gegenwärtige antiprenßiſche Sotitit mit 
den Stützpunkte einer mitteljtaatlihen Coalition fortzujegen, oder eine 
ehrliche Verbindung mit Preußen zu fuchen. Zu legterer zu gelangen, jet 
mein aufrichtigfter Wunsch. Diefelbe könne aber nur durch das Aufgeben 
der ums feindlichen Thätigfeit Defterreih3 an den deutjchen Höfen ge— 
monnen werden. Graf Karolyi ermiderte mir, daß es für das Kaiſerhaus 
nicht thunlich fei, jeinen traditionellen Einflüjjen auf die deutjchen Regie- 
rungen zu entjagen. ch ftellte die Erijtenz einer ſolchen Tradition mit 
dem Hinweis in Abrede, daß Hannover und Heflen jett hundert Fahren 
vom Anbeginn des jiebenjährigen Krieges vorwiegend den preußiichen 
Einflüffen gefolgt jeien, und daß in der Epoche des Fürften Metternich 
die genannten Staaten auch von Wien aus im Intereſſe des Einver- 
ſtändniſſes zwijchen Preußen und Defterreih ausdrücklich in jene Richtung 
gewieſen worden jeien, daß aljo die vermeintliche Tradition des öjterreicht- 
ſchen Kaiſerhauſes erjt feit dem Fürften Schwarzenberg datire, und das 
Spitem, welchem fie angehöre, ſich bisher der Eonjolidirung des deutjchen 
Bündnifies nicht förderlih ermiejen habe. Ich hob hervor, daß ich bei 
meiner Ankunft in Frankfurt im Jahre 1851, nad eingehenden Be— 
iprechungen mit dem damald auf dem Fohannisberg wohnenden Fürften 
Metternich gehofft habe, Defterreich ſelbſt werde es als die Aufgabe einer 
weiſen Politik erkennen, uns im deutjchen Bunde eine Stellung zu jchaffen, 
welche es für Preußen der Mühe werth mache, feine gefammte Kraft für 
gemeinjchaftlihe Zwecke einzujegen. Statt dejjen habe Oeſterreich mit Er- 
folg dahin geftrebt, uns unfere Stellung im deutjchen Bunde zu verleiden 
und zu erfchweren, und uns thatſächlich auf das Beftreben : ander 
weiten Anlehnungen binzumeifen. Die ganze Behandlungsweife Preußens 
von Seiten des Biener Eabinets jcheine auf der Vorausſetzung zu beruhen, 
dag wir mehr als irgend ein anderer Staat ausmärtigen Angriffen aus- 
gejegt jeien, gegen welche wir fremder Hilfe bedürfen, und daß wir uns 
deshalb von Seiten der Staaten, von welchen wir ſolche Hilfe erwarten 
lönnten, eine rüdfichtslofe Behandlung gefallen lajjen müßten. Die Auf- 
gabe einer preußijchen Regierung, welcher die Intereſſen des königlichen 
Haujes und des eigenen Landes am Herzen liegen, werde e8 daher jein, 
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das Irrthümliche jener Vorausfegung dur die That nacdhzumeiien, wenn 
man ihren Worten und Wünjchen feine Beachtung jchente. 

„Unjere Unzufriedenheit mit der Yage der Dinge im deut— 
ſchen Bunde erhielt in den legten Monaten neue Nahrung durch die 
Entichlofjenheit, mit welcher die mit Dejterreich näher verbundenen deut: 
ichen Regierungen in der Delegirtenfrage angriffsweije gegen Preußen 
vorgingen. Bor 1848 ſei es unerbört gemejen, daß man am Bunde 
Fragen von irgend welcher Erheblichfeit eingebradht habe, ohne jich des 
Einverjtändnifjes beider Großmächte vorher zu verſichern. Selbſt da, mo 
man auf den Widerjpruch minder mächtiger Staaten geſtoßen jei, wie im 
der Angelegenheit der füddeutihen Bundesfeitungen, habe man es vor» 
gezogen, Zwede von diejer Wichtigkeit und Dringlichkeit viele Jahre hin— 
durch unerfüllt zu lafjen, anjtatt den Widerjprechenden mit dem Berſuch 
der Majorijirung entgegenzutreten. Heut zu Tage werde dagegen der 
Widerjpruh Preußens nicht nur gegen einen Antrag, jondern gegen die 
Berfafjungsmäßigkeit deſſelben als ein der Beachtung unmwerther Zwiſchen— 
fall behandelt, durch welchen man fich im entichlojienen Vorgehen auf der 
gewählten Bahn nicht beirren laſſe. Ich habe den Grafen Karolyi gebeten, 
den Inhalt der vorftehend angedenteten Unterredung mit möglichjter Ges 
nauigfeit, wenn aud auf vertraulihem Wege, zur Kenntniß des Grafen 
Nechberg zn bringen, indem ich die Ueberzeugung ausjprah, dag die 
Schäden unſerer gegenfeitigen Beziehungen nur durch rüdhaltloje Offen- 
heit zu heilen verjucht werden könnten. 

„Die zweite Unterredung jand am 13. Dec. v. J., einige Tage nad) 
der erjten, Statt. ch juchte den Grafen Karolyi auf, um den Ernft der 
Lage der Dinge am Bunde feiner Beachtung zu empfehlen, und verhehlte 
ihm nicht, daß das weitere VBorjchreiten der Meajorität auf einer von uns 
für verfaflungsmwidrig erfannten Bahn uns in eine unannehmbare Stellung 
bringe, daß wir in den Conjequenzen dejielben den Bruch des Bundes 
vorausjähen, daß Herr v. Ujedom über dieje unjere Auffaſſung dem Frei— 
berrn v. Kübeck und Freiherrn v. d. Pfordten feinen Zweifel gelajjen, auf 
jeine Andeutungen aber Antworten erhalten habe, die auf fein Verlangen 
nad Ausgleihung jchliegen liegen, indem Freiherr v. d. Pfordten auf be- 
jchleunigte Abgabe unjeres Diinoritätspotums dränge. Ich bemerkte hier— 
gegen, daß unter ſolchen Umftänden das Gefühl der eigenen Würde uns 
nicht geftatte, dem an der anderen Seite herbeigeführten Conflict ferner 
auszumeihen, und daß ich deshalb den kön. Bundestagsgejandten tele— 
graphiich zur Abgabe jeines Miinoritätsvotums veranlaßt habe. Ich ftellte 
in Ausjiht, daß wir die Ueberſchreitung der Kompetenz durch 
Majoritätsbeichlüjje als einen Bruch der Bundesverträge auf- 
fajjen und dem entſprechend verfahren würden, indem diejjeits 
der fönigliche Bundestagsgeiandte ohne Subftitution abberufen 
werden würde, und deutete die praftiichen Konjequenzen an, welche ſich 
aus einer jolden Situation in verhältnigmäßig furzer Zeit ergeben müßten, 
indem wir natürlich die Wirkjamkeit einer Verſammlung, an welder wir 
uns aus redtlihen Gründen nicht mehr betheiligten, ın Bezug auf den 
ganzen Gejchäftskreis des Bundes nicht weiter für zuläjjıg aner- 
fennen könnten! Wir würden aljo auch die preußiichen Garniſonen in 
den Bundesfejtungen nicht mehr den Bejchlüjien der Bundesverjammlung 
unterftellen können. Unwahr iſt, daß ich für diejen Fall von der Zurüd» 
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zehung diefer Garnijonen geſprochen haben fol. Sch habe im Gegentheil 
auf die Eonflicte aufmerkſam gemacht, welche das Berbleiben derjelben nad) 
fih ziehen könne, nachdem ihre Befehlshaber der Autorität der Bundes 
verjammlung die Anerkennung zu verjagen haben würden. 

+. . Wenige Tage darauf erhielt ich die vertrauliche Mittheilung, 
deß der öfterreichiihe Gefandte in ‘Petersburg über Berlin auf feinen 
Poften zurüdtehren und die jchwebende Streitfrage mit mir befprechen 
werde. Als derjelbe (Graf Thun) hier eintraf, habe ih mich nicht ab» 
balten laflen, feine mir zum Zweck einer Berftändigung gemachten Er» 
Öffnungen im der entgegenfommendjten Weife aufzunehmen. In Folge 
derielben erklärte ich mich bereit, auf verjchiedene zwiſchen uns verabredete 
Auswege zur Beilegung der Frankfurter Schwierigkeiten einzugehen und 
möbeiondere auf den Boriälag: die Abftimmung über die Majoritäts- 
anträge in der Delegirtenfrage zu theilen und nachdem fie über Punkt 1 
erfolgt umd der Mangel der zur Durchführung der Sade nöthigen 
EStimmeneinhelligteit conftatirt wäre, die ganze Angelegenheit als eine zur 
meitern Berhandlung am Bunde noch nicht reife an die einzelnen Bundes- 
rgierungen zur Berftändigung unter einander zu verweilen. Graf Thun 
ſchlug mir darauf vor, eine Zuſammenkunft HR 7 dem Grafen Rechberg 
md mir Behuf3 weiterer Beiprehung der Frage zu veranftalten. Ich er— 
Härte mich hierzu geneigt, erhielt indefjen in den folgenden Tagen durch) 
Graf Karolyi ee Mittheilungen, nach welchen Graf Rechberg vor 
unjerer Zufammenfunft die Erflärung meines Einverftändnijies mit Bundes- 
wiormoorichlägen erwartete, für welche meines Erachtens längere und ein= 
gebendere Borverhandlungen erforderlich gemwejen wären. Da hierzu die 
Zet bis zum 22. zu furz war, jo glaubte ich auf die vorgejchlagene 
Zufammenkunft nur in dem Falle eingehen zu können, daß von vorgängigen 
dindenden Berabredungen Abftand genommen werde. Ich fügte hinzu, daß 
& mir vor der Hand nur darauf anzufommen jcheine, zu verhüten, daß 
die Verftändigung durch die in Frankfurt zu erwartenden Vorgänge ers 
\hmert werde, und daß ich bei meinem Eingehen auf Graf Thuns Vor- 
Ihläge diefes Ziel hauptjächlich im Auge gehabt habe, defjen Erreichung 
dur die Hereinziehung prinzipieller Fragen von ausgedehnter Tragweite 
anftweilen nur beeinträchtigt werden würde. Da Graf Rechberg hierauf 
aflären ließ, daß Defterreih auf weitere Verfolgung des Antrags in Bes 
trefi der Delegirtenverfammlung nicht ohne geſichertes Aequivalent ver- 
xhten könne, jo ift die Zufammenfunft bisher unterblieben, Von anderer 
Seite ift der k. Regierung inzwiſchen der Vermittlungsvorſchlag gemacht 
worden, fie möge ihrerſeits die Depejche des Grafen Bernftorff vom 
N. Dec. 1861 zurüdziehen, wenn andererjeits auf die Durdführung der 
Anträge wegen der Delegirten verzichtet würde. Jch kann dieje beiden 
Fragen —8— nicht auf gleiche Linie ſtellen. Die Depeſche des Grafen 
Lernftorff begnügt ſich damit, die Anſicht der k. Regierung darüber aus— 
Kreöen, in welcher Weile eine Reform der deutjchen Verhältnifje in 
ngeff zu nehmen jei; es mar diefe Weuferung durch eine Anregung 
dei l. ſachſiſchen Cabinet3 hervorgerufen worden, und die f, Regierung 
hat mit diefer Note an die freien Entjchliegungen der übrigen Bundes- 
tegeerungen appellirt, ohne auf diejelben in irgend einem Wege drängend 
emmirfen zu wollen. So lange wir uns jagen mußten, daß die Ueber- 
Kugung von der Wichtigkeit unferer Vorſchläge bei den übrigen Regie— 
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rungen noch nicht hinreichenden Anklang gefunden hatte, um einen Erfolg 
in Ausfiht nehmen zu können, haben wir die Frage ruhen laffen, und 
erft nachdem wir durch das Verfahren der Majorität in der Delegirten- 
Angelegenheit zu einer Ausſprache provocirt worden waren, hat der 
f. Dun — den Auftrag erhalten, in ſeiner Abſtimmung die 
Anſichten der k. Regierung von neuem zu entwickeln. Die Anträge wegen 
der Delegirtenverfammlung dagegen find nicht mit derfelben Rückſichts— 
nahme auf die Unabhängigkeit der Regierungen von entgegenftehender 
Anfiht in’8 Leben getreten, fondern es ijt verjucht worden, fie den aus— 
drüdlich widerſprechenden Regierungen auf dem Wege neuer und dem 
Inhalt der Bundesverträge Gewalt anthuender nterpretationen legterer, 
aufzudrängen. Einem ſolchen Verfahren gegenüber fann Preußen 
im Bemwußtfein feines guten Rechtes lediglih denjenigen 
Bundesregierungen, welde die Einigkeit im Innern des 
Bundes durdh ihr aggrejfives Berfahren in Frage ftellen, 
die Sorge für die Beilegung oder die Verantwortung für 
—— des von ihnen heraufbeſchwornen Conflictes über— 
laſſen.“ 


28. Februar. Oeſtreichs Antwort. 


Graf Rechberg an Graf Karolpi. 


„ . . Eine Regierung, deren Handlungsweije von einer anderen in einem 
an dritte Höfe gerichteten und dann ber Deffentlichleit übergebenen Documente 
fo Direct zum Gegenftande ber Erörterung gemacht wird, wie uns bies in jenem 
Berliner Schriftſtücke wiberfähbrt, wird, wenn fie fi im Rechte fühlt, der ver- 
zeiblichen Verſuchung unterliegen, von ben wicht genau oder nicht vollftändig ent- 
büllten Vorgängen auch den legten Schleier hinwegzuziehen. Demungeachtet ver- 
zichten wir auf biefes Mittel der Abwehr. ... Die Auseinandberjegung Des 
preußiſchen Cabinettes, die uns beichäftigt, bietet uns eine Doppelte Seite ber 
Betrachtung dar. Sie enthält erftens ein unverfennbar aufrichtiges Zeuguiß für 
die politifhen Gefinnungen ihres Berfaffers; fie enthält zweitens eine beihönigende 
Darftellung des Thatbeftandes der vielbejprohenen Vorgänge, eine Darftelung, 
die fih großentheils zur Anklage gegen uns, zur Beſchwerde über das, was man 
in Berlin unjere Rüdfichtslofigkeit nennt, geftaltet. Unſere Rüdfichtslofigteit! 
Wenn unfer erbabener Monarch eine Stellung nicht opfert, die, aud ber Geſchichte 
der Jahrhunderte hervorgegangen, gebeiligt durch die Verträge, feiner Krone von 
Rechts wegen gebührt, und der Macht und Größe feines Haufes entipricht, jo 
verletst Defterreih eine Rüdficht, die ed dem verbündeten Preußen ſchuldig ıft! 
Wenn der faiferlihe Hof der Politif Preußens nicht zur Befriedigung von An- 
iprüchen verbilft, die auf feinem NRechtstitel beruhen, die vielmehr vie Rechte mit- 
verbündeter Staaten offen antaften, und die man in unklaren Umriffen anvdentet, 
ohne für fie eine beftimmte Formel zu finden, ober eine deutlich erfennbare 
Grenze zu ziehen, jo fett Defterreih abermals die Nüdfichten aus den Augen, 
die der andern deutihen Großmacht gebühren! Und der Regierung Preußens 
war es vorbehalten, jogar unjer wohlgemeintes Beftreben, dem Verlangen der 
deutihen Nation nach freifinniger Entwidlung ber Bunbesverfaffung, jo viel an 
uns ift, Genüge zu thun, unter den Gefichtspunft einer gegenüber Preußen ver- 
übten Rüdfichtslofigleit zu ftellen! Was ift ferner damit gemeint, baß wir in 
Hannover und Kafjel Preußens Intereffen nicht durch unjern Einfluß kreuzen 
jollen? Berlangt man von uns, daß wir dort Gefanbte unterhalten, um in 
Fragen, wo der Standpunkt der beiden deutſchen Mächte verſchieden ift, nicht für 
uns, fondern für Preußen zu arbeiten? Bellagen wir uns über Preußens Einfluß 
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in Karlörube? ... Wenn man uns von Berlin aus die Alternative 
Rellt, entweber uns aus Deutichland zurüdzuzieben, den Schwer- 
punft unjerer Monarchie — wie ber preußifche Minifter meinte — nad 
Ofen zu verlegen, ober im nädften europäifhen Eonflicte Preußen 
auf der Seite unferer Gegner zu finden, jo wird die öffentliche Meinung 
Deutihlands über jolhe Gefinnung urteilen, die Ereigniffe werden fie richten, 
wenn fie je zur That werben follte. Uns aber fommt es zu, den Borwand, ben 
man ſich in Berlin zurechtlegen zu wollen jcheint, rechtzeitig als einen ſolchen zu 
fennzeihnen . . .” 


13. Der Derfnffungskonflikt, 


1863. Die erſte Konfliftsjeflion. (14. Januar bis 27. Mai 
1863). 
14. Januar. Eröffnung des Landtags. 
Aus der Rede ded Minijter-Präfidenten von Bismard: 


Die Regierung Seiner Majeftät begrüßt Sie mit dem lebhaften 
Wunſche, daß es in dieſer — 5* des Landtages gelingen 
möge, über die im vorigen Jahre ungelöſt gebliebenen Fragen eine dauernde 
Verſtändigung ————— Es wird dieſes Ziel erreicht werden, wenn 
in der Auffaſſung der Stellung der Landesvertretung unſere Verfaſſung 
als die gegebene Grundlage feſtgehalten wird, und wenn die geſetzgebenden 
Gewalten unter gegenſeitiger Achtung ihrer verfaſſungsmäßigen —* in 
der Förderung der Macht und Wohlfahrt des Vaterlandes ihre gemein— 
ſame Aufgabe finden. 

Unter den Gegenſtänden, welche Sie beſchäftigen werden, tritt die 
Feſtſtellung des Staatshaushalts-Etats in den Vordergrund. 

Die Lage der Finanzen darf als eine durchaus befriedigende be— 
zeichnet werden. — 

In Ermangelung eines glei feftgeftellten Staatshaushalts - Etats 
für das Jahr 1862 hat die Königliche Regierung in erhöhtem Maße ihr 
Augenmerk darauf gerichtet, die Verwaltung mit Sparfamfeit zu führen; 
fie Bat jedoch nicht unterlaffen dürfen, alle diejenigen Ausgaben zu beftreiten, 
welche zur ordnungsmäßigen Fortführung der Bermaltung, jo wie zur 
Erhaltung und Förderung der beftehenden Staat3- Einrichtungen und der 
Landeswohlfahrt nothmendig gemejen find. Sobald der Rechnungs» Abe 
ſchluß gefertigt ift, wird die Regierung eine Vorlage über die Staats— 
Einnahmen und Ausgaben des abgelaufenen Jahres einbringen und die 
nadhträglihe Genehmigung beider Häufer des Landtages zu den geleifteten 
Ausgaben beantragen. — — 

Die Regierung Seiner Majeftät wird in Erfüllung der gegebenen 
Zuficherung * einen Geſetz⸗ Entwurf zur Abänderung und Ergänzung 
des Geſetzes über die Verpflihtung zum Kriegsdienſte vom 3. September 
1814 vorlegen. Sie giebt fi der Hoffnun Bin, daß die Reorganifation 
des Heeres, zu deren Aufrechthaltung die Regierung Seiner Majeftät fi 
im Intereffe der Machtftellung Preußens einmüthig verpflichtet erachtet, 
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auch durch die gefetliche Feſtſtellung der zu ihrer Durchführung erforder- 
lichen Ausgaben nunmehr ihren volljtändigen Abſchluß gewinnen werde. — 

Die Beziehungen der Regierungen Seiner Majeſtät zu den auswärtigen 
Mächten find im Allgemeinen befriedigende. 

Den nachhaltigen Bemühungen der Königlichen Regierung ift e8 
gelungen, die von ihr im Heflen vertretene Politik jomohl bei der Kur— 
fürftlihen als bei den anderen deutjchen Regierungen zur Geltung zu 
bringen und fo dem benachbarten Kurftaate Ausfichten auf eine geordnete 
Entwidelung ſeines Verfaſſungslebens zu gewähren, melde auch durch 
die nmeueften aus Kaſſel gemeldeten Vorgänge nur vorübergehend getrübt 
werden fönnen. 

In Berfolg Der von einer Anzahl deutfcher YBundesregierungen an 
das Königliche Kabinet gerichteten identischen Noten vom Monat Februar 
d. J. find von denſelben Regierungen in der Bundes-PVerfammlung Ans 
rräge geftellt worden, welche weniger durch ihren Inhalt, als durch die 
auf fie angewandte Auslegung der Bundesverträge eine prinzipielle Be— 
deutung für die Stellung Preußens zum Bundestage erlangt haben. Die 
Kiniglihe Regierung iſt auch ihrerfeits von der Ueberzeugung durchdrungen, 
daß die Bundesverträge in der Geftalt, wie fie 1815 geichloffen wurden, 
den veränderten Zeitverhältniffen nicht entiprechen. Vor Allem aber iſt 
fie ſich der Pflicht gemifienhafter Beobachtung beitehender Verträge bewußt 
und entſchloſſen, die volle Gegenfeitigeit in Erfüllung diefer Pflicht, als 
Vorbedingung des Fortbeftandes foldher Verträge, zu behandeln. 

Die Regierung Seiner Majeftät wird in der Theilnahme an Ihren 
Beratbungen von dem erniten Beftreben geleitet werden, das einmüthige 
Zujammenmirfen mit den beiden Häujern des Yandtages zu ereichen, welches 
als eine mwejentliche Bedingung für die lebensvolle Entwidelung aller ſtaat— 
Iıhen Verhältniſſe betrachtet werden muß. Ein fegensreicher Erfolg der 
gemeinſchaftlichen Thätigfeit wird von der alljeitigen Hingebung für das Wohl 
des Yandes und die Ehre der Krone erwartet werden dürfen. 


Der Präfident Grabom jagt bei der Eröffnung der Situngen 
des Abgeordneten-Hauſes: 


| „+... Bor drei Monaten verliefen wir dieſe Näume mit dem vom ganzen 
ande getheilten Wunſch, daß es gelingen möge, den obne unjer Berichulden 
ausgebrochenen Berfafjungsconflict zu löjen. Im Hinblid auf die kgl. Worte: 
„Zwiichen uns ſei Wahrheit!“ muß jedoch mit tiefftem Bedauern unummunben 
ausgeiprohen werben, daß jener Conflict in den verflojienen drei 
Monaten immer größere Dimenjionen angenommen und ben 
Ausbau unjeres verfajjungsmäßigen Rechtsſtaates gefährdet bat. 
Bis zu den Stufen des Thrones ift das Haus der Abgeoroneten, die alleinige, 
aus allgemeinen Wahlen bervorgegangene wahre Vertretung des preußiichen 
Volles, verdächtigt, verleumbet, geſchmäht worden. Im Intereffe des Dienftes 
had beamtete Abgeordnete zur Diepofition geftellt und verſetzt worden, melde, 
«ıreu ihrem Berfaffungseide, die unftreitig dem Abgeordnetenhauſe verfaffungs- 
mäßig zuftebenden Rechte gelibt und gewabrt baben. Die gejeglich aufgehobenen 
Conduitenliften find im Berwaltungsmwege über das politiſche Verbalten ber 
Beamten, insbeſondere ber unabhängigen Richter, wieder eingeführt worben. 
Der Artikel 99 der Berfajjung ift verlegt, und, durch das von ibr ge- 
dotene Minifterverantwortlichleitsgejetg nicht geihüßt, ftehen wir einer bubgetlojen 
Regierung gegenüber. Doch das Land ift in diefem immer ſchärfer 
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bervortretenden Conflicte feinen gewählten Vertretern zu ihrer 
vollen Befriedigung zur Seite getreten. . .“ 


Bemerfungen des Stantsanzeigerd. 


Während die Königliche Staatsregierung bei dev geftern erfolgten Eröff- 
nung bes Landtages demjelben vor Allen den Wunſch dauernder Berftändigung 
und einmütbigen Zuſammenwirkens entaegengebracht bat, ift von dem einft=- 
mweiligen Präfidenten des Abgeorbnietenbaujes Herrn Grabow der erfte Augen- 
bit der wieder eröffneten Situngen als geeignet erachtet worden, ein ſcharfes 
und verlegendes Urtheil Über das Verhalten ver Negierung auszuſprechen wud 
auf provozirende Weife die Kämpfe wieder anzuregen, welche bie jüngfte Seffion 
zu einer jo umerquidlichen und unfruchtbaren gemacht haben. 

Abgejeben von der Frage, ob der Präfident des Abgeordnnetenbaufes zu 
dergleihen perſönlichen Manifeftationen überhaupt berufen ift, muß es befremden, 
daß Herr Grabow fih dazu zu einem Zeitpuukte weranlaßt gefunden bat, in 
welchem er das Präfidiun noch nicht einmal auf Grund der neuen Konftituirung 
bes Haufes führte. 

Der Staatsregierung war feinerlei Benachrichtigung über das Stattfinden 
ber Situng zugegangen. Hätte fie vermutben können, daß die erfte Zufammen- 
funft der Abgeordneten andere als die gewöhnlichen formellen Geichäfte zum 
Gegenftande haben würde, jo würden ihre Vertreter es ficherlich nicht unterlaffen 
baben, in der Situng zu erſcheinen und fofort Verwahrung gegen jenes Auf- 
treten des Präfidenten einzulegen. 

Indem wir uns verfichert balten bürfen, daß Alle, welden ernſtlich an 
einer Berftändigung gelegen ift, die bezüglicen Aeußerungen beffagen, glauben 
wir zugleih die Zuverfiht ausfpreden zu Fünnen, daß die Staatsregierung fich 
dadurch in dem von ibr in der Eröffnungsrede fundgegebenen Beftreben ibrerierts 
nicht irre machen lafjen wird. 


27.— 29. Januar. Adreidebatte im Abgeordnetenhaufe. 
Rede Bismardd über das Budgetreht und den Ver— 
faſſungskonflikt. — 
(Verfaſſungswidrige Anſprüche des Abgeordnetenhauſes. — 
Gleichgewicht der geſetzgebenden Gewalten. — Kompromiß— 


politik. — Die Schuld des Abgeordnetenhauſes am Kon— 
flitt. — Die Lüde in der Verfaſſung. — Keine verfaljungs- 
widrigen Abfichten der Negierung. — Das preußiiche König- 
thum). 


Der von Ihrer Kommiffion Ihnen vorgelegte Entwurf hat das un- 
ftreitbare Berdienft, Klarheit in unfere gegenfeitigen Beziehungen zu bringen. 
Es ift noch Fein volles Jahr ber, wenn ich nicht irre, war es bei den 
legten Wahlen, da wurde die Behauptung, daß in Preußen das Parlament 
mit der Krone um die Herrichaft diejes Landes ftreite, mit Entſchieden— 
beit zurüdgemwiefen; nachdem Sie die Adrejfe, wie fie vorliegt, werden 
angenommen haben, wird diefe Zurüdweifung nicht mehr möglich jein. 

In diefer Adrejje werden dem Hanje der Abgeordneten Rechte vin— 
dicırt, welche das Haus entweder gar nicht, oder doch nicht allein befigt. 
Wenn Sie, meine Herren, das Recht hätten, durch Ihren alleinigen Be— 
Ihluß das Budget in jeiner Hauptſumme und in feinen Einzelheiten end» 
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gung feitzuftellen, wenn fie das Recht hätten, von Sr. Majeftät dem 
tönige die Entlaffung derjenigen Deinifter, welche Ihr Vertrauen nicht 
haben, zu fordern, wenn fie das Recht hätten, durch Ihre Bejchlüfie 
über den Staatöhaushalt3-Etat den Beftand und die Organifation der 
Armee feitzuftellen, wenn Sie das Recht hätten, wie Sie es verfaflungs- 
mäßig micht haben, in der Adrefje aber beanjpruchen, die Beziehungen der 
Erecutivgewalt, der Staat3regierung zu ihren Beamten maßgebend zu 
ontroliren, dann wären Sie in der Fat im Befige der vollen Regie— 
— in dieſem Lande. Auf der Baſis dieſer Anſprüche beruht 
Itre Adreſſe, wenn fie überhaupt eine Baſis hat. Ich glaube daher, die 
praftijche Bedeutung derjelben mit furzen Worten dahin bezeichnen zu 
innen: „Durch dieje Adrejfe werden dem königlichen Hauje 
der Hohenzollern feine verfajfungsmäßigen Regierungd« 
rechte abgefordert, um fie der Majorität diefes ut zu 
übertragen.“ 

Sie Heiden diefe Forderung in die Form ein, daß Cie die Ber: 
faſſung für verlegt erklären, infoweit die Krone und das Herrenhaus fich 
Ihrem Willen nicht fügen; Sie richten den Vorwurf der Verfaſſungs— 
verlegung gegen das Miniſterium, nicht gegen die Krone, deren Treue 
gegen die Berfaflung Sie ganz außer allen Zweifel ftellen. Gegen dieje 
Scheidung habe ich mich jchon in den Ausjhuß- Sigungen — Sie 
wiſſen jo gut wie Jedermann in Preußen, daß das Miniſterium im 
Ramen und auf Befehl Sr. Majeftät des Königs in Preußen handelt 
und mamentlich diejenigen Regierungs-Acte, in melden Sie eine Ver— 
jaflungsverlegung erbliden wollen, in diefem Sinne vollzogen hat. Sie 
wifien, daß ein preußifches Minifterium im diefer Beziehung anders das 
ſteht, als ein engliiches. Ein englifches Minifterium, mag es ſich nennen 
wie e3 will, ift ein parlamentarifches, ein Minifterium der Majorität des 
Parlaments; wir aber find Minijter Sr. Majeftät des Königs. 
Ich meife die Trennung der Minifter von der Krone, mie fie in der 
Adreife angenommen wird, feineswegs zurüd, um die Autorität der Krone 
zu einem Schilde zu machen, durch welchen das Minifterium fich dedt. 
Dir bedürfen diejer Dedung nicht, wir ftehen feft auf dem Boden un— 
jeres guten Rechtes. Jh meije dieje Trennung um deßhalb zu— 
rüäd, weil durd fie die Thatſache verdedt wird, das Sie ji 
ım Kampfe mit der Krone um die Herrjchaft diejes Yandes 
befinden, und niht im Kampfe mit dem Minifterium. 

Sie finden die Berfafjungsverlegung in specie bei Art. 99. Art. 99 
lautet, wenn ich mich der Worte erinnere: Alle Einnahmen und Aus- 
gaben des Staated müſſen für jedes Jahr im Voraus veranichlagt und 
auf den Staatshaushalts- Etat gebracht werden. Wenn darauf folgte, 
(egterer wird jährlich durch das Haus der Abgeordneten fejtgeftellt, dann 
hätten Sie in Ihren Beichwerden in der Adreſſe vollfommen Recht, dann 
wäre die Berfafjung verlegt. Es folgt aber im Text des Art. 99: Letz— 
terer, der Staatshaushalts- Etat, wird jährlih Durch ein Gejeg feit- 
geitellt. Wie nun ein Geſetz zu Stande fommt, jagt Art. 62 mit uns 
mwiderleglicher Klarheit. Er jagt, daß zum Zuſtandekommen eines jeden 
Geſetzes, aljo auch des Budgetgejeges, die Uebereinftimmung der Krone 
und der beiden Kammern erforderlich ift. Daß das Herrenhaus berech— 
tigt ift, ein von der zweiten Kammer bejchlofienes und ihm nicht con— 
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venirendes Budget zu verwerfen, ift außerdem noch in dem Artikel ber- 
porgehoben. 

Jedes diejer drei concurrirenden ar ift in der Theorie unbegrenzt 
und das eine jo ftarf wie das andere. Wenn eine Vereinbarung zwiſchen 
den drei Gemalten nicht ftattfindet, jo fehlt e8 in der Verfaflung an jeg- 
licher Beftimmung darüber, welche von ihnen nachgeben müfjen. In früheren 
Diseujfionen ift man freilich über diefe Schwierigkeit mit Peichtigkeit hin- 
weggegangen; es wurde nach Analogie von andern Ländern, deren Ber: 
faflung und Gejege aber in Preußen nicht publicirt find und feine Gültig: 
feit haben, angenommen, die Schwierigkeit jei einfach dadurch zu erledigen, 
daß die beiden andern Factoren fi dem Abgeordnetenhaufe fügen, daß, 
wenn nn der Krone und dem Abgeordnetenhauje eine Berftändigung 
über das Budget nicht zu erreichen ift, die Krone ji dem Abgeordneten: 

auje nicht nur ſelbſt unterwirft und die Minifter, die das Vertrauen des 
bgeordnetenhaufes nicht haben, entläßt, fondern aud das Herrenhaus, 
wenn es mit den Abgeordneten nicht übereinftimmt, durch mafjenhafte 
Ernenunngen zwingt, fih auf das Niveau des Abgeordnetenhaufes zu 
jegen. Auf dieſe Weile würde allerdings die jouveräne Alleinherr- 
jhaft des Abgeordnetenhaufes hergeftellt werden; aber eine jolde 
Alleinherrſchaft ift nicht verfaffungsmäßiges Hecht in Breußen. 

Die Berfaffung hält das Gleichgewicht der drei gejeggebenden 
Gemalten in allen Fragen, auch in der Budget» Gejeßgebung, durchaus 
fejt; feine diefer Gewalten fann die andere zum Nachgeben zwingen; die 
Berfajjung vermweift daher auf den Weg der Compromiſſe zur 
Berftändigung. Ein konititutionell erfahrener Staatsmann hat gejagt, 
daß das ganze Verfafjungsleben jederzeit eine Reihe von Com— 
promifjen jei. 

Wird der Compromiß dadurch vereitelt, daß eine der betheiligten 
Gemalten ihre eigene Anficht mit doctrinärem Abjolutismus durchführen 
will, jo wird die Reihe der Compromiſſe unterbrochen und an ihre Stelle 
treten Conflicte, und Conflicte, da das Staatsleben nicht ftill zu ftehen 
vermag, werden zu Machtfragen. Wer die Macht in Händen hat, 
geht dann in jeinem Sinne vor, weil das Staatsleben aud nicht 
einen Augenblick jtillftehen Fann. 

Sie werden jagen, daß nach diejer Theorie die Krone in der Yage 
wäre, wegen jeder unbedeutenden Meinungsverichiedenheit dad Zuftande- 
fommen des Budget3 zu verhindern. In der Theorie ijt dies allerdings 
unbeitreitbar, ebenſo wie e8 der Theorie unbeftreitbar ift, daß die Ab: 
eordneten das ganze Budget verweigern, um dadurch die Entlafjung der 
* oder die Auflöſung aller Regierungscollegien herbeizuführen; in 
der Praxis geſchieht das nicht. Ein ſolcher Mißbrauch des unbeſtreitbaren 
theoretiſchen Rechts der Krone iſt in dieſen 14 Jahren nicht vorgekommen. 

Durch weſſen Schuld in dem jetzigen Fall das Zuſtande— 
kommen des Compromiſſes unterblieben tft, darüber werden wir ung 
fchwerlich verftändigen. Ich erinnere mic) indefjen daran, daß nad) der Auf- 
löfung des Ihnen vorhergehenden Abgeordnetenhaufes die Krone Ihnen frei— 
willig mit erheblichen Goncejfionen entgegengelommen ift; e8 wurde das 
Budget um mehrere Millionen reducirt, e8 wurde der Steuerzuſchlag von 
25 Procent freiwillig fallen gelafien. Es wurde auf Ihren Wunjc in Betreff 
der Specialifirung der Etat? Rüdficht genommen, deren Durdführung 
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für die Regierung nicht ohne Schwierigkeit it. Ihre Antwort auf dieje 
Leriuhe der Berftändigung beftand darin, dag Sie im September den 
Beſchluß faßten, bet dem ich nicht anftehe, Ihnen den Vorwurf des Miß— 
brauch der Gewalt, den Sie in dem Tenor der Adrefie auf uns geworfen 
haben, vollftändig zurüdzugeben. Sie benugten Ihr Zuftimmungsredt bei 
der Feftftellung des Budgets dahin, einen Beſchluß zu faſſen, deſſen Aus- 
führung völlig unmöglich war, wenn man Preußen nicht wehrlo8 machen 
mellte, wenn man nicht die bisher aufgewendeten Koften für die Reorga- 
nation als mweggeworfeu betrachten wollte, ich weiß nicht, wie viele Mil: 
Immen, um im nächften Jahre mit demfelben wieder von Neuem anzu— 
fangen. Ste verlangten von Sr. Majeftät dem Könige, falld Sie über: 
baupt die Ausführung Ihres Bejchluffes verlangten — und daß Sie einen 
Beſchluß gefaßt hätten, deſſen Ausführung Sie nicht wollten, kann ich von 
emer Berſammlung, wie dieſe, nicht vorausſetzen — Sie verlangten alſo 
die Entlaſſung der Hälfte der Infanterie, eines Drittels der Cavallerie, 
119 Bataillone — id weiß nicht, wie viele Regimenter. In feiner Ge— 
ſanmtheit war der Beſchluß deshalb nicht ausführbar, weil er ſich auf 
die Bergangenheit zurückbezog. Wie geſagt, ich will auf Recriminationen 
m Betreff der Vergangenheit nicht weiter eingehen, als es die Geſchichts— 
erzählumg erfordert. Auf dieſen radicalen Beſchluß, durch den Sie in die 
Sadgafie gerathen find, aus welcher Sie jet einen Ihren Wünſchen ent— 
drechenden Ausweg fchwerlich finden werden, auf diejen radicalen Beſchluß 
tam Ihnen die Regierung mit dem Anerbieten der Verftändigung entgegen, 
dem fie fich bereit erflärte, auf die Modalitäten des von dem Freiherrn 
von Binde geftellten Amendements einzugehen. Hätte diejer Schritt bei 
Ihnen das erwartete Entgegentommen gefunden! — (Unruhe lints.) Ich 
ermnere mich, daß Sie diejelben Zeichen des Mißfallens, die ich heute 
mehrere Male vernommen habe, gaben in dem Momente, wo ich die Motive 
des von Binde’shen Amendements ablehnte; über Motive ſtimmt 
man aber doch nicht ab. ch habe vielen bejchliegenden Verſammlungen 
beigewohnt, habe aber nie gehört, dag man über Motive abſtimmt. Dan 
fımmt über Anträge ab; die Gründe der Annahme, ob wir aus Verſöhn— 
Iihteit, und Sie aus doctrinären Gründen beiftimmen, find gleichgültig. 
Das Abgeordnetenhaus hätte meines Eradtens diete Brüde 
annehmen jollen. Sie hätte dazu geführt, den Streit wegen des Bud» 
gets von 1862 im vorigen Jahre noch erledigen zu können und das Budget 
von 1863, deſſen Wiedervorlage von dem Abgeordneten von Binde in feinem 
Amendement in Ausficht genommen mar, im vorigen Jahr wieder in An— 
griff zn nehmen. E3 wäre dadurd eines der jchwerften Gravamina er: 
kedigt worden, allein Sie antworteten auf unferen Berftändigungsverjuc) 
mit einer Rejolution, die uns alle Hoffnung, zur Verſtändigung zu ges 
langen, abſchnitt. 

Bir jchloffen die Sigung in der Hoffnung, daß Sie in verjöhnlicherer 
Stimmung wiederlehren würden, als Sie uns verlafien. Sie erwarten 
Racgiebigfeit von der Krone, wir erwarten fie von Ihnen. Die Reihe, 
Eonceffionen zu machen, ift nad) der Weberzeugung der Regierung an 
Ihnen, und ohme daß Sie ſolche machen, werden wir aus dem Conflict 
Ihmwerlich heraustommen. Das Herrenhaus verwarf, und nad) der Anficht 
der Königlihen Regierung mit vollem Rechte, als unzulänglic für das 
Bedürfnig des Staates, das von Jhnen votirte Budgetgejeg. Der Fall, 
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dag fein Budget zu Stande fam, lag thatſächlich vor; feine Möglichkeit 
wurde bejtritten. Die Thatjache miderlegte die Behauptung der Unmög- 
lichkeit, der Fall, der hier eingetreten ift, kann fich unbedenklich wieder- 
holen. Wenn die Beftimmung der Verfafjung über die Gleihberehtigung 
der Krone und des Herrenhaujes bei Zuftimmung zu jedem Gelege, alſo 
auch zu dem Budgetgefege — wenn dieje Beftimmung nicht ganz illuſo— 
rifch fein fol, jo kann fich der Fall wiederholen. 

Daß hier eine FYüde in der Berfafjung ift, iſt gar feine 
neue Erfindung. ch habe felbit damals den ————— wegen 
der Reviſion der Verfaſſung beigewohnt, und wir haben uns mehrere 
Tage in ſehr eingehender Weiſe mit dieſer Möglichkeit beſchäftigt, die jetzt 
nach 14 Jahren zum erſten Male zur Wirklichkeit geworden iſt. Daß 
es eine Unmöglichkeit ſei, iſt damals Niemandem eingefallen, man hat ſich 
nur über die Vorkehrungsmaßregeln, die für einen ſolchen Fall getroffen 
werden jollten, nicht einigen können. 

Ich muß nad dem Gefagten die Behauptungen, daß wir verfafjungs- 
widrig gehandelt haben, ja daß wir die Verfaſſung verlegt hätten, auf 
das Beſtimmteſte und mit voller Ueberzeugung zurückweiſen, und ich wieder: 
hole, was id in der Commiſſion fagte: Wir, meine Herren, nehmen un— 
jern Eid und das Gelöbnig auf die Berfaffung ebenio ernfthaft wie Sie 
den Ihrigen. Yernen wir doch Ueberzeugungstreue an den Gegnern 
achten und feien wır nicht jo freigebig mit dem Vorwurfe des Verfaſſungs— 
bruches, mit dem Vorwurfe des Eidbruches, welchen jener involvirt. 

Ueber das, was Rechten jei, wenn fein Budget zu Stande fommt, 
find Theorien aufgeftellt, auf deren Würdigung ich mich bier nicht ein— 
lafien will. Die Einen jagen, es befteht eo ipso das vorjährige Budget 
fort, wenn fein neues zu Stande fommt, die Andern fagen, vermöge de3 
horror vaeui, der dem Geſetze innewohnt, fülle fich die Yüde itberall, mo 
das neue Recht nicht dedt, nach altem Rechte wieder aus, in derjelben 
Art, wie man auf die Joachimica zurüdgeht, wo das Yandrecht nicht 
ausreicht, oder auf coutumes und alte Königliche Ordonnanzen, wo der 
Code nicht zutrifft, jo daß aljo bei uns die Machtvolllommenheit des ab- 
joluten Regiments mieder einzutreten habe, wo das Staatshaushaltsgeſetz 
fehlt. Ich will diefe Theorie nicht meiter verfolgen; es reicht für mid 
die Nothwendigkeit hin, daß der Staat eriftire; und daß er 
nicht in peſſimiſtiſchen Anſchauungen es darauf ankommen läßt, was da- 
raus wird, wenn man die Kaſſen fchließt. Es ilt die Nothwendigfeit 
allein maßgebend, diejer Nothwendigfeit haben wir Rechnung getragen, 
und Sie jelbft werden nit verlangen, daß wir die Zinjen und die 
Beamtengehälter hätten fiftiren jollen. 

Daß der damit eingetretene Zuftand verfaſſungswidrig jei, beitreite 
ih nad) wie vor auf das Allerbeftimmtefte. Ich muß auch glauben, daß 
diefe Anficht von feinem der Taufenden von Beamten, welche die Ber 
tafiung bejchworen haben, getheilt wird. Keiner der Beamten hat der 
Regierung feine Mitwirkung verweigert, feiner hat erklärt, jein Gehalt 
vom 1. Januar nicht empfangen zu wollen. Ich will daraus gar feinen 
Vorwurf machen, ich ziehe nur den Schluß daraus, daf die Ueberzeugung, 
wir hätten verfaffungswidrig gehandelt, nicht jo unumſtößlich dafteht; ſonſt 
hätte unter den Taufenden von Beamten doch Einer Gemijjensregungen 
empfunden und feine Mitwirkung unter diefer Regierung verweigert. 
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Außerdem iſt der Zuftand, in welchem wir uns befinden, feinenfall3 ver- 
faflungswidriger, al3 der Zuftand, der 14 Jahre lang jedesmal in den 
erften vier oder ſechs Monaten obwaltete, in denen wir ohne Budget 
waren, 

Sie jagen, die jegige Situation fei verfchärft dadurch, daß gemifje 
Theile des Budgets von Ihnen ausdrüdlich abgelehnt wären. Berzeihen 
Sie mir die Bemerkung, daß Ihre Beichlüffe an fi, jo lange fie allein 
tteben, gar feine Rechtskraft haben; Sie können dur Ihre alleinigen 
Beihlüffe und weder zu irgend einer Ausgabe autorifiren, noch eine ge- 
jeglihe Grenze ziehen, bis zu welcher, für den Fall, daß fein Budget- 
geſetz beſteht, die Staatsbedürfniſſe befriedigt werden fünnten. Es iſt 
ımmer nothwendig, daß die Zuſtimmung des Herrenhauſes und die Sanktion 
der Krone binzutreten, um eine gejegliche Beftimmung aus Ihrem Votum 
zu maben. So lange dies nicht der Fall ift, befteht eben das Gejek 
mt, und die Regierung ift duch Ihr Votum allein zu nichts ermächtigt. 
Auf die gegenseitigen Vorwürfe und Recriminationen will ih mich nicht 
einlaſſen, aber ich glaube, Sie werden aus meinen Worten unſere fefte 
Ueberzeugung gewinnen, daß wir und nicht im Widerſpruch mit der Ber: 
faflung befinden, und daraus den feſten Entſchluß der Regierung ent- 
nehmen, dem Andrängen der Erweiterung Ihrer Machtbefugnig über das 
Maß hinaus, welches die Berfafjung bewilligt, feſt und energiſch, fo lange 
wir dad Vertrauen Sr. Majeftät befigen, entaegen zu treten. 

Bas die Berfafjung Ihnen an Rechten zubilligt, ſoll 
Ihnen unverfürzt zufommen; was Sie darüber hinaus ver— 
langen, da& werden wir ablehnen und Jhren Forderungen 
zen die Rechte der Krone mit Ausdauer wahrnehmen. 

& ıft ein eigenthümliches Zufanımentreffen, daß die Berathung diejes 
Manifejtes, welches unſerm Königlichen Herrn überreicht werden joll, ge- 
rade zufammenjällt mit dem heutigen Geburtstage des jüngften muth- 
noffiden Thronerben. In diefem — — meine Herren, ſehen 
mir eine verdoppelte Aufforderung, feſt für die Rechte des König— 
thums, feft jür die Rechte der Nachfolger Sr. Majeftät einzu- 
Reben. Das preußiihe Königthum hat jeine Miffion nod 
night erfüllt, es ijt noch nicht reif dazu, einen rein ornamen= 
talen Shmud Ihres Berfajfungsgebäudes zu bilden, noch nit 
reif, als ein todter Mafhinentheil dem Mechanismus des par— 
lamentarifhen Regiments eingefügt zu werden. 


Die Stellung des Abgeordnetenhaufes zu den Erklärungen 
Bismardks. 


Aus einer Rede bes Abg. Dr. Gneift: 


„Der Conflift bat durch die vorgeftrige Erklärung des Herrn Minifter- 
pröfidenten Dimenfionen angenommen, die er vor drei Tagen noch nicht hatte. 

Und dieſe Dimenfionen, dies offene Manifeft des Abjolutismus, find vor 
ganz Deutihland diefem Hauſe ins Geficht geiprodhen. — — 

Die Geſchichte wird enticheiden, ob jemals ein treueres, jemals ein loyaleres, 
mals ein Föniglicher erzogenes und gefinntes, ob jemals ein der Perjon jeines 
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Landesberrn und jeinem Charakter tief vertrauendes Bolt, unter allen Borzeihen 
einer glüdlichen, gerechten und einer weiſen Regierung, ob je ein Bolf in diefer 
Lage dur ein unglücjeliges Mifverftändniß unverfchulbeter um feine Ruhe und 
um jein Glüd gefommen iſt. 

Wir haben nur zu beantworten nach unferem Gewiffen, was wir beute zu 
tbun und zu lafjen baben, und das können am ficherften Diejenigen von uns, Die 
bier fteben beute im fünften Jahre, Die wir der neuen Aera gefolgt find von 
ibrem Entftehen bis zu ihrer heutigen Krifis, Die wir das unglüdjelige Mißver— 
ftändniß unter unjern Augen baben feimen und wacjen jeben, bis zu feiner 
beutigen Reife. 

Meine Herren! Wir baben alle Mittel der Geduld, der Nachgiebigfeit, der 
gewiffenhaften, der ebrerbietigen Borftellung erichöpft, um eine militärtihe Re— 

ierungsweife zu überzeugen, daß es nicht bios militärifche Dinge, jondern Ber: 

J————— der heiligſten Art ſind, die auf Gottes Erdboden je einer Regierung 
vorliegen. Wir ſind Schritt für Schritt ruhig und ſehr vorſichtig in dieſen 
Conflikt gegangen. Es iſt nicht wahr, daß wir bie verſöhnende Hand zurück— 
geſtoßen hätten; bie Hand iſt vielmehr von Jahr zu Jahr ſchroffer und verletzender 
auf uns gefallen. Unſer Gewiffen, meine Herren, ift beute jo rubig, wie vor 
5 Jahren. Wir mwiffen ſehr klar und ſehr befonnen, auch auf diefer Seite bes 
Haujes (nad rechts beutend), wir wiffen, was wir tbun und was wir unter- 
lafjen und werben die Folgen davon auf uns nebmen. Thuen die Herren 
Minifter nach ihrer Weiſe das Ihrige! (Stürmifches Brave!) 


Aus der Rede des Abg. Grafen von Schwerin, — über Macht 
und Redt: 


„Meine Herren! Es war meine Abficht und ich babe dieſe Abficht auch jetst 
noch nicht aufgegeben, gegen den Erlaß einer Abrefje überhaupt das Wort zu 
nebmen. 

Zu meinem tiefen Bedauern muß ich aber, che ich dazu übergebe, auch 
meinerjeits ausbrüdlich Berwabrung einlegen gegen die Worte, die wir bier aus 
dem Munde des Herrn Minifter- Präfidenten gebört baben. (Bravo!) 

Der Herr Minifter- Präfivent, ich bedauere ſehr, daß er fih nicht mebr auf 
jeinem Plate befindet, bat uns erinnert, daß beut der Geburtstag des Erben ber 
Preußiſchen Krone jei und daran die Erklärung geknüpft, daß das Minifterium 
mit allen Mitteln und aus allen Kräften befirebt jein werde, die Rechte der 
Krone aufrecht zu erbalten. Ich zweifle daran nicht, daß Dies die Abficht ift, 
meine Herren, aber ich glaube, man jollte auch uns zutrauen, daß wir dieſe 
Rechte zu wahren entichloffen find, deshalb aber eben erkläre ich bier, daß ich den 
Sat, in- dem die Rede des Herrn Minifter- Präfidenten kulminirte: „Macht 
gebt vor Recht, ſprecht Ihr, was Ihr wollt, wir haben die Macht und alio 
werden wir unfere Theorie durchführen“, nicht für einen Sat balte, der bie 
Dynaftie in Preußen auf die Dauer ftüten kann (Stürmiiches, mehrfach wieder- 
boltes Bravo auf allen Seiten des Haujes.), daß dies nicht ein Sat ift, auf der 
die Größe unferer Dynaftie, Die Größe unjeres Landes berubt, daß vielmehr der 
Satz, auf dem die Größe unjeres Yandes und die Berebrung, bie das Preußiiche 
Regentenhaus bisber im Inland wie im Ausland genießt und fort und fort 
genießen wird, daß dieſer Sag vielmehr umgelehrt lautet: Recht gebt vor 
Macht. (Stürmifches Bravo.) 

Justitia fundamentum regnorum, das ift ber Wahlſpruch der Preußiſchen 
Könige und er wird es fort und fort bleiben und weil er es bleibt, jo wird das 
Breusifche Königshaus, daß Preußiſche Land auch dieſe Krifis ganz ſicher über- 
dauern und glänzen, wenn lange nicht mebr über die Theorien geſprochen wirb, 
über die man noch heute ftreitet.” (Bravo!) 
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Erwiderung Bismarcks. 


Ich habe leider den Anfang der Rede des Herrn Vorredners, der 
ſeeben die Tribüne verläßt, nicht mitangehört. Erft durch Mittheilung 
meine? Herrn Collegen vernehme ich, daß ein Mißverftändnig meiner 
Borte ftattgefunden hat (Widerfpruc.), welches den Herrn Nedner zu 
einer marmen und Ihres Beifalls fiheren Ermiderung Veranlaffung gegeben 
dat. Wie mir gejagt ift, hat der Herr Redner mich dahin verftanden, 
ala hätte ich geäußert: Macht gehe vor Recht! 

Jh erinnere mich einer folchen Aeußerung in der That nicht (Leb— 
after Widerſpruch.), und trog der ungläubigen Aeußerung, mit der Sie 
meine Rectification aufnehmen, appellire ich doch an Ihr eigenes Gedächtnig, 
and wenn es jo ficher ift, wie mein eigenes, fo wird e8 Jhnen jagen, 
deß ich einfach Folgendes äußerte: Ich habe zu einem Compromiß ges 
ratben, weil in Ermangelung eines Compromifjes fi) Conflicte einftelen 
mäfen, Conflicte aber zur Machtfrage werden, und daß, da das Staats— 
eben nicht einen Augenblid ftile jtehen kann, derjenige, der im Befig 
et fih befindet, daher genöthigt ift, fie zu brauchen. (Große Un: 
rabe..) 

sh habe das nicht als einen Bortheil bezeichnet; ich mache auf die 
nparteiiiche Beurtheilung von Ihrer Seite feinen Anſpruch (Hört! Hört! 
{mf3.); ich will nur zu WProtocoll rectificiren, was mißverftanden ift.* 


Die Stellung des Abgeordnetenhaufes zur auswärtigen 
Bolitik Bismarkks. 


Aus der Rede des Abg. Schultze (Delitid). 


„Es ift geftern und beute mit beredten Worten ausgeführt worden, daß in 
Freuken innere Zerwürfniffe notbwendig die Kraft der Aktion nah Außen bin 
lühmen. 

Die große Aktion des Herrn Minifterpräfidenten, die uns mit jo vieler 
Empbaje jeiner Zeit angelündigt wurde, mußte ſchon daran jcheitern, fie jcheitert 
ud neh an etwas Anderem, fie jcheitert an dem Wiberftand derjenigen ein- 
einen Bartei im Lande, auf die er und das jetige Minifterium überhaupt fich 
fügt, der feudalen. Meine Herren, dieſe Partei, ıh muß es gefteben, ift darin 
delitiſcher umd fiber viel conjequenter als der Herr Minifterpräfident felbft, wenn 
er meint, jeine innere Politik laſſe fib mit der großen Action 
Bereimigen. 

Dan fjollte uns mit Heffen und mit den neueften Erfolgen beim Bundes— 
tag verihonen, meine Herren. Ich jchreibe dieſe jogenannten Erfolge keineswegs 
einer beionderen Rüdficht der übrigen Staaten gegen unjere Regierung zu. 
Reine Herren! Ob die Energie des Preußischen Feldjägers oder der General 
d. Shmerling die Dinge in Kurbeffen zur Entſcheidung brachten, das wird uns 
vorläufig noch ein Geheimniß bleiben, vielleicht ein durchfichtiges, jedenfalls wiffen 
wır Nichte mit Beftimmtbeit. Wenn e8 wirklich wahr ift, daß unſer Miniftertum 
den Kurbefien einen Dienft getban, ihren Berfafjungsconflict zu Ende geführt 
dat, jo können gerade wir dies unmöglich mit befonderem Dante anerleunen, 
van ung bat es den Berfafjungsconflict gebracht! — Weiter... Das Delegirten- 
froject war eigentlich jchon gefallen, ebe es zur Abftimmung im Bundestage 
Im, es war gefallen im der öffentlichen Meinung und keine der Regierungen, 
die es protegirten, fonnte fih im Entfernteften der Eiubildung bingeben, daß ihre 
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Kammern 28 genehmigen würben, beren Genehmigung es doch hätte unterbreitet 
werden müſſen. Daß diefe Dinge ſämmtlich fih unter ben Aufpicien Defterreichs 
entwidelt baben, weiß ein Jeder. In Bezug auf Defterreich babe ih eine Be- 
merkung zu machen. Der Herr Borredner bat Necht, ich muß ibm beipflichter:, 
und babe bei Gelegenbeit, nicht bier, jondern anderwärts in Deutſchland, öffent— 
lich zu erffären gebabt, daf die Schwierigkeiten, in denen fich Defterreih befindet, 
ganz erbeblih größer find, als die Schwierigkeiten unjerer Lage. Aber Eins 
jollte man da bedenken, woburd Defterreih in dieſem Augenblid gegen uns in 
Bortbeil fommt, und uns die Sympatbien abgewinnt in Deutihland. Während 
Defterreih im der vollen Hingabe au das conftitutionelle Princip die ungebeuren 
Schwierigfeiten feines Staatswejens wenigſtens einleitendb und augenblidiich zu 
beſchwören mußte, lenkte man in Preußen, obne jede Beranlaffung und obne alle 
Notb, von dem conftitutionellen Princip in das abjolute zurüd und bereitete fich 
dadurch Fünftlih Berlegenbeiten und untergrub die Stellung unferes Vaterlandes 
in dem Augenblide, als Defterreib das rechte Mittel erfannte, die feine zu be- 
feftigen. Fragen Sie aber weiter nicht blos nad den Kabinetten; fragen Ste im 
Deutiben Boll, meine Herren, — ih weiß zwar, das ift ein jo unberechtigrer 
Falter in den Wugen ver Herren Minifter, daß fie ibu natürlih gar nicht 
beachten. Indeſſen, meine Herren, wenn die Stunde der Entidheidung fommt, 
dann wird man fi Seitens der alsdann an der Spite Preußens befindlichen 
Regierung dob um ihn zu kümmern baben, und wird es auch thun. 

Wie e8 jet damit ftebt, welchen Erfolg er etwa jetzt in Deutjchland haben 
möchte, ba könnte fi die Regierung leicht durch eine Probe überzeugen. Gewiß 
gebt der große Drang nah Einigung jo lebbajt und ungejchwächt wie je Durch 
alle Deutihen Herzen. „Centraigewalt und Parlament” iſt noch jett die Loſung 
im ganzen Deutiben Volle. Preußen batte unter dem Minifterium Bernftorff 
diefe Loſung auf jeine Fahnen gefchrieben; wir baben nicht gehört, daß fie bis 
dato gewechjelt fei. Aber, meine Herren, wenn das jegige Minifterium den 
Ruf erjballen ließe, — es wird es nicht tbun, es befindet jid gar 
nicht in der Möglichkeit dazu, ih gebe nur die hypothetiſche An - 
nabme bier (Heiterkeit) — wenn es ibn erjhallen liche, jo würde 
jih bei dem von ibm berufenen Deutiben Parlament Niemand 
einjinden! (Bravo! Große Heiterkeit.) 


Aus der Rede des Abg. von Sobel. 


„Ih glaube, daß für Millionen in unjerem Baterlande die bevorftebenden 
Feierlichkeiten (50 jährige Gedächtniß der Freibeitsfriege) Das Anjeben und den 
Eindrud eines Trauerfeftes machen. Es würde in der Natur der Dinge liegen, 
wenn wir die Gräber Scharnborft'8 und Gneijenau’s mit Blumen ſchmückten, 
aber ihre Bildſäulen mit Flor verbüllten. 

Dahin, meine Herren, find wir unter der Herrichaft diefer quasi conftitu- 
ttonellen Regierung gelommen. Die Kleinobien unjerer Bergangenbeit 
werden uns unter ben Händen verfälfht und der Blid unjerer 
Zufunft wird uns von Grund aus verbüftert. In ber Gegenwart jet 
fich dieſe Herrihaft fort unter ftets wachjenden Hemmungen, Reibungen und Ver— 
letzungen; fie lann feinen Tag leben, obne einen Rechtsbruch u den andern 
zu jegen. 

; Eine Preußiſche Regierung, die den geicdhichtlichen Aufgaben ihres Staates 
im neunzebnten Jahrhundert gewachſen fein joll, fie, meine Herren, muß es 
verfteben, allen realen Bebürfniffen und Wünſchen des Preußiihen Volles zu 
genügen und zu gleicher Zeit mit Initiative und vorausſchauender Energie die 
Wünſche des Bolles durch Auffteden großer und idealer Ziele um ihr 
eigenes Banner zu verfammmeln. Ich weiß wohl, meine Herren, man ſoll ſolche 
Anſorderungen nicht zum unmittelbaren Maßſtab von einzelnen Regierungen und 
Miniſterien machen, denn es giebt keinen Sterblichen, der ſolche Forderungen 
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volftäindig erfüllte. Aber, meine Herren, das können wir erwarten, das 
finnen wir begebren, daß nicht gerade das Gegentbeil von jolden 
Tendenzen unjere Regierung erfülle Wenn im Sabre 1805 eine 
Discuffion wie Die unjrige bier in Berlin ftattgefunden hätte, obne Zweifel, 
meine Herren, bätten Haugwis, Yombarb und enoffen ung damals wie heute 
Er. Majeftät dem Könige als Revolutionaire, als unpatriotiihe Yeute denuncirt. 
Das ift gewiß, aber möglich ift e8 wenigftens, daß durch eine ſolche Discuifion 
Jena verbütet worden wäre. 

Heute ift Die Yage Europa’s eine andere als vor ſechszig Jahren. Die 
Gefahr ift nicht jo maffiv, jo concentrirt und fo erkennbar wie damals. Aber fie 
pulfirt dur alle Adern des Welttbeils, und wenn Sie mir das Bild geftatten 
wollen, die ganze Peripherie des Kontinents ift überladen mit elektriicher Erplofions- 
kraft. Und, meine Herren, ein jolcher Augenblid, wo ftärker als jemals das 
Bedürfniß von Begeifterung, Eintradht und Hingabe an uns berantritt, einen 
ſolchen Augenblid, wo ftärker, als jemals — ich wieberhole die Worte des alten, 
doeh gewiß ſchwarz- weißen Liedes: Nicht Roſſe und Reiſige ſchützen die fteile 
Höhe, wo Fürften fteben, fondern die Yiebe des freien Mannes, die Yiebe bes 
Baterlandes machen den Fürftentbron zum unerichütterlihen Fellen im fturmge- 
peitihten Meere — einen jolben Augenblid erwäblt man, nm durch einen Streit 
über zwei» oder dreijährige Dienstzeit das Baterland in jeinen Fundamenten zu 
eribättern, und einen Berg von gegenfeitiger Verkennung und Borurtbeilen 
wwiſchen dem rechtibaffenften Könige und dem loyalſten Bolfe aufzutbürmen. 
EStürmiſches, wieberholtes Bravo.).... 


Aus der Rede des Abg. von Carlomig: 


„Ih bin der Meinung, daß, was biejes Minifterium auf dem 
Gebiete der auswärtigen Politik aub unternehmen möge, jede 
jeıner Unternebmungen von vorn herein mit Unfrucdtbarleit 
werde geihlagen jein. (Sehr wahr!) 

Meine Herren! Das Preußiſche Minifterium, das bie Hebel 
jeiner Macht jo verfennt, daß es ibm gleihgültig zu fein ſcheint, 
od ee in eine Action eintritt mit einem im Inneren zufriedenen 
and daber opferfreudigen Volle, oder umgelebrt, ein Preußijches 
Winifterium, das, indem es in die Action eintritt, nur die neu— 
geſchafſenen Bataillone zäblt und nicht die Herzen des Volkes, 
ein folbes wird niemals Triumphe anf dem Felde der auswär- 
tigen Politik feiern. (Sehr wahr!) Das fjcheint mir eben der mejentliche 
Unterihieb zwifchen Preußen und anderen Staaten zu jein; das Heine Preußen, 
Ken nah geographiihem Umfange, ift nur ftarf durch fein gebildetes, politiſch 
gereiites, befonnenes und von Baterlandsliebe getragenes Voll, und nur mit 
dieiem Volle laſſen fich dauernde Erfolge erzielen, niemals obne dafjelbe. Wenn 
wır jegt eintreten wollten in alle die ungelöften Fragen der ‚Neuzeit, welche 
Antwort würden wir erhalten? Zunächſt in Kurheſſen? Ich weiß nicht, welche 
Antwort der Feldjäger, der dorthin gejendet war, nah Haufe zuriidgebracht bat; 
dat weiß ich aber, daß, wenn der Kurfürft von Heffen nichts weiter gejagt hätte, 
als: „Ihr Preußen, febrt doch erft vor Eurer eigenen Thür”, er das wahrſte 
Vort geſprochen hätte, was jemals über feine Lippen gelommen ift. Dann in 
Deutihland? Wollten wir die Deutide Frage jetzt in die Hand nehmen, ja, 
mane Herren, die Deutihen Regierungen würden uns ſehr bald antworten: 
„Preußen, Du haft Dich nie zu einer höheren Idee zu vwerfteigen gewußt, als zu 
der eines engeren Bundes im Bunde. Nun wohl, wir wollen zugeben, Du 
bätteft zu Dieier Idee eine Berechti ung, wir wollen unjeren Widerjpruch zurüd- 
nehmen; fiehe aber zu, wieweit Du es jegt mit der Ausführung diejer Idee 
bringft; bedenke wohl, die Sympathieen der Deutihen Regierungen, Du haft fie 
mit wenig Ausnahmen nie gehabt. 


Fürſt Bismard. 7 
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Die Sympathieen des Deutjchen Volkes, durd die Du groß und ftarf 
warft, Du bajt fie verſcherzt. Kein Deuticher Bolksftamm wird fi in dem Augen- 
blid Preußen anſchließen wollen, in dem er durd ben Anſchluß für fein eigenes 
gutes Verfaſſungsrecht bejorgt fein muß. Deine Politit, würde man uns jagen, 
iſt lahm gelegt, und jelbjt der Eieg, den wir neuerdings dem Delegirten- Project 
gegenüber erfochten haben, und zu bem ich dem Herrn Minifter« Präfideuten 
Glück wünſche, ſelbſt diefer Sieg beffert unjere Lage nicht. — Ich babe mic 
früber zu der Anficht befannt und den Rath gegeben, es jei das Befte für 
Preußen, aus dem Bundestage auszuſcheiden, und fo den Bundestag zu jprengen. 
Meine Herren, diefen Rath erneuere ich heute nicht. Es fteht in der Bibel ge- 
ichrieben: „Alles bat jeine Zeit” — auch das Ausjcheiden aus dem Bunbestage 
bat jeine Zeit. Wenn wir jett aus demjelben austräten, — jetzt, geſchwächt 
durch innere Zerwürfniſſe, jest, mit dem Mißtrauen Deutiblande 
oder doch des Deutſchen Volkes bebaftet, dann, fteben wir ijolirt, 
ohne irgend einen jhöpferiihen Gedanken. Ein Deutiches Parlament 
einzuberufen, dazu feblte uns der Muth. In einem aber dennoch etwa einbe- 
rujenen Deutſchen Parlamente die Stimme für die Preußiſche Hegemonie zu ge» 
winnen, dazu fehlt es uns im Innern an einem liberalen, verfaflungsgetreuen 
und daber in Deutichland Bertrauen erwedenden Regimente. Und ſo befürchte 
ich allerdings, es werde uns nichts übrig bleiben, als uns in einen 
Schmollwinkel zurüdzuzieben und von diefem aus mißmutbig zu— 
zujfeben, wie das übrige Deutſchland fih unter der Würzburger 
und DOefterreihs Führung neu conftituirt und günftigen Falls uns 
eine Hintertbüre offen läßt, durch die wir unter Bedingungen 
wieder eintreten könnten — eine Hintertbür, die freilich dem 
faudiniihen Paſſe jo ähnlich jeben würde, wieein ECidemanderen. 
Nein, meine Herren, alle dieje Fragen laffen fih von unferer Partei jetzt nicht 
in die Hand nehmen. Wenn es im eigenen Haufe brennt, dann löicht man 
nicht bet dem Nachbar; aber man darf dem Nachbar zurufen: „Freund, ich würde 
Dir belfen, wenn ich nicht durch eigene Noth gehindert wäre.” Alſo, meine 
Herren, laſſen Sie uns die Löſung diefer Frage einer jhönern 
Zeit vorbehalten, der Zeit, wo Preußens guter Genius, der une 
ja noh niemals dauernd verlafien bat, fih uns von Neuem ent 
hüllt, aber zunächſt nicht mit Blut und Eijen und nit mit Donner 
und Blitz, jondern im friedlichen Sonnenjheine eines verfajlungs« 
treuen, auf Freibeit und Recht gegründeten Regiments.“ 


Die Herabfegung Preußens vor dem Auslande. 


Aeußerung Bismarcks. 


„Meine Herren! Für das Beſtreben, das eigene Vaterland vor dem 
Auslande als erniedrigt darzuſtellen, weil die eigne Partei nicht am Ruder 
ift, für dieſes Beſtreben überlaſſe ich die Verantwortung denen, die ſich 
in dieſem Sinne ausgeſprochen haben, in dieſem Hauſe und außerhalb 
deſſelben; ich verliere darüber kein Wort, ich berufe mich auf die That— 
ſachen, die Jedermann vorliegen. Ich will mich nur nach zwei Seiten 
beruhigend ausſprechen, einmal das Haus der Abgeordneten Fon zu be- 
ruhigen über das Gewicht des Nüdjchlages, den der innere Conflict auf 
unfere Leiftungsfähigfert nad Außen hin ausübt; Sie überichägen dajjelbe, 
meine Herren; — zweitens nad Außen hin, um darüber zu beruhigen, 
als ob eben dieſer innere Eonflict uns veranlajien könnte, „in Aussicht 
auf äußere VBerwidlungen ein Mittel zur Ausgleihung des inneren Zer— 
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värfnifies zu finden.“ Das Mittel wäre jchlimmer, als das Uebel jelbft, 
and ıh babe jchon bei früheren Gelegenheiten eine folche Politik, die mir 
ad damals Schuld gegeben wurde, als eine frivole bezeichnet. Wir em- 
yinden ein Bedürfnig der Art in feiner Weije. 


Wir glauben die innere Frage mit Ihnen oder mit Ihren Nach— 
olgern erledigen zum fünnen, ohne daß das Anfehen Preußens nach außen 
sin darunter leidet. Sollte aber auch, fo lange wir noch den Vorzug 
haben, Sie, und nicht ihre Nachfolger, und gegenüber zu jehen, die Noth- 
wendigkeit eintreten, die Ehre und Unabhängigkeit des Fandes nah Außen 
hm zu wahren, jo würden jelbft Sie, meine Herren, gar nicht 
m Stande fein, uns diejenigen Mittel der Abwehr gegen 
da3 Ausland zu verweigern, in deren Mangel Sie eıne 
a der auswärtigen Politik der Regierung erbliden 
»ollen.“ 


Adreiie des Abgeordnetenhaujes mit 255 gegen 
58 Stimmen angenommen. 
Der Schluß lautet: 


Allergnädigfter König und Herr. 


Em. Königlibe Majeftät haben noch jüngft zu erklären gerubt, daß Niemand 
a Alerhöchſt Ihrem Willen zweifeln dürfe, die beſchworene Verfaſſung aufrecht 
is balten und zu ſchützen. In der That wagt Niemand, einen ſolchen Zweifel 
x begen. Aber — geitatten Ew. Majeftät es offen auszufpredden — die Ver— 
lung ift durch die Minifter ſchon jegt verlegt. Der Art. 99 ift feine 
Rıtrbeit mebr. Das ſchwere Uebel einer budgetloſen Negierung ift über das Yand 
glemmen. Und die neue Seifion hat begonnen, obne daß durch ein thatſächliches 
ETxtgesentommen der Regierung auch nur bie Ausficht eröffnet wäre, es werde 
engen, die geregelte Handhabung der Finanzen zurüdzufübren und die Heeres» 
andtungen wieder auf gefetlihe Grundlagen zu ſtützen. 

Das Ausland fiebt mit Staunen einen Conflict fich verlängern, welcher die 
Etung ver dem Preußiihen Namen mit jedem Tage tiefer berührt, welcher die 
Shmme der Regierung im Rathe der Völker ihrer beften Kräfte zu berauben 
tobt. Es weiß wohl, daß Pflicht und Gewiffen die Preußiiche Volksvertretung 
jwingen, das Recht, welches die Berfaffung ihr verleiht, ohne Uebergriff, aber 
ad ohne Abbruch nach allen Seiten bin wahrzunehmen und daß die Ausficht 
ar aufere Berwidelungen fein Mittel zur Ausgleihung unferes inneren Zer— 
rärnifies if. Es weiß, daß Preußen feinen Einfluß in Deutſchland und damit 
ve Stärke mur dann wieder gewinnen kann, wenn es zunächſt bei fich were 
nungsmäßige Ordnung berftellt und wenn es ſodann das Deutiche Volk und 

Lertreter zur Mitwirkung an der ftaatlihen Einigung des großen Bater- 
andes aufruft. 

Inmitten dieſer Bedrängniß läßt das Preußiſche Volk, welches in vielen 
Gefahren erprobt ift, welches in Treue und Ausdauer von feinem andern über- 
efen wird, mit von der Hoffnung, daß Ew. Majeftät Weisheit bie ehrliche 
Tümme jeiner gejetlichen Vertreter unterfcheiden werbe von dem Rathe derer, 
reihe in dem Kampf der Parteien ihre an fi obnmächtigen Beftrebungen durch 
ten erbabenen Namen Em. Majeftät zu deden und zu fügen fich bemüben. 
Kẽenigliche Majeftät! Unfere Stellung als Vertreter des Landes legt ung 
de gebtetertiche Pflicht auf, feierlich zu erklären, daß der innere Frieden und bie 
Statt nah Außen dem Lande nur durch die Rücklehr zu verfaffungsmäßigen Zu- 
Enden wiedergegeben werben Tünnen. 

7* 
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3. Februar. Antwort des Königs auf die Adreffe: 


Sch Habe die Adrefje, welche das Haus der Abgeordneten unter dem 
29. v. M. an Mich zu richten bejchlojfen hat, empfangen. Ihr Inhalt 
jomohl, als der Weg, auf melden diefelbe Mir zugegangen ift, laſſen 
Mich glauben, daß es dem Haufe darum zu thun ıft, Meine perjönlice 
Anſchauung und Willensmeinung kennen zu lernen. Deshalb richte Ich, 
ohne Bermittlung Meiner Minifter, Mein Königliche Wort an das Haus 
der Abgeordneten. 

Die Adreffe befundet einen tiefgreifenden Gegenſatz in der Stellung 
des Haufe zu Meiner Regierung. E3 wird die Anfchuldigung gegen 
Meine Minifter erhoben, dab fie nah dem Schluß der legten Sitzungs— 
Periode des Yandtages verfaflungswidrig die Verwaltung ohne — 
Etat fortgeführt, daß ſie auch ſolche Ausgaben, welche durch Beſchlüſſe 
des Hauſes ausdrücklich abgelehnt worden * verfügt und ſich dadurch 
einer Verletzung des Art. 99 der Verfaſſungs-Urkunde ſchuldig gemacht 
hätten. Zwar hat das Haus der Abgeordneten mit Recht jeden Zweifel 
an Meinem ernſten und gewiſſenstreuen Willen, die Verfaſſung des Landes 
aufrecht zu erhalten, ausgejchlofien; dafjelbe hat aber Anordnungen Meiner 
Regierung, welche mit Meiner Genehmigung getroffen worden, als That: 
—5*— zur Begründung der Beſchwerde über Verfaſſungs-Verletzung an— 

eführt. 
Ich würde jene Anordnungen nicht zugelaſſen haben, wenn Ich darin 
eine Verfaſſungs-Verletzung hätte erkennen können, und muß die gegen 
Meine Regierung erhobene Beſchuldigung als unbegründet aus voller 
Ueberzeugung zurückweiſen. 

Das Haus der Abgeordneten hatte von jeinem verfaffungsmäßigen 
Rechte der Mitwirkung bei Feitjtellung des Staatshaushalts im einer 
Weije Gebrauch gemacht, daß es Meiner Regierung, wie diejelbe dies 
ohne Rüdhalt wiederholt ausgejprochen hatte, unmöglich war, den unaus- 
führbaren Bejchlüffen des Haufes ihre Zuftimmung zu ertheilen. Sein 
gleichfalls verfafjungsmäßiges Recht ausübend, hatte das Herrenhaus 
den vom Hauje der Abgeordneten bi3 zur Unausführbarfeit abgeänderten 
Staat3haushalts - Etat Hr das Jahr 1862 abgelehnt. 

Da nun die Feftiegung diefes Etat3 nah der Vorſchrift der Ber: 
fafjung für die vorjährige Sigungs- Periode des Landtages unmöglich 
geworden war, und da die Berfafjung für einen jolchen Fall feine Be- 
cn enthält, jo ift e3 umperftändlich, wenn das Haus der Ab: 
eordneten eine Verfaſſungs-Verletzung darin erfennen will, dag Meine 
—— die Verwaltung ohne geſetzlich feſtgeſtellten Etat fortgeführt 
hat. Ich muß es vielmehr als eine Ueberſchreitung der verfaſſungsmäßigen 
Befugniſſe des Hauſes der Abgeordneten Ga Baal wenn das Haus 
jeine eimfeitigen Bejchlüffe über Bewilligung oder Verweigerung von 
Staat3- Ausgaben als definitiv maßgebend für Meine Regierung betrachten 
mill. Die Adrefje bezeichnet das Recht der Ausgabe-Bemilligung als das 
oberfte Recht der Volksvertretung. Auch Ich erkenne dies Recht an umd 
werde ed achten und wahren, jo weit e3 in der VBerfaflung jeine Begrün- 
dung findet. Ich aber muß das Haus darauf aufmerffam machen, daß 
nah der Verfaſſung die Mitglieder beider Häufer des Landtags das 
Bolf vertreten und der Staatshaushalts- Etat nur durch Gejeg, nämlich 
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durh einen von Mir genehmigten, übereinftinmenden Bejchluß beider 
Häufer des Landtags der Monarchie feftgeftellt werden kann. War eine 
jolhe Uebereinftimmung nicht zu erreichen, jo war es die Pflicht der Re- 
wrung, bis zur Herbeiführung derjelben die Verwaltung ohne Störung 
tortzuführen. Sie hätte unverantwortlich gehandelt, hätte fie dies nicht gethan. 

Wenn die Adreffe aber ausführt, „daß die neue Seffion begonnen 
babe, ohne daß Meine Regierung durch thatfächliches Entgegenfommen 
au nur die Ausficht eröffnet habe, zu einer geregelten Handhabung der 
Finanzen zurüdzufehren und die Heeres-Einrihtungen auf gejegliche 
Grundlagen zu fügen,“ jo muß Mich das im höchften Grade befremden. 
Denn es ift dabei gänzlih mit Stillihweigen übergangen, daß in der 
Eröfinungsrede des allgemeinen Yandtags der Monarchie die Vorlage 
des Budgets pro 1863 und 1864, die Vorlage einer Ergänzung zum Geſetze 
vom 3. September 1814 über die —— zum Kriegsdienſt ange— 
fündigt worden und außerdem behufs nachträglicher Genehmigung durch 
das Gans der Abgeordneten die Vorlegung der Rechnungen über Ein- 
nahmen und Ausgaben pro 1862 zugejagt worden ift, welche zu dem von 
Memem Finanz» Minifter angegebenen Zeitpunkt erfolgen wird. Wie kann 
da3 Haus der Abgeordneten ji) danach der Einſicht verfchließen, daß 
Meime Regierung es ſich dringend angelegen fein läßt, die Finanzver- 
maltung des Staates jo bald ald möglich wieder auf eine gejeßliche Bafis 
zu ftellen ? 

Wenn in Beranlafjung des eingetretenen Konflikts von mehreren 
Kändiichen Korporationen und aus der Mitte der Bewohner vieler Kreije 
des Yandes Mir zahlreiche Adrefjen überreicht worden find, in denen die 
Unterzeichner Mir ihre perjönliche Ergebenheit und ihre Zuftimmung zu 
den Anordnungen Meiner Regierung ausgedrüdt haben, jo hat es Mich 
unangenehm berührt, diejelben in der Adrejje des Haufes der Abgeord— 
neten als eine Kleine, der Nation feit lange entfremdete Minderheit be- 
zeichnet zu jehen. Ich habe dieje Kundgebungen aus allen Ständen und 
Klaſſen Meiner getreuen Unterthanen mit efriedigung empfangen und 
muß den Bormwurf, daß die Theilnehmer in Treue und Hingebung für 
ihr preußiiches Vaterland gegen Andere zurüdftehen, als ungerechtfertigt 
um jo mehr zurüdweijen, als dem Haufe der Abgeordneten nicht unbe— 
lannt geblieben jein kann, was Ich auf jene Adreffen geantwortet und 
me Jh Meinen Dank perjönlih ausgeiprochen habe. 

Das Haus der Abgeordneten hat ferner eine Bejchwerde über Miß- 
braub der Regierungsgemwalt vorgetragen und zur Begründung derjelben 
auf die Maßregeln Meiner Regierung gegen einzelne Beamte und Land— 
wehrmänner und gegen die Preſſe Bezug genommen. Da hierbei jedoch, 
wie auch nicht behauptet worden, die gejeglichen Befugniffe der Behörden 
m Ausübung der Disziplin nicht überjchritten worden find, und da über 
die vorgefommenen WAusjchreitungen der Prefje lediglich Unſere Gerichte 
—— haben, ſo war der Landes-Vertretung keine hinreichende 

anlafjung gegeben, ſich mit den berührten Vorgängen zu beſchäftigen 
und fie zum Gegenftand ihrer Beſchwerde zu machen. 

Das Haus der Abgeordneten wird die in der Verfaſſung den ver- 
ſchiedenen Gewalten gejegten Schranken anzuertennen Haben; denn nur 
auf diefer Grundlage ift eine Berftändigung binfichtlid derjenigen Ge— 
biete möglih, auf mwelden ein Zujammenmwirten Meiner Regierung mit 
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der Landes-Vertretung erforderlich ift. Ich beflage tief den Wiberftreit 
der Anfichten, der in Betreff der Feftfegung des Staatshaushalts - Etats 
fih entwidelt hat. E83 kann aber eine Vereinbarung über den 
Etat nicht dur Preisgebung der verfafjungsmäßigen Redte 
der Krone und des Herrenhauies ermirft, es fann nicht, der 
Berfafjung entgegen, da8 Recht der Bemilligung und Ber: 
weigerung der Staatsausgaben ausſchließlich auf das Haus 
der Abgeordneten übertragen werden. Es ift Meine landesherr: 
liche Pflicht, die auf Mich vererbten und verfaffungsmäßigen Machtbe— 
fugnifje der Krone ungejchmälert zu bewahren, weil Sch darin eine noth— 
wendige Bedingung für die Erhaltung des inneren Friedens, für die 
Wohlfahrt des Landes und für das Anfehen Preußens in feiner euro- 
päifchen Stellung erfenne. 

Nahden Ich feit einem Jahre durch verminderte Anforderungen an 
die Yeiftungen des Volfes, von nahezu vier Millionen, ſowie durch bereit- 
willige8 Eingehen auf die ausführbaren Wünfche der Vertretung defielben 
bewieien habe, daß es Mir wahrhaft darum zu thun ift, eine Ausgleichung 
des Widerſpruchs herbeizuführen, den Meine Regierungs-Maßregeln im 
Großen wie im Kleinen gefunden haben, erwarte Jch, daß das Haus der 
Abgeordneten dieje Beweiſe des Entgegenfommens nicht ferner unbeachtet 
lafjen wird, umd fordere dajjelbe nunmehr auf, feinerjeits Meinen landes- 
väterlichen Abfichten fein Entgegenfommen in einer Art zu bemeifen, daß 
das Werk der Berftändigung ermöglicht wird, welches Meinem 
Herzen ein Bedürfniß tft, Meinem Herzen, deſſen einziges 
Berlangen darauf geridtet ift, das Wohl des preußiichen 
Volkes zu fördern und dem Lande die Stellung zu erhalten, 
die eine glorreihe Geſchichte durch treues Zujammengehen 
von König und Bolf demjelben angemiejen hat. 

Berlin, den 3. Februar 1863. (gez.) Wilhelm. 


(Ohne Gegenzeihmung.) 


14. Ber Aufftand in Polen und die Preußifche Hebereinkunft 
mit Rußland. 


22. Sanuar. Ausbrud der Inſurrection in Warihau. Die pro 
viſoriſche Nationalregierung ruft die polniihe Nation zu 
den Waffen. 

Mieroslawski zum Dictator ernannt. 

1. Februar. Erlaß an die Bevölferung des Großherzog: 
thums Pojen von dem Dber-Präfidenten und dem 
Militär- Gouverneur: 


„Der in dem Königreih Polen ausgebrocdhene bewaffnete Aufitand 
gegen die gejegliche Gewalt hat das Nachbarland zu einem Schauplage 
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biutiger Ereigniffe gemacht, welche durch die von den Aufftändifchen ver- 
übten Greuelthaten Abjcheu einflößen; aber aud mit Sicherheit voraus- 
jehen laſſen, daß das frevelhafte Unternehmen zum Verderben derjenigen 
—— wird, welche ſich in fanatiſcher Verirrung daran betheiligt 
haben, 

Bewohner der Provinz Pojen! Wir dürfen uns dem beruhigenden Ber- 
trauen hingeben, daß der öffentliche Frieden in feinem Punkte der Provinz 
eine Störung erleiden wird. Bürgſchaft dafür find uns der Sinn für Ge— 
leglichkeit, welcher die weit überwiegende Mehrzahl der Bewohner erfüllt, 
die Wachſamkeit der öffentlihen Organe, welche berufen find, jedem etwa 
beabſichtigten Friedensbruche zuporzufommen, und das volle Bemwußtjein 
der und obliegenden Pflicht, jomwie der Macht, welche des Königs Majeftät 
in unjere Hände gelegt hat, und die wir nöthigenfall3 zum Schuß der 
Ruhe und Ordnung mit allem Nachdrud zu gebrauchen wiſſen würden. 
Aber wir können die Beforgnig von uns nicht fern halten, daß man ver— 
fuhen möchte, einzelne Bewohner dieſer Provinz zu einer Betheiligung 
en jener aufrührerischen Bewegung im Nachbarlande anzuregen, eine Be: 
teiligung die, wenn auch nur mittelbar durch öffentlihe Kundgebung 
oder durch irgend welche Unterftügung und Beförderung bethätigt, bei 
der offenkundigen Tendenz des Aufitandes, ald cin Unternehmen gegen 
das Yandesgejeg anzujehen jein würde und die ſchwere Strafe des Hoc): 
derraths nach fich ziehen Könnte, 

Wir halten es daher für unjere Pflicht, vor jeder Theilnahme an 
dieſem Aufitande, welcher Art fie auch fei, wohlmeinend und ernit hiermit 
zu warnen, damit wir der traurigen Pflicht überhoben bleiben,” gegen 
Kinder des eignen Yandes die volle Schärfe des Gejeges in Anwendung 
bringen zu lafjen.“ 


1. Februar. Sendung des General-Adjutanten von Alvensleben 
und des Flügeladjutanten von Rauch nad Petersburg und 
Warſchau Behufs genauer Information über die in- 
jurrectionellen Vorgänge und Verſtändigung über etwaige 
gemeinſchaftliche Schritte gegen die Ausdehnung derjelben. 

3. Kebruar. Zujammenziehung von vier Armeecorps an der ruſſi— 
chen Grenze. 

8. Kebruar. Vereinbarung einer Convention mit Rußland 
zu gemeiniamem Handeln gegenüber der polniihen In: 
furrection. 

14. Februar. Diplomatiſche Erörterungen über die Kon— 
vention. 

Meldung des engliihen Botichafters in Berlin Yord Buchanan 
an ben englifchen Minifter des Auswärtigen Lord Ruſſell. 


Ich babe die Ehre, Ew. Lordſchaft, zu melden, daß General Alvensleben, 
ker jest in Warſchau ift, eine militärische Konvention mit der preußifchen Re— 
gerung abgeichloffen bat, nad welcher die beiden Regierungen ſich gegenfeitig 


104 
1863. 


Erleichterungen gewähren wollen, um bie infurrectionellen Bewegungen zu unter- 
drüden, welche kürzlich in Boten ausgebroden und in den polnischen Provinzen 
Preußens zu erwarten find. So weit ih mich babe unterrichten können, ift ver» 
einbart, baß die beiberfeitigen Höcftlommanbirenben fih von ben Bervegungen 
ibrer Truppen unterrichten follen, und baß die Truppen ber einen Regierung, 
falls fie fi vor den Anfurgenten auf das Gebiet der anderen zurüdzieben 
müffen, ihre Waffen behalten jollen und bie Grenze wieder überjchreiten können, 
jobald fie es fünnen, und daß die Truppen ber einen Regierung die Infurgenten 
auch auf bas Gebiet ber anderen verfol en fünnen. — — Die preufiihe Re» 
—— nimmt ferner in Ausſicht, im Falle ber Nothwendigleit der rufftichen 
egierung militärifhen Beiftand zu gewähren; aber ich höre, daß noch feine Ber: 
pflihtung über die Art oder Ausdehnung dieſes Beiftands eingegangen worben 
if. — — — Bis jett find in Pofen feine Unruhen von Bebeutung vorge- 
fommen, und man glaubt, daß bie Führer der Infurrection auch feine Bewegung 
in Pofen und in —**— hervorrufen wollen, bis im Königreich Polen 
erſt einige erhebliche Erfolge errungen ſind. In der Gegend von 
Thorn, wo die Polen weniger bisciplinirt zu ſein ſcheinen, find jedoch einige 
Unordnungen vorgefommen.“ 


Aus einer Depeſche des franzöfiihen Minifters bes Auswärtigen 
Drouin de Lhuys an den Botihafter Baron von Talleyrand 
in Berlin vom 17. Bebruar: 


— „Graf Golt bat mir ebenjo wie Herr von Bubberg gejagt, daß ber 
Zweck der Konvention jei, den Handelsverkehr zu fihern und die Plünverung 
der Zolllafje zu verbindern. Die Truppen jeder der beiden Mächte 
jollen zu dieſem Zwed die Grenze überjhreiten dürfen unb joweit 
nötbig die bewaffneten Banden verfolgen. Einem Gerücht zufolge bätte 
man fi auch verabredet, daß die preußiicen Eifenbabnen die Berftärfungen an 
Truppen von den Öftjeeprovinzen nah Polen befördern follen. Aber die Mit- 
theilungen des Grafen Goltz geftatten mir nicht, dies fir begründet zu balteı. 
Unter dem Borwande einer Zollmaßregel leuchtet der politiihe Character ber 
Konvention nur zu deutlich hervor. Der Character ergiebt fi daraus, daß bie 
Grenze den beiderjeitigen Truppen geöffnet ift, — innerhalb eines nur vag be 
gränzten Gebietes foll eine wahre militärische Kooperation Preußens eintreten. — 
Das Vorhandenſein eines jchriftliden Ablommens darüber ift an und fir fi 
eine Thatſache von unbeftreitbarer Wichtigkeit, und ich habe dem preußiichen Bot: 
ſchafter meine Bedenken über einen jo übereilten Beichluf nicht vorenthalten. — — 
Welhes können bie Folgen der Uebereinkunft jein? nur die Er- 
regung der Gemütber und die Herbeifübrung ernfter Gefahren, wäbrend bisber 
gar feine Schwierigkeiten vorhanden waren. Der größte Uebelftand ift aber, daß 
durch den gefaßten Beſchluß die polniſche Frage ſelbſt erſt angeregt wird. — 
Preußen erweckt ſeinerſeits von Neuem die Idee einer Gemeinſchaft unter den 
verſchiedenen Zweigen des alten Polens, — es ſcheint dieſelben herauszufordern, 
ihre Einigung der der Regierungen entgegenzufetsen, mit einem Worte eine 
wahrbaft nationale Injurrection zu verſuchen. — Dadurd wird eine 
Situation geihaffen, welche eine Quelle der jchwerften Verwidelungen unter ben 
Regierungen werben kann. 


Aus einer Depeihe Lord Buhanans an Lorb Ruffell vom 
21. Februar: 

— — „Herr von Bismard fagte mir, daß die Zahl der an der Grenze 
verjammelten Truppen im boben Maße übertrieben werbe: General von Werber 
babe höchſtens 12,000 Dann im Norden und 8000 Dann au der Sclefiichen 
Grenze, eine jehr geringe Zahl für die ibm obliegende Aufgabe. Die preußiſchen 
Kommandirenden bätten Ordre, nicht über einen Tagesmarſch binaus 
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auf rufſſiſchem Boden zu operiren und die ruffiihen Truppen follten bie 
Grenze nur bei tbätlihen Konflicten mit bewaffneten Banden überſchreiten 
türen. Er erklärte ferner, daß ber Hauptvortbeil für Preußen barin beftebe, 
das fih nicht bewaffnete Banden an ber Grenze zum Einfall in 
Brengen bilden könnten. — — Er fügte binzu, daß Grenzſtriche von 
mebreren Meilen kaum mit einem Bataillon beiett würden, und daß nur im 
Regierungsbezirt Gumbinnen eine Brigade zum Schub, der in den dortigen Ge- 
hüten vorhandenen 1000 Pferde aufgeftellt wäre.“ 


21. Februar. Borfhlag Frankreichs an England wegen einer ger 
meinjamen Note an Preußen. 


Aus einer Depeihe Lord Buhanans an Lord Ruffell vom 
27. Februar: 


„Herr von Bismard erflärte: bie zwifchen ihm und Fürſt Gortichaloff ver- 
einbarte Konvention, über welche die Ratification noch nicht ausgemwechielt jei, 
dabe etwa folgenden Inhalt: Da im Königreih Polen Unruben ausgebroden 
ind, welche Eigentbum und die Sicherbeit in den preußifchen Grenzprovinzen 
keöreben könnten, jo jei zwijchen ben beiden Regierungen verabredet, daß bie 
Zruppen jeder derſelben ermädigt werben jollen, auf militäriiche Nequifition ber 
andern Seite, die Grenze zu überſchreiten und nöthigen Falls die Injurgenten 
auf dem anderjeitigen Gebiet zu verfolgen. Es jei ferner beftimmt, daß jede ber 
deiden Regierungen jeder Zeit von dem Ablommen zuriüdtreten könne. Veiithin 
finne von einer bindenden Berpflichtung nicht die Rede jein.“ 


März. England lebnt den Vorſchlag Franfreihs zu einer ge» 
meinfamen Note ab. 


Aus einer Depeihe des franzöſiſchen Minifters an bie 
Kaiferliben Agenten vom 1. März: 


„ . . Die Regierung Ihrer britannifchen Majeftät ift dem Schritte, den zu 
tun wir geneigt waren, nicht beigetreten. Oeſterreich jeinerfeits fühlte fich, 
während es unjere Anjchauung tbeilte, nicht veranlaßt, eine Konvention, für 
melde es Anfangs blos die Solidarität abgelehnt batte, officiell zu tadeln. Bei 
e bewandten Umftänden bat die faiferliche Regierung einem Vorſchlage, welcher 
ee Uebereinſtimmung vorausjette, feine Folge mebr zu geben. Wir baben jedoch 
Gründe zu der Hoffnung, daß die durch die Unterzeichnung der Petersburger 
Konvention bervorgerufene Wirkung nicht ganz verloren fein wird, und daß bie 
beiden contrabirenvden Höfe die Einmütbigleit der durch diejes Abkommen ver- 
nlaften Bemerkungen berüdfichtigen werden.” 


Aus einer Depeihe Lorb Ruſſells an Lord Budhanan vom 
2. März: 


Die preußifch-ruffiihe Konvention habe große Unzufriedenheit in England 
erregt — Preußen ergreife damit ohne jeden Grund Partei in dem Kriege gegen 
Belen, da nicht befannt geworben jei, daß im den polniihen Provinzen Preußens 
gend eine Unrube berrihe. Es jei nur zu wahrjcheinlih, daß die Konvention 
Ne polntiihen Untertbanen Preußens aufregen und fo den Aufftanb weiter aus- 
dehnen werde. — — Die englifche Regierung müſſe nad alljeitiger Erwägung 
ei der Ueberzeugung fteben bleiben, “ii es fih um eine ungerechtfertigte Inter- 
dentien handele — der Gefanbte jolle Abichrift der Konvention erbitten. Es jei 
meglib, daß die Regierungen von Rußland und Preußen, Angefichts ber übeln 
— Konvention juchen, dieſelbe geheim zu halten ober ihrer Geltung ein 

zu jegen. — 
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4. März. Rufjell an die Vertreter bei den Mächten, weldhe den Wiener Ber- 
trag unterzeichnet haben: 
Aufforderung zu gemeinfamen Schritten in Petersburg Be- 
bufs Wiederberftellung einer nationalen Vertretung und Berwaltung in Polen. 


Aus einer Depejche Lord Buhanans an Ford Ruffell, vom 5. März 
— Unterredung mit Herren von Bismard: 


— Die Mafiregeln ber ruſſiſchen Regierung gegen Polen können nicht 
als Krieg bezeichnet werben, — es jei daher auch nicht richtig zu bebaupten, daß 
Preußen in einem Kriege zwiſchen Rußland uud Polen Partei ergriffen babe. — — 
Uebrigens jeien gewiffe Einjchränfungen und Definitionen für die militärifhen Be- 
börden noch Gegenftand der Verbandlungen gewejen, als es fich entſchied, daß 
es nicht nötbig werden würde, daß die Truppen der einen von 
beiden Mächten die Grenze Überjchritten, und daß daber Inftruc- 
tion hierüber nicht zu geben feien. — Man könne daber die Kon- 
vention als einen todten Budhftaben betrachten, da Inftructionen zu 
ihrer Ausführung nicht gegeben ſeien. — Der engliſchen Regierung eine Abjchrift 
der Konvention zu geben, liege unter den erwähnten Berbältniffen fein Anlaß 
vor. — 


14. März. Lord Budanan an Lord Ruſſell. 
Unterredung mit Bismard über die Aufforderung Ruſſells zu ge- 
meinfamen Schritten: 


.... Die Gefahren der Nachbarichaft eines unabhängigen Polens müfjen 
Preußen davon abbalten, Rußland dazu zu drängen, Mafregeln für die Wieder- 
berftellung der polnischen Nationalität zu ergreifen, was Preußen jchließlich zu 
einer Vermehrung feiner Armee um 100,000 Dann nöthigen würde. Uebrigens 
würde die von England vorgejchlagene Konceffion den Polen nicht genügen, 
vielmebr nur eine Ermutbhigung zu weiteren Forderungen und zu dem Streben 
fein, die polnischen Provinzen von Rußland, Preußen und Defterreich loszureißen. 
Die engliiche Regierung Tonne daher nicht erwarten, daß Preußen ſich ihrem 
Schritte anſchließe. 


4, April. Buchanan an Ruſſell — Unterredung mit Bismard: 


— Auf den Ausdrud der Berwunderung, baß, während Defterreich fich ge- 
neigt zeige, mit England und Frankreich zufammen zu wirkten, Preußen fich als 
Berbündeter Rußlands in der Unterbriüdung der Polen zeige, — und daß es doch 
für Preußen befjer jcheine, etwas von den Sympathien Europa’s, Die ſich Oefter- 
reich zuwenden, auch fir fich zu erwerben, — erwiderte Herr von Bismard, es 
fei für Preußen nicht möglich, von feiner feit zwei Jahren befolgten Politik ab- 
zugeben, und, nachdem es in diefer Zeit Rußland vor ben unvermeiblichen 
Folgen der Ermunterung nationaler Beftrebungen in Polen gewarnt habe, jett 
es aufzuforbern, ben Bolen die für dieſelben beantragte Autonomie zu ger 
währen. — 


Die weitere europäilhe Entwidelung der pol: 
niihen Frage Scheitern der Intervention. 
10. April. Gemeinjamer Schritt Frankreichs, Englands und Deiter- 
reichs in Petersburg zu Gunften Polens. 
17. April. Meittheilungen an alle Mächte. 


107 
1863. 


26./7. April. Abweilung Seiten? Rußlands. 

17./18. Juni. Zweiter gemeinjamer Schritt. 

13. Juli. Ablehnung Seiten? Rußlands. 

3. Auguft. Dritter gemeinjamer Schritt. 

7. September. Rußlands Antwort erflärt die Diskuſſion für ge 
ſchloſſen. 

20. Oktober. England richtet noch eine letzte Depeſche nach Peters— 
burg. (Frankreich und Oeſtreich nicht mehr.) 


15. Die polniſche Frage im Abgeordnetenhaufe, 


16. Februar. Interpellation des Abg. Kantad 
„ob das Königliche Staats-Miniſterium den amtlichen Er— 
laß vom 1. Februar 1863 ſeinem Inhalte und ſeiner Form 
nach billige.“ 

16. Februar. Antwort des Herrn von Bismarck Namens des 
Staats-Miniſteriums. 


„Die Königliche Regierung beantwortet die Interpellation durch ein— 
fahe Berneinung der erjten und Bejahung der zweiten geftellten Frage. 
Sie billigt den Erlaß vom 1. d. M. nah Inhalt und Form; fie benugt 
aber die Gelegenheit, um jich über ihre Stellung zu dem in Polen aus— 
gebrodhenen Aufjtand öffentlich zu erklären. Der legtere hat ın erheb- 
lihen Theilen des Königreichs, und befonders in joldhen, welche längs 
der Preußiſchen Grenze belegen find, eine Entwidlung erlangt, deren Be— 
deutung über die Yandesgrenzen hinausreiht. Der unbeftrittene Zweck 
der Bewegung iſt die Herjtellung eines — Polniſchen Reiches 
in einer dem früheren Beſtande deſſelben ſich nach Möglichkeit annähernden 
Ausdehnung. Auch wenn dieſer Zweck die Begehrlichkeit nach Preußiſchen 
Landestheilen nicht nothwendig in ſich ſchlöſſe, ſo wäre die Königliche Re— 
ierung doch ebenſo berechtigt wie verpflichtet, zu erwägen, inwieweit der 
— zum Umſturz der verfaſſungsmäßigen Verhältniſſe des Nachbar— 
ſtaats auf die dieſſeiligen Staats-Intereſſen zurückwirke, und was dem— 
nah zur Wahrung der letzteren geſchehen muß, und wenn eine ſolche 
Ermägung zweifellos zu der Ueberzeugung führt, daß die Verwirflihung 
der von der Polniſchen Infurrection erjtrebten Zmwede nicht den Terri— 
torialbeftand, jo doch jedenfalls die Intereſſen und die Sicherheit des 
Preugiihen Staats in hohem Grade gefährden würde, jo fteht doch aud) 
die Pflicht der Regierung feft, jener Bewegung entgegenzutreten, ohne 
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abzuwarten, daß fie vieleicht erftarfe und dann mit größeren Opfern ihr 
Andringen abgewehrt werden müfle. 

Die Königliche Regierung muß darauf gefaßt fein, daß der Bolnijche 
Aufftand, obwohl vielleicht für jet nur gegen die dortige Regierung ge— 
richtet, auch, ohne fchlieglih die Oberhand zu erhalten, ws während 
feiner Dauer die bdiejjeitigen Stant3= Intereifen in eine Mitleidenjchaft 
ziehen würde, deren Nachtheile um jo fühlbarer werden müfjen, je länger 
der Ausnahmezujtand des Nachbarlandes fortbefteht. 

Es liegen uns über die Beftrebungen, auch auf Preußifchem Gebiete 
den Aufftand jo meit vorzubereiten, daß er im günftigen Augenblide ins 
Leben gerufen werden könnte, amtliche Anzeigen vor. 

Allerdings hält fi die Königliche Regierung der Treue und des 
gejeglihen Sinnes der großen Mehrzahl auch unter den Polniſchen Unter- 
thanen Sr. Majeftät des Königs für verſichert. Aber auch im König- 
reihe Polen hat der Aufftand von der bürgerlichen und bäuerlichen Be— 
völferung nur in feltenen Fällen eine freimillige Unterftügung gefunden. 
Um den Kern fremder Emiffaire und zurücgefehrter Emigranten hat fich, 
unter Mitwirkung eines Theils der Geiftlichkeit, der kleine Adel mit 
jeinem zahlreihen Gefolge von Dienern und Arbeitern gejchaart, und 
dieje elemente waren ftarf genug, um ausgedehnte Yandftriche einer 
Anarchie preiszugeben, in welcher Yeben und Eigenthum der Bevölkerung 
jener Yandestheile preisgeftellt find und ruhige Bewohner duch Drohungen 
gezwungen waren, der ———— zu dienen. 

Wenn auch ähnliche Zuſtände in dieſem Umfange bei uns nicht leicht 
herbeigeführt werden fünnen, jo liegt doch der Regierung die Pflicht ob, 
die Königlichen Unterthanen gegen die Gefahren, welchen He durch Gemalt 
oder Verführung ausgejegt werden können, rechtzeitig zu fchügen. 

Diefer Pflicht in dem nöthigen Umfange nachzukommen, ift die König- 
liche Regierung bejtrebt und zugleich entjchloffen, überall, wo fie die öffent- 
lihe Sicherheit dennoch gefährdet fieht, behufs Sicherjtellung derfelben 
jofort zu einer durchgreifenden Anwendung aller ihr zu Gebote ftehenden 
Mittel zu fchreiten.“ 


18. Februar. Interpellation des Abg.von Garlowig 


„ob ein Bertrag mit Rußland zu Unterdrüdung des 
polnischen Aufitandes abgeihloffen worden, eventuell, was 
der Inhalt deijelben je,“ — „die Interpellation ift Dadurd) 
motivirt, dat; der Minilterpräfident zu der geftrigen Be— 
hauptung des Abg. Kantad rüdjichtlid) einer Convention ges 
Ihwiegen habe.“ 

Herr von Bismard lehnt die Beantwortung ab, 
dad Haus geht jedoch in eine Beſprechung ein. 
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Aus der Nede des Abg. von Carlowitz. 
(Ueber die Stellung Preußens zu Rußland.) 


Faſſen Sie die Ruſſiſche Politik ins Auge, jo muß ich vor allen Dingen 
jagen, daß jede geſunde Preufifche Politik, fowie die jedes Staates, deffen 
Interefjen richtig auf biefem Felde vertreten find, einem ſolchen Nachbar gegen» 
über fih zu fragen bat: was baben wir von dieſem Nachbar zu be- 
fürdten und was baben wir von ihm zu hoffen? Ach, meine Herren, 
babe nie zu Denen gehört, weldhe Rußland für ein Schredbild anfeben, mit 
welchem man allenfalls politifche Kinder zu Bette ſcheucht. Ich bin der Meinung 
geweſen, daß Rußland zur Zeit noch nicht die intenfiven Kräfte befitt, noch nicht 
ben wirffihen inneren Gebalt bat, um große auswärtige Action erfolgreich und 
gefährlich für uns zu betreiben. Ich bin ftolz genug gemwejen, zu jagen: Preußen, 
mit jeiner Regierung einig, ift ftark genug, einem Ruffiihen Angriffe unbedingt 
zu wiberfteben. Aber, meine Herren, die Ruſſiſche Politik ift eine ſehr 
iv eitjichtige, und Daburd unterſcheidet jie jich leider von der Preußi— 
chen. Die Rufen arbeiten nicht für beut und morgen allein, fie arbeiten auch nicht 
für das nächſte Jahr, fie arbeiten für die Zukunft, für eine ferne Zukunft, und wenn 
fie auch manchmal ihre eignen Kräfte überjhätt haben, jo behalten fie Die Ziele, die 
fie verfolgen, doch Menfchenalter hindurch feft im Auge. ‚Ich will alio in dieſer Be- 
ztebung die Ruſſiſche Politik in feiner Weife tadeln, im Gegentbeil, ich möchte fie an- 
erkennen. Nun aber, meine Herren, ift die Ruſſiſche Politit Preußen gegenüber, wie 
mir jcheint, feit 60 Jahren eine vollftändig Hare und durchfichtige; fie ift durch 
hiſtoriſche Thatſachen jo belegt, daß kaum noch ein Zweifel darüber obwalten fann. 

Ein Preußen, meine Herren, von 14 bis höchſtens 18 Millionen Einwohnern 
und angemefjener Militairmadt, ein Preußen, welches noch dazu im Wejentlichen 
feine Politik abbängig gemacht hat von der Ruſſiſchen, ein Preußen, welches 
Mußland jeden Freunbichaftsdienft erwiefen bat ohne Entgelt und ſich Alles von 
Rußland bat gefallen laffen, — meine Herren, ein ſolches Preußen tft ja 
offenbar eine außerorbentlih bequeme Shubmauer für Rußland; 
Rußland kanun fih gar nichts Bejjeres wünſchen. Dagegen, meine 
Herren, ein Preußen, welches ſich zur wirfliden Großmadt geftal- 
tete, ein Preußen, welches jelbftftändige Politik in Folge der Er- 
ftarfung treiben müßte, das ift niemals das Ziel der Ruſſiſchen 
Politif gewejen, und ich ſetze binzu, es fann niemals das Ziel der 
Ruſſiſchen Politik fein; es müfte denn fein, daß die Ruſſiſche Politik 
zwiichen zwei Uebeln, zwijchen dem Defterreichiihen 72 Millionen» Reich oder 
zwijchen dem 32 Millionen Preußiſch-Deutſchen Reiche wählen müßte. Dann 
wäre bie Möglichkeit gegeben, daß es das kleinere Uebel vorzöge. 

Ih habe mich vergeblich beftrebt, einen Schlüffel zu dem jetigen Verbalten 
Preußens in ber Polniſch-Ruſſiſchen Frage zu finden. Es wiberftrebt meinem 
Gefübl, einen Auffhluß etwa in der Aufwärmung ber alten Solidarität der con» 
jfervativen Interefjen zu ſuchen. Eben jo ungern möchte ih dem Miniftertum 
zur Laſt legen, daß e8 vielleicht eine auswärtige Berwidelung ſucht, um 
Die innere Berwidelung zu bejeitigen. 

Der Herr Minijter» Präfident hat uns bier vor Kurzem gejagt, daß, wenn 
Preußen in einen Krieg verwidelt würde, entweder wir jelbft oder unfre unmittel- 
baren Nachfolger uns doch dem nicht würden entzieben können, die dazu notb— 
wenbigen Gelder zu bewilligen. Dem gegenüber, meine Herren, muß ich meine 
Ueberzeugung dabin ausipredhen, daß, wenn bie Preußiſche Regierung ſich 
übereilt, und, ih mödte jagen, mutbwillig unterden ungünftigften 
Umftändenin auswärtige Berwidelungen einläßt und eineaggrejjive 
Politik betreibt, ih das Vertrauen zum ganzen Haufe bier, jeden- 
falls zufeinergroßen Majorität babe, daß es in Uebereinſtimmung 
mit dem ganzen Lande zu einer ſolchen Bolitif dieſem Minifterium 
auch nicht einen Thaler bewilligen wird.“ 
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Antwort des Herrn von Bismard. 


„Es ift jehr leicht die Regierung anzugreifen, wenn man ihr eine Anzahl 
von Abſichten unterlegt und an diefe Conjecturen und Betrachtungen knüpft, 
ohne fich vorher Fi vergewiſſern, ob die Regierung dieje Abfichten auch hat. 

Der Herr VBorredner hat die Politit der Regierung eine kurzſich— 
tige genannt im Vergleich mit der Rußlands. Nun, ich laſſe mich gern 
von der reiferen en und tieferen Sachkunde des Herrn Vorredners 
belehren und werde, wenn er mir eine vertrauliche, weniger durch die 
Deffentlichkeit geftörte Beiprehung gönnen will, mich dem nicht entziehen. 
Im Uebrigen will ih mit ihm über das Maß derjenigen Epitheta, die 
wir uns hier auf furze Entfernung gegenjeitig beilegen, nicht rechten, möchte 
aber doc darauf aufmerfjam machen, daß aud für Schmähungen 
gegen die eigne Regierung vor der Deffentlichfeit und por dem 
Auslande gemilie Be jih empfehlen. 

Ich erlaube mir demnächſt einige thatfächliche Berichtigungen. Der 
Herr Vorredner hat gejagt, wir hätten die Hälfte der Armee mobil ge— 
macht; wir haben gar , nichts mobil gemacht, fein einziger Truppentheil 
befindet fih auf mobilem Fuße; die se einiger Corps find einge- 
zogen, nur für die Infanterie. Die Truppentheile, welche auf dieſe Werje 
zum Schuß der Grenze disponibel gemacht find, geben eine erhebliche 
Bejagung von Feitungen und andern Plägen, die nicht entblößt werden 
fönnen, ab, und ich weiß faum, ob das Bedürfniß des Schußes einer, mit 
den Krümmungen, wenn ich nicht irre, gegen 300 geographiihe Meilen 
betragenden Grenzlinie, durch die mäßigen Aufjiellungen gededt fein wird, 
welche wir unter diejen Berhältniffen haben machen fünnen. Jch möchte 
wohl, wir hätten verjuchen fünnen, den entgegengejegten Weg einzuſchlagen, 
daß wir nämlich garnichts gethan hätten, und ich hätte dann 
die Declamationen hören mögen gegen die Kurzjichtigfeit der 
Regierung, gegen den Mangel an Borfidt im Schuß Preußi— 
fher Unterthanen. 

Wie groß das Maß der zu diefem Schuge nöthigen Streitkräfte iſt, 
darın kann man fi täufhen, man kann es nicht vorher bejtimmen; die 
Truppen brauchen in jenen von Eijenbahnen entblößten Theilen von Hinter- 
pommern und Oſtpreußen durchjchnittlich 14 Tage, um bis an die Grenze 
zu gelangen. 

Welchen Umfang innerhalb diefer 14 Tage die Polniſche Infurrection 
nehmen fonnte und nehmen kann, das fann jegt, das fonnte namentlid) 
por 8—14 Tagen Niemand beurtheilen, und wir glauben bejjer zu 
thbun, wenn wir einige hHunderttaufend Thaler in diejer Rich— 
tung ausgeben, al3 wenn wir es daraufanfommen lajjen, dag 
einige Hundert oder Tauſend Preußiſcher Einwohner in die— 
jelbe Lage — ob aud nur vorübergehend — gerathen, in welder 
heutzutage ein großer Theil der Ruffifhen Unterthanen ji 
befindet. 

E3 fann mir nicht beifommen, mich von diejer Stelle hier auf eine 
akademische Discufjion über auswärtige Politif im Allgemeinen einzulafjen, 
und in meiner Eigenjchaft als auswärtiger Minifter Sympathien oder 
Antipathien für irgend eines der auswärtigen Cabinette auszuſprechen. 
Die Herren werden ſelbſt ermeffen, daß ich auf dieſes Gebiet, namentlich 
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retroſpectiv, dem Herrn Vorredner nicht folgen kann. Nur das will ich 
bemerken, das es in dieſer ganzen Sache uns nicht auf Ruſſiſche Po— 
litik und auch nicht auf unſer Verhältniß zu Rußland ankommt, ſondern 
lediglich auf das Verhältniß Preußens gegen die Polniſche Inſur— 
rection und auf den Schutz Preußiſcher Unterthanen gegen die 
Nachtheile, die aus dieſer Polniſchen Inſurrection für dieſelben hervorgehen 
können. Daß Rußland keine Preußiſche Politik treibt, weiß ich, weiß Jeder. 
Es hat auch keinen Beruf dazu; im Gegentheil hat es die Verpflichtung, 
Ruſſiche Politik zu treiben. Ob ein unabhängiges Polen, welches 
ſich an der Stelle von Rußland in Warſchauetabliren möchte, 
Preugifche Bolitif treiben würde, ob es ein leidenfchaftlicher Bun— 
desgenofie Preußens gegen ausmärtige Mächte fein würde, ob es ich ber 
mühen wirde, Poſen und Danzig ın Preußifchen Händen zu bewahren, 
meine Herren, das überlafje ic) Ihrer eignen Erwägung zu ermefjen. 
Noch eine Thatjache will ich berichtigen. Der Herr Vorredner hat ange— 
deutet, al3 ob von irgend einer auswärtigen Macht Drohungen 
oder Rathſchläge über unjer Verhalten gegen die Polnische Inſurrec— 
tion und zugegangen wären. Wir haben deren weder erhalten noch 
erwarten wir ſie. 


26. Februar. Antrag der Abgeordneten von Hoverbeck umd 
von Carlowitz: 


Das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen, folgende Erklärung 
abzugeben: 

„Das Intereſſe Preußens erfordert, daß die Königlihe Staats: 
Regierung, dem im Küönigreih Polen ausgebrohenen Aufſtande gegen- 
über, fich lediglich auf die zum Schuß der Preußiſchen Yandesgrenze 
erforderlichen Mafregeln bejchränfe, jede darüber hinausgehende Ein- 
miſchung vermeide, und Bewaffneten nicht geftatte, das Preußiſche 
Gebiet ohne gleichzeitige Entwaffnung zu betreten.“ 


Aus der Nede des Abg. von Sybel. 


— — ,„Reun unjere Bofition in der Polniſchen Sache eine jo einfache und 
fo reine ift, jo meinen wir uns mit Doppeltem Nachdrucke gegen eine 
Bolitif verwahren zu müfjen, welde ohne den Schatten eines thatſächlichen 
Anlaffes, obne irgend eine jachlihe Nötbigung, ja nad Allen, was wir bisher 
wiſſen, ſelbſt ohne eine jemjeitige Aufforderung, alle Bortbeile dieſer 
Stellung binwegmwirft. Es ift bierbei ganz gleichgültig, daß in dieſem 
Augenblide der Aufftand in Polen feiner Ueberwältigung nabe und demnach 
unjere Ruſſiſche Convention für diefen Augenblic vielleicht praftifch unerbeblich 
iheinen könnte. Bei den Zuftänden in Ruifiich- Polen meine Herren, fanı jeder 
Tag neue Convulfionen bringen, und vor Allem, was unſeren Staat betrifft, 
Europa gegenüber wirkt das Unheil der einmal gejchloffenen Konvention unauf- 
baltiam fort. Auch jegt aljo, meine Herren, haben wir den dringenditen Grund 
zum Proteft gegen eine Politik, welche augeblich zur Wahrung unjerer Intereffen, 
und zum Schutze unjrer Grenzen 500 Meilen Deutjcher Erde dem Lärmen 
und Yeiden eines barbariich gefübrten Krieges eröffnet, welche uns aus freien 
Stüden mit der Mitjhuld an einer colofjalen, von ganz Europa mit 
littlihder Empörung betradteten Menſchenjagd belaftet, welche ſelbſt 
unferen Staat in alle Gefahren Rußlands bineindrängt, welche eine in ben 
volniſchen Wäldern glimmende Injurrection ohne Notb zur Europäiihen Frage 
umſchafft, und, da das einmal gejchehen, dann nach der Natur der Berbältniffe die 
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Wucht dieſer Europäijhen Frage zum größeren Tbeil von den 
Schultern Ruflands binweg- und auf unjere eigenen Schultern 
binüberwälzt, eine Bolitif, welche inmitten eines, an fich wieder zweckloſen, 
immer aber bitteren Habers gegen Defterreich, diefer Macht jelbft die Brüden zur 
Annäberung an die Weftmäcte jchlägt, eine Politik, welche alle dieje maßloſen 
Opfer auch obne die Spur einer Ausficht auf eine anderweitige Entibädigung 
bringt, eine Politik, welche, um dieſes Bild eines fanatiihen Kreuzzuges gegen 
den angeblichen Drachen der Revolutionen völlig zu zeichnen, zwar in unjerem 
eigenen Yande wegen angeblichen Geldmangels unjeren eigenen Beteranen der 
Freibeitskriege die Broden kümmerlich zumißt, welche aber in dieſer conjerwativen 
Sade die Gelbmittel unjeres Staates zu bunderttaufenden dabin giebt, ohne bie 
verjammelte Landesvertretung einer Anfrage, ja auch mur einer Anzeige zu 
würdigen, welcde damit wieder jih das Zeugniß ausftellt, daß Die 
Ejjenz ibres Wejens die Nichtachtung bes Rechtes ift, daß jie weder 
im Innern noch nah Außen handeln, weder ruben noch wirken, ja 
ib möchte jagen, weber leben noch fterben kann, obne die Geſetze 
dieſes Yandes zu verlegen!“ 


26. Februar. Rede deö Herrn von Bismard. — Gonflift 
mit dem BicesPräjidenten Behrend über die Stel- 
lung der Minifter im Haufe. 


„sh geftatte mir zunächft einen kurzen Rüdblid auf die Behandlung, 
welche die Polnische Frage in dieiem Haufe gefunden hat. E3 war nichts 
Ueberrajchendes, daß die Herren Abgeordneten Polniſcher Nationalität, 
welche unter Ihnen figen, diefen äußeren Anlaß benugten, um den anti- 
preußifchen Tendenzen, welche von ihnen in diefem Haufe wiederholt ver- 
treten find, einen neuen Ausdrud zu geben. 

Befremdlicher war es, daß die Jnterpellation der Polnischen Fraction 
von Deutichen Abgeordneten mit unterzeichnet war. Die Neigung ſich 
für fremde Nationalitäten und National-Beftrebungen zu be— 
re auch dann, wenn diefelben nur auf Koften des eignen 

aterlandes verwirklicht werden können, tft eine politifche 
Krankheitsform, deren geographiſche Berbreitung jih auf 
Deutihland leider beihränft. 

Auf die Interpellation der Herren Kantad und v. Chlapowski und 
ihrer Deutſchen Genofjen folgte diejenige der Herren Abgeordneten Schulze 
und v. Carlowig. Durch diejelbe wurde die Königliche Regierung aufge 
fordert, über eine jchwierige und brennende Europätfche Frage die ſchwe— 
beuden Verhandlungen des auswärtigen Amtes von diefer Stelle her der 
Europäiſchen Deffentlichfeit Preis zu geben. Die .Königlihe Regierung 
fand e8 durch die Staats-Intereſſen vorgejchrieben, die Beantwortung 
diejer Jnterpellationen abzulehnen. In jedem andern mir befannten Par- 
lamente würde auch die ftrengfte Oppofition, die unzufriedenfte mit der 
beftehenden Regierung, von der Verfolgung der nterpellation von dem 
Augenblid an Abftand genommen haben, und ich knüpfe daran den Wunſch: 
„Beben Sie uns ein engliihes Unterhaus und dann fordern Sie Eng- 
liche Inſtitutionen.“ (Ruf: Oberhaus!) 

Das Oberhaus ift weniger wichtig. (Große Heiterkeit.) 

Ein Unterhaus wie das Engliſche würde unſer Oberhaus entbehrlich) 
machen. 
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Das Partei-Intereſſe ift mit dem Staats-Intereſſe nicht zufammen- 
gefallen; es forderte die Discuffion. In diefer Discuffion traten nun die 
Deutihen Redner jchon unverhüllter mit ihrer Sympathie für die Pol— 
nice Sache hervor. Der Abgeordnete Walded, bei Beſprechung der- 
jenigen Borfehrungsmaßregeln, welche von Sr. Majeftät hinfichtlich der 
Grenzen getroffen worden find, verglich die Einftellung der Preußiſchen 
Reſerden mit dem Berfauf der Hefliichen Yandesfinder nad Nord - Amerika. 
Der Abgeordnete v. Unruh deutete unter Ihrem Beifall, Ihrem lebhaften 
Berfall an, daß, wenn aus den Vorkehrungen, welche die Regierung zur 
Sicherung unferer Grenzen und unferer Intereſſen getroffen hat, aus— 
märtige Bermilungen entftehen follten, Sie die Mittel zur Yandesver- 
tbeidigung dem Könige verweigern würden. Heißt das nicht dem 
Auslande aurufen: „Kommt ber, der Augenblid iſt günſtig, 
Sreußen..... “ (Unterbredung und Widerſpruch.) » 

Nun, e3 freut mih, das Sie noch ein Gefühl der Entrüftung 
äußern... . (Unterbredung; Ruf: Zur Ordnung!) 

Vice» Präfident Behrend: Zunähft habe Ih Sie um Ruhe zu 
bitten; ehe ich irgend einen Schritt unternehmen fann, wird doch das 
Haus wohl anhören, mas ich zu jagen habe. Der Herr Minifter - Prä- 
fident hat erflärt, er freue fich über den Ausdrud der Entrüftung, den 
das Haus fundgegeben habe. Ob der Herr Minifter- Präfident irgend 
eine Freude über da, was das Haus zu thun gedenkt oder gethan hat, 
bier äußern will, ift jeine Sache. Einen Ordnungsruf über diefe Aeuße- 
re u ich nicht für gerechtfertigt. Der Herr Minifter - Präfident hat 
das Wort. 

Minifter- Bräfident v. Bismard: Ich mill hier die Frage, in wie 
meit ein Ordnungsruf für das Staats-Minifterium über: 
baupt zu rechtfertigen ift, nihterörtern. Aber follte diejelbe 
wieder in Anregung fommen, fo behalte ıh mir vor, die 
Sache zu erörtern. — Dieje Drohung, Preußen wehrlos zu 
machen, ſprach derjelbe Abgeordnete v. Unruh aus, deifen 
Namen mit der Steuerverweigerung von 1848... (Unter- 
brechung.) 

Vice-Präſident Behrend: Nun muß ich doch den Herrn Miniſter— 
Präſidenten darauf aufmerkſam machen, daß dieſe letzte Anführung mit 
der gegenwärtigen Frage in keiner Verbindung ſteht. Welche Stellung 
der Abgeordnete v. Unruh in früherer Zeit in dem parlamentariſchen Ver— 
bandlungen eingenommen hat, fteht mit der gegenwärtigen Frage nicht im 
loderiten Zufammenhang. Der Herr Minifter- Präfident hat das Wort. 

Minifter- Präfident v. Bismard: Ich erlaube mir, dem Herrn 
Fräfidenten zu bemerken, daß ich ihm das Recht zur dDisciplinarijchen 
Unterbredung meiner Aeußerungen niht einräumen fann. 
Ich habe nicht die Ehre, Mitglied diefer Berfammlung zu fein; ich habe 
Ihre Geſchäfts-Ordnung nicht gemacht, ich habe Ihren Herrn Präfidenten 
nicht mitgewählt; ich unterliege nicht dem disciplinarijdhen Ein— 
flug der Kammer. Die Disciplinargemwalt des Herrn Präfi- 
denten hat an diefen Schranfen ihre Grenzen. Jh habe zum 
Vorgejegten nur Se. Majeftät den König, und ich müßte nicht, melche 
Geſetzes- oder Verfafjungsbeftimmung mich der Disciplin des Herrn Prä- 
fiventen dieſes Haufes unterjtellte .... (Unterbredung) 

Fürft Bismard. 8 
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Vice» Präfident Behrend: Ich bitte um Ruhe, und dem Herrn Mi— 
nifter= Präfidenten das Wort zu laſſen. 

Minifter » Präfident v. Bismard (fortfahrend): Ich nehme nicht 
das Wort nad) Ihrer Geſchäfts-Ordnung, jondern kraft der von Sr. Ma— 
jeftät mir verliehenen Autorität. Auf Grund ded Paragraphen der Ber: 
faſſung, welcher vorjchreibt, daß die Minifter zu jeder Beit, wenn fie es 
verlangen, das Wort erhalten und gehört werden müſſen. (Unterbrechung.) 

Sie haben nicht das Recht, mich zu unterbrechen .... 

Vice-Präſident Behrend: Sch muß den Herrn Minifter - Präfi- 
denten troß diejer feiner legten Aeuferung dennoch unterbrechen. Sch habe 
dem Herrn Minifter- Präfidenten das Wort nicht entzogen, und nach der 
Berfaffung nicht entzichen können; der Präſident dieſes Haufes übt 
in diefem Saale feine Disciplinargemalt aus, fo weit dieſe 
pier Wände reihen; fie endet niht am Miniftertifche. (Leb— 
haftes, anhaltendes Bravo!) 

Dieje Disciplinargewalt wo es nöthig ift auszuüben bin ich bereit, 
und werde es jtet3 thun; fie gejtattet den Herrn Minifter - Präfidenten 
zu unterbrechen, wenn auch nicht ihm das Wort zu entziehen. 

Minifter- Präfident v. Bismard: Ich muß diefe Anfiht als eine 
irrthümliche bezeichnen, melde von der Königlichen Staats - Regierung 
nicht getheilt wird. 

Alfo ich jagte: 

Derjelbe Abgeordnete von Unruh, welcher im Jahre 1848 jeinen 
Namen unauslöfhlih mit der Steuerperweigerung verfnüpft hat. (Stür- 
miihe Bewegung in der VBerfammlung: „das ift unwürdig — vertagen!“ 
Andauernder Auf der Glode des Präfidenten.) 

Vice» Präfident Behrend: Meine Herren, ich werde, wenn dieje 
Störungen der Ordnung nicht aufhören, mich veranlaßt jehen, die Sigung 
diefes Haufes zu vertagen. Ich habe dieje Gewalt auf Grund des S. 61. 
der Geihäfts- Ordnung, und ich werde troß des Widerſpruchs des Herrn 
Minifters von dieſer Beftimmung der Geſchäfts-Ordnung Gebrauch 
machen, wenn der Herr Minifter- Präfident Aeußerungen, über die ich 
gejagt habe, daR fie im die Discuffion nicht gehören, wiederholte. Ich 
werde abwarten, ob der Herr Minifter- Präfident die Aeußerungen, die 
er gethan hat, noch einmal thut; jollte dies gejchehen, jo werde ich die 
Sitzung vertagen. 

Minifter- Bräfident v. Bismard: Ich kann den Herren Präfidenten 
nicht an der Vertagung hindern. Ich —* kein Bedürfniß, meine Herren, 
eine zweimalige Aeußerung zu wiederholen und glaube, Sie haben 
mich verſtanden. (Große Bewegung, Ruf nach Vertagung und Wider— 
ſpruch — 

Vice-Präſident Behrend: Ich bitte um Ruhe meine Herren. 

Ich bitte den Herrn Miniſter-Präſidenten fortzufahren. 

Miniſter-Präſident v. Bismarck: Dieſe Drohung Preußen, dem 
Auslande gegenüber, wehrlos Eh ftellen, ift zum Glück eine ohnmächtige, 
aber es drängt ſich dabei die Bemerkung auf, daß die Tendenzen, Die 
Worte, die Namen von 1848 wieder in dem Vordergrumd 
der Bühne erjheinen. Die Europäiſche Revolution iſt ſolidariſch in 
allen Ländern; es ift natürlich, daß eine Bewegung in Polen, welche nad) 
vorliegenden Bemweifen unter Mazzinig Mitwirkung vorbereitet ijt, und 
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melde nad bekannten Thatjachen unter Mieroslamstis Mitwirkung aus- 
geführt wird, daß diejelbe von den revolutionairen Elementen aller Yänder 
ihre Unterftügung findet. Unter diejen Umftänden, meine Herren, jchlägt 
man Ihnen vor, durh Annahme des heutigen Antrages Ihre Sympathie 
für die Polnische Inſurrection zu befunden; id) 4 feinen Beruf Die 
Abfiht der Herren Antragfteller zu fritifiren. Die thatſächliche Wirkung 
der Annahme de3 Antrages mird aber zweifellos in der ganzen Welt 
diejenige fein, daß die Annehmer defjelben bis zu einem gemijlen Grade 
Bartei ergreifen für die Polnische Inſurrection. Sie empfehlen der Re- 
gterung, wenn Sie anders die Nejolution im Lichte einer Empfehlung 
anffafien wollen, die Begünſtigung feiner der beiden Parteien. Daß die 
Kegierung die Inſurgenten nicht begünftigen würde, fonnte das Abgeord- 
netenhaus von vornherein vorausſehen; e8 bleibt aljo nur übrig, dag Sie 
die Inſurrection vor der Benadhtheiligung, die fie durch das Berhalten 
der Hegierung erleiden könnte, jchügen wollen. 

Sie jagen, das Intereſſe Preußens fordere e8; ich halte diefe 
Anficht für unrihtig, für unrichtig in dem Maße, wie es zweifellos iſt, 
dag die Nachbarſchaft des Kaijer Alerander für Preußen eine erfreulichere 
ift, wie die Mieroslamstis und eines propagandiftifchen Polens; ich halte 
es für unridhtig in dem Maße, wie es zweifellos ift, daß unfer gefammter 
Hanbdelsftand wie unſer gejammtes Staats-Intereſſe dabei weſentlich im- 
plicirt ift, dag der Polniſche Aufftand eine möglidhft kurze 
Dauer habe und bald einem geordneten, rehtmäßigen Zus 
ftande PBlag made. Die Sympathien nah menſchlichen Gefühlen 
fönnen jein, wo fie wollen, die Preußischen Interefien aber, meine Herren, 
nach den politifchen Nothwendigkeiten, nach der geichichtlichen Entwidelung, 
die Preußen gehabt, können nicht in dem Yager — geſucht werden. 

Ich hatte gehofft, daß der Berichterſtatter den Antrag näher politiſch 
motiviren würde. Ich war in dieſer Hoffnung beſtärkt, als ich in dem 
Berichte las, daß von der Exiſtenz oder Nichtexiſtenz einer Convention 
völlig abjtrahirt werden jolle. Nichtsdeitoweniger fand ich beim Weiter- 
lefen, daß die Convention, dieje Seejhlange der Europäiſchen 
Brejie, das Hauptmaterial zur Unterftügung des Berichts liefert. Durd) 
einen fünftlihen Indizienbeweis, gejtügt auf Zeitungslügen und Telegramme 
über ausländiihe parlamentariihe Berhandlungen wird die Behauptung 
unterftügt, daß ein 500 Quadratmeilen enthaltender Gürtel dem Greuel 
der Ruſſiſchen Kriegführung preisgegeben wäre. Auf diejem „Gürtel“ 
beruht im Weſentlichen die Argumentation, und ich jege voraus, daß der 
jonft im Argumentiren jo jehr bewanderte Herr Berichterftatter weitere 
Gründe nicht hat auffinden können, jonft würde er jie dem Berichte ein: 
verleibt haben. Fällt dieſer Gürtel hinweg, jo fteht uns der Antrag in 
feiner Nadtheit als unmotivirte Behauptung in dem Berichte gegenüber. 
Nun, meine Herren, dieje ganze Gürtel: dee iſt ein Phantajie- 
gebilde, ift eine vollftändig müßige Erfindung. 

Die Berabredungen, welche wir zum Schuge unjerer nachbarlichen 
Intereſſen getroffen haben, fihern Preußen volljtändig gegen jede Gefahr 
eines joldhen Gürteltriegd. Nach diefen VBerabredungen, vor wie nachher, 
bleibt jedes Ueberjchreiten der Grenze, ſei e8 durch Ruſſiſche, jet e8 durch 
Preußiihe Truppen, von unjerer Einwilligung vollkommen ab— 
hängig. 

8* 
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Eine ſolche Ueberſchreitung hat bisher nicht ftattgefunden, 
und wird mutbmaßlih nicht ftattfinden, meil die Infurrection 
einen minder glüdlichen Berlauf genommen hat, als von manden Seiten 
vielleicht gehofft, von manchen befürchtet worden ift. Einftweilen jedoch 
haben dieſe Berabredungen und unſere jonftigen Anjtalten die glüdliche 
Folge gehabt, daß das Yeben und das Eigenthum der Bewohner unjerer 
Grenzdiftricte geſchützt worden ift, und namentlich auch, daß die Polnifche 
Inſurrection ihre urjprünglic unmittelbar an der Preußtfchen Grenze 
errichteten Standlager weiter in das Yand hinein verlegt hat. 

Für dieſe Erfolge find wir in gemiffem Maße den Uebertreibungen 
Dank jchuldig, die von diejer Stelle (nad der Tribüne deutend) und von 
der Preſſe über den Inhalt der Convention verbreitet worden find. 

Diefe Uebertreibungen tragen aber auch die Schuld von dem üblen 
Eindrud, den die Convention, joweit er vorhanden ift, im Auslande 
gemacht hat. Hätten wir VBerabredungen bis zu derjenigen Uebertreibung 
abgeichloffen, welche hier in Ihren Verhandlungen als Wahrheit zu Grunde 
gelegt ift, jo würden manche Empfindlichfeiten, von denen die Zeitungen 
er von denen mir aber amtlich nichts bekannt geworden it, ganz 
unzmeifelhaft berechtigt fein. Es giebt faum eine abfichtliche Entitellung, 
faum eine Verdrehung, die in diefer Sache von der Preffe nicht geübt 
worden wäre, zum großen Theil in der ohme Zweifel patriotifchen Abficht, 
das Ausland auf die Abmwege der Regierung aufmerkjam zu machen, und 
dafjelbe zu avertiren, daß e8 Grund hätte, der Preußifchen Regierung in 
irgend einer Weiſe zu zitrnen. 

Dieje Entftellungen, meine Herren, haben zum größten Theil das 
Material zu drei aufregenden Verhandlungen geliefert, durch welche Sie 
Ihre und unjere Zeit in Anfpruch genommen haben. Dieje Berhandlungen, 
nah dem, was Thatſache ift, abgejehen von allen Behauptungen und 
Üebertreibungen, kann ich Ihnen im Wejentlihen als ein Yuftgefecht 
bezeichnen. Einen jahlihen Erfolg werden fie nad) Feiner Seite hin 
haben, nicht einmal nady derjenigen, die Regierung in Verlegenheit zu 
jegen. Wenn Cie die Unbequemlichkeit abrechnen wollen, daß wir unjere 
Zeit hier zur Abwehr von Angriffen, die auf fingirten Thatjachen beruhen, 
verbrauchen müſſen, anftatt jie andermweit bejjer zu verwenden. 

Ich glaube, wenn diefe ganze Debatte, — einen jonftigen Zwed kann 
ih nicht einfehen, — das Ziel gehabt hat, der Königlichen Regierung 
Berlegenheiten zu bereiten, umd fie in ihrer Stellung, in ihren Anfichten 
zu erichüttern, jo hat fie auch darin ihren Zmed verfehlt. 

Wir fühlen uns ftarf in der Ueberzeugung, die Prliht 
erfüllt zu haben, die und durdh die Wahrung der Intereſſen 
des Yandes auferlegt war, und diefe Ueberzeugung wird da= 
durch niht geſchwächt werden, wenn Sie und dDurd die An— 
nahme Ihres Antrages in die Page verjegen, vor dem Yande 
Act davon zu nehmen, daß Sie Partei ergreifen für die Pol- 
niihe Injurrection. 


28. Februar. Aus der Rede des Abg. Tweiten. 


„Meine Herren! Herr von Gottberg bat zuerft das Thema angeichlagen, daß 
eine Volksvertretung genöthigt fei, aus patriotiihen Gründen ibre Regierung zu 
unterftügen in denjenigen Mafregeln, welche fie dem Auslande gegenüber zu er- 
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greifen für gut befinde. Der Herr Minifter- Präfident bat in feiner draftiichen 
Weile diefes Thema näher ausgeführt, und bat fofort allen denen, welche eine 
Reſolution des von Ihrer Commiffion vorgeichlagenen Inhalts annebmen würben, 
melde diejelbe eingebradht, unterftütt haben oder annehmen werben, erklärt, fie 
machten fi einer Barteinabme für die Polnifhe Revolution ſchuldig, die jolidariich 
jei mit der Europäiihen Revolution, fie machten fich auch eines Einvernebmens 
mit dem Auslande gegen den eigenen Staat ſchuldig. Von andern Ausführungen 
bat er noch hinzugefügt, ſie enthielten geradezu eine Einladung des Auslandes 
zum bewaffneten Angriff auf den Staat. Gegen dieſe Vorwürfe von Hochverrath 
oder Landesverrath, glaube ich, iſt es nicht nöthig viel zu ſagen; es iſt der alte 
Kunſtgriff, welchen man gebraucht, um jede unbequeme Oppoſition 
anf dem Gebiete der auswärtigen Angelegenheiten zum Schweigen 
zu bringen oder zu verleumben, als wenn fie ſich mit dem Aus— 
lande verſchwöre gegen den eignen Staat (Bravo!) 

Es ift obne Zweifel traurig, wenn man anerkennen muß, daß die Angriffe, 
bie in überwältigender Art von dem Auslande ber ertünen, und gegen das Vor— 
geben ber eignen Regierung gerichtet werden, bis zu einem hoben Grade gerect- 
fertigt find, wenn man das Schuldig ausſprechen muß über bie 
eigene Regierung in ibren Mafiregeln, welche bas eigene Land in 
feinem Berbältniffe zum Auslande betreffen. Aber wir find in einer unglüdlichen 
Yage und wir fünnen nicht umbin, das bei jeder Gelegenheit wieder und wieber 
zu conftatiren, Daß die Ehre der augenblidlihen Regierung nit 
mebr die Ebre des Staates und des Yandes ift. (Sebr wahr! 
ſtürmiſches Bravo links.) 

Ih weiß allerdings, meine Herren, man macht nicht mit Unrecht jedes 
Bolf für die Maßnahmen feiner Regierung verantwortlich; es ift auch ein ganz 
richtiger Grundſatz, „ein Bolt, welches fich keine beffere Regierung verichaffen 
fanrı, verdient auch feine befjere Regierung als es fie bat“; es muß vor Mit- 
und Nachwelt den Schaden tragen, den ihm jeine Regierung zufügt. Aber wenn 
wir die Ueberzeugung haben, daß die Königliche Staats-Negierung fih auf einem 
gefäbrlihen, auf einem unbeilvollen Wege befindet, daß fie einen Weg einichlägt, 
welcer den Haß der Europäiichen Bölfer gegen uns berausforbert, Dann haben 
wir nicht blos das Recht, jondern die dringeudſte Pflicht, Einſpruch zu 
erbeben, dann baben wir die Pflicht vor aller Welt zu conftatiren, daß Die 
Babn der augenblidliben Kegierungsgewalt nicht bie Bahn bes 
Breußiiden Volkes ift. 

Der Herr Minifter des Innern bat angedeutet, die Convention, von welcher 
bier bie Rede gewejen, jei wielleicht noch nicht fertig (es ftimmt das ungefähr zu 
dem, was in den legten Tagen gerüchtweiſe verlautet), fie jei noch nicht ratificırt. 
Wenn diefe Andeutung einen Wink entbalten jollte, als wolle die Königliche 
Staats-Regierung einen Rüdzug antreten, jo wiirde mich das freuen; ich fürchte 
aber, weun ein Rückzug angetreten wird, jo geichiebt es mehr in Rückſicht auf 
Das Ausland, als auf die Stimme des eignen Volles. — — 

Der Herr Minifter-Bräfident bat jet den Inhalt der Convention, wie er 
bisher mitgetbeilt worden ift, für eine Seeichlange, für eine müßige Erfindung 
der Prefie erklärt. Ich glaube, der Herr Minifter- Präfident wird ſich da zunächſt 
an jeinen Botſchafter in London balten müſſen. Dan kann nicht annebmen, daß 
ein Englijher Minifter des Auswärtigen in ben Mittbeilungen, welche er bem 
Hauſe der Yords gegeben bat, gelogen babe. Yorb Ruffell bat nun aber aus- 
drücklich erfiärt, daß der Ruſſiſche und der Preußiſche Botjchafter ihm Mittbeilung 
gemadt haben über eine Verabredung zwijchen ben beiberjeitigen Regierungen, 
wonach es den Ruſſiſchen Truppen geitattet ſei, Injurgenten über die Preußiiche 
Grenze jo weit zu verfolgen, bis fie einer Preußifchen Truppenmacht begegnen, 
bie ftarf genug, um die Infurgenten zu entwafinen, unb umgelehrt. 

Meine Herren, in der Preffe und in dem Regierungen der außerdeutſchen 
Mächte haben fi Alle übereinftimmend erhoben gegen den Schritt unjerer Re— 
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gierung. Nicht von Demokraten oder Fiteraten, ſondern in ber VBerjammlung der 
vornebmften und ftaatsmännifchften Ariftofratie der Welt find über die Schritte 
der Preußischen Regierung Worte gefallen, welche unfere Preſſe nicht wiederzu- 
geben wagt (Hört!); e8 werden Noten angekündigt, welche der Ausführung der 
Convention entgegentreten. Ich glaube, daß ich nicht eben gemeigt bin, Geſpenſter 
zu eben, wenigftens feine große Furcht vor ihmen babe. Ich glaube nicht au bie 
Mirklichleit von Franzöfiihen Flotten» Demonftrationen und Obfervationscorps, 
noch weniger an einen Krieg, der aus biejer Beranlaffung entfteben Könnte. 
Aber bei den geipannten Berbältniffen der Europäiſchen Staaten, bei den Ber- 
widelungen, in welche die Wirren des Orients Über kurz oder lang bie Europäifchen 
Staaten führen könnten, können wir uns nicht verbeblen, daß es eine dringende 
Gefahr ift, wenn Preußen durch jeine Politif verfeindet wird mit den Weft- 
mächten und bingebrängt zu einem ausſchließlichen Bündniß mit Rußland, wie 
ib das als die Folge der Schritte der Königlihen Staats» Regierung be» 

trachten muß. 

Das Gerücht jagt, die Convention jei geichloffen worden ohne Zutbun bes 
Herrn Minifter- Präfidenten. Das war obne Zweifel falih und unrichtig; aber 
das bält man wohl ziemlich allgemein für richtig, daß ber Gedanke, die Ein- 
feitung dazu, nicht won dem Minifter-Präfidenten ausging. Meine Herren, wenn 
nach dem Gerüchte die Berbandlungen über Fragen von der böcften Tragweite 
und ben compficirteften politiſchen Berbältniffen lediglih durch Offiziere geführt 
worben find, und, wenn wir Abreden getroffen ſehen, mit völliger Rückſichts— 
Tofigkeit gegen alle fonftigen rechtlichen und politiihen Rüdfichten, die bei diejen 
Schritten zur Erwägung kommen mußten, dann, glaube ich in der That, find 
wir nicht mebr in der Zeit, daß wir uns einer militairiſchen Dictatur, 
einer Adiutanten-Regierung näbern, tm welder die verantwortlicden 
Minifter nur noch die laufenden Gejchäfte zu bejorgen haben, jondern wir ſind 
ſchon mitten darin. 

Man möchte in der That fragen: Iſt das die allein regierungsfäbige 
Partei? Mir ſcheint, nur eine chaotifche Verwirrung in den einflußreichen Kretien 
kann es erflärlih machen, daß die Sachen jo verlaufen find, wie wir es nach 
ben vorliegenden Thatfahen annehmen müffen. Einzig und allein die retrograde 
Partei, welche die Tendenzpolitif der heiligen Allianz fortjett, welche aus Rückſicht 
auf die innere Politif ein Anlehnen an Rußland wünſcht, kann mit gänzlicher 
Verfennung aller jonftigen Rüdfichten und Intereffen des Preußiſchen Staates 
uns in eine Bolitif treiben, welde uns auf Gnade oder Ungnade an Rußland 
fefielt. Ih möchte in der That wiſſen, was wir je von Rußland zu 
erwarten bätten. Wären au allgemeine Allianzen obne beftimmte vorliegende, 
concrete, gemeinjame Intereffen weniger unfruchtbar, weniger unzuverläffie, als 
fie fih nach der Erfahrung von Jahrhunderten zu allen Zeiten bewährt baben, 
jo bätten wir do von Rußland nichts zu hoffen. Schwach, wie es aufer- 
balb jeiner Grenzen ift, wird es uns nicht viel nüben können, 
weder zur Berthbeidigung gegen auswärtige Angriffe, nob zur 
Erweiterung unjerer Madt, wenn es dies auch wollte. Aber ich 
glaube, es wird das niemals wollen. Rußland bat uns in Deutjchland 
niedergehalten, Rußland ift uns entgegengetreten in dem SZwifte mit Dänemarf 
und in dem Zwifte mit Defterreich, es bat das augenſcheinlichſte Interefje daran, 
Deutſchland ſchwach und zerriffen zu erhalten, um jeinen eigenen 
Einfluß in Europa zu wahren und zu verftärken. 

Es wird uns niemals bebülflih jein wollen; es liegt in der 
Natur der Dinge, gegen welche Rußland niemals handeln wird. Alle Vortheile 
bes Bundes werden auf jeiner Seite jein. In Betersburg, da wird man 
niemals dankbar jein, oder noch weniger fich dankbar beweifen für Preußiſche 
Hülfe, aber man wirb doch die Convention richtig gewürdigt haben. Abgeſehen 
von der augenblidiihen, materiellen Unterftügung, die durch irgend eine birecte 
oder indirecte Hülfsleiftung erfolgen Fönute, wird Preußen, au Rußland gebunden, 
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unter allen Umftänden eine herrliche Vormauer jein gegen jeden Angriff von 
Beften ber, und ein jehr werthvoller Verbündeter für die etwaigen Pläne, welche 
Rufland im Oriente abermals in einen Europäiſchen Krieg verwideln könnten. 
Ganz abgefeben aber davon zeigt fich jchon jett, daß Preußeneintrefflider 
Ableiter für Die Europäiſche Entrüftung ift, die fich jonft mit Recht 
oder Unrecht in vollen Strömen über die Ruſſiſche Unterbrüdung der Polen er- 
ießen würde. Jetzt aber vergift man die Gewaltmaßregeln, welche den Aufruhr 
— * jetzt vergiebt man die harten Maßregeln, mit welchen man ihn 
befämpft, jest verzeiht man ber Nothwendigleit, welche Rußland für feine Selbft- 
erbaltung und die Nothwenbigfeit, feinen Befibftand aufrecht zu erhalten, anführen 
fann, und ergießt dagegen in vollen Strömen ben Zorn über Preußen, welches 
fih ohne Noth, freiwillig zum Helfershelfer einer fremden Gewaltherrichaft macht. 
Meine Herren! das erfte Erwachen bes politiihen Inftinktes in Preußen, 
wie in ganz Deutichland nah den Kämpfen von 1813—1815 erhob fih gegen 
das Ruſſiſche Uebergewicht, welches mit einem Regierungs-Syſtem, das dort ge- 
rechtfertigt war, das dort ben BVerhältniffen entiprah, dem aber das übrige 
Europa jeit langer Zeit mehr und mehr entwuchs, der ganzen Guropätichen 
Reaction zum Rückhalt diente, überall den Aufihwung und die Entwidelung ber 
Böller bemmte. Im ganzen Lande proteftirt man jetzt einmütbig 
gegen die Reminiscenzen der beiligen Allianz. Wie gegen die 
innere Bolitil diejer Regierung, meine Herren, lafjen Sie ung 
laut und einmütbig proteftiren gegen eine auswärtige Politik, 
weldbe unjern Staat zu verderben droht.“ (Stürmijches Bravo.) 


Erwiderung des Herrn von Bismard. 


„Der Herr Vorredner ift wiederholt auf die Verhandlungen des Eng- 
lichen Parlaments und die darüber hierher gelangten Nachrichten zurück— 
gefommen. Er hat die Zeitungsberichte darüber als authentifch betrachtet 
und nöthigt mich zu der Erklärung, daß wenn die Aeugerungen Lord 
Ruſſells in den Zeitungen richtig enthalten find, fie nicht genau die That- 
ſachen wiedergeben. Wir haben feine Stipulation mit Rukland weder 
abgeichloffen, noch befteht eine, welche den Aeußerungen Yord Auffells in 
dem Englijchen Parlament entjprädhe. Demungeachtet muß ich den mir 
perſönlich als ehrenwerth bekannten Engliihen Staatsmann gegen den 
barten eventuellen Borwurf, den der Herr Vorredner gegen ihn vorbrachte, 
auf das Beftimmtefte in Schuß nehmen. Lord Auffell ſelbſt jagt in feinen 
Aeußerungen, daß er den Wortlaut der Berabredungen — oder Stipu— 
lattionen, mie er fie nannte — nicht fenne. ch bin zweifelhaft — aus 
dem Kopf wenigſtens weiß ich es nicht —, ob der Königliche Botjchafter 
in England damals mit diejem Wortlaut hat befannt fein fünnen. Auf 
den Wortlaut aber, meine Herren, fommt in ſolchen Sachen Alles an, 
fie pflegen vorfichtig gefaßt zu fein. 

Ih kann daraus nur von Neuem die Yehre entwideln, daß e3 nicht 
vorſichtig ift, über Dinge zu fprechen, die man nicht kennt, und ich glaube, 
Sie Alle, auch die Herren Vorredner nicht ausgenommen, werden zu 
derjelben Ueberzeugung kommen, wenn der genaue Inhalt unferer Ber: 
abredung einmal öffentlich befannt werden wird. Er ift nicht der Art, 
daß wir genöthigt wären, irgend etwas zurüdzunehmen, was wir gethan 
hätten, nicht der Art, daß der von dem — orredner uns angeſonnene 
Rückzug weder aus Rückſicht auf die Wünſche der Pandesvertretung, noch) 
aus Rückſicht auf den Eindrud im Auslande erforderlich wäre. Für die 
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eingehenden Bemühungen des Herrn Vorredners juriftifch 
nahzumeifen, daß der Interventionsfall bereits vorläge 
und daß andere fchwere Berlegungen gegen auswärtige Re- 
gierungen durch unfere Handhabung der beftehenden Eartell- 
verträge vorliegen, ibm dafür zu danken, da8 muß ih den 
fremden Regierungen überlafjen, die etwa nah Vormänden 
der Art ſuchen.“ 


Aeußerung ded Herrn von Bismard über die Mit— 
theilung von diplomatiihen Vorgängen. 
(Nach der Rede des Abg. von Hoverbed.) 


„Der Herr Abgeordnete hat fich wiederholt darliber beflagt, daß Die 
Regierung über den Inhalt deſſen, was er Comvention nennt, nicht mit= 
theilender gemejen fei. Meine Herren, die ganze Richtung diejer Ver— 
bandlungen hat uns allerdings zu Mittheilungen nicht aufmuntern können. 
Wenn wir Ihnen Mittheilungen gemacht haben, jo find diejelben als 
Material zu Angriffen auf uns benugt worden im Wege einer Kritik, 
die ich eine ausjchließlih fachliche und mohlmollende nicht nennen fann. 
Sobald Ste uns die Ueberzeugung gewähren, daß Sie diejenigen ſach— 
lihen Mittheilungen, die wir Ihnen über amtliche, jchwebende und wich— 
tige Dinge machen, benugen wollen, um in gemeinfchaftlihen Verhand— 
lungen die Fnterefien des Yandes im Auge zu behalten, jo werden wir 
freigebiger mit ſolchen Mittheilungen fein.“ 


Aus der Rebe des Abg. Simjon. 


„Mir ſcheint, e8 joll uns auch bei Diejer Gelegenbeit deutlich gemacht werden, 
was ich, ich glaube im October des vorigen Jahres, von dieſer Stelle aus als 
eine Unmöglichkeit bezeichnet babe, dat; man in Preußen allerdings anders regie— 
ven könne, al® auf dem Grund ber treu eingebaltenen Berfafjung. 

Meine Herren! Ich bleibe auch allen den Borgängen gegenüber, die uns 
jeit dem October vorigen Jabres befümmern, diefer Behauptung treu. Ich ver- 
ftehe aber freilich unter „regieren“ etwas jehr Pofitives. Negieren beift meines 
Ermefjens: Die Geifter führen, — es beißt nicht: nothdürftigerweiſe 
jih in der Regierungsipbäre erbalten. 

IH verlange nicht, meine Herren, — denn das Berlangen wäre ein über- 
mäßiges — daß eine Regierung alle Zeitden fühnen Flug des Genies 
einzubalten im Stande jein joll. Mebr gerechtfertigt wäre jchon die mil- 
dere Forderung, daß fie ben rubigen, ficheren Gang des Talents und der Er- 
fahrung zu geben verftände. Aber in jedem Falle, meine Herren, wirb bie 
Bewunderung dafür, daß Jemand nicht fällt, die Bewunderung, die man 
ja jedem Seiltänzer würde zuwenden müjfen, eine Bewunderung fein, 
nach ber nicht Jedermanns Gaumen und Appetit ftänbe. 


Ich, meine Herren, beflage aus der Tiefe meines Herzens (id jage eines 
vaterländifchen Herzens), daß man die jcheinbare, augenblidliche Möglichkeit, bie 
icheinbare Yeichtigkeit, den Staat nicht gerade zufammenbrechen zu jehen, um ben 
Preis, wie ich fürdte, einer inneren Aufldfung erfauft, bie auf bie 
Dauer jede gefunde Staats-PFeitung und vielleiöt etwasin Gefahr 
bringt, was uns noch höher ftehtals bie Möglichleit einergejunden 
Staats-Feitung für diejen oder jenen Zeitpunkt.“ 
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Erwiderung des Herrn von Bidmard. 


„Meine Herren! Es ift nicht meine Abficht, mich über das Maß 
einzelner, von dem Borreduer gebrauchter ftarfer Ausdrüde auszufprechen. 
Derjelbe hat das Minifterium mit Don Quirote, fpäter mit Seiltänzern 
verglihen. Ich fühle feinen Beruf, mich über Fragen des guten 
Geihmads und der Schidlihfeit hier in eine Erörterung 
einzulafjen; e3 wird ſich zur Erledigung derfelben ein minder perfönlicher 
Weg finden. Ich will mid rein auf das Sachliche befchränfen, und habe 
nur deshalb das Wort ergriffen. — — — 

Der Herr Vorredner bat mir wiederholt den ſchon von andern 
Hednern gemahten Vorwurf ausgejprochen, daß die Königliche Regierung 
gegen fremde Regierungen über diplomatijche Verhandlungen mittheilender 
märe al3 gegen die eigene Bolf3vertretung. Aber, meine Herren, morin 
beſteht das ganze Weſen der Diplomatie und diplomatifcher Verhand— 
(ungen? Es bejteht in Mittheilungen der Regierungen unter einander. 

Sie haben uns geftern vorgeworfen, daß wir und mit großer lleber- 
eilung über etwas mit Rußland verftändigt hätten, ohne uns der Anficht 
anderer Gabinette darüber zu vergemwiffern. Wenn nun durch Aeußerungen 
anderer Gabinette zu Tage tritt, daß der Vorwurf unbegründet ift, daß 
gerade Verhandlungen über den Gegenftand mit andern abinetten 
ſchweben, ebenſo gut wie mit Rußland, jo jagen Sie, die Regierung hätte 
Unrecht gehandelt, indem fie gegen jremde Regierungen mittheilender wäre 
al3 gegen die eigene Yandesvertretung. Daraus folgt, daß wir nur dann 
Ihre Billigung hätten, wenn mir alle beabjichtigten diplomatischen Ver— 
bandlungen vorher auf der Tribüne öffentlich verfündigen und Sie fragen: 
Sollen wir fie einleiten oder nicht? Ich glaube, daß in diefem Vorwurf 
von nenem eine Betätigung der Anſicht liegt, die ich ausſprach, als ich 
heute zum erjten Dale das Wort nahm, dag wir cine unpartetifche 
und jahlihe Beurtheilung unferes Berhaltens von Ihnen 
nicht erwarten dürfen.“ 


31. März. Aus der Schlufrede des Referenten von Sybel. 


„Säbe ih mir gegenüber am Minifter-Tifh einen Mann, der 
bereits Zeugniß gegeben bätte von weitblidender Einſicht und 
einem Herzen für die Gerechtigkeit, jo würbe ih weiter fragen, 
ob jeine Convention auch an die Verträge von 1815 erinnert, 
andasdortverbriefteRehtder Bolen, unteribrereigenenjelbft- 
Rändigen Berfafjung zu leben, an das dort verbriefte Recht 
Breußens und Europas, daßin Warihbaunidtder Czar von Ruß— 
fand, ſondern der König von Polen herrſche. (Bravo in der Bol» 
niſchen Fraction.) 

Aber freilih, wir find in dem Falle, uns bier folde Fragen erjparen zu 
können. Welch ein Anlaß war bei ber jo plöglih auftauchenden Verwickelung 
für unſere Regierung, weld ein Anlaß war für eine pofitive, fruchtbare, ſchöpfe— 
riſche Politik eröffnet! Wenn unfer Minifterium dieſe Polniſche Sade 
felbft in die Hand nahm mit dem reblichen Willen, endlich diefen Stachel 
aus der Ferie Europas herauszuziehen, endlich diefe alte Europäifche Wunde 
ſchließen zu beifen, welche Stellung hätte es bamit im eigenen Lande und in 
Europa eingenommen! 

Uns, ber fleinften der Europäiſchen Großmächte, trug bier der Weltlauf 
eine jolhe Aufgabe entgegen, groß und banfbar, wie feine andere, und Preußen 
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bat bieje Aufgabe wie mit Füßen von fih weggeftoßen. Die von 
unſerm Minifterium langerjebnte große Action bot ſich ihm bier von ſelbſt bar. 
Aber, meine Herren, wen Gott verderben will, den verblendet er! 
Unfere Minifter ſehen nicht, wie ibnen bier die Zuftimmung ber Böller und das 
Einverftändniß ber en Europäiihen Regierungen, wie ihnen eine Auf- 
gabe weltgeſchichtlicher Verſöͤhnung und weltgejchichtlichen Ruhmes entgegenftrömte. 
Meine Herren, wo das Herz nicht mitredet, ift auch ber Geift nicht 
in bem Bejiß feiner Kraft. Das Herz unferes Minifteriums 
aber, meine Herren, das jheint leider nur an Bildern der Un- 
freibeit und Unterdbrüdung zu bängen, unb jo ſchrumpft deun 
audb ihre Staats- und Kriegsfunft wie ihr Berfajjungsleben zu 
der Glorie der polizeiliden Chicane zuſammen. (Bravo! Sehr 
wahr!) — — — 

— — Es ift wahr, wir tbun Alles, um unjere Regierung zu feiner ver- 
kehrten Action gelangen zu laffen, und ich will mit voller Offenheit binzujegen, 
wir würden Alles tbun, aud um jie von auswärtigen Actionen 
abzubalten, welde ſelbſt unter Umftänden vielleihtzwedmähige 
Ziele ins Auge nehmen. Wir tbun das und ich weiß, daß die unendliche 
Mebrbeit unjeres Volkes das begehrt und billigt und gutbeißt, ſodaß aud für 
die Zufunft ein Jeder, der fich troß dieſes Willens der Nation an einer folchen 
Action betbeiligen möchte, dreimal über jein Intereffe nachzudenken Urjache bätte. 
Wir thun jo aus einem äußerſt einfachen Grunde — wahrhaftig nicht, meine 
Herren, weil wir etwa eine politiihe Furcht vor auswärtigen Yorbeeren unferer 
Minifter hätten; wir würden jolche Yorbeeren mit Freude als äußere Ehren unferes 
Staates begrüßen und für unfer Inneres feinen Schaden davon erwarten, denn 
wir wiffen, daß unfer Volk nicht des Stoffes ift, um Recht und Geſetz und Freiheit 
gegen ein Lorbeergericht zu verbandeln. 

Wir tbun jo nach der gerade entgegengejetten Ueberzeugung, 
daß dieſes Minifterium an feiner Stelle Yorbeer ernten wird, eine 
Ueberzeugung, die uns gerade durch die Konvention und die davan gefnüpften 
Berbandlungen bis zur böchften und jonnenbellften Deutlichleit gedieben ift. Wir 
zieben in unjerer Yage einen bejheidenen und jelbft demüthigen 
Frieden einer traurigen Niederlage, jelbft in einem geredten 
Kriege vor; und weil wir von der Wahrheit durchdrungen find, 
daß unter diejen Führern die Niederlage überall die unver- 
meidlihe Folge jein wird, jo wird unfer Wort ftets: Gewebr bei 
Fuß! lauten, jo lange die Krone dieje Minifter behält. Wunbere 
fih Niemand, meine Herren, daß auch die beften Patrioten bei dem Rufe: Frei» 
willige vor, zurüdbleiben, jo lange notorifh unfäbige und unglüdlicde 
Befeblsbaber an der Spitze fteben. Wundere fih Niemand, daß fic 
feine freiwillige Matroſen melden, wenn zur Expedition ein notorijc jee- 
untüdbtiges Schiff gewählt wird. 

Meine Herren, unjer Staat ift das einft jo ftolze Kriegsichiff, deſſen ſcharfer 
Kiel mit Braufen die Wellen der Jahrhunderte durchſchnitt, deſſen Seiten, oft 
vom Sturme wund gepeitjcht, mit dem Eifenpanzer Preußiicher Vollskraft gefeitigt 
waren, und welches jet, mit tböricht überhöhten Maften, des beſten 
Theiles jeines Eijens und feiner Dampfkraft beraubt, mit 
Herrn von Roon im Mafjhineuraum und Herrn von Bismard 
am Steuer in den gäbrenden Dcean der Europäijden Händel 
ſich binauswagen joll. Dafür mag ffimmeu wermwill, ih vermag 
es nicht, und ich hoffe, Sie alle werden es nit vermögen. Wir 
wollen unjer Land jeinem Könige, und unjern König feinem 
Lande erretten, — und beshbalb werden wir beute und morgen 
und immerbar unfere Stimmen gegen die faljhen Ratbidläge 
ber jetigen Rathgeber der Krone erheben, jhonungslos und 
rüdjihtslos! (Lebbaftes Bravo!) 
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Wabrbaftig, meine Herren, es ift feine freude, jo vom eigenen Staate und 
von der eigenen Regierung zu reden. Es ift ein bitterer Schmerz, und ich barf 
wohl jagen, man wirb mir glauben, daß es mir ein bitterer Schmerz ift, denn 
von mir weiß es Mancher, baß ich bie befte, ebrenvollfte, wirfungsreichfte Stellung 
nur um besbalb verlaffen babe, weil ib dort nicht mebr von Preuflens Ehre 
reden jollte! Aber wenn wir beute diefen Schmerz empfinden, und kein Mittel 
baben, ihn zu vermeiden, jo haben wir wenigftens den einen Troft, meine Herren: 
wir wiſſen, daß die Glutb diejes Schmerzes in unferm Bolle alle 
faulen und trägen Stoffe verzebren, daß er unjere Gedanken 
aufbellen, unjeren Redtsjinn fräftigen und unfere Zukunft be» 
gründen wird. So ſchwer wie wir den äußeren Unſegen unjerer Zuftänbe 
empfinden, ich bitte Gott dennoch, daß er ihn nicht vor der Zeit abkürze, bis 
dieje innere Reinigung und Yäuterung fihvollftändig vollzogen 
bat. Unter allen vorübergebenden Yeiden bes Tages ift es ein bleibenber und 
ewiger Gewinn, den ein Voll durch den ftetigen allgegenwärtigen Kampf für das 
Recht davon trägt. Wer Tag für Tag gezwungen ift, meine Herren, alle jeine 
Anftrengungen, all fein Dichten und Trachten auf Die Wahrung ber Gerechtigkeit 
zu menden, den bebt ein joldher Verlehr mit dem Urquell jegliches Guten über 
Das Niedrige und Gemeine, über Selbſtſucht und anarchiſches Gelüfte unmiber- 
fteblih empor. Wir ſehen ſchon beute, meine Herren, wie aller alter Parteibader 
fich löſt, wie %, unjeres Volles um das leuchtende Banner des Geſetzes geichaart, 
jeden Tag neue Discipfin und Ordnung, praftiiche Kiugbeit und Stanbbaftigkeit, 
gegenjeitiges Vertrauen und anerkennende Gerechtigkeit lernen. Und jegt auf 
der ttiefften Stufe unferer Erniederung, jett Dürfen wir es frob 
ausipredben, wir fennen und üben die Kräfte, auf deren vollen- 
deter Wirkung Preußen dereinſt feine Zukunft wieder aufer— 
bauen wird. (Lebbaftes Bravo!) 


16. Die erſtt Wiederanregung der Schleswig - Holſteinſchen 
Frage. 


30. März. Erlaß der däniſchen Negierung in Betreff der 
Stellung Holiteins zur däniſchen Monarchie. 


„Als Wir in Unferer Allerhöchſten Bekanntmachung vom 28. Januar 1852 
die Abfiht ausipraden, die verjchiedenen Theile Unjerer Monarchie durch eine 
gemeinschaftlihe Verfaſſung zu einem wohlgeordneten Ganzen zu vereinen, waren 
Wir uns volllommen bewuft, was benn auch aus den vorausgehbenden Verband- 
tungen binlänglich bervorgebt, daß eine ſolche gemeinjchaftliche Verfaffung nur 
unter der Bedingung möglich fei, daß Unjere Souveränetät in unjeren beiden 
Deutichen Herzogthümern nicht weiter, als durch die beftebenden, von uns auge— 
nommenen Bunbdesgejete begrenzt und beichränft und daß die Bevöllerung dieſer 
Herzogthümer fih der neuen Staatsordnung aufrichtig anſchließen würde. Dieje 
Borausjegungen find nicht in Erfüllung gegangen. Die deutſche Bunbesver- 
fammlung bat fih in bie inneren Berfafjungsangelegenbeiten Unferer Monarchie 
eingemiicht und Forberungen aufgeftellt, welche weder in den Bundesgejegen eine 
Beredtigung finden, noch mit der Unabbängigkeit Unferer Krone und den Rechten 
Unjerer zum Bunde nicht gehörenden Lande vereinbar find, und bie holſteiniſchen 
Provinzialftände haben nicht nur jeden Vorſchlag zu einer Uebereinkunft abgelebnt, 
fondern ſich jelbft im Principe gegen eine jede auf eine gemeinſchaftliche Re— 
präfentation gebaute Gejammtverfaffung erklärt. Ein ſolcher Zuftand innerer 
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Zerwürfniffe, welder jchon ein Decennium bindurh die Entwidelung Unjeres 
Reichs gelähmt bat, darf nicht fortvauern. Nach den unbefriebigenvden Ergebniffen 
der letzten bolfteiniihen Ständeverfammiung müſſen Wir es baber jett für 
Unjere Regentenpflicht balten, über die verfaffungsmäßige Stellung des Herzog— 
tbums Holftein in der Monarchie Beftimmungen zu treffen, welche, ſoweit dies 
möglich ift, den Forderungen des deutſchen Bunbes entipreden. Wir baben uns 
dabei auf das dringend Nothwendige beichränft, um bie weitere Ausbildung und 
endgiltige Ordnung ber freien Mitwirkung Unferes Bolfs und deſſen verfafjungs- 
anche Vertretern vorzubehalten. Wir haben daber allergnädigit beichloffen und 
befeblen biemit wie folgt: „... Art. 2. Das Herzogtbum Holftein joll auch 
in Zukunft an den im vorläufigen Normalbubget vom 28. Februar 1856 für 
eine zweijäbrige Finanzperiode aufgeführten, für die Monarchie gemeinſchaftlichen 
Ausgaben Theil nehmen. . . Die über die Anſätze des Normalbudgets binaus 
nöthigen Zuſchüſſe jollen für Holftein den bolfteinifhen Ständen zur Bewilligung 
vorgelegt werben. Art. 5. Die gejeggebende Gewalt in allen gemeinjchaftlihen 
Angelegenbeiten ſoll für Unfer Herzogthum Hofftein von Uns und den bolfteiniichen 
Ständen im Verein ausgeübt werden. Wenn ein ſolches Gejeg von Uns mit 
Genehmigung der Stände für Holftein erlaffen wird, ohne daß ein gleichlautendes 
Geſetz gleichzeitig in den übrigen Yanbestbeilen eingeführt werben faun, jollen 
die in Folge beflen nothwendigen Beranftaltungen getroffen werben, injofern das 
Geſetz ein Verhältniß betrifft, worin eine verfchiedene Geſetzgebung mit der Auf- 
rechtbaltung der bisherigen Gemeinſchaft unvereinbar ift.“ 


15./17. April. Uebereinftimmender Proteft Preußens und Oeſter— 
reichs gegen den dänischen Erlaß. 


Der Unterzeichnete iſt beauftragt, dem Herrn Minifter Hall zu 
erflären, daß feine Allerhöchfte Regierung dem deutfchen Bunde die Beur- 
theilung der durch die Erlaſſe (vom 30 März) getroffenen Maßregeln 
vorbehält und für denfelben ebenfo wie für fich ſelbſt alle auf die Ver— 
einbarungen von 1852 oder auf irgend welchen anderen Grundlagen be- 
ruhenden Rechte und Anſprüche bumdesrehtlicher oder völferrechtlicher 
Natur, wie hiermit geichieht, ausdrücklich wahrt. 


15. April. Bejondere Depeiche deöd Herrn von Bismard an den 
Gelandten von Balan. 


Die Königliche Regierung hat fi ſchon im Jahre 1850 nicht ver- 
behlen können, daß fie durch ihre Empfehlung der Vorfchläge und Ver— 
ſprechungen Seiner Majeftät des Königs von Dänemark zur Annahme 
des Bundes eine ernite VBerantwortlichkeit gegen den legteren übernommen 
habe, und daß fie ſelbſt Vorwürfen nicht entgehen werde, wenn das da— 
mals ausgeiprochene Bertrauen auf eine wirklich befriedigende Löſung fich 
als eine Illuſion erweilen follte. Im Gefühle diefer VBerantwortlichkeit 
hat jie, auch nachdem ihr Mandat an den Bund zurücdgegeben und die 
anze Angelegenheit wieder ın des legteren Hände gelegt war, es für ihre 
Pfliht gehalten, im Lauf des feitdem verflofjenen Dale, mit allen 
ihr im Wege freundichaftlihen Rathes und erufter Mahnung zu Gebote 
ftehenden Mitteln auf die wirklihe Ausführung jener Vorſchläge und die 
Erfüllung jener Verheigungen hinzuwirlen. Sie hat namentlich im ver: 
gangenen Jahre durch die in Gemeinjchaft mit dem Wiener Cabinet ge- 
führten Verhandlungen noch den Verſuch gemacht, die königlich däniſche 
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Regierung zu einer Anerkennung der Nechte des Deutfchen Bundes auf 
der Baſis der Vereinbarungen von 1851/52 zu bewegen. Die Antwort 
auf diefe, von der größten Mäßigung eingegebenen Bemühungen ift in 
der Belanntmahung vom 30. März d. 3. enthalten. _ 

Wenn die königlich dänische Regierung bis dahin die 1851 und 1852 
von ihr gegebenen Verficherungen nur unerfüllt gelaſſen hatte, jo hat fie nun 
mehr durch diefen Erlaß denjelben direct zuwider gehandelt und ſich in wejent- 
lichen Punkten ausdrüdlih von ihnen losgefagt. Der in dem Eingange der 
Berordnung gemachte Berfuh, die Schuld der Nichtausführung auf den 
Deutjchen Bund und die holſteiniſchen Stände zu werfen, ift in fich felbft zu 
nichtig und bereit3 zu oft und zu gründlich widerlegt, als daß es jett noch 
etwad Anderes bedürfte, al3 einer einfachen Abweifung deſſelben. Wir 
werden es dem Bunde überlafjen können, auf die Geduld hinzuweiſen, mit 
welcher er num zehn Jahre lang auf die Ausführung gewartet hat. Aber 
wir können nicht umbin, der königlich dänischen Regierung ſchon jegt und 
in unjerem eigenen Namen zu erklären, daß wir die Bedingungen, 
unter melhen wir im Frühjahr 1852 in die Zurüdgabe der 
Regierungsgewalt in die Hände des König- Herzogs willigten 
und im Sommer dejfelben Jahres die Sanction des Bundes 
dafürbeantragten, durch das jegige Borgehen der königlich dä- 
niſchen Regierung verlegt finden, und Daß wir derjelben weder 
uns noch dem Bunde gegenüber das Recht zugeftehen fönnen, 
von den Berpflihtungen, welche jie zuerft Preußen und 
Defterreih und jodann dem Bunde gegenüber, ausdrüdlich 
übernommen hatte, und welche bereit3 vor Jahren von der 
föniglid großbrittanifhen Regierung als eine Ehrenſchuld 
bezeichnet worden jind, einjeitig zurüdzutreten. In dieſem 
Sinne haben wir unfere NRechtsverwahrung durch die von Em. Ercellenz 
übergebene Note eingelegt und miederholen diejelbe noch bejonders im 
unjerem eigenen Namen. Wir fönnen es nur auf's Tiefſte bedauern, 
wenn durch die neuen, den Tendenzen einer befannten, auf die vollftändige 
Incorporation Schleswigs hinarbeitenden Partei entiprechenden Maß— 
regeln das ganze Ergebniß der Verhandlungen von 1851/52 wieder in 
Frage geftellt erjcheint, und wenn dadurch ſelbſt die legten Vermittelungss 
verjuche einer befreundeten und unparteiiichen Macht, wie die königlich 
Pie Regierung ſich erwieſen hat, direct entgegengetreten iſt. 
Aber wir müſſen die Schuld der möglihermweiie daran ji 
Inüpfenden Berwidelungen lediglich der föniglih däniſchen 
Regierung zuſchieben, welche e8 vorgezogen hat, jtatt der auch von 
anderen Seiten unterftügten Rathſchläge dieſer Macht, den Eingebungen 
einer Partei zu folgen, welche unter dem Vorwande jpeciell däniher In⸗ 
tereſſen das ſo wünſchenswerthe und ſo natürliche gute Einvernehmen 
zwiſchen Dänemark und Deutſchland zu ſtören befliſſen geweſen iſt. 

von Bismarck. 


17. April. Interpellation des Abg. Tweſten im Abgeordnetenhauſe. 
„ob die Königliche Staats-Regierung in den Erlaſſen der 
Däniſchen Regierung vom 30. März d. J. eine Verletzung 
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der in den Berhandlungen der Jahre 1851 und 1852 
gegebenen Zuficherungen erfennt und ob fidy die Königliche 
Staatdö-Negierung ihrerſeits noch ferner an die in dielen 
Verhandlungen und in Folge derjelben übernommenen 
Berpflichtungen gebunden erachtet?“ 


Aus der Rebe des Abg. Tweſten. 


„Die Dänen würden jchwerlic in dieſem Augenblide den flagranten Ver— 
tragsbrud gewagt haben, basjenige Provijorium, gegen welches bie Deutſchen 
Mächte von jeher ald vertragswidrig proteftirt baben, in ein definitivum zu ver» 
wandeln, wenn fie nicht glaubten, daß Preußen aufer Staube ſei, jetzt jeine 
eigenen Rechte aus den Berbandlungen der Jahre 1851 und 1852 und bie 
Rechte der Herzogtbümer geltend zu machen. Die Dänen mwijjen allerdings, 
daß unter den gegenwärtigen Umftäuben eine Preußiſche Regierung, 
welche mit bem eigenen Yande im bärteften Widerſpruch ftebt, 
welche eine kaum nennenswertbe Partei in der Vertretung des eigenen Volkes 
binter fi bat, daß eine Regierung, welche in Folge der inneren Zuftände auch 
im übrigen Deutihland vollftändig obne Einfluß und obne jebe 
Möglichkeit ift, eine kräftige Initiative zu ergreifen, daß eine Regierung, welche 
daneben Preußen auch nah Außen bin gänzlich ijolirt bat, welde durch 
ihre Politik in der Polniſchen Angelegenbeit den Preußiſchen Staat in die äuferfte 
Spannung zu den Weftmäcten gebracht bat, daß die völlig aufer Stand 
ift, einen Krieg mit Dänemark zu führen; und wenn die Preußiſche 
Regierung unter den jetigen Umftänden dazu geneigt fein follte, jo werden 
wir einer ſolchen Neigung entſchieden entgegentreten müſſen, meine id), 
weil wir die jegigen Zuftände nicht als ſolche betrachten können, unter 
denen unter irgend welchen Umſtänden ein glüdliches Reſultat des Krieges 
und eine glüdliche definitive Löjung diejes Streites zu erwarten wäre. 

Bielleiht, meine Herren, denken die Dänen auch, daß die jeßt regierende 
Partei nicht eben geneigt wäre, gegen Dänemark eiuzufchreiten, fie fünnen fich 
dafür auf die Bergangenbeit der Sriegsjabre berufen. Der Herr Minifter- 
Präfident bezeichnet im Jahre 1849 den Krieg mit Dänemark als „ein böchft 
ungerechtes, jrivoles und verberbliches Unternehmen, zur Unterftügung einer ganz 
unmotivirten Rebellion.“ 


Antwort Bismarcks. 


Bevor ih zu Beantwortung der Interpellation übergehe, erlaube 
ih mir, auf einen Theil der Aeuferungen des Herrn Borredners einige 
Worte zu ermwidern. 

Ich bedaure, daß derfelbe jeiner im Uebrigen jo gründlichen und 
fachlichen Entwidelung einige Momente beigemiſcht hat, welche faft darauf 
berechnet jchienen, die Wirkung jeiner Auseinanderjegung außerhalb diefer 
Wände abzufhwächen. Der Herr Borredner, denke ich, erwartet von mir, 
daß ich die Sache der Deutſchen Herzogthümer Dänemark gegenüber in 
meiner amtlichen Eigenjchaft vertreten ſolle. Ich kann faum glauben, daß 
er mir diefe Aufgabe dadurch hat erleichtern wollen, daß er Bruchftüde 
einer Rede las, die ich vor 14 Jahren in diefen Räumen gehalten habe. 
Es wird mich dies aber nicht abhalten, in meiner Eigenjchaft als Mi- 
nifter des Auswärtigen ausfchlieglih die Intereſſen diefes Yandes zu ver: 
treten, wie fie fich hiſtoriſch entwidelt haben, und nicht perſönliche An— 
fihten, die ich vor 14 Jahren etwa ausgejprochen habe. 
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Der Herr Vorredner hat ferner Dänemark darüber zu beruhigen 
gejucht, daß e3 einen Krieg in diefem Augenblide von Preußen unter 
unjeren nad innen und außen zerrütteten Berbältniffen nicht zu erwarten 
babe. Meine Herren, zum lid ift man im Auslande nicht ebene leicht⸗ 
gläubig, und ich kann Sie verſichern und das Ausland verſichern, 
wenn wir es für nöthig finden Krieg zu führen, jo werden wir ihn 
führen mit oder ohne Ihr Gutheiken. (Senjation). 

Auf die Interpellation antwortete ich Folgendes: 

(Left). „Die Königliche Regierung bejaht die erjte der beiden in der 
Interpellation geftellten Fragen. 

Die Königlich Däniſche Regierung hatte bisher die von ihr 1851 
und 1852 gegebenen Berjicherungen unerfüllt gelafien; durdy den Erlaß 
vom 30. März aber hat fie denjelben direct zumider gehandelt und ſich 
in mwejentlihen Punkten ausdrüdlid von ihnen losgejagt. Was in Folge 
diejer Veränderung der Sachlage zu thuu fei, darüber wird die König— 
lihe Regierung ihre Entjchliegungen in Gemeinſchaft mit ihren Deutjchen 
Bundesgenofjen fallen, bei welchen fie ficher ift, der volliten Bereitwillig- 
feit zur gemeinfamer Wahrung der Rechte Deutjchlands zu begegnen. 

Inzwiſchen haben Preußen und Defterreih in der Thatjache, daß 
der Deutjche Bund durch fie in den Verhandlungen, aus welchen die Ber 
abredungen von 1852 hervorgingen, vertreten wurde, den Anlaß gefunden, 
fih über dasjenige zu verftändigen, was ihnen bis zur Beſchlußnahme des 
Bundes zu thun obliege. 

Sie find dabei von dem Grundjage ausgegangen, daß die Wahrung 
Deutjchen Rechtes in Holftein-Yauenburg und in Betreff Schleswig eine 
nationale Ehrenpflicht bilde, zu deren Erfüllung der Bund in feiner Ge- 
ſammtheit berechtigt und berufen fei, und daß es ſich empfehle, dieſe 
Solidarität Deutſchlands in allen Stadien der Verhandlung zum Aug: 
drud zu bringen. Dies jchliegt indeffen nicht aus, daß Preußen und 
Deiterreih aus dem Verhältniſſe ihrer Vertretung in den Jahren 1851 
bis 1852 den Beruf herleiten, für die Rechte des Bundes, ohne den 
Beichlüffen dejjelben vorzugreifen, in Kopenhagen ihre vorläufige Ver— 
wahrung gegen das Verfahren Dänemarks einzulegen. 

Wie beide Mächte, jeitdem die Bereitwilligfeit Dänemarks zur Er- 
rüllung feiner 1852 gegebenen Verſprechungen zweifelhaft geworden, ſich 
glei näbig haben angelegen jein lafien, die berechtigten Forderungen 

eutjchlands zur Geltung zu bringen, jo haben fie ſich auch gegenwärtig 
über gemeinjchaitlih in Kopenhagen zu thuende Schritte verjtändigt und 
fie bereit3 ins Werf gejegt. Dieſe Schritte find außerdem von gejonderten 
Kundgebungen beider Eabinette begleitet, deren Inhalt, nach dem eigen- 
thümlichen Berhältniffe eines jeden von ihnen, zu der Entftehung der Ver— 
abredungen von 1851 bis 1852 bemefjen und geeignet ift, den Eindrud 
der vollen Mebereinftimmung zu verjtärfen, in welcher beide Deutjchen 
Mächte und mit ihnen vorausfichtlicd die Gefammtheit des Bundes dem 
Borgehen Dänemarks entgegentreten.“ 


Aus der Erwiderung bes Abg. Dr. Löwe. 


Wenn wir dieje Politik beklagen, die den Schwerpunft unferes Staates 
nicht mehr in Deutichland findet, die Stüte nicht mebr im Baterlande, ſondern 
in jeiner öftlihen Verbindung ſucht, wenn wir dieſe Ruſſiſche Allianzpolitit be- 
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Hagen, jo begreifen wir zugleich vollftindig, daß das Minifterium eine folche reine 
Cabinetspolitif nidyt mit unjerer Webrverfaffung von 1813, nicht mit einer Armee 
von 1813 ausführen Fünnte, dazu müßte es eine reorganifirte Armee baben, eine 
große ſtehende Armee, mit der Cabinetspolitif getrieben werben kann, und zwar 
Cabinetspolitif gegen die nationale Politik. Wenn wir in biefem Augenblide 
von tem Herrn Minifter gehört haben, daß er den Krieg führen wiirde ohne 
unfer Gutbeißen, alfo obne die Bewilligung, die nothwendig ift für einen großen 
Krieg, in dem wir vielleicht in Elend und Schande geftürzt werben follen, jo 
müfjfen wir wobl bevenken, daß dieſe Cabinetspolitif erft möglich geworden: ift, 
wenn man iicht erft bei der Landwehr anzuflopfen braucht, um diejen Cabinets- 
krieg zu führen. Wir haben noch nicht ſoviel Rechte in unjerm Berfafjungsieben 
erlangt, daß wir verhindern können, daß unfer Baterland nicht in einen unge: 
rechten, unglüdlihen Krieg geftürzt werde, und doch jollen wir in diejem Augen- 
blide das einzige indirecte Beto jhon aufgeben, das die Nation jeit dem Jahre 
1813 in großen Kriegs» und Friedensfragen duch die Yandwehrverfaffung in 
Händen hatte? Nein, meine Herren, gewiß nicht! Um unfre inneren Berbält- 
niffe find wir nicht in der Yage, jett beftimmte Anträge zu ftellen, es ift wabr, 
aber wir müffen uns an unjere eigenen Pflichten erinnern, wir müſſen dem 
Herrn Minifter noch einmal deutlich jagen, wie wir zu der Kriegsfrage fteben. 

Ich behaupte aber, daß die Pflicht diefes Hauſes daun dahin gebt, dieſem 
Minifterium nicht blos wegen feiner verwerflihen Grunbjäge, nicht blos wegen 
feiner Tendenz die Mittel zu verjagen, jondern bejonders deshalb, weil dieſes 
Minifterium einen jo außerordeutlihden Mangel an ftaatsmän- 
niſcher Geſchicklichkeit und Einjidt, an Keuntniß der wirklichen 
Berbältnifje des Staats, bejonders aber der wirklichen Macdt- 
mittel dDiejes Staats gezeigt bat, baßwiribmfeineneuen Mittel, 
fo weit wir es verbindern können, in die Hände geben dürfen, 
weil wir die Mittel, die wir ibm in die Hände geben, als ver- 
wüftet betradten. In dieſem Sinne verwahren wir uns gegen diefe Er- 
Härung bes Herrn Minifter» Präfidenten, welche die parlamentarische Sitte noch 
binvdert, näber zu qualificiren, daß man einen Krieg führen wird ohne die Zu— 
ftimmung der Bollsvertretung. Beginnen kann man ıbn, aber dieſe Männer 
werden niemals die Geſchicke der Nation in Händen baben, wenn 
die Nation mit ihrem Blute dafür einfteben muß; dann ift der 
Augenblid gelommen, wo fie dieje Sitze, die jie im Natbe der 
Nation immer freiwillig räumen, fobald große Angelegenbeiten 
verbandelt werden, auf immer räumen werden. 


9. Juli. Der deutihe Bund fordert die däniſche Regierung auf, 
der Befanntmahung vom 30. März feine Folge zu geben, 
widrigenfalls er ſich genöthigt jehen würde, zur Aufredht- 
haltung der verlegten Nechte, was die Herzogthümer Hol— 
jtein und Yauenburg betrifft, das bereits durdy ven Bundes- 
beihluß vom 12. Auguft 1858 eingeleitete Grecutionöver- 
fahren wieder aufzunehmen, in Betreff des Herzogthums 
Schleswig aber alle geeigneten Mittel zur Geltendmachung 
der ihm durch ein völkerrechtliches Abkommen erworbenen 
Rechte in Anwendung zu bringen. 


1863. 


27. Auguft. Der däniſche Gejandte erflärt, dab feine Negierung 
ih nicht im Stande befinde, die Proclamation vom 
30. März zurücdzunehmen, dagegen ſei fie bereit, „jede 
wünſchenswerthe Auskunft über alle Dispofitionen dieſer 
Proclamation zu geben” und alle Vorſchläge, welche ihr 
in Beziehung auf die Herzogthümer Holftein und Lauenburg 
gemacht würden, in „ernite Erwägung” zu ziehen. 

3. September. Girculardepeihe des däniſchen Minifters Hall. 


„.. . Die Selbftftändigkeit, welche Deutichland fir Holftein mit einer Heftig- 
teit gefordert batte, welche im umgelebrtem BVerbältniffe zu der Gejetlichkeit der 
Forderung ftand, ift von der Regierung des Königs eingeräumt worden. Nach 
unferer Auslegung ber Belanntmadhung vom 30. Mär und, wie man bald zu 
jeben belommen wird, nad unferer Weije fie auszuführen, wird Holftein von 
jest ab bazu gelangen, bie ganze Freiheit zu genießen, bie dev Bund wünſchen 
tanın. ber die Regierung ift auf bem Wege ber Berjühnung noch weiter ge- 
gargen. Sie bat ſich bereit erklärt, fich mit dem Bunbestage auf Verhandlungen 
einzulaffen, wenn dieſe Berfammlung nad einer etwas genaueren Unterſuchung 
ver Belanmtmahung, als die, welcde fie derſelben bisber bat zu Theil werden 
Lafjen, zu dem Nejultate kommen jollte, daß noch einige Punkte zurüdtehen 
ſollten, in denen bie Belanntmachung nicht binreichend die holſteiniſchen Inter» 
eſſen wahrgenommen bat. Unter dieſen Umftänden fiehbt man leicht ein, daß 
jede Bejegung von Holftein, zu welder der Bund jollte johreiten 
wollen, jelbft jedes Vorwandes entbehbren würde, um noch als 
bundesmäßige Handlung betradtet werden zu können. Ihr Gegen- 
ftand würde jein, nicht Holftein eine jelbftftändige und unabhängige Stellung zu 
ſchaffen, ſondern den König zu zwingen, Forderungen einer ganz anderen Art 
mit Hinfiht auf Theile der Monarchie zu bewilligen, die, wie man auch fonft 
über Die Competenz des Bundes mit Hinficht auf das Bundesgebiet urtheilen 
mag, außerhalb feines gejeßlihen Umkreijes liegen. Wenn die Armeen Deutjch- 
lands über die Eider gingen, würde jeder ben internationalen Charakter eines 
ſolchen Schrittes anerkennen. Aber kann man einen einzigen Augenblid daran 
zweifeln, daß der Bund einen durchaus gleichen Mißbrauch der Macht begeht, 
wenn er fih in Befig von Holftein jett, mit ber notoriihen Abficht, auf bie 
Einnabmen diejes Yandes Beichlag zu legen und ſonach bie übrigen Theile ber 
Monardie zu zwingen, allein bie Yaft der Staatsjchuld und bie anderen Aus- 

aben zu tragen, von denen ein Theil mit Recht Holftein obliegt? Dieſe neuen 
— zu denen die bedeutenden Ausgaben kommen, welche durch die Furcht 
nothwendig gemacht werden, daß die deutſchen Truppen von einem Tag auf den 
auderen einen Einfall in Schleswig und in Jütland machen dürften, würde bald 
Dänemark erdrücken und uns ſchließlich zwingen, uns zu unterwerfen. Allen 
Sophismen der Welt wird es nicht gelingen, den wahren Charalter einer 
ſogenannten Execution zu verbergen, die unter ſolchen Umſtänden und in ſolcher 
Abſicht geſchieht; und der einfachſte Menſchenverſtand wird begreifen, daß wir uns 
niemals rubig in die Stellung finden können, die man uns bereiten will, und 
die ſchlimmer als Krieg fein würde. Unſer Entjhluß warbefwegenlange 
gefaßt, und id habe allen Grund, zu glauben, daß wir nicht auf unjere 
eigenen Häülfsmittel befhränkt fein werben, in einem Kampfe, 
in weldem es nidt bloß das Schidjal Dänemarls, fondern auch 
die heiligften Interefjen des ganzen Nordens gilt... .“ 


Fürſt Bismard. 9 
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29. September. Engliide Mahnung an den deutichen Bund. 


Aus der Depeſche Ruſſells an den englifchen Gejandten in Frankfurt: 

„+... Maj. ift durch den Tractat von London vom 8. Mai 1852 verbunden, 
die Integrität und Unabhängigkeit Dänemarks zu achten. Der Kaifer von Defter- 
reih und der König von Preußen baben bieielbe Berbindlichkeit übernommen. 
3. Maj. würde nicht mit Gleichgültigleit eine militäriſche Occupation Holfteins 
eben, welche nur unter Bedingungen aufbören Fünnte, welche wejentlih Die 
Eonftitution der ganzen däniſchen Monarchie berühren. 3. Maj. Regierung würde 
diefe militärifhe Decupation nicht als eine rvechtmäßige Ausübung der Macht 
des deutſchen Bundes anerkennen, noch zulaffen, daß fie mit dem Namen einer 
eigentlichen Bunbeserecution belegt werden könnte. 3. Maj. Regierung würde bei 
der Ausführung eines folhen Schritts gegen Dänemark und das europäijche 
Intereffe nicht gleichgültig fein. I. Maj. Regierung erjucht daher die beutjche 
Bundesverfammlung ſehr eruftlich einzubalten, und bie Streitfrage zwiſchen 
Deutichland und Dänemark der Vermittlung anderer Mächte zu unterwerfen, 
welche der Streit nicht berührt, Die aber bei der Erbaltung des Friedens von 
Europa und der Unabhäugigkeit Dänemarks tief intereffirt find.“ 


1. Dftober. Bundestagsbejhluß wegen Erecution gegen 
Dänemark. 


„I. Die k. dänifche berzoglich holjtein-lauenburgifche Regierung bat 
ihre bundesmäßigen Berpflichtungen bezüglich der Verfaſſungsverhältniſſe 
der Herzogthümer Holftein und Yauenburg nicht erfüllt, und insbejondere 
dem Bundesbejchluffe vom 9. Juli d. J. durch ihre Erklärung vom 27. Auguft 
d. %. nicht Folge geleiftet; es it daher nunmehr das geeignete Erecutions= 
verfahren zu Ber ließen, um die Ausführung der Bundesbeichlüffe vom 
11. Februar und 12. Auguft 1858, vom 8. . 1860, vom 7. Februar 
1861 und 9. Juli 1863, jomweit diefelbe nicht bereits ftattgefunden bat, 
in den genannten beiden Herzogthüntern herbeizuführen. II. Der Auftrag 
ur Vollziehung iſt an die taiferliche öſterreichiſche, die k. preußiiche, die 
! ſächſiſche und die f. hannoveriiche Regierung zu ertheilen, und zwar find 
1) die höchſten Regierungen von Sadhjen und Hannover zu erjuchen, 
je einen Civilcommiſſär zu ernennen, welche eintretenden Falles nach 
der ihnen diejerhalb von der Bundesverfammlung zu ertheilenden In— 
ftruftion das Erecutionsverfahren zu leiten und demzufolge, bis zur voll- 
ftändigen Erreihung des ad 1 bezeichneten Erecutiondzmwedes, im Auftrage 
des deutihen Bundes die Verwaltung der Herzogthimer Holftein und 
Lauenburg anftatt und im Namen des Königs- Herzogs, umbefchadet der 
nur zeitweiſe ſiſtirten echte dejielben, zu führen haben würden und 2) 
diejelben höchſten Regierungen zu veranlajjen, den Civilcommifjären eine 
Truppenabtheilung von etwa 6000 Mann, in zmwifchen ihnen zu 
perabredender Zufammenjegung, beizugeben, zugleich aber auch die höchiten 
Regierungen von Deiterreih und ——— zu erſuchen, in Gemein— 
[eft mit denen von Königreih Sachſen und Hannover zur fofortigen 

nterftüguug der gedadhten Truppenabtheilung im Falle thatjäch- 
lichen Widerjtandes gegen die Erecutionsvollitredung überlegene Streit: 
fräfte bereit zu halten. III. Bon diefem Beichluffe ijt der königlich— 
berzoglihen Regierung die Aufforderung zur Folgeleiftung und Anzeige 
darüber binnen 3 Wochen zu richten.“ 
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14. Dftober. Wiederholte Abmahnung Seitens Englands. 


- Wollen Sie dem Präfidenten der Bunbesverjammlung vorftellen, daß 
3: Mai. Regierung Grund babe zu glauben, ed werde die Antwort, welche 
Dänemark der Bundesverfammlung geben wird, feine Bereitwilligfeit zeigen, das 
Patent vom 30. März im Sinne des Bundesbeichlufies vom März 1860 zu mobi» 
fteiren, d. b. dafjelbe proviſoriſch zu machen, bis die definitive Stellung Holfteins 
mit Deutichland vereinbart ift. Auf diefe Weife werben die bolfteiniihen Stände 
ihre conftitutionellen Privilegien als durch das königliche Patent anerkannt beibe- 
balten. Aber wenn dies gejcheben, dann bofit Dänemark Aufihub der Bundes- 
erecution zu erlangen. Sie wollen dem Präfidenten der Bunbesverfammlung 
vorftellen, daß eine Bundeserecution jelbit in der VBorausjegung, daß fie genau 
auf Holftein beſchränkt bliebe, nicht erfolgen könnte, ohne die ſchon beftebenben 
Schwierigkeiten zu vergrößern. Es ift ſehr wabrjcheintich , daß die däniſche Re— 
gierung "bierauf mit Repreffalien und einer dem beutichen Handel ſebr nad» 
theiligen Blolade erwiedern würde. Aber ſolche Maßregeln würden in Deutſchland 
ſoviel Erbitterung hervorrufen, wie die Bundesereeution in Dänemark. — 
I. Maj. Regierung läßt die Anſprüche des Bundes in Holſtein und Lauenburg 
völlig gelten, ift aber der Anficht, daß, wenn die Forderungen der Bundesver- 
jammlung auf die deutſchen Herzogthümer ſich bejchränften, dieſelben obne Bundes⸗ 
erecution und ohne fih den mit der Ergreifung einer ſolchen äußerſten Maßregel 
verbundenen Gefahren ausjujegen, befriedigt werben fünnten.“ 


22. Dftober. Die Bundesverfammlung beſchließt die engliſchen 
Depeichen ablchnend zu beantworten, da die Grecution in 
Holjtein» Lauenburg eine innere deutiche Frage jet. 

15. November. Tod ded Königs von Dänemark. (f. jpäter.) 


17. Weitere Entwickelung des inneren Konflikts. 


9. Mai. Berhandlungen über die Militärfrage. 
Die Nothwendigfeit der Neorganifation. 
Aus der Erflärung des Kriegs- Minifters von Roon: 


„Die Ueberzeugung, welche die Regierung bei ihren Reorganifationsplänen 
leitet, ıft eine jehr tiefe und jehr wohlerwogene. Die Regierung ift fich dabei 
bewußt, daß es fih um die beiligften Intereffen des BVBaterlandes handelt. Des» 
balb bat die Regierung im Jabre 1860 den erften Entwurf eingebracht; deswegen 
bat fie ihn feftgehalten, mit der ihr vorgeworfenen Zäbigfeit und Konjequenz — 
von der man hier geſagt hat: daß ſie einer beſſeren Sache würdig wäre. Meine 
Herren, eine beſſere Sache giebt es nicht! 

Wenn die Reorganiſation der Armee die Schlagfertigkeit des preußiſchen 
Bolles nach der Ueberzeugung der Regierung für alle Zeiten fichert, jo ift damit 
etwas beabfichtigt, was unfer Aller wejentlichfte und wichtigfte Interefien auf das 
Allertieffte und Innigfte berübrt, und ich kann mich nicht enthalten, zu bemerfen, 
daß, wenn die Regierung durch die Beichlüffe der anderen Faktoren der Geſetz— 
gebung an der Ausführung dieſes wichtigiten Werkes, welches feit dem Frieden 
beabfihtigt worden, gebindert wird, auf Sie die Berantwortung fällt, auf Sie, 
meine Herren (nach links gewendet), die Berantwortung und nicht allein Die Ver— 

g9* 
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antwortung vor den Zeitgenoffen, jondern auch vor den Nachlommen. Meine 
Herren! Kenn die Ketten der Fremdherrſchaft im Lande raffeln, dann wird man 
gewahr werben, was man verihmäht und — hat. 

Der Zweck jeder Armee iſt doch — in kurzen Worten — Vertheidigung 
des Vaterlandes nach außen. Dieſer Aufgabe muß die Armee gewachſen ſein. 
Wenn ſie es iſt, dann erfüllt ſie ihre Beſtimmung; wenn ſie aber dieſer Aufgabe 
nicht gewachſen iſt, meine Herren, dann fort mit ihr! dann find Ihre 153,000 Mann 
auch noch viel zu viel. Warum wollen Sie diefe dann unterbalten? Wenn Sie 
aber für bie Löſung der Aufgabe eine ftärkere Armee für notbwendig balten 
müfjen, jo glaube ich, ift es eines jeden Vaterlandsfreundes Pflicht, Dafür zu 
forgen, daß eine ſolche eriftirt, und dieſer Verpflichtung bat fi) die Regierung 
nicht entziehen zn dürfen geglaubt. Ich bin aber der Meinung, daß das Land, 
daß unſrer edles, ftolzes Volk zu einer ſolchen Berzichtleiftung auf Wehrfähigkeit 
und Selbitftändigfeit nicht entichloffen ift. Ich bin der Meinung, daß unſer Bolt 
weit entfernt davon ift, die Armee abzufchaffen, oder auch nur in einem Maße 
zu verringern, daß fie ihrer Aufgabe nicht gewacjen wäre. Daran denkt das 
Yand nicht; unfer Bolt weiß ſehr gut, daß feine ruhmvolle Geihichte Eins ift 
mit der Gejchichte jeiner glorreihen Armee, und dieſes Bewußtjein bat fich be- 
währt und lebendig erhalten bis in die letten Jahrzehnte.“ 


11. Mai. Konflikt ded Kriegs- Minifterd mit dem Vice-Präſi— 
denten von Bodum: Dolffs. 


Erklärung des Staats-Miniſteriums. 


„sn der heutigen Sigung hat der mitunterzeichnete Kriegsminiſter fich 
genöthigt gejehen, perſönlich verlegende Aeußerungen einzelner Mitglieder 
des Haufe der Abgeordneten, nachdem dieje von dem Präfidium nicht 
gerügt worden waren, jeinerjeitS zurüdzumeifen. Er ift dabei vom Präfi- 
dentenftuhl aus unterbrochen worden; jeine Bitte, ihn nicht zu unter: 
brechen, und jeine Berufung auf das verfafjungsmäßige Recht der Minifter 
haben fein Gehör gefunden; es ift ihm jogar vom Präfidentenftuhle aus 
Schweigen geboten worden. Die Sigung wurde demnädjt vertagt. Das 
Staat3 » Minifterium glaubt, das Verfahren des Präfidiums jeiner prin- 
ipiellen Bedeutung wegen zum Gegenftand einer Erörterung mahen zu 
den. Nah Art. 60 der Berfafjungs-Urfunde müſſen die Dinifter auf 
ihr Verlangen zu jeder Zeit gehört werden, jede Kammer kann die Gegen: 
wart der inter verlangen. Nach den Artikeln 78 und 84 regelt jede 
Kammer ihren Gejhäftsgang und ihre Disziplin dur eine Gejchäfts- 
ordnung und können die Mitglieder der Kammer für ihre ausgeſprochenen 
Meinungen nur innerhalb der Kammer auf den Grund der Gejhäfts- 
ordnung zur Rechenjchaft gezogen werden. Dieje Beitimmungen der Ber: 
faſſungs-Urkunde, und fie And die einzig maßgebenden, unterwerfen nur 
die Häujer des Yandtages der durch ihre Gejhäftsordnung geregelten 
Disziplin, ftellen die ftrenge Handhabung derjelben aber aud in Ausficht, 
indem fie in Hinblid auf dieje die Anwendung der allgemeinen Strafge: 
jege gegen etwaige ungejegliche Aeußerungen der Abgeordneten ausfchliegen. 
Den Diiniftern jteht daS gleiche Privilegium nicht zur Seite, dagegen find 
fie auch der Disziplin des Hauſes durd feine Beſtimmung unterworfen. 
Mit dieſen verfaflungsmäßig feitgeftellten Grundjägen fteht das heute 
vom Präfidentenftuhl aus beobachtete Berfahren im Widerſpruch. Das 
Präfidium hat unter Berufung auf die ihm angeblich zujtehenden Dis: 
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ziplinar= Befugnifje einen Minifter unterbrochen und ihm Schweigen auf- 
erlegt. 

Wenn der Art. 60 der Berfaflung den Kammern das Recht beilegt, 
die Gegenwart der Minifter zu verlangen, jo ift das Korrelat der daraus 
fich ergebenden Verpflichtungen der Miniſter deren Anfpruch auf Gemäh- 
rung de3 ihnen zuftehenden Rechts, zu jeder Zeit gehört zu werden. Dies 
Redt wird aber illuforifch gemacht, wenn das Präfidium die Befugniß 
in Anjpruch nimmt, nach eigenem Ermeffen den Umfang und das Map 
der Redefreiheit der Minifter zu bejchränfen. So lange diefer dem heu- 
tigen Berfahren des Präfidiums zu Grunde liegende Aufpruch aufrecht 
erhalten wird, glaubt dad Staatöminifterium der ihm nur unter Voraus- 
fegung der vollen Gewährung feiner Rechte auferlegten Verpflichtung, in 
den Kammern auf Verlangen gegenwärtig zu fein, ohne Preisgebung der 
den Räthen der Krone verfaffungsmäßig gebührenden Stellung, nicht nach— 
fommen zu können. Das Staatdminifterium muß ſich vielmehr 
der Theilnahme an den Berathungen des Abgeordnetenhaujes 
jo lange enthalten, bis ihm dur das Präfidium die hierdurch 
erbetene Erklärung zugeht, daß eine Wiederholung des heu— 
tigen, a Begründung entbehrenden Verfahrens 
gegen ein aa des Staatsminifteriums nicht in Aussicht 
ſteht.“ (Folgen die Unterfchriften des gefammten StaatSminifteriums.) 


15. Mai. Beichlüffe des Abgeordnnetenhaufes. 

1. Daß der Präfident jeden Redner, alfo au die Minifter unterbrechen fann, 

2. daß durch eine ſolche Unterbrechung das verfaffungsmäßige Recht der Mi- 
nifter, jederzeit gebört zu werben, nicht beeinträchtigt wird, 

3. daß es hingegen verfaffungswidrig ift, wenn die Minifter ihre Gegenwart 
im Haufe willfürlih von Borbedingungen abbängig maden, 

4. daß demnach das Haus fich nicht veranlaft findet, auf das im Schreiben 
des Staatsminifteriums vom 11. Mai ausgeſprochene Verlangen einzugeben. 


16. Mai. Weitere Erklärung des Staatd-Minifteriums zur Aufs 
rechterhaltung der Erklärung vom 11. Mai. 
Das Abgeordnetenhaus bleibt bei feinen Beſchlüſſen vom 
15. Mai ftehen und beſchließt, eine Adreffe an die Krone 
zu richten, um jeine allgemeinen Beichwerden über das 
Minifterium vorzubringen. 
20. Mai. „Allerböhite Botihaft an dad Abgeordnetenhaus. 


— — „Wir fünnen es der Würde Unjerer Regierung nicht für ent« 
ſprechend erachten, daß Unjere Minifter als Bertreter der Drone den Ver⸗ 
bandfungen des Haufes, unter Berzichtleiftung auf die ihnen rechtlich 
zuftehende und verfaffungsmäßig verbriefte felbtftändige Stellung gegenüber 
dem Haufe der Abgeordneten und dem Präfidium defjelben betwohnen. 
ir fünnen daher das Haus der Abgeordneten nur ermahnen, einer 
Lage der Dinge, unter welcher die wefentlichften Intereſſen des Yandes 
leiden, ein Ende zu machen, indem das Haus der Abgeordneten Unjeren 
Miniftern die von denfelben verlangte Anerkennung ihrer verfaſſungs— 
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mäßigen Rechte gewährt und dadurch das fernere gefchäftliche Zufammen- 
wirfen ermöglicht, ohne welches ein Ergebniß der Verhandlungen des 
Landtages fich nicht in Ausficht nehmen läßt.“ — — 


22. Mai. Adreſſe des Abgeordnetenhaufes an Se. Majeftät 
den König. 


I. „Ew. Majeftät Allerböchfte Botihaft vom 20. d. Mts. ift vom Haufe 
der Abgeorbneten ebrfurchtsvoll entgegengenommen worben. 

Wir können daraus nur entnebmen, daß Ew. Majeftät die Verhandlungen 
des Haufes nicht wabrbeitsgetreu vorgetragen worben find. Unſer Präſident 
bat in der Situng vom 11. d. Mts. nicht den Anſpruch erboben, die Minifter 
Ew. Majeftät jeiner Disciplinargewalt zu unterwerfen. Er hat nicht unter Be- 
rufung auf feine Disciplinargewalt den Miniftern Schweigen geboten, fondern 
nur Gebrauch gemadt von dem ftets und obne Widerſpruch der Minifter geübten 
Recht, das Wort jederzeit felbft zu ergreifen und zu dem Zwecke Schweigen zu 
verlangen. Im Uebereinftimmung damit bat das Haus der Abgeordneten am 
15. d. Mis. den Beſchluß gefaft: 

daß der Präfident vermöge des ihm allein zuftebenden Rechts, Die 
Verhandlungen zu leiten und die Ordnung im Haufe aufrecht zu er- 
halten, jeben Redner, auch die Minifter und beren Stellvertreter, 
unterbrechen kann. 

Das Haus bat biernah von den Miniftern feine Berzichtleiftung auf ibre 
verfaffungsmäßige felbftändige Stellung gefordert; es bat ſich ftreng auf den vor— 
liegenden Fall befchränkt, und zur Vermeidung eines weder dadurch, noch durch 
die Zeitumftände gebotenen Streites jede Beihlußfaffung über das Recht zum 
Ordnungsruf, zur Entziehung des Wortes und zu einer jogenannten Disciplinar- 
gewalt jorgfältig vermieden. Dagegen baben die Minifter Ew. Majeftät wider 
den Wortlaut der Berfaffung, welcher jedem der beiden Häufer das Recht zu- 
Ipricht, die Gegenwart der Minifter zu verlangen, ihr Erſcheinen abbängig ge— 
macht von ber unmögliden Bedingung ber Zurüdnabme einer Behauptung, 
welche bei dieſem Hergang weder von dem Präfidium, noch von dem Haufe aus- 
geiproden war. 

I. Das Haus der Abgeordneten ftand bei Empfang der Allerhöchſten 
Botihaft in Begriff, Em. Majeftät mit feiner Vorftellung gegen dies Verfahren 
feine allgemeinen Bejhwerben über die Minifter der Krone offen und ebrerbietig 
darzulegen. 

Es find mehr als drei Monate vergangen ſeit unferer ebrfurchtevollen 
Adreffe vom 29. Januar d.%., ohne daß die Rücklehr zu verfaffungsmäßigen 
ie erfolgt, obne daß eine Bürgichaft für diefe Niüdkehr gewonnen wäre. 

ie Minifter Ew. Majeftät jahren vielmehr fort, verfafjungswidrige Grund- 
füge offen auszufpreden und zu betbätigen. — — 

Nicht genug damit, haben fie ihre Mitwirkung dazu verweigert, das in ber 
Berfaffung verheißene Ausführungsgejeg über die Berantwortlichkeit der Minifter 
mit der Yandesvertretung zu vereinbaren; ja fie haben feinen Anftand genommen, 
vor verfammeltem Haufe zu erklären, daß fie ihre VBerantwortlichleit dem Spruche 
bes von ber Berfafjung dazu berufenen Gerichtshofes nicht unterwerfen können. 

III. Inzwiſchen bat das Haus der Abgeordneten pflihtmäßig Diejenigen 
Verhandlungen fortgejegt, welche dem Lande jeine volksthümliche Wehrverfaſſung 
erhalten, dem Heere die gejegliche Grundlage fibern, die Ordnung des Staats: 
bausbaltes beritellen, dem Lande fein verfaffungsmäßiges Recht und feinen inneren 
Frieden wiedergeben follten. Die Minifter der Krone find es, welche durch das 
Abbreden der perjönlihen Verhandlung mit dem Haufe, dieſen Zweck ber 
Seſſion vereiteln. 

IV. Dem innern Zerwürfniß bat fich ſtets wachſend die äußere Gefahr 
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zugejellt. Unter Ew. Majeftät Regierung war Preußens äußere Lage günftiger 
geworben, als jeit langer Zeit. Die Hoffnungen auf Wieberberftellung der Macht 
und Einheit Deutichlands batten fi von Neuem belebt. 

Die gegenwärtigen Minifter Ew. Majeftät haben diefe Erwartungen ge- 
täufcht. Durch ihre Politik nah Außen, durch ihr verfaffungswidriges Verfahren 
im Innern baben fie das Bertrauen der Bölfer und der Regierungen 
verſcherzt. Preußen ftebt faft allein in Deutfchland, ja in Europa. 

Das Haus der Abgeordneten bat feine Stimme zu wiederholten Malen 
erhoben, um die Minifter Ew. Majeftät aufzuhalten auf den gefährlichen Wegen, 
welde fie in der auswärtigen Politik betreten haben. Sein Ratb ift zurüdge- 
wiejen worden. Die Minifter haben erklärt, fie würden, wenn fie es für nöthig 
bieten, Krieg führen mit oder ohne Gutheißen der Yanbesvertretung. 

Allergnädigfter König und Herr! 

V. Das Haus der Abgeorbnieten nabt dem Throne in einem Augenblid, 
in weldem es leider nicht mehr zweifeln kann, daß Em. Majeftät die Abfichten 
des Haufes und die Wünſche des Yandes nicht der Wahrheit getreu vorgetragen 
werden. Es erfüllt noch einmal feine Gewiffenspflicht, indem es vor Ew. Majeftät 
in tieffter Ehrfurcht erflärt: Das Haus der Abgeordneten bat fein 
Mittel der Berftändigung mehr mit diefem Minifterium; es lebnt 
feine Mitwirkung zu der gegenwärtigen Politil der Regierung ab. 
Jede weitere Verhandlung befeftigt und nur in ber Ueberzeugung, 
daß zwifhen den Ratbgebern der Krone und dem Lande eine Kluft 
beftebt, welche nit anders, als durch einen Wechſel der Berjonen, 
und mebr noch, durd einen Wechſel des Spftems ausgefüllt 
werden wird. 

VI. Königlibe Majeftät! Das Yand verlangt vor Allem die volle Achtung 
jeines verfaffungsmäßigen Rechts. 

Seit dem Beiteben der Verfafjung find die Rechte und Intereffen ber 
Krone von der Vollsvertretung ftets gewilfenbaft geehrt, ift den Miniſtern die 
Anerkennung und Ausübung ihrer verfaffungsmäßigen Rechte nie beftritten worden. 
Aber die wichtigften Nechte der Volksvertretung find mißachtet und verlegt. Ver— 
geblich barrt das Land der in ber Verfaffung verbeißenen Geſetze. 

Möge Em. Königliche Majeftät diefem Zuftande, der für Staat und König: 
tbum ſchwere Gefabren birgt, eine Schranke jegen. Möge fo, wie in den rubm- 
reichften Tagen unferer Bergangenbeit, Ew. Majeftät den Glanz des Königlichen 
Hauſes, die Macht und Sicherheit der Regierung in dem gegenfeitigen Bande 
des Bertrauens und der Treue zwifchen Fürft und Voll fuhen und finden. 

Nur in diefer Einigkeit find wir ſtark. Getroft können wir dann — aber 
auch nur dann — einem jeden Angriffe entgegenjehen, er fomme, wober er wolle.“ 


26. Mai. Allerhöchſte Botihaft auf die Adrejie. 


„Sch habe die Adrefje des Haufes der Abgeordneten vom 22, d. Mts. 
erhalten. 

’ Wenn die Ermwiderung auf Meine Botjchaft vom 20. d. Monats 
nur der bereitö zur Berathung geftellten Adrefje einleitend hinzugefügt 
worden ift, jo fteht dies Verfahren mit den früher und jegt wiederholten 
Ba ya ehrfurchtsvoller Gefinnungen gegen Mich nicht im Einklange. 

Eine Bethätigung diefer Gejinnungen fann Ich auch in der vom Haufe 
ausgejprochenen ————— nicht finden, daß Mir die Abſichten des 
Hauſes und die Wünſche des Landes nicht der Wahrheit getreu vorge— 
tragen wären. Das Abgeordnetenhaus ſollte es wiſſen, dag Mir die 
Lage des Landes wohl bekannt iſt, daß Preußens Könige in und mit 
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ihrem Volk leben und daß fie ein Mares Auge und ein warmes Herz für 
die wahren Bedürfniffe des Yandes haben. 

Auch über die Vorgänge in der Sigung vom 11. d. Monats war 
Ich genau und mwahrheitsgetreu unterrichtet. Es hätte deshalb der Ein- 
reihung des ftenographifchen Berichtes über diejelbe nicht bedurft. 

Die Thatjache fteht feft, dag das Präfidium einen Meiner Minifter 
niht nur unterbroden und ihm Schmeigen geboten, jondern ihm auch 
durch PVertagung der Sigung das miederertheilte Wort jofort entzogen 
bat. Diefem Acte fonnte feine andere Deutung gegeben werden, ald daß 
e3 fih um eine Anmendung der Disciplinargewalt des Präfidiums ge— 
handelt habe. 

In feinen Rüdäußerungen auf die Schreiben des Staatsminifteriums 
vom 11. und 16. d. Monat3 hat das Haus der Abgeordneten e8 vermieden, 
fih über den —— auszuſprechen. Auch die Adreſſe verſucht, ihn 
zu umgehen. Wenn es in derſelben jedoch heißt: 

„Das Haus hat von den Miniſtern keine Verzichtleiſtung auf ihre ver— 
faſſungsmäßige ſelbſtändige Stellung gefordert,“ 
jo ſehe Ich hierin neben dem Anerkenntniß, daß die Vertreter der Krone — 
wie jelbftverftändlihd — der Disciplinargewalt des Präfidiums überhaupt 
nicht unterworfen find, insbefondere die Zuficherung, daß auch das Haus 
einen unberechtigten Anſpruch in diefer Beziehung nicht ferner erhebt. 

Hätte das Haus eine folche eg 3 rechtzeitig gethan, jo würde 
es feine Veranlaffung zu der grundlojen Bejchuldigung gefunden haben, 
dag Meine Minifter durch das Abbrechen der perjönlichen Verhandlung 
mit dem Haufe die Erfüllung des Zweckes diejer Sejfion vereitelt hätten. 

Darnach würde Ich Meine Miniſter haben veranlafjen fünnen, die 
Verhandlungen mit dem Haufe wieder aufzunehmen und von Neuem zu 
verjuchen, ob und inwieweit diejelben einem befriedigenden Abjchluffe ent— 
gegengeführt werden fonnten. Allein das Haushatinfeiner Adrefie 
jelbjt jede Hoffnung auf irgend eim erjprießlihes NRejultat 
der fortgejegten Verhandlungen abgeſchnitten. 

Die Adreſſe beklagt, daß in den legten drei Monaten die Rückkehr 
zu verfafjungsmäßigen Zuftänden nicht erfolgt jei. Meine Minifter haben 
e3 an den zur Erzielung eines gejeglich geordneten Staatshaushalts er- 
forderlihen Borlagen nicht fehlen laſſen. Sie tragen nicht die Verant- 
wortung dafür, daß die Beichlußnahme über diefelben bisher nicht erfolgt 
ift, vielmehr hat das Haus Zeit und Kräfte auf Berathungen und Dis» 
cuffionen verwendet, deren Tendenz und Form jchon jeit längerer Zeit 
Zweifel an einem die Pandesintereflen fürdernden Reſultat der Verhand⸗ 
lungen erweden mußten. 

Die Behauptung, dag Meine Miniſter verfaffungsmwidrige 
Grundjäge ausgeſprochen und bethätigt haben, jowie daß die wich— 
tigften Rechte der Voltsvertretung mißachtet und verlegt worden jeien, 
entbehrt jeder thbatjählihen Begründung. E3 wäre Sade des 
Hauſes geweſen, den Nachweis dieſer Behauptung mwenigftens zu verjuchen 
und die vermeintlich mißachteten Vorjchriften der Verfaſſungsurkunde zu 
bezeichnen. In diefer Hinficht wird jedoch nicht? weiter angeführt, als 
dag Meine Minifter ihre Mitwirfung zur Vereinbarung eines Gejeges 
über die Minifterverantwortlichkeit für jegt abgelehnt haben. Ebenſowenig 
wie den frühern Miniftern fann aber den gegenwärtigen eine Berfafjungs- 
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verlegung aus dem Grunde zum Vorwurfe gemacht werden, daß jie eine 
weitere Bertagung diefer Gefeggebung, für melde ein beftimmter Zeit» 
— nicht vorgeſchrieben iſt, den Intereſſen des Landes für entſprechend 
alten. 

Die Haltung, welche die Mehrheit des Hauſes beobachtet hat, ſo oft 
die Beziehungen Preußens zum Auslande in den Kreis ſeiner 
Erörterungen gezogen worden ſind, hat Mich mit tiefem Leidweſen erfüllt. 
Man hat die auswärtige Politik Meiner Regierung aus dem ſchroffſten 
Standpunft des inneren Parteiintereſſes beurtheilt, und einzelne Mit— 
glieder des Haufes haben fich jomweit vergefien, mit Verweigerung der 
Mittel jelbit zu einem gerechten Kriege zu drohen. Diejer Haltung ent: 
ſprechen die Behauptungen der Adreſſe über die ausmärtigen Berhältnifie 
Preußens und die daran gefnüpften Anſchuldigungen gegen Meine Regie- 
rung. Der Wirklichkeit entjprechen fie nicht. Die Stelung Preußens ift 
nicht ifolirter, al3 die anderer Europäiſcher Staaten; ebenjowenig aber, 
wie die übrigen Mächte, fann Preußen fi unter den gegebenen Berhält- 
niffen der Nothmendigkeit entziehen, den gegenwärtigen Beſtand jeiner 
Wehrkraft ungeſchwächt aufrecht zu erhalten. 

Wenngleih Ich nicht geionnen bin, patriotifchen Beirath, aud in 
Fragen der auswärtigen Politif, von der Hand zu meifen, jo fann ein 
jolher doch nur dann von Werth fein, wenn er ſich auf volle Kenntniß 
aller einjchlagenden Berhältniffe und Berhandlungen jtügt. Wird über 
Nichtbefolgung dieſes Rathes aber Bejchwerde erhoben, jo liegt darin ein 
unberehtigter Verſuch des Haufes, den Kreis jeiner verfajjungsmäßigen 
Befugniß zu erweitern. 

Unter allen Umftänden iſt und bleibt es ausjchlieglih Mein durch 
Art. 48 der Berfaſſungsurkunde verbrieftes Königliches Hecht, über Krieg 
und Frieden zu befinden. 

In diefer, wie in jeder andern Beziehung it e8 Meine Pflicht, den 
auf Gejeg und Berfafjung beruhenden Umfang Königlicher Gewalt unge— 
ihmälert zu wahren, und das Yand vor den Öefahren zu behüten, melde 
eine Verlegung des Schwerpunktes unjeres gefammten öffentlichen Rechts— 
beftandes in ıhrem Gefolge haben würden. Mit allem Ernſt muß ch 
den Beftreben des Haufes der Abgeordneten entgegentreten, jein vers 
fafjungsmäßiges Recht der Theilnahme an der Gejeggebung als ein Mittel 
zur Beſchränkung der verfafjungsmäßigen Freiheit Königliher Entjchlie- 
Bungen zu benugen. Ein ſolches Beftreben giebt fich darin fund, daß das 
Haus der Abgeordneten feine Mitwirkung zu der gegenwärtigen Politik 
Meiner Regierung ablehnt, und einen Wechjel in den Perjonen Meiner 
Rathgeber und Meines Regierungsiyftems verlangt. Dem Art. 45. der 
Verfaſſungsurkunde entgegen, wonach der König die Minifter ernennt und 
entläßt, will da3 Haus Dich nöthigen, Mich mit Miniftern zu umgeben, 
welche ihm genehm find; es will dadurd eine verfallungsmwidrige Allein- 
berrichaft des Abgeordnnetenhaufes anbahnen. Dies Berlangen meije Ich 
jurüd. Meine Minifter bejigen Mein Vertrauen, ihre amt— 
lihen Handlungen find mit Meiner Billigung geihehen, und 
Ih weiß es ihnen Dant, daß fie fih angelegen jein lajjen, 
dem verfaffungsmwidrigen Streben des Abgeordnetenhaujes 
nah Madhtermeiterung entgegenzutreten. 

Unter der Mitwirkung, melde das Haus Meiner Regierung zu vers 
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meigern erflärt, fann Ich nur diejenige verftehen, zu welcher das Haus 
verfafjungsmäßig berufen ift, da eine andere weder von ihm beanſprucht 
werden Fann, noch von Meiner Regierung verlangt worden ift. 

Angeſichts einer folhen Weigerung, welche überdies durch den Ge— 
Kanntinhalt und die Sprache der Adrefje, jowie durh das Berhalten 
des Haujes während der verflofienen vier Monate in ihrer Bedeutung 
Har geftelt wird, läßt eine fernere Dauer der gegenwärtigen Seſſion 
feine Rejultate erwarten; fie würde den ntereffen des Landes weder 
feiner Yage, noch feinen auswärtigen Beziehungen nad entjprechen. 

Auch Ich fuche, wie Meine Vorfahren, den Glanz, die Madt 
und die Sicherheit Meiner Regieruug in dem gegenfeitigen Bande 
des Vertrauens und der Treue zwiſchen Für und Bolf, Mit 
des Allmädhtigen Hülfe wird es Mir gelingen, die fträflihen 
Verſuche zu vereiteln, welche auf Yoderung diefes Bandes ge— 
rihtet jınd. Im meinem Herzen fteht das Vertrauen auf die 
treue Anhänglichkeit des Preußifhen Volkes an fein Königs— 
haus zu feft, als daß es durch den Inhalt der Adrejie des Ab— 
geordnetenhaufes erjchüttert werden ſollte.“ 


Berlin, den 26. Mai 1863. Wilhelm. 


27. Mai. Schluß der Sejlion. 
Aus der Nede des Minifter- Präfidenten v. Bismarck. 


Die Negierung Seiner Majeftät hatte bei der Eröffnung diefer 
Sigungsperiode den Wunſch und das Beftreben fund gegeben, ein ein- 
müthiges Zufammenwirfen mit den beiden Häufern des Yandtages her— 
zuftellen. Die beftehende Verfaſſung umd die gemeinjame Hingebung für 
das Wohl des Yandes und die Ehre der Krone war als die Grundlage 
bezeichnet worden, auf welcher dieſes Ziel zu erreichen fein werde. 
Nah dem Ergebniß der Thätigkeit des Yandtage® ın den verflofjenen 
vier Monaten ift dieſer Wunſch jedod im Wefentlichen unerfüllt ge— 
blieben. — — 

Das Haus der Abgeordneten ift Schon durch die Hundgebungen, von 
welchen der Beginn feiner Arbeiten begleitet war, insbeſondere aber durd) 
die an des Königs Majejtät gerichtete Adrefje vom 29. Januar d. J. ın 
einen jchrofjen Gegenfag zu der Regierung getreten, und obgleid an das— 
jelbe durch den Allerhöchtten Erlaß vom 3. Februar d. J. die ernite Auf: 
forderung ergangen war, jomwohl durch Anerkennung der in der Ber: 
fafjung den verſchiedenen Gewalten gejegten Schranken, als durch bereit= 
williges Eingehen auf die landesväterlichen Abſichten Seiner Majeftät 
des Königs das Werk der Verftändigung zu ermöglichen, jo ift dod das 
Haus in feiner diefer Verſtändigung widerjtrebenden Haltung verblieben ; 
namentlich hat dafjelbe durch meit greifende Verhandlungen über die 
auswärtige Politif die Wirkjamkeit der Regierung Seiner Majejtät zu 
lähmen geſucht und dadurch die Aufregung in den an Polen grenzenden 
Provinzen weſentlich gefteigert. Das Haus der Abgeordneten hat nicht 
Bedenken getragen, den Entftellungen und Angriffen der Gegner der 
Preußiſchen Regierung Ausdrud zu geben und Bejorgnijje wegen äußerer 
Gefahren und kriegeriſcher Verwickelungen zu erregen, zu denen die Bes 
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ziehungen der Regierung Seiner Majeftät zu den auswärtigen Mächten 
feine begründete Beranlafjung — Schließlich hat das Haus in der 
Adreſſe vom 22. d. Mts. der Regierung die ihm verfaſſungsmäßig oblie— 
gende Mitwirkung überhaupt zu verſagen erklärt; hiermit iſt der Schluß 
ſeiner Berathungen unvermeidlich geboten. 

Die Regierung Seiner Majeſtät kann es nur tief beklagen, daß 
die Erledigung der dem Landtage vorgelegten Finanzgeſetze, und na— 
mentlich die zeitige Feſtſtellung des Staatshaushalts-Etats für das 
Jahr 1863 — dieſe Weiſe vereitelt worden iſt, und behält ſich die Ent— 
ſchließung über die Wege vor, auf welchen dieſelben zum Abſchluß zu 
bringen jein werden. 

Die Regierung Seiner Majeftät erfennt den vollen Ernſt ihrer 
Aufgabe und die Größe der Schwierigkeiten, melche ihr entgegentreten ; 
fie fühlt fich aber ftarf in dem Bemußtjein, daß es die — der 
wichtigſten Güter des Vaterlandes gilt, nnd wird daher auch das 
Vertrauen feſthalten, daß eine beſonnene Würdigung dieſer Intereſſen 
ſchließlich zu einer dauernden Verſtändigung mit der Landesvertretung 
führen und eine gedeihliche Entwickelung unſeres Verſaſſungslebens er— 
möglichen werde. 


Nach dem Schluß der Seſſion. 


1. Zuli. Prebverordnung. 
Aus dem Bericht des Staats - Minifteriums an Se. Majeftät den 
König: 

„Das Staatsminifterium bält es unter den gegenwärtigen Berbältniffen für 
die dringende und unerläßliche Aufgabe der Staatsregierung, ibrerjeits auf jede 
Weiſe dabin zu wirken, daß bie leidenfchaftlihe und unnatürlihe Aufregung, 
welche in ven legten Jahren in Folge des Parteitreibens die Gemütber ergriffen 
bat, einer rubigeren und unbefangeneren Stimmung weiche. Hierzu jcheint wor 
Allen erforderlich, daß der aufregenden und verwirrenden Einwirkung der Tages- 
preffe kräftig und wirkfam entgegen getreten werbe. 

Die Erfabrung der jüngften Zeit bat von Neuem überzeugend bargetban, 
daß Die durch das Prefigeieg vom 12. Mai 1851 lediglich in die Hand der Ge- 
richte gelegte Einwirkung bierzu nicht ausreicht. 

Je mehr die Staatsregierung ſich genöthigt fab, dem unberechtigten und 
übertriebenen Erwartungen und Forderungen der Parteien Widerftand zu leiften, 
deſto leidenfchaftlicher und rüdhaltlofer mißbrauchte ein Theil der Preſſe die der- 
jelben gewährte Freiheit zur beftigften und ſelbſt gehäffigften Oppofition gegen die 
Regierung Em. Königlichen Majeftät und zur Untergrabung aller Grundlagen 
eines geordneten Staatswejens, fowie der Religion und der Sittlichkeit. An der 
beflagenswertben Berirrung ber Gemütber, welcher die jeßige Lage der Staate- 
verbältniffe zuzufchreiben ift, trägt unzweifelhaft die völlig ungezügelte Einwirkung 
der Prefie einen großen Theil der Schuld. 

Die pofitive Gegenwirkung gegen die Einfliifje derjelben vermittelft der fon» 
jervativen Preſſe kann ſchon deshalb den wünſchenswerthen Erfolg nur theilweife 
baben, weil die meiften ber oppofitionellen Organe durch eine langjährige Ge- 
wöbnung des Publikums und durch die inbuftrielle Seite der betreffenden Unter— 
nebmungen eine Verbreitung befigen, welche nicht leicht zu bekämpfen: ift. 
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Die Einwirkung ber Yuftizbebörben aber auf Grund des Preßgeſetzes vom 
12. Mat 1851 und des Strafgefetbuches bat fih als unzureichend erwielen, um 
die Ausichreitungen ber Preſſe erfolgreich zu hindern. Der Kampf wird jeitens 
ber Leßteren zum Theil auf eine Weife geführt, bei welcher die Remedur durch 
bie Rechtspflege faum möglich ift. Die gebäffigften Angriffe und Infinuationen 
gegen die Staatsregierung, ja gegen die Krone felbft, werden mit Vorbedacht jo 
gefaßt, daß fie zwar für Jedermann leicht verftändlich, auch für Die große Maſſe 
bes Bolles zugänglih und von verberblichfter Wirkung find, ohne jedoch jederzeit 
ben Thatbeftand einer ftrafbaren Handlung, wie ihn ber Richter feiner Recht— 
ſprechung zu Grunde legen muß, nachweisbar darzuftellen. Oft auch bieten ganze 
Artikel für ſich nicht die Handhabe zur gerichtlichen Verfolgung, während doch 
ber Zufammenbang berjelben mit ber gefammten jonftigen Haltung des Blattes 
die Klare Ueberzeugung von ber verwerflichen und ftaatsgefährlichen Abficht ge- 
währt. Es eriftirt eine Anzahl gerade in den unteren Schichten der Bevölkerung 
viel gelefener Blätter, welche auf ſolche Weife täglich die verderblichften Auffaffungen 
und Darftellungen verbreiten und augenfällig einen vergiftenden Einfluß auf die 
öffentlihe Stimmung und auf die Sittlichleit des Volles üben. 

Gegen dieſe gefährliche Einwirkung der Preffe fann eine Remedur nur ein- 
treten, wenn neben ber gerichtlichen Berfolgung einzelner ftraffälliger Kundgebungen 
ein Blatt auch wegen jeiner Gejammtbaltung zur Rechenſchaft gezogen werben 
fann, wenn ber Staatsregierung die Möglichkeit gegeben wird, der fichtlich und 
fortbauernd verderblichen Saltur eines Blattes ein Ziel zu jegen. — — 

Als Kriterien einer ſolchen Kun, find ausdrüdlich dieſelben Ausschreitungen 
angenommen, welde nad dem Strafgeſetzbuch ein gerichtliches Einfchreiten be- 
gründen, nur eben mit dem Unterjchiede, daß letsteres auf die einzelnen Aeuße— 
rungen gerichtet ift, in welchen ein bejtimmter ftrafbarer Thatbeftand vorliegt, 
während bei dem abminiftrativen Verfahren das Borhandenfein der Ausjchreitung 
nad den im Strafgejeßbudh erwähnten Richtungen aus der Gejammtbaltung des 
Blattes, und zwar aus jeinevr bvauernden Gejammtbaltung während einer 
längeren Zeit, entnommen werden foll. — 

Das Staatsminifterium vwerfennt nicht die Bedeutung ber in Rebe ftebenden 
Berordnnung gegenüber den bisherigen Beitimmungen über die gejetslihe Regelung 
ber Prefifreibeit. 

Daffelbe ift aber zugleich überzeugt, daß die Staatsregierung zur Ergreifung 
derartiger Mafregeln behufs Aufrechterbaltung der öffentlichen Sicherbeit nicht 
blos dur Artikel 27 und 63 der PVerfaffungsurfunde vom 31. Januar 1850 
unzweifelbaft berechtigt ift, jondern daß durch bie Einführung der beabjichtigten 
Berordnung auch der freien Meinungsäußerung, welche die Verfaſſung gewähr- 
leiften will, in Wahrheit fein Eintrag geichiebt. 

Indem den verwerfliben Ausichreitungen einer zügellofen Prefje Einbalt 
gethan wird, wird die Preßfreibeit jelbft auf den Boden der Sittlichleit und ber 
Selbftahtung zurüdgeführt werden, auf welhem allein fie gebeiben und fi 
dauernd befeftigen kann.“ 


Der Negierung Sinn und Streben. 
(Aus der Provinzial» Correspondenz vom 15. Juli): 


Ein liberaler Schriftfteller, welcher die neueften Schritte der Regierung, 
bejonders bie Preßverordnung jehr lebhaft und ſcharf befümpft*), geftebt babeı 
bob zu: man bürfe von bem aufrichtigen Glauben ausgeben, daß es ber Re— 
gierung „der beiligfte Ernft um das Wohl des Yandes, des Königshaufes und 
des Bolfes jei“, — daß Preußens Ehre, Glüd und Größe, und die Hingabe an 
dies Ziel auch auf Seiten der Minifter maßgebend jei. Es könne feine Frage 
fein, daß auch bie über die Prefje verhängten Mafregeln nicht etwa aus des— 


*) An den „Preußifchen Jahrbüchern“. 
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potiichem Gelüft, jonbern aus Wohlmeinuug für den Thron und das Yand 
bervorgegangen, — daß der böcfte Gefichtspunft dabei der einer pflichtmäßigen 
Fürſorge, einer Zurüdführung der aufgeregten und verirrten Gemüther zur 
Ordnung, Gejetzlichkeit und Mäßigung fei. 

Gewiß bat der liberale Gegner der Regierung mit diefem Zugeſtändniß 
nur Gerechtigkeit geübt, und es wäre ein wahrer Segen für Land und Bolt 
und die befte Vorbereitung für die von allen Freunden des Baterlandes erjehnte 
Berftändigung, wenn man nur auf allen Seiten damit beginnen wollte, an ben 
ernften und reblihen Willen der Regierung für Preußens Ehre, Glück und 
Größe zu glauben, ihr nicht „bespotifche Gelüſte“ unterzulegen, wo fie nur eine 
pilichtmäßige Fürſorge für die Beruhigung der aufgeregten Gemütber übt. 

Die Regierung bat es ja bei Verkündigung der Prefverordnung ganz Mar 
und beftimmt ausgeiprocden: fie halte es für ihre dringende und unerläßliche 
Aufgabe, zunähft dahin zu wirken, baß die leidenſchaftliche und unnatürliche 
Aufregung, welche in den legten Jahren in Folge des Parteitreibens die Ge- 
möütber ergriffen babe, einer rubigeren und unbefangeneren Stimmung weiche, 
damit jo der Boden für eine friedliche Ausgleihung des traurigen Zwiejpalts 
wieber gewonnen werde, ber unjere ftaatlihe Entwidelung ftört und hemmt. 

Die Regierung ift eben feit überzeugt, daß diefer Zwieſpalt nicht hätte 
zu entiteben brauden, wenn das Verſtändniß für des Königs Streben und Ab- 
fihten nicht allmälig durch die Berirrungen und die Yeibenjchaften des Partei» 
weſens verbunfelt worden wäre. 

In Preußen ift es etwas Unerbörtes und völlig Unnatürliches, daß es zu 
einem ſolchen Zwieipalt bat kommen können. Bei uns beftebt fein Gegenſatz 
zwiſchen Königthum und Bollsfreibeit, zwiichen Armee und Bürgerthbum, zwijchen 
der Autorität des Königlichen Regiments und wahrbaftem Fortſchritt; — Preußens 
Könige ſelbſt baben den Fortichritt auf allen Gebieten des öffentlichen Rechts 
und ber cffentlihen Wohlfahrt ftets auf alle Weiſe gepflegt und geförbert. 

Deshalb wird es gewiß nur einer Zeit der Berubigung, nur einer Be» 
ſchwichtigung jener unnatürlihen Aufregung bedürfen, um den altbewäbrten Geift 
der Treue, um die alte Einbeit zwifchen Fürſt und Volk wieder kräftig bervor- 
treten zu laffen, um zur vollen Berftändigung zwiichen der Regierung und der 
Yandesvertretung und damit zu einer neuen jegensreichen Entwidelung unjeres 
Verjafiungsiebens zurüdzufehren. 

Das ift der Sinn und die Abfiht der neueften Maßnahmen, bejonders ber 
Frefverordnung; die Regierung will damit eine Politif der Beruhigung und der 
Berföbnung üben, nicht eine Politik der Yeidenfchaft oder despotiicher Gelüſte. 
Auch die Strenge, welche fie fih augenblidiih auferlegt bat, will fie ficherlich 
nur in dem Geifte einer beiljamen Zucht des Gejetes, nicht im Geifte der Rache 
oder der Vergeltung üben. 

Einer unbefangenen Beurtbeilung wird es mebr und mehr Mar werben, 
daß es in Wahrheit nicht beabfichtigt ift, der freien Meinungsäußerung Eintrag 
zu thun, ſondern nur den Ausjchreitungen einer zügellojen aufreizenden Preffe 
ju wehren und damit „die Preffreibeit jelbft auf den Boden der Sittlichkeit und 
der Selbſtachtung zurüdzufübren, auf welchem allein fie gedeiben und fidh dauernd 
befeftigen kann.“ 

Wenn es der Regierung gelingt, Rube in die Gemüther zurüdzufübren 
und den Kampf der Parteileidenichaften endlich wieder zu beichwichtigen, fo wirb 
boffentlih der Erfolg ſchon in Kurzem zeigen, daß fie mit der Wieberberftellung 
von Ordnung, Gejeglichleit und Mäßigung zugleih auch die weitere Eutwidelung 
der verfafjungsmäßigen Freibeiten ermöglicht und neu gefichert hat. 


IS. Frankfurter Fürſtentag. 


1863. Juni — Juli. Reife Bismardd mit dem Könige nach 
Karlsbad und Gaftein. 


Brief Bismardd aus Gaftein an jeine Frau vom 28. Juli. 


— „Wie diefer Tag vor 16 Jahren Sonnenſchein im mein wüſtes 
FJunggefellenleben brachte, jo hat er heut auch diefes Thal damit erfreut, 
und ich habe es auf einem reizenden Morgenfpaziergang zum erften Mal in 
jeiner ganzen Schönheit geſehen. Morig würde jagen, daß es eine riefige 
Schüſſel mit Grünkohl ift, ſchmal und tief, die Ränder mit weißen Fall- 
eiern rundum befegt. Steile Wände, einige taufend Fuß hoc, mit Tannen = 
und Wiejengrün und eingeftreuten Sennhütten bi8 an die Schneegrenze 
bededt, und das Ganze von einem Kranze weißer Spigen und Bänder 
umzogen, die der Schnee während der 5 ie reichlich bepudert hat 
und deren untere Grenze die Sonne nun allmählig höher rückt. Dugende 
von filbernen Fäden durchziehen das Grün von oben, Waſſerbäche, die 
fih herabftürzen in eiliger Haft, als kämen jie zu jpät zu dem großen 
Fall, den fie mit der Ache zujammen dicht vor meinem Hauſe bilden. 
Die Ace ift ein Strom mit etwas mehr Waſſer, ald die Stolpe bei 
Strellin, und vollführt einen rajenden Walzer durch ganz Gaftein, indem 
In einige hundert Fuß in verjchiedenen Abjägen zwiſchen Felſen herab- 
pringt. 

Bei diefem Wetter läßt fich leben hier, nur möchte ich gar nicht zu 
thun haben, immer an den Höhen umherſchlendern, mich auf jonnige 
Bänke fegen, rauchen und die zadigen Schneejpigen durch das Glas an- 
ſehen. Gejellihaft ift wenig bier, ich lebe mur mit der Umgebung des 
Königs in Berkehr, mit der mih Mittag und Thee täglih zufammen- 
führen; die übrige Zeit reicht zum Arbeiten, Schlafen, Baden, Gehen 
faum bin. Den alten ** habe ich geftern Abend bejucht; zugleich mit 
dem Kaiſer, der am 2. erwartet wird, fommt N. N. und wird mir vor» 
Hagen, daß das Lügen der Fluch diefer Welt jei.“ 


2. Auguft. Der Kailer von Defterreih in Gaftein. 
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3. Auguft. Abreiſe des Kaiſers. 
Nach der Abreiſe: Ueberreichung eines Einladungsſchreibens 
des Kaiſers zum Fürſtenkongreß in Frankfurt durch 
einen Flügeladjutanten. 


Aus der öſterreichiſchen Denkſchrift über die Noth— 
wendigkeit einer Reform der deutſchen Bundesverfaſſung: 


J. „Je unſicherer ſich die Lage Europas geſtaltet hat, deſto unabweislicher 
tritt an die deutſchen Fürſten die Aufgabe heran, Angeſichts der inneren und 
äußeren Gefahren, welche Deutſchland bedrohen, ſich rechtzeitig einer haltbaren 
Stellung zu verſichern. Eine ſolche Stellung kann unter den Verhältniſſen, bie 
fh im den letten Jahren ausgebildet haben, augenfcheinlich nicht mehr einfach 
auf die beitehende Bunbesverfaffung gegründet werben. Seit lange find die Bundes» 
verträge von 1815 und 1820 in ihren Funbamenten erſchüttert. Cine Reihe 
zuſammenwirkender Thatjachen bat das Gebäude dieſer Verträge allmählih immer 
tiefer untergraben. Der Boden der Bundesverträge ſchwankt unter den Füßen 
beffen, der fib auf ihn ftellt, der Bau der vertragsmäßigen Ordnung der Dinge 
in Deutſchland zeigt überall Riffe und Spalten, und der bloße Wunſch, daß die 
meriben Wände den nächſten Sturm noch ausbalten mögen, kann ibnen die dazu 
nötbige Feftigkeit nimmermebr zurüdgeben. Weder Defterreich, noch Preußen, noch 
die Übrigen beutichen Staaten können fih mit irgend einem Grade von Vertrauen 
auf den Bund in feinem jetigen Zuftand ftüten. Je deutlicher fie dies erfennen, 
defto weniger dürfen fie an ber vollen Berechtigung des Verlangens nad einer 
eh durch welche das Bunbesprincip mit neuer Lebenskraft erfüllt würde, 
zweifeln. 

„Was Defterreich betrifft, jo ift es fich über diefen Punkt vollkommen Har 
geworden. Die faijerlibe Regierung ift mit feftem Willen, wenn auch mit jener 
äuferften Vorficht, die ihren Grunbjägen und Traditionen entipricht, an die Frage 
der Ausbildung der Bunbesverfaffung und beſonders an die jchwierige Aufgabe, 
die gejetsgebende Gewalt des Bundes zu organifiren, berangetreten. Sie bat ben 
jolgenreichen Schritt, die Vertretungen der Einzelftaaten zur Theilnahme an den 
Bundesangelegenbeiten zu berufen, zunächſt mur in der Form einer vorüber- 
gebenden Maßregel, eines erft durch die Erfabrung zu bewährenden Verſuchs in 
Vorihlag gebracht. Erft die Ablehnung ihres Antrags auf eine Delegirtenver- 
fammlung ad hoc bat fie genötbigt, um fo entichiedener ihre Mitwirfung zu 
einer organifhen Reform in Ausficht zu ftellen. Seitdem it Oeſterreichs 
Wort für ein ernites Streben nach diejem Ziele verpfänbet, und der Kaifer fühlt 
fih gedrängt, dieſes Verſprechen einzulöfen. Der Kaifer bat dem eigenen Reiche 
zeitgemäße Anftitutionen verlieben. Er erkennt volltommen an, daß auch die 
deutſche Nation in ihrer Geſammtheit mit Recht eine Neugeſtaltung ihrer politiſchen 
Berfaffung erwartet, und Er hält es als Fürſt des Bundes für Pflicht, Seinen 
Mitfürften offen darzulegen, was Er in diefer Beziehung für möglich bäft und 
für Seinen Theil zu gewähren bereit ift. 

II. „Defterreihs Reorganifationsvorfhläge können nur auf dem mit voller 
Klarheit und Entjchiedenheit feftgebaltenen Föderativprincip beruben. 

„Manches bat fih in Europa feit 1815 verändert, aber beute wie damals 
bietet die durch Die Auflöjung des deutichen Heiches zur Nothwendigleit geworbene, 
durh die europäiſchen Verträge fjanctionirte Beftimmung, daß die deutſchen 
Staaten unabhängig und durch ein Föderativband vereinigt fein werden, bie 
anzig möglihe Grundlage für die politiihe Verfaſſung Deutjchlands dar. 
Monarchiſche Staaten, zwei Großmächte unter ihnen, bilden den deutſchen Staaten- 
verein. Einrichtungen, wie eine einheitliche Spite oder ein aus birecten Volls— 
mwablen bervorgehendes Parlament, pafjen nicht für dieſen Verein, fie widerſtreben 
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feiner Natur, und wer fie verlangt, will nur dem Namen nad den Bund, oder 
Das, was man den Bunbesftaat genannt bat, in Wabrbeit will er das allmähliche 
Erlöſchen ber Yebenskraft der Einzelftaaten, er will einen Zuftand bes Uebergangs 
zu einer künftigen Unification, er will die Spaltung Deutſchlands, ohne welche 
Diefer Uebergang fich nicht vollziehen kann. Solche Einrichtungen wird Defterreich 
nicht vorichlagen. 

„Die Grundlinien für ihren Reformplan find jomit bereits gezeichnet. 
Sie wird die Errichtung eines Bundesdirectoriums und Die periodiſche 
Einberufung einer Berfammlung von Abgeordneten der Ber- 
tretungsförper der Einzelftaaten in Borfchlag bringen. Nicht verfennend, 
daß es ftarker Gegengewicdte bedarf, um gegenüber dieſer lettteren Einrichtung 
das monarchiſche Princip und bie berechtigte Seibftändigfeit der Einzelftaaten 
gegen mögliche Uebergriffe ficher zu ftellen, neigt fie fich zugleich zu dem Gedanken, 
daß die befte Garantie dieſer Art und ein werthvolles Mittel zur Wahrung der 
fürftlihen Rechte und der hoben ı Stellung der deutjchen Dynaftien in periodischen 
perjönlichen Vereinigungen der Souveräne Deutjhlands gefunden werben Fünnte. 
Auf den Vorſchlag der Errichtung eines Bundesgerihtes endlich wird fie 
unter angemeffenen Mobdificationen gleichfalls zurüdfommen. Dies find in den 
wejentlichiten Umriffen die Abfichten des Kaifers in Bezug auf die Grundlagen 
einer beiljamen Löſung diefer ernften Frage. 

III. „Obne Preußens nn beb enable Mitwirkung giebt es für Die 
Aufgabe der Reorganifation des Bundes feinen definitiven Abſchluß. Die preußi- 
jhen Bundeslande umfaffen ein Drittheil der deutſchen Bevölkerung, fie erftreden 
fid von den öftlihen zu den weftlihen Grenzen Deutichlands, die Bundes» 
verträge geben Preußen ein Recht des Widerſpruchs gegen jede tiefer greifende 
Neuerung. Preußens Wille kann daber die Reform der Gejammtverfaffung 
Deutichlands factijch umd rechtlich hindern. Um für die reine Negation in Deutich- 
land das Feld zu behaupten, bedarf es nicht einmal der Größe und einflußreichen 
Stellung der preußifchen Monarchie, jelbft mindermächtige Staaten vermögen durch 
ihre bloße Enthaltung die jebnlichften Wünſche, die lauterften Beftrebungen ihrer 
Bundesgenoffen zu vereiteln. Preußens Beto bat jedenfalls Diefe verneinende 
- Kraft. Wird es eingelegt, fo kann fich der Bund in feiner Gefammtbeit nicht aus 
feinem gegenwärtigen tiefen Berfalle erheben. Aber die Dinge find in Deutjch- 
land jo weit gediehen, daß ein abjoluter Stillftand der Neformbewegung nicht 
mehr möglich ift, und bie Regierungen, welche dies erfennen, werben fich zuletst 
gezwungen jeben, die Hand an ein Werk der Notb zu legen, indem fie ſich zur 
partiellen Ausführung der beabfichtigten Bunbesreform im Bereiche ber eigenen 
Staaten entſchließen, und zu diefem Zwede unter Wahrung des Bundesverbält- 
uiffes ihrem freien Bündnißrechte die möglichft ausgedehnte Anwendung geben. 

„Kann Preußen einer Eventualität entgegenzujeben wünſchen, bie eine jo 
gänzlice Entfremdung von feinen deutſchen Bundesgenoffen in fich jchließen würde ? 
Die Zukunft Deutichlands ift in ein geführliches Dunkel gebüllt, durch Erinne— 
rungen an die Vergangenbeit bat der Kaifer Sih daher nicht abbalten laſſen 
wollen, Seine Anfihten über die Mittel, den Blid in diefe Zukunft aufzubellen, 
vertrauensvoll Seinem erbabenen Berbündeten von Preußen mitzutbeilen. Er 
zäblt auf die Weisheit und die Gefinnungsgröße des Königs, dem unmöglich ent— 
geben kann, wie ganz anbers geachtet nnd gefichert Deutſchland feinen Pla unter 
ben Völkern einnehmen, in wie bobem Grade fein Einfluß und jeine Machtftellung 
fih fteigern würden, wenn die Berfaffung des Bundes in erneuter und ben An— 
forderungen ber Zeit entiprechender Geftalt aus einer gemeinjamen Beratbung 
und einem einmütbigen Beichluffe aller deutichen Fürften hervorginge. Welche 
Erfabrungen auch die Folgezeit uns vorbehalten möge, dem Kaijer wirb es jtets 
zur Berubigung gereichen, gegenüber dem Könige ausgeſprochen zu haben, daß c# 
beute von Preußens Entjhliefungen abbänge, den deutſchen Bund 
wieder auf die Höhe feiner für die Nation und ihre Fürften wie 
für Europa’s Frieden fo unendlich wichtigen Beftimmungzubeben.“ 


145 
1863. 


4. Auguft. Ablehnung der Einladung zum Fürftenfongreh. 
Schreiben ded Königs an den Kaiſer von Oeſterreich. 


Durdlaucdtigfter, Großmächtigſter Fürft, 
bejonder3 lieber Bruder und Freund! 

Es gereiht Mir zu lebhafter Genugthuung, aus Eurer Majejtät 
Schreiben vom 31. Juli zu erfehen, wie Eure Majeftät mit Mir in 
der Anerkennung des Bedürfniffes einer den Zeitumjtänden entiprechenden 
Reorganijation der deutihen YBundesverfafjung übereinftimmen, und bin 
Ich gern bereit zu gemeinjamen Berathungen über eine Aufgabe, melde 
Mir jederzeit am Herzen gelegen hat, und die in der Mannigfaltigfeit der 
Wege, auf melden ihre Cöhung bisher verjucht worden ift, ebenio die Wich— 
tigkeit wie die Schwierigkeit der legteren erfennen läßt. Einer in die Inte— 
reſſen Meines Bolfes und der geſammten deutjchen Nation jo tief eingrei= 
fenden Frage gegenüber find es zunächſt zwei Erwägungen, welchen Ich im 
Intereſſe der Sache jelbft Meine Entjchliegungen unterordne. 

Einmal fommt e3 darauf an, zu verhüten, daß das beftehende Maß 
der Einigung vor jeder Gefährdung durch das Streben nad) einem fefteren 
Bande bewahrt werde. 

In diefer Beziehung entnehme Ich aus Eurer Majeftät Abficht, die 
mejentlihen Grundlagen der Bundesverfaliung zu erhalten, die Bürgichaft, 
dag das Gute, jomweit e8 vorhanden, dem Streben nad) Befjerem nicht ohne 
Sicherheit des Erfolges geopfert werden wird. 

Meine zweite Erwägung ift die, daß die Erreihung des für die Zus 
funft geitedten Ziele8 dur die Wahl des Weges weſentlich beeinträchtigt 
oder gefördert werden wird. Unſere Arbeiten würden, Meiner Anficht 
nad, dadurch nicht erleichtert werden, daß Wir fie mit einer Zufammentunft 
der Souveräne beginnen. Es erjcheint Mir unerläßlich, daß einem fo be- 
deutjamen Schritte, wenn er den gewollten Erfolg haben joll, eingehende 
Vorarbeiten und Konferenzen Unferer Minifter vorausgehen, über deren 
Ergebniß jchließglih von den Souveränen die Entſcheidung zu treffen 
fein wird. 

Aus diefem Grunde glaube Jh Mir die Annahme der Einladung 
Eurer Majeftät zum 16. d. M. verfagen und Eurer Majeftät vorfchlagen 

u follen, daß wir die fragen, über welche von den Souveränen fämmtlicher 
undesjtaaten zu beichließen fein wird, zunächſt in Diinifterial» Konferenzen 
der Vertreter der 17 Stimmen des engeren Rathes der Bundesverfamm- 
lung berathen und feftftellen Laffen. 

Mit der Wahl Frankfurts als Drt einer ſolchen Verſammlung bin 
IH einverftanden, und indem Jh Mich aufrichtig freuen werde, mit Eurer 
Majeftät gemeinfame Hand an ein Werk zu legen, mit deſſen Gelingen die 
Zutunft Deutfchlands fo innig verfnüpft ift, ergreife Ich ac. 


Gaſtein, den 4. Auguft 1863. (ge3.) Wilhelm. 


13. Auguft. Depeihe Bismards an den Gefandten in Wien. 
Mittheilung der öfterreichiihen Denkſchrift: 
„... Diefes Actenftücd erhält ſowohl durch feinen Inhalt wie durch 
die Art der Mittheilung eine jo weit greifende Bedeutung, daß es nicht. 
Fürft Yismard. 10 
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allein Gegenftand der ernfteften Erwägung werden muß, fondern auch das 
Bedürfnig fernerer Aufklärung für uns dringend hervorruft. Was uns 
in demijelben ganz bejonders hat überrajchen müflen, ift nämlich die Art, 
wie die Vorſchläge zu einer organiichen Reform der Bundesverfaflung 
durh Anfhauungen motivirt werden, melde die Grundlage des 
Bundesverband felbjt in Frage ftellen. Wir fonnten nicht darauf 
efaßt jein, die Bundesverträge, deren gewiſſenhafter Durdführung wir 
beit faft einem halben Jahrhundert, durch materielle Leiſtungen und durch 
den Berzicht auf eine freiere Bewegung unferer eigenen Politif, fo erheb- 
lihe Opfer zu bringen fortfahren, von der Faiferlichen Regierung als 
eine werthloſe und hinfälige Inftitution bezeichnet zu jehen. Das Pro— 
memoria enthält in diefer Beziehung Deductionen, welche zu der Auffafiung 
führen, als jehe Defterreich das bisherige Bundesverhältniß, deſſen Zus 
ftand als ein „schlechthin chaotifcher“ bezeichnet wird, ſchon als gelöft 
an... Gelingt es aber nicht, andermeite Einrichtungen herzuftellen, welche 
den Gegenjaß der Particular- und der Gejammtinterefien Deutjchlands 
angemiefjener als bisher vermitteln, jo wird die Erjchütterung des Ver— 
trauen® auf die Bundesverträge das einzige Ergebniß der Eröffnungen 
bleiben, welche die Faiferlihe Regierung ihren Bundesgenofjen gemacht 
hat. Sedenfall3 entnehmen wir für jest aus bderjelben das Recht und 
die Pflicht, Klarheit darüber zu verlangen: ob Defterreich und die Staaten, 
welche auf die motivirte Einladung des kaiſerlichen Hofs an dem Congreß - 
in Frankfurt teilnehmen, die vertragsmäßigen Bundespfliten rüdhaltlos 
anerkennen oder nicht. Es ift einleuchtend, daß die Entjcheidung hierüber 
von dem weſentlichſten Einfluß auf die maßgebenden Grundlagen unjerer 
Sejammtpolitif fein muß.“ 


Der thatſächliche Hergang in Betreff der Einladung. 
14. Auguft. Depeihe Biömards an den Gejandten in Wien. 


— — „Nachdem der Kaiſer Franz Joſeph am 2. d. M. bier einges 
troffen war, nahm Se. Majeftät bei einem am 3. ftattfindenden Bejuche 
bei unferem Wllergnädigften Herrn Gelegenheit zur Beſprechung der 
deutichen Bundesverhältnifje unter Vorlage des Em. Ercellenz mit dem Erlaß 
vom 13. überfandten Promemoria. Zu demjelben gab Se. Majeftät der 
Kaijer die mündlichen Erläuterungen, daß zunächſt ein Fürſtenkongreß 
fih am 16. d. M. in Frankfurt a. Mn. verjammele, daß an der Spitze des 
Bundes ein Direktorium von fünf Fürften ftehen, daß der Bundestag 
fortfahren folle, die laufenden Geſchäfte zu verhandeln, daß aber aus 
fämmtlihen Souveränen des Bundes ein zeitweije zufammentretendes 
Dberhaus, und aus Delegirten der Yandtage der einzelnen Staaten ein 
mit berathenden Attributionen verjehenes Unterhaus gebifbet werden jolle. 

Bei diefer und zwei an demjelben Tage nachfolgenden Unterredungen 
ſprach Se. Majeftät der König die entgegenftehenden Bedenten in dem 
Sinne des anliegenden Promemoria aus und erklärte ſchließlich bei dem 
Abſchied beider Monarchen, daß ein Fürftenfongreg mit Nugen für die 
ganze Angelegenheit der nothwendigen gefchäftlichen Vorbereitungen wegen 
feinenfall3 vor dem 1. Dftober eingeleitet werden könne. 

Nah dem Inhalt diefer Unterredungen war e8 für Se. Majeſtät 
den König überrafchend, kurz nad der Abjchiednahme von Se. Majeftät 
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dem Kaijer am 3. Auguft Abends durch einen Kaijerlichen Flügeladjutanten 
die offizielle, vom 31. Juli datirte Kaijerlihe Einladung zum 16. c. nad) 
Frankfurt zu erhalten. 

Das Einladungsjchreiben ift Em. Ercellenz befannt; ebenfo die darauf 
am 4. d. M. von unferm Allergnädigften Herrn an Se. Majeftät den 
Kaijer erlafjene amtliche Antwort. 

Um dem Kaijerlihen Kabinet Gelegenheit zu geben, feine Entjchlie- 
ungen mit Kenntniß der diegjeitigen zu treffen, richtete Se. Majeftät 
noh am 4. ein Telegramm an Se. Mageftät den Kaiſer, in welchem die 
Ablehnung der Einladung zum 16. beftimmt ausgejprochen wurde. Defien- 
ungeachtet find die öfterreichiichen Einladungen an demfelben Tage, und 
ohne die diesjeitige Antwort auf das Kaiſerliche Schreiben abzumarten, 
unter dem Datum des 31. Juli erlafjen worden. 

Am 7. d. M. wurde durch einen Kaiferlichen Flügeladjutanten Sr. 
Majeftät dem Könige eine erneute Einladung unter Beifügung des ab» 
fhriftlih anliegenden Promemoria überbradt. Diejelbe enthielt mit Rüd- 
fiht darauf, daß Sr. Majeftät des Königs Badekur, wenn fie regelmäßig 
beendet werden jolle, Allerhöchſtdemſelben nicht geftatte, am 16. in Frank— 
furt anmwejend zu jein, den eventuellen Vorſchlag, einen der Königlichen 
Prinzen in Bollmaht zu dem Kongreß zu entjenden. Se. Majeftät der 
König lehnte wiederholt in einem eigenhändigen Schreiben vom 7. c. jo- 
wohl das eigene Erſcheinen als die Entjendung eines Königlichen Prinzen ab. 

Hierauf beichränft fich der in der Sade jtattgehabte Schriftwechjel.* 


Abreife von Gaſtein nah Baden-Baden. 
(„Sc kann wegen der Frankfurter Windbeuteleien nicht 
vom König fort.” Brief aus Gaftein vom 12. Auguft.) 
17. Auguft. Eröffnung des Fürftentags durch den Kaiſer 
von Deiterreid). 
Kollectiveinladung der Fürſten an den König von Preußen, 
dur den König von Sachſen nad) Baden überbradt. 
20. Auguft. Ablehnung der Kollectiveinladung. 


Schreiben des Königs an den Kaijer von Defterreih: 


„So ungern Ich aucd der wiederholten, in Ihren Formen für Mich 
jo ehrenvollen Einladung Mich verjage, fo ift doch Meine Ueberzeugung 
auch heut noch die, welche Meine Erklärung vom Aten geleitet hat, und 
beharre Ich bei derfelben um fo mehr, als Ich auch jett noch feine amt— 
lihe Mittheilung der der Berathung zu Grunde gelegten Anträge erhalten 
babe, dasjenige aber, was auf anderen Wegen zu Meiner Kenntniß ges 
langt ift, Mich nur in der Abſicht beftärft, Meine Entichliegungen erft 
dann feftzuftellen, wenn dugch geichäftsmäßige Bearbeitung der Angelegen- 
beit von Seiten Meiner Wirte die zu erörternden Abänderungen der 
Bundeöverfafjung, in ihrem Verhältniffe zu der berechtigten Machtjtellung 
Preußens, zu den berechtigten Intereſſen der Nation, eingehend geprüft 
jein werden. Ich bin e3 Meinem Yande und der Sache Deutjchlands 
ihuldig, vor einer ſolchen Prüfung der einjchlägigen Fragen, feine Mich 

10 * 
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bindenden Erflärungen gegen Meine Bundesgenoffen abzugeben; ohne 
folhe aber würde Meine Theilnahme an den Berathungen nicht ausführ- 
bar jein. 

Diefe Erwägung wird mich nicht abhalten, jede Mittheilung, welche 
Meine en an Mich werden gelangen laffen, mit der Bereit- 
mwilligfeit und Sorgfalt in Erwägung zu ziehen, welche Ich der Entwide- 
[ung der gemeinfamen vaterländijchen Intereſſen jederzeit gewidmet habe. 
Eure Majeftät und Unfere in Frankfurt verfammelten erhabenen Bundes- 
genoſſen bitte Ich, den angelegentlichjten Ausdrud bundestreuer Freund- 


ihaft zu empfangen.“ 


21. Auguft. Depeihe Bismarcks an den preußiihen Bundes 
tagögejandten. 


.... „Die in der preußifchen Monarchie jederzeit befolgten Grund— 
jäge bedingen, daß nur nach jorgfältiger und von Sr. Majeftät geſetzlich 
porgejchriebener Erwägung an competenter Stelle Entihliegungen gefaßt 
werden, welche die Intereſſen des Staates betreffen. Bon diefer Regel 
abzumeichen, wollen des Königs Majeftät ſich am allerwenigften in einem 
Fall entjchliegen, wo e8 fi um die wichtigften und folgenjchwerften Ent- 
fcheidungen handelt, zu welchen ein Monarch im Intereſſe feiner Staaten 
berufen fein kann. . . Em. Exc. werden feinerzeit aus dem f. Miniftertum 
von Berlin aus die eingehendere Entwidelung * Anſicht der k. Regierung 
über die diesſeitigen und über die vorliegenden öſterreichiſchen Reformplane 
erhalten. Für jetzt erkläre ich nur: daß die letzteren, unſerer Anſicht nach, 
weder der berechtigten Stellung der preußiſchen Monarchie noch 
den berechtigten —— des deutſchen Volks entſprechen. 
Preußen würde der Stellung, die ſeine Macht und ſeine Geſchichte ihm 
in dem europäiſchen Staatenverein geſchaffen haben, entſagen, und Gefahr 
laufen die Kräfte des Yandes Zwecken dienftbar zu machen, welche den In— 
terejfen des Yandes fremd find, und für deren Beftimmung ung dasjenige 
Maß von Einfluß und Eontrole fehlen wirde, auf welches wir einen 
gerechten Anjpruch haben.“ 


22.— 31. Auguft. Verhandlungen des Fürftenfongrefjes. 
1. September. Schlußſitzung des Kongreſſes. Feititellung der 
Neformalte. 
Zweited Kollectivfhreiben der Fürjten an den 
König von Preußen. 


„Angefihts des Schreibens, mittelft deſſen Ew. Majeftät unter dem 
20. Auguft die Einladung haben beantworten wollen, welche Wir, die in Frank— 
furt a. M. verjammelten deutſchen Fürften und Vertreter ber freien Stäbte, an 
Ew. Majeftät zu richten uns gedrungen gefühlt haben, können Wir, nach Beendigung 
Unferer Beratbungen Uns nicht trennen, ohne Ew. Majeftät nochmals Unfer 
innigftes Bedauern darüber auszubrüden, daß Wir Allerböchftibre perſönliche 
Mitwirkung zu dem unternommenen großen Werk entbebren mußten. Gerne 
iböpfen Wir jeboh aus Ew. Maj. Verfiherung, daß Allerhöchftdieielben jede 
Mittbeilung, die Ihre Bundesgenoffen an Sie würben gelangen laffen, mit ber 
von Ew. Maj. jederzeit der Entwidelung der gemeinfamen vaterländiichen Inter- 
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effen gewibmeten Bereitwilligfeit und Sorgfalt in Erwägung ziehen würben, bie 
für Uns Alle fo koftbare Hoffnung auf eine endliche allgemeine Berftändigung. 
Aus unjern Berathungen ift der dem gegenwärtigen Schreiben beigefügte Ent— 
mwurf einer Reformacte des beutichen Bundes hervorgegangen. Bon beuticher 
Eintracht und opferwilliger Gefinnung ſämmtlich bejeelt, find Wir unter Uns 
über denſelben volllommen einig geworben unb werben es als ein hohes Glüd 
für Uns Alle und für Unfere Filter betradgten, wenn nunmehr in der Bruft 
Em. Maj. Unferes mächtigen und wohlgefinnten Bunbesgenoffen, Entſchließungen 
reifen werben, durch welche Deutihland, Dank dem Einverftändniffe jeiner 
Fürften, auf der bundesgejeglihen Grundlage an das Ziel einer heilfamen Re» 
torm jeiner Berfaffung gelangen wird. Auch bei diefem abermaligen wichtigen 
Anlaffe erneuern Wir den Ausdrud der bundesfreundlichen Gefinnungen, von 
welchen Wir für Ew. Maj. bejeelt find.“ 


15. September. Bericht ded Staats: Minifteriums an Se. Majeftät 
den König über die Frankfurter Reform: Akte. 


„Eurer Majeftät Allerböchften Befehlen entiprechend, beebrt fi das Staats— 
Minifterium über die von der Kaiferlich öfterreihiigen Regierung angeregte 
Bunpdesreformfrage in Nachſtehendem allerunterthänigft zu berichten. 

Die erfte Anregung zu einer dem nationalen Bedürfniß entiprechenden 
Ausbildung der Bundesverfaffung ift von Preußen ausgegangen, ehe die Er- 
eigniffe von 1848 bereinbraden. Die ernften Erfahrungen, die darauf gefolgt 
find, baben weder in ben Regenten noch in dem Volle Breufiens das Beitreben 
vermindert, dem berechtigten Berlangen nad Berbefferung ber beftehenden Ein- 
richtungen Befriedigung zu verichaffen; aber fie baben die Schwierigkeiten richtiger 
erfennen laffen und beilfame Yebren gegeben, die zur Vorſicht mahnen müffen 
in einer großen Sade. Sie haben auch gezeigt, daß es nicht "wohlgetban if, 
Das vorhandene Maß des Guten zu unterichägen und das Bertrauen auf be- 
ftebende Imftitutionen zu untergraben, ja dieſe jelbft zu erjchüttern, ebe das 
Beſſere mit Sicherheit in Ausficht ftebt. 

Diefe Erwägungen ließen e8 Eurer Majeftät als geboten erfcheinen, in 
Zeiten, welde jedem Theilnehbmer des Bundes den Werth der äußeren und 
inneren Sicherbeit, die ibm derjelbe bisher gewährte, befonders anjchaulich machen, 
die wünſchenswerthen Reformen nur mit forgfältiger Schonung des vorhandenen 
Maßes von Einigkeit und von Bertrauen auf die Bürgichaften ber beftehenden 
Bunbdesverträge anzuftreben. Wir haben aus den uns von dem Minifter der 
auswärtigen Angelegenbeiten vorgelegten Altenſtücken erjehen, daß diejelbe Vor— 
fiht von anderer Seite nicht beobachtet, die Aenderung der Bunbesverfaffung 
vielmehr aus Gründen verlangt worden ift, deren Darlegung das Bertrauen auf 
den Werth und den Beftand der Bunbesverträge ſchwer erfchüttern und Zweifel 
an bdenfelben hervorrufen mußte, welche noch heut der Widerlegung barren. 

Um fo dringender wäre zu wünfjchen gewejen, daß die Einleitung von Ber- 
banblungen zur Berbefferung und Befeftigung der jo geloderten Beziehungen auf 
Wegen erfolgt wäre, welche einen befriedigenden Abihluß mit möglichfter Sicherheit 
in Ausficht ftellten. Unter denjelben lag obne Zweifel ber Berjud einer Ber- 
ftändigung Preußens und Defterreihs über die Grundzüge der zu 
madenden Borjhläge am nädften, und konnte das Kaiferlich öſterreichiſche 
Kabinet einer bundesfreundliden Aufnahme verjelben von Seiten Eurer Majeftät 
gewiß fein. Statt deffen ift von Defterreich einſeitig die demnächſt in Frankfurt 
vorgelegte Reformakte ausgearbeitet und iiber den Inhalt derſelben Eurer Majeftät 
am 3. Auguft d. 3. jo unvollftändige Mittheilung gemacht worden, daß ſich darauf 
ein Urtheil über die Tragmeite der Vorfchläge nicht begründen ließ. Nur bie 
beabfichtigte Form der Verhandlung war Mar und gab Eurer Majeftät zuerft zu 
den gerechten Bedenken Anlaf, welche Allerböchftdiefelben gegen das Beginnen 
des Werkes durch einen jchleunig zu berufenden Fürftenkongreß, in dem Schreiben 
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vom 4. Auguft d. 3. an Se. Majeftät den Kaifer von Defterreih, ausge- 
ſprochen haben. 

Niht wenige Tage einer unvorbereiteten Beſprechung und 
nit ber edelfte perfönlihe Wille der Fürften konnte ein Werl 
zum Abſchluß bringen, deſſen Schwierigleiten nicht allein in den 
verfhiedenen perfönliden Anfidhten, fondern in Berbältniffen 
fiegen, welde tief im Wejen der deutſchen Nation wurzeln und 
Jahrhunderte hindurch in wechfelnden Formen fib immer von 
Neuem geltend gemadt haben. 

Nihtsdeftoweniger haben Eure Majeftät Ihre Bereitwilligleit ausgeſprochen, 

im Intereffe eines jo großen Werkes auch auf einen ohne Preußens Mitwirkung 
vorbereiteten Verſuch defjelben einzugehen, und nur ben Aufichub ber vorge» 
ſchlagenen Fürftenverfammlung bis zum 1. Oktober d. J. verlangt, ein Aufichub, 
welcher neben mwejentlichen, außerhalb der Sache liegenden Hinberniffen der Be- 
theifigung Eurer Majeftät durch bie für einen Kongreß zahlreicher Souveraine 
nothwendigen gejchäftlichen Vorbereitungen bedingt war. Wenn ungeachtet biefes 
Entgegenlommens Eurer Majeftät und nachdem Allerhöchftvero wohlbegründete 
Weigerung, am 16. Auguft d. I. in Frankfurt zu erjcheinen, dem Kaiferlich 
öfterreichiihen Kabinette befannt war, die Einladung zu diefem Tage dennoch 
unter einem ber erften Mittbeilung an Eure Majeftät vorbergehenden Datum an 
alle Genofjen des Bundes erlaffen wurbe, fo können wir uns bes Einbruds nicht 
erwebren, als ob dem Kaiferlich öfterreichifchen Kabinette von Haufe aus nicht Die 
Betbeiligung Preußens an dem gemeinfamen Werke, fondern die Verwirklichung 
des Separat-Bündniſſes als Ziel vorgefchwebt babe, welches ſchon in der erften 
an Eure Majeftät gelangten Mittbeilung vom 3. Auguft für ben Fall in Aus» 
fit genommen wurde, daß Preußen fi den Anträgen Defterreihs nicht an— 
filiefen werbe. . 
Die letteren find auch bis zum beutigen Tage nicht amtlich zur Kenntniß 
der Königlichen Regierung gelangt; dagegen ift Eurer Majeftät durch das von 
einem Theile der in Frankfurt a. M. verfammelt gewejenen Firften und ben 
Vertretern der freien Städte an Allerböchftbiefelben gerichtete Schreiben vom 
1. September d. I. das von ben boben und bödften Unterzeichnern dieſes 
Schreibens bedingungsweije angenommene Ergebniß der Frankfurter Berhandlungen 
mitgetbeilt worden. 

Dieje Mittbeilung baben Eure Majeftät Ihrem Staatsminifterium über- 
geben, in Ausführung ber in Allerhöchſtdero Antwort » Schreiben an die Theil- 
nebmer des Fürftentages d. d. Baden den 20. Auguft ausgejprodenen Abficht, 
Allerhöchſtdero Entichliefungen erft dann feftitellen zu wollen, wenn, durch ge- 
ihäftsmäßige Bearbeitung ber Angelegenheit von Seiten Ihrer Räthe, die zu 
erwartenden Abänderungen ber Bunbesverfaffung in ihrem Verhältniſſe zu der 
berechtigten Machtftellung Preußens unb zu ben berechtigten Intereffen ber 
Nation eingebend geprüft jein würden. Als Ergebniß dieſer Prüfung haben fich 
die gewicdtigften Bedenken berausgeftellt, weldhe den Entwurf für Eure 
Majeftät weder als König von Preußen noch als beutjcher Fürft annehmbar er- 
ſcheinen laffen, wenn nicht Veränderungen mit ibm vorgenommen werben, welche, 
feine Grundlagen felbft berührend, feinen ganzen Charakter wejentlich verändern. 
Wie der Entwurf vorliegt, kann unjer allerunterthänigfter Antrag nur dahin 
geben, daß es Eurer Majeftät gefallen möge, bemfelben die Allerhöchſte Zu- 
fimmung zu verjagen. 

Die verhältnifmäßige Schwähe des Bundes, im Bergleih zu ber ber 
beutjhen Nation innewohnenben Gejammtkraft, beruht in ver Schwierigfeit, 
die Bundes-Eentralgewalt jo zufammenzufegen unb mit folden 
Attributionen zu verjeben, baß fie fräftig und wirkſam jei, 
zugleich aber die berechtigte Unabbängigleit ber einzelnen Staaten 
ſchöne und erbalte, unb ber Bebeutung der einzelnen Bundesglieber nach 
Mafgabe ihrer eigenthbümlihen und felbfiftändigen Machtverhältniffe Rechnung 
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trage. Dieſe Schwierigkeit wurzelt in einer taufendjährigen Geſchichte des Landes 
und läßt fich bei dem beften Willen aller Betheiligten weder jchnell, noch voll» 
ftänbig überwinden. Sie fteigert fih nothwendig in dem Maße, als dem Bunde 
die Aufgabe geftellt wird, nicht nur, feinem urjprünglihen Zwecke entiprechend, 
die Sicherheit feiner Theilnehmer und des Bundesgebiets zu gewährleiften, ſon— 
bern auch in ber äußeren wie in der inneren Politik die Zwecke eines einheitlichen 
Staatswejens zu erfüllen. 

Bis in die feßten Decennien ift e8 deshalb mit Sorgfalt vermieden worben, 
bie Haltbarkeit des Bundes durch eine Erweiterung feines urfprünglicen Zweckes 
auf die Probe zu ftellen. Man fagte fih mit Recht, daß das Einverftändniß ber 
mädhtigften Deitglieber über bie Zielpunfte ber gemeinfamen Beftrebungen bie 
unentbehrlihe Grundlage jeder wirffamen Aktion bes Bundes bilde. Und bieje 
Gemeinjamfeit ift um jo ſchwerer berzuftellen und feftzubalten, als weder Preußen 
noch Defterreih der Freiheit vollftändig entjagen können, ibre Stellung zu den 
Fragen europäiicher PBolitit nah den Intereffen der Geſammtheit ihrer Mon- 
archieen zu regeln. 

Der vorliegende Entwurf löſt diefe Schwierigkeit durch den einfachen 
Mechanismus einer Mebhrbeits-Abftimmung im Schooße des Direk— 
toriums unb durch eine Erweiterung bes Bundeszwedes bis zu dem 
Maße, dak die Politik jeder diefer beiden Mächte in der durch das 
Gentralorgan des Bundes zu beftimmenden Gefammtpolitif des 
Letzteren aufzugeben babe. In der Theorie ift diefe Löſung eine leichte, in 
der Praris ift ihre Durhführung unmöglich und trägt den Keim der Bor- 
ausjegung in fih, daf das neue Bunbesverhältniß in vergleihungsweiie kürzerer 
Zeit als das alte, um uns der Worte bes Kaijerlich öſterreichiſchen PBromemoria 
zu bedienen, den Eindrud von „Reften einer wankend geworbenen Rechtsordnung 
machen werde, welcher der bloße Wunfch, daß die morjhen Wände den nächften 
—— noch aushalten mögen, die nöthige Feſtigkeit nimmermehr zurückgeben 
önnte.“ 

Um einer beklagenswerthen Eventualität vorzubeugen, erſcheint es uns un— 
erläßlich, daß ter Bund durch eigene Aktion in die Beziehungen der europäiſchen 
Politif nur mit dem Einverftändbnifie der beiden Großmächte eingreife 
und daß jeder der Letzteren ein Veto mindeftens gegen SKriegserflärungen, fo 
lange nicht das Bundesgebiet angegriffen ift, zuftebe. 

Dieſes Veto ift für die Sicherheit Deutichlands ſelbſt unentbehrlih. Ohne 
baffelbe würde je nach den Umftänden die eine oder die andere der beiden Groß- 
mächte in bie Lage kommen, fich der anderen, durch eine Majorität weniger 
Stimmen verftärtten — ja, jelbjt mit der anderen zufammen, fi der Majorität 
diefer Stimmen unterwerfen zu follen — und doc der Natur der Dinge nad, 
und ihrer eigenen Eriftenz halber, fich nicht unterwerfen zu können. Man kann 
fih einen ſolchen Zuftand auf die Dauer nicht als möglich denken. Es können 
Inftitutionen weder haltbar fein noch jemals werben, welde, das Unmögliche von 
Preufen oder von Defterreich fordernd — nämlich, ſich fremden Intereſſen 
dienftbar zu machen — den Keim der Spaltung unverkennbar in fi tragen. 
Nicht auf der gezwungenen, oder geforderten und doch nicht zu er— 
zwingenden Unterorbnung ber einen Macht unter bie andere, jon- 
dern auf ihrer Einigkeit beruht die Kraft und die Sicherheit 
Deutihlands, Jeder Verſuch, eine große politifhe Maßregel gegen den Willen 
der einen oder der anderen burchzufegen, wird nur fofort Die Macht der realen 
Berhältniffe und Gegenſätze zur Wirkſamkeit hervorrufen. 

Es wäre eine verbängnißvo le Selbfttäufhung, wenn Preußen 
ſich zu Gunften einer fheinbaren Einheit Beſchränkungen feiner 
Selpftbeffimmung im Boraus auflegen wollte, welde es im ge» 
gebenen Falle tbatfählich zu ertragen nit im Stande wäre. 

Der Anfpruch jeder der beiden Großmächte auf ein derartiges Veto ift um 
jo weniger ein unbilliger zu nennen, als die Berechtigung, eine Kriegserllärung 
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zu hindern, verfafjungsmäßig jeder Minorität beiwohnt, welche ’, ber Stimmen 
auch nur um 1 überfteigt, (Art. 40 d. W. Sch. 4A.) ein ſolches Drittheil aber, ſo— 
bald ihm feine ber beiden Großmächte angehört, niemals eine Bevölkerung reprä- 
jentiren kann, welche ber ber preußijchen oder der öfterreihiichen Bunbeslänber 
gleihfäme. Die vier Königreiche, Baben und beide Heffen bilden zujammen das 
an Volkszahl ftärkfte Drittbeil der Plenarftimmen, welches ſich ohne Betheiligung 
einer der Großmächte fombiniren läßt; fie haben zuſammen 12,916,000 Eine 
wohner und 25 Stimmen im Plenum, aljo 3 über A. Es beftehen 23 Stimmen 
im Plenum, welche zufammen nur 2,400,000 Einwohner ihrer Staaten vertreten, 
und jeder Kriegserllärung ihr gemeinfames Beto entgegenjegen Können. Um wie 
viel mehr bat Preußen, mit einer Bevölkerung von 14’, Millionen im Bunde, 
auf dafjelbe Recht Anſpruch. 

Aber nicht blos da, wo es auf Verhütung von Unternehmungen anlommıt, 
durch welde bie Feltigleit des gemeinjamen Bandes in Frage geftellt werben 
fann, fondern auch in Betreff der Berbeiligung an ber regelmäßigen Tbätigfeit 
bes Bundes erjcheint es nothwendig, daß die Formen der Bunbesverfaffung Der 
Ausdrud der wirklichen Berhältniffe und Thatſachen feien. 

Preußen ift als deutſche Macht niht nur Defterreih ebenbür- 
tig, ſondern es bat innerhalb des Bundes die größere Bollszahl. 
Die formelle Gleichſtellung Preußens und Defterreihs ift daher ſchon zu ver— 
ihiedenen Epochen Gegenftand der Berbanblung gewejen, und bei Gründung der 
provijorifhen Bundes» Kentral- Kommijfion, in Folge ber Uebereinkunft vom 
30. September 1849, haben beide deutihe Großmächte in völlig gleicher Stellung 
die Ausübung der Centralgewalt für den beutichen Bund, Namens jämmtlicher 
Bundes - Regierungen, übernommen. Auf dem Gebiete, in welchem bieber vie 
Kompetenz des Bundes fich bewegte, ftebt der Vorſitz dem Kaiſerlich öfterreihifchen 
Hofe vertragsmäßig in Form der gejchäftlichen Leitung der Bundesverfammlung 
zu. Bei neu zu jchaffenden Iuftitutionen aber, auf dem Gebiete umfaffender Er- 
weiterungen der Attribute und Befugniffe des Bundes, und für Organe, welche 
den Bund wejentlih nah Außen zu vertreten beftimmt find, fann Preußen eine 
bevorzugte Stellung Defterreihs nicht zulaffen, jonbern erhebt den Auſpruch 
auf eine volllommene ©leichbeit. 

Daß es fih in dem Reform >» Entwurfe, ungeachtet der Bezeihuung bes 
Borfites als einer nur formalen Yeitung der Geichäfte, nicht um eine unweſent— 
liche Aeußerlichleit handelt, wird um fo mehr einleuchten, wenn man fich erinnert, 
daß felbft unter den alten Berhältniffen Preußen ſich gegen eine ungerectiertigte 
Ausdehnung der Bedeutung des Präfidialvechts bat verwahren müffen*), welche 
dafjelbe zu einem weſentlich politiihen Vorrecht Defterreihs und zu dem daraf- 
teriftiichen Ausdruck der deutſchen Einheit ftempeln wollte. 

Nach jolher Erfahrung würde die Preußiiche Regierung nicht der Berftän- 
digung ein erlaubtes Opfer — und zwar ein Opfer an Defterreih, nicht an 
Deutihland — bringen, jondern ein Unrecht am eigenen Yande begeben, wenn 
fie bei erweiterter Kompetenz bes Bundes und bei erhöhter Bedeutung der dem 
Präſidium norbehaltenen diplomatiſchen Beziehungen nah Außen, auf den Anspruch 
ber Gleichſtelluug verzichtete. 

Indem wır Eurer Majeftät die Parität Preußens mit Oefterreih und vie 
Beilegung eines Veto in ben oben bezeichneten Grenzen als unjeres allerunter- 
thänigften Dafürbaltens nothwendige VBorbedingungen der Zuftimmung zu einer 
Erweiterung bes Bunbdeszwedes und der Kompetenz der Bunbes - Central» Ber 
börde bezeichnen, verlennen wir nicht, daß damit die Aufgabe einer Vermittlung 
ber divergirenden dynaſtiſchen Yutereffen Behufs Erleichterung der einheitlichen 
Aktion des Bundes nicht gelöft wird. Den Streit berjelben durch die Majoritäts - 
Abftimmungen der im Direktorium vertretenen Regierungen kurzer Hand zu ent: 


*) Conf. Depeche des Grafen Rechberg an ven Kaijerlich öfterreichifchen Geſandten in Dresven 
vom 5. November 1861 und Anlage dazu; und Depeiche des Grafen von ftorff an ben 
Frhru. von Werther vom 2. Februar 1862, 
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ſcheiden, jcheint uns weber gerecht noch politifh annehmbar. Das Element, welches 
berufen ift, die Sonder» Intereffen der einzelnen Staaten im Interefje der Ge— 
jammtbeit Deutſchlands zur Einheit zu vermitteln, wirb weſentlich nur in ber 
Vertretung ber beutihen Nation gefunden werben Fönnen. Um die Inftitution 
der legteren in biefem Sinne zu einer fruchtbringenden zu machen, wirb es noth— 
wendig fein, fie mit entiprechenderen Attributionen auszuftatten, als Dies nach dem 
Frankfurter Entwurf der Fall fein joll, und ihre Zuſammenſetzung fo zu regeln, 
daß die Bedeutung eines jeben Bundeslandes den feiner Wichtigkeit angemefjenen 
Ausdrud darin finde. 

Die ausgedehnten Befugnijje, welhe in der Reformalte dem 
aus wenigen und ungleiden Stimmen zuſammengeſetzten Direlto- 
rum, mit und ohne Beirath bes Bunbesratbes, gegeben werben; 
die unvolllommene unb den wirklichen Verhältniſſen nicht entjpre- 
beude Bildung der an Stelle einer National-Bertretung vorge» 
idlagenen „Berjammlung von Bundes-Abgeordneten,“ welche durch 
ihren Urfprung auf die Bertretung von Bartilular- Interejjen, nicht 
von deutſchen Intereiien bingewiejen ift, unb die auf einen Heinen 
Kreis verbältnißmäßig untergeorbneter Gegenftänbe beſchränkte und 
dennoh vage und unbeftimmte Befugniß aub diejer Verſamm— 
lung — lajjen jede Bürgſchaft dafür vermiſſen, daß in ber beab- 
jidtigten neuen Organifation des Bunbes die wahren Bedürfniſſe 
und Interejjen der deutſchen Nation und nicht partikulariſtiſche 
Beftrebungen zur Geltung kommen werben. 

Dieje Bürgihaft fann Eurer Majeftät Staats-Minifterium 
uur in einer wahren, aus direkter Betheiligung der ganzen Nation hervor: 
schenden National: Bertretung finden. Nur eine ſolche Vertretung wird 
für Breußen die Sicherheit gewähren, baf es nichts zu opfern bat, 
was niht dem ganzen Deutihland zu Gute fomme. Kein nod jo 
fünftlih ausgedadter Organismus von Bundesbehörden kann das 
Spiel und Wiederjpiel dynaftiiher und partilulariftiiher Inter» 
eſſen ausfchließen, weldes jein Gegengewicht und jein Korreftiv in 
der National-Bertretung finden muß. Imeiner Berfammlung, die 
aus dem ganzen Deutihland nah dem Maafftab der Bevölferung 
durd direkte Wahlen hervorgeht, wird ber Schwerpunft, jo wenig 
wie außer Deutjhland, jo auch nie in einen einzelnen, von dem 
Ganzen fih innerlich losldjenden Theil fallen; darum fann Preußen 
mit Bertrauen in fie eintreten. Die Intereſſen und Bepürfnifie 
des preußifhen Bolles find wejentlih und ungertrennlihidentifch mit 
denen des deutihen Bolles; wo dies Element zu feiner wahren Be- 
deutung und Geltung lommt, wird Preußen niemals befürdten 
dürfen, im eine jeinen eigenen Intereſſen widerftrebende Politik 
bineingezogen zu werben; — eine Befürhtung, bie doppelt geredht- 
fertigt ift, wenn neben einem Organismus, in welhem der Schwer- 
punkt außerbalb Preußens fällt, die widerftrebenben partikula— 
tiftifhen Elemente prinzipiell in die Bildung der Volksvertretung 
dineingebracdht werben. 

Wir haben uns erlaubt, in Borftehbendem nur die wejentlichften Mängel 
berworzubeben, ohne beren Bejeitigung, unferes allerunterthänigften Dafürbaltens, 
eine Bundesreform der vorgejchlagenen Art für Preußen nicht annehmbar ift. 
Auh halten wir eine Kritit der Einzelnheiten bes vorliegenden Entwinfs für 
unfruchtbar, jo lange eine Berftändigung über jene Hauptpunfte nicht erreicht ift. 
Kir ftellen deshalb Eurer Majeftät allerunterthänigft anheim, über die letzteren 
zunächſt mit Allerhöchftdero Bundesgenoffen in Verhandlung zu treten und, ſobald 
Eure Majeftät der Geneigtheit begegnen, auf die vorftehend angebeuteten Grund» 
lagen einzugehen, bie Kaiferlich üfterreichiiche Regierung zu erfuchen, in Gemeins 
haft mit Eurer Majeftät Regierung Minifterial» Konferenzen zu anderweiter 


154 
1863. 


Feftftellung eines demnächſt den beutjchen Fürften und freien Stäbten zur Geneb- 
migung vorzulegenden Reformplanes zu berufen. Bon dem Beichluffe der beutfchen 
Souveraine wird es alsdann abhängen, ob fie Über dasjenige, was fie der Nation 
barzubieten beabfidhtigen, die Aeußerung ber Letzteren jelbft durch das Organ ge- 
wählter Vertreter vernehmen, ober ohne beren Mitwirkung die verfaffungsmäßige 
—— der Landtage jedes einzelnen Staates herbeizuführen verſuchen 
wollen. 

Für Eurer Majeſtät Regierung wird ber nahe bevorſtehende Zu— 
fammentritt bes Landtages bie Gelegenbeit barbieten, bie Auffajjung 
ber preußiihen Landesvertretung in Betreff des Inhalts der vor- 
liegenden Reformalte und ber von ber Königlihen Regierung ber» 
felben gegenüber vertretenen Grundſätze fennen zu lernen, unb mie 
wir nicht zweifeln, werben bie Kunbgebungen ber preußiichen Landesvertretung 
ſchon jet mit Beſtimmtheit erlennen laffen, daß nur ſolche Aenderungen 
ber beftebenden Bunbesverträge auf ihre demnächſtige verfaffungs- 
mäßige Zuſtimmung zu rebnen haben, vermöge deren bie Würbe 
und die Madtftellung Preußens und bie Interejjen der gefammten 
beutfhen Nation in gleihem Maße ihre Berüdjihtigung finden. 

Das preußiſche Volk bildet einen fo weſentlichen Beſtandtheil des deutſchen 
und ift in feinen Bebürfniffen und Intereffen, wie in feinen Wünfhen und Ge— 
finnungen, mit der Geſammtheit ber deutſchen Nation jo innig verwachſen, daß 
die Stimme des preußiſchen Landtags zugleich Die bisher fehlenden Anbaltspunfte 
für die Beurtbeilung ber Aufnahme der beabfichtigten Inftitutionen von Seiten 
bes beutichen Volles gewähren wird.“ 

Berlin, den 15. September 1863. 

Das Staats-Minifterium. 


(Die Unterſchriften Bismards und ſämmtlicher Minifter). 


19. Bie deutfche Frage und der innere Konflikt. 


Hoffnung auf Löſung des Konflikts, 
2. September. Auflöjung des Abgeordnetenhaufes. 
Aus dem Bericht ded Staatd - Minifteriums an den König. 


„Nachdem Em. Majeftät die Sigungen des Landtags am 27. Mai 
d. J. zu ſchließen — hatten, weil die Majorität des Hauſes der 
Abgeordneten der Regierung Ew. Majeſtät ihre Mitwirkung verſagte, 
haben wir Ew. Majeſtät in dem Berichte vom 15. Juni d. J. Ale 
Ueberzeugung dahin allerunterthänigft ausgeſprochen, daß nichtsdeſtoweniger 
der Berjuch, in diefem Jahre die geſetzliche Feftftellung des Staatshaus— 
halts-Etats herbeizuführen, durch erneute Verhandlungen mit der Landes— 
vertretung zu wiederholen und deshalb die Einberufung der Iegteren jo 
zeitig zu bewirken fei, daß die Möglichkeit der Beſchlußnahme vor Ablauf 
des Jahres gegeben wäre, 

Wir konnten uns gleichzeitig nicht verhehlen, daß weitere VBerhand- 
lungen mit dem gegenwärtigen Abgeordnetenhaufe für die Verftändigung 
über die ſchwebenden Streitfragen feine Ausfiht boten. Die Stellung, 
welche die Mehrheit des Haufes zu Em. Majeftät und zu Allerhöchitdero 
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Regierung eingenommen, und die Forderung, mit welchen diejelbe in die 
ik ur Smäßigen Rechte der Krone einzugreifen verjucht hatte, fchlofjen 
jede ar ae auf fernere® Zuſammenwirken und auf ein befriedigendes 
Ergebniß defjelben aus. Wir erlaubten uns deshalb unfere Anficht dahin 
ehrfurchtsvoll darzulegen, daß der Wiedereröffnung des Yandtages eine 
Auflöfung des Haufes der Abgeordneten nothwendig vorhergehen müſſe. 
Em. Majeftät gerubten vor Ihrer Abreife in der Konfeilfigung vom 
16. Juni das Allerhöchſte Einverftändnig mit diefer Auffaffung auszus 
fprehen und Sich die definitive Beſchlußnahme über den Zeitpunft der 
Auflöfung bis nah Allerhöchftdero Rückkehr nach Berlin vorzubehalten. 
Die Lage der Dinge in Em. Majeſtät Staaten hat Peitbem feine 
— —— zu einer Aenderung unſerer damals von Em. Majeſtät gut— 
eheißenen Anträge geboten; dagegen ſind auf dem Gebiete der deutſchen 
Bundesverfaffung Beftrebungen zu Tage getreten, deren unverfennbare 
Abficht es ift, dem preußiichen Staate diejenige Machtftellung in Deutſch— 
land und in Europa zu verfümmern, welche das Dohlerwerkene Erbtheil 
der ruhmvollen Geſchichte unſerer Väter bildet und welche das preußiſche 
Volk ſich nicht ſtreitig machen zu laſſen jederzeit entſchloſſen geweſen iſt. 
Unter dieſen Umſtänden wird es für Ew. Majeſtät Unterthanen zu— 
gleich ein Bedürfniß fein, bei den bevorſtehenden Neuwahlen der That— 
ſache Ausdruck zu geben, daß keine politiſche Meinungsverſchiedenheit in 
unſerem Lande tief genug greift, um, gegenüber einem Verſuche zur Be— 
RER der Unabhängigkeit und der Würde Preußens, die Einig- 
keit des Volkes in ſich und die unverbrüchlihe Treue zu gefährden, mit 
welcher dafjelbe feinem angeftammten Herricherhauje anhängt. 
Die Vorgänge der jüngften Tage haben ung daher in den im Juni 
d. J. Em. Majejtät allerunterthänigft unterbreiteten Anträgen nur be- 
ftärfen können, und da die Durchführung der Neumahlen einen Zeitraum 
von faft zwei Monaten erfordern dürfte, jo werden die von Ew. Majeftät 
in der Konfeilfigung vom 16. Juni gebilligten Maßregeln nunmehr un- 
gefäumt ausgeführt werden müffen, damit dem einzuberufenden Yandtage 
die Möglichkeit bleibe, noch in diefem Jahre die Berathung des Staats— 
haushalts⸗Etats zu bemirfen. 
Wir tragen daher allerunterthänigft darauf an: 
die im Entwurfe ehrfurdhtsvoll beigefügte Verordnung wegen 
Auflöfung des Haufes der Abgeordneten Allergnädigft pollziehen 
zu wollen.“ 


Berlin, den 2. September 1863. 


16. September. Aufruf an die Wähler. 
„An alle Batrioten.“ (PBrovinzial- Eorrefponben;.) 


Das Werk des Friedens und der Verftänbigung im Innern zu fördern, 
und Preußens Stellung als Großmadt zu fihern, — das fol die Aufgabe bes 
fünftigen —— das muß daher das Ziel und der leitende Gedanke 
aller patriotiſchen Wähler fein. 

Den inneren Frieden wieberberzuftellen, wer follte dazu nicht gern bie 
Hand bieten, — wer erjehnt nicht mit dem Könige, daß der traurige Zwift, 
welher jeit jo langer Zeit eine eripriefliche Entwidelung unferes Berfafjungs- 
lebens hemmte, endlich befeitigt werde! 
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So mögen denn alle wahrbaften Patrioten, die Gemäßigten und Be- 
jonnenen aller Parteien, fich jet vereinigen, um jene Hoffnungen erfüllen zu 
beifen. Yaßt uns bie Stihworte des Parteilampfes, laßt uns die gegenfeitigen 
Anſchuldigungen vergeffen und in patriotifcher Einmüthigkeit nur daran gedenten, 
daß wir Breußen find und daß alle die Güter, welche unſer Baterland in einer 
Geſchichte ohne gleihen zu Ruhm und Größe erhoben haben, durch die innige 
Gemeinſchaft eines bochherzigen Fürftenhaufes und eines treuen Bolfes er: 
rungen find. 

Das dringendfte Bedürfniß ift die Bejeitigung des Berfafjungsftreits. 

Die Regierung des Königs bat jo eben von Neuem gezeigt, daß es ihr 
mit der Beobachtung der Berfaffung beiliger Ernft if. Die Auflöfung des 
Abgeorbnnetenhaufes ift vor Allem erfolgt, um dem außergewöhnlichen Zuftande 
unjerer Finanzverwaltung womöglich noch in diefem Jahre durch verfaffungs- 
mäßige Feftftellung des Etats ein Ende zu machen. 

So laft uns nun auch unfererfeits Männer wählen, welchen es gleichfalls 
voller Ernft ift, auf dem Boden unjerer Berfaffung die Rechte des preußiichen 
Königthums eben jo wie die des Volkes zu achten und zu wahren, und fich mit 
ber Regierung über die Handhabung des Staatshaushaltes im Sinne und Geiſte 
der preußiihen Berfaffung nöthigen Falls durch ergänzende Beftimmungen zu 
verftändigen und zu einigen, auf daß einerſeits Die ungeftdrte Fortführung der 
Staatsverwaltung im Intereffe des Landes unter allen Umftänden geficert, 
andererjeits das volle Recht der Yandesvertretung in Betreff der Beſchlußnahme 
über neue Ausgaben gemwäbhrleiftet werbe. 

Mehr als je aber werben alle Patrioten gerade jett erfennen, wie jehr es 
darauf ankommt, das hochwichtige Werk unjeres Königs und Herrn, die neue 
Heeres - Organtjation, endlich zu vollem gejeglichen Abjchluß zu bringen. Ueber 
die Zwedmäßigkeit, ja über die Nothwendigkeit derjelben zur Erhöhung der 
preußiihen Wehrkraft beftebt ja in der Hauptiacdhe fein Zweifel in der Mebrbeit 
des preußiſchen Volkes. Außer einer unpreußifchen Partei, welche fich nicht ent- 
blödet, unumwunden auszuſprechen, daß „Preußen der Großmachtskitzel ausge 
trieben werden“ müſſe, und welche in folder umvilrdigen Auffaffung das preußiſche 
Heer, den Stolz und Ruhm des Baterlandes, zu zerftören bedacht ift, — außer 
diefer unpatriotiihen Partei baben die Liberalen ebenfo wie die Konjervativen, 
ja nicht minder bie ernfteften Männer der Fortichrittspartei die Aufrechterbaltung 
und Durdführung der Heeresreform in ihren wejentlichen Grundlagen als em 
Bedürfniß des Staates und als eine Wohlthat für die Einzelnen erkannt. Die 
jegigen Zeitwerbältniffe aber müfjen vollends jeden guten Preußen daran mahnen, 
daß e8 gilt, unjere Wehrverfaſſung rajch auf fefter gejetlicher Grundlage zu fichern. 
Ueber diejenigen Punkte, über welche bisher noch Zwieſpalt war, wird die Ber- 
ftändigung ficherlich erfolgen, wenn bei der Landesvertretung nur der ernite 
Wille vorhanden ift, das Königliche Werk feinem Wejen nach dauernd durchführen 
zu beifen. 

So mögen denn alle Patrioten dahin wirken, daß Abgeordnete gemäblt 
werben, welche die Frage der Reorganijation des Heeres nah den Anforderungen 
ber preußifchen Ehre und Machtftellung durch wahrhaftes Entgegenlommen ju 
löſen entſchloſſen find. 

Bereits iſt wieder det Ruf ergangen: bie bisherigen demokratiſchen Ab— 
geordneten einfach wieder zu wählen. Mögen alle Baterlandsfreunde bedenken, 
daß eine ſolche Wiederwahl die jchroffe Zurüdweiung aller VBerftändigung wäre, 
da bie frühere Mebrheit in die Rechte der Krone jo vielfadh eingegriffen, die 
Ehrerbietung gegen die Krone und deren Minifter bei Seite geſetzt und ſchließlich 
ausdrücklich erklärt hat, daß ihr keine Berftändigung mit der Regierung möglich let. 

Alle, denen es Ernft ift mit Preußens Königthum und Berfaffung, müfjen 
fih vereinigen, um in &emeinfchaft mit ber Krone den feiten Boden für die 
Entwidelung und den Ausbau berfelben im Sinne deutſcher Freiheit und wahr 
bafter Selbftverwaltung wieder zu gewinnen und zu fihern, — und zu bem 
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Ende Abgeorbnete zu wählen, denen bie Wiederberftellung bes inneren Friedens 
als das dringendfte Bedürfniß und die oberfte Pflicht erfcheint. 

Wenn Preußen in folder Gemeinjchaft zwiihen König und Boll neu 
erftarft, Dann werben die Berjuche, fein Auſehen und feine Stellung in Deutich- 
land zu jchmälern, vollends zu Schanden werben, — man wirb fi) nirgends 
darüber täufhen, daß die Verjüngung und nationale Kräftigung Deutjchlands, 
über deren Bebürfnig Preußens Fürft und Voll jeder Zeit einig waren, nimmer- 
mebr ohne Preußen, geihweige denn gegen Preußen durchzuführen ift, jondern 
nur durch ein aufrichtiges und wahrbaftiges Zufammengeben beider beutjchen 
Großmächte und unter williger Anerkennung des nationalen Berufes und der 
rubmocll erworbenen Machtftellung Preußens. 


8. Dftober. Allerhöchſter Erlaß an die Dorfgemeinde Steingrund. 


Aus der Eingabe vom 3. d. Mts. habe Ich die treue Gefinnung 
erfeben, von mwelder die Gemeinde Steingrund befeelt ift, und will des— 
balb die an Mich gerichtete ne gern beantworten. 

Wenn die Gemeinde bei den Wahlen Mir ihre Treue befunden will, 
jo fann dies nur durch die Wahl folder Männer gejchehen, melde den 
feften Willen haben, Meine Minijter in der Durdführung der ihnen von 
Mir übertragenen Aufgaben zu unterftügen. Ein feindliches Verhalten 
gegen Meine Regierung läßt fich mit der Treue gegen Meine Berfon nicht 
vereinigen; denn Meine Minifter find durch Mein Vertrauen in ihre 
Stellungen berufen nnd haben Mid in der Erfüllung Meiner großen 
und ernften Pflichten zu unterftügen. 

Das Werk, deſſen Durhführung Ich ihnen vor Allem aufgetragen 
babe, ift die Feitjtellung der Heereseinrichtungen, welche Ich für die Sicher« 
beit des Baterlandes als nothwendig und in der Erleichterung des Dienftes 
für die älteren Wehrmänner als nützlich und gerecht erfannt habe. ch 
würde die Pflichten gegen Mein Volk verlegen, wenn Ich diejes Ziel 
nicht mit voller Entſchiedenheit erftrebte. Sobald dafjelbe erreicht ift, wird 
der Friede im Yande fich neu und dauernd begründen und die Ausfüh- 
rung Meiner Abfihten für die weitere gedeihliche Entwidelung der Geſetz— 
gebung auf dem Boden der Berfafjung gefichert fein. 

Daß dahin die Beftrebungen Meiner Minifter in Uebereinftimmung 
mit Meiner eigenen Willensmeinung gerichtet find, darauf kann die Ger 
meinde kraft Meiner Berficherung vertrauen. 


Baden-Baden, den 8. DOftober 1863. (gez.) Wilhelm. 


27. Dftober. Der 91. Palm. Aus einem Brief Bismards an 
jeine Frau: 
„Dies (eine Abichrift des 91. Pialm)*) befomme ich heute 
Morgen zwei Mal von verfchiedenen Richtungen.” 
*) „Wer unter dem Schirm des Höchften ſitzet“ ac. ac. 
28. Dftober. Die Wahlen zum Landtage fallen wenig anders als 
die früheren aus. 


20. Die Landtngsfelfion 186964, 


1863. 9. November. Thronrede des Königs. 


Der Landtag der Monarchie ift in feiner legten Sigungsperiode vor 
Beendigung der Berathungen über den Staatshaushalt3 Etat gejchloffen 
und demnächſt das Haus der Abgeordneten aufgelöft worden, weil ein 
befriedigendes Ergebniß weiterer Verhandlungen nad den an Mich gerich- 
teten Erklärungen nicht mehr erwartet werden konnte. 

Es ift mein dringender Wunſch, daß den zwifhen Meiner 
Regierung und einem Theile der Yandesvertretung entftan= 
denen Zerwürfniſſen ein Ende gemaht werde. Meine König- 
liche Pflicht gebietet Mir, die Macht und die Rechte Meiner Krone nicht 
minder wie die verfaflungsmäßigen Befugniffe der Yandesvertretung hoch 
zu halten und zu jchügen. 

Ueber den Umfang und die Örenzen des an fih unbeſtrit— 
tenen Rechts der Yandesvertretung zur Mitwirfung bei der ge- 
jeglihen Feftftellung des Staatshaushalts- Etats haben ſich entgegenge- 
jegte Auffaffungen geltend gemadt. Um zur Ausgleihung derjelben zu 
gelangen, wird Ihnen eine Vorlage — werden, welche beſtimmt iſt, 
die Befugniſſe der Regierung für den Fall, daß der Staatshaushalts - 
Etat nicht zur gefeglichen Feitftellung gelangt, zu regeln und der Befürdh- 
tung entgegenzutreten, daß Meine Regierung in ſolchem Falle eine unbe= 
ihränfte Verfügung über die Staatsfonds ohne Rüdfiht auf das Recht 
der Landesvertretung in Anſpruch zu nehmen beabfichtige. 

Ich habe aber nicht allein für die innere Wohlfahrt, jondern auch 
für die äußere Sicherheit des Staates Sorge zu tragen und muß 
in beiden Beziehungen auf Ihre Mitwirkung rechnen können. 

Die neue Formation des Heeres ift aus dem unabweislichen 
Bedürfniß hervorgegangen, mit der gefteigerten Wehrfraft der Nachbar— 
länder gleihen Schritt zu halten und den wirthichaftlihen Intereſſen der 
eigenen Bevölkerung durch gerechtere Bertheilung der gefeglihen Wehr: 
pfliht Rechnung zu tragen. Das Heer ift auch nach der Reorganijation, 
wie Ich dies ſchon im Fahre 1860 an diefer Stelle außgejproden, das 
preußiſche Volk ın Waffen, und zwar in größerer Wahrheit, wie zuvor; 
denn während die verjtärkte Drganijation der Linie eine Erleichterung 
der älteren Landwehrklaſſen möglich macht, ift die Geſammtſtärke der 
Landwehr unverändert geblieben. Diefe Formation hat ſich in den ver- 
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floffenen Jahren auf Grund der Bewilligungen des Landtages während 
der Sigungsperioden von 1860 und 1861 zu einer dauernden Staats 
Einrihtung ausgebildet, deren Beftand ohne bedenkliche Gefährdung der 
witigften Intereſſen des Landes nicht mehr in Frage geftellt werden 
dann. Die Erkenntniß diefer Gefahr legt Mir die Pfliht auf, Meine 
nach der Berfajlung erforderlihe Zuftimmung nur einem folden Staats» 
baushalt8 Etat zu ertheilen, durch welchen die Erhaltung der beftehenden 
Heereseinrichtungen ficher geftellt wird. Um den geſetzlichen Abſchluß 
dieſer Angelegenheit endlich herbeizuführen, wird Ihnen der umgearbeitete 
Entwurf eines Gejeges über die Verpflichtung zum Kriegsdienft vorge- 
legt werden. — — 

Die Berhandlungen über die Fortjegung des Zollvereins find zwi— 
Ihden den Bereins- Regierungen eröffnet worden. 

Meine Regierung, fefthaltend an der Handelpolitit, welche fie in 
vollem Einklange mit der Yandesvertretung befolgt, ıft in dieſe Verhand— 
lungen mit dem ernten Beftreben eingetreten, da8 Band, welches die 
materiellen Intereſſen des größten Theil3 von Deutſchland umſchließt, 
unter Aufrehthaltung des mit Fraufreih gejchloffenen Bertrages von 
Neuem zu befeftigen und demnächſt, ſobald der Zollverein in feinem Fort- 
beftand gefichert jein wird, feine Beziehungen zu dem öfterreihiichem Kaijer- 
Raate zu regeln. 

Um der von der Tagespreſſe in gefahrdrohender Weife geförderten 
Aufregung im Lande entgegenzumwirten, hat eine proviforiihe Verordnung 
gegen derartige Ausjchreitungen auf Grund des Art. 63 der Berfafjungs: 
Urkunde — werden müſſen. Dieſe Verordnung wird mit einem Ge— 
jeg- Entwurfe wegen Abänderung einiger Beſtimmungen des Preßgeſetzes 
und des Strafgejegbuches Ihnen zur verfafjungsmäßigen Beſchlußnahme 
vorgelegt werden. 

Die auf Wiederherftellung des früheren Königreichs Polen gerichteten 
aufftändiihen Bewegungen haben die Ruhe unjerer Örenzprovinzen be— 
droht. Wir dürfen uns Glück wünſchen, daß die von Mir angeordnete 
Truppen» Aufftellung und das Fräftige Auftreten Meiner Behörden Preußen 
vor ernjteren Nachtheilen behütet haben. 

Der deutiche Bund hat beichloffen, im Wege der Erecution diejenigen 
bundesrechtlihen Forderungen zur Geltung zu bringen, welchen die Re— 
gierung Seiner Majeftät des Königs von Dänemark in Betreff der Her: 
jogthümer Holftein und Lauenburg bisher nicht genügt hat oder bis 
zum Eintritt der Erecution nicht genügen wird. Im Tal eines den Ere- 
cutions⸗ Truppen überlegenen Widerftandes ift die Mitwirkung preußis 
iher und öſterreichiſcher Streitkräfte in Ausfiht genommen. Sollte diejer 
Fall eintreten und die Verwendung außerordentlicher Mittel erheiichen, jo 
wird Meine Regierung dem Yandtage deshalb die erforderlihen Vorlagen 
maden. ; 

Bon dem bisherigen Verlauf der Verhandlungen über die von der 
Kaijerlich öfterreichiihen Regierung angeregte Bundesreform wird Meine 
Regierung dem Yandtage Mitteilungen zugehen lafjen. Ich habe die 
Mängel der beftehenden ER. niemal3 verfannt, aber zu 
Ihrer Umgeftaltung weder den gegenwärtigen Moment noch die eingejchlagenen 
Vege für richtig gewählt halten können. Tief werde Ich es bedauern, 
wenn die von Mir gegen Meine Bundesgenofjen ausgeſprochene Befürch— 
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tung fich bewahrheiten follte, daß die Schwächung des Vertrauens, deſſen 
die Bundes -Einrihtungen zur Erfüllung ihrer Zwecke bedürfen, und die 
Unterfhäguug der Bortheile, melde fie den Mitgliedern des Bundes in 
der gegenwärtigen Lage Europa’8 gewähren, das alleinige Ergebniß von 
Reformverſuchen fein würden, welche ohne Bürgfchaft des Gelingens 
unternommen wurden. Diefe Bürgichaft aber kann nur ſolchen Reformen 
beimohnen, melde, in gerechter BVertheilung des Einfluffes nah dem 
Verhältniſſe der Macht und der Yeiftungen, dem Preußiſchen Staate die 
ihm in Deutjchland gebührende Stellung fihern. Dies gute Recht Preu- 
end und mit ihm die Macht und die Sicherheit Deutſchlands zu wahren, 
* Ich als Meine heilige Pflicht an. 

Meine Herren! Wir ſtehen in einer bewegten Zeit, vielleicht an 
der Schwelle einer bewegteren Zukunft. Um ſo dringender richte Ich an 
Sie die Aufforderung, an die Löſung unſerer inneren Fragen 
mit dem ernſten Willen der Verſtändigung heranzutreten. — Das Biel 
fann aber nur dann erreicht werden, wenn die für die preußiiche Mon- 
archie unentbehrlihe Macht des Königlichen Regiments ungeſchwächt er- 
2 wird und Ich von Ihnen bei Ausübung Ahrer verfaffungsmäßigen 

echte in der Erfüllung Meiner Iandesherrlihen Pflichten unterftügt 
werde. 

Gemeinfam haben wir für die Ehre und das Wohl de3 Vaterlandes- 
zu wirfen. Diefer Aufgabe find Meine Beftrebungen unmandelbar und 
ausjchlieglich gewidmet, und in unerjchüttertem Vertrauen auf die Treue 
Meines Volkes hoffe Ich diejelbe fo zu löfen, wie Ich es vor Gott ver- 
antworten fann. 


18. November. Genehmigung der Preßverordnung im Herren= 


hauſe. 

19. November. Ablehnung der Preßverordnung im Abgeord— 
netenhauſe. 

20. November. Aufhebung der Preßverordnung durch Allerhöchſte 
Verordnung. 


19. November. Adreßdebatte im Herrenhauſe. 


Erklärung Bismarcks in Betreff des Polniſchen Auf— 
ſtandes. 
(Gegen den Grafen Bninski.) 


„Der Herr VBorredner hat verfucht, den Beweis zu führen, oder doch 
die Behauptung aufgeftellt, daß fich die Polnische Bewegung ausſchließlich 
egen Rußland und nicht gegen die Defterreichiichen und Preußifchen 
en welche ehemals dem Königreich Polen angehört und gegen 
die Preußiſche Herrſchaft in den umfrigen richtet. Ich darf nicht daran 
weifeln, daß der Herr Vorredner ſelbſt ernftlich an das glaubt, was er 
* Unſere eigene Anſicht kann ſich aber nur durch die Thatſachen, die 
por unſeren Augen liegen, leiten laſſen. Iſt es wahrſcheinlich, daß der 
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Zuzug, zu dem Taufende von Peuten in jugendlichem Alter bei uns ver- 
leitet find, der Taujende von jungen Menjchen auf die Schladhtbanf für 
ein verfehltes Unternehmen den bat, daß diefer Zuzug mit allen 
Mitteln der Berführung und mit großer Aufopferung organifirt und in's 
Werk gejegt worden jet, nur aus nachbarlicher Gefälligkeit, blos um die 
Polen, welche jenjeitS der Auffifhen Grenze wohnen, in den Genuß der 
Einrihtungen zu jegen, die das Endziel der Erhebung fein würden? Sit 
ed nicht mit Sicherheit anzunehmen, daß folche große Opfer nur einem 
Intereſſe gebracht werden, bei dem man jelbft Betbeifigt ift? Und daß 
die Segnungen der Jnftitutionen, deren ſich Polen durch die revolutionäre 
Regierung erfreut, auch auf unfere Provinzen ausgedehnt worden wären, 
jobald man die Macht dazu gehabt hätte? Ich glaube, diefer Zuzug an 
und für fich fpricht als Thatfache ausreichend gegen die Anficht des Herrn 
Vorredners. Fernere Beweife, melde in den Händen der Gerichte find, 
und melde ein Berfahren veranlaßt haben, dem einige Mitglieder des 
Preußiihen Landtages fi) durch die Abweſenheit im YAuslande entzogen 
haben, dieſe Beweiſe fünnen nad) der augenblidlichen Tage der gerichtlichen 
Unterjuhung Ihnen nicht vor Augen gelegt werden, wir müffen abwarten, 
welche Anhaltspunkte durch diejelben dem Herrn Vorredner für feine Auf— 
fafjung, welche für die Regierung durch fie gegeben werden wird. Daß 
die Bewegung nicht in höherem Maße, als e8 gejchehen ift, offen den 
Königlihen Truppen entgegengetreten, iſt vielleicht mehr der Stärke der 
legteren, al8 dem guten Willen ihrer Gegner oder der Abmejenheit aller 
derjenigen verbrecherifchen Tendenzen zuzujchreiben, die im Königreich 
Polen ſich geltend gemacht haben. 

Aber jelbft dann, wenn der Herr Vorredner darin Recht hätte, daß 
bisher unfere Provinzen nicht in Gefahr gewejen wären, in dieſe Be- 
wegung bineingezogen zu werden, jei e8 nun ohne auswärtige Verwicke— 
lungen, jet e8 auf Grund folder — jo haben wir an und Hr fih das 
politiihe, ja ich darf fagen das fociale und das fittliche Intereffe, daß 
—* Bewegung in Rußland und im Königreiche Polen nicht zum Siege 
gelange. 

Schon eine regelmäßige Polniſche Regierung mit dem 
Streben nach Erweiterung ihrer Herrſchaft bis zu den Grenzen 
des früheren Polnifhen Landes, als Nahbarin Preußens, 
wäre an ſich jhon eine wejentlihe Gefahr für die Preußifche 
Monarchie, eine Gefahr, welche einen erheblihen Theil unferer 
Truppen abforbiren und an anderen Stellen unverwendbar 
madhen würde. 

Aber eine Bewegung, deren Leiter die unerhörteften Ver— 
breden als regelmäßige politifche Mittel in ihren Eoder auf- 
genommen haben, melde der Sittlichkeit bis zur Apotheoje 
des Meuchelmordes den Rüden gedreht hat — eine jolde Be— 
wegung, eine foldhe Partei in feinem uns benadhbarten Lande 
u Herrihaft gelangen zu laffen, daran hat die Preußiſche 

egierung das ebhaftefe Intereſſe. 

Die — Staats-Regierung hält ſich für berechtigt, jenen 
Dank, welchen das Herrenhaus — tigt, ihr auszuſprechen, nicht nur 
im Namen der 700,000 Deutſchen Bewohner des Großherzogthums Poſen 
entgegen zu nehmen, ſondern auch im Namen der zahlreichen, polniſch 

Furſt Bismard. 11 
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redenden Preußen, welche als treue Unterthanen ihrem Könige anhängen, 
welche tüchtige Eoldaten feinem Heere ftellen, welche die Segnungen der 
Ordnung, die die Preußiiche Verwaltung über das Land gebradt hat, 
wohl zu jhägen wiſſen und melde, in den höheren Ständen vielleicht in 
der Dinderbeit, namentlich aber im anfäjfigen Bauernftande, die große 
Mehrheit der Bevölkerung bilden — gegenüber einer verwirrten und 
dur gemißbrauchte Einflüjfe der Gutöbefiger aufgeregten Minorität. 
Auch den Dank diefer polnisch redenden Preußen glaubt die Staat3-Re- 
gierung durch den Schuß, den fie gegen den Einbrud der Unordnung 
gewährt hat, erworben zu haben.“ 


Der Kenflikt und die Minifter der neuen Nera. 
(Gegen den Abg. v. Bernutb.) 


Ich habe nur das Wort ergreifen wollen, um der Commiffion des 
Herrenhaujes den Dank der Königlichen Regierung auszujprechen für die 
mwürdige und verjöhnliche Form, in welcher ee dem Haufe vorjchlägt, der 
Regierung feine Unterftügung zu gewähren. ch richte diefen Danf auch 
an die Herren von der Minderheit, für die Form und die Grenzen, in 
denen Ste ihren Widerfprud der Stellung eine großen parlamentarifchen 
Körpers würdig an den Tag gelegt haben. 

Bon einem der Herren Gegner hat mich überrafcht, daß er einer 
Adrefje, welche berechnet ift, die jegige — zu ſtützen, ſeine Mit— 
wirkung verſagt. Es war dies ein Mitglie ‚ welches dem dem unjrigen 
vorhergehenden Cabinette angehört. Wenn irgend Jemand die Ber- 
pflihtung hat, uns zu unterftügen bei Yöfung desjenigen Kno— 
tens, den jene Herren mit mehr Yeichtigfeit al8 Geſchick Ihürzten, 
jo glaube ich, jind e8 die Mitglieder der vorigen Regierung. 


21. SKongrehvorfdlag Frankreichs und Scheitern deflelben, 


5. November. Einladungsihreiben des Kailerd Napoleon an 
die Souveräne der Großitaaten. 


„Angefichts der Ereigniffe, welche täglich auftauchen und fich drängen, balte 
ich es für unumgänglich, meine vollen Gedanken den Souveränen auszuſprechen, 
benen das Scidjal der Völler anvertraut ift. 

„Jedesmal wenn ftarle Stöße die Grundlagen ber Staaten erjchüttert und 
deren Grenzen verändert haben, griff man zu feierlihen Zransactionen, um bie 
neuen Elemente zu verbinden und bie vollendeten Umgeftaltungen zu fichten und 
zu heiligen. Dies war der Gegenftand bes Weſtfäliſchen Friedens im 17. Jahr— 
hundert und der Wiener Verhandlungen 1815. 

„Auf dieſer letzteren Grundlage rubt augenblidlih das politiſche Gebäude 
Europas. Und dennoch, Ste wiffen es, bricht Dafjelbe von allen Seiten zuſammen. 

„Wenn man die Lage der verichiebenen Völker aufmerkfam betrachtet, jo ift 
es unmöglich, zu verfennen, daß faft auf allen Punkten die Wiener Verträge 
zerflört, verändert, vergeffen und bedroht find. Daraus folgen Pflichten ohne 
Regel, Rechte ohne Titel und Forberungen ohne Zügel, — eine um fo furdt- 
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barere Gefahr, als bie durch bie Eivilifation berbeigeführten Vervolllommnungen, 
welche die Völler unter ſich durch die Solidarität ihrer materiellen Intereffen 
verbunden baben, den Krieg nur noch zerftörender machen würden. 

„Es ift dies ein Gegenftand ernften Nachdenkens. Warten wir es nicht 
ab, einen Ausweg einzufchlagen, bis plößliche, unmiderftehliche Ereigniffe unſer 
un trüben und uns wider Willen im entgegengejette Richtungen treiben 
würben. 

„Ich will Ihnen deshalb, um bie gegenwärtige Lage zu regeln, unb bie 
Zukunft zu fichern, einen Congreß vorſchlagen. . 

„Auf den Thron gerufen durch die Vorſehung und den Willen des fran- 
zöſiſchen Bolles, doch erzogen in der Schule des Unglüds, ift es mir vielleicht 
weniger als irgend einem Anbern geftattet, bie Rechte der Souveräne oder bie 
berechtigten Anſprüche der Völler zu verfennen. Auch bin ich bereit, ohne ein 
vorgefaßtes Syftem, in den internationalen Congreß den Geift der Mäßigung und 
Gerechtigkeit zu bringen, das gewöhnliche Erbtheil derjenigen, welche jo viel ver- 
ſchiedene Prüfungen durchgemacht haben. 

„Wenn ich die Initiative für eine ſolche Eröffnung ergreife, jo geichiebt es 
nicht aus Eitelfeit; aber, ba ich derjenige Souverän bin, dem man am meiften 
ehrgeizige Pläne zutraut, jo liegt es mir am Herzen, burch dieſen freien und ehr- 
fihen Schritt den Beweis zu führen, daß es mein einziges Ziel ift, obne Zögern 
zur Herftellung bes Friedens in Europa zu kommen. Wird mein Borichlag an— 
genommen, jo bitte ih Sie, Paris zum Berfammlungsort zu wäblen. 

„Hals die mit Frankreich alliirten und befreundeten Fürften es augemeffen 
finden jollten, durch ihre perjünliche Gegenwart die Bedeutung der Berathungen 
zu erhöhen, jo werde ich ftolz darauf fein, ihnen meine berzlihe Gaftfreundichaft 
zu bieten. 

„Europa wird vielleicht einiges Gewicht darauf legen, daß die Hauptftabt, 
von welder jo oft das Signal zu Erjchütterungen gegeben worben ift, zum Sig 
der Conferenzen werbe, welche beftimmt find, die Orunblage für eine allgemeine 
Bacification feſtzuſtellen. ...“ 


18. November. Preußens Antwort auf die Kongreßeinladung. 
Schreiben des Königs-Wilhelm an den Kaiſer Napoleon. 


„Ew. Majeſtät konnten, als Sie das Schreiben an mich richteten, 
welches Ihr Botſchafter mir am 13. November überreicht hat, überzeugt 
ſein, daß die hochherzigen Geſinnungen, von denen daſſelbe eingegeben it, 
bei mir die herzliche Zuftimmung finden würden, welche ein Fürſt, dem 
das Wohl jeines Bolfes am Herzen liegt, dem hohen Ziel nicht verjagen 
kann, das Em. Majejtät bei der Aufforderung der europäiſchen Mächte zu 
einem allgemeinen Congreß im Auge haben. Die Verträge von 1815. 
baben im Yaufe eines halben Jahrhunderts nothwendiger Weije Aenderungen 
erfahren müſſen, wie fie der unmiderftehliche Einfluß der Zeit und der 
Ereignifje in allen menſchlichen Einrichtungen hervorbringt. Jene Verträge 
bilden trogdem noch jegt die Grundlage, auf welcher das politiiche Ge— 
bäude Europas ruht. Es wird daher eine mürdige Aufgabe für die ver- 
einten Kräfte aller Regierungen, welchen die Aufrehthaltung der Ordnung 
und des Friedens am Herzen liegt, jein, dieſe Grundlage zu befeftigen, 
diejenigen Theile zu ergänzen, welche bejeitigt find oder aufgegeben werden 
müjjen, und diejenigen sangen, welche mißachtet oder bedroht find, 
mit neuen Bürgjchaften zu umgeben. Diefem Werfe werde ih mich von 
ganzem Herzen anjchliegen, mit der vollfommenen Freiheit, mich dabei 
nur von meiner Fürjorge für die allgemeinen Intereſſen Europas leiten zu 
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lafien, indem Preußen, welches niemals aus dem Bereiche der Berträge 
beraußgetreten ift, fein directes Intereſſe hat, einen Congreß zu ver 
langen oder zu verhindern. Diefe Lage geftattet meiner Regierung, ihre 
unparteiifhe und unbefangene Mitwirfung der Aufgabe zu midmen, 
unter den zur Theilnahme berufenen Mächten eine vorgängige Ueber: 
—— über die Grundlage des Congreſſes herbeizuführen und durch 
vorſichtige Verhandlungen die Schwierigkeiten zu bejeitigen, welche Keime 
des Zwieſpalts in das der Verfühnung und dem Frieden gewidmete Wert 
u bringen geeignet wären. Zu diefem Zwede will meine Regierung gern 
ie Vorſchläge zur vorbereitenden Berftändigung entgegennehmen. 
Ih danke Em. Majeftät für die mir angebotene Gaftfreundiihaft und 
* mich verſichert, daß ich in Paris wiederum die herzliche Aufnahme 
nden würde, die mir die —— an meinen Aufenthalt in Com— 
idgne ſo werth macht; doch wird es Sache unſerer vereinigten Miniſter 
* durch ihre Erörterungen die Vorſchläge für den Congreß zu klären 
und zu unſerer Sanktion vorzubereiten 2c.“ 


25. November. England lehnt den Kongreßvorihlag ab. 
Berftimmung zwiſchen Franfreih und England. 


2, Ueue Wendung der Schleswig - Holfteinfhen 
Frage, 


1863. 15. November. Ableben des Königs Friedrid VII. von 
Dänemark. Erlöjhen ded Mannsſtammes der Königlichen 
Linie des Oldenburgiſchen Haufes. 

Prinz Ehriftian von Glüdöburg ald Chriftian IX. in 
Kopenhagen zum König für die däniſche Geſammtmonarchie, 
mit Einfhluß der Herzogthümer Schleswig= Holftein und 
Lauenburg ausgerufen. 

16. November. Herzog Ehriftian von Schleswig: Holftein= Sonder- 
burg = Auguftenburg verzichtet zu Gunften jeined Sohnes 
Friedrih auf alle Erbanfprüde an Schleswig: Holitein. 

16. November. Proclamation ded Prinzen Friedrich von Schles- 
wig = Holftein= Sonderburg - Auguftenburg. 


„Schleswiger! Holfteiner! Der letzte Fürft ber däniſchen Linie Eures 
Regentenhaufes ift dahingegangen. Kraft ber alten Erbfolgeorbnung unjeres 
Landes und bes oldenburgiichen Haufes, kraft der Ordnungen, welche die jchleswig- 
holſtei niſche Landesverſammlung in dem Staatsgrundgefege ausbrüdlich beftätigt 
bat, kraft der von meinem Bater zu meinen Gunften ausgeftellten Berzichts- 
urkunde, erkläre Ich hiedurch als erftgeborner Prinz der nächſten Linie bes 
oldenburgifhen Haufes, daß Ich die re ber Herzogtbümer Schleswig- 
Holftein antrete und damit die Rechte und Pflichten übernehme, welche die Bor- 
ſehung Meinem Haufe und zunächft Mir itberwiefen hat. — Ich weiß, daß biefe 
Pilihten in ſchwerer Zeit an Mich berantreten, Ich weiß, daß zur Durchführung 
Meines und eures Rechtes Mir zunächft keine andere Macht zu Gebote fteht, als 
die Gerechtigkeit unferer Sache, bie Heiligkeit alter und neuer Eide und eure 
Ueberzeugung von ber Seftigleit des Bandes, welches Mein Geſchick und das 
Eure vereint. — Ihr habt bis jetzt Ungerechtigkeit ebenjo mannhaft getragen als 
ihr mannhaft gekämpft battet, Ungerechtigkeit abzuwehren. Für das Joch, das 
man euch auflegte, gab bis jetzt ein unbeftrittenes Recht ben Borwanb, denn ber 
König von Dänemark war zugleich euer Herzog. Bon jegt an wäre bie Herrſchaft 
eines Königs von Dänemark ber euch eine Ujurpation und rechtloſe Gewaltthat. 
Und unjere gemeinfame Aufgabe ift es, biefer Herrichaft ein Ende zu machen. 
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— Ib kann euch jetzt nicht aufrufen, Gewalt mit Gewalt zu begegnen. Euer 
Land ift von fremden Truppen befetst, ibr habt feine Waffen. Mir liegt deshalb 
vor allem ob, die Regierungen des Bundes um Schut meines Regierungsrechtes 
und eurer nationalen Rechte anzugeben. Der deutſche Bunb ift niemals ber 
legitimen Erbfolge entgegengetreten. — Die Orbnung, auf welder bie Regierungen 
Deutichlands beruben, ift biejelbe, auf der meine Rechte begründet find. Unb 
die Regierungen Europas werben der durch die Erfahrung beftätigten Wabrbeit 
nicht wiberfteben, daß ein baltbarer Zuftand da nicht bauern kann, wo eine 
willfürliche — einem Volle gegen ſeine gebeiligten Wünſche, gegen 
ſeine von Gott geſetzte Nationalität und gegen ſein uraltes Recht aufgedrängt 
werden ſoll. — Lauenburger! Euer ſchönes Land, Gegengabe für ein Land, deſſen 
Namen ich durch Meine Geburt trage, unterliegt derſelben Erbfolge, ſoweit nicht 
Rechte anderer Glieder meines Hauſes und ältere und begründete Rechte deutſcher 
Regentenbäufer baran baften. Ich gebe Euch das Verſprechen, daß Ich euer 
nationales Recht als Mein eigenes betrachte, und, foweit Ich berufen bin, eure 
Rechte und Freiheiten bejhüten werde. — Schleswig-Holfteiner! Bon der Ueber- 
zeugung durchdrungen, daß Mein Recht eure Rettung ift, gelobe Ich, für Mich 
und Mein Haus zu euch zu fteben, wie Ich in der Schlacht zu euch geftanden, 
Mich nicht zu trennen von Euch und unferem Rechte. Und jo gelobe und ſchwöre 
Ich gemäß dem Staatsgrundgeſetze, die Berfaffung und die Gejete der Herzog- 
thümer Schleswig» Holftein zu beobachten, und die Rechte des Volles aufrecht zu 
balten. So wahr Mir Gott helfe und jein beiliges Wort.“ 


16. November. (Bundestag.) Der Gejandte Badend von Mohl 
zeigt der Bundesverſammlung den Pegierungdantritt des 
Herzogs Friedrih von Schleöwig-Holitein an, mit dem 
Beifügen, der Herzog eradhte ed „für eine, wie er ſich 
ſchmeichle, überflüffige Mafregel, wenn er hiermit eine 
feierlihe Nechtöverwahrung gegen jede etwaige Bejtreitung 
feiner Negentenrechte, jo wie gegen jede mit dem vollen 
Genuſſe derjelben nicht zu vereinigende Handlung verbinde. “ 

Bewegung in Deutihland zu Gunften ded Prinzen von 
Auguftenburg. 

19. November. Herzog Ernſt von Coburg-Gotha der erfte, der 
den Erbprinzen von Auguftenburg ald Herzog von Schles— 
wig= Holftein anerkennt. Herzog Friedrich nimmt jeinen Sitz 
vorläufig in Gotha und bildet ein Minifterium. 

21. November. Der däniſche Gejandte zeigt die Thronbefteigung 
Ghriftian IX. an, der badiihe Gejandte legt jeine Voll— 
macht für Friedrich VIII. vor; verjhiedene Regierungen 
jtellen Anträge in der jchleswig=holfteiniihen Frage. Ans 
zeige, Vollmacht, Anträge werden dem holſteiniſchen Aus— 
ſchuß überwieſen. 

Die Mehrzahl der Beamten in Holſtein verweigert den 
von ihnen geforderten Huldigungseid für Chriftian IX. 
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Zahlreiche Volksverſammlungen ſprechen ſich im energiichen 
Rejolutionen für die Rechte der Herzogthümer aus. Weberall 
werden Gomite’8 eingejegt und Geldfammlungen veranftaltet, 
bie und da auch die Organijation von Freiwilligen vor: 
bereitet. 

24. November. Der Ausſchuß des National Vereins tritt in Berlin 
zufammen, jendet eine Deputation an Herzog Friedrich nach 
Gotha und erläht einen Aufruf für Schleöwig-Holftein an 
dad deutiche Volk. 

27. November. Das in Kiel verjammelte Plenum der jchledwig- 
holſteiniſchen Ritterſchaft bejchließt mit allen gegen eine 
Stimme eine Eingabe an den Bund gegen die Anſprüche 
Chriſtians IX. und für die legitimen Rechte ded Herzogs 
Friedrih, — und um den Bund aufzufordern, die Rechte 
des Landes zu jchüpen. 


Am Bunde; Gemeinfhaft Preußens und Beflerreidys. 


28. November. Sachſen beantragt: „Die Nichtzulaffung eines 
dänischen Gejandten und Anordnungen, damit das für 
Holitein beftimmte Erefutiondcorps mit der den Umftänden 
entiprehenden Berftärfung in Holftein und Lauenburg ein- 
rüde, um dieje Bundesländer bis zu dem Zeit- 
punfte bejegt zu halten, wo der Bund fich in der 
Lage jehen wird, fie dem von ihm als rechtmäßig aner- 
fannten Nachfolger in gedachten Herzogthümern zu eigener 
Verwaltung zu übergeben.“ 

Defterreih und Preußen geben bei der Umfrage 
eine gemeinjchaftliche Erklärung zu Protokoll: 

„Die Stellung der Kaiferlih Defterreihifchen und der Königlich 
Preugifhen Regierung ift durch den Vertrag ‚bedingt, welchen beide in 
Gemeinfhaft mıt den Regierungen von Frankreich, Großbrittanien, Ruß- 
land und Schweden 1852 in London mit der Krone Dänemark abge- 
ſchloſſen Haben, nachdem die Borbedingungen defjelben durch Verhandlungen 


mit Dänemark im Laufe der Jahre 1851/52 feftgeftellt worden waren. 
Beide Regierungen faſſen die Gejammtheit diefer Berabredungen als ein 
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untrennbares Ganzes auf, welches durch den Pondoner Vertrag feinen 
Abſchluß erhalten hat. Nachdem der Fall, melden dieſer ng im 
Auge hatte, nunmehr eingetreten ift, find beide Regierungen zur Aus— 
führung des Vertrages bereit, wenn die Krone Dänemark ihrerſeits die 
porgängigen Verabredungen ausführt, deren Verwirklichung eine Voraus— 
fegung der Unterzeihnung des Yondoner Bertrages durch Preußen und 
Defterreich bildete. Die Succeffion in Yauenburg fteht dem König Ehriftian 
von Dänemark nad) Anficht beider Regierungen aud dann zu, wenn der 
Londoner Bertrag hinfällig wird, nachdem der nächſtberechtigte Erbe 
weiland König Friedrih8, der Prinz Friedrih von Heffen, feine Rechte 
auf König Ehriftian übertragen hat. Die Zulafjung des vom Könige 
von Dänemark für Lauenburg ernannten Gefandten ın dem Maße, wie 
die Vertreter der einzelnen Beftandtheile ftimmberechtigter Curien zur 
Theilnahme an den Sigungen berechtigt find, erjcheint daher nicht an= 
fechtbar. Für Einräumung des auf der Gejammtcurie Holftein und Yauen- 
burg ruhenden Stimmredt3 aber vermögen beide Regierungen nur dann 
zu votiren, wenn der König Ehriftian diejenigen Zufagen erfüllt, im Ber- 
trauen auf welche beide Mächte den Londoner Bertrag, welcher ihnen 
gegenüber den Succeffionstitel des Königs in Holftein bildet, ange= 
nommen haben.“ 


Die Bundeöverfammlung beichließt: die Führung der 
Holitein=Lauenburgiihen Stimme zur Zeit zu jujpendiren. 


Im preußiſchen Abgeordnetenhaufe. 
Antrag der Abgeordneten Stavenhagen und Virchow: 


In Erwägung 

1. daß der Erbprinz von Schleswig « Holftein - Sonberburg - Auguftenburg Kraft 
eines unzweifelbaften Erbfolgerechts jeinen Anſpruch auf die Regierung ber 
Herzogtbiimer erhoben bat; 

2. baß weber der Deutiche Bund, noch die Stänbe der Herzogthümer Schleswig 
und Holftein, noch die Agnaten des Hauſes Oldenburg ben Beftimmungen 
des Londoner Bertrags vom 8. Mai 1852 beigetreten find; 

3. daß Dänemark durch eine Reihe vertragswibriger Maßregeln, durch vielfache 
Bebrüdung der Deutihen Bevölkerung und Sprade in Schleswig, durch das 
Patent vom 30. März d. J. und endlich durch die Vollziehung ber neuen 
Berfaffung für Dänemarl-Schleswig, die Vereinbarungen von 1851 und 1852 
und damit die Bedingungen jelbft gebrochen bat, unter welchen bie Deutſchen 
Großmächte dem Londoner Bertrage beigetreten find, daß daher die Be- 
flimmungen biejes Vertrags für die Deutſchen Großmächte jede Berbindlichleit 
verloren haben ; 

4. daß bei dieſer Sachlage bie Anmwejenheit Däntijcher Truppen in bem Bunbes- 
lande Holftein eine Berletung des Bundesgebiets bilbet, 

erllärt ba8 Haus der Abgeorbneten: 
bie Ehre und das Intereſſe Deutjhlands verlangen es, daß 
fämmtlide Deutide Staaten bie Rechte der Herzogtbümer 
hüten, den Erbprinzen von Schleswig: Holftein- Sonderburg- Angnften- 
burg als Herzog von Schleswig: Holftein anerfennen, und ibm im 
ber Geltendbmahung feiner Rechte wirkſamen Beiftand leiften. 
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1. Dezember. Berathung des Antraged im Abgeordnetenhaufe. 


Erklärung Bismarcks Namens des Staats— 
Miniſteriums: 


Unſere Stellung zu der däniſchen Frage iſt durch eine Vergangen— 
heit bedingt, von der wir und nicht willkürlich löjen können, und melde 
und Pflichten gegen die Herzogthümer, gegen Deutjchland und gegen die 
eropäiihen Mächte auferlegt. Die Aufgabe unjerer Politit wird es jein, 
diefen Berbindlichkeiten jo zu entjprechen, wie es unjere oberfte politijche 
Pflicht, die Sorge für die Ehre und die Sicherheit unjeres eigenen VBater- 
lande3 gebietet. 

Für Preußens Stellung zur Sade ift zunächſt der Yondoner Ber: 
trag von 1852 maßgebend. Die —— deſſelben mag beklagt 
werden; aber fie iſt erfolgt, und es iſt ein Gebot der Ehre wie der Klug- 
beit, am unjerer Bertragätreue feinen Zweifel haften zu laſſen. 

Indem wir aber diejfes Gebot für uns jelbft anerkennen, beftehen 
wir ebenjo auf feiner Geltung für Dänemarf. 

Der Londoner Bertrag Pildete den Abſchluß einer Reihe von Unter: 
bandfungen, welche 1851 und 1852 zwiſchen Deutjchland und Dänemark 
epflogen worden waren. Die aus denjelben hervorgegangenen Zujagen 

änemarks und der Vertrag, melden Preußen und Defterreih auf 
Grund derjelben in London vollzogen haben, bedingen fich gegenfeitig, jo 
dag jie mit einander ftehen oder fallen. Die Aufrehthaltung diejer 
Stipulationen ift einftweilen insbejondere für Schleswig von wejentlicher 
Bedeutung. Sie giebt uns das Recht, in dieſem Herzogthum die Erfüllung 
vertragämäßiger Zufagen von Dänemark zu fordern. Fallen aber mit dem 
Londoner Bertrage die Berabredungen von 1851/52, jo fehlen uns in 
Betreff Schleswigs ſolche vertragsmäßige Rechte, weldyen die Anerkennung 
der europäifchen Großmächte zur Seite ftände. Die Yosfagung von den 
Verträgen von 1852 würde aljo der Stellung Schleswigs und den deut- 
ihen Forderungen in Betreff derjelben die 1852 Rees vertragsmä⸗ 
Bige Grundlage entziehen und die allſeitige Anerkennung einer andern von 
neuen Verhandlungen oder von dem Ausgang eines europäifchen Krieges 
abhängig machen. 

Damit aber die Berträge für uns diefen Werth und ihre Geltung 
behalten, iſt es nothmwendig, daß fie von däniſcher Seite gemwilfenhaft aus» 
geführt werden. Daf dies bisher nicht geſchehen ift, darf ich als allfeitig 
unbezweifelt anfehen und halte mich) der Aufzählung der Einzelnheiten 
bier überhoben. 

Die Entſcheidung über die Frage, ob und wann wir durch Nicht- 
erfüllung der dänischen Verpflichtungen in den Yall geiekt find, uns von 
dem Yondoner Bertrag loszuſagen, muß die Hegierung fich vorbe- 
balten; fie kann diefelbe weder dem deutfhen Bunde überlajfen, 
nod jie hier zum Gegenftande von Erklärungen machen. Wir 
baben mit der öfterreichifchen —— hai m getroffen, welche 
eine übereinftimmende Haltung beider Mächte in Betreff des Londoner 
Vertrag und jeiner Konfequenzen einftweilen ficherftellen. Diejelben 
gehen von der Annahme aus, daß in Lauenburg der König Ehriftian auch 
ohne den Londoner Vertrag fucceffionsberechtigt jein würde, nachdem der 
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nächſte Erbe, der Prinz Friedrih von Heffen, zu feinen Gunften entſagt 
hat. In Betreff Holfteins dagegen beruht für uns der Succeffionstitel 
auf dem Londoner Vertrag, und ift die Verwirklichung deflelben von Der 
Erfüllung der Borverträge abhängig, welche mit dem Londoner Vertrag 
in folidarifhem Zufammenhang ftehen. Daß Legteres der Fall fei, ift 
durch das Zeugniß des fompetenteften aller Zeugen, des Herrn Bluhme, 
welcher 1851 und 1852 däniſcher Miniſter der auswärtigen Angelegen— 
heiten war, im däniſchen Reichsrath bekräftigt worden. Auf diefer Auf— 
faffung beruht unfere durch die Zeitungen bereits bekannte Abjtimmung 
in der Bundestagsfigung vom 28. November. 

Wir fehen, jo lange wir den Londoner Bertrag nit als 
hinfällig betradten, in König Ehriftian den Erben des Rechts und 
des Unrechts jeiner Vorgänger. Demzufolge beftehen die Beweggründe 
fort, durch welche der Erefutionsbeihluß vom 1. Dftober hervorgerufen 
wurde, während durch die Umftände eine bejchleunigte Ausführung defjelben 
geboten erjcheint. 

Zu diefem Behuf haben wir in Gemeinfhaft mit Defterreich die er- 
forderlihen Anträge zur fofortigen Vollziehung der Erefution geftellt. 

Wie auch die Entſcheidung hierüber in Frankfurt ausfallen möge, 
unter allen Umftänden wird Preußen nad Maßgabe jeiner Stellung 
al3 europäiihe Macht und als YBundesglied für das deutſche Recht im 
den Herzogthümern und für fein eigenes Anjehen im Rathe der Groß- 
mächte mit bejonnener Feſtigkeit einftehen. 

In Erfüllung diefer Aufgabe rechnet die Regierung auf die bereit- 
mwillige Unterftügung des Landes und feiner Vertreter. Zum Behuf unferer 
bundesbeſchlußmäßigen Mitwirkung bei der Erefution wird fie die erforder- 
lichen militairiſchen Vorkehrungen zu treffen haben, und wegen Beihaffung 
der dazu nöthigen Geldmittel dem Landtage zu verfaffungsmäßiger Be— 
Ihlußnahme eine Vorlage maden. 


1. und 2. Dezember. Aus den VBerhandlungen des Ab- 
geordnetenhaujes mit Bezug auf die Erflärung der 
Regierung. 

Aus der Rebe des Ag. von Sybel: 


Meine Herren! Ich geftehe, der bisherige Verlauf unferer Debatte bat mir 
ben Eindrud gemacht, daß wir unter der Regierung, die wir nun jeit zwei 
Jahren auf uns haben, — daß wir unter biejer Regierung frank, tief frant 
in unjferm Staate geworben find. 

Wenn unjere Herren Minifter von ihrem Barteiftandpunfte aus vielleicht 
mit einiger Schabenfreude auf eine joldhe Debatte jeben, jo boffe ih, daß in 
ihnen auch noch der patriotiſche Gedanke der Sorge möglich ift: wenn eine jolche 
chaotiſche Verwirrung der Anfichten bei dem erften Herandrohen eines Krieges in 
biejer erften Berfammlung des Landes möglich ift, welch eine Verwirrung dann 
bei der Eruption eines ſchweren Krieges fetbn entfteben würde, der Sorge, wie 
dringend endlich die Umkehr erfordert wird, damit unſer Staat wieder 
gefunde, damit wir im Stande jeien, zn einem feften, entjchlofjenen, einmütbigen 
und deshalb erfolgreihen Kriege auf dem Schauplage zu erjcheinen. — — — 

Meine Herren, ih bin jo tief durchdrungen wie einer von Ihnen, 
baß wir einen großen Krieg, ber uns vielleiht aus biejer Frage 
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erwadien wird, nicht fiegreih und glorreih zu Ende führen, obne 
eine burhgebende Heilung unferer inneren Zerwürfniife. 

Wer und was ift denn diejer Herzog von Auguftenburg? 

Er ift der lebendige Ausdrud des Rechts und ber Zujammengebörigkeit ber 
Herzogtbümer! (Bravo!) 

Einem tücdtigen Deutjchen Bollsftamme erjcheint fein Name heute als ber 
Träger alles beffen, was das Yeben lebenswertb macht, als der Träger von 
Freibeit und Nationalität. (Sehr gut!) 

Er ift ſtark in feiner Ohnmacht, weil die Welt weiß, daß fein Volk ihn 
begehrt, daß fein Titel zwilhen Elbe und SKönigsan einftimmig ausgerufen 
werden würde, ſobald, jei e8 eine ſtändiſche Verſammlung, ſei es das allgemeine 
Stimmrecht, über ihn zu enticheiden bätte; er ift flarf, jo lange es jo fteht, und 
wird verfinten in der Stunde, wo dies Verhältniß aufbört, wo das Volk mit 
anderen Augen auf ihn zu bliden beginnt. So lange es jo ftebt, wird er un— 
überwindlich fein, jo ficher die Freiheit eines einmütbhigen und entjchloffenen 
Bolles unüberwindlich ift. (Lebhaftes Bravo!) 

Meine Herren! Soviel ich weiß, rechnet das Schleswig» Holfteiniche Bolt 
zu feinen Rechten — und diefe Rechte, bat er gejagt, will auch er reipectirt 
wiffen — in erfter Linie als das Eoftbarfte feinen Anſpruch auf die männliche 
Erbfolge in feinem Fürftenftamm: Es will nit Preußiich werben! Das 
erfaube ih mir bier mit voller Kenntnif der Sade auszufpreden. 
Es will Deutſch bleiben (lebhaftes Bravo!), und es begleitet Preußen jo lange 
mit jeinen wärmften und dankbarſten Sympatbien, als Preußen fih auf dem 
Wege einer Deutihen Politik bemegt. 

Bon dieſer Seite ber braucht uns feine Bejorgniß abzubalten; im Gegen- 
tbeil, fo weit ich ſehe, treibt uns die dringendſte Pflicht, unjere Stimme für das 
vom Minifterium verworfene Programm zu erbeben, es treibt uns die Pflicht, 
uns nicht durch Schweigen und Zurüdhalten zu Mitichulbigen eines von ung 
gemigbilligten Spftemes zu machen. Deutichland weiß es, wie ich vorber ſchon 
jagte, daß wir feine materielle Macht haben, daß es nicht in unſerer Hand liegt, 
durch unfere Bota irgend eine Aenderung in der actuellen Regierungspolitif, in 
dem actuellen Regierungsperjfonal beroorzubringen; dennoch aber, meine Herren, 
lann ih gerade dieſer Sache gegenüber von dem Glauben nicht laffen, daß die 
gegenwärtigen Verhältniſſe nicht dauern fünnen, daß der Staat 
Preußen nit im Stande ift, auf die Dauer eine ſolche Poſition zu 
behaupten und zwiſchen Elbe und Eider auf die Dauer den 
durh das minifterielle Programm angelündigten Selbftmorb zu 
vollenden. 


Aus der Rede des Abg. Birdom: 


— — Die ganze Europäiiche Yage würbe fiherer jein, wenn bie Regierung 
fih dem correcten Verfahren angeichloffen bätte, welches von einer Reihe Deutfcher 
Mittel- und Kleinftaaten am Deutſchen Bunde vorgeichlagen wurbe und welches 
allein dur die Preffion Preußens und Defterreihs zur Schädigung unferer 
Interefjen bejeitigt worden ift. 

Nur zwei Mächte könnten möglicherweife Neigung baben, Einfpruch zu 
tun. Das ift eben Defterreih und Rußland. Und wesbalb, meine Herren? 
Zunächſt deshalb, weil Rußland und Defterreih dadurch Preußen nieberhalten, 
weil fie Preußen Hein machen, weil fie unjere Madtftellung im 
Norden Europas untergraben würden. Der Herr Minifterpräfident ſteht 
allerdings feit alter Zeit in dem Auf, daß er wenigftens das Ruſſiſche Bündniß 
immer vertbeidigt habe und daß er gerade darin das Heil unferer Zukunft febe. 
Es wird von ihm erzählt, und wir dürfen es wohl bis auf Widerlegung glauben, 
daß er es gerade gewefen ift, der den älteren Herzog von Auguftenburg dahin 
gebracht babe, daß er endlich die fogenannte Berzichtsurfunde ausftellte, eine 
Verzichtsurkunde, welche gewiß nicht im Preußiſchen Intereffe war, fondern welche 
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re im Dänifhen und fodann und zwar fehr bald im Ruſſiſchen In— 
tereffe lag. 

Wenn unfer Herr Minifterpräfident es alfo fo ſehr im Imtereffe Preußens 
bält unb hielt, die Ruffiihe Succeffion in den Herzogthümern zu beichleunigen, 
ben einzigen großen Hafen, den Deutſchland im Norden bat, in Ruffiide Hände 
zu geben, mitten in unfer Land binein an einer Stelle, wo es am wenigften ver— 
tbeidigt ift, wo es am meiften verwunbbar ift, einen folhen fremben Keil zu 
ſchieben, — dann, meine Herren, werden wir allerdings auch jetzt nicht erwarten 
tönen, daß er wenigftens irgend eine andere Richtung ber Politik einjchlage, 
eine Politik, welche gegen Rußland gerichtet ift, welche zum Zweck bat, die Ruſſiſche 
Succeifion abzubalten, eine Bolitik, welche zum Zweck bat, dieſes Deutſche Land 
bei Deutſchland zu erhalten, dieſen großen Hafen für Deutfchland zu retten, dieſe 
Bafis zur Vertheidigung für unfere Heere zu fichern. 

Aber, meine Herren, ich habe die Meinung, daß Se. Majeftät der König 
vielleicht nicht jo ſehr von ber Haltbarkeit dieſer Ruſſiſchen Bafis unferer Politik 
überzeugt ift, daß Se. Majeftät der König eben nur durch Seine gegenwärtigen 
Ratbgeber in eine ſolche unglüdjelige Richtung bineingepreßt worben ift, weil alle 
nationalen Regungen Ihm vielleicht unbelannt geblieben find, weil feine Mög- 
lichkeit ift, zu Seinem Ohr zu fommen, um die Wünfche des Volles in regel- 
mäßiger Weiſe dahin zu bringen, als nur noch Durch dieſes Haus. 

Die Erregung, welche gegenwärtig durch Deutjchland gebt, ift nur ein 
Zeichen bes tiefen Bebürfniffes, welches das Deutſche Volk fühlt, überhaupt zu 
einem anderen Zuftande des Deutichen Staatöwejens zu fommen (Sehr wahr!) ; 
es ift das nur ein Symptom von bem allgemeinen Gefühl, daß es fo auf Die 
Dauer nicht geben könne (Bravo!), und, meine Herren, feitvem alle Deutihen 
Fürften unter dem Präfidium tes Kaifers von Defterreich diefes Bedürfniß an- 
erltannt haben, werben Sie es jeßt durch ein nachträgliches Bünbnif mit dem— 
felben Defterreih nicht mehr verichleiern Fönnen. Sie werben biejer Bewegung 
nicht mehr Einhalt thun können, aber fchneiden Sie dieſem Bebürfniß bie legi- 
timen Wege ab, hindern Sie es, noch auf eine Erfüllung zu boffen, wo fie regel» 
mäßig erwartet werden follte, meine Herren, — id babe nicht bie Aufgabe, bier 
bas rotbe Geipenft zu malen, aber das müfjen Sie fich doch jagen: wenn eine 
große Nation, deren Anfprud auf eine Neugeftaltung ihres Staatswejens von 
ihren Fürften offen proflamirt worden ift, wenn bie immer wieder zurüdge- 
worfen wird in ihrem Streben, wenn in dem Augenblid, wo ibr gejagt wird: 
„es muß jett neu gejchaffen werben,“ wo ſämmtliche Fürſten anerkannt baben, 
daß die äußerfte Gefahr vorhanden fei, wieder Alles niedergejchlagen wird und 
Nichts weiter übrig bleibt als die beiden Deutihen Großmächte, welche ſich gegen- 
jeitig hemmen und nichts weiter zu thun haben, als fich gegenfeitig nicht auf- 
fommen zu laffen, dann meine Herren, können Sie bie nationale Bewegung 
nicht austragen. 

Die Schleswig » Holfteiniche Bewegung, die durch Deutichlaud gebt, ift nur 
ein Symptom dieſes Bebürfniffes der Einigung, und dieſes Bebürfniß verlangt 
vor allen Dingen, daß Deutichland feine Machtftellung nah Außen bin zeige. 
Mögen nun die Deutſchen Fürften die Prinzipien der Legitimität 
opfern aus Gründen der Europäijden Zwedmäßigfeit, mögen 
Sie Deutſche Fürftengefhlechter in Die rn fübren, weil 
es den Dänen gefällt, mögen fie ein Deutjhes Land nach bem 
andern bingeben, weil fi die Fürften gegenjeitig verlajjen, mögen 
fie geftatten, daß dieſes feine Dänemarkuns eine unſerer ſchönſten 
Provinzen wegnimmt, meine Herren, bie Rache des Bolles für 
dieſen Verrath wird nicht fehlen! 

Solche Dinge verzeichnet die Weltgeſchichte nicht blos auf 
ihren Blättern, meine Herren, bie werben mit blutigen Budftaben 
in bie Herzen ber Völker gejhrieben, Das werben fie niemals ver» 
geilen! 
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Und das, meine Herren, Sr. Majeftät vorzuführen und ibn daran zu 
erinnern, baß bier jedes Recht, was bisher noch Deutjchland gekannt bat, in 
Frage ſteht, ibn daran zu erinnern, daß bier an die Grundlage des ganzen 
Deutſchen Baues gegriffen wird, das ift unfere Pflicht in dieſer fchweren Stunde. 

Und wenn dann Se. Majeftät dieſem Minifterium mehr Vertrauen ſchenkt 
ald und, meine Herren, bann werben wir allerdings als Abgeordnete nur jagen 
Ennen: wir baben unſere Pflicht getban; aber ich glaube, es ift ein jchönes Ge— 
fübl, wenn die Landesvertretung ihrer Regierung fagen kann; wir haben unjere 
Biliht getban. 


Annahme des Antrages mit großer Mehrheit. 


Die Rechte der Herzogthbümer und die Erb- 
folgefrage. 


Schluß eines Artikels der „Provinzial » Korrespondenz“ vom 
2. Dezember. 


— „Zu bemerken ift, daß feiner der Unterzeichner des Protofolles die ge- 
ringfte Verpflichtung übernommen bat, für die Untbeilbarleit des dänischen Reiches 
einzufteben, fonbern nur den Prinzen Chriftian feiner Zeit ald Monarchen vom 
Königreihe Dänemark ſowohl, als von den Herzogthümern anzuerfennen. Sodann 
aber — und bies ift das Wichtigfte — war auch jene Anerkennung nur im 
Zuſammenhange mit ganz beftimmten Borausjegungen zugefagt. Dänemark hatte 
fh nämlich vorher gegen die deutſchen Mächte, Preußen und Defterreich, auf das 
beftimmtefte verpflichtet, weder Schleswig in das däniſche Reich einzuverleiben, 
noch die Rechte Holfteins und Yauenburgs zu jchmälern. Dieje Verpflichtungen 
ind von Dänemark nicht allein nicht erfüllt, jonderu auf das gröblichite verletzt 
worden, zufegt noch durch deu jet regierenden König mittelft ber Beftätigung 
der neuen Reichsverfaffung. Damit ift, wenn dieſe Neichsverfaffung wirklich zur 
Ausführung kommen jollte, dem „Londoner PBrotofolle” feine noth— 
wendige und von ibm unzertrennlide Vorausſetzung entzogen.“ 


2. Dezember. Schriftwechſel zwiihen dem Prinzen von Auguften- 
burg und dem Kailer Napoleon. 


„Sire! Nachdem ich von ber Regierung der Herzogtbiimer Schleswig - Hol- 
fein Befig genommen, wie mir als rehtmäßigem Erben die Pflicht oblag, wage 
ih der hoben Gerechtigkeit Ew. Majeftät einige Bemerkungen in Bezug auf bie 
Rechte zu unterbreiten, die ich für mein Haus und vielmebr noch für mein Yand 
in Anfpruh nehme. — Eine ftrenge und unparteilihe Prüfung — obne jebe 
Voreingenommenbeit darf ih vor Allem von bem hohen Gerechtigleitsſinn er- 
warten, den Ew. Majeftät fo oft und in jo bochberziger Weife bewährt haben. 
— — In der Sache ber Herzogthümer ftebt das pofitive und bifterijche Recht 
in voller Nebereinftimmung mit den Wünfchen ver Bevölkerung, mit dem gebeiligten 
Interefje der Nationalität. Niemals waren Ew. Majeftät gleichgültig gegen die 
Stimmen unterdrüdter Völker; ganz Europa ift def Zeuge. — — Ganz Deutſch— 
land ift in Aufregung: es bedarf nur eines Blides auf die deutſchen Yänder 
vom Rhein bis zum baltiichen Ocean, um fich zu überzeugen, daß die Ruhe nicht 
wiederfehren wird, jo lange die Herzogthümer nicht der Fremdherrſchaft entriffen 
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und ihrem rechtmäßigen Herricher zurüdgegeben fein werben. Jede anbere Ent- 
fheidung würbe in den Augen von 40 Millionen Deutfher nur eine vorüber- 
gebende Geltung baben. — — Indem ich Ihre Gerechtigkeit anrufe, darf ich über- 
zeugt fein, Ew. Majeftät eine Gelegenheit zu bieten, eines der ebeln Werke zu 
vollbringen, für welches Europa ihnen dankbar if.” — — — 


Antwort des Kaifers vom 10. Dezember 1863: 


— — „Ich kenne nichts Ehrenvolleres, als der Vertreter einer Sache zu jein, 
die fih auf die Unabhängigkeit und Nationalität eines Volkes fügt, und Sie 
fönnen deshalb auf meine Sympathie rechnen. — Wenn ich für die Unabbängig- 
keit Italiens gelämpft, wenn ich meine Stimme für die polnische Nationalität 
erhoben habe, jo fann ich für Deutichland nicht andere Gefinnungen begen. Aber 
bie Großmädhte find durch den Londoner Vertrag gebunden und ihre Bereinigung 
allein könnte die Schwierigkeit Iöjen. Ich bebaure deshalb, daf England meinen 
Kongrefvorichlag abgelehnt hat. Es ift zu beflagen, daß ber deutſche Bund über 
die Rechte der Herzogthiimer nicht befragt worden ift — aber ich beflage andrer- 
jeits, daß ber Bund in Holftein interveniren zu müffen geglaubt bat, ebe bie 
Erbfrage entſchieden ift, denn die Intervention, welche ſehr ſchwere Verwidelungen 
herbeiführen kann, wird die Frage micht zur Enticheidung bringen, und jollte 
Dänemark durch die benachbarten Mächte Zwang angetban werben, jo würde 
fih die öffentlihe Meinung in Frankreich zu feinen Gunften wenden. — Ich 
muß daher wünſchen, daß Ihre Rechte von dem beutjhen Bunde geprüft und 
bie Entſcheidung ſodann den Unterzeichnern des Londoner Protofolls vorgelegt 
werde.” — — — 


5. Dezember. Identiſche Note Deiterreihd und Preußens 
an die deutichen Regierungen. 


„Es handelt fih am Bundestage jegt um die fchleunige that— 
fählihe Ausführung der am 1. Dftober bejhloßenen Ere- 
futionsmaßregeln. Heſterreich und Preußen erfennen diefe al3 noth— 
wendig im Intereſſe der Sicherheit und der Rechte Deutjchlands an, und 
find bereit, dazu auf der einmal angenommenen Bafis mitzuwirken, auf 
welcher fie, ohne Präjudiz für die anderen am Bundestag jchwebenden 
Fragen und ohne dem Ausland eine Berechtigung zum Einſpruch darzu« 
bieten, durchgeführt werden fünnen. Eine Anzahl deuticher Regierungen 
aber will die Erecution ausdrüdlih und formell in eine Occupation des 
Landes auf Grund der ftreitigen Succejfionsfrage verwandelt wiſſen, und 
diefe Verſchiedenheit der Yuffaffungen bat zu unferem Bedauern bisher 
die Erftattung des längſt erwarteten Austhußberichts verhindert, und 
droht in der Bundesverfammlung jelbft zu einer Uneinigfeit zu führen, 
welche die ganze Maßregel jelbjt unmöglich machen würde. Das Verhalten 
der beiden deutjchen Großmächte zu den eine Occupation fordernden An 
trägen iſt gleichmäßig durch das Intereſſe Deutfchlands und durch ihre 
europäiſche Stellung bedingt. Sie fünnen nicht, unter dem Namen irgend- 
welcher Occupation oder Intervention mit den Waffen in der Hand gegen 
den Yondoner Vertrag auftreten, jo lange fie defjen Gültigkeit anerkennen. 
Ueber die Bedingungen, am melde ſich dies Anerfenntniß knüpft, haben 
fie fih in ihrem Botum in der legten Bundestagsfigung ausgejproden. 
Sie müfjen darnad die ernfteften Bedenken dagegen geltend machen, daß 
Deutjchland und fie jelbft ohne dringende Nothmwendigfeit der Eventualität 
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eined Kriegs außgejegt werden, deſſen Dimenfionen unberechenbar find, 
deſſen Folgen und Gefahren aber vorzugsweiſe auf die beiden deutjchen 
Großmächte zurüdfallen würden. 

Die deutfchen Bundesgenofjen können überzeugt fein, daß Dejter- 
reih und Preußen, nahdem fie ſich über dieje Frage voll» 
ſtändig geeinigt haben, in derjelben die Rechte und Intereſſen 
Deutihlands mit dem Nahdrud wahren werden, welcher nad 
der Gefammtlage Europa3 anmendbar ift. Wenn die beiden 
Mächte hierfür das BVertrauen ihrer Bundesgenoffen in Anſpruch nehmen, 
jo müſſen fie zugleih auch darauf aufmerffam machen, daß der Bund 
jelbft, wenn er feine Stellung in Europa wahren will, die letztere in eu- 
ropäifchen Fragen aud vom europäifchen und politiichen Gefichtspunfte 
auffafien muß. Sie müſſen die deutichen Regierungen bitten, ernftlich zu 
ermägen, welche Gefahren für den Bund jelbft jih an ein über 
eilte8 nud einer einjeitigen Tendenz folgendes Berfahren 
fnüpfen fönnen. Es kann dem Anſehen defjelben nicht förderlich fein, 
wenn die beiden Großmächte in einer Frage, in welcher jie einig und be— 
tanntlih durch europätfche Berträge gebunden find, überjtimmt werden. 
Noch bedenklicher aber wäre e8, wenn der Bund den Eindrud machte, 
für Europa ftatt der Bürgjchaften des Friedens und der Ordnung, welche 
man von ihm erwartet, Gefahren und Elemente der Uneinigfeit zu ſchaffen. 
Defterreih und Preußen verlangen von ihren Bundesgenofjen nicht ein 
Berzichtleiften auf ihre eigenen Auffaffungen in der Succeffionsfrage. Es 
fteht nichts im Wege, daß fie diefelben bei der Abftimmung am Bunde 
noch ausdrüdlic wahren. Aber es ift dringend zu wünfchen, daß fie durd 
diefelben, im Hinblid auf die obigen Erwägungen, fich nicht hindern laſſen, 
der einfachen Ausführung der einmal —— Erecutionsmaßregeln 
—— und ſich ſo den beiden Großmächten anzuſchließen. Ein da— 
rüber zu faſſender Beſchluß bedarf keiner weiteren ausführlichen Motivi— 
rung, ſondern eventuell unter Vorbehalt der Erbfolgefrage nur des ein— 
fachen Hinweiſes auf das vollkommen Ungenügende der bisher an den 
Bund gelangten Erklärungen. Indem die kaiſ. (k. preuß.) Regierung hienach 
an die... Regierung das Erſuchen richtet, daß ihr Bundestagsgeſandter 
inftruirt werden möge, dem öjterreichijch = preußifchen Antrage auf jofortige 
Ausführung der einfahen Erefution zuzuftimmen, darf fie die Hoffnung 
ausjprehen, daß die... den obigen Erwägungen fich nicht verichliegen, 
und die volle Berantwortlichfeit für die ernften und unab- 
weislihen Folgen eines weiter getriebenen Dijjenfes in der 
Bundesverjammlung fich vergegenwärtigen werde.“ 


5. Dezember. Sendung des Lord Wodehouje von London nad 
Kopenhagen. 

T. Dezember. Die Bundes-Verſammlung beichließt mit 8 gegen 
7 Stimmen auf den Antrag von Defterreih und Preußen 
„in Erwägung 1) daß die binnen drei Wochen erforderte 
Solgeleiftung und Anzeige (Dänemarks) nicht erfolgt iſt; 
2) daß dur die Ausführung der ins Auge gefaßten Maß— 
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regeln den vom deutichen Bunde innerhalb feiner Competenz 
zu faſſenden Entſchließungen über die von mehreren Re— 
gierungen geftellten Anträge in der holſteiniſchen Erb— 
folgefrage nicht präjudizirt wird; 3) daß Gefahr im 
Verzuge ald vorhanden eradhtet werden muß, — die im 
Beihluffe vom 1. Dftober vorgefehene Aufforderung 
zum jofortigen Bollzug der beſchloſſenen Maß— 
regeln nunmehr an die Regierungen von Oeſter— 
reich, Preußen, Sachſen und Hannover zu rihten.“ 


9. Dezember. Die preußiidhe Regierung fordert ein Anlehen von 
12 Millionen Thaler zur Beftreitung der außerordentlichen 
militäriihen Maßregeln. 

Das Vorgehen mit der Bundeserecution. 
Aus der „Provinzial» Correspondenz“ vom 9. Dezember. 


„Wenn auf dem Wege der Bunbdeserecution vorgegangen wird, fo kann Nie- 
mand in Europa das ae Recht Deutſchlands beftreiten; ſchon jetzt zeigt fih, daß 
vielmehr gerade die Mächte, welche fonft am eifrigften auf Seiten Dänemarks 
fteben, fi bemüben, dafjelbe zum Nachgeben zu nötbigen. Bleibt der König von 
Dänemark aber bei feinem Unrechte fteben, aud wenn Holftein von deutſchen 
Truppen bejett ift, jo werben bie beutjchen Mächte es immer in ber Hand haben, 
weitere Forberungen zu ftellen und nötbigen Falls das Londoner Protofoll für 
nichtig zu erklären, weil ber König feinerjeits Die Bedingungen beffelben nicht er» 
füllt babe. 

Diefe Anjhauungen Preußens nnd Defterreich® haben denn auch in ber 
deutſchen Bunbesverfammlung fchließlih die Oberhand gewonnen, und man bat 
beichloffen,, fürerft auf dem Wege der Erecution vorzugehen, bie Frage der Erb- 
folge aber weiterer Entſcheidung vorzubehalten. 

Hannover und Sachſen find dazu beftimmt, zuerft in Holftein einzurüden, 
um bie jhwer bebrüdten Holfteiner in ihrem guten Recht zu ſchützen und gegen 
dänische Willfürberrfchaft zu wahren. Als Refervetruppen werben 25,000 Preußen 
und 15,000 Defterreicher an die Elbe rüden. Zunächſt find bei uns zwei Divi- 
fionen friegsbereit gemacht, d. b. bie Reſerven find einberufen (nicht die Land— 
wehrmänner, wie e8 obne die Reorganifation ber Armee fofort nötbig wäre). 
Der ritterliche Prinz Friedrih Karl (Neffe des Königs) ift dazu beftiimmt, ein- 
tretenden Falls die Truppen zu führen. 

Die Regierung wird von ben Häufern des Landtags die nötbigen Gelber 
verlangen, um ibre Bftichten für Deutichland erfüllen zu können. Hoffentlich wirb 
fih die Begeifterung ber Fortſchrittspartei für die Holfteinifhe Sache jet be- 
währen, wenn auch die Regierung zur Erfüllung der Forderungen deutſchen Rechts 
nicht gerade benfelben Weg gebt, welchen die Männer jener Partei für ben rich— 
tigften halten. Jeder, dem es wirklich um beutfche und preußifche Ehre zu tbun 
ift, muß jest alle Parteirüdfichten bei Seite jegen und der Führung bes Königs 
rüdbaltlos folgen. 

Niemand kann wifjfen, wie weit der ernfte Gang fübrt, ben 
die braven preußiichen Truppen fo eben beginnen jollen; das aber weiß Jeder, 
daß unferem Könige als einem echten Hohenzollern Preußens und Deutſchlands 
Ruhm und Größe wahrhaft am Herzen liegen.“ 
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18. Dezember. Verhandlungen im Abgeordnetenhauje. 
Die Kommiſſion hat jtatt der Bewilligung der Anleihe 
vorgeichlagen, eine Adrejje an Se. M. den König folgenden 
Inhalts zu richten: 


„ . . Das Haus der Abgeorbnneten hat bereits in eingehender Verhandlung 
die ſchleswig- bolfteinifche Frage erörtert und die Richtung der Politif, welche 
einzuhalten Deutſchlands Ehre und Intereffe nach unferer Ueberzeugung gebieten, 
in feinem Beichluffe vom 2. Dec. bezeichnet... . Preußen und Deutjchland find 
demnach verpflichtet, das Erbrecht Friedrichs VIII. anzuerkennen, die Zufammen« 
gebörigkeit und Unabhängigkeit der Herzogthümer berzuftellen, und das beutfche 
Bundesgebiet von der Anweſenheit däniſcher Truppen zu befreien. Dieſer Ber- 
pflihtung ſchleunig und wirkſam nachzukommen, bat fein anderer beutjcher Staat 
dringenbere Aufforderung, als der preußifche. Auf bem Boden der Herzogtbiümer 
bat unjer tapferes Heer feine erften Siege feit den Befreiungskriegen erfochten, 
und damit jeine Waffenehre für den enbliden Triumph der von ibm ruhmreich 
aber erfolglos vertbeidigten Sache eingejegt. Die Unterbrüdung der Herzogthümer 
jeit 1851 war bie erfte und nothwendige Folge ber unbeilvollen Uebereinkunft 
von Olmüsß, deren vwerberblihe Rüdwirkung auf Preußens innere Zuftände und 
deutſche Machtftellung, von jedem patriotifchen Herzen bitter empfunden, erft mit 
der Befreiung ber Herzogtblimer wieder getilgt fein wird. Mit tiefem Leidweſen 
fiebt deshalb das Haus der Abgeorbnieten die königliche Staatsregierung in 
einer Richtung wirken, welche nicht die Bejeitigung, ſondern die Herftellung und 
Kräftigung der Vereinbarungen von 1851/52 zur Folge zu baben droht. . . Sie 
baben von Anfang an feine andere europätiche Bedeutung, als die ſchwere Ge— 
fübrbuug gerabe der preußifchen Staatsintereffen gehabt, jo daß jede preußiiche 
Thätigkeit zu ihren Gunften ein Act der Selbftzerftörung genannt werden muf.... 
Das Haus der Abg. wendet fih an Ew. Maj., um die ſchwere Schuld von ſich 
abzumenden, daß es micht Alles vwerfucht habe, um eine Politit zu ändern, welche 
das Land auf lange Zeit zu ſchädigen drobt. Denn nad dem 
Spftem des Minifteriums müfjen wir fürdten, daß in feinen 
Händen die begebrten Mittel nicht im Intereſſe der Herzogtbümer 
und Deutjchlands, niht zum Nutzen der Krone und des Landes 
verwendet werben bürften.... Darum bitten wir Em. Maj. ebr- 
furhtsvoll und dringend, von bem Londoner Bertrag zurüdzutreten, 
den Erbprinzen von Schleswig-Holftein- Auguftenburg als Herzog 
von Schleswig-Holftein anerfennen, und er wirfen zu wollen, 
daß der deutihe Bund ibm in ber Bejigergreifung und Befreiung 
feiner Erblande wirkſamen Beiftand leifte. Das Haus der Abgeordneten 
bat feinen wärmeren Wunſch, als einer Politik, welche, getragen von bem Vertrauen 
der Nation und ausgeführt mit rüdbaltlofer Hingebung an die nationale Sache, 
dieje bobe Aufgabe ſich zum Ziele jegte, alle Mittel freubig zur Verfügung zu ftellen.“ 


Nede Bismarcks: 


Ich habe mid, über den Zweck der Anleihe bereit in der Kom: 
miffion ausgeiprodhen, und der Regierungs-Kommiſſar hat in der legten 
Sigung bier meine Anfihten im Wefentlihen rejumirt. Die Auskunft, 
die damit gegeben ift, ift die, welche wir nad) der jegigen Tage der Sache 
geben können, und ich glaube, meine — daß Sie ſelbſt ſich darüber 
auch nicht täuſchen, daß irgend eine Regierung, und auch die liberalſte, 
im gegenwärtigen Augenblicke darüber nicht mehr ſagen kann. Sie finden 
dieſe — * un zureichend und richten deshalb, über die Köpfe der 
Miniſter hinweg, eine Frage an Ge. Majeftät, um ausführlichere Er— 
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Härungen zu erlangen. Ich glaube, meine Herren, daß Sie die Fiktion, 
daß der König feine Kenntniß von der politiihen Page habe, daß er 
davon übel unterrichtet jet, und daß er durch Sie beffer unterrichtet werden 
müſſe — daß Sie ebenfogut wie ich das im Herzen al3 eine Fiktion an— 
jehen, und daß mir daher in der Adrejje die Vorbereitung zur Ablehnung 
unferer Anleihevorlage und die Motivirung diejer Ablehnung vor den 
Wählern und dem Bolfe zu fehen haben. Um zur Ablehnung zu gelangen, 
ſchieben Sie uns eine Bolitit unter, die wir eben nicht treiben. 
Ich habe ſchon in der Commiffion bemerkt, wenn wir diefe Politik trieben, 
jo wäre es unfere Aufgabe gemeien, von Haufe aus uns feit auf den 
Standpunkt des Pondoner Traftats zu jtellen und zu jagen: „Vertrag 
ift Vertrag, wir halten daran feit“, und uns feine Brüde offen zu lafjen, 
um von ihm je wieder loszufommen. Meine Herren! Wenn wir dieje 
Politik trieben, fo könnte es uns ja nur willfommen jein, 
wenn Sie die Anleihe ablehnten und wir daraus die Folgerung 
zögen, daß wegen Mangels an Mitteln die eingezogenen Eoldaten wieder 
nah Haufe zu fchiden feien, daß aljo nichts gejchehen könne und wir dem 
Bunde anzeigen müßten, Preußen ift nicht ın der Yage, jeine Bundes- 
pflihten zu erfüllen. Das würde eigentlich die fonfegente Folge eines 
foldhen ablehnenden Beſchluſſes im Sinne der Politik fein, die Sie ung 
unterfchieben. 

Unfere Politk ift eine andere, fie ruht auf dem von Ihnen 
im Adreß-Entmwurfe citirten Ausfprud Sr. Majeftät, daß fein 
Fuß breit deutſcher Erde verloren gehen folle und daß ebenjo 
fein Titel deutichen Rechtes geopfert werden jolle. Der Weg, den 
wir zu dieſem Behufe gehen, jcheint Ihnen nicht der richtige zu jein. 
Diefen nr richtig zu wählen und ihn überhaupt zu wählen, ift aber 
Sade der Erecutive, foweit es in menfchlihen Dingen überhaupt möglich 
it, richtig in die Zukunft zu fehen, fann dies eben nur die Regierung, 
weil die Regierung nad) Page der Geſchäfte mit diefen Dingen vertrauter 
jein muß als Sie. Eine Berfammlung von 350 Mitgliedern kann heut 
zu Tage die Politit einer Großmacht nicht in letter Inſtanz dirigiren 
wollen, indem fie der Regierung ein Programm vorfchreibt, welches in 
allen Stadien der ferneren Entwidelung der Sache befolgt werden jolle 
— das ift nicht möglich! Aber durch die Bemilligung der verlangten 
Anleihe, indem Sie der Regierung auf dem Wege folgen, den fie Ihnen 
offen dargelegt, auf dem der Bundes-Erecution und der defenfiven Vor— 
bereitungen gegen die Verwidelungen, die daraus entftehen können — 
jelbft wenn Sie der Regierung auf diefem Wege folgen, jo jchliefen Site 
ja damit den Uebergang zu dem Programme, welches Sie felbft in dem 
Petitum der Adreſſe jchlieglich als Ihr eignes aufjtellen, in feiner Weile 
ab. Gelingt es Ihnen daher, meine Herren, das Minifterium zu über- 
zeugen oder zu befeitigen, fo ift in jedem Momente der Uebergang dazu 
möglid; die Dinge liegen jo, daß wir jeden Tag, wenn wir den Krieg 
wollen oder wollen zu müſſen glauben, den Krieg haben fünnen. Der 
Krieg hebt bekanntlich alle Berträge auf, und Sie fünnen, wenn Sie 
eine Staatdregierung haben, die Sie vollftändig beherrſchen, das Pro— 
gramm des Fünftigen Friedens dann vorjchreiben, fo wie Verträge über 
das Erbreht der Verfaſſung, und Alles, was Sie mit dem Bajonet 
durchzujegen im Stande fein werden, erreichen. Tiefe Chance geht 
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uns in feiner Weife verloren, wenn Sie einftweilen die geforderte 
Anleihe bemilligen; wenn die neueften Nachrichten, über die ich allerdings 
noch feine amtliche Beftätigung befige, richtig find, fo werden wir ſehr 
Ihnell in der Lage jein, von Ihnen einen größeren Kredit zu 
verlangen, und jchneller al3 wir dachten, dahin fommen, bei 
dem Bunde eine weiter ausgedehnte Kriegsbereitſchaft be— 
antragen müjjen. 

Die vorliegende Frage hat ihre zwei Seiten, die füderale und die 
internationale. Der Kredit, den wir jegt von Ihnen fordern, betrifft die 
füderale Seite der Frage, die bundesrechtliche, daneben geht aber die inter- 
nationale. 

Der Herr Referent hat und vorgeworfen, daß wir Schleswig nicht 
genannt hätten. Schleswig ift bei dieler Seite der Frage nicht betheiligt; 
wenn die Frage wegen Schleswigs in den Vordergrund tritt, dann wird 
der Moment vielleicht gefommen fein, wo wir 50 bis 100 Millionen von 
Ihnen zu fordern haben, wie ich auch bereits in der Kommiſſion ange- 
— habe. Dieſer jetzige mäßige Kredit betrifft nur die föderale Seite der 

age. 

h habe Ihnen angedeutet, daß wir die Zeit, wo vielleicht kriegeriſche 
Verwicklungen eintreten werden, nicht vorausſehen können, und hinzugefügt, 
daß wir in der Lage, Krieg zu führen, ſehr bald ſein können, daß wir 
in jeder Minute dahin gelangen können, wir brauchen nur die 
Saiten etwas ſtraffer anzuziehen. Schon allein die ſtreitigen Punkte 
der holjteinijchen, aljo der Bundes Grenze, geben da8 Material an die 
Hand, jeden Tag zu einem Kriege zu gelangen. 

Bejorgen Sie alfo nit, daß diefe Ehance Ihnen entgeht, 
wenn Sie die Anleihe bewilligen. Wollen Sie aber Preußen hindern, 
die ihm bundesvertragsmäßig obliegende Pflicht zu erfüllen dadurch, daß 
Sie ihm die Mittel dazu verweigern, wollen Sie und zwingen, die 
nothmwendigften Bertheidigungsmaßregeln zu unterlafjen, die nothwen— 
digften Maßregeln zum Schuge unjeres Seehandel3, und zum Schuße 
unjerer Schifffahrt, wollen Sie es dahin bringen, daß wir bei 
ausbrehendem Kriege dem Fleinen Dänemark gegenüber in der 
Rolle des Minderftarfen erſcheinen, und der dänijhen Land— 
armee eine numerijche Uebermacht verjchaffen, indem Sie un 
die Mittel verweigern, unjere Armee rechtzeitig zu ftärfen, dann 
laden Sie eine — Verantwortung vor dem Lande, wie 
auch vor Ihren eignen Wählern auf ſich. 


Die Adreſſe wird mit 207 gegen 107 Stimmen an— 
genommen. 
21. Dezember. Bei den Verhandlungen des Herrenhauſes 
über eine Adreſſe an den König. 
Ueber Dilettantismus in der auswärtigen Politik. 
Rede Bis marcks gegen den Abg. Tellkampf. 


Die Auffaſſungen des Herrn Vorredners über die europäiſche Po— 
litik erinnern mich an diejenigen eines Bewohners der Ebene, welcher zum 
12* 
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erften Male eine Bergreife maht. Wenn er einen Gipfel vor fich fieht, 
jo jcheint ihm nichts leichter, al3 ihn zu erfteigen. Er glaubt nicht einmal 
eines Führers zu bedürfen; denn der Derg liegt unmittelbar vor ihm und 
der Weg dorthin ift anjcheinend ohne Hinderniß. Macht er fih nun auf 
den Weg, jo jtößt er bald auf Schluchten und Abhänge, über welche die 
befte Rede nicht hinweghilft. 

Der Herr Vorredner beruhigte uns auf politiihem Gebiete über 
folhe Hinderniffe mit Worten, wie: Es ift befannt, daß Rußland augen 
blidlih nichts leiften kann; es ift nicht erfichtlich, wie Defterreich hindernd 
auftreten jollte; England weiß wohl, daß fein Intereſſe ihm Frieden em— 
pfiehlt; Frankreich endlich wird nicht gegen fein Prinzip der Nationali- 
täten handeln. Wenn wir diefen Berfiherungen nun Glauben jchenfen 
und den Ueberblid des Herrn Redners über die europätiche Politif höher 
anſchlagen wollten, als unjer eigenes amtliches Urtheil, und wenn wir 
dann im Bertrauen auf foldhe Berfiherungen Preußen in eine ijolirte und 
Schließlich vielleicht in eine demüthigende Yage brächten, fünnten wir uns 
dann damit entjchuldigen, daß wir jagten: Ja, wir haben die Gefahr 
wohl vorausgejehen; aber im Bertrauen auf den Herrn Redner haben 
wir gehandelt, indem wir dachten, er würde es bejjer willen. Wenn dies 
unmöglih ift, fann dann von uns verlangt werden, daß wir den Aus— 
— des Herrn Redners das Gewicht beilegen, welches er ſelbſt 
ihnen beigelegt zu * wünſcht? Wir verlangen bei uns für jede amt— 
liche Funktion, z. B. für die Juſtiz, ja für den Dienſt des Unteroffiziers 
und jeden Anderen, Prüfungen, praktiſche Vorbildung, ſchwere Examina, 
aber die hohe Politit — die kann Jeder treiben, zu der fühlt ſich Jeder 
berufen, und es ift nichts leichter, als auf diefem, jeder Konjunktur of- 
fenen Felde mit einiger Sicherheit im Auftreten alles Mögliche mit großer 
Scheinbarkeit zu en ; um einen falichen Gedanten mit Erfolg zu 
widerlegen, muß man befanntlich ein ganzes Buch jchreiben, und den, der 
den Ausipruch gethan hat, überzeugt man doch nicht. Es ift ein gefähr- 
licher Irrthum, aber heute weit verbreitet, daß in der Politif dasjenige, 
was fein Verſtand der Berftändigen fieht, dem politiihen Dilettanten 
durch naive Intuition offenbar wird. 


Adrejje des Herrenhaujes. 


„ . . Die Succeffionsfrage (in Schleswig + Holftern) wird vom beutichen 
Bunde zur Zeit als eine offene betrachtet. In der Berfafjungsirage aber fchreitet 
der Bund durch feinen Beihluß vom 7. December db. J., bem Bertragsbrud 
Dänemarks gegenüber, nad zehnjährigen Verhandlungen zur That. Diefe Maß— 
regel joll und darf der Frage: wer nunmehr ber rechtmäßige Herrſcher der Her- 
zogtbümer jei? in keiner Weiſe präjubiziren. Niemand aber kann beftreiten, 
daß, wenn es fih um Löjung jener Frage, und, falls Preußens Intereffe dies 
rechtfertigt, um Durchführung bderjelben mit der Gewalt der Waffen banbelt, 
Preußens Stellung günftiger jei, wenn Holftein von beutihen Truppen, als 
wenn es von däniſchen —— beſetzt iſt. . . . Das Herrenhaus gebt von 
dem Grundſatze aus, daß, ſo wenig der Landesvertretung das Recht beſtritten 
werden kann, auch in den Fragen der äußeren Politik ihre Wünſche und An— 
ſichten der Krone gegenüber auszuſprechen, dies nicht dahin führen darf, dieſe 
Wünſche und Anſichten höher zu ſtellen als die Pflicht: ber Krone die ver— 
faffungsmäßige Mitwirkung ber zu jenem Zwecke nöthigen Mittel zu gewähren. 
Das Herrenhaus ift ſich aber auch bewußt, daß jenem Rechte der Yandesver- 
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tretung: ihre Wünſche und Anfihten in Fragen ber äußeren Politif auszuſprechen, 
und denjelben innerhalb ihrer Eompetenz Geltung zu verjchaffen, das ältere Recht 
ber preußifchen Könige, welches der Artilel 48 ber Verfaffung aufs Neue beftätigt, 
gegenüberftebt: im fragen ber äußern Politik, welche im ber Regel die Frage 
über Krieg oder Frieden in ihrem Schooße tragen, felbftändig und endgültig zu 
entiheiben. Auch bas Herrenhaus würde mit Freuden einen deutſchen Fürften 
als Herrſcher jener beutichen Länder begrüßen. Auch wir würden, wenn Ew. Mai. 
nah Prüfung des Rechts und der europäifchen Berbältniffe e8 im Jutereſſe 
Preußens für gerechtfertigt erachten jollten, jenem Wunfche des deutſchen Volkes 
durch bie preußiihen Waffen Nachdruck zu geben, freudig die biezu nötbigen 
Mittel gewähren. Aber dies fann fein Grund fein, die nöthigen Mittel zu ver- 
jagen... . Aus allen diejen Gründen fühlt das Herrenhaus fi gebrungen: 
Eurer k. Maj. ehrerbietigft zu erllären, daß es bie unbebingte Genehmigung bes 
Geſetzentwurfes über den Geldbedarf für die militäriihen Maßregeln in Folge 
der zwiſchen Deutichland und Dänemark jchwebenden Streitfragen jeinerjeits als 
eine unabweisliche Pflicht erkennt, daß e8 aber, auch wenn wider Verhoffen ber» 
jelbe die Genehmigung des andern Haufes nicht finden jollte, von der Zuverficht 
erfüllt ift, daß die Opferbereitichaft des preufiihen Volkes, mo es fih um bie 
Ehre und Pfliht Preußens, wie um ben Schuß eines deutſchen Bundeslandes 
gegen Bergewaltigung Seitens Dänemarks handelt, nöthigenfalls ohne ein Geſetz 
jene Mittel gewähren werde.“ 


27. Dezember. Allerhöchfte Ablehnung der Adreſſe des Abgeord- 
netenhauſes. 


„Ich habe den Inhalt der Adreſſe, welche das Haus der Abgeord— 
neten in Betreff der däniſchen Angelegenheit an Mich gerichtet hat, mit 
der Sorgfalt erwogen, welche Ich bereitwillig den Wünſchen und Anſichten 
des Hauſes zuwende. 

Wenn an die Spitze dieſer Adreſſe der Satz geſtellt worden iſt, daß 
das Haus der Abgeordneten bereits die Richtung bezeichnet habe, welche 
einzuhalten Deutſchlands Ehre und Intereſſen gebieten, ſo will Ich an— 
nehmen, daß damit der Mir nach der Verfaſſung und den Geſetzen des 
Landes zuſtehenden Entſcheidung über die Beziehungen der Monarchie zum 
Auslande nicht hat vorgegriffen werden ſollen. 

Mit dieſem Meinem Rechte iſt die Königliche Pflicht untrennbar 
verbunden, die Ehre und die Intereſſen Preußens dem Auslande gegen— 
über zu vertreten und zu ſchützen, und Ich weiß, daß Ich Mich in der 
Ausübung dieſer Pflicht auf die bewährte Hingebung Meines Volles ſtützen 
fann; Ich weiß aber auch, daß Ich die Frage, wann Ich dieſes Volk zum 
Kampfe aufzurufen und Gut und Blut von ſeiner Opferbereitſchaft zu 
fordern habe, mit landesväterlicher Sorgfalt erwägen muß. 

Ich würde es mit der Gewiſſenhaftigkeit in Erfüllung Meines Kö— 
niglichen Berufs nicht vereinbar finden, wenn Ich den höchſten Aufgaben, 
welche Recht und Verfaſſung dem Könige ſtellen, nicht Meine volle und 
leitende Thätigkeit widmen wollte. Das Haus der Abgeordneten kann 
daher überzeugt fein, daß die Richtung, in welcher Meine Regierung die 
auswärtige Politit bisher geführt hat, das Ergebnig Meiner reiflid er= 
wogenen Entſchließungen ift. Ich habe die legteren gefaßt mit Rückſicht 
auf die von Preußen gejchloffenen Verträge, auf die Gejammtlage Europa's 
und auf unjere Stellung in derfelben, aber zugleich mit dem fehten Willen, 
dad deutjche Recht in den Herzogthümern zu wahren und für die berech— 
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tigten Ziele, welche Preußen zu erftreben hat, erforderlichen Falls mit 
den Waffen in der Hand einzuftehen. In welcher Form und zu welchem 
Zeitpunfte jedes einzelne zur Erreihung diefer Ziele führende Mittel zur 
Anwendung zu bringen fein wird, darüber fann die Mir — * 
uſtehende Entſcheidung nur von Mir Selbſt getroffen werden. Bei der— 
* werde Ih Mich von dem unwandelbaren Entſchluſſe leiten laſſen, 
die Sache der Herzogthümer jo zu führen, wie es Preußens und Deutſch— 
lands ift, gleichzeitig aber den Verträgen die Achtung zu bewahren, 
welche das Bölferrecht Dit Das Haus * Abgeordneten kann nicht 
von Mir erwarten, daß Ich willkührlich und ohne Beachtung der inter— 
nationalen Beziehungen Preußens von den 1852 geſchloſſenen europäiſchen 
Verträgen zurüdtrete. Die Succeffionsfrage wird durch den deutjchen 
Bund unter Meiner Mitwirkung geprüft werden, und dem Ergebniß diefer 
Prüfung fann Ih nicht vorgreifen. Bevor dafjelbe feftjteht, handelt es 
fih um die Beihaffung der Mittel für die vom deutjchen Bunde be 
ſchloſſenen Erecutionsmaßregeln und fir die im Gefolge derjelben etwa 
nöthig werdenden Bertheidigungsanftalten. 

Die Vollziehung des Bundesbeichluffes ift eine dem Staate rechtlich 
und vertraggmäßig obliegende Pflicht, und die Gefahren, welche fich aus 
derjelben leicht und jchnell entwideln können, dürfen das Land nicht uns 
vorbereitet treffen. Unter dieſen Umftänden kann das Haus die fchmere 
Berantwortlichkeit nicht auf fich nehmen wollen, diefe ganz unentbehrlichen 
Mittel zu verfagen, oder ihre Bewilligung an Bedingungen zu fnüpfen, 
welche in die zweifellofen Rechte Meiner Krone Re. Sch würde es 
nicht verftehen, wenn dafjelbe Haus, welches Meine Regierung fo lebhaft 
ur Action drängt, in dem Augenblide und auf dem Felde, wo diefe 

ction eintreten fann und muß, die Mittel zu derjelben verfagte. Ich 
würde e8 um jo meniger verftehen, als Meine Gefinnung und Mein 
Wort dafür bürgen, daß die Mittel, welche Ich zum Schute des Rechts 
und der Ehre des Landes fordere, auch diefem Zwede entiprechend werden 
verwandt werden. Feder Zweifel daran widerjpricht dem Vertrauen, welches 
da3 preußiiche Volf in das Wort feiner Könige zu jegen gemohnt ift. 

Ich muß das Haus, unter mahnender Hinweiſung auf den Ernit de 
Momentes und auf die Wichtigkeit der Entjcheidung Hr die Zukunft de 
Baterlandes, zu vertrauenspoller Berathung der Borlage vom 8. d. Mis. 
und, im Hinblid auf die unaufhaltiame Entwidelung der Thatjachen, zu 
bejchleunigter Bewilligung der für die Erfüllung der Bundespflichten umd 
für die Sicherſtellung der Yandesvertheidigung unabweislich nothmendigen 
Anleihe auffordern.“ 


23. Biplomatifche Verhandlungen über die Schleswig - 
Holſteinſche Frage. 
12. Dezember. Zur Stellung Englands in der Schleäwig 
Holfteiniichen Angelegenheit. 


Lord Wodehouſe berichtet an Lord Rufjell über eine Beipredung 
mit Herrn v. Bismard, welder ihm erflärte, daß die dänische Berfaffung ver 
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dem 1. Januar als nicht anwendbar auf Schleswig erffärt jein müßte, fonft hielten 
fih die deutſchen Mächte an den Londoner Bertrag nicht mehr gebunden. — 
Nachdem in jener Beziehung Mafregeln ergriffen feien, erwarteten die Mächte 
meitere Erklärungen von Dänemark, ın welder Weije e8 die Berpflichtungen von 
1851/52 zu erfüllen gebenfe. 


17. Dezember. Ford Ruffell an den engliſchen Botichafter in Berlin. 


Die englifche Regierung babe mit Erftaunen die Erklärungen von Berlin 
über den Londoner Traktat vernommen. Die Unterzeichner bätten fich nicht blos 
gegen Dänemarf, ſondern ebenfo gegen die übrigen Mächte gebunden. Eine Nicht- 
erfüllung jeitens Dänemarks fünne ein Grund zur Beichwerbe fein, aber nicht 
ein Grund für die deutſchen Mächte, fi einfeitig von dem Bertrage loszufagen. 
Eine ſolche Behandlung gemeinjamer Traktate ſei micht zuläſſig. Die englifche 
Regierung betrachte eine Yosfagung von dem Bertrage als unverträglich mit bem 
guten Glauben unter den Mächten. 


21. Dezember. Der englifhe Botichafter in Berlin an Yorb Ruffell. 


— Herr v. Bismard gab die engliihe Auffaffung über die Berbinblichkeit 
des Vertrages nicht zu. Die Verpflichtungen feien nur Dänemark gegenüber ein- 
gegangen. Defterreih und Preußen würden offenbar die Macht baben, Dänemark 
den Krieg zu erflären, wenn es feine Verpflichtungen nicht erfülle, — der Krieg 
aber würbe alte Berträge, mitbin auch deu Yondoner Bertrag zwiſchen Dänemart 
und den deutſchen Mächten vernichten. 


19. Dezember. Dänemarks Antwort auf die Anfündigung der 
Bundederecution. 
Depeſche des Minifterd Hall: 


„Der Beſchluß der deutichen Bundesverfammlung vom 7. d. M. entbebrt 
ſchon aus dem Grund aller Verbindlichkeit für die kgl. Regierung, weil berjelbe 
gefaßt worden ift, nachdem ber Bevollmädtigte Sr. Maj. des Könige aus der 
Bundesverfammlung widerrechtlih ausgejchloffen worden war. Inſofern der ge- 
dachte Beihluß ſich demnächſt auf den frühern Bundesbejchluß vom 1. Oct. beruft, 
vermag die fol. Regierung darin umfoweniger einen gültigen Grund bes jett be- 
Ihloffenen iogenannten Erecutionsverfabrens anzuerkennen, als die förmliche Auf- 
bebung der in dem letterwähnten Beſchluß beanftandeten k. Belanntmahung vom 
30. März d. I. fpäter erfolgt ift, als die von ber k. großbritanniſchen Regierung 
angebotene Bermittlung zur Schlichtung der zwilhen Dänemark und dem Bund 
obihwebenden Differenzen von der k. Regierung in der Situng vom 29. Det. 
angenommen worden ift, als dieſelbe endlich in derfelben Sigung ſich bereit erklärt 
bat, „„in jedem Punkt, in welchem bie für die Bunbeslande verlangte Selb- 
fländigleit und Gleichberechtigung nicht ſchon als binlänglich gefichert angejeben 
werben möchte, dem Bund entgegenzulommen.““ Wenn nun aber auch das Suc- 
ceſſionsrecht Sr. Maj. des Königs und die Gültigkeit des Yonboner Vertrags vom 
8. Mai 1852 von der Bundesverfammlung in Frage geftellt worden ift, jo tritt 
der eigenthümliche Charakter der fogenannten Bunbesereeution nur um fo beut- 
liher bervor, als eben vom Standpunkt des deutichen Bundes aus die Anerkennung 
S. M. des Königs als Herzog von Holftein und Lauenburg durch ben Bund jeder 
Forderung in Bezug auf die dem Herzogthum Holftein von Sr. Maj. ald Herzog 
von Holftein zu gebende verfaffungsmäßige Stellung jelbftverftändlich wenigftens 
bätte vorausgehen müffen. Schließlih muß noch bemerkt werben, daß die an bie 
l. Regierung ergangene Aufforderung den Beitimmungen ber Erecutionsorbnun 
vom 3. Auguft 1820 (Art. 10) in der wichtigen Beziehung nicht entipricht, bab 
der kgl. Regierung keine Möglichkeit gelaffen worben ift, durch Erfüllung be- 
fimmter Forderungen die Erecution zu bejeitigen, bie vielmehr als das einzige 
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Object des Beichluffes bingeftellt wird. Unter diefen Umftänben werden Se. Maj., 
mein allergnäbigfter König, in der befchloffenen fogenannten Erecution ein in dem 
Bunbesrecht begrünbetes Verfahren nicht anerlennen können, fondern müſſen 
fih vielmehr dagegen Ihre allerhöchften fouveränen und Dynaftifhen Rechte aus- 
brüdlidh rejferviren. Wie Se. Maj. dem Unterzeichneten demzufolge befohlen 
haben, gegen ben angelünbigten unzweifelbaften Uebergriff hiermit feierlihft 
zu proteftiren, fo behalten Diejelben Sih auch alle die ferneren Beſchlüſſe 
* welche Dieſelben mit Ihren Rechten und Intereſſen vereinbar erachten 
möchten.“ 


24. Dezember. Einrücken der Bundestruppen in Altona. Abzug 
der Dänen. 
24. Dezember. Engliſche Erklärung. 
Lord Ruſſell an den englifchen Botfchafter in Berlin. 

— — Die engliihe Regierung könne durchaus nicht in Ausficht fielen, 
daß fie, Falls die Bundestruppen ihre Operationen nicht auf Holftein beſchränkten, 
fondern unter irgend einem Vorwande in Schleswig einrüdten, ihre Neutralität 
zwiſchen Deutichland und Dänemark bewahren könne. Aber fie fei von der 
Schwierigkeit der weiteren Schritte volllommen durchdrungen, und würde aus 
diefem Grunde, Falls der Vorſchlag zu einer Conferenz ber Bertragsmädte an 
irgend einem Orte gemacht würde, ihrerſeits gern Dazu bereit fein, und nichts 
entgegenftellen, wennsSerr von Bismard einen jolhen Vorſchlag an Frankreich 
machen wolle. 


28. Dezember. Weiterer Antrag Deiterreih8 und Preu— 
Bend am Bunde: Schleöwig in Pfand zu nehmen. 


„Hohe Bundesverfammlung wolle an die k. dänifche Regierung die 
Aufforderung richten, dad Grundgefeg vom 18. Nov. d. %. bezüglich) des 
Herzogthums Schleswig nicht in Vollzug zu fegen, jondern dusfelbe definitiv 
wieder aufzuheben, und fie wolle mit diefem Berlangen die Erklärung ver- 
binden, dag im Falle der Weigerung der deutjche Bund, im Gefühle feines 
Rechts und jeiner Würde, die erforderlihen Maßregeln ergreifen müßte, 
um jih durch eine militärtfhe Bejegung des Herzogthums 
Schleswig ein Pfand für die Erfüllung feiner geredten For— 
derung zu verjhaffen. An der Wirkung des bereit3 gelegentlich des 
Bundesbeichluffes vom 7. Dec. ausgeiprochenen Vorbehalts einer rechtlichen 
Prüfung der Erbfolgefrage würde felbitverftändlich durch die Annahme 
des vorjtehenden Antrags nichts geändert werden.“ 


30. Dezember. Das bisherige und das weitere Vorgehen 
Preußens und Defterreiche. 
Aus der „Provinzial- Correspondenz.“ 


„Preußen und DOefterreich find foeben noch einen zweiten wichtigen Schritt 
weiter gegangen; fie haben beim Bunde auch die Beſetzung von Schleswig bean- 
tragt, falls Dänemark nicht unverzüglich das Necht in Schleswig wieder berftellt. 

Durh ben bisherigen Verlauf der Ereigniffe ift das Verfahren unferer 
Regierung in der dänischen Angelegenheit glänzend gerechtfertigt worden. Während 
das Vorgehen, wie e8 die Demokraten und die von ihnen beberrichten kleineren 
deutſchen Regierungen verlangten, jofort die Einmifhung der fremden Mächte 
veranlaßt hätte, founte die nah Preußens und Defterreihs Willen vollzogene 
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Bundeserecution auf Grund des Haren und unbeftreitbaren Rechtes bes beutjchen 
Bundes ohne Weiteres ausgeführt werben; der Erfolg aber ift, daß ganz Holftein 
ſchon jett won däniſchen Truppen und von ber bänifchen Gemwaltberrichaft be» 
freit, daß ferner ber däniſche Stolz; und Troß gebeugt unb gebrochen iſt. Es 
tann feinem Zweifel mehr unterliegen, daß bie Rechte und Freiheiten ber Herzog- 
thümer jetst zur vollen und dauernden Anerkennung gebradht werben; bie Frage 
ber Erbfolge aber kann jetzt, nachdem das ftreitige Land der däniſchen Macht 
tbatlächlih entzogen ift, um fo freier und unbefangener erörtert und gelöft 
werben. Daß dies zugleich mit Befonnenheit und Umficht geſchehen muß, um 
nicht einen europäiſchen Brand zu entzünden, das ift fchon jet aus der Haltung 
Englands und Frankreichs zu erfeben. Glüdlicherweife halten Preußen und Defter- 
reih gemeinfam bie Entwidelung ber Sade in ftarler Hand: ihrem ebenjo 
kräftigen, wie bejonnenen Vorgehen find die bisherigen überaus günftigen Erfolge 
zu danken; fie werben gewiß auch weiter bafür forgen, daß die Sache ber Herzog- 
thümer, welche niemals jo gut geftanben, wie jetst, nicht burch das Treiben ber 
revolutionären Partei Schaden erleibe.“ 


Engliihe Mahnung und Warnung; Konferenz= 
vorihlag. 
31. Dezember. Depeihe Lord Ruſſells an den engliichen Ge— 
landten beim deutichen Bunde. 


„Die Ereigniffe, welche eingetreten find feit dem Tode des vorigen Königs 
von Dänemark, baben die Regierung J. Maj. mit ernfter Beſorgniß erfüllt. 
Zuerft hatten die Dinge einen günftigen Anfchein. Der Nachfolger Friedrichs VII. 
wurde allgemein anerkannt ebenjfowohl in Holftein, Lauenburg und Schleswig, 
ala in dem Königreich Dänemark. Einige ber Richter und Profefforen in Holftein 
verweigerten allerdings den Huldigungseid, aber Rube und Gehorfam bebielten 
ım allgemeinen die Oberhand. Diefer innern Zuftimmung folgte die Anerfennung 
von Seiten Frankreichs, Großbritanniens, Rußlands und Schwedens. In Deutjch- 
land aber war ein fehr verſchiedener Geift vorberrichend. Einige der Souveräne 
md Staaten, welche dem Bertrag von Yondon beigetreten find, zeigten fich als 
die erften, welche die Anfprüche des Prinzen von Auguftenburg auf die Erbfolge 
in den Herzogtbümern Holftein und Schleswig unterjtüßten. Die zwei beutfchen 
Großmächte Defterreih und Preußen gingen auf gemäßigtere Weife vor. Die 
Rechtsanſprüche Ehriftians IX. auf die Regierungsnachfolge in Die Yande Fried— 
richs VII. gemäß den Vorausbeftimmungen des Londoner Tractats wiejen fie 
nit geradezu von der Hand, aber fie machten die Anerkennung feines Rechts— 
titels davon abhängig, daß der König die Verpflichtungen erfülle, welche fein Vor— 
gänger in ben Jahren 1851 bis 1852 übernommen hatte. I. M. Regierung 
fonnte feiner von den ebengedachten Anfichten beipflichten. Sie konnte keine An— 
Iprüche des Prinzen von Auguftenburg zulaffen, die im Widerſpruch ftiinden mit 
den von J. Maj. in Folge des Yondoner Tractats von 1852 eingegangenen Ver— 
bindfichkeiten. Sie ift der Anficht, daß der König von Dänemark verbunden ift, 
die Berpflichtungen von 1851 zu erfüllen, aber fie bält nicht dafiir, daß das Mecht 
auf die Krone irgendwie abhängig ſei von ber Erfüllung diefer Verpflichtungen. 
Indem daher 3. M. Regierung bereitwilligft bie Erbfolge Chriftians IX. an— 
erkannte, drang fie im Verein mit Franfreih und Rußland auf die Ausführung 
aller Berbinblichkeiten feiner Krone gegenüber Deutichland. Sie konnte die Ge- 
neigtbeit des Königs biefer Verpflichtungen foweit thunlich nachzukommen nicht in 
Zweifel jegen. Er ift von Geburt ein beutjcher Prinz, und feine natürliche Nei- 
gung, feine deutſchen Unterthbanen mit gleicher Huld zu behandeln, wie feine dä— 
niſchen, konnte nicht in Frage geftellt werben. Welchen Grund zu Klagen auch 
immer bie PBarteilichfeit der dänischen Beamten des verftorbenen Königs gegeben 
haben mögen, jo glaubt man doch, baf dieſe Urſachen aller Wahrfcheinlichkeit 
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nad in Folge ber gleihmäßigen Behandlung und bes unparteiiſchen Vorgehens 
des neuen Souveräns, bejeitigt werben würden. Unglüdlicherweije erhoben fich 
zwei Hinberniffe gegen eine Vereinbarung, wie fie die Freunde bes Friedens ge- 
wünſcht haben möchten. Das eine war die Conftitution von Dänemark: Schleswig, 
angenommen im verfloffenen November von dem Neichsrath zu Kopenhagen; das 
andere, bie Haltung Deutichlande. Die neue Couftitution Dänemarks jcheint 
I. Maj. Regierung auf eine Incorporation Schleswigs hinauszjulaufen, und als 
folhe mit den Berpflichtungen der Krone Dänemarks im Widerſpruch zu fteben. 
In der That, die Vertheidigung der däniſchen Minifter ift in biefem Punkt ſehr 
unbefriedigend. Aber die von Hrn. Hall binfichtlich des andern Punktes vorge- 
brachten Gründe, nämlich Die gegenwärtige Haltung Deutſchlands, find ſehr ge- 
wichtig. Seine Gründe können ungefähr wie folgt, dargelegt werden: Dänemarf 
bat das k. Patent vom vergangenen März für Holftein zurüdgenommen. Es bat 
friedlich fih der Bundeserecution unterworfen, obgleich es fie nicht im Bundes— 
recht begründet betrachtet. Nun verlangt man von ibm die Zurüdnabme ber 
fürzlih eingeführten Berfaffung für Dänemark und Schleswig. Aber welde 
Sicherheit bietet man ihm, daß Dies das lebte, ibm abverlangte Zugeſtändniß 
jein wird? Schon werben eine neue Berfaffung für Schleswig und eine gemein- 
jame, für die Monarchie als Gründe vorgeſchützt, aus welden künftig neue An- 
fprüche und weitere Forderungen berzuleiten find. Wann enblic wird Dänemarf 
Ruhe hoffen können vor diefen unaufhörlichen Anforderungen? Wenn feine Un- 
abhängigkeit bewahrt bleiben joll, jo wäre es befier, daß es jetzt Widerſtand 
leiftete, al8 daß es durch ftete, aber nutzloſe Zugeftändniffe ſich ſchwächen ließe. 
Obgleih nah dem Eradten I. Maj. Regierung Hr. Hall einen falſchen Stand» 
punkt einnimmt, jo findet fie doch in den im allgemeinen won ihm entwidelten 
Gründen viele Wahrheit. Dänemark bat ein Recht, die Gränzen der Anſprüche 
Deutichlands zu erfahren, und in die Möglichkeit werjetst zu werben, diejen langen 
und ermübenden Streit feinem Ende entgegenzuführen. Mag nun Dänemark 
während elf Jahren feinen Verbindlichkeiten fich entzogen haben, mag Deutſchland 
diefe Zeit hindurch Dänemark mit begründeten und unausführbaren Anforbe- 
rungen gequält haben, jo ift es jeßt Zeit, daß biejem Streit ein Ziel gejett 
werde. Die Mächte, melde den Londoner Tractat unterzeichnet haben, find es, 
nebft dem deutſchen Bund, welche am erſten dazu berufen find, die Beitimmungen 
und Bedingungen eines endgültigen Uebereinfommens feitzuftellen. Ihre Maj. 
Regierung verlangt daher im Juterefje des Friedens: 

„I. Daß eine Conferenz der Mächte, melde das Yonboner Protokoll 
unterzeichnet haben, im Berein mit einem Abgeordneten des deutſchen Bundes in 
Paris oder London tagen möge, zur Verbandlung der GSteitigleiten zwiſchen 
Deutihland und Dänemark; 

„2. daß, bis dieſe Konferenz ihre Arbeiten beendigt babe, der status quo 
aufrecht erhalten bleiben jolle. 

„Das glaubt I. Maj. Regierung fib berechtigt, um bes Friedens von 
Europa willen zu verlangen. Sie bat fein anderes Intereffe in Beziehung auf 
Dänemark als bas, welches einer der alten und unabhängigen Monardien 
Europa's gebührt. Aber fie hat ein Intereffe daran, daß Europa der Friede er- 
balten werde. Sie erſucht daher auf das dringendfte, die Souveräne und ihre 
Cabinette in Betracht zu ziehen: wie ſchwierig es jein würde, bie Streitigfeiten 
zu ſchlichten, wenn fie einmal dem blutigen Schiedsgericht des Krieges aubeim- 
gefallen wären. Wer kann es vorausbeftimmen, welhe Ausbehnung ein folder 
Krieg nehmen, welche Gelüfte er weden mag, welche Gegenden von feiner Ber- 
wüftung beimgejucht werben würden? Es ift an fi von verhältnißmäßig ge- 
ringer Bebeutung, ob ein Prinz aus dem Haufe Glüdeburg oder ein Prinz aus 
dem Haufe Auguftenburg in Holftein oder in Schleswig regiere. Unter jedem 
ber beiden Fürften können bie Freiheiten und Privilegien feiner Unterthanen 
gleihmäßig gefichert fein. Aber von großer Bedeutung ift es, daß bie Treue 
den Verträgen bewahrt werde, daß man Recht und Beſitz achte, unb daß bie 
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Kriegsflammen ſich nicht über Europa verbreiten, aus Anlaß von Fragen, welche 
ein rubiges und zeitiges Walten ber Gerechtigkeit und Bernunft einer frieblichen 
Löfung entgegenführen dürfte.“ 


31. Dezember. Depeihe Lord Ruſſells an den engliihen Bot: 
ſchafter in Berlin. 


Die englifhe Regierung könne nicht zugeben, daß der Krieg Preußen von 
den Berpflidtungen gegen den Bertrag von 1852 befreie: fie könne nicht glauben, 
daß Preußen fih zu einem Croberungstriege gegen Dänemark berbeilafjen werde. 
Benn die deutſche Nationalität in Sole und zum Theil in Schleswig ein 
Grund zur Zertrümmerung Dänemarks wäre, jo lönnte baffelbe wegen der pol- 
niſchen Nationalität im Großherzogtbum Poſen Preußen gegenüber der Fall jein. 
Nur durch Feftbalten an den Berträgen könne Preußen die Sympathie und Zu- 
ſtimmung der übrigen Mächte erlangen, Durch ein entgegengefettes Berbalten 
würbe es die allgemeine Berurtheilung aller Unbefangenen auf fich ziehen. Nur 
auf jenem Wege lönne ein europäijher Krieg vermieden werden. 


1564. 4. Januar. Bismards Erwiderung. 


4. Januar. Der englifhe Botſchafter in Berlin an Lord Ruſſell. 


Er babe die Depejde vom 31. Dec. Hrn. von Bismard vorgelefen und 
auf ſein Erjuchen ihm Abſchrift gelaffen. Die einzige Bemerkung, die er machte, 
bezog ſich auf die etwaige Forderung bes status quo während der vorgefchlagenen 
Berbandlungen. Er fagte, eine ſolche Bedingung würde er nicht annehmen, da 
fi Das nationale Gefühl nicht berubigen würde, wenn nicht entweder die dä— 
nijhe Berfafjung aufgegeben oder Schleswig ber Geltung derjelben durch eine 
deutjiche Occupation entzogen jei. 


1863. 31. Dezember. Proclamation des Erbprinzen von 
Augujtenburg beim Eintritt in Holftein. 


„ . . .· Eurem Rufe babe ih mich nicht entziehen wollen. Ich erfülle eine 
unabweislide Pflicht, wenn ich nicht länger zögere, die Sorgen diejer ernften Zeit 
mit Euch zu tragen. Berwidelungen, weldhe vor meinem Kegierungsantritte ent- 
ftanden, baben ben beutjhen Bund veranlaßt, zur Wahrung der Landesrechte 
gegen die bis dabin in Holftein factiich beftebende Gewalt einzufchreiten; Com— 
miffäre des Bundes haben bie Verwaltung des Yanbes übernommen. Die Bunbes- 
erecution, von Anfang am nicht gegen meine Regierung gerichtet, ift jet gegen- 
ftandslos geworben. Ich babe nie einen Zweifel darüber gelaffen, daß ich bie 
Rechte des Landes in ihrem ganzen Umfange anerfenne und zur Geltung bringen 
will. Ich balte mich überzeugt, daß auch der deutſche Bund die Gründe, welche 
ibn zur Anordnung commifjarifher Verwaltung bewogen, für bejeitigt erfennen 
wird. Ich babe die begründete Zuverficht, daß der gegenwärtige Zwijchenzuftand 
nur von kurzer Dauer jein wird, und bege die Erwartung, daß meine getreuen 
Untertbanen die vom Bunde angeordnete vorläufige Berwaltung achten und Con— 
flicte vermeiden werden. Schleswig » Holfteiner! Ich brauche Euch nicht zu jagen, 
wie ih Euch die Liebe und Treue, welche Ihr mir entgegenbriugt, danke. Ihr 
fiebt mit einer Einmütbigfeit und Entjchloffenheit zu mir, welde der Welt be- 
weijen werden, daß mein Souveränetätsrecht in Eurer freien Ueberzeugung, Eurer 
Baterlandsliebe und Eurem unbeugfamen Willen eine fichere Stüte findet. Dantet 
mit mir dem allmädtigen Gott, der uns bis hierher geführt bat. Er wird uns 
dann auch weiter führen.“ 
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1864. 6. Januar. Dänemark ruft dieBermittelung Franfreichd 
und der übrigen Unterzeichner des Londoner Vertrags an. 


7. Januar. Franzöſiſche Depejhe an die deutjhen Mittel 
und Kleinftaaten. 


„Die englifhe Regierung hat am 31. Dec. an die Regierung bes Kaijers 
eine Mittheilung gelangen laffen, in welcher fie den Zufammentritt einer Con— 
ferenz, entweder zu Paris oder zu London, vorichlägt, die zur Beratbung über 
die Angelegenheiten ber Herzogthlimer berufen fein würbe. Sie würde aus ben 
Vertretern ber Mächte befteben, welche den Vertrag von 1852 unterzeichnet haben, 
zu denen ein Bevollmächtigter des Deutihen Bundes hinzuträte. Als die Regie- 
rung bes Kaifers das erfte Mal über dieſen Gegenftanb fondirt wurbe, mußte 
fie, um jede Verwechslung zu befeitigen, ben weſentlichen Unterſchied deutlich hin— 
ftellen, welcher zwijchen einer Conferenz ftattfindet, die eine fpecielle Frage dis— 
eutirt, und zwiſchen dem allgemeinen oder engeren Kongreß, beffen Idee vom 
Kaiſer ausgegangen war. Ein Kongreß, der die verjchiedenartigften Intereffen zu 
regeln hatte, bot Elemente der Transaction, die, wenn die Berathbung auf ein 
ifolirtes Intereffe beſchränkt bleibt, nothwendig fehlen werden. Indem er fich durch 
dieſe Erwägung leiten ließ, und ba er überdies eine Verhandlung nicht mehr 
unter jeine Aufpicien nehmen wollte, von ber er mehrere der Mächte, bie ber 
Idee eines Congrefjes zugeftimmt haben, hätte ausſchließen müſſen, bat er nicht 
umbin gelount, den Borichlag, die Conferenz in Paris zujammentreten 
zu lajjen, abzulehnen. 

„Aber die Regierung des Kaifers hat darum nicht weniger den Wunſch, 
die Anftrengungen zu unterftügen, welche verjucht werden möchten, um jehiwereren 
Berwidlungen vorzubeugen. Die Erhaltung des Friedens war ber Zielpunft 
meine® erhabenen Herrn, als er die Souveräne zu einer Verſtändigung unter 
einander einlud, um das politiiche Syftem Europa’s weiter zu befeftigen. Der 
Zwed Sr. Maj. ift derſelbe geblieben, und obwohl er fortdauernd überzeugt bleibt, 
daß nur ein einziger Weg mit Sicherheit dabin führen kann, fo hat er doch keine 
unbedingten Einwendungen gegen die Combination, welde von ber englifchen 
Regierung angedeutet wurde. Gleichwohl würden einige vorläufige Aufllärungen 
für ihn notbwendig fein, und diejelben find von den Mächten erbeten worden. 

„Die Londoner Konferenz (von 1852) hat, wie ber gegenwärtige Zuftand 
ber Dinge es zum Weberfluffe beweift, nur ein ohnmächtiges Werk zu Stande 
gebradt. Ihre Beichlüffe werben heute durch die Mebrzahl der jecundären Staaten 
Deutſchlands beftritten, jogar durch einige von denen, welche ihnen zugeſtimmt 
hatten. Wenn man heute wieder zufammentritt, jo würde es mwejentlich fein, fich 
auf Bedingungen zu ftellen, welche geeignet find, die Hoffnungen eines befriebi- 
genderen Kejultats zu geben. An eıfter Stelle ift es von Wichtigfeit, die Con- 
ferenz nicht dadurch in Confliet mit dem Bundestag zu fehen, daß 
man die Bevollmächtigten einlüde, über Fragen zu berathichlagen, welde that» 
ſächlich ſchon entichieden jein dürften; und die Negierung bes Kaifers hat fih au 
die Mächte gewandt, um zu erfahren, ob fie geneigt wären, zum Ausgangspunkt 
den actuellen Statusquo in Holftein und in Schleswig zu nehmen, das heißt bie 
ſchwebenden Fragen vorzubehalten. 

„Zu gleiher Zeit lebhaft mit einem Punkte bejchäftigt, der ein großes In- 
terefje für Deutſchland zu haben jcheint, ift der Kaifer mit der englifchen Regie- 
rung der Meinung, daß die Tbeilnabme des veutihen Bundes an den Verhand— 
lungen, welche eintreten könnten, von großem Nugen fein würde. Es ift bedauer- 
lich, daß Deutſchland nicht directen Antheil an ben Arrangements genommen bat, 
welche 1852 zur Herftellung einer neuen Suceffionsorpnuung in Dänemark getroffen 
wurden. Aber man muß fih fragen, ob der Bundestag ſich dafür entſcheiden 
würde, auf biefe Gedankenreihe einzugehen. 
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„Im Scooße eines allgemeinen oder engeren Congreſſes, ber noch über 
anbere Fragen als bie der Herzogthlimer biscutirte, würde der deutſche Bund, 
wie ich glaube, kein Bedenken getragen baben, feine Sache einem europätjchen 
Tribunal zu unterbreiten. Einer der Vortheile dieſes Berjöhnungsplanes war 
eben der, der Empfindlichkeit und den Inteveffen eines Jeden gerechte Rüdficht 
zu Theil werden zu laffen. Da aber der Bundestag bei mebreren früheren Ge- 
legenbeiten alle die Zumutbungen abgelehnt bat, welche dabin zielten, daß bie 
Unterzeichner des Londoner Tractats feine Differenz mit Dänemark in die Hand 
nähbmen, jo muß der Kaifer, ebe er feinerjeits den Vorſchlag des engliihen Ca— 
binets annimmt, fi zuvor darüber Har fein, ob Die Anjhauungsweije der 
deutſchen Staaten in dieſer Hinficht ſich geändert hat. 


11. Januar. Deiterreih und Preußen erneuern dringend ben 
Antrag auf Pfandnahme von Schleöwig. 
12. Januar. Ablehnung des Antrages in der Bundesverſammlung. 
Selbjtitändiges®Borgehen Defterreihsund 
Preußens. 
Erklärung am Bunde: 


„Angeſichts der eben erfolgten Ablehnung ihres gemeinſamen An— 
trages müſſen die allerh. Regierungen von Oeſterreich und Preußen lebhaft 
bedauern, daß die gehoffte Verftändigung über die von ihnen zur unver« 
meilten Sicherung der Rechte des deutichen Bundes in Bezug auf Schleswig 
porgejhlagenen Maßregeln nicht erzielt worden ift. Unter foldhen Um— 
ftänden glauben die beiden Regierungen im der ihnen, durch ihre Das 
zwifchenfunft bei Herbeiführung der jene Rechte feftitellenden Stipulationen 
von 1851/52 erwachſenen befonderen Stellung, jomwie wegen der großen 
Dringlidfeit der Sade, fich der Pflicht nicht entziehen zu dürfen, die 
eg en Rechte in ihre eigenen Hände zu nehmen und 
ihrerfeit3 zur Ausführung der in ihrem Hauptantrage vom 28. v. M. 
u. 9. bezeichneten Maßregeln zu fchreiten. Durch Abgabe vorjtehender 
Erklärung fommen die Sefardten dem Auftrage ihrer allerh. Re— 
gierungen nad.“ 


Diplomatiihe Verhandlungen mit England und 
Dänemarf. 


16. Januar. Gemeinſchaftliche Aufforderung Preußens und Oeſter— 
reih8 an die däniihe Regierung, die Berfaljung vom 

18. November 1863 wieder aufzuheben und da= 

durch wenigitend den status quo ald die nothmendige Vor: 

bedingung jeder weiteren Berhandlung wieder herzuftellen. 

„Sollte die dänische Regierung diefer Aufforderung nicht entjprechen, 

jo würden die beiden Mächte fich genöthigt jehen, die ihnen zu Gebote 
ftehenden Mittel zur Herftellung des status quo und Sicherung des Her- 
zogthums Schleswig gegen die widerrechtliche Vereinigung mit dem König: 
reih Dänemark in Anwendung zu bringen. — Die Gefandten find an« 
gewiejen, Falls die Erklärung, daß die Aufhebung der Ber- 
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fajjung erfolgt jei, ihnen nicht im Laufe des 18. Januar zugeht, 
he zu verlaſſen.“ 


17. Januar. Nocdmalige dringende Mahnung Ruſſells nad 
Berlin und Wien, nicht durch kriegeriſches Vorgehen un= 
überwindlie Schwierigkeiten zu ſchaffen, — und deshalb 
ihre Truppen nicht die Eider überjchreiten zu ıaffen. 

18. Januar. Lord Ruſſell an den Botſchafter in Berlin (und 
Wien). 

— er möge in ben entjchiedenften Ausbrüden Herrn v. Bismard und wo— 
möglich den König auf bie äußerfte Ungerechtigkeit und Gefabr aufmerkſam machen, 
fih dur die Beſetzung Schleswigs materielle Bürgichaften verfhaffen zu wollen. 
Ein ſolches Berbalten würde verbängnißvoll für ben Frieden fein; denn ber 
Krieg einmal begonnen, werbe fich nicht auf die erften Grenzen beſchränken lafjen, — 


wie es fih 1853 bei der ruffiihen Beſetzung der Donaufürftentbümer gezeigt, 
welche zum Krim - Krieg geführt haben. — — — 


18. Januar. Antwort Dänemarks. Abweilung der Forderung. 


— der König von Dänemark Fünne der Sommation jehon deshalb Feine 
Folge geben, weil der geftellte Termin es ihm nicht möglich mache, die Borberei- 
tungen zu einer Berfaffungsänderung in Tegaler Weiſe zu treffen. — Er müſſe 
baber jede Verantwortung Ar bie weiteren Folgen bes Vorgehens der Mächte von 
fih abweifen. — 


19. Januar. Circular-Depeſche Bismards an die deutichen 
Regierungen. 


Die (nicht wörtlich vorliegende Depejche) hebt zuerjt hervor, daß 
der Entſchluß, Schleswig zu occupiren, keineswegs im Gegenſatz zu irgend 
einem pofitiven Bundesbefchluß ftehe, da der Beſchluß vom 14. rein negativ 
ſei. Diefer Beſchluß könne daher nur die Folge haben, daß die beiden 
Großmächte bei ihrer Action nicht als Beauftragte des Bundes handeln 
und daher feinen Grund abgeben, diefer Action Sinderniffe oder Schwie⸗ 
rigfeiten bei dem Durchmarſch durch Holftein in den Weg zu legen. Es 
jcheine überhaupt die Weigerung, fi der Action Preußens und Defter- 
reichs anzufchliegen, auf einem Mißverftändniß zu beruhen. Ganz unge— 
rechtfertigt jei der Vorwurf, daß Preußen beabfichtige, den Zuftänden in 
Schleswig und Holftein eine längere Dauer zu fichern, wie fi denn auch 
an diejen Irrthum der Glaube fnüpfe, daß entweder bloß die Fortdauer 
diefer Zuftände möglich jet oder der Erbprinz von Auguftenburg zum 
Herzog eingefegt werden müſſe. Ohne die legtere Frage erörtern zu 
wollen, jei doch darauf aufmerkſam zu machen, daß die preußiiche Regie— 
rung Rüdfiht auf die Verträge und die internationalen Beziehungen 
nehmen müfje. Ueberdies habe der Bund in der Erbfolgefrage noch feine 
Entjcheidung getroffen, und es jei zu wünſchen, daß die Prüfung mit 
größter Gründlichfeit vor fi gehen möge. Auch ſei wohl zu erwägen, 
daß, wenn die Erbfolgefrage nur für Holftein ohne Schleswig entſchieden 
werde, die ganze Sache der Herzogthümer in eine nachtheilige Lage ge- 
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ratben würde. Man dürfe nicht vergeffen, daß der Bund feinen Erobe— 
rungsfrieg gegen Dänemark führen könne und daß deshalb die Ordnung 
der Berbättnife mit der größten Borfiht in die Hand zu nehmen ſei. 
Bas die zufünftige Ordnung betrifft, jo wird zunächſt conftatirt, daß die 
von Dänemark 1851/52 gemachten Verſprechungen die Rechte der Herzog- 
tbümer in feiner Weiſe gefichert hätten, daß eine Fortdauer der in Folge 
defien eingetretenen Zuftände unmöglich jei und Deutjchland darauf dringen 
müfle, daß ftatt derjelben eine vollkommene Sicherftellung der Rechte der 
Gerzogthümer und der deutichen Bewohner derjelben eintrete. Es werden 
dann die Kombinationen beſprochen, um dieje Sicherftellung herbeizırführen. 
Eine derjelben gehe dahin, daß die Frage nur mit Aufhebung der Zus 
jammengehörigfeit der Herzogthümer zu löſen ſei. Einer ſolchen Löſun 
jet für den Fall, daß die Gründung einer neuen Dynaftie nicht a 
wäre, jedenfalls die Herftellung einer neuen Perſonalunion zwifchen den 
Herzogthümern und Dänemark vorzuziehen, zngleih mit der Erhebung 
Rendsburg zur Bundesfeftung und andermeitigen nöthigen Garantien. 
Eine ſolche Stellung der Herzogthümer werde allerdings die Zuftimmung 
der andern europätichen Mächte erlangen müſſen, mie e8 denn auch für 
die Herzogthümer jelbft wünſchenswerth jei, daß ihre Stellung die Sanction 
Europa’3 erlange. Jedenfalls ſei das von den beiden deutfchen Groß— 
wähten Erzielte, nämlich entweder Aufhebung der Novemberverfajlung 
oder Occupation Schleswigs, eine bejjere Grundlage für Verhandlungen, 
als das Bermeilen in Holftein und die Nicht- Occupation Schleswigs. 
Man dürfe fih alfo der Hoffnung bingeben, daß die deutſchen Regie- 
rungen der Politif der beiden Grofmächte zuftimmen würden. 


20. Januar. Die ſächſiſchen Bundestruppen räumen Kiel 
und Foncentriren ſich im weſtlichen Theile Holfteins, um 
den öſterreichiſch-preußiſchen Truppen den Durchmarſch nad) 
Schleswig zu ermöglichen. 

22. Januar. Die Bundesverfammlung genehmigt die Ver— 
einigung der biöherigen öſterreichiſchen und preußiſchen Re— 
jervetruppen in Holſtein mit der öfterreichiich = preufßiichen 
Armee gegen Dänemark und ertheilt den Bundeöcomifjären 
in Holftein neue Inſtruktionen: 


„Wenn die bobe Bunbesverfammlung zur Zeit nicht für angemefjen er- 
abtet bat, zu Maßnahmen in Bezug auf das Herzogthum Schleswig zu fchreiten, 
fo lann fie fih doch im Hinblid auf Art. XLVI ber Wiener Schlußacte nicht 
deranlaßt jehen, denjenigen Entihließungen entgegenzutreten, welche die höchſten 
Regierungen von Defterreih und Preußen in ihrer Eigenichaft als europäifche 
Mächte in Bezug auf das nicht zum Bunde gehörige Herzogthum Schleswig faffen 
zu müffen glauben, vorausgeſetzt, daß fie den Rechten bes Bundes und dem Boll» 
zuge der Bundesbeſchlüſſe und Anordnungen beffelben in Bezug auf die Herzog- 
tbümer Holftein und Lauenburg in feiner Weije zu nahe treten. Diefe Boraus- 
fegung findet in ber Erklärung ber beiden höchſten Regierungen vom 19. d. M. 
ihre Anerkennung und die Garantie ihrer Einhaltung bei der nicht zu vermei- 
denden Betretung Holfteins durch die nah Schleswig beftimmten üfterreichifchen 
und preußifchen Truppen. Es wird daher bei dem Durchmarſch ber genannten 
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Truppen weber die in Ihren Händen rubende Regierungsgewalt noch die bisbe- 
rige rechtliche und tbatfächlihe Stellung des Commanbdirenden Generallieutenants 
v. Hale und der ihm untergebenen Bundestruppen irgend eine Beeinträdhtigung 
oder Hemmung erleiden. Ebenjo ift es jelbftverftänblih, daß eine bleibende 
Beſetzung bolfteinifher Gebiete den Bunbestruppen allein vor- 
bebalten bleibt.“ 


24. Weitere Debatte über Schleswig - Holfein 
im Abgeordnetenhaufe. 


Januar. Inder Anleihecommiſſion erklärt Hr. v. Bismard 
wiederholt, dat die Vereinbarungen von 1851/52 Preußen 
allein dad Recht geben, fi um Schleswig zu befümmern 
und daß der Schug für die Deutichen Schleswigs davon 
abhange, dab Preußen dieje Vereinbarungen aufrecht er= 
halte. Er beitreitet die Competenz des deutichen Bundes; 
politiijhe Fragen jeien Madtfragen; Preußen 
fönne ſich nicht majorijiren laſſen, etwa durd 
eine Majorität, die ein paar Millionen reprä- 
jentire; die deutſchen Großmächte jeien das Glashaus, 
das den dentihen Bund vor europäifcem Zugwind 
ſchütze. — — 

Die völlige Losjagung Preußens vom Londoner Pro= 
tofoll jei eine Frage der Opportunität, der Bund babe 
feine Competenz, über die Succeifionsfrage zu enticheiden: 
„Wir haben zu Ihnen nad) wie vor dad Vertrauen, daß 
Sie uns diejenigen Mittel, welche wir jo nothwendig be- 
dürfen, auf verfaffungsmäßigem Wege zugänglihd madyen 
werden, jonft müfjen wir fie nehmen, wo wir fie be- 
kommen.“ 

Die Kommiſſion beſchließt die Ablehnung der Anleihe. 

21.— 22. Januar. Schleswig-Holſteinſche Debatte im 
Abgeordnetenhanfe. 

Schluß der Rebe des Berichterftatters Abgeorbn. Aßmann. 


— — Welche Abſicht die Preußiſche Regierung verfolgt, daß fie ben An- 
trag vom 28. Dezember v. I. in Gemeinfchaft mit Defterreich felbftftändig aus- 
führen will, daß fie fich über Das Recht des Bundes und über die Schranken 
ihres eigenen Rechtes ritdfichtslos binwegjegt, — nun, meine Herren, das muf 
einem Jeben Mar jein, dem nicht ber diplomatiſche Wind, der uns in angeblichen, 
aber nicht angegebenen Preußiſchen Intereffen und in Kriegsgefahren vorgemacht 
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if, völlig die Augen gejchloffen bat. Es ſoll dem vermutbeten Vorgehen ber 
übrigen Deutſchen Regierungen ein Damm gejett, es foll ber thatſächliche Erfolg, 
welchen die Bundes » Erecution in Holftein bisher gebabt bat, für Schleswig von 
vornherein ausgeichloffen, es joll Schleswig gegen die Deutichen Truppen und 
gegen bie Anfprüce feines legitimn Herrichers geſchützt, es jollen die Her- 
zogtbümer fider für Dänemark —— werden. 

Um dieſes erhabene Ziel zu erreichen, ſetzt ſich die Preußiſche Regierung 
auch in dieſer Frage wieder in offenen Konflikt mit dem eigenen Boll, mit der 
Mebrzabl der Deutihen Regierungen und der ganzen Deutſchen Nation. 

Daf die Preußiſche Politik jetzt durch die perjönliden Anti- 
yatbien und die Partei-Intereſſen des Herrn v. Bismard beftimmt 
wird, denen nur ber Name ber Preußifchen Intereffen als dedender und ver- 
büllender Mantel umgebängt wird, denen Vertragstreue nur als ein für dieſen ein- 
zelnen Fall ujurpirtes Argument vorgejchoben wırd, das ift das Refultat, zu dem 
uns das bisherige Auftreten des Herrn Minifter » Präfidenten mit Notbwendigkeit 
fübren muß. Mag ber ganze Plan deffelben tief und böchft genial angelegt, ma 
Das lebte Ziel deffelben ein gemaltiges jein, für uns ftebt vorläufig feit, * 
Herr v. Bismarck dem Deutſch-patriotiſchen Streben der Mittelſtaaten entgegen— 
arbeitet, daß er ſich einer jeden Maßregel widerſetzt, die im Sinne unſeres Be— 
ſchluſſes vom 2. Dezember in Angriff genommen werden könnte, und unſere 
Anſſicht von feiner Geſinnung ſowohl, wie von feiner Befähigung 
giebt uns feinen Anhalt, der weiteren Entwickelung einer Aktion 
mit Zuverjidht entgegen zu jeben, bie wir in ihren bisherigen 
Schritten als verberblid erfennen müjjen. 

Der Herr Minifter » Präfident wird freilich mit vornehmem Lächeln auf un- 
jere Raifonnements berabbliden, er wird die Achſel zuden über die 352 Yaien, 
Die ſich anmafen wollen, die Politik Preußens in bie richtige Bahn zu lenken; 
jo lange es ibm inbeffen nicht gelungen fein wird, die Oftroyirung eines Wabl- 
gejeges durchzuſetzen, welches nur Diplomaten aus jeiner Schule zuläßt, wird das 
Boll nur Vertreter berjenden, welche in ihrer Majorität das Recht und die Ehre 
zum Maßſtabe ihres Urtbeils machen, und jo lange uns verfaffungsmäßig die 
Befugniß zuftebt, eine Unterftügung der Regierungspolitif zu gewähren oder zu 
verfagen, werden wir unjerm Botum das Recht, die Ehre und das Intereſſe 
Preußens und Deutichlands zu Grunde legen, wie wir e8 verfteben. 

Daß die Königliche Staatsregierung, indem fie diefe rein Deutiche Sache 
als eine Europätiche bebandelt, die ECinmifhung des Auslandes berbeifilbrt, 
daß fie die angedrobte Bergewaltigung des gerechten Wiberftandes der übrigen 
Deutihen Staaten und damit den Bürgerkrieg berausfordert, — das find 
Folgen, die jhon in dem Ihnen vorliegenden gebrudten Berichte als vorausficht- 
fich bevorftebende bezeichnet und motivirt find. 

Steben wir aber wirklich an der Schwelle von Ereigniffen, die das Trau- 
rigfte, die das Schmäblidhfte in fih ſchließen, was einem Staate, 
was einer Nation begegnen kann, jolldurd die Bismardicde Po- 
litik die Deutſche Großmaht Preußen zum Feinde Deutihlande 
gemacht werben, ſoll die Preußifche, die tapfere Preußiſche Armee 
Dazu verwendet werden, um gegen ihre Deutſchen Brüder zu füm- 
pfen, die Deutfhes Recht zu Ihüten ausgezogen find, um Scles- 
wig und Holftein gebunden an Dänemarf wieder zu überliefern 
— joli ein Deutfher Bundesfrieg entbrennen in einer frage, über 
die ganz Deutjhland einig ift, blos weil Preußen das Schidjal 
bat, von Herrn v. Bismard regiertzumwerden: bann, meine Herren, 
muß auc die legte Rüdfiht jhwinden, Die wir gegen diejes Mini- 
fterium zu nebmen etwa verpflichtet wären. Dann mag Deutihland 
wijien, daß'wir in Diefer Frage zu ihm und nicht zu unferm Mini- 
fterium fteben, daß das Preußiſche Volk mit der Politik dieſes Mi- 
nifteriums nichts gemein bat, und daß wir alle uns zuftändigen 
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Mittel anwenden werben, um biejer PBolitil, biefer verwerfliden 
Politif, entgegenzutreten, fie zu vereiteln. 

Meine Herren! Daß fih ein Oefterreichifher Minifter gegen die Abjage 
vom Londoner Protofoll fträubt, das ift verftändblich. Defterreih bat ja im Jahre 
1850 jelbit das Syftem gejchaffen, das in diefem Vertrage gipfelt; es bat bie 
Herzogtblimer entwaffnet und den Dänen überliefert. Wie aljo Defterreih dazu 
fommen follte, jein eigenes Werk zu zerftören, das Werk, das es mit Grund als 
einen ausgezeichneten Triumph feiner Politik bezeichnet, das ift leicht einzujeben. 
Nicht verftändblich aber ift es, wie Preußen ihm gegenwärtig babei beifen foll, 
eben die Macht, über die damals Defterreich jenen Triumph davongetragen bat, 
Preußen von dem der Minifter Fürft Schwarzenberg im Jahre 1850 fagte: „Il 
faut avilir la Prusse pour la detruire*, Preußen, beffen Erniedrigung das 
letzte Ziel Oefterreichs bei der Unterdrüdung Holfteins und Heffens war, damit 
ja fein Deutiher Stamm vergefje, welches Scidjal feiner barre, wenn er von 
Preußen Schuß erwarte. Von dem Deutihen Bunde und im Namen Deutſchen 
Rechtes Darf ſich natürlich Preußen nicht majorifiren laffen, aber im Oefterreichi- 
jhen Dienfte und für Defterreihijche Zwecke die Preußische Politik zu leiten, 
das ift Neupreußiſcher Stofz. 

Meine Herren! Uns Anderen fheintesrübmlider, wenn Preußen 
nichts thut, als wenn es Verbrechen begebt. Es ſcheint uns im Intereffe 
Preußens mehr zu liegen, wenn Bayern die Intereffen Preußens und Deutjch- 
lands fürbert, als wenn das Preußiſche Minifterium fie zerftört. Wir wiſſen 
ja fhon längft, daß dieſes Minifterium mit jedem Schritte, gleich— 
viel ob in der inneren oder äußeren Politik, ein Stüd Preußiſches 
Land zertritt, wir wifjen längft, daß Preußen in den Händen diejes 
Minifteriums entweder zur Ohnmacht oder zum Gelbftmorb ver- 
urtheilt if. Meine Herren! Uniere Wahl kann bei diejer Ueber- 
zeugung nicht zweifelbaft jein; wir ziehen die Ohnmacht dem Selbft- 
morb vor. 

Sagen wir uns deshalb von jeder Gemeinihaft mit der Po» 
litik dieſes Minifteriums los; verwahren wir und vor jedem jeiner 
Schritte, und geben wir dieſer Verwahrung und Yosjagung bie 
erfte praftijche Folge burd die Berwerfung der Anleibe-Borlage! 


Rede Bismarcks: 


Ih darf wohl annehmen, meine Herren, daß Ihre Ueberzeugungen 
Hinfichts des Anleihe-Gejeges, ſowie Hinfichts der Refolution hinreichend 
feftftehen, um durch Yeußerungen, welche von diejer Stelle an Sie ge= 
richtet werden, nicht erjchüttert werden zu können, und da ich fein Be— 
dürfniß habe, mehr oder weniger jpige Reden über die Begriffe von Hecht 
und Ehre und das jeit einem Jahre nunmehr durch alle Tonarten variirte 
Thema „fort mit diefem Miniſterium“ zu mwechieln und dadurch die Sache 
weder zu beſſern noch zu verſchlechtern, fo bejchränfe ich mich an diejer 
Stelle auf einige Vervollftändigungen und Berihtigungen des Ihnen vor= 
liegenden Materials. Ihre Kommilfion hat einen Theil der Neuerungen, 
die ich in Ihrem Schooß gethan, hier veröffentlicht und dadurch die dor. 
fiht, die mir an einer Stelle des Berichts vorgeworfen wird, und ver: 
möge deren ich Bedenken getragen habe, die geheimjten Gedanken des 
Kabinet3 vor einer jo zahlreich bejuchten Berfammlung fund zu geben, 
vollftändig gerechtfertigt. Ich hätte wohl gewünſcht, dag die Mittheilungen 
etwas mehr im Zufammenhang gehalten worden wären; fie würden dadurch 
verftändlicher werden. Indeſſen jchon das, was Sie gegeben haben, über: 
hebt mic in manchen Beziehungen bier einer Aeußerung. Ich erlaube 
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mir nur bier zwei Monita gegen den Inhalt des von mir bei der Feſt— 
ftellung nicht eingefehenen Protokolls in Bezug auf Stellen, die ich nicht 
al3 genau anerfennen fann. Die eine lautet: 
„Im Augenblide des Rücktrittes vom Pondoner Protokoll könne 
Dänemark ohne Weiteres Schleswig inforporiren.“ 

Ich glaube gejagt zu haben, „werde Dänemark ...“, über die Bes 
rehtigung dazu glaube ich mich nicht geäußert zu haben. Wenn ich mic 
richtig entſinne, waren meine Worte: „es wird dies der erfte Schritt, der 
erfte Gegenzug jein, den Dänemark thut.“ 

Dann, was das Wort betrifft, daß der Bund feine Prüfung fo 
langjam u. j. w. vornehmen möge, jo glaube ich, werden die anmejenden 
Herren ſich erinnern, daß dieſes Wort mir durch einen gefälligen Souffleur 
juppeditirt wurde umd ich darauf erwiederte: ich hätte auch dagegen nichts 
zu erinnern, es war aber erſt nicht mein eigenes Wort, ich habe nur ge= 
wüniht, daß die Prüfung bedächtig gejchehe, wenn bedädhtig und jchnell 
zugleich, um jo bejier. Dann ift die legte Aeußerung, die ich im Schooße 
drer Kommiffion gethan habe, nicht vollftändig genau wiedergegeben; «3 
wird gejagt, ich hätte geäußert, 

„daß das Mißtrauen in einer jolden Frage zwiſchen ihm und 
dem Haufe der Abgeordneten fein gegenfeitiges fein folle. Es 
jei ſein Wunfh, mit den von dem Haufe legal bemilligten 
Mitteln in die Sache einzutreten. Würden dieje aber ver— 
weigert, jo werde er jie nehmen, wo er jie finde.“ 

Ih habe den Gedanken in diefer Schroffheit nicht aus geſprochen, ich 
habe gejagt: „wir haben zu Ihnen nad wie vor daS Vertrauen, 
dag Sie uns dieje Mittel, die wir nothwendig bedürfen, fo 
notbwendig bedürfen, daß wir fie nehmen müſſen, wo wir jie 
belommmen, auf verfaffungsmäßigem Wege gänzlich zuftellen 
merden.“ 

Der Gedanke ift derjelbe, aber er ift vorfichtiger umd nicht mit der 
nadten Schroffheit ausgedrüdt, wie er fich hier findet. 

Der Referent hat vorher von den traurigen Konſequenzen gejprochen, 
zu welhen die weitere Entwidelung der Sachlage geführt hat; damit Sie 
ben, wie gern ich bereit bin, alle dieſe Aufichlüffe zu geben, welche der 
Stand der Verhandlungen geftattet, jo erlaube ich mir, nicht in Form 
der Niederlegung eines Aftenftüdes, jondern in Form einer mündlichen 
Mittheilung, den Inhalt einer an die Deutjchen Regierungen vorgeftern 
gerichteten Depejche zu verlefen. — (Hier folgt der Inhalt obiger Depeche 
vom 19. Januar, dann fährt Bismard fort): 

Jh habe in Bezug auf die in dem Kommiffiond- Berichte und in 
dieſer Depejche angeregte Frage, welche Rechtstitel zur Einmifchung in 
Schleswig rejp. zur Regelung der Erbfolge dem Bunde zu Gebote ftehen, 
dad Aktenftüd mitgebradht, auf welches in dem Kommilfions= Berichte 
Bezug genommen in und worin fi die Worte finden, daß die beiden 
Sensekhämer alle öffentlihen Rechtsverhältniſſe mit einander gemein 
haben. Es ift dies eine von dem Freiherrn v. Pechlin an die Deutfche 
Bundesverjammmlung gerichtete Note, durch welche der Schriftwechjel, der 
damals durch Vertreter der Holfteinshen Stände am Bunde angeregt 
worden, fi abſchloß in der Weife, daß man die eigentliche Entjchetdung 
der Frage vertagte. Der Sag, in welchem fich diefe Worte befinden, 
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lautet in feinem Zufammenhange wie folgt und er bildet, ſoviel ich bisher 
babe erjehen können, die einzige Bafis, die der Kommifjions-Beriht uns 
zu Gebote ftellt, ſobald wir die bisher von Europa anerfannte vertrags- 
mäßige Grundlage fallen lafjen: 
„Bon anderer Seite haben Se. Majeftät 
— nämlid der König von Dänemart — 
ebenjowenig daran gedacht, irgend eine Veränderung in den 
BVerhältniffen herbeizuführen, welche das Herzogthum Holſtein 
mit dem Herzogthum Schleswig verbinden. Bielmehr findet die 
Fortdauer diefer Verbindung im offenen Briefe — 
— ein Aftenftüd, welches wir nicht gern citiren, mwenigftens wir nicht fo 
gern mie died von Ihrer Seite geſchieht — 
mit den nämlihen Worten ihre Anerkennung, melde deshalb 
im Allgemeinen Gejege vom 28. Mai 1831 gebraucht find. 


Alfo diefe Worte waren mit der Theorie des offenen Briefes voll- 
fommen verträglih — a 

Sie befteht ihrem Wefen nad) darin, daß beide Herzogthümer, 
bis auf Holfteins Eigenschaft als Bundesftaat, und die ab- 
ejonderte Ständeverfammlung neben dem Sozialnexus der 
Schlesmig- Holſteinſchen Nitterichaft, bei gemeinſamer oder gleich 
artiger Gefeggebung und Bermaltung, ſoweit Verfaſſungs-Eigen— 
thümlichkeiten eines jeden der beiden Herzogthümer hiervon Feine 
Ausnahme begründen (mie ſolche auch durch den $. 4 des All— 
emeinen Geſetzes vorgejehen find) alle öffentlichen Rechtsver— 
Hältmiffe mit einander gemein haben. 

Es ift, aus diefen Worten allein, ſchon nur mit einiger Schwierigkeit 
ein Einmiſchungsrecht des Bundes in die Verhältniffe Schleswigs auf 
Grund des Konneres mit Holftein, für den Bund zu folgern. Noch 
ſchwieriger würde es fein, diejes Recht der Einmifhung bei den Euro- 
päiſchen Mächten zur Anerkennung zu bringen, daß aber, wie verfucht 
worden ift, das Agnaten-Erbrecht ın Schleswig- Holitein auf diefen Titel 
der Zufammengehörigfeit beider Herzogthümer gegründet werden follte, 
wenn es nicht an fih aus dem Schleswigichen Landrecht hervorgeht, was 
ih unentjchieden lafje, daß es darauf begründet werden follte, das ift 
meins Erachtens ein angreifbares Argument. Es ftütt fi darauf, daß 
beide Herzogthümer nicht von einander getrennt werden dürfen, jo daß 
der Erbe von Holftein Schleswig mitbefonmt; fie werden nicht verfennen, 
das Argument läßt fih auch umkehren zu Gunften des Erben von Schles- 
wig, jobald diefer ein anderer wie der in Holjtein fein würde. 


Aus der Rede bes Abg. Virchow. 


Wenn man fi fragt, was denn eigentlich der Kern der Bewegung ift, 
was eigentlich das treibende Motiv in der ganzen Sache war, num, meine Herren, 
es ift doch nichts Anderes, und das werben auch diejenigen von Ihnen zugefteben 
müffen, die in der aamzen Sache nichts anderes als eine revolutionäre Be- 
wegung jeben, — als der Drang nah Deutfcher Einheit, der Drang, nah aufen 
bin zu zeigen, daß wir wirffih eine Nation find, daß wir unferen eigenen Boden 
vertheidigen können gegen fremde Angriffe, daß wir im Stande find, uns wirklich 
als eine jelbftändige Nation unter den Übrigen Europäifchen Nationen zu zeigen. 
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Sie werben jede Bewegung, die etwa noch ben Gedanken einer Preußischen Spitze 
in ſich trug, gründfih aufheben — und dann, meine Herren, jpreden Sie von 
Preußiſchen Intereffen! das halten Sie im Intereffe unjeres Staates! Darauf 
fann ich nur erwibern: das liegt nur im Intereffe einer ganz Meinen Partei, 
die jelber nicht weiß, was fie will. 

Meine Herren! Wenn der Herr Minifter- Präfident in biefer Weife vorgebt, 
dann zeigt er allerdings, daß fein Widerftand gegen diefe Partei gebroden ift. 
Denn ich glaube allerdings bier ausſprechen zu können, daß, als er in fein 
Amt eintrat, eres getban hat mit ber ehrlichen Abſicht, ſich nicht 
einfach Ihrer Partei in bie Arme zu werfen; ba hatte er noch gemiffe 
Borftellungen von periönlicher Selbftändigfeit und Unabhängigkeit; da wollte er 
noch eine gemwiffe Politik machen, Die aus feiner Ueberzeugung fam; da batte er 
nob bie Erinnerung von Krankfurt und Petersburg, wo er gejeben hatte, daß 
Preußen und Oefterreih nicht unmittelbar zulammengeben fünnen. Aber, meine 
Herren, mit jedem Tage, den er länger auf feinem Minifterftubl 
figt, mit jedem Tage verfällt er mebr in den Bann Ihrer Partei, 
er wird immer mehr genötbigt jo zu jpreden, wie die Kreuzzeitung jpricht — 
denn in ber That, was Anderes bat er denn doch noch binter fi, als Ihre 
Leute (nad ber konjervativen Fraktion gewendet)? Er bat fi aljo allmälig jelbft 
verleugnet. Er ift nicht mehr der Mann, wie er bier eingetreten ift mit bem 
Gefühl, er werde durch eine eneraifche äußere Politif etwas ausrichten. Nein, 
meine Herren, er ift jet dem Böſen verfallen und er wirb von ihm 
nicht wieder losftommen. (Große andauernde Heiterkeit.) 


Ih fage alfo, wenn es Ihnen gelingt, diefe Deutſche Revolution — wie 
Sie e8 nennen, nämlich die Partei, welche wünfcht, an die Spitze Deutichlands 
Preußen zu bringen — wenn Gie dieſe Deutſche Revolution niebergeworfen 
baben, dann werden Sie au dabin gelommten fein, Preußen in ben Zuftand zu 
verjegen, in welden der Fürft Schwarzenberg Preußen wünſchte; dann wird 
e8 erniedrigt fein, dann wird es eben nicht weiter daran denken können, 
vorwärts zu fommen. Wenn der Herr Minifter » Präfident vielleicht dann noch) 
daran denkt, eine Meine Annerion von Yauenburg auf irgend eine Weile zu 
Stande zu bringen und die geehrte Partei (zu den Konlervativen) vielleicht durch 
einige würdige Feudale aus diefem Urfige des Deutſchen Feudalismus zu ver- 
ftärfen, jo wird das, glaube ich, nicht dazu beitragen, Preußen in feinen eigenen 
Augen, in den Augen Deutjchlands und Europas wieder zu beben. 


Meine Herren! Sie ſprechen immer von der Großmacht Preußen. Ich 
muß jagen, ich bebauere, daß dieſes Sprechen von der Großmacht allmälig eine 
Art krankhaften Zuftand angenommen bat. Nun meine Herren, was maden Sie 
denn mit diefer Großmadhtftellung? Sagt man Ihnen: Macht doch einmal große 
Politik, gebt doch einmal energiih vor! — dann jagen Sie: Ja, das Fünnte 
Europäiſche VBerwidelungen geben, da müfjfen wir zu Haufe bleiben; aber wenn 
die Heinen deutihen Staaten etwa auf dem Deutſchen Bunbestage einen Beihluß 
fafien wollten, der im Sinne der Majorität der Deutichen Nation wäre, dann, 
meine Herren, dann fagt Preußen: Wir als Großmacht find nicht in der Lage, 
uns dieſem Beihluffe zu unterwerfen, wir werben uns nicht majorifiren laffen 
von den Kleinen, — aber von den Großen natürlich! 


Ih meine, Sie könnten uns mit der Großmadt- Angelegen- 
beit zu Haufe bleiben. Wenn Preußen einmal gezeigt haben wirb 
gegen Großmächte, baß es eine Großmadt ift, dann meine Herren, 
ſprechen Sie wieder davon; jo lange Preußen aber nur gegen Heine und Mittel- 
ftaaten als Großmacht fpricht, fo lange, denke ich, wollen wir dieſe Angelegenheit 
bei uns jehweigen laffen. 

Auch in der heutigen Erklärung, hat der Herr Minifter » Präfibent uns be- 
fonbers darauf bingewiejen, daß Schleswig eine Europäijche Frage fei, bie ſich 
nur international ordnen laffe, und ich denke, er bat uns ſchon in ber Perſpeltive 
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ben Kongreß angebeutet — wenigſtens babe ich das nicht anders verfteben können, 
als daß er dorthin gehen wolle, nachdem mit einem großen Embarras von Truppen 
Schleswig beſetzt ift. 

Wenn eine Schlacht geliefert ift, in der fo und fo viel Preußi— 
bes Blut vergofjen ift, dann wird er ae auf den Europäi- 
ſchen er rd dann wird er fragen: Nun Großmädte, was werbet 
ibr denn über Schleswig anordnen? Dann haben Sie vielleicht irgend 
einem kühnen Heerführer die Gelegenheit geboten, eine Schlacht zu liefern, Sie 
haben vielleicht der Armee irgend einen Sieg gegönnt, und die Armee kann 
dann wieder aus Schleswig abzieben, wie fie dbereinft abgezogen 
ift. Sie werden vielleiht dann gerade das Gegentbeil von dem 
mit Europa feftftellen, wofür die Armee glaubt ausgezogen zu fein. 

Meine Herren! Alle diejenigen, die etwa noch in Bezug auf Preußische 
Intereflen Bedenken tragen, möchte ich bitten, die Gejchichte des Wiener Kon- 
greffes zu leſen, um bie Gefahren ſich Har zu machen, bie Preußen auf einem 
neue Europäifhen Kongreffe laufen würde. Preußen würde immer ber Yette 
fein, der etwas befommt; es müßte immer baranf rechnen, daß feine Intereffen 
am meiften geichädigt werben, und wenn Preußen es ift, welches jetst ein Deutiches 
Land auf einen Europäifhen Kongreß binweift, dann können wir jchon ficher 
fein, daß diefes Deutihe Land dem Feinde überliefert werden wird. 
(Sehr wahr! Links.) 

Auch aus den heutigen Erklärungen des Herrn Minifter- Präfidenten kann 
man, glaube ich, feinen anderen Schluß zieben, als daß die Preußische Regierung 
noch gegenwärtig an dem Londoner Vertrage feitbält. Daß das nur im inter» 
effe Rußlands ausichlagen Fann, das ift bier ſchon wiederholt auseinander gejetst 
worden; ich will darauf heute nicht weiter zurückkommen. 

Ich meine, e8 liegt ganz auf der Hand, daß dieſer Vertrag und feine Auf» 
rechterhaltung nur im Intereiie Rußlands fein fann und daß nur eim 
Staatsmann, der diefen Imterejjen verpflichtet ift, im Stande 
ift, eine ſolche Politik aufreht zu erhalten. 

Wenn die Königlihe Staats» Regierung auch noch nach ihrer heutigen Er- 
klärung uns die Kenntniß ibrer Politik verſchränkt, wenn fie auf alle möglichen 
Alternativen binweift, die eintreten könnten, dann muß ich wenigftens erflären: 
in einem Falle, wo, wie die Regierung ſelbſt jagt, Europäifhe Berwidelungen 
vorliegen, ba follte man nur vorgeben auf Grund ganz unzmweifelbafter Rechts— 
titel, und feineswegs mit ſolchen Alternativen, wie fie die Regierung aufftellt, 
durch welche fie bald bie Eriftenz des Londoner Vertrags, bald die Eriftenz ber 
Berabredungen von 1851 und 1852, bald, glaube ich, den Frieden von 1850 in 
Frage ftellt oder anerkennt, wo fie nichts Sicheres mehr hat, als den Vorbehalt 
ihrer fpäteren beliebigen Entſcheidungen. Einer folhen Politit nachzugeben, Das 
würde einer Yanbesvertretung unmwürbig fein. Es würde ſich nicht paffen für Die 
Bertreter eines Bolkes, welches immer geneigt gewelen ift, für wirklich nationale 
Zwede die größten Opfer zu bringen, bie überbaupt von einem Bolle verlangt 
werben fünnen, von einem Volke, welches gegenwärtig reif und münbig geworben 
ift, um feine Mittel niht nußlos vergeuden zu lafjen im Sütereffe 
der Tyrannei! 


Antwort Bismards. Politif und Partei. 


Ih glaube, der Herr Vorredner wird mich nicht eines ganz un— 
—— orwurfs zeihen, wenn ich behaupte, daß er in Fällen, wo die 
eußerungen der Redner, die vor ihm geſprochen haben, ſich in ihrer ur— 
ſprünglichen Geſtalt nicht für den Zweck eignen, ihnen mitunter Präparate 
ſubſtituirt, an denen ſich die Kritik mit mehr Witz und Behagen üben läßt. 
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Ich will mich getreu meiner vorher ausgeiprochenen Abfiht nur auf that» 
jächlihe Berichtigungen befchränfen und dazu einzelne Aeußerungen re— 
lepıren. 

Der Herr Borredner hat mich dahin verftanden oder dahin verftehen 
wollen, daß ich hier in meiner Aeußerung, oder ich weiß nicht, ob in der 
verlejenen PBiege — die Abmahung von 1852 als unmöglich bezeichnet 
hätte, und daß ich mi — wenn ich mich bei der Yänge der Zeit, die 
jeitdem verfloffen ift, noch genau feiner Worte erinnere — hierzu durch 
die Redner des Haufes hätte überreden lajjen. Ich habe vorhin die Zu— 
ftände, wie fie von 1852 bis zum vorigen Jahre in Dänemark beftanden 
haben, als unmöglich und ihre Wiederkehr als unzuläffig bezeichnet. 
Sollten die Stipulationen, die während diefer Zuftände unerfüllt geblieben 
waren, unausführbar befunden werden, jo wäre e3 zunächſt Dänemarks Sache, 
das geltend zu machen, vorzujchlagen, was ſich dem jubftituiren ließe, und 
dazu die Einwilligung der anderen Kontrahenten zu erlangen. Der Herr 
Vorredner hat ferner geäußert, er wüßte nicht, wie die Berabredungen von 
1852 noch dazu dienen jollten, eine Inkorporation zu verhüten, da diefe In— 
forporation Schleswigs bereit3 erfolgt wäre. Es ift das vollfommen richtig; 
mwohl aber fünnen dieje Berabredungen von 1852 al3 eine Europäiſch aner= 
fannte Bafis dienen, um gegen dieje Inkorporation einzufchreiten, und es ift 
jo wenig Meinungsverjchiedenheit zmwiichen der Königlichen Regierung und 
dem Herrn Borredner, daß wir im Gegentheil, weil wir die Inkorporation 
als vollzogen betrachten, einfchreiten wollen, um fie außer Kraft zu jegen. 

Was ferner meine Schlußäußerung in der Kommiſſion betrifft über 
verfafjungsmäßige und nichtverfaffungsmäßige Wege, fo hat mir der Herr 
Borredner das Zeugniß eines fehr guten Gehörs gegeben; ich glaube da— 
neben aud ein jehr gutes Gedächtniß zu befigen und mich der Worte, 
die ich geäußert habe, jehr genau zu erinnern. Ste können auch einen 
anderen Sinn nicht gehabt haben, als den, den ich ihmen vorher lieh. 
E3 iſt mir fern gemwejen, meine Aeußerungen ändern zu mollen, die ich 
damals gethan habe. Ich erinnere nur daran, daß ıch meine Wünſche 
in Bezug auf Ihre Beihlüffe in Verbindung mit dem Vertrauen ausſprach, 
welches ich zu Ihnen zu haben erflärte, und das Bertrauen nur dahin 
gerichtet fein fünnte, Sie würden uns eben die Mittel verfajfungsmäßi 
zugänglihd machen und fie bemwilligen. Es ift das nicht ſehr mejentli 
zur Sade, aber ich halte doch darauf, daß ich nicht hingeftellt werde wie 
Jemand, der irrthümlich oder abjichtlic etwas mit den Thatjachen nicht 
Uebereinftimmendes geäußert habe. 

Der Herr Borredner, wenn ich ihm im derjelben bunten Reihenfolge, 
die er beobachtet hat, folgen darf, fam daraus auf den Umſtand, daß ich 
meine politiiche Stellung jeit meinem Eintritt in das Minifterium weſentlich 
geändert, daß ich fie, um mich trivial auszudrüden, nad rechts hinüber: 
erüdt habe. Wenn das in dem Sinne zuträfe, und mwenm ich bei jeiner 

uffafjung des „Böfen,“ dem ich verfallen wäre, ftehen bleibe, jo glaube 
ih, ihm meine Gedanken von feinem Standpunkte aus mundrecht zu machen, 
wenn ich fage, ich habe nad) dem Satze — flectere si nequeo 
superos, Acheronta movebo. Ich habe, als ich herkam, allerdings 
die Hoffnung gebegt, dag ich noch bei anderen als bei mir die 
Neigung finden könnte, den Parteiftandpunft unter Umftänden 
dem allgemeinen vaterländijchen Intereſſe zu opfern. Ich mill 
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nicht näher hervorheben, um Niemand zu verlegen, in wieweit und bei 
wem ich mich darin getäufcht habe; getäujcht aber habe ih mich und 
natürlih wirft das auf meine politifhe Stellung und Be— 
ziehungen ein. 

Der Herr Vorredner fam dann auf die Frage eines Kongreſſes und 
ihien dabei vorauszufegen, daß wir, die wir am Bunde ung niht wollen 
majorifiren laffen, uns im Kongreß majorifiren zu laffen bereit wären. 
Ich bemerke dabei vom zünftigen Standpunfte aus, daß auf Kongrefjen 
nicht majorifirt zu merden pflegt, fondern fie haben die Einftimmigfeit 
der Erfchienenen zum Ergebniß oder gar keins. Wie der Herr Borredner 
darin eine Ungeheuerlichkeit erfehen faun, daß nad) einem etwaigen Kriege, 
deffen Möglichkeit ja doch nicht geleugnet werden kann, ein Kongreß folgen 
follte, das ift mir unbegreiflic —* Es iſt das faſt die —* daß 
nach einem Kriege Kongreſſe folgen, wo man ſich über die Friedens— 
bedingungen verſtändigt. Dieſe Bedingungen hängen weſentlich davon ab, 
wer Sieger im Kriege geweſen iſt. Wenn man die Kriege nicht verewigen 
will, ſo muß man doch zu einer Verſtändigung kommen. 


Der Herr Vorredner hat ferner von Ruſſiſchen Anſprüchen geſprochen. 
Ich habe nicht genau verſtanden, ob auf die Däniſche Monarchie oder einzelne 
Theile der Herzogthümer; auf die Däniſche Monarchie, glaube ich, daß 
Ruſſiſche Anſprüche weder erhoben werden können, noch nach dem dortigen 
Erbrecht erhoben ſind; was dagegen die Anſprüche auf die Herzogthümer 
betrifft, jo habe ich feinen Beruf, mich über ihre Anerkennung auszuſprechen 
oder dieje Frage irgendwie zu präjudiciren. Wenn jedoch der Herr Vor— 
redner fie jchlehthin als eine Yüge bezeichnet, jo muß ich ihm ermwidern, 
daß dieſe Füge von ziemlich vielen Peuten geglaubt wird bis zu diefem 
Augenblid. 


Der Herr Vorredner hat uns dann vorgeworfen, warım wir nicht 
an eine Efandinaviiche Union gedacht hätten, warum wir dort nicht einen 
Bundesgenoffen gefucht hätten, und hat demnächit die Befigfrage der Herzog— 
thümer aus dem Bedürfnißftandpunft für Dänemark erörtert. Wir find 
nie zur Ermägung diefer Bedürinißfrage gelangt, denn ich fann dem 
Herrn Vorredner verfihern, daß der Sevante an eine Skandinaviſche 
Union in Schweden vielleicht bei einer gemilien Anzahl von Profefforen 
und anderen Gelehrten jehr lebendig jein mag, daß aber die Schwediſche 
Regierung ihm bisher nicht geneigt ift, und ich glaube, Niemand, der 
ihr die Sropofition machen wollte, jih Dänemark zu anneftiren, würde 
an ihr einen Bundesgenofien finden, der bereit wäre, für diefen Zmed 
erhebliche Opfer an Geld und Menfchen zu bringen. 

Dieſe Anſchauung fann vielleicht in den Intereſſen einzelner Parteien 
begründet fein, fie fann auch den Grund haben, daß eine Schwedifche 
Politit nicht wünjcht, die Vortheile der faft infularen Yage der jegigen 
eigentlihen Skandinaviſchen Halbinjel dadurch zu verlieren, daß fie 
fontinentale Befigungen als Angriff3-Objekte für andere Mächte er- 
wirbt. Kurz und gut, ich will nur die Thatfache feftftellen, dag dieje 
Chance nicht jo bereit am Wege liegt, wie der Herr Borredner es anzu— 
nehmen ſchien. 
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Meitere Aeußerung Bismarcks auf eine Rede ded Ab- 
geordneten Schultze-Delitzſch. 

(Deutihe und Preußiſche Politif; die Ueber— 
griffe des Abgeordnetenhaujes; der Preußiſche 
Bolfögeift und die Monardie; der rocher de 
bronce.) 


Der Herr Vorredner hat und vorgeworfen, und das Minifterium 
feinem Bedürfniß nad mit den Aeußerungen anderer Redner dahin iden- 
tifizirt: wir wollten von Deutfchland nichts willen. Es muß ein eigen= 
tbümliher Zauber in diefem Worte Deutſch liegen. Man fieht, daß 
Jeder das Wort für fich zu gewinnen fucht, und Jeder das „Deutjch“ 
nennt, was ihm nüßt, was feinem Parteiftandpunfte Bortheil bringt, und 
damit nach Bedürfniß wechſelt. So fomnıt ed, dad man in manchen 
Zeiten es Deutſch nennt, gegen den Bund fich aufzulehnen, in anderen 
Zeiten, das für Deutſch gilt, für dem fortfchrittlich gewordenen Bund 
Partei zu nehmen. So kann es leicht gejchehen, daß uns vorgeworfen 
wird, daß wir von Deutjchland nichts wiſſen wollen aus Privatinterejien. 
Ih kann diefen Vorwurf Ihnen mit vollem Rechte zurüdgeben. Sie 
mollen von Preußen nichts willen, weil es Ihrem Gorteiftandpunkte, 
Ihrem Parteiinterefje nicht fonvenirt, weil e8 Ihnen fonvenirt, Preußen 
entweder nicht oder als Domaine des Nationalvereins beftehen zu laſſen. 


Der Herr Borredner hat ferner einen Gefichtspunft aufgeftellt, der 
mir und jedem aufmerffamen Yejer der Gejchichte der letten 15 Jahre 
volftändig neu jein muß, er hat gejagt, daß die Heinen Staaten, aljo 
auch ein neu zu jchaffender Mittelftaat, zur Erhaltung in diefer Selbit- 
fändigfeit fih an Preußen anlehnen. Die Gejchichte- der legten 15 Jahre 
lehrt daS Gegentheil, die kleineren Staaten, ausgehend von der Bregenzer 
Koalition, haben fih an Oeſterreich angelehnt und haben vielleicht aus 
geographiichen, vielleicht aus Gründen, die fie der Preußifchen ‘Politik 
entnahmen, weil fie im Jahre 1849 ihre Selbſtſtändigkeit mehr durch 
Preußen, als durch Defterreich gefährdet gejehen, um dieſe Selbſtſtän— 
digkeit zu jchügen, ſich an Defterreih angelehnt. Gegen diefe durch die 
natürliche Beforgnig der SKleinftaaten für ihre Eouveränetät hervorges 
brachte Stellung haben wir 12 Jahre lang am Bunde zu fämpfen gehabt, 
ıh habe lange genug an diejen Kämpfen perfönlich Theil genommen, um 
die nachtheiligen Wirkungen derjelben für Preußen nad) Gebühr würdigen 
zu können. IBenn der * Vorredner eine Politik, die zur Löſung dieſer 
Koalition führt, die dazu führt, die Deutſche — nicht Einheit, A 
— Einigkeit auf die einzige mögliche Bafis, auf die Einigkeit der beiden 
Großmächte zu ftellen, wenn er das mit der Gejchichte der Faudinifchen 
Päjje vergleicht, jo ift das eben eine rhetoriſche Flosfel, bei deren Wider: 
legung ich mich nicht weiter aufhalten kann. Gerade die Regierungen, 
meine Herren, die wir in dem Falle waren, zu ftügen — find demnächſt 
als unſere jchärfften Gegner aufgetreten, und wenn Sie ſich einen neuen 
Schleswig-Holſteiniſchen Staat denken, jo würde der uns wenig helfen 
fönnen, aber auf unfere Unterftügung würde er fehr angemiefen fein, er 
würde neben fich ein verftümmeltes, gereiztes, Dänijches Yand haben, 
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vielleicht ſelbſtſtändig, vielleicht angelehnt an Schweden, welches fih zu 
Deutfchland und zu diefem neuen fouverainen Staat etwa in bderjelben 
Stellung befinden würde, in der ein wiederhergeftelltes Polen fi) Preußen 
egenüber befinden würde, es würde auf daS Bedürfniß angemiefen fein, 
Are Nahbar — und aljo bier Deutjchland — in jeder Verlegenheit 
anzugreifen, um wieder zu dem zu kommen, was es als das Seinige er— 
achtet. Es iſt meiner Meinung nad unſere Aufgabe, mit den ſtandina— 
viihen Staaten in friedlihen und freundnachbarlichen Berhältnifien zu 
leben; wie diefe Aufgabe zu erreichen fei, ob fie überhaupt zu erreichen 
fei oder ob nicht, ob man fi) mit dem guten Willen befcheiden müſſe, 
das hängt von der Zukunft ab. 

Die Rede des Herrn Antragfteller8 und die Folgerungen, die er aus 
der Lage der Sache gezogen hat, nöthigen mich doch in die Diskuffion 
weiter zuriüdzugreifen, als es meine Abfiht war, jelbit auf die Gefahr 
bin, das fih dadurch Ihre Diskuſſion wieder eröffnen follte. Wir fünnen 
nad) diefer Rede wohl mit Sicherheit annehmen — wir find gewohnt, 
den Herrn als Repräfentanten der Majorität zu betrachten — daß Sie 
die Anleihe ablehnen, die Refolution annehmen werden, und daß ich mich 
in dem Bertrauen, das ich wiederholt auf Sie gejegt und ausgefprochen 
habe, vollftändig getäufcht habe. 

Das Hauptmotiv, weshalb Sie fie ablehnen werden, ift der Mangel 
an Vertrauen zu dem jegigen Miniftertum, darin Eonzentrirt fih Alles, 
das ift der Brennpunkt Ihrer ganzen Argumentation. ch habe mich 
deshalb gefragt: Was müßten wir — was müßte ein Preußifches 
Minifterium thun, um Ihr Bertrauen zu erwerben? E3 müßte 
fih von der Preußifhen Verfaſſung losſagen, e8 müßte ſich 
von Preußens Jraditionen, von Brcupens Geſchichte, von 
Preußifhem Volksgefühl vollftändig losjagen, es müßte fid 
von der Berfajjung losjagen, indem e8 die Hand dazu böte, 
die Alleinherrjchaft diejes Haufjes in Preußen berzuftellen, 
indem e8 die Hand dazu bietet, der Fortdauer der Auflehnung 
der Krone gegen die Herrſchaft diefes Haufes den Boden zu 
entziehen, durch Bermweigerung feiner Kontrafignatur. 

Sie haben ſich in dem vorliegenden Bericht, meine Herren, mit 
einer Deutlicheit darüber ausgeiproden, daß ich glaube, Sie werden heute 
nicht mehr in der Lage fein, einer Aeußerung gegenüber, die ich etwa vor 
einem Jahre an dieſer Stelle gethan habe, nämlih, daß es ſich hier 
um einen Kampf handelt über die Herrſchaft Preußens zwiſchen 
dem Haufe der Hohenzollern und dem Haufe der Abgeord— 
neten, — eine Yeußerung, die damal3 mit einem Rufe des Staunens, 
der mißbilligenden Kritif empfangen wurde — ich glaube, Sie werden 
heute diejen Ausdrud, diefe Migbilligung nicht mehr ausſprechen fünnen, 
ſondern fich offen zu Ihren Thaten befennen. 

Ich gehe, um meine Behauptungen zu belegen, einige Stellen Ihres 
Berichtes durch, da ich wohl annehmen darf, daß Sie mit der Annahme 
des Antrages auch den Beriht Ihrer Kommilfion ſich aneignen werden. 
Nah der Verfaſſung fteht Sr. Majeftät dem Könige das Recht über 
Krieg und Frieden zu, flieht Sr. Majeftät dem Könige das Recht zu, 
feine Minifter zu wählen, ſowie die ganze Erefutivgewalt zu. Wie faffen 
Sie diefe Beftimmungen nun auf? Sie fagen auf ©. 5., es liege Ihnen 
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die Bejorgnig nahe, daß die Richtung der Regierung den in der Refolution 
vom 2. Dezember ausgefprochenen Intentionen des Abgeordnetenhaufes zu— 
widerlaufen fünne. Das darf alfo nad Ihrer Meinung nicht fein, das 
darf fich die Krone nicht erlauben, daß fie eigne Antentionen hat in Be- 
zug auf auswärtige Politik, die den Ihrigen zumiderlaufen. 

Seite 6. verlangen Sie — id) citire Alles wörtlich aus dem Bericht, 
wie e3 bier fteht — Seite 6. verlangen Sie, daß die Regierung des 
Königs nicht blos den Willen habe, da3 Recht und die Ehre des Landes 
u Ihügen, fondern auch die Maßregeln, welche im gegebenen Falle zur 
öſung diefer Aufgabe erforderlich find, der Erwägung des Abgeordneten: 
hauſes entiprechend ausmähle. Hier trifft alfo der Eingriff in die Erefutive 
nicht nur Ihre Gefammtrichtung, jondern auch die Details, in den einzelnen 
Mapregeln. Sie ſetzen fih ein, meine Herren, ald den diplomatijchen 
Hof» Kriegsrath, von deſſen Zuftimmung die Aktion der Krone abhängt, 
deifen Genehmigung die Regierung felbft für die einzelnen Maßregeln in 
jedem gegebenen Falle nothwendig bedarf, wenn fie —— will. 


Seite 7. machen Sie das Recht der Krone über Krieg und Frieden 
in dürren Worten von Ihrem Votum abhängig; die Argumentation, wie 
Sie dazu kommen, kann Jeder ſelbſt nachleſen. 

Seite 8. ſprechen Sie den Entſchluß aus, die Regierung zur Aktion 
a veranlafien. Das überfchreitet an fich Ihren verfafjungsmäßigen Beruf. 

ber Sie fügen ausdrüdlih nach Ihrem Ermeſſen hinzu: zu einer Aktion 
niht nah dem Ermeſſen der Erefutivgemwalt, jondern ausdrüdlich zu 
einer von Ihnen beftimmten Aktion, deren Ziele far von Ihnen vorge- 
jhrieben werden. Nun, wenn e8 irgend einen Anfpruch giebt, der Krone die 
ihr verfafjungsmäßig zuftehenden —* der Erefutive aus den Händen zu 
winden, jo ijt er in diefen Worten jo klar ausgeſprochen, wie es irgend ſein 
lann. Sie verlangen dieje Aktion im wohlveritandenen Interefje Preußens, 
Deutſchlands und der Herzogthümer — ich ſchalte in Parentheſe ein, wie 
wir doch jo meit gefommen find, daß Niemand mehr ehrlich zu fagen 
wagt, er handle im Preußischen Jnterefie, er handle als Preuße; man 
getraut ſich kaum auf diefer Seite das Wort „Preußiſch“ auszujprechen, 
ohne ſofort die Erläuterung dazu zu geben, „natürlih im Sinne des 
— Intereſſes, der Rechte Deutſchlands, der Rechte der Herzog— 
thümer.“ 

Letztere dürfen nicht fehlen, ein offenes Bekenntniß zu Preu— 
ßiſchem Intereſſe, zu Preußiſcher Nationalität iſt auf Ihrer 
Seite nicht zu finden. Alſo „im wohlverſtandenen Intereſſe!“ Wohl« 
verftanden iſt natürlich nur dasjenige Intereſſe, welches Sie als ſolches 
perftehen. Sie entjcheiden alfo auch hier wieder über die Richtung, die 
die Krone innerhalb des ihr verfafjungsmäßig rejerpirten Gebietes ein- 
ihlagen foll. 

Sie fordern auf ©. 15., daß der König auf ihr Geheiß einen Er- 
oberungsfrieg führe, um Schleswig für den Herzog von Auguftenburg zu 
gewinnen. Mit einem Worte, meine Herren, wenn man ihr Ber— 
trauen erwerben foll, fo muß man fih Ihnen in einer Weije 
bingeben, wie e3 für die Minifter des Königs von Preußen 
niht möglich if. Wir würden dann nicht Königliche Miniiter, 
wir würden Barlaments-Minifter, wir würden Ihre Minifter 
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fein, und dazu, das hoffe ih zu Gott, werden wir nidt 
fommen. 

Db die Minifter das Vertrauen des Königs haben, ift Ihnen voll» 
ftändig gleichgültig. Der König würde danad) eine Perjönlichkeit fein, 
die weniger Einfluß auf die Gejchäfte Preußens hätte, als, ih will nicht 
fagen, jedes einzelne Mitglied diefes Hauſes, aber etwa jeder Fractions— 
führer, mit dem man fapituliren muß, wenn man ihn gewinnen will; 
aber über die Rechte des Königs könnte man ftets einfach zur Tages» 
Drdnung übergehen. Und doch neben Alle dem find die Beitimmungen 
in der Verfaſſung vollftändig far, daß der König über Krieg und Frieden 
beſtimmt, daß der König die Minifter wählt. 

Der Herr Vorredner will die Bermittelung zwijchen feinem und 
meinem Standpunkte dadurch herbeiführen, daß eine indirekte, eine fonfti= 
tutionelle Nöthigung ftattfinde. Er hat das ganze Syftem, wie dad Kom— 
miffionsgutadhten entwidelt, und mie er es kn als eine indirelte 
Nöthigung betrachtet, fommt dabei aber zu dem, wie mir jcheint, ganz, 
logiſchen Schluß, die mir in den Mund gelegte Aeußerung, „man würde 
das Geld nehmen, wo man e3 finde,“ auch für eine jolche fonftitutionelle 
Nöthigung, für eine fonftitutionelle Konſequenz zu halten. 

Meine Herren! So konftitutionell, wie ihr Verhalten ift, wäre dieje 
Theorie auch, und da hätten wir und gegenjeitig nichtS vorzumerfen. Ich 
babe gejagt, Sie mwiderfprechen durch Ihr Verhalten nicht nur der Ver— 
faffung, jondern auch den Traditionen und der Geſchichte, Sie wider— 
fprehen dem Bolfsgeift Preußens. Der Volksgeiſt Preußens 
ift dur und durch monarchiſch, Gott ſei Dank! und dabei wird es 
auch trog Ihrer Aufflärung, die ich Verwirrung der Begriffe nenne, 
bleiben. Sie widerfprehen den ruhmpollen Traditionen unjrer 
Bergangenheit, indem Gie die Stellung, die Großmachts— 
ftellung Preußens, welche durh ſchwere Dpfer an Gut und 
Blut des Volfes erfämpft wurde, desapouiren und damit der 
glorreihen Vergangenheit des Landes, indem Sie in einer 
Machtfrage zwijhen der Demokratie und den kleinen Staaten 
auf der einen und dem Preußifhen Thron auf der andern 
Seite, für die erftgenannte Seite Partei nehmen. Indem Sie 
auf diefe Weife dahin ftreben, Preußen unter eine Bundesmajorität zu 
mediatifiren, thun Sie, was Sie uns toto die vorwerfen. Sie jegen 
den PBarteiftandpunft über die Intereſſen des Landes; Gie 
jagen: „Preußen mag beftehen, wie wir e8 wollen, oder wenn nicht, jo 
mag es zu Grunde gehen. Sie fühlen — und gerade dieſe Refolution 
bemeift e8 mir mehr als jedes Andere, fie fühlen und denken nicht, wie 
das Preußifche Boll. Deshalb nur konnten Sie gewiſſe VBorausfegungen 
über die Stimmung des Preußijchen Heeres ausfprechen, die e8 in diefem 
oder jenem Falle mit nach Haufe bringen würde. Das zeigt, wie Sie 
dem eigentlihen Bolfe fern ftehen, und wie Sie ſich eingelebt haben in 
Koterien der Ihnen Gleichgefinnten, wie Sie durdy eine von Ihnen ab— 
bängige Prefje ſich täufchen laffen über den wahren Sachverhalt. Sie 
fommen mir vor, wie Archimedes mit feinem Zirkel, der es nicht merfte, 
daß die Stadt erobert war. 

Meine Herren! Fühlte das Preußiſche Volk, wie Sie, fo 
müßte man einfach fagen, der Preußiſche Staat habe jid 
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überlebt und die Zeit ſei geflommen, mo er anderen hifto- 
rifchen Gebilden Plag zu mahen habe. So weit find wir aber 
noch nicht. Ich erinnere Sie an eine Anekdote, die in früheren Zeiten 
bei der Grundjteuerverhandlung in diefen Räumen häufig citirt wurde, 
Es ift das Schreiben a Friedrich Wilhelms I. an ein Mitglied der 
Dftpreußiihen Stände bei Einführung der Grundfteuer; er fagt darin, 
wenn ich mich der Worte richtig erinnere: 

„Was ich ruinire, das ift das nie pozwalam der Junker; Ich 

etablire die souverainetE comme un rocher de bronce.“ 

Meine Herren! Der rocher de bronce ſteht noch heute 

feft; er bildet das Fundament der Preufifhen Geſchichte, 
des Preußiſchen Ruhms, der Preufifhen Großmadht und des 
verfafjungsmäßigen Königthums. Dieſe ehernen Felſen 
werden Sie nicht zu erſchüttern vermögen durch Ihren Na— 
tionalverein, durch Ihre Reſolution und durch Ihr liberum 
Veto! 


Weitere Aeußerung Bismarcks, — nad) einer Nede 
des Grafen von Schwerin. 


Die Aeußerungen des Herrn Vorredners nöthigen mich zu einigen 
Ermiderungen und Berichtigungen. 

Derjelbe hat verfchiedene Behauptungen aufgeftellt, die ich meinerjeits 
gar nicht beftritten habe und andere beftritten, die ich nicht aufgeftellt habe. 

Wenn er zupörderft davon ausging, daß er ein guter Preuße ſei und ihm 
dies Zeugnig von Niemand verweigert werden wiirde, jo ftimme ich damit 
pollftändig überein; ich gehe noch weiter, ich halte ihn im feinem Herzen 
fogar für einen monarchiſchen Preußen, (Bewegung und Heiterkeit.) aber 
man fann doch von ihm feinem Könige gegenüber jagen, was Göthe vom 
Dr. Fauft dem Könige der Könige gegenüber gejagt werden läßt: „für- 
wahr er dient Euch auf befondere Reife,“ deshalb glaube ih auch, daß 
e3 mit der Partei, die der Herr Abgeordnete vertritt, ein Ende nehmen 
wird und zum Theil jchon genommen hat, wie mit dem Dr. Fauft, im 
eriten Theil nämlih; ob dem erften Theil auch noch der zweite Theil 
nad Analogie des Fauft folgen werde, muß die Zufunft lehren. Gewiß 
ft, daß die Zahl diefer „guten Preußen“ fi) von Tag zu Tag ver- 
mindert. Wo ift die Majorität geblieben, an deren Spige ſich der Herr 
Redner ſelbſt als Miniſter befand? Ich habe ſchon früher gejagt, wäre 
diefe Partei ftärfer, als fie es leider ıft, fo ließe ſich mit ihr rechten 
und reden. 

Zu den Behauptungen, die der Herr Redner beftritten, ohne daß ich 
fie aufgeftellt hatte, gehört diejenige, daß Preußen von Deutjchland ge- 
ichieden werden müfje. Meine Herren! Das ift ja ſchon geographiic, uns 
möglich, ein Blick auf die Karte lehrt das ſchon. Es fragt ſich in Deutſch— 
land nur, wer joll führen? — oder wie der Herr Vorredner ſich aus— 
gedrückt hat, „wer joll im Andern aufgehen?" Wenn aber die beiden 

ogmächte einig find, mie in diefem Fall, jo glaube ich, daß, jo lange 
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die jeßige politiiche Geftaltung in Deutjchland befteht, ihnen diefe Füh— 
rung unftreitig gebührt. Es handelt fih nur darum, klar zu ftellen, wo 
und wer ift „Deutichland“ — und was denkt man fi unter Deutjchen 
Interefien? Diefe Frage kann in Betreff der politifchen Intereſſen jo 
vielfach beantwortet werden, wie es in dem Arndtjchen Piede in Bezug 
auf die geographiichen Verhältniſſe gejchieht. Ich bin ferner mit dem 
Herrn Redner darin ganz einig, daß wir und nicht an einem Abgrunde 
befinden, wenn die Berfajfung beobachtet wird, jobald fie eben nur all- 
jeitig beobachtet wird, jobald fie aud) von der anderen Seite beobachtet 
wird, jobald man nicht danach trachtet, ihr eine Auslegung zu geben, die 
fie, ihrem flaren Sinne nah, nicht hat, und die mit der Preußifchen, 
bei uns publizirten Berfafjung nicht vereinbar ift, und daß diejes von 
Ihnen nicht gejchieht, das ift e8, was ich vorhin behauptet habe. In 
Bezug auf die geftern von mir aus einer Depejche gemachte Mittheilung 
bemerte ih, daß ich darin nicht ein Programm aufgeftellt, durch melches 
die Erbfrage abjolut präjudizirt worden wäre; ich habe gejagt, wenn die 
Löſung —— welche von der Bundesmajorität erſtrebt wird, ſich nicht 
als möglich erweiſt, ſo ſei es nothwendig, eine andere Löſung ins Auge 
zu faſſen, jedenfalls aber den zwölf Jahre lang beſtehenden Zuſtand 
nicht wieder aufkommen zu laſſen. 

Der Herr Vorredner hat aus einem Worte, welches ih in der Koms 
miffion gejagt habe, gefolgert, daß die Mittel- und Slein- Staaten es 
fi) gejagt jein lafjen würden, daß es feine Deutjchen Intereſſen gäbe 
und daß fie in Folge deſſen nur ihre eigenen zu Rathe ziehen würden 
und daß dieje eigenen Snterejfen fie auch zur Anlehnung an das Ausland 
beftimmen könnten. Meine Herren! Wenn der lette Fall einträte, jo 
werden wir auch vielleicht wieder erleben, was wir jchon erlebt haben; 
jeder Staat folgt jchlieglich feinen Intereffen. Gehen Sie auf die Ge- 
ichichte zurücd, jo werden Sie finden, daß mein Wort vollfommen richtig 
ift, jo unmwilltommen es Ihrem Ohr auch klingen mag; es gilt von allen 
Regierungen, was einer ihrer Souveräne mir einft jelbft fagte: „Kommt 
es zum Aeußerſten, jo iſt mir das Hemd näher als der Rod.“ Nur 
glaube Ich in der That nicht, daß die dauernden Intereſſen diefe Staaten 
nöthigen, fi am das Ausland anzulehnen, jondern daß ihnen ihre dau— 
ernden Intereſſen empfehlen, fi an die beiden Deutihen Großmächte an— 
zufchliegen. Ich kann nur wünſchen, daß fie dieſes Intereſſe deutlicher 
und flarer erkennen, als es neulich in einer jchriftlichen Aeußerung eines 
fürftlihen Mitgliedes der Fortjchrittspartei in einem nad Wien 
gerichteten Briefe geichehen ift. 

Ich muß dem Herrn Borredner ferner darin widerfprechen, als hätte ich 
behauptet, daß das Recht allein bei den Bajonetten Liege. Ich habe nur 
behauptet, das Recht ließe fih in Europäifchen Streitigkeiten, wo ein 
fompetenter Gerichtshof nicht befteht, nur durch die Bajonette geltend 
machen. Wenn ich mich recht erinnere, fo fnüpften fi) meine Worte 
daray, daß der abmejende Referent dem gleichfalls abmwejenden Pernice 
vorwarf, daß feine Anfichten Winkelauffaffungen ſeien, und ich bemerkte 
darauf, daß bei dem Mangel eines Gerichtshofes in Europa Winfelan- 
fihten, wenn es ihnen gelinge, die Mehrheit der Bajonette zu gewinnen, 
die Eigenſchaft hätten, daß jie mitunter fiegreich blieben. 
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Der Herr Borredner hat ferner als Motiv unferer Handlungsmeife 
die Furcht vor der Demokratie und Furcht vor dem Auslande der Re— 
gierung untergejhoben. Ich glaube, der Herr Redner kennt mich lange 
genug, um zu willen, daß ıh Furcht vor der Demokratie nicht 
fenne. Hätte ich dieje, jo ſtände ich nicht an dieſem Plage oder 
würde das Spiel verloren geben. (Große Bewegung. Rufe: „Ein 
Spiel! Ein Spiel!“) — Ich laſſe mich auf Worte nicht ein; rechten Sie 
nicht über Ausdrüde, rechten Sie über die Sache! — Ich fürdte 
diejen Gegner nicht, ich hoffe ſicher ihn zu befiegen; ich glaube, 
das Gefühl, daß es jo fommen werde, ift Ihnen nicht mehr 
ganz fern. 


Was dagegen die Furcht vor dem Ausland betrifft, jo beftreite 
ich die Richtigkeit des Ausdrudes. Man fann Borjiht Furt, man 
fann Muth Yeichtfertigfeit nennen. Der Muth nimmt meines 
Erachtens diefen Charakter an, wenn man einer Regierung, die für das 
Scidjal eined großen Yandes verantwortlich ift, zumuthet, wie mir das 
in der Kommilfion von Seiten des Herrn Referenten geſchehen ift, auch 
gegen die erdrüdendfte Uebermacht, die fih von Haufe aus herausjtellt, 
Breußen zu den Waffen greifen zu lafjen. Meine Herren! Das kann eine 
Regierung nicht, das fann der Einzelne, der entichloffen ift, feine Perjon 
daranzufegen. Eine Regierug hat nicht das Recht, das Yand, 
deſſen Schidjal ihm anvertraut ift, gegen eine von Haufe aus 
erdrüdende Uebermadt ohne Noth ins Feld zu führen, womit 
ih feineswegs gejagt haben will, daß in dem jegt vorliegenden 
Falle un eine Tele erdrüdende Uebermacht gegenüberftände. 
Ich halte überhaupt noch heute wie in der Kommijjion die 
Politif der freien Hand, des Gemwahrtjeins jedes Standpunkts 
Ihnen gegenüber aufredt. 


22. Januar. Ablehnung der Anleihe mit 275 gegen 
51 Stimmen. 
Annahme einer Rejolution nad dem Antrage von 


Schultze-Delitzſch. 


„In Erwägung, daß Preußen gemeinſam mit Oeſterreich am Bunde erklärt, 
es werde ſich dem Bundesbeſchluſſe vom 14. d. widerſetzen, die Schleswig - Hol- 
ſteinſche Sache in die eigene Hand nehmen und bie Beſetzung Schleswigs als 
europäifche Großmacht ausführen; in Erwägung, daß Preußen damit von Deutich- 
land abfällt und feine Großmadhtftellung mißbraudt; in Erwägung, daß’ dieſe 
preufiich » öfterreichiiche Bolitit Fein anderes Ergebniß haben fann, als 
die Herzogthbümer abermals Dänemark zu Überliefern; in Erwägung, 
daß die angebrohte Vergewaltigung den wohlberechtigten Widerftand ber 
übrigen deutfhen Staaten und damit den Bürgerkrieg in Deutſch— 
fand herausfordert, — erflärt das Haus der Abgeordneten, baß 
es mit allen ibm zu Gebote ftebenben gejeglihen Mitteln diejer 
Bolitil entgegentreten werbe.“ 
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25. Der Ausgang der Sandtagsfeffion. 


11.— 13. Ianuar. Verhandlungen über dad Militär- 
budget. 
Die Kommilfion hat die Streihung der Koften für Die 
Reorganiſation vorgejchlagen. 
Aus der Rede des Kriegs» Minifters von Roon. 


Meine Herren! Ich glaube nicht einen Gemeinplat auszufprechen, wenn 
ih bei diefer Gelegenheit fage: Die Selbfterbaltung ift oberſtes Natur- 
geſetz für die Individuen, in Bezug auf den Staat aber eine fittliche Pflicht, eine 
fittliche Pflicht für Alle, Die um des Staates willen zu wirken berufen find. Die 
Ausführung von Beichlüffen, welche dieſer Pflicht entgegenlaufen, ift nach meiner 
Meinung daber vollftändpig unausführbar. Sie machen der Regierung ben 
Borwurf, daß fie die Reorganifation aufrecht erhalte, ungeachtet Ihrer Beihlüffe. 
Sie fordern Gehorſam für diefelben in einem Augenblide, wo nicht blos die 
Segnungen diejer neuen Heered-Reorganifation zum erftien Male 
in größerem Maßftabe zur Öeltung fommen, ſondern aud in einem 
Augenblide, wo für Preußen die Entwidelung großartiger Mili- 
tairfräfte eine Nothbwendigfeit geworben iftz ineinem Augenblide, 
wo Sie von der Regierung Schritte verlangen, die das Vaterland 
mit allen großen militairifhen Mächten Europas in ernfte Kon- 
flifte zu verwideln drohen. — Sie wollen, oder Sie ſcheinen zu wollen, 
daß die Regierung rüdgängig mache, was durch die fogenannte Reorganifation 
gefördert ift. Der Bericht kommt mebrfach auf diefen Punkt zurüd. 

Es heißt auf ©. 4: e8 feien die Koften ausdrücklich abgelehnt worden, 
dennoch ſei Die Reorganifation ferner aufrecht erhalten. Wenn darin ber Wunſch 
ausgedrüdt wird, daß die Reorganifation rüdgängig gemacht werben ſoll, wie ich 
nicht zweifle, jo bin ich zu ber Frage berechtigt: Wenn die Regierung ſolchem 
Beichluffe Folge gäbe, würden Sie damit übereinftimmen? Ich bin der Anficht, 
wenn die Regierung es tbäte, jo würde fie des jehwerften Vergehens gegen die 
Sicherheit des Landes fich jchuldig machen. Sie wiffen dies recht gut, ebenjogut 
wie die Regierung, aber Sie dringen darauf durch ihre Beichlüffe, meinend, 
daß die Ihnen mihliebige Regierung dadurch geftürzt werben müffe, Sie ftellen 
die Regierung vor die Alternative: entweder fein Budget ober 
Ruin der Armee. Gie felbft Finnen gar nicht wünjchen, daß Ihren Be- 
ſchlüſſen dieſe letztere Folge gegeben werde, denn fein Patriot kann es wünjcen. 
Meine Herren! Ich ſpreche jetzt ein Wort gelaffen aus, das vielleicht Manchen 
unter Ihnen verlegt, dennoch erkläre ich, daß ich es nicht EN laſſen 
kann, denn es iſt die Wahrheit, und es iſt gut, daß die volle Wahrheit ausge» 
Iprochen werde: Sie treiben Tendenzpolitil mit einem ſolchen Be- 
ginnen. Gie wollen das Minifterium ftürzen, und faffen Beichlüffe, welche 
die Sicherheit des Yanbes gefährden; Sie treiben Tendenzpolitif, aber nicht blos 
in der Beziebung, daß es fi für Sie dabei um den Sturz des Minifteriums 
bandelt, jondern auch in der Beziehung, daß Sie der Regierung die Äußere 
Politik vorjchreiben wollen, welche die Regierung zu verfolgen bat, wenn fie fich 
Ihrer Unterftügung erfreuen fol. Im beiden Beziehungen, meine Herren, beab- 
fihtigen Sie etwas, was die Verfaffung verlett. 

Nah der Verfaffung gebührt Sr. Majeftät dem Könige die Wahl feiner 
Räthe. Sie wünſchen die jeßigen Räthe Sr. Majeftät entfernt zu jeben und 
Perjonen Ihrer Wahl an ihre Stelle treten zu Taffen. 

Meine Herren! Dieſe Tendenz ift nah meiner Meinung für die Ver— 
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faffung eine bebrohliche; ebenfo jene andere, wenn Sie Ihre Bewilligung ab» 
bängig maden von derjenigen Politik nah außen, welde der Majorität biefes 
Haujes ala die zwedmäßigere ericheint. Ich überlaffe e8 einem anderen Munde, 
gelegentlich darzuthun, wie auch ſchon geicheben ift, daß fi das Haus nicht voll- 
fündig zur Sache informirt findet, mithin auch dergleichen Beſchlüſſe nach meiner 
Auffaffung gar nicht mit Grund zu faffen in ber Lage if. 

Es kommt aber noch eins hinzu. — Diefes Mal beabfihtigen Sie, 
wenn Sieden Kommiſſions-Beſchlüſſen Kolge geben, das Militair- 
budgetzuverftümmeln, noch bevor Sie fih formell ſchlüſſig gemadt 
baben über das vorgelegte fogenannte Reorganifationsgejek. Sie 
laſſen aljo aud die legte Rüdficht außer Augen, die bisher noch in diefer Frage 
beobachtet worden ift. Im Jahre 1862 fagten Sie, Sie würben bewilligen, wenn 
Ihnen ein Reorganifationsgejet vorgelegt worden wäre. 

Es war damals vielfältig davon die Rede, warum ein ſolches Geſetz ba- 
mals nicht vorgelegt worden. Seit räth Ihre Kommiifion, das Budget zu ver- 
werfen, obgleih Ihnen ein Reorganifationsgefeg vorgelegt worden ift, und bevor 
Sie e8 geprüft und beratben haben. Das ift ein nicht unbemerkenswertber 
Kortihritt auf Ihrer Bahn. Sie wollen Beihlüffe faffen, deren Befolgung Sie 
für verwerflih erachten müffen, und fordern dazu auf, noch bevor Sie die Motive 
zu dieſen Beichlüffen ganz in fih aufgenommen haben können. — Sie find dabei 
freilich wiederum in Ihrem formalen Rechte; die Regierung kann Sie deshalb 
nit daran hindern. Aber indem ich gegen ein ſolches Verfahren Proteft ein- 
lege vor dem Lande, erfläre ib, Sie darin’ in feiner Weife ftören zu wollen. 
Deshalb will ich mich auf die Erffärung beſchränken, hiermit ein für allemal 
gegen die aus einem folhen Streben bervorgegangenen Abjegungen Widerſpruch 
zu erheben und auf bie Belämpfung der einzelnen Anträge prinzipiell zu ver- 
sichten. Ich glaube, es wird damit Ihrem Wunſche, diefe Angelegenheit jchnell 
zu erledigen, entgegengelommen. Wollen Sie nun Ihr hohes Spiel, im Ber- 
trauen auf den Gewinn, ben Ihnen, nach Ihrer Meinung, die Zukunft ver- 
beißt, fortfegen, woblan, fo fegen Sie diejes gefährliche Spiel fort! 


Ablehnung der gefammten Koften der Armee-Reor- 
ganilation im Ordinarium und Crtraordinarium. 


24. Januar. Dad Herrenhaus verwirft dad Budget, wie daffelbe 
vom Abgeordnetenhaufe beſchloſſen ift, nimmt dagegen die 
urjprünglihe Vorlage der Regierung an. 

25. Januar. Annahme von Rejolutionen im Abgeordnetenhaufe. 


Das Haus der Abgeordneten wolle bejchliefen, zu erflären: 
1. Der von dem Herrenhaufe in feiner Sigung vom 23. Januar d. I. ge- 
faßte Beichluß, 
durch welchen baffelbe nah Ablehnung des von dem Haufe ber Ab- 
geordneten beſchloſſenen Staatshaushalts » Etats » Gefetges für das Jahr 
1864 ben bem Herrenhaufe verfaffungsmäßig nicht vorliegenden Bub- 
get- Entwurf ber Königlihen Staats - Regierung im Ganzen ange- 
nommen bat, 
verftößt gegen Art.62 der Berfaffung und ift deshalb null und nichtig. 
2. „Das Herrenhaus bat durch dieſen Beſchluß das wichtigfte Recht des Ab- 
eorbnietenhaufes verlett, und gleichzeitig durch Die Ablehnung des von dem 
— * beſchloſſenen Staatshaushalts - Etats der Königlichen 
Staats » Regierung bie verfaffungsmäßige Befugniß entzogen, die darin be- 
willigten Ausgaben im Betrage von 137,971,941 Rthlr. zu leiften.“ 
3. „Die Königlihe Staats-Regierung macht fich eines offenen 
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Berfaffungsbrudhes fhulbig, wenn biefelbe fortfährt, ohne 
Zuftimmung beider Häuſer des Landtages Über bie Mittel des 
Staates eigenmädtig zu verfügen.“ 


25. Sanuar. Berathung der Militär-Novelle. 
Schluß der Rebe des Abg. Dr. Gneiſt. 


— Meine Herren! Ich babe unter Franzöſiſchen Legitimiften unb anderen 
wunderlichen Komplikationen die Partei-Leidenſchaft unb die Berlogenbeit ber 
Barteien kennen gelernt, aber einen fo tieien Zuſtand ber Entfittlihung, daß eine 
Klaffe der Bevölkerung ober eine Partei, ohne zu erröthen, dem Lande binwerfen 
fann, die Erhaltung feiner 50 Jahre alten Heeres» Berfaffung heiße „das Land 
wehrlos machen“, — das habe ih nirgend gefunden, das find leider Ausbrüde 
einer tiefen, blinden, unbeilbaren Leidenſchaft. (Bravo!) 

Die taktifchen Dispofitionen baben uns allerdings dabin geführt, daß wir 
nicht mehr vor einem fonftitutionellen Kampf, jonbern daß wir vor einer Ent— 
ſcheidungsſchlacht ſtehen (Sehr wahr!), daß die fittlihen Wurzeln, auf denen bie 
Monardie — im Deutichen Bolfe fefter wie in jedem anderen Sande — rubt, 
untergraben werben, daß wir einem Bernichtungsfampf entgegengeben. 

Aber, meine Herren, wenn menjchliche Einficht nicht mehr erh, ob ein Rückzu 
noch möglich ift, jo kann ich doch jo viel jagen: wenn ber Rüdzug noch mo lich 
wäre — ih weiß es nicht — jo wäre das wahrbaftig feine Niederlage der Mo» 
nardie. Diejer Rüdzug wäre ber höchſte Sieg, den die Monarchie erringen kann, 
die böchfte Bethätigung deſſen, mas das biftoriiche Eigentbum unferes großen Kö— 
nigshauſes ift, Die Achtung der Hohenzollern vor dem gegebenen Recht, vor ihren 
eigenen Gefegen. (Lebhaftes Bravo.) 

Eine Monardie, die fih vor dem Recht zurüdziebt, bie nicht untreuen, 
fondern treuen Ratbgebern im Rechte folgt, — dieſe Monardie ift in Europa 
flets die fiegende Monarchie gewejen, nicht bie gebemüthigte. — Es wäre ein 
Sieg des Höchften, was in dem Deutichen Fürftentbum lebt, über blinde Lei— 
benfhaft und über verbrederijhe Rathſchläge. 

Nun, meine Herren, ein ſolcher Ausgang liegt in Gottes Hand, nicht mehr 
in unjerer —— Denn was auf dem Wege des Rechtes und der Ver— 
faſſung geiüehen ann, — ich glaube, meine Herren, damit find wir am Enbe. 

Aber ich erinnere noch an einen Vorgang. Wie tief die Monarchie in ihrer 
Ehre und Würde am Geſetz haftet, das bat ein Emporfimmling auf bem Throne 
einft anerfannt. Es ift jett ein halbes Jahrhundert als Napoleon I. in einem 
Deutihen Landestheile Übereilte Befehle gegeben hatte, im Widerſpruch gegen bie 
Gejege. Ein Deutiher Mann war es damals, der dem leidenfchaftlihden Impe— 
rator, als er mit der Militair- Erecution drobte, da® Wort entgegenwarf: „Votre 
Majest& va fusiller la loi.* Der Kaifer ift vor dem kühnen Wort zurüdge- 
ſchreckt. Nun, meine Herren, wir find bis zu bemjelben Wort: Votre Majeste 
va fusiller la loi! 


Ablehnung der Militär-Novelle. 


Schlußwort bes Präfidenten Grabow. 


„Der jeit Jahren, durch die ohne Geſetz einjeitig durchgeführte 
Reorganifation des Heeres und die verfaſſungswidrig unter— 
lafjene Feſtſtellung des Staatshausbalts-Etats beraufbefjhworene 
Kampf währt, troß dreimaliger Neuwahl des Abgeordnetenhauſes, fort und nimmt 
baburh immer weitere Dimenfionen an, daß durch die heutige Schließung ber 
Seffion aufs Reue die definitive Feftftellung bes Staatshausbalt-Etats pro 1864, 
gegen ben Wortlaut und gegen den Geift der Berfafjung, vereitelt wird. 

Nicht gelungen ift e8, das Heeresweien Preußens in den VBerfaffungs-Staat 
einzureiben, 


211 
1864. 


Der budgetlofe Zuſtand dauert fort und hebt das verfafjungs- 
mäßige Bubdgetreht des Haujes ber Abgeorbneten gänzlih auf. 
Der dringend gebotene Ausbau der Berfaffung durch das Minifterverantwortlich- 
teits » Geje, durch die Gemeinde», Kreis- und Provinzial» Ordnung, das Un— 
terrichtö » Gejeß, die Gewerbe - Orbnnung ift vollftändig fiftirt. 

Die liberal Grundjäge des Jahres 1858 find verlaffen! 

Die Madtfrage verdrängt in unjerm engern unb weitern 
Baterlande die Königlihen Worte: 

„Die FR muß wiffen, daß Prenfen überall das Recht zu ſchützen 
bereit iſt!“ 

Mit ihr ift die Reaktion wieber aufgetreten. Sie ſetzt ben Abſo— 
Iutismus zum Erben bes Scheinfonftitutionalismus ein. 

Mitten in diejen — ſchweren, inneren Kouflikt treten die tiefer— 
ſchütterten, äußeren Verhältniſſe hinein. Die für Preußen feit 1858 in 
Deutihland gewonnenen, moraliihen Eroberungen find verloren. 

Deutſchlands Einheit, welde, dur Löſung der Schleswig - Holftein» 
ſchen Frage im Deutichen Intereffe, endlich gefichert wäre, wirb durch die bun— 
deswidrigen Sonderbunds + Beftrebungen feiner Großmächte, ſchwerer denn je, 
wieder in Frage geftellt. 

Die Realtivirung der heiligen Allianz mit allen ihren Ge- 
fahren erfheint am Europäifdhen Horizonte — 

Dies ift die verbhängnißvolle Yage unjeres engeren und weitern Baterlanbes. 

Und wer ift in ihr ber rocher de bronce? Nicht die äufere Macht, jon- 
dern die freie Liebe des verfaffungstreuen Volles zu feinem, ibm vwertrauenden, 
angeftammten, verfaffungsmäßigen Könige! Sie allein vermag das fturmumbräute 
Staatsihiff unter der Flagge der Einheit zwiichen Fürft und Volk in den fichern 
Hafen ber beihworenen Berfafjung zu führen und bie verfaffungwibrigen Hand» 
baben einer jelbftjüchtigen Reaktion zu überwinden. 

Sie weiß, daß die beſchworene Berfaffung das unbefiegbare Banner ift, 
um weldes fi das Deutſche Volk ftets ſchaaren und welches daſſelbe gegen jebe 
verfafjungswidrige Oltroyirung mit allen verfafjungs- und gejegmäßigen Mitteln 
vertbeidigen wird.“ 

Nah dem Hoch auf Se. Majeftät bem König und nah bem Dank an bas 
Haus, fügt der Präfident hinzu: 

Und fo ſchließe ich denn dieſe Situng mit dem Rufe: 

„Bob Preußens, von uns, feinen Bertretern, heilig gehal— 
tene Berfaffung, hoch das verfafjungsgetreufe Preußiſche Volk!“ 


Schluß des Landtages. 
Rede des Minifter- Präfidenten von Bismard. 


„Bei der Eröffnung der Sigungsperiode wurde von des Königs Mai. 
der dringende Wunſch fund gegeben, die zwifchen Allerh. Ihrer Regierung 
und einem Theile der Yandesvertretung entflandenen Zerwürfniſſe aus— 
geglihen zu fehen. Diefer Wunſch ift nicht in Erfüllung gegangen, ob» 
wohl die 7 terung Sr. Maj. e8 an entgegenfommenden Schritten nicht 
bat fehlen laffen. 

Das Haus der Abgeordneten hat an demjelben Standpunkte feftge- 
halten, welcher zur Auflöfung des legten Haufes vor Ihnen führte. 
angeblicher Vertheidigung verfafjungsmäßiger Rechte hat es eine Reihe 
von Befchlüffen gefaßt, welche den unverfennbaren Stempel des Stre- 
bens an ſich tragen, feine Rechte ohne Rüdfiht auf die Gleich— 
beredtigung der übrigen Staatsgemwalten und ohne Rückſicht 
auf das Wohl und die Interefjen des Yandes auszuüben. 
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Durch Ablehnung des Gefegentwurfes behufs Ergänznng des Artikel 99 
der Verfaffungs- Urkunde hat das Abgeordnietenhaus den Verſuch zurüd- 
gewiefen, der Wiederkehr eines budgetlojen Zuftandes ohne Beeinträdhtt- 
gung der Rechte der Krone, wie der Yandesvertretung vorzubeugen. 

Dafjelbe Haus hat den Staatshaushalt-Etat jür das Jahr 
1863, wenngleich ihm zur verfafjungsmäßigen Prüfung und Beichluß- 
fafjung über denjelben bis zum Ablaufe des verflofjenen Jahres noch eine 
augreichende Zeit zu Gebote jtand, gar nicht in Berathung gezogen; da— 
gegen hat e8 in dem Etat für das eben begonnene Jahr nicht bloß 
ehe für die Bedürfniffe der Vermaltung unentbehrlide Dispofitions- 
fonds geftrichen, fondern e3 hat auch in Bezug auf den Militär-Etat 
diejenigen Bejchlüfje des früheren Haufes erneuert, mit deren Ausführung 
dag preußiiche Heer der Shwädhung und Zerrüttung Preis ge» 
geben fein würde. Es hat dieje Beichlüffe gefaßt ohne Vorberathung 
des Gefegentwurfes über die VBerpflihtung zum Kriegsdienfte, deſſen Vor— 
legung das frühere Haus zur Vorbedingung feiner Berathung des Mi— 
litär-Etat8 gemacht hatte. 

Dur dieje Beihlußnahmen ift da8 Herrenhaus von Neuem ver- 
anlaßt worden, in Ausübung feines verfaffungsmäßigen Rechtes, den 
ganzen Staatshaushalt3-Etat für das Jahr 1864, wie er aus den Be— 
rathungen des Abgeordnnetenhaufes hervorgegangen war, zu verwerfen. ... 

Zur Ausführung der vom deutjchen Bunde bejchlofjenen Erecution 
in Holftein und zur Wahrung der Madtftellung und Ehre 
Preußens in der weiteren Entwidlung dieſes Streites, bedurfte und 
bedarf die Regierung Sr. Majeftät außerordentliher Mittel fir die Mi- 
litär- und Marine: Verwaltung. Während das Herrenhaus in einer 
Adrefie an des Königs Maj. jeine vertrauensvolle Bereitmwilligkeit zur 
Unterftügung der Krone in diefer ernten Frage ausgeſprochen hat, ift 
von dem Haufe der Abgeordneten die erforderte Genehmigung zu einer 
Anleihe verjagt, und jogar die Bewilligung desjenigen Geldbedarfs 
verweigert worden, welchen Preußen, ald Mitglied des deutichen Bundes, 
beizutragen unzweifelhaft verpflichtet ift. Indem das Haus diefen Beſchluß 
faßte, it es um fo entjchiedener mit der vertrauensvollen Gefinnung in 
MWiderfpruch getreten, von welcher das preußifche Volk für feine Könige 
jederzeit befeelt war, al3 des Königs Maj. in der Allerh. Antwort 
vom 27.0. M. auf die Adrefie des Haufes jeine Gejinnung und fein 
föniglihes Wort als Bürgihaft dafür hingeftellt hat, daß 
die beantragten Geldmittel zum Schuge des Rechts und der 
Ehre des Landes verwandt werden würden. 

Der feindjelige Charakter diejer Bejchlüffe, in welchen fi das Be— 
ftreben ausdrüdt, die auswärtige Politif der Regierung einem verfaſſungs— 
widrigen Zwange zu ee ift durch Reſolutionen erhöht worden, 
durch melde die Mehrheit des Haufes der Abgeordneten, in der von ihr 
willkürlich aufgeftellten VBorausfegung kriegeriſcher Berwidlungen zwijchen 
Breußen und anderen deutſchen Staaten, im Voraus gegen das preuß. 
Baterland Partei nimmt. 

Ein ſolches Auftreten des Haufe der Abgeordneten kann auf die 
Befeftigung und Entwidlung unjerer Berfaffungszuftände nur verderblich 
einwirken, und es muß einftweilen auf die Hoffnung einer Berftändigung 
verzichtet werden. Die Regierung Sr. Maj. wird fi abergunter allen 
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Umftänden für verpflichtet halten müſſen, mit ganzer Kraft und in voller 
Ausübung der königlichen Rechte für die Erhaltung des Staats und für 
dad Wohl umd die Ehre Preußens einzuftehen. Sie hält an der Ueber: 
zeugung feft, daß fie hierbei in der patriotiichen Gefinnung des Yandes 
eine ausreichende und wachſende Unterftügung finden werde.“ 


26. Bor dem Ausbruce des dänifchen Krieges. 


20. Sanuar. Note Englandd an Preußen, um eine ausbrüdliche 
Erklärung über die Anerfennung der Integrität 
der däniſchen Monarchie zu verlangen. 

22. Januar. Herr von Bismard erwidert, Preußen werde jein 
Verhalten davon abhängig machen, ob Dänemark der beab- 
fihtigten Occupation Schleöwigs Widerftand leifte oder nicht. 

24. Januar. England und zugleid Frankreich verlangen Auf: 
ſchub der militärischen Maßregeln. 

Herr von Bismard erwidert, dab ed unmöglich) ſei, 
die mit Oeſterreich verabredeten militäriichen Maßregeln zu 
filtiren. — Wolle England in der Occupation Schleswigs 
ein Abgehen von dem Kondoner Tractat erfennen, jo würde 
es für Defterreih und Preußen nicht mehr möglich fein, 
im Gegenjag zu den Wünjchen Deutjchlands an dem Vers 
trage feitzuhalten. 

24. Januar. Lord Ruffell jchlägt Franfreih nochmals eine 
Verftändigung und eventuelled Zufammenwirfen der Vers 
tragsmächte vor, um „Dänemarf in jeinem Wider: 
ftande gegen eine Zerjtüdelung wenn nöthig ma- 
terielle Unterftügung zu gewähren.“ 

28. Januar. Kailer Napoleon lehnt die materielle Unterftügung 
Dänemarks ab. 


Aus einer Depeihe des Minifterd Drouyn de Lhuys 
an den franzöfiichen Botichafter in London. 


„Der Kaifer erkennt die Wichtigkeit des Londoner Vertrags an, infofern 
derſelbe bezwedt, das Gleichgewicht und den Frieden Europas zu bewahren. Wäh- 
trend das franzöfiihe Gouvernement biefem Zwecke bes Bertrages jeinen vollen 
Beifall zollt, muß es dennoch anerfennen, daß die Umftände eine Uenbe- 
tung besjelben nöthig machen können. Der Kaifer ift ſtets geneigt gewejen, 
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große Rüdfiht auf die Gefühle und Beftrebungen ber Nationalitäten 
zu nehmen. Man kann unmöglich verlennen, daß bie nationalen Gefühle und 
Beftrebungen Deutjhlands auf eine engere Bereinigung mit ben Deutſchen Schles- 
wig « Holftein® gerichtet find. Dem Kaiſer würde jedes Mittel widerftreben, wo— 
durch er die Verpflichtung Übernähme, mit den Waffen die Wünſche Deutſchlands 
zu befämpfen. Es wäre verbältnigmäßig leicht für England, einen folden Krieg 
zu führen, ber fih auf Operationen zur See bejchränfen würde, auf Blofabe 
und Wegnahme von Schiffen. Schleswig und dr liegen fern von einanber. 

Aber der Boden Deutichlands und Frankreichs berühren fih, und ein 
Krieg zwifhen Deutfhland und Frankreich wäre ber unheilvollſte 
und gewagtefte, ben das Kaiferreih unternehmen könnte. Neben 
diefen Erwägungen kann der Kaifer nicht umbin, ſich zu erinnern, daß er in 
Europa zu einem Gegenftande bes Miftrauens und bes Verbachtes in Bezug 
auf feine angeblichen Bergrößerungsprojecte nach dem Rhein hin gemadt worden 
if. Ein Krieg, an den Grenzen bes Rheins begonnen, würbe biefen grundlofen 
und ungeredtfertigten Anfhulbigungen eine noch größere Kraft verleihen. Aus 
biefen Gründen kann die Regierung bes Kaijers keine Berpflihtung in Betreff 
Dänemarks übernehmen. Wenn fpäter das Gleichgewicht ernftlich bedroht würde, 
fo dürfte der Kaijer geneigt fein, neue Mafregeln im Intereffe Frankreichs und 
Europa’s zu ergreifen. Für ben Augenblid aber will der Kaifer feiner Regierung 
die volle Freiheit des Handelns bewahren.“ 


26. Januar. England macht den Vertragsmächten einen neuen 
Bermittelungsvorihlag, nad weldem Dänemark ſich ver- 
pflihten jol, jofort den Reichstag zu berufen, um die Ver— 
fafjung, joweit fie Schleswig betreffe, aufzuheben, — 
Deiterreih und Preußen dagegen von dem Ueberſchreiten 
der Eider Abjtand nehmen, bis der Erfolg ded von Däne- 
mark zugejagten Schritted zu überjehen jei. 

30. Januar. Preußens Stellung zum Londoner Bertrage. 


Depeihe Bismarcks an den Gefandten in London. 


„. . . In meiner Depefche vom 24. ds. Mts. habe ich ſchon wieder- 
holt, daß es uns völlig unmöglich ift, den Yondoner Vertrag aufrecht 
zu erhalten und zugleich die ihm vorhergegangenen und innerlich mit ihm 
ufammenhängenden Bereinbarungen offen verlegen zu laffen. Dadurch, 
aß Dänemark zwölf Jahre lang jeine Berbindlichkeiten unerfüllt gelaffen 
und fie zuletzt durch die Verfaſſung vom 18. November endgültig und 
förmlich gebrochen hat, haben wir das Recht erlangt, und vom Londoner 
Vertrag loszufagen. Wir fragten uns, ob mir von diefem Rechte Ge— 
braud machen oder es noch einmal verfuchen jollten, Dänemark zur Er: 
füllung feiner Verbindlichkeiten zu bewegen; nur der aufrichtige Wunſch, 
unfere Beziehungen zu den Meitunterzeichnern des Londoner Bertrags 
nicht zu trüben, hat uns vermocht, die legtere Alternative zu wählen und 
fomit zu bemweijen, daß wir dem genannten Vertrage treu bleiben. Die 
Regierung Ihrer britiihen Majeftät wird uns nicht die Anerkennung 
en können, daß wir und bemüht haben, die und durch den Londoner 
Bertrag auferlegten Verpflichtungen auf's Gewiſſenhafteſte zu erfüllen. 
Aber wenn wir an allen Beftimmungen von 1851 — 1852 fefthalten, jo 
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find wir e8 uns felbft und den ntereffen Deutfchlands, die wir in den 
Herzogthümern zu bejchügen haben, fchuldig, die Periode der bloßen 
Serprehungen, die jo ganz unwirkſam geblieben find, nicht weiter in 
die Länge ziehen zu lajlen, jondern Sorge zu tragen, daß Berflichtungen, 
deren —— und bindende Kraft Niemand abläugnet, erfüllt 
werden. Wir können uns hiervon nicht abſchrecken laſſen durch den 
letzten uns durch J. brit. M. Regierung gemachten Vorſchlag, Dänemark 
eine Friſt von 6 Wochen zu gönnen, damit es die Novemberverfaſſung 
in verfaſſungsmäßiger Weiſe, d. h. durch Anwendung dieſer vertrags— 
widrigen Verfaſſung ſelbſt, aufzuheben ſuche. .. . Nachdem die —* e 
Regierung fi aus eigenem Antriebe eine Stellung bereitet hat, die auch 
von den nichtdeutichen Großmächten als —— betrachtet wird, 
jo fann man es, denken wir, nur als gerecht anſehen, daß Dänemark, 
wenn es die jelbitgeichaffenen Schwierigkeiten nicht hinwegräumen fann, 
und geftatte, die vertragsmidrigen Folgen desjelben durch unfere Bejegung 
des Herzogthums Schleswig zu befeitigen. 

Sollte Dänemark diefer Bejegung mit Waffengemalt ent- 
gegen treten, fo werden militärijche — ſtattfinden 
müſſen, deren Folgen auf die weitere Entwickelung der deutſch— 
däniſchen Beziehungen einen um ſo bedenklicheren Einfluß üben 
dürften, als die zwiſchen den beiden Ländern beſtehenden 
Verträge dann aufhören würden, in Kraft zu fein. Erft von 
jenem Augenblide an würde die Integrität der dänifchen 
Monardie eine Frage werden, die eine Löſung heifdt... .“ 


Erklärung Defterreih8 und Preußend an England 
in Bezug auf dad Prinzip der Integrität der däniſchen 
Monardie. 


„Die kgl. (ta) Regierung hat, indem fie die Rechte, zu deren Gel- 
tendmahung gegen Dänemark fie in Gemeinfchaft mit Defterreich (Preußen) 
ſchreitet, a ie Stipulationen von 1851 — 1852 bafirt, durch eben dieſen 
At das Princip der Integrität der dänifhen Monadie ans 
erfannt, wie dasfelbe durch das Abkommen von 1851 — 1852 feſtgeſetzt 
ft. Indem die kgl. (faif.) Regierung zur Decupation Schleswig ſchreitet, 
ft fie nicht ee diefes Princip zu verlaffen. Wenn fie je- 
doch in Folge von Bermwidelungen, die durch das Beharren der dänijchen 
Regierung bei ihrer Weigerung, ihre Verjprehungen von 1852 zu er— 
füllen, herbeigeführt werden fünnten, oder in Folge der bewaffneten Snter- 
vention anderer Mächte fi genöthigt fehen ſollte, Combinationen zu 
eutjagen, die nicht länger ein Ergebni liefern würden, das im — 
zu den Opfern ſtände, welche die Ereigniſſe den deutſchen Mächten auf- 
erlegen möchten, jo könnten Feine definitiven Arrangements ohne 
NMitwirfung der Mächte, die den Rondoner Vertrag unter- 
eihneten, getroffen werden. Die britiihe Regierung würde die fgl. 
(ai) Regierung dann bereit finden, mit ihr zu einer Berftändigung 
—— die endgiltige Löſung der däniſch-deutſchen Frage zu 
gelangen. 
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1. Sebruar. Lord Ruſſell an den engliihen Gejandten im 
Kopenhagen. Ä 


Die engliſche Regierung habe mit tiefftem Bedauern die Er- 
folglofigfeit aller ihrer Bemühungen erfannt, von Defterreih unb 
Preußen einen Berzug ihrer militärifhen Operationen, unb bie 
Zuftiimmung zu einer protofollarifhen Vereinbarung zuerlangen. 





Proteſt der deutſchen Fortſchrittspartei. 


Ende Januar. Der 36. Ausſchuß der Abgeordnetenverſammlung 
vom 12. December tritt in Frankfurt zuſammen und be— 
ſchließt eine Anſprache an das deutſche Volk zu richten: 


„Zwei Mächte, bie den Anſpruch verwirkt haben, die Groß— 
mächte Deutjhlands zu beißen, find in offener Widerſetzung begriffen 
gegen das Recht des Bundes, der Bunbesftaaten unb ber Nation. Eigen- 
mächtig haben fie ihre Truppen in das Bundesland Holftein geſendet. Gewalt- 
tbätig find fie über die Grenzen eines jelbftftändigen Staate® vorgebrungen, 
obne Bird te verfolgen fie ihren Weg, unter dem Borwand, bie Er- 
füllung jener Verträge von 1851 —52 zu erzwingen, die im Namen bes Bundes 
geihloffen find. 

„Und biefer Rechtsbruch wird vollbracht, nicht etwa in ungemefjfenem Eifer 
für eine gute Sade, fondern im Dienfte der verwerflidhften Politik; bie 
Berträge, ein Dedmantel früherer Schmad, nichtig von Anbeginn, überbies von 
Dänemark vielfah gebrochen, find durch den Tod Friedrich VII. und durch das 
Aufleben der Auguftenburgiihen Erbfolge inhaltslos geworden. 12 Jahre lang 
ließ man fie mit Füßen treten. Jetzt, wo ihr Vollzug der Sade der Herzog. 
thümer tödtlih wäre, jet man Heere in Bewegung, um dieſen Vollzug zu er— 
zwingen. Preußen und Defterreih, indem fie von dem däniſchen König die Aus- 
führung ber Berträge fordern, welche fein Vorfahr als Herzog von Schleswig - 
Holftein geichlofien Bat, erfennen auch ihn in diejer Eigenjchaft an, ftellen fih auf 
ben rechtloſen Boden bes Londoner Protokolls, ergreifen Partei für bie 
Feinde der Herzogtbümer und Deutſchlands. 

„Eine Anzahl deutiher Regierungen hat gegen den gewaltjamen Bruch ber 
Bunbesordnung Proteft erhoben. Das Bolt und die Herzogtbümer, bie ganze 
entrüftete Nation jchließt fich ihrem Protefte an. Wenn die 500 Abgeordneten 
heute abermals verjammelt wären, nicht die Stimme eines Einzigen würde fich 
ausichließen von dieſem Protefte, von diefem Berdbammungsurtheil. Mit dem 
nadten Protefte aber ift nichts gethban. Die Regierungen, die das Be- 
mwußtjein ihrer Pflicht und ihres Nechtes gewahrt haben, müffen handeln unb 
helfen. Sie müſſen handeln, wenn nicht der Glaube an bie oft gerüihmte 
Bebeutung ber Mittelftaaten bis an die Wurzel vertilgt, die monarchiſche Staats» 
ordnung in ihrer Grundlage erjchüttert, das Bolt unaufbaltfam friiher ober 
jpäter auf die Bahn ber Selbfthülfe gedrängt werden fol. So fed und rüdfichts- 
108 das Berfahren der Gegner, jo kühn und energiſch muß das ihrige fein. Auf 
ihrer Seite fteht das gute Recht, fteht der Wille der Nation. Sie fümpfen um 
die höchſten Preife, um bie Freiheit von öfterreichifcher und preußifcher Knecht 
Ihaft, um bie Rettung ihres Dafeins. Die Gegner, umringt von innern und 
äußern Feinden, pochen mehr auf den Schein als auf den Beſitz ihrer Ueber- 
macht; fie find nur ftark, wenn das Übrige Deutfhland rath- und muthlos 
zurüdweidt. 
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„Biel zu lange jchon wartet Deutihland auf den erften Schritt, auf bie 
Anerlennung des Herzogs, den das eigene Bolf einmüthig mit lauter Stimme 
anerfannt bat. Keine Ausflucht, feine Formfrage dürfte in einem Augenblid won 
jo verbängnißvoller Bedeutung biefen Ausſpruch ber ren, für ſich ober 
am Bunde länger aufhalten. Mit Sham und Erbitterung fiebt bas 
deutihe Bolf die Truppen Defterreihs unb Preußens vorbringen, 
fiebt wie die Behörden einer freien Stadt die ſchnödeſte Mißhandlung demüthig 
hinnehmen und wie bie höchſte Behörde des Bundes fich vor vollendeter That- 
fahe beugt, deren Vollendung zu binbern die beiligfte Pflicht war. 

„Keine Regierung wird fernerbin Anſpruch haben auf die Achtung und das 
Bertrauen des Volles, bie nicht der Sache ber Herzogthümer d. h. der Sade 
Deutihlands ihre ganze Wehrkraft ohne Rüdhalt zur Verfügung ftellt. 

„Dies ift das Begehren, das wir auszufprechen haben nicht aus eigener Willkür, 
fondern, wir wiffen es, im Namen ber Nation, ein ernftes und ** Begehren, 
nicht aus leichtfertiger Laune entſprungen, ſondern die Frucht der tiefen Ueber— 
zeugung, daß für Deutihland die Stunde gekommen iſt, wo nur ber 
Entihluß, ebrenvoll Alles zumwagen, bie Sefabr abwenbet, ſchmach— 
voll Alles zu verlieren. Das deutſche Volk ift erfüllt von dieſer Ueberzeu- 
gung; ift es auch erfüllt von ber Thatkraft? Entichloffen ift es feinerfeits bereit, 
nit nur zu proteftiren, fondern auch zu handeln? Alle Landesvertretungen, alle 
Gemeinden und Genoffenjchaften ruft die gleiche Pflicht; fie ruft jeben einzelnen 
Mann in jedem beutihen Land, fie ruft mit lautefter Stimme die Bevölferungen 
jener mädhtigften Staaten, die man verdammen will, das Werkzeug jenes Ber- 
rathes zu fein, Die Werkzeuge Preußens und DOefterreihs im Dienfte der unwür— 
digften Politil. Sollen euere Söhne ihr Blut vergiefen? Soll die Steuer und 
Schuldenlaft, die euch bevrüdt, von neuem anjhwellen? Nicht mit unjerem 
Gut und Blut joll die Schande der Nation eingetaujht werben. 
Deutihe in allen Ländern! duldet es nicht, daß der böje Willen 
des Einen und bie Shwäde des Andern namenlofes Unbeil über 
Deutihland bringt! Laßt nicht ab, bie guten Regierungen zu ftügen, bie 
ſchwachen zu fpornen, die ſchlechten ſchönungslos zu befämpfen. Weift die Mein 
mütbhigen Einflüfterungen von euch, es fei doch Alles vergeblich; ihr habt noch 
nicht Alles getban. Wir ſprechen nicht von gewaltiamem Umfturz als einzigem 
Rettungsmittel, dem legten und äußerften, zu welchem ein Vollk nur greifen barf, 
wenn es alle gejetjlihen Mittel bis auf die Neige erihöpft hat. Handelt in ber 
Ausübung eures gejeglihen Rechtes, ftatt revolutionär zu ſprechen. Macht bie 
Bolitit, das Geſchäft eurer Mußeſtunden, zur a Berufsarbeit, verbreitet 
die Bewegung über Stadt und Yand, über alle Klaffen ber Gefellicaft, erneuert 
raſtlos euere Forderung, beftürmt die jaumfeligen Fürften, erbrüdt mit euren 
Auklagen die pflichtvergeffenen Minifter. Die ſchlechtgeſinnten Regierungen ſuchen 
das Geld zur Ausführung ihrer Pläne, verweigern ihren ſtandhaften Landesvertre- 
tungen was fie begehren. Laſſet feinen Zweifel darüber, daß eine Anleihe zu 
ſolchem Zwede niemals bie Anerkennung bes Landes erhalten und den Helfers- 
beliern bei jolden Geſchäften ftatt Kapital und Zins, die ein ſolches Geſchäft 
machen, die öffentliche Beratung zu Theil werde. Steuert von eurem Reichthum 
und eurer Armuth zur Unterftügung der Herzogthlimer. Gebt ihnen, wenn bie 
Zeit gelommen ift, Waffen und Männer, welche fie bebürfen. Laßt euch nicht 
entmutbigen durch das erſte Mißlingen, nicht irre führen durch biplomatijche 
Binkeljüge, nicht einfchläfern durch den zögernden Berlauf der Dinge. Dieſes 
find die Pflichten, die uns das Baterland auferlegt. Thue Jeder das Seine 
mannhaft und bebarrlich!” 


21. Der düniſche Krien, 


1864. 1. Februar. Uebergang über die Eider. 

3. Februar. Mifjunde. 

6. Februar. Uebergang über die Schlei. Die Dänen räumen das 
Dannemwerf. 


Aus der „Provinziale&orrespondenz.“ 


3. Februar. Der Beginn des Krieges. 


„Wir haben eine denfwürbige Woche durchlebt: der Krieg, welchen Deutſch— 
lands Langmuth und Preußens dringende Mahnungen an Dänemark nicht zu 
verbilten im Stande waren, ift zum Ausbruch gekommen. Niemand vermag zu 
ahnen, weldhe Dauer und welche Ausdehnung berfelbe finden wird. 

Preußen gebt mit dem Bemußtfein vorwärts, für eine Sade zu kämpfen, 
beren Gerechtigkeit Niemand zu beftreiten wagt, unb erft nachdem alle Anftren- 
gungen, den Frieden zu erbalten, vergeblich geweſen find. 

Mit Freude folgt unfer braves Heer dem Ruf feines geliebten Kriegsherrn 
und mit Vertrauen darf baffelbe auf die tapferı, ritterlichen Führer blicken, welche 
der König ihnen gegeben. Mit ftolzer Hoffnung und inniger Theilnahme folgen 
die Herzen der Bendlferung ben Brüdern im Heere und fortan giebt es nur 
einen Wunſch für alle guten Preußen, — den Wunſch, daß Gott unferen Waffen 
und unferer guten Sache Sieg verleibe. 

Die erften Nahrichten vom Kriegsfhauplage, die Kunde von dem rafchen 
mutbigen Vorgehen und von einigen erften Erfolgen unferer Truppen haben be- 
reit8 alle Herzen erhoben, und unter dem Eindbrud der gemeinfamen Freude 
tritt aller jonftige Zwift und Hader zurüd: nur das Gefühl für bie Ehre und 
ben Ruhm Preußens erfüllt alle Gemüther. 

Gott wolle fih weiter an uns und an unfern Brüdern in Schleswig 
betbätigen unb mit dem Siege unferem theuern Baterlande ben Frieden wie- 


bergeben.” 


10. Februar. Nach der Räumung der Dannewerfe. 


„Seit acht Tagen find die Gedanken und Herzen aller Preußen, ja aller 
Deutſchen in vollfter Einmüthigleit nur auf einen Punkt gerichtet, auf das ruhm⸗ 
volle und fiegreiche Vorgehen ber preußifhen und öſterreichiſchen Truppen in 
Schleswig. 
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Mit ungeahnter Schnelligkeit find dort in einer Woche Erfolge erreicht 
worden, welche man ſich erft nach einem längeren fFelbzuge und nad großen 
Opfern veripreden konnte. — — 

Schon jett find die Erfolge des kurzen Feldzugs fo entſcheidend, daß bie 
Räumung von ganz Schleswig Seitens der Dänen unzweifelbaft ift. 

Es wirb jegt darauf aufommen, bie Erfolge des raſchen und kräftigen 
friegeriihen Vorgehens auch bei den beworftehenben weiteren Verhandlungen dazu 
zu benugen, um bie Selbſtſtändigkeit und Freibeit ber deutſchen 
Herzogtbümer für alle Zukunft gegen ben däniſchen Uebermuth 
fider zu ftellen. 

Bir glauben, daß das beutfche Boll dem meiteren Streben ber beiben 
deutihen Großmächte, welche fo energifh mit der That eingetreten find, volles 
Bertrauen au dahin jchenken könne, daß fie die Früchte der blutigen That 
jih nit werben rauben ober verfümmern laffen.“ 


T. Februar. Einzug der Defterreicher und Preußen in Flensburg. 
Der däniihe Krieg und feine Ziele, 
„Provinzial» Correspondenz“ vom 17. Februar. 


„Unfere braven Truppen haben im Berein mit dem trefflichen öfterreichifchen 
Heere in raſchem, kühnem und todesimutbigem Vorbringen bereits den größten 
Theil von Schleswig erobert: fie ſtehen jett vor dem legten Bollwerk der Dänen 
in Schleswig, vor ben Diüppeler Schanzen. 

Bevor dieſe fefte Stellung und die Infel Alfen den Dänen entriffen und 
das ganze Schleswig in den Händen ber Deutjchen ift, bürfen die Waffen nicht 
ruben, darf an fein Stillfteben oder Unterbanbeln gebadht werden, — biefe Ge— 
wißbeit ift fo eben noch den Engländern ertbeilt worden, bie uns aus Freund» 
{haft für bie Dänen zumutben wollten, daß wir mitten im Siegeslauf inne halten 
und bie Feinde im Befite der Infel Alſen laffen follten. 

Wenn aber in Kurzem, wie wir hoffen, ganz Schleswig in der Gewalt ber 
Breufen und Oefterreicher ift, — was joll dann weiter — Wozu ſoll 
der Sieg deutſcher Waffen benutzt werden? — Welcher Erfolg ſoll durch 
das vergoſſene Blut unſerer deutſchen Brüder ſchließlich errungen werden? 

Es iſt gewiß ſehr natürlich, daß dieſe Frage alle Gemüther beſchäftigt; denn 
ſo groß die Freude und der Stolz über die raſchen Siege in Schleswig ſind, ſo 
würde doch um ſo größere Trauer und gerechter Unmuth alle Herzen erfüllen, 
wenn ſo große Anſtreugungen und Opfer nicht zu einem hohen und lohnenden 
Ziele führen ſollten. 

Dennoch iſt es ein thörichtes Verlangen, wenn mauche Zeitungen die 
Regierung täglich drängen, ſie möge ſchon jetzt klar und beſtimmt ausſprechen, 
we ihr Gedante und ihr Ziel für die jchließlihe Erledigung ber ganzen 

age Sei. 
* Darüber kann und darf bie Regierung ſich mitten im Laufe des Krieges 
noch gar nicht unbedingt erflären: nur das Eine muß für fie feftfteben und daran 
bält fie ganz gewiß feit, nachdem fie einmal zum Kriege für die Herzogtbiimer 
geihritten ift, — nämlih das Höchſte für die Herzogtbümer und für 
Deutſchland durch diejen Krieg zu erreichen, 

Der König bat fo eben einer Deputation aus Holftein von Neuem bie 
Berfiherung gegeben, daf es fein fefter Wille jei, die Herzogthümer gegen 
jede Rückkehr däniſcher Gewaltberrfhaft zu ſchützen und pie Ber- 
einigung von — ——— und Holſtein für alle Zukunft ſicher zu 
fellen. Dies find in ber That die beiden großen Ziele, nad denen bie Her- 
zogthümer und mit ihnen alle deutſche Herzen jeit 18 Jahren ringen. j 

In welcher Weife biefe Aufgaben am günftigften und ficherften zu löſen 
fein werben, unter welche Herrſchaft namentlich bie, Herzogthlimer bei Er- 
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füllung ihrer gerechten Forderungen zu ftellen fein werben, das find Fragen, 
deren ſchließliche Erledigung tbeil® von dem meiteren Berlauf des Krieges, theils 
von dem Gange ber europäifchen Verhandlungen abhängt. Gerade hierbei wirb 
es unzweifelhaft gelten, bas Höchfte für bie freiheit der Herzogtbümer und beren 
Zufammengebörigleit mit Deutſchland ins Auge zu faffen, — aber eben darum 
fann diejes Ziel nicht im voraus leichtbin und ohne Sicherheit des Gelingens 
aufgeftellt und verkünbet werden. Das allein ftebt für jest feſt, daß 
Preußen und Defterreih dur den Krieg, zu weldem fie durch ben 
Vertragsbruch feitens Dänemark getrieben worben, jeder früber 
übernommenen Berpflidtung gegen die Dänen aud ihbrerjeit® 
ledig find und bei den weiteren Berbanblungen einzig und allein 
die Rechte und Wünfche der Herzogtbümer und ihre eigene Stellung 
zu ben europäifhen Mächten zu berückſichtigen haben. 

Das preußiſche und das deutſche Volk können das zuverfidht- 
lihe Bertrauen zu König Wilbelm begen, daß er das Schwert 
nit wieber aus ben Händen legen wirb, bis feine von ibm be— 
zeichneten Ziele vollftändig und wahrhaftig erreicht find, — daß 
unfere Truppen nidht eber wieder aus Schleswig geben werben, 
bis ein jelbftftändiges Herzogtum Scleswig-Holftein in enger Berbindung 
mit Deutſchland und mit dDauernder Gewähr diefer deutſchen Gemeinjchaft 
bergeftellt fein wird.” 


24. Februar. Der innere Streit in Deutichland. 


„Provinzial» Correspondenz“. 


„Während unfere Waffen gegen die Dänen fiegreih vorwärts geben und bie 
beiden verbünbeten Regierungen Preußens und Defterreihs vollen Ernft machen, 
deutſches Recht und beutiches Wejen in ben befreiten Herzogtbümern wieder zur 
Geltung zu bringen, während die Bewohner von ganz Schleswig unfere Truppen 
als Befreier von dem dänischen Joche mit Jubel begrüßen und das preußiiche 
Bolk in feiner großen Mehrheit ſich jener raſchen und rühmlichen Erfolge auf- 
rihtig freut, — ſteht die jogenannte deutjche Fortjchrittspartei jhmollend und 
grollend zur Seite, ſucht dem Volle Die patriotiiche Freude zu verfümmern, und 
ihilt und ſchmäht noch immer unjere Regierung, als ob biejelbe es mit ber Be- 
freiung der Herzogthümer nicht reblich meine. 

Das bätte nun freilich nicht viel auf fih; denn die Thaten ber beiben 
deutſchen Großmächte jpredhen jo laut und beutlih, daß jene Mäleleien dagegen 
wie im Winde verballen und nirgends einen -Eindrud maden würden, — wenn 
nicht bebauerliher Weife auch ein Theil ber beutjchen Regierungen ſich ber 
Politif Preußens und Defterreichs entgegengeftellt hätte. 

Der Streit begann befanntlih damit, daß nach dem Tode des vorigen 
Königs von Dänemark Defterreih und Preußen es für das Befte und Dringenpfte 
bielten, nunmehr die ſchon längft feitens des deutſchen Bundes angebrobte Ere- 
cution gegen Holftein fofort auszuführen, während andere Regierungen es für 
beffer erklärten, Holftein bis zur Entſcheidung der ftreitigen Erbfolge gleihjam als 
berrenlojes Land geradezu in Befit zu nehmen. In der Sache kam Beides zu- 
nächſt auf daffelbe hinaus: die Deutſchen rüdten eben in Holftein ein und nahmen 
die Regierung bes Landes einftweilen in die Hand. Der wichtige Unterſchied war 
nur, daß gegen das Einrüden auf Grund der Erecution, zu welder ber deutſche 
Bund ein ganz zweifellojes Recht hatte, weder Dänemark noch irgend eine Macht 
etwas einmwenden konnte, wogegen die Decupation oder Befignahme von vorn 
herein dazu geführt hätte, * Dänemark die Hülfe Englands, Fraukreichs und 
Rußlands angerufen hätte, welche gewiß mir Freuden bereit gewejen wären, ſich 
alsbald in den Streit zu milden. 

Wenn man nun zu jener Zeit vielleicht mit Recht darüber ftreiten mochte, 
welcher Weg ber richtigere und befjere fei, jo müßten bod jegt, nachdem 
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tbatfählih das Vorſchreiten der deutſchen Mächte zuerftin Holftein, 
dann in Schleswig fo raih und Über alles Erwarten glüdlic und 
erfolgreich geweſen ift, alle deutſchen Patrioten die früheren Mei- 
nungsverjhiedenbeiten fallen laffen und einmütbig zufammen- 
feben, um durch ſolche Einigkeit die möglichſt beften und erſprieß— 
liäften Früdte aus dieſen Waffenerfolgen für die Herzogtbümer 
und für Deutſchland zu gewinnen. 

Nachdem die Erecution in Hofftein zur Ausführung gelommen, Dänemark 
aber zur Sühnung feines Unrechts noch nicht gebracht war, haben bie beutichen 
GEroßmächte in Fräftiger Entſchließung und mit energifher That ganz Schleswig 
vorläufig in Befit genommen, unb mit der Wiederberftellung beutichen Rechts 
daſelbſt bereits wirkſam begonnen. Zugleich haben fie ihre Ehre dafür eingejekt, 
bie gewonnene Stellung nicht aufzugeben, es ſei denn, daß zuvor bie volle poli- 
tihe Selbftftänpigleit und bie innige Verbindung der deutichen Herzogthümer 
Schleswig und Holftein gegen eine Wiederkehr dänischer Gewalttbat eben jo that- 
üblich, wie rechtlich ganz fichergeftellt jet. 

Es kann feinem Zweifel nnterliegen, daß biejes Ziel jegt 
raſch und fiber erreiht werden fann und muß, wennganz Deutid- 
land einmütbig bafür einftebt. Niemand in Europa kann e8 wagen, bie 
von den Großmäcdten erreichten Vortheile nnd vorläufigen Erfolge wieder in 
Frage zu ftellen und den Uebermutb Dänemarks neu zu ermmutbigen, wenn nicht 
etwa die Haltung von Deutichland jelbft bazu auffordert. Steht jetst ganz Deutſch— 
land zufammen, um beftimmte Forderungen für bie Herzogthümer einmütbig 
durchzuſetzen, jo kann e8 nicht fehlen, daß ber berechtigte Wille Deutichlands 
endlih zur Geltung komme. Abgejeben von der ſchleswig-holſteinſchen 
Sade jelbft würde damit das Sehnen aller Patrioten fih endlich 
erfüllen, daß Deutihland in einbeitliher Kraft feine gebüh- 
rende Stellung in den europäifhen Berbältniffen geltend made. 

Wenn dagegen bie Mittelftaaten, getrieben und geftügt burch bie bemo- 
fratiiche Agitation, fih weiter in offenen Gegenfat gegen die deutſchen Groß- 
mähte ſetzen, wenn zugleich unfere Fortichrittspreffe laut verkündet, daß bas 
deutihe Bolf ganz Anderes wolle und erftrebe, als Preußen und SDefterreich, 
wenn ber Wahnwitz ber Vollsverfübrer fich jo weit verirrt, zu verlangen, daß 
die fähfiihen und bannoverfhen Truppen im Rüden unſerer fiegreichen Heere 
in Schleswig eine zweifelbafte ober gar feindliche Stellung nehmen follen, — 
dann freilih können Deutihlands Widerſacher in Europa fi wohl ermutbigt 
finden, den beutihen Waffen in Schleswig die gewonnenen Erfolge zu verfüm- 
mern und wo möglich wieber zu entwinden: ftatt bes gehofften einbeitlichen 
Aufibwungs würde dann für Deutichland aus der neuen Spaltung und Zer- 
fplitterung nur neue Schmach erwadjen. 

Doch wir boffen, daß diefe neue Prüfung uns erjpart bleibe. Die beiden 
deutihen Bormächte, welche um Deutichlands willen die Sache Schleswigs in 
ihre fräftige Hand genommen, werden ficherlich auch ihren ganzen bunbesfreund- 
fihen Einfluß auf die beutichen Regierungen anwenden, um bie jo wünſchens— 
wertbe Einigkeit wiederherzuftellen. Die deutfchen Firften und Staatsmänner, 
welche bisher abweichend von ben Großmächten nur eine ganz beftimmte Yöfung 
der ſchleswig «holfteinfhen Frage unbedingt und ausfchließlih ind Auge gefaßt 
baben, werben es doch als eine Pflicht — müſſen, wenn es nicht in ihrer 
Macht ſteht, gerade nur dieſe Löſung durchzuſetzen, im Verein mit Preußen und 
Deſterreich jedenfalls dahin zu wirlen, daß unter allen Umſtänden bie Selbſt— 
fändigleit und Gemeinſchaft der Herzogthümer und deren inniger Verband mit 
Deutſchland anerkannt und geſichert werde.“ | 


Engliihde Waffenftillftandd- und Konferenz: 
vor ſchläge. 
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10. Februar. England macht Waffenftillftandsvorfchläge. 
11. Februar. Hilfsgefuh Dänemarks an England, Frankreih, Rußland. 
13. Sebruar. Herr v. Bismard jagt dem englifchen Botſchafter, von Waffen⸗ 


ſtillſtand könne nach Anſicht der militäriſchen Autoritäten nicht die Rede 
ſein, ſo lange däniſche Truppen auf der Inſel Alſen ſtehen. 


Die Stellung Rußlands. 


16. Februar. Der ruſſiſche Vicelanzler Fürſt Gortſchakoff giebt dem engliſchen 
Botſchafter mit Bezug auf das Hülfsgeſuch Dänemarks ausweichende 
Erklärungen. 

Das Kaiſerliche Kabinet verzweifele nicht, die Sache ſchließlich zu 
einer friedlichen Löſung zu bringen. Bon materieller Hülfe will er 
nichts wiffen, davon ftebe auch nichts ausdrücklich in der Depefce. 
Moraliihen Beiftand zur Wiederberftellung des Friedens wolle Ruß— 
land im weiteften Maße gewähren. Die VBermuthungen über bie ge- 
beimen Pläne und Abfihten der deutjchen Mächte vermöge er nicht zu 
prüfen: er bezweifele, daß Oefterreih und Preußen jelbft den fpäteren 
Lauf ganz genau im voraus wiffen. Bei diefer Unflarheit fei der 
einzig richtige Weg: eine Konferenz. Inzwiſchen müſſe man alle 

ürforge dahin richten, das Band, welches die Kabinette von 

ien und Berlin nob an die Berträge binde, nicht zu 
zerreißen: daſſelbe fei in Wien ziemlich feft, in Berlin 
lojer. Man müffe an beiden Stellen bahin wirken, daß es bis zur 
Konferenz vorbalte. 

19. Februar. England lehnt das Hülfsgefuh Dänemarks ab, da 
e8 nur in Gemeinjchaft mit Frankreih und Rußland handeln wolle. — 
Uebrigens bätten Defterreih und Preußen erklärt, daß fie die Inte» 
grität der däniſchen Monarchie nicht antaften wollen. 


24. Februar. Herr von Bismarck erflärt dem engliichen Bots 
Ihafter die Bereitwilligfeit Preußens zur Beſchickung einer 
Konferenz aber ohne Waffenftillftand. 

26. Februar. Dänemark bittet um Aufſchub der Konferenz, 
da die Stimmung des däniſchen Volkes es vorläufig der 
Regierung unmöglich mache, auf Unterhandlungen einzugehen. 

28. Februar. Frankreich lehnt die Konferenz ab. 

7. März. Einrüden der öſterreichiſch-preußiſchen Truppen in 
Jütland. 

7. März. Oeſterreich und Preußen notifiziren den übrigen 
Vertragsmächten den Einmarſch in Jütland und gleichzeitig 
ihre Bereitwilligkeit zu Konferenzen mit Waffen— 
jtillftand. 

„Die... . Regierung hatte gehofft, daß das dänische Gouvernement 


verföhnlichere Gefinnungen an den Tag legen werde. In diefem Fall 
würden die beiden deutjchen Großmächte fich beeilt Haben, ihre militäriſche 
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Aion zu unterbreden und auf Verhandlungen einzugehen. Wir müſſen 
jedoh mit Bedauern feftftellen, daß unfere Erwartung getäufcht wurde. 
Die — des ——— Hofs, ſeine Weigerung, an den 
von England vorgeſchlagenen Conferenzen theilzunehmen, legt uns die 
Pfliht auf, in den Zwangsmaßregeln zu beharren, zu denen wir unfere 
Zufluht genommen. Wichtige ——— Erwägungen haben die 
Ermächtigung begründet, welche dem Obercommandanten der öſterreichiſch— 
preußiſchen Truppen gegeben wurde, in Jütland einzurücken, um die 
Stellung feiner Truppen zu ſichern und die in Fridericia zufammen- 
gezogenen Dänen im Schad) zu halten, indem er fie verhindert, die Flanken 
der Armee zu bedrohen, oder alle ihre Kräfte der Vertheidigung der 
Düppeler Linie zu mweihen. Die beiden Mächte haben um fo weniger ge— 
zögert, dieje ftrategifhe Bewegung zu erlauben, da fie berechtigt waren, 
Repreffalien gegen die Anordnung der dänifchen Regierung zu ergreifen, 
mwelhe die Wegnahme der auf dem Meer befindlichen Schiffe, nicht allein 
der friegführenden, jondern aucd anderer Staaten des deutjchen Bundes 
befiehlt. Die hiermit den militairiichen Operationen gegebene Ausdehnung 
ändert übrigens nicht3 an den früheren Erflärungen der... Regierung 
bezüglich ihrer Stellung zu dem gegenwärtigen Zerwürfniß. Um noch mehr 
zu bemeifen, daß ihre verjöhnlichen Gefinnungen aufrichtig find, und daß 
ihre Abfihten ſich nicht geändert haben, erflärt fich die... Regierung 
bereit, mit Dänemark einen Waffenftillftand abaujchließen, fei es nun 
auf der Baſis der gegenſeitigen Räumung der Stellungen zu Düppel und 
auf Alſen durch die däniſchen Truppen und der öſterreichiſch-preußiſchen 
Armee in Jütland oder des militäriſchen uti-possidetis. In einem mie 
in dem andern Fall ſtellt aber die... Regierung die Bedingung in den 
Waffenſtillſtand die Einftellung der Feindfeligkeiten auf dem Meer mitein- 
zuihließen, die von beiden Seiten gemachten Prijen herauszugeben und 
das über die im den Häfen befindlichen Schiffe verhängte Embargo auf: 
— Ebenſo erklärt fi die... Regierung bereit, mit den betheiligten 

ähten in Conferenz über die Mittel zu treten, die geeignet 
wären, den Frieden mwiederherzujtellen.“ 





12. März. Am Bundestage ftellt Bayern den Antrag auf Ans 
erfennung ded Prinzen von Auguftenburg ald Herzog von 
Holftein und auf Zulaffung ſeines Bevollmächtigten zur 
Führung der Stimme für Holftein. Defterreih und Preußen 
erflären fich dagegen und beantragen Berweilung des An— 
trage an den Ausſchuß. Leptered wird mit 9 gegen 
7 Stimmen abgelehnt; der Antrag Bayerns bleibt, ohne 
Beltimmung einer Abftimmungöfrift, beftehen. 

17. März. Dänemarks Erklärung auf Annahme der vorge- 
Ihlagenen Konferenz, aber auf Grundlage ded Londoner 
Vertrages. 
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Depeihe an den bänifchen Gefandten in London: 


„. . Inden bie Fönigl. Regierung die Conferenz annimmt, gebt fie von 
der Borausfegung aus, daß Die Unterhandlungen von 1851 bis 1852 in unzmwei- 
beutiger Weije die Grundlage der Verhandlungen bilden werben und gibt fidh ber 
Hoffnung bin, daß, indem fie ihren Beitritt von dieſer Bedingung abhängig macht, 
ihre Anfichten zu feinem Einwand Anlaß geben werben... Fir uns und für den 
Erfolg eventueller Unterbanblungen ift e8 unbedingt unerläßlih, daß jeder Plan 
eines Ablommens, ber mittelbar ober unmittelbar irgend melden Einfluß von 
Seite des deutſchen Bundestags auf Gebiete, die nicht zum deutichen Bunde gehören, 
in fi zu begreifen jcheinen könnte, von vornherein befeitigt wirb... .“ 


19. März. Preußen und Defterreich lehnen die Forderungen 
Dänemarks, die Vereinbarungen von 1851/52 zur Grund» 
lage der Konferenz zu maden, ab. 


Depeſche des englifchen Gefandten in Berlin: 


„Sb batte heute früh mit Hrn. vd. Bismard mwieberbolt eine Unterredung. 
Se. Ercellenz begann fie mit der Bemerkung, daß er bie Befehle des Königs 
über die Angelegenheit entgegengenommen babe, baf es nad Anſicht Sr. Maje- 
ftät und der Regierung für Preußen unmöglich fei, an einer Konferenz auf ber 
Grundlage von 1851 —52 theilgunehmen, und daß die öfterreichifhe Regierung, 
ber ein dahin lautenber Vorſchlag gemacht worben fei, fofort nah Berlin tele- 
grapbirt habe, daß fie dieſen Vorſchlag für unzuläffig halte. Er fagte: Däne- 
mark babe fih 12 Jahre lang geweigert, bie Verpflichtungen von 1851 —52 zu 
erfüllen, unter bem Borgeben, daß e8 unmöglich ſei, und jett, wo J. Maj. Re- 
gierung eine freie Conferenz vorjchlage und Defterreich und Preußen bereit ſeien, 
diejelbe zu beihiden, erbebe die däniſche Regierung den Anſpruch, die Bebin- 
gungen für ben Zuſammentritt ber Conferenz vorzufchreiben, und fchlage als 
Grundlage für ihre Beratbungen Abmachungen vor, auf Orund deren eine Schlichtung 
ber Zwiftigfeiten zwifchen Deutjchland und Dänemark herbeizuführen fich 12 Jahre lang 
als unmöglich erwiejen habe. Ich antwortete: ber Borichlag Dänemarks jei nichts- 
beftoweniger eine logijche Folge der von Preußen und Defterreih am 31. Januar 
abgegebenen Erklärungen über ben Zmwed ihres Einmarſches in Schleswig. Sie 
hätten damals gejagt: fie ftänden im Begriff, in das Herzogtbum einzurüden, 
um ben Abmachungen von 1851 —52 Geltung zu verichaffen, und da Dänemark 
finde, daß es bem von ihnen zu diefem Zweck ausgelbten Drud nicht länger 
wiberfteben könne, jo erfläre es fich jetzt bereit, mit ihnen an einer Konferenz 
theilzunehmen, um einen Bergleih auf Grundlage jenes Abkommens zu Stande 
zu bringen. Hr. v. Bismard bemerkte: die däniſche Regierung müſſe doch ein- 
jeben, daß die Abmachungen von 1851 —52 dur den Krieg hinfällig geworben 
feien, und dürfe nicht erwarten, im Jahr 1864 biefelben Friedensbedinguugen zu 
erlangen, bie ibr bei Beendigung des Kriegs von 1848 bewilligt worben jeien. 
Ich erwieberte, daß es mir nicht um irgendwelche beftimmte Friedensbedingungen 
zu thun jei.“ u 


20. März. Frankreich will für den Fall eined wirflihen Zu— 
ftandefommens der Gonferenz, den Vorſchlag machen, den 
„Wunſch der Bevölferungen“ einer neuen Löſung der deutjch- 
däniſchen Streitfrage zu Grunde zu legen. 


Depeihe Drouyn de l’Huysanben franz. Botfchafter in London: 


» » . . Angefichts dieſer Verfchiebenheit der Auffaffungen, welche unüber- 
fteigliche Hinberniffe zu jchaffen droht, fcheint ed mir unerläßlih, die durch ben 
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gegenwärtigen Krieg berübrten Intereffen zu prüfen, ohne ſich ausſchließlich von 
dem Buchftaben des Bertrags beftimmen zu laffen. 

„Der Segenftand und ber wirkliche Charakter dieſes Streites ift offenbar 
die Rivalität der Volksſtämme, welche die dänische Monardie bilden. Es tritt 
bei jedem bderjelben fein Nationalgefühl an ben Tag, deffen Stärke nicht in 
Zweifel gezogen werben kann. Was kann deshalb natürlicher erfcheinen, als daß 
man, in Ermangelung einer allgemein anerkannten Regel, den Wunſch ber 
Benölferungen zur Grundlage nimmt? Diefes Mittel, welches mit ben 
wabrbaften Intereffen beider Theile übereinftimmt, fcheint uns am geeignetften, 
ein billiges und die Gewähr der Dauer bietendes Abkommen herbeizuführen. 
Indem wir die Anwenbung eines Grunbprinzips unferes dffent- 
lichen Rechtes verlangen, und indem wir fowohl für Dänemark als für 
Deutihland den Bortheil dieſes Princips in Anſpruch nehmen, glauben wir bie 
gerechteſte und leichtefte Löſung diefer Frage vorzuſchlagen, welche in ganz Europa 
eine fo lebhafte Unruhe hervorruft.“ 


21. März. England will die von Dänemark geftellte Bedingung 
für die Betheiligung an der Konferenz nicht ald eine ab» 
jolute, jondern nur ald eine von Dänemark zunächſt neben 
möglichen anderen vorgeichlagene betrachten. 


21. März. Aus der däniihen Thronrede zum Schluß des 
Reichötaged: 

„Roc fteben wir allein! Wir wiffen nicht, wie lange Europa ein müßiger 
Zujhauer der Gemwalttbat, die man gegen Uns und Unjer Volk übt, fein will. 
Bir wiederholen dem Reichstag Unfere Zufage. Wir find willig, alles zu thun, 
um einen Frieden zn erreichen, mit welchem dem Baterlande gedient fein kann; 
aber das müfjen Unfere Feinde wiffen, daß die Zeit noch fehr fern liegt, wo Wir 
oder Unſer Volk dazu genöthigt werden könnten, Uns einem für Dänemark bes 
müthigenden Frieden zu unterwerfen. Eures Königs legtes Wort an Euch und 
die, welche Euch gewählt haben, jei Ausdauer! Gott ſei mit Euch!“ 


Defterreih und Preußen nehmen den engliichen Vor- 
ichlag einer Konferenz ohne Waffenftillftand und 
ohne beftimmte Baſis an. 

23. März. England fündigt Konferenzen an, ald deren Bafis 
ichledhthin anzunehmen: daß Mittel gejucht werden, 
um dem Norden Europa’d die Segnungen des 
Friedens wiederzugeben. 

29. März. Preußiihe Depeihe über die Konferenzen. 

Herr v. Bismard an die Vertreter bei den Deutjchen 
Höfen: 

„Die königlich großbritanifche Regierung hat, indem fie die von Däne- 
mark vorgeichlagene Baſis fallen ließ, in richtiger Würdigung der Ber- 
bältnifje gehandelt. Wir ſowohl ald das Wiener Eabinet hatten derjelben 


auf das beftimmtefte erflären müſſen, daß wir diefen Vorjchlag Dänemarks 
weder ald Bafis noch als Ausgangspunkt einer Conferenz annehmen 
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fönnten, ohne in Widerfpruch mit ung jelbft zu gerathen. In der That 
haben wir fofort bei Eintreten der Friegeriihen Maßnahmen, und wieder- 
bolt in dem Berlaufe derjelben, die auh Em... . befannte Erklärung 
abgegeben, daß mir jene Berabredungen nunmehr als hinfällig betrachteten, 
und daß, nad) den Opfern, welche das Widerftreben Dänemarf3 uns auf- 
erlegt, auf diefelben nicht mehr zurüdgegangen werden könne. Durch eine 
einfahe und vollftändige Erfüllung feiner früheren Verpflichtungen hätte 
Dänemark die nothwendig gewordenen Schritte abwenden fünnen, und e& 
hätte dann vielleiht nur einer Berftändigung über die Bürgfchaften be— 
durft, welche wir auch im diefem Falle, nach der Erfahrung der ver— 
gangenen zwölf Jahre, für die zufünftige Erfüllung zu fordern berechtigt 
geweſen wären. Jetzt hat Dänemark felbft auf das Unzmeideutigite dar- 
gen daß es nur durch Zwang und Anwendung von Gewalt zu der 

rfüllung von Pflichten wiirde angehalten werden fünnen, die e8 that» 
fächlich fortwährend verlegt hatte. Wir können e8 weder mit den 
Pflihten gegen das eigne Land, noch mit denen gegen Deutſch— 
land vereinbar erachten, einen Zuſtand herzuſtellen, der ſich 
als unhaltbar erwieſen hat, und deſſen Aufrechterhaltung uns jeden 
Augenblick von Neuem in die Lage verſetzen könnte, dieſelben nnd ſchwerere 
Oper zu bringen, ohne für diefelben irgend eine Compenfation zu erhalten. 
Es liegt im Intereſſe des europäijchen Friedens jelbft, an die 
Stelle eines jolhen unhaltbaren Zuftandes, an melden mir 
uns früher gebunden eradten mußten, von weldhem aber Däne- 
marf felbft uns jest entbunden hat, einenanderen, haltbaren 
und naturgemäßen zu jegen, welcher die Bürgſchaften jeines 
Beſtehens in fich jelbertrage. Die Mittel und Wege zu einem folchen 
politifchen Syftem zu finden, und dadurd einen dauerhaften Frieden zu 
begründen, fann allein die Aufgabe der von England vorgefchlagenen 
Eonferenz fein, und nur zu diefem Zweck und mit diefer Abjicht können 
wir diefelbe annehmen. Der Deutſche Bund befindet ſich in diefer Be 
ziehung in derjelben Lage, wie wir und Defterreih. Zwar hat derjelbe 
an den auf dem internationalen Rechte in Betreff Schleswig bafirten Maß— 
regeln der beiden Mächte bis jetzt noch nicht theilgenommen; aber jchon 
die bloße Durchführung feiner bundesredhtlihen Competenz in Betreff 
a bat ihm Opfer auferlegt und er fann jeden Augenblid in den 

all kommen, auch jeine internationalen Anſprüche auf dem Wege des 
Zwanges geltend machen zu müſſen. Auch in feinem Intereſſe liegt es 
daher, die Gefahren zu entfernen, welche aus einer Fortdauer der bis— 
berigen Zuftände immer von Neuem entjpringen müffen, und nicht minder 
entipricht e3 feinem ntereffe, daß die neu zu gründenden Berhält- 
niffe und die dafür zu gewinnenden Sürafhaften eine völker— 
rehtlihe Sanction erhalten, wie fie durch die vorgejchlagene 
Eonferenz bezwedt wird.“ 


28. März. NRejolutionen ded 36. Ausſchuſſes ald Grundlage 
für Beichlüffe der demofratiichen Berjammlungen. 


„1) Die Herzogthümer Schleswig » Holftein haben das Recht, eng mit eine 
ander verbunden, von Dänemark vollftändig getrennt unter ihrem eigenen 
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Fürften zu leben. 2) Jede Enticheibung, die wider ben Willen des Volls über 
jein Schidjal getroffen wird, jede Uebereinkunft mit fremden Mächten, 
bie das Recht der Herzogtblimer preisgibt, ift null und nidhtig, ift 
eine rechtloſe Gewalttbat und zugleih ein Berratb an den Inter- 
ejien und der Ehre Deutſchlands. Der nädhfte Moment wird jie 
jerreißen und vernichten. 3) Noch immer fehlt uns eine georbnete Ver— 
tretung der Nation, ein beutfches Parlament! Deshalb erhebt das Boll un- 
mittelbar feine Stimme. Wir laffen nicht ab, bie nationalen Forderungen be» 
barrlih auszufpreden, bie Inhaber der Gewalt zu mahnen und zu warnen. Ber- 
ballt jede Mahnung erfolglos, jo mögen bie Schuldigen dem verdienten 
Geihid anbeim fallen.“ 


30. März. „Null und nidhtig.” 
Aus der „Provinzial»- Corresponbenz.” 


„In ganz Deutihland haben am Oftermontage demokratische Berfammlungen 
Rattgefunden, in welchen die Thaten der beiden deutſchen Großftaaten in Bezug 
auf Schleswig »- Holftein im voraus für „null und nichtig“ erklärt worden find. 

Die Worte „null und nichtig” haben in unferem öffentlichen Leben ſeit 
Jahr und Tag eine traurige Berühmtheit erlangt, indem die Fortſchrittspartei 
genife ihr nicht angenehme Dinge, die fie thatjächlich nicht zu bejeitigen unb zu 
berwinden im Stande war, furzweg durch die Erflärung aus ber Welt zu ſchaffen 
fuchte, dieſe Dinge ſeien eben null und nichtig. Unterbeß aber geben die That- 
laden, von welchen jene Partei nichts mwiffen will, ungeftört ihren Gang und es 
erweift fi, daß nur bie Thaten und Beſchlüſſe der Demokratie „null und nichtig“ 
find, während die Regierung ihre Aufgaben für das Wohl des Landes ruhig, ge- 
wiffenhaft und erfolgreich erfüllt. 

Das ganze preußifche und deutſche Baterland freut ſich der ruhmvollen und, 
fo Gott will, beilbringenden Thaten unferer Truppen in Schleswig: nur bie 
unverbefjerfichen Parteimänner fiten im Schmollwintel und behaupten, daß doch 
bei der ganzen Kriegführnug Alles „null und nichtig“ fei. 

„Null und nichtig“ ift nach dem Urtheil bes „richtigen“ Fortichrittsmannes 
die reorganifirte Armee, burch welche es möglich war, in überraſchend kurzer Zeit 
friegsfertig in Schleswig zu ftehen, — „null und nichtig“ die Hälfte der Regi- 
menter, welche Preußens Kriegsrubm vor Düppel und Fridericia kräftig erneuern. 
Die neuen Regimenter von Yinie und Garde können im Berein mit den älteren 
dur ihre Tapferkeit wohl den Dänen zu jchaffen machen, — aber für den Fort» 
ſchtitsmann find fie „null und nichtig“, weil die Reorganifation, durch welche 
fe ins Leben gerufen find, fich ber —— von Waldeck und Genoſſen nicht 
zu erfreuen hat. Dies wird jedoch die braven Truppen nicht hindern, im rühm— 
lichen Wetteifer mit den alten Regimentern den Fahnen, die ihnen der Kriegs— 
berr vor wenigen Jahren verliehen, Ehre zu machen. 

„Null und nichtig“ find aber ferner die Gelder, durch welche die Truppen 
unterhalten werben. Dit Freuden bört das preußiiche Volk, daf die Einrichtungen 
für die Berforgung und Verpflegung unferer Truppen auf ganz mufterhafte Weije 
georbnet find: von allen Seiten werden Zeugniffe laut für die Bortrefflichkeit 
aller getroffenen eg ar sg Freilich bat fi) die Regierung in Bezug auf 
die Gelpmittel dabei belfen müfjen, wie fie eben konnte; denn das Abgeorbneten- 
baus hat ja für den Krieg, obgleich es benjelben für unvermeidlich hielt, dennoch 
die Mittel nicht bewilligt, weil der König fih nicht ohne Weiteres dem Willen 
der Fortfchrittspartei in Bezug auf die legten Ziele des Krieges fügen wollte. 
Der Minifter » Bräfident von Bismard jagte deshalb: die Regierung werde unter 
jelhen Umftänden die Mittel zu ber nothwendigen Kriegführung nehmen müffen, 
wo fie diefelben finde. Glücklicher Weife it Preußens Finanzverwaltung auch in 
der jogenannten bubgetlojen Zeit jo vorjorglih und jparfam, daß bie Regierung 
wicht fo ohne Weiteres in wirkliche Gelbverlegenheit gerathen fann. Gerade in 
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den letzten Jahren fcheint jo vortrefflich gewirtbichaftet zu fein, daß zunächſt 
wohl an Geld fein Mangel war. freilich wäre e8 gut, wenn biefes Geld 
zu anderen wichtigen Zwecken, zu wünjchenswertben Verbefferungen auf manchen 
Gebieten ber — — werden könnte, und deshalb hatte Die Regie— 
rung für den jetigen Krieg von vornherein bie Bewilligung bejonderer Mittel 
beantragt. Da dies aber abgelehnt worben, fo wirtbichaftet die Regierung fürerft, 
fo gut fie eben fann, aus ben vorhandenen Ueberſchüſſen. — Nun fommen aber 
die Fortichrittsmänner und fagen: es gebe keine Ueberſchüſſe, weil e8 gar feinen 
(vom Abgeordnetenhaufe genehmigten) Staatshaushalt gebe. Täglich beweiien 
fie in ihren Zeitungen, baß die Regierung gar kein Gelb baben könne. Die Re- 
ierung aber gebt guten Bemwußtjeins und freubigen Muthes ihren Weg; bie 

ruppen befinden fich bei der Verpflegung aus ben „null und nichtigen“ Kaffen 
ſehr wohl, und obgleih auch die Munition aus ſolchen „null und nichtigen“ Gel— 
dern beſchafft if, jo treffen Doch die Schüffe aus unferen Zünbnabelgewehren und 
gezogenen Gejhügen darum nicht um ein Haar fchlechter. 

Eben jo wird es hoffentlich auch mit den jchließlichen Erfolgen der Krieg: 
führung geben. Während die Heere Preußens und Defterreichs mit fräftiger That 
für die gefränkten Rechte Schleswigd und Holfteins eintreten, erbreiften fich bie 
Schwäter, beim Glaſe Bier die Thaten der Großmächte zum voraus für „mull 
und nichtig” und als eine „machtloje Gewaltthat“ zu erklären. Wohl verjucht 
bier und ba eine vereinzelte Stimme aus ber Fortichrittspartei, das Thörichte 
und Wiberfinnige folhen Begiunens zu belämpfen: die Worte ber Vernunft und 
der Befonnenheit verhallen in dem Taumel der Parteileidenſchaft. 

Dod die Macht ber That ift eben gewaltiger, als das Wortgepränge ver- 
wirrter Parteirebner. 

Dem AÜbgeorbnetenhaufe hat Nichts fo ſehr gejchabet, als daß es fort und 
fort Thaten der Regierung für „null und nichtig“ erklärte, die e8 doch im Ernſte 
weber befeitigen konnte noch wollte, daß es dagegen jeinerjeits Beſchlüfſe faßte, 
= benen es jelber wußte, daß fie in Wirklichkeit „null und nichtig“ bleiben 
mußten. 

Ebenſo wird die Fortſchrittspartei gegen die Macht der Thatſachen ver— 
geblich ankämpfen: ſchon jetzt geſtehen ſelbſt die liberalen Blätter offen ein, daß 
ſich das deutſche Voll von dieſem Treiben mit Worten und Reſolutionen ab— 
wende, weil es daſſelbe als völlig eitel, als wahrhaft „null und nichtig“ erkennt. 

Das Borgeben der Großmädte aber wird ebenjo, wie es thatkräftig ift, 
—— auch von geſegnetem Erfolge ſein für die Sache der Herzogthümer und 
für die Macht und Ehre Deutſchlands.“ 


18. April. Erſtürmung der Düppeler Schanzen. 


Der Sieg und jeine Folgen. 
Aus der „Provinzial» Eorresponbenz.“ 


„Der 18. April, ein Zag der Ehren und unvergänglichen Ruhmes für 
Preußen, bat mit Recht überall die Zuverſicht erhöht, daß ber Zwed, fiir welchen 
unfere braven Krieger hinausgezogen find, die Befreiung unjerer beutichen Brüder 
in Schleswig und Soiftein vom däniſchen Joche, warhaftig und vollftändig erreicht 
werben muß. 

(Nah einem Rüdblid auf die bisherige Entwidelung der Sache heifit es 
dann weiter:) 

Die Dänen haben uns durch übermüthigen Trog von der Pfandnahme 
zum offenen Kriege geführt, in einem befchwerlihen Winterfeldzuge haben bie 
alliirten Armeen alle Mühjeligkeiten und Laften bes Krieges zu tragen gehabt, 
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unb das nunmehr vor Miffunde, Deverfee und zulett vor Düppel vergoffene 
tbeuere Blut fchreit zum Himmel, daß der Tyrannei und der Tüde der Dänen 
in beutihen Gauen ein für alle Mal ein Ende gemacht werbe. 

Die Sieger von Düppel werben den Boden, auf welchen fo viele ihrer 
Kameraden ibr Herzblut für die Freiheit ber Herzogthlimer vergofjen haben, nicht 
—* verlaſſen, bevor fie ihn für immer befreit und mit Deutſchland vereinigt 
wiſſen. 

König Wilhelm, der Befreier Schleswigs vom däniſchen Joche, im Bunde 
mit dem Kaiſer Franz Joſeph, hat den Herzogthümern perſönlich die Bürgſchaft 
gegeben, daß er ihre heilige Sache zu einem guten Ende führen wolle. Mögen 
die Schleswig-Holſteiner, möge ganz Deutſchland vertrauen, daß die „heilige 
Sache“ in guten Hänben ift!“ 


Erfies Hervortreten des Annerionsgedankens. 


Mai. Adrefje in den Herzogthümern verbreitet: 


„ . . . Em. k. Maj. Feinde find unfere Feinde! Sie find unferes Landes 
Ihenungslofe, rüdfichtslofe Ausjauger und Unterbrüder geweien. .. . Wir wagen 
es, in dieſem feierlihen Augenblid auszuſprechen, was die Bruft vieler Tauſende 
bewegt und bie laute Freube unferes Herzens noch mit einem Wölfchen bangen 
Schweigens verfchleiert: der Sieg der Preußen würbe fih im unſer Aller ent- 
ſetzlichtes Unglüd, in den vollftänbigften Ruin unferer Familien verwandeln, er 
würde Tauſende von uns auf immer von bem Boden ibre® Geburtslandes ver- 
bannen, wenn Em. Maj. nah dem, was fich jett unter uns zugetragen, Ihre 
ſchützende Hand von uns abzögen und uns unter irgenb einer Form wiederum 
dem däniſchen Regimente überließen. Königliche Majeſtätl Ein gemeinjames 
Band des Schuges und Truges gegen Dänemark und jeden andern äußern Feind 
umſchlinge unier Land bis zur Königsau mit Preußen! Schleswigse Söhne find 
bereit, ıbre Seetüchtigkeit auf der preußifch » beutihen Kriegsmarine zu bewähren 
und mit Preußen und Deutſchland gegen ganz Europa einzufteben für bes 
preußtich » beutjchen Reiches Grenze an ber Königsau und für der Herzogtbümer 
Selbftregierungsrecht und innere provinziale und locale Freiheit und Selbftän- 
digkeit. Die Integrität bes preufifch » beutichen Reiches deutſcher Nation bis zur 
Königsau und die innere Selbftändigkeit der Herzogthümer, das ſei unjer, jei 
—* und ganz Deutſchlands oberftes Princip, Feldgeſchrei und Loſung! 
Möge der Gott der Heerſchaaren und Schlachten, der auch der Gott bes Völker— 
glüds und der Wohlfahrt des Einzelnen ift, Ew. Majeftät Herz lenken, daß es 
un diefer für unfere, für Preußen und Deutichlands Zukunft vielleicht auf Jahr- 
hunderte entjheidenden Zeit, unbefümmert um ber Engländer, Ruffen, Franzoſen 
Dreinreden, fich entichließe und handle, wie Ew. Majeftät großer Ahnberr, wie 
—* —— ſolcher Lage und Aufgabe gegenüber ſich entſchloſſen und gehandelt 
aben würde.“ 


11. Mai. Adreſſe des Grafen von Arnim-Boitzenburg 
amd Genoſſen an den König von Preußen. 


— — „Zwei Sätze ergeben fih Mar und unmiberleglich für Jeden, ber 
ein — bat für preußiſche Ehre und für das Schichſal deutſcher Stammes⸗ 
genoſſen. 

„Einmal: Wenn durch den hartnäckigen Trotz des Gegners die verbün. 
deten Armeen ber deutſchen Großmächte gerechte Forderungen mit blutigen Opfern 
erlimpfen mußten, wenn Preußen Taujende jeiner Yandesfinder am großen Tage 
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ber Entiheibung auf bem Kampfplate bluten ſah unb betrauert, jo muß für 
folden Preis ein würbiger Lohn gewonnen werben. 

Zweitens: Wenn bie däniſche Regierung ſchon vor biefem Kampfe ein un— 
erträgliches Joch auf die Schultern der deutſchen Herzogthümer legte, fo bat ibr 
Berfahren während des Kampfes fie vollends unfähig gemacht, ferner über die— 
jelben zu herrſchen. Die nationale Erbitterung, welche fie bort zwiſchen ber beut- 
ſchen und bänifhen Bevölkerung gefhürt und zur höchſten Höbe gefteigert bat, 
macht eine frieblihe und erträglice Eriftenz ber erfteren unter bänifcher Herr- 
haft unmöglich. 

Wir balten die Trennung bes beutfhen Schleswigs und Holfteins von 
Dänemark, und ihre Bereinigung zu einem Ganzen, — jei es unter einem ei- 
genen Landesherrn und bem wirkſamen Schutze eines mächtigen beutichen Staates, 
jet e8 als ein Theil dieſes legteren, — für bie einzige Löſung, welche die Opfer 
lohnt, bie wir gebracht, welche Dauer bes Friedens und Wohlbefindens für bie 
Betheiligten verjpricht. — Allergnäbigfter König und Herr! Das preußiiche Bolt, 
de find wir gewiß, wird feine Opfer fcheuen, um Eure Königliche Majeftät in 
den Stand zu ſetzen, dieſe Löſung mit aller Kraft zu verfolgen. Wir betrachten 
es als eine heifige Pflicht gegen das Vaterland, wie gegen unfere gefallenen 
Brüber: einzufteben dafür, daß ihr Blut nicht umjonft efloſſen iſt, — daß es 
eine Frucht trage, für welche Preußen in allen ferneren Zeiten ſeiner heldenmü— 
thigen Opfer in Dankbarkeit gedenken kann.“ 


23. Mat. Antwort Sr. M. des Königs. 


„sch habe gern die Adrefje entgegengenommen, in welcher Sie 
Mir Zeugniß geben von der Bereitwilligfeit des Preußiichen Volks, 
Mich bei einer Löſung der jchlesmig -holfteinifchen Frage zu unter« 
ftügen, die für den Preis des Mir theuren Blutes h vieler 
Landesfinder einen würdigen Yohn gewähre. Diefen Yohn werden 
wir in der Erreihung der Ziele finden, für welche Ih im Bunde 
mit dem Katjer von Dejterreich die Waffen ergriffen habe. In 
Gemeinichaft mit Meinem erhabenen Verbündeten werde Ich, ſo— 
weit Gott e3 in Unjere Macht geftellt hat, dafür Sorge tragen, 
daß Unjern Yandsleuten in den Herzogthümern volle Sicherheit 
gegen die Wiederkehr der Bedrüdung durch dänische Herrichaft ge— 
währt werde, und daß Wir wirkſame und dauernde Birgjchaften 
gegen die Gefahren fernerer Störungen des Friedens an der deut— 
jhen Nordgrenze gewinnen. 

Für dieſes Ziel haben die verbündeten Mächte auf dem 
Schlachtfelde gefämpft, und auf der Konferenz erjtreben Wir es 
gegenwärtig mit der vollftändigen Freiheit der Entjchliegung, zu 
welcher Wir durch das Verhalten Dänemarks und dur die Er: 
eigniffe berechtigt find. Welche Form Wir der Löſung unferer 
Aufgabe zu geben gedenken, darüber werden Sie, während die 
Berhandlungen ſchweben, feine Aeußerung von Mir ermarten. 
Aber, wie Sie die Gewißheit haben müſſen, daß Ich Preußens 
Ehre unter allen Berhältnijfen wahren werde, jo wollen Sie auch 
mit Dir an dem Vertrauen fefthalten, daß die Opfer, welche Wir 
der deutſchen Sache gebracht haben, auch für die Interefjen unjeres 
engeren Baterlandes fruchtbringend jein werden. 

Diefes Vertrauen wird in Mir dur die Worte gefräftigt, 
welhe Sie an Mich gerichtet haben, und für welche Ich Ihnen 
von Herzen danke, indem ch denfelben einen neuen Beweis der 
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warmen und einmüthigen Hingebun entnehme, auf melde Ich 
bei dem preußiichen Volke ın allen ällen rechnen darf, wo es 
fi) um die Größe umd die Wohlfahrt des gemeinfamen Bater- 
landes handelt.“ 


Fosfagung Preußens von dem Londoner Bertrage. 


15. Mai. Depeihe Bismarcks an den preußiidhen Geſandten 
in Zondon. 


„Da in den bevorfiehenden Sigungen der Eonferenz vorausfichtlich 
die Frage über die Stellung der beiden deutfhen Mächte zu dem Londoner 
Bertrage von 1852 zur Erörterung kommen wird, finde ich mich darüber 
zu folgenden Bemerkungen veranlaßt: Bis zum Tode des Königs 
Fredrich VII. konnten die deutjhen Mächte erwarten, daß die Krone 
Tänemarf den gegen fie übernommenen Berpflihtungen nachfommen, und 
daß dadurd und durch eine, bis dahin immer unterbliebene Vorlage des 
Ihronfolgegejege8 an die Stände der Herzogthümer die im Londoner 
Tractat in's Auge gefaßte Thronfolge- Ordnung zu vollem rechtlichen Be— 
ande gelangen würde, ehe der vorgejehene Fall der Thronerledigung 
wirflih einträte. Mit dem Tode des Königs mwurde dieje Erwartung 
nicht allein hinfällig, jondern der Nachfolger deffelben auf dem dänifchen 
Thron befundete durch den Act vom 18. November fofort die Abficht, 
jenen Berflichtungen nit nachzukommen. Die königlihe Regierung hat 
darauf jofort auf die Connerität diefer Verpflichtungen mit der beabfichtigten 
Ihronfolge - Ordnung aufmerffam gemacht — worüber ich unter Anderem 
nur auf meinen Grlaf vom 23. November vor. J. zu verweilen brauche 
— umd wiederholt erklärt, daß fie fich hiernach für nt erachten 
mäfe, den Tractat von 1852 als nidyt mehr bindend für fie anzufehen. 
Denn fie micht fogleih ihren Rüdtritt von demfelben ausſpreche, fo 
thue fie dies nur aus Rückſicht auf die übrigen Mächte und in 
der Hoffnung, daß eine Nachgiebigkeit Dänemarks, durh Zurüdnahme 
des offnen Bruchs feiner Berpflihtungen, die Vorbedingungen noch 
wieder herjtellen und die Möglichkeit der Erhaltung des Friedens dar- 
beten könne. 

SEelbſt als dieſe Alk getäufcht war, ald mit dem 1. Januar 
die vertragsmidrige Conſtitution für Schleswig nicht allein nicht zurüd- 

mmen, jondern in’ Leben getreten war, haben die beiden deutjchen 

ähte noch feinen unmittelbaren Gebrauh von ihrem Rechte machen 
wollen. Sie haben noch in dem Wugenblide, wo Dänemark fie zu 
tregeriihen Maßregeln genötbigt —* durch die Depeſche vom 31. Januar 
ds. J erflärt, daß fie nicht beabſichtigen, das Princip der Integrität der 
daniſchen Monarchie anzufechten. Aber fie haben gleichzeitig ausdrücklich 
ellärt, dag ein ferneres Beharren Dänemarks auf dem eingeſchlagenen 
Bege fie zu Opfern nöthigen würde, melde e8 ihnen zur Pflicht machen 
Könnten, die Combinationen von 1852 aufzugeben, und über eine andermeite 
Ordnung eine Berftändigung mit den Unterzeichnern des Londoner Trac- 
iats zu ſuchen. Diefer Fall ift volljtändig eingetreten. Die däniſche 
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Regierung bat ihr Beharren auf der Weigerung bis auf’8 äußerfte 
getrieben und den bewaffneten Widerftand biß zulegt fortgejegt. 

„Nach allen diefen Borgängen fann die Regierung fih in 
feiner Weife mehr an die Berpflitungen gebunden eradten, 
welche fie am 8. Mai 1852 unter anderen Borausdfegungen ein= 
gegangen war. Diejer Vertrag ift von ihr mit Dänemark und nicht mit 
den anderen Mächten abgefchloffen, und nur zwifchen Kopenhagen und Berlin 
find die Ratificationen ausgewechfelt, nicht zwifchen Berlin und London 
oder St. Peteröburg. Selb wenn, was wir nicht zugeben, der Yondoner 
Vertrag zwifchen ung und den Neutralen Verpflichtungen zu ſchaffen be= 
flimmt gemejen wäre, jo würden ſolche mit dem Bertrage jelbft hinfällig 
fein, ſobald legterer e8 wegen Nichterfüllung feiner Vorbedingungen würde. 
Die königliche Regierung erachtet ſich danach, in Uebereinitimmung mit 
der Erklärung vom 31. —— als vollkommen frei von allen Ver— 
pflichtungen, die aus dem Londoner Tractate von 1852 gefolgert 
werden könnten und berechtigt, jede anderweite Eombination, 
ganz unabhängig von diejem Tractat, zu erörtern. 

„Daß die Löfung einer Frage, deren europäijche Tragmeite die königl. 
Regierung niemals vorlannt hat, in Gemeinjchaft mit den übrigen Groß- 
mächten verfucht werde, folgt aus der Natur der politifchen Beziehungen, 
und die königliche Regierung hat in dem Schlußjag der Erklärung vom 
31. Januar nur dieſes natürliche Verhältnig anerkannt. Durd die An— 
nahme der englifhen Einladung zur Conferenz hat fie aud) ‚dur die 
That ihre Bereitwilligfeit gezeigt, die Mittel dazu gemeinfam aufzufuchen 
und zu berathen; und dies und nichts Anderes kann die Aufgabe der 
Eonferenz jein.“ 


Zur Annerion Schledwig-Holfteind an Preußen. 
16. Mai. Brief Bismarcks (an einen Ungenamnten). 


„sch begreife Ihre Bedenken gegen die Adreſſe, die aber dennoch, 
meiner Anfiht nad, gegenwärtig mit nüßlihem Drude in die diploma— 
tiiche Lage eingreift. Ich lann mic darin allerdings täufchen; denm je 
länger ich in der Politif arbeite, defto geringer wird mein Glaube an 
menjchliches Rechnen, und wenn Sie ein inneres MWiderftreben fühlen, 
jo rede ich um jo weniger zu, als ich gerne mit gutem Gewiſſen möchte 
behaupten können, daß es feine von der Regierung gemadte Stimmung 
ift, die fi) darin mwiederjpiegelt. Die augenblidliche Tage ift aber jo ges 
artet, daß es mir zweckdienlich jcheint, gegen das Dänenthum 
auf der Conferenz alle Hunde loszulafien, welche bellen wollen 
(verzeihen Sie diefen Jägervergleih); das gejammte Geläut der Meute 
wirft dahin zufanımen, daß die Unterwerfung der Herzogthümer 
unter Dänemark den Ausländern unmöglich erjheint und daß 
legtere genöthigt werden, Programme ın Betracht zu ziehen, 
welche die preußifche Regierung ihnen nicht bringen fann. 
rechne in der legteren Beziehung zu dieſen Ausländern auch die Holfteiner 
jelbft, nebjt dem Auguftenburger und allen ewig Ungedeelten bis zur 
Königsau. Die Herzogthümer haben fich bisher an die Rolle des Ge- 
burtstagsfindes in der deutſchen Familie und an den Gedanken gewöhnt, 
daß mir uns auf dem Altare ihrer Particularinterefien willig zu opfern 
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md für jeden einzelnen Deutfchen im Norden von Schleswig die Eriftenz 
Preußens einzufegen haben. Diefem Schwindel namentlidh wird die 
Adreſſe entgegen wirken; einen fo ftarfen Effect, daß er uns Verlegenheit 
bereitet, befürchte ich nicht. Würde bei ums die Nation fo ftarf von 
meugiihen Ehrgeiz erfaßt, daß die Regierung nicht mehr belebend, 
ondern mäßigend Fi dazu zu ftellen hätte, jo würde ich diefen Zuftand 
durchaus nicht beflagen. 

Sie jehen daraus, wie ih nah Menſchenwitz die Sache auffaffe; im 
übrigen fteigert fi bei mir das Gefühl des Dankes für Gottes bishe- 
rigen Beiftand zu dem Vertrauen, daß der HErr aud unfere Irr— 
thümer zu unferem Beften zu wenden weiß; daß erfahre ich 
täglich zu heilfamer Demüthigung. — Zur Beleuchtung der Situa- 
tion bemerfe ich noch fchlieglih, daß mir die preußifhe Annerion 
niht der oberfte und nothwendige Zwed ift, wohl aber das an— 
genehmfte Reſultat.“ 


Bie Londoner Konferenzen und der Waffenſtillſtand. 


20. April. England verſucht die Conferenz zu eröffnen, ohne die 
Ankunft des DVertreterd des deutihen Bundes abzuwarten. 
Deiterreih und Preußen nehmen feinen Theil daran und 
zwingen die Conferenz, ſich auf den 25. zu vertagen. 

9. Mai. Bereinbarung eined Waffenftillftands auf folgenden 
Grundlagen: 

Die Feindjeligkeiten zu Waffer und zu Lande jollen vom 
12. Mai auf vier Wochen ruhn, — 

Gleichzeitig hebt Dänemark die Blofade auf, — 

Preußen und Defterreich verpflichten fih, während des 
Waffenitillitandes in den bejegten Theilen Jütlands den 
Verkehr und den regelmäßigen Lauf der Verwaltung nicht 
zu hindern und feine Steuern zu erheben ac. ıc. 

Die friegführenden Theile behalten ihre militäriſche Stel- 
lungen zu Land und zu Meer und wollen diejelbe während 
ded Waffenſtillſtandes nicht verjtärfen, ꝛc. 

12. Mat, Preußen und Defterreich erflären, vor Eintritt in 
die weiteren Berathungen, daß fie dad Gebiet der Erörterung 
für völlig frei von jeder Beſchränkung erachten, welche aus 
den vor dem Kriege beitandenen Verpflichtungen zwiſchen 
ihren Regierungen und Dänemark hergeleitet werden könne. — 
Indem fie für fi volle Freiheit der Discuffion und das 
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Recht in Anſpruch nehmen, die Vorjchläge zu machen, welche 
fie für die Sicherung einer feſten und dauerhaften Friedend- 
ftiftung für geeignet halten, wollen fie feine andere Kom: 
bination, welche zu demjelben Ziel führen kann, ausſchließen. 


15. Mai. (Preußische Depeche wegen Losjagung vom Londoner 


Bertrage, — ſ. oben). 


17. Mai. — — Preußen und Defterreich jprechen ſich näher 


darüber aus, was fie unter einer feiten und dauernden 
Sriedenäftiftung verftehen: nämlich ein Frieden, weldyer den 
Herzogthbümern abjolute Bürgihaften gegen die 
Wiederkehr fremder Unterdrüdung gewährt, und 
welcher durch die Befeitigung jeded Anlafjes zum Streite 
zur Revolution und zum Krieg Deutihland die Sidyer- 
heit im Norden wiedergiebt, deren eö bedarf, um nicht 
immer wieder in ähnliche Krijen wie die jepige zu ver- 
fallen. Dieſe Bürgichaften ſeien nurzu finden, in 
der vollitändigen Unabhängigkeit der durch gemeinjame 
Ynftitutionen eng vereinigten Herzogthümer. 

Die däniſchen Bevollmädtigten erklären diejen Vor: 
Ihlag für abjolut unannehmbar und lehnen ed ab, 
ihn auch nur ad referendum zu nehmen. 


28. Mai. Defterreih und Preußen erklären: „Nachdem die 


Vorſchläge in der vorigen Sitzung von den Däniſchen als 
abjolut unzuläffig erklärt worden, jelbit für den Fall, daß 
der deutſche Bund die Erbfolgerechte des Königs von Däne- 
mark anerkennt, find die Bevollmächtigten der deutjchen 
Mächte angewiejen, in Mebereinftimmung mit dem Bevoll- 
mädhtigten des deutjchen Bundes die vollftändige Trennung 
der Herzogthümer Schleswig und Holftein von Dänemarf 
und ihre Vereinigung zu einem Staate unter der Sou- 
veränität des Erbprinzen von Scleswig-Holftein-Sonder: 
burg-Auguftenburg zu verlangen, welcher nicht bloß in den 
Augen Deutihlands die größten Erbfolgerechte geltend zu 
machen hat und dejjen Anerkennung Seitens des deutſchen 
Bundes gefichert ift, jondern welcher auch unzweifelhaft die 
Stimme der ungeheueren Mehrheit der Bevölkerung auf 
ſich vereinigt. 
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England jchlägt, indem es jeinerfeitd den Londoner 
Vertrag fallen läßt, eine Theilung Schleswigs und 
zwar mit der Schlei ald Gränze vor. 

Die deutihen Bevollmädtigten erflären, daß ihre Re 
gterungen ſich der ernten Erwägung dieſes Vermittelungs- 
vorſchlages nicht entziehen werden, daß aber die beantragte 
Grenzlinie nicht annehmbar ericheine, weil bei derjelben die 
Gründe der Erregung und Agitation nicht dauernd bejeitigt 
werden würden. 

Der däniſche Bevollmädhtigte weift den deutichen Vor— 
ſchlag entſchieden zurück, — aud den engliichen vermag er 
zunächſt auch im Prinzip nicht zuzugeftehen, will ihn aber 
zur Kenntniß feiner Regierung bringen. 


2. Juni. Dänemarf erklärt den Vorſchlag Englands im 
Prinzip und ald äußerſte Conceſſion anzunehmen, aber nur 
mit einer Grenzlinie, weldye alle militärtichen und Handels— 
intereffen Dänemarks fichert. 

Auh Rußland läht den Londoner Bertrag fallen, und 
erflärt mit Bezug auf die weitere Erwägung der Grbbe- 
rehtigten jeine Anſprüche auf Holftein an Oldenburg ab» 
treten zu wollen. 

Preußen jchlägt zur weiteren Verftändigung eine Ver: 
längerung des Waffenitillftands vor. 

6. Juni. Die Berlängerung des Waffenftillftands auf 
14 Tage wird beſchloſſen. Preußen willigt in dieje furze 
Friſt nur mit der ausdrüdlichen Erflärung, eine Verlängerung 
nah Ablauf derjelben nur zugeitehen zu wollen, wenn 
bis dahin eine Berftändigung gelihert erſcheint. 

18. Juni, England jchlägt vor, die Feftjeßung der Theilungs- 
linie einem Schiedsrichter zu übertragen. 

22. Juni. Defterreih .und Preußen nehmen den englifchen 
Vorſchlag mit einigen Modificationen an, Dänemark lehnt 
ihn unbedingt ab. 


2. Juni, Die Londoner Conferenz geht ohne erreichtes 
Rejultat auseinander. 
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Bei der Wiederaufnahme der Feindjeligfeiten. 


23. Juni. Preußiſche Depeſche (und gleichlautend eine öfter- 
reihijche) an die Höfe von London, Parid, Peteröburg 
und Stodholm. 


„AS die Regierung des Königs (Katfers) Theil an den Eonferenzen 
in London nahm, war fie von dem eifrigen Verlangen bejeelt, durch einen 
dauernden und feiten Frieden dem blutigen Conflict ein Biel zu fegen, 
welcher zwiſchen den beiden deutſchen Großmächten einerfeit3 und Dänemark 
anberericite ausgebrochen war. Feſt entjchloffen, Deutjchland die gerechte 
Genugthuung zu verfchaffen, welche jeine Ehre und jeine Intereſſen zu 
fordern das Recht hatten, fuchten wir doch zu gleicher Zeit eine für das 
Gleichgewicht des europäifhen Nordens ungefährlihe Löfung Wir 
hielten feft daran, daß das Blut unferer braven Soldaten nicht vergebens 
gefloffen fein dürfe; aber wir wollten zu gleicher Zeit den Kampf nicht 
verlängern über den Punkt hinaus, den wir von Anfang an feſt— 
geftellt hatten. Unſere Haltung in den Conferenzen ift immer diefen 
Sägen gemäß gemwejen. Wir würden geneigt aan aa fein, eine Com- 
bination anzunehmen, welche den Herzogthümern eine bejondere politifche 
Eriftenz fichernd, doc ein dynaſtiſches Band zwiſchen ihnen und dem 
eigentlihen Dänemark hätte beftehen lafjen. Da ein Arrangement diejer 
Art weder bei der dänischen Regierung, noch bei den neutralen Mächten 
Anklang fand, jo mußten wir nad einer andern Baſis fuchen. 

Als wir darauf verlangten, daß die Herzogthümer zu einem unab— 
bängigen Staate unter einem befonderen Souverän erhoben würden, 
waren wir geneigt, Dänemark einen Theil Schleswigs abzutreten, obwohl 
die Vereinigung des ganzen Herzogthums mit Holftein mit ſtets gleihem 
Eifer dur diefe Yande felbit, ſowie durch ganz Deutſchland angeftrebt 
wurde. Wir würden eine reale und wichtige Conceffion gemacht haben, 
indem wir zuließen, daß ein Theil Schleswigd in Dänemark incorporirt 
wurde, da es gerade dieje Incorporationsverſuche find, die gegen über- 
nommene Berbindlichfeiten gemacht, den Streit zwifchen Deutſchland und 
Dänemark vergiftet und den gegenwärtigen Streit hervorgerufen haben. 
ALS endlich die Unmöglichkeit fich zeigte, über eine gerechte Demarcations» 
linie einig zu werden, und als England vorfchlug, die guten Dienfte einer 
befreundeten Macht in Anſpruch zu nehmen, haben wir erflärt, daß wir 
diefen Vorſchlag um fo mehr annähmen, al3 derjelbe den Beftimmungen 
des Parijer Bertrages gemäß fei. E3 waren die dänifchen Bepoll- 
mäcdhtigten, welche in der Sitzung vom 22. v. Mts. durd eine Fategorifche 
Zurüdweifung dieſen Testen Verſuch zur Verſöhnung zum Scheitern 
brachten; es waren ebenjo die däniſchen Bevollmächtigten, welche in der= 
jelben Sigung ſich weigerten, auf die Verlängerung des Waffenftillftandes 
einzugeben, welche die Bevollmächtigten Preußens und Oeſterreichs ver- 
angten. 

s Wir müſſen diefe Thatfachen feierlich feftftellen; denn fie bemeifen, 
daß, wenn die Londoner Eonferenzen nicht zum — Reſultate ge⸗ 
führt haben, daran lediglich das Kopenhagener Cabinet die Schuld trägt. 

Wenn das Friedenswerk unterbrochen und die Wiederaufnahme der 
Feindſeligkeiten nahe bevorſtehend iſt, jo kann eine Verantwortlichkeit 
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dafür nicht auf die deutfchen Mächte fallen. Die Verantwortlichkeit 
laftet ganz und gar auf Dänemark, welches das letzte Bermittlungs- 
anerbieten abgelehnt und jede Verlängerung des Waffenftillftandes ver- 
weigert hat. Unfere Bevollmächtigten find beauftragt, eine Erklärung in 
diefem Einne bei Eröffnung der Sigung am 25. abzugeben... .* 


22.u. 23. Juni. Bufammenfunft des Königd von Preußen, 
begleitet von Herm v. Bismarck mit dem Kaijer von 
Defterreich begleitet von dem Minifter v. Rechberg in 
Karlöbad. 

Punftationen über die nächſten Zielpunfte des gemein- 
jamen weitern Borgehend und über die Art und Weiſe des 
neuen Feldzuged in Schleswig und Fütland. 


Der weitere Krieg und Fricdensſchluß. 


29. Juni. Der Uebergang nah Aljen. 
8. Zuli. Miniſterwechſel in Dänemarf. 
12. Zuli. Dänemark bittet um Frieden. 


Depeihe des däniihen Minifterd Bluhme an die Ge- 
ſandten in Wien und Berlin. 


„Da der König, mein allergnädigfter Herr, beichloffen bat, Mittel und 
>. zu fuchen, um eine Ausgleihung der beftehenben betrübenben Differenzen 
berbeizuführen, und zu gleicher Zeit fih mit neuen NRatbgebern umgeben bat, jo 
fiegt e8 dem Uinterzeichneten ob, obne Zaubern bei den Regierungen Sr. Maj. 
des Königs von Preußen und Sr. Maj. des Kaiſers von Oeſterreich die nöthigen 
Schritte zu thun, um diefen Zweck zu erreihen. Inben der Unterzeichnete bier- 
durch dieſe Pflicht erfüllt, gibt er fich der Ueberzeugung bin, daß ber König, fein 
Herr, nicht vergebens in das bochherzige Wohlwollen und den erbabenen Gerech— 
tigleitsfinn Sr. Maj. des Königs von Preußen (Kaiferd von Defterreih) unbe- 
dingtes Vertrauen gefett bat, und glaubt baber einfach fi darauf bejchränfen 
zu Können, die wohlwollende Vermittlung Sr. Exe. des Hrn. v. Bismard- Schön- 
bauen (Rechberg) in Anſpruch zu nehmen, damit die Vorbereitungen zum Ab- 
ſchluß eines Waffenftillftands und zur Einleitung ber Friedensunterhandlungen 
durh einen gegenfeitigen ohne Berzögerung erlaffenen Befehl zur Einftellung 
der Feinbfeligkeiten, fomohl zu Land als zu Waffer, getroffen werben können.“ 


15. Zuli. Einftweilige Waffenruhe bid Ende Juli. 
Welches jind annehmbare Friedensbedingungen? 
Aus der „Brovinzial» Correspondenz“ vom 20. Juli. 


— — „Seine anderen, als die gänzliche Abtretung der drei Herzog: 
thümer Schleswig, Holftein und Lauenburg Seitens der Krone Däne- 
marks. Jede andere Löſung der Frage ift ſeit dem Wiederaus— 
bruch der Feindſeligkeiten unmöglid geworben. 
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Die jogenannte Perfonal- Union, b. b. bie Berbindung ber Herzogthümer 
mit Dänemark durch die Perjon des Herrichers, aber mit jonft ganz jelbftftändigen 
Staatseinrihtungen, ift feit dem Augenblide befeitigt, wo Preußen das Londoner 
Protofoll von 1852 als zerriffen erflärte. Die Errichtung eines eigenen jchles- 
wig « holſteiniſchen Staats unter befonberer Herrſchaft war ſeitdem auch auf ber 
Konferenz in London als eine Nothwendigkeit anerlannt. 

Um dieſes Ziel mögliher Weife ohne neues Blutvergießen zu erreichen, 
batten Preußen und Defterreih fih in London auf Unterhandlungen über eine 
Grenzlinie in Schleswig eingelaffen, durch welche ein Theil Schleswigs, in 
welchem fich eine liberwiegenb bänijche Bevölkerung befindet, von der Abtretung 
ausgejchloffen werben follte. Dabei war vorausgejett, daß die Ueberlaffung dieſes 
Theils von Schleswig an Dänemark zugleich als Ausgleihung für die notbwen- 
dige Abtretung bes deutſchen Herzogthbums Lauenburg gelten follte, deſſen Ber- 
bleiben bei Dänemark nicht möglich fchien. Als *5 Zugeſtändniß in Be- 
treff jener © enzicheibe wollte ſich Preußen zu einer Linie von Apenrade nad 
Tondern verfteben. 

Bon allen ſolchen Zugeftändnifjen aber fann jegt nit mehr 
bie Rede fein; diejelben jollten ja nur eben bewilligt werben, um neuen 
Kampf und neue Opfer zu erjparen. Dänemark bat dies nicht gewollt, durch jein 
Verſchulden ift von Neuem theures Blut gefloffen, Preußen und Defterreih haben 
neue große Bortheile errungen unb bie däniſche Monardie in ihren Grund» 
veften erjchüttert. Wenn fie jet mitten im Giegeslauf die Hand zum Frieden 
bieten, jo kann e8 nur gejheben, indem fie diejenige Forderung unverkürzt auf- 
recht erhalten, welde fie in der Hauptjache jhon ın London geftellt hatten und 
ohne deren Bewilligung eine wirkliche, volle und dauernde Löſung der ſchwebenden 
Frage nicht möglich if. Ganz Schleswig-Holftein und mit ihnen bas 
deutſche Lauenburg müjjen endlih und ein für alle Mal der dä— 
niſchen Herrihaft entzogen werben: nur jo können Friede und 
Freundſchaft mit Dänemark wiederbergeftellt werden und Dauer 
baben. 

Man darf zuverfichtlih annehmen, daß Preußen jchon, indem es fih zur 
vorläufigen Waffenrube bereit erklärte, dieſe Forderung als bie einzig mögliche 
Grundlage für riedensverbandlungen bezeichnet haben wird, und daß bie 
Waffenrube am 31d.M. niht um einen Tag verlängert werben 
dürfte, wenn dieſe Grundlage des Friedens bis dabin nidt 
Seitens Dänemarks angenommen if. An dem vollen Einverftändniß 
Defterreihs mit Preußen auch im dieſer Beziehung ift nicht im Geringften zu 
zweifeln. 

Was die weiteren Bedingungen des Friedensjchluffes betrifft, jo werben 
die Verhandlungen und ber Abſchluß mur zwiſchen den deutſchen Großmächten 
und Dänemark ftattfinden. Preußen und Defterreih, welche allein die deutſche 
Sache gegen Dänemark geführt haben, werben fie auch Dänemark gegenüber allein 
zum Austrag bringen. Zu Händen Preußens und Defterreihs müjjen 
bie Herzogthbümer von Dänemark abgetreten werben, vorbebaltlich 
der weiteren Erledigung ben Erbberechtigten und dem beutjchen Bunde gegenüber. 

Keiner der Erbberedtigten fteht Dänemark als Kriegführender und 
als Sieger gegenüber; feiner hat überdies unzweifelbafte Anfprüde, 
zumal auf die Gejammtbeit der Herzogthbümer. Ebenjomwenig hat ber 
deutſche Bunb etwa als kriegführende Macht Dänemark gegenüber einen Anſpruch 
auf Ueberlaffung ber Herzogtbümer errungen. Auch eine Entſcheidung über bie 
Erbfolge in ganz Schleswig - Holftein ſteht dem Bunbe nicht zu; feine Berechti— 
gung erftredt fi einzig und allein auf die Anerkennung bes künftigen Herrſchers 
von Holftein; nicht zugleih auf Schleswig, da biejes bisher nicht deutſches Bun- 
desland war. 

Der Bund bat jet den Herzog von Auguftenburg eben fo wie den Groß- 
berzog von Oldenburg aufgeforbert, ihre Erbanjprücde näher zu begründen. Das 
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Urtbeil des Bundes über bie Erbberechtigung in Holftein wirb gewiß bei ber 
Ihliehfihen Geſammtentſcheidung bedeutend ins Gewicht fallen, aber baffelbe kann 
nicht allein entſcheidend fein. 

Preußen und Defterreih, deren Obhut die befreiten Herzog- 
tbümer zunädft zu überlaffen find, werden alsdann bie weitere 
rechtlihe und politifhe Entjheidung über biejelben im Einver- 
nebmen mit dem deutſchen Bunde in die Wege zu leiten haben.“ 


26. Zuli. Beginn der vorläufigen Sriedensverhandlungen. 


1. Auguft. Friedenspräliminarien und dreimonatliher Waffen- 
ftillitand: 

Der König von Dänemark verzichtet auf alle 
feine Redte an die Herzogthümer Schleswig, 
Holftein und Lauenburg zu Gunften des Königs 
von Preußen und des Kaijerd von Defterreid 
und verpflichtet jih die Verfügnng, mwelde die— 
jelben über die Herzogthümer treffen werden, ans 
zuerfennen. — 


Schriftwedhjel zwijhen Preußen und England 
über den Frieden mit Dänemarf. 


9. Auguft. Depeihe Bis marcks an den Botichafter in London. 


— — „Em. Ercellenz wollen Lord Ruſſell die Hoffnung aus 
drüden, daß die engliiche Regierung die Mäßigung und BVerföhnlichkeit 
anerkennen werde, welche die deutichen Mächte bewährt haben. — Während 
wir genöthigt waren, auf die gänzliche Abtretung der drei Herzogthiimer 
zu bejtehen als eine unerläßliche ae Ba ohne welche weder das zna⸗ 
tionale Gefühl befriedigt noch die Opfer gerechtfertigt fein würden, zu 
welchen die Hartnädigfeit der dänifchen Regierung uns genöthigt hat, — 
find wir in jeder anderen Beziehung jo entgegenfommend wie möglich ges 
weſen. Wir haben auch jegt noch nur die Forderungen ERBEN. ie 
mir auf der Londoner Conferenz aufgeftellt, nachdem die Dänen jelbft 
Berjonalunion für unzuläſſig erklärt Arien Daß jetzt nicht mehr blos 
von der Abtretung eines Theils von Schleswig die Rede jein konnte, 
it von Dänemarf jelbft nicht bezweifelt worden. Ueber unfere frühere 
Forderung aber find wir nicht hinausgegangen. Wir haben feinen Theil 
des Königreich Dänemark jelbit gefordert, obwohl wir eine große Provinz 
defjelben völlig in unjerer Hand hatten. — — Wir mollten die alte, 
ehrwürdige däniſche Monarchie nicht zertheilen, wir mollten ihr feine 
unbeilbaren Wunden jchlagen. Von der däniihen Regierung und dem 
dänischen Volke hängt es jet ab, ob die natürlichen und friedlichen Be— 
iehungen mit dem füdlichen Nachbar wieder angefnüpft und zu einer 
Ouelle des Segens für beide Seiten werden follen ꝛc. ꝛc. — 
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20. Auguft. Antwort Lord Rufjelld, — Depeihe an den 
Geſchäftsträger in Berlin. 


— — ‚Die Regierung Ihrer Majeftät würde ein gänzliches Stillihweigen 
lieber geliehen baben, als den Verſuch, bie Friedensbebingungen zu rechtfertigen. 
— — Die englifhe Regierung bat den Angriff Defterreihs und Preußens gegen 
Dänemark von vorn berein für ungerecht gehalten, — und beflagt tief, dab ber 
Erfolg der Kriegfübrung dazu benußt werben jolle, eine Theilung Dänemarks 
berbeizuführen, welche ber Vertrag von 1852 verhüten follte. Wenn auf die Be- 
friedigung nationaler Gefühle Bezug genommen wird, jo muß bie Regierung 
Ihrer Majeftät darauf Bezug nehmen, daß 2 bis 300,000 däniſche Untertbanen 
einem beutjchen Staate überwiefen werben jollen, und es ift zu beforgen, daß den 
früheren Klagen ber deutſchen Untertbanen Dänemarks jetst die Klagen ber dä— 
nifhen Unterthanen eines beutihen Fürften folgen werben. Die Regierung batte 
gehofft, daß mwenigftens ber nörbliche Diftriet Schleswigs bei Dänemark belaffen 
würde. — — — — 

Bon Billigkeit und Mäßigung kann nad Lage der Sade nicht die Rede 
fein. — Die Regierung Ihrer Majeſtät blickt mit Sorge auf das Geihid der 
Herzogthümer. Sie wünſcht die Forderungen der Bevöl erung bei ber Wahl des 
künftigen Herrſchers berüdfichtigt und freie fonftitutionelle Einrichtungen für bie 
Herzogtbümer bewilligt zu ſehen. Nur auf biefem Wege kann fie hoffen, bie 
Ruhe Europas wie das Wohl der Herzogthümer geſichert zu ſehen.“ 


25. Auguft. Depeſche Bismarcks an den Geſchäftsträger in London. 


„Ew. p. p. überfende ich anliegend Abjhrift einer von dem König. 
—— Geſchäftsträger in Berlin mitgetheilten Depeſche des 
Be Nuffell vom 20. d. Mts., welche die Auffaffung des englifchen 
Cabinets über die Friedens -Präliminarien ausjpridt. 

Es würde zu nichts führen, ihren Inhalt dem legteren gegenüber zu 
discutiren. Ich will nur bemerten, daß wir daß Vorhandenfein von 
Rechten des Königs Chriftian IX an und für fich niemals in Zweifel 
ezogen haben und daß die Abtretung von ſolchen ohne irgend ein 
—2 von uns gefordert werden konnte; ferner, daß wir die darin 
ausgedrüdte Beſorgniß, al3 könnten nun in Betreff der däniſchen Natio— 
nalität und Sprade in Nordſchleswig ähnlihe Mifverhältniffe, nur im 
umgefehrten Sinne, wie früher in Betreff der deutjchen, entftehen, als 
jedes Grundes entbehrend abmweifen müfjen; endlich, daß auch das eng- 
Liihe Cabinet es wohl faum für möglich erachtet haben fann, 
daß wir nah den zwifchen liegenden Ereignifjen, die im Lauf 
der Eonferenzen gemachten Eonceffionen in Betreff einer 
Theilung Schleswigs nod feithalten und auf etwas Anderes, 
als unfere Forderung vom 28. Mai, die gänzlihe Trennung 
der Herzogthümer enthaltend, zurückkommen könnten. 

Uebrigens erjehen wir aus der Depefche nicht ohne Genugthuung, 
daß die f. großbritanifche Regierung jegt die Wünfche der Bevölkerung der 
——— ſelbſt mehr zu beachten geneigt iſt, als ſie dies J der 
onferenz zu fein ſchien, und daß wenigſtens in dieſem Punkte eine 
Annäherung der Auffaffungen beider Cabinette conftatirt werden kann. 

s w.p.p. wollen Sic; gelegentlich im Sinne vorſtehender Bemerkungen 

äußern. * 
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Zurüdziehung der Bundeötruppen aus Holftein. 


29. November. Preußen verlangt von Sachſen und Hannover, 
ihre Bunded-Erecutiond= Truppen aus Holitein und Lauen— 
burg zurüdzuziehen. 

— — Durd den am 16. November durch Auswechſelung der Rati- 
ficationen rechtöfräftig gewordenen Friedensvertrag mit Dänemark jei die 
Erecntion gegenftand8los geworden. Preußen ftelle fich bei der For: 
derung der Zurüdziehung der Truppen zunächſt auf den bundesrecht— 
lichen Gtandpunlt. Aus dem Friedensvertrage aber ftehen ihm auch 
Aniprüche zu, die e8 berechtigen, das Erjuchen au im eigenen Namen 
zu jtelen. Durch die Ceſſion des Königs von Dänemark fei das Recht 
und der vorläufige Befisftand defielben auf Preußen und Defterreich über- 
gegangen. Diefer vorläufige Befisftand könne, fo lange die An- 
Iprühe anderer Prätendenten nicht zur Anerkennung gelangt jeien, weder 
am Bunde, noch von einer anderen Regierung angefochten werden. Die 
beiden Mächte allein jeien daher zur Verwaltung und militärifchen Be— 
fegung berechtigt. 


Hannover tft zur Räumung bereit, Sachſen lehnt die 
Forderung ab und ruft die Beurlaubten zu den Fahnen. 


29. November. Außerordentlihe Sigung der Bundesver- 
jammlung. 


Deiterreih und Preußen legen den Friedenövertrag vor. 
Sadjen beantragt eine Beſchluhßnahme ded Bundes, ob 
i die Execution erledigt jei. 


1. Dezember. Defterreih und Preußen legen den gemeinſchaft— 
lihen Antrag vor, die Erecution ald erledigt zu er— 
flären und Sachſen und Hannover zur fchleunigen Ab: 
berufung der Komilfion und Erecutiondtruppen aufzufordern. 

Deiterreih erflärt, dab auf Grund des Friedenöver: 
trageö über eine den Bundesrechten und Bundesinterefjen 
entiprehende Löſung Berhandlungen mit Preußen ftatt- 
fänden, von denen ein günftiged Ergebniß zu hoffen jet. 

Preußen fügt hinzu: durch den Friedenövertrag jei die 
Möglichkeit gegeben, durdy Verhandlungen der beiden Mächte 
unter einander und mit den Prätendenten die definitive 
Löſung der ftreitigen Frage herbeizuführen; Preußen müſſe 
es aber ablehnen, der deöfalld eingeleiteten Verhandlung 
Folge zu geben, jo lange nicht der unberechtigten Dauer 
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der Erecution ein Ziel gejeßt jei. Es mülje die ſchleunige 
Erledigung ded Antrages beanjprucden. 

Ein Antrag Bayerns, die Sache erſt zur Berathung 
der Ausſchüſſe zu verweilen, erhält nicht die Mehrheit, 
vielmehr wird beichlojjen, über den Antrag Defterreihs und 
Preußens demnächſt abzuftimmen. 


5. Dezember. Die Bundesverjammlung nimmt den öfter 
reihiich=preußiichen Antrag mit 9 gegen 6 Stimmen, 
(Bayern, Württemberg, Sachſen, Heflen - Darmitadt, 
ſächſiſche Herzogthümer, Naffau und Braunjchweig) an. 

5. Dezember. Der Oberbefehlöhaber der verbündeten (öfter- 
reichiſch-preußiſchen) Armee in den Herzogthümern Fündigt 
dad Aufhören der Bundeserecution an. Die oberite Ver: 
waltung der drei Herzogthümer geht auf die ernannte 
Civilkommiſſion über. 


6. Dezember. Sadjen ruft feine Truppen zurüd. 
Warnung an Bayern und Sadjen. 


13. Dezember. Depefche des Hrn. v. Bismard. 


„ . . . Der Bund hat nur genau die Rechte, welche die Verträge 
ihm beilegen, und mir kennen feinen Artikel der legtern, nach welchem 
der Bund ein Land, deffen Erbfolge ftreitig ift, zu fequejtriren oder zu be> 
jegen babe. Wäre dieje Verjchiedenheit der Auffaffung nur rein theore- 
tiſcher Natur, jo fönnten wir uns damit begnügen, unjere Anfiht con» 
ftatirt zu haben. Wir dürfen aber nicht verhehlen, daß wir in derjelben 
eine große practifche Gefahr erbliden, auf welche aufmerkfam zu machen 
wir für unjere Pflicht erachten müſſen. Es liegt in dem Verſuch, an die 
Stelle der Erecution die Occupation und Sequejtration der Herzogthümer 
zu fjegen und der Bundeöverfammlung die Bejegung und Bermaltung 
derjelben bis zu dem Augenblid der definitiven Entjcheidung über ihre 
Zukunft zu vindiciren, eine Tendenz zur Ausdehnung der Compe- 
tenz der Bundesverjammlung, melde in den Berträgen feinen 
Boden findet, und mir daher als gefährlich für das Beftehen de3 
Bundes jelbft zu bezeichnen nicht umhin können. Der Beftand des 
Bundes ijt auf der Achtung aller Bundesglieder vor den jehr vorfichtig 
ezogenen Grenzen diefer Competenz begründet; jeder Verſuch willfürlicher 
rweiterung derjelben berührt und erjchüttert die Grundlagen des Bundes 
jelbft. Ein Regiment von Majoritäten, welches an die Stelle jener Ach— 
tung ein Princip des eigenen Beliebens jegen würde und den Anjpruch 
** wollte, auf unſere Politik über die Beſtimmungen der Bundes— 
verträge hinaus leitend einzuwirken, könnte von uns nicht ertragen werden. 
Wir find nur desjenigen Bundes Mitglieder, deſſen Grundgeſetze ſich in 
den Bundesverträgen niedergelegt finden; das Maß der Befugnifje, welche 
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der Gefammtheit dem einzelnen Mitgliede gegenüber beimohnen, ift durch 
dieſe Berträge bemefjen, und die Ueberjchreitung der damit gegebenen 
Eompetenz fällt mit dem Bruch des Bundes zufammen. Jede Regie 
rung, melde Werth auf die Bortheile und die Sicherheit legt, die ihr 
das Fortbeftehen des Bundes gewährt, jollte daher vor Competenz »Ueber- 
ichreitungen, durch welche das — Band zerriſſen werden kann, 
ſorgfältig auf der Huth ſein. Wir ſind nicht gewillt, unſere politiſche 
Selbjtändigteit über das Maß unſerer nachweisbaren Bundespflichten 
hinaus beeinträchtigen zu laſſen; der Verſuch dazu aber würde zur That— 
jache geworden jein, wenn den 6 Stimmen der Minorität vom 5. d. M. 
noch 2 andere hinzugetreten wären. Wir würden dann in den all ge: 
fommen jein, dem zu Unrecht gefaßten Bejchluffe gegenüber, von der ung 
aus der Verlegung der Berträge erwachſenden Freiheit des Handels zur 
Wahrung unjerer Rechte den vollen Gebraudh zu machen. Wir können 
nur wünſchen, daß der königlichen Regierung über diefen unfern Entſchluß 
für ähnlihe Fälle kein Zweifel bleibe, und darum habe ich e3 nicht für 
überflüffig erachtet, auch nachdem der augenblidliche Fall durd die Ab- 
fimmung vom 5. d. M. entichieden ift, auf die dabei in Frage geitellten 
Principien zurüdzulommen.“ 


Ber Friede mit Dänemark und Siegesfrier. 


30. Dftober. Der Friedensvertrag von Wien. 


Art.1. Es ſoll in Zukunft und für beftändig Friede und Freundſchaft 
zwiichen Ihren Majeftäten dem Kaifer von Defterreich und dem König von Preußen 
einerjeits und dem König von Dänemark andererjeits, jowie zwiſchen beren Erben 
und Nachfolgern und deren gegenjeitigen Staaten und Unterthbanen berriden. 

Art.2. Alle zwiſchen den boben vertragichließenden Theilen vor dem Kriege 
abgeihlofjenen Verträge und Uebereinkünfte werben, infoferne diefelben nicht durch 
den Juhalt des gegenwärtigen Vertrags abgejchafft oder abgeändert werden, biemit 
neuerdings in Kraft gejcht. 

Art.3. Se. Maj.der König von Dänemark verzichtet auf alle 
feine Rechte auf die Herzogtbümer Schleswig, Holftein und 
Yauenburg zu Gunften Ihrer Majeftäten des Kaiſers von Defter- 
reih und des Königs von Preußen, und verpflichtet ſich, bie Ber- 
fügungen, welde Ihre genannten Majeftäten binfihtlih dieſer 
Herzogtbümer treffen werden, anzuerlennen. 

Art. 4. Die Abtretung des Herzogthbums Schleswig begreift 
in fih alle zu biefem Herzogtbum gehörigen Inſeln, jowie das 
auf dem Feftland gelegene Territorium. — Um die Abgrenzung zu 
vereinfahen und ben Unzulömmlichkeiten ein Ende zu machen, welde aus ber 
Lage ber in ſchleswigiſchem Gebiet enclavirten jütländiſchen Gebietstbeile ent— 
ſpringen, tritt Se. Maj. der König von Dänemark an Ihre Majeftäten den Kaijer 
von Defterreih und den König von Preußen jene jütlänbiichen Befigungen ab, 
welche im Süden der jüblihen Gränzlinie bes Diftricts Ripe gelegen find, als: 
bie jütlänbifche Landesftrede Mögeltondern, die Injel Amrum, die jütländifchen 
Theile der Imjeln Foehr, Sylt und Romoe u. ſ. w. Dagegen willigen Ihre 
Mojeftäten der Kaifer von Defterreih und der König von Preußen ein, daß ein 
äquivalenter Theil von Schleswig, der außer der Infel Arroe ſolche Gebietstbeile 
begreift, welche dazu dienen, den Zuſammenhang bes obenerwähnten Diftricts 
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Ripe mit dem übrigen Jütland berzuftellen, und bie Gränzlinie zwiihen Jütland 
und Schleswig auf ber Seite von Kolding zu verbeffern, vom Herzogthum 
Schleswig losgetrennt und dem Königreih Dänemark einverleibt werbe. 

Art.5. Im Folge diefer neuen Abgränzung werben von einer und ber 
andern Seite alle gemiſchten Auſprüche und Rechte ſowohl weltlicher als geift- 
licher Art, welche bisber in den Enclaven, auf den Infeln und in den gemijchten 
Kircipielen beftanden baben, als erloihen erklärt. In Folge deffen foll die neue 
jouveräne Macht in jedem der durch die neue Gränze getrennten Gebiete ihre 
dießfälligen Rechte in vollem Umfange genießen. 

Art.6. Eine aus Vertretern der boben vertragihließenden Theile zufammen- 
ejetste internationale Commiſſion joll beauftragt werben, unmittelbar nach bem 
Austaufch ber Ratificationen des gegenwärtigen Vertrags, an Ort und Stelle 
die neue Gränzlinie, den Beltimmungen des vorftehenden Artikels gemäß, ber- 
zuftellen. 

Art.8. Um eine billige Vertheilung ber Staatsfhulb der däniſchen Mo— 
narchie im Berbältniffe zu der bezüglichen Volkszahl des Königreihs und ber 
Herzogthümer zu erzielen, um zu gleicher Zeit den unüberfteigliben Schwierig- 
feiten vorzubeugen, welcde eine betaillirte Liquidation der gegenjeitigen echte 
und Anſprüche barbieten würde, haben die hohen vertragichließenden Theile die 
Quote der Staatsjhulb der Monarchie, welche den Herzogtbümern zur Laft fallen 
fol, auf die runde Summe von neun und zwanzig Millionen (dänifcher) Thaler 
feftgefiellt. 

Art. 9. Jener Theil der Staatsjchuld ber dänischen Monarchie, welchen in 
Gemäßbeit des vorbergebenden Artilel bie Herzogthlimer zu tragen haben, joll 
unter Garantie Ihrer Majeftäten bes Kaifers von DOefterreih und bes Königs 
von Preußen, als Schuld ber drei obenbenannten Herzogtbümer an bas König- 
reich Dänemarf, innerhalb eines Jahres, oder wo möglich früber, von der defini— 
tiven Organifirung ber Herzogtbümer an gerechnet, beglichen werben. 

rt. 12. Die Regierungen von Defterreih und Preußen werden fidh von 
ben —— die Kriegskoſten zurückerſtatten laſſen. 

Art. 17. Die neue Regierung ber Herzogthümer tritt in alle Rechte und 
Berbinblichkeiten ein, die aus Verträgen entipringen, welche durch die Verwaltung 
Sr. Maj. des Königs von Dänemark in Bezug auf Gegenftäude des öffentlichen 
Intereffe, die insbejoubere bie cedirten Lande betreffen, in vegelmäßiger Weiſe 
abgeihloffen worden find. Es ift jedoch biebei jelbitverftänblih, daß alle Ver— 
pflichtungen, welche ſich aus jolden Verträgen ergeben, die von der däniſchen 
Regierung in Bezug auf den Krieg und die Bundesexecution eingegangen worden 
ſind, in der vorhergehenden Beſtimmung nicht inbegriffen wurden. Die neue 
Regierung in den Herzogthümern wird —* durch Snbividuen ober moraliſche 
Berjonen dajelbft erworbene Recht achten. In einem Streitfalle werben über verlei 
Angelegenbeiten die Gerichte zu erkennen baben. 

Art. 18. Die aus den abgetretenen Landen gebürtigen Untertbanen, melde 
ber dänifchen Armee oder Marine angebören, werben das Recht haben, fjofort vom 
Dilitairbienft beurlaubt zu werben und nad Haufe zurüdzufebren. Es ift jebod 
dabei jelbftverftändfih, daß diejenigen unter ihnen, welde im Dienft Sr. Diaj. 
des Königs von Dänemart verbleiben, deßhalb weder ihrer Perſon noch ihrem 
Eigenthume nad bie mindeſte Beläftigung erfahren follen. Diejelben Rechte und 
Bürgſchaften find von ber einen und andern Seite den aus Dänemark oder ben 
Herzogthümern berftammenden Civilbeamten zugefichert, welche bie Abficht bezeugen 
werben, die amtliche Stellung zu verlaffen, welche fie im däniſchen Dienſt oder 
in jenem der Herzogthümer einnehmen oder die vorziehen ſollten, in dieſen Be— 
dienſtungen zu verbleiben. 

Art. 19. Jenen Unterthanen, welche auf den durch den gegenwärtigen Ver— 
trag abgetretenen Gebieten ibren Wobufit haben, foll vom Tag ab, an welchem 
bie Ratıficationen ausgewechjelt werben, während der Dauer von fechs Fahren, 
und gegen eine an bie competente Behörde im vornbinein abzugebende Erklärung, 
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die nolle und unbefchränfte Befugniß zufteben, ihre beweglichen Güter zollfrei in 
die Staaten Sr. Maj. des Königs von Dänemark auszuführen und fich jelbft mit 
ihren Familien dahin zurüdzuziehen, für welchen Fall ihnen die Eigenjchaft dä— 
nijcher Untertbanen aufrechterhalten bleibt. Es ftebt ihnen frei, ihre in den abge- 
tretenen Gebieten gelegenen unbeweglihen Güter zu bebalten. Derjelben Befugniß 
erfreuen ſich auch mwechieljeitig die däniſchen Unterthanen und jene Individuen, 
welche von ben abgetretenen Gebieten berftammen und ſich in den Staaten Sr. 
Mai. des Königs von Dänemark angeftedelt haben. Jene Untertbanen, welche der 
gegenwärtigen Beftimmungen theilhaftig werden wollen, dürfen auf Grundlage 
ihrer freien Wahl von feiner Seite weder an ihrer Perfon noch in ihren in ben 
beiberjeitigen Staaten gelegenen Befigungen beunruhigt werben. 

Art. 21. Der Handel und die Schifffahrt Dänemarks und ber abgetretenen 
Herzogthümer wird gegenjeitig in den beiden Yänbern bie Rechte und Vorrechte 
der meiftbegünftigten Nation genießen, bis biefer Gegenftand durch befonbere Ber- 
träge geregelt werben wird. Die Durhfubrzollbefreiungen und Erleichterungen, 
die kraft des Art. 2 des Vertrags vom 14. März 1857 den auf ben Straßen 
und Canälen, welche die Nordſee mit der Oftjee verbinden, oder verbinden werden, 
pajfirenden Waaren zugeftanden worden find, werden auf bie das Königreich und 
die Herzogtbümer, auf was für immer einem Weg, burdhziehenden Waaren An- 
wendung finden. 

Art. 22. Die Räumung Yütlands von den verbündeten Truppen wirb in 
möglichft kurzer Frift, ipäteftens aber innerhalb dreier Wochen nah der Aus- 
wechslung ber Ratificationen des gegenwärtigen Bertrags bewerfftelligt werben. 
Die bejonderen Beftimmungen, welche auf dieſe Räumung Bezug haben, find im 
einem Protofoll feftgeftellt, welches einen Anhang des gegenwärtigen Bertrags bilbet. 

Art. 23. Um mit allen ihren Kräften zur Berubigung der Gemütber bei- 
zutragen, erflären und veriprechen bie vertragichließenden Mächte: daß fein an- 
lätlih der letten Ereigniffe compromittirtes Individuum, welcher Claſſe und 
welchem Stande es immer angeböre, wegen jeines Berbaltens oder jeiner poli- 
tiſchen Anfichten verfolgt, beunrubigt oder ın feiner Berjon oder feinem Eigenthbum 
beauftanbet werben wirb. 

Ein Protofoll von demfelben Tage beftimmt bie Räumung Jütlands von 
Seite der alliirten Truppen binnen längftens drei Wochen und beren nähere Mo- 
balttäten. 

Ein zweites Protokoll ebenfalls vom gleichen Tage beftimmt, daß „Se. Maj. 
der König von Dänemark unmittelbar nah Auswechslung der Ratificationen bes 
oben bejagten Bertrags Proclamationen an bie Benöllerungen der abgetretenen 
Lande richten wird, um ihnen bie Veränderung anzuzeigen, die in ihrer Stellung 
ftattgefunden bat und fie ibres Eides der Treue zu entheben. 


T. und 17. Dezember. Siegedeinzug in Berlin. 
7. Dezember. Anſprache ded Könige an die Decorirten vor der 
Statue Friedridy’8 des Großen: 


„Es ift ein erhebender Augenblid für Mich, in welchem Ich einen 
Theil Meiner Armee, die Ich zum Kriege aufbieten mußte, mit Ruhm 
und Ehren gekrönt, in die Heimath zurüdfehren und in Meine Refidenz 
einziehen fehe. Alle haben mit Hingebung und heldenmüthiger Tapferkeit 
gefochten; Viele fehe Ich hier um Mich verjammelt, die Ich auszeichnen 
konnte als Anerkenntniß hervorragender Thaten. Uns zur Seite haben 
die Truppen Meines hohen Allurten, des Kaifer8 von Defterreich, in 
Tapferkeit gemetteifert. Den blutigen Kämpfen ift jtet8 der Sieg gefolgt, 
und ein ehremvoller Friede it der Lohn jo großer Anftrengungen. Der 
Borjehung, die Ihr in mancher entjcheidenden Stunde angerufen, gebührt 
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unfer Danf, daß fie unfer gerechtes Unternehmen fichtlich gejegnet hat. 
Euch allen aber wiederhole und erneuere Ich Meinen Königlihen Dant, 
den Ih in den unvergeklihen Stunden bei Ditppel ausſprach und den 
heute da8 Vaterland vereint mit Mir Euch darbringt, daß Ihr Preußens 
Ruhm, Anfehen und Macht erhöht und befeftigt habt. Wenn der König 
Euch wieder ruft, jo erinnert Euch des Spruch, den Ihr Alle tragt, 
= — ihn auf Kind und Kindeskinder: Mit Gott für König und 
aterland!“ 


7. Dezember. Armeebefehl des Königs. 


„Der glorreiche Krieg gegen Dänemark iſt beendigt. Ein ehrenvoller 
Friede iſt ihm gefolgt. Seit faſt einem halben Jahrhundert haben mit 
kurzer, aber ehrenvoller Unterbrechung Preußens Waffen geruht. Ihr, 
Soldaten Meines Heeres, die Ihr bevorzugt waret, die Thaten des letzten 
Krieges zu vollbringen, habt den preußiſchen Waffenruhm erneuet. Die 
Tage von Düppel und Alſen ſind durch Euren Heldenmuth auf ewige 
Zeiten in der Kriegsgeſchichte verzeichnet. Meine neu begründete Flotte 
bat ſich den Landtruppen würdigſt angeſchloſſen und zählte in ihrem Erſt— 
fampfe nicht die Zahl der feindlichen Schiffe. Vereint mit den tapferen 
Truppen Meines erhabenen Verbündeten, des Kaiſers von Defterreich 
Majeftät, habt Ihr den Feind überall befiegt. Der Segen der Bor: 
fehung hat auf Euch geruht, weil Ihr gottesfürdhtig, pflichtgetreun, ge- 
horſam und tapfer waret. Aber auch die anderen Theile Meines Heeres 
haben ſich Meine Zufriedenheit erworben. Bedeutende Streitkräfte des— 
felben haben in ſchwerem Dienft die öftlihen Grenzen des Staates gegen 
den andringenden Aufruhr gefhügt; die übrigen Abtheilungen haben durch 
unverdroffene Uebung den Auf unferer Kriegöbereitichaft aufrecht erhalten. 
Somit hat ſich die neue Drganijation, melde Jch der Armee gegeben 
babe, glänzend bewährt. In Stolz und Freude blide Jh auf Meine 
ruhmreiche gefammte Kriegsmacht. In Meinem, in des Baterlundes 
Namen fprehe Ih Euch Allen Meine Anerkennung, Meinen Königlichen 
Dank aus. Gott walte ferner gnädig über Preußen! 

Wilhelm.“ 


28. Die Erneuerung des deutfchen Bollvereins. 


Ueberjiht über die Verhandlungen. 
Aus der „Provinzial- Eorrespondenz.“ 
Am 25. Mai. 


„Der beutiche Zollverein, eine ber jegensreichften Schöpfungen König 
Friedrih Wilhelms III., gebt feiner Neugeftaltung entgegen. Der gegenwärtige 
Bertragszeitraum läuft nun mit dem Jahre 1865 ab, und es banbelt fich jet 
darım, feftzuftellen, ob von 1866 ab alle bisherigen Glieder des Zollvereins auf 
fernere 12 Jahre bei demijelben verbleiben wollen. 

Preußen bat nun im Namen und im Auftrage bes Bollvereins am 
2. Auguft 1862 einen Hanbelsvertrag mit Frankreich abgefchloffen, welcher für 
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den Gewerbebetrieb und den Handel Deutichlands von allergrößeftem Bortbeile 
und für das weitere Gebeiben des Zollvereins fchlechterbings unentbehrlich ift. 

Mebrere Staaten aber haben binterber gegen jenen Hanbelsvertrag allerlei 
Ausftellungen gemacht und fich jchließlich geweigert, demſelben ihre Zuftimmung 
zu ertbeilen. &e verlangen, daß ber Zollverein vor Allem in eine enge Ber: 
bindung mit Defterreich trete, und daß ber Vertrag mit Frankreich nur infoweit 
in Geltung fomme, als dies mit jener Borbedingung vereinbar jei. Preußen 
jeboch, tmeiies ohnedies Frankreich gegenüber an den Bertrag rechtlich gebunden 
it, Kann denſelben nicht aufgeben, obne bem Gewerbe und Verkehr bes eigenen 
Landes den allergrößeften Schaden zuzufügen; weit leichter würde dem Zollverein 
in feiner bisherigen Zuſammenſetzung zu entjagen, als jener Vertrag aufzugeben 
ein, welcher Preußen und Deutihland mit dem allgemeinen Weltinarkte in die 
lebhafteſte Verbindung bringt. So ſehr aud von Seiten Preußens eine engere 
Handelsverbindung mit Defterreih gewünſcht wird, jo kann und wird dieſelbe 
dech nicht mit Aufopferung der Vortheile des franzöfiichen Bertrages erfauft, 
vielmehr joll mit Oeſterreich erft näber verhandelt werben, wenn ber Beftand des 
Zollvereins im Zufammenbange mit dem franzöfifhen Hanbelsvertrage neu feft- 
geftellt ift. 

Nachdem nun mit den Gegnern bes Hanbelsvertrages lange vergeblich bin 
und ber beratben war, lud unjere Regierung ſämmtliche Mitglieder des Zoll— 
verein® zu einer Konferenz nach Berlin ein, Damit man bier endlich darüber ine 
Klare fomme, welche Regierungen den Handelsvertrag anzunehmen und alfo im 
Zollvereine zu bleiben gedenlen und welche nicht. 

Die Konferenz trat am 5. Dezember v. 3. zum erften Male zufammen und 
ibre Beratbungen gaben anfangs Grund zur Hoffnung auf eine fchließliche 
Einigung. Als aber die VBerfammlung nah dem Ofterfefte d. J. wieder eröffnet 
werden jollte, verſuchte die bayerische Regierung durch wiederbolte Ausflüchte und 
Verzögerungen die Berbandlungen gänzlih ins Stoden zu bringen, bis bie 
preußiſche Regierung, um jeber ferneren BVBerfchleppung vorzubeugen, die Wieber- 
eröffnung der Konferenz beftimmt auf ben 2. d. M. feftiekte. 

Bei dem Zujammentritt der Berfammlung an dem genannten Tage feblten 
num die Abgefandten von Bayern, Württemberg, Naffau, Darmftabt und 
Hannover und find ſeitdem auch nicht wieder erſchienen. Diefe Staaten fcheinen 
demnach entichloffen zu jein, an einem Zollvereine, welchem ber Hanbelsvertrag 
zu Grunde liegt, nicht tbeilzunebmen. 

Die preußische Regierung bat demzufolge mit denjenigen beutichen Staaten, 
melde fih dem Hanbesvertrage geneigt gezeigt haben, unmittelbare Verhandlungen 
angelnüpft, um mit ibnen die Bedingungen feftzufegen, unter welchen fie dem 
künftigen Zollvereine angehören wollen. Diefe Berbandlungen find mit dem 
Königreihe Sachſen und mit Baden bereits zu einem befriedigenden Abichluffe 
— mit mehreren anderen Staaten ſteht dieſer Abſchluß nahe bevor. Für 
die andern deutſchen Regierungen bleibt der nachträgliche Beitritt offen gehalten. 

Inzwiſchen ſcheint die bayeriſche Regierung zu verſuchen, in Verbindung 
mit Oeſterreich, einen beſonderen Zollverein zu Stande zu bringen. Inſofern 
dies den Intereſſen der betreffenden deutſchen Länder entſpräche, wäre dagegen 
nicht das Mindeſte zu erinnern. So viel iſt aber gewiß, daß wenigſtens in 
Rheinbayern, ganz beſonders aber in den andern bei der berliner Konferenz nicht 
mehr vertretenen Ländern, die Bevölkerungen den Beitritt zum Handelsvertrage 
und das Verbleiben im bisherigen Zollverbande laut und einſtimmig wünſchen. 
Deshalb darf man die Hoffnung nicht aufgeben, daß bei den widerſtrebenden 
Regierungen eine reiflihe Erwägung der Wohlfahrt ihrer eigenen Länder ſchließlich 
über die pofitiichen Gefichtspunfte und Neigungen fiegen und der Zollverein auf 
feinen neuen Grundlagen, zugleich aber in feinem bisherigen Umfange werbe er- 
balten bleiben. Preußen bat für biefen Zwed bisher große Mühe, Anftrengungen 
und Opfer nicht geicheut und ftets gegen bie Zollvereinsgenofjen alle denkbaren 
Rüdfihten auf das gewiffenbaftefte walten laffen; das Wohl des eigenen Landes 
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gebt aber am Ende allem Anbern vor, und bei allen Einfichtigen befteht kein 
Zweifel darüber, daß der von unferer Regierung in der Zoll» und Hanbelsfrage 
von Anfang an eingeichlagene und unerfplitterfic feftgebaltene Weg zu einem 
für Preußen wie für Geſammtdeutſchland erwünfchten Ziele fübren werde.“ 


Am 13. Juli. 


„Die Ausdauer und Feftigkeit der preußischen Politik bat einen neuen Er- 
folg errungen, ter für das Gebeiben bes Handels und der Inbuftrie Deutjch- 
lands von der höchſten Bebeutung ift. Nachdem bereits am 28. Juni Preußen, 
Sadien, Baden, Kurbeffen, die Thüringifhen Staaten, Braunfchweig unb bie 
freie Stabt Frankfurt fih über die Fortdauer des Zollvereins auf Grund Des 
preußifch-franzöfifhen Handelsvertrags geeinigt hatten, find joeben auch Hannover 
und Oldenburg dem neuen Zollbündniß beigetreten. 

Damit ift die Bewegung, melde von Süddeutſchland, namentlih von 
Bayern aus gegen den Zollverein und den franzöfiihen Handelsvertrag angeregt 
worben, im Wejentlihen vereitelt. Die Gegner Preußens bofften auf Sieg, in 
ber Borausjetung, daß Preußen, durch die Einjchnitte, welche Kurbeffen und 
Hannover in fein Gebiet machten, obne dei Autritt diefer beiden Staaten ben 
franzöfijhen Handelsvertrag nicht auszuführen wagen unb fi daher, um nur 
ben alten Zollverein zu erhalten, zur Einigung mit Oeſterreich entichließen würbe. 
Die preußifche Regierung aber ging unbeliimmert vorwärts; auf ben feit dem 
Mai wieder eröffneten Konferenzen ſah fie einen feften und zuverläffigen Kern 
von Bereinsgenoffen um fi verfammelt und war entichloffen, mit biefen ben 
Berein neu zu begründen, in ber fejten Zuverficht, daß die übrigen Staaten, 
durch ihr eigenes Intereffe getrieben, ſpäter binzutreten wilrben. 

Auerft am 11. Mai jhloß Sadjen mit Preußen ab, und die andern in 
Berlin vertretenen Regierungen zeigten ſich bald gemwillt, diefem Beiipiel zu 
folgen. Dieſe Feitigkeit trug ihre Früchte. Nach kurzer Zeit fand fihb auch 
Kurheſſen ein, obgleich es fih an den mittlerweile in München eröffneten Gegen- 
verhandlungen betbeifigt hatte. Durch den Zutritt Kurheſſens war die Zuverficht 
auf den Zuſammenhang zwiſchen der öftlihen und weftlichen Hälfte bes preußi— 
ihen Staats bergeftellt und damit die weitere Abrundung bes neuen Vereins 
möglich gemadt. Bor etwa acht Tagen eröffnete denn auch Hannover die Unter- 
bandblungen über feinen Beitritt, der jet, wie gejagt, zugleich mit Oldenburg 
erfolgt ift. Beiden Staaten ift, wie früher, ein jfogenanntes Präcipuum (b. b. 
ein Zuichlag von den Zolleinnahmen), jedoch nur ungefäbr balb jo groß wie bas 
bisher genoffene, zugefichert. 

Der Zollverein ift jomit neu konftituirt; feinen noch zögernden ehemaligen 
Mitgliedern bleibt der Beitritt bis zum erften Dftober offen. Später lommenbe 
fönnen gewiſſer Bortbeile der andern Mitglieder erft durch befondere Vereinbarung 
theilbaftig werben. Es unterliegt faum einem Zweifel, daß früber ober fpäter 
auch Bayern und feine bisherigen Genoffen, gedrängt durch ihr eigenes wohlver- 
ftandenes Intereffe, ſich dem neu befeftigten Zollverein, welchem durch den Ans 
ſchluß an Frankreich ein großes Handelsgebiet neu eröffnet wird, wieder zuwenden 
werben. Nacben ber Berein aber auf feinen neuen Grundlagen wieder feft ge» 
fihert ift, wirb Preußen ficherlich gern die Hand dazu bieten, auch mit Defterreich 
in eine möglichft enge und erſprießliche Handelsverbindung zu treten.“ 


Am 28. September. 

„Die preußiiche Handelspolitik bat einen weiteren großen Sieg errungen: bie 
Staaten, welche bisher den Wieberbeitritt zum Zollverein verweigert hatten, find 
bereits zu demjelben zurücgelebrt ober fteben im Begriff, es zu tbun. 

Der 1. Oktober war als der lettte Termin zum Beitritt beftimmt worben; 
doch jchien es bis vor Kurzem, als würden Bayern, Württemberg, Nafjau und 
Darmftabt in ihrem Widerftand gegen bie preußifche Politik verbarren und es 
darauf ankommen laffen, daß jener Termin zum Wiederanſchluß ungenutt 
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vorübergebe. Diejelben hatten ſich untereinander, jo wie Defterreich gegenüber, 
verbindlich gemacht, dem Zollverein (auf feinen durch den Hanbelsvertrag mit 
Frankreich veränderten Grundlagen) nicht früher wieder beizutreten, als bis eine 
engere Zolleinigung mit Defterreich in beftimmte Ausficht genommen und bierzu 
eine Aenderung bes Bertrags mit Frankreich in einem ber wichtigften Punkte be— 
wirkt jchien. 

Die preußiſche Regierung bielt dieſem Berlangen gegenüber unerſchütterlich 
an der von vor herein eingenommenen Stellung feft: der Handelsvertrag mit 
Frankreich war und blieb ihr die erfte und unabänberliche Bedingung ber 
Biederaufrihtung des Zollvereins. Gleichzeitig aber bewährte fie Öefterreich 
gegenüber die volle bundesfreundliche Bereitwilligleit, in fofortige Verhandlungen 
wegen Gewährung jedes mit jenen Grundlagen und Borbedingungen irgenb ver- 
träglihen Entgegenlommens einzutreten. Die gegenwärtig in Prag ftattfindenden 
vorläufigen Berathbungen zwiſchen einem preußijchen und einem öfterreichiichen 
Kommiſſarius feinen dabın zu führen, daß, wenn auch bei den von Defterreich 
ieitber feftgebaltenen Grundjägen der Handelspolitif eine wirkliche Zolleinigung 
noch im eine ungewiffe Zukunft geftellt bleiben muß, doch mannigfache jehr er— 
bebliche Erleichterungen des gegenieitigen Verkehrs zwijchen Dejterreih und bem 
Zollverein jhon in nahe Ausficht genommen werben können. 

Inzwiſchen hatte jedoch die preußische Regierung dafür geforgt, daß in den 
noch wiberftrebenden Zollvereind-Regierungen nicht etwa die Täufchung auffommen 
fönnte, als ob durch jenes Entgegenlommen gegen Defterreich irgend eine 
Aenderung in der Stellung und in dem Verhalten zu den Mitgliedern des Zoll» 
vereind eingetreten fei: vielmehr wurde der erwähnte Termin zum Wiebereintritt 
einfach aufrecht erhalten, die Stellung jonftiger Bedingungen aber ansgejchloffen. 

Je näher nun jener Termin beranrüdte, defto bejorgter wurde die Be- 
völferung der jüibbentichen Yänber, daß möglicher Weife ihre Verbindung mit bem 
Zollverein, welcher ihr Handel einen großen Auffhwung verdankte, aufhören 
fönnte, und immer dringender trat das Verlangen an bie Regierungen beran, 
bie Verhandlungen mit Preußen noch zur rechten Zeit wieder aufzunehmen. So 
ſchwer es ben Staatsmännern, namentlid in Bayern und Württemberg, werden 
mochte, ihren bisher jo bartnädig bebaupteten Widerſpruch aufzugeben, jo konnten 
fie doch, wie e8 jcheint, die Verantwortung des wirklichen Bruchs mit dem Zoll— 
verein ihren eigenen Ländern gegenüber nicht auf fih nebmen, — und jo mußten 
fie ih denn entſchließen, durch die bis zum 1. Dftober noch offen gehaltene Thür 
zum Zollverein, wo möglid in ber zwölften Stunde, wieder einzugeben. 

Es erwies ſich bierbei, daß Preußens offenes Entgegenlommen gegen 
Drfterreich innerhalb der Grenzen des Möglihen dazu beitrug, jenen Staaten 
die Rückkehr zu erleichtern. Obwohl die Verhandlungen in Prag der Natur der 
Sache nach jofortige Ergebniffe flir eine engere Verbindung Defterreihs mit dem 
Zollverein, wie gefagt, nicht haben konnten, fo wurde doch jchon die Thatjache 
ſelbſt, daß Preußen fich mit Defterreich in Berbandlungen geietst hatte, zunächft 
von der Regierung in Darmftadt als ein willlommener Anlaß benutt, ben bis» 
berigen Wipderftand aufzugeben und die Zulaffung zu den fo eben beginnenden 
neuen Zollvereins - Beratbungen in Berlin zu beantragen. Durch diefen Schritt 
Darmftabts wurde auch die Regierung von Nafjau ſchwankend und zum Rücktritt 
in ben Zollverein bereit. So wären benn Bayern und Württemberg in ihrem 
Widerftreben allein übrig geblieben. Die Regierung in Württemberg gerieth 
ibrerjeits durch die unmittelbar drohende Gefahr des Draufenbleibens aus dem 
Zollverein in eine ſolche Berwirrung, daß ein Theil der Minifter zurücktrat; das 
neue Minifterium aber fette fih alsbald mit Bayern und Naffau in Ber- 
bindung, um ben unvermeiblichen Wiebereintritt in den Zollverein gemeinjam zu 
bewertftelligen. 

So haben denn fo eben in München neue Beratbungen der Regierungen 
von Bayern, Württemberg und Naffau ftattgefunden, welche ſehr bald dazu ge— 
führt zu haben fcheinen, daß diefelben ihren zwei Jahre lang fortgefegten Wiber- 
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ftand gegen bie preußtiche Politit aufzugeben und in den Zollverein, wie berjelbe 
auf Grund des franzöfiihen Hanbelsvertrages fich geftalten muß, wieder einzu— 
treten entfchloffen find. 

Wenn fih dieſe Erwartung beftätigt, jo wirb ber Sieg ber preußiichen 
Hanbelspolitif ein vollftändiger fein, und die von mancher Seite jüngft funb- 
— Beſorgniß, daß die angeknüpften Verhandlungen mit Oeſterreich ein Auf- 
geben ber bisherigen Stellung zur Folge haben könnten, werben durch ben er— 
freulichften Erfolg in entgegengejegter Richtung widerlegt fein. Auch hierin wird 
fih zeigen, daß die freundjchaftlihen und Ioyalen Beziehungen zwiſchen Preußen 
und Defterreich dazu beitragen, die beiberfeitige naturgemäße Stellung in Deutich- 
land zu Hären und zu erleichtern. 

Denn dann die Hanbelspolitil Preußens auf ihren notbwendigen und un— 
erläßlihen Grundlagen von Neuem beftätigt und gefichert iſt, kann unfere Re— 
gierung um fo unbefangener dazu mitwirken, die bundesfreundlichen Beziehungen 
zu Defterreich auch im diefer Richtung möglichft fruchtbringend zu geftalten. 

Das preußische Volk aber wird gewiß ber Regierung Dank wiffen, welche 
das wichtige Werk der Wiederaufrichtung des Zollvereins mit ſolcher Energie und 
Umſicht glüdlich binausgeführt bat.“ 


12. Dftober. Vertrag über den Beitritt von Bayern, Württem- 
berg, Heljen- Darmitadt und Naſſau zu den Zollvereind« 
verträgen vom 28. Juni und 11. Zuli. 

1. Dezember. Beginn der Verhandlungen mit Franfreidh wegen 
der Modification ded Handelövertrages. 

14. Dezember. Abſchluß des Protocolld mit Frankreich über die 
Modification des Handelvertrages. 

1865. 14. Januar. Aus der Thronrede bei der Eröffnung 
ded Landtags. 


— — Es ijt Meiner Regierung gelungen, die Hindernijfe, welche 
die Fortdauer des deutfchen Zollvereind nad Ablauf der Bertragsperiode 
a gefährden drohten, zu bejeitigen. Die mit der Regierung Seiner 
Majeftät des Kaifer der Franzoſen abgejchloffenen Verträge haben die 
Zuftimmung der jämmtlichen Vereinsregierungen erhalten, und die Zoll- 
vereingverträge find mit einigen, durch die Erfahrung geredhtfertigten 
Abänderungen erneuert worden. Dieſe Verträge, ſowie eın nachträglich 
mit Franfreih getroffenes Abfommen in Betreff der von unferen dot. 
verbündeten geltend gemachten Wünfche, werden Behufs Ihrer Zu- 
ftimmung vorgelegt werden. Die in Folge jener Berträge in Gemein— 
ſchaft mit den Regierungen von — und Sachſen eingeleiteten 
Verhandlungen mit Oeſterreich zur Er — und Beförderung der 
beiderſeitigen Verkehrsbeziehungen laſſen ein baldiges Ergebniß ge— 
— 

as Werk, welches durch die Verträge mit Frankreich im Auguſt 
1862 eingeleitet und deſſen Durchführung ſeitdem von Meiner Regierung 
wie von der Sr. Majeſtät des Kaiſers der Franzoſen mit gleicher Beharr- 
lichkeit gefördert wurde, nähert fi jomit einem Abjchluffe, melcher 
in meiten Gebieten dem Handel eine freiere Bewegung gejtatten und 
den freundichaftlichen Beziehungen benachbarter Nationen durch die Ge- 
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meinfamfeit der Entwidelung ihrer Wohlfahrt eine neue Bürgſchaft ver- 
leihen wird. 

Zwei Jahre auswärtiger Politik. 

„Brovinzial» Korrespondenz“ vom 19. Oftober. 


„als Herr von Bismard das Minifterium der auswärtigen Angelegen- 
heiten übernahm, da mwurbe vielfach verkündet, derjelbe wolle die inneren Streit- 
fragen daburch bejeitigen, daß er Preußen in einen auswärtigen Krieg verwidele. 
Man fchrieb ibm zu ſolchem Zwecke die abenteuerlichften Pläne zu. 

Bei dem Allen lag das eine Richtige zu Grunde, daß der Minifter mit 
dem feften Entſchluſſe in’® Amt trat, das Anfeben der preußiihen Krone auch 
nah außen zu dem alten Glanze zu erbeben. An dieſen Entihluß durfte fich 
natürlih auch die Hoffnung fnüpfen, daß eine fräftige und erfolgreiche Politik 
nad außen dazu beifen müßte, den Patriotismus des preußifchen Volles und 
dadurch mit der Zeit auch die Eintracht im Innern zu ftärken und zu beleben. 

Fern war es bem Maren, praltifhen Sinn des Minifters, nach Gelegen- 
beiten zu Sriegstbaten zu ſuchen und dieſelben gleichſam bei den Haaren berbei- 
zuzieben, — wohl aber lag es ibm vom erften Augenblide am Herzen, den na— 
turgemäßen Einfluß Preußens überall mit erhöbter Kraft zur Geltung zu bringen 
und in Deutichland wie in Europa das Bewußtſein zu erweden, daß Preußen in 
den deutſchen wie in den europäifchen Dingen bie ihm gebührende Madhtftellung 
im vollften Make wieder in Anſpruch nehme. 

Ein Borjpiel gewiffermaßen zu der einflußreihen Wirkſamkeit des Minifte- 
riums Bismard war die ebenjo rajche, wie nachdrückliche Erledigung des alten 
EStreites mit Kurbeffen. Eine ber trübften Erinnerungen für die preußiiche Po— 
litik war e8 feit 1850, daß biejelbe ihre damaligen Abfichten für Die Beilegun 
des Verfaffungsftreites in Kurbeffen nicht batte durchſetzen können, ſondern — 
die Lage der politiſchen Verhältniſſe genöthigt geweſen war, in Betreff Kurbeſſens 
ebenſo wie in Betreff Schleswig-Holſteins ſich zu einem Abkommen mit Oeſter— 
reich zu verſtehen. Kurheſſen und Schleswig-Holſtein waren ſeitdem als ewig 
mabnende Vorwürfe gegen die preußiſche Regierung immer wieder aufgefriſcht 
und ausgebeutet worden. Der Energie des Herrn von Bismarck war es vor— 
bebalten, zuvörderſt in Kurheſſen das preußiſche Anjeben wieder geltend zu machen. 
Preußens Ratbichläge zur Beilegung ber immer wiederkehrenden Wirren waren 
rücſſichtslos abgemwiejen worden. Da ſchickte Herr von Bismard ftatt eines Ge- 
fandten ben berühmt gewordenen Feldjäger nach Kaffel, um im einer Depejche 
Preußens Forderungen kurz und bündig fund zu thun; drei Tage darauf waren 
dieſe Forberungen erfüllt und damit dem langjährigen Streit ein befriedigenbes 
Ende gemacht. 

Bath jollte die Entichloffenbeit des Minifters fi in Angelegenheiten von 
größerer Wichtigleit bewähren. Als der Aufftand in Polen entbrannte, jchlof 
Preufen ein Abfommen mit Rufland, welches darauf berechnet war, Die preus 
filh: polnifhen Grenzlande vor jeder Hineinziebung in die Wirren der Revolu- 
fion zu wabren. Die militäriihen Anordnungen, welche dazu mit Rußland ver- 
eindart wurden, erregten ben beftigften Widerfpruch ber Fortichrittspartei: bie 
getroffenen Maßregeln wurden als unnötbig und als eine Yaft für Die eigene Be— 
völferung erklärt, — zugleih wurbe behauptet, daß ein Krieg aller Übrigen Mächte 
zu Gunften Bolens bevorftehe und das größte Unbeil für Preußen bringen werbe. 
England, Frankreich und Defterreih hatten fich allerdings vereinigt, um gemein» 
haftlih für die Sache Polens aufzutreten; auch verfuchten diefeiben Alles, um 
Preußen zu fich hinüber zu ziehen. Die preußiſche Regierung aber behauptete ihre 
Stellung dem Auslande gegenüber eben fo feft wie gegen die Angriffe und Schmä- 
bungen im Innern, — und der Verlauf der Dinge bat ihr Verhalten glänzend 
gerechtiertigt. Alle Beftrebungen der übrigen Mächte find tbatenlos und erfolglos 
zu Nichte geworden und baben nur dazu gedient, die Polen durch trügertiche 
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Hoffnungen immer tiefer ins Berberben zu ftürzen. Die preußifche Politik ift 
dagegen ſchließlich als die einzig richtige, als bie einzig erfolgreiche, als die einzig 
ehrliche und mwohlmeinende erkannt worben. Das mutbige Feltbalten an ber- 
jelben gegenüber den Drohungen der geſammten europäiihen Revolutionspartei 
und der vereinten Politit der Großmächte bat nicht wenig dazu beigetragen, Die 
Achtung vor dem Willen und den Entichlüffen Preußens in Europa zu ftärken. 

Als kurz darauf der Kaiſer von Defterreih den Verſuch machte, ohne vor- 
berige Verftändigung mit Preußen die Fürften Deutichlands zu einer Aenberung 
der deutſchen Bunbesverfaffung zu vereinigen, da jcheiterte das übereilte Unter» 
nehmen an Preußens feftem und ruhigem Wiberftand. Der König wies Die 
Theilnahme an dem ohne fein Wiffen eingeleiteten Werke zurüd. Unter den in 
Frankfurt verfammelten Fürften aber wurde bald das Bemwußtjein lebendig, daß 
all ihr Ratben und Tbun vergeblich fei, wenn fie nicht Preußens Regierung für 
ihren Plan gewinnen könnten, und fie entſandten den ehrwürdigen König von 
Sachſen an unferen König, um diefen wo möglich noch zur Theilnabme an dem 
Kongreß zu bewegen. Die preußifhe Regierung erflärte jedoch die Pläne Defter- 
reichs für unvereinbar mit der berechtigten Stellung Preußens, wie mit ben 
wirklichen Intereffen und Wünſchen des beutjchen Volks, und verharrte bei ihrer 
Weigerung. Die Folge war, daß das mit jo großen Hoffnungen und mit jo 
bfendendem Glanz unternommene Werk fraftlos in fich jelbft zerfiel. Es trat von 
Neuem Har an’s Ficht, daß obne Preußen und vollends gegen Preußen Nichts für 
Deutſchland durchgeführt werden kann. 

So hatte ſich die Selbitftändigfeit der preußifchen Politik in der polnischen 
und in der deutihen Sache zunächſt in der Kraft des Widerſtandes bewährt; doch 
es fam die Zeit, wo fie zu eigenen folgenreihen Thaten jchreiten follte. 

Der dänische Krieg wird in feiner Führung und in feinem Erfolge einft- 
mals als eine der rubmvollften Thaten Preußens daſtehen; wenn erft der Streit 
der Parteien, welcher jegt den reinen Genuß bes herrlichen Erfolgs verfümmert, 
verflungen fein wird, dann wird die unbefangene Gejchichte ficherlich die That— 
kraft und zugleich die politifhe Klugheit rühmend anertennen, welche dieſen Er- 
folg ermöglicht baben. Durch die gänzlide Befreiung der drei Herzogtbümer 
Schleswig, Holftein und Yanenburg von jeder Verbindung mit Dänemark ift einer 
der beißeften Wünjche bes deutjchen Volkes, ein Wunſch, der feit 18 Jahren bie 
Herzen der Patrioten bewegte und oft zu fieberhafter Ungebuld und Yeidenichaft 
erregte, weit über die fühnften Erwartungen binaus erfüllt worden. Zwar fagen 
die Gegner der Regierung: das Minifterium jelbft babe jo Großes nicht von An- 
fang an gewollt, jondern erft durch den Yauf ber Ereigniffe jei daſſelbe zu ſolch 
durchgreifender Politif gebracht worden. Dies ift num durchaus irrig; aber wenn 
es jelbft jo wäre, müßte man nicht auch dann anerfennen, daß die Regierung 
das Glüd der eigenen Thaten und die Gunft der Umftände fo trefflich zu be— 
nugen verftand, um jchließlih den nationalen Wünſchen volle Befriedigung zu 
verihaffen? Müßte nicht vor fo überraichend glänzenden Erfolgen aller Streit 
mit leidigem Wenn und Aber verftummen unb nur die patriotijche Freude zum 
Ausdrud kommen, daß es Preußen im Berein mit Defterreich gelungen ift, für 
Deutihland einen Zuwachs an Yand, Macht und Einfluß zu gewinnen, wie es 
jeit Iabrhunderten nicht geſchehen war? 

Während aber Preußen diejes große Werk in Gemeinſchaft mit Oeſterreich 
vollbradhte, wußte die Regierung doch auch dem Bundesgenoffen gegenüber ihre 
Freiheit und Selbſtſtändigkeit jo volllommen zu wahren, daß fie in derjeiben Zeit 
eine ſchwierige Aufgabe preußijcher Handelspolitik im Gegenfag gegen die Beitre- 
bungen Oeſterreichs flegreich durchführte. Der Hanbdelsvertrag mit Frankreid, 
welchen die Handelswelt und die Gewerbtreibenden in Preußen und Deutichland 
als einen höchſt erfreulichen Fortjchritt begrüßten, war wor dem Eintritt des Mi- 
nifteriums Bismard abgefhloffen worden; diefem aber fiel die große Aufgabe zu, 
ben neuen Bertrag womöglih unter Aufrechterhaltung des alten Zollvereins in 
jeiner bisherigen Ausdehnung und gegen den Widerftand der zu Defterreich bin- 
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neigenbden ſüddeutſchen Regierungen zur Geltung und Durchführung zu bringen. 
Niemand wird verfennen, welch großes Geſchick und welche Feſtigleit bierzu ge- 
börte, zumal da ber preußifchen Regierung jo viel daran liegen mußte, für bie 
Durchführung der jchleswig - bolfteinischen Sache, fo wie für eine weitere beilfame 
Entwidelung der deutſchen Angelegenbeiten, die jo glüdlih angebabnte innige Ge- 
meinihaft mit Defterreih aufrecht zu erbalten. Dank ber ftarlen Hand, welche 
die preußische Politik leitet, ift auch dieſes jchwierige Werk in vollftem Maße ge- 
tungen: das aufrichtige Einverftändniß aber, welches zwifchen Preußen und Defter- 
reich ungeachtet jener Schwierigfeiten gewahrt ift, wird munmebr auch die Wege 
finden laffen, eine immer größere Annäherung in den Hanbelsbeziehungen vor— 
zubereiten. 

Die zwei Jahre auswärtiger Politik, deren wejentlichfte Erfolge bier nur kurz 
engedeutet werden konnten, lafjen fih dabin zufammenfaffen, daß von Allem, 
was Preußen unternommen bat, Nichts mißlungen, — was aber 
gegen Preußen unternommen worden, Alles mißlungen ift. Diefe 
Ertolge haben dazu geführt, daß Preußen im Ratbe der Fürften und Staaten jetzt 
wieder höher ftebt, als jemals jeit den Zeiten Friedrichs des Großen und der Be- 
freinngskriege. Wenn der Regierung der Dank dafür Seitens der Parteien in Preußen 
jelbft noch vielfach verfümmert und geſchmälert wird, jo fimmt doch das Ausland 
in der Anerlennung des großen Aufihwungs der preußifchen Politif überein. 

Auh für unfere inneren Berbältnifie aber kann dieſer Aufſchwung nicht 
ehne gute Früchte bleiben. Der Regierung liegt e8 fern, den Sieg unjerer Waffen, 
mie die Gegner vorgeben, dazu benugen zu wollen, um bie innere Freibeit zu 
Ihmälern; wobl aber barf fie hoffen, daß die Befriedigung und Erhebung, welche 
ter patriotiihe Sinn des Volles in jenen Erfolgen findet, fich auch darin be- 
währen werde, ihr die Schwierigkeiten löſen zu belfen, welche jeit Jahren die 
Entwidelung unjeres Berfaffungslebens und dadurch den inneren Frieden und 
den frifchen Aufihwung des Bollägeiftes lähmen. 

Wir feiern von Neuem den 18. Oftober, einen Erinnerungstag beuticher 
Biedergeburt; wir bürfen ihn Diesmal gehobenen Herzens feiern, denn fo eben 
ebilt ın Wien wiederum ein Werk deutichen Waffenrubms und deutſcher Be- 
freiung jeine Beftätigung. Möchte die Erinnerung an bie frübere patriotisch: 
Einmütbigleit und die Freude über die neuen nationalen Erfolge alle preußischen 
Herzen in dem Willen vereinigen, dem leidigen Parteiftreit zu entjagen und in 
rechter Einigkeit zwiſchen Fürſt und Voll das gemeine Befte des Baterlandes für- 
bern zu beifen.“ 


29. Bur weiteren Regelung der Schleswig-Holfteinfchen Frage. 
Juli. Das Verhalten ded Prinzen von Auguftenburg. 


„PBrovinzial» Korrespondenz“ vom 8. Juli. 


„Der Prinz Friedrih von Augufienburg ift bei einem Beſuche in Berlin 
1— 3 Juni von Sr. Majeftät dem Könige, wie auch von unjerem Kronpringzen 
miederbolt empfangen worden und bat eine längere Beiprehung mit dem PBräfi- 
denten des Staats - Minifteriums, Herrn von Bismard ‚, gehabt. 

Nahdem in Folge der Aufhebung des Londoner Vertrages die verjchiedenen 
Erbanfprühe an bie Herzogthümer, namentlih aud die des Auguftenburgifchen 
Haufes in näberen Betracht gelommen find, mußte es für den Prinzen felbft, fo 
me für die preußiſche Regierung von Erheblichkett fein, fich über die Gefichts- 
punkte, unter welchen bie Förderung feiner Sache mit den Interefjen Deutſchlands 
und Preußens zufammenträfe, vorläufig zu verftändigen. 

Es jheint jedoch, daß der Prinz für bie Nothwendigfeiteines 
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folden Einverftändnifjes nicht fo zugänglich ift, wie es nah Der 
Lage der Dinge wohl erwartet werben durfte. 

Schon ſeit dem Beginn ber jeßigen Berwidelung war in dem Berbalten 
bes Prinzen zu beffagen, daß er, um fein vermeintlich allein mafgebendes Recht 
zur Geltung zu bringen, jede andere Rüdficht, ſowohl Preußen und Oefterreich, 
wie auch Deutichland gegenüber bei Seite jette. Als die deutſchen Großmächte 
bei ihrem Borgeben gegen Dänemark zuwörberft die unbeftreitbaren Forderungen 
Deutichlands, nicht auch ſofort die beftrittene Erbfrage in ben Vordergrund ftellten, 
da gab fi der Prinz gänzlich derjenigen Partei bin, welche ber Bolitif Preußens 
und Defterreihe Schritt für Schritt die jhlimmften Verdächtigungen unb bie 
rößten Schwierigkeiten entgegenjette; ja er verirrte fih jo weit, daß er in ber 
ih welche das deutſche Nationalinterefje jo tief berührt, die Hülfe eines aus- 
wärtigen Fürften anrief. 

Wenn man zu feiner Entihuldigung annehmen mochte, daß ihn dahin nur 
ber Zweifel an der Hillfe der deutſchen Mächte für feine Sade geführt batte, jo 
müßte doch jetzt, wo Preußen und Defterreich fih jeinen Anfprücen mehr zuge- 
wandt haben, jein deutſcher Sinn fih um jo mehr darin bewähren, daß er auch 
ben Hoffnungen, welche Deutichland an die innige Verbindung mit den Herzog- 
thiimern Enüpft, von vornherein die vollftändigfte Erfüllung in Ausſicht ftellte. 

Das Intereffe Deutihlands findet nicht ſchon darin feine Befriedigung, daß ber 
deutihe Bund einen Zuwachs an Land erbalte und daß die Zahl der deutichen 
Fürften fi noch um einen vermehre, jondern nur darin, daß das neue Fürften- 
tbum aud dazu beitrage, bie Bedingungen deutſcher Macht und beut- 
jhen Anjebens nah außen zu förbern. Deutichlands Entwidelung würde 
auf das Schwerfte zurne werben, wenn dem gegenüber bie Kleinftaaterei 
mit allen ihren engberzigen Geſichtspunkten eine neue Stüte erhalten jollte. 

Deutjhland und vor Allem Preußen, weldhes mit Defterreid 
jein Theuerftes, das Herzblut feiner Söhne, an die Befreiung 
Schleswig-Holfteins gejegt hat, muß verlangen, daß dort an ber 
deutfhen Nordgrenze zwiſchen der Oft- und ber Nordſee nicht 
etwa blos ein ſchwächliches Herzogtbum erftebe, jondern zugleich 
eine wahre Nordmark zuSchug und Trug für Deutihland zu Lande 
und zur See, im engen Zuſammenhange mit den deutſchen und 
preußiſchen Wehreinrihtungen und zumal im Hinblid auf die 
notbwendige Entwidelung der deutſchen Seemacht. 

Der Prinz von Auguftenburg ſcheint bie Berechtigung dieſer Forderungen 
fürerft nicht genügend erfannt und gewürdigt zu haben: er ift, wie man verfichert, 
jeder ausdrücklichen Erflärung darüber ausgewiden. Wir wollen boffen, daß dies 
nur ein Anzeichen vorläufiger Unklarheit und Unficherheit in Bezug auf feine po— 
litiihe Stellung ift. 

Die preußiihe Regierung aber wird jedenfalls weiter mit ji 
zu Rathe geben müffen, inwieweit fie für die Aufprüde bes 
Brinzen ferner mit eintreten fann, ohne die wejentlidftien deut— 
hen und preußifben Aufgaben zu verlegen, deren Wahrung für 
fie jeder anderen Rüdjiht vorangebt.“ 


Juli. Die Erbanjprüde und die jonitigen Momente 
der Entiheidung. 


„Preußen und Oefterreich haben fich, nachdem jeder Gedanke an eine künftige 
Berbindung der Herzogthümer mit Dänemark aufgegeben war, zunächſt dahin er» 
Härt, daß fie für die Einjegung des Prinzen von Auguftenburg wirten wollen, 
Falls fi deffen Erbanfprüde bei näherer Prüfung bewähren. 

Inzwiſchen hat einer der anderen Erbberedhtigten, ber Großherzog von Olden⸗ 
burg, jeine Anfprüche beim deutihen Bunde als folche geltend gemacht, welde 
deuen des Prinzen von Auguftenburg vorangeben. 
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Jedenfalls werden die Dldenburgihen Anfprüche gegenüber benen des 
Herzogs von Auguftenburg ernft und forgfältig zu prüfen fein. Weber bie einen, 
noch die anderen bürften fih übrigens, zumal für bie Herridaft in ganz 
Schleswig-Holftein, als jo zweifellos berausftellen, daß bei der fchließlihen Ent— 
ſcheidung nicht noch andere Erwägungen und Rüdfichten in Betracht kommen 
müßten. Preußen namentlich wird, wenn die Rechtsfrage vollends zweifelhaft ift, 
vor Allem die wirklichen Interejjen Deutihlands und des eigenen 
Staates bei feiner Entichliefung über bie Erbfolge zu Rathe zu ziehen haben. 

Der Prinz von Auguftenburg ſcheint bemüht, den bebenklihen Eindrud, 
welchen feine Anweſenheit in Berlin binterlaffen bat, jo viel als möglich zu ver- 
wiihen. Seine Freunde und Bertbeibiger gingen in folcher Abficht fo weit, 
Ales, was von feinem Auftreten gejagt worben, als unbegründet zu bezeichnen. 
Dem gegenüber ift aber jett völlig glaubwürdig mitgetbeilt, daß der Prinz fogar 
bie unbegreiflihe Aeußerung getban: „Kür ibn und für feine Sahe wäre 
es bejjer gewejen, wenn Preußen jih gar nicht in die jhleswig- 
boffteinjhe Angelegenheit gemiſcht hätte.“ Diefe nicht zu bezweifelnden 

Worte befunden allerdings eine merkwürdige Auffaffung Seitens bes Prinzen 
und find micht geeignet, große Erwartungen von feiner etwaigen künftigen 
Stellung als Landesherr zu erregen. 

In den Herzogtbümern jelbft macht ſich Übrigens täglich entichiedener und 
lauter die Ueberzeugung geltend, daß Schleswig-Holftein bei aller Selbftftändigfeit 
doch jein Heil nur im innigen Anjchluffe an Preußen zu juchen bat.“ 


25. Zuli. Rejolutionen der Delegirtenverjammlung der Schled- 
wig= Holjteinichen Vereine in Rendsburg. 
Anträge ded Ausſchuſſes: 


— — „Nachdem die lebten glorreihen Waffenthaten ber deutſchen Groß. 
mächte die völlige Niederlage Dänemarks zur vollendeten Thatſache gemacht haben, 
ipriht die Delegirtenverfammlung ber jchleswig - holfteinfchen Vereine das brin« 
ende Berlangen der Bevölkerung aus, daß dur ſchleunigſte Definitive Con— 
——— bes ſchleswig-holſteinſchen Staats unter ſeinem recht— 
mäßigen Fürſten Herzog Friedrich VIII. ben mit den ſchwerſten Nach— 
tbeilen verbundenen proviſoriſchen Zuftänben im kürzefter Frift ein Ende gemacht 
werde. In unjerem Gewiffen gebunden durch das Herzog Friedrich VIII. gelei« 
ftete Gelöbniß der Treue, weilen wir mit Entrüftung den Verſuch eines deutichen 
Fürften zurüd gegen unfern und des ganzen deutſchen Volls Willen und gegen 
unjere Redtsüberzeugung fih uns als Yandesherrn aufzubrängen. 

Durchdrungen von der Ueberzeugung, daß nur eine enge Verbindung mit 
bem preußiihen Staat bie deutiche Zukunft unjeres Yandes für alle Zeiten fichert, 
erflären wir, daß wir eine Gemeinjamleit ber diplomatiſchen, militä» 
tiihen und maritimen Einrichtungen mit Freuden begrüßen würden, 
daß wir aber an ber von unferm Herzog beſchworenen Berfafjung mit derfelben 
Treue fefthalten wie an ihm jelber.]“ 


Annahme der Nefolutionen, ohne den legten (einges 
flammerten Satz), — Statt deijelben: 


„Da nicht die Delegirtenverfammiung ber ſchleswig- holſteinſchen Vereine, 
ſondern einzig und allein Herzog Friebrih ın Verbindung mit der Landesvertre⸗ 
tung competent ift, das Aequivalent zu beftimmen, welches Defterreih und Preußen 
für die dem Lande gebrachten großen Opfer gebührt, jo wird bie ſchleunige Ein- 
fegung unferes Herzogs in die Regierung Schleswig, Holfteins das ficherfte Mittel 
ten, die Rechte unjeres Landes mit den Interefjen jener Mächte in vollen Ein- 
Nang zu bringen, indem Fürft und Volk ihre Verpflichtung anerkennen, Opfer 
bringen zu müſſen.“ 
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8. Auguft. Erklärung einer Berfammlung der Prälaten und 
Nitterichaft für den engen Anihluß an Preußen. 


. Während Prälaten und Ritterſchaft der Herzogthümer Schleswig- 
Hofftein ſich der Ueberzeugung hingeben, daß die Erbfolgefrage dem Recht des 
Landes entſprechend erledigt werden wird, glauben ſie ſich, den Mächten gegen: 
iiber, welche bei ber Regelung, ber ſtaais⸗ und völkerrechtlichen Verhältniſſe ihres 
Baterlands das Hauptgewicht in die Wagſchaale legen werben, über zwei Punkte 
ausipredhen zu müſſen, deren Feitftellung ihnen fir bas Wohl bes Baterlands 
von großer Bedeutung erfcheint. Der erfte derfelben betrifft eine ohne weitern 
Aufſchub fofort berbeizuführende Wiederberftellung einer gemeinfamen 
einbeitlihen Regierung für beide Herzogtbümer Die Bereinigung 
derjelben wird geboten durch das uralte anerlannte Recht, die uralte Gewohnbeit 
und Liebe des Zujammenfeins, endlich duch den großen Nugen, den fie ſtets ge- 
bracht. Prälaten und Ritterſchaft ſind zu feſt davon überzeugt, daß die Ver— 
einigung beider Yänder Hauptbedingung ihres Wohls und Gedeihens iſt, um 
nicht den lebhaften Wunſch auszuſprechen, daß dieſelbe bald, ja ſobald die Um— 
ſtände ſolches irgend geſtatten, möchte ins Leben gerufen werden. Der zweite 
Punkt, deſſen Prälaten und Ritterichaft zu erwähnen fich erlauben, berührt in 
anderer, aber ebenfalld jehr weſentlicher Weile das Wohl ihres Baterlands. 
Prälaten und Nitterfchaft glauben ausſprechen zu müffen, daß ihrer Anficht zu> 
folge ein enger Anfhluß des Staats Schleswig-Holftein an einen 
mächtigen deutſchen Staat im höchſten Grade den Intereffen und zugleich 
den Wünſchen des Landes gemäß ift, und find der Anficht, daß ohne eine ſolche 
Anlehnung an eine Fräftige Stütze Schleswi - Holftein ſchweren und gefahrvollen 
Berwidlungen entgegengehen könnte; fie wünſchen diefen Anſchluß um fo mehr, 
als fie überzeugt find, daß derſelbe aud den Intereffen bes gemeinfamen deutichen 
Baterlande entiprict. Diefen zu dienen werben bie befreiten Herzogtbümer ftets 
freudig bereit fein. Prälaten und Ritterfchaft werben deßhalb bie Serbeifil brung 
einer Gemeinfamteit der diplomatiſchen, militärifhen unb mari- 
timen Verhältniſſe ihres Baterlandes mit dem preußiſchen Staat 
als ein für alle Theile heilverſprechendes Ereigniß begrüßen.” 


23. Dftober. Die Lauenburgiſche Ritter: und Landſchaft 
erklärt jih für den Anihluß an Preußen und beichlieft 
„ven Wunſch auszuſprechen, daß unter Wahrung der 
Selbitändigfeit des Landes ald eined eigenen deutichen 
Herzogthums und unter Gewährleiſtung jeiner Lan— 
deöverfajjung das Herzogthbum an Preußen fommen 
möge, falld eine Ginigung über die Anſchlußmodalitäten, 
worüber Unterhandlungen an betreffender Stelle angefnüpft 
werden jollen, herbeigeführt wird.“ Eine Deputation joll 
den Wunſch nad Berlin überbringen und über die Be— 
dingungen rejp. Modalitäten unterhandeln. 


31. Dftober. General:Berjammlung ded Nationale Vereins 
zu Eiſenach. 
Beichlüffe: 


I. In der deutſchen Frage: „Der Nationalverein, durchdrungen von 
der gleihmäßigen Nothwendigleit eines deutfhen Parlaments und einer einheit- 
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lichen Centralgewalt, bält feſt an feinem Beichluffe vom 6. Oct. 1862, durch 
melden die Reichsverfaffung ſammt Wabhlgeſetz und Grundrechten als der Rechts: 
boden ber Nation anerkannt wurbe. Ueber die Träger der Centralgemalt 
bat die im Parlament vertretene gefammte Nation zu entſcheiden. 
Diefer böchſten Entſcheidung haben fich alle Parteien, Stämme, und Staaten zu 
unterwerfen. So lange bie freibeitsfeindlihe und undeutſche Rid- 
tung ber Regierungenin den Einzelftaaten, namentlihin Preußen, 
fortbauert, ift die Durchführung ber Neihsverfaffung unmöglich. 
Ohne das böcfte Ziel der nationalen Bewegung auch nur einen Moment aus 
den Augen zu verlieren, ift e8 baber eine dringende Aufgabe des Vereins und 
die Pflicht der Vereinsgenoſſen, die freibeitliche Entwicklung in den Einzelſtaaten 
mit tbatlräftiger Benutzung aller verfaſſungsmäßigen Mittel zu erlämpfen und 
bie in ben particulariftiichen Tendenzen ber Regierungen und der Gejetgebung 
in ben Einzelftaaten begründeten Hinberniffe einer nationalen Entwidlung weg— 
zuräumen. Hier ift das Feld, auf welchem bie gerheinfame Arbeit an dem großen 
nationalen Werk angegriffen werden muß und mit ficherer Ausficht auf Erfolg 
durchgeführt werden kann.” 


I. In der fchlesmwig:bolfteinifhen Frage: „Der Nationalverein 
erflärt es für die Pflicht des dentichen Volkes, zu wachen über das Selbftbeftim- 
mungsrecht der durch beutjche Tapferkeit befreiten Herzogtbümer. Nur die In— 
terefien Deutſchlands dürfen es beſchränken. Es ift daher die Aufgabe ber Ber- 
einsgenoffen, den Herzogtbümern in bem Kampfe gegen jede Bergewaltigung zur 
Seite zu fteben und mitzuwirken, daß endlich ihnen das bieber mifachtete Recht 
zurüdgegeben werde durch Einberufung der Landesverfammlung auf Grunb bes 
Staatsgrundgefege® vom 15. Sept. 1848 und die Anerfennung und Einjegung 
det vom Lande berufenen Herzogs Friedrich VIII. Der Nationalvereinver- 
wirft auf das entichiebenfte die Annerion ber Herzogtbümer an 
Preußen als eine fhmwere Gefährdung ber bundesftaatlihen Eini- 
gungder Nation. Die deutihen Interefjen, Die Bertbeibigung deuticher Küften, 
deutſcher Handel und deutſche Induſtrie verlangen dagegen die Einverleibung 
Schleswigs in ben deutſchen Bund, den Eintritt Schleswig - Holfteins in den Zoll— 
verein, und fo lange eine beutjche Flotte nicht vorhanden ift, den maritimen Ans» 
ihluß der Herzogtbiimer an Preußen. Die unbeutiche und freibeitsfeindliche Hal- 
tung des Miniſteriums Bismard darf die unverzügliche Verwerthung ber maritimen 
Kräfte der Herzogtbümer für das Gejammtvaterland nicht verbindern. Die vom 
Ausſchuß eingeleitete Bereinigung mit ben Patrioten anderer politischen Geſinnun 
zur Rettung der nationalen und politiſchen Unabhängigleit der Herzogtbümer if 
bis zur vollftändigen Durchführung des ganzen Rechtes berfelben fortzujegen.“ 


13. November. Rundſchreiben des 36er Ausſchuſſes an 
ſämmtliche Scleöwig- Holfteiniihe Vereine in Folge des 
Wiener Friedens. 


— — ,... Der bobe Gewinn, welcher in ber nunmehr befiegelten That- 
fahe der Befreiung Schleswig - Holfteins von ber Fremdherrſchaft liegt, ift von 
uns ſchon früber jattiam gewürdigt worden. Aber bei aller Genugtbuung über 
diefes Ergebnif dürfen wir die Augen nicht verſchließen gegen Das tief verletzende 
Verfahren, gegen die Eigenmacht und bie gänzliche Mißachtung bes nationalen 
Rechts und der Selbftbeftimmung bes Voller, womit die beiden Großmächte wie 
kisber, jo auch bei Abſchluß dieſes Friedensvertrages zu Werke gegangen find. 
Nah dem Inhalt desſelben zu urtheilen, wäre der Krieg mit Dänemark nichts 
Anderes gewejen als ein Eroberungsfrieg, beffen Ausgang zu der Abtretung 
dreier, bisher der dänischen Krone geböriger Provinzen an Defterreih und Preußen 
geführt hat. Indem der König von Dänemark feinen angeblihen Rechten auf 
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diefe Provinzen entjagt, wird dadurch der Londoner Bertrag mittelbar als rechts— 
giltig anerkannt. 

Nur das Recht der Gewalt ift es, weldes feine Geltung aufbebt, und 
das Recht der Gewalt kann fie eben jo qut wiederheritellen. Die Eigenjchaft der 
beiden Großmächte als Glieder des deutichen Bundes, die Rechte des Bundes 
auf Holftein und Lauenburg, die alten verbrieiten Rechte Schleswig - Holfteine, 
das Recht eines deutſchen Hürften zur Thronfolge in den Herzogtbümern, Alles 
dieß ift im dem ganzen langen Altenftüd nicht mit einer Silbe angedeutet. Mit 
gleicher Ridfichtstofigkeit wird das Selbſtbeſtimmungsrecht des jchleswig - bolftein- 
ſchen Landes und Volles, fein Recht, über bie Friedensabmahungen gebört zu 
werben, in dem Vertrag bei Seite geihoben. 

Ein folches Verfahren, weldes die Willlür und Bergewaltigung 
Dänemarks nur bejeitigt zu baben jheint, um die Willfür und 
Gewalt unierer Großmächte an die Stelle zu feten, darf ein ebr- 
liebendes Boll nimmermebr mit Stillibweigen binnebmen. 

Bor allem gilt es, auf die unverzüglidhe Einberufung der ſchles— 
wig-bolfteinfhen Yandesverjammlung zu bringen, beren Zufimmung 
zu dem Friedensvertrag eingebolt werden muß, jell derjelbe nicht mit dem Makel 
der Nichtigkeit bebaftet jein. Weiterbin baben wir gegen bie in Art. 3 des Ber- 
trags enthaltene Anerkennung eines däntichen Rechts auf Schleswig - Holftein unb 
die etwaigen Folgerungen daraus für jegt und alle Zukunft Berwabrung ein- 
zulegen. Da der König von Dänemark ein Recht auf die Herzog- 
tbümer nidt bejeijen hat, fo fonnte er ein joldes auch nidt auf 
Defterreih und Preußen übertragen. Weder aus diefem noch aus irgend 
einem anderen Titel fann die Nation ein Verfügungsrecht der beiden Mächte über 
Schleswig» Holftein und feine Zukunft anerkennen; jede obne den Willen des 
Yandes zu treffende Anordnung in deſſen ftaatsrechtlihen Angelegenbeiten wird 
fie als ungiltig und unverbindlich betrachten. Sie muß vielmebr, nachdem 
jeder Vorwand zur ferneren Hinhaltung des inneren Abſchluſſes jett vollends 
entfallen iſt, mit verftärftem Nachdruck darauf befteben, daß das nationale 
Programm zur jofortigen und unverfürzten Durchführung fomme, obne jede 
Einmifhung Dritter und lediglihb nah Maßgabe des Rechts und 
der Selbftbeftimmung des jhleswig-holfteinihen Bolfes. Wir find 
überzeugt, daf die geehrten Comités und Vereine mit dieſer unferer Auffaffung ſich 
in vollem Einverftändniß befinden und im Sinne derſelben ihre Wirkſamkeit für 
die Sache Schleswig. Holfteins unermüdlich fortiegen werden. Nur der ftanpbaften 
Ausdauer ift der endliche Sieg beſchieden, nur fie wird die Politik, welche durch 
berechnete Berichleppung das deutſche Volk zu ermüden hofft, zuverläffig zu 
Schanden maden.“ 


22. Dezember. Adreſſe des Sreiberen von Scheel:Plejjen und 
Genofjen an die Monarchen Preußens und Oeſterreichs. 


— — „Sollte die unparteitiche rechtlihe Unterfuhung der Erbaniprücde 
zu dem Ergebniß führen, daß ein beftimmter Fürft ein unbeftreitbares Recht auf 
die Erbfolge in beiden Herzogthümern und allen Theilen berjelben bat, io 
bürfen wir von ber Gerechtigkeitsliebe Eurer Majeftäten erwarten, daß Allerhöchit- 
biejelben dieſem Fürften die Regierung ber Herzogthümer übertragen werden. 
Anſprüche auf Theile Fönnen fein Recht auf das untbeilbare Ganze begründen. 
Solche Anjprücde werden gegen bie Rüdficht auf die Wohlfahrt der Yande zurüd- 
treten müſſen. Dieje erfordert möglichſte Sicherung durch genügende Machtver- 
bältnifje, welde Eure Majeftäten den Herzogtbümern nicht werden vorenthalten 
wollen. Sie kann ihnen aber nad unjerer innigften Ueberzeugung nicht befier 
gewährt werben, als durch den engften Anſchluß an eine der deutſchen Groß— 
mächte, und zwar an bie preußiſche Monarchie als die nächſtbelegene berjelben. 
Dabei gehen wir mit voller Zuverfiht von ber Erwartung aus, daß den Herzog- 
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himern unter allen Umftänden eine den Eigenthümlichkeiten berfelben ent- 
hubende Selbftftändigfeit in Beziehung auf die inneren Angelegenheiten werde 
eralten werden. Wir bitten Eure Majeftäten, Sich bei Allerhöchſtdero Ent- 
Idiefungen zum Wohle der Herzogthümer von diefen Gefichtspunften leiten und 
anteetenden Falles eine Vorlage an die vereinigte Ständeverfammlung ber 
herzegthümer Schleswig» Holftein gelangen zu laffen. Eure Majeftäten werben 
km dem Friedenswerke die Krone auflegen und Sich die in ihrem einbeitlichen 
Deſein auf die Dauer geficherten Herzogthiimer zu ewigen Danke verpflichten.“ 


1865. 11. Januar. Antwort Bismards Namens des Könige. 


„Sch erfülle eine angenehme Pflicht, indem ich im Allerhöchften Auf- 
tage Sie benadrichtige, daß Se. Majeftät die Adrefie gern entgegenges 
nommen hat. — Indem Allerhöchſtderſelbe überzeugt ift, daß die darin 
ausgedrückten Wünjche aus einem wahren Batriotismus hervorgegangen 
find, erfennt Se. Majeftät mit Befriedigung darin den Ausdrud eines 
richtggen Verſtändniſſes der Berhältnijje, einer ernften und redlichen 
Adtung vor dem Recht und einer eingehenden Würdigung der Bedürf- 
niſe der Herzogthümer, welche, die Nordmarten Deutjchlands bildend und 
durch eine lange und ehrenvolle Geſchichte zu reicher Blüthe entmwidelt, 
cbenjo jehr auf einen vollen und ausreichenden Schu nad außen, wie 
auf eine Beachtung ihrer inneren Eigenthümlichkeiten Anſpruch haben. 
‚n allen diefen Beziehungen ift es das Bejtreben des Königs, den Herzog- 
thümern eine ihrer Wohlfahrt, wie dem Recht entiprechende Stellung zu 
fdern, und indem Ihre Adreſſe Ihn in der Gewißheit beftärft, daß 
Se. Majeftät dabei auf ein vertrauensvolles Entgegenfommen im Lande 
reänen darf, fann der König mit um jo größerer Buverfücht das Gelingen 
dieſes Beitrebens erwarten, als Allerhöchitderjelbe Sich mit Seinem 
hoben Verbündeten und gegenwärtigen Mitinhaber der höchſten Gewalt in 
* Herzothümern in der warmen und herzlichen Theilnahme für dieſelben 

gegnet.“ 
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30. Zum Beginn der Landtagsfellion 1869. 


1865. 14. Januar. Aus der Thronrede des Königs. 


„Ein ereignißreiches Jahr liegt hinter und. In demfelben ift es Mir 
elungen, im Bunde mit Sr. Majeftät dem Kaijer von Defterreich eine 

Ehrenfchuld Deutichlands, deren Mahnungen wiederholt und unter tiefer 
Erregung des nationalen Gefühls an das gejammte Vaterland herange- 
treten waren, durch die fiegreiche Tapferkeit der vereinten Heere ver- 
mittelft eines ehrenvollen Friedens einzulöien. Gehoben dur die Ge- 
nugthuung, mit welcher unjer Volk auf diefen Preußens würdigen Erfolg 
zurüdblidt, wenden wir unfere Herzen in Demuth zu Gott, durch defien 
Segen e8 mir vergönnt ift, Meiner Kriegsmacht im Namen des Vaterlandes 
für Thaten zu danken, die fich der ruhmrzichen Kriegsgefchichte Preußens 
ebenbürtig anreihen. 

Nach einer halbhundertjährigen, nur durch ehrenvolle Kriegszüge 
von fürzerer Dauer unterbrochenen FFriedensperiode haben fich die Aus— 
bildung und Mannszuht Meines Heeres, die Zmwedmäßigfeit feiner Ver— 
faflung und feiner Ausrüftung in dem vorjährigen durch Ungunft der 
Witterung und durch den tapferen Widerftand des Feindes denfwürdigen 
Kriege glänzend bewährt. Es ift der jegigen Organifation des Heeres zu 
verdanfen, daß der Krieg geführt werden fonnte, ohne die Erwerbs⸗ und 
Familienverhältnifje der Bevölkerung dur Aufbietung der Yandmwehr zu 
beeinträchtigen. Nach joldhen Erfahrungen it e8 um fo mehr Meine 
landesherrliche Pflicht, die beftehenden Einrichtungen aufrecht zu erhalten 
und auf der gegebenen Grundlage zu höherer Vollkommenheit auszubilden. 
Ih darf erwarten, daß beide Häufer des Landtages Mich in der 
Erfüllung diejer Pflicht durch ihre verfaffungsmäßige Mitwirkung unter- 
ftügen werden. 

Dejondere Pflege erfordert die Entmwidelung der Marine. Sie 
bat im Kriege durd ihre Leitungen jich einen gerechten Anſpruch auf 
Anerkennung erworben und ıhre hohe Bedeutung für das Yand Dar- 
— Soll Preußen der ihm durch ſeine Lage und politiſche Stel— 
ung zugewieſenen Aufgabe genügen, ſo muß für eine entſprechende 
Ausbildung der Seemacht Sorge getragen und dürfen bedeutende Opfer 
für dieſelbe nicht geſcheut werden. In dieſer Ueberzeugung wird Ihnen 
Meine Regierung einen Plan zur Erweiterung der Flotte vorlegen. 

Die Aufftelung der Truppen an der polnifhen Grenze hat nad 
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dem Erlöichen der Infurrection im Nachbarlande wieder aufgehoben werden 
lönnen. Durch die gemäßigte, aber fejte Haltung Meiner Regierung 
wurde Preußen gegen Uebergriffe des Aufitandes ficher geftellt, während 
gegen einzelne Theilnehmer an Bejtrebungen, welche die Yosreigung eines 
Theiles der Monarchie zum Endziele hatten, von den zuftändigen Gerichten 
auf Strafe erfannt worden ift. 

Daß die günftige Finanzlage des Staates es geftatret hat, den 
däniſchen Krieg ohme Anleihe durchzuführen, muß eine große Genugthuung 
gewähren. Es ijt dies mit Hülfe einer jparjamen und umjichtigen 
Verwaltung, vornehmlich durch die beträchtlichen Ueberfihüfie der Staats- 
einnahmen in den beiden legten Jahren, möglich geworden. Ueber die 
durh den Krieg vehanlaßten Koften und die zu ihrer Beitreitung 
verwendeten ©eldmittel wird Ihnen nah dem Finalabſchluß für das 
verflojiene Jahr meine Regierung vollftändige Vorlagen machen. — — 

Ich habe der Thaten Meines Kriegsheeres micht gedenken fünnen, 
ohne darin die gleiche freudige und herzliche Anerkennung für das öfter: 
reihiiche Heer mit einzubegreifen. Wie die Krieger beider Heere in Waffen: 
brüderjchaft den Yorbeer getheilt haben, jo hat die beiden Höfe den ein» 
getretenen Bermwidelungen gegenüber ein enges Bündniß verknüpft, welches 
jeine fejte und dauernde Örundlage in Meinen und Meines erhabenen 
Verbündeten deutjchen Gejinnungen fand. In diejen Gejinnungen und in 
der Treue gegen die Verträge liegt die Bürgichaft für die Erhaltung des 
Bandes, welches die deutihen Staaten umjchlingt und ihnen den Schuß 
des Bundes fjichert. 

Der Friede, mit Dänemarf hat Deutjchland ſeine beitrittenen 
Nordmarten und diejen die Möglichkeit der lebendigen Berheiligung an 
unjerem nationalen Yeben zurüdgegeben. Es wird die Aufgabe Meiner 
Politit jein, dieſe Errungenichart durch Einrichtungen ficher zu jtellen, 
welhe uns die Ehrenpflit des Schuges jener Grenzen erleichtern und 
die Herzogthümer ın den Stand jegen, ihre reichen Kräfte für die Ent- 
widelung der Land- und Seemacht wie der materiellen Intereſſen des ge— 
meinjamen Baterlandes wirkſam zu verwerthen. Unter Aufrechthaltung 
diejer berechtigten Forderungen werde Ich die Erfüllung derjelben mit 
allen begründeten Anſprüchen, jo des Yandes wie der Fürſten, in Eins 
fang zu bringen juchen. Ich habe daher, um einen jiheren Anhalt für 
Deine Beurtheilung der jtreitigen Rechtsfragen zu gewinnen, die Syn— 
dici Meiner Krone, ihrem Berufe entjprechend, zu einem Rechtsgutachten 
aufgefordert. Meine rechtliche Meberzeugung und die Pflichten gegen 
Dein Yand werden Deich leiten bei dem Bejtreben, Mid mit Meinem 
hohen Berbündeten zu verjtändigen, mit welchem Ich inzwijchen den 
Beig und die Sorge für eine geordnete Berwaltung der Herzog: 
tbümer theile. 

Es gereiht Mir zur lebhaften Befriedigung, daß die kriegeriſchen 
Verwidelungen auf den engjten Kreis bejchränft geblieben und die nahe— 
liegenden Gefahren, welche daraus für den europätichen Frieden hervor- 
gehen fonnten, abgewendet worden find. Die Wiederherjtellung der 
diplomatischen Verbindung mit Dänemark iſt eingeleitet und e8 werden ſich, 
wie Ich feft vertraue, die freundlichen und gegenjeitig fürdernden Ver— 
hältniſſe ausbilden, welche jo jehr dem natürlichen Intereſſe beider Yänder 
entiprehen. Meine Beziehungen zu allen übrigen Mächten jind in feiner 
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e geftört worden und fahren fort, die glüdlichiten und erfreulichften 
u fein. 

s Meine Herren! E3 ift Mein dringender Wunfch, daß der Gegenjag, 
welcher in den legten Jahren zwiſchen Meiner Regierung und dem Haufe 
der Abgeordneten obgemwaltet hat, feine Ausgleihung finde Die be- 
deutungspollen Ereigniffe der jüngften ee werden dazu beige- 
getragen haben, die Meinungen über das Bedürfniß der verbefjerten Or: 
anijation des Heeres, die fi) in einem fiegreich geführten Kriege bewährt 
Bat, aufzuklären. Die Rechte, welche der Yandesvertretung dur die Ver— 
fafjungs- Urkunde eingeräumt worden find, bin ch auch ferner zu achten 
und zu wahren entjchloffen. Soll aber Preußen feine Selbſtſtändigkeit 
und die ihm unter den europätichen Staaten gebührende Machtftellung 
behaupten, jo muß jeine Regierung eine fefte und ftarfe fein, und kann 
fie das Einverftändnig mit der Yandesvertretung nicht anders als unter 
Aufrehthaltung der Heereseinrichtungen erftreben, welche die Wehrhaftig- 
feit und damit die Eicherheit des Baterlandes verbürgen. 

Der Wohlfahrt Preußens und feiner Ehre ift Mein ganzes Streben, 
Mein Leben gewidmet. Mit dem gleichen Ziel vor Augen, werden Sie, 
wie ich nicht zweifle, den Weg zur vollen Berftändigung mit Meiner 
Regierung zu finden wiſſen, und werden Ihre Arbeiten dem Baterlande 
zum Gegen gereichen.“ 


Der Weg zur Berftändigung und zum inneren 
Srieden. 
Aus den Amtöblättern. 


„Es ift mein dringender Wunſch, daß der Gegenſatz, welder in ben 
fetten Jabren zwiſchen Meiner Regierung und dem Haufe der Abgeorb- 
neten obgemwaltet bat, jeine Ausgleihung finde.“ 

Co bat der König bei Eröffnung des Landtags vom Throne berab ge- 
ſprochen; er jchloß dann mit der dringenden Mabnung, daß die Abgeordneten in 
gleihem Streben für die Wohlfahrt und die Ehre des Yandes den Weg zur vollen 
Berftänbigung finden möchten. 

Den Weg zur vollen Berftändigung zu finden, — das ift die Aufgabe ber 
neu beginnenden Yandtagsfibung, wenn biefelbe dem Yande Segen bringen joll. 

Der König bat ſich jedoch nicht darauf bejchränft, dieje Aufgabe blos zu 
bezeihnen, — —— er hat zugleich in Kürze angedeutet, wie der Weg zum 
Frieden wohl zu finden ſein möchte. 

„Die bedeutungsvollen Ereigniſſe der jüngſten Vergangenheit, ſagte er, 
werden dazu beigetragen haben, die Meinungen über das Bedürfniß der 
verbeſſerten Organiſation des Heeres, die ſich in einem ſiegreich geführten 
Kriege bewährt hat, aufzuklären. 

Die Rechte, welche der Landesvertretung durch die Verfaſſungsurkunde 
eingeräumt worden find, bin Ich auch ferner zu achten und zu wahren 
entichloffen. 

Soll aber Preußen jeine Selbftftändigleit und die ibm unter ben 
europäifchen Staaten gebührende Machtftellung behaupten, jo muß feine 
Regierung eine fejte und fiarke fein, und fann fie das Einverfländniß mit 
der Pandesvertretung nicht anders als unter Aufrechtbaltung ber Heeres» 
einrichtungen erftreben, welche die Wehrbaftigkeit und damit bie Sicherheit 
bes Baterlandes verbürgen.“ 

Nicht anders als unter Aufrechterbaltung der verbefjerten Heereseinrichtungen 
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lann alſo das Einverftindniß erfolgen, — davon muß Jeder ausgeben, der ben 
Weg zum Frieden wirklich finden will. Jeder Verſuch zur Berftändigung, welcher 
die neue Organijation des Heeres erichlittern wollte, müßte unfehlbar ſcheitern, 
weil die Regierung nad ihrer tiefften Ueberzeugung dieſe Einrichtungen nicht auf: 
ar fann, ohne die Wehrbaftigleit und bie Sicherheit des Baterlandes preis- 
jugeben. 

Die Hoffnung des Königs aber, daß der Weg des Friedens fich wirklich 
werde finden laffen, beruht auf zwei Gründen: erftens auf der thatſächlichen Be- 
währung ber neuen Heereseinridhtungen, zweitens auf bem guten Gewiſſen ber 
Regierung in Betreff der Achtung und Wahrung der verfaffungsmäßigen Rechte 
des Landtages. 

Der innere Zwift, deſſen Ausgleihung zu erftreben ift, betrifft ja eben 
zweierlei: zuerft und bis zum Jahre 1862 handelte e8 fih nur um die neue 
Einrichtung des Heeres, melde das Abgeordnetenhaus zwar im Jahre 1861 vor- 
läufig genebmigt batte, zu welcher es aber jeine feſte Zuftimmung noch verjagte, 
tbeil& aus Bedenken gegen bie Jwedmäßigfeit, theild wegen bes Zweifels, ob das 
Yand die Koften der neuen Einrichtungen würde tragen können; — danır aber, 
ald das Abgeordnetenhaus im Jahre 1862 unerwartet die gefammten Koften für 
die neuen Regimenter ſtrich, die Regierung jedoch die neuen Einrichtungen un— 
möglich aufgeben konnte, jondern diefelben auch ohne die dauernde Bewilligung 
des Abgeordnetenhauſes aufrecht erhalten mußte, da entjtand hieraus der weitere 
und neue Streit wegen ber angeblich verlegten Rechte der Yandesvertretung. Drei 
Jahre hindurch dauert nun der zwiefadhe Widerſpruch, und je länger er wäbrte, 
defto jchmwieriger wurde e8, den Weg zur Löſung zu finden; denn die Einen 
meinten, erft müſſe der Streit um die Berfaffung gelöft jein, eher dürfe man für 
die neue Heereseinrichtung nichts bewilligen, während von der anderen Seite darauf 
bingewiefen wurde, daß es zuerft darauf anfomme, die Militairfrage zu löſen, 
dann werde fi die Staatshaushalts- und Berfaffungsfiage von jelbit erledigen. 

Jetzt bat nun die Hand Gottes gewiffermaßen den Weg gezeigt, auf welchem 
der Friede in Preußen wiederzugewinnen ift. Nach ben wunberbar berrliden 
Thaten und Erfolgen des Heeres in feiner jegigen Geſtalt und Einrichtung ift 
es vollends zur Unmöglichkeit geworden, von Neuem an bemjelben zu rütteln; 
die Freude des ganzen preußiichen Volles über dieſes jein Heer bat die Herzen 
für die endlihe Yöjung des langen Zwiftes bereitet. 

„Es ift der jegigen Organijation des Heeres zu verdaufen, jagt ber König, 
daf der Krieg geführt werden konnte, ohne die Erwerbs. und Familien» 
verhältnifje der Bevöllerung durch Aufbietung der Landwehr zu beeinträch- 
tigen. Nach jolhen Erfahrungen ift es um jo mehr Meine lanbesherrliche 
Pflicht, die beitebenden Einrichtungen aufrecht zu erbalten und auf ber 
gegebenen Grundlage zu böherer Bollfommenbeit auszubilden. Ich darf 
erwarten, daß beide Häufer des Landtages Mich in der Erfüllung biejer 
Pflicht durch ihre verfafjungsmäßige Mitwirkung unterſtützen werben.“ 

As Erfüllung einer Pflicht bat der König vom erften Augenblide, wo er 
bie Leitung der Regierungsgeichäfte übernahm, die neue Einrichtung des Heeres 
betrachtet: als eine ernfte landesherrliche Pflicht für die Wehrbaftigfeit des Yandes, 
ſowie für die Erleichterung der älteren Yandpwehrmänner. 

Ein Theil der Abgeordneten bat gewiß gleichfalls eine Pflicht zu erfüllen 
gemeint, wenn fie die Mittel zu ben neuen Einrichtungen verfagten, jo lange fie 
an den Borzügen derſelben zweifelten oder die Finanzen des Staates nicht für 
ansreihendb bielten, den erheblichen Mehraufwand zu tragen. 

Jetzt aber find die Vorzüge der Neorganifation des Heeres durch die That 
erwiefen: denn während der däniſche Krieg etwa mit dem fechften Theil ber Armee 
unter beifpiellos rajcher Zurüftung und Aufjtellung geführt werden konnte, obne 
die älteren Jahrgänge der Landwehr heranzuziehen, ftand bie übrige Armee eben« 
falls obne Aufgebot der Landwehr in achtunggebietender Stärke jeden Augenblid 
bereit, etwaige Angriffe anderer Mächte zurldzumeifen. Diefem Umftande ift es 
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gewiß nächſt dem Bündniß mit Defterreih vorzugsweije mit zu danken, baf jede 
Einmifhung fremder Mächte unterblieb. 

Während fi jo die Vortrefflichleit der jeßigen Heereseinrichtung glänzend 
bewährt bat, ift ferner auch tie Beſorgniß wegen des Geldpunktes inzwiſchen 
vellig widerlegt. Ungeachtet ber thatſächlichen Durchführung der neuen Einrich— 
tungen feit nunmehr vier Jahren bat fich ber blühende Zuftand unjerer Finanzen 
nicht bios erhalten, ſondern noch gefieigert. Ein Ekoftipieliger Krieg fonnte ge» 
führt werten, ohne auferordentlihe Mittel dazu aufzunehmen, und nah Been- 
digung beffelben kann Die Regierung ankündigen, daß die Mittel vorhanden find, 
wicht allein das völlige Gleichgewicht der Einnahmen und Ausgaben audy ſchon 
in dem Voranſchlag wieberberzufiellen, jondern auch beträchtlihde Summen zur 
Befriedigung neuer Bedürfniſſe in allen Zweigen ber Berwaltung zu bewilligeu. 

So find teun die beiden Gründe, welde zuerft gegen bie Reorganifation 
zu ſprechen ſchienen, jet durch unwiberlegliche Thatſachen eutkräftet. 

Wenn aber ferner die Beſorgniß laut geworben iſt, daß die Regierung auch 
in Zukunft neue erhebliche Bermebrungen des Heeres ohne Mitwirkung ber Lau— 
desvertretung ins Werk jegen werde, jo wird Die Regierung gewiß gern bie Hand 
dazu bieten, ſolch unbegründete Bejoraniß zu beruhigen. 

Gelingt e8 auf dieſe Weije, die Einwände in der Militairfrage zu befeitigen 
und die endliche Feſtſtellung derjelben durch die verfaffungsmäßige Mitwiı fung 
ber Yanbesvertretung zu erreichen, jo wird danı weiter aud bie Berfaffungsfrage 
ohne Schwierigkeit tbatlächlich erledigt werden. 

Die Rechte, welde der Landesvertretung durch die Berfaffungsurfunde ein— 
geräumt worden find, ift der König, wie in der Thronrede von Neuem feierlich 
ausgeſprochen ift, auch ferner zu achten und zu wahren entjchloffen. 

„Auch ferner“ darf der König mit rubigem Gewiſſen jagen, denn wenn 
diefe Rechte, in Bezug auf den Staatsbausbalt, in den letten Jahren theilweiſe 
nicht zur vollen Wirkſamkeit gelangt find, fo zeigt doch ein unbefangener Blid 
auf die Entwidelung der Staatsbausbaltsfrage, daß es nicht durch bie Schuld 
der Regierung jo gelommen ift, daß Die Regierung in ihrer pflichtmäßigen Für— 
forge für die Wohlfahrt des Landes nicht anders handeln konnte, als fie gehandelt 
bat, und daß dieſelbe, obwohl fie ohne geieglich feftgeftellten Staatsbaushalt bie 
Geſchäfte weiter führen mußte, doch auch bierbei (abgeſehen von der Militairfrage, 
wo es eben nicht möglich war) die Beichlüffe des Landtages in Betreff aller neuen 
Ausgaben fireug beobadtet hat. 

Nur notbgedrungen und nur fcheinbar find die Rechte, welche der Landes— 
vertretung durch die Berfaffung wirklich eingeräumt find, vorübergehend zum 
Stillftand gelommen Will das Abgeordnetenhaus dieje feine wirklichen Rechle 
wieder zur vollen Wirkſamkeit bringen, jo wird es den Weg zur Verjtändigung 
und zum inneren Frieden betreten, auf weichen die Thronrede bingewiejeu bat. 

Dann werben die Arbeiten der neuen Sigung, wie der König bofft, dem 
Baterlande zum Segen gereiden. 


Der Berfallungskonflikt und der Geift der Berfallung. 


24. Januar. Rede Bismards bei der Adreidebatte des Herren 
hauſes. — (Der Geift des Verfaſſungslebens; — Das 
Bündniß mit Deiterreid,.) 

Ich habe den Herren Antragftellern und den Rednern, melde die 
Adreſſe vertreten haben, meinen Dank für die wohlwollende Beurtheilung 
zu jagen, welche die Thätigkeit der Königlichen Regierung bei ihnen ge: 
funden hat. 
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Jh erlaube mir im Uebereinftimmung mit derjenigen Auffaflung, 
melde die Majorität des Hauſes von dem inneren Slonflift hat, einige 
Züge Hinzuzufügen, welche zwar nichts Neues jagen, aber den Entftellungen 
gegenüber, durch welche fie verdunfelt werden, nicht oft genug wiederholt 
werden können. 

Die Bajis de3 fonftitutionellen Yebensprozejjes ift überall 
der Kompromiß. Auf dieſe Baſis weiſt die preußiiche Verfaſſung 
um jo notwendiger hin, als jie, von vielen anderen abweichend, auch 
u Bezug auf daS Budget die Uebereinftimmung der drei Factoren der 
Seieggebung verlangt. Diejelben jind in Betreff des Budget3 zwar nicht 
abjolut gleich, aber gleich abjolut berechtigte Gemwalten, die neben 
einander gejtellt find. Seiner von ihnen legt die Verfafjung die Ver— 
plihtung auf, ſich den beiden anderen oder einer der beiden anderen 
unterzuordnen. Eben jo wenig legt die Berfafjung einer der drei Gemwalten 
das Recht bei, ein sic volo, sic jubeo zu jprechen, dem die anderen ſich zu 
beugen hätten. 

Das leichte Auskunftsmittel, den Konflikt zwijchen beiden Körper— 
ihaften des Yandtage3 dadurdy zu bejeitigen, daß die Negierung die 
Lerpflihtung übernimmt, jedesmal, wo das Herrenhaus mit dem Ab» 
geordnetenhauje nicht übereinjtummt, das Herrenhaus durch Ernennung 
von Mitgliedern im Uebereinjtimmung mit dem Abgeordneteuhaufe zu 
bringen, halte ich für verfaflungswidrig, weil e3 dem Geifte der Ber: 
jaffung widerſpricht. E3 führt zu dem Ein» Sammerjyiten, welches 
prinzipiell ein Oberhaus verlangt, deſſen Nichtübereinftimmung mit dem 
Unterhauje gar nicht gedacht werden kann. Es untergräbt vollitändig das 
Injtitut eines Herrenhaufes, einer Erjten Kammer, eines Dberhaujes, 
mie man e3 nennen mag, welches gerade der Träger einer Politik jein 
jol, die nicht den Tagesmeinungen mit Yeichtigleit folgt, ſondern den 
Regulator und Ballaft im Landtagsſchiffe abgiebt. Dafjelbe Erperiment, 
welhes ein Miniſterium machen fönnte, um ein widerjprechendes Herren: 
baus durch Ernennung von Mitgliedern in Uebereinftimmung mit einem 
iberalen Abgeordnetenhaufe zu jegen, dafjjelbe Erperiment müßte dem— 
nähft wiederum von einem fonjervativen Miniſterium einem konfervativen 
Abgeordnetenhaufe zu Liebe gemacht werden — und die Möglichkeit iſt 
doh nicht ausgeſchloſſen, daß wir einmal ein fonjervatives Abgeordnetens 
haus haben fönnen — und wenn wir damı eine liberale Majorität in 
dem Herrenhauje hätten, jo müßte man dajjelbe wieder im entgegenges 
jegten Sinne vervollftändigen, wodurd die Zahl der Mitglieder bald eine 
übermäßige werden und das Herrenhaus nur ein Schatten des Abgeord- 
netenhauſes jein würde, was dem Geiſt der Verfaſſung widerjpridt. 

Die Berfajfung weiſt — ich mwiederhole es — auf den Weg des 
Kompromijies in ſolchem Zwieſpalt mit Nothwendigfeit hin. Diejer 
Veg wurde verlajjen durch den Beichluß, welchen das Abgeordnetenhaus 
am 22. September 1862 faßte, ein Beſchluß, dejjen Ausführung ſchlechthin 
unmöglih war. 

Ich will nit alle Schritte vertreten, welche die damalige Regierung 
m Jahre 1860 in dieſer Angelegenheit gethan hat; nur jo viel ijt gewiß, 
daß, als die jegige Regierung eintrat, fie den Streit in einer ſolchen 
Sage vorfand, daß fie gütlich denjelben nur jchlichten konnte, indem jie 
nen unmöglichen Beihluß ausführte, nicht blos deshalb unmöglich, weil 
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das Budget von 1862, das im feinem mejentlihen Beſtandtheile ver: 
worfen wurde, bereit3 verbraudt war, fondern auch deshalb unmöglich, 
weil er der Regierung zumuthete, die Armee aufzulöfen. 

Diefe Unmöglichkeit dauert auch jetzt noch It, wie die Thronrede 
hervorgehoben hat. 

Bejonderd dankbar bin ich den Herren Antragftellern für die 
ihonende Weiſe, mit welcher fie die auswärtige Politik berührt 
haben. Jeder praftifhe Gejchäftsmann kennt die Bedenken, welche den 
Veröffentlihungen über jchwebende Berhandlungen entgegenftehen, Ber: 
öffentlihungen, welche entweder das eigene Ziel voreilig und ohne Zu- 
ftimmung des anderen Theil fejtlegen oder ein falfches Picht auf dieſes 
Ziel in den Augen der anderen verhandelnden Macht werfen. Die Herren 
wollen fich verfichert halten, daß in den fchwebenden Verhandlungen dıe 
diefjeitigen Intereſſen mit eftigfeit vertreten werden, und darf ich die 
Gewißheit ausfpredhen, daß preußifhes Blut nicht umſonſt gefloffen ſein 
wird. Bon der liberalen Seite ift uns bei der Kritik der auswärtigen 
Politit der Vorwurf gemaht worden — wird uns aucd in dem anderen 
Haufe gemacht werden — daß wir die zukünftige Geitaltung der Herzog 
thümer uns dadurch erjchwert haben, daß wir mit Defterreich gegangen find. 

Ich glaube, meine Herren, daß die Nützlichkeit diefes Bündniſſes 
während der vergangenen Phaje von der Zukunft in ein helleres Licht 
geftellt werden wird, als die bisherigen Ereignilfe, jo weit jie zu Tage 
ltegen, es gethan haben und als ich jelbjt in diefem Augenblide um 
Stande bin, e8 zu thun. 

Einftweilen erlaube ich mir, zu bemerken, daß, wenn wir den Weg, 
den mir gegangen find, nicht gehen wollten, uns fein anderer regel: 
mäßiger Weg blieb, als der des Bundeskrieges. Es ift derjelbe 
auch mit mehr oder weniger Variationen in Bezug auf die Art, wie er 
einzuleiten jet, empfohlen und in der That vergeblich verfucht worden. 

Nun liegt e8 auf der Hand, daß bei einem Bundeskrieg Oeſterreich 
nicht blos als einfacher Bundesgenoffe, jondern als Präfidialmadt mit: 
gewirkt haben würde, und daß neben Defterreich, und viel entjcheidender, 
die Majorität des Bundestages nicht blos auf die Kriegführung, jondern 
namentlich auf die fchliegliche Geftaltung der Herzogthümer eingewirkt 
haben würde. 

Daß wir von diejer Majorität eine wohlwollendere Berüdfichtigung 
der preußiichen Intereſſen zu erwarten gehabt hätten, als von dem be 
freundeten uns verbündeten Defterreich, das, glaube ich, werden jelbit die 
— die uns dieſen Vorwurf machen, nicht behaupten. Ich glaube, 

e machen ihre Vorwürfe uns in der Art, daß ſie die Konſequenz der— 
ſelben nicht bis ans Ende ziehen, und daß ſie nicht ſehen, was die 
nothwendigen Reſultate geweſen wären, wenn wir ihren Vorſchlägen ge— 
folgt wären. 

Der Gedanke, daß der Krieg, den wir geführt haben, unter Zu— 
rückweiſung der öſterreichiſchen Allianz iſolirt von Preußen zu führen ge 
weſen ſei, führt uns auf das Feld der Konjekturalpolitik, das ich, 
im Hinblick auf meine amtliche Stellung, zu betreten mir verſagen muß. 

Nur fo viel iſt gewiß, daß wir zu einem ſolchen Kriege ohne Deiter: 
reich die Zuftimmung der deutſchen Bundesregierungen nicht erlangt haben 
würden, daß wir uns aljo außerhalb der preußifchen Armee nur hätten 
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auf Elemente ftügen können, die entweder im Widerfpruch oder jedenfalls 
ohne Bemilligung ihrer Regierung fih uns angefchlofien hätten; regel- 
mäßige Truppen mären e3 micht gemejen. enn ich mich auf dieſe 
wenigen Andeutungen in Bezug auf ein Thema, welches alle Gemüther 
in diefem Augenblide mefentlih intereffirt, beichränfe, jo wollen Sie 
darin nicht einen Mangel an Vertrauen zu Ihrer Uebereinftimmnng mit 
der Regierung jehen, jondern die Beobachtung der nothwendigen Rüdjicht, 
melde die Deffentlichkeit mir auferlegt. 


24. Januar. Der Berfafjungsfonflift und die Militär: 
frage. 

Aus der Rede des Minifterd ded Innern Grafen zu 

Eulenburg bei der Adrefdebatte des Abgeordnnetenhaufes. 


— — „Ich bitte, meine Herren, vergegenwärtigen Sie fih einen Augen- 
bild den Gegenftand der Militairfrage. Denken Sie fih einen Monarchen, ber 
durch und durch Soldat, die Bedeutung feines Heeres für fih und jein Vater- 
land in tieffter Tiefe erfaßt bat, deſſen Srachbenten und Sehnen e8 von frübefter 
Jugend an geweſen ift, diefem Inftitute eine Einrichtung zu geben, welche deſſen 
bisberige Kraft und Sicherheit gewäbrleiftet und es einer Ausbildung entgegen- 
fübrt, die e8 auf der Stufe einer erften Armee Europa’s erbält; denfen Sie fich 
einen Monarchen, ber endlich diefes Mittel gefunden zu baben glaubt, ber, unter 
vorläufiger Genehmigung der Yandesvertretung, proviforiich dieſen Zuftand ber- 
beifübrt, und ber denſelben für jo wichtig, feine Durchführung fir jo notbwenvig 
bält, daß er jelbit die Gefahr nicht jcheut, das Land einem budgetloſen Zuftand 
entgegenzufübren. 

Denken Sie fih einen darauf folgenden Krieg, einen fiegreich gefübrten 
Krieg, einen Krieg, den das Heer mitgemacht hat unter der Herrichaft vieler 
Organifation, und bie ſehr natürlich fi daran knüpfenden Schlußfolgerungen, 
dag man vielleicht auch ohne diejelbe hätte fiegreich fein Fünnen, daß man aber 
nicht jo ficher, fo energiſch, nicht, wenn ich jagen darf, jo elegant gefiegt hätte, 
als unter den Formen, welche in diefem Kriege ihre Bewährung und Berechti— 
gung gefunden und betbätigt haben. Denken Sıe fi daneben, daß die Gefahren, 
welche man an einen budgetiofen Zuftand geknüpft glaubte, fich nicht als vor- 
banden erwiejen baben. 

Und einem ſolchen Monarchen mutben Sie zu, von diefem jeinem Werke, 
zu defien Gunften alle Thatſachen ſprechen, zurüdzutreten und zu jagen: „Ich 
und meine Regierung wollen die Berftändigung auf dem Punkte und in der 
Weile fuhen, daß ib einen Theil desjenigen Werkes zerftöre, welches Preußen 
groß gemacht hat!“ Das ift unmöglich, meine Herren, ganz unmöglid. 

Weder der jetige Monarch Preußens, noch irgend ein König Preußens, fo 
lange wir leben, wird von den Prinzipien biefer Armee» Reorganijation und von 
den gejetlichen Beftimmungen, von denen er glaubt, daß fie nothwendige Korre- 
late derfelben find, aud nur ein Tippelchen bingeben, und die Könige Preußens 
werden länger befteben, als die breijährig gewählten Kammern. 

Meine Herren, wenn Sie mir zugeben, daß ich aufrichtig und wahr, und 
wie es vor Aller Augen liegt, jpreche, jo daß Sie fich felbft ber kg 
nicht verjchließen Finnen, daß die Regierung in diefem Punkte nicht zum Nach— 
gebeu bewogen werben faun, dann, denke ich, thun Sie am beften, wenn Sie die 
Nilitairfrage nicht zum Probirftein der Budgetfrage machen; denn darin liegt die 
Frage. Sie haben gelämpft für und wider die Zweckmäßigleit diefer Organifation, 
für eine kürzere oder längere Dienftzeit; aber alle dieje Fragen könnten für 
Sie jo wichtig nicht fein, daß Sie mit befonderer Hartnädigkeit daran hängen, 
wenn Sie nicht zugleich glaubten, daß mit der Bertheibigung biejer Fragen bie 
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en des von Ihnen in Auſpruch genommenen Bubgetrechtes zujam- 
meubinge. 

Dieine Herren! Geben Sie die Idee, Ihr Budgetredht an der Militair- 
frage zu probiren, auf; juhen Sie irgend ein anderes ae irgend einen an— 
deren Punkt, woran Sie glauben, Ihr Recht geltend madhen zu müffen! Ic 

laube aber, Sie werden feinen finden, denn Sie werben die Regierung bereit 
abet. da, wo nicht thatjächliche Zuftände e8 unmöglich machen, die Auslegung 
der geleglihen Paragraphen anzunehmen, auf der Sie befteben. 

Laffen Sie dies Factum fih aus unferen Augen entziehen, aus der Welt 
verſchwinden, dann wird e8 uns als eine Lehre dienen für künftige Zeiten, und 
dann wird der ganze Kampf, ben wir jeit zwei Jahren kämpfen, und ber, weın 
Sie in diefem Punkte wicht nachgeben, unabjehbar fortgelämpft wird, Doch zumt 
Heile des Baterlandes dienen und mehr zur Entwidelung des Berfafjungsiebens, 
als Sie glauben. 

Meine Herren! Ueberlafjen Sie die Bethätigung diejes Patriotismus nicht 
Ihren Nachfolgern, legen Sie fo jchnell als möglih Hand ans Werk, um Preußen 
einig zu machen und Dadurd jo groß und ftarf, als es verdient.“ 


31. Berhandlungen über die Erridtung eines felbAfländigen 
Schleswig - Holfteinfhen Staatsweſens. 


Allgemeine Ueberſicht über die Verhandlungen. 

Aus der Denkſchrift, den Krieg gegen Däne— 
mark betreffend, dem Abgeordnetenhauſe vorgelegt am 
9. Mai 1865. 


Am 30. October 1864 wurde der Wiener Friede unterzeichnet. Indem 
die beiden deutſchen Mächte laut dieſes Vertrags nur Jütland zurückgaben, 
verblieben ihnen eo ipso die Herzogthümer kraft Rechtes der Eroberung; 
denn wo die Wiederherſtellung des durch den Krieg veränderten Beſitzſtandes 
nicht ausgeſprochen iſt, verbleibt es bei dem Neuen. Außerdem cedirte im 
Artikel III. der König von Dänemark alle feine Rechte auf die drei Herzog— 
thümer Ihren Majeftäten dem Könige von Preußen und dem Kaiſer von 
Oeſterreich. 

Bei dem Bemühen beider Mächte, eine definitive Ordnung der Dinge 
herbeizuführen, hatte die Staats-Regierung zunächſt die Zwecke feſt im 
Auge zu behalten, die ſie mit den Waffen und in den Londoner Ver— 
handlungen verfolgt hatte: Befeſtigung des Friedens durch einen gerechten 
und haltbaren Zuſtand, dauernden Schutz der Herzogthümer gegen eine 
Wiederkehr fremder Bedrückung und Sicherung Deutſchlands in ſeinen 
Nordmarken. Die Regierung hatte aber zweitens die Pflicht, das Preußiſche 
Intereſſe zu wahren in ſeinem ganzen Umfange, ſoweit es mit dem 
deutſchen zuſammenfällt, und ſofern es durch die individuellen Verhältniſſe 
des Preußiſchen Staates und durch unſere Eigenſchaft als kriegführender 
Theil beſtimmt wird. Die Gerechtigleit gegen alle Prätendenten und gegen 
Preußen, welches Blut und Schäge geopfert hatte, gebot eine gründliche 
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Prüfung der Auguftenburgifchen, der oldenburgifchen und der brandenburgi- 
ihen Erbredte. 

Die Aufgabe ift noch ungelöft. Das Proviforium dauert fort, mit 
ihm die Occupation, dadurch entfteht ein meiterer Koftenaufmand für das 
Yand, und für die Regierung die Verflihtung, dem Yandtage die Gründe 
darzulegen, welche eine definitive Regelung bisher verhindert haben. 

Eine rein legiftiihe Entſcheidung ift unmöglich, jede denkbare Löſung 
muß darin beftehen, die Nechtsfrage und das politiihe Bedürfniß auszu— 
gleihen. Denn jeder der in dem älteren Recht beruhenden Anſprüche er: 
ftredt fich nach der Nechtsanficht, welche die Königliche Regierung ſich bisher 
bat bilden können, nur auf Stüde, die Ceſſion Ehrijtians IX. geht auf das 
Ganze, aber berechtigt Defterreih und Preußen zu gleichen Antheilen, und 
doh ftände eine Zerftücdelung oder Trennung der Yande fo fehr im Wider- 
ipruch mit ihren eigenen und den deutjchen Intereffen, und mit den Wün— 
ihen und Bedürfnijien der Bevölkerung, daß fie als unmöglich bezeichnet 
merden darf. 

Aus diefen Borausjegungen, tiber welche die beiden Mächte einver- 
fanden, zog die Kaiferlich öfterreichtiiche Regierung den Schluß, daß feine 
andere, al3 eine politiiche Löſung möglich ſei, und jchlug in diefem Sinne 
unterm 12. November vorigen Jahres vor, die aus Artikel III. des Wiener 
Friedens erworbenen Rechte weiter an den Erbprinzen von Auguftenburg 
zu cediren, vorbehaltlich einer Aufträgal-Inftanz für den Großherzog von 
Oldenburg. 

Die Königliche Regierung iſt dieſem Vorſchlage prinzipiell in ſoweit 
nicht entgegengetreten, als ſie in ihrer Antwort vom 13. December erklärte, 
daß ſie weder die Auguſtenburger, noch die Oldenburger Candidatur aus— 
ihließe; aber fie müſſe darauf halten, daß die Entſcheidung für den einen 
Bewerber nicht dem anderen und jeinen Freunden in und außer Deutjch- 
land den Eindrud der Willfürlichkeit mache. Sie würde fich, fobald fie 
eine Schädigung der Preußiichen Intereſſen zu befürchten hätte, der Ver— 
pflihtung nicht entziehen künnen, auch die Prüfung der Brandenburgifchen 
Anſprüche zu verlangen, denn, während Defterreich auf diefen Befig, der 
geographifchen Berhältniffe wegen, feinen Werth lege, jeien die gelanımten 
ftaatlihen und wirtbichaftlichen Interefien Preußens an der künftigen Ge- 
ftaltung der Herzogthümer mejentlich betheiligt, jchulde die Preußiſche Re: 
gierung e8 dem eigenen Lande, Vürgjchaften dafür zu geminnen, daß die 
Beiriedigung und Achtung diejer Intereſſen nicht von dem zweifelhaften 
guten Willen des Yandesherrn, von der Stimmung der Stände, von dem 
Spiel der Parteien abhängig bleibe. Solche Bürgjchaften würden darin 
zu finden fein, daß die Militair-Organiſation der Herzogthiimer in ein 
ıeftes Berhältniß zu der Preußiichen gejegt, die maritimen Wehrkräfte für 
die Preußiiche Marine nugbar gemacht, die natlirliche, dem Vortheile beider 
Theile zufagende Entwidelung von Schifffahrt und Handel gegen fünftliche 
Hemmungen geſchützt werde. Die Regierung habe die erforderlichen Schritte 
gethan, um eine gründlichere wifenjchaftlihe Prüfung der Rechtsfrage und 
über die anderen bezeichneten Punkte ein beftimmteres Programm vor: 
zubereiten. 

Am 21. December erfolgte eine Rüdäußerung von Wien. Das Kaifer- 
liche Cabinet erklärte fich bereit, die Frage durch Verftändigung mit Preußen 
abzuichliegen, allein der Gefammtheit des Bundes ftehe es zu, darüber zu 
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wachen, daß der politiiche Zuftand eines Bundeslandes den Grumdgejegen 
des Bundes entiprehe, und daß nicht in dem Verein der Souveraine 
Deutichlands ein unfelbftftändiges Mitglied eingeführt werde. Was die 
vorgejchlagene Ceſſion betreffe, jo jet diefelbe nur als eine Verfügung 
über die aus Artikel III. erworbenen Rechte, nicht als eine Entſcheidung 
der Rechtsfrage gemeint, wobei allerdings zu erwägen ſein werde, ob das 
Berfügungsredht Chriftians IX. fih nur auf ſolche Yandestheile beziehe, 
die dem Könige, abgejehen von dem Thronfolgegejege, angefallen jein 
würden, oder nicht vielmehr auf das Ganze erjtrede. 

Die diefjeitige Ermiderung vom 26. Januar diefes Jahres empfiehlt 
die angeregte Frage nad der Dispofitions-Befugniß Ehriftians IX. einer 
jorgfältigen Unterfuhung. Die Staats-Regierung erwarte auch darüber 
das Gutachten ihrer Kronjuriften und würde es dankbar erkennen, wenn 
die öfterreichifche Regierung auf analoge, in ihren Jnftitutionen gegebene 
Weiſe die ſachverſtändige Prüfung aufnehmen wollte. Die Brandenburger 
Anſprüche zu erwähnen habe Preußen fid) nur da berufen gefunden, mo 
e3 ſich um die rechtliche Seite der Frage gehandelt, nicht in Pondon, wo 
e3 darauf angelommen jet, die Yostrennung der Herzogthümer ohne Ver— 
größerung der Kriegsgefahr durch eine politiihe Transaction zu erreichen. 
Die Königliche Regierung wünſche zunächft Har geftellt zu jehen, wie weit 
das Recht des Erbprinzen von Auguſtenburg reiche, wie groß darüber 
hinaus aljo das Geſchenk fein würde, welches fie gemeinjchaftlich mit 
Defterreih ihm zu machen hätte, wenn fie jeiner Einjegung zuſtimme. 

Am 22. Februar war die Königliche Regierung in der Yage, dem 
Wiener Cabinet die Grundjäge mittheilen zu können, von welchen fie bei 
den Verhandlungen mit Defterreih über die jelbftftändige Conftituirung 
Schleswig -Holiteins auszugehen beabfichtigte, und bei deren Annahme 
fie legtere mit den Preußiſchen Intereſſen für vereinbar halten würde. 

Die betreffende Depejche ift dieſer Denkſchrift beigefügt. 

Die Erilärung darüber erfolgte in einer Depefche des Grafen v. Mens- 
dorff vom 5. März. Die Kaiferliche Regierung hielt dafür, daß ein unter 
ſolchen Bedingungen eingefeger Fürft nicht als gleichberechtigtes und ſtimm— 
fähiges Mitglied in den Kreis der Souveräne des deutſchen Bundes einge- 
führt werden fünne. Die Bedingungen gingen nur auf den individuellen 
Gewinn Preußens, während Defterreih und der Bund Anſpruch auf das 
hätten, was die Herzogthümer an Wehrfrajt zu Lande und zu See leijten 
tönnten. Die Kaiſerliche Regierung ſei bereit zu bewilligen, daß Rendsburg 
ur Bundesfeftung erhoben werde, daß Preußen den Kieler Hafen für 
— Marine, eine Canalverbindung zwiſchen beiden Meeren und den 
Eintritt des neuen Staates in den Preußiſchen Zollverein verlange. In— 
deſſen ſei, ſo lange die Frage der Souverainetät in der Schwebe bleibe, 
für Detailverhandlungen kein Boden. Oeſterreich lehne das mitgetheilte 
Programm ab und ſchließe eine Phaſe der Verhandlungen, in der definitive 
Vereinbarungen überhaupt nicht möglich. 

Die Königliche Regierung glaubt du willen, daß der Gang, den fie 
genommen, und die Richtung der öffentlichen Meinung des Yandes parallel 
laufen. Ein enger Anjchluß der Herzogthümer an Preußen wird alljeitig 

efordert und erwartet, die wirkliche Einverleibung lebhaft gewünſcht. 
ie Königliche Regierung ift der Ueberzeugung, daß die legtere Yöjung 
an fi die zwedmäßigjte wäre, nicht nur für Yes, jondern auch für 
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Deutihland und die Herzogthümer jelbft; aber fie verfennt nicht, daß fie 
für Breußen mit grogen finanziellen Opfern in Betreff der Kriegstoften 
und der Staatsjchulden verbunden jein würde, und fie hält diefelbe nicht 
m dem Maße durch das Staatöintereffe für geboten, daß ihre Durch— 
führung unter allen Umftänden und ohne Rüdfiht auf die Erhaltung des 
Friedens erjtrebt werden müjle. Dagegen glaubt fie an denjenigen Be— 
dingungen unter allen Umftänden fejthalten zu follen, zu deren Auf: 
ftelung Preußen aus der Pflicht zum militärtichen Schuge der Herzog: 
tbümer mie des eigenen Yandes und zur Entwidelung der deutjchen 
Wehrkraft zur See die Berechtigung ſchöpft. So lange, bis die auf 
dieſem Gebiete für Preußen nothwendigen Einrichtungen zweifellos ficher- 
geftellt find, muß das Provijorium und mit ihm die Occupation fortdauern 
und die Regierung it der Zujtimmung des Yandes gewiß, wenn fie ihren 
Belig in den Herzogthümern bis dahin aufrecht erhält. Sie wartet die 
Prüfung und Klärung der Rechtsfrage ab, fie iſt zu Berftändigungen be- 
reit, welche, dieje Frage mit dem politiichen Bedürfnig verfühnend, dem 
Intereſſe Preußens, der Herzogthümer und Deutichlands genügen, und 
wird in den Wünſchen und Ueberzeugungen der Bevölkerung der Herzog- 
tbümer, jobald es ihr gelungen jein wird, diejelben durch eine geeignete 
Bertretung zum Ausdrud zu bringen, ein mejentliches Moment für ihre 
eigene Entſchließung finden. 


22. Februar. Die Februarbedingungen. 
Depeſche Bismarcks an den Preußiſchen Geſandten 
Freiherrn von Werther in Wien. 


Eurer Excellenz bin ich nunmehr in der Lage, in näherer Formuli— 
rung die Bedingungen anzugeben, unter welchen wir die Bildung eines 
neuen Staates Schleswig-Holftein nicht als eine Gefahr für die Intereſſen 
Preußens und Deutſchlands anfehen dürften, und deren geficherte Berbür- 
gung das Königliche StaatSminifterium daher berechtigen würde, Seiner 
Majeſtät dem Könige die Uebertragung Seiner dur den Friedensſchluß 
vom 30. October erworbenen oder jonft Ihm zuftehenden Rechte auf einen 
Anderen vorzufchlagen. 

Sie finden diefelben in der Anlage zufammengeftellt. 

* Begründung und Erläuterung füge ich Folgendes hinzu: 

Daß Preußen bei der Conſtituirung des neuen Staates an denſelben 
die Forderung eines feſten und unauflöslihen Bündnifjes ſtellen muß, 
ft felbftverftändlih; es kann fich nicht einen eventuellen Gegner jelbft 
Ihaffen wollen. Eben fo jehr und noch mehr bedarf der neue Staat ſelbſt 
eines ſolchen Bündniffes zu feiner eigenen Sicherheit, welche zugleich die 
Sicherung Deutjchlands gegen Norden im fich begreift. Die allgemeinen 
verhältniſſe find in- dieſer Beziehung jo Har, daß es hier feiner weiteren 
Ausführung bedarf. 

Die Herzogthüimer bilden einerſeits vermöge ihrer geographiichen Yage 
und der politiichen Verhältniffe einen fehr erponirten Angriffs: und Vers 
theidigungspunkt für das gefammte Norddeutichland und für Preußen inse 
beiondere; andererjeit3 würden fie in einer ifolirten militairijchen Stellung 
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nicht im Stande fein, fich ſelbſt zu ſchützen. Preußen wird daher immer 
ihren Schug und ihre Vertheidigung übernehmen müffen, und menn es fo 
weitgehende Berpflichtungen und die dafür erforderlichen Dpfer auf fi 
nehmen joll, jo muß es auch die Mittel erhalten, diefe Verpflichtungen in 
wirffamer Weiſe jederzeit erfüllen zu können. 

Daß die Herzogthümer nicht ım Stande find, dem erften, mit nad): 
haltiger Kraft geführten Stoße einer fremden Macht zu widerſtehen, 
haben die Erfahrungen zu Anfang des Jahres 1848 und 1850 gezeigt. 
In ähnlicher Weiſe wird für Schleswig: Holftein, wenn e8 nur auf jeine 
eigenen Kräfte angewiejen ift, immer die Gefahr beftehen, daß das 
Herzogthum Schleswig im erften Anlauf verloren gehe. Die Folge davon 
würde jein, daß der Feind dort fofort eine fefte und jehr gefährliche 
Dperationsbafi8 gemönne, und daß Preußen genöthigt wäre, das Yand 
mit großen Opfern wieder zu erobern, mie dies im Jahre 1848, namentlich 
aber im vorigen Jahre gejchehen ift. Diefer Gefahr, der wir und nicht 
ausfegen dürfen, fann nur vorgebeugt werden, wenn die in Schleswig 
vorhandenen Streitkräfte und militärifchen Einrichtungen in einem organt- 
fhen Zufammenbang mit den Preußiichen fich befinden; wenn dieſes 
Herzogthum, in militärifcher Beziehung, einen integrirenden Theil unſeres 
eigenen Vertheidigungsſyſtems bildet und wir daher in der Page jind, 
einem eriten Angriff ſchon dort nachhaltig zu widerftehen und ein Feſtſetzen 
des Feindes dajelbit zu verhindern. 

Der deutihe Bund kann feinen Schuß nicht auf das Herzogthum 
Schleswig ausdehnen, welches nicht zu ihm gehört. Auch hier Fönnen 
mir uns auf die Erfahrung berufen, welche gezeigt hat, wie der Schutz 
des Bundes auf Holftein nur im jo meit Anmendung fand, als er auf 
ul und Oeſterreichs Reſerven geftügt war, an der Eider aber ganz 
aufhörte. 

Von der Sicherheit Schleswigs hängt die Sicherheit Holfteins ab. 

Vegteres ift Bundesland, und der neue Eouverän muß in den Stand 
gejegt werden, jeine Verpflichtungen gegen den Bund in militärifcher wie 
in jeder anderen Hinficht zu erfüllen. 

Holftein aber eine andere Militair-Organifation zu geben als 
Schleswig, würde zu einer neuen Schwähung des ftaatlihen Zufammen- 
hanges führen und das Einfchreiten Preußens in Sriegszeiten lähmen. 

E3 muß alſo ein Modus gefunden werden, um dem neuen Staat eine 
einheitliche Militair- Organifation und zugleich die unumgängliche Berbin- 
dung mit dem Preußiſchen Militairfgftem zu geben. 

In Betreff des Bundeslandes Holftein bietet hierzu der Artifel VIII. 
der Örundzüge der Bundes» Striegs - Verfaffung das Mittel dar. Derjelbe 
lautet: 

„Bei der Organifation der Kriegsmacht des Bundes ift auf die 
„aus bejonderen Verhältniſſen der einzelnen Staaten hervorge- 
„benden Intereſſen derjelben in ſoweit Rüdjicht zu nehmen, als es 
„mit den allgemeinen Zwecken vereinbar anerfannt wird.“ 

Der allgemeine Zmed ift die Wehrhaftigfeit im Kriege. Diefe er: 
fordert, daß die holfteinjche Wehrkraft ebenjo mie die ſchleswigſche in 
organischen Zufammenhang mit der Preußiichen geſetzt und ihre Ausbil- 
dung im derjelben Tüchtigfeit und Vollzähligkeit wie die der Preußiichen 
Armee fichergeftellt werde. Um nicht ohne Noth eine Aenderung der Bundes: 
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Kriegs-Berfafjung zu beantragen, find wir bemüht, die erftrebten Garan- 
teen in Uebereinftimmung mit derjelben in's Yeben zu führen. 


Art. 5 der Bundes-Kriegs-Verfaſſung beftimmt: 
„Kein Bundesftaat, dejien Contingent ein oder mehrere Armeecorps 


„Für fich allein bildet, darf Eontingente anderer Bundesftaaten mit 
„dem jeinigen in eine Abtheilung vereinigen.“ 


Das holſteinſche Bundescontingent foll daher nicht mit dem Preußi- 
ihen Bundescontingent in eine Abtheilung verbunden werden, jondern 
fortfahren, einen Theil des 10. Bundes-Armeccorps zu bilden. 

Für die Kriegsmarine ‚der beiden Herzogthümer wird diejelbe orga- 
niſche Berichmelzung mit der Preußiichen beabfichtigt. Da keine Marine des 
deutihen Bundes eriftirt und die Streitfräfte Holfteins zur See für eine 
jelhe aljo vertragsmäßig nicht in Anfpruc genommen find, jo findet auf 
diejem Gebiete feine Berührung mit der Bundes-Kriegs-Verfaſſung ftatt. 
Die Bildung einer felbftftändigen Marine Schleswig-Holiteins würde nad) 
den Kräften diejes Staates jchwer zu verwirklichen und unzulänglich bleiben, 
um die Kräfte, welche die Herzogthümer auf diefem Gebiete darbieten, für 
Deutſchlands Wehrfraft zur See thätig zu machen. 

Das find die Grundjäße, welche uns bei der Entwerfung der anlie- 
genden Formulirung geleitet haben, vollitändige Wehrhaftmahung und Ber: 
tbeidigung des neuen Staates und Erfüllung der Pflichten Holfteins gegen 
den deutichen Bund. 

Sch erwähne nur flüchtig der in dem Entwurf ebenfalls ausgejprochenen 
Zerritorial= Abtretungen. Sie find nad dem dringendjten Bedürfniß 
für die Befeftigungen des Landes und die Erfordernijje der Preußifchen 
Marine möglichjt eng abgemefjen und enthalten keinen erheblichen Gebiets- 
ge für Preußen. Sie fünnen nicht einmal als ein Aequivalent für 
te von Preußen durch die Anlegung und Unterhaltung der erforderlichen 
Vefeftigungen, welche wejentlich der Sicherheit der Herzogthümer jelbft zu 
Gute fommen, zu übernehmenden Laften angejehen werden, fondern nur 
als die nothmwendige Vorbedingung für die mwirkjame Bertheidigung des 
Yandes; fie find daher von Seiten des neuen Staates weniger ein Opfer, 
als eine in jeinem eigenen Jnterejje liegende Zweckmäßigkeits-Maßregel. 

Die Berechtigung zu folcher Abtretung ift für Holftein ebenjo wie für 
Schleswig außer Zweifel, da nad) Art. 6 der Wiener Schlußacte die Ab- 
tretung der auf einem Bundesgebiet haftenden Souverainetätsrechte zu 
Gunften eines Mitverbündeten nicht einmal der befonderen Zuftimmung 
des Bundes bedarf. Selbftverftändlich tritt Preußen, infofern dadurd die 
matricularmäßige Stellung Holfteins berührt werden jollte, in die betreffen- 
den Berpflichtungen ein. \ 

Für die übrigen, außerhalb der militairiſchen Verhältniſſe liegenden 
Bedingungen habe ich nur wenige Bemerkungen zu machen. 

Die Bildung eines neuen ijolirten Bollgebietes zwiichen Nord» Deutjch- 
land und dem flandinaviichen Norden würde unnatürlih fein, auf alle 
materiellen Intereſſen lähmend einwirken und die bisherigen Verkehrsbe— 
zehungen Preußens zu Dänemark und Schweden wefentlich verjchlechtern. 

Die innere Selbftftändigkeit des neuen Staates und feiner Verwal: 
tung bleibt unbejchräntt. Nur fo meit die Einrichtungen für die Aushe- 
bung des Militairs u. |. w. daber in Betracht kommen, werden die inneren 

Für Bismard. 18 
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Berhältniffe den Preußiſchen Einrichtungen angepaßt und den Preußiichen 
Milttair- Behörden die erforderlihde Mitwirkung gefichert. 

Außerdem muß die Königliche Regierung ſich in zwei Punkten einen 
beftimmenden Einfluß vorbehalten. 

Der eine betrifft den Nord-DOftjee- Canal, über welchen, da er die 
VBerbindungslinie für die Preußiſche Marine in der Nords und Oftjee bildet, 
Preußen ein Oberauffichtsrecht nach den in dem Entwurf entwidelten Grund- 
fägen in Anfpruch nimmt. 

Der zmeite bezieht fih auf das Pojt- und Telegraphenweſen in den 
Herzogthümern. 

Die Geſammtheit diefer Forderungen, wie fie in der Anlage ent: 
widelt find, ftehen aud) für Holftein mit den Bundes-Berträgen laut Art. 6 
der Wiener Schlußacte nicht in Widerſpruch. 

Ohne eine vorgängige und bindende Regelung der Verhältniſſe zu 
Preußen nad diefen Grundfägen würden wir in der Bildung eines neuen 
Staates — wie idy im Eingang bereit3 angedeutet — eine pofitive Gefahr 
für Preußen erkennen, Wir müſſen menigftens in diejer Beziehung ficher: 
geftellt jein, wenn wir auf die von einem großen Theil des Preußijchen 
Volkes gehegten weitergehenden Wünjche und auf die Vortheile verzichten 
jollen, welche der Mitbefig der Herzogthümer für uns enthält, ja melde 
in demjelben für beide Mächte und dadurch für Deutjchland liegen. Sollen 
die Herzogthlimer aus dem jett über ihnen waltenden Schug Preußens 
und Defterreich8 entlaſſen werden, jo müſſen fie in eine Page gebradt 
werden, melde diejen Schuß für fich felbft, für Deutichland und für uns 
erjegt. Nur unter diejer Vorausjegung können wir auch größeren Vor— 
theilen, zu welden uns die gebrachten Opfer berechtigen würden, entjagen 
und Rechte aufgeben, welche wir nach allen völferrechtlichen Grundjägen 
dur den Krieg erworben haben, und welche dadurch, daß wir fie mit 
Defterreich theilen, nicht minder mwerthvoll für uns find. 

Ehe daher dieje Berhältnifje nicht vollftändig und in bindender Werje 
geregelt find, Fönnen wir zu feiner Veränderung des status quo und na 
mentlich zu feiner Einfegung eines der Prätendenten als Negenten eines 
neuen jelbitftändigen Staates unjere Einwilligung geben. 

Unter der Borausjegung der geeigneten Bürgjchaften für die Erfüllung 
diefer Bedingungen mird die Berlon des eventuell einzujegenden Souve— 
raind Gegenſtand weiterer Berftändigung mit dem Kaiferlichen Hofe ſein. 
Es würde den Gefinnungen Seiner Majeftät des Königs, unferes Aller: 
gnädigften Herrn, nicht entiprechen, hierüber eine Entſcheidung zu treffen, 
ehe er die auf gründlicher Prüfung beruhende Anfiht Seiner juriftiichen 
Näthe, der Kronſyndici, welche Er zu einem Gutachten über die Rechts— 
frage aufgefordert hat, gehört haben wird. Die materiellen Bedingungen 
bleiben aber diejelben, wie diefe Entjcheidung auch ausfallen möge, indem 
die Yebensbedingungen des eventuellen Staates und feine Beziehungen zu 
Preußen von der Perſon feines Negenten unabhängig find. Sie beruhen 
auf der Natur der Dinge und auf den Pflichten, welche Preußen zu über 
nehmen haben wird. 

Es ift daher auch jelbftverftändlih, daß die gegenwärtige Belegung 
der Herzogthümer fortdauert, bis die neuen Einrihtungen in allen weſent— 
lihen Stüden ausgeführt worden find, da wir die Erfüllung unjerer Forde— 
rungen nicht von der Willfür oder von zufälligen Hinderniffen, auf melde 
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fie nachträglich ftogen könnten, abhängig machen können. Eine jpätere Nicht- 
erfüllung würde alle unfere Rechte, welche wir nur unter diejer Bedingung 
und mit dem bejtimmten Vorbehalt des Rüdfalles aufgeben können, wieder 
ind Leben treten laſſen. 


Em. Ercellenz erjuche ich ergebenft, unfere VBorfchläge dem Herrn 
Grafen Mensdorff vorzulegen, und ermächtige Sie auch, demjelben den 
gegenwärtigen Erlaß vollitändig mitzutheilen. 

Sollten unjere Vorjchläge auf Schwierigkeiten ftoßen, jo müffen wir 
und meitere Entſchließung vorbehalten.“ 


5. März. Ablehnung der Kebruarbedingungen als Ganzes 
Seitend Deiterreiche. 


Ein unter diefen Bedingungen eingejetter Fürft fei nicht ein gleichberech- 
figtes und ſtimmfähiges Mitglied des deutichen Bundes. Die Bedingungen gingen 
nur auf einen individuellen Gewinn, während Defterreihb und ber Bund An- 
iprub auf Das hätten, was bie Herzogtbümer an Wehrkraft zu Land und zur 
See leiften könnten. Die öfterreichiiche Regierung fei bereit, zu bemwilligen, daß 
Kendeburg zur Bunbesfeftung erhoben werde, daß Preußen den Kieler Hafen 
für jeine Marine, eine Kanalverbindung zwiichen beiden Meeren und den Eine 
tritt des neuen Staates in den preußiichen Zollverein erlange. So lange aber 
die Souveränetätsirage in der Schwebe bleibe, ſei für Detailverhandlungen kein 
Boden. Defterreich lehne das mitgetheilte Promemoria ab und fchließe eine Phaſe 
der Berbandlungen, in der eine definitive Vereinbarung überhaupt nicht möglich 
ſcheine. 


24. März. Verlegung der preußiſchen Flottenſtation nad 
Kiel durch Allerhöchſte Ordre. 


26. März. Verſtändigung zwiſchen dem engeren Ausſchuſſe der 
Schleswig-Holſteinſchen Vereine und den preußi— 
ſchen Abgeordneten zu folgender Erklärung: 


1) Unantaſtbar iſt das Recht der Herzogthümer Schleswig-Holſtein, fich zu 
conftituiren als jelbftändiger und untbeilbarer Staat mit dem Erbrecht des Mannes» 
fammes, aljo unter Herzog Friedrich VIII als Yandesberrn, und mit dem Rechte, 
ale inneren Angelegenbeiten unabhängig zu ordnen, gleich jedem andern deutichen 
Bundesftaat. 2) Eine rechtabeftändige Verfügung über das Schidjal der Herzog- 
tbümer ift nur möglich unter Zuftimmung des jchleswig-bolfteinichen Volls oder 
feiner nah dem Staatsgrundgejeg von 1848 berufenen Vertretung. Das mit 
dem Interefje wie mit dem Rechte des Yandes unverträglihe Provijorium muß 
Khleunigft ein Ende nehmen. 3) Die Rechtsipbäre der Herzogthümer ift begrenzt 
durch das Wohl und das Intereffe Deutſchlands; daber verwahren fi Die Mit- 
glieder des engeren Ausichuffes auf das Entjchiedenfte gegen die Anſchuldigung 
eines vermeintlihen Partikularismus: fie find vielmehr überzeugt, daß Herzog 
und Landesvertretung bereit fein werben, an Deutſchland, und weil diejes zur 
Zeit in feinem Norden einen anderweiten binfänglih mächtigen Repräjentanten 
keiner Interefjen nicht bat, an Preußen die zur Sicherheit Deutichlands und zur 
Förderung jeines materiellen Geſammtwohls erforberlihen Zugeftändniffe zu 
maden. Als jolchergeftalt im Interefje Deutihlands nützliche und mit Preußen 
ju vereinbarende Einrichtungen bezeichnen fie: 1a) Die gleichartige Formirung, 
Ausbildung und Bewaffnung des fchleswig - bolfteinfchen Heeres mit der preußi— 
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fhen Armee, etwa auch unter Vorbehalt einer wirkſamen Inipection Seitens 
Preußens; 1b) die Verfiigung Preußens über die militäriihen Kräfte Schleswig: 
Holfteins im Kriegsfalle; 10) die Anlegung der zur Sicherung ber beutjchen 
Grenzen etwa nöthigen Feltungen, befeftigten Kriegsbäfen ꝛe. in Schleswig - Hol- 
ftein durch Preußen. 2) Berfügung Preußens über die ſeedienſtpflichtige Mann- 
ichaft der Herzogtbümer nad den bisherigen gejeglichen Beftimmungen und Yei- 
ftung eines verhältnißmäßigen Gelbbeitrags Seitens der Herzogtbümer zur Un 
terhaltung der preuß. Marine bis zur Gründung einer deutjchen Flotte. 3) Ein- 
tritt Schleswigs in den deutſchen Bunb und der Herzogthümer in den Zollverein, 
jo wie Einräumung der in Bezug auf Anlage und Benutung eines Norboftiee- 
canals erforberlihen Rechte an Preußen. Dagegen erachtet der engere Ausſchuß 
als durchaus unverträglic mit der Selbftänbigfeit der Herzogtbümer: 1) Ablei- 
ftung des Fahneneids an den König von Preußen; 2) Aushebung der Mann- 
ihaften für das Landheer Seitens Preußens und einfeitige Uebertragung ber 
preuß. Armeeorganifation, Militärgejetgebung und Gerichtsbarkeit auf Schleswig- 
Holftein ohne Mitwirkung der jchleswig - holfteinihen Staatsgewalten; 3) Ber- 
waltung bes Zoll», Poft- und Telegraphenweſens durch andere als die eigenen 
Landesbehörden. Der engere Ausſchuß erklärt ſchließlich, daß die Bevölkerung 
Schleswig - Holfteins jeder Vergewaltigung den zäbeften Widerftand ent- 
gegenjegen wird und im Kampfe gegen folde von dem Redts- und 
Ehrgefübl der gefammten beutjhen Nation Schuß und Beibilfe 
erwartet.” 


27. März. Borgänge am Bunde. 
Bayern, Sahjen und Heſſen-Darmſtadt ftellen den Antrag: 
„Hohe Bundesverjammlung wolle unter Vorbehalt weiterer Beichlußfaffung 
die vertrauensvolle Erwartung ausfpreben, es werde ben höchſten Regierungen 
von Defterreih und Preußen gefallen, dem Erbprinzen von Schleswig » Holftein - 
Sonderburg » Auguftenburg das Herzogtbum Holftein in eigene Berwaltung nun- 
mebr zu übergeben, bezüglich der wegen bes Herzogtbums Lauenburg aber unter 


ihnen getroffenen Vereinbarungen der Bunbesverfammlung Eröffnung zugeben 
zu laſſen.“ 


Oeſterreich trägt darauf an, den Antrag am 6. April 
zur Abitimmung zu bringen. Preußen verlangt dagegen 
die Ueberweiſung deijelben an den Ausſchuß: 


„Der vorliegende Antrag involvirt eine Beihlußnahme der Bundes» 
verfammlung über diejenige Stellung, welche die hohe Berfammlung zu 
der ftreitigen und am Bunde jelbit noch gar nicht zur wirklichen Ver— 
handlung gefommenen Erbfolgefrage annehmen jol. Der Antrag behandelt 
dabei das Erbrecht des Erbprinzen von Auguftenburg als ein nachge- 
wiejenes, mährend die f. Regierung im Einverftändnig mit andern 
Bundesregierungen es entjchieden beftreitet, daß ein folder Nachweis be- 
reits geführt ſei. Hiernach ſcheint die Faſſung eines derartigen Beſchluſſes 
ohne vorgängige zur Prüfung im Ausfhuß als übereilt, enthält 
einen Mangel an Rüdjicht für die Anfprüche deuticher Bundesfürften und 
muß der Sade jelbft infofern jchaden, als fie einer im allfeitigen Intereſſe 
wünſchenswerthen Berftändigung den Raum verfagt.“ 


Der Antrag Oeſterreichs wird mit 9 Stimmen zum 
Beſchluß erhoben, derjenige Preußens bleibt mit 6 Stimmen 
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in der Minderheit (Preußen, Hannover, Kurheſſen, Medlen- 
burg, 15. und 17. Gurie). 
Erklärung Preußens: 


„Der Gefandte muß in dem fo eben gefaßten Beſchluß mit Be— 
dauern eine Ueberftürzung erfennen, welcher der Sache nicht fürderlic 
fein wird. Zugleich ıft er ſchon jegt zu erklären beauftragt, daß die 
f. Regierung, da fie die Anjprüche des Erbprinzen von Anguftenburg als 
nachgemwiefen nicht erachten kann, ihr Votum gegen den vorliegenden An- 
trag abgeben wird, und daß fie fich im Voraus gegen einen beſchluß— 
mäßigen Ausipruch der Bundesverjammlung über beftrittene Fragen ver- 
mahrt. Die fgl. Regierung darf vielmehr von der Bundesverfammlung 
und von jeder deutjchen Regierung insbejondere erwarten und verlangen, 
daß: bevor bei einem Bundesbefchluß eine Formulirung der Anjichten 
feftgeftellt wird, diejelben eine Prüfung nicht nur der Auguftenburgiichen, 
jondern aller concurrirenden Anjprüche vornehmen werden, namentlich der 
Seitens des Großherzogg von Oldenburg erhobenen und derjenigen 
Rechte, melde Preußen jelbft ſowohl aus der Ceſſion des Königs 
Ehrijtian IX. als aus den alten Anfprüchen des brandenburgifchen Haujes 
berzuleiten hat. Wenn die fgl. Regierung dieſe eigenen Rechte biöher 
mt zur Sprache gebradt hat, jo gejchah es in der Hoffnung, die be 
tehtigten Intereſſen Preußens auf dem Wege der Berftändigung ſicher— 
ftelen zu fönnen, Wie num aber diefe Hoffnung mit Annahme des vor: 
liegenden Antrages jchmwindet, fo beabjichtigt die kgl. Regierung, die 
Seltendmahung der Preußen zuftehenden Antprüce nicht länger zu ver- 
tagen. Die rechtlihe Begründung derjelben behält ſich der Gejandte vor, 
bat aber ſchon jetzt Namens feiner Allerhöchiten Regierung die Erwartung 
auszufprechen, daß hohe Bundesverjammlung für alle erhobenen Anſprüche 
eine rechtliche Prüfung und gleihmäßige formale Behandlung eintreten 
laſſen werde.“ 


31. März. Der Grbprinz von Auguftenburg und die 
Sebruarbedingungen. 


I. 


Schreiben des Prinzen an feinen Bevollmächtigten von 
Ablefeldt. 


„Der Ihnen durch die Geneigtbeit des preußischen Hrn. Minifterpräfidenten 
am 20.d. M. gewährten Kenntnißnahme ber von ber preuß. Regierung an Defter- 
reich geftellten ——— iſt der Antrag Bayerns, Sachſens und Heſſen-Darm— 
ſtadts unmittelbar gefolgt. 

„Der Hr. Minifterpräfident bat freilich, als er Ihnen die Mittheilung ber 
preußischen Forderungen in Ausficht ftellte, nicht zugleich den Wunſch ausgefprocen, 
mit Ihnen nunmehr in definitive Berbandlungen über das Verhältniß, welches 
wiſchen ben Herzogthümern und Preußen begründet werben foll, zu treten, in- 
deffen liegt mir daran gerade unter den jegigen Umftänben aufs neue feftzuftellen, 
daß meinerjeits Feine Schwierigkeiten obwalten, um über die obſchwebenden Fragen 
eine endlide Berftändigung im Intereffe Deutjchlands und der Herzogtbiimer her- 
beizuführen. Der jett jchwebende Antrag am Bunde legt mir biefen Wunſch 
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nabe. Denn obwohl ich denſelben in keiner Weiſe beeinflußt habe, jo wäre es 
doch möglih, daß fih in Berlin die Anficht bilde, als ob ich auf diejen Antrag 
rechnete, um, wenn berjelbe zum Beſchluß erboben werden jollte, den Wünjchen 
Preufens entgegenzutreten. Sie wiffen zu gut, daß ich von jeber, und ſchon zu 
einer Zeit, ald Preußen noch an dem Londoner Bertrag feftbielt, der Ueberzeugung 
gewejen bin, daß eine glückliche Beilegung ber jchleswig » bolfteinschen Angelegen- 
beit nur mit dem guten Willen ber königlich preußiihen Regierung erfolgen fann, 
und daß ich dieſer Ueberzeugung Ausdrud gegeben babe. — Somohl Se. Maj. 
der König als der Hr. Minifterpräfident haben es im früheren Verlauf diefer An- 
gelegenbeit wiederholt anerkannt, daß ich e8 weder an Entgegenfommen, nob au 
Bereitwilligfeit babe fehlen laffen, um zu der glüdlichen Löſung beizutragen, von 
welcher die Zukunft der ſchwer geprüften Herzogthümer und vielleicht der Friede 
Deutſchlands abhängt. Und jo wünſche ich auch jetzt, und noch bevor eine Ent» 
ſcheidung über den am Bunde geftellten Antrag erfolgt ift, dem Hrn. Minifter- 
präfidenten dieſelbe Bereitwilligkeit zu erkennen zu geben, und erſuche ih Sie 
daher, dies in fürmlicher und unzmweibeutiger Weije zu tbun. 

— — „Sollte der Hr. Minifterpräfident darauf Wertb legen, die VBorjchläge, 
welche von Preußen jett an ber kaiſerl. öfterr. Regierung gerichtet worden find, 
zum Ausgangspunkt der Erörterung zu nebm:n, jo würden Sie ihrerjeits hierauf 
einzugeben baben. Für dieſen Fall will ich nicht unterlaffen, Ihnen mitzutbeilen, 
wie ich die Vorſchläge auffafle. 

„Ih muß mich biebei in erfter Finie von dem Wunſch leiten laſſen, daß 
ein Verhältniß zwiichen Preußen und den Herzogtbümern gejchaffen werde, welches 
im beiberjeitigen Intereſſe liegt, und bei welchem beide Theile ſich wohl befinden. 
Denn nur ein folches Verhältniß würde Ausficht auf dauerbaften Beftanb und 
auf günftige Entwidiung baben. Ich muß mir aljo die Frage vorlegen: inwie— 
weit das Yand, wenn jpäter die frage au uns bevantritt, Die zugeftanbenen 
Leiftungen an Preußen bereitwillig übernehmen wird, oder wie weit e8 dieſelben 
wenigftens obne Gefährdung jeiner ftaatlichen Eriften; würde acceptiren fünnen. 
Bon diefem Geſichtspunkt ausgehend, bin ich der Anficht, daß die unter Bundes— 
feftung, Territorialabtretungen, Nordoftjeecanal und Zutritt zum SBollverein, 
aufgeftellten Forderungen keinen Bedenken unterliegen. Ueber einzelne Neben- 
punkte würbe, bevor ein erjchöpfendes Urtbeil darüber möglich ift, noch eine näbere 
Aufklärung wünjchenswertb fein. Ich bemerke in dieſer Hinficht vorläufig nur, 
daß 3. B. in Betreff der Territorialverbältniffe Nendsburgs eine mit den ge- 
ichichtlichen und rechtlichen Berbältniffen der Stadt, ſowie mit der früber von 
Preußen jelbft vertretenen Auffaffung im Widerſpruch ftebende Anficht acceptirt zu 
fein jcheint. 

„Wenn ferner verlangt wird, daß der Staat Schleswig» Holftein zunächſt 
dem Zollverein, zugleich aber für immer dem preußifchen „Zollſyſtem“ beitrete, 
fo ift mir dabei die Bedeutung des Wortes „Zollſyſtem“ nicht ganz klar. 

„Die unter Berfebrömeien, aufgeftellten Forderungen verfolgen offenbar 
den Zmwed, die möglichfte Erleichterung des Verkehrs berbeizufübren, fo daß die 
ftaatlihen Grenzen demjelben in feiner Weije ein Hemmniß werden, ferner die 
möglichfte Conformität der Betriebsverbältniffe zu bewirken. Ich jollte meinen, 
daf dies ohne die völlige Verſchmelzung zu erreichen ift, und daß fi in dieſem 
relativ weniger wichtigen Punkt ohne aroße Schwierigkeiten ein für beide Theile 
zufriebenftellendes Arrangement wird treffen laffen. 

„Der Schwerpunkt der ganzen Angelegenheit liegt offenbar in den im 
Bezug auf Bündniß, Heer und Flotte gemachten Borjchlägen. Ich bin voll- 
fommen damit einverfianden, daß ein unauflöslihes Schutz- und Trutz— 
bündniß zwiſchen Preußen und Schleswig» Holjtein die Bafis der fünftigen 
militärifhen Beziehungen beider Länder zu einander wirb bilden müſſen. Hierbei 
werben die BVBerbältniffe im Einzelnen nach dem Gefichtspunft geregelt werden 
müffen, daß es darauf aufommt, die preußische Wehrkraft durch die jchleswig- 
bolfteiniche zu verftärten, und alle Hemmniſſe zu bejeitigen, welche einer einheit— 
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lihen militäriſchen Action in den Weg treten könnten. Was für diejen Zweck 
zothwendig ift, wird bereitwillig vom Lande zugeftanben werben. Was aber dar- 
über hinausgehend gefordert wird, wlrbe dem Yanb als ein drückendes 
Berbältniß ericheinen. 

„Was nun zunächft die Geftaltung des Heerweſens betrifft, jo würde 
ih der Meinung jein, daß ein nah Analogie ber coburgſchen Conven— 
tion zu begründendes Berbältniß dem angegebenenen Zwed volllommen genügen 
wäre. Auch würde, wenn die Forderungen fich auf diejes Maß beichränfen, 
eine Einigung aller Betheiligten gewiß viel leichter zu erreichen fein. Nicht allein, 
daß kei Defterreich ohne Zweifel der Hauptgrund des Widerſpruchs in ben das 
Heernejen betreffenden Forderungen liegt, auch die Bevölkerung ber Herzogtblimer 
würde für eine bis auf das Maß der aufgeftellten Forderungen ausgedehnte Ver— 
ſchmelzung nicht zu gewinnen jein. Bor Allem find es drei Punkte, mit wel- 
ben das Fand fih nicht zu verſöhnen vermag, nämlih der Er. Mai. 
dem König von Preußen zu leiftende Fahneneid der Soldaten, die Berle- 
gung der Truppen außerbalb des Landes in FFriedenszeiten und bie 
Richtexiſtenz des Begriffs einer ſchleswig-holſteinſchen Armee, an welche 
fh noch aus dem letzten Krieg die tbeuerften Erinnerungen knüpfen. Dadurch, 
daß man das Princip der coburgjhen Convention zu Grunde legt, wären jelbit- 
verftändfi etwaige durch Die bejonderen Berhältniffe motivirte Abweichungen nicht 
ausgeichlofjen. 

„Segen den die Marine betreffenden Theil der preußiichen Vorſchläge finde 
ih durchaus nichts einzuwenden. Jeder Einfichtige begreift, daß Die wirkliche 
Verihmelzung der maritimen Kräfte Preußens und Schleswig » Holfteins noth— 
wendig ift. Die etwa gegen ein preußiiches Aushebungsrecht ſich erhebenden Ein- 
wendungen wirden, wie ich glaube, leicht zu vermeiden fein. Das Ausbebungs- 
weien ftebt bier unter bejonderen Beamten. Im jedem Aushebungsdiftrift fungirt 
ein Ausbebungschef, der die Yageregifter führt, die jährliche Aushebung leitet 
und dem bei der Aushebung Dificiere der einzelnen Waffen beigeordnnet werben. 
Wenn diejen Aushebungscheis auch ferner unter Beiordnung preußiicher Marines 
officiere die Ausbebung des für die preußifche Marine beftimmten Contingents 
überlaffen bliebe, jo würde ohne Verlegung der Form Preußen alle erforderliche 
materielle Gewähr erbalten. Ferner laffen es vie biefigen ſeemänniſchen Ge- 
wobnheiten und Verhältniſſe für beide Theile wünſchenswerth erjcheinen, daß 
die preußiiche Marine-Recrutirungsgejeggebung erft nad und nach eingeführt wird. 

„Schließlih darf ich nicht unterlaffen, auch auf die finanzielle Seite der 
Frage wenigftens kurz binzudeuten, und ich erjudhe Sie auf die hiebei in Be— 
tracht kommenden Gefichtspunfte, wo fich die Gelegenheit dazu bietet, die Auf- 
merfjamleit des Herrn Minifterpräfidenten binzulenten. Ich darf dabei von der 
Vorausjegung ausgeben, daß es nicht die Abficht fein kann, den künftigen jchles- 
wig- bolſteinſchen Staat auf eine finanziell unbaltbare Bafis zu ftellen, oder bie 
obnebin jchwierigen finanziellen Berbältniffe der Herzogtbümer durch die an 
Preußen zu gemwährenden Einräumungen-noch mehr zu erichweren. Ich glaube 
daber auf die Zuftimmung des Herin Minifterpräfidenten rechnen zu dürfen, 
meun ich, jowohl in Betreff des Zollvereins als des Verkehrsweſens, den Grund— 
jap als geltend aunehme, daß die Herzogtbümer dadurch nicht gerabezu finan- 
zielle Einbußen erleiden dürfen, daß daber ihr Eintritt in den Zollverein 
niht obne ein Präcipuum ftattfinden kaun. Und ebenjo wird es doch wohl 
keinem Zweifel unterliegen, daß, wenn Preußen aus dem Krieg eine VBerftärkung 
jeiner militäriſchen Macht und jelbit eine Ausdehnung jeines Gebietes gewinnt, 
die den Herzogthümern zur Laſt fallenden Kriegskoften fih in dem Maße ver- 
mindern werben, als jener Gewinn anzufchlagen ift. 

„Weun ich die Ueberzeugung ausgejprocden habe, daß die Bevöllerung ber 
Herzogtbümer einem auf Grundlage der obigen Bemerkungen getroffenen Arrau— 
gement zuftimmen werde, jo betrachte ich es dabei als eine jelbftverftändliche Bor: 
ausiegung, daß zugleich die ganze Angelegenbeit definitiv geregelt und aljo na— 
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mentlich auch die Erbfolgefrage durch meine Regierungsübernabme erledigt werbe. 
Denn keiner Tandesvertretung wird eine Zuftimmung zu ſolchen Bedingungen 
zugemutbet werben fönnen, wenn damit doch nur eine neue Phaſe des Proviio- 
riums eingeleitet werben follte. Wenn endlich die preußifche Regierung für Die 
Sicherftellung ihrer Intereffen in den Herzogtbümern bejonbere Garantier im 
Anſpruch nebmen will, jo zweifle ich nicht, daß fich diefelben werben finden loffen, 
da ih mit voller Aufrichtigkeit die zur Erledigung der Angelegenheit führende 
Einigung mit Preußen durchzuführen bereit bin.“ 


IL 
Aeußerung der „Provinzial: Correöpondenz.“ 


Die Freunde des Erbprinzen von Auguftenburg haben in letter Zeit viel 
Aufhebens von einer angeblihen Denkichrift gemacht, in welcher verielbe, wie fie 
behaupteten, jeine Bereitwilligfeit zur Annahme der wejentlihften von Preußen 
geftellten Korderungen in Betreff des künftigen jchleswig - bolfteinihen Staats» 
weſens bereits vor einiger Zeit erflärt haben jollte. Namentlich bie es, daß der— 
jelbe fih im Betreff der Forderungen für die Marine, ferner in Betreff ber 
militairijhen Verbindung der Herzogtbümer mit Preußen, endlih in Bezua auf 
ben Anſchluß an den Zollverein durchaus zuftimmend geäußert babe. Die Ver— 
theidiger des Bringen rübmten fein „Entgegenkommen“ und fanden e8 befremblich, 
daß die preußiſche Regierung biejes Entgegenkommen nicht anerfenne und erwibere. 

Gegenwärtig ift nun jene wermeintliche Denkichrift in ihrem Wortlaut im 
die Deffentlichkeit gelangt und Angefichts derjelben wirb jchwerlih noch irgend 
Jemand die Behauprung wagen, daß in derſelben eine Annabme der preußijchen 
Forderungen im ihren wejentlihen und unerläßlichen Punkten entbalten fei. 

Das Shriftftüd ift ein Echreiben des Prinzen an jeinen vertrauten Agenten, 
Herrn von Ablefeld, in welchem er demjelben Bebufs „Berbandlung“ mit dem 
preußiſchen Minifter feine Auffafjungen in Betreff der preußiichen Forderungen 
mittheilt. Schon in ber Art und Weife, in welcher der Prinz von jeinen „Ber: 
bandlungen“ mit Preußen Ipricht, tritt won vorn berein eine vollftändige Verken— 
nung jeines berechtigten Standpunftes hervor. Dies ift nicht minder in dem 
Inhalt feiner vermeintlichen Anerbietungen ber Fall. In feinem einzigen Punkte, 
vor Allem nicht in militairiſcher Beziebung, erkennt der Prinz die Berechtigung 
und die Nothwendigkeit der preußiichen Bedingungen unummwunden und rücdbalt- 
lo8 an. An Stelle der wirklichen Bereinigung der Wehrkraft der Herzogtbümer 
mit dem preußiichen Heere will er nur von einer Militair» Convention wiffen, 
wie Preußen fie mit anderen deutſchen Staaten abaeichloffen hat, wie fie aber 
mit Bezug auf die naturgemäßen Berpflicdtungen Preußens zum Schutze der 
Herzogtbümer in biefem Falle nicht im Mindeſten anmwenbbar ift. 

Abgejeben aber von der Erörterung der einzelnen preußifchen Forderungen 
entzieht fih der Prinz der VBorbedingung jedes etwaigen Ueberein- 
fommens, der Bedingung, daß Alles, was Preußen im eigenen 
und in Deutihlands Interefje fordern zu müffen glaubt, vor ber 
Erledigung der Frage über die fünftige Herrſchaft vollfändig 
gejihert jei. Fir den Prinzen ift feine Einjegung das Erfte, alles Andere 
jol Dagegen erſt ber weiteren Berftändigung mit ber jchleswig » bolfteinjchen 
Landesvertretung unterliegen: für Preußen dagegen find die nationalen Forde— 
rungen das Erfte und nur auf Grund ber abfoluten Sicherſtellung derſelben 
lann über die weitere Organifation der Herzogtbümer verbandelt werden. 

Die öffentliche Meinung in Deutjchland, welche die Freunde des Erbprinzen 
von Auguftenburg durch die Beröffentlihung der „Denkſchrift“ irrezuführen ger 
bofft haben mögen, bat die Unmöglichkeit von Berbandlungen auf folder Grund» 
lage obne Weiteres erkannt. Ein bedeutendes liberales Blatt fügt dem Abdruck 
des Auguftenburgiihen Schreibens hinzu: man müffe jagen, daß es leichter jei, 
einen Aal beim Schwanz zu faffen, als den Auguftenburger bei feinem Worte. 
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Er fönnte eigentlich obne Weiteres Alles bewilligen, da die Vorausſetzung immer 
lei, daß die jchleswig » bolfteinfche Yandesvertretung in ihrer hohen Weisheit Alles 
zu genehmigen geruben werde. Eine Militair- Convention heute geihloffen, um 
morgen gekündigt zu werben! Und dafür Entihädigungen an Schleswig-Holftein 
u. ſ. w. Die Berliner baben die Rebensart: „So ſchießen die Preußen nicht.“ 

So das rbeinishe Blatt und ähnlich urtbeilen faft alle übrigen Stimmen. 

Die Freunde des Prinzen von Auguftenburg aber können ihm und feiner 
Sache nicht beffer und nicht anders dienen, als wenn fie ihn dringend mahnen, 
ih über das Maß jeines Rechts und feiner Hoffnungen feinen 
Täuſchungen binzugeben. 

Die Zeit ift längft vorüber, in welcher das vermeintliche Auguftenburgifche 
Erbreht ohne Prüfung und obne Widerjprud als allein maßgebend für bie 
jung der Schleswig» Holfteinihen Frage betrachtet wurde. Inzwiſchen jcheint 
de rubige und unbefangene Prüfung der NRechtsfrage immer entjchiedener dabin 
zu fübren, daß Auguftenburgifhe Anſprüche J— nur in Bezug 
auf einen Theil der Herzogthümer beſtanden haben, daß aber 
vollends von irgend einem Erbrecht des Prinzen Friedrich zur Zeit 
niht mebr die Rede fein fann, — daß dagegen das Beſitzrecht be 
legigen Königs von Dänemarlan Schleswig-Holftein, mithin die 
Abtretung der Herzogtbümer an Preußen und Defterreich bie ein» 
ige rehtlihe Grundlage der weiteren Entjheidungen bilde. 

Je mehr dieſe Auffaffung zur Geltung gelangt, deſto weniger kann das 
Auftreten des Prinzen von Auguftenburg gerechtfertigt ericheinen. Die Uebertra- 
gung der Regierung in ben Herzogthümern auf ihn würde danadı lediglich als 
ein Geſchenk Preußens und Defterreihs, nicht als die Erfüllung rechtlicher An— 
ſprüche zu betrachten fein. Wie follte es dem Prinzen bei folder Lage der Dinge 
geftattet fein, feinerjeits bie Bedingungen für eine ſolche Schenkung jeftzuftellen ? 

Wenn er überhaupt die Möglichkeit offen balten will, bei der jchließlichen 
Entiheibung irgend melde Berüdfihtigung zu finden, fo wird er vor Allem gut 
daran thun, jich ehe es zu jpät wird, offen und rückhaltlos denjenigen 
Bedingungen und Anforderungen zu fügen, welde Preußen als 
die unerläßliche Borausſetzung jeder Löjung der Schleswig-Hol- 
ſteinſchen Frage verfündet bat. 

Der Prinz und jeine Freunde jcheinen durch augenblidlihe Stimmungen 
und Neigungen der öfterreihiihen Regierung und mehr noch durch die Aeuße— 
rungen der öfterreidhiichen Blätter von Neuem irre geleitet zu jein. Die nächſte 
Zeit wird ihnen, ſowie allen Betheiligten bie erneuerte Gewißheit 
geben, daß Preußen an deu Forderungen, die es nad reiflider 
Erwägung desnationalen Interefjes aufgeftellt und in ber Depeſche 
vom 22. Februar d. J. verlündet bat, unbedingt und in allen Be- 
siebungen jeftbält und eine Erledigung ber Schleswig-Holſteinſchen 
Angelegenheit ohne vworgängige abfolute Anertennung und Side- 
rung diefer Bedingungen nicht zugeben wird. 


Die Ziele und die Erfolge in der Schleswig -Holfeinfhen Sacht. 


Aus der „Provinzial Korrespondenz.“ 


„So oft im Berlauf der Schleswig » Holfteinfhen Angelegenheit ein Augen» 
bhd eintritt, wo e8 vorübergehend jcheint, als fei das gute Verhältniß zwijchen 
Preußen und Defterreich geftört, jo oft erbeben die demofratiihen Gegner der 


Regierung mit neuer Zunerficht ihre Stimme und behaupten: nun zeige es fich, 
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wie unrecht die Regierung durch ihre Verbindung mit Defterreich gehandelt babe, 
wie durch dieje Verbindung alle die Früchte für Preußen verloren geben, welche 
aus dem glüdlich gefübrten Kriege hätten gewonnen werben können, wenn Preußen 
ihn nicht im Bunde mit Öefterreih, fondern nah dem Ratb und Willen der 
Kortichrittspartei im Bunde mit ben übrigen deutſchen Staaten geführt bätte. 

Nun wiffen freilich jene Leute jebr gut, daß der Krieg den glänzenden und 
ungeftörten Verlauf gar nicht gebabt bätte, wenn wir ihn nicht gemeinjchaftlich 
mit Defterreich geführt hätten, und zwar beshalb, weil die fremden Mächte vor- 
zugsweife durch die Gemeinjchaft Preußens und Defterreichs von jeder Einmiſchung 
fern gehalten wurden. 

Aber ift denn ferner die Behauptung wahr, daß durch dieſe Bundesge— 
noſſenſchaft jetst die Erfolge des Sieges bedroht jeien, welche wir auf anderem 
Wege für Preußen erreicht bätten, — ift e8 wahr, was bemofratiihe Stimmen 
Tag für Tag verfünden, daß durch Defterreihs Mitbefig von Schleswig-Holftein 
Preußens gerechte Forderungen vereitelt werben ? 

Nein, — das abjolute Gegentbeil gebt aus den Thatſachen Har bervor. 

In Wahrbeit ftebt es jo, daß von den Forderungen, welde Preußen in 
feinem und in Deutſchlands Intereffe jett ftellt und ohne deren Erfüllung in 
einer oder ber anderen Form die Löſung der Schleswig « Holfteinfhen Frage gar 
nicht mehr möglich ift, daß von biejen Forderungen überhaupt gar feine Rebe 
wäre, wenn unjere Regierung im vorigen Jabre nah dem Wunih und Willen 
ber Fortichrittspartei und des Abgeorbnetenbaufes gehandelt hätte. 

Was jollte denn, wenn es nach der Fortfchrittspartei und nad den Be- 
ihlüffen des Abgeorbnetenhaujes gegangen wäre, für Schleswig» Holftein errungen 
werben ? 

Auf jener Seite wollte man, daß vor Allem und ſchon vor der Befreiung 
Schleswig-Holfteins der Erbprinz von Auguftenburg als rechtmäßiger, fouverainer 
und völlig jelbftftändiger Herrſcher dort anerkannt und eingejegt würde. Von 
irgend welchen Bedingungen, von Rechten und Forderungen Preußens und Deutjch- 
lands war dabei nicht im Mindeſten die Rede. 

Nun denn: nachdem Preußen jegt im Bunde mit Dejterreich die Befreiung 
nicht blos von Schleswig- Holftein, jondern auch von Yauenburg jo vollftändig 
durchgejegt bat, wie es vor Jahr und Tag kaum Jemand zu boffen wagte, — 
was bliebe nun noch zu tbun, um die vorjährigen böchften und kühnften Wünſche 
ber Fortichrittsleute zu erfüllen? 

Offenbar nichts Anderes, als einfah den Prinzen von Auauftenburg als 
Herzog von Schleswig» Holftein einzufegen, 

Wenn die preußtiiche Regierung fih an diefem Ziele der angeblichen deut— 
ihen Patrioten genügen laffen wollte, wenn fie mit Beijeitfegung aller recht- 
lihen Bedenken und obne Rüdficht auf das Intereſſe Preußens und ganz Deutich- 
lands die Erfolge des Krieges auf jenen fümmerlihen Ausgang berabdrüden 
laffen wollte, — dann brauchte fie, nur beute oder morgen, oder wenn es ibr 
beliebte, ibre Zuftimmung zu einer jolden Yölung zu geben und die Hoffnungen 
der Fortichrittäleute würden dann vermutblich ſehr leicht erfüllt. 

Preußen aber bat die glorreihe Befreiungstbat und die Opfer, weldhe unſer 
Staat und Boll für diejelbe gebradt bat, nicht jo gering angeichlagen, um als 
Frucht derielben die Gründung eines neuen jchwächlichen Kleinftaats an Deutjch- 
lands Nordmarken binzunehmen, — die Regierung bat vielmehr von dem Augen- 
blide an, wo fie die Befreiung der Herzogtbümer zu ibrer Aufgabe machte, auch 
als ihre Pflicht anerkannt, dafür zu jorgen, daß die befreiten Herzogtbiimer in 
einer möglichſt innigen Berbindung mit Preußen eine dauernde Gewähr ihrer 
Freibeit und eine Entwidelung ibrer Kräfte in der Gemeinſchaft deutichen Yebens 
und zur Förderung deuticher Macht finden mögen. 

Die in ſolcher Abficht geftellten VBorbedingungen jeder fünftigen Geftaltung 
ber Herzogtbümer find Gegeuftand der Berbandlung mit Defterreih, und ver 
fefte Entſchluß Preußens, ohne die Erfüllung derjelben keine Löſung der ſchwe— 
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bendenden Frage zuzulaffen, jo wie die bisherigen, trog mancher unvermeiblichen 
Widerſprüche doch unerſchütterten, freundichaftlihen Beziehungen zu Defterreich 
geben die Gewähr, daß den nationalen Forderungen Preußens die endliche Be- 
friedigung in einer oder der andern Form zu Theil werden wird. 

Dieje Zuverficht wird auch dadurch gehoben, daß die Berechtigung und bie 
Notbwendigkeit jener Forderungen fowohl im preußischen und im deutichen Volle, 
wie auch in ben Herzogtbümern felbft von Tage zu Tage alljeitiger auch unter 
denjenigen erfannt wird, welce früber von nichts Anderem, als blos von dem 
Rechte des Erbprinzen von Auguftenburg bören wollten. 

Als durch den Tod des legten Königs von Dänemark der Kampf um 
Schleswig - Holftein von Neuem entbrannte, da war ja für die Holfteiner und 
für die meiften ihrer Freunde in Deutichland das Erbredht des Auguftenburgers 
zunächſt das Banner und Feldgeichrei, unter welchem fie Die Befreiung vom dä— 
nifchen Joche zu erreichen bofften, und im ſolcher Hoffnung baben viele in den 
Herzogtbümern dem vermeintlich erbberechtigten Herzoge im Voraus ihre Aner- 
fennung gewidmet. Nachdem inzwiichen Preußen nnd DOefterreich allein die Be— 
freiungstbat vollbracht haben, ift Durch den ungeabnten und gewaltigen Gang 
der Ereigniffe aud die Stellung der Bevölferung zur Sache allmälig verändert 
worden. Auch diejenigen, welche an dem Recht und der Anerkennung des Auguften» 
burger® feftbalten, erkennen doch, daß die Aniprüche deſſelben nicht mehr allein 
enticheidend jein können für die weitere Geftaltung der Schleswig - Holfteinjchen 
Berbältniffe, daß vielmehr vor Allem die Sicherheit und das Wobl der Herzog- 
thümer und das mächtige Intereffe ganz Deutjchlands an ihrer Geftaltung und 
Entwidelung den Ausichlag bei der ſchließlichen Enticheidung geben müffen. 

So gebt denn unter den Schleswig.» Holfteinern und unter ihren aufridh- 
tigften Freunden immer entichiedener und mächtiger eine Wandelung zu Gunſten 
derjenigen Forderungen vor, welde Preußen eben als die Vorbedingungen jeder 
Löſung bingeftellt bat. Hervorragende Männer, deren Namen in ben Herzog— 
tbümern und in Deutichland die größte Geltung baben und die vor Jabr und 
Tag lediglich die jofortige Einjegung des Auguftenburgers verlangten, treten jetzt 
mit der größten Entichiedenbeit für die vorgängige Erfüllung jener Forderungen 
ein, von welchen damals nicht die Rede war, die aber unjere Regierung in Folge 
des im Bunde mit Oefterreich fiegreih und glüdlich durchgeführten Kampfes auf- 
gefiellt bat und im bunbesfreundlichen Einvernebmen mit Defterreich zu verwirf- 
Iihen boffen darf. 

Wie kann man bei folder Yage der Sade behaupten: der Weg, den unjere 
Regierung gegangen jei, babe uns um die Erfolge des Sieges gebracht? Dasjenige, 
was die Gegner ber Regierung vor Jahr und Tag als das höchſte Ziel bin» 
Rellten und für welches allein fie die Mittel des Landes bewilligen wollten, 
würde jegt der niebrigfte und ein geradezu undentbarer Aus— 
gang fein. 

Jeder Punkt dagegen, den unfere Regierung vonibren jegigen 
Forderungen burbjegt, ift ein Erfolg über jenes Ziel binaus, 
welbes die Fortihrittspartei für das bödfte gebalten batte, und 
welches auf dem von ibr empfoblenen Wege zu erreihen geweien 
wäre.“ 


17. April. Preußen regt die Einberufung der Schles— 
wig-Holſteinſchen Stände an. 
Depeihe Bismards an den Gelandten in Wien. 


„. . . Wir erfennen ſattſam, daß im der Regelung von Berhältnifjen 
welde die Lebensbedingungen des neuen Staats jo weſentlich berühren, 
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die Stimme der Bevölkerung ſelbſt in ihren gefeglihen Organen 
einen Anfprud darauf hat, gehört zu werden, und wir glauben, 
daß, wenn mir einerjeit3 gewiſſe Punkte al3 für uns unerläßlich hinftellen 
müfjen, die Ausführung derjelben im einzelnen und die dem Yande jelbit 
bequemfte und vortheilhaftefte Modulirung am leichteften und ſicherſten 
durch die Mitwirkung der Vertreter de Yandes wird vorbereitet werden. 
Es wird dabei, anftatt der politifchen, mwejentlich die practijche Seite und 
das wahre Bedürfniß in den Bordergrund der Erörterung treten, und 
wir find überzeugt, daß gerade dadurch manches Borurtheil gegen umjere 
Auffaffung und unfere Ablichten in den Herzogthümern, in Deutjchland 
und vielleicht bei Dejterreich jelbit jchwinden werde. In einer vorher: 
—— Verſtändigung mit den Vertretern der ſchleswig-holſteinſchen 

evölferung, wenn fie auch lediglich einen berathenden Character trägt, 
würden mir zugleih die Bürgſchaft für die wirflihe Ausführung von 
Berabredungen jehen, deren Inhalt, jomweit er die inneren Berhältnifie 
berührt und der Zuftimmung der Yegislative in den Herzogthümern be- 
darf, nachher dann ohne Zweifel durch Acte der Gejeggebung würde 
fanctionirt werden. E3 würde uns daher als ein höchft förderlicher Schritt 
zur Beichleunigung einer definitiven Löſung erſcheinen, wenn die Stände 
der beiden Herzogthümer Holftein und Schleswig berufen und 
zu einer Berfammlung vereinigt würden, welcher die Gelegenheit 
gegeben würde, über die Zukunft des Yandes ſich auszujprehen und ſich 
zunächſt unter einander über die, im einzelnen wohl auseinander gehenden, 
im ganzen und großen aber faum zweifelhaften Wünjche und Anfichten 
& verjtändigen, welche die Bevölkerung ſelbſt in Betreff der engeren 

eziehungen zu Preußen in einzelnen Stüden und der inneren Selbft- 
ftändigteit im UWebrigen begt. Aus dem Ergebniß diefer Erörterungen 
und der Stimmung, Die fi in diefer Verjammlung Fund gäbe, mürden 
wir erfennen fünnen, ob wir auf dem von Wien her angedeuteten 
Weg einer directen Verftändigung mit dem neuen Staat zu 
einem für uns annehmbaren Ziel gelangen fünnen. Wenn auf 
diefe Weile durch das Yand jelbjt jowohl, als durd den eventuellen 
künftigen Yandesherrn uns annehmbare Bedingungen entgegengebradt 
würden, jo würden auch unjere Verhandlungen mit Wien dadurch wieder 
in Fluß kommen, und wir glauben, daß es dadurd auch der kaiferlichen 
Regierung felbft erleichtert werden fünnte, den durch die geographiiche 
Yage und die Natur der Verhältniſſe gegebenen Intereſſen Breußens 
Rechnung zu tragen, ohne ihre eigene Stellung aufzugeben. Wir wünjchen 
daher, uns mit dem faijerlihen Cabinet über die Berufung eines ſchles— 
wig⸗ holſteinſchen Landtags und eine Verhandlung mit demjelben in Be: 
treff der Zukunft des Yandes zu verftändigen. Es entjteht alsdann aller: 
dings fofort die Frage: was für eine Verſammlung als die gejegmäßige 
Bertretung und der wirkliche Ausdrudf des Yandes würde anzujehen fein. 
Daß die im gegenwärtigen Augenblid vorhandenen Ab- 
ee ae nah dem inzwijhen eingetretenen Wedjel der 

andesherrjchaft nicht mehr als wirklich zur Vertretung be— 
rufen gelten können, ſcheint ung faum zweifelhaft. Auch wird 
dem Yande daran gelegen jein, daß es diejenigen, welche es als jeine 
Vertreter in die Verſammlung ſchickt, mit ausdrüdliher Rückſicht 
auf die ihnen gejtellte Aufgabe wählen könne. Nach weldem 
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Bahlgejeg aber joll eine neue Berfammlung berufen werden ? Nach dem 
von 1854 oder dem von 1848? Für eriteres läßt fich jagen, daß es bis 
jet factifch im Giltigkeit befteht, und für legteres, daß es jchon auf der 
Vereinigung der beiden Herzogthümer zu einem Staat beruht, und daß 
wenigitend der eine der Prätendenten an die Verfaſſung von 1848 ge- 
bunden ift und nur auf diejem Wege verfafjungsmäßige und ihn felbft 
bindende Berpflichtungen wird übernehmen zu können glauben. Es wird 
dabei nicht die Einführung der Berfaffung von 1848, ſondern nur die 
einmalige Berufung der Stände nad dem damaligen Wahlgejeß zu einem 
beftimmten Zweck vorausgefeßt; diefer Zmed ift aber nur der, den Inter— 
fen, Wünſchen und Redtsauffaffungen des Yandes einen geordneten und 
regelmäßigen Ausdrud zu gewähren, und es fteht zu erwägen, in welcher 
von den beiden Formen diefer Ausdrud am ficherften und mit der größten 
Autorität für das Pand felbft erkannt werden dürfe.“ 


29. April. Defterreich gebt auf den Vorſchlag Preußens ein, 
und trägt darauf an, zunädjit die Stände der beiden Her: 
zogthümer nad dem Wahlgejeg von 1854 zu berufen, um 
ſich mit denjelben über die Anwendung des Wahlgeleges 
von 1348 zu verjtändigen. 


32. Die Scleswig-Holfteinfhe Frage im Abgeordnetenhauft. 


Aus der Denfichrift zur Vorlage über die Kriegs: 
koſten. 


— „Bei dem Bemühen, ein edefinitive Ordnung herbeizuführen, hatte 
die Staat3-Regierung zunächſt die Zwecke feft im Auge zu behalten, die fie 
nt den Waffen und in den Londoner Berhandlungen verfolgt hatte: Be— 
feftigung des Friedens durd einen gerehten und haltbaren Zu: 
tand, dauernden Schuß der Herzogthümer gegen eine Wieder- 
tehr fremder Bedrüdung und Sicherung Deutſchlands in feinen 
Nordmarfen. Die Regierung hatte aber zweitens die Pflicht, das 
preußifche Intereſſe zu wahren in feinem ganzen Umfange, jomweit es 
mit dem deutfchen zujfammenfällt, und fofern es durch die individuellen 
Verhältniffe des preußifhen Staate® und durch unjere Eigenjchaft als 
megführender Theil beftimmt wird. Die Gerechtigkeit gegen alle Präten- 
denten und gegen Preußen, welches Blut und Schäße geopfert hatte, gebot 
eine gründliche Prüfung der auguftenburgifchen, der oldenburgijchen und der 
brandenburgijchen Erbrechte. 

Die Aufgabe ift noch ungelöft. Das Proviforium dauert fort, 
mit ihm die Öftupation, dadurd entjteht ein weiterer Koftenaufwand 
für das Land, und für die Regierung die Verpflichtung, dem Landtage 
die Gründe darzulegen, melde eine definitive Regelung bisher verhin- 
dert haben. 
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Eine rein legiftifche Entſcheidung iſt unmöglich, jede denfbare Löſung 
muß darin bejtehen, die Rechtsfrage und das politifche Bedürfniß auszu- 
gleihen. Denn jeder der in dem älteren Recht beruhenden Anſprüche 
erftredt fi nad der Rechtsanſicht, melde die Königliche Regierung ih 
bisher hat bilden fönnen, nur auf Stüde, die Eeffion Ehriftians IX. gebt 
auf da8 Ganze, aber berechtigt Defterreih und Preußen zu gleichen Yu. 
theilen, und doch ftände eine Zerftüdelung oder Trennung der Yande jo 
jehr im Widerſpruch mit ihren eigenen und den deutjchen Gnterefien, und 
mit den Wünjchen und Bedürfnijen. der. Bevölkerung, daß fie als un- 
möglich bezeichnet werden darf. 

Aus diejen Vorausjegungen, über welche die beiden Mächte einver- 
ftanden, zog die Kaiſerlich öfterreichiiche Regierung den Schluß, daß 
feine andere, als eine politiſche Löſung möglich jei, und jchlug im diefem 
Sinne unterm 12. November vorigen Aahres vor, die aus Artikel III. des 
Wiener Friedens erworbenen Rechte weiter an den Erbprinzen von Au 
guſtenburg zu cediren, vorbehaltlic einer Aufträgal-Fnftanz für den Groß— 
berzog von Oldenburg. 

Die Königliche Hegierung it diefem Vorſchlage principiell in ſoweit 
nicht entgegengetreten, als fie ın ihrer Antwort vom 13. Dezember erklärte, 
daß fie weder die Auguftenburger, noch die Oldenburger Kandidatur aus: 
ſchließe; aber fie müfje darauf halten, daß die Entjcheidung für den emen 
Bewerber nicht dem anderen und feinen Freunden in und außer Deutid- 
land den Eindrud der Willfürlichleit mache. Sie würde fich, jobald fie 
eine Schädigung der preußifchen Intereſſen zn befürchten hätte, der Ber- 
pflibtung nicht entziehen fünnen, auch die Prüfung der Brandenburgijden 
Anſprüche zu verlangen, denn, während Defterreih auf diejen Beſitz, der 
geographiichen Verhältniſſe wegen, keinen Werth lege, jeien die gejammten 
Itaatlihen und wirthichaftlichen Interefien Preußens an der künftigen Ge 
ftaltung der Herzogthümer wejentlich betheiligt, ſchulde die preußiſche Re 
gierung e3 dem eigenen Lande, Bürgjchaften dafür zu gewinnen, daß die 
Befriedigung und Achtung diefer Interefien nicht von dem zweifelhaften 
guten Willen des Yandesherrn, von der Stimmung der Stände, von dem 
Spiel der Parteien abhängig bleibe. Sole Bürgihaften würden darın 
zu finden jein, daß die Militair-Organifation der Herzogthümer in ein 
reftes Verhältniß zu der preußifchen gejegt, die maritimen Wehrfräfte für 
die preußsiche Marine nugbar gemacht, die natürliche, dem Vortheile beider 
Theile zujagende Entwidelung von Schifffahrt und Handel gegen künftliche 
Hemmungen geſchützt werde. Die Negierung habe die erforderlichen Schritte 
gethan, um eine gründlichere mwiljenichaftliche Prüfung der Rechtsfrage und 
über die anderen bezeichneten Punkte ein beftimmteres Programm vorzu— 
bereiten. 

Am 21. Dezember erfolgte eine Rüdäußerung von Wien. Das Kaifer- 
liche Kabinet erklärte fich bereit die Frage durch Verſtändigung mit Preußen 
abzujchliegen, allein der Gejammtheit des Bundes ftehe es zu, darüber zu 
wachen, daß der politiihe Zuftand eines Bundeslandes den Grundgejegen 
des Bundes entjpreche, und daß nicht in den Verein der Souveräne Deutid- 
lands ein unjelbftjtändiges Mitglied eingeführt werde. Was die vorge 
ſchlagene Eejfion betreffe, fo jei diejelbe nur als eine Verfügung über die aus 
Artifel III. erworbenen Rechte, nicht als eine Entſcheidung der Rechtsfrage 
gemeint, wobei allerdings zu erwägen jein werde, ob das Verfügungsrecht 
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Ehriftians IX. fih nur auf ſolche Landestheile beziehe, die dem Könige, 
abgejehen von den Thronfolgegeiege, angefallen fein würden, oder nicht 
vielmehr auf das Ganze erftrede. 

Die dieffeitige Erwiederung vom 26. Januar diejes Jahres empfiehlt 
die angeregte Frage nad) der Dispofitions »Befugniß Ehriftiand IX. einer 
jorgfältigen Unterfuhung. Die Staat3-Regierung erwarte auch darüber 
dad Gutachten ihrer Kronjuriften und würde e3 dankbar erkennen, wenn 
die öfterreichiiche Regierung auf analoge, in ihren Jnftitutionen gegebene 
Weiſe die fachverftändige Prüfung aufnehmen wollte. Die Brandenburger 
Anfprühe zu ermähnen habe Preußen fi) nur da berufen gefunden, mo 
es fih um die rechtliche Seite der Frage gehandelt, nicht in Yondon, wo 
es darauf angefommen jei, die Postrennung der Herzogthümer ohne Ver— 
größerung der Kriegsgefahr durch eine politiiche Transaktion zu erreichen. 
Die Königliche Regierung wünſche zunächft Far geftellt zu jehen, wie weit 
das Recht des Erbprinzen von Auguftenburg reiche, wie groß darüber 
binaus alfo da3 Gejchent fein würde, melches fie gemeinjchaftlich mit 
Defterreih ihm zu machen hätte, wenn fie feiner Einjegung zuſtimme. 

Am 22. Februar war die Königlihe Regierung in der Yage, dem 
Wiener Kabinet die Grundjäge mittheilen zu können, von melden fie bei 
den Verhandlungen mit Defterreich über die felbftftändige Konftituirung 
Schleswig- Holfteind auszugehen beabfichtigte, und bei deren Annahme jie 
fegtere mit den preußiichen Intereſſen für vereinbar halten würde. 

Die betreffende Depejche ift diefer Denkſchrift beigefügt. 

Die Erklärung darüber erfolgte in einer Depejche de8 Grafen 
dv. Mensdorff vom 5. März Die Kaiferlihe Regierung hielt dafür, 
dak ein unter ſolchen Bedingungen eingejegter Fürſt nicht als gleich— 
berehtigtes und ftimmfähiges Mitglied in den Kreis der Souveraine des 
deutihen Bundes eingeführt werden könne. Die Bedingungen gingen nur 
auf den individuellen Gewinn Preußens, während Defterreih und der 
Bund Anjprucd auf das hätten, was die Herzogthümer an Wehrkraft zu 
Yande und zu See leiten könnten. Die Kaiferlihe Regierung fei bereit, 
u bewilligen, daß Rendsburg zur Bundesfeftung erhoben werde, daß 
Preußen den Kieler Hafen für jeine Marine, eine SKanalverbindung 
zwischen beiden Meeren und den Eintritt des neuen Staates in den 
preußiichen Zollverein verlange. Indeſſen jei, To lange die Frage der 
Souperainetät in der Schwebe bleibe, für er fein 
Boden. Defterreich lehne das mitgetheilte Programm ab und jchließe eine 
Phaje der Verhandlungen, in der definitive Vereinbarungen überhaupt 
nicht möglich. 

Die Königliche Regierung glaubt zu wiſſen, daß der Gang, den fie 
genommen, und die Richtung der öffentlihen Meinung des Yandes parallel 
laufen. Ein enger Anſchluß der Herzogthümer an Preußen wird alljeitig 

efordert und ermartet, die mirflihe Einverleibung lebhaft gewünſcht. 
Die Königliche Regierung ift der Ueberzeugung, daß die legtere Yöjung 
an ji die zwedmäßigfte wäre, nicht nur für Be jondern auch für 
Deutfchland und die Herzogthümer jelbit; aber fie verfennt nicht, daß fie 
für Preußen mit großen finanziellen Opfern in Betreff der ——— 
und der Staatsſchülden verbunden jein würde, und ſie hält dieſelbe nicht 
in dem Maße durch das Staatdinterefje für geboten, daß ihre Durch— 
führung unter allen Umftänden und ohne Rüdfiht auf die Erhaltung 
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des Friedens erftrebt werden müſſe. Dagegen glaubt fie an denjenigen 
Bedingungen unter allen Umftänden fejthalten zu jollen, zu deren Auf- 
ftellung —* aus der Pflicht zum militäriſchen Schutze der Herzog— 
thümer wie des eigenen Landes und zur Entwicklung der deutſchen 
Wehrkraft zur See die Berechtigung ſchöpft. So lange, bis die auf 
dieſem Gebiete für Preußen nothwendigen Einrichtungen zweifellos ficher- 
geftellt find, muß das Provijorium und mit ihm die Offupation fort: 
dauern und die Kegierung ift der Zuftimmung des Yandes gewiß, wenn 
fie ihren Befig in den J—— bis dahin aufrecht erhält. Sie 
wartet die Prüfung und Klärung der Rechtsfrage ab, ſie iſt zu Ver— 
ſtändigungen bereit, welche, dieſe Frage mit dem politiſchen Bedürfniß 
verſöhnend, dem Intereſſe Preußens, der Herzogthümer und Deutſchlands 
genügen, und wird in den Wünſchen und Ueberzeugungen der Bevölkerung 
der Derzogthlimer, jobald e8 ihr gelungen jein wird, diefelben durch eine 
eeignete Vertretung zum Ausdrud zu bringen, ein mwejentlihe® Moment 
* ihre eigene Entſchließung finden.“ 


1. Juni. Die Schleswig-Holſteinſche Frage und Die 
Marine. 
Rede Bismards bei Berathung der Marinevorlage. 
(Die Fortichrittspartei und die Marine; — Die jchles- 
wig-holſteinſche Frage und die Erfolge der Regierung; — 
Forderungen des Abgeordnetenhaujes in Bezug auf das 
Budgetreht und die Verfaſſung überhaupt.) 


Ich bin nicht im Stande, auf alle Gebiete, die der Herr Vorredner*) 
betreten hat, hier einzugehen. Nach dem Gefammteindrud jeiner Rede 
und der der Herren Vorredner, die feine politiihen Freunde find, kann 
ih nur bedauern, daß bei jo vielen vorhandenen Punkten des Einver: 
ftändnifjes doc eine Berftändigung über die auswärtige Politit zmijchen 
uns ſtets mißlingt. Ich bin faſt dazu gedrängt, einen ziemlich äußerlichen 
Grund dafür aufzuftellen: e8 ift die unbefriedigte Neugierde. 

Könnten wir uns rechtzeitig Mar im Voraus über alle Pläne der 
Zukunft Ihnen gegenüber ausjprechen, ich glaube, Sie würden mehr davon 
billigen, als Ste bisher zu thun fich getrauten. Ließen fi Ihnen die 
Gründe, die zur Abjchliegung der ruſſiſchen Konvention uns beftimmt 
haben, vollftändig Far legen, ohne Berlegung der auswärtigen Be- 
ziehungen, ich glaube, die Meiften von Ihnen würden fie billigen. Ich 
fann nur erwähnen, daß die Konvention uns in der ganzen däniſchen 
Frage nichts geſchadet hat, und daß es zweifelhaft iſt, ob ohne dieſen 
Vorgang das Verhältniß Rußlands zu uns für alle vergangenen und 
ulünftigen Phaſen dieſer Frage fo freundſchaftlich ſein würde, wie es in 

irklichkeit iſt. 

Hätten wir Ihnen vor ein und einem halben Jahre hier offen dar— 
legen können, welchen Zielen wir zuſtreben, ich glaube, meine Herren, 
Sie würden ſo viel nicht dagegen eingewendet haben. Sie ſind der 


*) Der Abgeordnete Löwe. 


289 
1865. 


Meinung, wir hätten unfere Ziele und unjere Beftrebungen, vom Strome 
getrieben, geändert. Es giebt Protofolle anderer, eben jo amt- 
liber Sigungen wie dieje, aus denen Ihnen in Zufunft be- 
weisbar jein wird, daß wir jeit dem Dezember 1863 unfere 
Ziele nicht gewechſelt haben. 

Könnten wir auch jegt Ihnen die Wahrjcheinlichkeiten, die wir haben, 
unjere Bolitif in den Herzogthümern durchzuführen, die Wege, auf denen 
wir dies zu erreihen gedenken, mit derjenigen Klarheit auseinanderjegen, 
mit der ih Sr. Majeftät dem Könige gegenüber im Stande bin, fie zu 
entwideln; ich glaube, Sie würden in der SHeftigfeit Ihrer Oppofition 
gegen das, was wir treiben, einigermaßen nachlaſſen. 

Uber wenn Sie in die Technik der diplomatischen Geſchäfte einges 
mweihter wären, Sie würden uns nicht einmal dadurd drängen, daß Sie 
Aeußerungen ausfprechen, durch welche Sie das Miniſterium in die Ver— 
legenheit jegen, entweder durch Stillſchweigen die Richtigkeit anjcheinend 
zugugeben oder im Widerlegen Meinungen zu äußern, die aus politiichen 
Gründen bejier unausgeſprochen bleiben. 

Der Herr Vorredner hat unjerer Politif den Vorwurf gemacht, fie 
rede zu viel, fie ziele zu lange, fie handle zu wenig und ſchieße zu jpät. 
Ich bin durch diefen ae in der That überrafcht worden; ich glaubte, 
er würde uns den Vorwurf machen, wir redeten zu wenig liber das, was 
wir thun wollten, und ein Gefühl der Kränkung werde dadurch hervore 
gerufen, daß Site nicht in jedem Augenblid überzeugt werden Fönnen, 
mohtn die beabfichtigte Politif geht und welche Mittel fie anwendet. 

Es hat wohl feine Frage die öffentlihe Meinung in Deutjchland in 
den legten zwanzig Jahren jo einftimmig interejfirt, wie gerade die Flotten- 
frage. Wir haben gejehen, daß die Vereine, die Preffe, die Yandtage, 
ihren Spmpathieen Ausdrud gaben, diefe Sympathieen haben fi in 
Sammlung von verhältnigmäßig recht bedeutenden Beträgen bethätigt. 
Den Regierungen, der konſervativen Partei wurden Vorwürfe — 
über die Langſamkeit und über die Kargheit, mit der in dieſer Richtung 
vorgegangen wurde; es waren bejonders die liberalen Parteien, die dabei 
thätıg waren. 

Wir glaubten deshalb, Ihnen eine rechte Freude mit diejer Vorlage 
zu machen. 

Das Intereſſe daran, das muß ich aus den Aeußerungen des Herrn 
Vorrednerd abnehmen, ift aber einigermaßen abgejtumpft. Er ift der 
Meinung, daß Preußen zu ſchwach jer, um dieje Yaft zu tragen, daß fie 
nur ertragen werden fünne, wenn man andere deutjche Staaten in Mit- 
leidvenfchajt zieht. So lange, bis uns dies gelungen märe, jchien er micht 
nur den deutjchen Handel der anderen Staaten, ſondern aud den preu« 
Biihen Handel in der verhältnigmäßigen Schußlofigkeit belafjen zu wollen, 
m der er fich jest befindet. Wenn die Regierung das wollte, e8 wäre 
leihter — ich meine das Unterlafjen de8 Schuges — als nad der Her- 
ftellung einer preußifchen Flotte zu ftreben. 

Sehr ſchwierig aber iſt e3, ein freiwillige Ablommen mit jemanden 
zu treffen, das ihm Laſten zumuthet, wenn man diefen Jemand nicht 
zwingen, ihm feine Gewalt anthun darf. Letztere wird von der Politik 
der — die uns gegenüberſtehen, auf das Schärfſte verdammt. Wir 
ſollen alſo nur gutmüthige Ueberredung anwenden, die gemeinſamen In— 
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terefjen auseinanderjegen, damit die Peute zahlen und mehr leiten, als 
fie bisher thun. 

Es fteht dem entgegen, daß im Allgemeinen in Deutjchland parti» 
fulare Interefien ftärfer find, als der nu Der Sag ift in 
mehreren Formen hier jhon ausgeiproden. Es jteht dem entgegen, daß 
im Allgemeinen die Erijtenz auf der Bajis der Phäaken bequemer 
ift, als auf der Bafis der Spartaner. Man läßt fich gern jchüger, 
aber zahlt nicht gern, und am allerwenigjten giebt man das geringfügigite 
Hoheitsreht zum Beſten der allgemeinen Intereſſen auf. 


Ich glaube, der Herr Vorredner jtellte uns da eine Zumuthung, 
menn mir auf richtigem Wege dieje Ziele erreichen jollen, die ſelbſt das 
geſchickteſte und geſcheidteſte Pinifterium, wie es jeinem Ideale vorichmebt, 
und wie er jelbjt e8 ohne Zweifel leiten würde, nicht zu verwirklichen im 
Stande jein würde, ohne Gewalt anzumenden. 

Ih hatte nicht geglaubt, daß der maritime Ehrgeiz der preußiſchen 
liberalen Partei inſoweit reduzirt jei, wie ich e8 aus dem Munde des 
Herrn Borrednerd gehört habe, und daß mir in dem Maße der Unter: 
ftügung der übrigen deutjchen Staaten bedürften, um nur mit ihrer 
Hülfe unjern eigenen Handel ihügen zu können. Ich jah daher mit einiger 
Spannung dem Berichte entgegen, den und die Kommijfion eines Haufes, 
in welchem die Tendenzen der deutjchen Fortſchrittspartei überwiegen, er- 
ftatten würde. Ich glaubte, wir würden nicht genug gefordert haben, Sie 
würden das Bedürfniß haben, noch beſtimmter und jchneller die maritimen 
Unternehmungen zu jürdern; ich war nicht darauf gefaßt, in dem Bericht 
Ihrer Kommiſſion eine indirefte Apologie Hannibal Fiichers zu finden, der 
die deutjche Flotte unter den Hammer brachte. Auch dieje deutjche Flotte 
jcheiterte daran, daß im den deutjchen Gebieten, ebenjo in den höheren 
regierenden Kreijen, wie in den niederen, die Parteileidenjchaft mächtiger 
war al3 der Gemeinfinn. Ich hoffe, daß der unjrigen nicht dajjelbe be 
ſchieden jein wird. 

Ich war einigermaßen überrajcht jerner darüber, daß dem Gebiet: 
der Technik ein jo großer Raum in dem Berichte angemwiejen war. Ich 
zweifle nicht daran, daß es viele unter Ihnen giebt, die vom Seeweſen 
mehr verjtehen als ih, und mehr zur See geweſen find, als ich; die 
Mehrzahl unter Ihnen, meine Herren, iſt e8 aber nicht, und doch mus 
ich jagen, ich würde mich nicht getrauen, über technijche Details der 
Marine ein Urtheil zu fällen, welches meine Abjtimmung motiviren, welches 
mir Motive zur VBerwerfung einer Marinevorlage geben könnte. Ich kann 
mich deshalb aud) mit der Widerlegung diejes Theiles Ihrer Einwendungen 
nicht beichäftigen. 

Näher liegen mir Jhre Zweifel, ob es mir gelingen wird, Kiel 
zu erwerben. 

Wir befigen in den Herzogthümern mehr, ald Kiel; wir befigen die 
volle Souveraimetät in den Herzogthümern in Gemeinfchaft mit Defterreic, 
und ich wüßte nicht, wer uns Ddiejes Pfand, daS dem von ung erjtrebten 
Dbjeft an Werth jo viel überlegen ift, nehmen könnte anders als durch 
einen für Preußen unglüdlihen Krieg. Faſſen wir aber dieje Eventualität 
ind Auge, jo fünnen wir jeden in unferem Befig befindlihen Hafen eben 
jo gut verlieren. Unjer Befig it ein gemeinjamer — das ift wahr — 
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mit Defterreih. Nichtsdeftoweniger ift er ein Befig, für deſſen Aufgebung 
wir berechtigt jein würden, unjere Bedingungen zu ftellen. 

Eine diefer Bedingungen, und zwar eine der ganz unerläßlichen, ohne 
deren Erfüllung wir dieſen Bejig nicht aufgeben wollen, ift das fünftige 
alleinige Eigenthum des fieler Hafens für Preußen. Etwas 
Anderes hat, jo viel ich weiß, der Herr Kriegs - Minifter bei der Bor: 
lage, von der die Rede war, auch nicht gejagt. Er hat von dem Stand- 
punkte aus geſprochen, auf welchem die Königliche Staats Regierung noch 
heute jteht. Die Ehre Preußens ift nah der Erklärung des Herrn 
Kriegsminifterd nicht weiter engagirt, als fie vollftändig von uns gededt 
werden wird. 

Die Bedingungen, welche wir zu jtellen beabjichtigen, find jo ge- 
mägigt, daß wir wohl die geftwung begen dürfen, jie auf friedlichem 
Bege verwirklicht zu jehen. Die Bedingungen find befannt. Wir fordern 
nichts als die Möglichkeit, Deutijhland zur Sce wehrhaft zu 
mahen in dem Umfange, in dem und dies mit den Mlitteln der Herzog- 
thümer erlaubt jein wird, und gegen die Wahricheinlichkeit, Diüppel in 
nicht gar zu langer Zeit noch einmal belagern und ftürmen zu müjjen, 
diejenige Garantie zu gewinnen, die die Hülfsquellen der Herzogthimer 
geben können. 

Angeſichts der Rechte, die fih in unjeren Händen und in denen 
Oefterreich8 befinden, und die unantaſtbar find, jo lange nicht einem der 
Herren Prätendenten e3 gelingt, zu unjerer Pl ein bejieres 
Recht, al3 das auf uns übergegangene des Königs Chrijtian IX. von 
Dänemark, nachzuweiſen, Angefihts der Rechte, melde in voller Sou— 
veränetät von uns und Deiterreich bejejfen werden, jehe ich nicht ein, 
me uns die jchließliche Erfüllung unjerer Bedingungen entgehen jollte, 
jobald wir nur nicht die Geduld verlieren, jondern ruhig abwarten, ob 
ih Jemand findet, der es unternimmt, Düppel zu belagern, 
wenn die Preußen darin jınd. 

Sie haben uns darauf vermiejen, wir jollten uns über die Erfüllung 
diefer Bedingungen mit den Herzogthümern verjtändigen. Schon der Herr 
Borredner an meiner Seite hat gejagt, daß es nicht klar jei, wer „die 
derzogthümer“ feien, wer jie vertritt; fie jeten nicht fonftituirt. 

Herzog von Schleswig-Holjtein und Yauenburg jind 
Er. Majeftät der König und Se. Majeität der Kaijer von 
Deiterreih auf Grund der Berechtigung, die ich mir erlaubt habe an— 
zuführen. Die Yandesherren beabjihtigen, die Stände ihrer Herzogthümer 
demnächſt zu berufen, um mit ihnen zu unterhandeln. Wir wollen fie 
mot vergewaltigen, aber auch uns nicht vergewaltigen lafjen; wir wollen 
mit ihnen unterhandeln. Kommen mir und Oeſterreich mit ihmen zu 
medliher Verftändigung in der Sache, jo wird dies ein allerjeitS und 
auch für Preußen erwünjchtes Ergebniß jein; gelingt e& nicht, jo werden 
feine Beichlüffe, feine Proflamationen der Stände, fein einjeitiges Vor— 
gehen im Stande jein, Preußen aus den Herzogthümern herauszumaßregeln. 

Zweifeln Sie dennod an der Möglichkeit, unjere Abjichten zu ver— 
mirflihen, jo habe ih ſchon in der Kommilfion ein Auskunftsmittel 
empfohlen; limitiren Sie die Anleihe dahin, daß die erforderlichen Bes 
träge nur dann zahlbar jind, wenn mir wirklich Kiel bejigen, und jagen 
Sie: „Kein Kiel, fein Geld!“ 

19* 
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Ih glaube, daß Sie andern Miniftern, als denen, die jeßt die 
Ehre haben, fich des Bertrauend Sr. Majejtät des Königs zu erfreuen, 
eine ſolche Bedingung nicht abjichlagen würden. 

Sie zweifeln an unjerer Befähigung und an unjerem Beruf, Staats- 
geichäfte zu treiben. Sch bin micht unbejcheiden genug, daß mir nicht 
jelbft mitunter ſolche Zweifel beifämen; ich bim überzeugt, daß jeder der 
Herren, die diefe Phraje unterfchrieben haben, die Sache an meiner Stelle 
bejjer gemacht haben würde; aber den Beweis davon haben Sie noch 
nicht gegeben. Die Fälle, mo Sie glauben, diplomatijche Erfolge gewonnen 
a" haben, und auf welche Sie jih an einer anderen Stelle des Berichtes 

erufen, paſſen nicht. 

Sie jchreiben es der liberalen Strömung, dem Einfluß diejes Haufes 
zu, daß der Zollverein rechtzeitig wieder hergeftellt jei. Ich erinnere Sie 
an die Thatfache, daß der erite Staat, der aus der Eoalition unjerer 
Gegner ausſchied, der die Brejche legte, vermöge deren die Stellung ber 
übrigen unhaltbar wurde, der beide Yandestheile Preußens verbindet, jo 
daß er eine Barriere zwifchen den Nordjeeftaaten und den Binnenftaaten 
Ihafft, daß dies Kurheſſen war. Nun glaube ich wohl, meine Herren, 
dag Sie einen großen Einfluß auf manche Regierungen Deutjchlands 
ausüben mögen, aber auf Kurheſſen nicht. 

Ich komme dabei zurüd darauf, daß der Herr VBorredner uns 
empfahl, wir hätten die Zollvereinskriſis ftärfer ausnügen follen, um 
politijche Vortheile zu Gunften einer bundesftaatlichen Bereinigung daraus 
zu gewinnen, wenn auch nur die Anfänge davon. ch habe diejelbe Idee 
gehabt bei der vorigen Zollvereinsfrifis vor 12 Jahren. Ich war damals 
noch neu in den Gejchäften. Wenn man längere Zeit darin gewejen ift, 
dann überzeugt man fi, daß das Bedürfnig der Wekonftituirung des 
Zollvereins nicht ftarf genug ift, um dafür eine Souveränetätsverminderung 
den Fürften annehmbar zu machen. Die Möglichkeit, einen Drud in 
diefer Richtung zu üben, hätte nur dann vorgelegen, wenn wir im Hinblid 
auf das jegige Syſtem der Zollverträge die Sicherheit gehabt hätten, 
daß Franfreih mit den außerhalb des Zollvereind bleibenden Staaten 
einen Handelsvertrag auf der Bafis des mit uns geichloffenen nicht 
abjchliegen würde. Die Sicherheit hatten wir nit. Schloß Frankreich 
jolhe Berträge mit ihnen, jo war dadurch, vermöge der freien Verkehrs— 
wege, welche jegt Mitteleuropa zu Einem Handelögebiete verbinden, eine 
größere Yeichtigkeit gegeben, einen gejonderten Zollverein neben Preußen 
herzuftellen. 

Ein anderer politiicher Erfolg diefes Haujes, den der Kommiffions- 
bericht demjelben zujpricht, hat mich noch mehr überraſcht. Ste find der 
Meinung, „auch in der ſchleswigſchen Frage habe die Regierung, mas fie 
erreicht, nur der Richtung des öffentlichen Geiftes und der Zuftimmung 
des Yandtaged für die Yoslöjfung der Herzogthümer zu danfen.“ Ich 
fonftatire, daß Ste ung damit die Tendenz, die Herzogthümer loszulöſen, 
zuerfennen; von Jhrer Zuftimmung zu etwas, was die Regierung gethan 
hätte, ift mir hichts erinnerlid. Haben Sie mit der Bermeigerung 
der Anleihe, die wir damals von Ihnen verlangten, Düppel 
erobert und Aljen? Dann, meine Herren, habe ich auch die Hoffnung, 
daß aus Ihrer Verweigerung der jegigen Anleihe auch eine preußijche 
Flotte hervorgehen werde. 
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Wir hätten vielleiht, wenn Sie und mit der Entichlofjenheit beige- 
ftanden hätten, die ich von Ihrem preußifchen Batriotismus, jobald Sie 
die Richtung erfannten, in der wir gingen, erwartete, vielleicht mehr er- 
reiht; es iſt möglich. Aber Sie haben Ihren Beiftand verweigert. 
sedenfalls ift das, was damals Ihr Ideal war, jegt für die 
preußiihe Regierung das Minimum des Erreihbaren Wir 
fönnen das, was Sie vor 1", Jahren als Höchſtes erftrebten, 
in jeder Biertelftunde ind Werk fegen: einen unabhängigen 
fhleswig-holfteinfhen Staat jogar mit einigen mäßigen, und 
aber nicht genügenden Vortheilen für Preußen — e8 bedarf 
nur einer in einer Viertelftunde aufzujfegenden Erflärung 
der Königlihen Regierung, und der Staat wäre gejichaffen. 

Aus den Rejolutionen und aus einer anderen Stelle des Berichtes 
entnehme ich noch andere und vielleicht die hauptiächlichften Motive, 
warum Sie glauben, dieſe Anleihe ablehnen zu müſſen, Motive, die nur 
infofern etwas Tröftliches haben, als ich erjehe, daß Sie Scheu tragen, 
fie offen auszufprechen. ch ziehe daraus den Schluß, daß Ahr Vertrauen 
zur Macht diejer Gründe doch nicht jo ſtark ijt, mie es vielleicht jonft 
war. Es iſt im einem Paſſus des Berichtes gejagt: Brächten wir die 
Frage der Herzogthümer hinwieder in Berbindung mit unjeren inneren 
Zuftänden, mamentlic mit unferem Budgetftreit, jo werde es außjehen, 
ald wollten wir jene Frage nur als einen Hafen zur Wiedergewinnung 
unjere3 Budgetrecht3 benugen. Ja, meine Herren, es würde nicht nur jo 
ausjehen, fondern es fieht wirklich jo aus. 

Was verftehen Sie unter Ihrem Budgetreht? Die Frage 
müflen wir und far machen. Ich will dazu beitragen, jo viel ich fann, 
indem ich Ihnen meine Auffafiung davon entwidele, 

Sie verlangen eine Aenderung mehrerer Artikel der Verfaſſung. 

Wenn dad Budgetrecht jo verwirklicht werden joll, wie Sie es ver- 
ttehen, jo müßte der Artikel 62 der Berfafjung geändert werden in feinem 
Paſſus, der da lautet: „Die Uebereinftimmung des Königs und beider 
Kammern ift zu jedem Gejeg erforderlich.“ Es müßte von dieſer allge 
memen Beitimmung das jährlih zu Stande zu bringende Budgetgeje 
ausdrüdlich ausgenommen fein, e3 müßte gejagt werden: „Die Entſcheidung 
über das Budgetgefeg fteht allein bei dem Haufe der Abgeordneten. 
Seine Entjcheidung iſt maßgebend. Die beiden anderen Faktoren müfjen 
ih ihr fügen, fobald die Entſcheidung feftiteht.“ 

Nah dem jonftigen Ausdrud der Bejchwerden, welche Sie gegen die 
Regierung haben, glaube ih, daß die Verfaffung mit diefer Aenderung 
alleın Ihnen nicht genügen wird. Es ift ein anderer Artikel, ich glaube 
Artikel 65, worin es heißt: „Dem Könige fteht die vollziehende Gewalt 
zu; er ernennt und entläßt die Miniſter.“ Hier würden Sie des Zuſatzes 
bedürfen: „Die vollziehende Gewalt jteht ihm zu; er darf fie aber nicht 
im Widerfprud mit den Wünjcen und Anfichten des Haujes der Ab- 
geordneten ausüben; er darf ſich aud nur ſolche Minifter halten, die das 
Vertrauen des Abgeordnetenhaufes haben. Bejigen fie dies nicht, jo fann 
Ihnen das Bertrauen des Königs nichts nugen. Er muß fie entlafjen.“ 

Ich glaube, Sie würden auch mit diejer Verfaſſungsänderung noch 
mt austommen. E3 exiftirt ein anderer Artikel, ich glaube 84, in dem 
geſagt ift, die richterlichen Behörden find unabhängig und feiner anderen 
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Autorität unterworfen. Es müßte, um Ihnen zu genügen, eine Ber: 
vollftändigung hinzugefegt werden: „Sie unterliegen der Genfur und der 
Kritif des Hauſes der Abgeordneten.“ 

Meine Herren, es find vielleicht noch mehrere Aenderungen in der 
Berfaffung, die Sie erjtreben. Sie fünnen Ihre Ziele mit der preußiichen 
Verfaſſung, wie fie in ihren Artikeln vor uns liegt, nicht erreichen. 

Sie verfuchen diefe Aenderungen dadurch zu erzwingen, daß Sie zu 
Zmweden, deren Nützlichkeit Sie an und für ſich nicht beftreiten können — 
ih will nicht an die Bankfrage erinnern, ich will in die Details überhaupt 
nicht —— — Ihre Mitwirkung verſagen, die Staatsmaſchine, jo viel 
an Ihnen liegt, zum Stillſtand bringen, ja in Sachen der auswärtigen 
Politik — ich kann nicht umhin, es zu ſagen — das Gemeinweſen 
ſchädigen, ſo weit Sie es innerhalb Ihrer Befugniſſe vermögen durch 
Verweigerung Ihrer Mitwirkung. 

Das Alles, um eine — auf die Krone auszuüben, daß ſie ihre 
Miniſter entlaſſe, daß ſie Ihre Auffaſſung des Budgetrechts annehme. 
Meine Herren, Sie kommen dadurch genau- in die Lage der falſchen 
Mutter im Urtheil Salomonis, die lieber will, daß das 
Kind zu Grunde gehe, als daß damit anders ald nad ihrem 
Willen geichehe. 

Wie Sie fih mit Ihren Wählern darüber abfinden, das ift Ihre Sache; 
ih glaube, daß das fo jchwer nicht ift, das Gemwähltwerden. Wenn man 
————— kann, ſo kann man auch gewählt werden. In allen 
Schichten unſerer Bevölkerung liegt eine gewiſſe Trägheit zur Erfüllung der 
Pflichten, ohne deren Erfüllung ein großer Staat eben nicht beſtehen kann; 
in allen Schichten dient man nicht gern fo lange als man muß; fann 
man fich dem entziehen, giebt es Behörden, die ein Auge dabei zudrüden, 
jo fucht man es loszumerden. Geſchmuggelt wird in fait allen Ständen, 
bejonders vom weiblichen Theil der Bevölkerung; ich jchließe daraus, daß 
Steuern nicht aus Patriotismus, jondern aus Zwang gezahlt werden. 
Die meiften Wähler werden fih jelbjt faum em Urtheil darüber bei» 
legen, ob eine Armee mit cinem Dienftjahre weniger beftehen fann oder 
niht, ob der Staat mit etwas weniger oder mehr Steuern ausfommen 
fann oder nicht; jedenfall aber würden jie es gern jehen, wenn das 
möglich wäre. 

Stellt ihnen das als Wahlfandidat ein gebildeter, ihnen an Einficht 
überlegener Herr vor, und gar ein Königliher Beamter, der ihnen jagt: 
man täujcht Euch abjcheulich darüber, es ift eine vortreffliche Armee mit 
zweijähriger Dienftzeit möglich, der Staat fünnte mit fehr viel weniger 
Steuern beftehen, Ihr ſeid überbürdet, fo leuchtet das den Leuten ein, 
fie jagen, der Herr jpricht gut, unſere Wahlftimme foftet uns nichts, 
wir wollen es damit verfuhen. Schafft er, mas er jagt, jo ift es gut, 
fann er es nicht anjchaffen, jo wird er wieder fommen und fagen, es 
ift noch nicht gelungen, aber zweijährige Dienftzeit müßt Ihr haben. 

Das Vertrauen der Bevölkerung zur Weisheit des Königs ijt groß 
genug, daß fie fich jagen, jollte das Yand dabei zu Grunde gehen, oder 
wirflih in Schaden kommen, jo wird es ja der König nicht leiden. Die 
Leute unterfchägen eben die Bedeutung der Berfafjung in Folge der früheren 
Traditionen. 

Ich bin übezeugt, daß ihr in die Weisheit des Königs gejegtes Vers 
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trauen fie nicht täuſchen wird; aber ich fann doch nicht leugnen, daß es 
mir einen peinlichen Eindrud macht, wenn ich jehe, daß Angeficht3 einer 
roßen nationalen Frage, die jeit zwanzig Jahren die öffentlihe Meinung 
ihäftigt hat, diejenige Berfammlung, die in Europa für die Kon— 
zentration der ntelligenz und des Partriotismus in Preußen gilt, zu 
keiner anderen Haltung als zu der einer impotenten Negation fich er- 
beben fann. 

Es ift dies, meine Herren, niht die Waffe, mit der Sie dem 
Königthum das Scepter aus der Hand winden werden. Es iſt 
auch niht das Mittel, durh das e8 Ihnen gelingen wird, 
unferen fonjtitutionellen Einrihtungen diejenige Feitigfeit und 
weitere Ausbildung zu geben, deren jie bedürfen. 


2. Juni. Aeußerungen des Berichterftatterd Abg. Dr. Virchow. 


Was wir von der Regierung verlangen, ift Klarheit und Beftimmtbeit ber 
Volitik. Diefe Klarbeit und Beftimmtbeit, meine Herren, fann man allerdings 
auch nachträgfih aus der feften Führung des Staatsruders erjeben, welde tn 
einer beftimmten Hand ftattgefunden bat, und wenn es dem Herrn Minifter- 
Präfidenten wirklich gelingen könnte, das Land und biefes Haus zu überzeugen, 
daß feine Hand dieſes Steuer feft nach einem beftimmten Ziele mit Bewußtſein 
geleitet bat, dann werde ih mich in der That vor ibm beugen. Ich babe mit 
tem ernftbafteften Bemüben zu ermitteln geiucht: war feine Politif eine überlegte 
oder bewußte, oder war fie eine nah Einfällen des Augenblids, nach Epijoden 
immerfort wechlelnde, mebr oder weniger alio von iußern Einflüffen und von 
diefen und jenen Perſönlichkeiten beftimmte? und da muß ich dem Herrn Mi- 
nifter» Bräfibenten bei aller Hochachtung vor feinen Talenten und mit der Bitte, 
daß er das, was ich fage, nicht in irgend einer Weije als einen perjönlichen 
Borwurf anjeben möge, doch erflären, daf; ich aus dem Stubium ber Dokumente 
die Ueberzjenaung gewonnen babe, daß jelten in einer großen Krifis ein 
leitender Staatsmann ſolche Sprünge gemadt bat, wie er, und 
daß, wenn es ibm gelungen ift, durch die Krifis bindurdh eingemwiß 
großes und anerkennenswertbes Refultat zu erreichen, ich nicht im 
Stande bin, es als fein Berdienft anzuerfennen, ſondern daß id 
es für einen Zufall balte. 

Diefe Schwankungen und Wandelungen erklären fi leicht. So wie bie 
äußeren Berbältniffe etwas andere wurben, jo machte aud die — —— 
ihre neuen Schwenkungen. Das Staatsſchiff ging nicht durch alle dieſe Wande— 
lungen geraden Weges hindurch, ſondern wie der Wind verſchieden blies, 
ging auch das Schiff nach verſchiedener Richtung. 

Nun hatten aber die Dänen ſonderbarer Weiſe die Hartnäckigkeit, allen 
dieſen verſchiedenen Wandelungen gegenüber auf ihrem unglüdjeligen Gedanken 
zu beſtehen, Schleswig zu unterwerfen. Und dieſe Hartnäckigkeit hat es denn 
dahin gebracht, daß der Krieg immer wieder von Neuem aufgenommen werden 
mußte, und daß man endlich dahin kam, die großen Erfolge zu erlangen. 

Meine Herren! Ich habe bei früherer Gelegenheit ſchon geſagt: alle Ehre 
für die Armee für Alles, was ſie geduldet und geleiſtet hat, aber daß Sie (zur 
Miniſterbank deutend) die Abſicht gehabt haben, den Krieg zu tragen bis nach 
Düppel und Alſen und noch weiter, als Sie ihn begannen, davon werden Sie 
einen Andern überzeugen. „Credat Judaeus Apella.* Sie haben in jedem 
Stadium Halt maden wollen; in jedem Stadium waren Sie zufrieden zuerft 
mit etwas Geringem, dann mit etwas mebr und wieber mit etwas mebr, und 
immer mehr. Es wuchs Ihr Appetit mit dem Efjen und es war ganz natürlich, 
daß Sie am Ende jo großen Appetit befamen, daß Sie das ganze Yand ver- 
ſpeiſen wollten. 
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Meine Herren! Ich bin nicht der Meinung, daß Sie mit bem Gedanken 
ber Annerion ausgezogen find, ficherlich nicht! amt wenigften bin ich der Ueber- 
zeugung, daß das eine von Sr. Majeftät dem Könige janktionirte Politit ge» 
wejen ift;z und doch werben Sie nicht ableugnen können, daß es Stadien gegeben 
bat, wo Ihre Bolitif geradezu anneriftiih war. Wenn fie jett nit mehr 
anneriftiich ift, fo werben Sie uns nicht eimveben wollen, daß das etwa Davon 
berfime, daß Sie zu feiner Zeit ammeriftiich geweien wäre Es ift doch ganz 
fiher, daß zu einer gewiffen Zeit Sie die Annerion vollzogen baben würden, 
wenn Sie nicht das jonderbare Glück gebabt hätten, den condominus mitzu- 
nehmen. 

Aber Sie werden Alles preiſen als Verdienft Ihrer Politik; in jedem 
Stadium vergefien Sie die Fehler und rühmen eben das Gute. Wir, meine 
Herren, jehen in jedem Stadium den Fehler und zwar den Febler eines 
feften Programmes, der fich durch die Zeit des Oeſterreichiſchen Bündniſſes 
bindurchziebt, der zu feiner Zeit ganz aufgehört hat. Ich will diefe Dinge nicht 
weiter bisfutiren. Ob Sie durch das Oeſterreichiſche Bündniß Europäiihe Kom— 
plifationen vermieden baben, das ift ein Gegenftand, ber jpäter zur Verhandlung 
fommen kann. Hier liegt mir nur daran, zu zeigen, welche Wechiel, welche 
Schwankungen, welche Unſicherheit die Preußiſche WBolitit gehabt bat und wie 
wenig Sie Bertrauen verlangen können, wenn wir auf die Stadien zurüdbliden, 
wo Sie bald dieje bald jene Zufiherung gemacht haben. Gegenwärtig künnen 
wir nicht umbin zu jagen: wir haben nicht blos allgemeines Miftrauen 
gegen dieſes budgetloſe Minifterium, fjondern ein ſpezielles Mißtrauen. 
Dieje Perfonen halten wir nad ihren Yeiftungen nicht für berech— 
tigt, Vertrauen in Anjprud zu nehmen. 


2. Juni. Emiderung Bismarcks. 


Es liegt nicht in meiner Abfiht, auf die Sache von Neuem einzu— 
eben. Aber der Herr Referent hat einen großen Theil jeiner langen 
Pete der Kritik meines perjönlichen Verfahrens gewidmet. Sch will ihm 
auf diefes Gebiet nicht im feiner ganzen Breite folgen. Ich bin der 
Anerfennung in jehr geringem Mape bedürftig und gegen Kritik 
ziemlich unempfindlich. Nehmen Sie immerhin an, daß Alles, 
was gejhehen ift, rein zufällig geihah, daß die Preußiſche 
Regierung daran volljtändig unjhuldig ijt, dag wir der Spiele 
ball fremder Intriguen und äußerer Einflüjje gemwejen find, 
deren Wellenijhlag uns zu unferer eigenen Ueberraihung an 
der Küfte von Kiel ans Yand geworfen hat. Nehmen Sie das 
immerhin an, mir genügt e8, daß mir da find, und ob Sie uns dabei ein 
Berdienft zufchreiben oder nicht, das ift mir vollftändig gleihgültig. 

Die Kritik des Herren Vorredners über den Wechſel unferes Ver— 
» fahrens kritiſire ich lediglich mit einer einzigen Phraie, die er jelbit ge— 
braucht hat. Er hat uns vorgeworfen, wir hätten, je nachdem der Wind 
ewechjelt hätte, aud) das Steuerruder gedreht. Nun frage ih, was 
* man denn, wenn man zu Schiffe fährt, Andres thun, als 
das Ruder nach dem Winde drehen, wenn man nicht etwa ſelbſt 
Wind machen will. Das überlaſſen wir Anderen. 

Ich habe das Wort aber nicht deshalb ergriffen, ſondern um einen 
Ausfall gegen meine Perſon von ganz ſpezifiſchem Charakter zu beantworten. 
Der Referent bemerkt, wenn ich den Bericht wirklich gelejen — ſo 
wiſſe er nicht, was er von meiner Wahrheitsliebe denken ſolle. Der Herr 
Referent hat lange genug in der Welt gelebt, um zu wiſſen, daß er ſich 
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damit der technifchen umd fpecialen Wendung gegen mich bedient hat, vermöge 
deren man einen Streit auf das rein perföntiche Gebiet zu werfen pflegt, um 
denjenigen, gegen den man den Zweifel an feiner Wahrheit8liebe gerichtet hat, 
zu zwingen, daß er fich perfünliche Genugthuung fordert. Ich frage Sie, 
meine Herren, wohin foll man mit diefem Tone fommen? wollen Sie den 
politiichen Streit zmilchen uns auf dem Wege der Horatier und Ku— 
riatier erledigen? 

Es ließe fih davon reden, wenn es Ihnen erwünſcht ift. 

Wenn das aber nicht, meine Herren, was bleibt mir dann Anderes 
übrig, al3 gegen einen ſolchen ftarfen Ausdruck meinerſeits einen noch 
färfern wieder zu gebrauhen? Es ift dies, da wir Cie nicht verklagen 
fönnen, der einzige Weg, auf dem wir uns Genugthuung verjchaffen können, 
ich wünſchte aber nicht, daß Sie uns in die Nothwendigleit verjegen, ihn 
zu betreten. Und wie weift der Herr Berichterftatter mir den Mangel 
an Wahrheit nah? Wenn ich mich nach der langen Rede recht erinnere, 
jo warf er mir als nicht übereinjtimmend mit dem Berichte diejenige 
meiner Aeußerungen vor, durch die ich die liberale Partei beichuldigte, 
ihre Sympathien für die Flotte hätten fi vermindert. Um zu ——— 
daß dies unrichtig war, lieſt er mir alle die ſchönen Worte vor, die die 
Kommiſſion in dem Berichte für die Flotte gemacht hat, während doch 
der Schluß lautet, Geld geben Sie nicht. Ja, meine Herren, wenn 
Worte Geld wären, dann hätten wir der Freigebigkeit, mit der Sie die 
Regierung behandeln, nur unſere dankbare Bewunderung zu zollen. 


13. Juni. Die Stellung des Abgeordnetenhauſes zur Schles— 
wig-Holſteinſchen Frage und das Vorgehen der Re— 
gierung. 

Rede Bismarcks bei der Berathung der Kriegskoſten— 
Vorlage. (Nah dem Abg. Waldeck.) 

(Die früheren Beihlüffe des Abgeordnetenhaufes in der 
Schleswig: Hollteinihen Frage; — die biöherigen Erfolge 
der Negierung; — die Pflicht zur Unterftügung derjelben; 
— weitere Beltrebungen und Ausſichten; — die Frage 
der Annexion.) 

Wennm ich mir den Inhalt Ihres Berichts vergegenmwärtige, jo werde 
ih zweifelhaft, ob meine Erinnerung von den Verhandlungen, die vor 
anderthalb Jahren hier über die Bewilligung einer Anleihe ftattfanden, 
ganz genau war. Ich hatte von diefen Verhandlungen den Eindrud be— 
halten, dag das Haus der Abgeordneten damals bereit gewejen jein würde, 
die Koften des dänischen Krieges in Geftalt der Anleihe zu bewilligen, 
all die Königliche Staatsregierung fid diejenigen Ziele der auswärtigen 
Pelitit, welche das Abgeordnetenhaus ihr ftellte, aneignete. Diefe Ziele 
md in zwei Aktenſtücken der damaligen Verhandlungen, die zugleich die 
Meinung des geſammten Hauſes ausſprechen, näher bezeichnet, ohne daß 
ich nöthig hätte, ſie aus dem zum Theil längeren hervorragenden Reden 
auszuziehen. 
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Es find in der Nefolution, melde Sie bei Ablehnung der Anleihe 
faßten, negativ einige diejer Ziele der preußifchen Politif dahin bezeichnet: 
„daß diefer Gang in der preußiich=öfterreichiichen Politik fein anderes 
Ergebniß haben kann als das: die Herzogthümer zum zweiten Mal an 
Dänemark zu überliefern,“ — diefe Befürchtung ift nicht eingetroffen; — 
„daß die Königliche Staatsregierung, indem fie diefe rein deutjche Sache 
als eine europätfche behandelt, die Einmijhung des Auslandes herbei- 
geht,“ — auch die hat fich nicht bewahrheitet; — „daß die angedrohte 
Bergemaltigung den berechtigten Widerftand der übrigen deutjchen Staaten 
und damit den Bürgerkrieg in Deutſchland herausfordert.“ 

Das waren die Befürdtungen, die das Haus hegte, die Klippen, 
deren Vermeidung der Regierung empfohlen wurde, die Klippen, welche 
von ihr vermieden find. 

Pofitiv bezeichnete das Haus feine Ziele in einer an Seine Majeftät 
den König gerichteten Adreffe mit den Worten: „Preußen und Deutichland 
find berechtigt und damit auch verpflichtet, dad Erbredt Friedrichs VIII. 
anzuerfennen, das deutſche Bundesgebiet von der Anmefenheit dänischer 
Truppen zu befreien und die Zufammengehörigfeit und Unabhängigkeit 
der Herzogthümer herzuftellen.“ 

Meine Herren, die8 Programm ift von der Königlihen Staatsre— 
gterung entweder erfüllt oder feine Erfüllung, jo weit fie rüdjtändig ift, 
jo meit fie die Einfegung Herzogs Friedrich VIII. betrifft, fteht in unferer 
Gewalt. Ich habe das neulich fchon hervorgehoben: Wir find zur 
Ausführung aud diejes Theils Ihres Programms vollftändig 
jeden Tag im Stande, jobald ung da8 Erbrecht des Herzogs von 
Auguftenburg nachgewieſen fein würde, was es nicht ift, oder fobald mir 
die Sicherheit hätten, daß die im Intereſſe Preußens und des. gefammten 
Deutjchlands an die Herzogthümer zu ftellenden Forderungen durch den 
Herzog ausgeführt werden würden. 

Ungeadhtet diejer Uebereinftimmung der erreichten Refultate mit den 
von Ihnen damals aufgeftellten Zielen lehnen Sie die Koften des Krieges 
auch jeßt wiederholt ab. Site motiviren diefe Ablehnung dur eine 
retrojpeftive Beurtheilung theil® des Verfahrens der Regierung, theils der 
Motive, welche Sie veranlaßten, die Anleihe vor anderthalb Jahren zu 
verweigern. 

Sie werfen dabei dem Verfahren der Regierung vor, daß die Ziele, 
welche die Regierung verfolgt habe, fich nicht immer gleich geblieben wären, 
jondern gewechſelt hätten. Cs ift jhon von einem — der Rechten 
auseinandergeſetzt worden, daß weniger die Ziele, als die Mittel zur 
Verfolgung der Ziele wechſelten. 

Es wird als unſer jetziges Ziel bezeichnet die völlige Trennung der 
Herzogthümer von Dänemark, welche durch den Frieden vom 30. Oktober 
1864 definitiv erreicht ift, und ein enger Anjchluß derfelben an Preußen 
in militairischer und maritimer Beziehung. Daneben ſei ausdrüdlicy gefagt 
in unjerer Vorlage, daß anfänglid nur der Entſchluß maßgebend gemefen 
jet, „zu Gunften der deutſchen Sache das Aeußerſte zu erlangen, mas 
nach der politiichen Gefammtlage erreichbar fchien,“ und ich glaube, beides 
widerſpricht fi) nicht. Das, was mir jett erftreben und zum Theil 
erreiht haben, mag eben dieſes Aeußerfte jein. Ein Drittes, „die in 
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Yondon abgegebene Erflärung, zur Herftellung eines gerechten und halt» 
baren Zuftandes in Schleswig » Holjtein durch Bürgſchaften gegen Wieder- 
fehr dänifcher Unterdrüdung den DL per den Frieden in Wahrheit 
zu ſichern“ — nun, auch mit diefer Bezeichnung ftimmt das, mas wir 
jest als unfer Ziel binftellen, vollftändig überein. Die „Bürgfchaften 
gegen Wiederfehr dänischer Unterdrüdung“ beftehen in gewiſſen Bedin- 
gungen, die wir ftellen, die zumächft nur dagegen uns ſchützen follen, daß 
wir nicht im Fürzefter Zeit vielleicht genöthigt find, einen foftjpieligen Feld- 
zug zur nochmaligen Befreiung der Herzogthümer zu führen. 

Der Kommiffionsbericht hebt ferner als Motiv der damaligen Ab- 
lehnung der Anleihe hervor, es habe dem Haufe das dazu nöthige Ver— 
trauen zu den Perjonen gefehlt, welche die Politik leiten. Meine Herren, 
ıh glaube, Sie würden dieſes Vertrauen gehabt haben, wenn Sie fid 
deutlich vergegenmärtigt hätten, daß dieje — welche die auswärtige 
Politik des preußiſchen Staates leitet, Seine Majeſtät der König iſt, 
ſowohl verfaſſungsmäßig als auch thatſächlich. Die Miniſter führen die 
volitik des preußiſchen Staates nad) den beſtimmten, genauen und ſpeziellen 
Anweifungen Seiner Majeftät des Königs. Hätten Sie fih dies far 
— jo, ſage ich, würden Sie das Vertrauen gehabt haben, und dieſes 

ertrauen mürde Sie nicht getäufcht haben. Denn die Nefultate, die 

Sie wünfchen, find erreicht, nur niht auf den Wegen, die 
Sie eingejchlagen zu fehen wünſchten. Das ift der Hauptvorwurf, 
den ich in dieſer retrojpeftiven Kritif uns gemacht finde. 

Sie jagen, aud auf Ihrem Wege hätte einer Störung des euro- 
päiſchen Friedens im Großen vorgebeugt werden fönnen; es hätte ihr 
vorgebeugt werden fünnen, auch wenn mir, ftatt mit Dejterreich, mit dem 
deutihen Bunde gegangen wären. Das ift möglich; aber e3 erjchien 
der Königlichen Staatsregierung nicht in dem Grade wahrſcheinlich, mie 
die Vermeidung des Krieges auf dem Wege, den wir gingen. Jedenfalls 
babe ih den Erfolg anzuführen, daß er auf unjerm Wege vermieden 
morden ift. 

Ste werfen diefem Wege ferner vor, daß er und einen Mitbefiger 
gegeben in Schleswig-Holſtein. Aber der von Ihnen empfohlene hätte ung 
32 Mitbefiger gegeben und an der Spitze diefer 32 denjelben, den wir jeßt 
baben, und zwar nicht mit derjelben Gleichberechtigung, jondern mit der 
Ueberlegenheit der Präfidialmaht und als Führer der Bundesmajorität 
gegen u: der ganze Schwerpunft läge nicht zwifchen Berlin und Wien 
und Kiel, jondern er läge in Frankfurt, und die Herzogthümer befänden 
ſich wahrjcheinlich in diefem Augenblid unter der Verwaltung der Herren von 
Könnerig und Niepert. 

E3 ift von einem Vorredner ausgeführt worden, daß wir eine 
Gelegenheit verfäumt hätten, und an die Spige der mittleren und 
Heineren Staaten Deutjchlands zu ftellen. Wenn der Herr Referent, 
leıh mir, acht Jahre hindurch deutjcher Bundestagsgejandter in Franf- 

rt gewejen wäre, jo mürde er diefe Möglichkeit nicht als eine jo leicht 
erreichbare hingeftellt haben. Er würde, gleich mir, überzeugt fein, daß die 
Majorität der Mittel» und Kleinftaaten fich nicht freiwillig und bereitwillig 
einer preußiichen Führung, einer preußifchen Aktion untergeordnet haben 
würde, ohne fie zu geniren und zu hemmen, ohne Preußen in der Ziehung 
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der Konjequenzen aus diejer Aktion zu beeinträchtigen. Das Verhältniß 
wäre das umgelehrte von dem angedeuteten geweſen; Preußen hätte unter der 
Leitung der Bundesmajorität und der Bundesbeichlüfje ſich an diefem ganzen 
Feldzug betheiligt. 

Wenn mir der Inhalt des Berichtes diefe wenigen Aeußerungen ab- 
genöthigt hat, fo halte ich es doch für unfruchtbar, über die Vergangenheit 
weiter zu konjefturiren und zu fritijiren. 

Die Frage, über die ich hier einen Ausipruch des Haufes noch mehr als 
über die finanzielle erwartet hätte, ift die politifche, Die Frage der Gegen- 
wart und der Zukunft. Diefe Frage nun, diejenige, die jeit 20 Jahren in 
dem Bordergrunde des deutjchen politischen Intereſſes geftanden hat, dieſe 
Frage harrt gegenwärtig der Yöfung. 

Site, meine Herren, find durch die Vorlage der Regierung in die Yage 
geſetzt, ſich zu äußern; Sie haben die Gelegenheit zu jprechen — ich möchte 
jagen, Sie jind en demeure gejegt, zu reden. Das Land hat ein 
Recht, zu erfahren, was die Meinung feiner Yandespertretung 
über die Sade jei. Sie haben Gelegenheit zu jprechen; diplomatiſche 
Bedenken ftehen Ihnen nicht im Wege, und Sie haben fi) auch jonft bei 
anderen Gelegenheiten nicht viel daran gefehrt. 

Wenn Sie nun dennoch bei diefer dringenden Aufforderung zu reden 
darüber jchweigen, jo ſteht es mir nicht zu, Ihre Motive darüber meiner 
Kritik zu unterziehen. Wenn ich die Stimmung des ganzen Haufe nad 
den Aeußerungen des Abgeordneten Waldeck beurtheilen jollte, jo müßte 
ih annehmen, dag Sie entweder fürchten, mit der öffentlihen Meinung in 
Widerſpruch zu treten, wenn Sie fich äußern, wie e8 Ihnen ums Herz ift, 
oder daß, wenn Sie mit diefer öffentlichen Meinung nicht in Wideripruch 
treten, Sie eine Regierung ftärfen, die Sie nicht mögen, die Ihrer Partei 
nicht angehört. Ich kann mir nicht denken, daß das die Meinung der 
Mehrzahl unter Fhnen ift. Denn Sie können ſich darüber nicht täuſchen, 
daß Ste, auf dem Gebiete der auswärtigen Politik am allerwenigiten, daß 
Sie die vom Könige eingefegte Regierung von der Politit Preußens im 
Auslande nicht zu trennen vermögen; Sie haben weder die Macht noch 
das Recht dazu. 

E3 giebt thatjächlich feine andere preußiiche Politit als diejenige, 
welche die vom Könige eingejegte Negierung betreibt. Betämpien Site 
dieſe Politif, jo befämpfen Sie die Bolitif Ihres eigenen 
Baterlandes im Bunde mit dem dem Baterlande gegenüber: 
ttehenden Auslande. Ich wiederhole es, daß ich diefe Meinung wicht 
al8 die bewußte Anjicht der Majorität dieſes Haufes vorausjege. Ich 
würde die Aeußerung nicht gethban haben, wenn ich nicht zu derjelben 
durch die des Herrn Borredners berechtigt wäre. 

Der Herr Vorredner jagt ausdrüdlich: wa gehen uns die Ver— 
legenheiten der preußiichen Regierung an? Was jollen wir fie jtärfen 
etwa durch irgend ein Botum? Was jollen wir uns hergeben, diplomatijch 
ausgenugt zu merden von Ddiejer Regierung, die unfer Budgetrecht ver- 
fennt? Kurz, wenn Sie diefem Rathe des Herrn VBorredners folgen, jo 
benugen Sie Ihre Berechtigung, Anleihen zu verweigern, um auf anderen 
Gebieten Konzeijionen von der Regierung zu erprejien. — Ih glaube, 
es ift fein Zweifel, daß dies die Meinung des Borrednerd war, — daß 
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es nicht die Anficht Aller unter Fhnen it, beweift der Antrag des Herrn 
Abgeordneten Michaelis und feiner Genofjen*). 

Ich habe gegen den Inhalt diefes Antrages jo viel nicht einzu— 
wenden, obgleich ich ihm präzifer gewünſcht hätte; ihm trifft der Vorwurf 
nicht ausreichender Klarheit nicht ganz mit Unredt. 

Wir haben unjer Programm vollftändig und flar in der Depeſche 
vom 22. Februar c. vorgelegt, und ich glaube, meine Herren, wenn Sie 
wicht wirklich in der Weiſe, wie e8 einer der Herren Vorredner angedeutet 
bat, auf dem Gebiete der auswärtigen Politif abdiziren wollen, jo hat 
die Königlihe Staatsregierung das Recht, einen Ausjprud 
von Ihnen darüber zu erwarten: wollen Sie für dieſes Pro- 
gramm der Regierung einftehen, wollen Sie die Regierun 
unterftügen, mwollen Sie, daß die Regierung auf dem erg 
dieſes Programm bezeihneten Wege vorgehe auf jede Gefahr 
bin, oder wünjchen Sie das Programm abgeändert, wünſchen 
Sie es abgemindert, wünſchen Sie e3 verftärft? Darüber ift die 
Regierung, iſt das Yand im Rechte, einen Ausſpruch von Ihnen zu vers 
langen! 

" bedenfe noch mit einem Worte das andere von dem Herrn 
Abgeordneten Wagener und feinen Genoſſen geftellte Amendement**), 
Wir hatten in der Vorlage ung ſchon darüber ausgeſprochen, daß, wenn 
nur die Frage der Zmedmäßigfeit entjcheidend wäre, diefe8 Programm 
jehr viel für fich Hätte, namentlih im Intereſſe der Herzogthümer jelbit. 

Ih halte es für die Herzogthümer allerdings außer- 
ordentlich viel vortheilhafter, Mitglied der großen preußi— 
ihen Genoſſenſchaft zu werden, als einen neuen Sleinftaat 
mit faft unerfhmwinglidhen Yaften zu errichten. Aber wenn diefes 
Programm, diefer Antrag verwirklicht werden follte, jo würden eben auch 
dieje jelben Paften auf den preußischen Staatsſchatz übernommen werden 
müffen. Wir würden nicht die Herzogthümer in den preußifchen Staats: 
verband unter irgend einer Form aufnehmen fünnen und ihnen dennoch 
die preußischen Kriegskoſten abverlangen, oder fie die öfterreichischen Kriegs— 
toften bezahlen lafien, oder fie auch nur in der Ungleichheit der Schulden 
beftehen lafjen, welche doppelt jo viel auf einen Kopf in Schleswig -Hol- 
ftein austragen, wie in Preußen. Wir würden fie mit allen preußifchen 
Staatsbürgern gleichftellen müflen. Die Regierung kann fi für die 
Uebernahme fo bedeutender Paften nicht ausiprechen, wenn fie die Abneigung 
der Yandesvertretung fieht, diejelben zu übernehmen. 

Eine Politif in der Richtung könnte von der Negierung nur dann 
mit Ernft erwogen werden, wenn fie gewiß wäre, daß die Yandesvertretung 
bereitwillig die Paften übernehmen würde, mit denen fie verbunden wäre. 








*) Der Antrag Michaelis befagte: „Tas Intereſſe Preufens und Deutihlande fordert, daß 
de definitive Negelung ter Verbältmfie Schleswig - Holfteins ſchleunigſt berbeigeführt werde, daß 
jvc eine ſtaatliche Konftituirung der Eibberzogtbüimer nur unter ſolchen Mafgaben ftattfinde, welche 
time unlöslihe Verbindung zwiſchen denſelben und Preußen feftftellen, die den Schuß der Norbgrenzen 
Teutſchlande und tie Entwidlung einer Achtung gebietenden Vlarine unter der dem Berhältniß ber 
beiterjeitigen Kräfte entſprechenden Mitwirkung der Glbberzegtbiimer in Preußens Hände legt und 
Ih zu biejem Zwede nötbigen territorialen, finanziellen und militärifchen Vorbedingungen gemübr- 

dt. 


Der Antrag Wagener ging dabin: EIER 
„= Erwartung auszujpregen, daß die Königliche Staatsregierung anftreben werde, nötbigenfalls 
unter Abfindung etwa berechtigter Erbprätententen die Etbberzogtblimer der preußifhen Monardie 
au erwerben.“ 
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Wir können nicht eine jolche Politif anfangen und nachher an der Klippe 
einer Geldvermeigerung, wie fie der Herr Abgeordnete Dr. Waldet mit 
volljtändiger Sicherheit in Ausficht gejtellt hat, jcheitern. 

Jedenfalls aber hat der Gedanke der Annerion, wie man fie land- 
läufig nennt, auch dann, wenn er nicht zur Ausführung fommt, jein Gutes 
— Die Bereitwilligkeit des Erbprinzen von Auguſtenburg und der 

evölkerung der Herzogthümer, ſolche Bedingungen, wie Preußen ſie glaubt 
fordern zu müſſen, zu bewilligen, war meiner Erfahrung nach nicht und 
bisher niemals in dem Maße vorhanden, wie der Herr Referent ſie 
glaubte ſchildern zu können. 


Ich erinnere mich namentlich, daß ich im vorigen Sommer die Ehre 
hatte, mit dem Erbprinzen von Auguſtenburg perſönlich zu ſprechen, und 
Se. Durchlaucht von den mäßigſten und billigſten Bedingungen ſo weit 
entfernt war, daß er, als ich ſie entwickelte, mir antwortete: „Warum 
find Sie denn überhaupt nach den Herzogthümern gefommen; wir haben 
Sie nicht geruien; die Sache wäre ohne Preußen vielleicht beijer für mich 
ausgefallen.“ Dieje Abneigung zur Bewilligung folder Bedingungen, die 
der Bevölkerung Yajten, namentlid in der Heeresfolge, auferlegen fünnen, 
jehe ih nicht an als das Produkt irgend einer Gereiztheit über gewiſſe 
Zeitungsartifel oder über die Politif der Königlihen Staatsregierung 
im Allgemeinen, jondern als den natürlihen Ausflug jener bequemen, 
allen Yeiftungen abgeneigten Trägheit, die auch der Herr Referent als 
da3 Erbtheil kleinſtaatlicher Berhältniffe bezeichnete, und die ich mir neulich 
als das Staatsprinzip „auf der Bafis der Phäaken jtehend“ zu bezeichnen 
erlaubte, die ejjen und trinfen und geichügt ſein mollen. 

Diefe Abneigung, irgend welche Yaften zu übernehmen, war im 
höchſten Grade vorhanden, jie hat jich vermindert in demjelben Maße, 
in dem die dee der Aunnerion auftaucht; lediglich unter dem Drude 
diejer dee und unter der Furcht vor Gemaltthat iſt fie gejchwunden. 
Man hat ji) unjeren Wünſchen angenähert, man ijt aber noch nicht jo 
weit gefommen, daß man darauf abjchliegen könnte, 

Daß mit der Weigerung, Preußen billige, ja im In— 
terejje Deutjhlands jogar ganz nothwendige Zugeftändnifje 
zu madhen, die Idee der Annerion immer wieder auftaudt und 
an Ausjiht gewinnt, liegt in der Natur der Dinge Denn 
weigert man ung die billigen Bedingungen, die wir fordern, 
hindert man dadurdh den Abjchluß, jo ift allerdings jhwer 
abzujehen, zu welden Komplikationen eine jolde Weigerung 
auf die Dauer und bei geänderten europäljhen Berhältnijjen 
führen fann. 


Aus der Erwiberung des Abgeordneten Dr. Walded. 


Nach den Grundjägen, die der Herr Minifter - Präfident uns jo oft vor- 
geführt bat, ift Die auswärtige Politik gar nicht unjer Beruf. Der Herr Mi- 
nifter fängt Krieg au, ohne uns zu fragen, jchließt Frieden, ohne uns zu fragen, 
und nachdem er vielleiht in eine diplomatiihe Verlegenheit gefommen ift, jo 
wünſcht er, daß wir mun irgend einen günftigen Ausſpruch thun jollen für bie 
Zufunftspolitif. 

Die Bergangenbeitspolitif wird ihn nicht kümmern, das glaube id, das 
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tann man ſchon aus dem Ganzen abnehmen, und im Grunde, meine Herren, 
fann ih ibm darin nicht fo ſehr Unrecht geben. 

Was vergangen ift, ift vergangen, lafjen wir den Strom des Meeres bar» 
über binfließen. Sie wiſſen, wir waren ja nicht alle derſelben Meinung im 
vorigen Jahre über das, was gerade, und wie e8 zu erringen jei. Das Relultat 
t allerdings errungen worden, bie Herzogtbümer find von Dänemark getrennt 
zorden, das müſſen wir zugeben, und ich jebe gar nicht ein, was es nützen 
Ennte, bier die diplomatijhen Noten und die diplomatischen Verhandlungen 
—— aufzuwärmen und zu ſagen: das und das iſt recht geweſen, das und das 
serfehrt. 

Das führt zu feinem Ziele, in biefe Dinge wollen wir uns gar nicht 
miden; von der Zufunftspofitif wäre allein die Rede. Nun frage id mich, wie 
kenmen wir dazu, Zufunftspolitil zu treiben, während das ganze 
Terrain, auf dem ein Abgeordnetenhaus Politik treibt, bejtritteu 
dird. Betrachten Sie doch die aanze Yage, in der wir uns befinden, betrachten 
Zie doch die Yage, in der dieſe Preußiſche Nation fich befindet, gegenüber einent 
Ninifterium, das ihre Rechte in jeder Hinficht verkennt. Diefem Miniſterium 
gegenüber jollen wir gewiſſe Grundſätze, gewifle Zielpunfte der Politik ausſprechen, 
einer Bolitif, Die uns in ein vollftändiges Myſterium gehüllt ift. Wir können 
scht wiffen, wie man etwa in biplomatiichen Verhandlungen oder jonft dieſe 
ınfere Ausiprüche benuten könnte, in welche Verlegenheiten der Staat dadurch 
sewidelt werden könnte, während wir doch ter Anficht find, Daß eine ganz 
sudere Regierung, als die gegenwärtige, dba fein müßte, um eine 
suswärtige Politik von einem großen liberalen, eigentlih Preu- 
ziſchen Gejihtspunfte zu treiben, daß eine Negierung, die jolhe große 
Ziele anftrebt, au ihrer würdig jein müjje. Es muß bas, was fie 
ven, Deutihland zu eroberuden Stämmen bringen will, Gutes und Richtiges 
em. If es dies nicht, jo können wir uns Die Bergrößerung gefallen 
allen; — warum nit? — aber daf wir dazu helfen jollen, fanı 
fein Menſch von uns verlangen. Nuu, meine Herren, dieje Frage 
taub pefuniär gefäbrlih uud liegt doch keineswegs jo, daß man 
ıb trog dieſes, wie ih anerfeune, zu eritrebenden Zieles nod 
sineinbegeben jollte in Europäiſche Berwidelungen, die zu einem 
allgemeinen Kriege führen könnten. 


Aus der Rede des Abgeordneten Dunder. 


Meine Herren! Man kann von bedeutenden Fähigkeiten fein, man kann 
glänzende Neduergabe befigen, man kaun infiruirt jein in dem Gejchäften umd 
der Geihichte des Yandes, man kann große diplomatische Gewandtheit befiten, 
man lann auch in jchwierigen Fällen Energie an den Tag legen — meine 
Herren, ein Staatsmann im modernen Siune ift man darum noch 
siht, Zu einem Staatsmann im modernen Sinne, da gebört die Macht der 
Begeiſerung, welche die Gemüther leitet, welche jelbft eine widerwillige Volks— 
vertretung ſich untertbänig macht, jo daß fie gezwungen ift, dieſer Regierung zu 
ſolgen, dieſer Leitung zu gehorden. 

Meine Herren! Wenn Sie von Staatsbildung jprechen im heutigen Zeitalter, 
'e gebt fie unter joldhen Staatsmännern vor ſich. Ich weiſe Sie einfach hin auf 
Halien! Wie haben fich denn dort nach einem au ſich ganz ungünftigen Frieden, dem 
von Züri, der für Italien nur das jämmerliche Berhältniß eines Deutihen Bundes» 
"astes ſchaffen wollte, über das Napoleon feine Hand als Proteftor halten wollte, 
— ich ſage, wie haben ſich unter den Einwirkungen, unter den Folgen einer weiſen 
Sraatsienfung Seitens eines Mannes wie Cavour, wie haben ſich da die Dinge 
zamaht? Gerade aus dem unglinftigen Frieden bat fich der glänzendfte Zuftand für 
alien eutwidelt, weil dieſer Staatsmanı e8 verftanden hatte, nicht nur in die Seele 
des eigenen Bolksftammes, jondern auch der benachbarten Vollsſtämme den Keim der 

ifterung zu werfen, der e8 möglich machte, Daß im gegebenen Momente aus diejer 
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Begeifterung auch die Geftaltungsfraft hervorging, die den neuen Staat ſchuf. Und, 
meine Herren, ebe fi nicht unjere Staatsmäanner ähnliche Eigenſchaften anſchaffen, 
eber werden wir in Deutjchland nicht vorwärts fommen. Meine Herren! Es ift 
im Dunkel der Zukunft, und ich will nicht propbezeiben, ob Deutihland dem 
Bundesftaate oder dem Cinbeitsftaate zuftrebt. Ich bleibe bei der Anficht, daß 
es feiner ganzen Milfion nah mehr für den Bunbesftaat beftimmt ift. Aber ſei 
dem, wie ihm wolle, weder Bundesftaat noch Einbeitsftaat werden 
je Mäuner jhaffen, denen die Eigenjhaft fehlt, Die ich zuerft be» 
zeichnet babe. Sie, meine Herren, baben jo oft uns vorgeworfen, wir jeien 
ganz trefflihe Mufilanten, aber Eins fehlte uns: das Bertrauen Seiner Majeftät 
des Königs, um wirklich im Staate eine Einwirkung üben zu können. Meine 
Herren, wir baben gr nicht den großen Ebrgeiz in dem Sinne wie es ber Herr 
Abgeordnete jagte, Geſchichte machen zu wollen; wir wollen nur, daß obne uns 
feine Geſchichte gemacht wird, das beißt, wir wollen nur, daß obne bie freie Zu- 
ftimmung des Volles, Die Geichide des Vaterlandes nicht geleitet werden, und, 
meine Herren, wenn uns jenes Bertrauen feblt, jo feblt eben dieſen Män- 
nern das Bertrauen des Volkes, es feblt ihnen die Macht, im 
die Gemütber der Nation jene vorwärts treibenden Gedanfen 
zu werfen, die dieſen Staat zu dem gemadbt baben, was er 
beute ift! 

Die heutige Periode wird vielleicht ungefähr jo in der Geſchichte verzeichnet 
fteben: Ja, es war eine Zeit der Zerjegung, bie Mifjjion des Mimifter- 
PBräfidenten war wohl vorzugsweiſe, diellmbaltbarfeitder Deut- 
ben Berbältniffe in dem glänzendſten und fhneidendften Fichte 
zu zeigen. Aber ib glaube nicht, daf die Fünftige Gejhidte 
ibn, den heutigen Mintifter- Präfidenten, unter die wabrbaften 
Gründer und Förderer des Preußiihen Staates in der fort- 
fbreitenden Entwidelung jeiner wirklichen biftorifben Miſſion 
einzeihnen wird. Dazu geben ibm jene Eigenjhaften ab, welde 
ih mir vorbin zu jhildern erlaubt habe. 


Aus der Rede des Abgeordneten Dr. Löwe. 


Ich babe eben gelagt, daß es mir fehr leid getban bat, daß der Herr 
Diinifter » Präfident für die auswärtige Politif die Autorität des Königs als die 
entiheidende gegen uns angezogen bat, wie e8 eben der Herr Kriegs- Minifter 
in militäriſchen Sachen zu tbun gewohnt ift. Ich habe befonders beflagt, daß es 
geiheben ift, nachdem bier eben eine Kritik diejer auswärtigen Politif vollzogen 
war, ja jogar, nachdem gerade von der Unterftiigung dieſer Politik gewiſſe Mängel 
indireft zugeftanden waren, ich babe es beklagt, daß er es gerade da angemeſſen 
gefunden hat, ven Namen des Königs als Schuß vor ſich binzuftellen. 

Wenn aljo ein Bertrauen beanjprucht wird, jo wird es immer beanjprucht 
von den Miniſtern, die die Gejchäfte jetst führen, und nicht für den König jelbit 
für dieje Politik. 

Was nun dies Vertrauen anbetrifft, jo fann ich mir denken, daß es Per— 
fonen giebt, die da jagen: im Hintergrunde liegen Ziele, die mir zufagen. Diele 
Ziele will ich erreicht jehen und es ift mir gleichgültig, wie viele Ziele erlangt 
werden. Ich überlaffe denjenigen, die die Sache betreiben, die Berantwortlichfeit 
dafür. Ich, meine Herren, fann mich dem nicht anschließen, jelbft die Voraus: 
ſetzung zugeftanden. Ich muß jagen, daß man doch immer die Mittel zum Zmwed 
berechnen muß, und wenn ich nun jebe, was dieſes Minifterium, welches fich 
des Vertrauens bes Königs in einem ausgezeichneten Maaße erfreut, für das der 
König in der That mebr getban und mebr eingejeßt bat, als irgend ein König, 
foweit ih denken kann, jemals für ein worübergebendes Minifterium eingefetst bat, 
daß dieſes Minifterium bis jett noch fein großes Reſultat in ber —— und 
inneren Politik bat zu Stande bringen können, ja, daß jelbft die innere Frage, 
die dem König jo jehr am Herzen liegt, beut noch troß diefer Königlichen Unter- 
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ſtützung immer noch nicht abgeichloffen if. Da aljo dieſes Minifterium noch 
Nichts zu Stande gebradt hat ..... fo behaupte ih, daß die Schwierigfeiten, 
die der Herr Minifter- Präfident ſich durch feine innere Politik wie burd feine 
äußere Politik gejchaffen bat, jo groß find, daß mit denfelben Mitteln dafjelbe 
Ziel von einem andern Minifter leichter und beffer erlangt werben fünnte. Ich 
glaube, daß für die Befriedigung der Tegitimen Forderungen unjeres Staates 
dadurch, daß gerade diejes Minifterium die Geſchäfte führt, ganz abgefeben von 
dem Bertrauen, was wir im biejer jpeziellen Frage zu ibm baben, dieſe Schwie- 
tigfeiten größer find, als fie für irgend ein anderes Minifterium fein würben. 

Wenn dann der Herr Minifter» Präfident zu uns fagt, e8 wäre Sache 
unjeres PBatriotismus, jedes Parteibedenfen, jedes Bedenken gegen die innere Po— 
hit, jedes Bedenken wegen der Erhaltung unferer verfaffungsmäßigen Rechte, 
und überhaupt jedes weitere Bedenken bei Seite zu fegen und im gemeinfamen 
vatriotismus auch biefem Minifterium, das uns diefe Bedenken einflößt, unfer 
Vertrauen zu gemähren, damit wir die Schleswig: Holfteinfhe Sache zu Enbe 
bringen, dann muß ich erflären, es find nicht Diefe Bedenken allein, ſondern es 
it das Interefje an dem guten Gelingen in der Sache felbft, das uns den Wunsch 
geben muß, daß andere Hände, die nicht Das getban haben, was dieſes 
Minifterium in ber innern wie in ber — Politik gethan hat, daß 
andere Hände dieſes Geſchäft zu Ende führen. 

Wenn es ſich um einen Alt des Patriotismus handelt, fo iſt es nicht an 
uns, die wir beſtimmte Pflichten gegen das Land zu erfüllen haben, denen die 
Aufrechterhaltung der Verfaſſung vor allen Dingen obliegt; es iſt nicht an uns, 
num auch noch das Opfer unferer Ueberzeugungen, ja unferer Pflichterfüllung 
zu bringen, ſondern es ift an bem Patriotismus der Minifter, bieje 
Schwierigkeiten durch fich jelbft aus dem Wege zu räumen. 


Schlußäußerung Bismards. 


Der Herr Referent hat in Betreff der von mir heute angezogenen 
Unterredung mit dem Erbprinzen von Auguftenburg einige An: 
deutungen gemacht, die von den meinigen abmwichen, oder doch darüber 
binausgingen. ch ermwidere darauf, daß Seine Durchlaucht nicht in der 
Lage war, mit mir über die Theilung oder Abgrenzung von Schlesmwig 
zu verhandeln, weil das von dem Herrn Erbpringen nicht abhing. Es 
war das allerdings in der Zeit, mo mir noch micht mit Beſtimmtheit 
vorausjehen fonnten, daß wir ganz Schleswig befommen würden, Mit 
Rüdfiht auf diefe Unklarheit der Ferbältmiffe ftellte der Herr Erbprinz 
für den Fall, daß wir das ganze befämen, weiter gehende Zuficherungen 
in Ausfiht, als für den Fall, daß mir von Schleswig etwas in Däne- 
mars Händen zurüdlaffen müßten. Im beiden Fällen aber, wiederhole 
ih, waren die Zuficherungen völlig unzulänglid und blieben hinter dem 
zurück, was uns jet fogar von Defterreich gewährt werden würde. 


Wenn der Herr Referent im Anfchluß an eine Aeußerung des Herrn 
Abgeordneten Löwe angedeutet hat, das Minifterium beabjichtige, für 
Fehler, die e8 in der Politif begangen habe, die Verantwortung auf 
Seine Majeftät den König abzumälzen, fo begreife ich nicht, welche meiner 
Aeuferungen zu dieſem Mieverftändnik Anlaß gegeben haben könnte. 
Die Thatjahe, daß Se. Majeftät der König die Politif Preußens, mie 
& jein verfafjungsmäßiges Recht ift, felbft betreibt, meine Herren, die 
enftirt! Soll ich Ihnen denn darüber die Unmahrheit jagen? Sch halte 
Sr. Majeftät dem Könige Bortrag und Se. Majeftät befehlen auf den 
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Bortrag, was gefchehen fol. Würde etwas befohlen werden, was id 
nad meiner Ueberzeugung mit dem wahren Wohl des Yandes unverträglic 
fände, jo mürde ich meinen Abjchied nehmen. Mein Bermeilen auf 
meinem Poften zeigt Ihnen alfo, daß ich allerdings die von Sr. Majeftät 
dem Könige befohlene Politit dem Wohl des Yandes für zurräglich halte 
und derfelben mit Bereitwilligfeit diene; aber die Thatſache bleibt immer 
beftehen, daß die Könige von Preußen ihre Politit nach jelbfteigenem 
Willen betreiben, und id freue mich, daß dem jo ift! 

Uber nicht für unfere Fehler habe ich die Verantwortung ablehnen 
wollen, jondern ich habe das Verdienft einer tapferen und fonje- 
quenten Bolitif — ich mürde nicht jo ruhmredig davon fprecdhen, wenn 
es meine eigene Politif wäre — diefe8 Verdienſt und Ihr Ber: 
trauen habe ih Sr. Majeftät dem Könige vindiziren mollen. 
Db das heißt, unfere Fehler auf die Krone abwälzen, ſich hinter den 
Thron fteden, um damit die eigene Verantwortung zu deden, das überlaffe 
ih Ihnen ſelbſt zu beurtheilen. Wenn Fehler gemacht werden und id 
fie mitmache, dann erwarten Sie, daß ich fage: quand même, und dod 
dafür einjtehe! Sollte e8 aber einmal dazu fommen, die Folgen folder 
Fehler zu tragen, jo kann ich dem Herrn Abgeordneten Löwe verfichern, 
daß er mih aud im ſchlimmſten Falle vor dem Throne finden 
wird; ob ih dann ihn davor finden werde, ift mir zweifelhaft. 


Schlußwort des Berichterſtatters Tweſten. 


— Ich halte es im Intereſſe Preußens, daß das Abgeordnetenhaus eine feſte 
Anſicht in dieſer Sache ausſpreche, unbekümmert um die augenblickliche Popula— 
rität, allein in der Rückſicht, daß wir dasjenige ausſprechen, was im Intereſſe 
des Preußiſchen Staates liegt, was den Preußiſchen Staatszwecken entſpricht, — 
unbefümmert um die Perſonen der Königlichen Staats-Regierung! 

Nur als einen ſolchen Ausspruch fafje ih den Antrag der Herren Michaelis 
und Genofjen auf, — als eine jolhe Kundgebung im Interefje des Preußiſchen 
Staates; und wer immer biefe Konftituirung ber Herzogtbümer im Sinne diejes 
Antrages für das Intereffe des Preußiſchen Staates hält, der, meine ich, meine 
Herren, bat auch Feine VBeranlaffung, jett gegen dieſen Antrag zu ftimmen. Denn 
allerdings, es fommt ja nicht blos auf das jachlich Richtige an, es kommt aud 
darauf an, ob e8 opportun erjcheint, in einem gegebenen Augenblid das Richtige 
auszufprehen. Ich meine aber, das Haus bat Veranlaſſung, nad 
langem Schweigen einen Ausjprud in diefer Sade zu tbun, und 
in diefer Heberzeugung empfeble ih Ihnen — nicht berechtigt es 
im Namen ber Kommiſſion zu tbun — aber für meine Perſon bie 
Annahme des Antrages. 


(Bei der Abjtimmnng bleiben ſämmtliche Anträge in 
der Minderheit, — das Haus hat ſich daher über 
irgend eine Anſicht zur Schleswig. Holfteinjhen 
Angelegenheit nit geeinigt.) 
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33. Weitere Konflikte und Schluß der Seſſion. 


Die Militärfrage und der Staatöfonflift. 


Bei der Berathung ded Vorberichts über das Mili- 
tärbudget. 


20.— 23. März. Aus den Reden des Kriegöminifterd v. Roon. 


— — Meine Herren, Macht giebt Macht, ſowie Vermögen Bermögen er- 
zeugt. Wer feine Macht wachſen feben will, muß nicht dem Glauben Raum 
laſſen, daß fie auf ſchwachen Beinen ftebe, daß fie binfällig jei, jo wie der Kauf- 
mann fein Bermögen nicht vervielfältigen fann, wenn man nicht daran glaubt, 
um deſſen Krebit es ſchwach ſteht. Macht beruht eben auf Anſehen und Aner- 
lennung, namentlich Anerkennung ihrer joliden Grundlage. Preußen ift bekanntlich 
der Meinfte und jchwächfte unter den europäiſchen Großftaaten; meine Herren, 
münihen Sie, daf es um beswillen auch die Heinfichften und ſchwächlichſten 
Nachtanſprüche machen fol? Ich bin überzeugt, darauf nur eine einftimmige 
Antwort, ein kurzes und beftimmtes „Nein“ zu bören, und zwar nicht blos in 
dieſem Haufe, jondern im ganzen Lande. 

Wenn wir die Natur unferes Baterlandes, die Natur der Kriegstheater, auf 
denen unfere vaterländiſchen Heere möglicherweiie fümpfen könnten, in Betracht 
jieben, jo wird dadurch ein weſentlicher — bezeichnet, ber das Produlkt, d. i. 
die Stärke unferer Armee mitbeſtimmt. Wir haben die längſten, zum Areal un» 
verbältnigmäßig langen Grenzen; nirgends, ober faft nirgends, hat die Natur 
etwas zu ihrer Bertbeibigung getban; das Land ift zerriffen in zwei verichiebene 
Hälften; es grenzt mit übermächtigen Nachbarn im Often, im Weften, im Süden; 
überall in diefen Verhältniſſen = die Mahnung, daß man nichts verfäumen 
dürfe, um auch dem feinbjeligen Nachbar mit der Ausficht auf Erfolg entgegen- 
treten zu fönnen. — — 

Nun wirb aber die Stärke des Kriegsheeres, welches ins Feld rückt, wejentlich 
beftimmt durch die Stärke des Friedensheeres. Das Friedensheer ift eben nad 
unjerer Webrverfaffung die große Waffenjchule der ganzen Nation, und das Gejet 
von 1814 jagt im diefer Beziehung: „das ftebende Heer ift die Hauptbildungs« 
ſchule der ganzen Nation für den Krieg.” Dieſe Hauptbildungsihule muß das 
Heer aber auch bleiben, auch bei gewachſener Bevölkerung. Das war einer ber 
Hauptgedanfen, der der jogenannten Reorganijation zum Grunde liegt. 

Um bie ganze Nation wehrhaft zu machen, bedürfen wir eben eines aus- 
reihenden ftehenben Heeres, einer ausreichenden Bildungsichule, um 60— 70,000 
Vebrpflichtige in jedem Jahre in diefe Schule zu rufen und dadurch in einer ge- 
wiſſen Reibe von Jahren die Stärke zu jchaffen, deren wir bedürfen, um bem 
Feinde fiegreich auf dem Schlachtfelde begegnen zu können. . 

Wenn nun die Notbwendigkeit der Bervielfältigung unferer Waffenjchule 
eine größere Zahl von Kadres bedingt, wenn jeder einzelne Kadre eine gewiffe 
Rinimalftärfe haben muf, um wirkſam zu fein, — wo liegen da die Motive zur 
Serringerung des Friedensheeres? wo liegt da die Möglichkeit zu einer Verrin— 
gerung der Ausgaben? Meine Herren, eine tüchtige Armee muß Preußen haben, 
wenn es feine Rolle in der Welt jpielen foll, wenn den patriotiihen Gefühlen, 
dem Preußiihen Selbftbewußtiein ein Genüge geicheben joll; eine tüchtige Armee, 
mt ein bloßes Objekt feindlicher Ueberlegenbeit, fondern eine Armee, bie im 
Stande ift, des Fandes Ehre und Wohlfahrt zu ſchützen. 

Wenn das meine eigene innige, wenn das die leberzeugung der Regierung 

ft, jo kann fie nicht zurldtreten von Anforderungen und Anfprücen, die fie an 

die Opferfähigteit des Landes machen muß; fie wird dafür einftehen mit ihrer 
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ganzen BVerantwortlichkeit, fie kann dafür einftehen mit dem feiten Vertrauen im 
Herzen, daß fie nur das Rechte verlangt, daß fie nur ein Minimum verlangt. 
Die gejetslihe Anordnung: „das ftebende Heer ift ftet3 bereit, ins Feld zu rüden,“ 
und „die Landwehr dient zur Unterftügung des ftebenden Heeres im In- und 
Auslande,” — dieſe Beftimmungen des Gefetes vom Jahre 1814 follen und 
werben aufrecht erbalten. Das ift recht eigentlih der Sinn der Reorganijation, 
die Sie in ſolchem Maße perborresziren. Eine angemeffene Verftärfung bes 
ftebenden Heeres zur Löſung feiner Aufgabe, im Frieden als Waffenjchule für bie 
ganze Nation für den Krieg, im Kriege als einziger Vorkämpfer für bas binter 
ibm ftebende gerüftete Boll, — das ift die Aufgabe, welche Die Preußiſche Kriegs— 
verfaffung zu lien bat, und bie die Negierung mit ber neuen Einrichtung des 
Heeres zu löſen denkt. 

Berweigern Sie die erwähnte Berftärfung, fo maden Sie 
Preußens trefflihe Webrverfafjung zu einem lojen Budftaben, 
jo zerftören Sie die Grundlagen unferer jetigen und fünftigen 
Macht; jo nebmen Sie Preußen die Möglichkeit, als ftarler Hort, 
als Schirmherr Deutihlands jeine Aufgabe zu löſen. Dann bleibt 
nur, wenn Preußen auf ſolche Weife nicht blos in die Unmöglichkeit gefetst wird, 
feine Europäifche und feine Deutſche Aufgabe zu löfen, dann bleibt aller» 
dings nur eine fihere Ausſicht, das ift Die Ausſicht auf das Ende. 

Meine Herren, bleibt dieſe Sache noch ferner in der bisherigen Unvoll» 
enbetheit, wäre die Regierung genötbigt, das, was fie geichaffen, aus den bier laut 
geltend gemachten NRüdfichten wieder zu ruiniren: dann bieibt wirklich nichts 
übrig — denken Sie es ſich einmal durch — als bie Ausfiht auf das Ende. 
Wenn Preußen die Reorganijation abjchafft in diefem Augenblid, um dem tbeo- 
retifh ganz wohl begründeten Verlangen nah dem Budgetrecht zu entſprechen, 
fo frage ih, ob das unfer Anjehen und unfere Macht in Europa ftäblt, ftärkt 
und vermehrt. Ich halte es für ganz unmöglich, daß irgend Jemand diefe Meinung 
baben kann. Das ift alfo die Ueberzeugung, die mich tief durchdringt; Sie be 
greifen aber, daß ber Trieb der Selbfterhaltung für Staaten, wie für 
Individuen nicht blos ein ftarfer, fondern auch ein gerechtfertigter ift. 


— — Der Konflilt ift gewachſen, die Kluft ift erweitert und vertieft 
worden. Nachdem urjprünglich gewifjermaßen nur über eine technifche Frage 
Meinungsverichiedenbeiten waren, bat das Abgeordnetenhaus jeit den Neumwablen 
von 1862 neue Urſachen bervorgejuht, um den Konflikt eben zu ftabilifiren, und 
bas ift der Grund, warum ich die Bemerkung überhaupt made. Das, was bas 
Abgeordnetenhaus heute bejchäftigt, die Frage über die Anträge des Vorberichts, 
beweift am beften, daß ber Klimarx, dieſer verberblibe Klimar, möglicherweiſe bis 
ins Unendliche gefteigert und fortgejet werden wird; er bemeift, daß der Arm 
bes Hebels, mit dem die Fortichrittspartei oder ihre Führer den gefetlichen Rechts— 
zuftand, den verfaffungsmäßigen Rechtszuſtand im Yande zu verändern trachten, 
immer länger wird. ch fürchte, meine Herren, noch fo lang, bis er bricht. Wenn 
es dabin kommen jollte, daß die Anträge angenommen würben, jo bat die Re- 
gierung offenbar darin ein Zeichen, und zwar ein nicht zu verkennendes, ein febr 
bebeutungsvolles Zeichen, wohin die Majorität diefes Haujes zielt, und das ift eben 
nichts Anderes, als Machterweiterung für das Haus, Berringerung ber ver 
faffungsmäßigen Rechte des Königs und feiner Regierung. — — 

Die Regierung kennt jebr wohl und ſchätzt jehr wohl die Bebeutung der 
Partei» Organıfation, deren fi die Majorität dieſes Haufes erfreut. Die Re- 
gierung weiß jo viel von biefen Einrichtungen, um zu ermefjen, daß bei ber 
gegenwärtigen Yage ber Gejetgebung der Kampf gegen diefe Partei» Organifation 
nur zweifelbafte Ausficht Darbietet. 

Ob das Geje nicht Mittel finden wird, um ftörend in dieſe Partei» Drga- 
nifation einzugreifen, das wird bie Folge lehren. 

Die Frage ift jedenfalls berechtigt: „Soll die Regierung nach einem neuen 
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Rezept juhen, um den Wahlen denjenigen Charakter zu geben, welcher den In— 
terefjen des Yandes nach ihrer innigften Ueberzeugung mehr entfpricht, als ber 
bisherige Ausdrud diefer Wahlen ?“ 

Nein, meine Herren, das bat die Regierung eben nicht gewollt und will 
es auch beute nicht; vielmehr bat fie gemeint, es fei ihre Pflicht, Ihnen noch 
einmal ans Herz zu legen, daß eine Berftändigung, eine Ausgleihung über biejen 
leidigen Konflikt herbeigeführt werde, wozu ich, nach den Erfahrungen in biejem 
Haufe, allerdings wenig Hoffnung babe. Allein die Regierung hat e8 vwerfucht 
und geglaubt, es noch einmal verjuchen zu müfjfen, und darauf bie ablehnende 
Antwort durch den Borbericht befommen. 

Unter biefen Umftänden ftehen wir allerdings in einer ſehr bedenklichen 
Alternative: Sie jpielen le tout pour le tout. Sie verſuchen es, wie weit mit 
den erweiterten Anſprüchen zu gelangen, verfuchen es, weldhe Konzeffionen bie 
Regierung, im Hinblid auf bie Bedeutung des beftehenden Konflikts, etwa machen 
fönnte und machen würde. 

Die Regierung will fih an die Berfaffung halten; die Regierung bat jogar 
bisher noch niemals ein Wort gefprocen, daß fie ben berechtigten Poſtulaten ber 
Verfaſſung nicht Rechnung tragen wollte. Das waren Borausjegungen, die man 
ung imputirte. Die Negierung ftebt bis zu dieſem Augenblid in ber entichie- 
denften Intention, den Abfichten Seiner Majeftät gemäß, den verfaffungsmäßigen 
Zuftand zu retabliven, foweit er alterirt ift. 

Dazu müffen Sie die Hand bieten, aber nicht Vorjchläge maden, melde 
zu dem geraden Gegentbeil führen. Meine Herren! Wenn Sie das verfhmähen, 
je ſteht allerdings die Frage auf einem ganz anderen Boden. Es banbelt ſich 
dann niht mehr um eine Redtsfrage, jondern es handelt fih um eine 
Eriftenzfrage. Wählen Sie! 


Aus einer Rede des Abgeordneten Dr. Birhom. 


Der Herr Kriegs» Minifter bat in feiner erften Rede, die er bier gehalten 
bat, ausgejagt, die gegenwärtige Regierung Fünne wicht zurüdtreten, ohne einzu» 
gefteben, daß fie gegenwärtig etwas Unverantwortliches tbue. Ja, meine Herren, 
ıh weiß nicht, ob fie jemals in die Yage kommen wird, in einem Augenblid zu« 
rüdzutreten, wo fie beweilen kann, daß fie etwas Berantwortliches thut; ih muß 
lagen, warın fie auch zurücktreten wird, ob heute, ob morgen, ob über ein Jahr, 
fie wird immer mit der Ueberzeugung zurüdtreten müſſen, daß jie 
etwas Unverantwortlides getban bat, und zwar, meine Herren, bas 
Unverantwortliche, daß fie um bie perjönlichen Weberzeugungen eines Technikers 
gegen die fonftituirten Gewalten des Yandes, gegen die beſtehenden Geſetze des 
Yandes durchzuführen, fich nicht geicheut bat, nicht bloß das Berfaffungsleben zu 
unterbrechen, wie bie bubdgetlofe Regierung es tbut, fondern daß fie fich jogar ſchon 
mit dem Gedanken vertraut macht, einen gewaltfamen Bruch eintreten zu lafjen. 
Meine Herren, wir werden uns durch Drohungen nie jchreden laffen, wir 
werden es abwarten, ob die Regierung einen ſolchen Bruch berbeiführt. Der 
Brud würde gewiß noch ein beträchtliches Stüd unverantwortlider Handlungen 
zu dem binzufügen, was die Herren jchon gegenwärtig getban haben. 

Meine Herren! Wenn ich Sie daran erinnere, daß es in der Gejchichte auch 
eine Nemefis giebt, jo werden Sie mir zutrauen, daß ich e8 nicht thue in einem 
moftiihen Sinne. Sie, die Sie Ihre VBerantwortlichleit an einer andern Stelle, 
zum Theil wenigftens erft im Himmel juchen, Sie, meine Herren, follten ſich auch 
den moftiichen Gedanken der Nemefis wohl in der Erinnerung halten. Aber ich 
lann Sie nur darauf hinweijen, daß in dem Herzen bes Volles ein Prozeß fort- 
laniender Entwidiung ftattfinbet, der e8 mit Nothwendigkeit mit fich bringt, daß 
endlih die Sünden gefühnt werben, welche eine frühere Zeit begangen bat. 

Und, meine Herren! irgend eine Form der Sühnung wird ge» 
heben müjjen, wenn Sie zu einem Brude treiben. Es wird ein 
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Geſchlecht kommen, weldhes von Ihnen nicht bloß Diejenigen Rechte 
zurüdfordert, die Sie ibm gegenwärtig in fträflihem Uebermutb 
ftreitig maden, fondern es wird ein Gefhleht fommen, bas un- 
zweifelhaft höhere Garantieen, andere Bürgſchaften verfaſſungs— 
mäßigen Lebens von Ihnen fordern wird. 

Wie Sie vor dem kommenden Geichlecht beiteben werden mit Ihren Theo— 
rien von ben Prärogativen, das werben wir rubigen Gewiffens abwarten; feien 
Sie überzeugt, daß wir uns nicht fchreden laffen werben dur die Drobungen 
des Brucdes, daß wir feft bleiben werden wie in unferm Herzen, jo auch auf 
unferm Poſten und daß Sie zu allen Zeiten uns wieberfinden werben, wo e3 
fih darum handelt, das verfaffungsmäßige Recht des Landes zu vertheidigen ! 


Aus einer Rebe des Abgeordneten Dr. Simjon. 


— — ,Ib weiß nicht, in Folge welcher Gedankenverbindung ich bier, wenn 
Sie e8 mir geftatten, bas Verlangen empfinde, mein Bedauern darüber auszu— 
drüden, daß die Schleswig - Holfteinfche Frage, bis dahin von Seiten des Haujes, 
mit Beicheidenbeit und Mäßigung unangerührt gelaffen, bei dieſer Gelegenbeit 
mit in das Spiel gezogen iſt; unzweifelhaft in ber beften Abficht nur von einem 
Namen, der ſehr dazu geeignet war, an die jchönen Erfolge in ben Eib- Herzog: 
tbümern zu erinnern; aber doch mit einem leifen Anklang, der denn auch von 
anderer Seite zu meinem Schreden erwibert ift, mit einem Anllang von 
Annerion. Ich will bei dieſer Gelegenbeit, um damit mein Gewiffen zu ſalviren, 
da ich nicht weiß, ob ich noch einmal dazu fommen werde, das Wort in biejer 
Frage zu nehmen, bemerken, das ift eine Politik, die ih aus der Tiefe 
meiner Seele verabſcheue. 

Wer ohne ober wider den Willen der verfaffungsmäßigen Vertreter bes 
Schleswig - Holfteinihen Bolfes es unter die Preußiſche oder irgend eine andere 
Gewalt beugen will, der verfündigt jih an dem Genius unjerer Nation. 


Es ift mir ganz gleich, ob dabei ein liberales, oder ein reaftionaires 
Preußen durch feine jeweilige Regierung vertreten wird: ob die Trauben, wie 
das verehrte Mitglied für Saarbrüd jagte, ſüß oder fauer find; es find nad 
meinen Gedanken überhaupt gar feine Trauben; e8 find Giftbeeren, zu beren 
Berfhludung man uns dabei verführen möchte. 


Den Grundirrthbum, meine Herren, in dem die Regierung uns gegenüber 
ftebt, finde ih in einer fat unglaublichen Ueberihätung — nicht ihrer Einficht, 
fondern ihrer Aufgabe! Die Herren nehmen an — ich will einmal zugeben, mit 
voller Wahrheit, — fie baben in Anfebung der Militair » Reorganifation wirklich 
den Stein der Weilen gefunden. Sie wiffen von mir, daß ich vom erften Augen- 
blick an und beute noch, trog alledem und alledem auf dem Boden ftebe, die 
Grundzüge dieſer Militair- Drganifation für durchaus richtig und beilfam zu 
halten, und es tief zu beklagen, daß ihre verfaffungsmäßige Durchführung nicht 
längft gelungen ift. Aber, meine Herren, gejeßt, der Stein der Weijen, von dem 
ih rede, wäre in ber That gefunden, jo macht die Regierung nur daraus Den 
Schluß: ergo babe fie auch die Aufgabe, dieſen Stein der Weiſen nun aud fofort, 
wenn ich jo jagen darf, und unbedingt ins Leben zu rufen, und darauf antworte 
ih: daran ift nicht zu denken. Ihr feid dabei durch die Berfaffung an die Zu- 
flimmung des Haufes gebunden, und wenn beffen Penetration nicht jo weit reicht, 
um einzuieben, wie mufterbaft Eure Gedanken find, jo habt Ihr demungeachtet 
rechtlich nicht die Macht und darum unter feinen Umftänben die Pflicht, gegen 
den Willen mitberechtigter Faktoren auch die befte Welt ins Yeben zu rufen. — — 

Meine Herren, das ift nicht der Weg, zum Frieden, zum Ziele zu kommen, 
und wenn ber Herr Kriegs- Minifter gejagt bat, ein Hebel könne am Ende jo 
weit verlängert werben, daß er bricht, jo fage ich ibn: ich habe aud in meinem 
leben noch feinen Krug länger zum Waſſer geben feben, als bis er gebroden war! 
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5. Mai. Bei der Berathung des Militärgeſetzes. 
Aeußerung des Berichterſtatters Dr. Gneiſt. 


Der Herr Kriegs-Miniſter iſt nicht blos ein politiſcher Mann, ſondern 
der Herr Kriegs-Miniſter iſt auch ein religidfer Mann, und darum wird er mir 
glauben, was ich fage: dieſe Reorganijation — mit dem Kainszeiden 
des Eidbruches an der Stirn, — die reorganijirte Armee auf dem 
Boden des Berfajjungsbrudes, meine Herren, wäre doch ſicher 
eine Armee, die nun und nimmermebr eine dauernde Inftitution 
diejes Landes werben kann, jo lange eine göttlihe Gerechtigkeit 
über biefem Lande mwaltet! 

Meine Herren! Was ich Ihnen wieberbole, das ift die rechtliche Wahr- 
beit, die fittliche Wahrheit, die religidje Wahrheit, die Sie fich felbft jagen 
müßten, wenn das religidje Bekenntniß unter uns eine Wahrbeit ift. 


Ermwiderung bed Kriegs - Mintfters von Roon. 


Ih babe nicht die Abficht, den Referenten zu widerlegen, jo weit ih kann; 
ih babe nicht Die Abficht, über die Materie zu jprechen. Wenn aber der Herr 
Referent fih erlaubt bat, gegen mich perfönlich zu werben in einer Weife, die 
wobl bisher in der parlamentarifchen Geichichte aller Völker unerhört ift, fo bin 
ich genöthigt, Schon jett meine perjönliche Auffaffung über diefe ganz unmotivirten 
Berjönlichleiten auszuſprechen. 

Der Herr nannte mich einen politifhen Mann, und darin hat er vielleicht 
Unrecht gebabt. 

Er bat mid aud einen religiöfen Mann genannt. Ich könnte ihm dafür 
danken; denn es ift allerdings feit längerer Zeit mein Beftreben, biefen Namen 
ju verdienen. Wenn er nun aber daran bie Frage nüpft: „Wie kann diejer 
religiöje Mann fih zu einem Werke befennen, welches das „Kainszeichen bes 
Eidbruches an der Stirn trägt?” — wenn er das gejagt hat in Bezug auf 
mih, den religiöjen Mann, jo muß ich mich allerdings wundern, daß er nicht 
deswegen von dem Herrn Präfidenten zur Ordnung verwieſen ift. 

Da das nicht geihab, jo bin ich meinerjeits in der unangenehmen Lage, 
ihm zu erflären, daß jeine Aeußerung jedenfalls an der Stirn trägt den Stempel 
der Ueberbebung und ber Unverfhämtbeit. 


Schluß der Landlagsfeffion. 


8. Juni. Erneute Abjegung der Koften für die Armee-Reor— 
gantijation. 


Erklärung ded Kriegs: Minifterd von Roon Namens 
ded Stantd- Minifteriumd vor der Abftimmung. 


Wenn ih den Abftimmungen gegenüber, die ftattgefunden haben, 
bisher jtumm geblieben bin, jo, glaube ich, wird Niemand dadurch in 
Vermunderung gejegt jein. Es konnte nicht die Abficht der Königlichen 
Regierung fein, aus Anlaß diefer Verhandlungen von Neuem die ſoge— 
nannte Militaivfrage zu diskutiren. „Der Worte“, glaube ih, „Ind 
genug gewechſelt.“ Die ablehnenden Anträge der Kommijfion in Bezug 
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auf das Budget find nur die Wiederholungen der lediglich anders formu: 
litten Ablehnungen in Bezug auf die Militairfrage. Der Zufammenhang 
beider wird ja von Niemand beftritten werden. Illuſionen binfichtlich des 
ee der bier heute ftattfindenden Verhandlungen find dabei ganz | 
unmöglich. 
ann indeß auch die Regierung diejes Reſultat durch ihren Ein- | 
fpruch nicht ändern, jo muß fie dennoch vor dem Lande auf das Unzweir- | 
deutigfte ausfprechen, 
* daß die vorausſichtlichen Beſchlüſſe dieſes Hauſes, ausge— 
ührt, 
erſtens den Beſtand und den Organismus der Armee auf 
das Tiefſte zerrütten würden; | 
zweitens, daß damit, wie überhaupt, zumal aber im gegen: 
wärtigen u die wejentlihften Interejjen des 
Thrones und des Baterlande3 preisgegeben werden 
würden. Denn die Desorganijation der neuerlich mit 
neuen Siegesehren gefhmüdten Armee ift gleihbeden- 
tend mit der politiihen Degradation Preußens und 
mit der Berzichtleiftung auf jeine politiſche Miſſion; 
drittens, daß die Königlihe Staaßregierung ſich im der 
Unmöglihfeit befindet, den beantragten Berftümme: 
lungen des Militair-Budgets, die gleichbedeutend mit 
der Berftümmelung der Armee find, zuzuftimmen. 

Wenn Niemand im Hauje ſich zu der Abficht befennen dürfte, durch 
maßgebende Beichlüffe das Gewicht des preußiichen Namens zu verringern, 
die Yandesvertheidigung zu jchädigen, die politiiche Unabhängigkeit und 
damit zugleich die erworbenen Güter und das materielle Wohljein unjeres 
Volkes zu gefährden, jo ift der Schluß folgerichtig, daß Sie den von 
Fhrer Kommijjion beantragten Bejchlüffen die eben erwähnten ſchweren 
Nachteile nicht beimefjen. Wäre diejer immerhin verderbliche Irrthum 
das alleinige Motiv für Ihre Abſtimmung, jo würde der aus oft ent- 
widelten jachlihen Gründen erhobene Widerfpruch des Kriegsminiſters, 
noch mehr aber die Stimme des erften und erfahrenften Soldaten der 
Armee — die Stimme ihres erhabenen Oberbefehlshabers, der die bean- 
ftandeten Einrichtungen ausdrüdlic für fein eigenites Werl erklärt hat — 
gebührend berüdfichtigt worden jein. 

Fehlt aber Ihren Beſchlüſſen diefe Rüdfichtnahme, jegen Sie dieje 
vielmehr in Widerjprud mit Allem, was Erfahrung und Sachkunde an 
die Hand giebt, gefährden und jchädigen Sie dadurd jogar die theuerſten 
Intereſſen des Snterlandes, jo ijt der meitere Schluß unvermeidlich, daß 
— mie es auch von hervorragenden Mitgliedern der jogenannten Fort: 
ſchrittspartei laut und offen eingejtanden worden — Ihr ablehnendes 
Verhalten durch andere, nicht fachliche Beweggründe, durch Beweggründe 
diftirt wird, welche, der Parteitaftif entnommen, Parteizielen fürderlid 
jein jollen. 

Schützen Sie finanzielle Bedenken vor, wie daß in der That ge 
ihehen ift, jo ift ja dargethan aus ftatiftiihem Material in, mie ıd 
laube, überzeugender Weile, daß die Neorganifation der Armee dem mit 

ottes Hülfe erblühten Yande und jedem Einzelnen verhältnißmäßig 
weniger Eojtet, als beijpiel3mweije die Armee von 1820 dem durch Feindes- 
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drud ausgefogenen umd erfchöpften Yande; daß Preußens Armee abjolut 
und relativ erheblich weniger koſtet, als die irgend einer andern euro- 
päiſchen Großmacht. 

Betonen Sie aber die ſogenannten volkswirthſchaftlichen Nachtheile 
der verſtärkten Armee, ſo iſt ebenſo unwiderleglich erwieſen, daß dieſe 
Verſtärkung im Vergleich mit der des Jahres 1858 nur ein Mehr von 
10 Köpfen auf die Quadratmeile, d. h. auf durchichnittlich je 3900 Staats» 
einwohner, beträgt, daß fie im Vergleich mit den Jahren nad dem Pa— 
rifer Frieden aber nır 2% auf das Tauſend der Bevölkerung hinter der 
damaligen relativen Heeresftärfe zurücdbleibt; daß auch diete damalige 
verhältmigmäßig höhere Armeeftärfe den vollswirthſchaftlichen Aufſchwung 
des Landes dejjenungeachtet nicht verhindert hat. Behaupten Sie endlich, 
die jegige Heeredformation ſei mit den Yandesgejegen unvereinbar, fo ift 
einerfeit3 dafür der Beweis nicht erbracht, andererjeits fegen Sie fich 
dadurch in Wideripruch mit dem Votum des Abgeordnetenhaufes vom 
31. Mat 1861, durch welches ausdrüdlich anerkannt wurde, daß die ge— 
ihehene Verwendung des außerordentlichen Kredits, bemilligt zur einft- 
weiligen Aufrechterhaltung und Bervollftändigung derjenigen Rn 
weldhe für die fernere riegßbereitfchaft und erhöhte Streitbarteit des 
Heeres erforderlih und auf den bisherigen gefeglichen Grundlagen thunlich 
feten, den Gejegen nicht widerjpreche. 

Diefe Anerkennung bezieht ſich aber direft auf die Gejeglichkeit der 
fontroverfen Neuformation des Heeres; denn eben zu diefer — und zu 
niht3 Anderm — hatte jene Verwendung ftattgefunden. 

Drängt fih nad allem diejem der rm die Ueberzeugung auf, 
daß die geltend gemachten techniſchen, finanziellen, voltswirthichaftlichen 
und gejeglichen Bedenken nur die Vorwände bilden für politifche Beftre- 
bungen, denen die Regierung mit allen verfügbaren Mitteln und Kräften 
entgegenzutreten nicht nur da8 Recht, jondern auch die unabmweisbare 
Pfliht hat, jo darf die Regierung auch nicht anftehen, diefen Sachverhalt 
zu fonftatiren und dem Abgeordnetenhauje die Berantwortlid- 
feit für alle gemeinfhädlihen Kolgen, die aus einem die 
lebensfräftige Eriftenz der Armee weſentlich beeinträdti= 
Sat unausführbaren Botum erwachſen, lediglich zuzu— 
weijen. 

Zum Schluß, meine Herren, konftatire ih, daß ich dieſe Erklärung 
größtentheil3 abgelefen habe, wie ich fie mir, im Uebereinftimmung mit 
meinen Herren Rollegen, formulirt habe. 


14. Juni. Die NRedefreiheit der Landtags: Mitglieder. 
Vorläufige Aeußerung Bismards im Herrenhauſe. 


Ich will mir nur wenige Worte über die Stellung des Minifte- 
riums zur Frage erlauben. 

Die Königliche Regierung ift der Anfiht, daß ein Privilegtum zu 
beleidigen und zu verleumden ın Preußen nicht bejtehen follte, oder doch 
nur jo lange geduldet werden könnte, al3 das Sittengejeß ſich ftarf genug 
erweift, um die Ausübung eines ſolchen Privilegiums zu hindern. 

Sie hat den Eindrud, daß diefe Prämifje nicht mehr zutrifft und 
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daß fie deshalb der Frage: Beſteht ein ſolches Privilegium oder nicht, 
näher treten muß. 

Wenn e3 beftände und benugt wird, fo brauche ih das nicht nach— 
zumeifen, daß e8 der Gerechtigkeit, der Vernunft, der Würde des Landes 
widerſpricht. 

Ich gebe gern zu, daß die Verſuche, erfahrungsmäßig zu ermitteln, 
ob die Gerichte das Beſtehen eines ſolchen Privilegiums anerkennen, 
bisher nicht erſchöpfend genug ausgefallen ſind. 

Nach dem vom Herrn von Waldaw geſtellten Amendement wird die 
geſetzliche Exiſtenz des Uebelſtandes bezweifelt und der Regierung anheim— 

egeben, die Frage, ob die Gerichte die Verfaſſung ſo auslegen, das volle 
— befteht für Injurien und Verbrechen, welche durch das Wort 
auf der Tribune begangen werden können, genauer und ſicherer als bisher 
zu ergründen. 

ie Königliche Sram ift bereit, diefen Weg zu betreten; jollte 
fi) dabei herausjtellen, daß dennoch nad den Erfenntniffen Köntglicher 
Gerichte das angedeutete privilegium odiosum beftehe, fo wird die Regie» 
rung beftrebt fein, dem auf gejegmäßigem Wege entgegen zu treten, feine 
Abſchaffung anzubahnen, und hofft fie alsdann bei diefen Bemühungen 
auf die Unterftügung dieſes Hauſes. 


17. Zuni. Schluß der Seſſion. 
Rede des Minilter- Präfidenten von Bismard. 


In der abgelaufenen Sigungsperiode verdankt das Land dem Zus 
fammenmwirten de3 Yandtage8 mit der Regierung die Erneuerung des 
deutihen Zollvereins, den Abſchluß der Zollverträge mit Franfreih und 
Defterreih, mit England und Belgien, das neue Beragefeh, die Reguli— 
rung der ſchleſiſchen Zehntverfafjung, die beffere Pen der Militair= 
invaliden, die Eifenbahnanlagen an der Fade, in der Eifel und in Thü- 
ringen, jo mie eine Anzahl anderer nüglicher und heilſamer Geſetze. 

Aber zu vollen und durchgreifenden Rejultaten hätte das Zujammen- 
wirken der Volf3vertretung mit der Regierung nur dann führen können, 
wenn, aud den politiichen Meinungskämpfen gegenüber, das Wohl des 
Baterlandes oberftes Gejeg und höchſte Richtſchnur für alle Parteien ge— 
blieben wäre. So ift e8 nicht gemejen. Die deutlich ausgeſprochene 
Abfiht der Mehrheit des AUbgeordnetenhaufes, den gegen- 
wärtigen Rathgebern der Krone Schwierigfeiten zu bereiten, 
bat zur VBermerfung der Wegeordnung, des Banfgefeges, der Eijenbahn- 
anlagen in Dftpreußen uud dadurch zur Schädigung des materiellen 
Wohls des Yandes geführt. 

Durch die Berwerfung des Militairgejeges hat die unter der 
Mitwirkung früherer Yandtage in das Yeben gerufene und durch die Friege- 
riſchen Ereignifje des vorigen Jahres bewährte neue KHeeregeinrichtung, 
unter Gefährdung der äußeren Sicherheit des Yandes, auf's Neue in 
Frage geftellt werden follen. Das Haus der Abgeordneten — der 
Regierung die Mittel zur Herſtellung einer den gegenwärtigen Verhält— 
niffen und Bedürfniffen entiprehenden Kriegsflotte; es verjagt ihr 
den von ihm verlangten Beiftand zur Gewinnung der Früchte der mit jo 
vielem, theuren Blute errungenen Siege des Doreen Jahres. Ja, es 
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bat fih von den glänzenden Thaten und Erfolgen der Armee 
losgejagt, indem es, wie früher die geforderte Anleihe, fo jett die 
nahträglihe Genehmigung der verausgabten Kriegskoſten verweigert hat. 

Das Staatshaushaltsgefeg, deſſen Bl eieters nah Art. 
62 und 99 der Berfafjungs-Urkunde von den Zuſammenwirken aller bei 
der Gejeßgebung betheiligten Faktoren erwartet wird, ift auch in diefem 
Jahre an der Weigerung des Abgeordnetenhaufes, die zur Auf: 
rehthaltung des Heerweſens unerläßlichen Mittel zu bemwilligen, geſcheitert. 

Das Abgeordnetenhaus hat Forderungen verweigert, 
welhe die Staats-NRegierung ftellen mußte; es hat Beſchlüſſe 
gefaßt, melde die Regierung nicht ausführen kann. Gtatt 
mit der erjehnten Berftändigung fchließt die Sigung aber- 
mals unter dem Eindrud gegenjeitiger Entfremdung der zum 
Zufammenmwirfen berufenen Kräfte. 

Sr. Majeftät Regierung hat nur ein Ziel im Auge: die Wahrung 
der Rechte und der Ehre des Königs und des Landes, jo wie fie ver: 
brieft find, jo wie fie neben einander beftehen können und müſſen. Dem 
Sande ift micht gedient, wenn feine gewählten Vertreter die Hand nad 
Rechten ausftreden, die ihre gejegliche Stellung im Berfaffungsleben ihnen 
verfagt. Nur wenn fie diefe Stellung dazu benugen, mitzuarbeiten an 
dem von unferen Fürften begonnenen und bisher durchgeführten Werte, 
Preußen, unter ftarken Königen, groß und glüdlid zu machen, nur dann 
werden fie das Mandat erfüllen, welche des Königs Unterthanen in ihre 
Hände legen. 

Die Regierung Seiner Majeftät ift beftrebt, das in gleichem Sinne 
ihr ertheilte Mandat ihres Königlichen Herrn nad Kräften auszuführen. 
Sie wird unbeirrt durch feindjeligen und maßlofen Widerftand in Rede 
und Schrift, ftarf im Bemußtjein ihres guten Rechts und guten Willens, den 
geordneten Gang der öffentlichen Angelegenheiten aufrecht erhalten und 
die Intereſſen des Landes nad Außen wie nach Innen Fräftigft vertreten. 
Sie lebt der Zuverficht, daß der Weg, den fie bisher inne gehalten, ein 
erechter und heilfamer gemwejen ift, und daß der Tag nicht mehr fern 
in fann, an meldhem die Nation, wie bereit3 durch Tauſende aus 
freier Bewegung fund gewordener Stimmen gejchehen, jo auch durch den 
Mund ihrer geordneten Bertreter ihrem Königlichen Herrn Danf und An- 
erfennung ausjprechen werde, 

Dem Herrenhauje habe ich im Namen Seiner Majeftät Allerhöchſt— 
deiien Dank für die auch in diejer Sejfion bewiejene Treue und Hin- 
gebung zu jagen. 


34. Die Uebereinkunft von Onftein, 


1865. 21. Juni. Bismarck mit dem König nad Karlöbad. 


11. Zuli. Eine Depeſche Bismarcks an Defterreih aus Karlö- 
bad jchildert die Lage der Herzogthümer und erhebt lebhafte 
Anklagen gegen die dortige Prefje, Vereine, Beamte, Uni: 
verfität. Bei Berweigerung öfterreihiicher Mithilfe zur 
Beleitigung ſolcher Zuftände werde ein einjeitiges Vorgehen 
Preußens ſich nicht umgehen laffen. 

Defterreid jpridt die Beſorgniß aus, daß die in Aus— 
fidyt genommenen einjeitigen Mabregeln die eingeleitete 
Verſtändigung vereitelm würden und erklärt eine gewilien- 
hafte Handhabung der Gejege in Schleöwig= Holftein gegen 
jeden Uebergriff als ſelbſtverſtändlich. 


21. Juli. Kabinetskonſeil in Regensburg auf der Durch— 
reiſe des Königs nach Gaſtein, unter Theilnahme der Ge— 
ſandten in Paris und Wien. 


Bemerkungen der „Provinzial-Correspondenz.“ 


— — — Die neueren Verhandlungen mit Oeſterreich haben zum lebhaften 
Bedauern unſerer Regierung Grundlagen für eine endliche Verſtändigung über 
die Löſung der Herzogthümerfrage noch nicht ergeben. 

Inzwiſchen haben die Verhältniſſe in Schleswig-Holſtein durch das von 
der Landesregierung geduldete Auftreten des Erbprinzen von Auguſtenburg und 
ſeiner Partei mehr und mehr eine Entwickelung genommen, welche weder mit den 
unzweifelhaften Hoheitsrechten Preußens und Oeſterreichs auf Grund des Wiener 
Friedens, noch mit den zu Recht beftehenden geſetzlichen Vorſchriften im dem Her- 
zogthümern jelbft vereinbar ift. 

Die preußiſche Regierung hält es daher fir nothwendig, daß vor allen 
Dingen und vor jeder weiteren Erwägung über bie fünftige Löſung der redt- 
lihe und gejeglihe Zuſtand in den Herzogthümern in jeder Beziehung wieder 
bergeftellt werde. 

Man darf annehmen, daß die weiteren Mittel und Wege dazu im Rathe 
des Königs zu Regensburg feitgeftellt fein werben. 
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23. Juli. Unterredung Bismards mit dem bayerihen Minifter 
v.d. Pfordten in Salzburg. 


Ueber das Rejultat diefer Zuſammenkunft wurde aus anicheinend autben- 
tihen Quellen fpäter folgende Entbüllung gemadt: „Hr. v. Bismard eröffnete 
die Unterredung mit ber Erklärung, daß feiner feften Ueberzeugung nad ber 
Krieg zwiſchen Preußen und Defterreich ſehr wahrjcheinlih und unmittelbar be- 
vertebend ſei, und er balte es demnach durch bas dringenbfte Intereffe der 
Nittelftaaten geboten, jett ſchon für eine ſolche Eventualität ibrerjeitd Stellung 
ju nehmen. Es handle fih, bemerkte er weiter, wie er die Sache auffaffe, um 
ein Duell zwischen Defterreih und Preußen allein, und es werde eine verhältniß— 
mäßig geringe Intereffenfumme in Mitleibenfchaft gezogen werben, wenn bas 
übrige Deutichland den paifiven Zuſchauer dieſes Duells abgebe. Das fünne es 
mit voller Beruhigung: Preußen babe niemals daran gedacht, und denke auch 
nch jetzt nicht daran, fein Machtgebiet iiber die Mainlinie hinaus zu erftreden. 
fange werbe übrigens bie Entſcheidung nicht auf ſich warten laffen. Defterreich 
ki weder gerüftet, noch babe es die Mittel, fich zu rüften. Ein einziger Stoß, eine 
Sanptfhblaht — und Preußen werde in der Lage fein, die Bebin- 
gungen zu dictiren.... Hr. v.d. Pfordten machte auf diefe Auslaffungen bin 
den Einwurf, daß ihm die Achtung der Neutralität denn doch nicht unter allen Um— 
finden gefichert erjcheine, und daß beiſpielsweiſe Preußen fich leicht veranlaßt finden 
Bunte, jene eine Hauptichlacht auf ſächſiſchem Boden zu fchlagen. Hr. v. Bismard 
allärte jofort, daß eine Yocalifirung des Krieges, und zwar durch einen Stoß von 
Schleſien ber, nicht blos beſchloſſen, fondern auch möglich fei, nicht blos nad 
jeinem Urtbeil, dem Urtbeil eines bloßen Yaien, ſondern nach dem bereits einge- 
jogenen und auf reiflichfter Erwägung berubenden Gutachten der competentefteu 
militärischen Autoritäten. Den Mittelftaaten fei zudem in ber Proclamirung ihrer 
bewaffneten Neutralität noch ein Mittel mehr zur Sicherung jener Localiſirung 
gegeben. Bavern aber fpeciell werde wohl zu erwägen baben, daß e8 ber natür- 
Ihe Erbe der Stellung Defterreihs in Süddeutſchland jet. Hr. v. d. Pforbten 
erklärte: zur Zeit nicht in der Lage zu fein, Namens feiner Regierung auf ben 
Juhalt der jenjeitigen Eröffnungen weiter einzugeben und lehnte e8 auch ab, feine 
Privatanficht darüber zu äußern.“ 


25. Juli. Die Angelegenheit des Nedacteurs May. 


Der Redacteur der Schleswig. Holfteinfhen Zeitung und Mit- 
glied des engeren Ausjchuffes der jchleswig-holfteinfchen Ver— 
eine, May, ein geborner Preuße, wird in Altona von preis 
ßiſchem Militär in feiner Wohnung gewaltfam aufgehoben und 
auf die Feftung Rendsburg abgeführt. 

Die Pandesregierung und die Communalbehörden von Altona 
proteftiren gegen diejen Schritt. 

Der öfterreihiiche Eivilcommifjär Herr von Halbhuber, erhebt 
ſeinerſeits Proteft. 


27. Juli. Antrag Bayerns, Sadiens und Helfen» Darmitadts 
am Bunde: 


„Hohe Bundesverfammlung wolle beſchließen: 1) an bie böcften Regie— 
rungen von Defterreih und Preußen die Anfrage zu richten, welche Schritte fie 
getban haben oder zu thun beabfichtigen, um eine befinitive Löſung der bezüglich 
der Elbherzogthümer noch ſchwebenden Fragen herbeizuführen; ob dieſelben ins— 
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befondere gejonnen find, eine aus freien Wahlen hervorgehende allgemeine Ber- 
tretung bes Herzogtbums Holftein in Gemeinſchaft mit einer gleichen Vertretung 
bes Herzogthums leswig zur Mitwirkung bei jener Löſung zu berufen, und 
für welchen Zeitpunkt dieſe Einberufung, deren Beſchleunigung fi aus den an- 
geführten Grünben als in hohem Grabe wünſchenswerth darftellt, in Ausſicht 
enommen werben kann; 2) an biefelben höchſten Regierungen das Anſuchen zu 
Helfen. daß fie auf die Aufnahme des Herzogthums Schleswig in den beuticen 
Bund hinwirken.“ 


Der Antrag wird an den Holiteinihen Ausſchuß gewieſen. 
Anfang Auguft. Sendung des Grafen Blome, öſterreichiſchen 
Gejandten in Münden, nad) Gaftein Behufs Verhandlungen 
über die Schleöwig= Holfteiniche Frage. 
Bergeblihe Verhandlungen. 
6. Auguft. Dringende Anträge Preußens in Wien zur 
Enjdeidung über die Schleswig » Holfteiniche Angelegenheit. 
14. Auguft. Webereinfunft von Gajtein. 


„Ihre Majeftäten der König von Preußen und der Kaifer von Deiter- 
reich haben Sich überzeugt, daß das bisher beftandene Condominium in den 
von Dänemark durch den Friedensvertrag vom 30. October 1864 abgetre: 
tenen Ländern zu Unzufömmlichkeiten führt, welche gleichzeitig das gute 
Einvernehmen zwijchen Ihren Regierungen und die Intereſſen der Herzog- 
thümer gefährden. Ihre Majeftäten find deshalb zu dem Entfchluffe gelangt, 
die Ihnen aus dem Artifel III. des erwähnten Tractats zufliegenden Rechte 
fortan nicht mehr gemeinfam auszuüben, jondern bis a weitere Vereinba⸗ 
rung die Ausübung derjelben geographiich zu theilen. 

Zu dieſem Zwecke haben: 

Se. Majeftät der König von Preußen Allerhöchft Ihren Präft- 
denten des Staat. Minifteriums und Minifter der ausmärtigen 
Angelegenheiten Dtto von Bismard-Schönhaufen, Ritter des 
— Adlerordens, Großfreuz des St. Stephan-Ordens ı.; 

Se. Majeftät der Kaijer von Defterreih Allerhöchſt Ihren 
Wirflihen Kämmerer, außerordentlihen Gejandten und bevoll- 

— Miniſter am Königlich baieriſchen Hofe Guſtav Grafen 
von Blome, Ehrenritter des ſouveränen Johanniter-Ordens x.; 
zu Ihren Bevollmächtigten ernannt, welche, nach Auswechſelung ihrer in ge— 
höriger Form befundenen Vollmachten, über die nachfolgenden Artikel über— 
eingefommen find. 

Artifel 1: Die Ausübung der von den hohen vertragfchließenden 
Theilen durch den Art. III. des Wiener Friedenstraftates vom 30. October 
1864 gemeinjam erworbenen Rechte wird, unbejchadet der Fortdauer diejer 
Rechte beider Mächte an der Gejammtheit beider Herzogthümer, in Bezug 
auf das Herzogthum Schleswig auf Seine Majeftät den König von 
Preußen, in Bezug auf das Herzogtum Holftein auf Seine Majeftät 
den Kaijer von Geferreic übergehen. 

Artikel 2: Die hohen Eontrahenten wollen am Bunde die Herftel- 
lung einer deutſchen Flotte in Antrag bringen, und für dieſelbe 
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den Kieler Hafen als Bundeshafen beftimmen. Bis zur Ausführung 
der desfallſigen Bundesbeſchlüſſe benugen die Kriegsjchiffe beider Mächte 
diefen Hafen, und wird das Kommando und die Polizei über denfelben 
von Preußen ausgeübt. Preußen ift berechtigt, ſowohl zur Bertheidi- 
gung der Einfahrt Friedrichsort gegenüber die nöthigen Befeftigungen an— 
zulegen, als aud auf dem holfteinjchen Ufer der Bucht die dem Zwecke 
des Kriegshafens entiprechenden Marine » Etabliffements® einzurichten. 
Diefe Befejtigungen und Etabliffements ftehen gleichfalls unter Preußischen 
Kommando, und die zu ihrer Bejagung und Bewachung erforderlichen 
Preußgiihen Marinetruppen und Mannjhaften können in Kiel und Um— 
gegend einquartirt werden. 

Artikel 3: Die hohen contrahirenden Theile werden in Frankfurt be- 
anfragen, Rendsburg zur deutfhen Bundesfeftung zu erheben. 

is zur bundesgemäßen Regelung der Bejagungsverhältnifje dieſer 
Feſtung wird deren Sarnifon aus Königl. Preußifchen und Kaiſerl. öfter: 
reihifchen Truppen beftehen, mit jährlih am 1. Juli alternirendem Kom— 
mando. 

Artikel 4: Während der Dauer der durch Art. 1 der gegenwärtigen 
Uebereinfunft verabredeten Theilung wird die Königl. Preußiſche Regie— 
rung zwei Militairftraßen durch Holftein, die eine von Lübeck auf Kiel, 
die andere von Hamburg auf Rendsburg behalten. 

Die näheren Beitimmungen über die Etappenpläge der Truppen, 
jo wie über den Transport und Unterhalt der Truppen werden eheftens 
durch eine bejondere Convention geregelt werden. Bis dies gejchehen, 
ie die für die Preußifchen Etappenftraßen durch Hannover bejtehenden 

ſtimmungen. 

Artikel 5: Die Königl. Preußiſche Regierung behält die Verfügung 
über einen Telegraphendraht zur Verbindung mit Kiel und Rendsburg, 
und das Recht, Preußiſche —— mit ihren eigenen Beamten auf 
beiden Yinien durch das Herzogthum Holſtein gehen zu laſſen. 

Inſoweit der Bau einer directen Eifenbahn von Lübeck über Kiel 
zur ſchleswigſchen Grenze noch nicht gefichert ift, wird die Conceſſion dazu 
auf Verlangen Preußens für das holfteinjhe Gebiet unter den üblichen 
Bedingungen ertheilt werden, ohne daß ein Anfpruch auf Hoheitsrechte in 
Betreff der Bahn von Preußen gemacht werden wird. 

Artikel 6: Es ift die übereinftimmende Abficht der hohen Eontrahenten, 
daß die Herzogthümer dem Zollverein beitreten werden. Bis zum Ein- 
tritt in den Zollverein, reſp. bis zu andermeiter Verabredung, bejteht das 
bisherige, beide Herzogthümer — Zollſyſtem unter gleicher Theilung 
der Revenüen ** fort. In dem Falle, daß es der Königlich 
Preußiichen Regierung angezeigt erſcheint, noch während der Dauer der 
im Art. 1. der gegenwärtigen Uebereinkunft verabredeten Theilung Unter: 
bandlungen behufs des BeitrittS der Herzogthüümer zum Zollvereine zu 
eröffnen, ift Se. Majeftät der Kaijer von Defterreich bereit, einen Ber: 
tretev des Herzogthums Holftein zur Theilnahme an ſolchen Verhandlungen 
zu bevollmächtigen. 

Artikel 7: Preußen ift berechtigt, den anzulegenden Nord-Dftfee- 
Canal, je nah dem Ergebniß der von der Königlichen Regierung ein- 

eleiteten technifchen Ermittelungen, durch das holfteinfche Gebiet zu führen. 
A jo weit dies der Fall jein wird, joll Preußen das Recht — die 
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Richtung und die Dimenfionen des Canals zu beftimmen, die zur Anlage 
erforderlihen Grundftüde im Wege der Erpropriation, gegen Erjag des 
Werthes, zu erwerben, den Bau zu leiten, die Aufficht über den Canal 
und deſſen Jnftandhaltung zu führen, und das Zuftimmungsredht zu allen 
denjelben betreffenden reglementariichen Beftimmungen zu üben. 

Artikel 9: Seine Majeftät der Kaifer von Defterreich überläßt die 
im mehrerwähnten Wiener Friedensvertrage erworbenen Rechte auf das 
un Yauenburg Geiner Majeftät dem Könige von 

reußen, mogegen die Königlich Preufifche Regierung fich verpflichtet, 
der Kaijerlich öfterreichifchen Regierung die Summe von zwei Millionen 
und fünfhunderttaujend dänischen Thalern zu entrichten, in Berlin 
zahlbar in Preußiſchem Silbergelde vier Wochen nad) Betätigung gegen» 
mwärtiger Uebereinktunft durch Ihre Majeftäten den König von Preußen 
und den Kaifer von Oeſterreich. 

Artikel 10: Die Ausführung der vorjtehend verabredeten Theilung 
des Condominiums wird baldmöglichft nach Genehmigung diefes Abkommens 
durch Ihre Majejtäten den König von Preußen und den Sailer von 
Defterreich beginnen und fpäteftens bi8 zum 15. September beendet fein. 

Das bis jest beftehende gemeinjchaftlihe Dber- Kommando wird 
nad vollendeter Räumung Holfteins durch die Königlih Preußischen, 
Schleswig dur die Kaiſerlich öfterreihifhen Truppen, fpäteften® am 
15. September, aufgelöft werden. 

So geihehen: Gaftein, den 14. Auguſt Eintaufend Achthundert 
Fünf und Sechzig. 

(L. S.) gez. v. Bismard. 
(L. 8.) ge3. Blome. 


19.— 21. Auguft. Zujammenfunft des Königs mit dem Kaiſer 
von Oeſterreich, des Herm v. Bismard mit dem Grafen 
Menspdorff in Salzburg und Iſchl. 





Die nächſten Wirkungen des Gafleiner Bertrages. 


24. Auguft. Vorlegung des Öajteiner Vertrages am Bunde. 
Gemeinfame Erflärung Defterreih& und Preußens. 


„Die hohen Regierungen von Bayern, Königreih Sachſen und Groß— 
berzogthum Heſſen haben in der Sigung vom 27. Juli d. J. in einem 
deshalb geftellten Antrage den Wunfch ausgejprochen, daß die Regierungen 
von Defterreih und Preußen über die Schritte, welche fie zur Herbei— 
führung einer definitiven Yöfung der bezüglich der Elbherzogthümer noch 
jhmwebenden Fragen gethan oder zu thun Peabfichtigten, eine Mittheilung an 
den Bund gelangen lafjen möchten, und haben dabei zugleich andermweiten 
Wünſchen Ausdrud gegeben, welche auf diefe Angelegenheit Bezug haben. 

Die Regierungen von Defterreic und Preugen haben inzwiſchen es 
für die nächſte Aufgabe erachten müſſen, die Schwierigkeiten zu beſeitigen, 


321 
1865. 


melde ſich aus der bisherigen nicht zwedentiprechenden Form der Aus- 
übung der durch den Art. III. des Wiener Friedens vom 30, October 
1864 erworbenen Rechte ergeben hatten, um dadurh Raum für die 
weiteren Berhandlungen über eine definitive Yöfung zu gewinnen. Es 
gereicht den beiden Regierungen zur Befriedigung, uber Bundesverfammlung 
nunmehr mittheilen zu fünnen, daß e8 ihren Bemühungen gelungen ift, 
über eine jene Schwierigkeiten befeitigende Organifation der Verwaltung 
der — ſich zu verſtändigen, und die Geſandten find beauftragt, 
hoher Bundesverjammlung von dem in diefer Beziehung am 14. Auguft 
d. J. verabredeten und am 20. dejjelben Monats von den beiden Monarchen 
genehmigten Uebereinfommen dur die Ueberreihung der anliegenden 
beglaubigten Abjchriften deffelben Meittheilung zu machen. Hohe Bundes: 
verfjammlung wird hieraus die Heberzeugung gewinnen, daß die Regierungen 
von Defterreih und, Preußen ernftlih bemüht find, die Frage der Elb— 
berzogthiimer einer definitiven Löſung zuzuführen und die derfelben noch 
entgegenftehenden Schwierigkeiten zu befeitigen. Die einzelnen in dem 
Antrage der hohen Regierungen von Bayern, Königreih Sachſen und 
Großherzogtum Heſſen erwähnten Punkte find gegenwärtig Gegenftand 
der weiteren Verhandlung zwijchen Defterreih und Preußen. Die beiden 
Regierungen hegen die Zuverfiht, daß diefe Verhandlungen zu einem 
allſeitig befriedigenden Ergebniß führen werden, und erjuchen die hohe 
Bundesverfammlung, diefem Ergebnig mit Vertrauen entgegenzufehen, 
dem fie fich meitere Mittheilungen vorbehalten.“ 

Der preußifche Gejandte fügt diefer Erklärung noch die Bemerkung 
bei, daß feine allerhöchfte Regierung nicht verfehlen werde, hoher Bundes- 
verfammlung über den bevorftehenden Regierungsantritt Se. Maj. des 
Königs in Yauenburg und die Vertretung diefes Herzogthums am Bunde 
feiner Zeit geeignete Anzeige zu machen. 


31. Auguft. Borläufige Beihlüffe am Bunde. 


Der holſteinſche Ausihuß beſchließt mit 5 (Oeſterreich, 
Preußen, Hannover, Württemberg und Mecklenburg) gegen 
2 Stimmen (Bayern und Sadjen) über den von Bayern, 
Sadjen und Heljen=- Darmftadt eingebrachten Antrag vom 
27. Zuli bezüglich Schleswig-Holſtein vorerft feinen An- 
trag zu bringen, jondern die angefündigten weiteren Mit- 
theilungen Defterreih8 nnd Preußens zu gewärtigen. 

Die Bundeöverfammlung beſchließt hierauf mit 13 gegen 
3 Stimmen (Bayern, Sachſen und Heljen-Darmftadt) bie 
zum 26. October Ferien zu machen. 


29. Auguit. Frankreichs Stellung zum Gafteiner Vertrag. 


Circularbepeihe Droupn be l'Huys: 
„ . . Die Blätter haben uns den Tert der Convention von Gaftein gebracht. 
Ih beabfichtige nicht, die Stipulationen derjelben im Einzelnen zu prüfen; da— 
gegen iſt es nicht ohne Intereſſe nachzuforſchen, welches die Motive find, bie in 
diejen Unterhandlungen bie beiden beutjchen Großmächte geleitet haben. Waren 
Fürft Bismard, 21 
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fie gemeint, das alte Recht ver Verträge zu beftätigen? Offenbar nicht: bie Wiener 
Berträge batten bie Eriftenzbedingungen ber däniſchen Monarchie geregelt. Diefe 
Bedingungen find über ben Haufen geworfen. Der Londoner Bertrag war ein 
neues Pfand der Sorge Europa's für die Dauer der Integrität dieſer Monardie: 
er ift zerriffen durch zwei Mächte, die ihn unterzeichnet hatten. Ober haben fich 
Defterreih und Preußen verftändigt zum Schute eines mißachteten Erbfolgerechts? 
Statt dem meiftberechtigten Prätendenten das ftreitige Erbe zu überantworten, 
haben fie e8 unter fich getheilt. Befragen fie vielleicht das Intereffe Deutſchlands? 
Ihre Verbündeten haben ja die Abmachungen won Gaftein erft aus den Zeitungen 
erfahren. Deutichland verlangte nad einem untbeilbaren Staat Schleswig - Hol- 
ftein, getrennt von Dänemark und unter einem eigenen Kürften, für ben e8 Partei 
genommen hatte. Diejer populäre Kandidat ift heute bei Seite gejetst und bie 
Herzogthümer, flatt vereinigt vielmehr auseinantergeriffen, werben verjchiebenen 
Herrn unterfiellt. Iſt e8 das Intereffe der Herzogthümer ſelbſt, das bie beiden 
Mächte fichern wollten? Die unauflösliche Vereinigung berfelben war ja, wie ge- 
fagt wurte, bie wejentlihe Bedingung ihrer Projperität. Hat die Theilung 
mwenigftens ben Zwed, zwei rivalifirende Nationen auseinander zu halten und 
dem inneren Hader ein Ende zu machen, indem jeber berfelben ein gejonbertes 
Feld ber Eriftenz angemwiejen wird? Auch das ift nicht der Fall, denn wir ſehen, 
daß die Scheidungelinie ohne alle Rüdficht auf die Nationalitäten Deutſche und 
Dänen untereinander gemifcht läßt. Wollte man allein den Wünfchen der Be- 
völferungen entiprehen? Sie wurden gar nicht gefragt und es ift micht einmal 
die Rebe davon, die Stände von Schleswig - Holftein einzuberufen. Auf welchem 
Principe berubt denn die öfterreichifch » preußifhe Combination? Wir bedauern, 
in berjelben feine andere Grundlage zu finden als bie Gewalt, feine 
anbere Rechtfertigung, als die gegenjeitige Convenienz ber beiden 
Theilungsmädhte. Es iſt das eine Praris, der das heutige Europa entwöhnt 
war und fir welhe man nur in den traurigften Zeiten der Gefchichte Präcedenz- 
fälle findet. Gewalttbat und Eroberung verderben den Rechtsſinn und das Ge- 
wiffen der Bölfer. An die Stelle der Grundſätze gejetst, welche das Leben der 
modernen Staaten regeln, find fie ein Element der Unordnung und der Auflöfung 
und nur geeignet, die alte Orbnung der Dinge umzuftürzen, ohne eine neue 
Ordnung feft zu begründen. Das find die Betradhtungen, welche die Ereigniffe, 
beren Schauplaß gegenwärtig Deutichland ift, der Regierung des Kaiſers einflößen. 
Indem ich Ihnen diefe Eindrüde mittbeile, ift e8 nicht meine Abficht, Sie auf- 
zuforbern, bießfällige Bemerkungen an ten Hof, bei dem Sie beglaubigt find, zu 
richten, jondern Tediglih Ihnen die Sprache anzudeuten, die Sie beobachten mögen, 
wenn fich eine Gelegenheit darbieten follte, Ihre Anficht fund zu geben.“ 


23. September. Eine weitere Erklärung Frankreichs in Berlin fagt, daß die 
in ber Eircularbepejche vom 29. Auguft ausgeſprochenen Anfichten der 
franzöfiihen Regierung durchaus feinen mehr bindenden Charakter 
hätten, als die Convention jelbft, durch welche diefelben hervorgerufen 
worben ſeien; das Zuileriencabinet nehme gerne Act von ben Er- 
Märungen ber preußifchen Regierung, daß die Convention nur 
den Character eines Provijoriums babe. 


14. September. Englands Stellung zum Gafteiner Vertrag. 
Circularbepeihe Lord Rujjells: 


„ · · Als die Regierung Ihrer Majeftät die erfte Mittbeilung von ben zu 
Wien unterzeichneten Friedenspräfiminarien erhielt, babe ih in Wien und Berlin 
die Anfichten unferer Regierung über dieſe Präliminarien zur Kenntniß gebradt. 
Die gegenwärtige Convention hat nur dazu gedient, das Bedauern, welches Ihrer 
Majeftät Regierung zu jener Zeit ausdrüdte, noch zu erhöhen. Die Verträge 
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von 1815 haben dem König von Dänemark als Herzog von Holftein einen Sig 
im beutihen Bundestag verliehen. Der Bertrag von 1852 bat das Erbfolgerecht 
für den däniſchen Gejammtftaat anerkannt, welches ber verftorbene König ber 
Perion des gegenwärtigen Königs zuerkannt hatte. Trotz der in ben Depejchen 
vom 31. Januar 1864 gegebenen Berficherungen ift dieſer Bertrag von Oeſterreich 
und Preußen, zweien ber Mächte, die ihn unterzeichnet hatten, vollftändig bei 
Seite gejetzt worden. Man batte das Recht, zu erwarten, daß nach einer ſolchen 
Aufbebung der Berträge man zum minbeften au ihrer Statt die Bollsftimmung 
Deutihlands, die Wünſche der Bewohner der Herzogtbüimer und bie in ben 
Sigungen der Londoner Conferenz von Defterreih und Preußen fo ausdrücklich 
fermufirte Anficht der Mehrheit des Bundestages anerkannt haben würde. Auf 
dieje Weife hätten auch nad Umftoß einer Rechtsordnung andere aus ber Zu— 
timmung ber Bewohner abgeleitete Rechtstitel an die Stelle gejetst werden können, 
und dieſe mit Achtung aufgenommenen Rechtstitel hätten Ausfichten auf Dauer 
gehabt. Aber alle Rechte, alte ſowobl wie neue, gleichviel ob fie ſich 
auf eine feierlihe Uebereinfunft zwiſchen Herridhern oder auf den 
Naren Ausdrud des Bolfswillens fügen mochten, find durch bie 
Uebereinkunft von Gaſtein mißachtet worden, und die Autorität 
der Gewalt ift die einzige Macht, welche man zu Rath gezogen und 
anerfannt bat. Gewalttbat und Eroberung, das find die —— Grundſätze, 
auf welche die in den Beſitz ſich theilenden Deächte ibre Uebereinkunft gegründet 
baben. Die Regierung Ihrer Majeftät beflagt lebhaft die auf ſolche Weije kund— 
gegebene Mißachtung des öffentlichen Rechts und bes berechtigten Anſpruchs, welchen 
em Bolt erheben kann, wo es fih um jein Geſchick handelt. Dieje Inftruction 
ermähtigt Sie nicht, dem Hof, bei welhem Sie accrebitirt find, Bemerkungen 
über dieſen Gegenftand zu machen, jondern hat bloß den Zwed, Sie wifjen 
ju laffen, in weldem Sinn Sie zu jpreden haben, wenn bie Ge— 
legenbeit ſich bietet. 


35. Befibergreifung von Lauenburg. 


13. September. Das Königliche Beligergreifungs- Patent. 


„Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen :c. 
thun hiermit Jedermann fund und zu willen: 

Nahdem Se. Majeftät der König Chriftian IX. von Dänemark 
in dem zu Wien am 30. Oktober 1864 abgeſchloſſenen Friedens— 
traftat Seine Rechte an das Herzogthum Lauenburg an Uns und 
Se. Majeftät den Kaifer von Defterreih gemeinjchaftlih abgetreten: 
und nachdem Se. Majeftät der Kaifer Franz Joſeph I. von Defter- 
reih Seinen Antheil an diefen Rechten durch die am 14. Auguft d. 3. 
zu Gaftein verabredete und am 20. dejjelben Monats zu Salzburg 
zwifchen Uns abgejchlofjene Vereinbarung Uns überlaſſen hat: jo 
nehmen Wir, in Erfüllung des von der lauenburgifchen Yandesver- 
tretung ausgejprochenen Wunfches, dieſes Herzogthum in Kraft des 
gegenwärtigen Patents mit allen Rechten der Yandeshoheit und Ober: 
berrlichteit in Befig, fügen Unferen Titeln den eines Herzogs von 
Lauenburg bei, und mollen, daß das Herzogthum Lauenburg in 
Unjerem Königlichen Hauje nad den für die Erbfolge in der Krone 
Preußens beftehenden Grundjägen vererben fol. Wir entbieten allen 
Einwohnern des Herzogthums Unferen Iandesväterlihen Gruß, umd 
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gebieten ihnen, Uns fortan als ihren rechtmäßigen Landesherrn an- 
zuerfennen, Uns und Unferen Nachfolgern den Eid der Treue zur leiften 
und Unferen Gefegen und Anordnungen nachzuleben, wogegen Wir 
fie Unſeres landesherrlihen Schutzes verfihern und verfprehen, daß 
Wir fie gerecht regieren, das Yand und feine Bewohner bei ihren 
wohlerworbenen Rechten jhügen und Unfere landesväterliche Fürforge 
auf die Wohlfahrt derfelben richten wollen. 

Zu Unferm Minifter für Lauenburg haben Wir Unferen 
Minifterpräfidenten und Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, 
von Bismard-Schönhaufen, ernannt und demfelben befohlen, die 
Regierung nad) Maßgabe der im Herzogthum beftehenden Gefege und 
Sandesordnungen zu führen, wollen auch alle Beamte des Herzog: 
thums, nachdem ns diefelben den Eid der Treue geleiftet haben 
werden, in ihren Anftellungen beftätigen und belaffen. 

Wir beauftragen Make Staat3minifter Grafen von Arnim: 
Boygenburg, von dem Herzogthbum Lauenburg hiernah in Unſerem 
Namen und Auftrag Beſitz zu ergreifen, die oberften Behörden des 
Landes in Eid und Pflicht für Uns zu nehmen und ihnen den Auftrag 
ur Vereidigung der übrigen Beamten zu ertheilen, indem Wir die Erb- 
bias des Yandes bis zu dem Zeitpunfte vorbehalten, mo es Uns 
möglih fein wird, diejelbe in eigener Perfon entgegen zu nehmen. 

So gejhehen Berlin, den 13. September 1865. 

Wilhelm Rex. 
von Bismard.“ 


15. September. Feierliche Befigergreifung durd den Staats— 
Minifter Grafen von Arnim-Boytzenburg. 


16. September. Erhebung des Minijter- Präfidenten von Bis: 
mard-Schönhaujen in den Grafenftand. 


26. September. Die Erbhuldigung in Lauenburg. 


Aus dem amtlichen Bericht. 


Gleich nah erfolgter Befitergreifung wandte ſich bie Ritter- und Landſchafit 
mit der Bitte an ben König, daß Derjelbe bald auch perſönlich die Huldigung des 
Landes entgegen nehmen möge. Se. Majeftät bat dieſem Gejuche bufbreich — 

Am 25. September begab ſich Se. Majeſtät zur Erbhuldigung nach dem 
Herzogthum Lauenburg. 

An der Grenze des Landes, in Büchen, wurde der König von einer De— 
putation der Stände empfangen, deren Führer folgende herzliche Worte an 
Se. Majeſtät richtete: 

„Majeſtät! Willkommen im Lande Lauenburg! Lauenburg ſehnt ſich 
nach einem Herrſcher: es wünſchte längſt in den ruhigen Hafen einzu— 
laufen. Die Lauenburger ſind biedere treue Unterthanen, die in guten 
und böſen Tagen zu ihrem Herrſcher halten. Wir danken Gott und freuen 
uns, daß ein deutſcher Fürſt unſer Herrſcher ift. Wir danlen Gott und freuen 
uns, baß der König von Preußen unfer Herzog if, deum Preußen 
ift der Hort Deutſchlands; feine geregelte Macht ſchützt unfer deutſches 
Recht und deutſches Weſen bis weit über die eigenen Grenzen hinaus. 
Wir danken Gott und freuen uns, daß König Wilhelm unſer allergnädigſter 
Herzog und Herr ſein will. Wir haben Ew. Majeſtät Königswort, uns 
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gerecht nach Lanbesfitte unb Landesrecht regieren zu wollen; bas genügt 
und; wir balten es beilig, wir vertrauen feft darauf. Majeftät, jo danfen 
wir Gott und jo freuen wir und. Wir bitten aber auch den lebendigen 
Gott, er wolle gnäbigft Em. Königliche Majeftät ſchirmen und fegnen bas 
ganze Königliche Be er wolle Preußen, von einem eblen Volke bewohnt, 
jegnen und das nunmehr feft mit ibm durch den Yanbesvater verbundene 
Yauenburg. Preußens Glüd ift Yauenburgs Glück, Preußens Wehe Lauen- 
burgs Wehe. So jegne Gott Ew. Majeftät beim Eintritt in Lauenburg. 
Se. Majeftät König Wilhelm I. von Preußen lebe ho! ꝛc.“ 


Se. Majeftät der König erwiberte darauf Folgendes: 


„Ich freue mich, nachdem ungewöhnliche Berhältniffe uns zu— 

jammengeführt, mich zum erften Male in Ihrer Mitte zu befinden, 
und zwar früher, als ich e3 erwarten fonnte, feitdem Ihre Vertreter 
mir den Wunſch danach ausgeſprochen hatten. Ich komme mit vollem 
Bertrauen Ihnen entgegen und freue mich der Worte, aus denen ich 
vernommen, daß aud Sie Vertrauen in mich und meine Regierung 
jegen! Das verſpricht Glück für die Zukunft, und es ift mir eine 
ute Vorbedeutung, daß die Bereinigung Ihres fchönen Yandes mit 
——— in daſſelbe Jahr fällt, wo vier Provinzen mir gedankt, daß 
die Verheißungen, welche meine glorreichen Vorfahren ihnen zur Zeit 
ihrer Vereinigung mit unſerem, jetzt gemeinſchaftlichen Vaterlande ge— 
geben, ſo vollſtändig erfüllt worden ſind. Die Blüthe, Wohlhabenheit 
und Zufriedenheit dieſer Provinzen läßt mich mit um ſo größerer 
Zuverſicht zu Ihnen kommen, als ich Ihnen den beſten Willen für 
Ihr Wohl entgegentrage. Möge dies auch eine gute Vorbedeutung 
für Sie ſein.“ 


Die feierliche Erbhuldigung fand am 26. September in der St. Petri- 
firhe zu Rageburg ftatt. 

Se. Majeftät der König und Se. Königliche Hoheit der Kronprinz, begleitet 
von dem Minifter für Lauenburg, Grafen Bismard, und zabhlreihem glänzenden 
Gefolge, wurden am Eingange der Kirche unter dem Geläute aller Gloden von 
dem erjten Geiftlihen des Yandes, dem Superintendenten Brömel empfangen und 
ju dem gegenüber dem Altar errichteten Throne gefiihrt. Neben dem Throne 
tehts nabm der Kronprinz, links der Graf Bismard Pla, weiterhin auf beiden 
Seiten die Nitter- und Yandichaft, die Generäle, hoben Beamten und Würden 
träger. 

Der Gefang des Piedes: „Allein Gott in der Höh' fei Ehr,“ leitete bie 
Feierlichleit ein, worauf der Superintendent die Feitrede über den Tert 1. Petri 
2, 13—16 bielt: „Seid untertban aller menjchlihen Ordnung, um bes Herrn 
willen, e8 jei dem Könige, als dem Oberften, oder den Hauptleuten als den Ge- 
ſandten von ihm zur Vergeltung über die Uebelthäter und zum Lobe der Frommen.“ 

Nah dem Gejang zweier Verje des Fiedes: „Komm beil’ger Geift“ nahm 
der Minifter für Yauenburg, Graf Bismard, Namens Sr. Majeftät bes Königs 
die Erbhuldigung der Nitter- und Landſchaft entgegen. Die Eibdesformel, welche 
der Minifter verlas, lautete wie folgt: 


„Ihr follt ſchwören zu Gott dem Allmächtigen und Allwiffenden 
einen leiblihen Eid und thun eine rechte Erbhuldigung dem Aller: 
durhlaudtigften Großmächtigften Firften und Herrn, Herrn Wilhelm, 
Könige von Preußen und Herzoge von Lauenburg, Eurem Aller: 
gnädigiten Herzoge als Eurem rechtmäßigen Yandesherrn und Erb» 
berzoge und dem gejammten Königlichen Haufe in der bejtimmten 
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Succeffions-DOrbnung zu allen Zeiten treu, gehorfam, gemwärtig und 
unterthänig zu fein, Höchftdero Beſtes nah Vermögen zu fördern, 
Schaden und Nachtheil aber abzuwenden, und Euc überhaupt jo zu 
verhalten, wie es treuen Unterthanen gegen ihren rechtmäßigen Yandes- 
berrn überall eignet und gebühret.“ 


Nachdem der Minifter die anwejenden Mitglieder der Ritter- und Landſchaft 
gefragt, ob fie gejonnen wären, dieſe „rechte Erbhuldigung“ zu thun, trat zuerft 
der Erblanpmarjhall von Bülow vor den Thron und leiftete mit erbobener 
Stimme und zum Schwur ausgeftredten Fingern, nach Berlefung des vollftändigen 
Titels der Könige von Preußen, in feinem Namen und Namens des lauenburgi- 
ſchen Landes den Eid, worauf alle einzelnen zur Eibesleiftung Berufenen nad 
einander ebenfall® vor den Thron traten und die vwerpflichtende Enbiormel bes 
Eides jo lange wiederholten, bis Alle perſönlich geihworen hatten. Se. Majeftät 
der König nahm dieſe Huldigung auf dem Thron ftebend an. 

Mit dem Schlufverje des Liedes: „Komm heil'ger Geift“, mit Gebet und 
Segen endete bie Feier. 


Oktober. Allmälige Wandelung der öffentlihen Meinung. 


Aus der „Provinzial» Eorrespondenz.“ („Was fich die Demokratie 
erzäblt.“) 

„Wenn ein Unternebmen verunglüdt, dann fommt es wobl vor, daß fich die 
Theilnehmer unter einander die Schuld bes Miflingens zufchieben unb bei den 
gegenfeitigen Anklagen die Schwächen der gemeinfamen Sache, welche fie bis dahin 
vorfihtig verbargen, offen aufdeden. 

So gebt es jet in der Fortichrittspartei in Folge des fogenannten Ab» 
georbnietentages in Frankfurt; derielbe bat einen jo Häglichen Berlauf genommen, 
daß die bisherigen PBarteigenoffen jetst auf einander losfahren, um fich gegenfeitig 
für das Mißlingen verantwortli zu machen. 

In der Leidenſchaft des häuslichen Streites kommt denn manches Geftänbnif 
in die Deffentlichkeit, durch welches offenbar wird, wie die Fortichrittsieute ſelbſt 
im Grunde ihres Herzens über die Yage und die Hoffnungen ihrer Partei denken. 

Der Zwiejpalt ift darüber entftanden, daß eine Berjammlung demokratiſcher 
Abgeordneten in Berlin befchloß, nicht zum Abgeorbnetentag zu geben. Der Ber- 
liner Correfpondent einer demofratiihen Zeitung am Rhein (Elberfelder Zeitung) 
meldete dies mit ausführlicher Angabe der Grünbe. 


„Wir find der feierlichen Protefte nun nachgerade jatt ge— 
worben, fagte er, und etwas Anderes darf man von der Frankfurter 
Berfammlung nicht erwarten. In dem liberalen Preußen baben fich in 
Bezug auf Schleswig - Holftein jeit dem Frankjurter Abgeorbnetentag von 
1863 die Verhältniſſe pofitiv geändert. Eine Begeifterung für den ver- 
meintlih „rechtmäßigen Herzog Friedrich“ giebt e8 in Preußen nicht mehr. 
„Sch glaube, fagte der Correſpondent, es giebt im Abgeordnetenhauſe nur 
wenige Mitglieder, die noch heute einem derartigen Beſchluß (wie der da— 
malige) ihre Stimme geben würden.“ 


Diefe Abfertigung von Seiten früherer eifriger Bertheidiger des Abgeord- 
netentages unb ber Auguftenburgifchen Partei war allerdings jehr empfindlich. 
Die „Elberfelder Zeitung“ felber nahm ben Febdehandſchuh mit großem Eifer 
auf. Sie rächte den Frankfurter Ausihuß, indem fie fich ibrerjeits jhonungslos 
über das Berbalten des preußifchen Abgeorbnnetenhaujes äußerte. 

Die Zeitung verlangte zu wiffen, wer denn bie „Inhaber negativer Tapfer- 
feit und Weisheit” jeien, bie jenen Beſchluß gefaht. 

„Auf feinen all, jagte fie, waren es die Führer ber liberalen Partei; denn 
es giebt feine jolhe Führer. Zrägbeit und Feigheit mögen freilih gar fehr em- 
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pfeblen, ſich dem jo bequemen Berliner Beſchluß anzufchließen. Was geicheben 
würde, wenn Preußen in Frankiurt ſchwach oder gar nicht vertreten wäre, fann 
man leicht vorausfehen. Die üffentlihe Meinung in Europa wiirde ſich vollends 
an die Borftellung gewöhnen, daß Preußens politifher Repräſentant nach außen 
Niemand fonft als Herr von Bismard ift.“ 

„Die ſchon eingeleitete Abdanklung der preußiſchen Liberalen von 
aller Betbeiligung, ja allem Sinn und Berftändniß für die aus- 
wärtige Politik würbe als vollzogen und damit zugleich ihre Unfähigkeit auch 
für einen ihnen ſelbſt entjpringenden Erfolg im Innern als befiegelt gelten. — 
Die Nation ift nicht lüftern nach neuen Beweijen von Schwäche, Unfähigkeit 
und Zerfabrenbeit, ſondern nach Zeihen von Ermannung.“ 


Nicht glimpfliher wurben die preußiichen Abgeordneten von einem anderen 
rbeinifchen Fortichrittsblatt behandelt. 

Die „Rbeinifhe Zeitung“ verlangte dringend, daß die Preußen fi an ber 
Verfammlung in Frankfurt betheiligten. Sie ließ ſich, wie folgt, vernehmen: 

„Bill man die troftlofe Zerfahrenheit in der deutſchen Nationalpartei, welche 
— durch die Schleswig-Holſteinſche Sache herbeigeführt wurde, einfach ala 

hatſache hinnehmen? — Das Abgeordnetenhaus iſt in feiner letzten Seſſion 
mühſam genug nur zu einem rein verneinenden Beſchluſſe gelangt. In den 
Streitigleiten über die Februarforderungen hat es keine Stellung zu nehmen ver— 
fucht, jo oft auch die Mahnung an es herantrat. — — 

„Man weiß aber auch, daß es nicht der Mangel an Einficht war, ber der 
Entihiedenheit der Mebrbeit Abbruch that, fondern daß fich vielmehr innerbalb 
der Mebrheit eine Spaltung fundgab, die von den bebenklichften Folgen für ihr 
ternered Zuſammenhalten werben konnte.“ 

Die Mehrheit müſſe fih vor Allem über die Stimmung in Deutjchland 
unterrihten und danach forſchen, wie es komme, baß die Öffentliche Meinung 
nichts mebr gelte. 

„Eine öffentliche Meinung, die in fich zerfabren ift, daß fie faum noch den 
Nomen verdient, ift allerdings feiner Beachtung werty. — — Die Obnmadt 
it vorhanden, und es hilft nichts, fie fünftlich verheblen zu wollen.“ 


Der größte Theil der gemäßigt liberalen Preffe ſprach fich gegen die Betbei- 
ligung der preußifchen Abgeordneten aus. Die Gründe aber, welche Dagegen ange» 
führt wurden, Fangen auch nicht gerade jchmeichelhaft für das Abgeordnetenhaus. 

Ein großes Norddeutſches Blatt (die „Wejer- Zeitung“) erklärte es für eine 
unerläßliche Anftandspflicht und für ein Gebot der Klugbeit, daß die preußischen 
Abgeordueten von der Verſammlung in Frankfurt, die nur im Auguftenburgifchen 
Intereffe berufen werde, fern blieben. 

„Die Fehler des Abgeorbnetenhaufes treten mit immer größerer Deutlichkeit 
bervor, rächen fich immer ſchwerer. Die Stellung der Mehrheit wird eine immer 
baltiofere, ſowohl dem Minifterium Bismard, als dem Volle gegenüber. Eine 
Zeitung wird nicht müde, bie Filbrerlofigfeit der Mehrheit als die Quelle alles 
Uebels zu bezeichnen. Die Sache ift richtig, aber das ift ein ſehr höflicher Aus- 
drud für eine recht häßliche Sache. Der Mangel an Führern bat feinen Grund 
doch recht eigentlih in dem Mangel an politiihen Talenten. Dievollftändige 
Plan- und Kopflofigkeit, welche die Partei in der Schleswig- 
Holfeinfhen Frage an den Tag gelegt bat, bat fie dahin geführt, 
in F ſteht. Ohne eigenen Willen, ohne eigene Anſichten ſteht 
ie da.“ 

Mehrere preußiſche Abgeordnete hatten ſich über die Gründe, aus welchen 
fie von dem Abgeordnetentage fern blieben, öffentlich ausgeſprochen. Einer der— 
jelben (ber Abgeordnete Tweften) äußerte dabei: „er könne e8 nicht angemeffen 
finden, wenn eine große Berfammlung ber Mitglieder deutjcher Lanbesvertretungen 
— um die ſich vollendenden Thatſachen mit ohnmächtigen Reſolutionen 

u begleiten.” 
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Darauf antwortet ein Berliner demokratifches Blatt (die „Reform“): 


„Aber was ift denn Anderes jeit drei Jahren das Schidjal des preufi- 
ſchen Abgeorbnietenhaufes geweſen, was ift denn in ber nächften Seſſion 
vorausſichtlich Anderes feine Aufgabe ?“ 

Daffelbe Blatt jagt: 

„Schweigen ift das Einzige, über das ein Theil der Führer fich zu 
einigen vermodte. — — Eine tiefe Entmuthigung ift es, die aus dieſem 
Schweigen ſpricht, Die aus dem ftolzen, beitigen, übermüthigen Tone jener 
Schreiben beraustlingt. Eine tiefe Entmutbigung — deshalb ift in ibnen 
auch jo viel von Muth die Rebe. Wie heftig au die Bewegungen ihrer 
Feber find, fie täufchen uns nicht über bie Mübdigfeit ihrer Hand.” 

Der Abgeorbnete Tweften batte in feinem Schreiben ferner bebauptet: 
feine Partei babe bei Befürwortung der Anſprüche des Erbprinzen von Auguften- 
burg „eine Unterordnung unter Preußen in militairifher und maritimer Bezie- 
bung vorausgejett.” 

Darauf erwibert die „Reform:“ 

„Aber dieſe Vorausfegung ift erft ſehr jpät hintennach gebinft. Ein 
volles Jahr fpäter erft, als auf Düppel und Allen bereits der Frieden zu 
Wien gefolgt war, als Preußen feine bekannten Forderungen aufftellte, — 
da erft ift jene Unterordnung zur Sprade gelommen.“ 

„Aber jelbft jene Borausfegungen, welchen Werth haben fie denn jett 
noch? Die preußiſchen Februarforderungen gingen bereits über fie hinaus, 
und heute wiederum, wie weit liegen jene ——— hinter dem Ziele 
zurüd, das die Bismardiche Politik ziemlich unverhüllt ſich jetzt aufge— 
ſteckt hat!“ 

„Zu all dieſer Entwickelung haben die Führer der Fortfchrittspartei 
geſchwiegen.“ 


Nachdem nun der Abgeordnetentag, trotz der Abſage faſt aller Preußen, 
dennoch ſtattgefunden, iſt faſt die geſammte preußiſche Preſſe von der Ohnmacht 
der dort gefaßten Beſchlüſſe völlig durchdrungen. 

Ein entſchieden demokratiſches Blatt in Schleſien (die „Breslauer Zeitung“) 
beginnt einen Aufſatz über den Abgeordnetentag mit den verächtlichen Worten: 


„Lohnt's der Mühe, über die Frankfurter Verſammlung einen ganzen 
Artikel aufzumwenden ? 

Die Rederei und Refolutionsfafferei — beißt es fpäter — bewegt in 
ganz Deutſchland auch nicht ein dürres Blättchen. 

Es find große Worte gefallen, die ohne Folgen bleiben werben und 
böchftens den Zerfall des Abgeordnetenhauſes herbeiführen.“ 


Die Zeitung meint, das wäre anders gelommen, wenn bie preußifchen Ab- 
geordneten bingegangen wären. Dod: 


„Der Fehler ift nicht wieder gut zu machen. Aber eine Lehre mind 
wenigftens unſer Abgeordnetenhaus aus den Frankfurter Borgängen ziehen: 
es muß die blos verneinende Stellung verlaffen und ein feftes Programm 
in der ſchleswig- holſteinſchen Frage aufjtellen.“ 


Die „Elberfelder Zeitung“, welche fih, wie erwähnt, jehr entichieden für 
die Frankfurter Berfammlung ausgeſprochen batte, jchildert jett das Auftreten 
gewiffer Redner in Frankfurt in folgendem Bilde: 

„Die Phrafendrechsler, weiche in der Regel noch nicht wiffen, was 
fie fagen werden, wenn fie dröhnenden Schrittes die geliebte Rednerbühne 
befteigen, beren ganzes Abjeben ift, aus einem urtbeilsfofen Publikum 
möglichft viele Bravos berauszuloden, und welche an die Gallerie appelliren, 
fobald fie e8 einmal mit einer Zubörerichaft von denkenden Männern zu 
tbun haben.” — — — 
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Das rheinifche Blatt beflagt nah dem Ausgange des Frankfurter Tages 
aufs Neue, daß die preußiiche liberale Bartei „Leine —* im wahren Sinne 
des Wortes“ habe. 


„Nachdem das Abgeordnetenhaus leider gezeigt hat, daß es in der 
Unfertigkeit feiner herrſchenden Partei, was die nationale Tagesfrage be— 
trifft, überhaupt feiner Meinung und feines Willens fäbig ift, ift es etwas 
zu viel verlangt, daß die beutjchen Liberalen ihre Führung dem preußi- 
ſchen Abgeorbnetenhaufe überlaffen follen.“ 

„Wem man vertraueusvoll folgen fol, von dem muß man doch vor 
Allem wiffen, wobin er eigentlich marfcirt.“ 


Es wäre überflüffig, diefen Selbfibefenntniffen ein Wort hinzuzufügen.“ 


Der NationalsVerein und die preußiiche Politik. 
„Ein preußifches Wort.“ 
Aus einem Artikel der „Provinzial » Corresponbenz“. 


„— — Der Nationalverein will einen beutihen Bunbesftaat mit Preußen 
an der Spite, aber nur auf der Grundlage einer rein demofratifchen beutichen 
Reihsverfaffung. Wenn Preußen auf diefe Bedingung bin die — Führung 
Deutſchlands übernehmen wollte, jo müßte es zuvoͤrderſt die Grundlagen feiner 
ganzen bisherigen Machtftelung, vor Allem fein Fräftiges Königtbum und alle 
die Einrichtungen, auf welchen die glorreihe Entwidelung unferes Landes berubt, 
unter den Willen eines deutſchen Reicheparlaments beugen, in welchem aller 
Neid und alle Eiferfucht gegen Preußen fi mit den revolutionairen Leidenschaften 
in ganz Deutichland vereinigen würden, um der jogenannten „preußifchen Spitze“ 
jede wirkliche „Führung“ unmöglich zu machen. Die Idee des Nationalvereins kann 
nur in Erfüllung geben, wenn das preußiſche Königtbum ſich der demokratischen 
Tollsjouverainetät unterwirft. Preußen müßte erft aufbören, Preußen zu fein. 

Jenem Ziele aber entipricht auch die Art und Weiſe, wie der National 
verein Preußen jeder Zeit behandelt bat. Wäre e8 demſelben Ernſt damit, Preußen 
an die Spitze Deutjchlands zu bringen, fo könnte jein Beftreben nicht darauf 
gerichtet jein, Preußen fort und fort durch Schmähung und Verleumdung herab» 
juzieben, wie es in Wahrheit geichiebt. Seit Jahren find alle Schritte der preu- 
ßiſchen Politik in den Beichlüffen des Nationalvereins auf die gebäffigfte Weife 
mißdeutet, geſchmäht und vwerläftert worden. Davon giebt jeder Blid auf bie 
Kundgebungen bes Nationalvereins Zeugniß. Im einem von dem Ausihuß des 
Vereins erlaffenen Rundſchreiben hieß e8 fogar: „Wenn Diejenigen, die jett an 
der Spitze des preufiichen Staates am Ruin der preußifchen Staatsmacht arbeiten, 
vollends nach der Yeitung Deutichlands greifen wollten, jo würben fie in der erften 
Reihe ber Kämpfer gegen eine folche Vermeſſenheit dem Nationalverein begegnen.“ 

Das ift Die Art, wie der Nationalverein feine Liebe zu Preußen jeit Jabren ftets 
aufs Neue befindet, Die Art, wie er Preußen zur Führung Deutſchlands empfohlen hat. 

Es wäre denn doch eine gar zu große Demuth und zugleich eine jeltfame 
Berirrung, wenn die preußische Regierung ihre Hoffnungen auf ſolche Gunft und 
Freundſchaft ſetzen wollte. 

Glücklicher Weiſe haben die Hoffnungen Preußens andere und 
beſſere Grundlagen, und gerade die jetzige Regierung hat dieſelben neu belebt, 
indem ſie auf den rechten Grund derſelben, auf die Schwerkraft des eigenen Staates 
und auf die Wiederbelebung des Bewußtſeins derſelben, zurückgegangen iſt. 

„Preußen beginnt ſich wiederzufinden“, ſo lautete der Eingang einer treff— 
lichen Schrift, welche vor Jahr und Tag mit kräftigen, eindringlichen Worten 
auf die bedeutſame Wendung der geſammten preußiſchen Politik hinwies*). Die- 


*) Ein preußiſches Wort (Berlin 1864). 
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jelbe bob als die brei bochwichtigen Anzeichen biejer Wendung: bie Darlegung 
einer unerjchütterten Regierungsgewalt, die Bewährung ber Armee und bie 
Thatkraft der preußiſchen Politik nah außen — hervor. An das Gefühl der be- 
wiejenen Thatkraft, an bie Ueberzeugung von ber eigenen Macht knüpfe fih in 
allen Schichten des Staates das erwahende Bewußtſein, daß nur burd bie 
wirflihe Kräftigung des eigenen Staates zur Berfolgung derjenigen Ziele ge- 
fchritten werben dürfe, mit denen unter dem dunkeln Namen „beutjchnationaler 
Aufgaben“ jo viel Mißbrauch getrieben werbe. Die Erinnerung werde im preu- 
ßiſchen Volle wieder lebendig, daß ſchon fein großer Friedrich an die Stelle des 
deutſchen Reichs » Sammeljuriums dieſen — Staat deutſcher Nation zu 
ſetzen begonnen habe. Dieſes wieder lebendiger werdende preußiſche Bewußtſein 
bezeichne einen entſcheidenden Wendepunkt für Preußens und für Deutichlands 
Zukunft. Statt einer Mondiceinpofitif, welche auf die Erwerbung bloßer „Som- 
pathieen“ ein großes Deutihland zu gründen vermeinte, in Wahrheit aber nur 
ein verwejendes Preußen jchaffen könnte, — jei das wirflihe Machtgewicht Preu- 
Bens geltend zu machen und bie deutſchen Staaten darauf hinzuweiſen, daß fie 
unfere Sympathien zu erwerben haben. Wenn Preußen nicht mebr Untreue an 
fih jelbft übe, dann würden auch die Männer des fogenannten deutichen Fort— 
fchritts in und außerhalb unferer Grenzen Preußen nicht mehr zu verleugnen 
wagen. 

Diefes „preußifhe Wort“ bat im Laufe des letzten Jahres bereis vielface 
Beftätigung und Erfüllung gefunden, und das preußifche Volk in allen feinen 
Schichten bat immer mebr das Bertrauen gewonnen, daß die Regierung ben 
Willen und die Kraft befitst, dad Schwergewicht Preußens für feine eigene und 
für Deutſchlands Machtentwidelung erfolgreich geltend zu machen.“ 


September. Graf Bismard in Parid und Biarig. 


Aus den Briefen vom Sabre 1865. 


Carlsbad, 12. Juli 65. 

„— — Ich ſchäme mich, daß ich Dir zu Deinem Geburtstage nicht 
ejchrieben habe; aber es it joviel Müſſen in meinem Leben, daß ic 
—* um Wollen komme. Das Tretrad geht Tag für Tag ſeinen Weg, 
und ih komme mir vor wie der müde Saul darauf, der es unter fid 
fortichiebt, ohne von der Stelle zu gelangen. Einen um den andern Tag 
fommt ein Feldjäger, einen um den andern geht einer, dazwiſchen zu— 
fägliche von Wien, Münden, Rom; die Bapierlaft mehrt fi, die Minifter 
Kar ei aa und ih muß von diefem Centrum aus an jeden einzeln 

reiben.“ 


Abends jpät, den 13. 


„Den ganzen Tag über habe ich gefchrieben, dictirt, gelefen, den 
Berg herunter und wieder erftiegen wegen Vortrag beim König. Nun 
ſchließt der Courierſack und ich den — Der König geht den 19. von 
— in 5 Tagen nach Gaſtein, wo der Kaiſer hinkommen will. Keine 

uh bei Tag und Nacht. Mit dem Frieden ſieht es faul aus: in 
Gaſtein muß es ſich entſcheiden.“ 
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Gaftein, 4. Auguft 65. 
„Ih fange an die Tage zu zählen, die ich in diefer Nebeltammer 
abzufigen habe. Wie die Sonne außfieht, davon haben wir nur nod 
dunfle Erinnerungen aus einer bejjeren Vergangenheit. Wie Leute ohne 
Gefhäfte es bier aushalten, verftehe ich nicht. Mir bleibt mit Baden, 
Arbeiten, Diner, Vortrag und Thee bei Sr. Majeftät faum Zeit, mir die 
Scheußlichkeiten der Situation Far zu machen.“ 
Gaſtein, 14. Auguft 65. 
„Ih habe einige Tage lang nit Muße gefunden, um Dir Nahricht 
zu geben. Graf Blome ıft wieder hier, und wir arbeiten eifrig an Er- 
haltung des Friedens und Verklebung der Riffe im Bau. Mit der Ge- 
jundheit geht es gut, und fühle ich mich viel kräftiger. Wir reifen am 19., 
aljo Sonnabend, nah Salzburg; dort wird mohl der Kaiſer feinen 
Befuh machen, und 1 bis 2 Tage, nebft Iſchl, hingehen. Dann geht 
der König nad Hohenſchwangau, ich nah München, und in Baden ftoße 
ih wieder zu Sr. Majeftät. Was dann meiter wird, hängt von der 
Bolitit ab.“ 
Baden, 1. September 65. 
„sh kam vorgeftern früh bier her, jchlief bi8 ".1, dann viel Arbeit, 
Diner beim Könige, langer Vortrag. Biel Fürftlichkeiten hier. Der König 
mil um 5 von bier reifen, noch unbeftimmt, welchen Weg, Coburg oder 
Coblenz, wegen der Königin Bictoria, der er begegnen will. Ich hoffe 
ebenfalls über Frankfurt zu kommen, am 5. oder 6., ob und wie lange 
ich in Homburg jein kann, wird fich erjt aufflären, länger al® 1 Tag 
feinenfall3, da ich mit dem Könige in Berlin fein muß.“ 


Baden, Sonntag. 


„Damit Du fiehft, was für einen Mann Du haft, hide ih Dir 
die Anlage. Wir fahren morgen früh 6 Uhr nad Coburg! zur Königin 
von England; ih muß mit, und leider geht mir Spa damit im die 
Brüche, aber 's geht nicht anders!“ 


Biömards Firhlidhe Stellung. — Die Luccas 
photograpbie. 
An Andre auf Roman. 
Berlin, den 26. Dezember 1865. 


„Lieber Andre. Wenn auch meine Zeit knapp bemejien ift, jo vermag 
ich doch nicht, mir die Beantwortung einer Jnterpellation zu verjagen, 
die mir in Berufung auf Chrifti Namen aus ehrlihem Herzen gejtellt 
wird. Es ift mir herzlich leid, wenn ich ie Ehrijten Aergernif 
gebe, aber gewiß bin ih, daß das in meinem Beruf nicht ausbleiben 
fann; ich will nicht davon reden, daß es in den Yagern, welche mir mit 
Rothwendigkeit politifch gegenüberftehen, ohne Zweifel zahlreiche Ehriften 
giebt, die mir auf dem Wege des Heils weit voraus find, und mit denen 
ih doch vermöge defjen, was beiderfeits irdiich ift, im Kampf zu leben 
babe; ich will mich nur darauf berufen, daß Sie ſelbſt fagen: „Verborgen 
bleibt vom Thun und Yafjen in meiten Kreifen nichts.“ Wo ift der 
Mann, der in folder Lage nicht Aergerniß geben follte, gerechtes oder 
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ungerechtes? Ich gebe Ihnen mehr zu, denn Ihre Aeußerung vom Ber: 
borgenbleiben ift nicht richtig. Wollte Gott, daß ich außer dem, was der 
Welt befannt wird, nicht andere Sünden ie; meiner Seele hätte, für 
die ich nur im Vertrauen auf Ehrifti Blut Vergebung hoffe! Als Staats- 
mann bin ich nicht einmal hinreichend rückſichtslos, meinem Gefühl nad, 
eher feig, und das, meil es nicht leicht ift, in den Fragen, die an mid 
treten, immer die Klarheit zu gewinnen, auf deren Boden das Gottver- 
trauen wählt. Wer mich einen gewifjenlofen Politiker fdilt, 
thut mir Unredt; er foll fein Gemiffen auf diefem Kampfplag 
erft jelbit einmal verſuchen. Was die Virchow'ſche Sache anbelangt, 
fo bin ich iiber die Jahre hinaus, wo man in dergleichen von Fleiſch und 
Blut Rath annimmt; wenn ich mein Leben an eine Sache jege, jo thue 
ih es in demjenigen Glauben, den ich mir in langem und jchmerem 
Kampfe, aber in ehrlihem und demüthigem Gebet vor Gott geflärkt habe, 
und den mir Menfchenwort, auch da8 eines Freundes im Herrn und 
eines Dienerd jeiner Kirche nicht umftößt. 

Was Kirhenbejucd anbelangt, fo ift es unrichtig, daß ich niemals 
ein Gotteshaus bejuche. Ich bin jeit fait 7 Monaten entweder abweſend 
oder frank; wer aljo hat die Beobachtung gemacht? Ich gebe bereitwillig 
zu, daß es öfter gejchehen fünnte, aber es ift nicht jo jehr auß Zeit 
— als Rückſicht auf meine Geſundheit, daß es unterbleibt, namentlich 
im Winter, und denen, die ſich in dieſer Beziehung zum Richter an mir 
berufen fühlen, will ich gern genauer Auskunft darüber geben; Sie ſelbſt 
werden es mir ohne mediciniſche Details glauben. 

Ueber die Luccaphotographie würden auch Sie vermuthlich weniger 
ſtreng urtheilen, wenn Sie wüßten, welchen Zufälligkeiten ſie ihre Ent— 
chung verdankt hat*). Außerdem ift die jegige Frau von Rahden, wenn 
auch Sängerin, doch eine Dame, der man ebenfomwenig, wie mir jelbft, 
jemal3 unerlaubte Beziehungen nachgejagt hat. Deffenungeachtet würde 
ih, wenn id in dem ruhigen Augenblit das Aergerniß erwogen hätte, 
welches viele und treue Freunde an diefem Scherz genommen haben, aus 
dem Bereih des auf ung gerichteten Glaſes zurüdgetreten jein. Sie 
Ye aus der Umftändlichfeit, mit der ich Ihnen Auskunft gebe, daß ich 
Ihr Schreiben al3 ein mwohlgemeintes auffafje und mich in feiner Weile 
des Urtheils derer, die mit mir denjelben Glauben befeunen, zu überheben 
jtrebe. Bon Ihrer Freundſchaft aber und von Jhrer eigenen chriftlichen 
Erfenntnig erwarte ih, daß Sie den Urtheilenden VBorfiht und Milde 
bei künftigen Gelegenheiten empfehlen; wir bedürfen deren alle. Wenn 
ih unter der Bollzahl der Sünder, die des Ruhmes an Gott mangeln, 
hoffe, daß jeine Cnade auch mir in den Gefahren und Zweifeln meines 
Berufs den Stab demüthigen Glaubens nicht nehmen werde, an dem id 
meinen Weg zu finden juche, jo joll mich diejes Vertrauen weder hart 
börig gegen tadelnde Freundesworte, noch zornig gegen lieblojes umd 
boffärtiges Urtheil machen. In Eile Ihr 


v. Bismard.“ 


‚*) Die Entflehung der Photographie wurde jo erzählt. Als Herr v. Bismard von den 
Safleiner Konferenzen nah Iſchl fam, traf er bei einem Photograpben mit der Yucca zuſammen, 
weiche mit den Worten an ibn berantrat: „Ercellen;, konferenzein wir e biffel.“ Der Pbotograph 
erbat und erhielt die Erlaubnig, die Beiden in einem Bilde aufzunehmen, tweldes mit der Inter 
ſchrift dur die Welt ging: „rnit ift das Leben, beiter ift bie Funfi * 


Non Onftein bis zum Kriege mit Oefterreid), 


36. Zur Borbereitung der Entfcheidung über Schleswig-Holfein. 


1865. Gutachten des Kroniyndifats über die Rechts— 
fragen in Betreff der Herzogthbümer Schleswig, 
Holjtein und Zauenburg. 


Nah dem Ausspruch des Kronfyndicats ift die rechtliche Stellung 
von Preußen und Defterreih in Gemäßheit des Friedens ſchluſſes 
vom 30. October 1864 von durdhgreifender und entjcheidender 
Bedeutung gegenüber allen anderen Fragen. 

Das Gutachten fommt zu dem Schluffe: 


daß das Thronfolgegejeg für die dänische Monarchie vom 
31. Juli 1853, nad) welchem die Thronfolge in der Geſammtheit 
der unter dem Scepter des Königs vereinigten Yänder dem da— 
maligen Prinzen Chriftian von Schleswig »Holftein-Sonderburg- 
Glüdsburg, dem jegigen König Ehriftian IX. von Dänemark über- 
tragen wurde, — die Erbfolge den drei Yanden gegenüber in 
rehhtsgültiger Weiſe geregelt hat, — 

daß ferner durch den Frieden vom 30. October 1864 König 
Ehriftian IX. die ihm gebührenden Rechte an den drei Herzogthümern 
auf die Kronen Preußens und Dejterreih8 übertragen * — und 

daß die beiden verbündeten Mächte bei der Verfügung über 
die Herzogthümer nicht verpflichtet ſind, anderweitige Er —5 
anzuerkennen. 

In Betreff der Auguſtenburgiſchen Anſprüche ſpricht ſich das 
Kronſyndikat dahin aus, 

daß der Herzog Chriſtian Auguſt von Auguſtenburg (der 
Vater) durch den zwiſchen der däniſchen Krone und ihm (,für ſich 
und jeine Erben“) geſchloſſenen Berzichtleiftungs- Vertrag vom 
30. December 1852 Hinfichtlich der Nachfolge in die beiden Herzog- 
thümer hinter König Chriftian IX. und deſſen männliche Nach— 
fommen zurüdgetreten ift, — 

daß der Erbprinz Friedrich von Auguftenburg jelbftverftändlich 
das ruhende Erbrecht jeines Vaters nicht an deſſen Statt aus— 
üben fann, — 

daß derjelbe endlich auch nad dem Ableben feine® Vaters 
ein bevorzugte8 Succeffionsreht in die Herzogthümer nicht im 
Anſpruch zu nehmen hat. 
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Aus den Ausführungen des Kronjyndifats. 


Die Rechte Preußend und Defterreihd auf 
Grund des Friedensſchluſſes mit Däanemarf. 


Der Friedensvertrag vom 30. October 1864 erklärt im Artikel 3: 


„Seine Majeftät der König von Dänemark entfagt allen feinen Rechten 
auf bie Herzogthiimer Schleswig, Holftein und Lauenburg zu Gunften 
Ihrer Majeftäten des Königs von Preufen und Kaifers von Oeſterreich 
und verpflichtet fih, die Verfügungen anzuerkennen, welche die genannten 
Majeftäten in Bezug auf dieſe Herzogthümer treffen werben.” 

Diefe Beſtimmung bejagt eine vollitändige Ceſſion ber brei Herzog— 
tbümer an die Herriher Preußens und Defterreihs; — in jpäteren Artileln 
bes Bertrags wird auch jchlechthin von den abgetretenen Landen gejproden. 
Nirgends dagegen ift erfichtlih, daß die Abficht der drei friedenſchließenden Mächte 
dabin gegangen jei, den Herrichern Preußens und Oeſterreichs bei ihren meiteren 
Verfügungen irgend welche Beichränkungen oder Nüdfichtnahmen 3.8. zu Gunften 
vermeintlicher Erbberechtigter aufzulegen. 

Gegen dieje Annahme einer völlig freien Verfügung über die Herzogtbümer 
ift nun geltend gemacht worden, daß der König Chriſtian IX. von Dänemark jelbft 
nicht berechtigt gewejen jei, über die Herzogtbümer zu verfügen, weil fein Beftt 
fih auf das zweifelhafte und zumal Schleswig » Holftein gegenüber unverbindliche 
Thronfolgegeieg von 1853 füge. Das Recht der Eroberung fünne von Preußen 
und Defterreih nur dem befiegten Dänemark gegenüber, nicht aber gegen die 
Herzogtbüimer und gegen begründete Erbanjprücde geltend gemacht werben. Des 
balb müfje vor Allem die Frage entjchieden werben: 


ob der König Ehriftian IX. von Dänemark ſelbſt rehtmäßige 

Anſprüche an Schleswig-Holftein hatte? 

Das Kronfyndicat bat das Befitrecht des Königs aus folgenden Erwä— 
gungen entichieden bejaht: 


Auf Grund der Verhandlungen und Vereinbarungen, welche über die fünf- 
tige Thronfolge in Dänemark im Jahre 1851 zwiſchen Dänemark und Rußland 
in Warſchau ftattgefunden hatten, wurde am 8. Mai 1852 zu London ein Vertrag 
zwijchen Defterreih, Frankreih, Preußen, Rußland, Schweden und Dänemark 
geichloffen, Durch welchen ſich die Theilnehmer verpflichteten, nach dem Tode bes 
damaligen Königs von Dänemark, ben Prinzen Chriſtian von Schleswig- 
Holftein-Sonderburg-Glüdsburg (den jegigen König Chri— 
ftian IX.) als beredtigten Herrſcher in allen damals zur bäni- 
hen Krone gebörigen Ländern anzuerfennen. 


Im Anſchluſſe an diefen Bertrag vollzog der König von Dänemark am 
31. Juli 1853 ein Thronfolgegejeg, worin mit Bezug auf bie Berzichte ber bem 
Thron zunächſt ftehenden Verwandten der Prinz Ehriftian zum Nachfolger in 
allen unter dem Scepter des Königs vereinigten Yändern berufen wurde. 

Diefes Geſetz ift in allen Landen des Königs fofort verkündet worden. 

Es wird nun behauptet: dieſe Berfündigung fei ohne Zuftimmung ber 
jchleswig » holfteinfjhen Stände nicht gültig und verbindlich gewejen. Das Kron- 
jundicat weift jedoch biefen Einwand mit Riüdficht auf die gejetliche Stellung ber 
Stände und auf den thathſächlichen Verlauf der Dinge zurid. 

Nah bereits erfolgter Berlündigung des Thronfolgegeſetzes wurbe ben 
fchleswigihen und den holfteinshen Ständen im October 1853 eine Königliche 
Verordnung, betreffend die beiondere Berjaffung ber Herzogtbümer, vorgelegt. 
Im erften Paragraph diefer Verordnung war die Beftimmung über die Thron- 
folge in Gemäßheit des erwähnten allgemeinen Thronfolgejeges vorausgeichidt; 
diefer Baragraph aber mit mehreren anderen blieb „als unerſchütterliche Grund— 
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lage“ von ber Begutachtung der Stände ausgeihloffen. Im ber fchleswigichen 
Ständeverfammlung wurden zwar Anträge geftellt, welche ben 8.1 erft von ber 
ſtändiſchen Verathung abhängig machen wollten, doch mwurben dieſe Anträge von 
der Berjammlung ſelbſt abgelehnt. Die bolfteinihen Stände legten ihrerjeits Be- 
denfen wegen ver ftaatlihen Stellung bes Herzogthums ein, aber im Eingang 
diefer Bedenken heißt es ausdrücklich: 
von einer richtigen Oidnung der ſtaatlichen Kerr derjenigen Lande, 
welche gegenwärtig unter dem Scepter Ew. Königlichen Majeftät vereinigt find 
und nad einer mit Juftimmung ber europäiſchen Großmächte 
feftgeftellten Thronfolgeorbnung aud in Zukunft, fo lange 
Gottes Fügung es zuläßt, vereinigt bleiben jollen, wird das 
Wohl und Webe des Yanbes abhangen. 

Hiernad kann man feineswegs bebaupten, baß die beiden Ständeverjamm- 
(ungen ober eine berjelben gegen das Thronfolgegejeg Widerjprud erhoben habe. 
Eine ausdrückliche Zuftimmung dazu ift allerdings auch nicht gegeben, aber aud 
von der Regierung nicht erfordert, vielmehr ein Beſchluß darüber geradezu aus- 
geihloffen worden. 

Das Kroniyndicat ftellt jedoch noch die Frage auf, ob es zur Gültigkeit 
des Thronfolgegejetges nicht eben einer ausprüdlichen Annahme feitens der Stände 
bedurft hätte. 

Das Gutachten fagt hierüber: 

„Es ift im Allgemeinen als richtig zugegeben, daß ein Fürft über feine 
Herriherrechte, Yand und Leute nicht verfügen kann, wie ein Eigenthümer über 
feine Privatbefigungen, dafern nicht auch hierzu das Landesrecht eine Befugniß 
ertbeilt; es ift ferner richtig, daß er über bereits beftebenbe Erbfolgerechte mwill- 
fürlich nicht zu verfügen vermag. 

Dennoch aber, wenn ein Für, geleitet bejonders durch Rüdfichten auf das 
Sandeswohl zur Erhaltung des Länderbeſtandes für den Fall feines Abganges, 
eine Anordnung wegen ber Regierungsfolge trifft, die zumal im Bereiche ber 
bisher dazu Berechtigten bleibt, auch von anderen näher Berechtigten bewilligt 
wird, jo läßt fich nicht jagen, daß dem Yande damit ein Unrecht geichebe. Biel- 
mehr bat die gejetslich verkündete Anordnung bes Fürften auch in dieſer Beziehung 
die Kraft eines Geſetzes für das Land, wenn diefem nicht verfaffungsmäßig das 
Recht zuftand, über eine folhe Aenderung der Thronfolge gehört zu werden. Es 
lann dabingeftellt bleiben, ob die Stände in Schleswig» Holftein in älterer Zeit 
ein folhes Recht gebabt haben; eine Fortvauer der älteren Stänbeverfaffung ift 
aber ſchon zufolge Bundesbeſchluſſes von 1823 keinenfalls anzunehmen geweien. 
Den durch die neueren Geiege von 1831 und 1834 geichaffenen PBrovinzialftänden 
von Schleswig und Holftein ift eine Mar bejtimmte Befugniß jener Art nicht 
übertragen worben.“ 

Das rechtliche Gutachten des Kronſyndicats gebt demnach dahin: 

baß das Thronfolgegeieg von 1853 die Erbfolge den Herzog- 

tbümern gegenüber in rechtsgültiger Weije geregelt bat, 
und ferner 

daß durch den Frieden vom 30. October 1864 König Chri— 

ſtian IX. die ihm gebührenden Rechte an den Herzogtbümern 

auf die Kronen Preußens und Defterreihs Übertragen hat. 


Ebenſo entihieden wie den Herzogthümern gegenüber nimmt das Kronſyn— 
dicat das Recht der freien Verfügung für Preußen und Oeſterreich auch gegen» 
über bisherigen Erbberechtigten an. 

Es ſteht feft, jagt das Gutachten, daß nach dem Tode des vorigen Königs 
von Dänemark ber beftimmte Nachfolger als König Chriſtian IX. den Thron 
beftieg, — daß derſelbe in den Beſitz aller von feinen Vorfahren regierten Lande 
eingetreten ift und die Regierung darin, namentlich in den Herzogthümern über- 
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nommen bat. ®Protefte, Bewegungen und Eibesverweigerungen, bergleihen in 
Holftein vorkamen, konnten dem thatſächlichen Beſitzſtande des Königs keinen Ein- 
trag thun; ebenjowenig die Proclamation des Erbprinzgen von Auguftenburg aus 
Schloß Dolzig. Dieſe Einfprüde konnten das Befitrecht des Königs zu einem 
ftreitigen maden, den Befig jelbft hoben fie nicht auf. Der König war und 
blieb alſo der Repräfentant und Inhaber der däniſchen Monardie. 
Bölferrehtlih war dieje Stellung im Boraus durch Anerkennung 
derjenigen Mächte gefihert, welche ben Londoner Vertrag unter: 
zeihnet hatten oder demſelben nachträglich beigetreten waren. 

Wenn Artifel 3 des Londoner Bertrags erklärt, dat Die auf dem beuticen 
Bundesrecht berubenden Berbindlichleiten des Königs von Dänemark gegen ben 
deutihen Bund in Betreff der Herzogtbümer Holftein und Lauenburg durch den 
Bertrag feine Aenderung erlitten, jo follten damit dieſe Berbinblichkeiten allerdings 
auch unter ber neuen Herrichaft gefichert werben, und es fam darauf an, fie unter 
diefer von Seiten des Bundes zur Geltung zu bringen. Daß es im Augenblid 
der Thronbefteigung des jegigen Königs noch nicht dazu gediehen war, machte 
den Vertrag nicht hinfällig. Die Verhandlungen darüber ſchwebten am Bunde. 
Diefer batte das Recht und die Mittel, den Bejchwerben im Wege der Erecution 
abzubelfen. Diejes letzte Mittel war noch nicht verjucht und ſomit bie Berlegung 
der Bundespflichten des Königs noch nicht außer Zweifel geftellt. Erft dann aber 
bätten die Unterzeichner bes rei Bertrags fih zum Rüdtritt von demſelben 
befugt balten dürfen, 

Defterreih und Preußen haben diefen Standpunkt gewahrt. Sie baben ie 
lange, als noch Ausficht blieb, die Einwendungen in Betreff der Herzogtbümer 
zu bejeitigen, an dem Bertrage von 1852 feftgehalten. Erft als dieje Aus— 
fit verfhlojjen ward, haben jie die Hand an das Schwert gelegt 
und fih demnächſt bei der Londoner Eonferenz, dem lebten Ber- 
fude einer gütliden Beilegung, für volllommen frei von allen 
Berpflihtungen, die aus dem Londoner Bertrage gefolgert werden 
fönnten, und für beredtigt erklärt, jede andere Feftjegung in 
Betracht zu zieben. 

Dagegen ift feineswegs von den beiden verbündeten Mächten 
oder auch von einem anderen Mitunterzeihner des Londoner Ber- 
trags ber Auffafjung Raum gegeben, als wäre der Bertrag von 
Anfang an nihtig oder das Thronfolgegejeg von 1853 an und für 
jih ungültig gewejen. 

Somit ftebt der Eintritt König Chriftians IX. in den ganzen Befit ber 
Monarchie außer Zweifel. Der gegen ihn unternommene Krieg aber ift burd 
ebrlihen Friedensihluß beendigt worden: dieſer Friedensjhluß ift nun« 
mebr maßgebend nicht blos zwiſchen ibm und den beiden verbün> 
deten Mächten, jondern auch gegen Dritte. 

Jeder Krieg unter europäifhen Mächten ift eine weltbiftorifche Begebenbeit 
mit vielfahen Rüdwirkungen auch auf Andere als die Kriegführenden. Letztere 
jegen dabei fich jelbft, ihren Befig, ja ihr eigenes Dafein in die Wagichale des 
Kriegsglüdes, beffen Berlauf Niemand zuvor berechnen kann. Jedes Rechtsver— 
hältniß unter den Kriegsmäcten und zwijchen ihren Ländern wird bis zur Wieder 
berftellung des Friedens gelöft. Der Friedensichluß allein wird für Den weiteren 
Beſitzſtand maßgebend und ift gegen Jedermann gültig. Beeinträchtigt oder ge 
fährdet ein Krieg die Rechte Dritter, jo mögen fie dazwiſchen treten, Sicherbeiten 
fordern oder auch hinterher nach dem Friedensſchluſſe auf völkerrechtlichem Wege 
die Anerlennung ihrer Nechte durchzuſetzen ſuchen. Bon jelbjt aber verfteht fich 
die Anerkennung der Rechte Dritter für den Eroberer eines feindlichen Länder— 
beſitzes keineswegs, — auf keinen Fall auch bie Fortbauer bisheriger Erbrechte. 
Noch Niemandem ift daher bis jett eingefallen, zu einem Friedensſchluß und zu 
den damit erfolgenden Abtretungen die Zuftimmung felbft der bereits vorhandenen 
Regierungsnacfolger zu verlangen. Der Souverain allein fchließt ben Frieden 
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als Vertreter des Staates; der Friede ift das Nothgeſetz, um aus den Gefahren, 
Zufälligkeiten und Beichwerben des Kriegsftandes berauszulommen, und jeder an 
dem Staate Betheiligte bat fich ihm zu unterwerfen. Dies gilt auch von den 
Ariedensverträgen eines Souverains, deſſen Recht beftritten wird; denn er ift ber 
jeweilige Träger und Bertreter des Staates. 

Dieien Anſchauungen entjpricht das allgemeine Herlommen unter ben euro- 
päiſchen Staaten. 

Darnach ift von dem Kronfundicat angenommen worden: 

daß Preußen und Defterreih bei der Berfügung über die 

Herzogtbümer nicht verpflichtet find, anderweitige Erban- 

jprüde anzuerfennen.“ 


Die Erbanjprüdhe des Prinzen Friedrih von 
Auguitenburg. 


„Das Preußische Kronſyndieat hat die Erbanfprüdhe des Prinzen von 
Auguftenburg beftimmt verneint. 

Es bat die Herleitung eines bevorzugten Anſpruchs der Auguftenburgifchen 
Linie auf Das Ganze der Herzogtbümer aus dem Erftgeburtsrechte für unbegründet 
erflärt. Bei der Erörterung dieſer und der damit zufammenbängenden Fragen 
bandelt es ſich jedoch um jo jchwierige und verwidelte Nechtsverhältniffe, daß es 
ohne eine gelehrte Rechtskenntniß kaum möglich ift, der Unterfuhung im Einzelnen 
genau zu folgen. 

Für Die gegenwärtige thatſächliche und rechtliche Lage der Angelegenheit aber 
it ein Punkt von hervorragender Bedeutung, welcher zugleih dem allgemeinen 
Verftändniß näber Tiegen dürfte, — nämlich die im Jahre 1852 unter Preufifcher 
dermittlung erfolgte Vereinbarung zwiſchen der däniſchen Regierung und bem 
Herzog Chriftian Auguft von Auguftenburg, Vater des Erbprinzen Friedrich. 

Am 30. December 1852 wurde zu ** a. M. eine Acte unterzeichnet, 
in welcher der Herzog von Auguftenburg Folgendes erffärte: 


1. er cedire und übertrage für fidy, jeine Erben und Nachlommen ſämmtliche 
ihm zuftebende Gerechtſame an den Auguftenburger Gittern und Befitungen 
auf Aljen und auf dem Feſtlande Schleswigs an den König von Dänemark; 

2. er verpflichte fich für feine Perjon und Familie, insfünftig feinen Auf- 
enthalt außerhalb der Königlichen Reihe und Lande zu nehmen, worin er 
und jeine Nachkommen felbftverftändlih fein Grundeigenthum erwerben 
dürfen und jollen; 

3. er gelobe und verfprede außerdem für fih und feine Familie 
bei Fürftlihen Worten und Ehren, Nichts, wodurd Die Ruhe 
in des Königs Reihen und Landen geftört ober gefährdet 
werben fünnte, vornehmen, ingleihen ben von Seiner Ma- 
jeftät in Bezug auf die Ordnung der Erbfolge für alle unter 
Dejjen Scepter gegenwärtig vereinten Lande oder die Ein- 
rihtungen ber Monarchie gefaßten oder fünftig zu faſſenden 
Beſchlüſſen in feiner Weije entgegentreten zu wollen. 


Dagegen ertbeilte ber König von Dänemark für fih und feine Erbnachfolger 
die nachfolgenden Verſprechungen und Zuficherungen: 
eine Zahlung von 1,500,000 Speciesthalern als Fideicommiß, zahlbar 
mit 4 Procent Zinfen in balbjährigen Raten von 75,000 Speciesthalern, 
jo daß das Ganze zu Johannis 1865 abgezahlt fei; 
erner: 
die Uebernahme gewiſſer Schulden, Penſionen ꝛc. 
Am Schluſſe heißt es: 
„Wir geloben und verſprechen demnach hiermit für Uns, Unſere Erben 
und Nachkommen in bündigſter Weiſe, daß Wir Unſerer Seits alles das— 
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jenige, was in obiger Bereinbarung* feftgeftellt ift, getreulich erfüllen und 
nie geftatten wollen, baß von den Unfrigen aufeinige Weiſe 
dawider gehandelt oder etwas vorgenommen werde. 


Chr. Auguſt, Herz. zu S. Holftein.“ 


Unter weiterer Vermittlung ber Preußiichen Regierung fam es noch zu 
einer Zujagvereinbarung. 

Der Herzog wünjchte nämlich jenes Abfindungs- Kapital zum Anlauf eines 
®üter-Compleres in Preußen anzuwenden und diefen zum Fideicommiß zu maden. 
Er legte zu dem Ende dem Preußiſchen Bundbestags-Gefandten die Entwürfe einer 
von ihm auszuftellenden Erklärung und zugleich einer zuftimmenden Erklärung 
feiner beiden Söhne, des Erbprinzen Friedrih und deſſen Bıuders, vor. 

Der König von Dänemark gab auf Grund diefer Erklärungen unterm 
13. Januar 1853 jeine Zuftimmung unter der ausbrüdlichen Anführung, daß 
auch die Herren Söhne des Herzogs ihre Zuftimmung ertbeilt bätten. 

Erſt 6 Jahre fpäter, am 15. Januar 1859, richtete der Erbprinz Friedrich 
ein Schreiben an ven König von Dänemark, worin er auf Grund des damals 
ben bolfteinihen Ständen vorgelegten BVBerfaffungegefetses, jein und feines Hauſes 
Erbrecht zu wahren verfuchte, indem, wie er jagte, fein Vater durch die gegen 
den König eingegangenen Berpflictungen zum Stillihweigen genötbigt fei. 

Unterm 16. November und 25. December 1863 aber erließ Herzog Ebriftian 
Auguft Erklärungen, in welchen er auf das Erbfolgeredht an den Herzogthümern 
zu Gunften jeines Sohnes, des Erbprinzen Friedrich, verzichtete. 

E8 fragt fih nun, ob der Erbprinz Angejichts der erwähnten, 
von feinem Bater im 3.1852 eingegangenen Berpflihtungen nod 
ein Erbredt auf die Herzogtbümer gegenüber Preußen und Defter- 
reih, als Rehtsnahfolgern des Königs von Dänemark, geltend 
maden fann. 

Borerft, fagt das Gutachten des Kronſyndicats, wird es feinen Zweifel 
unterliegen, daß ber Herzog im Jahre 1852 eine volllommen gültige Berbinb- 
licheit übernommen batte, den vom Könige von Dänemark in Bezug auf bie 
Erbfolge für alle dazumal unter jeinem Scepter vereinte Sande ober auf bie 
Einrichtungen jeines Reiches gefaßten oder noch zu faffenden Beſchlüſſe in feiner 
Weiſe entgegentreten zu wollen. Wenn darin aud fein ausdrüdlicher Berzicht 
auf das ibm jelbit etwa zuftehenbe Erbfolgeredht lag, To entjagte der Herzog doch 
damit jeder Geltendmachung eines ſolchen Rechtes gegenüber der vom Könige 
demnächſt getroffenen Verfügungen über die Erbfolge, — ed war eine ausdrüd- 
lihe Erklärung der Zufiimmung zu jenen Berfügungen. Die Form des eigent- 
fihen Verzichts wurde nicht gewählt, weil der Auguftenburger Yinie Seitens ber 
dänischen Regierung ein Erbredht überhaupt gar nicht zugeſtanden wurde, weshalb 
ein Berzicht weder nöthig, noch zuläffig erichien *); Dagegen wurde durch jenen 
Bertrag Vorkehr gegen jede thatſächliche Beeinträchtigung der Anordnungen bes 
Königs getroffen. 

Herzog Ehriftian Auguft konnte demzufolge aud fein Erb- 
recht nit dem Sohne Übertragen, um es gegen bie vom Könige 
von Dänemark getroffenen Berfügungen wegen der Erbfolge gel» 
tend zu machen; infoweit Dies durch den im Jahre 1863 erfolgten 
Verzicht zu Gunften des Sohnes dennoch beabjidhtigt war, lag 
darin eine Verlegung bes feierlih geihlofjenen Bertrages von 
1852. 


*) Der damalige däniſche Minifter erflärte am 21. März 1853 im Neichtratb ausprüdlich: 
die dänische Negierung babe die Erbaniprücde der Auguftenburger niemals anerfannt, — fie babe 
es deshalb auch unter ihrer Würde gehalten, einen ſörmlichen Verzicht von ſolchen nicht anerfannten 
Rechten zu verlangen; fie babe bei dem Bertrage in Betreff der Auguftenburgifhen Beſitzungen es 
nur eben für müglic gebalten, in denjelben eine Verpflichtung für den Herzog und jeine Familie 
aufzunehmen, die es ihnen unmöglich mache, ven Anorbnungen des Königs wegen der Erbfolge ent- 
gegenzutreten. 
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Preußen unb Oeſterreich aber baben feine anderen Erbrechte anzuerkennen, 
als diejenigen, welche ber Krone Dänemark gegenüber geltend gemacht werben 
fonnten. — dieſe aber konnte Herzog Chriſtian Auguſt keinerlei Anſprüche 
auf die Herzogthümer erheben; er hat ſich ſchlechthin ber feſtzuſtellenden Erbfolge— 
ordnung unterworfen. 

Bas nun den Erbprinzen Friedrih anbelangt, jo ift es felbftverftändlich, 
daß er nicht etwa das ruhende Erbrecht feines Baters an deſſen Statt ausüben 
fann, da dieſer es jelbft nicht ausüben darf. Es fragt fi nur, ob ihm ein 
eigenes Erbrecht für feine Perion gegenwärtig zuftebe. 

Das Kronſyndicat beftreitet die Fortdauer eines eigenen Erb- 
reht& des Prinzen Friedrid. 

Die Frage, ob nicht der Prinz durch bie von feinem Bater üibernommene 
Berpflihtung ſchlechthin gebunden jei, bält das Kronfundicat nach dem in Schles- 
mwig- Holftein geltenden Recht nicht für zweifellos, 

Ein enticheidendes Gewicht aber wurde nachfolgenden Erwägungen beigelegt: 

Herzog Ehriftian war bi® zu jenem Bertrage von 1852 in Folge feines 
Verhaltens und in Folge der Ereignifje thatjächlich völlig aus dem Befite jeiner 
ganzen im Reiche der däniſchen Monarchie befindlichen Habe gejett und gegen- 
über der däniſchen Regierung jedes Rechtsanſpruchs beraubt geweſen. Lediglich 
durh Bermittelung der preußiſchen Regierung, alſo auf vwölferrechtiihem Wege, 
bat er erlangt, daß ibm gegen bie Abtretung aller Gerechtſame an den früber 
Auauftenburgiichen Gütern, gegen das Beripreden, feinen Aufenthalt außerhalb 
des däniſchen Meiches zu mebmen und darin fein Grundeigenthum zu erwerben, 
endlih auch gegen die Zufage unbedingter Unterwerfung unter die Feſtſetzung in 
Betreff der Erbfolge, — eine Geldabfindung gewährt worden ift. Alle Dieje Ber- 
binpfichleiten aber, welde ein Ganzes bilden und wobei fich die ftaatsrechtliche 
Seite nicht von der priwatrechtlichen trennen läßt, bat der Herzog nicht bios für 
fh, foudern aud für feine Erben und Nahlommen oder für jeine Perjon und 
feine Familie übernommen. Sie waren die Bedingungen ber Wiedereinfegung 
der Herzoglichen Familie in ihre Privat» Bermögensrechte. Bei Orbnung folder 
Berbältniffe muß ſchon der Wille des Kamilienhauptes genügen. Für den Erb» 
prinzen Friedrich aber find zubem bie perſönlichen Verpflichtungen jeines Vaters 
tür fih und jeine Familie um jo verbindlicher, als er, der Erbprinz, laut bes 
oben Mitgetbeilten, durch eine ausdrückliche Erflärung die Zuftimmung zu ber 
von feinem Vater beabfichtigten Anlage des Abfindungsfapitais ertheilt hat, was 
nicht geicheben fonnte, ohne bie auf diefem Kapital baftenden, für die Er» 
langung befjelben übernommenen F$amilienverpflichtungen anzuerkennen. 

— ———— geht die gutachtliche Entſcheidung des Kronſyndicats dahin, 
daß der Erbprinz von Auguſtenburg weder gegenwärtig an Stelle 
ſeines Vaters, noch auch nach dem Ableben ſeines Vaters ein be— 
ee Erbredt auf die Herzogthbümer in Anjprud zu nehmen 
abe.“ 


Aeue Agitationen in Holflein und am Bunde. 


d. September. Verfündigung des Gafteiner Vertrags in den 
Herzogthümern. 

6. September. Eingabe Schleswig: Holfteiniher Ständemitglieder 
an die Bundesverfammlung. 


0... Die unterzeichneten Abgeordneten haben es für ihre Pflicht gehalten, 
demjenigen, was in dieſem Augenblid die Herzen ber Bevöllerung Schleswig » 
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Holfteins in einer an Einftimmigkeit grenzenden Mehrzahl bewegt, einen Ausbrud 
zu geben. Sie find ber feften Heberzeugung, daß das gefchiebt, wenn fie Namens 
des Landes Proteft einlegen gegen bie dem Lanbesrechte zumiberlaufende 
Trennung der Herzogthümer Schleswig - Holftein; wenn fie mit Entſchiedenbeit 
fordern, daß das Land in feiner Vertretung über feine eigenen Angelegenbeiten 
gehört werde, und dabei erflären, daß fie jede Abmachung, welde obne Mit- 
wirkung der Landesvertretung getroffen würde, als nicht zu Recht beftebent 
anjeben; unb wenn fie noch einmal laut und feierlich es ausjpreden, 
daß fie nur in dem Herzog Friedrich von Schleswig-Holftein den 
beredtigten Landesherrn erfennen. Unter Hinweifung auf das Gejagte 
ftellen die Unterzeichneten den ebrerbietigften Antrag: Eine hohe Bunbesverjamm- 
fung wolle dahin wirten, daß das Recht unjeres Yandes ohne weiteren Verzug 
jeine Anerlennung finde. 


8. u. 13. September. Beitritt der Delegirten der Schleöwig=Hol- 
ſteinſchen DBereine und des zu Neumünfter abgehaltenen 
Städtetageö zu der Eingabe der Ständemitglieder. 

General von Manteuffel zum Gowverneur von Schles— 
wig, Feldmarjchalle Lieutenant von Gablenz zum Statt: 
balter von Holſtein ernannt. 

1. Dftober. Abgeordnetentag in Frankfurt a. M. 


Refolutionen der Verſammlung. 


I. Die Verſammlung beſchließt unter Aufrechthaltung ber einftimmigen Er 
Härung vom 21. Dezember 1863: 1) Das Selbftbeftimmungsrecht des fchleswig 
holſteinſchen Volkes fließt jede Vergewaltigung deffelben und jede Entſcheidung 
über fein Schidjal ohne freie Zuftiimmung der Vertretung bes Yandes aus. Der 
Gafteiner Bertrag verlegt auf das Tieffte alle Rechtsordnung 
und Rechtsſicherheit in Deutihland unb drobt der in jeder Form ver- 
derblichen und unter allen Umftänden abzumwehrenden Einmiihung des Auslandes 
in rein bdeutfchen Fragen einen Vorwand zu aeben. Er wird ald Rechtsbruch 
von ber Nation verworfen und ift namentlich für die Herzogthümer in keiner 
Weiſe rechtswerbindlih und giltig. 2) Das Selbftbeftimmungsrecht der Herzeg— 
thümer ift nur bejchränft durch die böberen Iutereffen Deutichlands. 3) Die vom 
engeren Ausihuß der Schleswig - Holftein - Vereine vom 26. März d. I. in Berlin 
zu Gunften Preußens gebotenen und in ber Delegirten - Berfammlung vom 19. April 
beftätigten Zugeftändniffe jowie die in der Eingabe ber holſteinſchen Ständemit- 
glieder an den deutſchen Bund vom 6. Sept. 1. 3. ausgefprochene Geneigtbeit zu 
Eonceffionen an Preußen find ein unbeftreitbares Zeugniß der Opfermilligfeit 
ber Herzogthüümer. II. Gegenüber dem bisherigen Vorgeben der Regierungen von 
Defterreih und Preußen erklärt die Berfammlung es als heilige Pflicht der deut- 
ſchen Bollsvertretungen, insbejondere bes preufiihen Abgeordnetenhaufes, für 
die verlegten Rechte der Herzogtbümer, für die Berufung ihrer 
Vertretung und für bie fofortige ftaatlide Conftituirung Scles— 
wig-Holfteins entſchieden und ohne Berzug einzutreten und damit 
ihre eigenen verfaffungsmäßigen Rechte zu wahren. Die Verfammlung vertraut 
auf den bewährten Rechtsſinn der Bevölkerung ber Herzogtbümer, daf fie fell 
und mutbig ausbarre. Sie erwartet und fordert, daß das ganze deutſche 
Bolt den bedbrängten Schleswig- Holfteinern treu und Fräftig zur 
Seite ftebe und alle Gegenjäge der Parteien und Meinungen jchweigen laffe, 
welche die Kraft der nationalen Kundgebungen nur lähmen, die Sache der Her- 
zogthümer gefährben und ftatt zur Kräftigung bes gemeinfamen Vaterlandes nur 


341 
1865. 
zu beffen Zwietracht und Zerriffenbeit führen werben. III. Die Verſammlung 
erffärt e8 für Pflicht der deutjchen Volksvertretungen: AnlebenoderÖteuern, 
welche die bisherige Politit der Vergewaltigung fürbern Fönnten, find feiner 
Regierung zu verwilligen. 


6.u. 8. Dftober. Identiſche Mahnungen Oeſterreichs und 
Preußens an den Senat zu Frankfurt. 


Preußiſche Depeihe an den Gejandten in Frankfurt. 


„Wir hatten bis zum legten Augenblide gehofft, daß der Senat, 
im Bemußtfein feiner Verpflichtungen gegen feine deutfchen Verbündeten 
und eingedent früherer von uns und Defterreih gemachten Vorftellungen, 
die am 1. d. Mts. dort abgehaltene Abgeordneten Berjammlung 
verhindern würde. Leider haben wir uns getäufht. Wir haben uns von 
Neuem überzeugen müſſen, daß der Senat nicht? dagegen hat, wenn das 
Territorium der Stadt Frankfurt zum Ausgangspunkt für unverftändige, 
ja gemeinfchädliche politifhe Projefte benügt wird. Solde Nachſicht 
gegen ſubverſive Beftrebungen können wir nicht ferner — 
ir können es nicht dulden, daß vorzugsweiſe am Sitz des Bundes— 
tages auf die Untergrabung beſtehender Autoritäten in den erſten Bundes— 
ſtaaten hingearbeitet wird, daß von dort aus Preßerzeugniſſe in die Welt 
geihidt werden, welche ſich durch Rohheit vor allen übrigen hervorthun. 
Der Verlauf des Abgeordnetentages hat gezeigt, daß die Phraje in dem 
gebildeten Theile der Bevölferung immer weniger Anklang findet. Aber 
die Nachſicht des Senats bleibt deshalb nicht minder tadelnswerth. Wir 
begegnen uns mit der faijerlich öfterreichifchen Regierung in der Auffafjung, 
dag die Wiederholung eines ſolchen öffentlichen Aergernifjes, ſelbſt in der 
Geftalt rejultatlojer Sefleitäten, nicht geftattet werden darf. Der faijerlich 
öfterreichiiche Vertreter hat den Auftrag, dem dortigen Senate in dieſem 
Sinne Borjtellungen zu machen. Em. Hochwohlgeboren erfuche ich ergebenft, 
im Einvernehmen mit Ihrem öfterreihiichen Gollegen, dem älteren Herrn 
Vürgermeifter darüber feinen Zweifel zu laffen, daß wir uns im diefer 
Beziehung im vollftändigen Einverftändniffe mit der Faiferlichen Regierung 
befinden. Ich gebe mich der zuverfichtlihen Hoffnung hin, dag man 
Frankfurter Seits die beiden deutſchen Großmächte nicht in die Lage 
bringen wird, durch eigenes Eingreifen weiteren Folgen unzuläffiger Nach— 
ht vorzubeugen.“ 


16. Dftober. Feftliher Empfang des Erbprinzenvon Auguften= 
burg in Edernförde. 

18. Dftober. Schreiben des Generald von Manteuffel an den 
Erbprinzen von Augultenburg. 


„ . . Eurer Durchlaucht Fahrt dur Edernförde und Aufenthalt in Borbye 
bat den Charakter einer politiihen Demonftration angenommen. Dergleichen 
fren den Frieden des Landes, gefährden die Eriftenzen einzelner Perjönlichkeiten 
und verftoßen gegen die gejetliche Orbnung des Herzogthums, für deren Aufrecht- 
haltung ic verantwortlich bin. Ich habe daher die gemefjenften Befehle gegeben, 
daß bei ähnlichen Wiedervorkommniſſen mit allen zur Aufrechtbaltung ber öffent- 
fihen Ordnung und zur Vermeidung weiterer Störung geeigneten gejeglichen 
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Mittel und nötbigenfalls mit Verbaftung eingefchritten wird. Se. Maj. ber 
König, mein allergnädigfter Herr, baben von altersber jo viel Gnade für Eure 
Durblaudt, Ihren Herrn Vater und deffen ganzes Haus aebabt, daß es mir 
fhmerzlih fein würde, wenn Eurer Durdlaucht Perſon in Verwidlung mit der 
Polizei des Herzogtbums Schleswig geriethen, und ich fühle mich daher gedrungen, 
Eure Durchlaucht von den getroffenen Anordnungen in Kenntniß zu jegen und 
Sie unterthänigft zu bitten, mich rechtzeitig zu benachrichtigen, wenn Eure Durch— 
laucht Beſuche im Herzogtbum Schleswig beabfichtinen, Damit ich die wötbigen 
Anordnungen treffen faun, Eure Durchlaucht vor allen perjönlichen Unannebm- 
lichkeiten möglichft zu wahren. Den Statthalter des Herzogtbums Holftein, Feld- 
marjchall - Yieutenant Baron Gablenz, babe ich von dem Berfalle in Edernförbe 
und Borbye, wo Eure Durchlaudt die private Stellung, welche Sie im Herzog: 
thum Holftein gegenwärtig einnehmen, beibebalten baben, in Kenntniß gejegt.“ 


25. Dftober. Erklärung des preußiſchen Staatdanzeigers. 


„Die an die Anmwefenheit des Prinzen von Auguftenburg in Edern- 
förde fich fnüpfenden Vorgänge haben jelbitverjtändlich das Gouvernement 
in Schleswig zu einer ernjten Unterjuchung gegen die Theilnehmer ver- 
anlaßt. Dur die Entgegennahme der ihm als Yandesherrn dargebradten 
Dpationen hat fi der Prinz einen landesherrlichen Charakter angemaft 
im Widerfprudh mit den gegenwärigen Autoritäten der Herzogthümer. 
Der Gouverneur machte in einem Schreiben vom 18. October den 
Prinzen auf die Folgen aufmerkſam, welche eine Wiederholung folder 
Vorfälle für ihm perfönlih haben müßte. Es ift zu hoffen, daß das 
ernfte, vom Könige durchaus gebilligte Einfchreiten des Gouverneurs die 
Wiederkehr von Uſurpationsverſuchen einer unberedhtigten Autorität 
verhindern werde. Sollte der Prinz nochmals ohne Erlaubniß des Königs 
den fchlesmig’shen Boden betreten und Anlaß zu neuen Demonftrationen 
darbieten, jo wird jeine Verhaftung zu gewärtigen fein.“ 


29. Dftober. Antwort des Erbprinzen von Auguftenburg an den 
General von Manteuffel. 


mw... Es wird wohl auf das ewibentefte ſich berausgeftellt baben, was bei 
dem rein privaten Zweck meiner Meile jelbftverftändiich ift, daß die loyale Be- 
grüßung Seitens der Stadt Eckernförde ohne jedwede Anregung von meiner 
Seite und im natürlichen Ausorud lang zurüdgedrängter Gefüble erfolgt if. Es 
mag fein, daß die Aeußerungen ſolcher Gefühle unterbrüdt werden fünnen, — 
das Gefühl der Anbänglichleit an das einbeimifche Fürftenhaus und Die Treue 
egen das Recht bes Yandes werben fortbefteben. Um dem Yande dieſen unab- 
ebbaren Kampf zu eriparen, gibt es ein Mittel, auf welches die Bevölkerung 
Schleswig - Holfteins ein unangefochtenes Recht befigt, und deſſen Ergreifung ic 
jeberzeit befürwortet babe. Ew. Ercellenz würde fich die Dankbarkeit aller Schles 
wig-Holfteiner erwerben, wenn Sie Ihre bevorzugte Stellung dazu benutzen 
wollten, um Se. Majeftät den Köuig, Ihren allergnädigften Herrn, zu bewegen, 
die Berufung einer freigemäblten Landesvertretung berbeizufübren, und derſelben 
zu ihrem Theil die Entſcheidung über das Geſchick dieſes vielgeprüften Landes 
anbeimzuftellen.“ 


Replik Manteuffels. 


„Ih kann auf den Inhalt Ihres Briefes nicht näher eingeben: berielk: 
entbält einen Ratbihlag Ich bin nicht in dem Verhältniß, jolhen von Ew. 
Durhlaucht entgegenzunehmen. Ihr Brief enthält ferner den Beweis, daß Ew. 
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Durblaudht über bie Bedeutung vworbereiteter Demonftrationen einzelner Partei» 
gänger wie über die eigentlihe Stimmung der Bevölkerung Schleswigs unvoll- 
fommen unterrichtet find. Hierüber wird allein die Zukunft Ew. Durchlaucht 
auibären. Wenn Em. Durchlaucht meine Anjchauungen über die Edernförder 
Vorgänge als nicht richtig bezeichnen, jo muß ich ausfprechen, daß ich Ihnen nicht 
die Berechtigung zuerkenne, mir in dieſer Ausdrucksweiſe zu jchreiben, und daß 
ih dieſen Ausdrud auf das Beftimmtefte zurüdweiie.“ 


Rejolutionen am Bunde. 


4. November. Erneuter Antrag Bayernd, Sachſens und Heſſen— 
Darmitadts, 


„Hohe Bundesverfammlung wolle beſchließen: an die höchſten Regierungen 
von Delterreih und Preußen das Erfuchen zu richten: 1) daß fie baldigſt eine 
aus freien Wahlen bervorgebende allgemeine Vertretung bes Herzogtbums Holftein 
berwien, um zur definitiven Löſung ber bezüglich der Eibherzogtbümer noch ſchwe— 
benden Fragen mitzuwirken; 2) daß fie auf Die Aufnabme des Herzogthums 
Schleswig in den deutichen Bund hinwirken. Zugleih beantragen die genannten 
Regierungen, daß über diefen ihren Antrag in einer der nächften Sigungen ber 
beben Bundesverfammlung abgeftimmt werde.‘ 


(Die Bundesverjammlung lehnt die jofortige Ab: 
ftimmung ab, und beichlieht auf Antrag Preußens und 
Oeſterreichs, in 14 Tagen über die Behandlung des An— 
trages weiter Beſchluß zu fallen.) 

18. Noveniber. Beihlußnahme über den Antrag Bayernd ıc. 

Erklärung Defterreihs und Preußens: 


„Bereit früher haben die Regierungen von Defterreih und Preußen 
die Abfiht ausgeiprodhen, auf eine Berufung der Ständeverfammlung 
des Herzogthums Holftein Bedacht nehmen zu wollen. Es ift in diejen 
Intentionen auch jegt eine Aenderung nicht eingetreten, nachdem die Aus: 
übung der Souveränetätsrechte im Herzogthum SHolitein auf Se. Maj. 
den Kaiſer von Defterreih übergegangen iſt, jedodh muß die Wahl des 
Zeitpunftes für die Berufung der Stände noch weiterer Ermägung vor» 
behalten bleiben und kann der gegenwärtige Augenblid als dazu nicht 
geeignet erfcheinen. Seiner Zeit werden die beiden allerhöchiten Regierungen 
gern bereit fein, der hohen Bundesverfammlung, jobald die Sache jo weit 
gediehen fein wird, weitere Mittheilungen zufommen zu laſſen. Auf die unter 
Bunt 2. des Antrags geftellte Anfrage wegen Aufnahme des Herzogthums 
Schleswig in den deutſchen Bund find die beiden Regierungen nur in 
der Yage zu erwidern, daß fie in eine eingehende Erörterung diefer Frage 
für jegt einzutreten aus maßgebenden Gründen ſich nicht veranlagt jehen 
lönnen. Wenn aud nad) dem Dafürhalten der beiden allerhöchſten Re— 
gerungen der vorbezeichnete Antrag mit diefer Erklärung im Weſentlichen 
ſchon jeine Erledigung finden dürfte, jo find gleichwohl die Geſandten, 
mit Rüdjicht auf den Umftand, daß eventuell im Ausichuffe fich die Ge— 
legenheit weiterer Aeußerung und Erörterung ergeben dürfte, beauftragt, 
die Berweilung des Antrags nebjt diefer von ihnen abgegebenen Erklärung 
an den Ausihuß für die holftein=lauenburgifche Berfajjungsangelegeheit zu 
befürworten,“ 
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Bei der Abftimmung wird nah dem Verlangen der 
beiden Großmädte mit 8 gegen 7 Stimmen die jofortige 
Beihlußfafjung verworfen und die Verweiſung an den 
Ausſchuß beichloffen. 

Erklärung Bayerns, Sachſens und Hejlen-Darm- 
ſtadts nah der Abftimmung. Nah einem hiltorijchen 
Rüdblid auf die Stellung und Beſchlüſſe der Bundes- 
verſammlung, jchließt die Erklärung: 


„— — Die Regierungen von Bayern, Königreih Sachſen und Großberzog- 
thum Heffen verzichten darauf, in eine nähere Darlegung Defjen einzugeben, was 
Seitens der boben Regierungen von Defterreih und Preußen inmittelſt geſchehen 
ift. Es ericheint ihnen müßig, daran zu erinnern, daß Schritte geſchehen find, 
welche mehr und mehr darauf abzielen, die nationale Frage von Schleswig - Hol- 
ftein einem tbatjählihen Abſchluſſe zuzuführen, obne die Stimme eines 
erbberechtigten Fürften, ber Herzogtbiimer felbft und des deutſchen Bundes zu bören 
und zur Geltung fommen zu lafjen. Wenn die Mebrbeit hober Bundesverfammt- 
lung, wie es den Anjchein gewinnt, gemeint ift, fich dieſem Berlauf gegenüber, 
wenn nicht ausdrücklich billigend, doc ftilljchweigend zu vwerbalten, jo haben bie 
enannten brei Regierungen dieſen Mebrbeitsbejhluß, fo tief fie denjelben ihrer 
innerften Ueberzeugung nach beklagen müfjen, dennoch zu achten, und es ſteht micht 
in ihrer Macht, ihren Beftrebungen für eine andere Haltung des Bundes ben 
gewünjchten Erfolg zu verichaffen. Wohl aber glauben fie, nachdem fie alle ihnen 
nad der Bundesverfafjung zu Gebot ftehenden Mittel erſchöpft baben, ſich ſelbſt 
ſchuldig zu ſein, zu erklären, daß ſo ferne und ſo lange nicht dem Bunde zu 
einer von der Grundlage des Rechts ausgehenden Berathung und Beſchlußfaſſung 
Ausſicht geboten wird, fie ihre Aufgabe und Thätigleit in dieſer Angelegenbeit 
innerhalb der Bundesverfammlung als abgeſchloſſen betradhten und fid auf eine 
laute und entſchiedene Verwahrung gegen jebe diejer Grundlage 
fremde Abmahung beichränfen werben.“ 


November und Dezember. Fortgefegte Agitationen in Schles— 
wig= Holjtein. 

31. Dezember. Rundſchreiben des engeren Ausſchuſſes Der 
Schleswig: Holiteinschen Vereine. 


„Bei der Theilung ber Verwaltung, welche der Bertrag von Gaftein ber- 
beigeführt bat, ift Schleswig leider das traurige Yoos zu Theil geworden, dem 
preuß. Gouvernement völlig unterftellt zu werden. Eine ganze Reihe von Maß— 
regeln, welche jeitdem in Schleswig ergangen it, bat bie ſchwere Bedeutung diejer 
Wendung einleuchtend gemacht. Während Holftein, wenn e8 auch noch immer 
einer verfaffungsmäßigen Negierungsweife entbehrt, doch zum menigften eines 
wohlwollenden Negimentes fich erfreut, hat das preufiiche Gouvernement im 
Schleswig es fih zur Aufgabe gemacht, wenn nicht das Rechtsbewußtſein Des 
Volkes, jo doch minbeftens jede Manifeftation deſſelben mit Gewalt zu erftiden. — — 
So hat die kurze Zeit von faum 3 Monaten bereits zur Genüge berausgeftellt, 
in welcher Weife das preuß. Gouvernement die Regierung in einem Yande zu 
führen gebenft, deſſen Nechte zu fchligen nach der Proclamation des Comman- 
direnben der allüirten Armee ber einzige Zweck fein jollte, zu welchem die Groß— 
mädte die Waffen ergriffen. Wie ſchwer indeffen auch biefe Maßnahmen das 
Herzogthum Schleswig treffen, wie tief wir e8 auch beflagen mögen, daß der Be— 
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völlerung Schleswigs nah jo harten Prüfungen ftatt ber verheißenen Freiheit 
nur neue Bebrüdungen zu Theil werben, und wie bitter wir es nantentlich em— 
pfinden müffen, daß das Anſehen Deutſchlands in jchwerfter Weije gejchäbigt wird 
durh ſolche unwürdige Berfehrung bes Zwecks, für melden unter begeifterter 
Aufimmung ber ganzen beutichen Nation ber Krieg gegen Dänemark begonnen 
werden, jo wird es doch immerhin als ein Gewinn erachtet werden müffen, daß 
nunmehr zum minbeften über die Zwecke wie fiber die Mittel der preuß. Politik 
irgend welche Täufchung nicht mehr obwalten kann. — Wenn dennoch nicht bie 
wenigſten preuß. Preßorgane, und unter ihnen jelbft foldhe, welche im Uebrigen 
der Sache der Freibeit und des Rechts zu dienen behaupten, fich alles Pflicht- 
gefübls bereits ſoweit entichlagen zu haben ſcheinen, daß fie die beregten Alte bes 
preuß. Gouvernements hinnehmen, ohne fih auch nur gemüffigt zu finden, bie 
Ehre des preuß. Volks gegen jede Mitverantwortlichleit nahdrüdlich zu wahren, 
jo vürfen wir uns um fo mebr ber Hoffnung getröften, daß bie demnächſt wieder 
iujammentretende preuß. Volksvertretung an ihrer Stelle einer Aufgabe fich nicht 
entziehen wird, die nunmehr mit größter Dringlichkeit an fie berantritt, und daß 
gleichzeitig im Übrigen Deutfhland man fih nicht an einer bloßen Berur- 
teilung der preuß. Politik genügen lafjen, ſondern auch die Notbwendigkeit er- 
fennen wird, uns nah Kräften zu unterftügen in bem Kampfe gegeu 
eine Gewalt, deren freibeitsfeindpliher Charakter bereits jeßt jo 
offen zu Zage tritt. Es kann nicht fehlen, daß die Bevölkerung Holfteins 
fih der Pflicht immer bewußter wird, im Kampfe für das Recht nicht allein mit 
aller Zähigkeit auszubarren, jondern auch durch erhöbte Anftrengungen zu erfegen, 
was dur die Unterdrückung Schleswigs jett der Landesſache an tbätiger För— 
derung entzogen werben mag. Mangelt es auch Holftein zur Zeit noch immer 
an der Gelegenheit, durch feine gejegmäßigen Organe der Stimme und ben be- 
ehtigten Forderungen des Landes in nahbrüdlichfter Form Ausbrud zu geben, 
jo iſt doch bei der gegenwärtigen Tage die Nothwendigkeit der Berufung einer 
Yandesvertretung eine jo dringlide, daß, fie noch ferner binauszufchieben, jelbit 
der weiteft gebenden Bedenklichkeit als eine Unmöglichkeit wird ericheinen müffen. 
Ihrerjeits wird die Bevölkerung Schleswigs, wie fie dies jchon einmal in 
jhmwerer Zeit bekundet bat, weit entfernt, fih vor ber Gewalt zu beugen ober 
ihren Rechtefinn brechen zu laffen, um jo treuer ausharren, als ibr ja gegenwärtig 
fein Zweifel mebr bleiben fann über die Zukunft, die fie fi durch eine Unter— 
werfung unter das bermalige Regiment bereiten würde. Zahlreiche Zeugniffe, die 
uns fortdauernd aus Schleswig zugeben, laffen über die patriotifche Gefinnung 
und den guten Muth der Schleswiger auch keinen Zweifel auflommen. — Sit 
der Zweck, zu welchem bie Bereine gegründet worden, zur Zeit noch nicht erreicht, 
jo bat uns das vergangene Jahr doch dargetban, daß eine Politik, welde 
in bünfelhbaftem Uebermutbe die Wege des Rechts und der Ehre 
verihmähbt, bob beiallem Madhtgepränge nurimmer ibre Ohnmacht 
bloslegt, und daß ein feftes mannbaftes Rechtsgefühl auf die 
Dauer eine Macht wird, die früber oder jpäter aud ben thatjäd- 
lihden Erfolg verbürgt.“ 


37. Die lebte Konfliktsfeffion. 


1866. 15. Januar. Eröffnungsrede des Mintjter-Präfidenten 
von Bismard. 
Ce. Majeftät der König haben mir den Auftrag zu ertheilen ge— 


Fa den Yandtag der Monardhie in Allerhöhftiprem Namen zu er- 
nen. 
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In der legten Sigungsperiode ift wie in den Vorjahren in Ermange- 
[ung der nothwendigen Uebereinftimmung der Häufer des Yandtages unter 
einander und mit der Krone das in Artikel 99 der Berfaffungs- Urkunde 
porgejehene Etatsgefeg nicht zu Stande gefommen. E3 hat daher audy 
im abgelaufenen Jahre die Staat3verwaltung ohne ein ſolches Geſetz ge— 
führt werden müſſen. 

Die Nahmeifung der Einnahınen und Ausgaben, welche der Finanz- 
verwaltung des verfloffenen Jahres ala Richtſchnur gedient hat, ift amtlich 
zur öffentlichen Kenntniß gebracht worden. 

Der Staatshaushalts3-Etat für das laufende Jahr wird dem Land— 
tage unverweilt vorgelegt werden. Aus demjelben werden Sie die Ueber— 
eugung gewinnen, daß unſere Finanzen fi fortdauernd in günjtiger 

age befinden. 

Die Lage der Finanzen geftattet e8, den Gerichtsfoften- Zufchlag all- 
mälig zu ermäßigeu, um ihn nad Verlauf weniger Jahre ganz wegfallen 
u laſſen. 

. Die mwirthichaftlihen Zuftände des Yandes find im Allgemeinen als 
befriedigend zu bezeichnen. 

Dur die Verordnung vom 10. November v. J. ift die Königliche 
Anordnung, durch melche die Bildung der Erften Kammer zu erfolgen 
hatte, zum Abſchluß gebradt, und find dem Herrenhauje die feiner 
Stellung im Staatsorganismus entjprechenden feſten und nicht anders 
als durch Gejeg abzuändernden Grundlagen gegeben worden. 

Nach mehrjährigen fruchtlo8 gebliebenen Verhandlungen über Gefeges- 
vorfchläge, welche eine Erleichterung und Abkürzung der Dienitzeit in der 
Landwehr, ſowie eine gerechtere Vertheilung der Kriegsdienftpflicht über- 
haupt bezmwedten, fann die Regierung Sr. Majeftät des Königs von der 
Wiederholung ſolcher Vorſchläge für jegt ein erfprießliches Rejultat nicht 
erwarten. Ste wird es daher bei den geltenden gejeglichen Beſtimmungen 
über die Verpflichtung zum Kriegsdienft einftweilen belafjen müſſen. In 
dem die Regierung dieje ihr abgedrungene Entſchließung bedauert, bleibt 
fie von der Nothmwendigkeit durchdrungen, die jegige, unter Mitwirkung 
der früheren Pandesvertretung ins Leben gerufene, jeitdem praftiich be- 
währte und nach den beftehenden Gefegen zuläſſige Einrichtung des Heer: 
weſens aufrecht zu erhalten und die dazu nöthigen Geldmittel auch ferner 
zu fordern. 

Wie im Vorjahre, jo hält auch jegt die Regierung Sr. Majeftät 
des Königs an dem Beftreben fejt, die jchnelle und Fräftige Entwidelung 
der preußifchen Seemacht zu fördern. Für die Gründung angemejjener 
Hafen-Etabliffement3, für die Beihaffung von Schiffen und deren Be- 
waffnung bleibt die Verwendung außerordentliher Mittel unerläßlic. 
Ein desfallfiger Gejegentwurf wird daher dem Jandtage von Neuem 
porgelegt werden, zumal durch die inzwilchen erfolgte Regelung der Be— 
figverhältniffe von el die mwejentlichiten der im vorigen Fahre der Bor: 
lage entgegengejtellten Bedenken ihre Erledigung gefunden haben. 

Die Beziehungen Preußens zu allen auswärtigen Staaten find be- 
al Ber und freundichaftlicher Natur. 

Nachdem durch den in Gajtein und Salzburg abgejchloffenen Ber: 
trag Se. Majeftät der Kaifer von Defterreih Seinen Theil an den 
Soupverainetätsrechten über das Herzogthum Yauenburg an Se. Majeftät 
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den König abgetreten hat, ift daffelbe mit der Krone Preußen vereinigt 
worden, und es ift der Wille Sr. Majeftät, diejes Herzogthum alle 
Bortbeile des Schuges und der Pflege, melche diefe Vereinigung ihm 
bietet, unter — ſeiner Eigenthümlichkeit genießen zu laſſen. 

Die ſchließliche Entſcheidung über die Zukunft der anderen beiden 
Elbherzogthümer iſt in demſelben Vertrage einer weiteren Verſtändigung 
vorbehalten; Preußen aber hat in dem Beſitz Schleswigs und der in 
Holſtein gewonnenen Stellung ein ausreichendes Pfand dafür erhalten, 
daß dieſe Entſcheidung nur in einer den deutſchen National-Intereſſen 
den berechtigten Anſprüchen Preußens entſprechenden Weiſe erfolgen 
werde. 

Geſtützt auf die eigene, durch das Gutachten der Kronſyndici be— 
ſtärkte rechtliche Ueberzeugung iſt Se. Majeftät der König entſchloſſen, 
dieſes Pfand bis zur Erreichung des angedeuteten Zieles unter allen 
Umſtänden feſtzuhalten, und weiß Sich in dieſem Entſchluſſe von der 
Zuſtimmung Seines Volkes getragen. 

Um die Ausführung des Kanals vorzubereiten, welcher die Oſtſee 
mit der Nordſee verbinden ſoll, beabſichtigt die Staatsregierung durch 
eine beſondere Vorlage die Mitwirkung der Landesvertretung in Anſpruch 
zu nehmen. Die Bedeutung, welche dieje8 Werk und mit ihm die Ent— 
wickelung der vaterländifchen Seemaht für die Stellung Preußens und 
für deren VBerwerthung im Geſammt-Intereſſe Deutjchlands hat, verleiht 
der Regierung Sr. Majeſtät des Königs von Neuem die Zuverſicht, daß 
bei Erwägung der betreffenden Vorlagen die Meinungsverfchiedenheiten 
über innere Fragen und die Parteiftellungen ſich der Pflicht gegen das 
gemeinfame Vaterland unterordnen, und daß beide Häuſer des Yandtages 
der Krone einmüthig und rechtzeitig die Hand bieten werden, um die 
Löſung der nationalen Aufgaben fördern zu helfen, welche dem preußi- 
ihen Staate vermöge jeiner Beziehungen zu den Elbherzogthümern in 
verftärftem Maße obliegen. 

Dur die den Hafen von Kiel betreffenden Beftimmungen des Ga— 
feiner Vertrages iſt der fünftigen deutjchen Flotte der bisher mangelnde 
Hafen gefihert, und wird es die Aufgabe der preußijchen Yandesvertretung 
fein, die Staatöregierung in die Page zu verjegen, Verhandlungen mit 
ihren Bundesgenofjen auf einer Preußens würdigen Unterlage eröffnen zu 
können. 

Im Paufe des verfloffenen Jahres haben Se. Majeftät der König 
in vier Provinzen die erneute Huldigung der Bewohner jolcher Yandes- 
tbeile entgegengenommen, welche vor einem halben Jahrhundert mit der 
preußiſchen Monarchie neu vereinigt oder ihr wieder gewonnen wurden. 

Der Geift, in welchem überall diefe Jubelfeier begangen worden ift, 
bat Zeugniß gegeben von dem erhebenden Bewußtſein unferes Volkes, 
wie Großes Gott an dem preußifchen Staate gethan, wie viel fortjchrei- 
tende Entwidelung, wie viel Segen und Gedeihen auf allen Gebieten der 
Öffentlichen Wohlfahrt unferem Baterlande in jenem Zeitraume bejchieden 
mar, Mit Begeijterung hat die Bevölkerung jener Provinzen ihre Dant- 
barfeit für das treue, landesväterlihe Walten unſerer Fürften bekundet 
und von Neuem gelobt, auch ihrerjeitS die Treue zu halten. In Dant 
gegen Gott und mit dem Gelöbniß, die glüdlichen Auftände aller Landes⸗ 
theile auch fernerhin fördern zu wollen, haben Se. Majeftät die erneute 
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volle Zuverficht ausgejprocdhen, daß ein Band des Vertrauens Fürft umd 
Bolf für jest und Hr alle Zukunft umjchliegen, und daß über Preußen 
Gottes jegnende Hand auch ferner walten werde. 

Die gr, Sr. Majeftät trägt das Bemußtjein im fich, daß ihr 
der Wille nicht fehlt, ihrem Königlichen Herrn nach diefem Seinem Sinne 
zu dienen. Sie lebt der Ueberzeugung, daß bei einer unbefangenen, 
leidenichaftslojen und rein fachlichen Brüning dejien, was ihr zu erreichen 
vergönnt gewejen, wie dejjen, was fie mit Hülfe der Landesvertretung 
noch erjtrebt, genug der Zwede und Ziele gefunden werden müßten, in 
denen alle Parteien ſich eins wiſſen. 

Werden Sie, meine Herren, von dem Wunſche getragen, dieje Eini- 
——— zu ſuchen und feſtzuhalten, ſo wird Ihren Berathungen 

egen und Erfolg nicht fehlen. 


4. Februar. Die Lauenburgiſche Angelegenheit. 

Rede des Grafen von Bismarck bei Berathung des 
Virchowſchen Antrages: die Vereinigung des Herzogthums 
Yauenburg mit der Krone Preußen für rechtsungültig 
zu erklären. 


(Keine „Laſten“ für den Staat; — Lauenburg ken 
„fremdes Reich“; — die Perſonalunion.) 


Dei Leſung des Kommiffionsberichts*) habe ich mich zunächft gefragt, 
warum eigentlih die Herren Antragfteller denjelben Antrag nicht im 
porigen Jahre jhon und mit Rückſicht auf den Wiener Friedensvertrag 
geftellt haben, der von der Kategorie der diplomatijchen und militairiſchen 
Berpflihtungen, wie fie erwähnt find in dem Kommijjionsbericht, ganz 
andere Yaften auf den preußiichen Staat legt, als die Erwerbung des 
öfterreichiichen Antheil3 an Lauenburg. Wir haben mit den Nechten des 
Königs Chriftian an Schleswig zugleich die landesherrlichen Pflichten in 
Bezug auf Schleswig übernommen. 

Wenn es Ihnen gelänge, die Ermwerbung Lauenburgs rüdgängig zu 
machen, jo würden Sie dadurd den preußiichen Staat von feiner einzigen 
Yaft befreien. Die Pflicht, Yauenburg zu jchügen, bliebe uns als Bundes 
pfliht eben jo obliegend, wie es vor diejen Arrangement der Yal ge 
mejen ijt. Dagegen würde ſich Ihnen in dem Beftreben, den preußiichen 
Staat von —8* zu befreien, ein viel weiteres und fruchtbareres Feld 
eröffnen, wenn der Wiener Friede von Ihnen in Frage geſtellt würde. 
Dann würden Sie in der That unfere Diplomatie von erheblichen Ber: 
bindlichfeiten, unfer Militair von erheblihen Leiftungen befreien. Sie 
würden eine ernjte und jchwierige Frage einer leichten Yöjung entgegenführen. 

Sobald Dänemark fi) wieder im Beſitz des preußiichen Antheils 
an den Herzogthiimern befände, würde es ſich wohl ohne Schmierigfeit 
mit Defterreich verftändigen, und uns blieben ja noch die Porbeeren der 
Armee, vielleiht auch die Kriegskoften, aber aller Laſten wären wir ledig. 





*) Die Kommifjion empfahl die Annahme des Birchowſchen Antrages in folgender Faſſung 
„Die Bereinigung des Herzogtbume Lauenburg mit ber Krone Preußen ift rechtsungültig, fo lanze 
nicht die verfafjungsmäßige Juftimmung beider Häufer des Landtages erfolgt 3 
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Ih will damit nicht jagen, daß diefe durch den Wiener Frieden 
bedingten Yaften der Regierung die Verpflichtung auferlegt hätten, den 
damaligen Vertrag dem Yandtage zur Genehmigung vorzulegen. Ich bin 
der Anficht, daß die Yaften, deren Art. 48 der Verfaſſung gedenkt, nicht 
folhe find, die vielleicht einmal mittelbar aus den durch einen Vertrag 
geſchaffenen Berhältniffen entjtehen könnten, deren Uebernahme aber im 
tonfreten Falle ftet8 noch von der freien Entichließung der Regierung 
abhängen würden, jondern jolche, welche durch einen Vertrag unmittelbar 
und expressis verbis dem preußiichen Staate auferlegt würden. Solche 
Paften hat meines Eradtend der Art. 48 im Sinn in den Worten: 
„wenn dadurch“ — aljo durch den Bertrag — „dem Staate Laften auf: 
erlegt werden“. 

Ich erkläre hiermit, daß dem preußifhen Staate Yaften durd 
diefen Bertrag nicht auferlegt worden find. Sollte die Regierung 
dem Staate zumutbhen, auf Grund diejes Vertrages Yaften zu übernehmen, 
etwa die zwei Millionen zu zahlen, dann, meine Herren, feien Sie ver- 
ſichert, daR die Regierung es für ihre Pflicht halten wird, Ihnen in ge= 
nauer Uebereinftimmung mit dem Art. 48 der Berfaflung den Vertrag 
vorzulegen und Ihre Zuftimmung nachzuſuchen. Bis dahin aber wird es 
fih, praftiich mwenigftens, nur darım handeln, ob der Vertrag für die 
Kontrahenten, für Seine Majeftät den König und den Kaiſer von Defter- 
reich, und für das Herzogthum Yauenburg in voller Rechtsgültigkeit be- 
fteht. Darüber ift bisher feinem diefer drei Faktoren ein Zweifel beige- 
tommen. Dejterreih hat die ftipulirte Zahlung erhalten, wir find ım 
Befig der öſterreichiſchen Duittung, das Herzogthum Lauenburg hat 
Seiner Majeftät dem Könige gehuldigt und wird ım Namen des Königs 
regiert; Paften find dabei für — nicht erwachſen. 

Nehmen wir einmal an, Zeit und Umſtände hätten es geſtattet, 
Ihnen den in Gaſtein geſchloſſenen Vertrag vor ſeiner Ausführung, in 
Betreff Lauenburgs vor der Zahlung vorzulegen, Sie hätten die Ueber— 
nahme der 2 Millionen entweder, wie wir das bei Regierungsvorlagen 
gewöhnt find, abgelehnt, oder Sie hätten fie an Bedingungen geknüpft, 
die Seine Majeftät der König Anftand genommen hätte, den Yauen- 
burgern wider ihren Willen aufzuzwingen. In dieſer Yage hätte 
Seine Majeftät der König fich entſchloſſen, um den Vertrag nicht rüd- 
gängig werden zu lajjen, lieber diefe 2 Millionen aus eigenen Mitteln 
zu zahlen; würde dadurch der Vertrag ungültig geworden .jein? ch 
glaube keineswegs. 

Defterreich gegenüber ift der preußifche Staat durch Seine Majeftät 
den König gededt und vertreten, und die Kaiſerlich öfterreichiiche Regie— 
rung hat weder ein faktifches, noch ein vechtliches Intereſſe, fich danadı 
zu erkundigen, wo Seine Majeftät der König die Zahlungsmittel, mit 
denen der öfterreichiiche Anſpruch befriedigt worden, hergenommen hat. 
Dieſes Rechtsverhältniß ift aber ganz daftelbe, ob die Staatsmittel um 
deshalb außer Spiel geblieben find, weil ihre Bewilligung vom Landtage 
abgelehnt worden ift, oder um deshalb, mweil die Regierung fie nicht ın 
Anjpruh genommen hat. Es bleibt immer die Thatſache beftehen, 
daß dem Staate Feine Paften auferlegt find und der Fall des 
$. 48 nit zutrifft. 

Einen zweiten Einwand, ſchon nicht gegen die Nechtsgültigkeit des 
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Safteiner Bertrags — denn er ift in feinem ganzen Umfange ange- 
fochten in dem Kommiffionsgutachten —, jondern gegen die Einrichtungen, 
welche Seine Majeftät auf der Bafis diejed Vertrages getroffen hat, ent- 
nehmen Sie aus dem Art. 55 der Berfaflung, indem Sie behaupten, 
Lauenburg ſei ein „fremdes Reich.“ Sie werden ſelbſt fühlen, meine 
Herren, daß, um dieje Behauptung aufzuftelen, Sie ſich gegen den all» 
— und gegen Ihren eigenen Sprachgebrauch auflehnen müſſen. 
Niemand von Ihnen wird jemals von einem Lippe'ſchen oder Waldeck⸗ 
ſchen Reich geſprochen haben, geläufig wird aber Jedem von uns der 
Ausdruck ſein: das britiſche Reich, das ruſſiſche Reich, das franzöſiſche 
Reich, ſogar das ungariſche, das türliſche Reich, kurz, wir wiſſen ganz 
genau, wie weit wir in der Anwendung dieſes Ausdrucks gehen. 


Es iſt dies ein ſprachlicher Streit; erlauben Sie mir eine ſprach— 
liche Autorität anzuführen, die auch Sie anerfennen werden: Schlegel, 
der Ueberjeger des Shafejpeare, war gewiß ein genauer Kenner und vor- 
fichtiger Benuger der einzelnen Worte; id) mahe Sie auf eine Stelle 
aufmerkſam in Heinrih VI. III. Theil., 2. Akt, 1. Scene, wo in dem 
Geſpräch der beiden Brüder Eduard und Richard die Begriffe Reich und 
Herzogthum als ganz entſchiedene Gegenjäge und einander ausſchließend 
gegenüber geftellt werden. Wenn Sie die Autorität von Schlegel ver- 
werfen, jo will ich Ihnen nachher noch eine amtlichere anführen. 

E3 ift num die Behauptung aufgemorfen, e8 fei gar nicht zu er: 
meſſen, wo der Begriff „Reich“ anfängt, wie groß ein Staat fein müſſe, 
ehe man ihn „Reih“ nennen fönne Ich glaube, es iſt jchon in der 
Kommiſſions-Sitzung erwähnt worden, daß dies an gewiſſe Spigfindig- 
feiten erinnert, die fih an die Frage fnüpfen, wie viel dazır gehören, um 
einen Haufen zu bilden, Spigfindigfeiten, die älter find, als die Scho— 
laftifer. Es gab jhon im Haffischen Altertum eine philofophifche Schule 
der Soriten, Cicero nannte ihren Standpunkt einen lubricum et pericu- 
losum locum. Ich kann dies auch nod heute als zutreffend zugeben. 
Durch ſolche ſprachliche Spielereien wird zulett bewiefen, daß ein Greis 
ein Kind, und ein Kind ein Greis jei, weil die Grenze der verfchiedenen 
Pebensalter ſich nicht feftftellen läßt. 

Ich will Ihnen nun noch eine ernfthaftere Autorität anführen: id 
meine die deutjche Reichsverfaſſung. Diejes Aftenftüd ift redigirt von 
Peuten, die fi) gewiß des Werthes eines jeden deutſchen Wortes voll- 
fommen bewußt gemeien jein werden. Es ift in der deutichen Reichsver— 
fafjung der Unterjchied zwifchen Reich und Staat, und zwifchen Reich und 
Yand ſehr genau und prägnant durchgeführt, ohne dag man geglaubt hat, 
daß Jemand über die ſprachliche Bedeutung eines jeden dieſer Begriffe 
in Zweifel fein könnte, daß fie einer Erklärung bedürften. 

Bergegenmwärtigen wir uns die Epoche, in welcher der heutige Wort: 
laut des Art. 55 entitanden it. Es war die Zeit, wo die lebendigfte 
deutjche Bewegung hier wie in allen deutſchen Yändern berrichte, wo ein 
gemeinjames deutſches Parlament in Frankfurt tagte, wo Alles, was 
deutſch mar, jo wenig fremd erjchien, daß preußijche Militairpflichtige ihre 
Dienftpfliht auf der deutichen Flotte abjolviren fonnten. In diejer Zeit 
der allgemeinen Begeifterung für das in in der Bildung begriffene deutjche 
Neih wollen Sie nun behaupten, daß die preußiichen Gejeßgeber das 
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Wort „fremd“ als identifch mit „deutſch“ behandelt hätten, das Wort 
„Reich“ als identifch mit einem Pändchen wie Yauenburg! 

Meine Herren, einem anderen Minifterium gegenüber würden Gie 
das jelbjt nicht glauben. 

Noch jest in dem amtlichen Slirchengebete wird für unjer deutſches 
Daterland gebetet. Solchen Thatjahen gegenüber können Sie mir ein 
deutihes Yand nicht als ein fremdes hinftellen. Mit diefer Auslegung 
verfündigen Sie ſich an der deutſchen Epradye, an unferer eigenen deut— 
iden Nationalität, und die Regierung will fid) der Mitjchuld an diefer 
Sünde nicht theilhaftig machen. 

Im Uebrigen herriht Seine Majeftät in diefem „fremden Reiche“ 
Yanenburg bereit3 jeit dem Wiener Frieden. König Ehriftian, deſſen 
Zispofitionsbefugniß über Yauenburg Sie jegt ſelbſt nicht mehr anfechten, 
bat jeine Rechte an Yauenburg damals Eeiner Majeftät abgetreten; es 
it jegt nur die Erwerbung der öfterreichiichen ideellen Hälfte diefer Rechte 
binzugetreten, — die andere bejaßen ‚wir ſchon. 

Freilich beftreiten Sie Seiner Majeftät dem Könige auch den Befig 
dieſer ſogenannten preußifchen Hälfte, inden Sie die Behauptung auf: 
ftellen, ſie gehöre nicht dem Könige, jondern dem Staate. Der Fehler 
dieier Behauptung liegt eben in der Trennung von König und Staat, die 
in Preußen rechtlich, faltiſch und politiſch in feiner Weife durchführbar ift. 

Sie verwechſeln auch in diefem Falle, wie Ihnen das leider fo 
häufig pafjirt, die belgifche mit der preußischen Berfafjung. Die preußijche 
Lerfaffung hat ziemlich jorgfältig die belgische nachgedrudt, auch in dem 
Artifel mit den „anderen Staaten“; aber fie hat den Art 78 nicht auf- 
genommen. Der Art 78 der belgijhen Berfaffung lautet: „Der König 
bat feine andere Gewalt als diejenige, welche ihm dieje Verfaſſung oder 
ein auf Grund diejer Verfaſſung zu Stande gelommenes Gejeg förmlich 
beilegt.* Dieſer Artikel fehlt in der preußifchen Verfaſſung, und deshalb 
bat Seine Majeſtät der König bei uns alle diejenigen früheren Rechte 
der Krone, welche nicht durch den ausdrüdlichen Inhalt der Berfaffung 
oder durch ein auf Grund der Berfaffung zu Stande gekommenes Geſetz 
auf andere Faktoren übertragen worden find. Zu diefen Rechten gehört 
zweifellos dasjenige, über Croberungen der Königlichen Kriegsmacht zu 
verfügen. 

on diefem Rechte hat Seine Majeftät der König in Betreff Yauen- 
burgs Gebrauch gemacht. Die Art, wie dies gejchehen ift, hat Ihren 
Benfall nicht. Sie verwerfen die Perfonalunion; Sie würden nad) 
eimgen Andeutungen des Berichtes fich mit einer Realunion einverftanden 
erlären. Nun liegt das Berhältnig in Lauenburg genau umgekehrt. 

Sollen wir deshalb die Bewohner diejes Yandes, die zuerft die 
Snittative ergriffen haben, fi) unjeren König als Yandesherrn zu er- 
bitten, vergewaltigen? Meine Herren, das kann Ihren eigenen Principien 
met entiprechen, und ich weiß nicht, wie Sie aus der Löſung diejes Kon— 
flitts herausfommen wollen; ich gebe Ihnen amtlich die VBerficherung, daß 
die lauenburger kompetenten Pandesvertreter nicht nur, jondern daß ſämmt— 
liche Yauenburger, die mit mir darüber geredet haben, ohne Ausnahme 
mit Sorge einer Inkorporation in Preußen entgegengeblidt haben. Es 
miderjpriht ohne Zweifel Ihren eigenen Prinzipien, dieſen —— 
dieſen vielleicht berechtigten Gefühlen Gewalt anzuthun; ich wenigſtens 
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würde meinen Rath und meine Hand nicht dazu bieten. Wenn es ſich 
um das „Ob“ noch handelte, dann vielleicht; in Betreff des „Wie“ aber 
glaube ich, ift e8 billig, den Yauenburgern freie Hand zu laſſen. 

Bieleiht befinnen fich die Yauenburger jpäter einmal eines Anderen 
— pielleiht menn einmal in Preußen ein ſehr gutes Miniftertum am 
Ruder ift, vieleiht werden fie dann dem Drange ihres Herzens nicht 
widerftehen, und dann läßt ſich ja mit ihnen davon reden. 

Was über den „Privatbefig” und die „Privatdomaine“ im Bericht 
gejagt ift, die Seine Majeftät der König in Lauenburg erworben hätte, 
it mir ebenfo unverftändlich geblieben, al wenn mir ein Yauenburger 
davon jprechen wollte, daß ſein Herzog noch nebenher einen Privatbefig 
in Preußen al3 König habe. Eines trifft jo wenig zu wie das Andere. 
Seine Majeftät der König ift nicht Privatbefiger, jondern voller Sou— 
verain und Pandesherr diejes deutjchen Herzogthums. 

Daß die Perjonalunion dem preußifchen Staate Nachtheil bringe, 
babe ich nicht behaupten hören; ich glaube im Gegentheil, fie bringt ihm 
mehr Bortheile, als ihm die Anwendung des Programms der Februar: 
Bedingungen beifpielßmeife in Lauenburg gebradt haben würde, und id 
glaube, Sie zollten diefem Programme theilmeife Ihre Anerkennung. 

Wäre es nicht, wenn es gelänge, Schleswig-Holftein zu einer Per: 
fonalunion mit Preußen zu bringen, ein jehr viel erheblicherer Vortheil, 
als wenn wir blos die Februar» Bedingungen dort durchführten? Wäre 
e3 nicht ein Vortheil, der bedeutende Opfer, der einiger Staatslaften 
jogar werth wäre? 

Wenn Ihnen aber, meine Herren, das Syſtem der Perjonalunion 
nicht gefällt, warum haben Sie es nicht früher gejagt? Ich habe ja 
im vorigen Fahre von diejer Stelle die dringendfte Frage, ich kann wohl 
fagen die Bitte an Sie gerichtet: Aeußern Sie doch Ihre Anficht über 
die Zukunft der Herzogthümer! Sch habe Sie gefragt: Sind Site mit 
dem Progranın der Februar- Bedingungen einverftanden? Wünjchen Sie, 
daß es abgemindert, daß etwas hinzugefegt werde, ftreben Sie 3. B. nad 
der Perjonalunion? Ihre Antwort war ein Schweigen, weldes id 
faum beredt nennen fann, Gie fonnten fi) nicht einmal entjchließen, 
darauf zu jagen: Wir beharren bei unjerem Ausſpruch von vor zmei 
Jahren, wir wünjchen noch heut, daß der Prinz von Auguftenburg in 
die Souverainetät von Schleswig-Holſtein eingejegt wird. 

Meine Herren! ch wiederhole diefe Frage heut und in diejen Jahre 
an Sie. Noch ift e3 Zeit, zwar nicht über Yauenburg, da tft es zu jpät, 
wohl aber in Betreff Schleswig-Holſteins, da jind Sie noch heut in der 
Lage, Ihrer Meinung und der des Volkes, welches Sie vertreten, Geltung 
u verihaffen: jo jprehen Sie dodh im Namen des Volkes, was 
* Anſicht über Schleswig-Holſteins Zukunft iſt! 

Intereſſirt Sie dieſe Frage gar nicht? Sie interpelliren uns dar— 
über, Sie legen uns bei jeder Gelegenheit, bei jedem Schritte, den wir 
thun, Schwierigkeiten in den Weg; aber Sie verheimlichen Ihre eigene 
Meinung über die Frage jorgfältig. 

Nun, meine Herren, wenn Ste auch in diefem Jahre darüber 
ſchweigen, dann beflagen Sie fidy auch nachher nicht, wenn wir auf die 
von Ihnen verfchwiegene Meinung keine Rücficht nehmen fünnen. Im 
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Drange der Berhandlungen, im Drange der Ereignifje ift nicht immer 
Zeit, den Landtag zu berufen und responsa prudentum von Ihnen ein: 
zubolen, und wenn der preußische Monarch, auf den Sie fich berufen, der 

oße Kurfürft, bei den Zraftaten von Wehlau, Labiau und anderen 
jedesmal vorher, ehe er eine Klauſel unterfchrieb, feine Stände hätte be- 
zufen wollen, dann weiß ich nicht, unter welcher Herrſchaft vieleicht heute 
die Provinz ftände, von der unſer Baterland den Namen trägt. 


Meitere Aeußerungen ded Grafen Bismard im Verlauf 
der Berathung über Lauenburg. 


Meine — Sie wiſſen, ich habe ſchon vorher darauf hingedeutet, 
ih bin fein Redner — ein Vorzug, den ich dem Herrn Vorredner*) be— 
reitwillig einräume. Ich vermag nicht, mit Worten jpielend auf Ihr 
Gefühl zu wirken, um damit Thatjachen zu verdunfeln. Meine Rede ijt 
einfah und Har, und ich will mich darauf befchränten, zwei Momente, 
die mir aufgefallen find, als unrihtig hervorzuheben. 

Der Herr Borredner hat gejagt, wir hätten diefen Krieg mit dem 
Aufwande des Blutes des preußiihen Bolfes und feines 
Geldes geführt. Das beftreite ich nicht; aber nicht für Lauen— 
burg, fondern für Schlesmwig-Holftein. 

Meine Herren, ich appellire an Ihre eigenen Erklärungen, mit denen 
Sie die Regierung vor zwei Jahren feierlich bejchworen haben: wir haben 
preußifches Blut nicht eingefegt um Geminne, um Eroberungen, jondern 
für die Sache Deutſchlands in Schleswig-Holftein, und Ddiefen Krieg 
baben mir glorreich durchgeführt. Mit den Urfachen des Krieges war 
Yauenburg in feiner Berührung, als daß es zufälligerweife demjelben 
Monarhen wie Schleswig-Holftein gehörte, 

Wir haben nit um Yauenburg Krieg geführt, und es ift Entftellung 
der Thatjachen, wenn es bier fo dargelegt wird, als jet für Lauenburg 
da3 Blut des preußiichen Volkes anche Das ift einfah unmahr. 

Im Uebrigen habe ich aus der Rede des Herrn Vorredners nichts 
entnehmen fönnen, als daß er mit einem jehr fcharfen und bitteren 
Accent, al3 wenn er das Härtefte jagt, was gefagt werden könnte, der 
Regierung vorwarf, Seine Majeftät der König habe aus Seiner Cha— 
toulle Geld gezahlt, um eine vertragsmäßige Pflicht zu erledigen. Worin 
da das Vergehen liegt, inwiefern diete einfache Thatjache den Herrn Redner 
berechtigt, in einem Zone zu fprechen und Yeußerungen zu thun, al8 wenn 
er über ganz unglaubliche, unerhörte Dinge ſpräche, meine Herren, das 
verftehe ich wirklich nicht. Es gehört eine außerordentlihe Gunft dazu, 
deren der Herr Vorredner ſich in diefer Verfammlung erfreut, daß Sie 
diefen gar nicht zur Sache gehörigen Bemerkungen Ihren Beifall ſchenken. 

Es fragt ſich hier nur, ift die Regierung nad den Artikeln 55 und 
48 der Berfaffung verpflichtet, Ihnen diefen Vertrag vorzulegen? Dieſe 
Berpflihtung hat der Herr Redner meines Erachtens * nachgewieſen; 
er hat gefpöttelt über Chatoullezahlungen, über Heine Fürſten; er hat 
gejagt, wir wären am Wendepunkt der deutjhen Sache. Wie weit wir 
damit find, weiß ich befier alö der Herr Vorredner, aber was die Cha— 
toullezahlung damit zu thun hat, ift mir volftändig unklar. 


” Abgeordneter Gneift. 
Fürft Bismard. 23 
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Der Herr Vorredner hat gejagt, es hätte im Intereſſe der Regie— 
rung gelegen, die Vorlage zu machen. a, meine Herren, wenn wir ge» 
wärtigen könnten, daß, fall wir Ihnen eine Vorlage machen, Sie jie 
mit bejounener Würdigung der Intereſſen des Yandes, ohne Nebenrüd- 
fihten beurtheilen und erwägen, mit anderen Worten, wenn wir mit 
Ihnen eine glüdlichere Ehe in diejen drei Jahren geführt hätten, dann 
würden wir Ihnen auch diefe Vorlage wahrſcheinlich gemacht haben — 
ohne dazu verpflichtet zu fein —; aber wir würden dann auch unferer 
ſeits die Rüdjichten genommen haben, die wir bei Ihnen vermiljen. 

Wenn Ste jede Vorlage nur dazu benugen, um neue Elemente zu 
einer Scheidungsflage diejer Ehe zu fuchen, warum follen wir Ihnen 
Dinge vorlegen, zu deren Vorlegung wir nach dem Buchftaben der Ber: 
faffung nicht verpflichtet find? Zu dieſer find mir nicht verpflichtet, und 
deshalb machen wir fie nicht. Gefälligkeiten haben Sie von uns nicht 
zu erwarten, — und mir auch von Ihnen nicht; aljo mie können Cie 
verlangen, daß mir über unjere ftrifte Verpflichtung hinausgehen ? 

Wozu der Yärm? möchte ich fragen. Wenn wir von Ihnen eine 
unparteiijche, nur das Intereſſe des Landes erwägende Würdigung zu er: 
warten hätten, jo würde ich auch fein Bedenken gehabt haben, die Sache 
in den Kommilfionen zu vertreten. Was hilft es aber, daß ich im die 
Kommiffionen komme? ch habe kein anderes Refultat davon, als daß 
nachher auf der Tribüne hier jeder Sag damit anfängt: der Herr Mi— 
nifter= Präfident hat gejagt — und dann fommt Etwas, was ich nicht 
immer glaube gejagt zu haben, oder wenigftens ift eö jo aus dem Zur 
fammenhange gerifjen und entftellt, daß ftundenlange Reden dazu nöthig 
wären, wenn ich Alles durchgehen und berichtigen wollte, und dazu, 
meine Herren, ift mir meine Zeit und meine Yunge zu lieb. Der Herr 
Vorredner war der Anficht, es jet — ich weiß nicht, ob für die preußiſche 
Krone oder .für das Yand Preußen — nicht nüglich, mit Schleswig: Hol- 
ftein in eine Perjonalunion zu treten. Ich konftatire nur, daß die Re 
ierung dieje Auffafjung im diefem Jahre jo wenig, wie im vorigen theilt. 

ie Königlihe Regierung ift vielmehr der Meinung, daß die 
Perſonalunion nicht nur für Schleswig-Holftein, fondern 
auch für Preußens Krone oder Yand nüglidher fein würde, 
als die Februar-Bedingungen. 


(Der Kommilfiondantrag wurde mit 251 gegen 44 Stimmen 
angenommen.) 
10. Februar. Die jchranfenlofe Redefreiheit der Mitglieder des 
Landtages. Ä 


Rede ded Grafen von Bis marck bei der Berathung 
der Anträge gegen die bezüglichen Entſcheidungen des Ober: 
Tribunals. 

Meine Herren! Es iſt ſchon vom Herrn Juſtizminiſter darauf hin— 
gewieſen, daß nach Art. 86 die Richter unabhängig und keiner anderen 


Autorität als der des Geſetzes unterworfen ſein ſollen. Was aber, 
meine Herren, iſt dieſer Antrag, den wir diskutiren, anders, als der 
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Veriuh, das höchſte Gericht des Yandes der Autorität diefes Haufes zu 
unterwerfen, in vollem direften Widerſpruch mit diefem Artikel der Ver— 
faſſung. Hat diejer Antrag ein Ziel, fo kann es nur dasjenige jein, 
K das Gericht Ihrem Ausipruche ſich demnächſt fügen, daß es ſich 
danach reformiren folle. 

Wenn es Ihnen gelänge, diefen Weg mit Erfolg zu betreten, jo ift 
gar fein Grund abzujehen, warum Sie auf irgend einem Punkte Halt 
machen jollten. Eben jo gut, mie dieſes Erkenntniß des Obertribunals, 
zo Sie in eigener Sache urtheilen, find Sie berechtigt, jedes andere 
preußtiche gerichtliche Erfenntnig vor Ihr Forum zu ziehen, durch Ihre 
Brotefte anzufechten. Sie würden auf diefe Weiſe faktiſch das Haus der 
Abgeordneten als ein Gericht vierter Inſtanz einjegen, und wir hätten 
jwar feine Kabinets=, aber doch eine Kammerjuftiz. 

Wenn Ihr Antrag eine rechtlihe Begründung hätte, jo wären die 
Mitglieder beider Häuſer des Yandtages im Befige eines Vorrechts vor 
Ihren Mitbürgern, wie fie die junferhaftefte Phantafie eines anmaßenden 
aa in feinem civilifirten Yande jemals ſich hat träumen laſſen. 

3 müßte dann Art. 2 der Berfafjung einfach lauten: „Alle Preußen 
find vor dem Gejege gleich, doch haben Mitglieder beider Häufer des 
Yandtags das Recht, ihre Mitbürger zu beleidigen und zu verleumden, 
au diejenigen Verbrechen zu begehen, die mit Worten begangen werden 
tönnen, ohne daß fie dafür anders al3 im Wege der Kammerdisciplin 
zur Berantwortung gezogen werden können.“ 

Die rohefte Beleidigung, hier öffentlich) ausgeſprochen, wird höchſtens 
für eine unparlamentarıfche erflärt. Bergleichen Sie damit die Strafen, 
die auf ähnliche Rohheiten, öffentlich begangen, das Strafgeſetzbuch jest, 
und Sie werden das Mißverhältniß finden, in dem fih Ihre Deitbürger 
mt Ihnen befinden. 

Ich habe vergeblih in allen Gejeggebungen nad einer Analogie 
einer jolhen Beitimmung gejucht, wie Sie fie hier praftiih in Anſpruch 
nehmen — in den deutichen jedenfalls — ich habe fie nicht erjchöpfen 
fünnen. Mir ift nur eine eingefallen, die Sie hoffentlich nicht werden 
anziehen wollen, die preußiiche Gefinde-Ordnung, wenigſtens mie fie 
früher lautete. Ich weiß nicht, ob fie gegenwärtig anders lautet. Da 
heißt es: „Reizt das Gefinde durch ungebührliches Betragen feine Herrſchaft 
zum Zorn, jo fann es fich über Injurien, die es von der Herrichaft er- 
tährt, beſchweren.“ (Ruf links: pfui! pfui!) 

Präfident (die Glode gebrauchend): Meine Herren! Ich bitte, laſſen 
Sie den Herrn Minifter- Präfidenten doch vollftändig ausjprechen, und 
tehren Sie ſich nicht an den Vergleich, der wahrjcheinlich bevorfteht. 

Graf von Bismard: Der Vergleich liegt mir ganz außerordentlich 
fern, denn Niemand ift weniger geneigt al3 ich, diefem Haufe ein volles 
Herrenreht einzuräumen. Ich habe mich nur auf die Thatjache berufen, 
daß ich feine andere parallele Bejtimmung habe finden können, und ganz 
gewiß find meine Mitbürger eben jo wenig wie ich bereit, Ihnen dieſes 
perrenreht einzuräumen, und noch weniger werden Sie in ihrer großen 
Mehrheit der Meinung fein, daß die Berfaffung es Ihnen beilegt. 

Beftände ein ſolches Recht in der Gejeggebung, dann, meine Herren, 
wäre es eine Schmach jür die Gefeßgebung eines civilifirten Yandes. 
Dieie Schmach fann nur dadurch vergrößert werden, wenn ein joldes 
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Recht ausgebeutet wird, wenn man daraus fi einen Wal jchafft, um 
ungeftraft Berleumdungen und Beleidigungen in die Welt zu jchleudern 
gegen Leute, die fich hier zum Theil nicht vertheidigen können. 

Solche Schäden der Gefeggebung können vergefien bleiben, fo lange 
gute Sitte fie dedt. Hierüber, meine Herren, liegt die fir dieſes Haus 
— ich darf wohl einen Ausdrud gebrauchen, dem der Abgeordnete Jung 
am vorigen Sonnabend das parlamentarifhe Bürgerrecht verliehen hat 
— fo wenig ehrenvolle Thatjache vor, daß, wenn die Beleidigungen von 
Parteigenofjen ausgingen, diejelben Beifall fanden, der Beleidigte aber 
ſchutzlos blieb. 

Bon dem Ton, mie er im vorigen Jahre geherriht hat, wie er 
geftern und heute geherrjcht hat, ift mir unbefannt, daß in irgend einer 
europäifchen, parlamentarijhen Berfammlung irgend etwas Aehnliches 
dagemejen ift. 

Der Art. 27 der Berfaffung giebt dafjelbe Recht, das Sie hier in 
Anfpruh nehmen, Ihre Meinung frei zu äußern, jedem Preußen. ft 
das Recht eines jeden Preußen weniger heilig, als das Recht der Herren 
Abgeordneten hier? Sie werden das vielleicht bejahen; ich verneine e8. 

Wenn nun von einem Manne ohne Bildung in jeder Tage des 
Lebens, in jedem Affeft verlangt wird, daß er fich die Schranken gegen- 
wärtig halte, die die Ehre feines Nächften ſchützen, daß er feine Sc 
im Zaume halte und wohl überlege, auch das, was er im Zorn fage; 
dann wollen Sie behaupten, daß der hochgebietende Gejeggeber, der FW 
herrſcher des Wortes und feiner Gedanken, der fühne Schiffer auf den 
Gewäſſern der Rede, wie wir fie hier haben, außer Stande jet, die 
Klippen zu vermeiden, die das Strafgefeßbuch bietet? Wenn man dem 
Gebildeten zutraut, die Klippen zu vermeiden, glauben Sie, daß er 
unfähig jet, feine Meinung zu jagen, daß die Freiheit des Yandes unter- 
graben jei, wenn er nicht jchimpfen und beleidigen kann? Glauben Sie 
das jelbft, wollen Sie da8 dem Publitum weiß machen? 

Meine Herren! Fit das der Zuftand, der im Deutichland herrict, 
der in einem feiner Länder herrſcht, auf deren Berfaffungen Sie fid be» 
rufen, in denen aber gejagt tft, daß die Abgeordneten das Recht nicht 
haben, jondern daß fie belangt werden können, wenn fie beleidigen, ver: 
leumden, Verbrechen begehen, die mit Worten begangen werden können? 

Eine Injurie, die unter vier Augen gejagt wird, wenn fie bemiejen 
werden fann, ift ftrafbar, und bier jollen Berleumdungen, wie wir fie 
geitern noch gehört haben, von der Tribüne in die Deffentlichkeit ge— 
jchleudert, dur den Drud in Hunderttaujfenden von Eremplaren verviel- 
fältigt werden können, ohne daß fie ftraffällig find, und bemerken Sie 
wohl: das iſt eine Eigenthümlichkeit, die und von England unterjcheidet 
und die der ee Broteffor Gneift geftern nicht hervorhob. In England 
ift nicht die Erlaubnig und die Straflofigfeit, zu druden, was in dem, 
Parlament gejprochen worden ift, jobald e8 nur wörtlich übereinftimmt, 
im Gegentheil, e8 bejteht im Grunde das Verbot, jedes Wort zu druden; 
wird es aber dennoch gedrudt, jo kann man dort jede gedrudte Par: 
lamentsrede wie jedes Druckwerk behandeln, und kann der Beleidigte vor 
dem Richter feiner Ehre Geltung verfchaffen. 

Das kann man bei uns nicht, und darum gerade ift das Recht, das 
Sie in Anjprud nehmen, bei ung um jo gehäffiger als in England, wo 
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der Mißbrauch von Aeußerungen noch durch die Sitte im Zaume ge- 
halten wird. 

Ih möchte Sie auffordern: danken Sie mit mir dem Ober-Tribunal, 
daß es ung von der Fiktion befreit hat, als ob unfere preußifche Geſetz— 
Kung mit einem jo erniedrigenden Makel behaftet wäre. 

ie Frage, ob fie wirklich damit behaftet war, will ich den Herren 
Juriften überlafien, zu unterjuchen, ich jege voraus, der Herr Juſtiz— 
mmifter hat jchon darauf aufmerffam gemacht, daß das Geſetz vom 
Juni 1848, deſſen Stelle der $. 84 entnommen, urſprünglich anders 
lautete. Es hieß dort, daß feine Verfolgung ftattfinden könne für die 
von den Abgeordneten gefprochenen Worte und Meinungen. Dieſe Faffung 
dedte Sie vollitändig, fie dedte gegen die Beftrebungen eines jeden der 
zahlreichen Verbrechen, die zum Theil mit harten Strafen bedroht find 
m ÖStrafgejegbuh und die mit Worten überhaupt begangen werden 
tinnten, von Berrath und Majeftätsbeleidigung herunter biß zu den ge— 
nöhnlichen Injurien. 

Dieſe Faflung ift geändert; bei der Aenderung muß man eine Ab- 
icht gehabt haben: die „außgejprochenen Worte“ find fortgelaffen, die 
Dedung gegen diejenigen ftrafbaren Handlungen, die dur Worte be- 
gangen werden fönnen, fällt fort. Ihre Meinung fünnen Sie auch heut 
zu Toge noch mit vollftändiger Freiheit ausfprechen, auch wenn es volle 
Rechtspraxis in Preußen werden follte, mas das Dber-Tribunal erfannt 
baben mag, und was Sie und ich nod nicht kenne, was wir Alle aber 
gleichmäßig vermuthen. 

Ihre Meinungen können Sie ausfpreden, aber Berleum- 
dungen, Beleidigungen find Verbrechen, jind feine Meinungen, 
ind Handlungen, die im Strafgejeg mit Strafen vorgefehen 
iind, Handlungen von allen drei Kategorien, in die die mit 
Strafe bedrohten Handlungen eingetheilt find, Verbrechen, 
Bergehungen und Uebertretungen, und gegen die Folgen diejer 
Handlungen jhügt Sie das preußifche Gejeg meines Erachtens 
nit, oder follte Sie nicht ſchützen. 

Noch eine Frage nach dem Erfolg, den Sie fi von diefem Antrage 
überhaupt verjprechen: eine rechtliche können Sie unmöglich davon er— 
warten; jollte bei dem Einen oder Andern die Abficht zu Grunde Tiegen, 
mit Hülfe der Gemalt-Agitationen in der Prefje die preußifchen Gerichte 
einzuihüchtern, dann bin ich ficher, daß diefer Verſuch an dem ehrlichen 
Rechtsſinn unjerer Richter jcheitern muß. 


18. Februar. Zurüdweifung der Refolutionen des Abgeordneten: 
hauſes. 


Schreiben des Miniſter-Präſidenten Grafen v. Bismarck 
an den Präſidenten des Abgeordnetenhauſes. 


„Nachdem das Königliche Staats-Miniſterium von Em. Hodmohl- 
geboren gefälligen Schreiben vom 3.*), dem 10.**) und dem 16. dieſes 





*) In Betreff Lauenburgs. 
) a Betreff des Obertribunals » Beichluffes. 
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Monats*) durch mich Kenntniß erhalten, hat daffelbe bejchloffen, die 
Annahme diefer Schriftftüde abzulehnen, weil die darin mitgetheilten 
Beſchlüſſe in der dem Haufe der Abgeordneten durch die Berfaflung 
beigelegten Kompetenz nicht nur feine Begründung finden, jondern ver: 
fchiedene Artikel der Berfaffung ausdrüdlich verlegen. Das Haus der 
Abgeordneten ift weder berechtigt, einen von Seiner Majeftät dem 
Könige gefchloffenen Staatsvertrag für recht3ungültig zu erflären, noch 
rihterlihe Urtheilſprüche anzufechten, noch den Beamten der Exeku— 
tiogewalt Borjchriften zu ertheilen. Der Beichluß des Haufes vom 
3. dieſes Monats verlegt den Artikel 48, der vom 10. diefe8 Monats 
den Artifel 86, der vom 16. dieſes Monats den Artikel 45 der Verfaſſung. 

Die Königliche Regierung vermag über rechtswidrig gefaßte Beſchlüſſe 
feine amtlihe Mittheilung von dem Präfidium des Haufes entgegen zu 
nehmen, und beehre ich mich daher Ew. Hochwohlgeboren die überreichten 
Ausfertigungen der Beſchlüſſe, betreffend das Herzogthum Yauenburg, den 
Antrag des Freiheren von Hoverbed und die Petition des Herrn 
Elajjen-Kappelmann, wieder zuzuftellen. 


22. Februar. Heftige Debatte über dad Schreiben des Minifter- 
Präfidenten. 
Allerhöchſte Verordnungen, betreffend die Schliefung und 
vorgängige VBertagung des Yandtags, mitgetheilt durch den 
Minifter- Präfidenten Grafen von Bismard. 


I. 

„Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen :c., haben 
auf Grund des Artikels 77 der Verfaſſungs-Urkunde den Präfidenten 
Unjeres Staat3-Miniftertums Grafen von Bismard-Schönhaufen beauftragt, 
die gegenwärtige Sigung der beiden Häufer des Yandtages Unjerer Mon— 
ardhie am 23. dieje8 Monats in Unjerem Namen zu fchliegen. Wir for- 
dern demmach beide Häufer des Yandtags hierdurch auf, zu diefem Zwecke 
an dem gedachten Tage um 1 Uhr Nachmittags in Unferem Königlichen 
Schloſſe zu Berlin zufammen zu treten.“ 


I. 


„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


$. 1. Beide Häufer des Yandtages werden hierdurd bis zum Schluffe 
der gegenwärtigen Seſſion vertagt. 


$. 2. Unjer Staat3-Minifterium ift mit Ausführung diefer Verord- 
nung beauftragt.“ 
23. Februar. Schluß der Sejjion. 
Rede des Minifter- Präfidenten Grafen von Bismard. 
Die Regierung Seiner Majeftät des Königs hatte den diesjährigen 
Landtag nicht in der Erwartung einer unmittelbaren Pöjung des ſchwe— 


*) In Betreff des Kölner Abgeordnetenfeſtes. 
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benden Berfallungsftreites, aber doch in der Hoffnung eröffnet, daß 
das ım preußiichen Bolfe lebende Berlangen nah einer Ausgleihung 
auch in der Yandespertretung hinreichenden Wiederhall finden werde, 
um das Zujammenmwirken der Staatsgewalten zur Heritellung nütz— 
Iiher Gejege zu ermöglihen und durch gemeinjame Thätigkeit im 
Dienfte des Vaterlandes die Schroffheit des Gegenjages zu mildern, 
in welden das Haus der Abgeordneten zur Krone und zum Herrenhaufe 
gerathen war. 


In diefer Hoffnung hat die Staatsregierung den Yandtag nad dem 
Bilen Seiner Majeftät des Königs eröffnet, ohne ihrerfeitS dem Zerwürfniß 
neue Nahrung zu geben, oder die Grundlagen künftiger Berftändigung zu bes 
einträchtigen. 

Die erjte Kundgebung, welche darauf aus dem Haufe der Abgeord- 
neten erfolgte, war eine Rede feines PBräfidenten, in welcher derielbe der 
feindjeligen Stimmung der Mehrheit des Haufes durch grundloje und 
berausfordernde VBormürfe gegen die Regierung Seiner Majeftät des Königs 
Ausdrud gab. 

Diefem Vorgange entſprach die fernere Thätigkeit des Hauſes; fie 
war niht dem Frieden, fondern dem Streite zugewandt, nicht den Ge— 
ſetzes- Vorlagen, fjondern dem Beftreben gewidmet, zu Angriffen auf die 
Regierung den Anlaß auf ſolchen Gebieten zu fuchen, welche die Landes» 
— dem Wirkungskreiſe der Volksvertretung nicht überwieſen hat, 
und auf welchen die Thätigkeit der Abgeordneten deshalb eine unfruchtbare 
bleiben mußte. In dieſem Sinne wurde die vom ganzen Lande mit Freuden 
begrüßte Vereinigung des Hetzogthums Lauenburg mit der preußiſchen 
Krone und dadurd das verfajfungsmäßige Recht des Königs angefochten: 
Staatöverträge zu fchließen, welche den Staate Feine Laſten auferlegen. 
In diefem Sinne erfolgte, durch den Beihluß vom 10. Februar, ein ver: 
fajjungsmwidriger Angriff auf die durch Artifel 86 der VBerfafjungs- Urkunde 
verbürgte Unabhängigkeit der Gerichte, in Verbindung mit dem Verſuche, 
das mohlbegründete Anjehen preußiſcher Rechtspflege im Volke zu er: 
ihüttern und die Ehre eines Richterſtandes öffentlich auzutaften, deſſen 
Unparteilichfeit noch heut mie feit Jahrhunderten unjerem VBaterlande zum 
Ruhme gereiht. Durd einen weiteren Beſchluß hat das Haus der Ab» 
geordneten den Artikel 45 der Verfaſſungs-Urkunde verlegt und fich die 
Seiner Majeftät dem Könige allein zuftehenden Befugniffe der vollziehenden 
Gewalt beigelegt, indem es den Beamten derjelben Vorſchriften in Betreff 
Ihrer dienftlichen Pflichten zu ertheilen unternahm. 

Angefihts dieſer Uebergriffe mußte die Staatsregierung fich die Frage 
vorlegen, ob von der Fortjegung der Berhandlungen des Yandtages ge— 
deihliche Ergebnifje für die Wohlfahrt und den inneren Frieden des Yandes 
überhaupt zu erwarten ftänden. Seine Majeftät der König hat die Beant- 
mortung dieſe Frage ausgefegt wiſſen wollen, bis die Berathungen des 
Haufes der Abgeordneten über einen Antrag erfolgt jein würden, in welchem 
die vermittelnden Beftrebungen einer Minderheit ihren Ausdrud ges 
funden hatten. 


Der Berlauf diefer Berathungen bat bei der Staat3regierung die 
Beſorgniß nicht zu heben vermocht, daß auf dem vom Haufe der Ab- 
geordneten eingejchlagenen Wege das Land ernfteren Zerwürfniſſen entgegen 
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geführt und die Ausgleichung der beftehenden auch für die Zukunft erſchwert 
werden würde. 


Um dies zu verhüten, haben Seine Majeftät der König befohlen, 
die Sigungen de8 am 15. Januar eröffneten Yandtages zu fchließen. 
Im Allerhöhften Auftrage erfläre ich den Landtag der Monarchie für ge= 
ſchloſſen.“ 


38. Verſtimmungen und Verwickelungen mit Beferreid. 


Januar. Neue Agitationen in Holſtein. 
Maſſenverſammlung der Auguſtenburgiſchen Partei 
in Altona. 


23. Januar. Annexions-Adreſſe von neunzehn Mitgliedern 
der Schleswig-Holſteinſchen Ritterſchaft an den 
Grafen von Bismarck. 


„Ew. Exc. find — wir hegen darüber feinen Zweifel — nicht weniger als 
wir von ben unberechenbaren Nactbeilen durchdrungen, welche die gegenwärtige 
Uebergangsperiode, im völligen Gegenfat zu ben wohlmeinenden Abfichten ber 
boben Mächte, welche die Gafteiner Convention abgejhloffen haben, für die Her- 
zogthümer Schleswig. Holftein nach fich zieht. Wenn diefelbe über gewifje Grenzen 
binaus fortdauern follte, jo fünnte fie die ganze Zukunft unfers Baterlaubs ge- 
fährden. Sie ift in Holftein won Umpftänden begleitet, die mit einem geficherten 
und geordneten Zuftand der Dinge unvereinbar find, und beren längeres ort» 
beftehen das Yand nah und nad vwollftändig bemoralifiren würbe. 


Wir brauchen diefe Umftände nicht näber zu entwideln. Sie find Em. 
Ere. genugjam belannt. Hcchdiefelben werden die Bedeutung und die Tragweite 
von Agitationen vollflommen ermefjen, deren ausgeſprochener Zwed als eine ſo— 
wohl rechtliche wie moralijche Unmöglichkeit erjcheint, die aber in Wirklichkeit auch 
andern Zweden als den angegebenen nicht fremd find, und bie jedenfalls dazu 
beitragen, den gefunden Sinu der Bevölferung und ihr Urtbeil über ibre beiligften 
Intereffen zu verwirren. 


Wir haben e8 den augenblidlihen Berbältniffen nicht angemefjen finden 
fönnen, in zahlreicher Verſammlung die bier angedeuteten Uebelftände zur Sprache 
zu bringen und eine öffentliche Kundgebung im Sinne der wabrhaften böchiten 
Intereffen der Herzogtbiimer zu veranlaffen. Wir Endesunterjchriebenen haben 
aber im Bertrauen auf Em. Erc. bewährtes tiefes Verſtändniß der wahren Be» 
bürfniffe der Länder und Völker, auf deren Schidjal einen boben Einfluß auszu- 
üben Sie berufen find, beichloffen, Hochdero gütige Vermittlung ganz geborjamit 
in Anſpruch zu nehmen, um ben ehrerbietigen Ausbrud unjerer Gefühle zur 
Kenntniß Seiner Majeftät des Königs zu bringen. 


Wir ſprechen es unumwünden aus, daß wir das Wohl und das Heil 
unferes Baterlandes nur in deſſen Bereinigung mit der Preußi— 
hen Monarchie erbliden können, und vertrauen ganz ber Weisheit Seiner 
Majeftät des Königs, daß Allerhöchftdiefelben die dabin führenden Schritte zu 
erwäblen wiffen, wie auch den demnächſt unter jeinem Scepter verbundenen Yanben 
ihre eigentbümlichen Einrichtungen, foweit dieſe fih mit dem Gemeinwohl ver- 
einigen laffen, erhalten werben. Möge dieſes erjehnte Ziel bald — ſobald die 
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Umftände e8 irgend zulaffen — erreicht werben! Das ift unfer innigfter Wunfc, 
auf daß der jetige Zuſtand der Ungewißheit und Schwanfung dem Yanbe nicht 
immer tiefere Wunden jchlage!” 


2. März. Antwort des Minifter- Präfidenten Grafen v. Bismard 
auf die ritterfchaftlihe Adreffe vom 23. Januar (an den 
Grafen von Reventlow.) 


„Ew. — und den Herren, welde mit Ihnen das Schreiben vom 
23. Januar d. J. an mich gerichtet haben, danke ich im Auftrage des 
Könige, meines Allergnädigften Herrn, für das Vertrauen, melches Sie 
Alerhöchftdemfelben durch den von Ihnen gethanen Echritt bewiefen haben. 

Seine Majeftät beflagt mit Ihnen, daß die Uebelftände, welche der 
gegenwärtige Uebergangs- Zuftand mit ſich bringt, durch die aufregende 
Thätigkeit einer Partei gefteigert werden, deren Anfprüche im Rechte nicht 
begründet und mit den Verträgen von Wien und Gaftein nicht vereinbar 
find. Die Königliche Regierung hat fih bemüht, durch Verhandlungen 
mit der Kaiferlich öfterreichiichen den durch jene Verbindung gejchaffenen 
Rechtszuftand ficher zu ftellen und jeder Beeinträchtigung des inneren 
Friedens der Herzogthlimer, jeder Gefährdung ihrer Zukunft vorzubeugen. 
Ich hoffe, daß die Erreichung dieſes Zweckes der Weisheit der beiden 
Monarchen gelingen werde, in deren Hände der Wiener Friede die Ent- 
Iheidung über die Zukunft Schleswig» Holfteins gelegt hat. 

Ich habe fhon früher Gelegenheit gehabt, mich öffentlich darüber 
auszufprehen, daß unter den verjchiedenen Formen, im welchen die Rechte 
Preußens und die Intereſſen Deutjchlands in den Herzogthümern ge— 
wahrt werden fönnen, die Bereinigung mit der Breußifgen 
Monarhie die für Schleswig-Holſtein felbft vortheilhafteite 
jei. Das Anſehen, deffen die Namen der Herren Unterzeichner in Jhrer 
Heimath genießen, giebt der Thatfahe, daß Sie mit mir diefe Ueber: 
zeugung theilen, ein erhöhtes Gewicht und ermuthigt die Königliche Re— 
geerung zu neuen Beftrebungen, die Zuftimmung Oeſterreichs zu dieſer 
Yung der fchwebenden Frage zu geminnen und jo die Preußiichen von 
der Königlihen Regierung unter allen Umftänden fejtzuhaltenden An- 
iprühe unter Bedingungen zu befriedigen, welche gleichzeitig die Wieder- 
berftellung einheitlicher Verwaltung der Herzogthümer herbeiführen und 
ihre Wohlfahrt ebenjo wie ihre Sicherheit verbürgen würden... .“ 


20. Januar. Preußiſche Vorftellungen in Wien. 


Depeſche ded Grafen von Bismarck an den Gejandten 
in Wien Frh. v. Werther. 


„Em. Ercellenz überjende ich anliegend Abjchrift eines ausführlichen 
Schreibens, welches der Gouverneur von Schleswig, General: Pieutenant 
Freiherr von Manteuffel unter dem 14. d. M. an mich gerichtet hat, um 
die Thatſache und die wahre Bedeutung des öfterreihiichen Verfahrens 
in Holftein ins Licht zu ftellen. 

Die darin zufammenfaffend gegebene Darjtellung beftätigt nur meine 
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Auffafiung von der Geſammtlage der Dinge, wie fie mir aus allen einzelnen 
Nachrichten aus den Herzogthlimern, über welche ich Em. Ercellenz wieder- 
holt ge Se gemadt habe, entgegengetreten ift. Sie ift jo erniter 
Natur, das ich Em. Ercellenz ergebenft erfuchen muß, diefelbe zum Gegen: 
ftand einer eingehenden Beſprechung mit dem Herren Grafen von Mens: 
dorff zu machen. Em. Ercellenz werden ihn dabei unbedenklich von dem 
anliegenden Schriftſtück in feinem ganzen Umfange Einfiht nehmen laſſen 
fönnen. Ber der Achtung und dem Bertrauen, welche die Perfönlichkeit des 
General= Lieutenant von Manteuffel mit Recht in Wien genießt, wird die 
Sprade, zu welcher derjelbe fich genöthigt fieht, nicht verfehlen können, 
einigen Eindrud zu machen. Es ift aber in der That dringend nothmwendig, 
daß das Wiener Cabinet fi) über die Wirkung nicht täufche, welche jew 
Auftreten in Holftein hervorbringen müffe. 

Em. Ercellenz wiſſen, welche Hoffnungen erfreuliher und machjend 
annähernder Beziehungen wir an die Convention von Gaſtein geknüpft 
hatten. Die erjten Früchte des neubelebten Vertrauens zeigten ſich aud 
in der Leichtigkeit, mit der über manche Punkte, wie die Bejagungsverhält- 
nifje von Rendsburg, das Telegraphenmwejen und dergl. eine Verjtändigung 
erreicht wurde. Wir erwarteten ein ruhiges Fortjchreiten auf diejem Bee 
Wie wir jelbft in Schleswig die Verhältniſſe zu conſolidiren tradteten, 
fo glaubten wir, daß auch Dejterreih in dem viel mehr als Schleswig 
von Partei» Agitationen durchwühlten Yande Holftein ein feftes und confer: 
vative3 Regiment einführen werde. E3 war jelbjtverftändlich, daß ein jeder 
Theil in dem feiner bejonderen Berwaltung übergebenen Yande fih nad 
jeiner Weiſe einrichte, aber unter voller Achtung der gemeinjan gebliebenen 
Spuveränetätsrechte, deren Depofitar ein jeder von beiden für den anderen 
war. Die nothwendige Folge diejes Verhältniffes war die Abmweijung aller 
gegen das gemeinfame Recht der beiden Souveräne auftretenden Präten- 
fionen der Yandeshoheit; — die nothwendige Dorausjegung für ein freund 
liches Einvernehmen war die Vermeidung jeder Feindjeligteit des Einen 
gegen den Andern. 


Wir find diefen Grundjägen in Schleswig vollfommen treu geblieben. 
Da3 Regiment des Gouverneurs wird im Lande ſelbſt al3 ein unparteitjches, 
allen Fractionen der Benölterung gegenüber gerechtes empfunden. Es 
wird dem SKaijerlihen Cabinet nicht möglid fein, irgend einen Aa, 
irgend ein Wort des Gouverneurs oder auch nur die Aulaffung irgend 
eines Artikels oder einer Demonftration anzuführen, melde gegen das 
Neht Seiner Majeftät des Kaifers von Defterreich verftiege. Eben jo 
wenig wird man in Schleswig auf irgend eine zu Tage tretende Feind: 
jeligfeit gegen Dejterreich hinweiſen können. 

Wie fteht e3 aber in allen diefen Beziehungen in Holjtein? 

Um mit dem lettermähnten Umftande zu beginnen: Em. Excellenz 
haben ein reiches Material in der Hand, um dem Herrn Grafen 
von Mensdorjf zu zeigen, wie die holjteinjche Preſſe unter voller Duldung 
der Regierung von Shmähungen und Feindjeligkeiten gegen 
Preußen überfließt. Dies liegt fo offen zu Tage, daß es nicht der 
Mühe lohnt, das Material, was leicht wäre, noch zu vermehren. 

Diejelbe Preffe behandelt fortwährend den Prinzen von Auguften: 
burg als legitimen, ja als regierenden Pandesherrn. Die immer nod ge 
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duldeten Bereine fegen Demonftrationen und Ovationen für den Prinzen 
md die Glieder feiner Familie in Scene, welche auf das deutlichite den 
Charakter der Souverainetät ausſprechen. Durch die Verbindung aller 
diefer Umftände wird die bloße Anmejenheit und die Hofhaltung des 
Frinzen in Kiel von felbit zu einem fortgefegten Proteft gegen die Be- 
rechtigung der beiden Souveraine. Die Kaiſerliche Regierung aber fcheint 
zu vergeifen, daß dieſer Proteft eben jo jehr gegen das Recht Seiner 
Majeftät des Kaiſers von Dejterreich wie gegen das Recht Seiner Ma- 
jeftät des Königs von Preußen gerichtet ift; daß jede dargebotene und 
angenommene landesherrlihe Ovation eine Berlegung und Beleidigung 
eben jo jehr gegen den erjteren wie gegen den legteren iſt. Sie hat, in 
Anertennung des Prinzips, dem Prinzen wiederholt jagen lafjen, daß er 
ih nur als Privatmann in Holftein aufhalten könne, aber fie fieht nicht, 
oder will nicht jehen, daß er nicht die Rolle eines Privatmannes, jondern 
de Rolle nit nur eines Prätendenten, ſondern eines ſchon legitime 
Huldigungen annehmenden Yandesherrn fpielt. Ihre Toleranz für die 
Ausihreitungen der Preſſe und der Vereine jucht fie unter Vorwänden 
zu entjchuldigen, deren Abjichtlichkeit der Freiherr von Manteuffel in 
feinem Bericht deutlich zu Tage legt. Wir haben uns in der That niemals 
darüber täuſchen fünnen, daß die vorgejchüsgte Unanmwendbarfeit der joge- 
nannten däniſchen Gejeggebung nicht ernftlich gemeint jei; da ja jonjt der 
ganze, von Defterreic immer anerkannte Rechtszuſtand des Yandes, die 
Lerfaffung von 1854 und die auf ihr bajirenden Stände, in der Luft 
ihweben würden. Gilt jene Gejeggebung nicht mehr, jo gilt überhaupt 
teine, und es bliebe nur ein abjolutes und autofratijches Regiment übrig 
— welches dann freilich der Kaiferlichen Regierung noch weniger Hinder- 
ne im Betreff des Einjchreitend bereiten würde. 

Bir find auch nach der Gafteiner Convention darauf gefaßt gemwejen, 
dag die Kaijerliche Regierung ihr eigenes Recht in vollitem Maße ver: 
mertbe und zur Geltung bringe, und wir haben bei allen unjern Plänen 
und Vorſchlägen für die Zukunft der Herzogthümer diejes Recht als einen 
volberechtigten Factor mit in Anjchlag gebracht und die Nothmwendigkeit 
teftgehalten, uns mit demjelben auseinanderzujegen. Aber wir waren nicht 
darauf gefaßt — und wir find berechtigt dagegen zu protejtiren — daß 
Defterreih unfer und fein gemeinfames Recht ungeſcheut ver- 
legen laſſe, und dafjelbe in der Weiſe illuforifh mache, mie e8 im 
Holftein gefchieht. Der Aufenthalt des Prinzen im Yande in dem feſtge— 
baltenen und zur Schau getragenen Charakter eines Prätendenten ijt eime 
Berlegung dieje3 gemeinfamen Rechts; und Seine Majeftät der König 
\ind berechtigt zu fordern, daß hierin Abhülfe getroffen werde, und 
zwar, wenn die Kaiferlihe Regierung fih wirklidd nicht in der Yage 
erachtet, die Demonftrationen zu verhindern, dur die Entfernung des 
Bringen jelbft. 

E3 kommt nod ein anderer Punkt hinzu. Ich habe ſchon oben ange: 
deutet, wie wir von dem öfterreichiichen Regiment in Holjtein eine Conſo— 
lidirung der conjervativen Intereſſen gegenüber der allzulange geduldeten 
Unterwühlung des Landes durch eine weit verbreitete demokratische Agitation 
erwarteten, welche unter dem Schatten» Regiment eines madtlojen, von 
iht abhängigen Souveräns die Verwirklichung ihrer Pläne hofft, und 
Ion jegt bemüht ift, durch alle Mittel der Einwirkung auf das Bolt 
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und namentlih auf die Jugend ihren Einfluß zu befeftigen. Leider find 
auch im diefer Beziehung unfere Erwartungen getäufht. Die mit dem 
daB gegen das confervative Preußen Hand in Hand gehende demofratijche 
gitation fteht in Vereinen und Preffe in vollem Flor. Die Kaiſerlich 
öfterreichifche Regierung mag diefe Demoralifirung und Corruption der 
Bevölkerung mit verhältnigmäßiger Gleichgültigkeit anfehen. Wir können 
es nicht. Wie auch die zukünftige Entjheidung über die Herzogthümer 
ausfallen möge, ihr Zuftand wird immer von großer Bedeutung für 
Preußen fein; und wenn dort ein Herd demofratijcher und revolutionärer 
Tendenzen gejchaffen wird, mie es das Beftreben der Partet ift, jo wird 
ulegt immer Preußen die Aufgabe zufallen, dort Ordnung zu jchaffen. 
ft e8 der Kaiferlihen Regierung würdig, und diefe Aufgabe für die 
Zukunft, weil fie jelber weniger davon berührt wird, zu erſchweren? oder 
auch einen für ung werthvollen Gegenftand möglichen Beſitzes, darum 
weil fie jelbjt den Befig nicht fefthalten kann, gering zu achten und ohne 
viel Bedenken jchädigen zu laffen? Sie würde dann vergefien, daß fie 
dieſes Object dadurch auch für den Fall, wo es zu einer Entihädigung 
und Ausgleihung dienen fann, für uns im Werthe herabjegen würde! 

In dem ganzen Verhalten Defterreihs und auch in den Aeußerungen 
jeiner Vertreter tritt offen die Abficht hervor, an dem einjtweiligen Befig 
Holfteins feitzuhalten ald an einem Pfande, welches unter Umpftänden 
verwerthet werden ſolle. Wir halten diefe Abficht für eine durchaus 
legitime, und ich jelbft habe fie wiederholt ald den für Defterreich natür- 
lichen Weg bezeichnet. Aber ich kann es weder für weiſe noch für gerecht 
erkennen, wenn Defterreich diefe Abficht dadurd zu fördern glaubt, da 
e3 ein Prätendententhum, welches wir niemals Rn a werden, jcheinbar 
oder wirklich begünftigt, und daß es die Schwierigkeiten, welche ſich den 
vorausgejegten Breufifihen Plänen entgegenjtellen, zu vermehren fucht. 
Das Wiener Cabinet möge nicht vergejlen, daß, je größer diefe Schwierig- 
feiten werden, um jo geringer auch die Anfprüche würden, welche man an 
Preußen in Betreff der Entjhädigung machen fann; — ja, daß am Ende 
durch ein zu weites Fortjchreiten auf dieſem Wege das Object jelbjt aus 
der Hand jchlüpfen kann, 

Wir unfererfeit3 haben immer die Hoffnung auf eine Verftändigung 
in friedlihem Wege feftgehalten, und bis dahin das Provijorium im 
Sinne herzlihen Einvernehmens durchzuführen beabfihtig. Aber das 
Katjerlide Gabinet wird jih nicht darüber täufhen dürfen, 
daß die Art, wie es die Gafteiner Convention in einem gegen 
Preußen geradezu feindjeligen Sinne auszubeuten ſucht, 
nicht dazu geeignet ift, weder jene Hoffnung zu beleben, nod 
dies Einvernehmen während des Proviforiums möglich zu 
machen. Es wird ſich daher auch nicht wundern können, wenn dieſe 
Rüdjihten auf unſer Berhalten in den Herzogthümern einen Einfluß aus- 
üben, wenn wir unjere, durch die Convention gegebenen Rechte in jtrengjter 
Weiſe zur Ausübung bringen, und in diefen Beziehungen nicht mehr die— 
jelbe Leichtigkeit des Entgegenfommens beweifen, wie bei den Verhandlungen 
über Rendsburg u. f. w. im erften Beginn der neuen Einrichtungen. 

Ih erfuhe Em. Ercellenz, fih in diefem Sinne gegen den Herrn 
Grafen von Mensdorff De und ermächtige Ste auch zur Vor— 
lefung diejes Erlaſſes. 
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Seine Majeftät der König haben mir nah Senntnignahme von 
diefem Erlaſſe befohlen, Em. Ercellenz mitzutheilen, daß Allerhöchſtdie— 
felben mit dem Inhalt vollfommen einverftanden feien und Eich Selbft 
periönlich im Einne diefer Eröffnung gegen Graf Karolyi ausgeſprochen 
baben.“ 


26. Januar. Weitere dringende Depeſche ded Grafen 
von Bismard. 


(Auf Anlaß der Maflenverfammlung der Auguftenbur: 
giihen Partei in Altona.) 


„sn meinem Erlaß vom 20. d. M. habe ich die Lage der Dinge in 
Holftein, zu deren Kenntniß Em. ꝛc. in meinen andermeitigen Mitthei- 
lungen ein reiches Material zu Gebote ftand, zufammenfaflend, beſprochen 
md Sie erſucht, dem Herrn Grafen Mensdork über die Rüdwirkung der 
Borgänge in Holftein auf den Gefammtcharakter unferer Beziehungen zu 
Defterreih feinen Zweifel zu lafjen. Die neuerlihen Nachrichten aus 
Altona nöthigen mich, darauf zurüdzufommen. Man wird auch in Wien 
fühlen, daß die dort jtattgefundene Verſammlung ſchleswig-holſteinſcher 
Kampfgenofjen und Bereine nicht mehr blos ein einzelnes Glied in der 
Kette jcheinbar umbedeutender Vorkommniſſe bildet, über welche wir und 
fett Yangem zu bejchweren gehabt, fondern daß fie eine entſcheidende 
Wendung bezeichnet, bei welcher fich herausftellen muß, welchen Charakter 
das Wiener —* ſeinen Beziehungen zu uns geben will. 

Dieſe Verſammlung iſt in der That eine Erſcheinung, auf deren Zu— 
laſſung auf dem Gebiet des öſterreichiſchen Regiments in Holſtein wir 
ſelbſt nach den bisherigen Vorgängen nicht gefaßt jein konnten. Eine _ 
Maffendemonftration, beftimmt zur Agitation theils für Zwecke, melche 
die Yandesregierung furz vorher in ausdrüdlihem Auftrage des Statt» 
balterd abgelehnt hatte, theils ausdrüdlih und direct gegen Preußen; 
diefe Demonftration, zuerft polizeilich beanftandet, dann von der Landes» 
regerung nad Berftändigung mit dem Borftande in einer Weiſe zuge 
lafien, daß, wenn nur feine Refolutionen gefaßt wurden, den aufregend- 
ften Reden der meitefte Spielraum gegönnt wurde; endlich die Verſamm— 
lung von leitenden Demokraten aus andern deutjchen ändern befucht, 
ganz in derjelben Weije wie die Verſammlungen in Frankfurt und zu 
demjelben Zwecke. 

Der Plan zu diefer Verſammlung zeigt, wie man im ande die Er- 
HMärungen der Landesregierung und des Statthalter über die Agitation 
megen Berufung der Stände aufgefaßt und verftanden hatte; und die Zus 
ei ung derjelben hat leider bewiejen, daß die ein richtiges Verſtänd— 
niß war, 

Es erjcheint faſt — daß es zu dieſem Punkte hat kommen 
lönnen, wenn wir auf die Tage von Gaſtein und Salzburg zurückblicken. 
Ich durfte damals annehmen, daß Seine Majeſtät der Kaiſer von Defter- 
reih und Seine Minifter eben jo Mar wie wir über den gemeinfamen 
Feind beider Mächte, die Revolution, fähen; und wir glaubten‘, 
über die Nothmwendigfeit und den Plan des Kampfes gegen 
diefelbe einig zu fein. Auf diefe Ueberzeugung geftütt, machten mir 
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in Wien den Vorſchlag des Vorgehens in Frankfurt, auf melden das 
Kaiſerliche Cabinet einging, dem e8 aber bald die Spitze abzubrecen 
juchte und deſſen Wirfung dadurd in Nichts verlaufen ift. Dieſes Ber- 
halten war wohl geeignet, und bedenklich zu machen, indejjen fonnten wir 
doc diefe Lauheit und Zurüdhaltung noch einer gewiſſen Pafjivität und 
der Nachwirkung früherer Traditionen zujchreiben. Wir durften daber, 
wenn uns auch diefe Erfahrung für die Zukunft zur Vorſicht mahnte, 
uns doc enthalten, bejorglichere Folgerungen daraus zu ziehen. 

Das gegenwärtige Berhalten der Kaijerlihen Regierung 
in Holftein trägt einen anderen Charafter. Wir müjjen e3 
geradezu als ein aggreſſives bezeichnen und die Kaiferliche Re- 
gierung fteht nicht an, genau diefelben Mittel der Agitation gegen uns 
ins Feld zu führen, welche fie mit uns gemeinfam in Yrankfurt hatte be- 
fämpfen wollen. Worin unterfcheidet fich jene, dur den Zuzug von 
Führern der Demokratie aus Hefien, Frankfurt, Baiern illuftrirte Maſſen— 
verjammlung von denjenigen Berjammlungen, über deren Zulaſſung 
Defterreich jelbjt mit uns im Frankfurt Beſchwerde geführt bat? Höch— 
ftens dadurch, daß der Kaiſerlichen Statthalterfchaft in den holfteinjchen 
Gejegen mirfjamere Gegenmittel zu Gebote geftanden, al3 dem TFranf- 
furter Senate, daß die Wiühlerer in Holjtein einen bejtimmteren und 
reifbareren Gegenftand hat und noch unmittelbarer und feindlicher gegen 
Breuer gerichtet if. Durd den Gaſteiner Vertrag ift jede8 der beiden 
Herzogthümer gleihjam als ein anvertrautes Pfand der Treue und Ger 
mwifjenhaftigkeit des einen der beiden Mitbejiger übergeben; wir hatten 
die Hoffnung, von da aus zu einer weiteren Verftändigung zu gelangen, 
und wir haben das Recht, zu fordern, daß bis zu dem Eintritt dieler 
Verftändigung jenes Pfand ſelber umverlegt erhalten werde. Eine Be: 
ihädigung dejielben, mie fie durch dieje Umtriebe bemirft wird, können 
und mollen wir uns nicht gefallen lafjen. Das Preisgeben aller Auto- 
rität, die Zulaſſung offenbarer Mißachtung und Berhöhnung jelbitge: 
gebener Beitimmungen, die grundfägliche Nichtanwendung beftehender Ge— 
jege unter Anfechtung der Gültigkeit derſelben Seitens der Katjerlichen 
Regierung find erheblihe Beihädigungen der monarchiſchen Grundlagen, 
welche in den durch einen opfervollen Krieg unjerer Fürjorge anheim- 
gegebenen Yändern aufrecht zu erhalten wir uns verpflichtet erachten. 

E3 bedarf keiner befonderen Auseinanderjegung, welchen Eindrud 
ein ſolches Berfahren feines Bundesgenofjen im Kriege, jegt im Frieden 
auf. Seine Majeftät den König, unfern Allergnädigften Herrn, maden, 
wie jchmerzlih e3 ihn berühren müſſe, revolutionäre und jedem Thron 
reindliche Beftrebungen unter dem Schutze des öfterreichiichen Doppel: 
adlers entfaltet zu jehen, und wie ſolche Eindrüde dahin führen müſſen, 
das von Seiner Majeftät lange und liebevoll gehegte Gefühl der Zu- 
fammengebörigfeit der beiden deutſchen Mächte zu erjchüttern umd zu 
ſchwächen! 

Die Regierung Seiner Majeſtät des Königs bittet demnach das 
Kaiſerliche Cabinet im Namen der beiderſeitigen Intereſſen, den Schä— 
digungen, welche die monarchiſchen Grundſätze, der Sinn für 
öffentliche Ordnung und die Einigkeit beider Mächte durch 
das jetzt in Holſtein gehandhabte Verfahren leiden, ein Ziel 
zu ſetzen; ſie hält es für ein Leichtes, wenn die Geſetze des Landes, an 
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deren Beftehen fein ernfter Zweifel obmwalten fann, zur Anwendung ge— 
braht werden, den un würdigen Schmähungen in Preffe und Vereinen 
gegen feinen Bundesgenojfen und Mitbefiger ein Ende zu machen und 
die Einwirkung de3 fogenannten Kieler Hofes auf das Yand, welche einen 
fortwährenden Widerfpruch und Angriff gegen fein wie gegen unjer Recht 
enthält, für die Zukunft unmöglich zu machen. Wir verlangen fein nachgie— 
biges Zugeftändniß, kein Aufgeben irgend eines öfterreichifchen Rechts in den 
Herzogthümern, ſondern nur die Erhaltung des gemeinfamen Rechts; 
mht3 Anderes, als was Defterreih eben fo jehr jeiner eigenen wie 
unjerer Stellung ſchuldig ift; auch nichts Anderes, als was die Kaiſer— 
Ihe Regierung jeden Augenblid ohne irgend ein Opfer oder eine Schä- 
digung ihrer Intereſſen auszuführen in der Page if. Mag dies gemein- 
fame Recht für Defterreih von geringem Werthe fein, für Breußen ift die 
Feſtſtellung und Durhführung dejjelbeneine von ihrer Ge— 
jammtpolitif untrennbare Pebensfrage der jegigen Regie— 
rung Seiner Majeftät des Königs. 

Eine verneinende oder ausweichende Antwort auf unfere Bitte würde 
ns die Ueberzeugung geben, daß die Kaiſerliche Regierung nicht den Willen 
babe, auf die Dauer gemeinfame Wege mit uns zu gehen, jondern 
daß die Preußen abgeneigten Zendenzen, daß ein, wie wir hofften, 
überwundener traditioneller Antagonismus gegen Preußen, 
welcher fich jet da Gebiet der Herzogthümer zum Felde feiner Wirt: 
ſamleit auserſehen hat, in ihr mächtiger ift, als das Gefühl der Zur 
jammengehörigfeit umd der gemeinfamen Interefien! Es würde dies für 
die Königlihe Regierung, es mürde vor Allem für Seine Majeftät den 
König jelbft eine ſchmerzliche Enttäufhung fein, welche wir wünjchen und 
hoffen uns eripart zu jehen. Aber es ift ein unabmweisbares Be- 
dürfnig für uns, Klarheit in unfere Berhältnifje zu bringen. 
Bir müffen, wenn die von ung aufrichtig angeftrebte intime Gemeinſam— 
fit der Geſammtpolitik beider Mächte ſich nicht verwirklichen läßt, für 
unjere ganze Politik volle Freiheit geminnen und von derjelben 
* Gebrauch machen, welchen wir den Intereſſen Preußens entſprechend 
alten. 

Ich bitte Em. ꝛc. hierüber dem Herrn Grafen von Mensdorff feine 
Zweifel zu laſſen. Der Augenblid ift zu ernft und die neueften Vorgänge, 
melde auch in Wien nicht mehr ignorirt werden fünnen und deren Auf- 
faſſing und Behandlung auf die Haltung und die Abfichten des Kaiſer— 
lihen Cabinets ein für uns entjcheidendes Licht werfen muß, haben die - 
Verhältnifje zur jehr auf die Spitze getrieben, als daß eine weniger offene 
Eprabe an der Zeit wäre.“ 


Dejterreih8 Antwort. 
T. Februar. Depejche des Grafen Mensdorff an den Gejandten 
in Berlin Grafen Karolyi. 


„Durch meine verjchiedenen Mittbeilungen, ſowie durch die unlängft zu 
Wien mit mir gepflogenen Unterredungen, kennen Ew. :c. vollftändig die An— 
fihten, welche der Katferlihe Hof in Bezug auf die Gafteiner Convention und 
De ans derſelben bervorgegangene Sachlage feithält. 

Der proviforiihen Eigenfchaft diejes Uebereinfommens ceingedent, werben 
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wir fiher nicht vergefien, daß zu Gaftein weder ein Succeifionsftreit entichieden, 
noch der öſterreichiſchen Monardie eine Provinz einverleibt, noch uns das Recht 
eingeräumt worden ift, über bie politiihe Zukunft des Herzogtbums Holftein ein- 
feittg und ohne Zuftimmung Preußens zu verfügen. Ein ſolches Recht ftebt uns 
fo wenig zu, wie Preußen ein Recht zu eimfeitiger Verfügung über das Herzog. 
thbum Schleswig erworben bat. Nicht die Subftanz, ſondern nur den 
einftweiligen Befiß der Errungenschaften des Wiener Friedens: 
vertrages baben die beiden Mächte unter ſich getbeilt. Sie baben 
bie definitive Föfung der Souverainetätsfrage einem Fünftigen 
Einverftändnifie vorbehalten. Em. x. wiffen, daß ber Kaijerlihe Hof 
im vollften Umfange bie bindende Kraft diejes Borbebaltes anerkennt. Waren 
es auch nicht Anſprüche Preußens, fondern Rechte des deutihen Bunbes und 
Rechte der Herzogthümer, welche das Motiv zum Kriege gegen Dänemark bildeten, 
jo erjdien es body ſtets dem SKaifer, unjerm Allergnäbigften Herrn, als ber 
Stellung der beiden deutihen Großmächte angemeffen, bie neuen politifchen Ge: 
ftaltungen, die aus dem Kriege hervorgehen mußten, an bie Bedingung einer 
freien Bereinbarung zwiſchen den Höfen von Wien und Berlin zu knüpfen. Nie 
mals bat Kaifer Seh Joſeph verlannt, daß eine folhe Bereinbarung dem 
Staatsinterefje Preußens eine gerechte Befriedigung rang müſſe. Aus un 
verwerflichen Beweiſen Teuchtet der Wunſch Seiner Majeftät bervor, durch jedes 
möglihe Zugeftändniß die enbliche Löſung zu erleichtern. Frei von jeder Ber: 
antmwortlichkeit dafür, daß das Ziel bis jet unerreicht geblieben ift, ſteht Defter- 
reich noch immer der Regierung Seiner Majeftät des Königs von Preußen dafür 
ein, daß es nichts zulaffen werde, was der vorbehaltenen Verſtändigung zwiſchen 
ben beiden Mächten präjubiciren würde. In ber einftweiligen Verwaltung Holfteins 
iſt jedoh die Kaiferlihe Regierung nach der Uebereintunft von Gaftein keiner 
Controle unterworfen. Sie ift nicht die alleinige Eigentbiimerin der holſteinſchen 
Souverainetätsrechte, aber die Art der Ausübung derſelben ift ihrem eigenen freien 
Ermefjen überlaffen. Wie überall, fo vertritt fie auch im Norden Deutichlande 
bobe conjervative Iutereffen, und ift ihre ernfte Sorge, daß ihre ganze Action in 
Holftein den Anforderungen dieſer Pflicht entſpreche. Allein ihr Berfahren in 
Holftein hängt nur von ihren eigenen Eingebungen ab, und fie betrachtet jebe 
einzelne Frage, welche im Bereiche ihrer dortigen Adminiftration auftauchen mag, 
als ausjchlieglich zwifchen ihr und ihrem Statthalter ſchwebend, jeder andern Ein» 
wirkung aber entzogen. Diejelbe Unabhängigkeit räumt fie in Schleswig ver 
Königlih Preußiſchen Regierung ein. 

Diefe unfere Auffafjung der Lage ift im Haren Wortfaute der Gafteiner 
Beltimmungen begründet. Sie ift gerecht gegen Preußen, wie gegen uns jelbft. 
Sie entjpriht dem Gefühle unferer Würbe, fie ift von der notbwenbigen Sorge 
für unfere Intereffen gefordert. Das Berliner Cabinet, welchem wir dies Alles 
wiederholt dargelegt haben, bat daher die hier abjchriftlich beiliegende Depeice 
wohl kaum in ber Erwartung abfaffen können, daß wir von der uns fo beftimmt 
und deutlich worgezeichneten Yinie des Berbaltens abweichen würden. — — 


Durh den Gafteiner Vertrag — fo bemerkt das Cabinet von Berlin — 
it jebes der beiden Herzogthümer gleihfam als ein amvertrautes Pfand ber 
Loyalität des einen ber beiden Mitbefiger übergeben. Jeder berjelben bat das 
Recht zu fordern, daß bis zum Eintritte der künftigen Berftändigung das Object 
berfelben in statu quo erhalten werde. Dem ift in der That nicht anders. 
Aber dieſes Recht bezieht fih augenſcheinlich auf die ungefchmälerte Erhaltung der 
Subftanz. Wäre feine Bedeutung die einer Eontrofe der einzelnen Verwaltungs 
bandlungen, jo hätte ebenfogut die ungetbeilte Regierungsgemeinfchaft beibehalten 
werden können, welche bis zur Gafteiner Uebereinkunft beftand. Und wenn bie 
Klage gegen uns babin lautet, daß durch unfere Laubeit und Paſſivität das mo— 
narchiſche Prineip in Holftein geſchädigt, der conjervative Sinn, ber den ſchleswig— 
bolfteinfhen Vollsſtamm ausgezeichnet habe, umgewandelt und bas Object ber 
fünftigen Verftändigung deteriorirt werde, jo wird das Gewiſſen bes gejammten 
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Europa mit uns dieje Anklage verwerfen, denn das gefammte Europa weiß, daß 
die Beftrebungen, die beute in Holftein vorherrichen, diejelben find, die zur Zeit 
der Gafteiner Convention und längft vor dieſer Epoche beftanden, und aus welden 
der Widerftand der Herzogthiimer gegen Dänemark feine Kraft jchöpfte. 

Der Kaijer, unjer Allergnäbdigfter Herr, beflagt diefe ganze Polemik. Schwer 
wird Seine Majeftät id entichließen, zu glauben, daß König Wil- 
beim den Maßſtab für den Wertb, welden der Kaijer auf Seine 
Beziebungen zu Preußen legt, von Defterreihs Einwilligung oder 
Nihteinwilligung in den Wunfcd der Annerion der Herzogtbümer 
an Preußen werden entnehmen wollen. Ein fo einfeitiger Anfpruch ftebt 
den Gebanfen bes Königs fiher ferne. Dennoch jpricht Die Königliche Regierung 
zu uns, als ob unfere jo natürliche Weigerung, dieſe Annerion fich vollziehen zu 
laſſen, nicht anders als durch eine Rücklehr zu einer Politik verberblicher Eifer- 
ſucht und Rivalität erflärt werden könne. 9a fie fpricht, als ob fie von Defter- 
reih im Kampfe gegen ven gemeinfamen Feind, bie Revolution, verlaffen und 
dadurch an der Ausführung ibres Willens gehindert fei, auf die Dauer mit ums 
gemeinfame Wege zu geben. — Möge die Königliche Regierung einen unbefangenen 
Blick auf die jüngfte Bergangenbeit werfen. Betrachtet fie Deutichlands Zuftände, 
jo tritt ihr die Thatfache entgegen, daß wir, weit entferut, eine Coalition gegen 
Preußen bilden zu wollen, unſere Berbältniffe zu den Mittelftaaten der Allianz 
mit Preußen entjchieden nachgeſetzt, ja jo ernftlich benachtbeiligt haben, wie dies 
die durch die Anerkennung des Königreichs Italien geübte Vergeltung bekundet. — 
Birft fie Die Augen auf die Berbältniffe zwiſchen den europäiſchen Cabinetten, 
jo wird fie befennen müffen, daß wir überall als deutſche Macht und als Bunbes- 
genofje Preußens gehandelt, niemals duch auswärtigen Drud auf Preußen zu 
wirfen gefucht haben, und jelbit die in Berlin jo viel geſchmähte Wirkſamkeit 
unjeres Botichafters in Paris hat ftets nur den Zweck gebabt, Frankreich in feiner 
Politik der Enthaltung in der ſchleswig-holſteinſchen Frage zu beftärlen. — Eine 
Enttänfhung bat fomit die Handlungsweife des Kaifers, die ſich unveränberlich 
nah den oberften Intereſſen des Friedens und der Ordnung in DOefterreich wie 
in Deutichlanb und Europa regelt, dem Könige von Preußen nicht bereiten fönnen, 
und mit fefter Ueberzeugung lehne ich vom Kaiferlihen Hofe den Vorwurf ab, 
daß in feinen Gefinnungen und Handlungen der Grund liege, wenn bie von 
Preußen nah den Schlufworten des Herrn Grafen v. Bismard aufrihtig ange- 
ftrebte intime Gemeinjamleit der Gejammtpolitif beider Mächte ſich nicht verwirk— 
fiben ließe. 

Es ift diefe Verwahrung der einzige Zwed meiner Bemerkungen und ich 
würde gegen den boben Sinn des Kaifers verftoßen, wenn ich mich von jo manden 
Wahrnehmungen von geftern und heute verleiten ließe, das Verhalten bes Ber- 
liner Hofes in Contraſt mit dem unfrigen zu ſetzen.“ 


28. Februar. Conſeils-Sitzung unter Zuziehung ded Gouver- 
neurd von Schleöwig, des Chefs des Generalſtabs, des 
Gelandten in Paris. 


Eine fpätere Depeiche an die Württembergiiche Regierung fagt: 

„daß in jenem Minifterratbe allerdings die Frage zur Allerhöchſten Ent- 
ſcheidung worgelegen hat, ob Preußen nach Lage der Dinge genötbigt fei, ſich auf 
eine kriegeriſche Entwidelung berfelben vorzubereiten; daß aber bieje Frage nad 
jorgfältiger Prüfung verneint worden ift und Se. Majeftät durch die gerabe iu 
diefer Confeilsfigung gefaßten Entjchliefungen das Streben nad friedlicher Ent- 
widelung der Krifis ausbrüdlich gebilligt hat.” 


Das Werk des Generalftabes über ben Krieg von 1866 jagt: 
„Am 28. Februar fand unter Vorſitz Seiner Majeftät des Königs eine Con- 
jeils - Sigung zu Berlin ftatt, zu welcher unter andern aud ber Gouverneur von 
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Schleswig und ber Chef des Generalftabes der Armee binzugezogen wurben, ba 
bei der Möglichkeit eines Bruchs aud die militairiihen Confequenzen ins Auge 
gefaßt werden mußten. 

Es ſoll bier vollftändige Uebereinftimmung darüber geberricht baten, daß 
ein Zurückweichen in ber Eibberzogtbümerfrage nicht obne Verlegung ber Gefüble 
des ganzen Bolfes und nicht ohme Kränkung der Ebre des Landes möglich jei, 
daß man daher auf dem bisher verfolgten Wege, jelbft auf die Gefahr eines 
Krieges bin, vorjchreiten müffe. — Irgend melde kriegerifche Vorbereitung wurde 
indeffen nicht angeorbnet, denn bie im Wejentlihen bereit burdhgefübrte Heeres- 
organifation ficherte zu jeder Zeit bie rechtzeitige Entfaltung ter Waffenmacht, 
wenn fie zur Vertbeivigung bes Vaterlandes geforbert wurte, und ein Angriffe- 
frieg lag der Geſinnung des Königs fern.“ 


Diplomatiſche Gerüdte über die Confeilöfigung. 
1. März. Benedetti an den Minifter der auswärtigen Ange— 
legenheiten Drouin de Lhuys (Privatichreiben). 


„Graf Golk ift beute morgen zu mir gekommen und bat mir alsbald mit- 
getheilt, daß er geftern einem Kabinetsfonjeil beim Könige beigewobnt babe, aber 
daß er wie alle Minifter und die anmwejenten Generale fih babe verpflichten 
müffen, unter feinem Borwande Etwas darüber mitzutheilen. — Ich war nachber 
beim Grafen Bismard, und, obme im Details einzugeben, war er doch me: 
niger zurüdhaltend als Colt. Er bat mir mitgetheilt, daß feine Mafiregel zu 
fofortiger, praktifcher Ausführung beſchloſſen worden fei, aber daß feine Bolitif 
zur Geltung gelangt und von General v. Manteuffel energiſch vertbeidigt 
worden fei. Er war befriedigt über die Sprache, welche Herr v. Golf führte und 
welche alle Anweſenden von der Herzlichkeit der Gefinnungen der Regierung des 
Kaijers überzeugte. — — Was ih aus fiherer Quelle weiß, was Hr. v. Bis» 
mard mir jelbit vwerfichert hat und was nad meiner Auffaffung eine Thatſache 
von großer Bebeutung ift, — das ift, daß General v. Manteuffel, früber vie 
fefte Stüße des unbedingten Bündniſſes zwiſchen den beiden großen beutichen 
Höfen, und ber Einzige, welcher im Stande geweien wäre, ben Einfluß des Mi— 
nifter » Bräfidenten auf den König aufzumwiegen, laut werficert, daß die Ebre, wie 
das entjchiedenfte Interefje Preußens gebieteriich fordern, Defterreich zur Abtretung 
der Herzogihlimer zu drängen. Der Kriegs» Minifter v. Roon und die übrigen 
Generale find berjelben Meinung und fübren diefelbe Eprade.” — — — 


10. März. Marſchallsrath in Wien unter Zuziehung des 
Feldzeugmeifterd Benedef. 
Die erſten Eriegeriichen Vorbereitungen in Böhmen. 
Zur Spannung zwiſchen Preußen und Deiterreid. 
Aus der „Provinzial« Correspondenz.“ 


„sn der Bevöllerung macht fich jeit einiger Zeit Die Ueberzeugung geltend, 
daß bie Gemeinichaft, welche zwiſchen Preußen und Defterreich bisher keftanden 
bat, entweder bereit8 aufgegeben oder doch in ber Löſung begriffen jei. 

Handlungen der Preußiihen Regierung, welche geeignet wären, eine ſolche 
Ueberzeugung bervorzurufen, liegen nicht vor. Worauf ftiltt fich dieſelbe alio ? 
Wejentlih wohl auf das Berbalten der öfterreichiihen Berwaltung in Holftein. 

Die Preußiiche Regierung bat das Bündniß mit Defterreih unter bei 
ſchwierigſten Verhältniſſen, im Gegenjate gegen eine heftige Strömung ber öffent— 
lihen Meinung, mit Zuverfiht angelnipft, weil fie in der Einigkeit mit Defter- 
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reich nicht blos die ficherfte Bürgichaft für bie Durhfübrung beutichen Rechtes in 
Schleswig-Holftein, jondern zugleich eine Bürgſchaft für die fräftige Wieberauf- 
en beutiher Macht und deutſchen Einfluſſes überhaupt erblidte. 

er unmittelbare Erfolg bat die Auffaffung der Regierung vollftändig be- 
Rätigt. Der Berlauf der däniſchen Angelegenheit hat gezeigt, daß das Zujfammen- 
geben der beiden beutihen Großmächte binreicht, um jede Einmiſchung fremder 
Staaten in Die deutichen Angelegenheiten fern zu halten: nur durch Preußens 
und Defterreihs Waffengemeinihaft konnte die Befreiung der Herzogthümer von 
der dänijchen Herrichaft jo raſch und jo vollftändig, obne jede Wirkung fremder 
Einreden durchgeführt werden. Alle Angriffe auf bie preußiiche Politit wegen 
des Bündniſſes mit Dejterreih find in Bezug auf den nächften und eigentlichen 
Zmwed deſſelben durch jenen thatſächlichen und vollen Erfolg entkräftet, — jelbft 
diejenigen, welche bie Regierung noch immer beichuldigen, nicht den vom Ab- 
georbnetenbauje bezeichneten Weg gegangen zu fein, müßten bei einiger Ehrlich— 
teit eingefteben, daß auf dem wirklich eingejchlagenen Wege für Deutichland ſchon 
iegt weıt Höheres errungen und gefichert ift, als was von jener Seite irgend in 
Ausfiht genommen war. 

Nach jenen großen und ehrenvollen Erfolgen der gemeinjamen Politik burfte 
ih uufere Regierung aber um jo mehr der Auverficht bingeben, daß auch auf 
öfterreichiicher Seite das Bewußtſein geboben und erjtarkt jei, wie bedeutſam und 
wirfungsreih die Einmüthigkeit der beiden Regierungen für bie Machtftellung 
beider Staaten jowie für das Wohl und Gebeiben von ganz Deutſchland ift. Im 
der That machten ſich ungeachtet des mannigfachen Wiberftreites einzelner Inter- 
effen doch bei mehrfachen wichtigen Entſcheidungen auch auf Seiten Defterreichs 
das Anerfenntniß und die Ueberzeugung geltend, welch hoher Werth auf eine echte 
Bundesfreundjchaft mit Preußen und auf die Gemeinfchaft einer nationalen und 
zugleih wahrbaft conjervativen Politik in allen deutſchen Angelegenheiten zu legen 
fi. Schon ber frühere Minifter Graf Nechberg und ebenjo der jetige Leiter ber 
auswärtigen Angelegenheiten, Graf Mensporff, ſchienen bierüber mit der Preußi- 
ben Regierung im Wejentlihen einverftanden zu jein. Die innigen Beziehungen 
der beiden Monarchen gaben jener Uebereinftimmung ber leitenden Gefichtspunkte 
wiederholt eine böbere Weihe und Beftätigung. 

Es durfte daber die Preußifche Regierung von dem Bertrauen auf ben 
Ernft und die Feftigfeit jener gegenjeitig gewonnenen Weberzeugung ausgeben, 
als fie nach den vielfahen Schwierigkeiten und Unzuträglichleiten der früheren 
gemischten Verwaltung in Schleswig » Holftein fih in Gaftein und Salzburg mit 
Defterreih über eine neue vorläufige Regierungs-Einrichtung in den Here 
jogtbümern verftändigte und die jpätere Einigung über eine endgültige Yöjung 
vorbebielt. 

Nah allen Anzeihen und Berfiherungen gleihmäßiger Anerlennung und 
Würdigung eines vollen bunbesfreunblichen Cinverftändniffes fonnte Niemand 
erwarten, daß die von Defterreih einzuiegende gelonderte Berwaltung in Hol- . 
fein mehr und mehr dahin gelangen würde, den Gegenjaß gegen Preußen unb 
gegen jeine Anhänger in den Herzogthümern zu ihrem leitenden Gefihtspunfte 
zu maden und in jolder Abficht die Umtriebe einer völlig unberechtigten Partei 
im Widerfpruche mit allen fonft von Defterreich vertretenen politijchen Grund- 
lägen zu fördern. Kann es Wunder nehmen, wenn der unbejangene Beobachter 
jeine Begriffe von Bundesgenoffenihaft mit ſolchem Vorgehen nicht zu verei- 
mgen weiß, und an bem Fortbeftehen der Bunbdesgenoffenjchaft zu zweifeln an— 
fängt ? 

Noch jet darf die Hoffnung nicht aufgegeben werden, daß die Kaiferliche 
Regierung ſelbſt in Wiederbelebung jener tieferen Gemeinſamkeit ſich entſchließen 
werde, dem verhängnißvollen Gegenſatze in Holftein ein Ziel zu jegen und ben 
unerläßliben Forderungen der Preußiihen Ehre und der Preußiſch-deutſchen 
— endlich volle Anerkennung und Unterſtützuug zu Theil werden zu 
laſſen. 


24* 


372 
1866. 


Es wäre faum zu erflären und jedenfalls tief zu beklagen, wenn un- 
neachtet des Haren und überwiegenden Intereffes beider Staaten und ganz Deutſch— 
lands an einer echten Bundesgemeinſchaft zwiihen Preußen und Defterreih und 
ungeachtet ber befferen Weberzeugungen, welche in ber Kaiferlihen Regierung 
Boden gewonnen zu haben ſchienen, dennoch bie alte Eiferjucht ſchließlich bie 
Dberband behalten und die Preußiſche Regierung nöthigen follte, bei ihren wei- 
teren ei aka fortan nur bie Rüctficht auf das eigene Intereffe zu Ratbe 
zu zieben.“ 


39. Biplomatifche und militärifhe Vorbereitungen. 


Geheime Schritte Defterreih8 bei den deutſchen 
Regierungen. 

Depeihe des Grafen Mensporff an bie Vertreter Defterreichs bei 
ben deutſchen Regierungen, 16. März 1866 *). 


„Die Katjerliche Regierung begt die Abficht, falls Preußen einen offenen 
Bruch berbeiführte, das Kinichreiten des Bundes auf Grund des Art. 11 der 
Bundesacte und bes Art. 19 der Wiener Schlußacte in Anſpruch zu nehmen, 
und zugleih dem Bunde alle weiteren Entſchließungen zur Regelung ber jchles- 
wig-bolfteinichen Angelegenheit anbeim zu ftelen. Die Regierung Seiner Ma- 
jeftät des Kaifers glaubt unter den von Preußen getroffenen Vorbereitungen zum 
Kriege ihre Berantwortlichleit nicht mehr anders als durch eine directe Anfrage 
in Berlin beden zu können, und fie beauftragt baber den Grafen Karolyi, ben 
Preußiſchen Minifter » Präfidenten um pofitiven Auffhluß darüber anzugehen: ob 
der Berliner Hof ſich wirklich mit dem Gebaufen trage, die Gafteiner Konvention 
mit gewaltjamer Hand zu zerreißen und ben grundgejeglich verbürgten Frieden 
zwiſchen deutſchen Bunbesftaaten zu unterbrechen. 

Graf Karolyi wird binzufügen, daß die Kaiferliche Regierung durch dieſe 
Anfrage nicht etwa provocirend aufzutreten beabfichtige, jondern nur die hoffentlich 
irrig gebeuteten Intentionen ber Königlich Preußiſchen Regierung ins Klare zu 
ziehen wünſche. Erfolgte auf dieſe unauffchieblich gewordene Interpellation eine 
unbefriedigende oder ausweidhende Antwort, dann wäre fiir den Katlerlichen Hof 
ber Augenblid erjchienen, wo er feine Bemühungen um ein Einverftändnif mit 
Preußen definitiv als gejcheitert anlehen und am beutihen Bunde die Initiative 
bebufs der zur Wahrung des gefährdeten Bunbesfriedens und Verhütung oder 
Zurüdweifung jeder Gewaltanwenbung erforderlihen Mafregeln ergreifen müßte. 
Defterreich müßte dann in Frankfurt ohne allen Berzug eine Erklärung folgenden 
Inhalts abgeben laffen: „Den boben Bunbesgenofjen Seiner Majeftät des Kai- 
jers jei befannt, welchen entjchiedenen Werth der Kaiferlihe Hof darauf gelegt 
babe, in den Berbandlungen über bie politiihe Zukunft der Elbherzogthümer das 
Einverftändniß mit Seiner Majeftät dem König von Preußen feftzubalten. Mit 
Bebarrlichleit und im verfühnlichen Geifte habe der Kaifer fich beftrebt, gemein- 
Ichaftlih mit Preußen die Mittel zur endlichen Löſung der fchleswig » holfteinichen 
Berwidelung zu finden. Stets werde Seine Majeftät als Souverain Defterreicht 
wie als deutſcher Bunbesfürft die höchfte Beruhigung aus dem Bewußtſein ſchöpfen, 
fein billiges Zugeftänbniß verjagt und jebe mögliche Probe verföhnlicher Gefinnung 
abgelegt zu haben, um zwiichen Defterreih und Preußen jene Eintracht zu erhalten, 
welche die wejentlichfte Bürgichaft für dem inneren Frieden wie für die äußere 
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Sicherheit und Geltung bes deutſchen Vaterlands bilde. Zum tiefften Bebauern 
des Kaiſerlichen Hofs feien jedoch bie bisherigen Verhandlungen mit Preußen ohne 
den gewünſchten Erfolg geblieben. Die Königlich Preußiiche Regierung babe ge- 
glaubt, —— aufſtellen zu müſſen, deren Gewährung mit den Intereſſen 
und der Machtſtellung der öſterreichiſchen Monarchie eben ſo wenig wie mit dem 
deutſchen Nationalintereſſe und der Verfaſſung des deutſchen Bundes vereinbar 
ſei. Der Präſidialgeſandte ſei daher beauftragt, der Bundesverſammlung die An- 
zeige zu erſtatten, daß die Kaiſerliche Regierung ihre Bemühungen, eine definitive 
Löſung der Herzogthümerfrage im Einvernehmen mit Preußen vorzubereiten, als 
vereitelt betrachten und fonach alles Weitere den verfaffungsmäßigen Beichlüffen 
des Bundes, welchem ihre Anerfennung ftets gefichert fei, anheimftellen müffe. 
Auf diefe Erklärung dürfte fich jedoch die Kaiferliche Regierung nicht beſchränken. 
Sowobl durch die Sprache bes Preufifhen Cabinets als durch Nachrichten über 
militairiiche Borbereitungen in Preußen fei in weiten Kreifen die Bejorgniß einer 
Gefährdung bes Friedens in Deutſchland wachgerufen worden. Die Kaiferliche 
Regierung bege zwar bie Hoffnung, daß bie Kenntniß der wahren Intentionen 
Preußens binreichen werde, um dieſe Bejorgniß vollftändig zu zerftreuen. Allein 
da es ihr nicht gelungen fei, vom Berliner Cabinet befriedigende Aufllärungen 
zu erhalten, jo befinde fie fih in dem Fall, in dem SKreife ihrer Bunbesgenofjen 
fh auf die durch Art. 11 der Bundesacte und Art. 19 der Wiener Schlußacte 
jeierlih von allen Mitgliedern des Bundes eingegangenen Verpflichtungen zu be- 
rufen. Der Gejammtbeit des Bundes liege e8 ob, Sorge dafür zu tragen, daß 
Streitigkeiten zwiichen Bundesgliedern nicht mit Gewalt verfolgt werben, und bie 
Kaiferlihe Regierung erfülle daher nur eine Pflicht, wenn fie ber Bundesver- 
ſammlung rechtzeitig anbeimftelle, auf Wahrung des Bundesfriedens ihr Augen- 
merk zu richten. Zunächft werde die Bundesverfjammlung fich darüber, daß Ge- 
fahr der Selbſthülfe nicht vorhanden jei, jene vollftändige Beruhigung zu ver- 
ſchaffen haben, weiche eine an Recht und Bertrag feftbaltende Regierung wie die- 
jenige Seiner Maj. des Königs von Preußen ihren Bunbesgenofjen ficher nicht 
werde vorenthalten wollen. Borftebendes würde der Inhalt der erften Kaiferlichen 
Erklärung am Bunde fein, und die Kaiferliche Regierung erwartet, daf die ... 
ren Regierung ihren Bundestagsgefandten in Frankfurt im 
Boraus mit der Inftruction verjeben werde, unmittelbar nad der 
öfterreihifhen Erklärung für eine Aufforderung oder ein Erjuden 
an Breußen, ſich über feine Abjihten auszuſprechen, zu flimmen. 
Sollte der Widerſpruch einzelner Gelandten eine Berathung und Schlußziehung 
in derſelben Situng, wie bie Gejchäftsorbnung dies ermöglicht, verhindern, fo 
wire wenigſtens in einer unmittelbar nachjolgenden Sigung die fachgemäße Er- 
Öffnung an Preußen zu befchließen. Gleichzeitig oder erft nah Eingang der Preu- 
Fiihen Erklärung dürfte dem bolftein » lauenburgiichen Ausichuffe der Gegenjtand 
zuzuweiſen, und auch die bem Art. 11 der Bundesacte entiprechende Bermittelungs- 
aufgabe demjelben Ausihuffe zu übertragen fein. Würde übrigens die Gefahr 
eines Friedensbruches noch dringender, ergäben fich pofitive Anzeichen für beab- 
fihtigte Gemwaltftreihe, oder würde in Preußen die Mobilifirungs-Orbre wirklich 
erlaffen, dann könnte jelbftredend dem Drang der Situation nicht durch die bloßen 
Vermittlungsbemübungen eines Ausschuffes abgeholfen werden, fondern die Noth— 
wendigleit würde vorbanden fein, rafh und entjhieden bie Mafregeln 
ju ergreifen, durch weldhe, um mit dem Art. 19 der Schlufßacte zu 
reden, jeder Selbftbülfe vorzubeugen unb ber bereis uuternome 
menen Einhalt zu tbun wäre. Einem brobenben Angriff Preußens 
gegenüber könnten dieſe Mafiregeln nur in der Kriegsbereitjchaft 
des 7., 8., 9. und 10. Bundescorps und in der Aufftellung der— 
jelben im Berbande mit ber öſterreichiſchen Armee befteben und 
die Kaiferlide Regierung muß daher hoffen, baß fie im gege- 
denen Augenblid die....... Regierung bereit finden würde, für 
einen ſolchen Beihluf in Frankfurt zu ffimmen.“ 
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Oeſterreichs Rüftungen. 
I. 
Aus dem Werke des preußiſchen Generalftabs. 


— — Schon unter dem 16. März erließ das Wiener Cabinet an mebrere 
beutiche Höfe eine gebeime, zunächft zwar in Abrede geftellte, aber ſchließlich doch 
befannt geworbene —* welche die eventuelle Regelung der ſchleswig-holſteinſchen 
Angelegenbeit durch den Bund in Ausficht ftellt, dagegen aber die Kriegsbereit— 
madung des T., 8., 9. und 10. Bundes» Corps und ihre Aufftellung im Ber- 
bande mit der öfterreichifchen Armee erwartet. Dies Alles freilich für den Fall, 
„daß Preußen einen offenen Bruch berbeiführe“ und im Hinweis auf die von 
Preußen „getroffenen Vorbereitungen zum Kriege.“ 

Die öfterreihiihe Regierung jette ſich dabei über die Stipulationen bes 
Wiener und bes Gafteiner Vertrags, wie über die Normen ber Bundes » Ber- 
fafjung binweg, unter Vorausſetzung von kriegeriſchen Vorbereitungen, die in 
Preußen notoriſch nicht ftattgefunden hatten, während vielmehr zu jener Zeit im 
Defterreich bereits Reſerven einberufen, Truppen aus Mähren, Galizien und 
Ungarn nah Böhmen transportirt und Herftellungsarbeiten an den Feſtungen 
nächſt der Preußifchen Grenze ausgeführt wurben. 

Die Dislocation der öfterreihifhen Truppen: war befannt. — — 

Es war die Truppenftärke in Böhmen um 10 Bataillone und 10 Escadrons 
vermehrt worben. 

Außerdem befanden fih noch 20 Escadrons in Anmarih von Ungarn und 
Siebenbürgen ber nah Böhmen, 2 andere Kavallerie » Regimenter aus Galizien 
batten bereits Mäbren erreicht. 

Ale diefe Mafregeln Tiefen fich faum noch als eine bloße Friedens - Die- 
location bezeichnen. Zwar waren einige der nach Böhmen berangezogenen Re- 
gimenter dadurch in die Näbe ihrer Werbebezirke gelangt, aber dafür wurden bie- 
jenigen, welche ihre Werbebezirfe auswärts hatten, nicht aus Böhmen zurückgezogen. 
Ebenjo wenig boten die Judenhetzen eine genügende Beranfaffung, denn bie 
Truppen wurden meift nabe der Preußifhen Grenze im Gegenden gelegt, mo 
dergleihen Erceffe gar nicht ftattgefunden hatten. Die öfterreichiihe Preſſe war 
angewiejen worden, über Truppenbewegungen nichts zu veröffentlihen und gerade 
biefe Heimlichkeit und das offictelle Ableugnen von Kriegsworbereitungen fteigerten 
das Mißtrauen. 


II. 


Aus der „Provinzial- Korrespondenz“ vom 21. März 1866. 


In den legten Tagen find aus Defterreih Nachrichten eingegangen, welche 
von allfeitigen Rüftungen in den Kaiferliben Staaten fpreden, und nach ben 
Andeutungen der dortigen Zeitungen muß man glauben, daß die Riftungen gegen 
Preußen gerichtet jeien. 

Dieſe Kunde ift infofern einigermaßen überrajchend, als die Preufiiche Re— 
gierung weber durch ihre diplomatiſchen Verhandlungen mit Defterreih, nod 
durch Diefjeitige militairifhe Mafregeln einen Anlaß zu bebrohlihen Schritten 
Seitens Defterreich8 gegeben bat. — — 

— — Wie kommt DOefterreih dazu, mit einem Male gegen Preußen zu 
in Velden Grund oder Vorwand kann die öfterreichifche Regierung dazu 
aben ? 

Man wird doch nicht annehmen dürfen, daß ſchon die ftillfehweigende Ab- 
wendung von Defterreich und bie freie Bewegung der Preußiſchen Politik nad 
anderen Seiten bin als ein Kriegsgrund für Defterreich gelten jollte, daß man 
in Wien etwa gemeint wäre, Preußen in ein Verbältniß ber Abbängigfeit von 
der Kaiferlihen Bolitil drängen zu wollen, welches mit der Selbftftändigfeit, ber 
Machtftelung und Würde Preußens ficherlich nicht vereinbar wäre. 
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Und doc verkündet die üfterreichiiche Preffe faft einmüthig: man rüfte dort 
und man rüfte gegen Preußen. Aus Wien, aus Böhmen, aus Galizien und 
Ungarn kommen gleichzeitig Nachrichten von Vervollſtändigung der NRegimenter, 
ven Truppenjendungen u. |. w., die Richtung der Bewegung aber gebt durchweg 
nah Norden auf die Preußiiche Grenze zu. 

Ale dieſe Nachrichten, welche fich täglich und ftiinblich mehren, find, wie 
es ſcheint, durchaus glaubwürdig, und bie öfterreichiiche Regierung bat diejelben 
weder in den amtlihen Zeitungen, noh auf anderem Wege in Abrebe zu ftellen 
oder denjelben eine andere Erklärung zu geben geiucht. 

Es kommt dazu, daß im Königreih Sadjen, deſſen Regierung bekanntlich 
während des ganzen Berlaufs der jchleswig - bolfteinichen Frage keine Gelegenheit 
verfäumt bat, ihren Gegenjat gegen bie Preufifcen Auffafjungen und Abfichten 
geltend zu machen, gleichfalls eine Vermehrung der milıtairifchen Kräfte, wenn 
auch mit einer gewiſſen vorſorglichen Heimlichlkeit ftattfindet: ja man foll dort in 
Kriegsgedanken ſchon jo weit gegangen fein, die Schäge des Reichs auf der Befte 
Königftein in Sicherheit zu bringen. 

Nun denn: wenn Defterreih und feine vermeintlihen Freunde 
gegen Preußen rüften, fo legen fie unferer Regierung die Ber- 
pilihtung auf, dafür Sorge zu tragen, daß Preußen durd friege- 
riihe Ereignifje nicht überrafcht werben fünne. 

Dank der jegigen Organifation unferes Heeres fann die Re- 
gierung der Rube des Landes und den gewerbliden Berbältnijjen 
volle Rüdjicht bis zum Augenblide des wirkliden Bedürfniſſes zu 
Theil werden lafien. 

Man wird aber unjerer Regierung zutrauen, daß fie es nicht 
dabin fommen lajjen werde, wie es im Jahre 1850 gejhab, daß 
eine öfterreihiihe Armee zum Angriff bereit an unferer Grenze 
Rand, ohne daß wir in der Lage waren, berfelben die entſprechenden 
Kräfte entgegen zu ſtellen. Die damalige Verſäumniß und ihre 
lange empfundenen Folgen werden fih gewiß nicht wiederholen.“ 


Preußens erite NRüftungen. 
L 
(„Provinzial-Correspondenz“ vom 28. März; 1866.) 


„Bon allen Punkten der Preußisch » öfterreichiihen Grenze fommen zuver- 
läſſige amtlihe Mittbeilungen von Truppenmärſchen und Aufitelungen jo erbeb- 
liher Art, daß ſchon jet die Auſammlung bedeutender Heeresmaſſen in den 
Grenzprovinzen Mähren und Böhmen außer Zweifel ſteht. Auf allen öſter— 
reihiichen Bahnen folgen die Sendungen italienischer, ungariſcher und galizifcher 
Truppen, fo wie Transporte von Geihüben und Kriegsmaterial. Im Wiber- 
Ipruche mit der BVerfiherung, daß Beurlaubte nicht einberufen feien, wimmelt es 
auf allen Stationen von Beurlaubten, bie zu ihren Regimentern eilen. Die 
Pierdeanfäufe, das ficherfte Anzeichen einer ernften Mobilmahung, find überall 
im lebhafteften Gange. 

Diefen Thatjahen, welche, wie gejagt, aus unbedingt zuverläffigen Quellen 
eutnommen find, bat die preußiiche Regierung ihre Augen nicht verfchließen können. 

Welcher Staat könnte es rubig geſchehen laffen, daß ein Nachbarftaat ohne 
erihtlihen Grund bedeutende Truppenmaffen in drohender Art unmittelbar an 
der Grenze vereinigte. 

Die Bedenklichkeit diefes Vorgehens ift noch gefteigert durch die Heimlichkeit, 
unter deren Schuß dafjelbe ausgeführt worden ift, durd die Ableugnung und die 
Ausflüchte der öſterreichiſchen Organe. 

Preußen konnte fib an feinem Theile aller militairifhen Maßregeln lange 
Zeit hindurch enthalten, weil unfere Regierung einerfeits an einen grunblojen 
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Angriff von Seiten Defterreihs nicht glauben mochte, weil anbererfeits bie jetzigen 
Einrihtungen unferes Heerweiens bie Zuverficht gewähren, baß bie einzelnen 
Heeresabtheilungen dem Rufe des Königs, fo bald es Noth thut, in Fürzefter Zeit 
entiprehen können. Man erinnert fib, daß vor zwei Jahren eine Garde » Divi- 
fion acht und vierzig Stunden nah erhaltenem Befehl bereit auf dem Kriegs- 
ſchauplatze ftand. 

So gerechtfertigt jedech Preußens Zuverficht auf feine gute Sade und auf 
die Schlagfertigleit bes Heeres ift, jo muß doch die Regierung darüber 
waden, daß die Grenzen des Landes auch nicht einen Augeublid 
unvertbeibigt bleiben. Wenn es Defterreih möglich gemadt 
würde, überwiegende Truppenmafjen dicht an unferer Grenze zu 
vereinigen, obne baß Preußen das erfordberlihe Gegengemwidt 
fofort in Bereitihaft hätte, jo könnte eine plötlihe weitere Ber- 
widelung der Dinge möglider Weife mwenigftens augenblidlide 
Gefahren für die zunächſt ausgejetten Landestheile bereiten. 

Diefe Berantwortung darfdie Regierung nidtauffjih nehmen. 

Es dürften in biefem Augenblide bereits bie Befehle zu den— 
jenigen militairifhen Mafregelnergangenjfein, welde unerläßlid 
find, um ber Gefahr eines etwaigen Angriffs fofort und nad- 
brüdlih vorzubeugen.“ 


II. 


Aus dem Werle des Generalfiabs. 


„In Berlin fand am 28. März ein Confeil ftatt, in welchen vorzugsweiſe 
die militairiiche Lage zur Sprache gebracht wurde. 

Abgefehen von den noh im Marfch begriffenen Truppen ftanden damals 
in den zunächſt an Schlefien grenzenden öſterreichiſchen Yanbestbeilen 71 Batail- 
one, 44 Escadrond und 33 Batterien. Die Kavallerie war völlig friegsbereit, 
die Artillerie zählte 240 bejpannte Geſchütze und es bedurfte mur der Cinbeor- 
derung und bes ſehr leicht zu bewirfenden Transports der Infanterie» Rejerveı, 
um binnen wenigen Tagen ein Heer von 80,000 Mann zu formiren. 

In Schlefien hingegen ftanden 38 Bataillone, 29 Escadrons, 18 Batterien, 
ca. 25.000 Dann in den gewöhnlichen Friedens» Garnifonen vwertbeilt. Urlauber 
und Reſerven waren nirgends eingezogen, der Pierbebeftanb der Cavallerie und 
Artillerie war nach dem Friedensfuß bemefjen. 

Hätte Preußen einen Bruch mit Defterreich beabfichtigt, jo wäre der Vorwand 
dazu gegeben gemwejen. Der König beichränkte fih aber, weiter gehende Anträge 
verwerfend, auf einige rein befenfive Borfihtsmaßregeln. ‚ 

Da DOefterreih jchon im Frieden %,, feiner Geſchütze beipannt hält, Preußen 
bingegen damals nur %,, jo wurbe unter dem 29. und 31. März Nachftebenbes 
angeorbnet: 

Es jollte fih das Garde-, 3., 4. und 6. Feld» Artillerie» Regiment und vom 
5. die 1. und bie reitende Abtbeilung durch Einziehung der jüngften Jahrgänge 
des Beurlaubtenftandes auf die Kriegsftärfe augmentiren und ihre Erfat- Ab» 
theilungen formiren. Die erforderlihen Pferde waren freihändig anzufaufen. 

Ferner jollten in den unmittelbar bedrohten Yandestheilen, alſo bei ber 
12., 11., 9., 5., und 7. Divifion, dann bei den 4 neuen Garde » Regimentern und 
dem in Torgau garnifonirenden Regiment Nr. 72 die Bataillone auf die 
Sarbe-Frietensftärfe von 686 Mann gejetst werben. 

Die vom 6. Armee» Corps in den Eibherzogtbümern ftebende Infanterie 
und Artillerie wurde in gleicher Weije augmentirt, 3 Munitions » Colonnen per 
Eifenbabn dorthin gefchafft und daſelbſt bejpannt. 

Die Feltungen Coſel, Neiffe, Glatz, Torgau und Wittenberg erbielten bie 
volle Kriegsbefagung an Artillerie und Pionieren, fowie die an der Armirung 
uch fehlenden Geſchütze, Glogau, Spandau und Magdeburg die für eine erfte 
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Augmentation feftgefegte Mannfchaft obiger Kategorie. In Coſel, Neiffe und 
Glas wurden die Ausfall» Batterien beipannt. 

Die ganz defenfive Tragweite der getroffenen Anordnungen war bei 
der Durchfichtigkeit der Preußischen Heeresorganifation und bei ber vollen Freiheit 
der Preußiſchen Prefje leicht zu gewahren. Auch nicht ein einziger Truppentheil 
war wirflih mobil geworben, bie Bataillone konnten aus den Feltungen nicht 
abrüden, weil feine Erjat- und Landwehr - Bataillone zu ihrer Ablölung zur 
Verfügung ftanden, unb man war burch alles bisher Angeordnete noch nicht im 
Stande, nur eine einzige Divifion zum Schutz der Grenze aufzuftellen. — Da- 
gegen blieb es ſchwer erfennbar, was in Oeſterreich —* Wahr iſt es, 
daß die Nachrichten über die dortigen Rüſtungen vielfach übertrieben geweſen 
find, aber es gab fein Mittel, fie zu controliren. Alle Angaben ſtimmten jedoch 
darin überein, daß Urlauber eingezogen würben, daß zahlreihe Militair- Trand- 
porte nah dem Norden abgingen und daß wenigftens die 4. Bataillone auf volle 
Kriegsſtärle gebracht ſeien.“ 


Gegenſchritte Preußens bei den deutſchen Höfen: 
Ausſicht auf Bundesreform. 


Depeſche des Grafen Bismard an den Vertreter Preußens bei 
den deutſchen Regierungen, 24. März 1866. 


„Als im Auguft v. J. die Gafteiner Uebereintunft gefchloffen worden 
war, durften wir hoffen, eine Bafi3 gewonnen zu haben, auf welcher die 
Yung der fchleswig=holfteinihen Frage ohne Nachtheil für das freund: 
Ihaftlihe Einvernehmen beider Mächte abgewartet werden fünne. Aber 
Ihon bis zum Januar d. J. waren durh das Verhalten Defterreihs 
in Holftein die Dinge jo mweit gediehen, daß wir uns in Depejchen an den 
Königlihen Geſandten, melde das Datum des 20. und 26. Januar 
trugen, mit ernften Bejchwerden an die Katjerlich öjterreichiiche Regierung 
wenden mußten. 

Wir hatten uns darüber zu beflagen, daß Defterreich fortfuhr, ſich 
in directen Widerfpruch zu jegen mit den Bajen, auf welchen der Wiener 
Frieden und demnächſt die Gafteiner Convention beruhten. Denn während 
Defterreich in diefem Frieden die Abtretung der Herzogthümer vom König 
Ehriftian IX., welcher auf Grund der im Jahre 1853 eingeführten und 
von Dejterreich anerfannten Thronfolge im Beſitz derjelben war, mit ung 
—————— angenommen hatte, war jetzt die Thätigkeit der öfterreichi- 
hen Verwaltung in Holſtein darauf gerichtet, diefes dem Könige, unſerm 
allergnädigften Herrn, in Gemeinjchaft mit Seiner Majeftät dem Kaifer 
‚bon Defterreich gehörige Land ohne Preußens Einwilligung dem Prinzen 
von Auguftenburg thatjählih zu Überantworten, welcher fein Recht auf 
daffelbe hat, und deſſen Anſprüche früher von Defterreich felbft entſchieden 
beftritten worden waren. Wir trugen diefe Befchwerden der Kaiferlichen 
Regierung in einer eben fo freundfchaftlihen als klaren Sprache vor, und 
baten fie im Intereſſe unferer intimen Beziehungen um Abftellung derjelben 
und um ungefährdete Erhaltung des in Wien und Gajtein ftipulirten 
status quo. Wir fügten hinzu, daß, wenn unſere Bitte erfolglos bleibe, 
wir darin mit Bedauern ein Sympton der Gefinnung Oeſterreichs gegen 
und jehen müßten, welches uns das Vertrauen auf die Zuverläfligkeit 
unerer Alltanz nehmen würde. In diefem unerwünfchten Falle würden 
wir die Phafe der feit zwei Jahren beftandenen intimen Beziehungen als 
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abgeichlofjen betrachten und gegen die ferneren Wirkungen des aus diefen 
und anderen Symptomen fich ergebenden Uebelmollens des öfterreichiichen 
Gabinet3 gegen Preußen anderweite Sicherheiten zu gewinnen fuchen. 

Auf diefe, von den verjöhnlichften Gefinnungen eingegebene und in der 
Form freundichaftlihe Miittheilung erhielten wir von Wien — in einer 
Depeihe vom 7. Februar — eine ablehnende Antwort. 

Wir haben e8 nicht für angemeffen gehalten, nad) derjelben die Eorre- 
fpondenz fortzujegen. Ueber die Bedeutung aber, die wir der Antwort 
Defterreihs beilegten, habe ich mich dem Örafen Karolyi gegenüber auf 
fein Befragen bei der erften Unterredung nah Empfang der Depefche 
vom 7. Februar dahin ausgeſprochen, daß unfere Beziehungen zu Dejter- 
reih nunmehr anjtatt des intimen Charafters, den fie während der legten 
Fahre angenommen, auf denjelben Standpunkt zurüdgeführt worden feien, 
auf dem fie vor dem däniſchen Kriege geweſen — nicht beffer, aber 
auch nicht ſchlimmer, als zu jeder fremden Macht. Vom Kriege ift dabei 
fein Wort gefallen, und jede Drohung mit Krieg lag uns damals eben 
jo fern wie jeßt. 

Seit diefer Zeit, feit der Mittheilung der Depeihe vom 7. Februar, 
haben beide Mächte gegen einander gejchwiegen. Bon unjerer Seite ift 
nichts gejchehen, um die Situation zn verändern, und dennoch jehen wir 
mit Griaunen Defterreich plöglich zu einem großen Kriege Vorbereitungen 
treffen und uns gleichzeitig den Borwurf machen, als ob wir e3 feien, die 
den Frieden zu ftören beabfichtigen. Zahlreihe Mannſchaften nebft Artillerie 
und anderem Kriegsmaterial werden aus den öjtlihen und füdlichen 
Provinzen Defterreihd nah Norden und Weiten gegen unjere Grenze 
dirigirt, die Regimenter in Kriegsbereitſchaft gejegt, und bald wird eine 
ftarfe Heeresmaht an unjerer vollkommen von allen Gegenmaßregeln ent- 
blößten Grenze ftehen. 

In der Anlage finden Eure... nähere Angaben über diefe Maß— 
regeln. Was bezwedt Defterreih mit diejen Küftungen? Bill e8 uns 
mit Gewalt zwingen, fein intimer Bundesgenofje zu bleiben, oder unſer 
Schweigen durch entgegenfonmende Eröffnungen zu bredien? In beiden 
Beziehungen werden wir unfere Freiheit zu wahren beredtigt jein, und 
wir fünnen in der drohenden Haltung, welche Oeſterreich plöglih gegen 
und annimmt, nur einen neuen und lberzeugenden Beweis einer Gefinnung 
gegen uns erbliden, melde nur auf einen günftigen Augenblick wartet, um 
ihren Ausdrud in Thaten zu finden. Bisher haben wir auch nicht den 
entferntejten Anfang zu Oegenrüftungen gemacht, feinen Mann eingezogen, 
feine Truppen dislocirt, feine Vorbereitungen getroffen. Aber wir werden 
AUngefihts der öfterreichifchen Aufitelungen nun auch unjererfeits nicht 
länger zögern dürfen, damit die Situation von 1850 fich nicht wiederhole, 
wo eine fchlagfertige öfterreichtiche Armee drohend an unferer Grenze ftand, 
bevor wir gerüftet waren. Die Behauptung, daß Defterreichs jegige Rüftung 
nur der Defenfive gelte, kann ung über ihren drohenden Charakter nicht 
beruhigen, da von uns feine einzige Maßregel ergriffen war, welche Defter- 
reich hätte veranlaffen können, an jeine Bertheidigung zu denken. Wir 
befürchten, das die Sprade Defterreich8 fich ändern würde, jobald ein 
enticheidender Vorſprung in den Rüftungen ihm eine Ueberlegenheit gäbe. 
Wenn wir daher nunmehr auch Rüftungen anordnen müſſen, jo werden wir 
mit mehr Recht als Defterreich behaupten fünnen, daß fie einen rein defen- 


379 
1866. 


fiven Eharafter tragen und nur durch Defterreich® unerflärte Rüftungen 
berporgerufen find. Wenn durch diefes Gegenüberftehen von Kriegsheeren 
die Situation gejpannter und die Gefahr eines Conflict größer wird, fo 
merden nicht wir es fein, welche deshalb ein Bormurf treffen fann. Denn 
wir können nicht zugeben, dag Schlefien von Krakau bi zur fächfifchen 
Grenze mit friegöbereiten Truppen umftellt werde, ohne daß wir Maß- 
regeln zum Schute des Yandes treffen. 

Ew. ... babe ich in dem gegenwärtigen Augenblid nicht unterlaffen 
dürfen, diefe Erläuterungen zu geben, und ich erjuche Sie ergebenft, Sich 
in demjelben Sinne gegen die Regierung, bei welcher Sie beglaubigt zu 
jein die Ehre haben, auszufprechen, damit die Vorbereitungen, zu denen 
nun aud wir zu fchreiten genöthigt fein werden, in richtigem Lichte auf- 
gefaßt werden. 

Aber Mafregeln zu unierer augenblidlihen Sicherung find nicht 
das Einzige, was die Situation von uns gebieteriich fordert. Die Er- 
fahrung, melde wir wiederum über die Zuverläffigkeit eines öſterreichiſchen 
Bündmfjes und über die wahren Gefinnungen des Wiener Cabinet3 gegen 
und gemacht haben, nöthigen und, auch die Zufunft ind Auge zu 4* 
und uns nach Garantien umzuſehen, welche uns die Sicherheit gewähren 
lönnen, die wir in dem Bunde mit der andern deutſchen Großmacht nicht 
mr vergebens gefucht haben, jondern fogar durch diefelbe bedroht ſehen. 
Preußen ift durch feine Stellung, feinen deutſchen Charakter und durch 
die deutfche Gefinnung feiner Fürften vor Allem zunächſt darauf ange- 
wiefen, diefe Garantien in Deutfchland felbft zu fuchen. Auf dem 
Boden der deutjchen Nationalität und in einer Sräftigung der Bande, 
welche ung mit den übrigen deutjchen Staaten verbinden, Dürfen wir hoffen 
und werden wir immer zuerft verfuchen, die Sicherheit der nationalen Un— 
abhängigkeit zu finden. 

Aber jo oft wir diefen Gedanken ind Auge faſſen, drängt fi von 
Neuem die Erfenntnig auf, daß der Bund in feiner gegenwärtigen Ge— 
ftalt für jenen Zmed und für die active Politif, welche große Krijen 
jeden Augenblid fordern können, nicht ausreichend ift. Seine Einrichtungen 
waren darauf berechnet, daß die beiden deutſchen Großmächte ftets einig 
feten; fie haben beftehen können, jo lange diefer Zuftand durch eine fort- 
geſetzte Nachgiebigkeit Preußens gegen Defterreih erhalten wurde, einen 
ernithaften Antagonismu3 der beiden Mächte können fie nicht ertragen, 
einen drohenden Bruch und Conflict nicht verhüten oder überwinden. 
Ja, wir haben die Erfahrung machen müfjen, daß felbft da, mo die beiden 
Mächte einig waren, die Bundesinftitutionen nicht ausreichten, um Deutfch- 
land an einer activen, nationalen und erfolgreichen Politif Theil nehmen 
zu laſſen. Daß auch das Bundes-Militairwejen nicht‘ in einer, der 
Sicherheit Deutſchlands genügenden Weije geordnet ift, haben wir wieder: 
bolt gegen unfere Genofjen im Bunde ausgeſprochen und uns vergeblich) 
bemüht, e3 innerhalb der alten Bundesverhältnifje auf neuen, angemefjenen 
Grundlagen zu verbefjern. Wir vermögen in der jegigen Yage der Dinge 
uns das Bertrauen auf eine wirkſame Hilfe des Bundes, ım Falle wir 
angegriffen wiirden, nicht zu bewahren. Bei jedem Angriffe, fei es von 
Defterreich, fei e8 von andern Mächten, werden wir immer zunächft auf 
unfere eigenen Kräfte angewiefen fein, wenn nicht ein befonders guter 
Bille einzelner deutfcher ei zu unjerer Unterjtügung Mittel in 
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Bewegung ſetzte, welche auf dem gewöhnlichen bundesmäßigen Wege viel 
zu jpät flüffig werden würden, um noch von Werth für ung zu fein. Wir find 
gegenwärtig, gegenüber den drohenden Rüftungen Defterreihs in der Lage, 
an unſere Genojjen im Bunde die Frage zu richten, ob und in welchem Maße 
mir auf diefen guten Willen zählen dürfen? aber auch der vielleicht bei einigen 
unferer Bundesgenofjen — vorhandene gute Wille giebt uns für 
fonımende Gefahren feine Beruhigung, weil bei der gegenwärtigen Lage des 
Bundes und dem Stande der Bundes-Militairverhältniffe die rechtliche oder 
thatfählihe Möglichkeit, ihm zu bethätigen, vielfach mangeln wird. 

Diefe Erwägung und die abnorme Lage, in melde Preußen durd 
die feindjelige Haltung der andern im Bunde befindlichen Großmacht ge— 
bracht ijt, drängt uns die Nothwendigkfeit auf, eine den realen Ber- 
hältniffen Rechnung tragende Reform des Bundes in Anregung zu bringen. 
Das Bedürfniß derjelben wird fich für uns um fo dringlicher fühlbar 
machen, je weniger wir auf die ebem geftellte Frage binfichtlic des Bei— 
ftandes, den wir zu gewärtigen haben, eine befriedigende Auskunft er- 
langen; abmeijen aber können wir e8 in feinem Falle, und wir glauben 
in der That, daß wir dabei nicht nur im unferem eigenen Intereſſe 
handeln. Schon durch die geographijche Yage wird das Intereſſe Preußens 
und Deutſchlands identiſch — Dies gilt zu unfern, wie zu Deutichlands 
Gunften. Wenn wir Deutjchlands nicht ficher find, ift unfere Stellung 
gerade wegen unjerer geographiichen Page gefährdeter, als die der meiften 
andern europäiichen Staaten; das Scidjal Preußens aber mwird das 
Schickſal Deutſchlands nad ſich ziehen, und wir zweifeln nicht, daß, 
wenn Preußens Kraft einmal gebrochen wäre, Deutichland an der Politik 
der europäiſchen Nationen nur noch paſſiv betheiligt bleiben würde. Dies 
zu verhüten, ſollten alle deutichen Regierungen al3 eine heilige Pflicht 
anjehen, und dazu mit Preußen zuſammenwirken. Wenn der deutjche 
Bund in feiner jetigen Geſtalt und mit feinen jegigen politifchen und 
militatrifchen Einrichtungen den großen, europäifchen Kriſen, die aus mehr 
als einer Urfahe jeden Augenblid auftauchen können,’ entgegengehen foll, 
jo ift nur zu jehr zu befürdten, daß er jeiner Aufgabe erliegen und 
Deutichland vor dem Scidjale Polens nicht ſchützen werde. 

Wir erfuchen die... . Regierung auch ihrerjeits, die Verhältniſſe 
ernftlih und eingehend in Erwägung zu ziehen, und behalten wir uns 
baldige weitere Eröffnungen in diefer Richtung vor. Zunächſt aber haben 
wir von derjelben eine Beantwortung der oben angedeuteten Frage zu 
erbitten, ob und in welchen Maße wir auf ihre Unterftügung in dem 
Falle zu rechnen haben, daß wir von Defterreih angegriffen oder durch 
unzmweideutige Drohungen zum Kriege genöthigt werden? 

Ei. .. erſuche ich ergebenft, dieſe Sn begleitet von den in 
gegenmwärtigem Erlaß entwidelten Betrachtungen, welche fie zu dem Ende 
porzulejen ermächtigt find, dem Vertreter der dortigen Regierung mündlich 
aber amtlich vorzulegen. 

Ueber die Aufnahme, welche die Eröffnung gefunden haben wird, 
ſehe ih Ihrem jchleunigen Berichte entgegen.“ 


381 


1366. 
3. April. Erſte Anfnüpfung mit Italien: Sendung 
Govones. 
Depeſche Lamarmora's wegen Abſchluß eines Allianz- 
vertrages. 


„Der General Govone, der Ihnen dieſes Schreiben überbringt, iſt beauf— 
tragt, bei der preußiſchen Regierung eine Miſſion von beſonderer Wichtigkeit zu 
erfüllen. Er befitt das volle Vertrauen des Königs und feiner Regierung und 
ih bitte Sie, Herr Minifter, ibn in diefer Eigenfhaft Sr. Ereellenz dem Grafen 
von Bismard und nah Umftänden auch Sr. Majeftät dem Könige Wilhelm 
verzuftellen. Der General Govone kennt die Abfichten der Königlichen Regierung 
über die gegenfeitige Tage von Preußen und Defterreih. Sie wiffen, Herr Minifter, 
uniere Entichlüffe bängen ab von den Entſchlüſſen Preußens, von ben Engage- 
ments, die es geneigt ift einzugeben, und endlich von ber Trageweite bes Zieles, 
das es fich geftellt bat. Wenn Preußen bereitift, entiheibungsvollund 
gründlich im eine Politik einzugeben, die feine Größe in Deutid- 
land fibert, wenn bei der Bebarrlichleit Oeſterreichs, eine feind- 
jelige Bolitil gegen Preußen und Italien zu verfolgen, ber Krieg 
ein von der preußifhben Regierung wirklich acceptirtes Ereigniß 
it, wenn man endlich in Berlin geneigt ift, mit Italien ſich in 
Borausfiht eines beftimmten Zieles ſicher zu vereinbaren, glauben 
wir, daß der Augenblid gelommen ift, wo Preußen nidht länger 
jögern darf, fih uns gegenüber freizuäußern, und wir find bereit, 
mit ibm in einen YAustaufh von Mittbeilungen einzugeben, der 
ibm beweifen wird, wie ernftlihd gemeint unjere Borjchläge find. 
Die Miffion des Generals Govone bat den Zwed, ſich ber milttäriihen Maf- 
regeln, welche die Regierung Sr. Majeftät des Königs von Preußen in Folge der 
segenwärtigen Lage im Einverftändniffe mit uns zu unferer gegenjeitigen Ber: 
tbeibigung eingeben würde, zu verſichern. Die Mitglieder des Cabinets in Berlin 
oder die Perfonen des Hofes, die von Sr. Majeftät dem Könige oder von Sr. 
Ercellenz dem Minifterpräfidenten berufen fein follten, mit dem General Govone 
in Berbinbung zu treten, können fi (und wir bitten Sie, ihnen die VBerficherung 
davon zu geben) ibm gegenüber ausſprechen mit der Klarheit der Präcifion, bie 
der Gegenftand dieſer Mıffion erfordert, und mit der Verſicherung der befonderen 
Bidtigfeit, Die wir dem beilegen, was uns durch feine Vermittlung zugeben wird. 
Die bervorragenden Eigenjchaften des Generals Govone und die Miffionen, 
die er ſchon erfüllt bat, find mir eine befondere Garantie, daß diefe Miſſion 
ihren Zweck erfülle, der, wie ich oben fagte, darin beftebt, mit Klarbeit die gegen- 
feitige Yage von Italien und Preußen in Hinficht auf Die fich für Europa ankündenden 
Verwicklungen zu beftimmen. 

Die Regierung des Königs ermächtigt Ew. . . und ben General Govone, mit 
der Regierung Sr. Majeftät bes Königs von Preußen ein Hebereinfommen (accordo) 
auf folgenden Grundlagen abzuſchließen: Die beiden Souveräne, von dem 
Wunſche bejeelt, die Bürgjchaften des allgemeinen Friedens zu befeftigen, indem 
fie den Bebürfniffen und gerechten Beftrebungen ihrer Nation Rechnung tragen, 
würden ein Bündniß abjchließen, bas zum Zweck hätte: 1. entftebenden Falles 
durch Waffengewalt die Vorjchläge aufrecht zu erhalten, welche von Sr. preußifchen 
Majeftät bezüglich der Reform der Bunbesverfaffung in einem den Bebürfniffen 
der Nation entſprechenden Sinne gemacht worben find; 2. die Eeffion der Defter- 
ieh unterworfenen italienischen Gebiete an das Königreich zu erwirfen. Piemont 
begann 1859 das Werk der Befreiung der italienifchen Erde mit dem edlen Bei- 
fande Frankreichs. Wir wünſchen, daß dieſes Werk im nicht zu ferner Zukunft 
von Italien vollendet werbe, vielleicht in einem Unabbängigkeitsfriege, der an ber 
Seite derjenigen Macht gekämpft würde, welche die Zukunft des deuiſchen Volles 
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vertritt, im Namen eines identiſchen Nationalitätsprincips. Unter den Löfungen, melde 
zumal in dieſen letzten Zeiten für bie venetianifche Frage vorgeichlagen murben, 
würde dieſe befjer als jede andere uns geftatten, in ber Logik unferer politischen 
und internationalen Situation zu verbleiben und unfere natürlichen Allianzen, 
auch die entfernteften, zu wahren. Wir werden überbies erfreut fein, Preußen im 
Widerftande gegen die Pläne bes öfterreichifchen Kaiferthumes zu unterftügen, 
indem baffelbe fich entſchieden an die Spite ber deutſchen Nationalpartei ftellt, 
jenes Parlament einberuft, das jeit fo vielen Jahren Gegenftand der Wünſche 
ber Nation war und für Deutichland, jo wie es in Italien geſchah, den Fort: 
ſchritt ber freifinnigen Inftitutionen mittels Ausſchließung Defterreichs fichert.“ 


8. April. Der Abſchluß einer vorläufigen Hebereinfunft 
auf drei Monate, im Wejentlihen nah den Vorjchlägen 
Lamarmora's, jedoh ohne ausdrüdlidhe Beitimmung in 
Betreff der „Erwirkung der Gejfion der Defterreich unter: 
worfenen italieniichen Territorien.“ 


Zur Stellung Frankreichs. 


31. März. Drouin be Lhuys an Benedetti. 


— — „®ir find fort und fort in unferer bisherigen Stellung: wir erfennen 
vollfommen die Bebeutung der Krifis, welcher wir beimohnen, aber wir jeben 
in dem Streite, wie er ſich bisher darftellt, feinen ausreichenden Grund, unfere 
neutrale Stellung aufzugeben. Wir haben uns darüber offen gegen Preußen 
ausgeſprochen. Als wir Seitens des Wiener Cabinets gefragt wurden, haben 
wir ihm gleichfalls erklärt, daß wir neutral bleiben wollen, obwohl man uns von 
dort zu verfteben gab, daß unjere Neutralität für Preußen günftiger ſei, als für 
Defterreih. Wir werben daher den Streit mit Waffen, Falls er 
ausbreden joll, in unferer bisherigen Stellung erwarten. Der 
König ſelbſt hat mit Ihnen anerkannt, daß die augenblidlihen Umftände nicht 
bie Grundlage für eine Verftändigung bieten, weldhe Se. Majeftät wünjcht. Der 
Gang der Ereiguifje wird uns die Natur und Tragweite der auf dem Spiel 
ftehenben Intereſſen beftimmter erfennen laffen, und die Ausdehnung, welde 
der Krieg gewinnen wird, jowie die Fragen, welde er anregen 
wird, werben die Elemente einer Berftändigung zwiſchen Breußen 
und uns ergeben.“ 


Zur Stellung Rußlands,. 


10. April. Benevetti an Drouin de Lhuys. 


— — „Da ih von Rußland fpreche, laffen Sie mich bemerken, bafz ich feit 
langer Zeit wicht ohne Berwunderung beobachtet habe, mit welcher Gleichgültigteit 
das Gabinet in St. Petersburg von Anfang an die Anfprüce Preußens und bie 
Möglichkeit eines Konflilts zwiſchen den beiden beutjchen Mächten anſieht; und 
daß mir nicht weniger die forttauernde Zuverficht aufgefallen ift, in welcher id 
Herrn von Bismard in Bezug auf die Haltung und die Abfichten des nordiſchen 
Kaijerreichs gefunden babe.“ 
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40. Bie Berwicelung mit BVeflerreid und die deutfche 
Bundesreform. 
Die Krijis in Schleswig- Holftein und die Bundeöver- 


hältniſſe. 
Notiz der „Provinzial-Correspondenz“ vom 14. März. 


„Se mehr die Lage der ſchleswig-holſteinſchen Angelegenheit zu einer Ent: 
Iheidung zu drängen jcheint, befto mehr macht fih in Deutichland das Bemußt- 
fein geltend, daß, falls es nicht gelingen jollte, dieſe Entſcheidung lediglich auf 
dem Wege des feitherigen bundesfreundlichen Einverftändniffes zwiſchen Preußen 
und Defterreich berbeizuführen, auch die Berbältniffe des deutihen Bundes und 
deren notbwendige Entwidelung vorausfichtlic von Neuem in Frage lommen müßten. 

Befanntlih hatte Defterreih im Jahre 1863 durh den Fürſten-Congreß 
zu Frankfurt a. M. eine Umbildung der deutſchen Verhältniſſe angeftrebt, deren 
Blan in der Dort vereinbarten „Reforin»Acte” niedergelegt war. Die Preußifche 
Regierung, welche die Theilnahme an dem Congreß abgelehnt hatte, wies auch 
den ihr mitgetheilten Reformplan zurück, weil fie in demjelben die Bürgichaften 
nicht fand, Daß bei der beabfichtigten neuen Einrichtung des Bundes die wahren 
Bedärfniffe und Intereffen der deutſchen Nation zur Geltung gelangen könnten. 
In einer Dentichriit vom 15. September 1863 legte das Preußiſche Staatsmi- 
nifterium die Grundjäge dar, von welchen nach feiner Anficht eine eriprießliche 
Reform des Bundes ausgehen müßte. Defterreich wies in einer Erwiderung vom 
30. October 1863 die Auffafjung Preußens zurüd. Die Hoffnung der öfterreichi- 
Iben Regierung aber, daß die Frankfurter Vereinbarungen auch ohne den Bei- 
tritt Preußens nicht ohne praftiiches Reſultat bleiben würden, ging nicht in Er— 
füllung; vielmehr gerietb die Frankfurter „Reformacte“ feit dem Eintritt ter 
ſchleswig⸗- holſteinſchen Angelegenheit zunächſt in Vergeſſenheit. 

Die Preußiſche Regierung würde, falls jetzt die Nothwendigkeit hervorträte, 
die Umbildung der Bundesverbäftniffe wieder ins Auge zu faſſen, vermuthlich an 
ihre Borichläge in der erwähnten Denkichrift wieder anknüpfen.“ 


Antrag auf Bundesreform. 
9. April. Erflärung des preußiihen Gejandten am 
Bundestage. 


Der Gejandte ift von jeiner Allerhöchften Regierung beauftragt, 
einen der Reform des deutjchen Bundes betreffenden dringlichen Antrag 
zu beichleunigter Erwägung und Beihlußfafjung zu unterbreiten. 

Eine Reform der Bundesverfajfung ift jeit langer Zeit und ſchon 
von der Krifis des Jahres 1848 von der König. Regierung als ein 
unabweisbares Bedürfnig anerfannt worden. In diefer Ueberzeugung 
aber ftimmte fie jo vollfommen mit der ganzen Nation und insbeſondere 
auch mit der von den übrigen deutfchen Regierungen ausgefprochenen und 
durch mehrfache Verſuche praktiicher Yöjung bethätigten —38 überein: 
daß ſie glaubt, ſich der Verpflichtung entheben zu können, im Allgemeinen 
diejenigen Gründe noch näher zu entwickeln, welche im Intereſſe der Ge— 
ſammtheit und nach Maßgabe der realen Verhältniſſe die gegenwärtig be— 
ſtehende Bundesverfaſſung als ungenügend erſcheinen laſſen. 

Die Königliche Regierung will nur noch an die aus dieſem Bedürf— 
niß hervorgegangene Berufung des Fürſtentages nach Frankfurt a. M. 
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im Jahre 1863 erinnern. Defterreih hat damals erflärt, daß weder es 
felbft, no Preußen „fih mit irgend einem Grade von Vertrauen auf 
den Bund in feinem jegigen Zuftande ftigen könne,“ und es hat die 
Hoffnung, „daß die morjchen Wände den nächſten Sturm noch aushalten 
möchten,“ al3 einen bloßen Wunſch bezeichnet, der dem Gebäude die 
nöthige Feftigkeit nicht wiedergeben fünne. Wenngleih Preußen an den 
damaligen zur Abhülfe dieſes Zuftandes eingeleiteten Schritten nicht hat 
Theil nehmen können, jo hat es doc ausdrüdlih auch ſeinerſeits bei 
diejer Gelegenheit Beranlafjung genommen, das Bedürfnig der Reform 
anzuerfennen, und in feiner Eröffnung an die deutfchen Regierungen vom 
22. September 1863 fi) darüber Far ausgeſprochen. 

Seit jener Zeit find michtige Ereigniſſe eingetreten, melde die 
Schäden der beftehenden Bundesverhältniffe in ein noch helleres Licht ge 
ftelt haben, und die gegenwärtige politiiche Kriſis iſt geeignet, die 
ſchweren Gefahren vor Aller Augen darzulegen, welche aus einer längeren 
Fortdauer des unhaltbaren Zuftandes für die Wohlfahrt und den Frieden 
des Baterlandes erwachſen müſſen. 

Zunächſt hat der dänifche Krieg gezeigt, daß der Bund im feiner 
gegenwärtigen Geftalt für die Sicherheit der nationalen Unabhängigfeit 
und für die Erfordernifie einer activen Politik, wie ſolche in großen poli- 
tiſchen Krijen jeden Augenblid hervortreten können, auch unter den gün— 
ftigften Berhältniffen nicht ausreichend ift. Denn jelbjt hier, wo die beiden 
deutſchen Großmächte in voller Einigkeit der Nation vorangingen, hat es auf 
Grund der Bundesinftitutionen nicht gelingen wollen, Deutjchland an einer 
activen, nationalen und erfolgreuhen Politik Theil nehmen zu laſſen. 

Insbeſondere ift in diefer Epoche auch ermwiefen worden, daß die 
Bundesmilitatreinrichtungen nicht in der für die Sicherheit Deutjchlands 
unbedingt nothwendigen Weiſe geordnet find: eine Erfahrung, melde die 
Königliche Regierung vorausgejehen und der fie ihrerſeits durch die erniteiten, 
leider jedoch vergeblihen Bemühungen für eine rechtzeitige und mirfjame 
Neform dieſes Theils der Buudesinftitutionen vorzubeugen gejucht hatte. 

Sodann aber hat die gegenwärtige Phaje der politiihen Situation 
der Königlichen Regierung die Ueberzeugung geben müfjen, daß der Bund 
in feiner jegigen Berfaffung felbft die inneren Gefahren zu überwinden 
nicht in der Lage ift. 

Die Bundesverfafjung beruht überhaupt auf der Vorausſetzung, daß 
Defterreih und Preußen in ihrer Politik ſich einig wiſſen und einig auf 
treten; und wenn die Bundeseinrichtungen noch immer haben fortbeftehen 
können, jo ift dies vorzugsmeife der im Geſammtintereſſe fortgefegt be— 
wiejenen Nachgiebigfeit Srengens gegen Defterreich zu danken. 

Einen ernfthaften Antagonisnus aber zwiihen Defterreih und 
Preußen können die Bundesverhältniffe nicht ertragen, und Die gegen: 
märtige gejpannte Gituation zwijchen beiden Mächten hebt daher in 
Wahrheit gerade die VBorausfegungen auf, welche allein die volle Durch— 
führung der Bundesverfaffung möglih machen. 

Bon diefem Gefihtspunfte aus ſah jih die Königliche Aegierung 
veranlaßt, an die einzelnen deutſchen Bundesregierungen ſich zu menden 
und an fie eine Anfrage über die von ihnen zu erwartende Unterftügung 
im Falle eines Angriffes gegen Preußen zu richten. 

Die hierauf erhaltenen Ermiderungen können indeß der Königlichen 
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Regierung in feiner Weife zu einer Beruhigung dienen, welche fie über 
die Unzulänglichkeit der Bundesverfaffung ſelbſt hinwegſehen ließe. 

Im Angefiht drohender öjterreihiiher Rüſtungen ijt die Königliche 
Regierung von den übrigen deutjchen Regierungen auf den Artifel XI. 
der Bundesacte verwiefen worden, d. h. auf einen in der Bundesver- 
jammlung zu ftellenden Antrag, während defjen Prüfung und Berathung 
die Rüftungen und SKriegsvorbereitungen ihren Fortgang gehabt haben 
würden und vorausfichtlich lange vor der Faſſung eines Bundesbeichluffes 
auf einem Punkt gediehen jein dürften, wo ſich der Krieg unmittelbar 
aus denjelben entwidelt hätte. Ein folder Hinweis auf Artikel XI. kann 
daher nur bedeuten, daß Preußen in dem bezeichneten Falle ganz allein 
auf ſich umd feine eigene Kraft angewieſen fein und ihm die Hülfe des 
Bundes in jedem Falle zu ipät fommen würde. 

In verftärttem Maße aber wird diefe Berjpätung bet jeder europät- 
ihen Complication oder jeder Bedrohung durch eine auswärtige Macht 
eintreten umd mit Preußen auch das übrige Deutjchland einem ausmwär: 
tigen Angriffe unvorbereitet gegenüber jtellen. 

Bei der jegigen Organifation der Militatrmaht in allen großen 
Staaten entwideln ſich Kriege rafcher, als die Bundesbeichlüffe unter den 
bisherigen Formen. Soll Preußen aber in den großen europätichen 
Kriien auf feine eigenen Kräfte angewieſen bleiben, jo verlieren die 
Bundeseinrihtungen nicht allein ihren Werth für daſſelbe, fondern fie 
werden ihm zu Hinderniffen und Hemmungen in der Entfaltung jeiner 
Kräfte und der Faſſung jeiner Entſchlüſſe: ein Verhältniß, bei welchen 
jede3 naturgemäße und richtige Ma von Peiftungen und Gegenleiftungen fehlt. 

Wenn die Königliche Regierung in ertter Linie die politiiche und 
militaitiſche Meangelhaftigkeit der Bundesinjtitutionen hervorheben zu 
müffen geglaubt hat, jo iſt es kaum nöthig, noch bejonder8 darauf hinzu— 
weijen, wie viele das Intereſſe der Nation in ihrer inneren Entwidelung 
nahe berührende Fragen auf anderen Gebieten durch eine entjprechende 
Mangelhaftigfeit de8 Bundes umerledigt geblieben find. 

Der Zollverein hat nad einer Seite hin dem Bedürfniffe, welches 
der Bund nicht befriedigen fonnte, abgeholfen, aber es bleiben noch genug 
andere Bedürfnijfe des Volkes übrig, um auch mit Rückſicht auf dieje 
das Verlangen nach einer Reform zu begründen. 

Bon allen Seiten her drängt fich demnach die Nothmwendigfeit auf, 
die große Frage nicht länger zu verfchieben. Eine hervorragende deutjche 
Regierung hat in ihrer nach Berlin und Wien gerichteten — 
Mittheilung den Gedanken ausgeſprochen, daß die gegenwärtige zwiſchen 
Preußen und Oeſterreich drohende Kriegsgefahr der Ausdruck des Miß— 
behagens über die mangelhafte Geſtaltung der Bundesverhältniſſe ſei, 
und es iſt hieran der Ausdruck der Bereitwilligkeit geknüpft worden, 
ihrerſeits auf Verhandlungen über eine Umgeſtaltung der Bundesverhält— 
niſſe einzugehen. Die Königliche Regierung ſelbſt kann um jo weniger 
an einer gleichen Bereitwilligkeit aller ihrer hohen Mitverbündeten zweifeln, 
ala ſolche eben fo jehr durch das Intereſſe jedes einzelnen deutjchen 
Staates wie des gefammten Vaterlandes geboten ift. 

Denn wenn Deutjchland in derjenigen Berfafjung, in welcher es fid) 
gegenwärtig befindet, Er europäiſchen Krifen entgegengehen jollte, jo 
wird e3 entweder der Revolution oder der Fremdherrſchaft verfallen. 

Fürft Bismard. 25 
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Zu der Frage nun von der Neugeftaltung der Bundesverfaflung 
jelbft kann fi die Königliche Regierung, was ihren eigenen Standpunft 
betrifft, im Wefentlihen auf die an die deutfchen Regierungen unter dem 
22. Sept. 1863 gerichtete Eröffnung einfach zurüdbeziehen. 

Sie glaubt indeß ſchon jegt darauf bedacht jein zu follen, daß neuen 
Verhandlungen ein befjerer Erfolg als bisher gefichert werde, und dak 
die Bundesverfammlung zuvörderſt die Mittel und Wege in ernftefte 
Ermägung ziehe, welche den Regierungen wie der Nation in diefer Hinſicht 
eine beruhigende Zuverficht fir die weitere Entwidlung der Angelegenheit 
gewähren können. 

Die Geſchichte der mannigfahen in den legten Jahrzehnten unter: 
nommenen Reformverſuche hat erfahrungsmäßig gelehrt, daß weder die 
einjeitigen Verhandlungen unter den Regierungen, noch die Debatten und 
Beſchlüſſe einer gewählten Berfammlung allein im Stande waren, eine 
Neugeftaltung des nationalen Verfaſſungswerkes zu jchaffen. 

Wenn erftere immer bei dem Austauſch verjchiedenartigfter Mei- 
nungen und der Anfammlung eines endlojen Materials ftehen geblieben 
find, fo gejchah dies, weil es an der ausgleihenden und treibenden 
Kraft des nationalen Beiftes bei diefen Verhandlungen fehlte und 
die partifulariftiichen Gegenjäge zu jchroff und einjeitig dabei feftge 
halten wurden, 

Ein folder, zu höherer Einigung der Gegenfäge führender Factor ift nur 
in einer auß allen Theilen Deutfchlands gewählten Berfammlung 
zu finden. Wollten dagegen die Regierungen einer folhen Berjammlung 
allein die Initiative bezüglich der Reconftruction der Bundesverfaflung 
überlafien, wie dies im Jahre 1848 geihah, jo würden diefelben Ge— 
fahren der Ueberhebung und der Nichtadhtung des in deutjcher Eigenthüm- 
lichkeit wirklich Begründeten wieder erwachen und damit auch die Hoffnungen 
des deutichen Volkes einer neuen Täuſchung entgegengeführt werden. 

Nur dur ein Zufammenmirken beider Factoren fann daher, nad 
der feften Ueberzeugung der Königlichen Regierung, das Ziel erreicht 
werden, daß auf dem Grunde und innerhalb des Rahmens des alten 
Bundes eine neue lebensfähige Schöpfung erftehe. 

Diefe Erwägung ift e8, welde die Königliche Regierung zu dem 
Vorſchlage an ihre hohen Mitverbündeten beffimmmt, die Reform des 
Bundes jofort damit in Angriff zu nehmen, daß zur Mitwirkung für die 
Neugeftaltung der Berfaffung dur Bundesbeichluß eine allgemeine deutſche 
Verſammlung von gewählten Vertretern berufen werde. 

Die Königliche Regierung hat bereit in ihrer oben erwähnten Dar: 
legung vom 22. September 1863 entwidelt, in melcher Weiſe eine Ber: 
ſammlung, wie fie hier ind Auge gefaßt ift, am zwedentiprechendften ge— 
bildet werden könne. Sie muß aud jest an der damals vertretenen 
Anfiht fefthalten, daß für eine Berfammlung, berufen, um insbejondere 
das Intereſſe der Gejammtheit und das einheitliche Princip als ſolches 
zur Geltung zu bringen, der Grundjag der directen Volkswahl 
er Gegenjage zur Delegation der Einzeln- Kammern allein annehmbar 
erjcheint. 

Das allgemeine Stimmrecht aber muß für den im Auge gehabten 
Zwed und bei der Nothwendigkeit, die verjchiedenften partifularen Der 
hältniffe einem Maßſtab dienftbar zu machen, als das allein Mögliche 
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bezeichnet werden, und nimmt die Königliche Regierung um fo meniger 
Anftand, dieſe Form der Wahl in Vorſchlag zu bringen, als fie diefelbe 
für das conjervative Princip förderlicher erachtet, wie irgend einen anderen 
auf fünftlihen Combinationen beruhenden Wahlmodus. 

Die näheren Beftimmungen für Ausführung der Wahl werden leicht 
—— ſein, nachdem erſt das allgemeine Brincip der Wahlen feft- 
geftellt ift. 

Es ift bereit3 entwidelt worden, daß die Königlihe Regierung es 
für rathſam erachten muß, wenn die Regierungen nicht der gewählten 
Verſammlung die Jnitiative der Reform allein überlaffen, und fie beab- 
fihtigt daher auch, fofort mit ihren hohen Bundesgenoffen in die Ber: 
handlung über das Materielle der Frage felbft einzutreten. 

Um ſolche zu einen erfolgreihen Abſchluß zu führen, muß fich aber 
die Beſchränkung diefer Verhandlung auf den wejentlichften Punkten von 
entihieden praftifcher Bedeutung empfehlen. 

Wenn die Verhandlungen nun auf ſolche Weile dem wahrhaft 
dringenden Jnterejje der Nation und dem erfahrungsmäßigen Nothmwendigen 
zugemendet werden, jo wird die Zeit zwiichen der Berufung und dem 
Zujammentritt des Parlaments unzmeifelhaft hinreihen, um die Grund» 
üge einer Vorlage feftzuftellen, welche im Namen der Gejammtheit der 
Regierungen der Berjammlung zur Prüfung vorzulegen find. 

Die Beftimmung eines fejten Termins für die Berufung des PBarla- 
mente wird aber der Nation zugleich die große Gewähr bieten, daß die 
Verhandlungen zwiſchen den Regierungen über die zu machenden Reform- 
dorſchläge nicht vollftändig ind Ungemifje jich hinausziehen können. 

Indem die Königliche Regierung alles Weitere den Berhandlungen 
mit ihren hohen Bundesgenojjen vertrauensvoll vorbehält, ftellt fie jegt 
den Antrag: 

Hohe Bundesverfammlung wolle beichließen: 

eine aus directen Wahlen und allgemeinem Stimmrecht der ganzen 
Nation hervorgehende VBerfammlung für einen noch näher zu be= 
ftimmenden Tag einzuberufen, um die Vorlagen der deutjchen Re— 
gierungen über eine Reform der Bundesverfafjung entgegenzunehmen 
und zu berathen; in der Zwilchenzeit aber, b18 zum Zuſammen— 
tritt derjelben, durch Verjtändigung der Regierungen unter einander 
diefe Borlage fejtzuftellen.“ 


Die Bedeutung ded Schrittes der preußifchen 
Regierung. 
Aus der „Provinzial» Korrespondenz.“ 


uunſere Regierung bat mit ihrem Antrage für bie Bundes» Reform ein 
Verf von der böchften Bedeutung in die Hand genommen. 

Der Charakter der jetigen Regierung birgt dafür, daß fie es in dem vollen 
demußtjein der damit übernommenen jchweren BVBerantwortung und mit dem 
Villen entſchiedener fräftiger Durchführung begonnen bat. 

Sie rechnet dabei auf die volle Hingebung des preußiſchen Volkes an jeinen 
großen nationalen Beruf, fowie auf den Ernft nationaler Begeifterung in ganz 
Deutihland. 

Die deutihen Regierungen werben fich nicht werhehlen können, welche Ber- 
antwertung in Bezug auf das Gelingen der wichtigen Aufgaben zunächſt auf 
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ihmen rubt, und wie fie fih den Pflichten fir biefelbe nicht ohne ſchwere Folgen 
entziehen könnten. 

Es ift begründete Ausficht vorhanden, daß mehrere ber bebeutendften beut- 
ihen Regierungen bereit find, Preußen auf dem betretenen Wege mit Entichieden- 
beit zu folgen. 

Die ernft patriotijhen Männer im deutſchen Volle aber mögen alle Be- 
denken und allen Hader des Parteimejens in bochberzigem Entichluffe bei Seite 
jegen und mit lebendiger Zuverficht bie Gelegenheit ergreifen, um im Berein mit 
ber Preußifhen und mit gleichgefinnten Regierungen das alte Sehnen bes beut- 
ſchen Bolles nah kräftiger Einigung erfüllen zu belfen. 

Das walte Gott!” 


27. April. Mittheilung an die deutjhen Regierungen 
über den Neformantrag. 


Depeihe des Grafen von Bismard an die Vertreter 
bei den deutſchen Regierungen. 

„Der Neuner-Ausjhuß, welcher unjeren Antrag vom 9. April d. J. 
auf Einleitung der Bundesreform dur Berufung eines Parlaments, der 
Bundesverfammlung zur Beichlußfaflung zu unterbreiten hat, ift am 
26. April gewählt worden, und es handelt fih nunmehr um Bejchleunigung 
der Entjcheidung dieſer Vorfrage. Während das Reformbedürfnig von 
allen Seiten längft anerkannt it, und während die Nothmwendigfeit der 
parlamentarifchen Mitwirfung an der Bundesreform kaum noch ernftlid 
beftritten werden kann, tritt uns in den Erklärungen verfchiedener Re— 
gierungen in der Bundestagsfigung vom 21. April und auf anderen 
Wegen die Auffaffung entgegen, daß vor der Beichlußnahme über die 
Parlamentsberufung erft über die materielle Seite der Reformfrage zwiſchen 
den Regierungen eine Einigung zu erzielen je. Man erwartet von uns 
die Einbringung unferes vollftändigen Reformplanes in den Ausschuß 
und eine Regierung geht fomeit, jogar den Beginn der Thätigfeit defjelben 
von einer ſolchen Mittheilung abhängig machen zu wollen. Diefer Auf- 
fafjung gegenüber, deren Bermwirklichung die Bejeitigung jedes ernfthaften 
Reformverjuhs märe, müffen wir darauf aufmerffam maden, daß nad 
unjerem Antrage und dem Bundesbeſchluſſe vom 21. April die Aufgabe 
des Neuner-Ausſchuſſes nicht die Kg über die dem Parlamente 
zu machenden Reformporlagen, jondern die Berichterftattung darüber ift, 
ob von Bundesmwegen die Einberufung einer aus directen Wahlen hervor: 
gehenden BolfSvertretung zur Berathung der Bundesreform zu bejchliegen 
jei oder nicht. Unfere Borfchläge für die Reformvorlagen werden 
wir unjeren Bundesgenojjen erft dann vorlegen, wenn der 
Zufammentritt des Parlaments zu einem beftimmten Termine 
gefihert if. Wir merden bei den Ausjchußberathungen die Gebiete 
des Staatölebens bezeichnen können, auf welche unfere Borjchläge fich er- 
ftreden werden. Es find größtentheil3 Fragen, welche ſich auf die Sicher» 
ftellung der höchſten Zwecke des Bundes beziehen, die bereit3 Gegenftand 
der eingehendften Berhandlungen gemwejen find und deshalb eine Ber: 
ftändigung zu einem beftimmten Termin möglih machen. Wir werden 
uns, um dies Ziel zu erreichen, gern befcheiden, nur die allernothmwendigften 
Fragen anzuregen, da und dadurch der Erfolg des Reformverjuhs am 
meiften gefördert erjcheint. An eine Berftändigung der Regierungen über 
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den Inhalt und Text der Borfjchläge aber glauben wir nicht, wenn für 
diefelbe nicht ein Präckufivtermin mit der Ausficht auf die fördernde Mit- 
wirfung des in der Volksvertretung liegenden einheitlihen und nationalen 
Factord geftellt wird. Nach den mit den Reformverfuchen in den legten 
Jahrzehnten gemachten Erfahrungen halten wir es für ganz zweifellos, 
daß ohne die ſelbſt auferlegte Nöthigung, melde in der vorherigen Yeft- 
jegung de3 Termins für die Parlaments - Eröffnung liegt, an eine Ber- 
fändigung der Regierungen auch nur über die allernothwendigften Reformen 
gar micht zu denken ift. Wir ftehen mit diefer Ueberzeugung, für melche 
die eclatanteften Thatjachen fprechen, gewiß nicht allein. Sind doch die 
Gefahren, melde dem Bunde von außen drohten, nicht ausreichende 
Motive gewejen, um für die dringend nothwendige Reform der Bundes- 
frieggverfaffung auch nur die erften Schritte zu Wege zu bringen, zu 
mwelher Preußen ſeit 4 Jahrzehnten wiederholt in energiicher Weife den 
Anftoß gegeben hat. Und hat doch noch im legten Jahrzehnt, Angefichts 
des ſtets drohenden dänischen Krieges, die Verhandlung über die Küften- 
vertheidigungs= und Flotillenfrage, wo es jich bei Preußens Opfermillig- 
kit nur um gan geringfügige Leitungen Seitens der Bundesgenoflen 
bandelte, trog aller unjerer Bemühungen am Bunde und bei den Re— 
gierungen, feit 1859 bis jegt ausſichtslos geſchwebt. Die Beftimmung 
des Termin der Parlament3-Eröffnung por Beginn der Re- 
gierungsverhandlungen über die Reformvorlagen ift der Kern 
unjere8 Antrages vom 9. April. Mit der Ablehnung diejer 
Frage wäre die ernftlihe Behandlung der Bundesreform 
überhaupt thatjählich abgelehnt.“ 


11. Mai. Nähere Andeutungen über die Bundesreform, 


Ber der Eonftituirung der Bundesreform-Commilfion jfizzirt der 
Preußiiche Gejandte die Reformvorſchläge wie folgt: 

a) Einführung einer periodiſch einzuberufenden Nationalvertretung in 
den Bundesorganismus. Durch Beichlußfaffung der Nationalvertretung 
wird auf jpeciell bezeichneten Gebieten der fünftigen Bundesgefeggebung 
die erforderlihe Stimmeneinheit der Bundesglieder erjegt. 

b) Zu den Gebieten der Bundesgefeggebung, auf die fi) die Com- 
petenz des neugeftalteten Bundesorgans zu re hat, gehören im 
Allgemeinen die in Art. 64 der Wiener Schlußacte unter dem Namen 
„gemeinnügige Anordnungen“ zufammengefaßten Meaterien. 

c) Als neu tritt die im Artikel 19 der Bundesacte ind Auge gefaßte 
Regulirung des Verkehrsweſens hinzu. 

d) Entwidlung des Art. 18 der Bundesacte, namentlich Freizügigkeit, 
allgemeines deutſches Heimathsrecht. 

e) Allgemeine Zoll» und Handelsgeſetzgebung, unter dem Gefichts- 
punkte einer regelmäßigen gemeinjamen Yortentwidlung. 

f) Die Organifation eines gemeinfamen Schuges des deutfchen Handels 
im Auslande, — der — Geſammt⸗Deutſchlands, 
gemeinſchaftlicher Schutz der deutſchen Schifffahrt und Seeflagge. 

g) Gründung einer deutſchen Kriegsmarine und der base 
Kriegshäfen zur Küftenvertheidigung. 

h) Revifion der Bundeskriegsverfaffung zum Zwede der Eonfolidirung 
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der vorhandenen militatrifchen Kräfte in der Bag ag und aus dem Ge— 
en daß durch beſſere Zuſammenfaſſung der deutihen Wehrfräfte 
die Gefammtleiftung erhöht, die Wirkung gefteigert, die Leiftung des 
Einzelnen möglichft erleichtert wäre. 

Bezüglich der Berufung des Parlamentes ad hoc foll für das active 
Wahlreht das Princip directer Wahlen und des allgemeinen Stimmrechts 
maßgebend fein; ein Wahlbezirt von 80- bis 100,000 Seelen hätte einen 
Deputirten zu wählen. Bezüglich des paſſiven Wahlrecht erwartet zo 
die Borfchläge des Ausfchurfes, bezeichnet aber ſchon jegt die bezüglichen Be- 
ftimmungen des Reichswahlgeſetzes vom Jahre 1849 für fich als annehmbar. 
In diefem Sinne wäre jofort ein Wahlgejeg ad hoc zu vereinbaren. 


27. Mai. Gireulardepeihe des Grafen Bismard an die 
Vertreter bei den deutichen Regierungen. 


„Ueber Preußens Stellung zur Bundesreform und die Abfichten, von 
denen Seine Majeftät der König bei der jüngften Wiederaufnahme derfelben er- 
füllt.find, finden Em. :c. in Folgendem einige Betradhtungen allgemeiner Natur, 
deren — Verwerthung bei ſich darbietendem Anlaß ſich empfehlen dürfte. 

Wenn wir in der jetzigen Geſtaltung des Bundes einer großen Kriſis 
entgegengehen ſollten, ſo iſt eine vollſtändige revolutionäre Zerrüttung in 
Deutſchland bei der Haltloſigkeit der gegenwärtigen Zuſtände die wahr— 
ſcheinlichſte Folge. Einer ſolchen Kataſtrophe kann man lediglich durch 
eine rechtzeitige Reform von oben her vorbeugen. 

Es iſt nicht die Maſſe der unberechtigten Forderungen, welche den 
revolutionären Bewegungen Kraft verleiht, ſondern gewöhnlich iſt es der 

eringe Antheil der berechtigten Forderungen, welcher die wirkſamſten 
Bormände ur Revolution bietet und den Bewegungen nachhaltige und 
gefährliche Kraft gewährt. 

Unbeftreitbar ift eine Anzahl berechtigter Bedürfniſſe des deutſchen 
Volkes nicht in dem Maße fichergeftellt, wıe e3 jede große Nation bean: 
ſprucht. Die Befriedigung derjelben im geordneten Wege der Berftändigung 
herbeizuführen, ift die Aufgabe der Bundesreform. Die leßtere ift 
eigentlich im Intereſſe des monardiichen Prinzips in Deutjchland noth— 
wendig. Sie joll durch die Jnitiative der Regierungen den Uebelftänden 
abhelfen, welche in bewegten Zeiten die Duelle und der Vorwand für ge 
waltſame Selbfthülfe werden fünnen. In diefer Richtung bewegen ſich 
die Neformoorfchläge der Preußiihen Regierung. Site werden ſich auf 
das Allernothmwendigfte befchränfen und den Bundesgenoſſen auf das Be- 
reitwilligfte mit den ihnen erwünſchten Modificationen entgegenfommen. 

Das Ziel verlangt allerding® Dpfer, aber nicht von Einzelnen, 
fondern von Allen gleihmäßig. 

Was Seine Majejtät den König perfönlich anbetrifft, fo liegt Aller- 
höchſtdemſelben nichts ferner, als Seine Bundesgenojien, die deutjchen 
Fürften, beeinträchtigen oder unterdrüden zu wollen. Allerhöchitderfelbe 
will mit ihnen al3 Einer Fhresgleihen gemeinfam für die gemeinjame 
Sicherheit nah innen und außen forgen, aber beſſer ala bisher. Wer 
diefen ernften Willen und das längft auf jenes Ziel gerichtete Beſtreben 
Seiner Majeftät als Ergebniß perjönlichen Ehrgeizes ſchildert, der entftellt 
die Thatjachen, welche von Allerhöchſtdeſſen Handlungs und Sinnesweije 
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offenes Zeugniß ablegen. Seine Majeftät der König find ftet3 weit davon 
entfernt gewefen, einen Ehrgeiz zu hegen, der auf Koften der Nachbarn 
und Bundesgenofjen Befriedigung gejucht hätte, wenn Allerhöchftdiefelben 
auh nach mannichfachen Erfahrungen darauf verzichten müfjen, die Ver— 
feumdungen zum Schmeigen zu a Seine Majeftät beabfichtigen 
auch jegt mit der Bundesreform nicht, den deutjchen Fürften Opfer anzu— 
finnen, welche Preußen nicht ebenjo im Intereſſe der Gejammtheit zu 
bringen bereit märe. 

Die Berweigerung der in den Reformvorſchlägen der Königlichen 
Regierung aufgeftellten, verhältnigmäßig geringen und von allen Theil— 
nehmern — Preußen nicht ausgeſchloſſen — gleihmäßig zu machenden 
Zugeftändniffe würde unſerer Anficht nach eine ſchwere Verantwortung 
für die Zukunft involviren. 

Wir haben zunächſt mit einzelnen Regierungen über unſere Vorjchläge 
eine Borverftändigung verfucht, fodann im Neuner-Ausſchuß in Frank— 
furt a. M. diefe Vorjchläge näher, wie folgt, bezeichnet. 

(Hier folgt die Angabe der einzelnen Punkte wie oben; dann fährt 
die Depejche fort:) 

Auf dieſe bejcheidenen Forderungen haben wir uns bejchränfen zu 
fönnen geglaubt, und zugleich die Berficherung gegeben, daß wir, um im 
friedlichen Wege zu einer Verjtändigung darüber zu gelangen, gern unferen 
Bundesgenojjen in Modalitäten entgegenfommen würden. 

Erjt wenn Preußen auf dem Wege der Verftändigung am Bunde 
und mit den Regierungen alle Mittel vergebens erfchöpft Babe wird, um 
auch nur die nothdürftigften Zugeftändnifje zu erlangen, werden wir unjer 
enged Programm erweitern. 

Em. :c. wollen bei gelegentlichen Erörterungen vorftehende Andeutungen 
nicht unbenutzt Laffen.“ 


41. Depeſchenwechſel über die Rüſtungen. 


31. März. Defterreihiihe Note. 
Der Botichafter Graf Karolyi an den Grafen Bismard. 


„Es ift zur Kenntniß des öſterreichiſchen Cabinets gefommen, daß die Re— 
gierung Seiner Majeftät des Königs von Preußen, um die Berantwortlichkeit für 
die entftandenen Beforgniffe einer Gefährbung des Friedens von fich abzulehnen, 
dem Kaijerlichen Hofe feindfelige Abfichten beigemeffen, ja fogar auf die Even- 
tualität einer Bedrohung der Preußiihen Monardie durch eine Offenfive Defter- 
reichs hingewieſen habe. Wiewohl die Grundlofigkeit einer ſolchen Unterftellung 
in Europa allgemein bekannt ift, jo muß die Regierung des Kaifers demungeachtet 
Werth darauf legen, gegenüber dem Königlichen Cabinet fih ausdrücklich gegen 
eine mit der Klarheit der Thatfachen jo volllommen unvereinbare Beihuldigung 
ju verwahren. Der Unterzeichnete hat demgemäß ben Auftrag erhalten, bem 
Grafen Bismard in aller Form zu erllären, daß den Abfichten des Kaiſers nichts 
ferner Tiege, als ein offenfives Auftreten gegen Preußen. 

Nicht nur fchließen Die jo vielfach dur Wort und That erwiejenen freund» 
Ibaftlihen Gefinnungen des Kaifers für die Perfon bes Königs ſowobl, wie filr 
den Preußiſchen Staat jede ſolche Abficht entſchieden aus, ſondern ber Kaijer er- 
innert fi) auch der Pflichten, welche Defterreih ſowohl, als Preußen feierlich durch 
den deutſchen Bunbesvertrag übernommen haben. Der Kaifer ift feft entſchloſſen, 
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jeinerfeits fih nicht in Widerſpruch mit den Beftimmungen bes Artikels 11 Der 
Bundesacte zu ſetzen, welde e8 ben Mitgliedern bes Bundes verbieten, ihre 
Streitigleiten mit Gewalt zu verfolgen. Indem ber Unterzeichnete den Herrn 
Minifterpräfidenten Grafen Bismard erfucht, dem Könige, feinem erhabenen 
Herrn, die gegenwärtige Note zu unterbreiten, bat er den Ausbrud der Hoffnung 
hinzuzufügen, daß das Königlihe Cabinet fih bewogen finden werbe, ebenfo be— 
ſtimmt und unzweibentig, wie er Soldhes Namens feiner Allerhöchften Regierung 
getban, den Verdacht eines beabfichtigten Friedensbruches zurückzuweiſen, unb da— 
durch jenes allgemeine Bertrauen auf die Erhaltung bes inneren Friedens Deutjch- 
lands, welches niemals jollte geftört werden können, wieberberzuftellen.” — — 


6. April. Preußiſche Antwort. 
Der Gejandte in Wien Freiherr von Werther an den 
öfterreihiichen Minifter Grafen Mensdorff. 


„ . . Die Beforgniffe einer Gefährdung des Friedens find aus— 
ſchließlich der Thatſache entjprungen, daß Defterreih, ohne erfennbaren 
Anlaß, feit dem 13. vorigen Monat3 begonnen hat, beträdtlihe Streit— 
fräfte in drohender Weile gegen die Preufifche Grenze vorzujchieben. 
Frgend welche Aufklärung über die Motive diejes befremdlichen Verfahrens 
bat die Kaiſerliche Regierung nicht gegeben; denn der Behauptung, Daß 
die Judenkrawalle diefe Rüftungen nöthıg gemacht hätten, fteht der Umfang 
der letzteren ebenſo entgegen, wie die Pofalität der Aufftellung der herbei— 
gezogenen Berftärfungen an der jächfifchen und Preußifchen Grenze, mo 
die Sicherheit der Juden niemals gefährdet war. Hätte Defterreich fich 
von Preußen bedroht geglaubt, fo durfte, nad) den in der Note des Grafen 
Karolyi ausgeſprochenen Gefinnungen, um fo ficherer erwartet werden, 
daß das Wiener Cabinet die bedrohlich erfcheinenden Thatfachen mit Bezug 
auf Art. 11 der Bundesacte dem deutjchen Bunde angezeigt, oder Doch 
menigftens zur Kenntniß der Königlichen Regierung gebradt haben würde. 
Statt defjen vermiffen wir noch heute jeden Verſuch, den angeblich defen— 
fiven Character der öjterreichiichen Rüftungen durch Angabe irgend welchen 
Anzeichens einer Gefahr, gegen welche die Bertheidigung fi richten ſollte, 
zu rechtfertigen. Das Geheimniß, mit welchen die NRüftungen Defterreichs 
umgeben werden, und das Beitreben, ihren der Königlihen Regierung 
wohlbefannten Umfang geringer erjcheinen zu laffen, als er ift, haben den 
an fich natürlichen Eindrud nur verftärken können, daß die feit zwei 
Wochen täglich vermehrten Katjerlihen Truppen an der Nordgrenze Dejter- 
reichs zu einer offenfiven feindlichen Unternehmung gegen Preußen be= 
ftimmt jeien. 

Dennoch hat die Königliche Regierung vierzehn Tage lang bis zum 
28. v. M. mit der Anordnung von Bertheidigungsmaßregeln gezögert, weil 
der König, des Unterzeichneten allergnädigfter BE voraus jah, daß Die 
Anhäufung ee aa tee Streitkräfte den Frieden ernfter gefährden 
werde, als es bis dahin durch diplomatiihen Schriftwechjel hatte geſchehen 
fönnen. Erft ala, vermöge der Zahl und der Stellung der öfterreichifchen 
Truppen an der böhmifchen Grenze, die Sicherheit Preußifcher Landestheile 
von den Entjchliegungen des Wiener Cabinet3 abhängig zu werden drohte, 
hat Seine Majeftät Maßregeln zum Schuge des Yandes angeordnet, und 
gleichzeitig Act davon genommen, daß es die Kaiferlich öfterreichiiche Re— 
gierung war, welche aus bisher unaufgeflärten Beweggründen durch mili— 
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tairifche Bedrohung der Preußifchen Grenze einen Zuftand der Spannung 
ihuf, von dem bis dahin in der Politif und in dem Verkehrsleben Europas 
jedes Anzeichen gefehlt hatte, und für welchen die Königliche Regierung die 
Verantwortung durchaus von fich weifen muß. Hatte die Kaiferliche Regie: 
tung wirklich nicht die Abficht, Preußen anzugreifen, jo vermag die König— 
ge nicht einzufehen, weshalb Defterreich jene kriegeriſchen Dia- 
regeln ergriff. 

Wie der Unterzeichnete den jedes Grundes entbehrenden Berdacht 
einer von Preußen beabfichtigten Friedensſtörung in der bisherigen Lage 
beftimmt zurüdmeift, fo ift derjelbe angemwiejen, Seiner Ercellenz dem Herrn 
Grafen von Mensdorff in aller Form zu erflären, daß den Abjichten 
Seiner Majeftät des Königs nicht ferner liegt, als ein An— 
griffsfrieg gegen Defterreid. 

An den perjönlichen Gefinnungen Seiner Majeftät des Kaiſers hat der 
König, des Unterzeichneten allergnädigfter Herr, um fo weniger zweifeln 
tönnen, als Allerhöchſtderſelbe dieje Geſinnungen durchaus erwidert und die 
eigenen freundichaftlichen Gefühle für feine Majeftät von den politischen Ver— 
bältniffen unberührt zu erhalten wiffen wird. Den wohlmwollenden Ge— 
finnungen, welde ei Majeſtät den Kaijer für den Preußiſchen 
Staat befeelen, durh Handlungen Ausdrud zu geben, dürfte 
es der Kaijerliden Regierung niht an Gelegenheit fehlen.“ 


7. April. Weitere öfterreihiihe Depeſche. 
Graf Mensvorff an Graf Karolyi. 


„Ih Überfende Em. im Anſchluſſe eine Abfchrift der Note, mittels welcher 
der Königlich Preußiſche Gefandte Freiherr v. Werther im Auftrage jeines Hofes 
die von ihnen am 31. v. Mts. an den Herrn Grafen von Bismard gerichtete 
Note beantwortet hat. 

Wenn das Cabinet von Berlin in jener Note dabei bebarrt, die angeb- 
lichen Rüftungen Oeſterreichs als die Urfache der entftandenen Kriegsbeforgniffe 
darzuftellen, jo zweifeln wir in der That, ob ber Charakter der Würde, welcher 
von einer Verhandlung zwiihen zwei großen Mächten unzertrennlich fein foll, 
ung erlaube, diefe Behauptung nohmals ausprüdfich zu widerlegen. Wir berufen 
und rubig auf das Urtbeil der Welt über den Verſuch, Defterreih offenfiver Ab- 
fihten zu befchuldigen. Wäre die Note des Freiherrn von Werther im Rechte, jo 
müßte Europa während der letzten Monate im fchweren Traume befangen ge- 
weien fein. Daß man in Preußen laut davon fpradh, die Annerion der Herzog- 
thümer müſſe mit Güte oder mit Gewalt vollzogen werden, — baf am 26. Ja» 
unar eine Depefhe des Grafen Bismard nah Wien abging, welche in allen 
Preufiihen Negierungs- Organen gefliffentlich als der Vorbote des Bruches be- 
zeichnet wurde, — daß nach unferer ablehnenden Antwort außerordentliche Staats» 
berathungen unter Zuziehung hoher Militairs in Berlin ftatt fanden, — baf 
Mafregeln zur Vorbereitung einer Mobiliſirungs-Ordre getroffen wurden, — 
daß Preußens erfter Minifter die Unvermeidlichkeit eines Krieges betonte, — daß 
er am 16. März bie offene Frage Ew., ob Preußen bie Gafteiner Convention 
gewaltfam zu Iöfen beabfidhtige, mit einem Nein beantwortete, welches er felbit 
für werthlos und nichtig erflärte, — daß Preußen mit dem Florentiner Hofe 
über die Eventwalität eines Krieges gegen Oeſterreich unterhandelte — dieſes alles 
müßte eitel Sinnentäufhung gewejen jein, und ber Wirffichfeit müßten nur jene 
drohenden üfterreichifhen Heeresmaffen angehören, welche fich feit dem 13. März 
— e8 ift daß Preußiiche Cabinet felbft, welches dieſes Datum anführt, — gegen 
die Preußifche Grenze bewegt haben follen! 
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Aber die Dinge find vor Aller Augen anbers verlaufen, und fie fteben 
noch beute anders. 

Auf ausdrüdlihen Befehl Seiner Majeftät des Kaifers wieberbole ih hiermit 
die beftimmte Erffärung, daß in Defterreih noch bis zum heutigen Tage 
feine der Berfügungen getroffen worden ift, welde nad unferer 
ge ee bie Eröffnung eines großen Krieges vorbe- 
reiten müſſen. Es ift insbefonbere feine irgend erbeblihe Truppen » Concen- 
tration, gejchweige eine Aufftellung an ber Grenze angeorbnet worden, fein 
ungewöhnlicher Ankauf von Pferden, keine Einberufung von Urlaubern in nennens- 
wertbem Umfange bat ftatt gefunden. Ia, ber Kaifer, unjer allergnädigfter Herr, 
ift in feiner Zuverfiht fo weit gegangen, daß Seine Majeftät mich ermächtigt 
bat, von denjenigen Dislocationen, welche in Wahrheit vorgenommen mworben 
find, dem Königlih Preußiihen Gejandten ohne Rüdhalt Mittheilung zu machen. 
Mit der vollften Autorität bat daher Freiherr von Werther gegründete Nach- 
richten über die bieffeitigen militairiſchen Maßregeln nad Berlin melden können. 
Die Übrigen, aus welchen man den Alarmruf der Anfammlung einer Armee an 
der Nordgrenze Defterreihs gemacht bat, muß ich mit größter Entſchiedenheit, 
wie ich es bereits wiederholt mündlich gegenüber bem Freiherrn von Werther ge- 
than, für wabrbeitswibrig erllären. Jede Discuffion über die Priorität militai- 
riſcher Borlehrungen in Defterreih oder in Preußen ift endlich volllommen über- 
flüffig gemacht worden durch das Wort bes Kaijers, welches dafür, daß Dejter- 
reich feinen Angriff im Sinne babe, mittel® der Note vom 31. März Mar und 
bündig verpfändet worben ift. 

Eine analoge Berfiherung, ebenjo klar und bündig im Namen Seiner 
Majeftät des Königs Wilhelm ertheilt, bedingt won ſelbſt Die beiberfeitige Ein- 
ftellung jeder weiteren Maßregel von friegerijher Bedeutung. 

Eine ſolche Berfiherung baben wir deshalb zu erhalten gewünfcht; und 
beute liegt wirklich, in Ermwiberung auf die erwähnte Note, dem Kailerlichen Hofe 
die förmliche Erklärung vor, daß den Abfihten Seiner Majeftät des Königs nichte 
ferner liege, als ein Angriffsfrieg gegen Oeſterreich. 

Der Kaifer, unjer allergnädigfter Herr, bat auf dieje Er- 
klärung gebofft. Seine Majeftät nimmt diefelbe mit Bertrauenan. 

Ein Grund zu weiteren Rüftungen liegt fonab nicht mebr 
vor, und ba in Defterreich, wie ich im Vorſtehenden erbärtet babe, feine Kriegs- 
vorbereitungen im Gange find, jo müßten wir nunmehr der — in der 
Note des Königlih Preußiſchen Gefandten mit Bedauern von uns 
vermißten Nachricht entgegenjeben, baf die in Preußen am 28. v. 
Mts. erlajjene Mobilifirungsordre unausgeführt bleiben werde. 
Um eine beruhigende Mittheilung bierüber wollen Ew. unverweilt, da das Kai— 
ſerliche Cabinet nah dem ftattgehabten Notenaustaufche nicht ohne ſchwere Berant- 
wortlichkeit gegen eine längere Fortjegung der Rüftungen Preußens gleichgültig 
bleiben könnte, den Königliden Herrn Minifter- Präfidenten, weldem Sie bie 

egenwärtige Depeiche in Händen laffen wollen, erfuchen und uns von dem Er- 
A Ihres Schrittes durch den Telegraphen Anzeige erftatten.“ 


15. April. Preußiſche Erwiderung. 
Graf Bismard an Freihern von Werther. 


— — — „Ih mill über die Form, in welcher die (öfterreichifche) 
Eröffnung (vom 7. April) gehalten ift, mit der kurzen Bemerkung hinmeg- 
eben, daß diejelbe jchwer einen Schluß auf conciliante Abfichten des 
Raiferl. Cabinet3 zuläßt. 

Wenn aber die Depefche den Zweck verfolgt, die Beſorgniſſe vor 
einer Störung des Friedens auf das Verhalten Preußens zurüdzuführen, 
jo darf ich wohl behaupten, daß jelten jo folgenjchwere bolitifihe Acte 
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auf ein Fünftlichere® Zujammenfügen von VBorausfegungen und Gerüchten 
begründet worden find. ch unterlaffe es, über diefe Motive etwas zu 
fagen. Aber ich kann nicht umhin, mein Bedauern darüber auszufprechen, 
daß die öjterreichiiche Depefche in den Kreis fachlicher Erwägungen auch 
perfönliche YAeußerungen gezogen hat, die ich mündlich gethan ** ſoll, 
und deren bei der — von Mund zu Mund wachſende Unge— 
nauigkeit ſich conſtatiren läßt. Und wenn mir ſogar das an ſich unglaubliche 
er zieh zugejchrieben wird, daß ich eine von mir eben gegebene amtliche 
Antwort gleichzeitig ſelbſt al3 nichtig und werthlos erklärt hätte, fo hat 
mich ein jo unerwartetes Mifverftändnig um fo mehr befremden müſſen, 
ald mir befannt gewordene Aeußerungen öjterreichifher Agenten im 
Gegentheil den befriedigenden Charakter jener meiner Antwort hekvorge— 
boben haben. 

Wozu aber joll diefe Zujammenftellung von Bermuthungen, Aus— 
legungen, Gerüchten, Erzählungen dienen? Ste kann feinen anderen Grund 
haben, al8 das Bedürfniß, die Vorbereitungen Defterreih8 zu fehr ernften 
Zwecken zu motiviren. 

Indeß diefelbe Depefche erklärt, daß „feine der Verfügungen getroffen 
feien, welche nad) der öfterreichiichen Heeres- Drganijation die Eröffnung 
eines großen Krieges vorbereiten müßten.“ 

Das Urtheil darüber, was unter Vorbereitungen zu einem großen 
Kriege zu verftehen ift, kann nach individueller Auffaffung jehr verjchieden 
fein; und ich muß daher Lebhaft bedauern, daß die Depejche von den 
wirklich getroffenen Vorbereitungen nur in Ausdrücken redet, melde 
elaftifher Natur und nicht geeignet find, uns eim präcifes Bild von 
dem wirklichen Thatbeftande zu geben. „Seine irgend erhebliche Truppen 
concentration — feine Au ug an der Grenze — fein ungewöhnlicher 
Anfauf von Pferden — feine Einberufung von Urlaubern in nennens— 
mwerthem Umfange —“ das find alles Ausdrüde von unbeftinmter Trag- 
weite und melde die Frage hervorrufen: was denn Be was 
nennenswerth jei? Uns näher darüber zu informiren aber fehlen uns 
die Mittel, nachdem ſogar den öfterreichifihen Blättern die Mittheilung 
militairiſcher Nachrichten unterfagt worden ift. Diefer Geheimhaltung 
gegenüber will ich mich nur auf die, nach der Depefche jelbft „in ** 
beit vorgenommenen Dislocationen“ und auf den von dem Herrn Grafen 
vd. Mensdorff Ihnen wiederholt zugeftandenen Charakter derjelben beziehen, 
welher in der Bewegung —— Truppenkörper nach der 
nordweſtlichen Grenze und in einer Verlegung anderer in 
diejenigen unſerer Grenze nahen Bezirke beſteht, in welchen 
ſie ihre Verſtärkungsmittel, von denen ſie bisher entfernt ge— 
weſen, vorfinden. Dieſe zugeſtandenen Thatſachen kann der Kaiſerl. 
Herr Miniſter nicht, um ſeinen Ausdruck zu wiederholen, in das Gebiet 
der „Sinnestäuſchungen“ verweiſen. Wir haben Angeſichts derſelben 
vierzehn Tage gewartet, ehe wir unſere nur partielle und rein defenſive 
Mafregeln ihnen gegemüberftellten. Von einer Zuridnahme der öfter: 
reichiſchen Maßregeln, von einer Nichtausführung der die Kriegsbereitichaft 

egen und fördernden Dislocationen ift trog der denjelben beigelegten 
erheblichkeit in der ag nicht die Rede. 

Es muß aljo der Kaiſerliche Minifter der auswärtigen Angelegen- 
heiten diefe Zurüdnahme für überflüffig halten, nachdem das Wort 
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Seiner Majeftät des Kaiſers dafür verpfändet fei, daß Defterreich feinen 
Angriff im Sinne habe. Daraus mwird folgern, daß Graf Mensdorff 
die in mehr oder weniger erheblihem oder nennenswerthbem 
Grade getroffenen ungewöhnlihen militairifhen Mafßregeln 
aufrecht erhalten will. Bon Preußen aber verlangt man, daß neben 
dem eben jo flaren und bündig gegebenen Worte Seiner Majeftät des 
Königs die Anordnungen zurüdgezogen und nicht ausgeführt werben, 
welche allein durch die bis jest im nichts "veränderten Mafregeln Defter- 
reich8 hervorgerufen worden find. Eine Mobilmahungs-DOrdre für 
die Königlihen Truppen ift überall nicht erlajfen worden, wie 
ein Blick auf die mit voller Deffentlicheit getroffenen Anordnungen zeigt; 
diejenigen partiellen Vorſichtsmaßregeln aber, dur welche wir 
nur den öÖfterreihifhen Vorbereitungen gleih zu fommen 
juhen, können nicht aufgehoben werden, fo lange der Anlaß 
dazu nicht bejeitigt ift. In der Kaiferl. Regierung ift es aljo, die 
Initiative zu ergreifen, um ihrerfeit3 die Dislocationen und verwandten 
Mapregeln, mit denen fie zugeftandener Maßen vor irgend einer An— 
deutung Preußiſcher Rüftungen begonnen, rüdgängig zu machen, aljo den 
status quo ante berzuftellen, wenn fie die Gegenjeitigfeit in den abge— 
gebenen Erklärungen auch auf die thatfächlihen Berhältniffe angemendet 
zu ſehen wünſcht. Es gefchieht auf Befehl Seiner Mtajeftät des Königs, 
unſeres allergnädigften Herrn, daß ih Em. :c. hiermit ergebenft erjuche, 
dem Herrn Grafen Mensdorff auf das in der Depejche vom 7.d. M. 
geftellte Berlangen dieſe Antwort zu ertheilen.“ 


18. April. Vorſchlag zur beiderjeitigen Abrüftung. 
Deiterreihiiche Depeihe vom 18. April. 
Graf Mensdorff an Graf Karolyi. 


— — „Wie dem Königl. Cabinet nicht entgangen fein wird, bat unſere 
Aeußerung vom 7. ihre wejentlichfte Bebeutung von der Schlußfolgerung entlebnt, 
daß nach der von ben beiden boben Souverainen wechjeljeitig ertbeilten Ver— 
fiherung, keine Offenfive zu beabfichtigen, jeder Grund für militairiihe Bor⸗ 
bereitungs » Mafregeln weggefallen und jede Erörterung über bie Priorität ber etwa 
bereit8 vorgenommenen Rüftungen müßig geworben jei. Die Rüdäußerung bes 
Herrn Grafen v. Bismard jetst demungeachtet diefe Erörterung fort. Seine Ma- 
jeftät der Kaiſer, unſer allergnädigfter Herr, vermögen hierin nicht das richtige 
Mittel zu erbliden, zu der jo nothwendigen Klärung der Sachlage zu gelangen, 
und Allerhöchftdiefelben haben mid) daher ermächtigt, den nachftehenden Borichlag 
den Entjhließungen der Regierung Seiner Majeftät des Königs von Preußen 
anheimzuftellen. 

Daß in Defterreih einzelne Truppen» Dislocationen flattgefunden umb 
mehrere Truppeuförper fih nach unferer norbmweftliden Grenze bewegt haben, 
ift der Königl ge durch die ihr von mir jelbft offen und birect gemachten 
Mittheilungen bekannt. Seine Majeftätbder Kaijererflären Sid hiermit 
bereit, burdh einen am 25.1. Mts. zu erlajjenden Befehl diefe, wie 
die Königl. Regierung glaubt, eine Kriegsbereitihaft gegen 
Preußen fördernden Dislocationen rüdgängig zu maden, jowie 
die darauf bezügliden Maßregeln einzuftellen, wenn Seine Ma- 
jeftät von bem Berliner Hofe die beftimmte Zufage erhalten, daß 
an bemjelben oder bob am nahfolgenden Tage eine Königl.Ordre 
ben früheren, regelmäßigen Friedensftandb derjenigen Heeres- 
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tbeile wieder berftellen werde, welde feit dem 27.0. Mts. einen 
erböbten Stand angenommen baben. 

Durch diejes Anerbieten glaubt die Kaijerl. Regierung Alles, was von ihrem 
Villen abhängt, zu thun, um dem ftattgehabten Austauſche friedlicher Erflärungen 
die demjelben entſprechende thatjächliche Folge zu verſchaffen. Em. ꝛc. wollen fich 
unverweilt in biefem Sinne gegen den Königl. Heren Minifter - Präfidenten aus- 
isrehen, und das Auskunftsmittel, welches bie gegenwärtige Depeiche darbietet, 
bei Mittheilung derfelben jener ernftlichften Würdigung anempfeblen, auf melde 
wir für biefen neuen Beweis der Friedensliebe Oefterreihs den zweifellojeften 
Anipruch erheben dürfen.“ 


Annahme der beiderjeitigen Abrüftung. 
Preußiſche Depeihe vom 21. April. 
Graf Bismard an Freiheren von Werther. 


„+... Die von Seiner Majeftät dem Könige angeordneten militäriſchen 
Mafregeln hatten, wie Em. Erc. dies dem Kaiferlihen Cabinet wiederholt 
zu erflären in der Lage gemwejen find, Tediglic den Zmed, das Gleichge- 
wicht in der Rriegsbereittchaft wiederherzuftellen, welches nach Anficht der 
Königlichen Regierung dadurch geftört worden war, daß eine große Anzahl 
der in den a rn Provinzen des Kaijerftaates vertheilten Truppen 
förper jolche Bewegungen vornahm, durch welche die von ihnen im Kriegs— 
falle bi8 zur Preußiichen Grenze zurüdzulegenden Entfernungen vermindert 
wurden, zum Theil jehr erheblih. Dieſer den Preußiſchen Rüftungen 
ausfhlieglih zu Grunde liegende Bemweggrund bringt es von felbjt mit 
ih, daß Seine Majeftät der König — die Hand dazu 
bieten wird, die getroffenen Vorſichtsmaßregeln ſobald und in 
dem Maße ———— als von der Kaiſerlichen Regierung 
die Urſachen, durch welche ſie hervorgerufen wurden, beſeitigt 
werden. In dieſem Sinne ermächtige ich Ew. Exc. auf Befehl Seiner 
Majeſtät des Königs, dem Kaiſerlichen Miniſter der auswärtigen Ange— 
legenheiten zu erklären, daß die Königliche eher den in der 
Depeihe des Grafen Mensdorff vom 18. April enthaltenen 
Vorſchlag mit Genugthuung entgegennimmt. 

Dem entjprechend wird, jobald der Königlichen Regierung die authen- 
tiſche Mittheilung zugeht, daß Seine Majeftät der Kaifer befohlen hat, 
die eine Hriegsbereitichaft gegen Preußen fördernden Dislocationen rlid- 
gängig zu machen, jomie die darauf bezüglihen Maßregeln einzuftellen, 
Seine Majeftät der König auch diesſeits die Reduction derjenigen Heeres- 
theile unverzüglich anordnen, melde jeit dem 27. v. M. einen erhöhten 
Stand angenommen haben. Die Ausführung diefer Anordnung wird 
Seine Majeftät aladann in demfelben Maße und in denfelben 
Zeiträumen bewirken lajjen, in welden die entjprehende Ber- 
minderung der Kriegsbereitichaft der Kaiferlich öſterreichiſchen 
Armee thatfählih vor fich gehen wird. Ueber das ea die 
Friſten, in welchen letzteres geſchieht, fieht alfo die — egierung 
den näheren Mittheilungen des Kaiſerlichen Cabinets ſeiner Zeit entgegen, 
um demnächſt in ihren eigenen Abrüſtungen mit denen Oeſterreichs gleichen 
Schritt halten zu können. 

Die Königliche Regierung ſetzt dabei voraus, daß auch die von 
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anderen deutſchen Regierungen begonnenen militairifchen Vor— 
bereitungen wieder abgeftellt, und ihr durch Fortjegung oder Er- 
neuerung derjelben nicht andermeite Veranlaffung zu militairifhen Vor— 
fihtämaßregeln gegeben werde. Sie wird fich in diefem Sinne den einzelnen 
Höfen gegenüber ausjprehen, und erwartet, daß die Kaijerliche Regie— 
rung im Intereſſe des Friedens ihren Einfluß in gleicher Richtung vers 
wenden werde“ 


42. Reue Berwicelungen und Rüſtungen. 


26. April. Vorſchlag Defterreihs zur Löſung der Schles— 
wig-Holſteinſchen Frage. 
Depefhe des Grafen Mensporff an Graf Karolyi, vom 
26. April 1866. 


„se größere Wichtigkeit die Kaiſerliche Regierung auf gegenjeitige Erklä— 
rungen legt, durch welche in ben legten Tagen augenblidli die Gefahr eines 
Conflicts zwifchen den deutſchen Großmächten glüdlich überwunden worben, befto 
febhafter wünſcht Seine Majeftät der Kaifer, daß die Wiederkehr biefer Gefahr, 
an beren Dafein glauben zu müffen, für Seine Majeftät peinlich gewejen, für 
immer verhindert werden möge. Dazu aber ift e8 erforberlih, daß fih an das 
Einverftänduiß der Cabinete von Wien und Berlin über beiderjeitige Entwaffnung 
alsbald auch Einverftändniß über gründliche Bejeitigung der Urſache ber einge- 
tretenen Spannung knüpfe. — — 

Im Art. 3 des Wiener Friedensvertrages baben DOefterreih und Preußen 
fiher fih nicht etwa einfach die Herzogthümer zu voller Souverainetät abtreten 
laffen, jondern König Chriftian IX. bat zu ihren Gunften auf feine Rechte ver- 
zichtet und zugleich verſprochen, die Verfügungen anzuerkennen, welche beide Mächte 
in Bezug auf die Herzogthümer treffen werden. Es war ſonach Abficht der Mächte, 
daß auf jene Cefjion weitere Verfügungen gegründet werden jollen. Ebenjo hat 
die Gafteiner Convention die Ausübung der erwähnten Rechte zwiſchen Oefterreich 
und Preußen nur bis auf weitere Vereinbarung getbeilt. Es handelt fih dem— 
gemäß darum, welche Folge dem zu Wien wie Gaftein ausgebrüdten Borbehalte 
anderweiter Vereinbarung und Berfügung gegeben werben joll. Der Kaiferliche 
Hof feinerjeits bat fich zu wiederholten Malen bereit erklärt, diefe Frage im Sinne 
derjenigen Erklärungen zu erledigen, welche Defterreih und Preußen im Einver- 
ftändniffe mit den Bevollmächtigten des beutichen Bundes am 28. Mai 1864 in 
der Fondoner Konferenz abgegeben haben. Preußen dagegen bat bis jegt feine 
beftimmte Anficht über die Yöfung der Sonverainetätsfrage ansgefproden. Nur 
bat neuerdings mehrfach verlautet, daß die Königliche Regierung das von der 
Majorität der Preußiſchen Kronjuriften erftattete Gutachten als maßgebend für 
ihre Auffaffung des Rechtspunktes betrachte. Wir kennen dieſes Gutachten nicht 
officiell, aber man weiß, daß nach demſelben der völkerrechtliche Titel, welchen bie 
Monarhen von DOefterreih und Preußen dur den Wiener Friedensvertrag er- 
worben, allen übrigen Anſprüchen, der oldenburgifchen ſowohl, als der auguften- 
burgijchen, vorgeben ſoll. Die Souverainetät über Schleswig - Holftein joll definitiv 
auf die beiden Mächte übergegangen fein. 

Die Kaiferlihe Regierung, welde von dem Londoner Bertrage niemals 
formell zurüdgetreten ift, fjonbern nur das Recht des Siegers zu Üben gedachte, 
als fie gemeinjchaftlih mit Preußen die Trennung der Herzogthümer von Däne— 
marf zu Gunften des Auguftenburgifchen Hauſes forderte, fühlt ſich nicht berufen, 
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egen ben Ausſpruch ber Kronjuriften theoretiihe Einwendungen zu erheben. 
ber ſoll dieſer Ausſpruch gelten und ber vorbehaltenen befinitiven Vereinbarung 
zu Grunde gelegt werben, bei welcher praftijchen Folgerung wären dann beide 
Mächte angelangt? Wäre neben dem Rechte Defterreihs und Preußens jeder 
andere Prätendent ausgeichloffen, jo müßte die auf ben Gafteiner Vertrag erfolgte 
droviſoriſche Theilung in eine definitive verwandelt werben. Der König von 
Preußen muß feinen Titeln den eines Herzogs von Schleswig hinzufügen, Holftein 
ein Land ber öfterreichifchen Kaiferfrone werden und unfere nächſte Sorge muß 
fein, die Beziehungen diejes Landes zum deutſchen Bunde auf einen normalen 
Fuß zu ftellen. 

Da dies nun aber nicht das Ziel fein dürfte, nach welchem die Wünſche 
der beiden Mächte gerichtet find, fo folgt, daß wohl nicht in dem Gutachten ber 
Kronjuriften allein der Schlüffel zu ber enbgiltigen Löſung gefunden werden fönne. 
Vielmehr dürfte es beiden Höfen durch vielfache wichtige Erwägungen nabe gelegt 
fein, auf den Borbehalt des Art. 3 des Wiener riebensvertrages und zwar im 
utſprünglichen natürlihften Sinne diejes Borbebaltes, im Sinne 
der Beriänung über die Herzogtbümer zu Gunften eines Dritten, 
zurüdzugreifen. 

Es iſt für den Kailer eine Gewiſſensſache, einen ſolchen Entſchluß unter 
den ernften, aber eine Wendung zum Guten noch heute nicht ausichließenden Ver— 
bältniffen der Gegenwart dem Könige von Preußen dringend ans Herz zu legen. 
Der Kaifer war der Bundesgenofje des Königs gegen Dänemarl. Noch ift es 
Zeit, bafür zu forgen, daß nicht aus der im Namen Deutichlands gemeinjant 
unternommenen That eine Frucht der verberblichften Zwietracht inmitten verhäng— 
nißvoller Ereigniffe bervorgebe. Auch vermag ber Kaifer kaum zu glauben, daß 
es dem Gedanken des Königs von Preußen völlig fern ftehen follte, in dieſer 
beutihen Sache dem Bunde zulett zu geben, was des Bundes ift, 
und was felbft bie den Preußiihen Abgeorbneten am 27. Dec. 1863 ertheilte 
Königliche Antwort als dem Bunde zuftändig anerkannt bat. Die Succejfions- 
frage jollte, diefer Antwort zufolge, durch den deutſchen Bund unter Preußens 
Mitwirkung geprüft werben, Preußen follte diefer Prüfung nicht vorgreifen. In 
demielben Sinne haben Defterreihb und Preußen ſich während ber Yonboner 
Conferenzen geäußert, und die europätfchen Mächte, jelbft das an ber Erbfolge- 
frage betbeiligte Rußland, haben wiederholt ihre Achtung vor den Bejchlüfjen 
bezeugt, durch welche ber beutiche Bund bie Frage, wer als rechtmäßiger Souverain 
des Bundeslandes Holftein anzuerkennen jet, zur Entſcheidung bringe. 

Eingebent alles deffen jchlagen wir dem Preußiſchen Hofe hiermit vor, fich 
mit uns zu einer Erklärung in Frankfurt zu vereinigen, des wejentlihen Inhalts, 
daß Defterreih und Preußen befchloffen hätten, die durh den Wiener 
Friedensvertrag erworbenen Rechte auf denjenigen Brätendenten 
meiterzuübertragen, welchem der deutſche Bund die überwiegende 
Beredtigung zur Erbfolge im Herzogtbum Holftein zuerlennen 
würde. Bietet die Königliche Regierung hiezu die Hand, jo machen wir uns 
dagegen anbeijchig, Überall, wo diejes nöthig, dazu mitzuwirken, daß vem Preußi- 
den Staate diejenigen fpeciellen Vortheile bleibend gefidhert 
werben, mit beren Gewährung wir uns im Laufe der gepflogenen 
Verhandlungen einverftandben gezeigt haben und über welche, was Hol- 
fein betrifft, bereits in den Art. 2—6 der Gafteiner Cohvention provijorijche 
näbere Feitftelungen enthalten find. Preußen wird hierdurch definitiv die mili- 
taitiſchen Stellungen von Kiel, Rendsburg und Sonderburg erwerben. Kiel wird 
war Bundes hafen, Rendsburg Bundesfeftung werben, aber die Königliche 
Regierung wird uns bereit finden, in den desfalls nach Art. 2 und 3 der Gafteiner 
Convention im Einverftändniffe mit ihr in Frankfurt zu ftellenden Anträgen 
jedem ihrer billigen Wünſche entgegenzutommen. 

Nicht weniger bereit find wir, die won Preußen behufs Befeftigung von 
Düppel und Aljen gewünfchte Territorialabtretung gemeinichaftlich mit der König- 
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lihen Regierung, falls Dies verlangt wird, gegenüber dem künftigen Laudesherrn 
auszubedingen. Ebenjo werben fich bie Leiftungen, welche die Herzogthümer bis 
zur allgemeinen Regelung ber Marine» Frage am Bunbe für die Preußiſche Flotte 
zu übernehmen baben, obne Schwierigkeit durch Convention zwijchen Preußen und 
Schleswig» Holftein regeln laſſen, und daffelbe gilt von den Beftimmungen, welche 
die Gafteiner Convention zu Gunften Preußens in den Artikeln 4, 5, 6, 7 bin- 
fihtlih der Communication durch Holftein, des Eintrittes der Herzogtbümer in 
den Zollverein und der Anlage eines Kanals zwiſchen Nord» und Oftjee getroffen 
bat. Erwägt man, daß außer dieſen vielfachen und wichtigen Vortheilen Preußen 
bereit3 das Herzogthum Lauenburg erworben, während Defterreich für fich nichte 
Anderes begehrt, als die bereits im Friedensvertrag ausbebungene Erftattung der 
Kriegskoften, jo wird man ficherlich ven Antheil Preußens an den Errungenschaften 
des Feldzuges, den e8 nicht allein, jonbern im Bunde mit Defterreih unternommen 
bat, nicht zu Hein, man wirb diefen Antbeil nicht unwerth der gebrachten Opfer, 
man wird Defterreich nicht eigennügig, man wird es nicht den Pflichten eines 
aufrichtigen Bundesgenofjen untreu finden. E8 wird hierüber nur Eine Meinung 
bei allen Unparteiiihen walten können. Entzieht fih bejjen ungeadtet 
Preußen noh immer unferen jo geredten, ebrenvollen Borfhlägen, 
jo wird uns feine andere Entſchließung mehr übrig bleiben, als dem 
beutjhen Bunde den ganzen Stand der Angelegenbeit offen bar- 
zulegen und gemeinjamer Erwägung unjerer Bundesgenoijen 
anbeim zu geben, welde Wege in Ermangelung bes Einverftänp- 
nifjes zwiſchen Defterreih und Preußen einzufhlagen feien, um zur 
bundbesgemäßen Regelung ber bolfteinfjhen Angelegenbeit zu ge- 
langen. Auch wird dann die Stimme bes Landes Holftein felbft, die 
ohne Zweifel vernommen zu werben werbient, um fo weniger noch länger unge: 
bört bleiben Fünnen, als obnehin die holſteinſchen Stände nach der geltenden Ber- 
faffung im Laufe dieſes Jahres einberufen werben müſſen. Wir haben biermit 
in einem ernften Augenblide die Anfichten des Kaifers nochmals im Zufammen- 
bange dargelegt. Der Weisheit und dem Gerechtigkeitsfinne Seiner Majeftät des 
Königs ift e8 vorbehalten, fie zu würdigen und eine Wahl zu treffen zwijchen der 
Fortdauer bes Zwiejpaltes, deſſen Folgen fich in ber gegenwärtigen Weltlage jeder 
Berechnung entziehen, und ber Löjung, welche den Streit über das Schidjal der 
für Deutihland erworbenen Herzogthümer unter allgemeiner Anerlennung mit 
unverfennbarem Gewinne für Preußens Machtftelung und mit nicht geringer Er- 
höhung jeiner biftorifhen Ehren abſchließen würde.“ 


7. Mat. Antwort Preußens auf den Borjdlag in Be: 
treff Schleöwig- Holftein®. 


Depeiche des Grafen Bismarck an Frh. v. Werther. 


„Die Depejche, welche der Kaijerliche Herr Minifter der auswärtigen 
Angelegenheiten unter dem 26. v. Mts. an den Grafen Karolyi ge: 
richtet hat, um die Gedanken des Wiener Cabinet3 über die defnitine 
Löſung der Frage der Elbherzogthümer darzulegen, habe ih Em. Ercellenz 
bereit3 unter dem 1. d. Mits. mitgetheilt; he it jeitdem auch, und zwar 
von Wiener Blättern zuerft, veröffentlicht worden. Obgleich die Hoffnungen, 
welche der Herr Graf v. Mensdorff im Eingang der Depejche ausdrüdt und 
durch welche er die Anregung diejer Frage motivirt, ſich bis jegt nicht er- 
füllt haben, jo will ich doch nicht länger zögern, Em. Ercellenz von der 
Auffafjung der öfterreihiichen Vorſchläge in Senninif zu jegen, zu welchen 
eine reiflihe Erwägung derjelben Seine Majeftät den König unjeren 
Allergnädigften Herrn geführt hat. Da e8 uns in dem gegenmärtigen 
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ernften Augenblid nicht um einen Austaufh von Schriftftüden zu thun tft, 
welche bejtimmt find, vor der öffentlihen Meinung die gegenjeitigen 
Standpunkte zu firiren oder zu rechtfertigen, jondern um die Anbahnuug 
einer wirklich ernft gemeinten Berftändigung, melde nur auf dem Wege 
pertraulicher Verhandlungen zu erreichen möglich ift, jo fehe ich von einer 
formalen Ermiderung auf die Depejche vom 26. April ab, und wähle die 
Form eines vertraulichen, nicht zur Mittheilung an den Kaiferlichen Herrn 
Minifter beftimmten Erlafjes an Em. ꝛc. Ich habe jhon in meiner Mit- 
tbeilung vom 1. d. M. angedeutet, daß nach unferer Auffaffung fich die 
Depejche des Herrn Grafen v. Mensdorff auf einem-Boden bewegt, auf 
welhen wir nicht folgen fünnen. Es ift nicht der Boden der Verträge 
von Wien und Gaftein, welche die Berechtigung des Königs Chriftian IX. 
zur vollen Gejjion der Herzogthümer, und folglich die unbedingte Ermer: 
bung derjelben durch die beiden deutjchen Mächte vorausjegen. Wie 
bierneben noch eine Entjheidung des Bundes über den redt- 
mäßigen Befig des Herzogthbums Holjtein Plag finden jolle, 
vermögen wir nicht — Wir halten unſererſeits an 
dieſen Verträgen feſt; und wir würden es als eine Verletzung 
derſelben betrachten, wenn die Kaiſerliche Regierung einen in 
Betreff unſerer gemeinſamen Rechte an den Herzogthümern 
gegen unſern Willen gefaßten Bundesbeſchluß als maßgebend be— 
handeln wollte. Wir können feine Competenz des Bundes zur 
Entfheidung in diefer Frage anerkennen, nahdem wir unjere 
eigene rechtliche Ueberzeugung feitgeitellt und durch völkerrecht— 
lide Berträge eine jfihere Bafis gewonnen haben; und wenn wir 
die eigenen Aeußerungen des Wiener Cabinet3, namentlih den Erlaß 
an den Kaijerlichen Gejandten zu Münden d. d. Wien, vom 10. Januar 
1864 in Betracht ziehen, jo fünnen wir nicht glauben, daß die Kaiſer— 
lihe Regierung fich jelbft jegt in einen fo entjchiedenen Widerſpruch mit 
ihren früheren Auffaffungen über die Competenz des Bundes fegen wolle. 
Ebenjo wenig wie wir die Entjcheidung über die Frage dem Bunde 

und der jeweiligen Majorität von deutjchen Regierungen überlaffen können, 
begen wir die Abfiht, unfern Antheil an den von uns durch Krieg und 
Vertrag erworbenen Rechten einem Dritten zu übertragen, welcher uns 
feine Bürgjchaft eines Aequivalent3 für die Opfer bietet, mit welchen wir 
den Erwerb jener Rechte haben erfaufen müffen. Wenn die Kaiferliche 
Regierung dagegen über ihre Rechte an der gemeinfamen Er- 
rungenihaft eine andermweite Berfügung treffen will, jo wird 
ſie uns fofort zur Verhandlung darüber bereit finden. Eine 
tolhe Verhandlung mit Wien würde ſich auf der Bafis des beftehenden 
Rechts bewegen, da die Verträge die Dispofition über die Her ogthümer 
beiden Mächten gemeinfam geben, und daher eine folche Diöpoiition nur 
unter gegenjeitiger Zuftimmung ftattfinden kann, melde auch in dem 
Safteiner Vertrage noch vorbehalten iſt. Wir verlangen unſererſeits nichts 
über unſer klares und beftimmtes Recht hinaus, welches uns den gleichen 
Antheil mit Defterreih an der Ceſſion König Chriſtians gemährt, mir 
ünden feine Anjprüche auf die von uns gebraten, nad der Natur der 
Dinge größeren Opfer, aber unfer vertragsmäßiges Recht an unferem 
Antheile können wir und auch durch Bundesbeſchlüſſe nicht verfümmern 
laſſen. Ueber die Löſung oder Fortbildung unferes Mitbefig-Berhältnifjes 
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fann nur mit Oeſterreich von ung verhandelt werden. Erleichtert, reſp. 
mobdificirt könnten diefe Verhandlungen werden, wenn e8 gelänge, gleich= 
eitig über die von uns angebahnte Reform der Bundes-Ber- 
dung eine DVerftändigung mit dem SKaiferlihen Cabinet zu erzielen. 
Sobald Em. ıc. daher aus Ihren Beiprehungen mit dem Herrn Grafen 
v. Mensdorff die Ueberzeugung gewinnen, daß das Kaijerlihe Cabinet 
bereit wäre, zu einer foldhen Berjtändigung die Hand zu bieten, wollen 
Em. ꝛc. die entiprechende DBereitwilligfeit unfererfeit3 in Ausſicht ftellen. 
Ich wiederhole meine im Eingang gemachte Bemerkung, daß diefe Depefche, 
welche Em. ꝛc. die Gefichtspunfte, von denen aus wir eine Berftändigung 
für möglich halten, darbieten fol, nicht zur Mittheilung beftimmt ift. Zu 
einer vertraulichen Vorleſung und Erläuterung derjelben wollen Em. zc. 
Sich ermächtigt halten.“ 


26. April. Neue Nüftungen in Defterreih, — gegen Italien. 


Depeiche des Grafen Mensdorff an Graf Karolyi. 


„+. Der Kaiſer empfängt mit aufrichtiger Befriedigung die Mittheilung, 
daß Preußen den Vorſchlag zur gleichzeitigen Entwaffnung beider Mächte annebme. 
Seine K. K. Majeftät hatte von ben verfjühnlichen Gefühlen des Könige Wilhelm 
nichts Geringeres erwartet. 

Der Kaifer ift jett vollkommen bereit, Befehl zu ertheilen, daß die zur 
Verſtärkung der Garnifonen nah Böhmen beorverten Truppen abberufen werben, 
um in das Innere des Kaiferreihes zurüdzufebren, und jomit ſelbſt dem An- 
jheine einer Truppen Koncentration gegen Preußen ein Ende zu maden. Nur 
befinden wir uns jett jebodh in einer Lage, welde uns nöthigt, unſere Vertbei- 
digungsmittel nach einer anderen Richtung bin zu verftirken, und wir glauben 
uns verfichert halten zu dürfen, daß dieſer letztere Umſtand die Preußiſche Re— 
gierung nicht verhindern wird, auf bie Entfernung unferer Truppen au der böb- 
mijchen Grenze mit ber Reduction der mobil gemachten Preußiichen Truppencorps 
zu antworten. 

In der That beweifen die letzten Nachrichten aus Italien augenicheinfich, 
daß die Armee des Königs Victor Emanuel fi) bereit macht, zu einem Angriffe 
gegen Benetien zu jchreiten. Defterreich ift Daher gezwungen, feine italieniiche Armee 
auf Kriegsfuß zu jegen und für ben binreichenden Schuß feiner Grenze nicht nur 
am Po, fondern auch feines Küftengebietes Sorge zu tragen, was nicht obne 
beträchtliche Truppenbewegungen im Innern der Monarchie geſchehen kann. 

Wir halten es für notbmwendig, das Kabinet des Königs davon zu benach- 
richtigen, um nicht den falſchen Deutungen, welche aus dei obwaltenden Um— 
ftänden entftehen könnten, ausgejetst zu fein, daß wir, während wir in Böhmen 
die Truppendislocationen rüdgängig machen, in anderen Theilen ber Monarchie 
militairijhe Vorbereitungen treffen. 

Ih erjuhe Sie daber, ber Regierung Seiner Majeftät des Königs zu er- 
Hären, daß dieſe Vorbereitungen nur Angeſichts der Eventualität eines Kampfes 
gegen bie Italiener getroffen werden, und daß wir unverzüglih zur Ausführung 
bes Vorſchlages ber gegenjeitigen Abrüftung zu jchreiten beginnen werben, jobald 
wir bie Verficherung erhalten haben, baß bie Kegierung Seiner Majeftät des 
Königs die Mafregeln, welche wir zu ergreifen gezwungen find, um einen An- 
griff unferer Nachbarn im Süden abzuwehren, feinen Einfluß auf die Wieder- 
berjtellung bes vorigen Standes ber Beziehungen zwijchen Defterreih und Preußen 
ausüben lafjen wird. 

Ih erjuche Sie, fi Über diefen Punkt unverzüglih mit dem Präfidenten 
bes Minifter-Eonfeil® zu benehmen und mir jeine Antwort mitzutheilen.“ — — — 
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30. April. Preußiſche Aeußerung über die erneuten 
Rüftungen in Dejterreid. 


Depeihe ded Grafen Biömard an Frh. v. Werther. 


„Ih Tann Em. :c. zu meinem Bedauern nicht verhehlen, daß mir 
in Ermwiderung auf unjere Eröffnung vom 24. d. M. eine Kundgebung 
anderer Art erwartet hatten. Wir hatten, wie ich e8 damals auf Befehl 
Seiner Majeftät des Königs ausſprach, einer näheren Mittheilung über 
das Maß und die Friften, in melden die Verminderung der Kriegsbereit— 
Ihaft der Kaiferlich öfterreihiihen Armee thatſächlich vor fich gehen werde, 
entgegengefehen, um demnächſt in unſeren eigenen Abrüftungen mit denen 
Oeſterreichs gleihen Schritt halten zu können, und wir waren dabei von 
der Borausjegung ausgegangen, daß das Kaiſerliche Cabinet eben fo ſehr 
wie wir eine vollftändige Rüdkehr zum Friedensftande im Auge habe. 
Das Kaiſerliche Cabinet fcheint fi zwar überzeugt zu haben, daß die 
Befürdtungen vor offenjiven Maßregeln Preußens, melde als Motive 
der Rüftungen Oeſterreichs dienten, grundlos waren; um jo unermwarteter 
aber muß es für uns fein, wenn nunmehr das Kaiſerliche Cabinet feine 
am 18. d. M. gemachten und von Seiner Majeftät dem Könige ange- 
nommenen Entwaffnungsvorjchläge nicht aufrecht halten zu fünnen er— 
Härt, diefelben vielmehr nach mehreren Seiten hin weſentlich abändert. 
Zunächſt hatte Graf Mensdorff in feiner Depefche vom 18. in Ausficht 
geftellt, daß Defterreih in den Rüftungen jo auch in der Entwaffnung 
die Initiative ergreifen werde. Diejes Zugeftändniß jcheint durch den 
Wortlaut der Depefche vom 26., welche die ad BER Abrüftung 
verlangt, wieder in Frage gejtellt zu werden. Demnächſt waren mir dem 
Vorſchlage der Kaiferlihen Regierung, nad dem eigenen Wortlaute des— 
jelben, dahin beigetreten, daß Seine Majeftät der Katjer zumächft befehlen 
wollen, die eine Priegsbereitichaft gegen Preußen fürdernden Dislocationen 
rüdgängig zu machen, jo wie die darauf bezüglihen Maßregeln einzuftellen. 

Die Dislocationen hatten jich, wie e8 von der Kaijerlichen Regierung 
jelbft anerkannt worden ift, in Geftalt einer Annäherung von Truppen- 
förpern an die nordmeitliche Grenze Defterreichd über den größeren Theil 
des Kaijerftaates erftredt, und durften wir nach dem Borjchlage der 
Kaijerlihen Regierung mit Recht annehmen, daß die beabfichtigte Herftellung 
de3 normalen Status quo ante fi auf die Gejammtheit jener die Kriegs— 
bereitihaft jürdernden Bewegungen erftreden werde. Statt deſſen ſchränkt 
die neuefte Erklärung der Kaijerlihen Regierung die von derjelben in 
Ausfiht geftellte Abrüftung ausjchlieglih auf die Zurüdziehung der nad) 
Böhmen zur Verſtärkung der dortigen Garnijonen verlegten Truppentheile 
ein, welche, nah Angabe der Kaijerlihen Regierung, zehn Bataillone 
Sufanterie betragen. Bezüglich der übrigen Rronländer erwähnt die 
Depeiche nicht einmal Schleſiens, Mährens und Weft-Galiziens, welche 
an Preußen grenzen, und in welchen notorijc namentlich eine bedeutende 
Anzahl Eavallerieregimenter, aus entfernten Yandestheilen herbeigezogen, 
aufgeftellt find. Während in der nur Böhmen betreffenden Mafregel die 
Kaiſerliche Regierung ein volles Aequivalent für die Nüdkehr Preußens 
zum Friedensjtand zu gewähren meint, fpricht fie nun unummunden die 
Abfiht aus, in den übrigen Theilen des Kaijerftaates diejenigen bedeutenden 
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Truppenbewegungen und Einberufungen von Beurlaubten „eintreten zu 
laffen, welche ———— ſein werden, um die italieniſche Armee Seiner 
Majeſtät des Kaiſers auf den Kriegsfuß zu ſetzen.“ Daß zu letzterem 
Zwecke in der ganzen Monarchie Pferdeankäufe in ausgedehntem Umfange 
erfolgen, geht aus den ſicherſten Nachrichten hervor. Welche Stärke die 
Kaiſerliche Regierung hiernach der, in den andern Theilen der Monarchie, 
mit Ausnahme alſo Böhmens, oder auch etwa der übrigen an Preußen 
renzenden Kronländer, aufzuſtellenden kriegsbereiten Armee zu geben 
—3 wird natürlich allein von dem Urtheile der Kaiſerlichen Re— 
ierung und von der Bedeutung abhängen, welche ſie der Gefahr des 
ngriff3 beimißt, von welcher fie ſich bedroht glaubt. Die öſterreichiſche 
Depeſche enthält hiernach die Forderung, daß Preußen ſeine 
ſeit dem 28. März unverändert gebliebenen, an ſich beſcheidenen 
Defenſiv-Rüſtungen abſtellen ſolle, während Oeſterreich zwar 
ſeine Garniſonsverſtärkungen aus Böhmen zurückzieht, im 
Uebrigen aber ſeine Rüſtungen behufs Herſtellung einer kriegs— 
bereiten Armee ausdehnt und beſchleunigt. Ich kann Em. ꝛ⁊c. nicht 
verbehlen, daß mir auf dieſe Forderung nach dem Austaufche der beider: 
jeitigen Erklärungen vom 18. und 21., welche von uns und von Europa 
als eine Bürgfchaft des Friedens begrüßt worden, nicht vorbereitet waren. 

Die Karferlihe Regierung führt zur Rechtfertigung der veränderten 
Haltung, welche jie mit der Depeſche vom 26. annimmt, die Nachrichten 
an, melde ihr au Italien zugegangen find. Nach denjelben ſoll die 
Armee de3 Königs Victor Emanuel fi in Bereitſchaft gejett haben, um 
zu einem Angriff auf Venetien überzugehen. Die Nachrichten, welhe uns 
aus Ftalien direct und durch Vermittlung anderer Höfe zugehen, lauten 
übereinftimmend dahin, dag in Italien Rüftungen von bedrohlichem 
Charafter gegen Dejterreih nicht ftattgefunden haben, und bes 
feftigen uns in der Ueberzeugung, daß ein unprovocirter Angriff auf den 
öfterreichiichen Kaiferftaat den Intentionen des Florentiner Cabinet3 fern 
liege. Sollten in der Zmwijchenzeit und in den jüngjten Tagen militairifche 
Vorbereitungen in Italien begonnen haben, jo würden diejelben wahr: 
jcheinlih eben jo mie unfere am 28. März ergriffenen Maßregeln als 
eine Folge der von Dejterreich ausgegangenen Rüſtungen angejehen werden 
dürfen. Wir find überzeugt, daß die italienischen Rüftungen eben fo be» 
reitwillig als die diejjeitigen abgeftellt werden würden, jobald die Urjachen, 
durch welche fie veranlaßt wurden, fortfielen. 

Im Intereſſe der Erhaltung des Friedens und der Aufhebung der 
Spannung, melde auf den Beziehungen der Politif und des Berfehrs 
gegenwärtig laftet, erjuchen wir daher die Kaijerlihe Regierung nochmals, 
daß jie unbeirrt an dem Programme fefthalten wolle, welches ſie jelbit 
in ihrer Depejhe vom 18. aufgeftellt hat, und welches Seine Meajeftät 
der König in verjöhnlichftem Sinne und in Bethätigung feines perjönlichen 
Vertrauens zu Seiner Majeftät dem Kaiſer unverzüglihd angenommen 
hatte. Wir müfjen in Ausführung dejjelben erwarten, daß zunächſt alle 
jeitt Mitte März nah Böhmen, Mähren, Krakau und Oeſterreichiſch— 
Schlefien gezogenen Truppen nit nur in ihre früheren Garnifonen 
— ſondern auch alle in jenen Ländern ſtehen bleibenden Truppen— 
örper wieder auf den früheren Friedensfuß verſetzt werden. Ueber 
die Ausführung der Maßregeln, alſo die Herſtellung des Status quo 
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ante, fehen mir einer baldigen authentischen Benachrichtigung entgegen, 
da der von der Kaiferlichen Regierung zur Zurüdführung der gegen 
unfere Grenzen verfammelten Truppen in den Friedenszuſtand ſelbſt auf 
den 25. April feitgefegte Termin längft verftrichen ift. 

Wir hoffen, daß die Kaiferlihe Regierung demnächſt durch nähere 
Ermittlungen die Meberzeugung gewinnen merde, daß ihre Nachrichten 
über die aggreifiven Abfichten Jtaltens unbegründet waren und daß fie 
alddann zur effectiven Herftellung des Friedensfußes in der 
gefammten Kaiſerlichen Armee fchreiten und uns dadurch zur 
Genugthuung Seiner Majeftät daſſelbe Verfahren ermöglichen merde. 
Sp lange diefer unſeres Erachtens allein richtige und, wie wir glauben 
durften, beiderjeit3 angenommene Weg nicht eingejchlagen wird, ift es für 
die Königliche Regierung nicht thunlich, der nächſten Zukunft, in welcher 
ihr wichtige und folgenjchwere Berhandlungen mit der Kaijerlichen Re— 
gierung bevorftehen, anders, als unter Feftitellung des Gleich— 
gewicht in der Kriegßbereitichaft beider Mächte entgegen zu 
gehen. Bon Verhandlungen, welche von einer Seite bewaffnet, von der 
andern in voller — — geführt würden, kann ſich die Königliche 
Regierung einen gedeihlichen Erfolg nicht verſprechen. 

In dieſem Sinne bedauert ſie es lebhaft, daß die Kaiſerliche Re— 
gierung auf den dieſſeitigen Vorſchlag nicht hat eingehen wollen, auch die 
übrigen Bundes-Regierungen um Einſtellung ihrer militäriſchen Vor— 
kehrungen zu erſuchen, deren thatjächliches Vorhandenſein von den be— 
treffenden een jelbft nicht in Abrede geftellt wird. Sie hat ſich 
ihrerfeit3 dadurch nicht abhalten laſſen, an die Königlich ſächſiſche Re— 
terung, deren Rüftungen am meiteften vorgefchritten find, die entjprechende 

ufforderung zu richten; fie würde aber den Erfolg derjelben und damit 

die Intereffen des Friedens als geficherter angefehen haben, wenn die 
Kaiſerlich öfterreichiiche Regierung fi) zu dem gleihen Verfahren hätte 
entſchließen können.“ 


Preußen und Stalien; erite Rüftungen in Italien. 
Aus der Schrift des Generalftabes: „Der Feldzug von 1866.“ 


„hält man die beiden Mensdorffihen Depeihen vom 26. April zufammen, 
jo follten, während Preußen abrüftete, unter dem Vorſitze Oeſterreichs die, von 
der demokratifhen Strömung für den Erbprinzen von Auguftenburg beherrichten 
Mittelftaaten über Preußens Rechte auf die Herzogthümer verfügen und bebielt 

ferreih Zeit und Muße, einen beliebig großen Theil feiner Armee ungeftört 
auf Kriegsiuß zu ſetzen. leichviel, ob dies wie bisher in Böhmen, nun in Un- 
garn oder in Illyrien geſchah, jedenfalls konnte in kurzer Frift ein ftarkes Heer, 
Die am unteren Po, jo auch an ber oberen Eibe wieder verjammelt werben. Die 
Preußiſche Armee hatte im legteren Fall, um ſich zu concentriren, nicht nur den 
Anmarſch, ſondern zuvor noch die ganze Mobilmachung durchzumachen und mußte 
alſo nothwendig zu ſpät kommen. 

Schwerlich konnte man in Wien ernſtlich glauben, daß das Preußiſche Ca— 

binet auf ſolche VBorfchläge eingehen werde. Sie erregten in Berlin ein tiefes und 

Algemeines Miftrauen in die Abfichten der Nachbarmacht, und umſomehr, als 

ae Dt genau wußte, daß damals Italien noch nichts für einen Krieg vorbe- 
atte, 


se weniger Preußen im deutſchen Bunde eine Sicherheit finden konnte, um 
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jo nöthiger war es gewefen, fi auswärts nach einem Bungesgenoffen umzufeben. 
Ein folder war Italien mit unb ohne ausbrüdlihen Bertrag. 

Der Krieg zwifhen ben beiden deutſchen Mächten bot nämlich dem König 
Bictor Emanuel die Gelegenheit, welche er nicht ungenugt vorübergeben laſſen 
fonnte, wenn er jemals feine Ansprüche auf Venetien zur Geltung bringen wollte. 
Nun mußte zwar Preußen wünſchen, daß eintretenden Falls Italien auch mili- 
tairifch zum Kampf gegen einen jo mächtigen Feind wie Defterreich vorbereitet fei, 
aber es konnte ibm nicht zumutben, für eine bloße Eventuafität zu rüften. Das 
Florentiner Cabinet feinerjeits mußte zu eigener Sicherheit fordern, baß bie Heere 
beider Staaten gleichzeitig friegsbereit aufgeftellt würden, wofür wieder Preußen 
den Termin nicht anzugeben vermochte, weil ein Augriff auf Defterreich nicht in 
feiner Abficht Tag. Aus dieſen Verhäftniffen erklärt es fi, daß mit dem nad 
Berlin entjenbeten italienijchen General Govone vorerft nur fehr allgemeine Ber- 
abredungen batten getroffen werben Binnen. Die Depejchen vom 26. April gaben 
nun biejen Berbandlungen, in welchen übrigens die beutihen Intereffen voll- 
fändig gewahrt wurden, eine feftere Geftalt, und wie Defterreich zuerft bie 
— Rüſtungen veranlaßt hatte, ſo rief es jetzt auch die italieniſchen ins 

eben.“ 


4. Mai. Ablehnung der Abrüſtung Seitens Oeſterreichs. 


Depeſche bes Grafen Mensdorff an Graf’ Karolyi. 


„Die Regierung Seiner Majeftät des Königs von Preußen glaubt, daß 
für Defterreih feine —— vorliege, ſich auf die Abwehr eines Angriffs 
auf feinen italieniſchen Beſitzſtand vorzubereiten. Sie erklärt, daß, wenn Defter- 
reih demungeachtet nicht für angemefjen halte, zur effektiven Herſtellung des 
Friedensfußes der gefammten Kaiſerlichen Armee zu jchreiten, es aud für Preußen 
nicht thunlich fei, den bevorftehbenden wichtigen und folgenſchweren Verbandlungen 
mit ber Kaiferlihen Regierung anders als unter Fefthaltung des Gleichgewichts 
in ber SKriegsbereitichaft beider Mächte entgegenzugeben. Ew. ꝛc. begreifen, baf 
wir Angefichts dieſer Erflärung die Berbandlung Über eine gleichzeitige 
Zurüdnabme der von Preußen gegenüber Defterreib unb vou 
Defterreih gegenüber Preußen angeordneten militairifhen Bor- 
bereitungen für erfhöpft halten müſſen. Durch bie von uns in Berlin 
wie in Frankfurt ertbeilten feierlichen Verſicherungen ftebt jeft, daß Preußen von 
uns feine Offenfive, Deutichlanb feinen Bruch des Bunbesfriedens zu beforgen 
babe. Ebenſowenig beabfichtigt Defterreih Italien anzugreifen, wiewohl bie Los— 
reißung eines Theils des öfterreichiichen Staatsgebiets das bei jeder Gelegenheit 
offen ausgejprohene Programm der Florentiner Regierung bildet. Dagegen ift 
es unfere Pflicht, für die Vertbeidigung der Monarchie zu forgen, und wenn bie 
Regierung Preußens in unjeren Defenfiomaßregeln gegen Italien ein Motiv er- 
blickt, ihre eigene Kriegsbereitichaft aufrecht zu erhalten, jo bleibt uns mur übrig, 
dieſer Pflicht, die feine fremde Controle zuläßt, Genüge zu tbun, obne uns in 
fernere Erörterungen über die Priorität und den Umfang einzelner militairijcher 
Vorkehrungen einzulaffen. Daß wir übrigens nicht blos die Integrität unferes 
Reiches, jondern auch das Gebiet des deutſchen Bundes gegen eine Dffenfive 
Italiens fiher zu ftellen haben, wirb man fi in Berlin nicht verbeblen können, 
und wir bürfen und mäffen im Intereffe Deutſchlands die ernfte Frage ftellen, 
wie Preußen das Verlangen, baf wir die beutichen Grenzen unbewacht Iaffen 
jollen, mit den Pflichten einer beutfchen Macht vereinbar finden fünne. Wenn 
endlich Herr Graf von Bismard uns mittbeilt, daß Preußen die Königlich ſäch— 
fiihe Regierung aufgefordert habe, ihre Rüftungen einzuftellen, jo müffen wir bie 
Ueberzeugung ausſprechen, daß der König von Sachſen, ebenjo wie der Kaijer, 
unfer allergnäbigfter Herr, nur an notbgedrungene Selbftvertheibigung denkt, ge- 
ftügt auf die Bunbesverträge, welche die Abwehr jedes Friedensbruches zu einer 
gemeinjamen Verpflichtung —— Mitglieder des Bundes machen.“ 
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Die preußiihen Rüftungen und deren Aus- 
Dehnung. 
Aus der Schrift des Generalftabes: „Der Feldzug von 1866.“ 


„Der entichiedenen Abneigung des Königs, einen Krieg anders, als für bie 
Ehre und Sicherheit Preußens zu führen, ift es zuzufchreiben, daß feit den im 
März getroffenen irgend welche weitere militairiihe Schutz-Maßregeln bis An- 
fang Di nicht erfolgt waren, 

Dagegen hatten in biefer Zeit die öſterreichſſchen Rüftungen ihren ununters 
brochenen Fortgang gehabt. 

Die in Böhmen, Mähren und Welt - Galizien befindfichen Infanterie - Re- 
gimenter, jo wie ber größte Theil der 4. Bataillone waren auf Kriegsftärfe aug- 
mentirt, die Fahrzeuge der erfteren befpannt, bie Depot-Divifionen in der Stärke 
von 200 Mann formirt worben. 

Zwei Hufaren » Regimenter waren aus Galizien, brei Ulanen » Regimenter 
aus Ungarn und Siebenbürgen in Böhmen und Mähren eingetroffen. Die Ar- 
tillerie » Regimenter hatten ihre Munitionswagen beſpannt. Thereſienſtadt und 
Joſephſtadt waren armirt worden; es wurbe mit angeftrengter Thätigfeit an ber 
Berftärtung von Kralau und der Wiederberftellung von Königgräg gearbeitet. Ju 
Beth, Wien und Laybach fanden Truppen - Berfammlungen ftatt. Die Comple- 
tirung der Grenz- Regimenter auf den Kriegsfuß ftellte eine fchlagfertige Reſerve 
von 40 Bataillonen bereit. . 

Die Einziehung der Urlauber aller Waffen, auch bie bes Fubrwejen- Corps, 
ließ die öfterreichifhen Rüftungen Anfangs Mai als nahezu vollendet erfcheinen, 
fie hatten bereits einen VBorfprung von 5 Wochen gewonnen. Ihnen gegenüber 
lagen Schlefien und die Marken offen und jchutlos da. Dies war bie militat- 
riſche Lage, als bie beiden jhon erwähnten Depeihen vom 26. April in Berlin 
eingingen. 

Die Räthe der Krone ſprachen nunmehr die Leberzeugung aus, daß unver» 
züglih die umfaffenpften Anordnungen zu treffen feien, um Preußens Ehre, Sicher- 
beit und Selbſtſtändigkeit zu wahren. 

Die Mobilmahung der Preußifhen Armee ift eine in alle militärischen 
und bürgerlichen Verhältniſſe eingreifende Maßregel, weiche im öffentlichen und 
im bäusfihen Leben, im Palaſt wie in der Hütte tief empfunden wird. Aber fie 
it Schon im Frieden fo vollftändig und bis in das fette Detail vorbereitet, daß 
es nur des Befehls von oben bedarf, um in einer ganz beftimmten Zeitfrift völlig 
geregelt zu verlaufen. . 

Ungleih complicirter und fchwieriger filr bie ausführenden Behörden ift 
eine partielle oder ſucceſſive Mobilmahung; fie macht Special» Beftimmungen 
nötbig, welche von den einmal vorgejehenen allgemeinen abweichen. 

Eine Allerhöchſte Cabinetsordre vom 3. Mai befahl zwar die Kriegsbereit- 
haft der gefammten Linien» Cavallerie und Artillerie der Armee, dagegen aber 
nur in den unmittelbar bedrohten Landestheilen, aljo beim 6., 5., 3. und 4. 
Armee» Corps, jo wie beim Garde-Corps die Nugmentation der Infanterie, 
Jäger» und Pionier» Bataillone zur vollen Kriegsftärfe und die Formation ihrer 
Erſatz- Abtheilungen. Von der Landwehr wurben vorerft nur im 5. und 6. Corps - 
Bezirk die zur planmäßigen Beſatzung der Feſtungen nöthigen Bataillone in 
ſchwacher Kopfzahl —— 

Es iſt bei früheren Veranlaſſungen die Preußiſche Armee ſchlagfertig auf— 
geſtellt worden, ohne demnächſt zur kriegeriſchen Wirkſamkeit zu gelangen. Dieſer 
Fall dürfte ſich in Zukunft ſchwerlich wieder ereignen. Diesmal wenigſtens war 
man überzeugt, daß die Wehrkraft des Landes, wurde ſie überhaupt aufgerufen, 
nicht ohne Kampf entlaſſen werden könne. Die Mobilmachung der Armee war 
alſo der Krieg, und eben deshalb zögerte man noch, das entſcheidende Wort aus- 
zuſprechen, denn noch im Mai hatte man bie Hoffnung nicht aufgegeben, ber 
Ausbruch von Feindjeligkeiten werbe fih mit Ehren vermeiden laffen. 


408 
1866. 


Man darf nicht bezweifeln, daß bie fo beftimmt abgegebenen Erklärungen 
ſowohl des Kaifers Franz Joſeph wie des Königs Wilhelm, velllommen aufrichtig 
gemeint waren. Aber Defterreih moechte wobl bie Hoffnung begen, durd feine 
politifche und militärische Macıt-Entfaltung Preußen, wie 1850, zur Nachgiebigkeit 
drängen zu können. Die Ueberweilung der Herzogthümer-Frage au ben Sund ge» 
warn Die, von ber Demokratie geleitete, Volksſtimmung in den Mittel- und Klein- 
ftaaten, und bie Fürften, weiche eine Schmälerung ibrer Machtvollkommenbeit von 
Berlin ber bejorgten, bielten zu Wien. Keines der Bunbesglieder hatte fich bisher 
für Preußen ausgeſprochen; dafjelbe ftand in Deutichland völlig ifolirt, mitten unter 
abgeneigten ober fih paſſiv verhaltenden Nachbarn. Auch die inneren Verbältniffe 
ſchienen der Preußiſchen Regierung große Echwierigleiten zu bereiten. Die Armee 
Reorganijation war unter dem Wiberjpruch der Majorität des Abgeorbnietenbaujes 
vollzogen worden, welche auch die finanziellen Mittel zur Führung eines Krieges 
verweigerte. Vertreter bes Preußiſchen Volks führten in öffentlihen Neben bie 
Sade des Auguftenburgijden Prätendenten. Volksverſammlungen faßten re— 
gierungsfeindiiche Reſolutionen, und Petitionen gingen aus verfchiedenen Theilen 
ber Monarchie ein, welche ben König, jehr unnöthiger Weife, um Erhaltung bes 
Friedens baten. 

Aber Defterreich täufchte fich Über die militärifche Kraft Preußens, melde 
fih nahmals allen Feinden gewachſen zeigte. Es täufchte fi Über die wahre 
Stimmung des Preußijchen Fit, welche ihren Ausdrud nicht in den Partei - 
Reden geſunden hatte. Referven und Wehrmänner ftellten ſich — zwar ohne Be- 
geifterung für einen Krieg, deſſen Anlaß fie nicht überſahen, — aber gehoriam 
und mit rubiger Enticloffenbeit. Soviel war wenigftens durch das Borangeben 
der öſterreichiſchen Rüftungen jelbft in das Bewußtſein der Menge gebrungen, daß 
bieffeitige Maßregeln unabweislich feien; und die Perfönlichkeit des Königs bürgte 
dafür, daß dem Lande die Laften eines Krieges nicht ohne zwingende Nothwen- 
bigleit auferlegt werben würben. Defterreich täujchte fich endlich Über die Feftigkeit 
des Königs und feiner Räthe, welche weder durch Bedrohung noch auf wirktiche 
Kriegsgefahr bin Preußen jemals hätten in die frühere Stellung zurüdträngen 
lafien, wo e8 in Deutjchland die zweite, und in Europa feine Rolle jpielte. 

Mochte aber auch der Angriffstrieg wfprünglih weder von Preußen noch 
von Defterreich beabfichtigt fein, jo nötbigten die Rüſtungen bes einen die des 
andern zu immer neuer Steigerung, bis beide eine Höhe erreichten, welche unaus— 
bleiblih zum Bruch führen mußte. 

Der Allerböchften Cabinets-Ordre vom 3. Mai folgten fchnell aufeinander 
die vom 5., 7., 8., 10. und 12. Mai, deren Gejamnit + Rejultat die Aufbietung 
der ganfen fyeld »- Armee war. 

Sämmtliche Truppentheile wurden aus ben jüngften Jahrgängen auf bie 
volle Kriegsſtärle gebracht, tie Erſatz- Bataillone, »E&cabrons und +» Abtbei- 
lungen formirt und fo weit nötbig durch Rekruten ergänzt. 

Auch die in die Elbherzogtbümer und zu Feſtungs⸗ Beſatzungen nach dem 
Rhein abcommandirten Regimenter wurden mobil, dabei fand jedoch nirgends ein 
Ueberjchreiten der vertragsmäßigen Stärke der Bejagungen in den Bunbesfeftungen 
ftatt, indem entweder dort die Zahl der Bataillone entipreddend vermindert ober 
die Augmentations - Mannichaft noch zurüdbehalten murde. 

Bon der Landwehr waren in Sclefien und Poſen Anfangs nur Cadres 
von 300 Mann einberufen gewejen. Dieje 24 Bataillone wınden auf 806 Mann 
verftärft und außerdem zum Schutz der bebrohten Grenze 4 Yantwebr- Kavallerie » 
Regimenter mobil gemacht. 

Da in dem größten Theil ber Feftungen aber nur der Friedens - Garnijon- 
bienft zu verjehen war, jo ſchien es zuläffig, einen Theil der Landwehr auch 
außerhalb zu verwenden. Es wurden daber 24 Bataillone auf die Stärke von 
806 Mann gebraht, mobil gemadht und mit Zündnadel-Gewehren bewaffnet; 
ferner 32 Landwehr» Escadrons mobil gemacht. 

Alle übrigen, zur planmäßigen Bejagung der Feltungen beftiimmten Yand- 
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webr » Bataillone wurben in ber Stärle von nur 500 Mann formirt und blieben 
mit Minie » Gewehren bewaffnet. 

Es war jonad die volle Wehrfraft des Landes, namentlid 
an Kavallerie, noch nicht aufgeboten. 

Außer den Feftungen Eofel, Deiffe, lab, Torgau und Wittenberg wurben 
jet auch Magdeburg und Spandau gegen den gewaltfamen Angriff armirt und 
mit der vollen Bejatung an Artilleriften und Pionieren verfehen. Die Ausfall» 
Batterien wurben beipannt und die Befatungs- Kavallerie» Detahements formirt. 

Sodann erbielten außer Glogau auch noch Eoblenz, Cöln, Weſel, Stettin 
und Danzig bie erfte Augmentation an Feftungs » Artilleriften und Pionieren, 
ebenjo Sonberburg. Glogan wurde fpäter gleichfalls gegen den gewaltſamen An- 
griff armirt. Auch bie — im Kieler Hafen wurde vrrſtärkt und das 
See-Bataillon auf den Kriegs-Etat gebracht.“ 


9.u. 19. Mai. Abrüſtungsanträge am Bunde und Preußens 
Erklärungen. 


Antrag Sachſens: 
Die Preußiſche Regierung darum anzugehen, daß durch 
geeignete Erklärung dem Bunde mit Rückſicht auf Art. 11 
der Bundesacte volle Beruhigung gewährt werde. — — 
Erklärung des Preußiſchen Geſandten in der Sitzung 
vom 9. Mai 1866: 


„In Mitten des Friedens und ohne daß von Seiten Preußens irgend 
melde für feine Nachbarn bedrohliche Vorkehrungen getroffen wären, hat 
die Kaiferlich Königlich öfterreichiiche Regierung Rüftungen gegen Preußen 
— und die Königlich ſächſiſche ſich denſelben bald darauf mit den 
erſten Einleitungen der ihrigen angeſchloſſen. Wenn die Königliche Regie— 
rung auch die ſächſiſchen Rüſtungen unabhängig von den öſterreichiſchen 
ald bedrohlich nicht hätte auffaffen dürfen, jo mußte fie doch ihre Auf- 
merfjiamfeit verdoppeln, fobald zwei ihrer Bundesgenofjen, deren Gebiets» 
zuſammenhang die Sphäre ihrer gemeinfamen militairifchen Action bis 
nahe an die Hauptjtadt von Preußen reichen läßt, gleichzeitig und in offen= 
darem Zufammenhange militatriiche Vorbereitungen treffen. Die zu 
Ihe Regierung hätte vorausjegen dürfen, daß Oeſterreich jomohl als 
Sachſen, wenn fie ſich wirflih von Preußen bedroht glaubten, nach den 
von ihnen ſelbſt befannten Auffaffungen vor jedem anderen Schritte ſich 
an den Bund behufs Sicherftellung des Bundesfriedend gewendet haben 
rürden. Statt dejjen haben beide Regierungen es vorgezogen, ſich in 
Lerfaffung zu etwaiger Selbfthilfe zu jegen. Die Breubilähe Regierung 
hatte inzwifchen durch ihre Eirfulardepefche vom 24. März d. J. die That: 
ſachen und die Beforgnifje, welche fie an diejelben Enüpfte, zur Kenntniß 
ihrer Bundesgenofjen gebracht. Die Antworten, welche fie erhielt, haben ihr 
de Ausficht auf rechtzeitige Unterftügung, im Falle fie angegriffen würde, 
ht gewährt. Sie hat ſich erft dadurd gemöthigt gejehen, zur Sicherung 
Ihres Gebietes eigene Vorkehrungen zu treffen, und jelbjt diefe am Ende 
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des Monats März mur in fehr geringem und beichränftem Maß ein- 
eleitet. In der Zwiſchenzeit haben die Rüftungen fich nicht vermindert, 
Basen erheblich vermehrt. Die Königliche Regierung ift bemüht gemefen, 
die Abftellung derjelben durch Austaufh von Erklärungen zwiſchen ihr 
und Defterreich herbeizuführen, welche ohne Erfolg geblieben find, meil 
die fortdauernde und zulegt von Defterreich offen anerkannte Ausdehnung 
feiner Sriegsvorbereitungen die Frage auf dem thatfächlichen Gebiete in 
wachſender Spannung erhielt. Eben fo erfolglos ift ihr Beſtreben der 
Königlich ſächſiſchen egierung gegenüber gewejen. Die Spannung bat ſich 
vielmehr auch den ftärferen Bundesregierungen mitgetheilt; umd nach den 
Nachrichten über Rüftungen, die der Königlichen Regierung von allen 
Seiten zugehn, muß fie vorausfehen, daß das Gebiet des deutjchen Bundes 
- bald einem bewaffneten Lager gleichen werde, deſſen friegeriiche Richtung 
nicht etwa defenfiv gegen das Ausland gekehrt ift, fondern den inneren 
Frieden mit den jchmwerften Gefahren bedroht. Die Königliche Regierung 
fann fich leider nicht darüber täufchen, daß aud hier an manchen Stellen 
Tendenzen zu Grunde liegen, welche ebenjomohl gegen Preußen gerichtet 
find, wie gegen jedes erufte Beftreben, auch nur den befcheidenften Ar- 
jprüchen der deutſchen Nation gerecht zu werden. Die Kaiſerlich Königlich 
öfterreichifche Regierung hat in ihrer neueften Mittheilung von 4. d. M. 
die Verhandlung über eine gleichzeitige Zurüdnahme der von Preußen 
gegenüber Defterreih und Defterreih gegenüber Preußen angeordneten 
militairiſchen Vorbereitungen für erſchöpft erflärt. Die Königlich ſächſiſche 
Regierung hat auf das Erfuhen um Aufklärung über ihre Rüftungen, 
melde am 27.v. M. an fie gerichtet wurde, unter dem 29. ejusd. eine 
Ermiderung gegeben, welche in feiner Weife eine Beruhigung gemäbren 
fonnte. Beide Actenjtüde liegen hoher Bundesverfammlung vor, und der 
Gejandte hat jhon in der Sigung vom 5. d. M. Beranlafjung genommen, 
den Character derjelben zu präctjiren und hervorzuheben, mie in den 
Aeußerungen feiner Regierung nicht der mindefte Anlaß gegeben jei, um 
Beforgniffe der Art, wie fie Sachſen zu feinem Antrage veranlaßt haben, 
zu motiviren. Weder die von Sachſen geforderten Erklärungen, nod die 
dabei in Ausjicht geftellten Gegenmaßregeln bezwedten etwas Anderes, als 
die volljtändige Sicherſtellung des u re ebietes. Da aljo hiernad 
dieje Maßregeln, inſoweit fie in das Leben getreten find, einen entſchieden 
defenfiven Character an ſich tragen, fo fieht ich des Gejandten allerhödite 
Regierung nicht in dem Falle, folche zurüdzunehmen, bevor der Anlaf 
bejeitigt ıft, welcher fie hervorgerufen, und dia die Regierungen, melde 
mit den Rüftungen begonnen haben, auch mit der gemünjchten Abrüftung 
porangegangen fein werden. In diefem Sinne ift e8 die Preußiſche Regie 
rung, welche mit Befremden in dem Königlich ſächſiſchen Antrage die Ber- 
bältniffe umgekehrt fieht, und melche * vielmehr ihrerſeits von der 
Bundesverſammlung erwarten darf, daß fie die hohen Regierungen von 
Sachſen und Defterreih veranlafjen werde, ihre eingeftandenermaßen 
Preußen gegenüber getroffenen Rüftungen baldmöglichſt einzuftellen. Solte 
hohe Bundesverfammlung diefes zu thun Anftand nehmen, oder dem Bunde 
felbft in feiner gegenwärtigen Berfafjung dies in möglich kurzer Friſt zu 
bewirken die Pratt abgehen, jo würde ji Preußen allerdings gezwungen 
jehen, da8 Bedürfniß der eigenen Sicherheit und der Erhaltung 
jeiner europäijden Stellung in erfter Linie für ſich als maß— 
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—— zu betrachten und ſein Verhältniß zu einem Staaten— 
unde, der im Widerſpruch mit ſeinem oberſten Grundgeſetze 
die Sicherheit ſeiner Mitglieder nicht vermehrt, ſondern ge— 
fährdet, den gebieteriſchen Forderungen der Selbſterhaltung 
unterzuordnen.“ 


Das Ergebniß der Abſtimmung war, daß der ſächſiſche Antrag von 
der Bundesverſammlung mit 10 gegen 5 Stimmen angenommen wurde. 

Nach der Beichlußfaffung ergriff der Preußiſche Sefandte noch einmal 
dad Wort, wies auf feine obige Erklärung ausdrüdlich zurüd und bob 
namentlich hervor, daß Seitens feiner Regierung die Vorgängigkeit der 
Rüftungen Oeſterreichs und Sachſens thatſächlich feitgeftellt fer und daß 
der Charakter derjelben die Preußiiche Regierung genöthigt habe, zur 
Bahrung der Sicherheit des eigenen Landes, alfo lediglich zur Verthei— 
digung, militairifhe Maßnahmen zu ergreifen, Unter diefen Umftänden 
müffe der Bundesverfammlung die Verpflichtung zugewieſen werden, ihre ent⸗ 
ihiedene Einwirkung auf diejenigen Regierungen geltend zu machen, welche 
durh ihr Vorgehen, ohne berechtigte ee den gegenwärtigen 
ernften Stand der vaterländifchen Angelegenheiten herbeigeführt haben. 


II. 
Meiterer Antrag von Sachſen, Bayern, Würtem- 
berg, Baden, Heflen-Darmitadt u.j.w. vom 19. Mai. 


„Hohe Berfammlung wolle an alle diejenigen Bundesglieder, welche 
militairifche über den Friedensſtand hinausgehende Maßnahmen 
oder NRüftungen vorgenommen haben, das Erſuchen richten, in 
der nächſten Sigung der Bundesverfammlung zu erklären, ob und 
unter welchen Borausfegungen fie bereit feien, gleichzeitig und zwar 
von einem in der Bundesverſammlung zu vereinbarenden Tage 
an, die Zurüdführung ihrer Streitfräfte auf den Friedensſtand 
anzuordnen.“ 


Bei der Berathung über diejen Antrag am 24. Mai er: 
flärte der Preußiiche Bundestagsd-Gejandte Folgendes: 


„Die Königlich Preußifche Regierung würde ſich an dem vorliegenden 
Antrage bereitwillig betheiligt haben, wenn bderjelbe rechtzeitig zu ihrer 
Kenntnig gelangt wäre. Sie flimmt demfelben zu und wird ihren 
Bundesgenofjen in der nädhften Sigung gern erklären, unter 
welhen Borausfegungen fie ihre Truppen auf den Friedens- 
fand zurüdzuführen vermag. 

Die Königlihe Regierung, in voller Würdigung der Leiden, melche 
die bedrohlihe Haltung einiger Bundesglieder jchon jett in Geftalt 
der Stodung des Verkehrs und der Ermerbsquellen über Deutjchland 
heraufbeſchworen, hat ihrerjeitS rechtzeitig den Weg eingefchlagen, auf 
welhem dem Kriege vorgebeugt und fichere Bürgſchaften gegen die Delle 
de unnatürlichen Berhältniffes gemonnen werden können, daß Deutſche 
gegen Deutjche unter Waffen ftehen. Sie hat am 9, April die Berufung 
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des deutſchen Parlamentes beantragt, in der Gemwißheit, daß das Par- 
lament den Frieden fihern wird. In dem einträchtigen Zuſammenwirlken 
der Regierungen und des Volkes für die Befriedigung gerechter Forderungen 
der Nation würde der drohende Zwieſpalt fi löfen und die ficherften 
Dürgfchaften des künftigen Bundesfriedens gefunden werden. Es hat ſich 
offenkundig gezeigt, daß die Stämme des deutjchen Volkes die Ausgleihung 
ihrer Intereffen und Eigenthümlichkeiten auf friedlihem Wege erftreben 
und die Berfolgung der fie fünftlih trennenden Sonder-Intereſſen auf 
dem Wege Friegerijcher Cabinetspolitit nicht qutheißen. Die jchleunige 
Berufung des deutfhen Parlaments wird daher daß befte, 
vielleiht da8 einzige Mittel fein, den Krieg innerhalb des 
Bundes mit allen daran ſich Inüpfenden, für die Wohlfahrt 
und die Sicherheit Deutfchlands verhängnigvollen Folgen zu 
verhüten. 

Die Königliche Regierung benugt deshalb auch diefen Anlaß zu er- 
neuerter dringender und ernjter Mahnung an ihre Bundesgenoffen, dem 
deutichen Volke das Elend eines inneren friges zu erjparen, indem fie zu 
ihleuniger Bejhlußnahme über die am 9. April von Preußen beantragte 
Berufung der deutichen BollSvertretung jchreiten.* 


20. Mai. Stalien und Deiterreid. 

Depeihe des italtenischen Minifterd La Marmora an 
den Königlichen Gejandten in Berlin, die feindjelige Haltung 
Defterreih& gegen Preußen und Italien und die dagegen 
zu treffenden Maßregeln betreffend. 


Florenz, 20. Mai 1866. 


„Herr Minifter! Indem Se. Majeftät den Major von Burg, Kriegs-Attade 
der Preußiihen Gejanbtichaft, in einer Abichiedsaudienz empfingen, gerubten Eie, 
ihm die Hochſchätzung feiner periönlichen Eigenſchaften jpeciell zu erkennen zu geben. 
Der Major von Yucadou, welder ibm folgt, wird eine jo günftige Aufnahme 
finden, wie fie unjere freundſchaftlichen Verbältniffe zu Preußen und die Hod- 
achtung des Königs und Seiner Regierung für das Heer Sr. Majeftät des Königs 
Wilhelm geftatten. Es ift ber Wunſch Sr. Majeftät des Königs, daß fich dieſe 
Berhältniffe bei den ernften Ereigniffen, welche zu nahen jcheinen, noch mebr be 
fejtigen mögen, und daß die von der Vorſehung feiner Dynaftie und derjenigen 
Sr. Majeftät des Königs Wilhelm ertbeilte Miffion fowohl in Deutſchland wie 
in Stalien erfüllt werde. Defterreich, indem es durch feine drohenden Bewegungen 
die Regierung Sr. Majeftät des Königs von Preußen und die des Königs über 
die Grenzen der Mäßigung binauszubrängen juchte, bewirkte dadurch nur, bat 
bieje fih zu umabweisbar gewordenen Rüftungen entjchließen mußten. Das Heer 
des Königs wurde auf den Kriegsfuß gejegt, jo daß es ſowohl bereit ift, einen 
Oeſterreichiſchen Angriff zurückzuweiſen, als auch nöthigenfalls mit dem Preußiſchen 
Heere zu combinirten Operationen gegen den gemeinjamen Feind worzugeben. 
Nachdem Defterreih einen Angriff gegen Preußen und Italien bat vorausjeben 
laffen, ſcheint es heute die Dauer einer von ihm gefchaffenen jchwierigen Situa— 
tton verlängern zu wollen. Es erheuchelt eine defenfive Haltung gegenüber ben 
Rüftungen, deren Urſache es if. Was bie Italienischen Streitkräfte betrifft, ſo 
nahmen fie im PorThale lediglich defenfive Stellungen ein. Wenn jedoch Preußen 
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und Italien genötbigt werben follten, zufammen den Kampf gegen Defterreih auf- 
zunehmen, jo wird das Italieniſche Heer auf das Pflichtgemäßefte die Bewegungen 
des tapferen und getreuen Heeres Sr. Preußischen Majeftät unterftügen, befjen 
vollendete Organifation und trefffihen Geift der General Govone zu würdigen 
Gelegenheit batte. Se. Majeftät der König Wilhehm gerubten vor Kurzem bie 
Ueberzeugung auszuſprechen, daß nichts Die Bande löſen könnte, welche Italien 
und Frankreich vereinigen. Es freut uns, dieſe Annahme im ausgebehnteften 
Mafe beftätigen zu können. Ich hege das vollfie Vertrauen, daß die Freundſchaft 
Franfreihs von Preußen ftets als ein anderweites Unterpfand der Wirkſamkeit 
unferer Allianz betradhtet werben wird. Genehmigen ꝛc. 


43. Serufung an das Bolk und Bolksflimmung. 


9, Mai. Auflöfung des Abgeordnnetenhanjes. 


Aus dem Beridht des Staats-Minifteriumd an 
den König. 


„In den auswärtigen Beziehungen des Landes ijt in Folge der be- 
drohlihen Haltung, welche mehrere Nachbar» Regierungen gegen Preußen 
angenommen haben, eine Spannung eingetreten, welche Em. Königliche 
Majeftät, nah den jorgfältigiten und ausdauerndften Bemühungen zu 
ihrer Befeitigung, in die Nothmwendigfeit verjegt hat, umfaſſende Vor: 
fehrungen zur Sicherheit des Landes anzuordnen. Das ehrfurdhtsvoll 
unterzeichnete Staat3-Minifterium glaubt unter diefen Umftänden, daß 
Em. Königlihe Majeftät den Augenblid gekommen halten werden, die 
Bollövertretung in Geftalt des Allgemeinen Landtages der Monarchie um 
den Thron zu verjanmeln, um die der Yage des Yandes entiprechenden 
Beihlüffe zu faſſen und der Einmüthigfeit, welche das preußiiche Volt 
bejeelt, wenn es der Erhaltung der Unabhängigteit und der Ehre des 
Landes gilt, den gejegmäßigen Ausdrud zu geben. 

Das jegige Haus der Abgeordneten, wenn auch feine Mehrheit An— 
gejiht3 der Gefahren, welche das Vaterland bedrohen, ihre Hingebung 
tür dafjelbe gewiß bereitwillig bethätigen würde, ift doch unter dem Ein- 
fluſſe anderer Verhältniſſe gewählt worden, als diejenigen find, welche 
heute beftimmend auf die Wähler wirken müſſen. 

Em. Königlihe Majeftät werden das Bedürfnig fühlen, die Stimmung 
v kennen und zum Ausdrud gebracht zu jehen, welche das preußijche 

olE im jegigen Augenblid und mit Rüdjicht auf die gegenwärtige Page 
der Dinge beieelt.“ — — 


7. Mai. Attentat auf Bismarck. 


Aus dem „Staats-Anzeiger.“ 
Berlin, den 8. Mai 1866. 


Ueber den geſtern, den 7. d. gegen den Herrn Miniſter-Präſidenten 
Grafen von Bismard unternommenen Mordverſuch theilt der Bericht 
des Polizei-Präfidiums Folgendes mit: Als der Herr Minifter-Präfident 
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Graf von Bismard heute Nachmittag nah 5 Uhr vom Vortrage bei 
Cr. Majeftät dem Könige zurüdkehrend, zu Fuß die Linden=- Promenade 
entlang ging, wurde er von einem ihm unbetannten Menſchen in der 
Gegend der Schadomftraße angegriffen. Nachdem das betreffende Indivi— 
duum zwei Schüffe aus einem 6läufigen Tajchenrevolver gegen den Rüden 
des Herrn Minifter-Präfidenten abgegeben, ohne ihn getroffen zu haben, 
drehte ſich Letzterer um und ergriff den Thäter, welcher aber wieder auf 
ihn zielte und während des Ringens Gelegenheit jand, noch drei Schüffe 
abzufeuern. Obgleich diefe in unmittelbarer Nähe abgegeben wurden und 
den Herrn Minifter- Präfidenten auf die Bruft trafen, ift derjelbe wunder: 
barermweife dennoch unverlegt. Eine der Kugeln hat alle Befleidungsftüde 
durchbohrt und ift bis auf das feidene Unterhemde gedrungen. Der Ber 
brecher nennt fih „Blind“, ift 22 Jahre alt, will aus London und 
erſt jeit 3 Tagen in Berlin jein. Er räumt fein Berbrechen unum— 
wunden ein. 


Ertrablatt der Norddeutichen Allgemeinen Zeitung. 


Berlin, den 7. Mai 1866, Abends 7 Uhr. 

ALS der Minifterpräfident Graf Bismard heut Nachmittag 5, Uhr, 
von dem Bortrage bei Sr. Majeftät dem Könige zurüdfehrend, in der 
Mitte der Linden-Allee entlang ging, hörte er, in der Nähe des ruffifchen 
Gefandtichaftshotels angelommen, zweimal hinter fich ſchießen. Er jah 
fih um und erblidte vor fich einen Heinen etwa vierundzwanzig Jahr 
ee Menſchen ftehend, welcher zum dritten Mal einen Revolver auf ihn 
anlegte. 

Der Minifters Präfident ſprang auf den Verbrecher los, der zum 
dritten Mal ſchoß und abermals fehlte. Als er ſich aber von dem Grafen 
gleichzeitig an Bruft und am rechten Fauftgelenf gefaßt jah, gelang e3 
ihm, den Revolver in die linfe Hand zu nehmen und noch zwei Schuß 
auf den Grafen Bismard abzufeuern. Der Paletot, den der Graf über 
jeinem Anzug trug, jchwächte die Kraft der Kugeln, jo daß der Graf 
nur contufionirt ift, der fi nad) jeinem Hotel zurüdbegab, nachdem er 
den Berbrecher einigen Soldaten de8 gerade am Schauplag der That 
vorüber marjchirenden 1. Bataillon des 2. Garde-Regiments überliefert. 

Gott der Herr hat fichtlid über das Leben des Grafen Bismarck 
gewacht. Seine Berlegungen find nur unbedeutend, obgleich der Paletot 
vom Pulver der Schüjje verjengt und von den Kugeln durchlöchert if. 

Gleich nachdem die That befannt geworden, erichten Se. Majeftät 
der König im Miniſterhotel, um fih nad) dem Befinden des Minifter- 
präfidenten zu erkundigen. Ebenjo Se. fgl. Hoh. der Prinz Karl, Feld— 
marjhall Wrangel, und eine große Zahl hochftehender Perjönlichkeiten, 
die ſich mit jedem Augenblid mehren. 

Der Thäter heit Blind und foll der Sohn des bekannten republi- 
faniichen Flüchtlingg Blind in Baden fein, der aus Hohenheim zum 
Zwed hierhergefommen war, den Minifter zu erjchießen. 


Dankſchreiben Bismards (im „Staat = Anzeiger‘). 


„Nachdem ih am 7. d. M. durch die Gnade Gottes in fchmerer 
Lebensgefahr bewahrt geblieben bin, find mir ſowohl aus der Stadt durch 
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perjönlihen Beſuch, als aus allen Theilen des Landes telegraphifh und 
brieflih zahlreihe Glückwünſche und erhebende Beweiſe der Theilnahme 
und des Wohlwollens zugegangen. 

Ih hatte gehofft, meinen Dank den Einzelnen unmittelbar ausdrüden 
zu können, muß mich aber überzeugen, daß ich in dem Drange der mir 
obliegenden Gejchäfte dies zu meinem lebhaften Bedauern nicht durch— 
führen kann. 

Ih beehre mich daher, allen Denen, welche mich durch Zeichen ihrer 
Theilmahme erfreut haben, und denen ich bisher nicht habe antworten 
tönnen, durch dieſe öffentliche Erklärung meinen aufrichtigen und herzlichen 
Dank zu jagen.“ 

Berlin, den 10. Mai 1866. 

Graf von Bismard-Schönhaufen. 


Kundgebungen der öffentlihen Stimmung in 
Bezug auf den drohenden Krieg. 


Mai. Erklärung der Berliner Unvählerverfammlungen. 


Berlammlungen in allen vier Wahlbezirfen jprechen ſich 
gegen den Krieg aus, am ftärfften im zweiten mit fol» 
genden Rejolutionen: 


„li. Jeder Krieg, der Anderes bezwedt, als die Bertheibigung bes Bater- 
landes, ift unberechtigt und unfittlih. 2. Preußen und Defterreich haben durch 
die gemeinfam vollführte Befreiung Schleswig » Holfteins weder ein Eigenthums— 
recht auf Schleswig-Holftein erworben, noch das Recht, einfeitig über bie politifche 
Zukunft des Landes zu entjcheiden. Kein Zugeſtändniß Oeſterreichs, fei es frei- 
willig gewährt oder durch Waffengewalt erzwungen, kann dem Preußifchen Staate 
ein jolhes Anrecht ertbeilen. 3. Ein Krieg Preußens gegen Oeſterreich unter den 
gegenwärtigen Berbältniffen wäre ber Wohlfahrt Deutichlands eben fo jehr, wie 
dem Rechte zuwider. 4. Die Eininung des Deutſchen Vaterlandes, welche zu— 
gleich die Löäſung der Schleswig-Holfteinihen Frage in fich fchlieft, ift auf feinem 
anderen Wege als dem ber Freiheit zu erzielen. Bis die Preußiſche Regierung 
Ihren Deutſchen Reformplan vorgelegt und burd die That bewieſen, daß es ihr 
um Deutichlands Freiheit zu thun ift, bat die Volkspartei nach wie vor ihre 
ganze Thätigkeit dem inneren Berjaffungslampfe zuzuwenden.“ 


13. Mai. Erklärung einer Volfsverfammlung in Köln. 


„Die heute auf dem Gürzenich verfammelten Bürger aller Parteien Kölns 
erflären: Angefichts der jammerwollen Lage unjeres Landes und Volles, Angefichts 
der durch den drohenden Bürgerkrieg bevorfiebenden entſetzlichen Zukunft, Ange 
fihts der Möglichkeit, daß in Folge eines jolhen Krieges Die Deutſchen Rhein— 
lande gewaltfam vom Deutjhen Vaterlande losgerijjen werben 
könnten: proteftiren wir wieberbolt gegen einen Deutſchen Bruberkrieg, der nach 
sıge der Berbältniffe nur durch einen fchleunigen und gründlichen Wechiel bes 
Regierungsivftems in Preußen vermieden werben kann. Möchte der Notbichrei der 
jest ſchon unglücklichen Familien und der noch bedrohten Eriftenzen den Weg zum 
Ohre des Königs finden!” 
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14. Mat. Der Ausſchuß ded Nationalvereind beichließt in 
Berlin folgende Anſprache: 


„Eine eigenmächtige Cabinetspolitif drobt den unzweifelbaften Willen unferes 
Bolfes zu überwältigen, das Wohl und Wehe Deutfhlands den Wechjelfällen 
eines Krieges preiszugeben, der nur durch die höchſten Intereffen der Nation als 
äufßerftes Mittel der Noth gerechtfertigt werben fünnte. Die Heere der beiden 
Großftaaten ftehen in voller Rüſtung einander gegenüber und die nächte Stunde 
kann den Ausbruch eines Krieges bringen, deſſen Beweggründe und Endziele in 
Dunkel gebüllt werben und deffen Verlauf unfägliches Unbeil mit fi bringen 
wird, ja fogar die Integrität Deutichlands gefährden kann. Das Wort und 
die Hand des deutſchen Volles bat fih bis jegt zuſchwach erwieſen, 
den erhobenen Arm der Machthaber aufzubalten; das Rechtsbe— 
wußtfein der Nation aber proteftirt bis zum legten Augenblide 
gegen bie Willkür, welde mit dem Schidjale Deutihlands ein 
unverantwortlides Spiel treibt. Treu jeinem patriotiichen Beruf, erbebt 
ber Nationalverein nochmals feine Stimme gegen einen Bruch bes beutichen 
Landfriedens, deſſen Schuld wie ein Fluch auf das Haupt feiner Ur- 
beber zurüdjallen wird. Noch inbefjen ift nicht jede Ausficht auf ein Einlenken 
der Kabinetspolitif in die Bahnen des nationalen Rechtes und der nationalen 
Intereffen abgeichnitten. Der erfte in dieſer Richtung zu machende Schritt iſt die 
endliche Löſung der jchleswig - bolfteinichen Frage. Das wirkiamfte Mittel zum 
Zwed wäre ohne Zweifel die unverweilte Einberufung des deutichen Parlaments, 
als cberften Schiedsrichter der ftreitigen politiichen und Rechtsanfprücde. Der am 
9. April bei dem Bunbestage eingebradte preußifche Antrag jedoch ift bei der 
Unbeftimmtheit feines Inhalts und in Betracht des Syſtems der Regierung, von 
welcher er ausgeht, nicht geeignet, das Vertrauen des deutichen Volles und die— 
jenige warme Theilnahme befjelben zu gewinnen, ohne welche die natürlichen 
Schwierigkeiten der Aufgabe und insbejondere der unausbleiblihe Widerftand der 
mittelftaatlihen Cabinette nimmermebr überwunden werden fünnen. Soll das 
deutihe Volk für Parlament und Bunbesreform mit Ermft und Nachdruck ein- 
treten, jo müſſen ibm diejelben in der beftimmten Geftalt geboten werben, welche 
ihnen die Geichichte der Jahre 1848 und 49 gegeben bat, jo muß vor allen 
Dingen die Regierung, welche die Gejammtverfaffung der Nation umgeftalten 
will, ganz andere Beweije von conftitutioneller Gefinnung und Berfaffungstreue 
gegeben haben, als es von Seiten der preußijchen Regierung bisher Ba ift. 
So lange die preußifche VBerfaffung ein todter Buchftabe ift, wird unfere Nation 
niemals an eine deutſche VBerfaffung glauben, welche ibr von Preußen in Aus- 
ficht geftellt wird, gejchweige denn fi durch ſolche Ausficht in eine tiefgebende 
Bewegung jegen laffen. Im Uebereinftimmung mit fich jelbft und feiner Ver— 
gangenbeit, hält der Nationalverein im der deutſchen Berfaffungsjahe feſt an 
jeinem Programm und an jeinen Beichlüffen. Er verlangt nach wie vor die Be- 
rufung einer nah den Grundſätzen des Reichswahlgeieges gewählten National- 
verfammlung, in welcher allein Deutſchland die fihere Gewähr finden wirb gegen 
Bürgerkrieg und Landbesverratb, die jefte Bürgſchaft für die nationale Freiheit, 
Einheit und Madt. Der Ausihuß erwartet von den Bereinsmitgliedern binge- 
bende und ausdauernde Thätigfeit in dieſem Sinne und zur Erreihung dieſes 
Zieles patriotifhe Unterordnung unter den Willen der Gefammtbeit. Sobald Die 
Berhältniffe e8 erfordern, wird ber Ausjhuß nicht jäumen, Die Eutſcheidung der 
Generalverjammlung des Vereins anzurufen. Bis dahin möge jeder Einzelne 
feine Mübe jcheuen und feine Gelegenheit verfäumen, in größern unb Hleinern 
Kreifen Durh Wort und That zu wehren gegen ben Bürgerfrieg und 
zu arbeiten für unverzüglihde Schaffung einer wahren National» 


vertretung, für jchleunigfte Einberufung bes deutſchen Parla- 
ments.” ’ 
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20. Mai. Abgeordnetentag. 


Berfammlung des Abgeordnetentages in Frankfurt. 


Antrag des Ausichuffes: „Der Sieg ber Waffen bat uns unfere Nord— 
marten zurüdgegeben. Ein folder Sieg würde in jedem wohlgeorbneten Reiche 
m Erböbung des Nationalgefübls gedient baben. Im Deutichland führte er 
durh die Mißachtung des Hechtes der wiebergewonnenen Länder, durch das 
Streben ber Preußischen Regierung nach gewaltjamer Annerion und in Folge 
ver unbeilvollen Eiferfucht der beiden Großmächte zu einem Zwieſpalt, defien 
Dimenfionen weit über den urſprünglichen Gegenftand des Streites binausreichen. 
Bir verdbammen den drobenden Krieg als einen nur dynaſtiſchen 
äweden dienenden Kabinetsfrieg. Er ift einer civilifirten Nation 
unwürbig, gefährdet alle Güter, welde wir in 50 Jahren bes 
Sriedens errungen haben, und nährt die Gelüfte des Auslandes. 
Kürten und Minifter, welche dieſen unnatürlichen Krieg verichulden oder aus 
Sonderinterefien die Gefahren bdefjelben erweitern, machen ſich eines ſchweren 
Berbredbens an der Nation ſchuldig. Mit ihrem Flude und der 
Strafe des Lanbesverrathbes wird die Nation diejenigen treffen, 
welhe in Berbandlungen mit auswärtigen Mächten Deutfches Ge- 
biet preisgeben. Sollte es nicht gelingen, ben Krieg ſelbſt durch ben ein- 
mütbig ausgeiprochenen Willen des Volles noch in ber legten Stunde zu ver- 
bindern, jo ift wenigftens dahin zu trachten, daß er nicht ganz Deutjchland in 
jwei große Yager tbeile, jondern auf den engften Raum bejchräuft werde. Wir 
erbliden Hierin das wirfjamfte Mittel, um die Wiederberftellung des Friedens zu 
beihleunigen, die Einmiſchung des Auslandes abzuhalten, durch die Heeresmacht 
der nichtbetbeiligten Staaten die Grenzen zu deden und, im Falle der Krieg einen 
europäiihen Character annehmen ſollte, mit noch friichen Kräften dem äußeren 
Feind entgegenzutreten. Wie ein Deutjches Parlament allein die Bebörbe ift, 
welche über die Deutſchen Intereffen in Schleswig-Holftein zu entjcheiden vermag, 
fo it auch die Erledigung der Deutſchen Berfafjungsfrage durch eine freigewählte 
Deutiche Bolksvertretung allein im Stande, der Bicderfehr ſolcher unbeilvollen 
Zuſtände wirfam zu ——— Die ſchleunige Einberufung eines nach dem 
Reichswahlgeſetze vom 12. April 1849 gewählten Parlaments muß daher von 
allen Landesvertretungen und von der ganzen Nation gefordert werden.“ 


Friedensadreſſen von Magiſtrat und Stadtverord— 
netenverſammlung an den König. 


Adreſſe von Königsberg: „x. Erfüllen Ew. Königl. Majeſtät unſere 
ehrfurchtsvolle Bitte, durch einen gründlichen Wechſel des Syſtems und 
der Perſonen der Regierung, durch Berufung von Männern, die das Ver— 
trauen des Volles befiten, den inneren Frieden wieberberzuftellen und die drohende 
Gefabr eines Deutſchen Bundeskrieges abzuwenden.“ 


Adreſſe von Stettin: „x. Berlaffen von den Sympathien der Deutjchen 
Bevölkrungen und Regierungen, mit Schabenfreude beobachtet vom habgierigen 
Auslande, ohne Begeifterung, ja, mißmuthig und zwieträchtig im Innern, ver- 
mag Preußen diefen Kampf nimmer zu einem Erfolge zu führen, welder das 
Sand befriedigen und die dargebrachten Opfer vergeffen laffen könnte.“ 

Adrejie von Köslin: „ac. Gerade deshalb aber fünnen wir es nicht 
verbeblen, daß zwijchen damals (1813—15) und jett eine gewaltige Kluft berricht, 
daß nämlih damals wirklich die Ehre und die Noth des Vaterlandes riefen, 
während jetst die Motive eines Kampfes für das Volk in völligem Dunkel ruben, 
und daß damals zwiichen Volk und Regierung bie volllommenfte Einmüthigkeit 
berricte, während jetzt zwijchen ihnen bie ſchwerſten Eonflicte vorliegen.“ 


Fürſt Bismard, 27 
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Siebzehn Handeldfammern von Rheinland und Weitphalen 
richten eine Collectiv Petition gegen den Krieg an den König: 


Diejelbe jchildert die unfäglichen Leiden, welche bie Kriegsgefabr über die 
anze commercielle und inbuftrielle Bevölferung tbeils ſchon gebracht babe, tbeils 
Bei fängerer Dauer noch in erböbtem Grabe heraufbeſchwören werde, und ſchließt 
wie folgt: „Majeftät wollen uns geftatten, mit Freimuth es auszuſprechen, daß 
das ganze Yand dem drohenden Deutichen Bruderfriege entgegen ift, vor ber Zu— 
kunft bangt, nicht blos aus Sorge für das eigene Wohlbefinden, ſondern mehr 
noh aus Sorge für bie Gefahren, welche daraus für das Preußiiche Vaterland 
entipringen können. Wir dürfen es uns nicht verbeblen und fühlen ums ge 
drungen, als unabhängige Männer es offen auszufprechen, daß bei aller Opfer- 
willigleit des Preußiichen Volkes, für bie höchſten Güter des Vaterlandes einzu- 
fteben, ibm die Begeifterung fehlt, beren ein Kampf für die wahren Deutichen 
Intereffen jchwerlich entbehren kann. Ew. Majeftät wagen wir bemnad ebr- 
furchtsvoll zu bitten: allergnädigft dem Baterlante den Frieden zu erhalten.“ 


Patriotifhe Adrejje der Breslauer ſtädtiſchen Be- 
hörden. 


„Allergnädigſter König und Herr! In dieſer ernſten Zeit, in welcher 
Preußen und Deutſchland von ſchweren Kriegsgefahren bedroht ſind, ſei es den 
ſtädtiſchen Behörden Breslau's, als der Hauptſtadt derjenigen Provinz, die zuerſt 
und zunächſt dem Kriege mit ſeinen Wechſelfällen ausgeſetzt iſt, geſtattet, dem 
Throne Ew. Majeftät mit einer ehrfurchtsvollen Vorſtellung zu nahen. Em. Ma— 
jeſtät haben die Mobilmachung der geſammten Armee befoblen. Wir wiſſen, daß 
Ew. Majeſtät Sich mit ſchwerem Herzen dazu entſchloſſen haben. Ew. Majeſtät 
kennen bie Leiden, welche die in langen Friedensijahren jo reich entwickelte Er 
werbsthätigleit des preußifchen Volles bereits getroffen und im Falle des Aus- 
bruchs bes Krieges in noch weit höherem Grabe treffen werben; es müſſen alſo 
ſchwer wiegende Gründe fein, die Ew. Majeftät zu dem ernften Entjchluffe be: 
ftimmt baben. Wir glauben an allerhöchſter Stelle die Berfiherung abgeben zu 
dürfen, daß Breslau an Opferwilligfeit, wie im Jahre 1813, jo auch jetst feiner 
andern Stadt Preußens nachſtehen wird. Wir führen gemeinfjam mit Em. Ma- 
jeftät die Drangjale des Krieges; wir unterfhäßen nicht die Yaften, welche das 
Preußische Volk zu tragen haben wird; wir fennen die Opfer, welche der Krien 
fordert. Demungeadhtet jprechen wir e8 aus unb glauben bierin der Zuftimmung 
unſerer Mitbrüder fiher zu fein, daß wir, wenn es die Macht umd bie 
Ehre Preußens, feine Stellung in Deutihland und die mit dieſer 
Stellung in notbwendigem Zujammenbange ftebende Einbeit un- 
jeres gemeinjamen Baterlandes gilt, den Gefahren und Nöthen 
des Krieges mit derjelben Opfermilligfeit und Hingebung ent- 
gegen geben, wie bie jhlejifhen Männer ed unter der Fübrung 
von Em. Majeftät hochſeligem Bater getban. Können jene bödften 
Güter Preußens und Deutſchlands erhalten werden im Frieden, 
jo begrüßen wir biejelben freudigen Herzens; jollten aber bie 
Gegner Preußens und Deutjhlande, wie es im Jabre 1850 ge- 
heben, wieder eine Minderung ber Mactftellung Preußens, wie» 
berum eine Demüthigung Preußens erftreben, jo wird Schleiien 
lieber alle Laften und Leiden bes Krieges auf fih nebmen, als 
bie jung der biftorifhen Aufgabe Preußens, die Einigung 
Deutijhlande, wieder auf — hinausrücken laſſen. Aber 
wir können Ew. Majeſtät in dem Gefühle, daß es in der für das ganze Vater— 
land ſo ſchweren Zeit unſere erſte Pflicht iſt, unſerer aufrichtigen und innerſten 
Ueberzeugung offenen Ausdruck zu geben, nicht verhehlen, wie in dieſem Augen— 
blick die Grundlage einer allgemeinen Begeiſterung noch fehlt. Der Einklang 
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zwiſchen Regierung und Boll, der in jener für Preußen und Deutſchland jo 
rubmreihen Zeit den umvergefjenen Thaten Sieg verlieh, ift nicht vorhanden; 
der Berfaffungslampf ift nicht beendet. Die Weisheit Ew. Majeftät wirb bie 
Nittel und Wege finden, den inneren Conflict, der jo ſchwer auf dem Lande 
laftet, zu bejeitigen und das Bertrauen zwiſchen der Staats » Regierung und dem 
Bolte Berzuftellen , melches erforderlich ift, um die für einen ſolchen Kampf noth— 
wendige nationale Begeifterung wach zu rufen. Im tieffter Ehrfurcht verbarren 
wir Ew. Königliben Majeftät alleruntertbänigfte, treugeborjamfte der Magiftrat, 
die Stadtverordnneten » Beriammlung der Haupt» und Refidenzftadt Breslau.“ 


19. Mai. Antwort des Könige. 


„Die Worte, melde Magijtrat und Stadtverordnete der Stadt 
Breslau in der Vorjtellung vom 15. d. M. an Mich richten, habe 
Ich gern vernommen. Ich erkenne in ihnen den Ausflug defjelben 
Geiftes, welcher im Jahre 1813 die Väter der heutigen Bewohner 
Breslau’ bejeelte; e8 hat Mir mohlgethan, daß die Vertreter der 
Stadt diejem Geifte mit Ernft und Wärme Ausdrud gegeben haben. 
Niemand fann die Schwere der Opfer, welche der Krieg dem Vater— 
lande auferlegen würde, jchmerzlicher empfinden, als Jh, Niemand 
das Bedürfnig lebhafter fühlen, daß diefelben von Herrfcher und 
Bolf in ungetrübter Eintracht getragen werden. Möge Mein 
Wort der Stadt Breslau als Bürgichaft dienen, daß 
fein ehrgeiziges Streben, jelbft nicht dasjenige, welches 
im Interefle des großen gemeinjamen Baterlandes be- 
rehtigt genannt werden fönnte, ſondern nur die Pflicht, 
Preußen und feine heiligften Güter zu vertheidigen, 
Mich Mein Volk hat zu den Waffen rufen laſſen. Mögen 
die Einwohner der Stadt überzeugt ſein, daß die Ver— 
ſtändigung über die zwiſchen Meiner Regierung und 
dem Landtage ſtreitigen Fragen das Ziel Meiner 
Wünſche und Meines eifrigen Strebens iſt. In der 
Hoffnung, dieſem Ziele näher zu treten, in der Hoffnung, daß 
Angeſichts der Gefahren, welche Preußen bedrohen, die einander 
widerſtreitenden Rechtsanſichten und Stimmungen ihre Vermittelung 
in der gemeinſamen Hingebung für das Vaterland finden werden, 
werde Ich den Landtag der Monarchie einberufen. — Durch An— 
ordnung von Neuwahlen iſt den Wählern und den Gewählten die 
Möglichkeit gewährt, frei von den Beziehungen, welche in der Ber: 

angenheit — die — zum Ausdruck zu bringen, welche 
Mein Volk in der gegenwärtigen bedrohten Yage des Yandes erfüllt. 
In diefem Sinne Hoffe Ich auf dem bevorftehenden Landtage Meine ge- 
treue Stadt Breslau vertreten und durch ihre Abgeordneten zur — 
führung der von Mir erſtrebten Verſtändigung mitwirken zu ſehen.“ 


22. Mai. Die erſte Schuld an den Rüſtungen. 
Graf Bismarck an den Geſandten in Stuttgart. 


„Die Königlich württembergiſche Regierung erſcheint, neben Oeſterreich 
und Sachſen, in der erften Linie derjenigen Regierungen, welche durd 
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unerwartete und in ihren Bemweggründen unaufgeflärte Rüftungen den 
Anftoß zu der gegenwärtigen Spannung gegeben haben. Die behauptete 
Geringfügigfeit diefer militäriſchen Vorbereitungen benimmt ihnen nicht 
den Charakter eines Anzeichens feindlicher Abficht, zumal in ihrer Anleh- 
nung an die öſterreichiſch-ſächſiſchen Rüftungen, denn zwiſchen dem uner- 
freulichiten Depeſchenwechſel und den erften und geringfügtgiten Anordnungen 
zu militärifhen Schritten liegt immer noch eine bedeutjame Kluft. Graf 
Yinden ermwiderte hierauf, daß die bedrohliche Gejammtfituation Deutfchlands 
Würtemberg zu diefen Vorbereitungen genöthigt habe, während die bis 
zum Beginn der erften würtembergiſchen Maßregeln nur von Dejterreich 
und Sachſen vorgenommenen Rüſtungen gegen Würtemberg, nach der 
eignen Anfiht des Herrn Gefandten, eine Drohung nicht involoirten. 
Graf Finden rechtfertigte nun zwar die öfterreichiich- Fächfifchen Rüftungen, 
welche befanntlich in der erjten Hälfte de8 Monats März begonnen, aus 
der im Allgemeinen bedenklichen Yage, in welche Deutſchland durch die 
politiiche Haltung Preußens gerathen jei. Als bemeifende Ihatfache für 
diefe unfere Haltung, ſoweit fie dem den öfterreichiichen Rüftungen voran: 
gehenden Zeitraume angehörte, hat mir Graf Linden ausjchlieglih die am 
28. Februar von Seiner Majeftät dem Könige abgehaltene Eonfeilsfigung 
unter Zuziehung mehrerer Generale angeführt. Ich habe mein Erftaunen 
darüber, daß eine jo einfache und jo häufig vorfommende Thatſache, wie 
ein Minifterrath unter Borfig Seiner Majeftät des Königs, für den be- 
rechtigten Vorwand zu kriegeriſchen Rüftungen angefehen werden "Lönne, 
dem Grafen Linden ebenfo wenig verhehlt, wie früher bei Beſprechun 
defielben Thema’3 dem Grafen Karolyi. Wie wenig es rathjam ıft, * 
die drohenden Rüſtungen den Frieden zwiſchen Nachbarn zu gefährden, 
auf fo gewagte Conjecturen hin, wie fie über das Confeil von 28. Februar 
gemacht zu jein jcheinen, wird die Königl. würtembergijche Regierung felbit 
ermefien, wenn Em. :c. dem Freiherrn v. Barnbühler mittherlen, daß in 
jenem Minifterrathe allerdings die Frage zur allerh. Ent: 
jheidung vorgelegen hat, ob Preußen nah Maßgabe der 
Situation genöthigt fei, jih auf eine kriegeriſche Entwide- 
lung derjelben vorzubereiten, daß aber dieje Frage nad) jorgfältiger 
Prüfung verneint worden ift und Seine Majeftät durch die gerade in 
dieſer Conſeilsſitzung gefaßten Entſchließungen das Streben nach friedlicher 
Entwickelung der Kriſis ausdrücklich ſanctionirt hat. 

Daß über dieſe Entſchließungen damals Stillſchweigen beobachtet werden 
mußte, lag in der Natur der ſchwebenden diplomatiſchen Verhandlungen. 

Ich habe indeſſen eine Anfrage des Grafen Karolyi bald nach dem 
28. Februar unbedenklih in dem Sinne beantwortet, daß ich zwar 
unjer bisheriges intimes Verhältniß mit Defterreich, wie es ſich 
auf der Bajis eines gemeinfamen Krieges gebildet habe, als gelöft anſehe, 
daß aber meines Erachtens daraus nicht3 anderes folge, als die Rüdtehr 
unferer Beziehungen auf den Fuß vor dem dänifchen Kriege, indem unſer 
Berhältniß dasjenige zweier europäiſcher Großmächte werde, die fich gegen 
jeitig feiner erceptionellen Intimität erfreuten. 

Freiherr v. Varnbühler wird Em. zc. zugeben, daß von einer jolchen 
zwijchen den Großmächten im Allgemeinen die Regel bildenden Beziehung 
zur friegerifchen Bedrohung der einen durch die andern ein meiter und 
gewagter Schritt it, und daß derjenige, welcher ihn aus ſolcher Lage 
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beraus zuerjt unternimmt, eine große Verantwortlichkeit auf ich Ladet. 
Wir haben daher auch nicht ohne vollftändige Ueberrafchung gegen Mitte 
März zuerft Kenntniß von den öfterreihiichen und bald darauf Vächfifchen 
Rüftungen gegen uns, ſowie von der Thatſache erhalten, daß Defterreich 
durch eine Circular-Depeſche vom 16. März die Bundesregierung zur 
jofortigen Mobilifirung ihrer Contingente in Ausficht auf bundesmäßiges 
Einihreiten gegen Preußen gerichtet habe. Wir haben uns nicht fogleich 
entihliegen können, diejer Nachricht Glauben zu ſchenken; nachdem fie 
ung aber zur Gemißheit geworden und wir in Erfahrung bradten, daß 
bet einigen, insbeſondere auch bei der Königl. württembergijchen Regierung 
die Öfterreichiiche Aufforderung vom 16. März auf feinen unfruchtbaren 
Boden gefallen war, haben wir uns zu Ende de8 Monats März zu 
— Rüſtungen entſchließen müſſen. Der weitere Verlauf der Dinge 
ft befannt...“ — — 


44. Kongreßvorſchlag Frankreichs und Vereitelung. 


Ende April. Erjte Anregung einer Gonferenz der neutralen 
Mächte Seitend Frankreichs bei England, um den Aus— 
bruch eines Krieges in Deutſchland zu verhindern. 

England erklärt ji zu irgend einem vermittelnden 
Schritte geneigt, wäre auch bereit, an einem Congreß oder 
einer Gonferenz Theil zu nehmen, meint aber 


„Eine Unterbanblung über die wichtigſten Punkte, von denen ber Friebe 
abhängt, würde auf einem Kongreß, der nicht die Macht hätte, fie mit Gewalt 
zur Geltung zu bringen, unfehlbar jcheitern; und 3. Maj. Regierung würde ebenfo 
übgeneigt wie der Kaifer fein, fih an einem Congreß zu betheiligen, der Angefichts 
Europa's feine Ohnmacht, den Frieden zu erhalten, darthäte.“ 


3. Mai. Debatte im gejeggebenden Körper Franfreiche. 
Rede Thiers': 


Von jeher ſei es das größte politiſche Prineip Europa's, daß Deutſchland 
aus unabhängigen, durch ein einfaches Föderativband mit einander verbundenen 
Staaten beſtehe. Die Deutſchen hätten volllommen das Recht, ihren Bundestag 
mt den Ideen der Neuzeit in Einklang zu bringen und benfelben im Sinne ber 
Einheit umzugeftalten: allein fie jellten nicht vergeffen, daß fie fih gegen Europa 
und gegen die großen Principien des europätfchen Völkerrechtes vergehen würden, 
wenn fie ein Deutjchland bilden wollten, in welchem die Einzelftaaten als getrennte 
unabhängige Eriftenzen aufgingen. Preußen jei nun der Staat, der berartige 
Pläne im Schilde führe. Es möchte durch einen glücklichen Krieg zwar gerade 
neh nicht die 50 Mill. Deutjche in jeinen 14 Millionen aufgeben laffen — das 
gebe nicht auf einmal; — aber es möchte ſich einiger nördlicher Staaten bemäd- 
gen und die andern in einem Bundestag unter feinem Einfluſſe unterbringen. 
Cs wäre dann ein Theil Deutichlands unter feiner directen, ein anderer unter 
Ieimer indirecten Autorität. Der fo geftalteten Staatenbildung würde das einheit- 
liche Italien unvermeidlich die Hand bieten. 

„Kann es uns zulommen, in irgenb weldem Grabe eine folde 
Politik zu begünftigen? Trotz des Interefjes, das Italten einigen Franzofen 
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einflößen kann, bat Frankreich zu viel gelunden Sinn, als daß eine joldhe Politil 
angenommen werben fünnte, und jelbft wenn jie uns eine Gebietsvergrößerung 
verjchaffen könnte, wäre fie nur um jo fchimpflicher, denn man würde fich einen 
Lohn bezahlen Laffen, um in einer naben Zukunft die Größe Frankreichs in ent- 
würbigende Gefahr zu bringen. Diejes geiährliche Beftreben, dem fich zu mwiber- 
fegen Sie im Namen der Deutichen jelber, die man darin, wie in der Herzog— 
tbiimerfrage, binters Yicht führt, das Recht haben, dieſes Beftreben ift ein Attentat 
nicht allein gegen die Unabhängigkeit Deutichlands und Europa’s, jondern gegen 
die bdeutiche Freiheit felber, und Frankreich muß ſich demjelben wiber- 
fegen. Wie aber? Bon Seite Defterreichs ift der Krieg nicht zu befürchten, je 
wenig jeine tapferen Heere den Krieg fürchten, wie fie jelbft in ihren Niederlagen 
bewährt haben. Preußeniftes, das den europäiſchen Frieden bedroht, 
und es handelt jih jett Darum, das Mittel ausfindig zu maden, 
um es daran zu hindern.“ 

Thiers jchlägt verfchiedene Mittel vor. Zunächft die „harte“ Form, bie darın 
befteht, daß man zu Preußen jagt: „Du bedrobft das europäiſche Gleichgewicht 
und den Weltfrieden, und zwar bu und nicht Defterreih. Wohlan! wir leiden 
es nicht.“ Doch möchte Hr. Thiers ſelbſt nicht zu diefer harten Form ratben, 
obgleih Niemand in Europa ihre Anwendung tabeln würde. Darum greift Thiers 
zu einer gelinderen. Man könnte nämlich folgendermaßen mit Preußen reden: 
„Dein Ebrgeiz ift befannt. Er ift an und für ſich fein Verbrechen, allein es if 
ebenjo wenig ein Verbrechen, dir zu wiffen zu tbun, daß diejer Ehrgeiz der Welt 
Gefahren- bereitet. Du willft ein neues germanijches Reih in Berlin gründen 
und did mit Italien verbünden. Das ift aefährlih für ganz Europa und ber 
Politit Frankreichs, die darauf in keinem Fall fih einlaffen kann, zumiber.“ 
Endlich gibt e8 noch Die Form des Schweigens, wobei jedoch Preußen die Hoffnung 
auf eine Allianz mit Italien und demnach auf die indirecte Unterftügung Frant- 
reich8 benommen werden müßte. Frankreich babe das Recht, einem Alliirten, für 
den es 50,000 Soldaten und 600 Mill. geopfert, eine den franzöſiſchen Intereffen 
zuwiberlaufende Politik gerabezu zu verbieten. 


Der Rede Thiers' folgt ein Beifallfturm faft der ganzen 
Kammer, der Majorität wie der Oppofition. 

Minifter Rouher bittet, die Erörterung nicht fortzufegen 
und theilt ein Telegramm aus Italien mit, wonach dieſes 
ſich offiziell verpflichtet habe, Oeſterreich nicht anzugreifen. 

Die Discuffion wird gejchloffen. 

6. Mai. Aeußerung des Kaijerd Napoleon in Aurerre. 
„Ih ſehe mit Befriedigung, daß die Erinnerungen an das erfte 
Kaijerreih in Ihrem Gedächtniß nicht erlofhen find. — Sie begreifen, 
wie die Mehrheit des franzöfiichen Bolkes, daß ich jene Berträge 


von 1815 verabjcheue, die man heute zur einzigen Grundlage 
unferer auswärtigen Politif maden will.“ 


Sriedensbemühungen der Großmächte. 
„Provinzial Corresponbenz“ vom 23. Mai. 


„Seitdem die Gefahr eines Krieges zwiſchen Defterreich einerfeits, Preußen 
und Italien andrerjeits näber gerüdt ift, baben fich mehrere der europätichen 
Mächte bemüht, eine Bermittelung berbeizuführen. Namentlich bat der Katjer von 
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Rußland in aufrichtiger Friebensliebe die bdringendften Borftellungen in Wien 
und in Berlin zu Gunften des Friedens gemacht, obne jedoch eine Einmiſchung 
in die ftreitigen Angelegenheiten zu verjuchen oder in Ausficht zu ftellen. Nachdem 
diefe Bemübungen einzelner Mächte vornebmlih an der immer jchrofferen Hal- 
tung Defterreich® gejicheitert waren, haben fih Rußland und England mit ber 
franzöſiſchen Regierung in Berbinbung geſetzt, um wo möglich gemeinjchaftlich 
ein? Bermittelung durch allgemeine Friedensverhandlungen zu Stande zu bringen. 

Der Kaiſer der Franzofen hatte bereits vor drei Jahren einen allgemeinen 
europäiichen Kongreß zur Schlichtung aller ftreitigen Fragen in Vorſchlag ge- 
bradt. Preußen hatte ſchon damals feine Bereitwilligkeit dazu erklärt; der Plan 
kheiterte jedoch an dem Wiberftreben Englands und an ber Weigerung Ruflands, 
die polniiche Frage zum Gegenftand einer Einmiſchung ber fremden Mächte machen 
zu laffen. Gegenwärtig liegt biefe Schwierigkeit nicht mehr vor, und Rußland, 
ebenfo wie England, find jegt auf den Vorſchlag Frankreichs zurüdgelommen. 

Die drei Mächte haben fich zuvörderſt unter einander fiber die Grund» 
lagen der einzuleitenden Friedensverhandlungen zu vwerftändigen geſucht, und in- 
zwiſchen nur vorläufige Anfragen an Preußen, Oefterreih und Italien in Betreff 
der Geneigtbeit derfelben zu folhen Berbandlungen gerichtet. 

Preußen und Italien haben eine Berbeiligung im Allgemeinen nicht abge- 
lebnt, wenn fie auch bei dem gegenwärtigen Stande der Dinge wenig Vertrauen 
zu einem Erfolge des Songreffes begen fünnen, zumal da Oeſterreich von vorn- 
berein das größte Wibderftreben gegen bie beabfichtigten Verhandlungen zu erfennen 
gab. Eine der Hauptfragen des Congrefjes müßte nämlich die venetianiihe An— 
gelegenbeit jein; Defterreich aber fträubt fich entjchieden, auf Berhandlungen wegen 
einer Abtretung Benetiens einzugeben. 

Es wird überhaupt ſehr jchwierig fein, Grundlagen für die Berbandlungen 
teftzuftellen, welche eine Ausficht auf Gelingen gewähren; — obne eine folche ſehr 
beftimmte Ausficht aber wird es faum möglich fein, die betheiligten Mächte zu 
einer Einftellung ihrer mit den größten Anftrengungen unternommenen Rüftungen 
zu beftimmen, während es anbererjeits eben fo unmöglich ift, dieſe Rüftungen 
längere Zeit hindurch aufs Ungewiffe bin aufrecht zu erhalten, 

In dieſer Erkenntniß fcheinen fich die vermittelnden Mächte mit ihrer vor— 
gängigen Berftändigung und mit ihren Vorſchlägen an bie betbeifigten Regierungen 
deeilen zu wollen und dürften in den nächften Tagen beftimmtere Aufforberungen 
zu dem Congreß zu erwarten jein. 

Die Preußiſche Regierung wird das Werk des Friedens unb einer allge- 
meinen Berftändigung, fo viel an ihr ift, gewiß zu fördern ſuchen, inſoweit bie 
Interefien und die Ehre Preußens, jo wie die Fürforge für Deutſchlands Macht- 
felung und Selbftftändigfeit es irgend geftatten.“ 





28. Mai. Aufforderung Seitend Franfreihd, Englands 
und Rußlands zu Friedend-Gonferenzen in Paris. 


„Der unterzeichnete Gejandte bei... ift von feiner allerhöcften Regierung 
— worden, nachfolgende Mittheilung zur Kenntniß bes... gelangen zu 

en. 

Der Streit, welcher zwiihen Defterreih und Preußen gelegentlich ber 
ihlestwig « bolfteinfhen Angelegenheit ausgebrochen ift, nimmt von Tag zu Ta 
eine drobendere Ausdehnung an und wird ein Gegenftanb jchwerer Beforgnib 
für Europa. Die öffentliche Meinung beunrubigt ſich bei der Eventualität eines 
Krieges, bei welchem jo viele verſchiedene Intereffen betheiligt fein würden. 

. Die drei neutralen Mächte jelbft konnten nicht gleichgiltig die Möglichkeit 
eines Kampfes betrachten, in welchen Staaten geratben würden, gegen bie fie 
gleih freundſchaftliche Gefühle begen. Die gewichtigſten Erwägungen beftimmten 
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fie, auf Mittel zu denken, dieſe Gefahr zu bejhwören. Rußland, Frankreih und 
England find fi diefer Beranlaffung in einem und bemjelben friedlichen und 
verjöhnlichen Gedanken begegnet, und nachbem fie gegenfeitig ihre Ideen ausge- 
taufcht, darin übereingelommen, die Regierungen, welche in den Streit verwidelt 
find oder werben könnten, nämlich Defterreih, Preußen, Italien und den deut— 
fhen Bund zu einer gemeinjchaftlihen Berathung einzuladen. 

Der Gegenftand dieſer Beratbung ift jelbjtverftändiih. Es handelt ſich im 
Intereffe des Friedens darum, auf diplomatiichem Wege die Elbherzogthümerfrage, 
die bes italienifchen Streites und endlich die der Bundesreform zu löjen, fo weit 
fie nämlich das europäiſche Gleichgewicht berühren Fünnten. 

Wenn ... fih dazu entſchlöſſe, diefer Aufforderung Folge zu leiften, wie 
e8 die drei neutralen Mächte hoffen, jo würde fein Bevollmächtigter fih in Paris 
mit denen Rußlands, Frankreichs und Englands zu vereinigen haben. 

Was den Zeitpunkt der Zufammenkunft anlangt, jo wäre es wünſchenswerth, 
wenn berjelbe fobald als möglich fein Fönnte. Man würde nicht zu bald die durch 
die gegenwärtige Krifis bervorgerufenen Befürdtungen zerfireuen und dem beun- 
rubigten Europa ein Pfand der Sicherheit geben. 

Die Berbandlungen werben um jo mebr Ausfiht auf Erfolg haben, als 

e nicht durch das Geräufch der Waffen und die Empfindlichleiten des militairi- 
hen Ehrenpunktes geftört werden. Die drei neutralen Mächte hegen das Ber- 
trauen, baß, wenn man ihrem Vorſchlag beipflichtet, die Mächte, welche gegen: 
wärtig ſich mit Vorbereitungen zum Kriege bejchäftigen, ſich geneigt jeigen, bie- 
jelben zu juspendiren, jofern fie nämlich Bedenken tragen, ihre Streitkräfte auf 
den Friedensfuß zu ſetzen.“ 


29. Mai. Preußens Antwort auf die Einladung zu den 
Gonferenzen. 
Graf Bismard an die Königl. Botichafter (reſp. Ge- 
Jandten) in Paris, London und Peteröburg. 


„Die Herren Bertreter Franfreihs, Englands und Rußlands find 
geftern bei mir erjchienen, um mir gleichlautende Zufchriften mitzutheilen, 
durch welche ihre betreffenden Höfe die Königliche Regierung zur Theil: 
nahme an Berathungen einladen, die ihren Abfichten gemäß demnädjft 
in Paris zu dem Zwede jtattfinden jollen, damit die verfchiedenen Fragen, 
die in diejem Augenblide den Frieden Europas bedrohen, erledigt würden. 

Ich habe mich beeilt, diefe Mittheilung dem Könige, meinem er: 
habenen Eouverain, vorzulegen und Seine Majeftät haben, indem Die 
jelben fi volljtändig den Gefühlen anjchliegen, die den drei Höfen 
diefen Schritt eingaben, mid zu beauftragen geruht, zu melden, daß 
Diejelben jehr gern den Antrag, der Denfelben gemacht worden, annehmen, 
und daß Seine Bevollmädtigten in Paris ſich mit denjenigen der anderen 
Mächte vereinigen jollen. 

Die Königlihe Regierung glaubt bei diefer Mittheilung eine Bes 
merfung machen zu follen, die fi ihr durch die Abfaſſung der Einladung 
aufdrängt. Sie mürde nicht zugeben können, daß die Angelegenheit 
wegen der Elbherzogthümer e3 fei, mas den Frieden Europas bedroht; 
die Königliche Regierung menigftens hat niemals die Abſicht gehegt, diefe 
Frage mit bewaffneter Hand löjen zu wollen. Im Gegentheil, fie betrachtet 
die drohende Stellung und die Kriegs-Vorbereitungen Oeſterreichs und 
anderer deutſcher Regierungen al8 den wahren Ausgangspunft der Ber- 
widelungen, die feitdem die beunruhigendften Verhältniſſe angenommen 
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haben. In der Abficht jedoch, jo viel es an ihr liegt, alle Urfachen der 
Beunruhigung, die auf Europa ruht, zu bejeitigen, geht fie gern darauf 
ein, dieje Frage, ſowie die zwei anderen in der Wittheilun der drei Höfe 
erwähnten (die italienifche und die ——— gemeinſamen 
Erörterungen zu unterwerfen. Die Königliche Regierung theilt übrigens 
die Anſicht der drei Regierungen, daß der Zuſammentritt der Conferenz 
jo bald wie möglich erfolgen müffe, und zwar in der Ueberzeugung, daß 
jede Verzögerung die Ausſichten des Erfolges nur gefährden könne.“ 


1. Juni. Defterreih8 Antwort auf die Einladung zu den 
Friedendconferenzen. 


„Bern faffen wir bie Gefinnung, Die zu dem Schritte der drei Mächte 
Anlaß gegeben bat, unfere Anerkennung wiberfahren. Defterreih namentlich legt 
zu großen Werth auf bie Wohlthaten des Friedens, um nicht mit Befriedigung 
auf die Bemühungen zu bliden, mit denen man die Calamitäten des Krieges 
von Europa abzuwenden verfucht. Trotz den an unfere Stellung Angefichts der 
gegenwärtigen Conjuncturen ſich fnüpfenden Schwierigkeiten, troß der ſehr natür- 
fuhen Einwendungen, die ber Gedanke einer Zufammentretung, welche berufen 
fein würbe, Fragen, die für die faiferlihe Regierung von jehr beiffer (delicate) 
Natur find, zu discutiren, in uns wach rufen könnte, lehnen wir e8 gleichwohl 
nit ab, an jenen Bemühungen Theil zu nehmen. Wir wollen damit einen 
neuen Beweis für die verjühnliden und uneigennüßigen Abfichten geben, von 
denen unfere Politik fortwährend geleitet wird. Nur wünſcht die kaiſerliche Re— 
gierung früher die Zufiherung zu erhalten, daß alle Mächte, welche au der pro- 
jeftirten Zufammentretung Theil nehmen follen, gleich ihr bereit feien, dort fein 
Sonderinterefje zum Nachtheil der allgemeinen Ruhe zu verfolgen. Zum Ge- 
lingen des von den Cabinetten im Auge gebaltenen Friedenswerfes 
eriheint es uns unerläßlich, im vornbimein feftzuftellen, daß von 
den Beratbungen jede Combination ausgeichlojjen bleiben werde, 
die darauf abzielen würde, einem der jet zur Zufammentretung 
eingeladenen Staaten eine territoriale Bergrößerung oder einen 
Machtzuwachs zu verihaffen Ohne dieje vorläufige Bürgſchaft, 
durch welche ehrgeizige Anſprüche bejeitigt werden und welde nur 
gleihmäßigen Für alle billigen Bereinbarungen Raum läßt, 
müßte es uns unmöglih erfheinen, auf einen glüdliden Aus- 
gang der vorgejhlagenen Berathungen zu zählen...“ 


4. Juni. Verzicht der Großmächte auf die Gonferenzen. 


Depeihe bes franzöfiihen Minifters der auswärtigen Angelegen- 
beiten nah Wien, Berlin ꝛc., 


„Prinz Metternih bat mir erft geftern die Antwort des Wiener Cabinets 
auf die Mittheilung der drei nichtbeutfchen Höfe Übergeben. — Der Wiener Hof 
verlangt, daß im Voraus von den Beratbungen ber Conferenz jeder Plan einer 
Gebietserweiterumg oder eines Machtzumachjes für eine der betheiligten Mächte 
ausgejchloffen werde. Auch ift die Anficht ausgeſprochen, daß es unerläßlich er- 
iheine, den heiligen Bater zu Conferenzen zujuzieben, auf welden man fich 
mit den Angelegenheiten Italiens beichäftigen will. 

Aus den mir von London und Petersburg zugegangenen Mittheilungen er» 
giebt fih, daß gegenüber dieſen Borbehalten Defterreih8 jede Erörterung nuglos 
wird und ein thatjächliches Ergebniß nicht mehr in Ausficht zu nehmen ift. Durch 
feine Depeihe vom 1. Juni macht Oeſterreich, indem es jede Zerritorialveränbe- 
rung ausjchlieft, die Verhandlung über die italienifche Frage unmöglich. Ande— 
rerfeits hat Defterreich fo eben die jchleswig - holfteinjche Frage an den Bundestag 
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gebracht, und dadurch der Konferenz entzogen. Wir können den Cabinetten von 
Yondon und Petersburg in Bezug auf bie Nuglofigleitvon CEonferenzen 
unter fjolhen Bedingungen mur zuftimmen. Wir hatten von dem gemein- 
jamen, jo uneigennützigen Schritte der brei Mächte einen befferen Erfolg erwartet 
und fehen mit tiefem Bedauern die daran geknüpften Hoffnungen vereitelt. Man 
wird, dei find wir gewiß, wenigftens der Aufrichtigfeit der Bemühungen Gerech- 
tigkeit zollen, aus denen bie Berjühnung der fich jett in Waffen gegenüberftebenben 
Höfe bervorgeben jollte.“ 


Nah dem Scheitern des Gonferenzprojefts. 


4. Juni. Benebetti an Drouin de Lhuys. 


— „Ih war bei Hrn. v. Bismard im Augenblide, wo man ibm die De- 
peihe von Goltz (über das Scheitern ber Konferenzen) brachte. Nachdem er fie ge— 
leien, rief er: Vive le Roi!“ 


4, Juni. Prisatjchreiben Benedettis an Drouin de Lhuvs. 


— — — — „Obwohl Hr. v. Bismard niemals bezweifelt, vielmehr ge- 
bofft bat, daß die Conferenzen unter feinen Umftänden den Frieden fibern könnten, 
wird er doch bedauern, daß fie ibm nicht die Gelegenheit geboten baben, einen 
furzen Aufenthalt in Paris zu nehmen. Er bätte gewünfcht fih mit Ihnen und 
dem Kaijer zu vernehmen. Er fagte mir geftern, mit dem Ausbrud einiger Un- 
rube iiber unjere Abficht, daß er vor Ausbruch des Krieges gern Ihre Auffaffung 
fennen möchte, bejonders für den Fall, daß Preußen, wie er zuverfichtlihb anzu» 
nehmen jcheint, große Erfolge davon’ trüge. Aus jeinen Andeutungen entnebme 
ih, daß der König fort und fort bie Möglichkeit von ſich weift, dahin 
zu fommen, daß er einen Theil des jetzigen preußiſchen Gebiets ab- 
treten könnte. Nach der Anficht des Königs würden, wie wenigftens Hr. 
v. Bismard jagt, den Kompenfationen, welche man etwa vweranlaßt jein könnte, 
Frankreich anzubieten, in denjenigen Gebieten an feiner Grenze gewählt werben, wo 
franzöfiich geiprodhen wird. Der Minifter- Präfident hätte jeinerjeits bem König be» 
merkt, daß um über diefe Gebiete zu verfügen, man fie erft erobern müßte. Es 
find dem Minifter- Präfidenten jedoch die Worte entfahren, daß „wenn Franfreic 
Cöln, Bonn oder Mainz verlangen wollte, er lieber von der poli- 
tiſchen Bühne zurüdtreten, als darein willigen würde.“ Obne daß 
ih ihn zu weiteren Erklärungen drängte, deutete er au, er bielte es nicht für 
unmöglich, den König dahin zu bringen, uns die Ufer der oberen Moſel (mob! den 
Regierungsbezirt Trier, den er jedoch nicht bezeichnete) zu überlaffen, was mit 
Luxemburg, wo die Bereinigung mit Frankreich günftig aufgenommen werben würde, 
unſere Grenze auf eine für uns befriedigende Weife regeln würde. — — — Ic 
weiß nicht, ob Hr. v. Bismard, indem er ſich darüber ohne Anlaß gegen mid 
äußerte, meine Anficht darüber bören oder durch meine VBermittelung Ihnen Die 
Eoncejfionen bezeichnen wollte, die er machen Fönnte, und zugleich diejenigen, Die 
wir zu verlangen uns enthalten müßten. — — — —“ 

(Fürft Bismard hat dieſe legteren Behauptungen und ähnliche 
von Seiten fa Marmora’3 in feiner Rede vom 16. Januar 1874 
im Abgeordnetenhaufe als durhaus unwahr bezeichnet). 


11. Juni. Stellung Sranfreihs zur ausbredenden Krifis. 


Schreiben des Kaifers Napoleon an den franzöfifhen Minifter ber 
auswärtigen Angelegenheiten Drouin be Lhuys vom 11. Juni. 
„Im Augenblide, wo bie legten Friedens » Hoffnungen zu ſchwinden jcheinen, 


welde man noch auf die Konferenz jette, ift es erforderlich, den biplomatifchen 
Agenten im Ausland durch ein Circular die Ideen mitzutbeilen, welche meine 
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Regierung geltend machen wollte, und das Berfabren, welches fie den fommenden 
Greignifjen gegenüber beobachten wird. Dieje Mittheilung wird unfere Politik in 
ihr wahres Yicht ftellen. 

Wenn die Konferenz ftattgefunben hätte, jo würben Sie eine deutliche Sprache 
geführt baben; Sie würden in meinem Namen erflärt haben, daf ich jeden Ge- 
danken an Gebietsvergrößerung zurüdweife, fo lange das Gleichgewicht Europa’s 
nicht gebrochen wird. 

In der That fönnten wir nur an eine Ausdehnung unferer 
Grenzen denken, wenn die Karte von Europa zum ausſchließlichen 
Bortbeil einer Großmacht verändert würde und wenn ©renzgebiete 
durh ihren frei ausgebrüdten Wunſch die Annerion an Frankreich fordern. Unter 
andern Umftänden balte ich e8 unferm Lande würdiger, jeder Gebiets - Erweiterung 
den unſchätzbaren Vortbeil, in guter Eintracht mit unfern Nachbarn zu leben, 
vorzuziehen, indem wir ihre Unabhängigkeit und ihre Nationalität achten. 

Bon diefen Gefühlen beftimmt und nur bie Erhaltung bes Friedens im 
Auge habend, batte ich mih an England und Rußland gewendet, um gemein- 
ſchaftliche Worte der Berföhnung an die betbeiligten Regierungen zu richten. 

Das Einvernehmen der drei neutralen Mächte bleibt ein Pfand der Sicher» 
beit für Europa. Sie haben ihre Unparteilichkeit gezeigt, indem fie den Entſchluß 
faßten, die Discuffion der Konferenz auf die brennenden Fragen zu beichränfen. 
Um fie zu jchlichten, mußte man offen an fie berantreten, den diplomatiſchen 
Schleier, der fie bededte, wegzieben und die legitimen Wiünfche der Fürften und 
Völler ernftlih in Betracht ziehen. Der Conflict bat drei Urſachen: bie jchlecht 
begrenzte geograpbifche Yage Preußens — den Wunih Deutichlands nach einer 
politiihen Verfaffung, die mehr feinem Bedürfniß entjpricht — die Nothwendig— 
feit für Italien, feine nationale Unabhängigkeit ficher zu ftellen. 

Die neutralen Mächte fonnten nicht beabfichtigen, fich in Die inneren An— 
gelegenbeiten fremder Länder einzumifchen. Nichtsdeftoweniger hatten bie Höfe, 
welche an ber Conftituirungsacte des deutſchen Bundes Theil genommen baben, 
das Recht zu prüfen, ob die verlangten Aenderungen die in Europa beftebende 
Ordnung nicht ftören würben. 

Was uns betrifft, jo hatten wir für Die zum deutihen Bunbe ge- 
börigen Staaten zweiten Ranges ein eugeres Aneinanderjchließen, 
eine fräftigere Organifation, eine wichtigere Rolle gewünjdt; 
für Preußen mebr Abrundung (homogeneite) und Kraft im 
Norden; für Defterreih die Erhaltung feiner großen Stellung in 
Deutſchland. 

Wir würden außerdem gewünſcht haben, daß Oeſterreich gegen eine ver— 
hältnißmäßige Entſchädigung Venetien an Italien cedirt hätte; denn wenn es, 
ohne ſich um den Vertrag von 1852 zu kümmern, mit Preußen einen Krieg gegen 
Dänemark im Namen der deutſchen Nationalität geführt hat, ſo ſchien es mir 
gerecht, daß es in Italien den gleichen Grundſatz anerlennen werde, indem es die 
Unabhängigkeit der Halbinſel vervollſtändigt. 

Dieſes find die Gedanken, welche wir im Intereſſe der Ruhe Europa's zur 
Geltung zu bringen verſucht haben würden. Heute ſteht zu befürchten, daß das 
Schickſal der Waffen allein darüber enticheiden wird. 

Welches ift die Haltung, welche Augefichts dieſer Eventualitäten Frankreich 
zulömmt? Sollen wir unſer Mifvergnügen kundgeben, weil Deutſchland die Ber- . 
träge von 1815 ohnmächtig findet zur Befriedigung feiner nationalen Zwede, und 
zur Aufrechterhaltung jeiner Ruhe? Im dem Kriege, welder auszubrechen auf 
dem Punkte ftebt, baben wir nur zwei Interefien: die Bewahrung des 
europäifben Gleihgewichts und die Erhaltung deſſen, was wir 
in Italien aufgebaut haben. 

Reicht aber die moraliſche Kraft Frankreichs nicht bin, dieſe beiden Intereffen 
zu beihügen? Wird es nöthig haben, zum Schwert zu greifen, damit feine Worte 
gehört werben? Ich denke, mein. Wenn ungeachtet unjerer Bemühungen bie 
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Friedenshoffnungen ſich nicht verwirklichen, fo find wir gleihwohl durch Erklä— 
rungen der in dem Conflict betheiligten Höfe gefichert, daß, welches auch der Aus- 
gang des Krieges fein möge, feine ber uns berübrenden Fragen obne die Zu— 
ftimmung Frankreichs gelöft wird. 

Bleiben wir dDaber in einer aufmerljamen Neutralität und 
ſtark durch unfere Uneigennügigleit, bliden wir vertrauensvolf 
auf unfer Recht und unjere Kraft.“ 


45. Anrufung des deutfchen Bundes Seitens Beflerreiche. 


1. Juni. Erklärung Defterreihs in der Sigung der Bunded- 
verſammlung. 


„Die hohen Regierungen des deutſchen Bundes find im Befite vielfacher 
Beweije für die ausdauernde Friebensliebe, welche der Kaiferlich öfterreichijche 
Hof in feinen Verhandlungen mit Preußen über die Zukunft der Elbherzogthümer 
an ben Tag gelegt bat. Oeſterreich blidt auf feine langmütbigen, trotz mancher 
Verlennung bebarrlic fortgefetten Beftrebungen, ein Einverftändniß mit Preußen 
zu Stande zu bringen, mit um fo rubigerem Bewußtſein zurüd, je tiefer und 
allgemeiner in der Nähe ber Gefahr die Schwere des Unglüds gefühlt wird, 
welches ein Bruch zwifchen beiden deutihen Großmächten und ein innerer Krieg 
über Deutichland beraufbejchwören mwürbe. 

Seine Majeftät der Kaifer Franz Joſeph ift in feinen Zugeftändniffen an 
Preußen jo weit gegangen, als e8 Defterreihs Würde und angeftammte Stellung 
in Deutſchland, als es des beutihen Bundes Recht und Berfaffung nur irgend 
geftatteten. Allein der Berliner Hof bat nicht nur unberechtigte Forderungen auf- 
geftellt, ſondern auch unglüdlicher Weife in ftets fich fteigerndem Maße die Nei- 
gung betbätigt, diefe Forderungen mit Hintanfegung aller anderen Rüdfichten 
und jebt jelbit mit gewaltiamen Mitteln durchzuſetzen. — So wie Preußen ichon 
furz nad dem Abjchluffe des Wiener Friedensvertrages die Räumung Holfteins 
durh die Truppen Sachſens und Hannovers mit Eigenmacht zu erzwingen ge- 
brobt hatte, jo behandelte e8 aud gegenüber Oeſterreich, jeinem Bundesgenoffen, 
in dem im Namen beutjchen Rechtes gegen Dänemark unternommenen Kriege, 
die ſchließliche Löͤung der Berwidelung als eine bloße Frage der Macht, und trat 
jelbft nicht vor dem beflagenswerthen Entſchluſſe zurüd, fih auf die Hülfe aus— 
wärtiger Gegner des Kaiferftaates zu ftügen. Schon zur Zeit der Gafteiner Con— 
vention hatte die Königlich Preußische Regierung ſich der Allianz des Florentiner 
Hofes gegen Defterreich zu verfiern getrachtet, und fie erneuerte biejes Beftreben, 
als fjpäter das Kaiferlihe Cabinet die unbillige Forderung, Holftein nad ben 
Dictaten der Preußiſchen Annerionspolitif zu verwalten, ablehnte, und man in 
Berlin anfing, über friegeriihe Eventualitäten Rath zu balten. 

Bon zwei Seiten gefäbrbet, ungewiß, ob der erſte Angriff im Süden ober 
im Norden erfolgen werde, bat Defterreih fih in Vertheidigungsftand gejett, um 
das Seinige zu behaupten, und die treuen Völker der Monarchie, einig in fic, 
des guten Rechts ſich bewußt, nach dauerbaftem Frieden verlangend, tragen willig 
und entjchloffen die neuen ſchweren Opfer, welche der Auf des bevrobten Vater— 
landes von ihnen fordert. 

Solches war die Beranlaffung der Rüftungen Defterreihs; aus der Ber- 
anlaffung ergeben ſich von jelbft Die Borausjegungen, unter welchen bie Kaijerliche 
Regierung die Rüdkehr zum Friedeusftande bejchließen könnte. 

Was jedoch die militairifchen Borkehrungen gegen Italien betrifft, jo find 
fie nicht Gegenftand diefer Erklärung, nachdem die hohen antragftellenden Regie» 
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rungen mit Recht ihre Abficht auf die in der Richtung gegen Bundesgenoffen 
vorgenommenen Rüſtungen eingeſchränkt baben. Der Kaiferlihe Hof bat dieſer 
Begrenzung des Antrages um jo ficherer gewärtig jein bürfen, als er durch 
die Bertheibigung feiner italieniichen Befitungen zugleich die Pflicht erfüllt, den 
Territorialbeftand bes beutfchen Bundes zu ſchützen. Es bandelt ſich ſonach nur 
um die Heeresaufftellung gegen Preußen. Was diefe betrifft, fo wilrbe der Kai— 
ferlihe Hof bereit fein, fie rüdgängig zu maden, fobald Defterreich weder auf 
eigenem Gebiete, noch in Holftein, noch auf dem Gebiete feiner Bundesgenoſſen 
einen Angriff von Seiten Preußens zu beforgen bätte und ihm gegen die Wieber- 
lehr der entftandenen Kriegsgefahr genügende Sicherheit geboten wäre. 

Der gejammte deutihe Bund bedarf nicht weniger wie. Defterreich dieſer 
Sicherbeit. Sie bängt im Allgemeinen davon ab, daß in Deutichland nicht eine 
Bolitif der Gewalt, jondern Recht und Vertrag regiere, und daß auch Preußen, 
wiewohl europäiſche Macht, den grundſätzlich verbürgten Frieden des Bundes, wie 
defien verfaffungsmäßige Beichlüffe achte. Sie ift insbeſondere dadurch bedingt, 
daß die jchleswig-bolfteiniche Frage, aus welcher der gegenwärtige Conflict her— 
vorgegangen iſt, nicht nach den einfeitigen Anfprüchen Preußens, jondern nach 
Recht und Geſetz des deutſchen Bundes und im Einklange mit dem Yanbesrechte 
ber Herzogtbümer ihre Löſung erhalte. Der Kaiferlihe Präfidialgejandte ift dem— 
nah beauftragt, der hoben Bundesverfjammlung unter Bezugnahme auf die Er- 
Märung Defterreihs und Preußens in der Sigung vom 24. Auguf d. J. die An- 
zeige zu erftatten, daß die Kaiferlihe Regierung ibre Bemühungen, 
einen definitiven bundesgemäßen Abjhluß der Herzogtbümer- 
Frage durch ein Einverftändniß mit Preußen vorzubereiten, für 
jett als vereitelt betrachte, und daß fie in diefer gemeinfamen 
deutihen Angelegenheit alles Weitere den Entjhliefungen des 
Bundes anbeimftelle, weldben von Seiten Defterreidh8 die bereit- 
willigfte Anerkennung geſichert ift. 

Der Gefandte bat jchliehlich mit der vorftebenden Erklärung die weitere 
Anzeige zu verbinden, daß dem Kaiferlihen Statthalter in Holftein jo eben die 
erforderlihe Specialvollmadht zur Einberufung ber bolfteinihen Stände— 
verfammlung überjenvet worden ift, damit die gelegliche Vertretung des Yanbes, 
um deſſen Scidjal es ſich handelt, uud beffen Wünsche und Rechtsanihauungen 
einen der berechtigten Factoren der Entſcheidung bilden, nicht länger der Ge- 
legenheit entbehre, ihre Anfichten auszuſprechen.“ 


1. Juni. Erklärung Preußens in derjelben Sitzung der 
Bundedverfamminng. 


„Die Königliche Regierung hat wiederholt erklärt, daß die Mobil- 
mahung ihrer Streitfräfte lediglih dur die vorangegangenen 
Rüftungen Defterreih3, denen fih alsbald die Yahfifgen 
anſchloſſen, hervorgerufen jei. Sie jah ihre Grenzen, ja bei der nahen 
Entfernung ihre Hauptftadt bedroht. Die Lediglih zu ihrer eigenen 
Sicherheit angeordneten Mafregeln können wegfallen, jobald die Urjache 
derjelben fortfällt. Die Königlihe Regierung hat die bereits in ihrer 
nad Wien gerichteten Depefhe vom 21. v. M. ausgejprochen und ihre 
volle Bereitwilligfeit zur Abrüftung zu erfennen gegeben, jobald dieje 
Bedingung erfüllt fein würde. Sie glaubte damals noch einer entjprechenden 
Sefinnung auf öfterreichifcher Seite fo ficher zu fein, daß die Vorbereitungen 
zu jerneren Rüſtungen eingeftellt wurden. Ihre Hoffnungen find getäufcht 
worden; und die unausgejegt zunehmenden Rüſtungen Defterreihs, ver- 
bunden mit der in feiner Weiſe beruhigenden Aeußerung der Königlich 
fähfiihen Negierung vom 29. April, haben fie genöthigt, ihren eigenen 
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Rüftungen eine größere Ausdehnung zu geben. Aber der nur auf Ver— 
theidigung gerichtete Charakter der legteren ijt damit nicht verändert 
worden. Site ſpricht dieſe Bereitwilligfeit auch heute der Bundesver— 
jammlung aus, und erklärt, daß fie auf den Friedensfuß zurüdfehren 
werde, wenn der Bund die Regierungen von Dejterreich und —**— zur 
Abſtellung ihrer den Frieden bedrohenden Rüſtungen bewogen und der 
Königlichen Regierung Bürgſchaften gegen die Wiederkehr derartiger 
Beeinträchtigungen des Bundesfriedens gewährt haben wird. 

Wenn der Bund zur Gewährung ſolcher Bürgſchaften nicht im 
Stande iſt, und wenn ſeine Mitglieder ſich die Einführung der Reformen 
verſagen, durch welche die Wiederkehr der bedauerlichen Zuſtände der 
Gegenwart verhütet werden könnte, ſo wird die Königliche Regierung 
daraus den Schluß ziehen müſſen, daß der Bund in ſeiner 
gegenwärtigen Geſtalt ſeiner Aufgabe nicht gewachſen ſei und 
ſeine oberſten Zwecke nicht erfülle, und ſie wird ihren weiteren 
Entſchließungen dieſe rechtliche Ueberzeugung zu Grunde zu legen haben.“ 

In Bezug auf die unerwartete Erklärung Oeſterreichs in Betreff 
Schleswig-Solfteins fonnte der Preußiſche Gejandte, da er hierüber Feine 
Aufträge beſaß, zunächft nur entjchiedene und fürmliche Verwahrung ein- 
legen. Er jagte: 

Die Königliche Regierung hat bis zur Stunde auf dem von ihr in 
der jchlesmwig=holfteinfchen Frage eingenommenen Standpunft feft verharrt 
und die Ansprüche und die berechtigten Intereſſen Preußen® nur in 
Maßgabe der vertragsmäßig von ihrermorbenen Rechte erftrebt, 
dabei aber niemals eine gewaltjame Durdhführung ihrer Zwecke 
verfolgt, und muß nadhdrüdlich wiederholen, daß nicht die ſchleswig— 
bolfteinfhe Frage den Anlaß zu der gegenwärtigen Berwidlung 
—— ſondern lediglich die an der Preußiſchen Grenze von 

eſterreich und * unternommenen, ebenſo ungerecht— 
fertigten wie bedrohlichen Rüſtungen. 


3. Juni. Preußens Verwahrung gegen das Verfahren Oeſterreichs 
in der ſchleswig-holſteinſchen Angelegenheit. 
Depeſche des Grafen Bismarck an Frhr. von Werther 
vom 3. Juni 1866. 


„Die Erklärung, welche der Kaiſerlich öſterreichiſche Bundestags-Ge— 
ſandte in der Sitzung der Bundesverſammlung vom 1. d. M. abgegeben 
bat, iſt Em. ꝛc. befannt. Ihre Form und Faſſung find neu in der Ge— 
ichichte der Verhandlungen am Bunde; ich enthalte mich aber jeder weiteren 
Bemerkung darüber, ald daß wir felbjt bei der gegenmärtigen Spannung 
zwifchen den beiden Gabinetten eine ſolche Sprade nicht erwartet hatten 
und von einer Regierung nicht erwarten fonnten, welche noch gejonnen 
wäre, das Bundesverhältnig mit und fortzufegen. Auch auf den Inhalt 
der Erklärung, injofern er die Rüftungen Oeſterreichs dur die uns 
untergefchobene Abfiht, eine Annerionspolitif in Bezug auf die Herzog- 
thümer mit Gewalt durchjegen zu wollen, zu motiviren jucht, gehe ich hier 
nur fo weit ein, um dieje Injinuation für wahrheitswidrig zu erklären 
und die ſchon von dem Königlichen Bundestags-Gejandten ausgejprochene 
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Thatſache ausdrüdlich zu betonen, daß uns jeder Gedanfe an einen 
anderen Erwerb der Herzogthümer als auf dem Wege friedlicher Ber: 
handlung mit unjerm Mitbefiger fern gelegen, und daß wir weder durch 
Worte noch durch Handlungen dem Kaiferlichen Hofe, deffen Souveränetätd- 
rechte in beiden Herzogthümern wir ftreng geachtet, zu dem militärifchen 
Vorkehrungen Veranlaſſung gegeben haben, aus mwelchen die gegenmärtige 
Krife hervorging. Die Kaijerlihe Regierung aber hat an diejen retro- 
ipectiven Berlud eigener Rechtfertigung durch Anklage gegen uns einen 
Act gefnüpft, zu welchem fie nach dem mit uns in Gaſtein gejchlofjenen 
Vertrage nicht berechtigt war, und durch melden fie unjere vertrags— 
mäßigen Rechte an den Herzogthümern antaftet, indem fie den Beſtand 
derfelben einfeitig und eigenmädhtig von den Beichlüffen des Bundes 
abhängig madıt. Sie erflärt die in Gaftein vorbehaltenen Verhandlungen 
behufs einer Ausgleihung mit uns als abgeſchloſſen, und ftellt in der 
Herzogthümerfrage alles Weitere den Entjchließungen des deutjchen Bundes 
anheim, welchen fie im voraus ihre Anerkenntniß zufichert; fie zeigt zugleich 
an, daß dem Kaiferlihen Statthalter in Holftein die erforderliche Special: 
vollmacht zur Einberufung der holfteinschen Stände ertheilt worden fei. 
Die Königliche Regierung kann in diefer Erklärung des Wiener Hofes 
nichts Anderes als die ausdrüdliche Yosjfagung von dem Gafteiner Ber: 
trage erfennen, durch welche die in demjelben getroffenen Berabredungen 
hinfällig werden. Wir ftehen jomit wiederum auf dem einfachen Boden 
des Wiener Friedens vom 30. October 1864 und Seme Majeftät der 
König wird den General von Manteuffel mit der Wahrung der Preußen 
aus diefem Bertrage zujtehenden Souveränetätsrechte an Golftein beauf- 
tragen. Im Princip mit der Berufung der Stände einverftanden, müſſen 
mir doch der Kaiferlichen Regierung das Recht, fie nach ihrer Losſagung 
vom Gafteiner Bertrage noch einjeitig vorzunehmen, abjpredhen. Damit 
diejelbe gejeglihe Wirkung habe, ift unjere Zujtimmung und eine nicht 
von Defterreich allein, fondern von beiden Souveränen ertheilte Bollmadht 
erforderlich; und die Regierung Seiner Majeftät des Königs, unjeres 
Alergnädigiten Herrn, muß gegen jeden Verſuch diefer Art, die Souve— 
ränetät nunmehr noch einjeitig auszuüben, hr einlegen, mozu 
Em. ꝛc. hierdurch den Auftrag erhalten, und zu dem Ende dem Herrn 
Srafen von Mensdorff, nachdem Sie ihm dieje Depefche vorgelejen haben 
werden, Abjchrift derjelben zurücklaſſen, zugleich ihm auch bemerken wollen, 
da wir uns alle weiteren geeigneten Schritte jomohl am Bunde, wie in 
den Herzogthüimern vorbehalten.“ 


4. Juni. Preußiſche Circular-Depeſche über Oeſterreichs 
Borgeben. 
Graf Bismard an die Vertreter Preußens an den 
fremden Höfen, am 4. Juni 1866. 
Ich habe Em. Ercellenz jchon bei früherer Gelegenheit die Depejche 
mitgeteilt, welche ich am 7. des legten Monats dem Königlichen Gefandten 
in Wien in Betreff der Note des Grafen Mensdorff vom 28. April be- 


züglih der Frage der Elb-Herzogthümer übermittelt habe. Abfichtlich 
mählte ich für dieſe Mittheilung die Form einer vertraulichen Darlegung, 
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die nicht im Abjchrift übergeben werden follte, weil die Erfahrung mid 
gelehrt hatte, daß ein wirkliches Verftändniß nicht durch den Austaujch von 
Documenten gefördert wird, welche gewöhnlich unmittelbar Veröffentlichung 
% erhalten pflegen, und mweil e8 der vornehmlichjte Wunſch der Königlichen 

egierung war, dem Wiener Cabinete die Möglichkeit einer Annäherung 
darzubieten oder offen zu laffen. Wir hatten aljo zuerft Urjache, anzu 
nehmen, daß diefer unfer Schritt in Wien feine Würdigung finden werde, 
und Graf Mensdorff ſchien, nad) feinen Bemerkungen an Baron v. Werther 
u urtheilen, in demjelben eine ſolche Möglichkeit wahrgenommen zu haben. 
I Wahrheit, die Haltung unferer Mittheilung, wo fie immer befannt 
wurde, iſt als ein Symptom herzlicher Gefühle und wachſender Hoffnungen 
auf die Erhaltung des Friedens angefehen worden. 

Bergebend haben wir auf eine Entgegnung oder felbft nur auf eine 
bloße Auslaffung des Kaiferlihen Gefandten über diefen Gegenftand gemartet. 

Im Gegentheil find wir gezwungen, die Erklärung der öfterreichifchen 
Regierung beim Bundestage zu —** a. M. am 1. Juni als die Ant— 
wort er unfere verjöhnlichen Eröffnungen zu betrachten. In diefer Er: 
Härung übergiebt Defterreih, nach einer rüdblidenden Darlegung, die mit 
den Thatjachen nicht übereinftimmt und gegen Preußen beleidigend ift, dem 
Bundestage die Entſcheidung über die jchleswig-holfteinfche Frage, und giebt 
zugleih Kenntniß von einem Acte der Souveränetät in Holitein — nämlid 
die Einberufung der Stände —, welche e3 für ſich allein zu unternehmen 
von dem Augenblide an nicht berechtigt ift, mo es fich ſelbſt durd die 
ee N auf den Bundestag vom Gaſteiner Vertrage entbindet und da- 
durch an Stelle der jüngften geographijchen Theilung das alte Berhältnif 
des Mitbefiges jest. 

Wir haben ſchon in Wien gegen diefen nicht zu rechtfertigenden 
und einfeitigen Act, jo wie auch gegen die ebenſo nicht zu rechtfertigende 
Verfügung über unfere Rechte durch die Uebertragung derjelben an den 
Bundestag proteftirt und behalten uns vor, weitere Schritte zu thun. 

Dod vorab kann ich mich nicht enthalten, zu erklären, daß wir nicht 
im Stande find, in diefem Verfahren der öfterreichiichen Regierung etwas 
Anderes wahrzunehmen, als die Abficht einer directen Provocation umd den 
Wunſch, mit Gewalt einen Bruch und Krieg herbeizuführen. 

Alle unfere Erfundigungen geftehen zu, daß der Entſchluß, 
gegen Preußen Krieg zu führen, in Wien feft gefaßt ift. 

Ih kann Em. Ercellenz auf den Wunſch Sr. Majeftät vertraulich 
mittheilen, daß zu derfelben Zeit, als wir die oben erwähnte perjönlice 
Mittheilung dem Hofe zu Wien machten, der König, angetrieben von der 
Pfliht, den Frieden jo lange wie möglich zu erhalten, bereitwillig 
einen Vorſchlag zur directen Berftändigung von einer unpar— 
teiifchen Seite in Wien entgegennahm und Seiner Majeftät dem 
Kaijer von Defterreih, ohne Betheiligung des Minifteriums, 
mittheilte, um fich zu vergemijfern, ob Se. Majeftät nod von 
dem Wunfche, den Frieden zu erhalten, angetrieben werde. Der 
Vorſchlag war, die Fragen über Schleswig- Holftein und die Bundesreform 
gemeinschaftlich zu verhaudeln und durch diefe Verbindung die Löſung beider 
zu erleichtern. 

Die Verhandlungen, auf Seiten der Vermittler auf die friedliciten 
Wünfche geftügt, haben, wie Se. Majeftät mir mittheilt, nur ermielen, 
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daß ein entfprechendes Gefühl in Wien nicht mehr vorhanden ift. 
Sie haben, ungeachtet der theoretifchen Friedensliebe des Kaiſers, das 
Verlangen nad) Krieg dargelegt, welches jede andere Erwägung in feinem 
ganzen Rathe beherricht, jelbit unter Jenen, welche nad unferem Willen 
Anfangd gegen den Krieg und jelbft gegen die Vorbereitungen und 
Rüftungen ftimmten, umd daß diefe8 Verlangen jest auch entjcheidenden 
Einfluß über den Kaifer jelbft gewonnen hat. Nicht allein wurde dort 
der gänzlihe Mangel aller und jeder Bereitwilligfeit bekundet, im ſelbſt 
vertrauliche Verhandlungen einzutreten und die Mlöglichkeit einer Ber- 
ſtändigung zu discutiren, jondern Auslajfungen einflußreicher öfter- 
reihifher StaatSmänner und Rathgeber des Kaifers find dem 
Könige aus einer authentiſchen Quelle mitgetheilt worden, 
welhe feinen Zmeifel lafjen, dag die Kaiſerlichen Minifter 
Krieg um jeden Preis wünſchen, theil® in der Hoffnung auf Erfolg 
im Felde, theils um über innere Schwierigkeiten hinweg zu fommen — 
ja, jelbft mit der ausgejprochenen Abficht, den ö rate Finanzen 
duch Preußische Contributionen oder dur einen „ehrenvollen“ Bankerott 
Hülfe zu verjchaffen. 

Die Handlungen der öjterreichiichen Regierung ftimmen mit diefer Ab» 
fiht nur zu genau überein. 

Ih habe oben erwähnt, daß wir gezwungen find, in der dem Bundes» 
tage abgebenen Erklärung eine directe Peovecation zu erkennen. 

Sie hat nur einen Sinn, wenn dad Wiener Cabinet ihr unmittelbar 
den ausgejprochenen Bruch folgen zu laſſen beabjichtigt, denn e8 kann nicht 
erwartet haben, daß wir und gutmüthig diefem Angriffe auf unfere Rechte 
unterwerfen jollten. In einer anderen Angelegenheit, der Zwangs » Anleihe, 
die in Italien angeordnet worden und welde den Umftänden einen 
Stachel erhöhter Bitterfeit aufdrüdt, zeigt fih, daß Defterreich auch gegen 
Italien nur von den ertremjten Mitteln Gebrauch machen will. Damit 
flimmen die Vorbehalte überein, mit denen nad) hier erhaltenen Benach— 
rihtigungen e3 feine Antwort auf die Einladung zur Conferenz begleitete, 
und welche, wie wir hören, von allen drei Mächten einer Weigerung gleich 
verftanden werden. 

Nachdem die Form der Einladung durch Verhandlungen zmijchen den 
einladenden Mächten eigens jo abgefaßt worden war, daß Oeſterreich 
anzunehmen im Stande Tin jollte, ohne fich jelbft irgend etwas im voraus 
zu vergeben und ohne gezwungen zu fein, Vorbehalte zu machen, jo ift 
es beftimmt das Wiener Cabinet, welches alle diefe Mühen fruchtlo8 madht. 

Dahinter können wir nur die entjchiedene Abficht Seitens Oeſter— 
reichs eg Krieg mit Preußen zu erzwingen und bei dem Eingehen in 
Verhandlungen über den Congreß höchſtens durch Aufſchub Zeit für feine 
agenen, noch nicht gänzlich vollendeten Anordnungen, bejonders aber für 
die jeiner Verbündeten, zu gewinnen. Der Krieg ift ein abgemadter 
Beihluß in Wien; der einzig nächſte Punkt ift der, den günftigen 
Augenblid zu wählen, ihn zu beginnen. 

Diefe Ueberzeugung ift und mit gebieterijcher Nothmwendigkeit durch 
die meiften jüngjten Thatſachen aufgezwungen worden, und wir find der 
Meinung, daß nur eine abfichtlihe, vorurtheilspolle Anficht zu einem 
entgegengejegten Schluffe fommen kann. Die Thatjahen ſprechen zu laut, 
ald daß leeres Gerede über die Kriegsgelüfte Preußens, welches einzig 
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auf Eonjecturen, Combinationen, falſch ausgelegten Darftellungen und 
leeren Gerüchten fußt, bei einem Vergleiche nit im Nichts zerfließen 
ſollte. Bielleiht wird man uns zulegt glauben, wenn wir feierlich gegen 
jeden Gedanken an den Wunſch, unjere Anſprüche an die Herzogthümer 
durch Gewalt und mit Mißachtung gegen die Rechte des Mlitbefigers 
geltend zu machen, proteftiren. Jetzt wird es auch mahrjcheinlich nicht 
ſchwer jein, die wirklichen Beweggründe zu den Rüftungen zu begreifen, 
durch melde Defterreih die gegenwärtige Krifiß herbeigeführt und deren 
Bejeitigung auf dem Wege des Congrefjes unmöglich zu machen es ſich 
weiter durch feine angenommene Haltung bemüht hat. 

Wir vermögen mit ruhigem Gewiſſen an das Urtheil aller unparteitichen 
Staatsmänner zu appelliren, welcher Theil bis zu dem legten Augenblide 
Berjöhnung und Friedensliebe entfaltet hat. 

Ich erfuhe Em. Ercellenz hochachtungsvoll, Eid) im Sinne dieſer 
Depeſche gegen den Minifter des Auswärtigen des Hofes, an dem Cie 
beglaubigt find, auszufprechen.“ 


5. Juni. Eine amtlihe Mittheilung im „Staatd- Anzeiger” 
fonftatirt, dat Oeſterreich durch feinen Schritt am Bunde 
vom 1.d. M. nicht nur die Gafteirfer Convention, jondern 
audy die (geheime) am 16. Januar 1864 zu Berlin ge 
troffene Vereinbarung gebrochen babe, deren Artikel 5 
aljo laute: 

„Für den Fall, daß es zu Feindfeligkeiten in Schleswig käme und 
alfo die zmwiichen den deutjchen Mächten und Dänemark beftehenden Ber: 
tragsverhältniffe hinfällig würden, behalten die Höfe von Preußen und 
Oetterreich fih vor, die fünftigen Berhältniffe der Herzogthümer nur im 

egenfeitigen Einverftändniß feftzuftellen. Zur Erzielung dieſes Einver: 
ändnifje würden fie eintretenden Falls die ſachgemäßen weiteren Abreden 
treffen. Sie werden jedenfalls die Frage über die Erbfolge im den 
Herzogthümern nicht anders, ald im gemeinfamen Einverftändnifje ent: 
ſcheiden.“ 


Zur Haltung der deutſchen Staaten. 

1. Juni. Die auf einer Konferenz der Mittelſtaaten zu Bamberg 
am 14. Mai gefaßten Beſchlüſſe find von allen betbeiligten 
Staaten ratifizirt. 

4. Juni. Die Sächſiſche Kammer bewilligt einftimmig den 
von der Regierung geforderten Kredit zu außerordentlichen 
militäriihen Maßnahmen. 

8. Juni. Die Württembergijhe Kammer bewilligt der Regie: 
rung das erſte und zweite Aufgebot der Landwehr, unter 
der Bedingung, daß von Seiten der Staatöregierung jofort 
Alles aufgeboten werde, um von den ſämmtlichen Staaten, 
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mit welden Württemberg Hand in Hand zu gehen im 
Begriff fteht, eine fefte Gewähr dafür zu erlangen, daß das 
Ziel ded drohenden Kampfed nur in dem Rechte Deutjch- 
lands beftehen dürfe und zwar, 1. in der Herftellung des 
Selbſtbeſtimmungsrechts der Herzogthümer Schleswig-Hol⸗ 
ftein, und 2. in der Einigung des ganzen deutjchen Volkes 
in ein freigewähltes Parlament zc. ꝛc. 


9. Juni. Aus der Adreffe der Zweiten Bayerjhen Kammer. 


„Berbängnißvolle Ereigniffe, Gefahren, deren Annäherung ſchon namenloſes 
Unglüd über Europa verbreitet, haben der Krone und der Bolksvertretung 
baderns zur Zeit eine andere unb fchwerere Aufgabe geftellt. Daß bie Regie- 
mungen der beiden mädhtigften Bundesftaaten entzweit find, daß jene trefflichen 
Heere, beren Tapferkeit die Schutzwehr Deutichlands fein jollte, fich feindlich gegen- 
überfteben, ift die letzte Folge in ber Entwidelungsreibe jener unbeilvollen That- 
lachen, welche bie erfte Abweichung von dem NRechtsboben in der Sache Schleswig - 
Holfteins erzeugt hat ac. 

Mag der Krieg zwifchen Bundesgliedern ausbrecdhen ober ein ausmwärtiger 
Feind deutfches Bundesgebiet angreifen, fein beutfcher Staat darf fi vom Kampfe 
fernbalten. Wer für das Recht nicht mitlämpfen will, begünftigt das Unrecht und 
verlegt die beiligften Pflichten gegen den Bund und das Vaterland. Unter dem 
anzuverläffigen Dedmantel der Neutralität können foldhe Staaten Schuß ſuchen, 
bie, an ihrer Pebensfähigkeit verzweifelnd, fich barein ergeben, bas Recht zum 
Nitiprehen beim Friedensichluffe zu vericherzen. Bayern im Bemwußtjein bes 
Bertbes jeiner Selbfterbaltung, ift entihloffen zur That. Unter der Führung 
Em, Königlihen Majeftät wird es getreu dem Gebote ber Pflicht und der Ehre 
auf der Seite des Rechtes ftehen, bereit, loyale Bundesbeſchlüſſe mitzuvollziehen 
und unter allen Umftänbden den heiligen Boden bes VBaterlandes, die Rechte ber 
deutihen Nation, bie eigene Selbftftändigkeit und jene pflichttreuer Bunbesgenoffen 
mannbaft zu ſchirmen.“ 


14. Juni. Abſchluß einer Militär-Gonvention zwiſchen Defter- 
reih und Bayern. 


1. Die Königlih Bayerifche Armee in der Stärfe von 40,000 bis 50,000 
Dann bleibt fortwährend jelbftftändig unter ihrem eigenen Oberbefehlshaber, dem 
Feldmarſchall Prinzen Karl von Bayern, Kgl. Hoheit. 2. Unter dem bayerischen 
Oberbefehlshaber fteben auch die Eontingente des Königreihs Württemberg, ber 
Großberzogihümer Baden und Heffen und des Herzogthums Naffau in Gemäß- 
beit ber von ben Regierungen dieſer Staaten mit der bayeriihen Regierung ge- 
troffenen Bereinbarungen. 3. Der bayerifche Oberbefehlshaber wird die Operationen 
der unter ibm ftehenden vereinigten Armeen nad einem gemeinſchaftlichen und 
einbeitlihen Operationspfan, fowie nach den hierauf gegründeten Directiven an— 
erdnen und leiten, welche ihm biefür von dem k. k. öfterreichifchen Ober» Commando 
mitgetheilt werben. Ber ber Feftitellung dieſes Operations - Planes wirb in gleicher 
Berie darauf Nüdficht zu nehmen jein, baf die Operationen ftets im Einklange 
mit den Landesintereſſen ber Staaten ber vereinigten Armeen bleiben und baß 
ebenfo auf Dedung der eigenen Gebiete ihrer Kriegeberren Rüdficht genommen 
werde, als auf Erreihung ber Hauptzwede des Krieges burch möglichfte Vereinte 
gung der Streitkräfte. 4. Um die gegenfeitigen Beziehungen noch zu vermehren 
und den Vollzug der Operationen zu erleichtern, wirb ein öſterreichiſcher General 
oder Oberft das bayerijche Hauptquartier ſtets begleiten, jomwie zu demſelben Zwede 
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ein baverifcher General oder Oberft dem öfterreichifchen Hauptquartier beigegeben. 
5. Die königlich bayerifche Armee wird bis zum 15. Juni 1. I. in Franken und 
in der Nähe von Eifenbabnen eine Aufftellung genommen haben, von welcher 
aus ed ihr möglich wird, je nach den Berbältniffen ihre Bemegungen bem verab- 
redeten Kriegsplane entſprechend einzurichten. 6. Da die militäriihen Operationen 
auf Grund des Bunbesrechts ftattfinden, wird auch ber Friedensſchluß in bunbes- 
gemäßer Weiſe erfolgen, und die k. k. öfterreichiiche Regierung verpflichtet fich ins- 
bejondere, feine einfeitigen Friebensverhandblungen mit Preußen zu führen, viel 
mehr folhe Berbandlungen nur unter Theilnahme eines Bevollmächtigten ber 
föniglich bayeriſchen Regierung einzuleiten und im Einverftändniffe mit dieſer ab- 
zufchließen. 7. Für den Kal, daß die nicht vorberzufebenden Wechſelfälle bes 
Krieges e8 unvermeidlich maden jollten, daß bei dem Friedensihluffe Territorial- 
veränberungen in frage fämen, verpflichtet ſich bie k. k. öfterreichiiche Regierung, 
aus allen Kräften dahin zu wirken, daß Bayern von Berluften bewahrt werde, 
jedenfalls aber mit ſolchen nur im gleichen BVerbältniffe zu allen verbündeten 
Staaten belaftet und für etwaige Abtretungen demgemäß entjchäbigt werbe.“ 


Zur Stellung Hannovers. 


Ende März. Vorbereitende militäriihe Anordnungen in Hannover. 
Nichtentlaffung der Rejerven. 


1. April. Depeihe Bismarcks an den Gefandten in Hannover 
Prinzen Yjenburg: 


„Die Anordnungen ftehen in Widerfpruh mit der Haltung, melde 
die hannoverjche Regierung bisher eingenommen und verrathen eine 
Tendenz, melde geeignet iſt, uns über die Abfichten derjelben ernite 

weifel und Bedenken zu erregen. Die Rüftungen haben nur einen 
med, wenn fie ein event. Eintreten Hannovers in die Action vorbereiten 
jollen. Welche Bürgjchaft haben wir, daß dies nicht in einem ung feind- 
lichen Sinne gejchehen werde? Eine bemaffnete Neutralität Hannovers 
ift mit Rüdfiht auf die geographiiche Tage des Königreichs im Ber: 
bältniß zu den verjchiedenen Theilen der Monarchie eine Unmöglichkeit.“ 

Der preußiiche Gejandte wurde angewiefen, diefe Erwägungen dem 
Grafen Platen in freundichaftlichfter Weife mit dem Hinweis auszu- 
iprechen, „daß der bedrohlihen Haltung Defterreich8 gegenüber, die Sicher- 

eit der Monarchie für das preußifche Rabinet die alleinige und gebieterifche 
üdfiht bilde. Ein erhöhter Stand der hannoverſchen Armee, nachdem 
für Preußen die Ausfiht auf eine Verwendung derfelben zu feinen Gunften 
abgejchnitten fei, würde für den Grafen von Bismard die Veranlafjung 
bilden, die Ausdehnung der bisher in Preußen angeordneten Sicherheits: 
maßregeln auch auf das Weftfäliiche Armee-Corps bei Sr. Majeftät dem 
Könige anzuregen.“ 


5. Mat. Cinberufung der Beurlaubten in Hannover. 


9. Mai. Depeihe Bismarcks an Graf Yſenburg: 


„Dein geftriges Telegramm hat Em. :ıc. ſchon den von Sr. Majeftät 
dem Könige gefaßten Beſchluß der Mobilmahung des VII. (Weſtfäliſchen 
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Armee-Corp3) angekündigt und Ihnen zugleich mitgetheilt, daß dag Motiv 
dazu im der Feindſeligkeit Hannovers liegt, welche die neuefte Maßregel 
durhbliden läßt, und melde uns nöthigt, auf unfere Sicherheit auch an 
einer Seite Bedaht zu nehmen, von welcher wir bisher hoffen durften, 
und nicht für bedroht erachten zu müſſen. 

Durch dieſe neuefte Haltung Hannovers hat fi) die Situation 
meientlich verändert. 

Wir hatten, wie Em. :c. befannt ift, die Abficht, und mit Hannover 
über die Bewahrung der Neutralität zu verftändigen. Es würde ſich 
daran die Ausfiht auf eine befriedigende Geftaltung der Berhältniffe 
Fa und und Hannover für alle Eventualitäten, welche die Zukunft 

ingen fonnte, gefnüpft haben. Aber e3 war dabei vorausgejegt — mie 
ih auch dies Em. ꝛc. jchon früher ausgeſprochen — daß dieſe Neutralität 
feine bewaffnete jei, und daß die Haltung Hannoverd und die Bürgjchaft 
dafür geben würde, daß wir Hannover nicht unter unjern Gegnern jehen 
fönnten. 

Die friedlihe Neutralität konnte uns genügen; die bewaffnete Neu- 
tralität ift, bei der geographijhen Page Hannovers, für uns eine Be— 
drohung, gegen die wir uns in Verfaſſung fegen müffen. 

Wir Kam eine Anzahl deuticher Regierungen, welche ſonſt gewohnt 
ind, faum ihren Bundespflihten in militärijcher Bereitjchaft zu genügen, 
jobald es fih um die Möglichkeit einer Aktion gegen Preußen handelt, 
Ihre Armee verftärfen und jich zur aktiven Theilnahme am Kriege rüften, 
während fie zugleich noch immer daran feithalten, daß der Art. XI. der 
Bundes» Akte eine hinreichende Schugmwehr gegen den Krieg darbiete. 
Sachſen bat jogar mitten in feinen Rüſtungen, gegen welche wir jelber 
uns defenfiv zu verhalten erklärten, eine Intervention des Bundes ange- 
tufen. Alle dieje Sriegsvorbereitungen gefhahen im Anſchluß an die 
oſterreichiſchen Rüſtungen, und find gemiffermaßen die Ausführung der 
von Defterreih in der Depejhe vom 16. März, welche angeblich zuerft 
feinen Anklang gefunden, beantragten Maßregeln. Wir würden daher 
viel eher in der Page fein, beruhigende Erklärungen am Bunde zu vers 
langen, als zu geben; aber wir müffen leider, wenn die in dieſen über: 
anftimmenden Rüftungen fi) unverholen fundgebende feindjelige Tendenz 
dad Uebergewicht erhält, zu der Ueberzeugung gelangen, daß der Bund 
keinen Schuß, fondern nur Gefahren für Preußen bietet. 

Entjcheidend für die Frage, ob unfer Verhältnig zum Bunde wirklich 
dieſen Charakter annimmt, ift die Stellung Hannovers. Wir können die 
Rüftungen der übrigen deutjchen Staaten, felbft die des benachbarten 
Sachſens, ertragen und eine, wenn auch vorfichtige und unfere Sicherheit 
m Auge behaltende, doch abmwartende Stellung dazu einnehmen, weil aud) 
Sachſen noch außerhalb unſerer nächſten militärifchen Pinie liegt. Anders 
ft e8 mit Hannover. Es ift unnöthig, ein Wort weiter darüber 
ju verlieren, wie ſich die Situation in militärifcher Hinficht 
geftaltet, wenn wir Hannover unter die Zahl unferer Gegner 
tehnen müſſen. 

Ih will nur auf die politifchen Folgen diefer Situation hinmweijen. 

Em. :c. kennen die Gefinnungen Sr. Majeftät des Königs zu gut, 
als daß ih Em. ꝛc. nochmals zu verfichern brauchte, daß Alerbödft. 
derjelbe niemals die Abjiht gehabt hat, die Souverainetät 
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der deutjhen Fürften anzutaften oder zu gefährden. Auch bei 
der gegenwärtig beabfichtigten Reform der Bundesverfaffung war Se. Ma— 
jeftät von Healiden Nüdfihten geleitet; und die vertraulihe Yeußerung 
über unjere Zwede und Ziele bei derfelben, melde wir unjern Bundes- 
enofien jhon im Voraus zukommen zu laffen feinen Anftand genommen 
E würden, hatte fie überzeugen müffen, wie geneigt wir waren, bie 
Vorſchläge zu einer Reform auf das befcheidenfte Maß zu bejchränken, 
welches das Bedürfniß der allgemeinen deutjchen Intereſſen, in der 
Wehrhaftigkeit nah außen und der Entmidelung der Wohlfahrt nach 
innen, zu einer gebieterijchen Nothmwendigfeit machten. 

Wenn wir aber jet auch bei denjenigen Regierungen, welche die 
Natur der Dinge und das Verhältniß der miss age zu umjeren 
natürlichen Bundesgenofjen, eben fo ſehr in ihrem eigenen wie ın unjerem 
Intereſſe, machen fllten, einer feindfeligen Tendenz begegnen, die unfere 
eigene Sicherheit gefährdet, fo kann es nicht ausbleiben, daß wir jede 
andere Rüdjiht dem Bedürfniß der GSelbfterhaltung unter- 
ordnen. Se. Majeftät der König darf und wird alddann feinen 
anderen ne anerfennen, als die Pflihten gegen fein 
Sand; und felbit die Rüdficht auf einen ihm fo nahe ſtehenden 
Monardhen, wie der König von Hannover, wird dagegen 

urüdtreten. Es hätte in der Hand der hannoverfchen Regierung ge— 

Pe durh einen entjchiedenen Anjchluß an uns oder mwenigftend Durch 
eine wirkliche und loyale Neutralität uns die Möglichkeit zu geben, feine 
Intereſſen mit den unjrigen zu vereinigen. Wenn fie ftatt defien vorzieht, 
durch ihre Haltung den legten und entjcheidenden Drud auf uns aus- 
uüben, und uns dadurch zu zwingen, nur noch unfere Sicherheit zu 
—* zu ziehen und auch auf dem Gebiete deutſcher Reformbeſtrebungen 
jede Rückſicht auf bisher gemeinſame Prinzipien fallen zu laſſen, fo 
müffen wir ihr die ganze Verantwortlichleit für die unaus- 
bleiblihen Folgen zuſchreiben. Der König Georg wird fih jagen 
müffen, daß es gerade die unerwarteten it er Hannovers in 
werden, welche die deutjche Reformbewegung aus den bejcheidenen Bahnen 
werfen, die fie nad den Jntentionen des Königs, u.a. H., innehalten 
follte, und die fie verlaffen muß, menn Preußen ſich ihrer als Ber: 
theidigungSmwaffe gegen drohende Vergewaltigung durch feine Bundesge- 
nofjen zu bedienen gezwungen wird. Sch muß es im Intereſſe unjerer 
gegenfeitigen Beziehungen beflagen, daß die Haltung Hannovers uns ge- 
nöthigt hat, gegen unfere urjprüngliche Abficht die ganze Armee mobil 
zu machen; je ernfter aber die Complicationen werden, umſoweniger wird 
e3 noch in unjerer Macht liegen, die weiteren Folgen zu verhindern. 

Ih habe Em. ꝛc. ergebenft zu erfuchen, Sih im Sinne dieſer 
Depejhe mit aller Entjchiedenheit gegen den Grafen von Platen und, 
wenn Ihnen die Gelegenheit geboten werden follte, auch gegen Se. Majeftät 
den König von Hannover auszufprechen, und über die Alternative, zwiſchen 
denen die hannoverjche Regierung vielleicht jegt noch im legten Augenblid 
zu wählen hat, keine Zweifel zu laſſen. 

Ew. :c. wollen dabei die Zurüdnahme der angeordneten Rüftungen 
ausdrüdlic verlangen, und an den Herrn Minijter die Anfrage richten, 
ob die Königlih hannöverſche Regierung bereit fei, mit uns einen Ber: 
trag über Bewahrung der Neutralität abzujchliegen? 
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Wenn wir für diefes billige und durch die Natur der Verhältniſſe 
gebotene Anerbieten einer Weigerung begegnen, jo müffen wir dadurch 
diejenige Stellung, welche wir bisher unfern Genoffen im Bunde gegenüber 
bewahrt haben, als fernerhin unhaltbar geworden anfehen. Wir können 
dann in dem Bundesverhältnig nicht mehr die Erfüllung feines erften und 
eigentlichen Zmedes, nämlich des Schuges für die Sicherheit der Bundes- 
faaten, fondern nur eine Bedrohung und Gefährdung der leßteren er- 
tennen; e3 fallen dann felbftverftändlih mit den Zwecken de3 Bundes 
für und auch alle daraus hervorgehende Berpflihtungen weg, und mir 
werden unjere Stellung nur er; als europäifhe Macht nehmen und 
unfere Action darnach abmefjen dürfen.“ 


Verhandlungen über einen Neutralitätövertrag 
zwilchen Preußen und Hannover, 


14. Mai. Depeſche ded Minifterd Grafen von Platen an den 
Geſandten in Berlin. 


„Durch bie Güte des Prinzen Mfenburg ift mir mündlich eine Mittbeilung 

emacht worben, welche die Haltung Hannovers in bem gegenwärtigen Streite 

fterreih8 und Preußens und die Stellung betrifft, die Preußen dieſerhalb 
nehmen werbe. 

Die Königliche Regierung hat bis jet dem Gedanken nicht Raum gegeben, 
daß zwiſchen Defterreih und Preußen, in melden fie die wejentlicften Stüten 
deutiher Wohlfahrt und deutſchen Friedens erkannt bat, in Wirklichkeit ein Krieg 
ausbrechen Fönne. Sie hat ber Weisheit und der Mäßigung ber Beherrſcher jener 
Reiche zuverfichtlich vertraut, daß fie einen friedlichen Weg finden wilden, auf 
welchem aus den augenblidiih vorwaltenden Zerwürfniffen berauszutreten fei. 
Sie hat daher, weil fie den Eintritt eines Krieges für nahezu unmöglich evachtete, 
ihrerfeits auch noch feine Mafregeln getroffen, welde auf den Fall eines Krieges 
berechnet wären. 

Wird ihr aber jett die Frage geftellt, wie fie ſich alsdann, wenn das traut- 
rige Schidfal eines Krieges zwifchen Defterreih und Preußen gegen alle ihre Er- 
wartung boch einträte, verhalten wolle, jo fann fie barauf nur die Antwort er- 
tbeilen, daß fie für diefen Fall, wo bie Grunbfäe des beutichen Bundesrechts 
ibre thatjächliche Geltung nicht mehr finden würden, neutral bleiben will, ba 
Neutralität in einem folhen Falle den Berhältniffen und Intereffen des Fanbes 
am beiten enffpricht, während fie andrerſeits hofft, daß ihre Neutralität fireng 
geachtet wird. Sie ift daher gern bereit, über die Bewahrung der Neutralität 
mit der Königlich preußiſchen Regierung fofort in bie angebotenen Unterhand- 
lungen zu treten. 

Ew. x. wollten dem Grafen Bismard diefe Depeſche vorlefen unb ihm Ab» 
Ihrift hinterlaffen, Falls er es wünſcht.“ 


20. Mat. Depeihe Bismarcks an Prinz Yſenburg. 


„Auf die in dem gefälligen Berichte Em. ꝛc. vom 18. d. M. dar- 
gen, die Wünfche des Grafen Platen in Betreff des Neutralitäts- 
rages enthaltenen vier Punkte beeile ich mich, Folgendes zu erwidern, 
1. Bir find damit einverftanden, daß der fraglide Vertrag über- 
haupt nur für den Fall abgefchloffen werde, daß es zum inneren Kriege in 
Deutihland und damit zum Zerfalle des Bundes komme; wir theilen die 
angegebene Auffaffung, daß das Aufhören des Bundes mit dem Ausbrud 


440 
1866. 


des Krieges zufammenfalle Es ift aber nothmwendig, daß diefe Auffaſſung 
in dem Bertrage un rg ausgefprochen jei, und die Faſſung nicht 
eine Auslegung — als ob der Krieg und das Aufhören des Bundes 
weierlei ſei, und der Vertrag erſt dann in Kraft trete, wenn beide Um— 
ände, die etwa auch getrennt ſein könnten, zuſammenträfen. Eine Ver— 
klauſulirung, durch welche auch bei ausbrechendem Kriege Hannover ſich 
noch hinter das Bundes-Verhältniß als exiſtirendes zurückziehen könnte, 
würden wir nicht annehmen können. 

2. Daß Hannover bis zum ausbrechenden Kriege den Bundesftand- 
unft wahre, finden wir natürlih. Wir fünnen aber ung gegenüber den 

undesftandpunft nicht gewahrt finden, wenn es einen, durch eine 
uns feindlihe Majorität gegen uns oder ohne unjere Zuftinnmung gefaßten 
angeblihen Bundesbefhluß auf Mobilmahung aud feinerteitg Aus⸗ 
führung gäbe. Ein ſolcher ohne uns gefaßter Beſchluß kann nur gegen uns 
gerichtet fin; wir würden denfelben als den Anfang des Krieges 
der mobilifirenden Bundesglieder gegen uns anjehen und be- 
handeln, und es würde damit der Bund felbft gelöjet fein. Wir würden 
einen jolhen Beſchluß der Mobilmahung der Bundesftreitfräfte gegen ein 
Bundesglied, welches feinerfeits den Bundesfrieden nicht gebrochen bat. nicht 
als einen Bundesbeſchluß anerkennen fünnen. Wir halten daher auch feine 
Bundesregierung bundesrechtlich für verpflichtet oder berechtigt, demjelben 
Folge zu leiften, und den Anfchluß an denjelben mit der Neutralität nicht 
für verträglid. Die Gefahr würde für ung eine viel größere fein, wenn 
Hannover in Folge eines ſolchen Bejchluffes, aljo im Zufammenhang mit 
den Streitkräften der übrigen Bundesglieder, gegen uns rüjtete, als bei 
bei feiner ifolirten Rüftung; und wir werden daher, falls ein folder Be- 
ſchluß gegen ung und unfer Botum ergeht, enöthigt jein, feine Ausführung 
faftifjh mit allen ung zu Gebote J—— Mitteln, ſoweit 
unſere Kräfte reichen, zu verhindern und damit wäre der Kriegs— 
fall eingetreten. Gewiß wird Graf Platen zugeben, daß der Verſüch, 
die Bundesinftitutionen zur Organifirung friegerifchen Ueberfalles eines 
Bundesgliedes zu migbrauchen, jederzeit außerhalb des Bundesrechtes ftehen 
würde, Letzteres kennt die Anwendung von Gewalt gegen Bundesglieder nur 
im Wege der Erecution; zu einer folchen liegt Preußen gegenüber fein Motiv 
por. Die Rüftung zu dem durch das Bundesrecht jelbit verbotenen Kriege 
gegen ein Bundesglied wäre die Vorbereitung einer bundesbrücdigen Ge— 
mwaltthat und könnte daher bundesrehtlich nicht bejchloffen werden. 

3 Daß die einmal angeordnete verfrühte Ererzierzeit ruhig ausge— 
halten werde, find wir bereit, zuzugeben. Wie lange läuft fie? 

4. Daß wir endlich der Eouverainetät Seiner Majeftät des Königs 
von Hannover nicht du nahe zu treten beabfichtigen, haben wir ſchon er— 
Härt, und uns auch bereit gezeigt, darüber ein vertragsmäßiges Ablommen 
mit Hannover zu treffen. 

Em. ꝛc. wollen gefälligft dem Grafen Platen wiederholt die Bereit- 
mwilligkeit ausfprechen, jobald Hannover für die Zukunft eine Sicher— 
ftellung wünſcht, welche das jegige Bundesverhältniß im Yalle feiner 
Vöfung zu überdauern beftimmt wäre, ſchon jegt über eine Convention, 
welde die Unabhängigkeit des Königreich Hannover in einem 
neuen Bundesverhältnig gemährleijtet, in Berhandlung zu 
treten. 
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Em. :c. erfuche ich, dem Herrn Grafen von Platen diefe Rüdäußerung auf 
feine Forderungen vorzulegen und mir das Ergebniß möglichft fchleunig 
mitzutbeilen, worauf io Ihnen die Vollmacht fofort zufenden werde. Eine 
Beſchleunigung des Abichluffes müſſen mir dringend wünſchen, da von 
dem Ausfall unferer Berhandlungen mit Hannover unfere Stellung zu 
anderweiten Verhandlungen abhängt, in denen wir gedrängt werden, uns 
zu entſcheiden.“ 


(In einem zweiten Erlaß von demjelben Tage erhielt 
der Gejandte vom preußiihen Kabinet den Auftrag, die 
bannoverihe Regierung dringend zu warnen, nicht auf die 
Niederlage Preußens zu jpefuliren, indem Hannover in 
diefem Falle doch leicht zu Kompenjationen benugt werden 
fönnte. Der Ausbruch eines Kriegeö, welches auch der 
Ausgang defjelben jein möge, würde jchließlih in nach— 
theiliger Weile auf diejenigen Eleineren Staaten, welche zu 
den Gegnern Preußens gehörten, zurüdwirfen.) 

20.— 26. Mai. Miſſion des öfterreihijchen Generald Prinz zu 
Solmsd-Braunfelsd in Hannover. Anerbieten Defterreichd 
in Bezug auf Garantie des Beſtandes und eventueller Ver— 
größerung Hannovers. 


23. Mai. Depeihe Bismards an Prinz Vienburg. 


„Nachdem wir in Folge der Em. ıc. befannten Depefche des Königlich 
hannoverſchen Minifter der auswärtigen Angelegenheiten an den Herrn 
von Stodhaufen vom 14. d. M. mit Sicherheit hatten erwarten dürfen, 
daß die Königlich” hannoverſche Regierung ungefäumt in Verhandlungen 
über einen Neutralität3- Vertrag eintreten würde, muß ich, umd zwar, 
wie Em. ꝛc. leicht begreifen werden, nicht ohne Befremden aus Ihren 
Berihten vom 21. d. M. entnehmen, daß neue Zögerungen und Bes 
denken fih dem Abſchluß, ja der Eröffnung von Verhandlungen entgegen- 
geftellt haben. Die Einwirkungen, welchen diefe Wendung — 
it, find fir uns unverkennbar; denn von Pflichten gegen den Bund kann 
nit mehr die Rede fein, wenn der Fall eintritt, für welchen die Neu— 
tralität von uns gefordert wird, nämlich, daß durch einen Krieg der 
Bundesglieder unter einander der Bund aufgelöft werde. Einem angeblichen 
Bundesteichluß auf Mobilmahung gegen Bundesglieder zu gehorden, 
fann für fein Bundesglied eine Verpflichtung jein; die Bundesverfaffung 
lennt gegen Mitglieder de8 Bundes nur das in allen Formen geregelte 
Erecutionsverfahren. 

Der hannoverſche Herr Minifter hat Em. ꝛc. noch feine beſtimmte 
Erflärung über die Ablichten feiner Regierung gegeben. Wir haben 
teineswegs die Abjicht, auf den Abjchluß des Vertrages zu 
drängen; möge die Königlich hannoverfhe Regierung jelber 
erwägen und jich entjheiden, was fie am Zuträglidften für 
Ihre Intereffen hält. Wir wünjhen nur fiher zu wiſſen, 
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welder Art unjere Beziehungen zu Hannover find und in 
Zukunft fein werden. 

Em. :c. erfuche ich daher ergebenft, an den Königlich hannoverſchen 
Herrn Minifter mündlich und amtlih, und wenn Ihnen hierauf feine be= 
ftimmte und entfcheidende Antwort gegeben wird, fchriftlich in einer Note 
die einfache Frage zu ftellen, ob Hannover noch gefonnen fei, einen Ber- 
trag der Art, wie er bisher ins Auge gefaßt worden, mit und zu 


ſchließen? 

Fällt die Antwort bejahend aus, ſo erwarten wir ohne weitere 
Zögerung den Abſchluß über den ſehr einfachen Inhalt. Fällt ſie ver— 
neinend aus, ſo ſind wir natürlich aller bisher in Fir auf die Zukunft 
— Zuſagen entbunden und behalten uns die Freiheit der 

ntihließung nach den Umſtänden vor. Em. :c. wollen dies im 
Falle einer verneinenden Antwort dem Herrn Grafen von Platen aus— 
ſprechen. 

Einem Berichte über das Ergebniß Ihrer Anfrage ſehe ich ergebenſt 
entgegen.“ 


24. Mai. Bericht des Prinzen Yſenburg an Graf Bismarck. 


„Im Anfchluffe an meinen vertraulichen Bericht vom 21. d. M. beebre 
ih mid Ew. Ercellenz geborjamft zu melben, daß endlich geftern unter bes Königes 
Georg Vorſitze Eonfeil in Herrenbaufen Statt gefunden, worin zunäcft Die mehr 
beregten Grundzüge zum betreffenden Neutralitäts-Bertrage hatten zur Diskuffion 
fteben ſollen. Es hat nunmehr auf al’ meine, in Gemäßheit Ew. Ercellenz 
hoben Erlaffe vom 17. und vom 20. d. M. dem Grafen Platen feiner Zeit ge- 
machten vertraulichen —— der genannte hannoverſche Miniſter mir 
eben nur mitgetheilt: „daß, mit Bezug a wie mit Bezug auf ben in 
ber fetten Bundestags - Sigung geftellten Antrag und deſſen Folgen, er in Ge- 
mäßheit bes am geftrigen Tage gefaßten Beichluffes des biefigen Gejammt- 
Minifterii mir vorläufig nichts Anderes zu erwiedern vermöge, als daß 
die Königlih hannoverſche Regierung feſt entſchloſſen fei, ihren 
Bundespflihten treu zu bleiben und allen Bundesbeſchlüſſen, 
welche innerhalb der Kompetenz des Bundes von ber Bundesver- 
fammlung getroffen würden, Folge zu geben.“ 

Als ich hierauf dem Grafen Platen bemerkte, daß biefe feine Erwieberung 
ja wohl aud zugleich den Hinweis abgeben zu follen jheine, daß die hannoverſche 
Regierung, und zwar ganz entgegen dem Wortlaute ihrer an Herrn von Stod- 
baufen gerichteten Depejche vom 14. d. M. nunmehr ibrerfeits vorläufig bavon ab» 
feben wolle, über die Bewahrung ber Neutralität mit ber Königlich preußiſchen 
Regierung in Unterhbandlung zu treten; und als ich ferner, unb zwar in Ge 
mäßheit Ew. Ercellenz hoben Erlaffes vom geftrigen Tage, nun ben Grafen 
Platen geradezu fragte, „ob Hannover denn überhaupt noch geſonnen fei, einen 
Bertrag ber Art, wie er bisher ins Auge gefaßt worden, mit Preußen zu jchließen,“ 
fo ermwieberte er mir, „daß in Bezug auf die VBerhanblungen über ben Neutrali- 
tät8- Bertrag bie biefige Regierung erft ben Berlauf ber in der legten 
Bundestags-Situng geftellten Anträge, unb auch ben Verlauf, welcher 
bie in felbiger Situng eingebrachte Erklärung über bie beregten Neutralitäts +» 
Verhandlungen nehmen werde, abwarten zu müſſen glaube,“ und baf er mir fo- 
mit für den Augenblid noch keinerlei beftfimmtere Antwort, auch wenn 
ich dieſerhalb eine Note an ihn richten wollte, zu geben vermöchte.“ 
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Meldungen aus Hannover berichten, daß dort verleum: 
deriſche Gerüchte über die Politif Preußens verbreitet werden. 
Dafjelbe habe einen geheimen Bertrag mit Frankreich ab— 
geſchloſſen, wonach eventuell das linke Nheinufer an diefen 
Staat überlaffen und Preußen mit Hannover und Sadjen 
entihädigt werden jollte. 


28. Mai. Eine Depeihe Bismarcks an Graf Vienburg erklärt: 


„Von welcher Seite diefe Behauptung auch aufgeftellt werden mag, 
jo ftehe ich nicht an, fie einfach als eine Püge zu bezeichnen. Ich bitte 
Em. :c. dies auf das Beſtimmteſte auszufprehen, wo Ihnen irgend Ges 
fegenheit dazu geboten wird. Nichts liegt den Gedanken und Fntentionen 
Sr. Majeftät des Königs ferner, als ein ſolcher Abſchluß zum Nachtheile 
Deutfhlande. Wir waren bereit, Hannovers Selbſtſtändigkeit 
für alle Eventualität fiher zu ftellen, und Hannover hat e8 
gleihzeitig in der Hand, den Bruch mit Preußen zu erzwingen. 
Dir müffen annehmen, daß Hannover dazu entjhloffen ift, 
daß die uns durch den Baron von Stodhaufen gemachten amtlichen Er— 
HMärungen zurüdgezogen jind und daß Hannover im Vertrauen auf den 
Sieg der öfterreihiichen Waffen bereit iſt, die Zahl unferer Gegner zu 
vermehren. Wir können darin nicht ändern und müſſen die Chancen 
dieſes Wechſels in der Politik Hannovers annehmen. Sie wollen ſich in 
dieſem Sinne der dortigen Regierung gegenüber ausſprechen.“ 


Die thatſächliche Entſcheidung in Schleswig-Holſtein. 
Aus der „Provinzial-Correspondenz.“ 


„Raſcher als es irgend erwartet werden konnte, find die Dinge in Holftein 
einer Entjheibung entgegengeführt worden. 

Die preußiſche —— ertheilte dem Gouverneur von Schleswig, Ge— 
neral von Manteuffel, die erforderlichen Befehle, um die von Oeſterreich verletzten 
reg des Königs von Preußen in Holftein wieder zur Geltung 
ju bringen. 

Am Abende des 6. Juni erbielt der öfterreihifhe Statthalter von Hofftein, 
General v. Gablenz, von dem General v. Manteuffel ein Schreiben, in welchem 
diefer ihım eröffnete, daß mach ber Anficht der Preußiichen Regierung durch bie 
Öfterreihifche Erklärung der Bruch der Gafteiner Convention erfolgt fei; in Folge 
davon träten nun bie vor ber Gafteiner Convention gültigen Zuftände wieder in 
Kraft. Er, der Gouverneur, werde auf den Befehl feiner Regierung am folgenden 
Tage mit feinen Truppen in Holftein einrüden, werbe jevoh an ſolche Orte, 
welhe von Bfterreihiihen Truppen beſetzt jeien, nicht einmarſchiren, bamit ber 
durchaus frieblihe Charakter diefer Maßnahme nicht geftört werde; denn er habe 
auf Königlichen Befehl jeder feindlichen Begegnung nad Möglichkeit vorzubeugen. 
Er hoffe, Frhr. v. Gablenz werde ſich mit ihm leicht über bie neuen Berbältniffe 
einigen; wie er benn auch nach wie vor an ber Hoffnung feftbalte, daß es ben 
beiderfeitigen Souverainen gelingen werde, dem drohenden Kriege durch eine Ber- 
ſtändigung auf friedlichem Wege zuvorzulommen. 

Früh am nächſten Morgen (7. Juni) verfammelte der Gouverneur v. Man- 
teuffel in Schleswig die jämmtlihen Amtmänner des Herzogthbums um fih und 
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tbeilte ihnen den bevorſtehenden Einmarſch in Holftein mit. Er ſprach dabei bie 
Hoffnung aus, daß es in Holftein nicht zum Blutvergießen kommen werbe, wie 
das Bertrauen, daß ber gejeglihe Sinn ber Bevölkerung Schleswigs und feiner 
Beamten fich in Diefer Zeit, wo faft alles Militair aus dem Lande garen mwerbe, 
länzend bewähren und Zeugniß ablegen werde von dem wahren Verhältniß bes 
Segmente und der Bevölkerung. 

Eine öffentlihe Belanntmahung in gleihem Sinne erſchien noch im Laufe 
bes Tages. 

An demſelben Morgen überjhritt eine Preußische Truppen-Abtbeilung unter 
General v. Flies die Eider und rüdte in Holftein vor. Auch der Gouverneur 
v. Manteuffel traf mit feinem Stabe noch Bormittags in Rendsburg ein und 
nahm bier einftweilen fein Hauptquartier. 

Auch die öfterreihifchen Truppen waren aller Orten von früheftem Morgen 
an in Bewegung: fie verliefen ibre Standquartiere und zogen fi in jüblicher 
Richtung zurück. Von Seiten des Statthalters v. Gablenz erſchien eine öffent- 
fihe Belanntmadhung, in welcher es hieß: 

„Nachdem mir vom Preußiihen Gouvernement für Schleswig die Mitthei- 
fung gemadht worden, daß Preußiihe Truppen beute in Holftein einrüden, jo 
babe ich weitere Entjchließungen meinem hohen Cabinette vorbehalten, biergegen 
PVroteft erhoben und fühle mich veranlaft, den Sit ber Statthalterfchaft und ber 
Landes » Regierung bis auf Weiteres nah Altona zu verlegen.“ 

Um die Dlittagszeit verließ der Statthalter mit jeinem Stabe und ben 
Mitgliedern der Landesregierung Kiel, um fih nah Altona zu begeben. 

Der Erbprinz Friedrich von Auguftenburg batte jhon am Morgen in 
böchfter Eile Kiel verlaffen. Nur wenige Perjonen gaben ihm das Geleite. Die 
öfterreihiichen Truppen (Brigade Kalik) jammelten fih in und um Altona, bie 
Preußiihen rüdten in weiteren Abtheilungen vor und bezogen überall friedlich 
bie Garnifonen. 

Der Gouverneur v. Manteuffel ließ darauf an den Statthalter v. Gablen; 
die Aufforderung ergeben, Namens ibrer beiberjeitigen Souveraine eine gemein- 
fame Regierung für Schleswig - Holftein einzufegen, bie einjeitige Berufung der 
holſteinſchen Stände aber zurüdzunehmen. Beide Forderungen wurden abgelebnt. 
In Folge deffen erließ Freiberr v. Manteuffel am Sonntage 10. die nachſtehende 
öffentliche Bekanntmachung: 

„Einwohner des Herzogthums Holftein! Die Kaiferlih Königlich öfterrei- 
chiſche Regierung bat ſich durch bie in der deutſchen Bundesverfammlung am 
1. d. abgegebene Erklärung thatjählih von dem Gaſteiner Bertrage losgelagt. Die 
Seiner Majeftät dem König von Preußen nah dem Wiener Frieden zuftebenden 
Souverainetätsrechte am Herzogthum Holftein find durch die einjeitig erfolgte 
Einberufung der Stände verlegt. Mit Wahrung diefer Rechte hat jeine Majeftät 
ber König mich zu beauftragen gerubt. Ich babe das Herzogtbum Holftein daber 
wieder, wie vor dem Gafteiner Vertrage, mit Preußifhen Truppen bejegt. Die 
Hoffnung, daß die Kaiferlih Königlich üÜfterreihiihe Regierung auf eingelegten 
Proteft gegen die Einberufung der Stände diefe Mafregel ridgängig machen 
werbe, ift nicht erfüllt worden. Ich bin dadurch genötbigt, zur Wahrung ber be- 
drohten Rechte Seiner Majeftät des Königs die oberfte Regierungsgewalt aud 
im Herzogtbum Holftein in: die Hand zu nehmen und thue diejes bierburch mit 
der Aufforderung an Alle, injonberbeit Behörden und Beamte, meinen Anord» 
nungen überall unweigerlih Folge zu leiften. Ich erkenne das rubige und be- 
fonnene Berbalten, welches die Einwohner Holfteins ausnahmslos beim Ein- 
mariche der Preußiichen Truppen dieſen gegenüber beobachtet haben, gern an. 
Daffelbe ift mir ein neuer Beweis, daß die preußenfeindlihe Haltung eines 
Theiles ber Prefje unb ber politiichen Vereine der wahren Stimmung der Be- 
völferung keineswegs entipricht und ich erwarte, daß auch das fernere Verhalten 
mich nirgends zu Ausnabmemaßregeln nöthigen wird. Die durch Bekanntmachung 
bes Kaijerlih Königlichen Herrn Statthalters vom 15. September 1865 eingejeßte 
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boffteinfche Landesregierung im Kiel ift aufgelöft; die Mitglieder derſelben find 
ihrer Thätigkeit enthoben. Eine Belanntmahung über die anderweite Einrichtung 
der oberften Regierungsbebörde bleibt vorbehalten. Der Baron Carl v. Scheel» 
Pleffen übernimmt auf allerböchften Befehl, zugleich als Oberpräfident für beibe 
Herzogtbümer, bie Yeitung ſämmtlicher Gefchäfte der Civilverwaltung unter ber 
Autorität der höchſten Militairgewalt, und wird feinen Wohnfig in Kiel baben. 
— Einwohner des Herzogtbums Holftein! Seine Majeftät der König beabfichtigt, 
dem Grundfate ber Zujammengebörigfeit entjprechend, eine Gejammtvertretung 
der Herzogtbümer Schleswig - Holftein ins Yeben zu rufen. Um folche auf geſetz— 
fihent Wege anzubahnen, follen die Stände jedes ber beiden Herzogthümer ein- 
berufen werben, und die dazu nöthigen Einleitungen find bereits getroffen.“ 

Am Montag den 11. jollte nun ber Beftimmung bes Stattbalters gemäß 
die bolfteinfche Ständeverfammlung in Itzehoe eröffnet werben. Um einen ſolchen 
vertragswidrigen Borgang unter allen Umftänden zu bindern, batte Freiherr 
v. Manteuffel fchon vorber die Stadt mit Preußifchen Truppen bejegen laffen, 
am Sonntag Nachmittag traf er felber in Itzehoe ein. Die von ihm getroffenen 
Mafregeln erwieſen fih als volllommen ausreichend, um jeden Verſuch eines Zu- 
jammentrittes der Berfammlung von vornherein zu vereiteln. — — —“ 


Völlige Räumung Holfteind Seitens der Defterreider. 


Die öfterreichifche Brigade, welche Holftein bisher befett gehalten, bat auch 
die Stellung in und bei Altona, auf welche fie fich nach dem Einmarjch der Preußen 
zwurüdgezogen, nicht feftgebalten. Dieſelbe jchidte fich vielmehr alsbald an, Holftein 
überhaupt zu verlaffen. Schon in der Nacht vom 11. zum 12. Juni rüdten die Defter- 
reiher nah Hamburg und von da Über die Elbe nah Harburg in Hannover. 

Der bisherige öſterreichiſche Statthalter General v. Gablenz erließ beim 
Scheiben noch eine Kundmahung an die Holfteiner. Er erklärte, daß er durch 
die Preußiſchen Mafregeln zum Aufgeben feiner Stellung genötbigt fei. 

„Breußiihe Truppen, fagte er, — find im Anmarſch auf Altona. Die 
mir zu Gebote ftebenden Streitkräfte waren nicht darauf berechnet, einem feind- 
Iihen Angriff der bisher verbünbeten deutſchen Macht Widerftand zu leiften; ich 
bin außer Stande, mit meiner Heinen Schaar der verübten Gewalt wirfiam ent« 
gegen zu treten und bas Recht zu ſchützen. Um die Truppen nicht nutzlos zu 
opfern, weiche ich, einem Allerböcften Befehl Seiner Majeftät des Kaiſers folgend, 
ber Uebermacht und verlaffe mit ihnen das Land.“ 

Die bannoverfhe Regierung bat den öſterreichiſchen Truppen den Durchzug 
unter Benugung ber Eiſenbahnen geftattet. 

Bon Harburg ſoll fih die Brigade zunäcft nach Kaffel begeben. E8 wird 
vermutbet, daß Oeſterreich verfuchen wolle, dieje jeine Truppen mit einer anderen 
deutichen Heeresabtheilung zu feindjeligem Auftreten gegen Preußen in Mittel- 
deutichland zu vereinigen.“ 


9. Zuni. Erklärung Preußens in der Bundesverjammlung 
über die Anrufung des Bundes in der ſchleswig-holſteinſchen 
Angelegenheit. 

„Der Gefandte ift angewieſen, die Infinuation der Kaiferlich öſter— 
reichiichen Regierung, ald ob Preußen die Annerion der Elbherzogthüimer 
mit Gewalt babe durchführen wollen, wiederholt als wahrheitswidrig 
zurüdzumeijen. 

Der Gefandte hat in Bezug auf die Eröffnung, durch welche Defter- 
reich die ganze ſchleswig-holſteinſche Angelegenheit den Entſchließungen des 
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Bundes anheimftellt und diefen von Seiten Defterreich8 die bereitmilligfte 
Anerkennung zugefichert hat, die Erklärung abzugeben, daß feine Regierung 
diejen Act des Aaiferlicen Hofes weder mit den zwiſchen den beiden 
Mächten beftehenden Verträgen, no mit der Eompetenz dei . 
Bundes in Einklang bringen fann. 

Die Beziehungen Preußens umd Oeſterreichs zu einander im der 
jchleswig-holfteinfchen Angelegenheit find von Anbeginn derjelben durd 
beftimmte Vereinbarungen geregelt worden. 

Als im Januar 1864 die beiden Mächte in die Lage kamen, die 
Wahrung der Rechte der Herzogthümer felbftftändig in die Hand zu 
nehmen, wurde am 16. des gedachten Monats eine Convention zwiſchen 
denjelben geſchloſſen, zunächſt in tranfitorifchen Beftimmungen die 
unmittelbar zu treffenden Maßregeln ordnet, zugleich aber auch den Fall 
ind Auge faßt, daß die Entwidlung der Ereigniffe die beiden deutjchen 
Mächte von früheren Verträgen löjen jollte. In diefer Beziehung enthält 
die Convention im $. 5 den folgenden Maren und ungmeideutigen Paſſus, 
welcher die vertragsmäßige Grundlage aller fpätern Beziehungen zwiſchen 
Preußen und Defterreich geblieben ift: 

„Kür den Fall, daß es zu TFeindfeligfeiten in Schleswig käme und 
alfo die zwifchen den deutihen Mächten und Dänemark bejtehenden Ber: 
trag3-Berhältniffe hinfällig würden, behalten die Höfe von Preußen und 
Oeſterreich fich vor, die fünftigen Verhältniffe der Herzogthümer nur im 
gegenfeitigen Einverftändniß feitzuftellen. Zur Erzielung diejes Einvers 
tändnifjes würden fie eintretenden Falles die ſachgemäßen weiteren Abreden 
treffen. Sie werden jedenfalld die Frage über die Erbfolge in dem Herzog: 
thümern nicht anders, als im gemeinfamen Einverftändniffe entjcheiden.“ 

Entiprehend diefer von den beiden Mächten eingenommenen Stellung 
wurden im Wiener Frieden vom 30. October defielben Jahres die Rechte 
des von ihnen anerfannten Königs Chriftian IX. an Preußen und Defter- 
reich abgetreten und das gemeinjame Berfügungsrecht beider Mächte über 
die —— anerkannt. 

Ein Ausfluß dieſes Verfügungsrechts war die in Gaſtein am 14. Auguſt 
v. J. abgeſchloſſene Convention, worin die Ausübung der durch jenen 
Frieden erworbenen Rechte geographiich getheilt, die Souverainetätsrechte 
aber für beide Herzogthümer beiden Monarchen gemeinjchaftlich vorbehalten 
und dadurd dem —** daß über dieſelben nur durch gemeinſames 
Einverſtändniß entſchieden und verfügt werden könne, eine neue Sanction 
ertheilt wurde. 

Dieſen Vereinbarungen widerſpricht die Kaiſerlich öſterreichiſche Re 
ierung, indem ſie, ohne vorher ſich des Einverſtändniſſes Preußens ver— 
—* zu haben, mit der ausdrücklichen Erklärung, daß fie auf dieſes Eins 
verftändniß verzichte, die ganze Angelegenheit zur Verfügung des deutichen 
Bundes ftellt und jich der Enticheidung dejjelben zu unterwerfen verjpridt. 

Die a Regierung jucht vergebens nad Argumenten, durd 
welche diejer Bruch der von Anbeginn der Friegeriihen Bermwidelungen 
ftipulirten und in der Gaſteiner Convention feftgehaltenen vertragsmäßigen 
Berpflihtungen Defterreich8 gerechtfertigt werden könnte, 

Sie kann nicht annehmen, daß das Motiv hierzu in der Ueberzeugung 
der Kaiſerlich öfterreichiichen Regierung von einem urjprünglichen echt 
des deutſchen Bundes zur alleinigen Entjcheidung dieſer Angelegenheit 
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liege. Abgejehen davon, daß jedes Mecht des Bundes ſich doch immer 
nur auf das Bundesland Holftein beziehen und das Herzogthum Schleswig 
niht berühren mürde, jo wird die Kaijerliche Regierung felbft nicht in 
Abrede ftellen, daß die Begründung refp. Begrenzung der Competenz des 
Bundes noch nicht feftgeftellt worden ift. Das Karferlihe Cabinet hat 
diefe Begründung in Gemeinjchaft mit Preußen in dem am 11. Februar 
1864 —— Separat-Botum gefordert und feinen eigenen Zweifeln 
und Bedenken gegen die Ausdehnung der Competenz des Bundes in einer 
der Deffentlichteit übergebenen Depeiihe vom 10, Januar dejjelben Jahres 
on den Kaijerlihen Gejandten in München einen fo beftimmten Ausdrud 
gegeben, daß der Gejandte fich jeder meiteren Ausführung überhoben 
eier da die Sachlage jeitdem feine weſentliche Veränderung er» 
fahren hat. 

Die Königliche Regierung nimmt feinen Anftand zu erklären, daß fie 
weit davon entfernt ift, die Angelegenheit der Herzogthüimer, welche auch 
fie vermöge der Verbindung Holfteins mit Schleswig als eine nationale 
betrachtet, anders als im Sinne diefer ihrer a Ile löfen zu wollen. 
Sie hat es ſchon in einer nach Wien gerichteten Depeſche vom 7. v. Mts., 
mwelhe der Gejandte ebenfalld der hohen Bundesverfammlung vorzulegen 
die Ehre hat, ausgeſprochen, daß fie die ſchleswig-holſteinſche Angelegenheit 
in Berbindung mit der Bundesreform zu behandeln bereit ift und gerade 
in diefer Verbindung eine Erleichterung der friedlichen Löſung ficht. Sie 
erwartet auch jegt nur den Augenblid, wo fie diefe Frage mit einer 
Bundesgewalt verhandeln und erledigen kann, in melder die Mitwirkung 
der nationalen Vertretung dem Einfluffe partitularer Intereſſen das 
Gegengewicht hält, und die Bürgfchaft gemährt, dag die von Preußen ge- 
braten Dpfer jchließlih dem geſammten Baterlande und nicht der 
dynaſtiſchen Begehrlichkeit zu Gute fommen. Unter den gegenwärtigen 
Umftänden aber und bei der pojitiven Begrenzung, welcher die Competenz 
der Bundesverfammlung durch die beftehende Berfaffung unterliegt, muß 
fie Einſpruch dagegen erheben, daß über eigene, dur blutige Kämpfe 
md durch internationale Verträge erworbene Rechte ohne ihre Zuftimmung 
Verfügung getroffen werde. 

In Betreff der von der Kaiferlichen Regierung mit ihrer Erklärung 
verbundenen Anzeige, daß dem Freiheren v. Gablenz Special» Bollmadıt 
zur Einberufung des holfteinfhen Landtags ertheilt worden ſei, 
bat der Gefandte zu bemerken, daß feine Regierung die Einberufung der 
Stände als ein Souverainetätsrecht anfieht, welches unter den beftehenden 
Vertrags» Berhältniffen und namentlih, nachdem die Beftimmungen der 
Gaſteiner Mebereinkunft hinfällig geworden, von den beiden Souverainen 
gemeinjhaftlich hätte ausgeübt werden müſſen.“ 


— — — 


10. Juni. Bundesreform. 
Preußiſcher Entwurf zur Bundesreform. 


Art. I. Das Bundesgebiet beſteht aus denjenigen Staaten, welche 
bisher dem Bunde angehört haben, mit Ausnahme der öfterreichifchen und 
niederländiichen Landestheile. (Für diefe ift der Austritt aus dem Bunde 
ſchon vor Kurzem beantragt worden.) 
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Art. II. Die gefeggebende Gewalt des Bundes wird von dem Bundes» 
tage in Gemeinſchaft mit einer in regelmäßigen Zeiträumen zu berufenden 
National- Vertretung ausgeübt. Zur Gültigkeit der Beſchlüſſe ift die 
Uebereinftimmung der Mehrheit des Bundestages mit der Mehrheit der 
Boll3vertretung erforderlih und ausreichend. 

Art. III. Die Umgeftaltung des Bundestages ift unter den Bundes- 
regierungen und mit dem zu berufenden Parlamente zu vereinbaren. 

Art. IV. Die National-Vertretung geht aus directen Wahlen hervor, 
welche nad den Beſtimmungen des Reichswahlgeſetzes vom 12. April 1849 
porzunehmen find. 

Art. V. Die Bundesftaaten bilden ein gemeinfames und einheitliches 
Zoll» und Handelsgebiet, in welhem die Erridtung von Freihäfen vor: 
behalten bleibt. 

Urt. VI. Der Geſetzgebung und Oberauffiht der Bundesgemalt 
unterliegen die nachftehenden Angelegenheiten: 

1) Die Zoll» und Handelsgejeßgebung. 

2) Die Ordnung des Maß-, Münz- und Gewicht! -Syftems, nebit 
Feftftellung der Grundfäge über die Emijfion von fundirtem und 
unfundirtem PBapiergelde. 

3) Die allgemeinen Beſtimmungen über das Banfmwejen. 
4) Die Erfindungd- Patente. 
5) Der Schuß des geijtigen Eigenthums. 

6) Die Beftimmungen über Freizügigkeit, Heimaths- und Anfiede- 
lungs - Berhältniffe, den Gewerbebetrieb, die Colonifation und 
Auswanderung nach außerdeutfchen Ländern. 

7) Organifation eines gemeinjfamen Schuges des deutjchen Handels 
im Auslande, der deutſchen Schifffahrt und ihrer Flaggen zur 
See und Anordnung gemeinfamer konſulariſcher Bertretung, 
melde vom Bunde ausgeftattet wird. 

8) Das gejammte deutſche Eifenbahnwefen im Intereſſe der Yandes- 
vertherdigung und des allgemeinen Berfehrs. 

9) Der Schifffahrtsbetrieb auf den mehreren Staaten gemeinjamen 
Waſſerſtraßen, fowie die Fluß- und fonftigen Wafjerzölle. 

10) Das Poſt- und Telegraphenmeien. 

11) Die gemeinfame Civilproceß- Ordnung und das gemeinjame 

Concurs⸗ Verfahren. 

Art. VII. Die Bundesgewalt hat das Recht, Krieg zu erflären und 
Frieden ſowie Bündniffe und Berträge zu fchließen, in völlerrechtlicher 
Vertretung des Bundes Geſandte zu ernennen und zu empfangen. 

Die Kriegserflärung hat bei feindlicher Invaſion des Bundesgebietes 
oder bei kriegeriſchem Angriff auf feine Küften unter allen Umftänden zu 
erfolgen, in den übrigen Fällen ift zur Kriegserflärung die Zuftimmung 
der Souperäne von mindeftens 2 Dritttheilen der Bevölkerung des Bundes- 
gebietes erforderlich. 

Art. VIII. Die Kriegg- Marine des Bundes mit den erforderlichen 
rin und Scifffahrts- Anlagen wird nad folgenden Grundjägen er 
richtet: 


Die Kriegs- Marine der Nord- und Dftfee iſt eine einheitliche unter 
Preußiſchem Oberbefehl. Bei Ernennung der DOfficiere und Beamten con- 
curriren die Küften- Staaten auf Grund befonderer Bereinbarungen. 
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Der Kieler und der Fahde- Hafen werden Bundes - Kriegshäfen. 

Als Maßſtab der Beiträge zur Gründung und Erhaltung der Kriegs - 
Marine und der damit zufammenhängenden Anftalten dient im Allgemeinen 
die Bevölkerung unter Feftftelung einer Mehrbelaftung der Uferftaaten 
und Hanjeftädte, 

in Bundes- Marine » Budget wird nad) diefen Grundfäßen vereinbart. 

Das Anmwerben der Matroien und Mannſchaften für die Bundes - 
Kriegd - Marine wird durch ein Geſetz geregelt. 

Art. IX. Die Yandmaht des Bundes wird in 2 Bundesheere ein- 
getheilt, die Nordarmee und die Südarmee. 

In Krieg und Frieden ift Seine Majeftät der König von Preußen 
Bundes Oberteldberr der Nordarmee, Seine Majeftät der König von 
Bayern Bundes» Oberfeldherr der Südarmee. 

Feder der beiden Bundes -Dberfeldherren hat das Recht und die 
Pliht, dafür Sorge zu tragen, daß innerhalb der von ihm befehligten 
Armee die bundesbeſchlußmäßigen Truppen vollzählig und friegstüchtig 
vorhanden find und daß die nothwendige Einheit in der Einrihtung, in 
Bewaffnung und Commando, in der Ausbildung der Mannfcaften, fo wie 
in den Anforderungen an die Dfficiere hergeftellt wird. 

Das Net, bis zur Grenze der eigenen Truppenzahl die Officiere 
zu ernennen, fteht jeder Regierung zu; diejenigen Commandos, unter 
welchen mehr al3 ein Eontingent fteht, bejegt der Oberfeldherr. 

Der Oberfeldherr hat das Recht, in den nad) feiner Ueberzeugung 
dringenden Fällen, die kriegsbereite Aufftellung jedes Theile der von ihm 
befehligten Bundesarmee innerhalb des Gebietes der legteren, vorbehaltlich 
jpäterer Genehmigung dur Bundesbeihluß, anzuordnen. 

Für jedes der Bundesheere wird ein gemeinjchaftliches, mit der 
National» Vertretung zu vereinbarendes Militärbudget für Feldarmee und 
Feſtungsweſen aus —* en der zu dem betreffenden Heere ihre Truppen 
ſtellenden Regierungen gebildet. Bir Höhe der Beiträge richtet ſich nach 
der Bevölkerung der betreffenden Staaten. 

Art. X. Die Beziehungen des Bundes zu den deutfchen Landestheilen 
des öfterreichifchen Kaijerftaates werden nach erfolgter Vereinbarung über 
diefelben mit dem zunächſt einzuberufenden Parlamente durch bejondere 
Verträge geregelt werden. 


Preußiſche Gircular-Depeihe vom 10. Juni 1866 zur 
Mittheilung vorſtehenden Entwurfes. 


„Unfer Antrag am Bunde vom 9. April d. J. auf Berufung 
eines Parlaments zum Zweck der Bundesreform hat trog der Mahnung, 
welhe im Ernſt der Berhältniffe lag, den von uns im Intereſſe des 
Friedens dringend gewünschten Erfolg nicht gehabt. Der bisherige Gang 
der Verhandlungen läßt vielmehr kaum hoffen, daß im Neunerausfhuffe, 
in welhem wir den Inhalt unferer Neformvorfchläge angedeutet haben, 
der Antrag noch eine rechtzeitige Erledigung finden werde. 

Wir wenden und Daher nunmehr unmittelbar an unjere Bundes- 
genoffen und legen ihnen die Grundzüge zu einer neuen Bundesverfaſſun 
mit der Bitte vor, fie einer forgfältigen Erwägung unterziehen und fid 
zugleich über die Frage jchlüffig machen zu wollen, ob fie eventuell, wenn 
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in der Zwiſchenzeit bei der drohenden Kriegsgefahr die bisherigen Bundes» 
verhältnifje fich Löfen follten, einem auf der Bafis diefer Modificationen des 
alten Bundesvertrages neu zu errichtenden Bunde beizutreten geneigt fein 
würden. 

Em.... erfuche ich ergebenft, der Regierung, bei welcher Sie be- 
laubigt zu fein die Ehre haben, ein Exemplar der Grundzüge nebft Ab- 
—* dieſer Depeſche gefälligſt mittheilen zu wollen.“ 


46. Ber Untergang des deutſchen BSundes. 


11. Juni. Oeſterreichs Antrag auf Mobiliſirung des 
Bundesheeres. 


Der Präſidial-Geſandte iſt von ſeiner allerhöchſten Regierung beauftragt 
worden, ber hohen Bundesverſammlung folgende Mittheilung zu machen: 

Der Königlich Preußiſche Gourerneur im Herzogthum Schleswig, General. 
Lieutenant Freiherr von Manteuffel, hat dem Kaiſerlichen Statthalter für das 
Herzogthum Holſtein, Feldmarſchall-Lieutenant Freiherrn von Gablenz, amtlich 
angezeigt, daß er von ſeiner Regierung befehligt ſei, zur Wahrung der Condo— 
minatsrechte Preußens die nicht von öſterreichiſchen Truppen beſetzten Theile Hol— 
ſteins zu beſetzen. 

Der Kaiſerliche Statthalter hat gegen dieſes Vorhaben Proteſt erhoben und 
die ihm unterſtehenden Kaiſerlichen Truppen bei Altona concentrirt. 

Ungeachtet dieſer feierlichen Einſprache und ungeachtet die Gaſteiner Convention 
die Ausübung aller Souveränetätsrechte, die Verwaltung und militäriſche Beſetzung 
Holſteins, mit Ausnahme einiger namhaft gemachten Punkte, in die Hände Seiner 
Majeſtät des Kaiſers von Oeſterreich gelegt hat, haben die Preußiſchen Truppen 
die Grenze Holſteins überſchritten und ſich über das ganze Land verbreitet. 

Der Präſidial-Geſandte iſt beauftragt worden, der hohen Bundesverſamm— 
lung von dieſem Vorgehen Anzeige zu erſtatten. Die Kaiſerliche Regierung muß 
daſſelbe als einen Bruch der Gaſteiner Uebereinkunft bezeichnen, welche einen 
proviſoriſchen Zuſtand vertragsmäßig feſtgeſetzt hatte, den bis zur definitiven Ent— 
ſcheidung des Bundes über Holſtein fortdauern zu laſſen Oeſterreich bereit war. 

Freiherr von Manteuffel hat ſeitdem erklärt: er ſei genöthigt, die Regierungs— 
gewalt auch in Holſtein an ſich zu nehmen; hierin liegt eine Verletzung des 
Wiener Friedensvertrages. 

Seine Majeſtät der Kaiſer hat durch Allerhöchſtſeinen Geſandten in Berlin 
am 31. März erklären laſſen, daß Er Sich nicht in Widerſpruch mit den Beſtim— 
mungen der Bundesacte ſetzen werde. Der Präſidial-Geſandte hat im Allerhöchſten 
Auftrage dieſelbe Erklärung im Kreiſe dieſer hohen Verſammlung abgegeben. 

Dieſer Zuſicherung ift Seine Majeſtät der Kaiſer treu geblieben. 

Preußen aber hat zum Schutze vermeintlich vwerletter Rechte den Weg ber 
Selbftbülfe betreten. 

Es liegt demnach der im Artikel 19 der Wiener Schlußacte vorgejebene 
Fall vor und die Bundesverfammlung ift berufen, ber unternommenen Selbfthülfe 
Einhalt zu thun. 

Nah dieſem gewaltthätigen Borgeben, bei welchem Preußen umfangreiche 
NRüftungen zur Seite fteben, — nur in Aufbietung aller übrigen verfügbaren 
militäriſchen Kräfte des Bundes eine Gewähr des Schutzes für die innere Eicher- 
heit Deutichlands und bie bedrohten Rechte feiner Bunbesglieber gefunden werben. 

Die Kaijerlihe Regierung eradtet die jhleunige Mobilmadhung 


451 
1366. 


jämmtliher nicht zur Preußifhen Armee gehörigen Armeecorps 
des Bunbdesheeres für nothwenbig. 

Bebürfte diefe Mafregel noch weiterer Begründung, fo findet fie dieſelbe 
in der Haltung der Königlich Preußiichen Regierung gegenüber den Beichlüffen, 
welche in letter Zeit und bei ſtets fteigenber Gefahr von der Bunbesverfammlung 
zur Wahrung des Bunbdesfriedens gefaßt worben find. 

Dem aus Anlaß der Bedrohung Sachſens gefaßten Beichluffe vom 9. Mai: 
„die Königlih Preußiihe Regierung anzugeben, daß durch geeignete Erklärung 
dem Bunde mit Rüdficht auf Art. 11 der Bunbesacte volle Beruhigung gewährt 
werde,“ hat die Königlich Preußiiche Regierung nicht entſprochen. 

Die Antwort Preußens auf den Beihluß vom 24. Mai fann nidt für be- 
friedigend erfannt werben, da es bie in jenem Bejchluffe in Ausficht genommene 
gleichzeitige Abrüftung abgelehnt bat. 

Bei beiden Anläffen bat die Königlich Preußiſche Regierung, fi zum Richter 
über den deutſchen Bund aufwerfend, ihr Berbältniß zu diefem Staatenbunde 
und ihre weitern Entjchließungen davon abhängig erklärt, daß derſelbe Preußens 
Forderungen erfüllen wolle und könne. 

Aus allen diefen Gründen erſcheint der Kaiferlihen Regierung für die bobe 
Bundesverjammlung bie unvermeidlihe Nothwenbigfeit heranzutreten, diejenigen 
dringlihen Maßregeln zu ergreifen, welche fie in die Yage jegen, bie ihr obliegenden 
Berpflihtungen zu erfüllen, und beantragt baber: 

Hohe Bundesverjammlung wolle vorbehaltlich weiterer Entichließungen den 
Beihluß fallen: 

1) Die Mobilmadung des I., IL, III, VII., VIIL, IX. und X. Bundes- 
armeecorps anzuordnen und an bie betreffenden höchſten und hohen Regierungen 
das Erjuchen zu ftellen, ihre Bundes - Contingente nach der angenommenen Kriegs- 
formation in der Stärke bes Haupt» und Referve « Gontingents ungeläumt auf 
den Kriegsftand zu ſetzen und jelbe in ben innehabenden oder einzunehmenden 
Standquartieren binnen 14 Tagen derart marſch- und fchlagfertig aufzuftellen, 
daß es auf ergebende Aufforderung innerhalb 24 Stunden mit allem Kriegebebarf 
abmarichiren fünne. 

2) Diejelben höchſten und hoben Regierungen ferner zu erjuchen, auf bie 
Bildung der Erjat- Contingente Bedacht zu nehmen. 

3) Diefelben höchſten und hoben Regierungen zu erfuchen, in möglichft kurzer 
Frift, jedenfalls innerhalb der nächften 14 Tage, bei ver Bundesverjammlung den 
Vollzug diefer Anordnung anzuzeigen. 

4) Diejelben böchften und hoben Regierungen zu erjuchen, die nöthigen 
Einleitungen zu treffen, damit die Bundesverfammlung im Sinne bes $. 46 
der Bundes - Kriegsverfaffung baldigft wegen des Oberbefehls Beichluß faffen fünne 
und weiter die im 7., 8., 9. und 10. Abjchnitte der Bundes» Kriegsverfaffung 
vorgefebenen Ernennungen und Aufftellungen zu bewirken reip. zu vereinbaren. 

5) Den Ausihuß für Militär» Angelegenheiten anzuweifen, ſich mit der 
Militär» Commiffion wegen Durchführung dieſes Beichluffes ins Einvernehmen 
zu ſetzen. 

Der Präfidial- Gejanbte ift zugleich augewieſen, auf Abftimmung in einer 
baldigft anzuberaumenben Situng anzutragen. 


Ueber den Antrag Defterreihd auf Mobilifirung 
des Bundedheeres. 

Bemerkungen ber „Provinzial- Correipondenz” vom 13. Juni 1866, 

Das Auftreten Oeſterreichs, jowie das vorläufige Verhalten der Bundes- 
verjammlung ftehen im Widerſpruch mit dem Bunbesredte: letzteres kennt ein 
Einjhreiten, wie e8 bier unter nichtigem Borwande gegen Preußen verfucht werben 
ſoll, überhaupt nicht. Glaubt ber Bund ein Recht zur Herftellung der bundes- 
mäßigen Orbnung in Holftein zu haben, jo fann dies nur auf dem Wege ber 
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Bunbdeserecution geicheben, für welche aber ganz beftimmte Formen und Borbe- 
dingungen feftgejett find, ohne deren Beobachtung ein Erecutionsverfahren nicht 
ftattfinden kann. 

Dagegen zu einer Mobilmahung des Bunbesbeeres zu fchreiten, liegt nicht 
der minbefte Anlaß und Grund aus dem Bundesrecht vor, da eine Mobilmachung 
nur zum Zmede eines Bundeskrieges — werden darf, ein Bundeskrieg 
gegen Mitglieder des Bundes aber ausdrücklich unterſagt iſt. 

Der Antrag Oeſterreichs iſt daher von vornherein eine Verhöhnung des 
Bundesrechts. Derſelbe hätte von der Bundesverſammlung gar nicht in Betracht 
genommen werden dürfen: er hätte vorweg und ohne jede Berathung abgewieſen 
werden müſſen. Indem die Verſammlung den Antrag überhaupt zuließ, betheiligte 
ſie ſich bereits an dem Verſuch zum Bruch der Bundesverträge. 

Vollends würde die Annahme des öſterreichiſchen Antrages nicht blos als 
ein Act offener Feindſeligkeit gegen Preußen, ſondern auch als ein entſchiedener 
Bundesbruch aufzufaſſen und zu behandeln ſein. 

Die Beſchlüſſe der nächſten Bundestags-Sitzung dürften daher von ber 
höchſten, möglicherweiſe verhängnißvollſten Bedeutung werden. Die Staaten, welche 
einen Beſchluß im Sinne Oeſterreichs zu faſſen im Begriff ſtehen, werden ſich 
die Folgen und die Verantwortung deſſelben klar zu machen haben. 


12. Juni. Abbruch der diplomatiſchen Beziehungen. 
Der öſterreichiſche Geſandte in Berlin Graf Karolyi an den Grafen 
Bismarck. 


„Die gewaltſame und ben Verträgen zuwiderlaufende Beſetzung Holſteins 
durch die preußiſchen Truppen zwingt den Kaiſer von Oeſterreich, die diplomati— 
ſchen Beziehungen mit Preußen abzubrechen. Der Baron von Werther hat dieſen 
Morgen die Weifung erhalten, daß feine Päffe zu feiner Verfügung find. Der 
Unterzeichnete erfucht den Grafen Bismard, ihm die feinigen zuzufenben. 

Karolyi.“ 


14. Juni. Bundesbeſchluß über Oeſterreichs Antrag; 
Preußens Austritt ans dem deutſchen Bunde. 


(Berathung der Bundesverſammlung über den Antrag 
Oeſterreichs auf Mobiliſirung des Bundesheeres gegen 
Preußen.) 

Vorgängige Erklärung des Preußiſchen Bundestags-Ge— 
ſandten: 

„Der Königlich Preußiſche Geſandte muß gegen jede geſchäftliche 
Behandlung des Antrages, als nah Form und Inhalt bundes— 


widrig, ftimmen, und legt dagegen Namens feiner allerhödften 
Regierung hiemit ausdrüdlich Proteft ein.“ 


(Bei der Abitimmung wurden die öfterreihiichen Anträge 
in der Hauptſache von der Mehrheit angenommen. Dieje 
Mehrheit wurde gebildet durch folgende 9 Stimmen: 
Defterreih, Bayern, Sachſen, Württemberg, Hannover, 
Großherzogthum Helfen, Kurheſſen, Naffau und die 16. Kurie 
Lichtenſtein, Neuß u. |. w.) 
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Gegen Oeſterreich ftimmten 6 Stimmen: Sachſen-Weimar 
und die thüringiihen Herzogthümer (außer Meiningen), 
Dldenburg- Anhalt: Schwarzburg, Medlenburg, die freien 
Städte (außer Frankfurt), Luremburg und Baden. Preußen 
gab gar feine Stimme ab, da es die ganze Verhandlung 
für bundeswidrig erflärt hatte.) 


Erklärung ded Preußiichen Gejandten nad) der Abjtimmung. 


„Nachdem die hohe Bundesverfammlung ungeachtet de3 vom Gefandten 
im Namen feiner allerhöchften Regierung gegen jede geſchäftliche Behand» 
lung de3 öfterreichifchen Antrages eingelegten Proteftes zu einer dem ent: 
gegenftehenden Beſchlußfaſſung gejchritten ift, hat der Gejandte nunmehr 
die ernfte Pflicht zu erfüllen, der hohen Verſammlung diejenigen Ent- 
Ihliegungen fundzugeben, zu melden, gegenüber der — erfolgten Be- 
ſchlußfaſſung des Gefandten allerhöchſte — in Wahrung der Rechte 
und Intereſſen der Preußiſchen Monarchie und ihrer Stellung in Deutſch— 
land zu fchreiten für geboten erachtet. Der Act der Einbringung des von 
der Kaiſerlich Königlich öfterreichiichen Regierung geftellten Antrages an fi 
jelbit fteht mach der feften Ueberzeugung des Königlichen Gouvernements 
zweifello8 mit der Bundesverfafjung im offenen Widerſpruch und muß 
daher von Preußen als ein Bruch des Bundes angejehen werden. 

Das Bundesrecht kennt Bundesgliedern gegenüber nur ein Erecutiong- 
verfahren, für welches beftimmte Formen und Vorausjegungen vorge— 
Ihrieben find. Die Aufftellung eines Bundesheeres gegen ein Bundesglied 
auf Grund der Bundeskriegsverfafjung ift diejer eben jo fremd, wie jedes 
Einjhreiten der Bundesverfammlung gegen eine Bundesregierung außerhalb 
der Normen des Erecutionsverfahrens. 

Insbeſondere aber fteht die Stellung Oeſterreichs in Holftein nicht 
unter dem Schuß der Bundesverträge, und Se. Majejtät der Kaifer von 
ODeſterreich kann nicht als Mitglied des Bundes für das Herzogthum 
Holftein betrachtet werden. 

Aus diefen Gründen hat die Königliche Regierung davon Abftand 
genommen, irgendwie auf die materielle Motivirung des Antrages einzu= 
gehen, für welchen Fall es ihr eine leichte Aufgabe gemwefen fein würde, 
den gegen Preußen gerichteten Bormurf des Friedensbruches zurüdzumeiien 
und denjelben gegen Defterreih zu richten, dem Königlichen Cabinet 
erihien vielmehr als das allein rechtlich gebotene und zuläjjige Verfahren, 
daß der Antrag wegen feines widerrechtlichen Charakters von vornherein 
Seitens der Bundesverjammlung abgewiefen werden müßte, 

Daß dieſem ihrem beftimmten Verlangen von ihren Bundesgenofjen 
nit entjprochen worden ift, fann die Königliche Regierung im Hinblid 
auf das bisherige Bundesverhältnig nur auf’3 Tiefſte beflagen. 

Nachdem das Vertrauen Preußens auf den Schuß, melden der Bund 
jedem feiner Mitglieder verbürgt hat, durch den Umſtand tief erichlittert 
worden war, daß das mächtigfte Glied des Bundes feit drei Monaten im 
Widerſpruch mit den Bundesgrundgefegen zum Behufe der Selbfthülfe 
gegen Preußen gerüftet hat, die Berufungen der Königlichen Regierung 
aber an die Wirkfamteit des Bundes und feiner Mitglieder zum Schuße 
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Preußens gegen willfürlichen Angriff Defterreih8 nur Rüftungen anderer 
Bundesglieder ohne Aufklärung über den Zweck derjelben zur Folge gehabt 
haben, mußte die Königliche ce die äußere und innere Sicherheit, 
welche nach Artikel 2 der Bundesacte Hauptzwed des Bundes ift, bereits 
als in hohem Grade gefährdet erfennen. Diefe ihre Auffafjung hat der 
vertragsmwidrige Antrag Defterreihs und die eingehende, ohne Zweifel auf 
Berabredung beruhende Aufnahme defjelben durch einen Theil ihrer 
bisherigen Bundesgenofjen nur noch beftätigen und erhöhen können. 

Durd die nad) dem Bundesrechte unmögliche Kriegserflärung gegen 
ein Bundesglied, welche durch den Antrag Defterreih3 und das Votum 
derjenigen Regierungen, welche ihm beigetreten find, bedingt ift, fieht das 
Königlihe Eabinet den Bundesbrucd als vollzogen an. 

Im Namen und auf Allerhöchften Befehl Sr. Majeftät des Königs, 
feines Allergnädigften Herrn, erklärt der Gefandte daher hiermit, daß 
Preußen den bisherigen Bundesvertrag für gebrochen und deshalb 
nicht mehr verbindlich anfieht, denjelben vielmehr als erloſchen be- 
trachten und behandeln wird. 

Indeß will Se. Majeſtät der König mit dem Erlöſchen des 
bisherigen Bundes nicht zugleid die nationalen Grundlagen, auf 
denen der Bund auferbaut gewejen, als zerjtört betradjten. 

Preußen hält vielmehr an diejen Grundlagen und an der über 
die vorübergehenden Formen erhabenen Einheit der deutjchen Nation 
feſt und ſieht es als eine unabweisliche Pflicht der deutichen Staaten 
an, für die letteren den angemefjenen Ausdrudf zu finden. 

Die Königliche Regierung legt eg die Grundzüge einer 
neuen, den Zeitverhältniffen entjpredhenden Einigung hiermit noch 
vor und erklärt ſich bereit, auf den alten, durch eine ſolche en 
modificirten Grundlagen einen nenen Bund mit denjenigen deutjchen 
Regierungen zu ſchließen, welche ihr dazu die Hand reichen wollen. 

Der Gefandte vollzieht die Befehle feiner allerhöchſten Regierung, 
indem er feine bisherige Thätigfeit hiermit nunmehr für beendet erflärt. 

Schließlich hat der Gefandte feiner allerhöchjiten — in deren 
Namen und Auftrag, alle derſelben aus dem bisherigen Bundesverhältniß 
zuſtehenden und ſonſt noch daraus entſpringenden Rechte und Anſprüche 
jeder Art auf das Eigenthum und alle Zuſtändigkeiten des Bundes vor— 
zubehalten und zu wahren; insbeſondere iſt er noch angewieſen, gegen 
jede Berwendung bemilligter Bundesgelder refp. gegen jede Dispofition 
darüber, welche ohne ihre befondere Zuftimmung etwa erfolgen jollte, aus— 
drüdlih Proteft einzulegen.“ 


Erklärung des „Preußiſchen Staatö-Anzeigers*: 


Die — Sr. Majeſtät des Königs iſt durch das bundeswidrige 
Verfahren einer Mehrzahl ihrer bisherigen deutſchen Bundesgenoſſen zu 
einem Schritte gezwungen worden, durch welchen das beſtehende ——— 
Vertragsrecht weſentlich alterirt wird. 

Oeſterreich, deſſen Heeres-Maſſen unſere Grenzen bedrohen, hatte 

im ſchroffſten Widerſpruch mit dem Geiſt und Wortlaut der Bundes: 
Acte am 11. Juni d. J. die Mobilifirung des geſammten außerpreußifchen 
Bundesheeres in Antrag gebracht und zwar wegen angeblicher Gefährdung 
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feines Befigftandes in Holftein durch preußifcherjeit3 gebrauchte Selbit- 
bülfe, unter Berufung auf Artikel 19 der Wiener Schlußacte. 

Diejer Artifel bildet aber nach dem bisherigen Bundesrechte feinen 
Anhalt für Friegerifche Vorkehrungen des Bundes. Er ift vielmehr nur 
der Ausgangspunkt für dad durch die folgenden Artikel der Wiener 
Shlußacte vorgejchriebene rechtliche Verfahren. Mittelit des letzteren 
jolten ſolche Streitigkeiten zwiſchen Bundesgliedern beigelegt werden, 
welche in die verfaſſungsmäßige Competenz des Bundes fallen und für 
dieſes rechtliche Verfahren enthält ſchließlich die Executions-Ordnung die 
weiteren Vorſchriften. 

Eine Mobiliſirung oder Aufſtellung des Bundesheeres auf Grund 
der — Berfoffung gegen ein Bundesglied kennen die Bundes— 
verträge nicht. Eine ſolche ſteht im directen Gegenſatz zu dem Artikel 2 
und dem Artikel 11, Alinea 4, der Bundesacte, welche Artikel als 
Artikel 54 und 63 der Wiener Congreßacte vom 9. Juni 1815 auch einen 
Beſtandtheil des europäifchen Rechtes bildeten. 

Beides, das Bundesrecht wie das europäiſche Recht, mußte hiernach 
durh den öfterreichiihen Antrag verlegt werden. Als derjelbe trog des 
von Seiten Preußens dagegen erhobenen Proteftes in der Bundestags 
figung vom 14. Juni dennoch zur Berhandlung gelangt und von der 
BundesverJammlung mit einfacher Majorität zum Bejchluß erhoben worden, 
bat der Königliche Bundestagsgefandte Namens Sr. Majeftät des Königs 
den dadurch vollzogenen Bruch des Bundes conftatirt und unter Wahrung 
aller aus dem bisherigen Bundesverhältnig Preußen noch zuftehenden oder 
entipringenden Rechte die Bundesverjammlung verlafjen. 


Der Untergang des alten, Grundlegung eines 
neuen deutihen Bundes. 
„Provinzial- Eorrejpondenz.” 


„Der 14. Juni ift in der Geſchichte Deutjchlands fortan ein Tag von 
dauernder Bedeutung: am 14. Juni 1866 ift der beutfche Bund in feiner bis- 
berigen Geftalt vernichtet worben. 

Defterreich gedachte den Bund gegen Preußen ins Feld zu führen: daran 
ift er zu Grunde gegangen. — — — — 

Dur DOefterreih und feine Genofjen ift der bisherige Bund ber deutſchen 
Staaten zertrümmert. 

Preußen aber hat in demjelben Augenblide, wo es gegen die Drobung und 
Gewaltthat diejer Staaten die Waffen ergreift, zugleich verkündet, daß es auf den 
Trümmern des alten Bundes einen neuen kräftigen Bau für Deutichlands Ehre, 
Macht und Größe errichten will. 

Unjere Regierung batte ſchon am 9. April die notbwendigen Schritte zum 
Awed einer Bundesreform in Frankfurt beantragt, und jpäter ihre Vorjchläge 
zu biefer Reform näher dargelegt. Der Gang ber Verhandlungen am Bunde 
gab jedoch Feine Hoffnung zu baldiger Förberung ber Sache. Vergeblich hatte 
Preußen wiederholt darauf hingewiefen, daß möglicherweife der Frieden in Deutſch— 
land dadurch erhalten werben könne. 

Selbft der dringende Wunjch der beutihen Stämme für bie Erhaltung des 
Friedens vermochte dem Preußifhen Neform- Antrage bei Defterreih und ber 
Mehrzahl der Mittel» und Kleinftaaten feinen Eingang zu verſchaffen. Defter- 
ti vor Allen bielt fett am Widerſtande gegen eine wirkliche Befeftigung ber 
deutihen Verhältniſſe. 
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Da wanbte fih Preußen unmittelbar an die beutjchen Regierungen unb 
legte ihnen unter dem 10. Juni die Grundzüge einer neuen Bundesverfaffung 
vor, mit der Bitte, biejelben „einer forgfältigen Erwägung zu unterziehen und 
fich zu entjchließen, ob fie, wenn in ber Zmijchenzeit bei der drohenden Kricgs- 
gefahr die alten Verhältniſſe fih löſen follten, einem auf folder Grundlage neu 
zu errichtenden Bunde beitreten wollten.“ 

Statt des alten machtloſen Bunbes foll eine neue Berbin- 
bung dbeutjher Fürften und Böller auf den Grundlagen wahrer 
Macht und echter Freiheit errichtet werben. Preußen foll in diefem 
Bunde die Stellung einnehmen, welde ibm nah feiner wirk— 
he Bedeutung und nad feinen Leiftungen für Deutſchland ge- 
bührt. 

Die Selbſtſtändigleit der einzelnen Staaten wird fo viel als möglich ge— 
fhont: nur Diejenigen Opfer werden ihnen zugemutbet, welche für die große 
gemeinfame Sade, für die Aufrihtung einer kräftigen deutſchen Geſammtmacht 
unbedingt erforderlich find. 

Nur jo fanın der neue Bund eine Duelle frifchen Lebens und erſprießlicher 
Kraft, ein feiter Grund der Wohlfahrt und der Größe des gefammten Bater- 
landes werben.“ 


15. Juni. Preußiihe Circular-Depeſche an die Staaten, 
welche die Wiener Congreßacte unterzeichnet haben. 


„Em. :c. habe ih von einem Ereigniſſe Mittheilung zu machen, 
durch welches das beftehende Europäifche Recht weſentlich alterirt 
wird. 

Die Bundesverfammlung in Frankfurt a. M. hat in ihrer geftrigen 
Sigung (14. Juni) mit 9 Stimmen unter 16 die Mobilifirung des ge— 
fammten außerpreußiichen Bundesheeres bejchloffen, nachdem Oeſterreich, 
welches die diplomatiichen Beziehungen zu uns bereitS abgebroden hat, 
und defjen Heeres-Maſſen unfere Be jeit 3 Monaten bedrohen, am 
11. Juni diefe Maßregel mit Berufung auf Artikel 19 der Wiener Schluß: 
afte vom 8. Juni 1820 megen angeblicher Störung feines Befigftandes 
in Holftein veranlaßt hatte. Der zur Begründung diefes feindlichen Acts 
ige Aka Artikel 19 der Wiener Schlußacte bildet befanntlih nur 
den Ausgangspunft für das, durch die folgenden Artikel vorgejchriebene 
rechtliche Verfahren, durch welches Streitigkeiten zwiſchen Bundesgliedern 
beigelegt werden follen, wenn fie in die verfafiungsmäßige Competenz des 
Bundes fallen und für welches jchlieglih die Erecutiond- Drdnung die 
weiteren Vorſchriften enthält. Die Aufjtellung eine8 Bundesheeres gegen 
ein Bundesglied auf Grund der Bundesfriegs-Verfaffung, wie fie nad 
Defterreihs Antrag beichloffen worden ift, mwiderjpricht dem Zwede und 
Geiſte des Bundes und dem Wortlaute der Bundesacte, namentlich deren 
Artikel 2 und Artikel 11 (letter Alinea), welche den Artikel 54 und Ars 
tifel 63 der Wiener Congreßacte vom 9. Juni 1815 bilden. und dort wie 
folgt lauten: 

Article 54. Le but de cette Confederation est le maintien de la 
süret6 exterieure et interieure de l’Allemagne, de l'ind&pendance et 
de l’inviolabilit6 des états confederes. 

Article 63. (alinea 3): Les &tats confederes s’engagent de möme 
a ne se faire la guerre sous aucun prötexte, et à ne point poursuivre 
leurs differences par la force des armes, mais ä les soumettre & la diete. 
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Celle-ei essaiera, moyennant une commission, la voie de la meditation. 
Si elle ne r&ussit pas, et qu’une sentence juridique devient nöcessaire, 
l y sera pourvu par un jugement Austregal (Austrägal- Instanz) bien 
organise, auquel les parties litigeantes se soumettront sans appel. 

Nahdem der bundeswidrige Defterreichifche Antrag nicht nur gegen 
breußens Proteft zur Verhandlung gelangt, fondern auch durd die 
Bundes- Verfammlung mittelft der erwähnten einfahen Majorität zum 
Veſchluß erhoben worden war, hat der Königliche Bundestagsgejandte 
Namens Sr. Majeftät des Königs den Bruch des Bundesvertrages mittelft 
fierliher Erklärung in der Bundes -Berfammlung conftatirt, und dieſe 
Verfammlung, in welcher die Mehrzahl der Gefandten Staaten reprä- 
ientirt, welche ſich ſchon vorher zu feindlichen Schritten gegen Preußen 
vereinigt hatten, nach diefem Act jofort verlaffen. 

Der Königlichen Regierung liegt nunmehr die Pflicht ob, den Bruch) 
des Bundesvertrages, 3 j Beitimmungen jede Haltung verloren haben, 
zunächſt auch vor denjenigen Mächten in förmlicher Weiſe zu fonftatiren, 
melde durch Unterzeichnung der Wiener Congreßacte vom 8. Juni 1815 
oder durch Beitritt zu — Mitbegründer dieſes an. geweſen 
ſind, wenn fie auch feine Garantie für deſſen Aufrechterhaltung über— 
nommen haben. ch beehre mich daher, Ew. :c. zu beauftragen, den In— 
dalt diefer Depeſche mittelft Note zur Kenntniß der .... Negierung zu 
bringen und davon, daß dies ——— mich ſchleunigſt zu benachrichtigen. 
Der Tert unſerer Erklärung in der Bundestagsfigung vom 14. Juni d. J. 
it bier in doppelten Eremplaren für Em. :c. angejchloffen, um ihn der 
Rote beifügen zu können. 

von Bismard. 


Der deutſche Arien, 


47. Der Ausbrud) des firieges. 


1866. 15. Suni. Preußiſche Sommationen. 
J. 


Sommation an Sachſen. 


Der Preußiſche Geſandte in Dresden an den ſächſiſchen Miniſter 
Freiherrn von Beuſt. 


„Die Königlich ſächſiſche Regierung hat am 14. d. M. dafür geſtimmt, 
daß die hohe Bundesverſammlung die Mobilmachung ſämmtlicher Bundes— 
armeecorps mit Ausſchluß der Preußiſchen anordne. Die Königlich 
Preußiſche Regierung kann darin neben der Verletzung des Bundesver— 
hältniſſes nur einen directen Act der Feindſeligkeit gegen Nic jelbft erfennen, 
und ſchon die geographifche Yage des Königreichs Sachſen in Beziehung 
auf die ihm benachbarten Preußifchen Yandestheile macht ihr e8 unmöglich, 
über die feindfelige Stellung hinwegzuſehen, welche die Königlich ſächſiſche 
Regierung hierdurch ihr gegenüber eingenommen hat. 

Der unterzeichnete Königlich Preußiiche außerordentlihe Gejandte und 
bevollmäcdtigte Minifter hat infolge deflen den Auftrag erhalten, die 
Königlich ſächſiſche Regierung um eine Erflärung darüber zu erjuchen, ob 
Seine Majeftät der König von Sachſen ein Bündnig mit Preußen fliegen 
will unter der Bedingung, daß 

1) die Königlich Fächhichen Truppen fofort auf den Friedenzftand vom 
1. März d. J. zurlidgeführt werden, 

2) Sachſen der Berufung des deutihen Parlament zuftimmt umd 
die Wahlen dazu ausjchreibt, jobald es von Preußen geichieht, 

3) Preußen dem Könige jein Gebiet und feine Souverainetätsrechte 
nah Maßgabe der Reformvorjchläge vom 14. d. gewährleiftet. 

Sollte die Königlich ſächſiſche Regierung fich nicht entjchliegen können, 
ein ſolches Bündniß zu fchliegen, jo würde Seine Majeftät der König 

u feinem lebhaften Bedauern fih in die Nothwendigkeit verjegt finden, 
dns Königreihd Sachſen ald im Kriegszuſtand gegen Preußen befindlich 
zu betrachten und dieſem Verhältniß entjprechend zu handeln. 

Indem der Unterzeichnete noch die Ehre hat zu bemerken, daß er 
angemiejen ift, eine Antwort im Laufe dieſes Tages zu erbitten, und daß 
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eine Berzögerung derjelben über diefen Termin hinaus ebenfo wohl wie 
eine außmweichende Antwort al3 eine Ablehnung angefehen werden würde, 
benugt er auch diefe Gelegenheit ꝛc.“ 


I. 


Sommation an Hannover. 


Der preußifche Gejandte in Hannover an den bannoverfhen Mi- 
nifter Grafen von Platen. 


„Der in der Sigung des Bundestags vom 11. d. M. geftellte Antrag 
af Mobilmahung eines Bundesheeres gegen Preußen in Berbindung 
mit der Haltung, welche eine Anzahl von Bundesregierungen in Anlehnung 
en die bundeswidrigen und —— Richtungen Oeſterreichs gegen uns 
— hat den Bruch des bisherigen Bundesverhältniſſes herbei- 
gerührt, 

Diefe Borgänge legen Seiner Majeftät dem Könige, de unter 
zeichneten Allergnädigften Herrn, die Pflicht auf, die zum Schuge Preußens 
gegen den beabjichtigten Angriff geeigneten und durch das Bedürfniß der 
Selbfterhaltung gebotenen Mittel zur Anwendung zu bringen. 

Die geographiiche Yage des Königreichs Hannover macht dafjelbe zu 
emem wichtigen Moment in dem Syftem Ddiefer Bertheidigung. Die 
Königlich hannoverfche Regierung wird es daher er finden, 
wenn in der Spannung der gegenwärtigen Situation Deutichlan 3, melde 
durh den bundeswidrigen Antrag Defterreihs vom 11. c. gekennzeichnet 
wird, Preußen von ihr beftimmte Erklärungen und Bürafhoften über die 
zulünftige gegenfeitige Stellung zu erbitten fich genöthigt fieht. 

Diefe Bürgichaften können nad der Yage der Dinge und dem Ber- 
halten Hannovers ſeit der Mittheilung des Herrn von Stodhaufen vom 
14.0. M. nur in dem Abjchluffe eines Bündniffes zwifchen Preußen und 
Hannover auf folgende Bedingungen gefunden werden, daf 

1) die Königlihen Truppen ſofort auf den Friedensſtand vom 1. März c. 

zurüdgeführt werden; 

2) Hannover der Berufung des deutjchen Parlaments zuftimmt und 

die Wahlen dazu ausjchreibt, jobald e8 von Preußen gejchieht; 

3) Preußen dem Könige fein Gebiet und feine Souverainetätsrechte 

nah Maßgabe der Reformvorſchläge vom 14. c. gemwährleijtet. 

Der Unterzeihnete ift beauftragt worden, eine Erklärung darüber 
nachzuſuchen, ob Seine Majeftät der König von Hannover Willens ift, 
dad erwähnte Bündniß zu fließen. 

Im Falle der Alarme Seiner Majeftät des Königs ift der 
Unterzeichnete ermächtigt, im Namen Seiner Majeftät des Königs, feines 
Be ec Herrn, die Zuficherung zu ertheilen, daß Allerhöchftderjelbe 
das Königreich vertheidigen und die Hechte und Intereſſen Seine nun— 
nehrigen Bundesgenofjen mit Seinen eigenen wahrnehmen werde. 

‚Sollte wider Erwarten eine ablehnende oder außmweichende Antwort 
olgen, jo würde Seine Majeftät der König Sich zu Seinem lebhaften 
dedauern in die Nothwendigkeit verfegt finden, das Königreich als im 
Kriegszuftand gegen Preußen befindlich zu betrachten und demgemäß in 
Semen Beziehungen zu demfelben nur noch die Rüdfichten auf den Schuß 
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> — Landes und das militäriſche Erforderniß maßgebend ſein 
zu laſſen. 

Indem der Unterzeichnete noch ih bemerken fich beehrt, daß er eine 
Antwort im Laufe des Tages zu erbitten angewieſen ift, benußt er ꝛc.“ 


III. 


Faft — iſt die von dem Preußiſchen Geſandten in Kaſſel, 
Herrn v. Roeder, am 15. d. M. der kurheſſiſchen Regierung überreichte 
Note bis auf folgende Stelle: 

„Die geographifhe Lage des Kurfürſtenthums macht die Stellung 
defielben zu einem wichtigen Moment in dem Spftem der Preußen durd 
die Situation gebotenen Vertheidigung und die Königliche Regierung kann 
daher um jo weniger die durch die Abftimmung der Kurfürftlihen Re— 
ierung befundete Theilnahme an dem gegen Preußen gerichteten Act der 
Feindfeligfeit mit Gleichgültigkeit betrachten. Der Unterzeichnete ift daher 
beauftragt, von der Kurfürftlihen Regierung eine Erklärung über die 
Stellung, melde fie nach der Auflöfung des alten Bundesverhältnifjes 
einzunehmen gejonnen ift, zu erbitten, und die Anfrage an fie zu richten, 
ob Seine Königliche Hoheit der Kurfürft mit Preußen ein Bündniß unter 
folgenden Bedingungen einzugehen bereit ift, daß ꝛc.“ 


16. Juni. Ablehnung der Sommationen. 


I. 
Antwort des ſächſiſchen Minifters Freiberen v. Beuft: 


„Der Unterzeichnete bat die Note, welche unter Heutigem an ihn zu richten 
dem Königlih Preußiſchen außerordentlihen Geſandten und bevollmächtigten Mi- 
nifter Herrn von der Schulenburg» Priemern gefällig war, zu empfangen bie Ehre 
gehabt und nicht gefäumt, ſolche Seiner Majeftät dem Könige, jeinem Allergnä- 
Digften Herrn, zu unterbreiten. Im Folge deſſen ift derjelbe beauftragt, nachſte— 
bende ergebenfte Erwiderung zu ertbeilen. 

Die Königlich ſächſiſche Regierung kann die Auffaffung, welde in ber geebrten 
Note dem geftrigen Bundesbeſchluſſe gegeben wird, nur aufrichtig bedauern, fie 
vermag aber bie Anficht keineswegs zu tbeilen, daß das Bundesverhältniß damit 
gelöft werbe. Die Grundgejete des Bundes jchließen befanntlich Die Auflösbarkeit 
deffelben aus. Der Bund dagegen banbelt unbeftritten innerhalb feiner Com— 
petenz, wenn er die vollftändige oder theilweiſe Mobilmahung des Bundesheeres 
beichließt, und ba hierauf bezügliche Beichlüffe grundgejeglich nicht an Einjtimmigkeit 
— ſind, ſo iſt ein diesfallſiger Majoritätsbeſchluß ein verfaſſungsmäßig 
gültiger. 

Die Königlich ſächſiſche Regierung würde demnach dem unter 1 am dieſelbe 
geftellten Antrage nicht Folge geben können, obne ibrer Bundespflicht volllommen 
untreu zu werben. 

Was den Antrag unter 2 betrifft, jo ift bie jächfiiche Regierung gemeint, 
auf die baldige Einberufung des deutſchen Parlaments mit allem Nachdrud hin— 
zuwirken; fie wirb aber foldhes, den Anträgen ihrer Kammern gemäß, in ber 
Weije thun, daß ein Parlament für ganz Deutichland gewählt werde, und fie 

eht davon aus, daß die Ausjchreibung der Wahlen nidht von einer einzelnen 
egierung zu erfolgen habe. 

Sollte unter diefen Umftänden die Regierung Seiner Majeftät des Könige 
von Preußen in der Ablehnung des vorgejchlagenen Bindniffes wirklich einen 
Grund erkennen, das Königreih Sachſen im Kriegszuftand gegen Preußen be- 
findlih zu betrachten und diefem Verhältniß entſprechend zu handeln, jo bliebe 
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der Königlichen Regierung nichts übrig, als gegen ein ſolches Vorgehen mit Be- 
zugnahme auf bie Grundgeiete des Bundes laut und entjchieden zu proteftiren, 
und die Abwehr des Bundes anzurufen. 

Indem der Unterzeichnete den Herrn Gefandten erfucht, vorftebende Erwi— 
derung zur Kenntniß feiner höchſten Regierung bringen zufwollen, benutt er auch 
dieſen Anlaß zur erneuten Berfiherung feiner ausgezeihneten Hochachtung.“ 


II. 
Aus der Antwort des bannoverfchen Minifters Grafen Platen: 


Diefelbe enthält im Wejentlihen dieſelben Ausführungen, wie obige 
Antwort Sachſens. In Betreff der zweiten und dritten Forderung 
Preußens beift es: 


„Die zweite Bedingung verlangt, daß Hannover ber Berufung des beutfchen 
Parlaments zuftimme und die Wablen dazu ausichreibe, jobald e8 von Preußen 
geibieht. Der Unterzeichnete beebrt fich, in Betreff dieſes Punktes darauf binzu- 
weilen, daß die Vorſchläge zur Berufung eines deutſchen Parlaments der Bunbes- 
verjammlung zur Beichlußfaffung vorliegen, und daß die Königlich hannoverſche 
Regierung, eingedenk ihrer Bunbespflicht, eine vom Bunde abgejonderte Behand— 
fung biefer für Die ganze deutſche Nation jo bochwicdhtigen und folgenjchweren 
Angelegenheit nicht für zuläffig erachten fann. Wenn drittens Preußen Dagegen 
Seiner Majeftät dem Könige von Hannover Sein Gebiet und Seine Souverai- 
metätsrechte nah Maßgabe der Reformvorichläge vom 14. d. Mts. gewährleiften 
will, fo kann der Unterzeichnete in der That in den erwähnten Reformvorichlägen 
eine Garantie für die Souverainetätsrechte des Königs, feines Allergnädigften 
Herrn, nicht erbliden. Die Reformvorſchläge vom 14. d. Mts. greifen fo tief und fo 
wejentfih in die Souverainetätsrechte ein, daß fie einen der Mediatifirung gleichen 
Erfolg beforgen laſſen. Wen hiernach der Unterzeichnete ſich in der Lage erklären 
muß, die von Seiner Durchlaucht dem Prinzen zu Mfenburg Namens der Kö— 
niglih Preußiſchen Regierung ihm mitgetbeilten Vertragsbedingungen abzulehnen, 
fo lann er dabei nur auf das Entjchiedenfte wiederholen, daß die Königlich ban- 
noverſche Regierung fi bewußt ift, auf dem Boden bes unanfechtbaren völler— 
schtlih garantirten Bundesrechts zu fteben, und daß das Feſthalten an dieſem 
Rechte nach ihrer Anficht der Königlich Preußiſchen Regierung keine Beranlaffung 
bieten Fünne, das Königreih Hannover als im Kriegszuftand mit Preußen be- 
findlich zu betrachten.” 


(Aehnlich lautet die Erwiderung Kurheſſens.) 


16. Zuni. Erklärung des „Preußiſchen Staats-Anzeigers“ 
über die Ablehnung der Sommationen. 


„Nachdem dur Beſchluß vom 14. Juni der Bund gebrochen und Preußen 
mit Krieg bebrobt worden, erheiſchte das Gebot der Selbfterhaltung, das Land 
gegen die Nachbarſtaaten zu fihern. Preußen bat deshalb am 15. Juni Sadjfen, 
Hannover und Kurheſſen ein Bündniß auf Grund unbewaffneter Neutralität an- 
geboten, mit der Bedingung der Berufung des deutſchen Parlaments bebufs 
Eiherftellung des Friedens. Gleichzeitig bat Preußen jenen Staaten die Gewähr- 
kiftung ibres Befitftandes und ihrer Souverainetät zugefagt. 

Die gedachten drei Staaten haben dieſes Anerbieten abgelehnt. 

Da die geographiſche lage Preußens nicht geftattet, dort offene 
oder verbedte Feindſchaft bei anderweitem Kriege zu ertragen, fo 
baben die Königlihen Truppen beut Morgen in allen brei Rid- 
tungen die Grenze Üüberjchritten, um zu verhindern, daß man uns von 
dort im Rüden angreift, während wir uns gegen Defterreich vertheidigten.“ 


462 
1866. 

Der „Staats Anzeiger” meldet weiter: Die Regierungen von Kurbeffen 
und Hannover haben bem VBernehmen nah die Eifenbahnverbindungen durch ihre 
Staaten ebenjo wie die Telegraphenlinien durch biefelben unterbrechen laſſen. 
Auf dem in diefer Nacht durch Hannover gelommenen Schnellzuge bat fih ein 
Pionier - Detahement befunden, angeblihd um den Befehl zur —— der 
hannoverſchen Bahn an der braunſchweigiſchen Grenze zur Ausführung zu bringen. 

Dieſe Thatſachen zeugen deutlicher als jede andere, wie unmöglich es für 
Preußen war, in dem Augenblicke, wo es von Oeſterreich mit Krieg bedroht iſt, 
dieſe Länder, welche beide Theile der Monarchie trennen, als zweifelhafte und 
auf den von Preußens Gegnern dictirten Bundesbeſchluß hin rüſtende Nachbarn 
in ſeinem Rücken zu behalten. 

Nachdem die hannoverſche Regierung ſich in ihrer Note vom 14. Maid. J. 
erboten hatte, einen von Preußen gewünjchten Neutralitäts-Vertrag abzuſchließen, 
nachdem Preußen diejes Anerbieten eben jo amtlich angenommen, Hannover aber 
feine Zufage nicht gehalten und fich durch feine Abftimmung für die Mobilmachung 
ber Contingente der deutſchen Staaten gegen Preußen ausgeiproden hatte, war 
es für Preußen unmöglich, anders zu handeln, als geſchehen ift. 

Die hannoverfche Regierung wird ihrem Lande gegenüber die Verantwortung 
zu tragen haben, daß fie das jo freundlich bargebotene Auskunftsmittel eines 
Neutralitäts - Vertrages mit Preußen, bei welchem gleichzeitig Hannovers Beſitz 
und Souverainetät verbürgt worden wäre, von ber Hand gewieſen und bie üfter- 
reihiihe Bunbesgenofjenichaft vorgezogen bat. 


16. Juni. Preußens Erklärung an die fremden Mächte. 


Depeiche ded Grafen Bismard an die Vertreter Preußens 
im Auslande. 


„Wir hatten es vorausgejehen, daß die unvermutheten und nicht zu 
rechtfertigenden Nüftungen Defterreich8 eine verhängnigvolle Kriſis herbei— 
führen würden. Dieje Krifis ift jest ausgebrochen, 

Die drei neutralen Mächte haben die Gefahren der Situation zu 
beſchwören gefucht, indem fie die Fragen, melde den Frieden Europas 
bedrohten, gemeinjchaftlihen Berathungen zu unterziehen verſuchten; aber 
ihre Bemühungen find an dem Widerftreben Oeſterreichs gejcheitert. 

Die Löſung der Elbherzogthümer- Frage war dur die Berträge 
einer gemeinjamen Berftändigung zwijchen den beiden jouverainen Mächten 
vorbehalten worden. Da Defterreich fi von feinen Verpflichtungen los— 
fagte, um jene Pöfung außerhalb der von ihm unterzeichneten Verträge zu 
juchen, hat der König, unſer erhabener Herr, ſich genöthigt gejehen, feine 
re in Holftein einrüden zu laffen, ohne indejjen damit Defterreich 
das 2 ftreitig zu machen, jeine Truppen nah Schleswig rüden zu 
lafien. Der Bruch des Gafteiner Vertrages berechtigte Seine Majeftät 
zu diefer Maßregel; die Pflicht, feine Rechte zu vertheidigen, gebot fie ihm. 

Defterreich hat e8 vorgezogen, feine Truppen aus dem Herzogthum 
abziehen zu laſſen, und indem es beim deutjchen Bunde eine mwillfürliche 
Klage R Friedensbruch erhob, machte e3 dem Bundestage in Frankfurt 
eine Vorlage, deren bloße Zulafjung zur Berathung ſchon einen offen- 
fundigen Bruch des Bundesvertrages bildete. 

Der von Defterreih in der Sigung des 11. Juni geftellte Antrag 
bezwedte nichts weniger, als die Decretirung des Bundeskrieges gegen 
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eined der Bumdesglieder, eine mit dem Buchftaben und Geifte der Verträge 
und dem Grundzmede derjelben durchaus unvereinbare Maßnahme. 

Diefer Antrag murde, ftatt ohne Weitered befeitigt zu werden, in der 
Sigung vom 14. ). Mts. mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Diefe Verlegung des Bundesvertrages jchließt nothwendig die Zer- 
reigung des Bandes, welches die Mitglieder des deutihen Bundes vers 
ainte, in fih. Der Gefandte des Königs war beauftragt, dies am Bundes— 
tage in derjelben Sigung zu erflären. Diefe Borgänge haben die Regierung 
Seiner Majeftät von allen Verpflichtungen befreit, welche das Bundes- 
verhältmiß ıhr bisher auferlegte, wie auch andererjeit3 die bisherigen 
Bundesmitglieder feinen Anſpruch mehr haben, Gerechtfame auszuüben, 
die ihnen nur in Gemeinfchaft mit Preußen zuftanden, oder ohne Preußen 
noch al3 Vertreter des Bundes aufzutreten. 

So jehen wir Bande zerriffen, welche Preußen während der Dauer 
zweier Generationen um den Preis mancher Opfer aufrecht zu erhalten 
beftrebt war, wenngleich es erkennen mußte, daß diefelben nur Er unvoll⸗ 
fommen den Anforderungen der Zeit entſprachen. Aber Angeſichts der 
offenen Feindfeligfeit, welche der Bundesbeichluß, die Bundesmacht gegen 
Preußen zu mobilifiren, befundete, jah fih Seine Majeftät in die Noth- 
mwendigfeit verjegt, auch feinerjeit3 jene Maßregeln zu treffen, welche die 
Sorge für die eigene Vertheidigung und die Pflichten gegen fein Volk ge- 
bieterifch von ihm forderten. 

Die Regierung des Königs hat zu dem Ende den morddeutjchen 
Staaten, die an Preußen angrenzen, ein neues Bündniß angetragen, defien 
Annahme die Gefahren bejeitigen würde, die wir von der geographiichen 
Lage diefer Staaten mitten zwifchen Theilen des Preußifchen Gebiets zu 
fürchten hatten. Cie hat ſich bereit erflärt, mit diefen Regierungen und mit 
einem deutjchen Parlamente in Verhandlungen zu treten, um die Haupt» 
punkte dieſes Bündniſſes feftzuftellen. Aber in Erwägung des Standes 
der Kriſe, in welcher wir uns befinden, hat fie diefelben erfuchen müſſen 
vor Allem ihre Truppen auf den Friedensfuß zurüd zu verjegen oder 
au fie mit den unſrigen zur Befämpfung der Be Gefahr zu 
vereinigen und ihre Zuftimmung zur Berufung eines deutſchen Parlaments 
zu erflären. Die Regierung des Königs ift ſich bewußt, bei Formulirung 
diefer Forderungen ſich in jo enge Grenzen gejchloffen zu haben, als die 
Sorge für ihre eigene Vertheidigung es ihr geftattete. Wenn fo mäßige 
Sorflellungen nicht angenommen werden, jo wird fie ſich genöthigt ſehen, 
fih auf ihre eigene Macht zu ftügen und gegen die Regierungen, die ſich 
al3 ihre entjchtedenen Gegner erkennen (offen, alle Mittel, über die fie 
zu verfügen hat, zur Anwendung zu bringen. Die Verantwortlichkeit fir 
die daraus entjtehenden Folgen wird in vollem Maße auf diejenigen zus 
rüdfallen, die durch ihre feindlichen Umtriebe dieſe Situation gelhafen 
und im legten Augenblide die Hand, die Preußen ihnen geboten, zurüd- 
geftogen haben werden. 

Ich erfuhe Sie, Herr..., in diefem Sinne, Sich gegen die Regie- 
tung, bei der Sie beglaubigt find, auszufprechen, und ich ermächtige Sie, 
von diefer Depeſche Abjchrift zu geben. 

Empfangen Sie x. 
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18. Juni. Preußiihe Proclamation „An daß deutjde 
Volk.“ 


„Nachdem der deutſche Bund ein halbes Jahrhundert lang nicht die 
Einheit, ſondern die Zerriſſenheit Deutſchlands dargeſtellt und gefördert, 
dadurch längſt das Vertrauen der Nation verloren hatte und dem Aus— 
lande als die Bürgſchaft der Fortdauer deutſcher Schwäche und Ohnmacht 

alt, hat er in den letzten Tagen dazu gemißbraucht werden ſollen, 

eutſchland gegen ein Bundesglied in die Waffen zu rufen, welches 
durch den Vorſchlag der Berufung eines deutſchen Parlaments den erſten 
und entſcheidenden Schritt zur Befriedigung der nationalen Forderungen 
ethan hatte. Für den von Oeſterreich erſtrebten Krieg gegen ** 
—* jeder Anhalt in der Bundesverfaſſung, wie jeder Srund oder auch 
nur fcheinbare Vorwand, 

Mit dem Beihluß vom 14. Juni, durch welchen die Mehrheit der 
Bundesglieder beſchloß, fi zum Kriege gegen Preußen zu rüſten, ift der 
Bundesbruc vollzogen und das alte Bundesverhältnif zerrifien. 

Nur die Grundlage des Bundes, die lebendige Eindeit der deutſchen 
Nation, ift geblieben; und es ift die Pflicht der Wegierungen und 
des Volkes, für diefe Einheit einen neuen lebenskräftigen Ausdrud zu 
finden. 

Für Preußen verbindet ſich damit die Pflicht zur Vertheidigung feiner 
durch jenen Beſchluß und durh die Rüftungen feiner Gegner bedrohten 
Unabhängigkeit. Indem das preußiiche Volk zur Erfüllung diefer Pflicht 
jeine Selammtkroft aufbietet, bekundet es zugleich den Entichluß, für die 
im Interejle Einzelner bisher gewaltſam gehemmte nationale Entwidelung 
Deutjchlands den Kampf aufzunehmen. 

In diefem Sinne hat a fofort nach Auflöfung des Bundes 
den Regierungen ein neues Bündniß auf die einfachen Bedingungen des 
gegenfeitigen Schuged und der Theilnahme an den nationalen Beftrebungen 
angeboten. Es verlangte nichts als Sicherung des Friedens, umd zu 
diejem Behufe jofortige Berufung des Parlaments. 

Seine Hoffnung auf Erfüllung diejes gerechten und mäßigen Ber: 
langens ift getäufcht worden. Das Anerbieten Preußens ift abgelehnt, 
und lettered damit genöthigt worden, nad) der Pflicht der Selbfterhaltung 
zu verfahren. Feinde oder zweifelhafte Freunde kann Preußen an feiner 
— und zwiſchen ſeinen Grenzen in einem ſolchen Augenblick nicht 

ulden. 

Indem die preußiſchen Truppen die Grenze überſchreiten, kommen 
fie nicht als Feinde der Bevölkerung, deren Unabhängigkeit 
Preußen achtet, und mit deren Vertretern es in der deutſchen National— 
Derfammlung gemeinfam die Fünftigen Gefchide des deutjchen Baterlandes 
zu berathen hofft. 

Möge das deutjche Volk, im Hinblid auf diefes hohe Biel, 
Preußen mit Vertrauen entgegenfommen, und die friedliche 
Entwidelung des gemeinfamen Baterlandes fördern umd 
jihern helfen!“ 


465 
1366. 


17. Juni. Kriegd-Manifeft des Kaijerd von Defterreid. 


„An meine Bölfer! Mitten in dem Werke des Friedens, das Ich unter- 
nommen, um die Grundlagen zu einer Berfaffungsform zu legen, welche die Ein- 
beit und Machtftellung des Geſammtreichs feftigen, den einzelnen Ländern und 
Völkern aber ihre freie innere Entwidlung fihern fol, hat meine Regentenpflicht 
Mir geboten, Mein ganzes Heer unter bie Waffen zu rufen. 

An den Grenzen des Reichs, im Süden und Norden, fteben bie Armeen 
zweier verbünbeter Feinde, in ber Abficht, Defterreih in feinem europäifchen 
Machtbeſtande zu erfchüttern. Keinem berjelben ift von Meiner Seite ein Anlaß 
zum Kriege gegeben worden. Die Segnungen bes Friedens Meinen Böllern zu 
erhalten, habe ch, deſſen ift Gott der Allwiffende Mein Zeuge, immer für eine 
— erſten und heiligſten Regentenpflichten angeſehen, und getreu ſie zu erfüllen 
getrachtet. 

Allein die eine der beiden feindlichen Mächte bedarf feines Vorwands; 
lüftern auf den Raub von Theilen Meines Reiches, ift der günftige Zeitpunkt 
für fie der Anlaß zum Krieg. Verbündet mit den Preußiichen Truppen, die uns 
als Feinde nunmehr gegenüberfteben, zog vor zwei Jahren ein Theil Meines 
treuen und tapfern Heeres an die Geftade der Nordſee. Ich bin dieſe Waffen- 
genoſſenſchaft mit Preußen eingegangen, um vertragsmäßige Rechte zu wahren, 
einen bedrohten deutſchen Bollsftamm zu ſchützen, das Umbeit eines unvermeid- 
lihen Krieges auf feine engften Grenzen einzufchränfen, unb in der innigen Ber- 
bindung ber zwei mitteleuropäiſchen Großmächte — denen vorzugsweiſe die Auf- 
gabe der Erhaltung des europäiſchen Friedens zu Theil geworden — zum Wohle 
Meines Reichs, Deutichlands und Europa’s eine joldhe dauernde Friedensgarantie 
zu gewinnen. Eroberungen babe Ich nicht gefucht; uneigennügig beim Abjchluffe 
des Bündniffes mit Preußen, babe Ich auch im Wiener Friedensvertrag feine 
Bortbeile für Mich angeftrebt. 

Defterreich trägt feine Schuld an der trüben Reihe unfeliger Berwidlungen, 
welche bei gleicher uneigennütiger Abficht Preußens nie hätten entjteben können, 
kei gleicher bundestreuer Gefinnung augenblidlih zu begleihen waren. — — — 


Die neueften Ereigniffe beweijen es unwiderleglich, daß Preußen nun offen 
Gewalt an die Stelle des Rechts fett. In dem Recht und ber Ehre Defterreichs, 
in dem Recht und der Ehre der geſammten deutſchen Nation erblidte Preußen 
nicht länger eine Schranke für feinen verhängnißvoll gefteigerten Ehrgeiz. Preu- 
ßiſche Truppen rüdten in Holftein ein, die von dem Kaiferlihen Statthalter ein- 
berufene Stänbeverfammlung wurbe gewaltfam gefprengt, die Regierungsgewalt 
in Holftein, welche der Wiener Friedensvertrag gemeinfchaftlich auf Defterreich 
und Preußen übertragen batte, ausjchließlich für Preußen in Anfpruh genommen 
und die öſterreichiſche Beſatzung genöthigt, zehnfacher Uebermacht zu weichen. 

So ift der unbeilvollfte, ein Krieg Deutfcher gegen Deutſche unvermeidlich 
geworden! Zur Verantwortung all des Unglüds, das er über Einzelne, Yamilien, 
Gegenden und Länder bringen wird, rufe Ich diejenigen, welche ibn herbeigeführt, 
vor den Richterſtuhl der Geſchichte und des ewigen allmächtigen Gottes. 

Ih fchreite zum Kampf mit dem Vertrauen, bas bie gerechte Sache gibt, 
im Gefühle der Macht, die in einem großen Reich liegt, wo Fürſt und Bolf nur 
von einem Gedanken — dem guten Recht Defterreihs — durchdrungen find, mit 
friſchem vollem Muth beim Anblid Meines tapfern, fampfgerüfteten Heeres, Das 
den Wall bilvet, an welchem die Kraft der Feinde Defterreichs ſich brechen wird, 
im Hinblid auf Meine treuen Völker, die einig, entichloffen, opferwillig zu Mir 
emporſchauen. 

Wir werden in dieſem Kampfe nicht allein ſtehen. 

Deutſchlands Fürſten und Völker kennen die Gefahr, die ihrer Freiheit und 
Unabhängigkeit von einer Macht droht, deren Handlungsweiſe durch ſelbſtſüchtige 
Pläne einer rückſichtsloſen Vergrößerungsſucht allein geleitet wird; fie wiſſen, 

Fürft Bismard. 30 
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welchen Hort für dieſe ihre höchſten Güter, welche Stüte für die Macht unb In— 
tegrität des gefammten beutfchen Baterlanbes fie an Defterreich finden. 

Wie wir für bie beiligften Güter, welche Bölfer zu vertheibigen haben, in 
Waffen ftehen, fo auch unfere deutichen Bundesbrüder. 

Man bat die Waffen uns in die Hand gezwungen. Wohlan! jet, wo 
wir fie ergriffen, dürfen und wollen wir fie nicht früher niederlegen, als bis 
Meinem Reiche jo wie ten verbündeten deutſchen Staaten die freie innere Ent- 
widelung gefihert und deren Machtftelung in Europa neuerdings befeftiget if. 

Auf unferer Einigkeit, unferer Kraft rube aber nidt allein 
unfer Bertrauen, unjere Hoffnung; Ich jege fie zugleihd noch auf 
einen Höheren, den allmädtigen geredbten Gott, bem Mein Haus 
von feinem Urſprunge an gedient, Der die nicht verläßt, die in 
Gerechtigkeit auf Ibn vertrauen. 

Zu Ibm will Ih um Beiftand und Sieg fleben, und fordere 
Meine Völker auf, es mit Mir zu thun.“ : 


18. Juni. Aufruf des Königs von Preußen. 
„An Mein Bolt.“ 


In dem Wugenblide, wo Preußens Heer zu einem entſcheidenden 
Kampfe auszieht, drängt es Mich, zu Meinem Bolfe, zu den Söhnen 
und Enfeln der tapferen Väter zu reden, zu denen vor einem halben 
Jahrhundert Mein in Gott ruhender Bater unvergeffene Worte ſprach. 

„Das Vaterland ift in Gefahr“ 

e — und ein großer Theil Deutſchlands ſteht gegen daſſelbe in 
affen! 

Nur wenige Jahre ſind es her, ſeit Ich aus freiem Entſchluſſe und 
ohne früherer Unbill zu gedenken, dem Kaiſer von Oeſterreich die Bundes— 
band reichte, als es galt, ein deutjches Yand von fremder Herrjchaft zu be= 
freien. Anus dem gemeinjchaftlich vergoſſenen Blute hoffte Sch, würde eine 
Waffenbrüderfchaft erblühen, die zu fefter, auf gegenfeitiger Achtung und 
Anerkennung beruhender Bundesgenofjenihaft und mit ihr zu all dem 
emeinfamen Wirken führen würde, aus welchem Deutſchlands innere Wohl- 
Fahre und äußere Bedeutung als Frucht hervorgehen follte. Aber Meine 
Young ift getäufcht worden. Defterreich will nicht vergeſſen, daß feine 

ürften einft Deutichland beherrichten; in dem jüngeren, aber fräftig fich 
entwidelnden Preußen will e3 feinen natürlichen Bundesgenojjen, jondern 
nur einen feindlichen Nebenbuhler erfennen. Preußen — fo meint es — 
muß in allen jeinen Beftrebungen befämpft werden, weil, was Preußen 
frommt, Defterreih ſchade. Die alte unfelige Eiferfucht ift in hellen 
Flammen wieder aufgelodert: Preußen foll geſchwächt, vernichtet, entehrt 
werden. Ihm gegenüber gelten feine Verträge mehr, gegen Preußen werden 
deutſche Bundesfürften nicht bloß aufgerufen, fondern zum Bundesbruch 
verleitet. Wohin mir in Deutjchland — ſind wir von Feinden um— 
geben, deren Kampfgeſchrei iſt: „Erniedrigung Preußens!“ 

Aber in meinem Volke lebt der Geiſt von 1813. Wer wird uns 
einen Fuß breit Preußiſchen Bodens rauben, wenn wir ernſtlich entſchloſſen 
find, die Errungenſchaften unſerer Väter zu wahren, wenn König und 
Volk durch die Gefahren des VBaterlandes, fefter als je geeint, an die 
Ehre defjelben Gut und Blut zu fegen, für ihre höchſte und heiligfte Auf- 
gabe halten. In jorglicher Vorausficht defien, was num eingetreten ift, 


467 

1866. 

babe Ich ſeit Jahren es für die erfte Pflicht Meines Königlichen Amtes 
erfennen müfjen, Preußens ftreitbares Bolf für eine ſtarke Machtentwicklung 
vorzubereiten. Befriedigt und zuverfichtlich wird mit Mir jeder Preuße 
auf die Waffenmacht bliden, die unjere Grenzen dedt. Mit feinem Könige 
an der Spige wird fich Preußens Volk ein wahres Volk in Waffen fühlen! 
Unjere Gegner täujchen fih, wenn fie wähnen, Preußen ſei durch innere 
Streitigkeiten gelähmt. Dem Feinde gegenüber ift e8 einig und ftark; dem 
Feinde gegenüber gleicht fi) aus, mas fich entgegenftand, um demnächſt 
im Glüd und Unglüd vereint zu bleiben. 

Ich habe Alles gethan, um Preußen die Laften und Opfer eines 
Krieges zu eriparen, das weiß Mein Volt, das weiß Gott, der die Herzen 
prüft. Bis zum legen Augenblide habe Ich, in Gemeinfhaft mit Frankreich, 
England und Rußland die Wege für eine gütliche Ausgleihung geſucht 
und offen gehalten. Dejterreih hat nicht gewollt und andere deutfche 
Staaten haben ſich offen auf feine Seite geftellt. So fei es denn! Nicht 
Mein ift die Schuld, wenn Mein Volk fchweren Kampf kämpfen und 
vielleicht harte Bedrängnig wird erdulden müfjen: aber es ift uns feine 
Wahl mehr geblieben! Wir müſſen fechten um unfere Eriftenz, wir müffen 
in einen Kampf auf Leben und Tod gehen gegen diejenigen, die das 
Preußen des großen Kurfürften, des großen Friedrich, das Preußen, wie 
es aus den Freiheitfriegen hervorgegangen ift, von der Stufe herabftoßen 
wollen, auf die feiner Fürften Seit und Kraft, jeines Volkes Tapferkeit, 
Hingebung und Gefittung es emporgehoben haben. 

Flehen wir den Allmächtigen, den Yenfer der Gejchide der Völker, den 
Yenker der Schlahten an, daß er unjere Waffen jegne! 

Berleiht uns Gott den Sieg, dann werden wir aud ftarf 
genug fein, das loje Band, welches die deutſchen Lande mehr 
dem Namen als der That nad zujammenbhielt, und welches jegt 
durh diejenigen zerrijjen ift, die das Recht und die Macht des 
nationalen Geiftes fürdten, in anderer Öeftalt fefter und heil- 
voller zu erneuen. 

r ! 
Gott mit uns! Wilhelm. 


Die kriegerifhe Entwickelung in Norddeutſchland. 


16. Juni. Die preußiiche Elbarmee unter General Herwarth 
von Bittenfeld rüdt in Sachſen, — 
die Vorhut der Armee des Prinzen Sriedrih Karl 
in der ſächſiſchen Lauſitz ein. 
Die ſächſiſche Armee rüdt nad Böhmen ab. 
16. Zuni. General Vogel von Faldenftein rüdt von Minden, 
General v. Manteuffel von Holftein aus in Hannover ein. 
Der König von Hannover rüdt mit jener Armee 
ſüdlich ab. 
30* 
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16. Juni. General von Beyer rüdt von Weplar aud in Kur— 
heſſen ein. Die furheifiihen Truppen ftoßen zur Bundes- 
armee bei Frankfurt. 

17. u. 18. Juni. Die Preußen im Befig der Hauptitädte Han- 
nover, Dresden, Kaſſel. 

19. Juni. Gruß des öfterreihiichen Oberbefehlöhaberde Benedek 
an die jächliiche Armee aus dem Hauptquartier Olmütz. 

20. Juni. General von Faldenftein übernimmt durch Pro— 
clamation die Verwaltung ded Königreih& Hannover. 


21. Juni. König Georg bridt mit der Armee von Göttingen 
auf, um über Langenjalza nad Gotha zu gehen und fidh 
womöglih mit den Bayern zu vereinigen. 

General v. Beyer nimmt Befig von der Verwaltung 
des Kurfürſtenthums Helfen. 

Der Kurfürſt von Heſſen wird kriegsgefangen nach Stettin 
abgeführt. 


27. Juni. Gefecht bei Langenſalza. 
29. Juni. Kapitulation der Hannoverſchen Armee. 
Bemerkung des „Staats-Anzeigers“: 


— „Das Schichkſal der hannoverſchen Truppen, deren ruhmreiche Bergangen- 
beit eng verwoben iſt mit ben ſchönſten Kriegsthaten unſeres eigenen Heeres, muß 
jedes Soldatenherz mit aufrichtiger Theilnahme erfüllen. Man durfte dieſe braven 
Truppen bedauern, als fie während bes Feldzuges gegen Dänemark durch eine 
unglüdliche Bolitil ihrer Regierung zur Unthätigkeit verurtbeilt wurben; heut find 
fie zu beffagen, weil neue, traurige Verirrungen ihrer Regierung fie einer un- 
glüdlichen Kataftrophe entgegengeführt haben. Die hohe Selbftverleugnung aber, 
mit welcher die haunoverſche Armee, treu dem geleifteten Eide, ihr hartes Loos 
getragen, muß ihr die Achtung der Preußifchen Armee fihern.“ 


18. Juni. Kriegserflärung Italiens an Defterreid. 
17. Juni. Vorſchläge Behufs fräftiger Cooperation der 
italienijhen und der preußijchen Armee. 


Note des preußiichen Gejandten Grafen Ujedom an den 
General Yamarmora. 


Der umterzeichnete außerordentlihe Gefandte und Bevollmächtigte 
Sr. Majeftät des Königs von Preußen hat die Ehre, Sr. Ercellenz dem 
Minifter-Präfidenten und Minifter des Auswärtigen, General Yamarmora, 
folgende Bemerkungen vorzutragen: 
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In wenigen Tagen werden Ftalien und Preußen in ihrer gemein- 
Ihaftlihen Sache gegen Defterreih zu den Waffen greifen. Die Regie- 
rung des Königs, meines allerhöchften Herrn, fieht e8 demnah als 
durhaus dringlih an, jest ſchon das ftrengite Einverftändnig und das 
kräftige Zufammenmwirfen in den beiderfeitigen militäriihen Bewegungen 
feftäuftellen. Wenn ihnen von Anbeginn an durch die Entfernung eine 
gemeinfchaftliche Action auf dem jelben Kriegsſchauplatze nicht geftattet 
ft, jo muß man dies durch gleichzeitig geführte Schläge zu erjegen 
fuhen. In dieſer Weife angegriffen, wird Defterreich von vornherein 
jeine Streitkräfte theilen müſſen und diejelben Reſerven niemald bald 
nach der einen, bald nach der anderen Geite hin verwenden können. 
Endlih werden die geführten Schläge nicht auf dem Schlachtfelde allein, 
jondern auch meithin fühlbar werden. 

Zunächſt ift die Königliche Regierung überzeugt, daß der Eröffnung 
der Feindjeligkeiten in Deutſchland jofort die italienische Kriegserklärung 
folgen werde. Preußen kennt die loyale Gefinnung der Regierung des 
Königs Victor Emanuel zu genau, um daran zu zweifeln. Allein dieſe 
Solidarität und dieſe gleichmäßige Action müſſen, nad der Anſicht der 
preußiihen Regierung, während de3 ganzen Verlaufs des Teldzuges 
fändig fi fund geben; als gute Alliirte müſſen die beiden Mächte ihren 
betreffenden Operationen ein fortwährendes und gegemjeitige8 Intereſſe 
widmen. Diefed Beftreben wird, wie Preußen es gern vorausſetzen will, 
von Seiten der italienischen Regierung gebilligt und getheilt werden. 

Das Kriegsſyſtem, welches Preußen für den nächſten Feldzug Italien 
vorichlägt, ift daS eines gründlichen Krieges (guerre à fond). Sollte 
den beiden Alliirten von Anbeginn an das Waffenloos günftig fein, fo 
würden fie fich nicht durch dazmwijchenliegende Ereigniffe aufhalten laſſen, 
jondern vielmehr fuchen, ihren Gegner bis in feine legten Verſchanzungen 
und in feine legten Hülfsmittel zu drängen. 

Sie würden fih, nad einem Siege, nicht damit begnügen, diejes 
oder jenes Gebiet zu bejegen, welches fie in Folge eines günftigen Friedens 
würden behalten können. Im Gegentheil und ohne Rüdfiht auf die zus 
fünftige Geftaltung der Territorien werden fie vor Allem den Sieg 
endgültig entjcheidend, volftändig und ummiderruflih zu machen juchen. 
Eine jolche, durch vereinte Anftrengung dem Gegner beigebradjte Nieder- 
lage würde einem jeden Alliirten, je im feiner Sphäre, einen moralijchen 
und politiichen Einfluß, der weit über den gleichfall® etwa daraus ſich 
ergebenden materiellen Gewinnſt ſich erjtredte, verleihen. 

Co wird Preußen fih um die Hindernifje, welche die Kunft oder 
die Natur ihm von Pinz bis Krakau entgegenftellen, nicht fümmern dürfen: 
e3 wird feinen etwaigen Erfolg entjchlojjen bis gegen Wien verfolgen. 
Was die gleichen Operationen der italienischen Streitkräfte anbetrifft, fo 
würde man fich nicht mit einer Belagerung des Vierecks abgeben, jondern 
man würde diejes lieber durchfchneiden oder umgehen, um den Feind im 
offenen Felde zu jchlagen. Es beiteht nur ein geringer Zweifel darüber, 
daß, namentlich in Anbetracht der numerijchen Ueberlegenheit, die italienijche 
Armee fi im kurzer Zeit im Beſitze des venetianijchen Yandes befinden 
werde, Venedig, Berona und Mantua ausgenommen, deren Garnijonen 
allerdings durch Beobachtungscorps von beträchtliher Stärke in Schad) 
gehalten werden müßten. 
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Jedenfalls werden die italienifchen Generale die beften Richter über 
die fraglichen Operationen fein. Um jedoch durchweg gleichmäßig mit 
Preußen voran & gehen, darf ſich Italien nicht damit begnügen, bis an 
die nördlihen Grenzen Venetiens vorzudringen; e8 muß ſich bis zur 
Donau Bahn breden; es muß fih mit Preußen an dem Mittelpuntte 
der Faiferlihen Monarchie jelbft begegnen; kurz, es muß auf Wien 
marſchiren. Um fih den dauernden Befig Venetiens zu fihern, muß 
es vorerft die öſterreichiſche Macht in's Herz getroffen haben. 

Welches würden die Folgen fein, wenn Stalien in Udine oder 
Belluno feine militärifche Action abgrenzen und fich alsdann mit der Be- 
lagerung der feſten Pläge bejchäftigen wollte? E3 würde unvermeidlich 
den ganzen Feldzug aufhalten, denn es würde der öfterreihiichen Armee 
eftatten, fich ruhig nach dem Norden zurüdzuziehen, um die Faiferlichen 
Waffen gegen Preußen zu verftärfen. Vielleicht mit Hülfe Baierns könnten 
diefe vereinigten Streitfräfte der preußifchen Dffenfive Halt gebieten und 
fie auf eine gezwungene Defenfive zurüdführen. So würde man nad 
Einbuße der Ergebniffe der vorher errungenen Erfolge vielleiht einen 
Frieden jchliegen, der, eben jo für Preußen, wie für Jtalien, keineswegs 
den urfprünglihen Fdeen, nach den umermeßlichen Opfern, die man fich 
auferlegt, entjprehen würde. Um dieſe traurige Eventualität fern zu 
halten, welches früher oder fpäter die Alliirten ihr Werk wieder aufzu- 
nehmen nöthigen würde, glaubt Preußen nicht ftarf genug auf der 
Nothwendigleit beftehen zu können, von beiden Seiten die Drfenfive 
bi3 auf’3 Ueußerfte, d.h. bis unter die Mauern der Hauptftadt 
zu treiben. 

Nehme man für einen Augenblid die entgegengelette Möglichkeit an 
und falle man insbefondere die Yage Preußens in's Auge, jo hätte diefem 
in der That die Mitwirkung Italiens mehr gefchadet, als deſſen abfolute 
Neutralität. Die Neutralität hätte wenigſtens eine ganze öfterreichifche 
Armee in dem Viereck zurüdgehalten und zum Bortheile Preußens lahm 
elegt. Die fiegreiche, aber übel verftandene und in ihrem Laufe aufge 
—— Mitwirkung würde dieſe nämliche Armee gegen Preußen hin 
zurückdrängen, und dieſes hätte weniger Ausſichten mit als ohne ſeine 
Allianz mit Italien. Allein die Regierung des Königs, meines allerhöchſten 

errn, verläßt ſich mit vollſtem Vertrauen auf die Loyalität ihres 
Alliirten um jede Möglichkeit einer ſolchen Eventualität auszufchließen. 
Immerhin aber könnte, in ftrategifcher Beziehung, der Mari der 
italienifhen Armee auf Wien gefährlich erjcheinen. Die Operationslinie 
dürfte zu lang gejtredt, die Hülfsquellen dürften zu meit entfernt er- 
foheinen. Allein in dem Maße man fi der preußifchen Armee nähert, 
verfchwindet die Gefahr, und der fchlieglihe Sieg wird immer wahr: 
ſcheinlicher. 

Uebrigens giebt es noch ein unfehlbares Mittel, um den beiden 
Armeen das thatkräftige Zuſammenwirken auf einem gemeinſamen Gebiete 
zu ſichern: dieſes Gebiet iſt Ungarn. 

Die preußiſche Regierung hat kürzlich die ungariſche Frage ſorgfältig 
ſtudiren laſſen. Sie hat die Ueberzeugung erlangt, daß, gleich ſehr von 
Italien und Preußen unterſtützt, dieſes Land ihnen dafür als Verbindungs— 
glied und als ſtrategiſcher Stützpunkt dienen kann. Man entſende z. 8 
nach der Oſtküſte des Adriatiſchen Meeres eine ſtarke Expedition, welche 
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in Nichts das Hauptheer ſchwächen würde, meil man fie zum größter 
Theile aus den Reihen der Freimilligen bilden und unter die Befehle 
de3 Generals Garibaldi ftellen würde. Nach allen Mittheilungen, die der 
preußifchen Regierung geworden find, würde eine foldhe Expedition eine 
überaus herzliche Aufnahme bei den Slaven und bei den Ungarn finden. 
Ste würde die Flanke der gegen Wien vorrüdenden Armee deden und 
ihr die Mitwirkung und die Hülfsmittel jener weiten Yandftriche eröffnen. 
Dagegen werden die croatiſchen und ungarischen Regimenter der öfter: 
reihiichen Armee jehr bald gegen Heere * zu ſchlagen weigern, die in 
ihren eigenen Ländern als Freunde aufgenommen worden ſind. Von 
Norden über die Grenzen des preußiſchen Schleſiens könnte ein, ſo weit 
wie möglich, aus nationalen Elementen gebildetes fliegendes Corps in 
Ungarn eindringen und fich mit dem italieniihen Truppen, jo wie den 
jofort fich organıfirenden nationalen Streitkräften vereinigen. Defterreich 
wirde in dem Maße verlieren, in dem wir gewinnen, und die Schläge, 
die alddann auf es niederfielen, würden nicht mehr feine einzelnen Glieder, 
jondern fein Herz treffen. 

Aus allen diefen Gründen legt die preußifche Regierung einen fo 
a. Werth auf die ungariiche Frage und auf die mit dem italienischen 

erbündeten auf diefem Boden combinirte Action. Sie jchlägt dem 
Florentiner Cabinet vor, gemeinjchaftlich die Koften zu tragen, welche zur 
Vorbereitung des Empfanges der angegebenen Erpedition und der ge- 
fiherten Mitwirkung jener Länder felbft nothmwendig find. 

Dies ift die allgemeine Idee des Teldzugsplanes, die der Unter: 
zeichnete, den Weifungen feiner Regierung gemäß, dem italieniſchen Cabinet 
vorzulegen fich beehrt. Fe mehr diefer Plan auf allgemeine Intereſſen 
Anwendung findet, je mehr er daS gegenfeitige Nähern beider Armeen 
Behufs einer gemeinfamen Action fichert, defto mehr jchmeichelt fich die 
Regierung des Unterzeichneten, daß er bei der italienifchen Regierung 
eine ſympathiſche Aufnahme finden und mächtig zum Erfolge des großen 
Unternehmens beitragen werde. 

Indem der Unterzeichnete Se. Ercellenz den Herrn General Lamarmora 
bittet, ihn baldmöglichſt mit einer Antwort beehren zu wollen, fühlt er 
fih gedrungen, ihn feiner vollfommenften Hohadtung zu verfichern.“ 


Ufedom. 


Nach dem Bekanntwerden vorjtehender Note im Sommer 
1868 brachte der „Preußiiche Staatö= Anzeiger" folgende 
beiden Erklärungen: 


31. Juli. „Die „Norddeutjche Allgemeine Zeitung“ bringt die Nach: 
nt, daß die vom K. Gefandten Grafen von Ujedom unterm 17. Juli 
1866 an den General Lamarmora gerichtete Note von Seiten der 
K. Regierung weder autorifirt, noch genehmigt, fondern erft 
zehn Tage nach ihrer Uebergabe in Berlin befannt geworden 
ſei. Dies ift richtig, und ergiebt fich hieraus, daß der Tert der Note 
leine fihere Unterlage für Schlußfolgerungen über die poli— 
tiihen Intentionen der K. Regierung zu gewähren vermag.“ 
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11. Auguft. „Aus der Erklärung des „Staatsanzeigers“ vom 31. v. M. 
hat das italienifche Journal „Dpinione* eine irrthümliche Folgerung ge- 
ogen. Diejes Blatt erblidt in jener Erklärung „eine jolenne, dem General 
gewährte Satisfaction“. Es ift mohl kaum nöthig, zu be— 
merfen, daß der Nedaction des „Staatsanzeigers“ nichts ferner gelegen 
bat, al3 der Gedanke, das Verfahren des General Yamarmora billigen 
oder befchönigen zu wollen. Das Verhalten diejes Staatsmanns begegnet 
in allen amtlihen und außeramtlichen Kreijen Preußens derjelben Berur- 
theilung wie in der öffentlihen Meinung Italiens. Die erwähnte Er- 
Härung hatte nur den Zwed, die Berantwortlichkeit für den „Text“ 
der Note des Grafen Ujedom von der K. Regierung abzulehnen, 
weil einige in diefem Altenftüde enthaltene Redewendungen 
nah Form und Inhalt mit den Auffaffungen der K. Regierung 
nit übereinftimmten. Der Feldzugsplan, welden jene Note 
empfiehlt, war von dem Augenblide an, wo der Ausbrud des 
Krieges mahrjheinlih wurde, bereit8 Gegenftand der Be— 
jprehungen von Preußifhen und Ftalienifhen Militärs ge- 
wejen und fonnte zur Zeit der Uebergabe der Note für feinen der Be— 
theiligten etwas Neues jein.“ 


23. Juni. Die italieniihe Armee geht über den Mincio. 


24. Juni. Schlacht bei Euftozza. 
Sieg der Defterreicher über die Italiener. 


48, Der firieg in Böhmen. 


23.— 29. Juni. Die erften Erfolge. 
23. Juni. Einmarſch der Armeen des Prinzen Sriedrih Karl 
und General v. Herwarth in Böhmen. 
26. Juni. Turnau. Podol. 
Einmarſch der Armee des Kronprinzen in Böhmen. 
27. Zuni. Nachod. 
28. Juni. Trautenau. Skalitz. 
29. Juni. Gitihin. Schweinſchädel. 
30. Juni. Abreife des Königs, mit ihm des Grafen v. Bismard 
zur Armee in Böhmen. 
2. Zult. Hauptquartier in Gitſchin. 
Nächtliher Kriegdrath. 
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Briefe Bismarck's. 
Bismard an feine Gemahlin. 
Sichrow, 1. Juli 66. 

„Wir find heut von Reichenberg aufgebrochen, eben hier eingetroffen, 
noch ungewiß, ob wir hier oder in ee bleiben. Die ganze Reife war 
eine gefährliche. Die Defterreicher konnten geftern, wenn fie Cavallerie 
von Leitmeritz gejchict hätten, den König und uns alle aufheben. Wir be—— 
egnen überall Gefangenen, es fjollen jchon über 15,000 jein nad) den 
bi vorliegenden Angaben. Jitſchin ift geftern von uns mit dem Bajonett 
genommen, Yrankfurter Divifion. Hige furdtbar. Zufuhr von Proviant 
ſchwer; unfere Truppen leiden vor Mattigfeit und Hunger. Im Lande 
618 bier nicht viel Spuren des Krieges, außer zertretenen Kornfeldern. 
Die Peute fürchten fi nicht vor den Soldaten, ftehen mit Frau und Kind 
im Gonntagsftaat vor den Thüren und wundern fih. In Trautenau 
haben die Einwohner 20 mehrloje Hautboiften von ung ermordet, die nad) 
dm Durchmarſch ihrer Regimenter dort hinter der Front geblieben. Die 
Thäter in Ologau vor Kriegsrecht. Bei Miünchengräg hat ein Brauerei- 
befiger 26 unterer Soldaten in den Spiritußfeller gelodt, betrunfen 
gemacht, angezündet. Die Brennerei gehörte einem Klofter. Außer der: 
gleihen erfahren wir hier weniger al3 in Berlin; dies Schloß, beiher jehr 
Rattlih, gehört Fürft Rohan, den ich in Gaftein jährlich ſah.“ 


Jitſchin, nicht Gitſchin, 2. Juli 66. 
„Eben von Sichrom her angefommen; auf dem Schladhtfelde hierher 
lag e8 noch voll von Yeichen, Pferden, Waffen. Unſere Siege find viel 
ößer, als wir glaubten; es jcheint, daß wir jegt ſchon über 15,000 Ge— 
Ei haben, und an Todten und Berwundeten wird der öfterreichifche 
Lerluft noch höher, gegen 20,000 Mann, angegeben. Zwei ihrer Corps 
find ganz zerjprengt, einige Regimenter bis zum legten Mann vernichtet. 
Sch hab. isher mehr öfterreichiiche Gefangene al3 preußiſche Soldaten 
zu ſehen befommen. Scide mir durch den Courier immer Cigarren, zu 
100 Stüd jedesmal, wenn es geht, Preis 20 Thlr., für die Yazarethe. 
Ale Verwundeten fprehen mid darum an. Dann laß durch Vereine, 
oder aus eigenen Mitteln, auf einige Dugend SKreuzzeitungsercemplare 
für die Lazarethe abonniren, 3. B. Hr das in Reichenberg, die andern 
Ortönamen fuche vom Kriegsminifterium zu erfahren. Was macht Eler- 
mont- Tonnere? fommt er niht? Mir fehlt bisher Poſtnachricht. Schide 
mr doch einen Revolver von grobem Kaliber, Sattelpiftol. Carl B. ift 
jehr zu loben, dies thätige Princip unferer reifenden Häuslichkeit. Grüße 
herzlich Schide mir einen Roman zum Lefen, aber nur einen auf einmal. 
Gott behüte Dich!“ 


3. Juli. Königgrätz. 
Graf Bismard mit dem König auf dem Schlachtfelde. 
Aus dem Schreiben des Königs an die Königin: 


‚.. „So avancirte die Infanterie biß zum Thalrande der Elbe, wo jen- 
ats dieſes Flußes noch jehr heftiges Öranatenfeuer erfolgte, in das ich 
auch gerieth, aus dem mich Bismarck ernftlich entfernte.“ 
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4. Zuli. Hauptquartier nad) Horicz. 
6. Zuli. Hauptquartier nah Pardubip. 


6. Zuli. Der öfterreihiiche Feldmarjchall= Lieutenant v. Gableng 
überbringt Waffenftillftandsanträge. 


. Zuli. Ablehnung des Waffenftillitands. 
Bejegung Prag. 

9. Zuli. Hauptquartier nah Hohenmauth. 

10. Juli. Hauptquartier nad Zwittau. 

12. Juli. Einzug in Brünn. 

15. Suli. Tobitſchau. 

18. Juli. Hauptquartier nah Nifolsburg. 


je.) 


Briefe Bismarck's. 
(Aus Hohenmauth, Zwittau und Prag.) 
Hohenmautb, Montag 9. Juli 66. 


„Weißt dur noch, mein Herz, wie wir vor 19 Fahren auf der Bahn 
von Prag nad) Wien bier durhfuhren? Kein Spiegel zeigte die Zukunft, 
auch nicht, als ich 1852 mit dem guten Lynar dieſe Eifenbahn paſſirte. 
Uns geht es gut; wenn wir nicht übertrieben in unſeren An— 
ſprüchen ſind und nicht glauben, die Welt erobert zu haben, 
fo werden wir auch einen Frieden erlangen, der der Mühe 
werth ijt. Aber wir find ebenfo ſchnell berauſcht wieverzagt, 
und ich habe die undanktbare Aufgabe, Waſſer in den brau— 
fenden Wein zu gießen und geltend zu maden, daß wir nicht 
alleinin Europa leben, fondern mit no dreiNadhbarn. Die 
Defterreicher ftehen in Mähren, und wir find jchon jo kühn, daß für morgen 
unfer Hauptquartier da angejagt wird, mo fie heute noch jtehen. Gefangene 
pajjiren noch immer ein, und Kanonen feit dem 3., bis heut 180. Holen 
fie ihre Südarmee hervor, jo werden wir fie mit Gottes gnädigem Bei- 
ftande auch fchlagen! das Vertrauen ift allgemein. Unfere Leute find zum 
Küffen, jeder jo todesmuthig, ruhig, folgjam, gefittet, mit leerem Magen, 
najjen Kleidern, naffem Lager, wenig Schlaf, abfallenden Stiefelfohlen, 
freundlich gegen alle, kein Plündern und Sengen, bezahlen was fie können, 
und eſſen verjchimmeltes Brod. Es muß doc ein tiefer Fond von Gottes: 
furdt im gemeinen Dann bei uns figen, ſonſt könnte das alles nicht fein. 
Nachrichten über Bekannte find ſchwer zu haben, man liegt meilenmweit 
auseinander, feiner weiß wo der andere, und niemand zu jchiden, Menfchen 
wohl, aber feine Pferde. Seit 4 Tagen laſſe ih nad Philipp*) juchen, 


*) Bismarda Neffe. 
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der durch einen Lanzenftih am Kopfe leicht verwundet ift, wie &. mir 
ſchtieb, aber ich kann nicht entdeden, wo er liegt, und jest find wir fchon 
8 Meilen weiter. Der König erponirte fih am 3. allerdings fehr, und 
es war jehr gut, daß ich mit war, denn alle Mahnungen Anderer 
fructeten nicht, und Niemand hätte gewagt, jo zu reden, mie ich es 
mir beim legten Male, melches half, erlaubte, nachdem ein Knäuel von 
10 Küraffieren und 15 Pferden vom 6. Kürajfier-Regiment neben uns 
fih biutend mälzte, und die Granaten den Herrn in unangenehmfter Nähe 
umſchwirrten. Die ſchlimmſte jprang zum Glücke nicht. Es ift mir aber 
do lieber fo, ald wenn er die —88 übertriebe. Er war enthuſiasmirt 
über ſeine Truppen und mit Recht, ſo daß er das Sauſen und Einſchlagen 
neben ſich gar nicht zu merken ſchien, ruhig und behaglich wie am Kreuz⸗ 
berg, und fand immer wieder Bataillone, denen er danfen und guten 
Abend jagen mußte, bis wir denn richtig wieder ins Feuer hineingerathen 
waren. hat aber ſo viel darüber hören müſſen, daß er es künftig 
laſſen wird, und Du kannſt beruhigt ſein: ich glaube auch kaum noch an 
eine wirkliche Schlacht. 

Wenn Ihr von jemand keine Nachricht habt, ſo könnt Ihr unbedingt 
annehmen, daß er lebt und geſund iſt, denn alle Verwundungen von 
Bekannten erfährt man in längſtens 24 Stunden. Mit Herwarth und 
Steinmetz ſind wir noch gar nicht in Berührung gekommen, ich habe alſo 
auch Sch. nicht geſehn, weiß aber, daß beide ea find. ©. führt ruhig 
ie mit dem Arm in der Binde. Leb wohl, ih muß in 

enft. 
Dein treuefter v. B.“ 


Zwittau in Mähren, 11. Juli 66. 


„Mir fehlt ein Tintenfaß, da alle bejegt, fonft geht e8 mir gut, nach» 
dem ich auf Feldbett und Yuftmatrage gut gejchlafen und durch Brief 
von Dir um 8 gewedt. Ich war um 11 zu Bett gegangen. Bei Königs» 

ätz ritt ich den großen Fuchs, 13 Stunden im Sattel ohne Futter. Er 
Biel fehr gut aus, fchraf weder vor Schüffen noch vor Leichen, fraß 
Aehren und Pflaumblätter mit Vorliebe in den fchmierigiten Womenten 
und ging flott bis ans Ende, wo ich müder jchien als das Pferd. Mein 
erfted Lager für die Nacht war aber auf dem Straßenpflafter von Horic, 
ohne Stroh, mit Hilfe eines Wagenkiſſens. Es lag alles voll VBermundeter; 
der Großherzog von Mecklenburg entdedte mich und theilte fein Zimmer dann 
mit mir, R. und 2 Adjutanten, was mir des Regens wegen ſehr erwünfcht 
tım. Was König und Granaten anbelangt, jchrieb ih Dir ſchon. Die 
Generäle hatten alle den Aberglauben, He al8 Soldaten dürften dem 
Könige von Gefahr nicht reden, und ſchickten mic), der ih aud Major 
bin, jedesmal an ihn ab. Leb wohl, mein Herz, ih muß zu ©. 


Dein treuefter v. B.“ 
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Friedensbemühungen. 


4.—5. Juli. Oeſterreich erbittet Frankreich Friedensvermittelung 
unter dem Anerbieten der Abtretung Venetiens an Frankreich. 


5. Juli. Kaiſer Napoleon zeigt dies dem König von Italien 
an: Ein weiteres Blutvergießen werde unnütz. Italien könne 
ſein Ziel durch Verſtändigung mit Frankreich erreichen. 
Deutſchland ſolle zunächſt ein Waffenſtillſtand vorgeſchlagen 
werden. 


Der italieniſche Miniſter des Auswärtigen Bisconti-Benofta 
an den Geſandten in Paris: 


„Der König von Italien dankte dem Kaiſer für das Intereffe an ber ita— 
lieniſchen Sache, und behielt fi vor, die Gefinnungen des Königs von Preußen, 
feines Verbündeten, beziiglich des bochwichtigen Vorſchlags kennen zu lernen. Den 
Waffenſtillſtand oder die Einftellung der Feindjeligkeiten betr., fann die Regierung 
bes Königs einer doppelten Pflicht nicht untreu werden: gegen Preußen, welches, 
da e8 uns feine Acceptation im vorliegenden Falle nicht angezeigt bat, das „Recht 
bat, zu erwarten, daß wir unfere militairifchen Operationen verfolgen, — gegen 
die Defterreich unterworfenen, in ber abminiftrativen Begrenzung VBenetiens nicht 
einbegriffenen italienischen Bevölferungen, deren Befreiung Gegenftand aller unjerer 
Anftrengungen fein muß.“ 


Visconti-Venoſta an den Gefandten in Berlin. 


„Unfere Ehrenbaftigfeit und der einftimmige Wunfch der italieniſchen Na— 
tion fihern ber preußiichen Regierung die Fortſetzung unſerer Mithilfe (coopera- 
zione) zu, fo weit diefelbe es von uns erheiſchen kann. In jeder Weife wünſchen 
wir uns obne Zögerung mit ihr über bie zwijchen Italien und Preußen gemeinjam 
feftzufegenben Bedingungen zu verftändigen, um im Stande zu fein, auf ben 
Borichlag des Kaifers der Franzofen zu antworten.” 


Preußens Stellung zu den $riedensbemühungen. 
Provinzial: Correspondenz vom 11. Juli. 


— — — ‚Der Kaiſer Napoleon weiß, daß die Befreiung Venetiens 
nicht ein Ergebniß des guten Willens von Defterreih, jonbern eine That 
Preußens ift: Preußens Waffen haben Benetien befreit. Je mehr 
Werth Napoleon nad feiner bisherigen Politif auf dieſen Erfolg legt, befto 
mehr ift die Zuverficht berechtigt, daß er denſelben auch Preußen gegenüber 
vollauf würdige. 

Bor Allem aber wiffen Frankreich und fein Fürft die Bedeutung und bie 
Folgen jo wichtiger Thatſachen, wie fie fich feit dem Scheitern der Conferenzen 
in Deutjchland entwidelt haben, richtig zu ſchätzen. 

Bei allen Erwägungen und Berbandlungen muß es jhwer 
ins Gewidt fallen, daß Preußen heute auf Grund feiner mit 
dem Blute des Preufifhen Volkes errungenen Siege zwei König- 
reihe und ein Kurfürftentbum in Norbbeutfhland, fowie zwei 
Provinzen Defterreihs in feiner Gewalt hat. 

Indem Preußen überzeugt fein darf, daß der Kaifer Napoleon die Beben- 
tung und das Gewicht dieſer Tpatfagen volllommen anerkennt, bat unjere Re- 
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gierung feine Bermittelung zur Herbeiführung von Friebensunterhandlungen an 
und für fich nicht von der Hanb gewiejen. 

Bevor jedoch ein Waffenftillftand abgejchloffen werben fann, muß Preußen 
verlangen, daß befriedigende Grundlagen für den Abſchluß eines wirklichen Frie- 
dens im fichere Ausficht genommen ſeien, — weil fonft der Waffenftillftand bie 
größten militairifhen Nachtbeile für Preußen im Gefolge haben könnte. 

Unter allen Umftänden darf das Preußifche Volk mit ebenjo ruhiger Zu- 
verficht auf den weiteren Gang der politiichen Verhandlungen, wie mit freudiger 
Genugthuung auf den Berlauf des Krieges bliden. Preußen wirb bie ſiegreichen 
Baffen nicht aus der Hand legen, bis die hoben Intereffen bes engeren und 
des weiteren Baterlandes, für welche unſere Regierung den gewaltigen Kampf 
aufgenommen bat, in jeder Beziehung Befriedigung erhalten haben.” 


Staats » Anzeiger vom 12. Juli. 


„Um die in ber Preſſe hervortretenden Irrtbümer in ber Beurtbeilung ber 
gegenwärtigen politiihen Lage aufzuflären und die dadurch in den Gemüthern 
bervorgerufene Ungewißbeit und Unrube zu befeitigen, find wir zu ber folgenden 
Erllärung ermächtigt: 

Die zwifchen Preußen und Italien beftehenben vertragsmäßigen Verpflich— 
tungen maden es unmöglich, obne gegenfeitige Zuftimmung beider Staaten, einen 
Boffenftillftand oder Frieden mit Defterreih abzufchließen. Dieſe Verpflichtungen 
baben auch Italien verhindern müfjen, auf den einjeitigen, nur bortbin gerichteten 
Friedenswunſch Defterreihs dur Annahme Benetiens als Geſchenk einzugeben, 
und den eigenen Antbeil am Kriege zu beenden. 

Europa weiß, daß nicht niedrige Eroberungsjucht die Triebfeder Preußens 
in dem großen Kampfe ift, zu weldem es durch Defterreih und jeine Bundesge- 
nofjen gezwungen worden. Was Preußen erobern will, dient den höchſten natio- 
nalen Helen, betrifft die ebelften nationalen Güter. Wir verlangen für uns nur 
Garantieen für bie territoriale Sicherbeit unferer Zukunft. Für Deutjchland aber 
die Herftellung einer ftaatlihen Einheit, wenigftens unter der Mehrzahl deutjcher 
Stämme und Staaten, um ben unwürdigen Zuftänden innerhalb jeiner Grenzen 
ein Ende zu machen, welche das Anjeben und bie Machtftellung der Nation fo 
lange berabgebrüdt und erniedrigt haben. 

Bei Erfüllung diefer nationalen Miffion ſteht die Mehrzahl ber patrioti- 
ihen deutſchen Fürften an Preußens Seite. Unjer Bolt aber opfert Gut und 
Blut dieſer hohen Aufgabe, und unfere Söhne der Armee, unter der Führung 
ihres Königlichen Kriegsberrn, find erfüllt von ber Heiligkeit des großen Kampfes, 
wie unjere Väter von 1813. 

Ueberall, wo fie in Feindesland auftreten, legen fie ein Teuchtendes Zeugnif 
davon ab, wie fie ald Träger europäiicher Gefittung von dem Bewußtſein durch— 
drungen find, daf fie nicht den Völlern den Krieg machen, fondern nur ben Re— 
gterungen, welche jene vergebens zu blindem Haffe gegen Preußen aufzuftadheln 
verjucht haben. Ueberall, wo unjere Fabnen eine Zeit lang wehen, weicht biejer 
Haß edleren Gefühlen gegen uns. Unſere Armeen aber, begleitet von ben Sym— 
pathien der Nation, getragen von dem Bewußtſein ibrer hoben Aufgabe, werben 
für die Löſung berjelben zu fiegen und zu fterben wiffen.“ 


8.—20. Zuli. Weitere Kriegdoperationen der italieniſchen 
Armee und Flotte. 


15. Juli. Stalien wünjdt, dat Preußen aud die Erwerbung des 
Trentin für Italien ald Bedingung ded Waffenftillitandes 
aufnehme. 
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20. Zuli. Seeſchlacht bei Liſſa. Sieg der Defterreicher. 


Siegreihed Gefecht der Preußen bei Blumenau. 


4.—26. Juli. Siegreicher Feldzug der Main-Armee. 
16. Juli. Einzug in Frankfurt. 


49. Bie Waffenfilltands- und Sriedensverhandlungen 
zu Nikolsburg. 


Neberjiht aus dem Werke des preußiihen General: 
ſtabes: „Der Feldzug von 1866.“ 


„Unmittelbar nad) der Schlaht bei Königgräg hatte der Kaiſer von 
Defterreih dem Kaijer Napoleon Benetien abgetreten und fich bereit er- 
Härt, feine Bermittelung anzunehmen, um dem Kriege in Deutjchland und 
Ftalien ein Ziel zu jegen. Dies theilte Kaifer Napoleon dem König 
Wilhelm in einem Telegramme mit, welches in der Nacht vom 4. zum 5. 
im Hauptquartier Horig eintraf. Der Kaifer jagte darın, das durch die 
fo großen und jchleunigen Erfolge der preußiichen Waffen herbeigeführte 
Ergebniß nöthige ihn, aus feiner Rolle volftändiger Enthaltung heraus» 
zutreten, er fenne aber zu gut die hochherzigen Gefinnungen des König, 
um nicht zu glauben, daß diefer, nachdem die Ehre der preußifchen Armee 
jo body gehoben, nunmehr die Bemühungen, welche er jelbjt geneigt ſei, 
zur Herftellung de3 Friedens aufzumenden, mit Genugthuung aufnehmen und 
daß ein Waffenftillftand den Weg zu Friedensverhandlungen eröffnen werde. 

Die politiiche Page war hiermit in eine neue und bedeutjame Phaje 

etreten. 

® Frankreich hatte, jeit der Verſuch, die jchwebende Frage zwiſchen 
Preußen und Defterreich auf einem Kongreß zum friedlichen Austrag zu 
bringen, an der Abneigung Defterreich3 gejcheitert war, ſich jeder Theil 
nahme an den Begebenheiten enthalten und die Stellung eines beobad)- 
tenden Zufchauers — Jetzt hatte Oeſterreich Frankreichs Vermittelung 
angerufen; der Kaiſer Napoleon bot ſie Preußen und Italien an. 

Es lag in der Natur der Dinge wie in der Friedensliebe des Königs, 
daß die dargebotene Vermittelung nicht ohne Weiteres von der Hand ge— 
wieſen werden konnte. Die Rückwirkung einer Ablehnung auf die fernere 
Haltung Franfreih8 war um fo jehwieriger zu berechnen, als geregelte 
Verhandlungen und diplomatiiche Korrejpondenzen mit den Ereigniſſen 
nicht Schritt zu halten vermochten, und ald die Intervention Frankreichs 
fofort eine Deffentlichkeit erhalten hatte, welche ihren Erfolg unter die 
Kontrole der franzöſiſchen Nation jtellte. 

Leiht war es möglich, daß Frankreich der wohlwollende Freund des⸗ 
jenigen Theiles wurde, welcher die Vermittelung angerufen und in jeine 
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Hand das Dpfer niedergelegt hatte, wozu der Mißerfolg des Krieges ihn 
genöthigt. Nachdem der Meoniteur vom 4. Abends die fo plöglich einge— 
tretene Phafe einmal verfündigt hatte, wurden in Frankreich jelbit zahl: 
reihe und bedeutende Stimmen laut, welche eindringlich forderten, daß 
der Kaiſer Napoleon die Bermittler-Rolle übernehmen folle. Die Gefahr 
abzuwenden, welche in der öffentlihen Meinung eines großen Theiles der 
franzöfiichen Nation lag, und die Weisheit der Kaiferlichen Regierung in 
der ruhigen Beurtheilung der Berhältniffe zu unterftügen, war Aufgabe 
der senken Politik. 

Einen Stillſtand der Operationen freilich ſchloſſen ſowohl die mili— 
täriſche Situation, wie die gegen Italien übernommene Verpflichtung ab» 
folut au. Preußen und Ftalten hatten fich gegenjeitig zugefichert, nad 
ausgebrochenem Kriege weder auf Frieden noch Waffenftillitand ohne die 
Zuftimmung des anderen Theils eingehen zu wollen. 

Die Entjheidung Sr. Majeftät des Königs fiel dahin aus, daß die 
Bermittelung Frankreichs im Princip angenommen, die erforderliche Ver— 
fändigung mit Italien gejucht, die militärischen Operationen aber mit 
allem Nachdruck fortgejegt werden jollten. 

Noh am 5. wurde von Horig aus an den Kaifer der Franzojen 
telegraphirt, daß man feinen Vorſchlag annehme und bereit fei, fich über 
die Mittel zur —— des Friedens zu verſtändigen. Der Königliche 
Botſchafter in Paris wurde — angewieſen, dem Kaiſer die Bedin— 
gungen darzulegen, unter welchen die Verpflichtungen gegen Italien und 
die militäritche Situation einen Waffenftillftand möglich machen würden. 
Die italieniiche Regierung wurde durch den Königlichen Gejandten in 
Florenz und durch ihren eigenen Militär» Bevollmächtigten im Haupt- 
Quartier, Grafen d'Avet, von der Sachlage unterrichtet. Die Armee jegte 
ihre Bewegungen fort, und während des Friegeriichen Handelns hatte die 
Volitik ihre Aufgabe zu Löjen. 

Am 7. Juli wurde von Bardubig aus der ehemalige Gejandte in 
Münden, Prinz Heinrih VII, Reuß, mit einem eigenhändigen Briefe 
Seiner Majeftät an den Kaiſer Napoleon und mit guftructionen für den 
Königlihen Botichafter nad) Paris gefandt. Es wurde darin von Neuem 
die Lereitiwiligfeit des Königs, aber auch die Nothmwendigkeit der Zur 
fimmung Jtaliens, ausgejprochen, zugleich darauf hingewieſen, daß die 
militäriiche Situation nicht erlaube, einen Waffenftilftand ohne Bürgjchaften 
für den eventuellen Inhalt eines künftigen Friedens zu fchließen. 

Was den Frieden jelbft betraf, jo war Se. Majeftät dabei, wie bei 
jeiner ganzen bisherigen Bolitif, von der Uebeteinftimmung der preußijchen 
und deutfchen Intereſſen ausgegangen. Yegtere forderten eine Entwidelung 
auf Grund und im Sinne der nationalen dee, deren volle und reine 
Entfaltung im alten Bunde hauptjächlic durch den Drud verhindert war, 
welhen ein in mwejentlihen Beftandtheilen fremdartiger Körper, wie Defter- 
reih, ausüben mußte. Das preußifche Intereſſe erheiſchte eine Konfolidirung 
und Kräftigung Preußens innerhalb feiner natürlihen Machtiphäre in 
Norddeutichland, d. h. alfo eine unmittelbare und reale Verbindung zwifchen 
den bisher getrennten Theilen feiner Monarchie und eine auf engem 
Bundesverhältnig beruhende Führung der übrigen norddeutichen Staaten. 

Diefe beiden im ſich weſentlich zufammenhängenden Geficht3punfte 
wırden dem Königlichen Botjchafter in Paris als maßgebend fir Be— 
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fprehungen mit der Kaiferlihen Regierung über die eventuelle Bafis der 
Bermittlung bingegeben. 

In der Nacht vom 11. zum 12. Juli traf der franzöfifche Botichafter 
Herr Benedetti im Hauptquartier Sr. Majeftät des Königs ein. Sein 
Auftrag war, zunächſt einen Waffenftillftand zu vermitteln. 

Es murde ihm, in Uebereinftimmung mit der Inftruction des König: 
lichen Botjchafters in Paris, ermidert, daß ein Waffenftillftand ohne Zu: 
ftimmung Italiens und ohne Bürgichaften für den Inhalt des Friedens 
nicht geſchloſſen mwerden könne. Zu amtlichen Aeußerungen über den 
legteren Punkt hatte Herr Benederti Feine Inftruction; die Zuftimmung 
Italiens glaubte Frankreich in Ausficht ftellen zu können, weil der Kaifer, 
im Beſitz Benetiens, in der Yage war, Italien das eigentliche Ziel feiner 
Kriegführung zuzufihern. Aber diefe Ausficht konnte die Direkt auszu— 
Zuftimmung nicht erjegen. Der italieniihe Militär» Bevol: 
mäcdhtigte war ohne Inſtruction und Vollmacht; eine Zeit lang fchien es, 
al3 ob man in Florenz nicht geneigt ſei, Venetien als Geſchenk anzu: 
nehmen. Unter diejen Umftänden war ein Waffenſtillſtand nicht möglid; 
da aber die theilmeifen und häufig wiederkehrenden Störungen der 
telegraphifchen Verbindungen und die Macs auf welchen in Folge deſſen 
die Communicationen ftattfinden mußten, Zeit erforderten, jo erflärte der 
König, daß feine Truppen drei Tage lang die öfterreichiichen Streitkräfte 
nicht angreifen würden, wenn legtere den Abſchnitt nördlich von der 
Thaya räumten. 

Mit diefem Vorſchlag fendete der franzöfiihe Botjchafter feinen 
Gecretair am 12. Juli vom Hauptquartier Czernahora aus in das öfter: 
reichiſche Hauptquartier. 

Ju Brünn traf am 14. Juli als Ermiderung ein öſterreichiſcher 
Gegenvorjhlag ein, welcher an die gedachte Waffenruhe Bedingungen 
knüpfte, durch welche während derfelben eine Berftärkung der öſterreichiſchen 
Armee von Süden her und dadurch eine gänzlich veränderte militäriiche 
Situation herbeigeführt worden wäre. 

Die Dokumente, welche die ſonach gefcheiterte Verhandlung betrafen, 
wurden nach Paris mitgetheilt. 

Inzwiſchen hatte Katjer Napoleon fein Programm für eine eventuelle 
Friedensgrundlage — und daſſelbe ſowohl an Oeſterreich wie an 
Preußen mitgetheilt. Es traf in Brünn auf telegraphiſchem Wege am 
16. Juli ein und enthielt die folgenden Punkte: 

„Erhaltung der Integrität Oeſterreichs, aber Ausſcheiden deſſelben 
aus dem neu zu geſtaltenden Deutſchland; Bildung einer Norddeutſchen 
Union unter Preußens militäriſcher Führung; Berechtigung der ſüddeutſchen 
Staaten zu einer völkerrechtlich unabhängigen Union, aber Erhaltung des 
durch freies, gemeinſames Einverſtändniß der deutſchen Staaten zu 
regelnden nationalen Bandes zwiſchen Nord- und Süddeutſchland.“ 

Died war die Grundlage, von deren Annahme in Wien und Brünn 
jede weitere Berhandlung und die Möglichkeit einer ſchleunigen Beendigung 
des Krieges abhing. 

Defterreih mußte fich enticheiden, ob es die bei einer Fortjegung 
des Krieges voraussichtlich gefährdete Integrität der Monarchie retten 
wollte durch den —— der Betheiligung an der Neugeſtaltung Deutid- 
lands und die Anerkennung der fortan zweifellojen Führung Preußens 
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in Deutſchland. Es war allerdings eine ernfte Forderung, die an das 
öfterreichifche Kaiſerhaus herantrat. 

Aber auch im preußiichen Hauptquartier bedurfte die vorläufige An— 
nahme diejer Bafis einer erniten Erwägung. Es entjtand die Frage, ob 
die beiden in der oben erwähnten Jnftruction an den Königlichen Botjchafter 
angedeuteten Geſichtspunkte, nationale Entwidelung Deutjchlande und 
er einer würdigen Machtjtellung Preußens hinlänglich gewahrt, 
würden. 

Das von Paris dargebotene Programm, obgleich e8 wichtige Bürg— 
ihaften für die Fernhaltung fremder Einmiſchung in die nationale Ent: 
widelung Deutjchlands enthielt, war doc) undolftändi in demjenigen, 
was es Preußen bot, — nad jolden Erfolgen und im Begenfap zu dem, 
was für Preußen auf dem Spiele geftanden und was die Gegner, wenn 
die Dinge eine andere Wendung genommen, von ihm gefordert hätten. 

E3 mußte daher in Paris als ein Beweis von der großen Friedens- 
liebe anerfannt werden, als Se. Majeftät der König am 18. von Brünn 
aus auf telegraphiihem Wege nad) Paris ermidern ließ: 

Als Batis für den definitiven Frieden fünne er das Programm nicht 
als ausreichend anerkennen, da ein beftimmter Machtzuwachs Preußens 
dur territoriale Vergrößerung auf Koften der feindlihen Staaten in 
Norddeutfchland durch die Kriegsereigniffe und die Stimmung der Nation 
zur Nothwendigfeit geworden Hei oh aber genüge die8 Programm, 
um, unter Borausfegung der Zuftimmung Italiens, einen Waffenftillftand 
zum Zweck definitiver Friedens-Unterhandlungen zu jchließen, wenn Defter- 
reih e8 annehme. Um deſſen Abficht feftftellen zu können, fei der König 
bereit, fünf Tage lang Waffenruhe zu geftatten. Nehme Defterreich vor 
Ablauf diefer Frift das Programm an, jo werde der Waffenitillftand ge- 
ihlojfen werden und die Friedens-Unterhandlungen beginnen können, jobald 
Stalien zuftimme. Die Verhandlung fei nur zwiſchen Preußen und 
Defterreich zu führen, die übrigen friegführenden Staaten werden jelbft- 
fländig zu verhandeln haben. Nehme Defterreich nicht binnen der gegebenen 
Frift an, fo werde der Krieg fortgehen. 

Der Austaufh der Anfichten mit Paris bot große Schwierigkeiten 
dar. Ungeachtet der Leiftungen der preußiichen Direction war der 
telegraphijche Verkehr, durdy heimliche Beſchädigungen der Dräthe, bald 
verzögert, bald gänzlih unterbrochen, und wichtige Telegramme langten 
erft nach mehreren Tagen oder auch gar nicht an. Soviel ließ ſich er- 
lennen, daß eine Einverleibung aller im Kriege gegen Preußen begriffenen 
Länder in Norddeutfchland nicht ohne die Gefahr weiterer Berwidelungen 
ausführbar ſei, daß aber neben anderen mweftlichen Gebieten entweder die 
Erwerbung eines Theile8 von Sachſen gegen Berzichtleiftung auf einen 
entiprechenden Theil von Hannover, oder der Erwerb des ganzen König— 
reichs Hannover möglich fei, ohne die Einmiſchung Frankreichs zur Folge 
zu haben. 

Zur Erleihterung der Verftändigung und zur Benugung der unge 
ftörten Telegraphen - Linie zwiſchen Parı8 und Wien begab ſich Herr 
Benedetti dorthin. 

Der Königlich italienische Gefandte in Berlin, Graf Barral, war 
inzwiichen angefommen und dadurch die Möglichkeit gegeben, die Unter- 
bandlungen im Einverftändnig mit Italien zu führen. 

Fürſt Bismard. 31 
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Um 18. wurde da3 Hauptquartier Sr. Majeftät des Königs nad 
Nicoldburg verlegt, während die Armee ihre Bewegung gegen die Donau 
und Wien fortjegte. 

Am 19. früh traf Herr Benedetti von dort wieder ein. Er mar 
in den Stand gejegt, mündlich mitzutheilen, daß Defterreich die von 
Franfreih vorgejchlagene Baſis im Prinzip annehme und zu einem 
Waffenftillftand bereit jei, damit die Friedens» Präliminarien verhandelt 
werden könnten. Nachdem die durch eine amtliche Meittheilung des 
franzöfiihen Botjchafters in Wien, des Herzogs von Grammont, vom 
20. Juli beftätigt war, erfolgte von preußifcher Seite die Erklärung, daß 
man bereit jei, fich fünf Tage lang der Feindſeligkeiten zu enthalten. 

Die in Eibesbrunn zufammengetretenen Generale ſchloſſen darauf die 
Convention, welche dad Aufhören der Teindjeligfeiten auf der ganzen 
Linie bezwedte. 

Noh am Abende des 21. famen al3 öfterreihiiche Bevollmächtigte 
behufs Verhandlung von Friedens: Präliminarien nad) Nicolöburg: der 
ehemalige öfterreichiiche Gefandte in Berlin, Graf Karolyi, der Peühere 
Kriegsminifter, Feldzeugmeifter Graf Degenfeld und der frühere öfter: 
reichiſche Geſandte Bon Brenner. Die Unterhandlungen begannen 
fofort amt folgenden Tage und wurden preußijcher Seits dur den 
Minifter» Präfidenten Grafen Bismard mit dem Grafen Karolyi und 
dem Baron Brenner geführt, während der General Freiherr v. Moltte 
gleichzeitig mit dem öfterreichifchen Feldzeugmeifter Grafen Degenfeld 
die Militär-Convention über den Bartenttilftend entwarf. Don Breuken 
war die Zuziehung Jtaliend zu diefen VBerhandInngen beabjichtigt, und 
der italienijche Gehandte, Graf Barral, mweldher dem Hauptquartier nad 
Nicolöburg gefolgt war, wurde aufgefordert, an denjelben Theil zu nehmen; 
er erflärte aber, dazu nicht mit Imftruction und Vollmacht verjeben zu 
fein. Es wurde daher verabredet, daß der preußifche Unterhändler ihm 
Mittheilung über die Verhandlungen mache, weldhe ihn in den Stand 
jegen, feine Regierung fortlaufend von dem Stande der Dinge in Kenntniß 
a halten und ihr die erforderlichen Aeußerungen möglich zu machen. 
Die Zuftimmung Italiens zu dem eventuellen Ergebniß der Verhandlungen 
war übrigens im Voraus gegeben, da Italien fich verpflichtet hatte, jeine 
Zuftimmung zum Friedensihluß nicht zu verfagen, wenn der Ermerb 
Venetiens ihm gefichert war. 

Die Verhandlungen füllten die Tage vom 23. bis 26. aus. 

Dbgleih dieſelben unter Bermittelung Frankreichs zu Stande ge 
fommen waren, fo beabfichtigte der Kaijer Napoleon doch nicht, die fürm- 
liche Stellung einer Friedensvermittelung einzunehmen, und jein Botjchafter 
nahm daher an den Beiprehungen nicht Theil. 

Die von Paris beiden Theilen empfohlene Friedensbafis mußte dabeı 
u Grunde gelegt werden. Sie gab die großen Grundzüge: die felbit- 
ändige nationale Entwidelung Deutjchlands ohne Betheiligung Defter- 
reichs; das Anerfenntniß des engeren Bundes in Norddeutichland; die 
Berechtigung der jüddeutfchen Staaten, zu einem felbitftändigen Bunde 
ler age und die Erhaltung nationaler Bande für das gefammte 

eutſchland. Auch die Erhaltung der Integrität der öfterreichifchen Mon- 
archie, mit Ausſchluß von Benetien, war damit im Prinzip ausgeſprochen. 
Nächft diefem war es ein zweiter Punkt, auf welchem die öfterreichiichen 
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Bevollmächtigten unbedingt zu beharren angemwiejen waren: die Erhaltung 
der territorialen Jntegrität Sachſens, desjenigen unter den Verbündeten, 
melher mit Defterreich auf denjelben Schladhtfeldern —— hatte. In 
beiden Richtungen konnte Preußen den öſterreichiſchen Wünſchen entgegen— 
lommen, ſobald es im Norden und im Weſten, wo ſeine Sicherheit durch 
die territorialen Verhältniſſe am ſtärkſten in Frage geſtellt war, genügende 
Bürgſchaft für die Zukunft erhielt. Frankreich, deſſen Stellung zu den 
Gebietö» Beränderungen überhaupt oben bezeichnet worden, hatte fich die 
öfterreichiihen Wunſche in Betreff Sachſens weſentlich angeeignet, meil 
ihm an einer rajchen Beendigung des Krieges gelegen war und es für 
Defterreich den Abſchluß des Friedens zu erleichtern dringend wünſchte. 
Dazu kam, daß das im feiner Integrität erhaltene Sadjen im Nords 
deutihen Bunde für Preußen einen zupverläffigen und treuen Berbündeten 
bot, defien Werth von Sr. Majejtät dem Könige tief empfunden wurde. 

Wie weit der direkte territoriale Gewinn, deſſen Umfang durch das 
reale Bedürfnig Preußens bedingt wurde, fich erftreden würde, brauchte 
im gegemmärtigen Frieden nicht feftgeftellt zu werden, und konnte e8 kaum. 

Die jämmtlihen übrigen deutihen Staaten, Sachſen nicht ausge— 
nommen, hatten feinen Theil an den Berhandlungen; es mußte ihnen 
jelbft vorbehalten bleiben, auf welche Bedingungen hin fie mit Preußen 
Frieden fliegen mochten. Zu vergeben hatte Defterreich natürlich nichts 
von ihren Territorien, e8 konnte nur im Voraus die Veränderungen ans 
erkennen, welche Preußen vornehmen möchte, und während leßteres verhieß, 
diefe Veränderungen nicht auf Sachſen auszudehnen, verſprach Defterreich 
fein Anerfenntniß aller übrigen. 

Mindere Schwierigkeiten boten andere Punkte, wie die jett felbft- 
verftändlih gewordene Uebertragung des öfterreichiichen Anrechts an 
Schleswig- Holjtein auf Preußen, die Feftftellung der die Kriegskoſten er- 
jegenden Summe u. j. w. 

Co fam der Entwurf der Präliminarien zu Stande. 

Es war eine ernjte und wichtige Entjcheidung, welche damit an Se. 
Majeftät den König herantrat, ähnlich der über den Beginn des Krieges. 

Sollte diejer fortgefegt werden in der Hoffnung auf noch größere 
Refultate? Die Armee ftand vor Wien. Preßburg war ſchon nahezu in 
der Hand der preußiichen Streitkräfte gemejen. Auf den Ausfall einer 
—— Schlacht, wenn ſie erforderlich werden ſollte, blickte man F 

eſorgniß, und möglich war der Einzug in Wien ohne allzu große Opfer. 

Die militäriſchen Bedingungen aljo waren für den Augenblid günftig, 
und von diejem Standpunkte aus die Wünſche natürlich, den Sieg bis 
an die äußerſte Grenze zu verfolgen und der bewährten Kraft des preußi« 
ihen Heeres volle Entfaltung zu geftatten. Ein Biel, welches der erfte 
Napoleon fich nie verfagt hatte — die Hauptjtadt des Gegners — lag in 
verlodender Nähe, ihre Thürme waren den Bliden der Borpoften fichtbar. 

Andererjeits aber blieb wohl zu erwägen, daß Defterreich, ſelbſt nach 
dem Berluft von Wien, nicht genöthigt war, Frieden zu jchliegen. Sein 
konnte auf Ungarn ausweichen und die Complicationen europäiſcher 
Politik abwarten. 

Kam auf der vom Kaifer Napoleon vorgefchlagenen und dem Wejen 
nad öffentlih befannten Bafis ein Friede nicht zu Stande, jo verlegte 
dies die Intereſſen nicht minder wie die Würde Frankreichs. 

31* 
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Ein großes Ziel war erreicht, jollte man, um ein größeres zu ge: 
winnen, neue Opfer und äußerite Anftrengungen dem preußijchen Bolt 
auferlegen, da8 Errungene nochmals in Frage ftellen? Eine weiſe Bolitit 
bemißt ns Ziele nicht nad) dem Begehrenswerthen, jondern nach dem 
Nothmwendigen. Deutichlands nationale Entmwidelung unter Preußens 
Führung war durch den dargebotenen Frieden gefichert, weiter gehende 
Projekte der Eroberung, wie man fie Preußen zuzufchreiben gern geneigt 
ift, lagen nicht in dem Willen feiner Regierung. 

Monarh und Volk durften ſich jagen, daß fie der Pfliht Genüge 
gethan, welche ein hoher Beruf dem Staate wie dem Einzelnen auferlegt; 
fie mußten anerfennen, daß ein meitered zwingendes Bedürfniß für die 
Sicherheit und die Entfaltung des nationalen Lebens Preußens und 
Deutſchlands nicht vorlag. Was Preußen jest zu geminnen im Begriff 
ftand an territorialem und an Macht-Zuwachs, das durfte e3 boffen, 
bald und volljtändig u einem gemeinjamen Organismus mit dem bis- 
berigen Beftande des Staates verwachſen zu jehen. 

Die von Defterreih dargebotenen Bedingungen jchloffen ferner die 
Möglichkeit künftiger Wiederherjtellung eines freundſchaftlichen Verhältniffes 

u den früheren Bundesgenofjen nicht aus. Weder der Ehre noch der 
Macht Defterreihd mar eine Wunde geichlagen, welche eine unheilbare 
Feindſchaft zwilchen beiden Staaten nothwendig im Gefolge hatte. Wenn 
man mehr — wenn eine glückliche Fortſetzung des Krieges mehr 
zu erzwingen erlaubte, ſo mußte ein Stachel zurückbleiben, den keine Zeit 
entfernt hätte. Den Bruch zwiſchen Preußen und Oeſterreich zu verewigen, 
fonnte nicht im Intereſſe Deutjchlands und Preußens liegen. 

Die Erwägungen, melde im jenen entjcheidenden Tagen in Nilols— 
burg im Rathe Sr. Majeftät des Königs auf die große Frage über Krieg 
und Frieden beftimmend einmirkten, haben hier nur flüchtig und in ihren 
allgemeinften Umriffen angedeutet werden fünnen. Ihre rüdhaltlofe Dar— 
iegung muß der künftigen Geſchichtsſchreibung vorbehalten bleiben. 

ie Entiheidung Sr. Majeftät fiel für den Frieden aus. 

Die Präliminarien wurden am 26. Juli unterzeichnet und die Rati— 
ficattionen am 28. ausgetaufcht. 

Der Entihluß des Königs wurde freudig begrüßt von einer Armee 
und einem Volke, welche mitten im Lauf eines glüdlichen und ruhmreichen 
Krieges nicht verlernt hatten, die Segnungen des Friedens zu ſchätzen.“ 


Keine Forderung öfterreihiiher Gebietsab: 
tretungen. 
Staats - Anzeiger vom 23. Juli 1866. 


„sn ber Preffe wird wiederholentlich das Gerlicht verbreitet, daß Preußen 
als Bedingung des Friedensichluffes mit Defterreich die Abtretung Böhmens und 
Mäbrens verlange. 

Diefe Nachricht ift durchaus unbegründet. 

Ein Blid auf die geograpbijche Lage der Preußiſchen Staatstheile und jener 
öfterreichiichen Gebiete läßt fofort erfennen, daß ber Befit diefer Länder nicht 
eine Berftärkung, ſondern eine Schwähung der Preufifhen Macht fein mlrbe. 
Schon aus biefem Grunde ift Seitens des Preußiſchen Kabinets die Erwerbung 
Böhmens und Mäbrens oder anderer öſterreichiſcher Provinzen ald Friedensbe— 
dingung gar nicht in Betracht gezogen worden. 


485 
1866. 


Aber auch bie nationalen Intereffen, welche Preußen im Auge bat, laffen 
die Erwerbung jener Gebiete nicht wünſchenswerth erjcheinen. 

Das Ziel der Preußiſchen Politik ift auf die Gründung eines neuen Bundes 
und die Berufung eines beutihen Parlaments gerichtet. Die Berbindung Preu- 
hens mit Öfterreichifchen Ländern, deren Bevölkerung nur zum Theil der deutjchen 
Nationalität angehört, würde dem Zuftandefommen eines beutichen Parlaments 
nur Hinderniffe bereiten.“ 


Fraukreichs Antheil au den Friedensverhandlungen. 
Aus dem franzöfiihen Gelbbuche. 


5. Juli: Moniteur» Note, betreffend das Anrufen der franzöfiihen VBermittelung 
Seitens Defterreiche. 


„Eine wichtige Thatfache ift eingetreten. Nachdem ber Kaifer von Defterreich 
die Ehre feiner Waffen in Italien gewahrt hat, tritt derfelbe, in Uebereinftimmung 
mit den Auffaffungen, welche ber Kaifer Napoleon in feinem Briefe an den Mi- 
nifter ber auswärtigen Angelegenheiten vom 11. Juni ausgeiprodhen bat, Be- 
netien an ben Kaifer der Franzoſen ab und nimmt die Vermittelung beffelben 
zur Herbeiführung des Friedens zwiichen den friegführenden Parteien an. 

Der Kaiſer Napoleon bat fich beeilt, diefer Aufforderung zu entiprechen und 
bat fih unverweilt an bie Könige von Preußen und Italien gewandt, um einen 
Baffenftillftand berbeizufübren.” 


6. Juli: Telegramm des franzöfiihen Minifters der auswärtigen Angelegen- 
beiten an ben Botjchafter in Wien, betreffend Preußens Annahme 
der franzöſiſchen Vermittelung. 


„Ich beeile mich, Ihnen mitzutheilen, daß der König von Preußen die Ber- 
mittelung des Kaifers annimmt. Derjelbe wird uns durch den Grafen Golt un— 
vermweilt wiffen lafjen, unter welchen Bedingungen er einen Waffenftillftand an- 
nebmen will.“ 


7. Juli: Der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten an den Botſchafter in 
Berlin. 


„Wie ich Ihnen telegraphiſch mitgetheilt, nimmt der König von Preußen 
die Bermittelung des Kaifers an, indem er demjelben ein herzliches Bertrauen 
bezeigt. Was den Waffenftillftand betrifft, jo joll Graf Golt uns die Bedingungen 
deffelben bald mittheilen. Nah den Andeutungen im Briefe des Königs müßte 
das Ablommen auf den bergebrachten Grundlagen getroffen werben, fo daß die 
Stellung der friegführenden Theile während ber Verhandlungen nicht verändert 
werben könnte. Man müßte überdies bie bisher gewonnenen Kriegsrejultate als 
Ausgangspunkt für die weitere VBerftändigung betrachten. — Vor jeder beftimmten 
Beſchlußnahme bäft der König für nöthig, fich mit feinem Verbündeten, den König 
Victor Emanuel, zu benehmen. 

Wir wiffen, daß der König von Italien feinerjeits einem Waffenftillftande 
nicht zuftimmen zu dürfen glaubt, fo lange der König von Preußen nicht feine 
Einwilligung gegeben bat, und er ift geneigt, einftweilen feine militairiſchen Ope- 
rationen in Venetien fortzujegen. 

Wir würdigen volllommen die bochherzige Gefinnung des Königs Wilhelm, 
der fich nicht entichließen will, ohne fih mit dem König von Italien verſtändigt 
zu haben, und wir ehren an König Victor Emanuel dieſelbe ehrenhafte Treue 
gegen bie übernommenen Berpflichtungen. Aber abgejehen von dieſen beiderjeitigen 
Berbindlichkeiten jehen wir für Stalien feinen Grund, die Annahme des darge- 
dotenen Waffenftillftandes zu verzögern. Der Kaijer von Defterreich verzichtet auf 
feine Befigungen in Italien. Der Kaifer Napoleon nimmt biefelben nur an, 
um fie an Italien abzutreten. Der Hof von Florenz erhält mithin Alles, was 
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für ihn das Ziel des Krieges war und es bleibt ibm fein Vortheil weiter zu 
erlangen. 

Preußen aber bat Erfolge errungen, bie ihm Nichts zu wünſchen übrig 
laſſen. Nachdem es gezeigt bat, mas es mit den Waffen in ber Hand vermag, 
wird es, wie wir zuverfichtlich hoffen, einen nicht minder glänzenden Beweis 
feiner Mäßigung geben, indem es einen Waffenftillftand annimmt, den der Kaiſer 
vorſchlägt und für dem fih die einmüthigen Wünſche Europas ausſprechen.“ 


9. Juli: Der franzöfiihe Botſchafter in Wien an den franzöfiihen Minifter 
ber auswärtigen Angelegenbeiten, das Borrüden ber Preußen gegen 
Wien betreffend. 

„Die Preußen fteben bei Iglau, bie Benebefjhe Armee, die bei Olmütz 
neu gebildet werben foll, ift, wie e8 fcheint, nicht im Stande, ihren Marſch auf- 
zubalten, und wenn ber Waffenftillftand nicht zu Stande kommt, jo können fie 
in wenigen Tagen in Wien fein.“ 


10. Juli: Der franzöfiihe Botfchafter in Wien an den franzöfiihen Minifter 
ber auswärtigen Angelegenbeiten, die Bedrobung Wiens betreffend. 


„Die Umftände find der Art, und die Einnahme Wiens durch die Preußen 
iſt jo drobend, daß bie Zeit zu wirklichen Berbandlungen fehlt; die öfterreichifche 
Regierung denkt in diefem Augenblide nur darauf, das Reich von einer morali- 
ſchen und materiellen Niederlage zu retten, beren Folgen unberechenbar fein 
würden. Seit zwei Tagen ſchafft man alles Geld aus der Bank fort, um es 
auf der Donau nah Komorn zu bringen. Man bereitet fih auf eine Räumung 
der Hauptftabt vor.“ 


12. Juli: Der franzöfiihe Minifter der auswärtigen Angelegenheiten an ben 
Botſchafter in Wien, die Preußiichen Waffenftillftandsbedingungen be- 
treffend. 


„Preußen madt den Abichluß eines Waffenftillftandes von der vorberigen 
Annahme gewiffer Friedenspräliminarien abhängig. Wir kennen biefelben noch 
nicht im Einzelnen, aber wir baben Grund anzunehmen, daß der Hauptpunft das 
Ausſcheiden Defterreihs aus dem beutichen Bunde ift; alles Uebrige ift von ge- 
ringerer Wichtigleit und würde der Erörterung unterliegen können. Der Kaiſer 
ift der Anficht, daß die Fortſetzung des Kampfes den Ruin des öſterreichiſchen 
Staates berbeiführen würde.“ 


13. Juli: Der franzöfifhe Botjcbafter in Wien an den Minifter der auswär- 
tigen Angelegenheiten, die Waffenftillftandsbedingungen betreffend. 


„Bevor Defterreih in den Austritt aus dem deutſchen Bunde willigt, will 
ber Kaifer die übrigen Bedingungen kennen. Wenn darunter unannebmbare fein 
follten, wie 3. B. Gebietsabtretungen, jo würde Defterreich lieber das Glüd ber 
Waffen nochmals verfuhen, und mit Ehren untergeben, ala um folchen Preis 
feine Rettung erfaufen. — — — — — Deiterreih fanıı das Opfer (Austritt 
aus Deutichland) nur gegen die Gewißbeit des Waffenftillftandes und Friedens 
bringen; dieſe Gewißheit bat e8 aber bis jetst nicht; man kann ibm fpäter Un— 
mögliches auferlegen. Sowie Kaiſer Franz Joſeph die näberen Bedingungen er- 
fabren haben wird, wird er eine fategoriihe Antwort geben.“ 


14. Juli: Telegramm des franzöfiihen Botjchafters am Preußischen Hofe an den 

franzöfiihen Minifter d. auswärtigen Angelegenheiten, — aus Czernagora. 

„Ich bin vergangene Naht im Preußiihen Hauptquartier eingetroffen. 

Meinem Dringen auf jehleunigen Abichluß des Friedens erwiderte man, daB 

Preußen nur mit Zuftimmung Italiens und unter der Bedingung, daß Franf- 

reich e8 über fih nimmt, Defterreih zur Annahme ber Friedenspräliminarien zu 
beftimmen, darauf eingeben kann.“ 
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14. Juli: Der franzöfifhe Minifter an den Botichafter in Wien und Berlin, 
Borihlag ber Friedenspräliminarien betreffend. 


(Im Wofentlihen die fpäteren Nicolsburger Präliminarien, aber obne 
Andeutung von Gebietserweiterungen für Preußen.) 


15. Juli: Depeche des franzöfiihen Botichafters Benedetti an den franzöfi- 
fhen Diinifter, — aus Brünn. 


„Gleich in unferen erften Unterhaltungen bat Herr v. Bismard mir mit 
der größten Entſchiedenheit die Bedingungen angedeutet, von welchen ber preu- 
ßiſche Botichafter in Paris die Zuftimmung zu einem Waffenftillftand abhängig 
maden follte und ich brauche nicht zu fagen, daß er mir die Annerion von 
Sadien, Kurbeffen und Hannover als ein dur Die von Preußen gebrachten 
Opfer und errungenen Siege burdhaus gerecdhtfertigte Forderung darftellt. Ich 
babe mir erlaubt, eine folche Prätention von vorn — nicht als ernſt gemeint 
anzuſehen, und habe ihm bermerkt, daß Europa nicht mehr in der Zeit Friedrichs 
des Großen lebe, wo man das, was man genommen hatte auch ohne Weiteres 
behalten konnte. Ungeachtet der Entſchiedenheit, mit welder er mir beizubringen 
fuchte, daß feine Macht Preußen daraus einen Borwurf maden könnte, fagte ich, 
daß fie im Gegentbeil durch ein ſolches Vorgeben ſämmtlich gleihmäßig verletst 
jein würden.” — — — — 


16. Juli: Der franzöſiſche Botſchafter in Berlin an den franzöſiſchen Miniſter, 
— aus Brünn. 


„Ih balte die VBerwerfung der Präliminarien Seitens des Berliner Cabi- 
nets für ficher, wenn Defterreich fich nicht dazu verftebt, eine Beftimmung hinzu— 
zufügen, durch welche Preußen gewiſſe Gebietserweiterungen behufs Herftellung 
des Aufammenbanges feiner Länder gefichert werben.“ 


19. Juli: Der franzöfifhe Minifter an ben Botſchafter am Preufifchen Hofe, 
— Anmweijung zur Förderung der Verhandlungen. 


„Der Entwurf der Präliminarien ift vom Kaijer dem öfterreichifchen Hofe 
dringend empfohlen worden und Defterreich ift bereit, biejelben anzunehmen, wenn 
die Preußische Regierung fie gleichfalls annimmt. 

Uniere Aufgabe ift dabei lediglich die ber freundſchaftlichen Bermittelung 
und beſchränkt ſich darauf, allen unſern Einfluß anzuwenden, um die beiden krieg— 
führenden Parteien zur Bereinigung zu bringen. Wir find nicht Schiedsrichter, 
welhe den Parteien eine Löſung auferlegen Finnen, auch nicht Unterhänbler, bie 
einen unmittelbaren Antbeil an den berbeizuführenden Arrangements haben. Wir 
baben daber auch die Präliminarien nicht mit zu unterzeichnen; aber unter ſolchem 
Borbehalt dürfen wir doch Nichts verjüäumen, um bie Annahme der von une 
vorgeſchlagenen Löſung zu fihern und zu bejchleunigen.” — — — 


19. Juli: Telegramm des franzöfifhen Minifters an den Botjchafter in Wien, 
Preußens Geneigtheit zum Eintritt vorläufiger Waffenruhe betreffend. 


„Das Berliner abinet findet in den Präliminarien binreihende Garan- 
tien, um auf den fofortigen Abjchluß eines Waffenftillftandes einzugeben und ver- 
pflichtet fich, unter der Bedingung der Gegenfeitigleit Defterreich®, fich jebes Actes 
der Feindfeligfeit während fünf Tage zu enthalten, innerhalb welcher Zeit ber 
— Hof die Annahme der Präliminarien ſeinerſeits zur Kenntniß zu bringen 
hätte.“ 


23. Juli: Der franzöſiſche Botſchafter am Preußiſchen Hofe an den franzöſiſchen 
Miniſter, aus Nicolsburg. 


„— Mit feiner praltiſchen Auffaſſung der Dinge und feiner gewohnten 
Entichlofjenbeit hat Graf Bismard ſich gleih in der erften Unterrevung mit 
den öfterreichifchen Unterhändlern zu verficern geſucht, daß fie alle Bedingungen 
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in Bezug auf bie künftige Organifation Deutſchlands annähmen, und daß Defter- 
reich aufrichtig darauf verzichte, daran Theil zu nehmen. So bald dieſer Bunft 
feftgeftellt war, bat er zum Hauptgegenftand der Eonferenzen diejenigen Fragen 
emacht, welche in unferen Präliminarien nicht genau präcifirt oder gar nicht 
Berührt waren. Schließlich ſchlug er vor, ftatt über ben Waffenftillftand 8* gleich 
über Friedensbedingungen zu verſtändigen und wußte die öſterreichiſchen Unter— 
händler dazu zu beſtimmen, über die Kriegskoſten und über die Gebiets - Ermwei- 
terungen für Preußen zu unterhandeln. 

Er hat den Bevollmächtigten alsbald erklärt, daß ber König als erfte Be- 
dingung fir den Friedensihluß eine Vergrößerung Preußens im —8 Deutſch⸗ 
lands verlange. Ich höre, daß der Miniſter-Präſident ſich in dieſer Beziehung 
feſt entſchloſſen gezeigt hat, die Verhandlungen abzubrechen, falls er nicht die Zu— 
ſicherung der Einwilligung Oeſterreichs erhalte. Seinerſeits hat Graf Bismarck 
mir mitgetheilt, daß die öfterreichifhen Unterhändler ſich darauf beſchränkt haben, 
für die Erhaltung Sachſens in feinem bisherigen Gebiete einzutreten. Ich glaube, 
daß man fi über dieſe Frage einigen wird; ındem Preußen fich verbindlich macht, 
Sachſen im feinen jegigen Örenzen zu erhalten, wirb Defterreich fi anheiſchig 
machen, den Beränberungen im Bezug auf Hannover, Heffen oder andere Klein» 
ftaaten fein Hinderniß zu bereiten.“ 


25. Juli: Telegramm des franzöfiihen Minifters an den Botichafter am Preu- 
Bifhen Hofe. 

„Erbitten Sie eine Berlängerung der Waffenrube. Der Prinz Metternich 

theilt mir ein Wiener Telegramm mit, im welchem erklärt wird, daß die Erhal— 

tung der Integrität Defterreihs und Sachſens unerläßliche Bedingungen jeten.“ 


25. Juli: Der Botfchafter am Preußiihen Hofe an den franzöfiihen Minifter. 
„Man bat fih über die Kriegskoſten verftändigt; biefelben bleiben auf 
20 Millionen Thaler feftgejett. Preußen verpflichtet fih, Sadjen im jeinen 
Grenzen zn erhalten. Defterreih veripricht, fih der Erweiterung Preußens im 
Norden nicht zu widerjegen. Die übrigen Punkte find nah unſeren Vorſchlägen 
geregelt. Die öfterreihiihen Bevollmächtigten wünſchen jedoch noch nah Wien 
zu —— Wenn ſie bei Zeiten Vollmacht erhalten, kann morgen abgeſchloſſen 
werden.“ 


26. Juli. Der Friedens-Präliminarien-Vertrag von Nicolsburg 
zwiſchen Preußen und Oeſterreich. 


Art. J. Der Territorialbeſtand der öſterreichiſchen Monarchie, mit 
Ausnahme des lombardiſch-venetianiſchen Königreichs, bleibt unverändert. 
Seine Majeſtät der König von Preußen verpflichtet fih, jeine Truppen 
aus den bisher von denjelben occupirten öfterreihiichen Territorien zurüdzu- 
giehen: jobald der Friede abgejchlojien fein wird, vorbehaltlich der im 

efinitiven Friedensſchluſſe zu treffenden Maßregeln wegen einer Garantie 
der Zahlung der Krie Sentihäbigung. 

Art. I. Seine Majeftät der Kaifer von Oeſterreich erfennt die Auf- 
löfung des bisherigen deutfchen Bundes an und giebt feine Zuftimmung 
zu einer neuen Geftaltung Deutjchlandg ohne Berheiligung des öfter 
reichiſchen Kaiſerſtaates. Ebenfo veripricht Seine Majeftät das engere 
Bundesverhältnig anzuerkennen, melches Seine Majeftät der König von 
Preußen nördlih von der Yinte des Mains begründen wird, und erllärt 
fih damit einverftanden, daß die füdlich von diefer Linie gelegenen deutſchen 
Staaten in einen Verein zufammentreten, defjen nationale Verbindung 
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mit dem norddeutſchen Bunde der näheren Berftändigung zwifchen beiden 
vorbehalten bleibt. 

Art. III. Seine Majeftät der Kaifer von Defterreich überträgt auf 
Seine Majeftät den König von Preußen alle feine im Wiener Frieden 
vom 30. October 1864 erworbenen Rechte auf die Herzogthümer Holftein 
und Schleswig, mit der Maßgabe, daß die Bevölferungen der nördlichen 
Diftricte von Schleswig, wenn fie durch freie Abftimmung den Wunfch zu 
erfennen geben, mit Dänemark vereinigt zu werden, an Dänemarf abgetreten 
werden follen. 

Art. IV. Seine Majeftät der Kaifer von Defterreich verpflichtet fich, 
behufs Dedung eines Theiles der für Preußen aus dem Kriege erwachfenen 
Koften, an Seine Majeftät den König von Preußen die Summe vou 
40 Millionen Thalern zu zahlen. Bon diefer Summe joll jedoch der 
Betrag der Kriegskoſten, welche Seine Majeftät der Kaifer von Defterreic) 
laut Art. 12 des gedachten Wiener Friedens vom 30. October 1864 nod) 
an die Herzogthümer Schleswig und Holftein zu fordern hat, mit 
15 Millionen Thalern, und al3 Aequivalent der freien Verpflegung, welche 
die preußische Armee bis zum Friedensſchluſſe in den von ihr occupirten 
öfterreichiichen Yandestheilen haben wird, mit 5 Millionen in Abzug gebracht 
merden, jo daß nur 20 Millionen baar zu zahlen bleiben. 

Art. V. Auf den Wunfh Seiner Majeftät des Kaiſers von Defter- 
reich erklärt Seine Majeftät der König von Preußen fich bereit, bei den 
beporftehenden Veränderungen in Deutſchland den gegenwärtigen Territorial= 
beftand des Königreihs Sachſen in jeinem bisherigen Umfange be— 
ftehen zu laffen, indem er fich dagegen vorbehält, den Beitrag Sachſens 
zu den Kriegskoften und die fünftige Stellung des Königreichs Sachſen 
innerhalb des norddeutichen Bundes durch einen mit Seiner Majeftät 
dem König von Sachſen abzufchliegenden bejonderen Friedensvertrag näher 
zu regeln. Dagegen verfpriht Seine Majeftät der Kaifer von Defterreich, 
die von Seiner Majeftät dem König von Preußen in Norddeutjchland her- 
zuftellenden neuen Einrichtungen, einfchlieglich der Territorialveränderungen, 
anzuerkennen. 

Art. VI. Seine Majeftät der König von Preußen macht ſich anheiſchig, 
die Zuftimmung Seined Verbündeten, Seiner Majeftät des Königs von 
Stalten, zu den Friedenspräliminarien und zu dem auf diejelben zu be= 
gründenden Waffenftillftande zu bejchaffen, sobald dag venetianifche König: 
reich durch Erklärung Sr. Majeftät des Kaiſers der Franzojen zur Dis— 
pofition Seiner Majeftät des Königs von Jtalien gejtellt in wird, 

Art. VII. Die Ratificationen der gegenwärtigen Uebereinfunft werden 
binnen längftens 2 Tagen in Nicol3burg ausgetaufcht werden. 

Urt. VII. Gleich nad) erfolgter und ausgetaufchter Katification der 
gegenwärtigen Uebereinkunft werden Ihre beiden Majeftäten Bevollmächtigte 
ernennen, um an einem noch näher zu beftimmenden Orte zufammenzus= 
fommen und auf der Bafis des gegenwärtigen Präliminarvertrages den 
Frieden abzufchliegen und über die Detailbedingungen defjelben zu verhandeln. 

Urt. IX. Zu diefem Zwede werden die contrahirenden Staaten, nad) 
Feſtſtellung diefer Präliminarien, einen Waffenftiliftand für die Kaiferlic) 
Öfterreichifchen und Königlich jächfiihen Streitkräfte einerfeit3 und die 
Königlich Preußifhen anderſeits abſchließen, defjen nähere Bedingungen 
in militärifcher Einficht fofort geregelt werden follen. Diefer Waffen: 
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ſtillſtand wird am 2. Auguft beginnen und die im Augenblide beftehende 
Waffenruhe bis dahin verlängert. Der Waffenftillftand wird gleichzeitig 
mit Bayern bier abgejhloffen und der General Freiherr v. Manteuffel 
beauftragt werden, mit Württemberg, Baden und Heflen-Darmftadt einen 
am 2. Auguft beginnenden Waffenftilftand auf der Grundlage des mili- 
täriſchen DBefigftandes abzufchliegen, fobald die genannten Staaten es be- 
antragen. 


(unterz.) Karolyi. v. Bismard. Brenner. 


Die Friedens-Bräliminarien und Oeſterreichs Verbündete 
in Nord» und Süddeutſchland. 


Aus der „Provinzial Correspondenz“ vom 26. Juli. 


— — — ‚Mas die Befitveränderungen betrifft, fo bandelt es fih 
dabei um die Berfügungen, welche Preußen über die militairifh in Befig genom— 
menen Länder treffen wird. Es find dies in Norddeutſchland befanntlich (aufer 
Sadjen) das Königreih Hannover, das Kurfürſtenthum Heffen, der dieffeits bes 
Mains gelegene Theil des Großberzogtbums Heffen (Oberbefjen), das Herzogtbum 
Naffau und die freie Neichsftadt Frankfurt a. M. 

Kraft des Kriegsrechtes ift der König von Preußen berechtigt, alle dieſe Länder 
bleibend zu behalten, ohne darüber in irgend welche Verhandlungen mit ben frü- 
beren Befigern eintreten zu müſſen. Die Wiedereiniegung irgend eines berjelben 
würde ein Act der Gnade von Seiten ber Preußiſchen Krone fein; die Wieber- 
einfegung in einzelne Theile ibrer früberen Staaten und die damit verbundene 
Zeriplitterung derjelben wiirde aber vermutbfich von der Bevölferung ſelbſt ſchmerz— 
Ih empfunden und politifh von bebenklichen Folgen jein. Es wird daher ale 
wünſchenswerth und wahrſcheinlich angejeben, daß die erwähnten Länder dauernd 
mit Preußen vereinigt werben. 

Ausprüdliche Beſtimmungen bierüber find jedoch in ben Friedens» Präli- 
minarien mit Defterreich nicht enthalten, vielmehr nur bie freie Verfügung dar— 
itber für Preußen gewahrt und Seitens Defterreihs anerkannt. 

Defterreichs bisherige Verbündete in Süddeutſchland find in den vorläufigen 
Friedensſchluß zwiſchen Preußen und Oefterreich nicht ohne Weiteres eingeſchloſſen 
worden. Der bavyerihe Minifter von der Pfordten war ſchon vor dem Abſchluß 
ber Präliminarien im Preußijchen Hauptquartier erichienen, um die Betbeiligung 
jener Bundesgenofjen an dem Waffenftillftande zu erwirfen; Preußen aber hatte 
dies zunäcft abgelehnt und die Bewilligung eines Waffenftillftandes an die ſüd— 
deutfhen Staaten von bejonderen Verhandlungen abhängig gemact. Erft nach 
dem Abſchluß der preußiich » öfterreihiihen Präliminarien fam ein Waffenftilliftand 
zwifchen Preußen und Bavern, gleichfalls vom 2. Auguft ab, zu Stande. Ber- 

eblih hatte der Minifter von der Pfordten beaniprucht, gleihjam Namens des 

Kakea deutjchen Bundes auch für die übrigen ſüddeutſchen Staaten zu verhan- 
deln. Preußen erkennt jeit dem 14. Juni den alten deutſchen Bund nicht mebr 
an und verlangt daher, daß jeber der feindlichen Staaten in bejonderen Ver: 
handlungen den Frieden erbitte. Da durch den Friedensſchluß Defterreichs und 
Bayerns die bisherige Verbindung vollends jeden Halt verloren hatte und ba 
Preußen inzwifchen erfolgreih nah dem Süden vorgedrungen war, jo blieb jenen 
Staaten nichts übrig, als jeber für fih um Frieden zu bitten, 

Der Herzog von Meiningen batte ſich fchon zuvor von dem Preußenfeind- 
Iihen Bunde losgefagt und feinen in Mainz ftehenden Truppen befohlen, bieje 
Feltung zu verlaffen. Da die bayerſchen Befehlshaber fie mit Waffen nicht eut- 
laffen wollten, jo waren fie mit Zurücklaſſung der Obergewehre aus der Feſtung 
ausgezogen. 

Auch der König von Württemberg, der Großherzog von Darmftadt mußten 
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fih bequemen, ihre Minifter ins Preußiihe Hauptquartier zu entfenden, um une 
fern König um Frieden zu bitten. Der Großherzog von Baden, welcher nur mit 
Biderfireben dem Bunde gegen Preußen beigetreten war, entließ nunmehr fein 
bisheriges Preußenfeindliches Minifterium und berief Männer von bejonnenerer 
Haltung in feinen Rath. 

So ift denn der bisherige ſüddeutſche Bund gegen Preußen vollftändig zer- 
iprengt. Die nunmehr jchwebenden Berbandlungen werden unzweifelhaft bazu 
benußt werden, Beziehungen zwijchen bem künftigen norbbeutihen Bunde und 
den ſüddeutſchen Staaten zur Geltung zu bringen, wie fie dem Intereffe und ber 
Größe des deutihen Gefammtvaterlandes entſprechen.“ 


Die Präliminarien und das nationale Band 
zwilhen Nord- und Süddeutſchland. 
Staats» Anzeiger vom 5. Auguft 1866. 


„Um ben nachtbeiligen Tendenzen entgegenzutreten, welche durch faliche Deu- 
tung der Friedenspräliminarien vom 26. Juli d. I. und Entftellung ihrer Ziele 
in Betreff der Neugeftaltung Deutichlands in einem Theile der Preffe bervor- 
treten, find wir zur Beröffentlihung des Artilels 2 dieſer Präliminarien er- 
mädtigt. 

Derjelbe lautet: 

Art. 2. 

„Seine Majeftät der Kaiſer von Defterreih erfennt die Auflöfung 
bes bisberigen deutſchen Bundes an und giebt Seine Zuftimmung zu 
einer neuen Geftaltung Deutſchlands obne Betheiligung bes öfterreichiichen 
Kaijerftantes. Ebenjo verjpriht Seine Majeftät, das engere Bunbesver- 
bältniß anzuerkennen, welches Seine Majeftät der König von Preußen 
nördlich von der Yinie des Mains begründen wird, und erklärt fih bamit 
einverftanden, daß die ſüdlich won dieſer Linie gelegenen deutichen Staaten 
in einen Berein zufammentreten, befjen nationale Berbindung mit dem 
norbdeutihen Bunde der näheren Berftändigung zwijchen beiden worbe- 
balten bleibt.” 


Diefer Artifel entjpricht genau den von Franfreih in Wien bereits am 
14. Juli befürworteten Vermittelungs-Vorſchlägen, welche Oefterreih ſchon da— 
mals angenommen hat. Letztere lauteten: 
„L’Autriche reconnaitra la dissolution de l’ancienne Confédé— 
ration germanique et ne s’opposera pas A une nouvelle organi- 
sation de l’Allemagne dont elle ne fera pas partie. 


La Prusse constituera une Union de l’Allemagne du Nord 
comprenant tous les Etats.situ6s au Nord de la ligne du Main. 
a. sera investie du commandement des forces militaires de ces 

tats. 

Les Etats Allemands situés au Sud du Main seront libres de 
former entre eux une Union de l’Allemagne du Sud qui jouira 
d’une existence internationale independante. 

Les liens nationaux A conserver entre l’Union du Nord et 
celle du Sud seront librement réglés par une entente commune.“ 
Durch vorftehbende Beftimmungen wird conftatirt, daß Defterreih einge» 

willigt bat, die Neugeftaltung Deutichlands ungebindert und ohne eigene Bethei- 
ligung vollziehen zu laffen, und daß die Infinuation: der Kaiferftaat werde dem 
fübdentihen Verbande angehören, eben jo unbegründet ift, als diejenige, daß durch 
die Mainlinie das natürliche nationale Band zwiſchen Nord» und Sübdeutichland 
jerriffen werde. 
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Anfang Auguft. Sendung des Generald von Manteuffel 
nah St. Peterdburg. 


Provinzial» Correspondenz vom 8. Auguft. 


„Der General v. Manteuffel, General» Adjubant Er. Maj. des Königs 
ift in befonderer Sendung an deu Kaiferlichen Hof in Petersburg gegangen. Ruf 
land nimmt jowohl ald europäiſche Großmacht, wie auch wegen der vielfachen 
verwanbtichaftlihen Beziehungen der Kaiferlihen Familie mit deutſchen Fürften- 
bäuptern einen lebbaften Antbeil an den Beränderungen in Deutihland. Die 
freundichaftlihen Beziehungen, welche zwiichen ber preußifchen und der ruffifchen 
Regierung beftehen, mochten es angemeffen unb wilnjchenswertb ericeinen laffen, 
ber letzteren in Betreff der notbwendigen Gefichtspunfte und Schritte Preußens 
- in jener Beziehung nähere vertrauliche Mittheilungen zu machen. Die wegen ber 
vermeintlihen Stellung Rußlands zu ber in Rebe ftehenden Frage bier und bort 
verbreitete Beſorgniß dürfte ſich bald als unbegründet erweifen.“ 


Die Gejihtspunfte Preußens bei den Ber: 
bandlungen mit Süddeutihland. 


I. 
Staats » Anzeiger vom 29. Juli 1866. 


„Bir find zu der Erklärung veranlaßt, daß derjenige Theil der vaterlänbifchen 
Preffe, welcher dafür agitirt, daß Preußen die mit feinen Berbündeten beabfichtigte 
bundesftaatlihe Einrihtung auch auf bie ſüddeutſchen Staaten ausdehnen folle, 
nachtheilig auf die jhwebenden Friedens» Berbandlungen einwirft und diejelben 
ernftlich gefährden kann. Yettere müffen in erfter Linie darauf gerichtet fein, bie 
von Preußen mit dem Blute feiner Söhne und ungebeuren Opfern erlämpfte 
Territorial- Einbeit in Nord» und Mittel» Deutihland für immer ficher zu ftellen 
und damit endlich zu erlangen, was unfere Bäter im Jahre 1815 nach ben großen 
Freibeitsfriegen nicht zu erringen vermodten. Sodann wird e8 fid darum handeln, 
mit unferen Berbündeten in Nord» und Mittel- Dentichland den Bunbdesftaat 
zu gründen. Die Regelung der Berhältniffe mit den Staaten füblih des Maine, 
mit welchen fib Preußen im Kriege befindet, kann obne Gefährbung mejentlicher 
Intereffen der Folgezeit vorbehalten bleiben.“ 


II. 
Provinzial» Correspondenz vom 22. Anguſt 1866. 


„Die Preußifche Regierung bat fih bei den gefammten Friedens - Berbanbd- 
lungen lebiglih von großen politifchen Gefichtspunkten, nicht von Beweggründen 
Heinficher Vergeltung oder bloßer Yänberjucht leiten laffen. Ihre Hauptaufgabe 
war die Schöpfung eines fräftigen norddeutſchen Bundes und in bemfelben eines 
ftarlen und feft zufammenbhängenden Preußiichen Kerns. Deshalb mußten in 
Norddeutſchland alle anderweitigen NRüdfichten zurüdtreten. Was Süddeutſchland 
betrifft, jo ging die Regierung davon aus, daß dort die Erwerbung eines größeren 
oder geringeren Landſtrichs nicht ins Gewicht fallen kann gegenüber dem großen 
nationalen Intereffe ber jofortigen Anbahnung günftiger Beziehungen zwiſchen 
Preußen und dem deutſchen Süden. 

Diefer Gefihtspuntt und die darauf begründete mildere Behandlung ber 
fübdeutichen Staaten baben auf Seiten derjelben die vollfte Würdigung gefunden, 
und es ift zuverfichtlich anzunehmen, daß die Friedensverhandlungen dazu gedient 
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baben, hoffnungsvolle Anknüpfungen zwifhen dem Norden und Süden Deutſch— 
lands zu begründen, und dadurch ein neues Unterpfand für eine beilfame nationale 
Entwidelung Gefammtdentjchlands zu gewähren“ *). 


Sranfreihs Antheil an den Verhandlungen 
mit Süddeutſchland. 


Aus dem franzöfifhen Gelbbude. 

2. Auguft: Der franzöfifche Gejandte in München an ben franzöfifchen Minifter: 
m Bie Sie wohl ohne Zweifel ſchon wiffen, verlangt Preußen von Bayern 
tie Zahlung von 20 Millionen Thalern als Kriegsentihädigung und bie Abtretung 
einer Gebietöftrede mit wenigftens 500,000 Seelen im Norden ber Rbeinpfalz 
und in Ober- und Niederjranken. Im gerechter Aufregung über jeine Lage bat 
der Minifterratb des Königs beichlofien, unjere Intervention anzurufen, (A in- 
voquer notre intervention) und Herr von Wendland bat Befehl erhalten, in 
dieſem Sinne Schritte bei Em. Ercellenz zu tbun.“ 


14. Auguft: Der franzöfiihe Minifter der auswärtigen Angelegenheiten an ben 
Botichafter in Berlin: 

„Die Kabinete Süddeutſchlands, mit Ausnahme besjenigen von Karlsruhe, 
baben fih an die Kaiferliche Regierung gewandt, um deren Unterftügung in ben 
zu Berlin eröffneten Unterbandlungen zu erhalten. Sie kennen die Gefinnungen, 
die wir für diefe Staaten begen. Das Berliner Cabinet bat uns feinerjeits 
wiederholt feines Wunſches verfichert, diefe Staaten neben dem Nordbund eine 
wirffih Tebenskräftige (vraiment serieuse) Eriftenz einnehmen zu feben. Wir 
sebmen keinen Anftand zu denten, daß Preußen fib in den auf die Wiederber- 
felung des Friedens mit diefen Staaten bezüglihen Fragen verſöhnlich und ge- 
mäfigt zeigen werbe. Sie haben nicht direct in Unterbanblungen einzujchreiten; 
Sie werden aber dem Herrn Grafen Bismard nicht vorenthalten, welches bie 
verlönlihen Gefühle des Kaifers für jene Höfe find, die fih an fein freund- 
chaftliches Woblwollen gewandt baben.“ 


3. Auguft: Der franzöfiihe Minifter an den franzöfiihen Gejandten im 
Münden: 

„Aus den Mittbeilungen, die mir aus Berlin zugeben, babe ich entnommen, 
daß unfere erften Bemühungen nicht erfolglos geblieben find. Ich bin erfreut, 
daß unjere lebten Schritte gleichfalls nicht ohne Einfluß auf das endgültige Re- 
fultat einer Unterbandlung geblieben find, die ſich in befriebigenderer Weiſe ab- 
chließt, ala das Münchener Cabinet Anfangs gehofft batte.“ 


Die Friedens- Perträge. 
I. 
23. Auguft. Ariedensvertrag von Prag zwiichen Preußen und 
Deiterreidh. 


Im Namen der Allerbeiligften und Untbeilbaren Dreieinigleit. 
Seine Majeftät der König von Preußen und Seine Majeftät der Kaijer 
von Defterreih, bejeelt von dem Wunſche, Ihren Ländern die Wohlthaten des 


®) Die Trap u. Schutzbundniſſe mit den füpdentihen Staaten wurden bamals noch geheim gehalten. 
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Friebens wieberzugeben, baben beichloffen, die zu Nicolsburg am 26. Juli 1866 
unterzeichneten PBräliminarien in einen definitiven Friedens-Bertrag umzugeftalten. 

Zu diefem Ende haben Ihre Majeftäten zu Ihren Bevollmächtigten ernannt, 
und zwar Seine Majeftät der König von Preußen: Ihren Kammerberrn, Wirk— 
lihen Geheimen Rath und Bevollmädtigten, Karl Freiherrn von Wertber :c., 
und Seine Majeftät der Kaifer von Defterreih: Ihren wirklichen Gebeimen Rath 
und Kämmerer, außerorbentlihen Gejandten und bevollmächtigten Minifter, Adolph 
Maria Freiberen von Brenner-Feljab u.f.w., welde in Prag zu einer 
Eonferenz zufammengetreten find, und nad Ausmwechjelung ihrer in guter und 
ger Form befundenen Bollmadten über nachſtehende Artikel fi vereinigt 
aben. 

Art. I. Es fol in Zukunft und für beftändig Friede und Freunbichaft 
zwiihen Seiner Majeftät dem Könige von Preußen und Seiner Majeftät dem 
Kaifer von Defterreich ſowie zwijchen Deren Erben und Nachkommen und ven 
beiderjeitigen Staaten und Untertbanen berrichen. 

Art. II. Behufs Ausführung des Artifels VI. der in Nicolsburg, am 
26. Juli diejes Jahres, abgejchloffenen Friedens - Präliminarien, und nachdem 
Seine Majeftät der Kaifer der Franzoſen durch Seinen bei Seiner Majeftät bem 
Könige von Preußen beglaubigten Botjchafter amtlich zu Nicolsburg, am 29. Juli 
ejusdem, bat erllären laffen: „Qu’en ce qui concerne le Gouvernement de 
l’Empereur, la Venetie est acquise à l’Italie pour lui être remise à la 
paix,* — tritt Seine Majeftät der Kaifer von Defterreich dieſer Erklärung aud 
Seiner Seits bei und giebt Seine Zuftimmung zu der Bereinigung bes 
lombardo-venetianijhen Königreihs mit dem Königreih Italien. 

Art. III. Die Kriegsgefangenen werben beiderſeits jofort freigegeben werden. 

Art. IV. Seine Majeftät der Kaijer von Defterreih erkennt die Auflöfung 
bes bisherigen beutihen Bundes an und giebt feine Zuftimmung zu einer neuen 
Geftaltung Deutihlands ohne Betbeiligung des öſterreichiſchen 
Kaijerftaates. Ebenjo verfpricht Seine Majeftät, das engere Bunbesver- 
bältnif anzuerkennen, welches Seine Majeftät der König von Preußen nörd— 
ih von ber Linie des Mains begründen wird, und erflärt fi damit ein- 
verftanden, daß die [üblich von der Linie gelegenen deutſchen Staaten 
in einen Berein zujammentreten, befjen nationale Berbindung mit bem 
norddeutihen Bunde der näheren Berftändigung zwiiden beiden 
vorbehalten bleibt und der eine internationale unabbängige Eri- 
ftenz haben wird. , 

Art. V. Seine Majeftät der Kaifer von Defterreich überträgt auf Seine 
Majeftät ven König von Preußen alle Seine im Wiener Frieden vom 30. October 
1864 erworbenen Rechte auf die Herzogthümer Holftein und Schleswig 
mit der Maßgabe, daß die Bevölferungen ber nörbliden Diftriete von 
Schleswig, wenn fie durch freie Abftimmung den Wunſch zu erfennen geben, 
mit Dänemark vereinigt zu werben, an Dänemark abgetreten werden jollen. 

Art. VI. Auf den Wunſch Seiner Majeftät bes Kaifers von Defterreih er- 
Härt Seine Majeftät der König von Preußen Sich bereit, bei den bevorſtehenden 
Beränderungen in Deutichland den gegenwärtigen Territorialbeftand 
des Königreihs Sadhjen in feinem bisherigen Umfange befteben 
zu laffen, indem Er fi dagegen vorbehält, ven Beitrag Sachſens zu den Kriegs- 
foften und die künftige Stellung des Königreichs Sachſen innerhalb des norbbeut- 
ihen Bundes durch einen mit Seiner Dlajeftät dem Könige von Sachſen abzu- 
ihließenden bejonderen Friedensvertrag näher zu regeln. 

Dagegen verjpriht Seine Majeftät der Kaiſer von Defterreih, die von 
Seiner Majeftät dem Könige von Preußen in Norddeutſchland 
berzuftellenden neuen Einrihtungen, einſchließlich ber Territo- 
rialsBeränderungen, anzuerfeunen. 

Art. VII. Behufs Auseinanderjegung über das bisherige Bunbes-Eigen- 
thum wird binnen längftens ſechs Wochen nach Natification des gegenwärtigen 
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Bertrages eine Commiffion zu Frankfurt a. M. zufammentreten, bei welcher ſämmt— 
fihe Forderungen und Anfprüde an ben deutihen Bund anzumelden und binnen 
ſechs Monaten zu liquibiren find. Preußen und Defterreich werben ſich in biefer 
Commiſſion vertreten laffen und es fteht allen übrigen bisherigen Bundes - Re- 
gierungen zu, ein Gleiches zu tbun. 

Art. VIII. Defterreich bleibt berechtigt, aus ten Bunbdesfeftungen das Kai— 
jerlihe Eigenthum und von dem beweglihen Bunbeseigentbum den matrifular- 
mäßigen Antbeil Defterreichs fortzuführen oder fonft darüber zu verfügen; daſſelbe 
gilt von dem gelammten beweglichen Vermögen des Bundes. 

Art. IX. Den etatsmäßigen Beamten, Dienern und Penftoniften des Bundes 
werden die ihnen gebührenden beziebungsweife bereits bewilligten PBenfionen pro 
rata der Matrifel zugefichert; jedoch übernimmt die Königlich Preußifche Re— 
gierung bie bisher aus ber Bundes: Matrikular» Eaffe beftrittenen Benfionen und 
Unterftügnngen für Officiere der vormaligen fchleswig » holfteinfchen Armee und 
deren Hinterlaffene. 


Art. X. Der Bezug der von der Kaiferlih öſterreichiſchen Stattbalterjchaft 
in Holftein zugeficherten Penfionen bleibt den Intereffenten bewilligt. — Kein 
Angeböriger der Herzogtbümer Holftein und Schleswig, und fein Untertban Ihrer 
Majeftäten des Königs von Preußen und des Kaiſers von Defterreich wird wegen 
feines politiihen Berhaltens während ber fetten Ereigniffe und bes Krieges ver- 
folgt, beunruhigt ober im feiner Perfon oder feinem Eigenthum beanftandet werben. 


Art. XI. Seine Majeftät der Kaiſer von Defterreich verpflichtet Sich, behufs 
Dedung eines Theiles der für Preußen aus dem Kriege erwachſenen Koften, an 
Seine Majeftät den König von Preußen die Summe von Bierzig Millionen 
Breußijher Thaler zu zahlen. Bon biefer Summe foll jedoch der Betrag 
der Kriegskoften, mwelhe Seine Majeftät der Kaifer von Defterreih, laut Ar- 
titel XII. des gedachten Wiener Friedens vom 30. October 1864, noch an die 
Herzogtbümer Schleewig und Holftein zu fordern bat, mit Fünfzehn Mil- 
lionen Preußiſcher Thaler und als Aequivalent der freien Berpflegung, welche 
die Preußiſche Armee bis zum Friedensichluffe in ben von ibr occupirten , öfter» 
reihiihen Yanbestheilen haben wird, mit Fünf Millionen Preußiſcher Thaler 
in Abzug gebradht werben, jo daß nur Zwanzig Millionen Preußiſcher 
Thaler baar zu zahlen bleiben. — Die Hälfte diefer Summe wird gleich- 
jeitig mit dem Austaufche der Natificationen des gegenwärtigen Vertrages, die 
zweite Hälfte brei Wochen jpäter zu Oppeln baar berichtigt werben. 

Art. XII. Die Räumung der von den Königlih Preußiihen Truppen be- 
ſetzten öfterreichiihen Territorien wird innerhalb drei Wochen nad dem Austauſche 
der Ratificationen des Friedensvertrages vollzogen fein. 

Art. XIII. Alle zwijchen den boben vertragjchließenden Theilen vor dem 
Kriege abgeichloffenen Verträge und Uebereinfünfte werden, infofern dieſelben nicht 
ihrer Natur nach durch die Auflöfung des deutſchen Bundesverbältniffes ihre 
Wirkung verlieren müffen, hiermit neuerdings in Kraft geſetzt. Insbeſondere wird 
die allgemeine Kartell» Convention zwiſchen den deutſchen Bunbesftaaten vom 
10. Februar 1831 ſammt den dazu gehörigen Nachtragsbeſtimmungen ihre Gül— 
tigleit zwifchen Preußen und Defterreich behalten. 

Jedoch erllärt die Kaiferlich üfterreichiiche Regierung, daß der am 24. Januar 
1857 abgeichloffene Münzvertrag dur die Auflöfung des deutſchen Bunbes - 
Berhältnifjes feinen wejentlichiten Werth für Defterreich verliere, und die König- 
lich Preußiſche Regierung erflärt fich bereit, in Berhandblungen wegen Aufhebung 
diefes Vertrages mit Defterreih und den übrigen Theilnebmern an demijelben 
einzutreten. Desgleihen behalten die hoben Kontrahenten Sich vor, über eine 
Revifion des Handels- und Zollvertrages vom 11. April 1865, im Sinne 
einer größeren Erleichterung bes gegenfeitigen Verlehrs, jobald als möglih in 
Verhandlung zu treten. Ginftweilen foll der gedachte Vertrag mit der Maßgabe 
wieder in Kraft treten, daß jebem ber hohen Kontrabenten vorbehalten bleibt, 
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benfelben nah einer Ankündigung von ſechs Monaten außer Wirkffamkeit treten 
zu laffen. 

Art. XIV. Die Ratificationen des gegenwärtigen Vertrages follen zu Prag 
binnen einer Frift von acht Tagen, oder, wenn möglih, früher ausgewechielt 
werben. 

Urkund deſſen haben die betreffenden Bevollmächtigten gegenwärtigen Vertrag 
unterzeichnet und mit dem Inſiegel ihrer Wappen verjeben. 

So gejheben in Prag am 23. Tage des Monats Auguft im Jahre bes 
Heils Achtzehn Hundert jechszig und jeche. 


gez. Wertber. gez. Brenner. 


Dabei ein Protokoll, 
betreffend die Auslieferung der Kriegsgefangenen und die Räumung bes 
Kaiferlich Königlich öfterreichiichen Territoriums durch die Königlich * 
ßiſchen Truppen, — — 

fowie eine Erklärung, betreffend die Vermehrung ber Eiſenbahn— 
Verbindungen zwiſchen den beiderſeitigen Gebieten. 


II. 


13. Auguſt. Friedensvertrag von Berlin zwiſchen Preußen und 
Württemberg. 


Zwiſchen dem König von Württemberg und dem König von Preußen, deren 
Erben und Nachfolgern, deren Staaten und Unterthauen, ſoll fortan Friede und 
Freundſchaft auf ewige Zeiten befteben. 

Der König von Württemberg verpflichtet Sich, behufs Dedung eines Theile 
ber für Preußen aus bem Krieg erwachſenen Koften, an Se. Majeftät den König 
von Preußen die Summe von — Acht Millionen Gulden — binnen zweı 
Monaten zu bezahlen. 

Unmittelbar nach geleifteter Garantie ober nad erfolgter Zahlung ber 
Kriegsentihäbiguug, wird der König von Preußen feine Truppen aus dem württem— 
bergifchen Gebiet zurüdziehen. — 

Die Auseinanderfegung der durch ben frühern deutſchen Bunb begründeten 
Eigentbumsverbältnifie bleibt bejonberer Vereinbarung vorbehalten. 

Die Contrabenten werden unmittelbar nah Abichluß bes Friedens wegen 
Regelung der Zollvereins-Berbältniffe in Berbandlung treten. Einf: 
weilen follen der Zollvereinigungs- Vertrag vom 16. Mai 1865 und die mit ihm 
in Berbindung ſtehenden Vereinbarungen, welche durch den Ausbruch des Krieges 
außer Wirkjamfeit gejett find, vom Tage des Austaufches der Ratificationen bes 
gegenwärtigen Vertrags an, mit der Maßgabe wieder in Kraft treten, daß jebem 
der boben Kontrahenten vorbehalten bleibt, diefelben nad einer Aufündigung von 
feh8 Monaten außer Wirkſamkeit treten zu laffen. 

Die hoben Eontrabenten werben unmittelbar nach Herftellung bes Friedens 
in Deutjchland den Zufammentritt von Commiffarien zu dem Zwed veranlaffen, 
um Normen zu vereinbaren, welche geeignet find, den Perjonen- und Güterver— 
kehr auf den Eijenbahnen möglichft zu fördern, namentlich die Concurrenz » Ber: 
bältniffe in angemefjener Weiſe zu regeln, und ben allgemeinen Berfebrs - Inter 
effen nachtheiligen Beftrebungen der einzelnen Berwaltungen entgegenzutreten. 
Indem die hoben Eontrabenten darüber einverftanden find, daß bie Herftellung 
jeder im allgemeinen Intereffe begründeten neuen Eiſenbahn-Verbindung zuge 
laffen und jo viel als thunlich zu fördern ift, werben Sie durch die worbezeichneteu 
Commiffarien auch in diefer Beziehung die durch die allgemeinen Verkehrs-Ju— 
tereffen gebotenen Grundjäge aufftellen laſſen. 

Der König von Württemberg erfennt die Beftimmungen bes zwiſchen 
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Preußen und Defterreih zu Nicolsburg am 26. Juli 1866 abge- 
ſchloſſenen Algier an und tritt benjelben, jo weit fie bie 


Zukunft Deutichlands betreffen, auch Seinerſeits bei. 
Barnbüler. v. Bismard. 
Hardegg. Savigny. 
III. 
17. Auguſt. Friedensvertrag von Berlin zwiſchen Preußen und 
Baden. 


Im Weſentlichen und faſt wörtlich dieſelben Beſtimmungen wie im Vertrage 
mit Württemberg, — nur an Kriegskoſten: 6 Millionen Gulden. 

Ferner: Die hohen Eontrabenten werben vom 1. Januar 1867 ab bie 
Erhebung der Schifffahrts-Abgaben auf dem Rhein, und zwar ſowohl 
der Schiffsgebühr als auch des Zolles von ber Labung völlig einftellen, fofern 
die Übrigen deutſchen Uferftaaten des Rheins gleichzeitig bie gleihe Maßregel 

e 


treffen. 
Berlin, den 17. Auguft 1866. 
von Freydborf. von Bismard. 
IV; 
22. Auguft. Friedendvertrag von Berlin zwilchen Preußen und 
Bayern. 


Diejelben Beftimmungen wie oben, nur: Dreißig Millionen Gulden 
an Kriegsloften. Ferner: 

Die in dem Königlich bayrifhen Archive zu Bamberg befindlichen, im Wege 
commiffariicher Berbanblung zu bezeichnenden Urkunden und fonftigen Archivalien, 
welche eine bejondere und ausjchließliche Beziehung auf die ehemaligen Burggrafen 
von Nürnberg und die Markgrafen von Brandenburg fränfifcher Linie haben, 
werben an Preußen ausgeliefert. 

Da von Seite Preußens Eigenthums-Anſprüche an die früher in Düſſeldorf 
befindlich gewejene, fpäter nah Münden gebrachte Gemälde - Gallerie erhoben 
worden find, jo wollen bie hoben Kontrahenten die Entſcheidung über diefe An- 
ſprüche einem Schiedsgerichte unterwerfen. Zu diefem Behufe wird Bayern brei 
deutihe Apellationsgerichte nambaft machen, unter welchen Preußen Dasjenige 
bezeichnet, welches den Schiedsſpruch zu fällen hat. 

Nachdem zur Wahrung ftrategifcher und Verlehrs-Intereſſen eine Grenz- 
regulirung als erforderlich befunden worben ift, tritt Seine Majeftät der König 
von Bayern das Bezirksamt Gersfeld und einen Beird um Orb nah an— 
liegender Grenzbeichreibung, fowie die zwiſchen Saalfeld und dem Preußiſchen 
Landkreis Ziegenrück gelegene Enclave Caulsdorf an Seine Majeftät den König 
von Preußen ab. — — 

Berlin, den 22. Auguft eintaufenb achhundert ſechs und fechzig. 


Seh. v. d. Pfordten. v. Bismard, 
raf v. Bray- Steinburg. Savigny. 
V 


3. September. Friedensvertrag von Berlin zwiſchen Preußen und 
dem Großherzogthum Heſſen. 
Dieſelben Beſtimmungen wie oben, nur: Drei Millionen Gulden 
an Kriegskoſten. Ferner: 
Fürſt Biemarck. 32 
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Die Großberzoglich beifiihe Regierung erklärt fih im Voraus mit bem 
Abreden einverftanden, welches Preußen mit dem Fürftliben Haufe Taris wegen 
Bejeitigung bes Thurn» und Tarxis'ſchen Boftwejens trifft. In Folge 
deſſen wirb das gefammte Poftwejen im Großberzogtbum Heffen an Preußen 
übergeben. 

Die Großherzoglich beffiiche Regierung verpflichtet fih, in Mainz feine 
anbere als eine Preußijche Telegrapben- Station zu geftatten. Im gleicher 
Weiſe räumt die Großherzogliche Regierung ber Preußiſchen aud in ben übrigen 
Gebietstheilen des Großherzogthums das Recht zur unbeichränkten Anlegung und 
Benugung von Telegrapbenlinien und Zelegrapben: Stationen ein. 

Die Großberzoglihe Regierung wird die Erhebung der Scifffahrtsabgaben 
auf dem Rhein unb zwar ſowohl der Schifffabrtsgebühr, als auch bes les 
von der Ladung von dem Tage ab völlig einftellen, an welchem in den übrigen 
deutſchen Uferftaaten bes Rheins die gleihe Maßregel zur Ausführung gebracht 
werben wird. Die hoben Contrabenten übernebmen diejelbe Berpflichtung be- 
züglich der noch beftehenden Sciffiabrtsabgaben auf dem Maine. 

Der Großherzog von Heffen und bei Rhein ꝛc. tritt an ben König von 
Preußen mit allen Souverainetäts- und Domanialredhten ab: 

I. Die Yandgrafihaft Heflen- Homburg, einjchließlich des Oberamtsbezirks 
Meifenbeim, jedoch ausjchließlich der beiden, ın der Königlich Preußiihen Provinz 
Sadjen belegenen befjen-bomburgifben Domanialgüter Hötensleben und Debisjelbe; 

II. Folgende bisher zur Provinz Oberbefjen gehörende Gebietstheile, 
namlich: 

1) den Kreis Biedenkopf; 

2) den Kreis Vöhl, einjchließlih der Enclaven Eimelrod und Höringhaufen ; 

3) den norbweftlien Theil des Kreijes Giehen, welcher die Orte Franken— 
bach, Krumbach, Königsberg, Fellingshauſen, Bieber, Haina, Rodheim, 
Waldgirmes, Naunheim und Hermannſtein mit ihren Gemarkungen umfaßt; 

4) den Ortsbezirk Rödelheim; 

5) den unter Großherzoglich heſſiſcher Souverainetät ſtehenden Theil des 
Ortsbezirks Nieder-Urſel. 

Mit Seinen ſämmtlichen nördlich des Mains liegenden Gebietstheilen tritt 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen und bei Rhein ꝛc. auf der 
Bafis der in den Reformvorjchlägen vom 10. Juni d. 3. aufgeftellten Grunbfäge 
in ben norbdeutijhen Bund ein, indem Er Sich verpflichtet, die geeignete 
Einleitung für die Parlamentswahlen, dem Bevölferungs-Berbältniffe entſprechend, 
zu treffen. Das in Folge deſſen auszujondernde, zum Norbdeutihen Bunde ge- 
börige Großberzoglich beifiihe Contingent tritt unter Oberbefebl des Königs 
von Preußen nah Maßgabe der auf der Bafis der Bunbesreform -» Borichläge 
vom 10. Juni d. I. zu vereinbarenden Beftimmungen. 

Seine Majeftät der König von Preußen tritt an Seine Königliche Hobeit 
den Großherzog von Heffen und bei Rhein ꝛc. bebufs Herftellung territorialer 
Einheit in der Provinz Oberbeffen folgende Gebietstheile mit allen Souverainetäte- 
und Domanialrediten ab: 

1) den vormals kurbeifiihen Diftrict Katenberg mit den Ortichaften Obmes, 
Bodenrode, Rubllirhen, Seibelsporf; 

2) das vormals furbeifiihe Amt Naubeim, mit den ſämmtlichen Ianbes- 
berrliden Eigenthumsrechten und den in Nauheim befindlichen Bade-An- 
ftalten und Salinen, ſowie den Ortſchaften Dorbeim, Nauheim, Schmal- 
beim unb Rödchen; 

3) das öftlih davon belegene vormals naſſauiſche Amt Reichelsheim, mit den 
Ortſchaften Reichelsheim und Dornafjenbeim; 

4) vie vormals furbeifiihe Enclave Trais an der Lumda; 

5) den vormals furbeifiihen zwiſchen den Großberzoglich heſſiſchen Ortſchaften 
Altenftant und Bönjtadt belegenen Domantialmwaldbiftrict; 

6) die vormals Frankjurtihen Ortsbezirte Dortelweil und Nieber-Erlenbad; 
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7) den vormals kurheſſiſchen Ortsbezirt Maffenbeim; 

8) den vormals nafſauiſchen Ortsbezirt Haarbeim; 

9) den vormals furbeififhen, etwa 1700 Morgen umfaffenden Gebietstbeil 
des Ortsbezirls Mittel-Gründan. 

Diefe Gebietstbeile (zu 1—9) treten in die Provinz Oberbeffen und in bie 
für dieielbe geltenden ftaatsrechtlichen Berhältniffe ein. Nächſtdem wird ber auf 
dem linken Mainufer gelegene, vormals turbeifiihe Gebietstheil mit dem Orte 
Rumpenheim ebenfalls an Seine Königliche Hobeit mit allen Souverainetäts- unb 
Domanialrechten abgetreten. 


v. Dalmwigf. Bismard. 
Hofmann. Savigny. 


v1. 
21. October. Friedensvertrag zwiſchen Preußen und Sadjen. 


Der König von Sachſen, indem er bie Beftimmungen bes zwijchen Preußen 
und Defterreich zu Nicolsburg am 26. Juli 1866 abgejchloffenen Präliminar- 
Vertrages, jo weit fie fich auf die Zukunft Deutichlands und insbejondere Sachſens 
beziehen, amerfennt und acceptirt, tritt für fich, feine Erben und Nachfolger, für 
das Königreih Sachſen den Artikeln I. bis VI. bes am 18. Auguft d. 9. zu 
Berlin zwifchen dem Könige von Preußen einerfeits und Seiner Königlichen 
Hobeit dem Grofberzoge von Sadjen Weimar und anderen norddeutſchen 
Regierungen geſchloſſenen Bündniſſes bei und erklärt biefelben für 
fih, jeine Erben und Nachfolger, für das Königreih Sachſen verbindlich, jo wie 
Seine Majeftät der König von Preußen die darin gegebenen Zufagen ebenfalls 
auf das Königreich Sachſen ausdehnt. 

Die biernab nöthige Reorganifation der ſächſiſchen Truppen, welde 
einen integrirenden Theil der norbbeutichen Bunbes- Armee zu bilden und als 
jeihe unter den Oberbefehl des Königs von Preußen zu treten haben 
werden, erfolgt, jobald die für den norbdeutihen Bund zu treffenden allgemeinen 
Beftimmungen auf der Bafis der Bundesreform - Borfchläge vom 10. Juni d. J. 
teftgeftellt jein werden. 

Inzwiſchen treten in Beziehung auf die Bejagungsverbältniffe der Feftung 
Königftein, die Rückkehr der ſächſiſchen Truppen nah Sadien, die nöthige 
Beurlaubung der Mannjhaften und die vorläufige Garnijonirung der auf den 
Friedensftand zurückverſetzten ſächſiſchen Truppen, die gleichzeitig mit bem 
Abihluffe des gegenwärtigen Vertrages getroffenen bejonderen Beftimmungen 
in Krait. 

Auh in Beziebung auf bie völkerrechtliche VBertretung Sadjens 
erflärt die Königlich ſächſiſche Regierung fich bereit, biejelbe ihrerjeits nach den 
Grundfägen zu regeln, welche für den nmorbbeutihen Bund im Allgemeinen 
maßgebend ſein werben. 

Der König von Sachen verpflichtet Sich, bebufs Dedung eines Theiles 
der für Preußen aus dem Kriege erwachſenen Koften und in Erledigung des im 
Artikel 5 des Nicolsburger Präliminar » Bertrages vom 26. Juli 1866 gemachten 
Vorbebalts, an Seine Majeftät den König von Preußen die Summe von — Zehn 
Vilionen Thalern — in drei gleihen Raten zu bezablen. — — 

Borbebaltiich der, auf der Bafis der Bundesreform-Borfchläge vom 10. Juni 
d. I. in der Berfaffung des norddeutſchen Bundes zu treffenden Beftimmungen 
über Zoll» und Handelsverbältnijje, follen einftweilen der Zollvereins- 
Vertrag vom 16. Mai 1865 und die mit ibm in Verbindung ftebenden Berein- 
barungen, welche durch den Ausbruch des Krieges außer Wirkjamfeit gejegt find, 
unter den hoben Kontrabenten, vom Tage bes Austaufches der Ratificationen des 
gegenwärtigen Vertrages an, mit der Mafgabe wieder in Kraft treten, daß jedem 
der hoben Contrabenten vorbehalten bleibt, bdiefelben nach einer Aufkündigung 
von ſechs Monaten außer Wirkſamkeit treten, zu laffen. 

32* 
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Alle übrigen zwiſchen den hoben vertragihließenden Theilen vor dem Kriege 
abgeſchloſſenen Berträge und Uebereinfünfte werben hiermit wieder in Kraft ge- 
fett, foweit fie nicht durch bie im Artilel 2 erwähnten Beftimmungen unb ben 
Zutritt zum norbbeutihen Bunde berührt werben. 

Die hohen Eontrabenten verpflichten fi) gegenfeitig, die Herftellung einer 
unmittelbar von Leipzig ausgehenden und dort im birecten Schienen» Anfhluß 
mit ber tbüringifchen und der Berlin-anbaltiihen Bahn ftehenden Eiſenbahn — 

eeigneten Falles umter ftredenmeijer Mitbenugung einer der beiben genannten 
Babnen — über Pegau nah Zeit zu geftatten und zu förbern. 

Die hohen Eontrabenten find übereingelommen, daß das Eigenthum ver 
Königlich jähfifhen Regierung an ber auf Preufifchem Gebiete belegenen Strede 
der Görlitz- Dresdener Eifenbabn, einichlieflich des antheiligen Eigentbumsrechtes 
an bem Bahnbofe in Görlig mit ber Ratification des gegenwärtigen Bertrages 
auf die Königlih Preußifche Regierung übergeben fol. — 

Um ber Königlich ſächſiſchen Regierung bie in dem Staatsvertrage vom 
24. Juli 1843 für ben dee der fpäteren Abtretung ihres Einentbums an ber 
Eifenbabnftrede von der Yandesgrenze bis Görlitz und ihres Miteigentbums an 
dem Bahnboje in Görlig in Ausficht genommene Entfhädigung zu gewähren, 
wollen Seine Majeftät der König von Preußen von der im Artilel 6 des gegen- 
wärtigen Bertrages feftgejegten Kriegskoſten-Entſchädigung den Betrag von 
Einer Million Thalern als eine Compenfation für die von Seiner Majeftät 
dem Könige von Sachſen im Artikel 14 des gegenwärtigen Bertrages zjugeftanbenen 
Eigentbums » Abtretungen in Abrechnung bringen laffen. 

Da nah Artikel 6 unter 10 ber ——— vom 10. Juni d. J. das 
Poſtweſen zu denjenigen Angelegenheiten gehört, welche ber Geſetzgebung und 
Oberaufſicht der Bundesgewalt unterliegen, nun aber Seine Majeftät der König 
von Sachſen auf Grund diefer Vorſchläge dem norbbeutihen Bunde beitritt, fo 
verfpricht Derfelbe, auch ſchon von jett an weder den Abſchluß von Verträgen mit 
andern Staaten, noch fonft etwas vornehmen zu laffen, wodurch der definitiven Ordnung 
bes Poftwejens im norbbeutihen Bunde irgendwie vorgegriffen werden Könnte. 

Die Königlich fächfiihe Regierung überträgt der Königlich Preußiſchen Re— 
gierung das Recht zur Ausübung bes Telegrapbenmwejens innerhalb bes 
Königreichs Sachſen in demjelben Umfange, in welchem biefes Recht zur Zeit 
ber Königlich fächfiihen Regierung zuftebt. 

Seine Majeftät der König von Sachſen erflärt Sih damit einverftanden, 
daß das in Sadjen, wie in ber Mebrzabl der übrigen bisherigen Zollvereins- 
ftaaten beftebende Salzmonopol aufgehoben wird, fobalb die Aufhebung in 
Preußen erfolgt, und daß von dem Zeitpunkte dieſer Aufbebung ab die Beftenerung 
des Salzes für gemeinjchaftlihe Rechnung ſämmtlicher betheiligten Staaten be 
wirft wirb. 

Seine Majeftät der König von Sadjen erkennt das unbejchränfte jus re- 
formandi Seiner Majeftät des Königs von Preußen in Betreff der Stifter 
Merfeburg, Naumburg und Zeit an, willigt in die Aufhebung ber bisher 
ber Univerfität Leipzig zugeftandenen Berechtigungen auf gewiffe Canonicate an 
biefen Stiftern und verzichtet auf alle Rechte und Anjprüche, welche der Königlich 
ſächſiſchen Regierung oder der Univerfität Leipzig aus ben Statuten der Stifter 
ober aus früheren Berträgen und Conventionen, deren etwa entgegenftebende 
Beftimmungen biermit ausdrücklich aufgehoben werben, zuftehben möchten. Die 
Entihäbigung ber Univerfität Leipzig für bie gänzliche Befeitinung ibrer Bezie- 
bungen zu den GStiftern, fo wie ber jetigen Inhaber ad dies muneris über- 
nimmt bie Königlich ſächſiſche Regierung und macht fih anbeifhig, die Königlich 
Preußifhe Regierung gegen alle Entſchädigungs-Anſprüche der Univerfität oder 
einzelner Facultäten und Profefjoren an berfelben zu vertreten. — — 

Berlin, 21. October 1866. 


Sapigny. rer 
obentbal. 
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Gleichzeitig mit dem vorftehenden Friedensvertrage ift bas nachfolgende 
Protololl unterzeichnet worben. 

Berbandelt Berlin, ben 21. October 1866. — Bei ber heutigen Unter» 
zeichuung bes zwiſchen Preußen und Sachſen abgejchloffenen Friedensvertrages 
a die Königlich ſächſiſchen Bevollmächtigten unter Bezugnahme auf Artikel 5 

olgenbes: 

Die Königlich ſächſiſche Regierung, von bem lebhaften Wunfche bejeelt, bie 
volllommene Uebereinftimmung zu bethätigen, welche zwifchen ihr und ber Kö— 
nigfih Preußifchen Regierung bezüglih der von jeßt an gemeinfam zu verfol- 
genden politifchen Richtung beftebt, ift bereit: j 

a) jofort und bis zu dem Zeitpunfte, wo die Frage wegen ber internatio- 
nalen Repräjentation des norbbeutihen Bundes in befinitiver Weife georbnet fein 
wird, ihre eigene wölferrechtliche Vertretung bezüglich derjenigen Höfe und Regie: 
rungen, bei welchen biefelbe gegenwärtig biplomatifche Agenten nicht unterhält, 
auf die Preußiſchen Mijfionen zu übertragen und 

b) daſſelbe Berbältniß denjenigen Höfen und Regierungen gegenüber, bei” 
welhen dermalen ſächſiſche Miffionen beftehen, in allen Fällen temporärer Ba- 
canz, auf deren Dauer eintreten zu laffen, 

e) aub in biefem Sinne die Königlich ſächſiſchen Bertreter im Auslande 
mit entiprechender Inftruction zu verſehen, jo daß fih Sachen, im Geifte bes 
mit Preußen abgefchloffenen Bündniffes, ſchon jett in internationaler Beziehung 
der Preußijchen Politik feft anſchließt. 

Der Königlih Preußifche Bevollmächtigte erflärt feinerjeits, daß feine Re- 
gierung bereit ift, bie in Rebe ſtehende Vertretung zu übernehmen unb bierbei 
die Interefjen, ſowohl der Königlich fächfiihen Regierung, als auch die der Kö— 
niglih ſächſiſchen Staatsangehörigen, gleih wie ihre eigenen allenthalben zu 
wahren. 

Schließlich waren die beiberjeitigen Bevollmächtigten dahin einig, daß durch 
vorftebende interimiftifhe Beftimmungen das Recht Seiner Majeftät des Königs 
von Sachſen, in einzelnen Fällen außerordentliche Bevollmächtigte zu ſenden, in 
leiner Weiſe alterirt werben folle. 


Geheime Bündnif-VBerträge zwifchen Preußen und Bayern 
(und im MWejentlichen gleichlautend zwiſchen Preußen und 
Württemberg, Preußen und Baden, Preußen und dem 
Großherzogthum Helfen), abgeſchloſſen an demfelben Tage 
wie die obigen Friedendverträge mit den einzelnen Staaten”). 


„Seine Majeftät der König von Preußen und Seine Majeftät der König 
von Bayern, bejeelt von dem Wunſche, das künftige Verhältniß der Souveraine 
und Ihrer Staaten möglichft innig zu geftalten, haben zu Belräftigung bes zwi— 
hen Ihnen abgeichloffenen Friedens « Bertrages vom 22. Auguft 1866 beichloffen, 
weitere Verhandlungen zu pflegen, und haben mit diefer beauftragt, und zwar: 
Seine Majeftät der König von Preußen den ꝛc. Grafen v. Bismard-Schön- 
hauſen und ben ꝛc. Herrn v. Savigny; Seine Majeftät der König von Bayern 
den u. |. mw. Freiherrn v. d. Pforbten und den u. f. w. Örafen Bray-Stein— 
burg; diefelben haben ihre Vollmachten ausgetaufht und haben fih, nachdem 
diefe in guter Ordnung befunden worden waren, über nachfolgende Vertragsbe— 
ſtimmungen geeinigt: 

Art. 1. Zwiſchen Seiner Majeftät dem Könige von Preußen und Seiner 


*) Diefe Verträge find im April 1867 veröffentlicht worben. 
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Majeftät dem Könige von Bayern wird biermit ein Schug- und Trugbündnik 
geſchloſſen. Es garantiren fi die hohen Kontrahenten gegenfeitig bie Integrität 
bes Gebietes ihrer bezüglichen Länder, und verpflichten fi, im Falle eines Krieges 
ihre volle Kriegsmacht zu dieſem Zwecke einander zur Verfügung zu ftellen. 

Art. 2. Seine Majeftät der König von Bayern überträgt für dieſen Fall 
ben Oberbefehl über jeine Truppen Sr. Majeftät dem Könige von Preußen. 

Art. 3. Die hohen Kontrahenten verpflichten ſich, diefen Vertrag vorerft ge- 
beim zu balten. 

Art. 4. Die Katification des vorftehenden Vertrags erfolgt gleichzeitig mit 
der Katification des unter dem beutigen Tage abgejchloffenen Friebensvertrages, 
alfo bis fpäteftens zum 3. k. Mts. 


Zu Urkund deſſen baben die Eingangs genannten Bevollmädtigten dieſen 
Bertrag in doppelter Ausfertigung am beutigen Tage mit ihrer Namensunter- 
Ihrift und ibrem Siegel verſehen.“ 

So geſchehen Berlin, 22. Auguft 1866. 


Was Preußen errungen hat. 
Provinzials Eorrespondenz vom 29. Auguft 1866. 


„Der jüngfte ruhmvolle Krieg wirb jo eben durch einen erfolgreichen Frieden 
abgeichloffen: Preußens Heer kehrt in die Heimath zurüd mit dem erhebenden 
Bewußtjein, Größeres für unſer Baterland errungen zu baben, als es jemals 
einem fieggefrönten Kriegsheere auch im den glänzendften Zeiten ber Preußijchen 
Geſchichte vergönnt war. 

Dreierlei große und wichtige Erfolge bat Preußen davongetragen: 

Preußen für ſich allein bat eine Ausdehnung und Abrundung erhalten, 
die es ihm geftatten, feine Stellung als Srofmadt in jeder Beziebung 
leichter und nachdrucksvoller als bisher geltend zu maden; 


Preußen vereinigt ganz Norbdeutihland bis an den Main durch einen 
—— militairiſchen und politiſchen Bund zu einer thatkräftigen deutſchen 

acht; 

Preußen iſt die alleinige leitende Großmacht in Deutſchland geworden; 
ganz Deutſchland, inſoweit es an der nationalen Macht und Entwicke— 
lung Theil nehmen will, iſt auf die Verbindung mit Preußen und mit 
dem norddeutſchen Bunde bingewieſen. 


Preußens eigene und unmittelbare Erweiterung (die heute zunächſt in Be— 
tracht zu zieben iſt) iſt für ſich allein ſchon ſo erheblich, wie eine ſolche in der 
wunderbar glücklichen Geſchichte Preußens noch niemals mit einem Schlage durch— 
geführt worden iſt. 


Durch die Einverleibung von Schleswig-Holſtein, Hannover, Kurbheſſen, 
Naffau, Frankfurt a. M. u. ſ. w. erlangt Preußen, welches feither eine Ausdeh⸗ 
nung von etwa 5100 Duabratmeilen mit einer Bevölkerung von etwa 19,300,000 
Seelen bejaß, einen Zuwachs von nabezu 1300 Quadratmeilen mit etwa 4,500,000 
Einwohnern, alſo mit einem Male beinahe den vierten Theil feines gefammten 
bisherigen Befisftandes: das eigene Preußiſche Gebiet fteigt auf 6400 Duabdrat- 
meilen, die Bevölkerung auf 23,800,000 Seelen. 

Vergleicht man dieſen Erfolg unſerer fiegreihen Kriegführung mit den Er- 
gebniffen früherer Kriege, jo tritt fchon bierbei hervor, daß die gegenwärtigen 
politiihen Errungenjchaften hinter dem Glanze der kriegeriihen Thaten nicht zu- 
rüdgeblieben find. 

Um an die drei größten und rubmreichiten Zeiten der Preußiſchen Gejchichte 
zu erinnern: der große Kurfürft hat in einer acht und vierzigjährigen Regierung, 
in welder der breißigjährige Krieg und die Jülich-Cleveſche Erbjchaftsfrage zu 
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Ende geführt, der ſchwediſch-polniſche Krieg und mehrfach erneute Kriege gegeit 
Aranfreih und Schweben burdgelämpft worden, theils durch Erbichaft, tbeils 
durch das Waffenglüd den brandbenburgiihen Staat um etwa 550 Quadrat— 
meilen und um eine balbe Million Einwohner vermehrt, — Friedrich der Große 
bat durch die beiden jchlefiihen und den fiebenjährigen Krieg die Provinz Schlefien 
mit 688 Quadratmeilen und etwa einer Million Einwohnern erworben, — die 
Freiheitskriege brachten Preußen ungeachtet feiner gewaltigen Anftrengungen und 
Opfer nicht einmal den ganzen Yänderbeftand, den es im Frieden zu Zilfit ver- 
loren, jondern 561 Duadratmeilen weniger wieder, als es früher bejeffen batte. 


Die jegigen Erwerbungen aber geben nicht blos an Größe, und in Bezug 
auf die Zahl der Bevöllerung weit über alle früberen Eroberungen der größten 
Zeiten Preußens hinaus, der Werth und die Bedeutung berjelben werben durch 
die Yage und Beichaffeubeit der erworbenen Länder noch unvergleichlich erhöht. 
Alles, was der Neib und die Eiferfucht der übrigen Staaten vor funfzig Jahren 
on Preußen geſündigt hatte, ift Durch bie jegigen Eroberungen gut gemadt. Uın 
Preußens Stellung zu erjhweren, hatte man ibm auf dem Wiener Congreß ein 
Gebiet in zwei getrennten Theilen obne jeden unmittelbaren Jufammenbang an- 
gewiejen, mitten Dazwischen liegend Hannover, Kurheſſen u. ſ. w. — jetst hat Preußen 
dieie Yänder, welche den Zufammenbang feiner öftlihen und weftliden Provinzen 
ftörten, in fi aufgenommen und bildet nunmehr ein beftimmt abgerundetes, feft 
verbundenes Yänbergebiet, wie alle übrigen europäiſchen Großſtaaten. — Um 
Preußen ferner an der längft erftrebten Entwidelung als Seemacht zu bindern, 
batten die Mächte auf dem Wiener Kongreß das vom Friedrid dem Großen er- 
worbene ſchöne Oſtfriesland an der Nordſee mit Hannover vereinigt und ftatt 
befien Preußen mit Binnenland entihädigt: jett bat Preußen nicht blos das alte 
Yand an der Nordſeeküſte, ſondern faft das ganze norbdeutiche Küftenland von — 
Schleswig » Holftein bis nah Holland bin erworben. 


Auch darin endlich ift der neugewonnene ausgedehnte Beſitz ausgezeichnet 
vor allen früberen Erwerbungen, daß die jo reich und mannigfaltig ausgeftattete 
Bevölkerung, welche zu Preußen binzulommt, in deutfcher Sitte und Bildung 
gleichartig und einig und durch die wichtigften geiftigen und äußeren Lebensbe- 
ziebungen bereits mit Preußen nabe verbunden ift, jo daß die Berjchmelzung 
derjelben mit den älteren Yandestheilen verhältnigmäßig kurze Zeit erfordern wird. 


So bat denn der Preußiſche Staat, fo lange er beftebt, noch niemals eine 
fo bedeutende und in jeder Beziebung wichtige Vergrößerung erhalten, wie durch 
den legten Feldzug. Während Preußen feine durch Friebrib den Großen ge- 
Ihaffene Stellung als Großmacht bisher mur durch die äußerſte Anfpannung aller 
Volkskräfte aufrecht erbalten fonnte, bat es jetst durch die Ausfüllung und Ab- 
rundung feines Yändergebiets in Nord- und Mitteldeutichland erft die wahrhaft 
naturgemäße Grundlage einer Großmadht an Land und Yeuten gewonnen und 
wird nunmehr mit gehobener Zuverficht dem Gange ber Ereigniffe ringsum folgen 
und nöthigen Falle das Gewicht feiner verftärkten Macht in die Wagichale ber 
Entiheidung werfen können. 

So groß und gewaltig aber ſchon biejer Erfolg für Preußens unmittelbare 
Macht ift, fo ift er doch nicht das einzige, ja nicht einmal das bedeutendfte Er- 
gebniß des wunderbar glüdlichen Krieges: größer uub wichtiger noch als bie 
Ausdehnung und Erweiterung des Preußiſchen Staates jelber ift die Befeftigung 
und Erhöhung der Preußiihen Machtſtellung in Deutichland und damit zugleich 
der nationalen Macht des deutihen Vaterlandes.“ 


Was Preußen für Deutihland errungen hat. 


Provinzial» Correspondenz vom 5. September 1866. 


„Wenn ſchon die Abrundung und Kräftigung des Preußiſchen Staates an 
und für fih von größter Wichtigkeit für die Machtſtellung Geſammt-Deutſchlands 
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ift, fo bat ilberbies das fiegreihe Schwert Preußens unmittelbar für bie nationale 
Entwidelung des gemeinfamen deutſchen Baterlanbes freie Bahn gemacht. 


Als aus den Berwidelungen über Schleswig» Holftein, aus ber von Neuem 
berwortretenden Abneigung und Eiferfucht Defterreihs gegen die naturgemäße 
Entfaltung der Preußifhen Macht in Norbbeutichland, aus den bebrohlichen 
Rüftungen und heimlichen Verhandlungen Defterreihs die Nothwenbigkeit einer 
blutigen Entſcheidung immer unabweisliher an Preußen berantrat, da war 
unfere Regierung von vornherein entichloffen, einen fo bebauerlihen Krieg nicht 
zur Eroberung einer Provinz, fondern um eines höheren Zieles willen zu führen: 
zur Löſung der deutfhen Frage im nationalen Geift und Sinn. In demjelben 
Augenblide, wo Preußen fih zu dem brobenben Kriege zu rüften begann, trat 
es auch mit feinen Vorſchlägen zur Umgeftaltung ber deutſchen Bundesverbältniffe 
bervor und ließ feinen Zweifel darüber, daß der Kampf, falls er entbrennen 
follte, ein Eutſcheidungslampf über die Gefhide Deutihlands fein müßte. 


Der deutſche Krieg, aus welhem Preußen jo reih an Siegen und Ehren 
bervorgeben follte, bat zu Gunften der Preußischen Pläne entſchieden. Der alte 
ohnmächtige beutiche Bund ift vernichtet und auf ben Trümmern deſſelben ift 
zunächſt ein nordbeutiher Bunb unter Preußens militärifher und politiſcher 
Führung gegründet. 


Alle deutichen Länder bis an den Main werden fortan einen feften einbeit- 
fihen Bund bilden, als deſſen Haupt Preußen unbedingt anerlannt if. Zu dem 
unmittelbar Preufifhen Kern von 6400 Duabratmeilen und 23,800,000 Ein- 
wohnern treten dann alle übrigen norbdeutihen Staaten: Sachſen, bie beiben 
Medlenburg, Didenburg, Weimar, Coburg- Gotha, Altenburg, Meiningen, Reuß, 
Lippe, Walded, Anhalt, Shwarzburg, bie Hanjeftädte und die darmſtädtiſche 
Provinz Oberheflen mit zufammen mehr als 1100 Quabratmeilen unb mehr als 
5, Millionen Einwohnern binzu. 

In wenigen Monaten kann bei allfeitigem Entgegenlommen ber neue 
Bunbesftaat für den größten Theil von Deutſchland feft begründet fein. 

Während eine wahrhaft einbeitlihe Verbindung ſchon jett für Norbbeutich- 
fand begründet wird, ift auch ein nationales Band für ganz Deutihlanb in 
Ausfiht genommen, welches feiter und fruchtbringenber fein fann und hoffentlich 
fein wird, als die bisherige loje Bunbesgemeinfchaft. 

Das Hinderniß, welches alle deutſche Entwidelung gelähmt hatte, Defter- 
reichs Machtfiellung in Deutichland und fein Widerftreben gegen Preußens Ein— 
fluß, ift endlich auf den Schlachtfeldern in Böhmen überwunden worben. Defter- 
reich legte auf jene feine Stellung im deutſchen Bunde den hödften Werth: es 
juchte darin eine Fortjegung feiner vormaligen beutichen Kaiferwürde und es 
würde niemals freiwillig auf feinen Einfluß in Deutichland verzichtet haben. 
Nur die gewaltigen Niederlagen Defterreichs haben daffelbe dazu nöthigen fönnen, 
in bie Auflöjung des deutſchen Bundes zu willigen und Preußens aufftrebenber 
Kraft freien Spielraum in Deutichland zu überlaffen. 


Mit Recht erkennen daher erleuchtete deutſche Patrioten vom national» 
beutichen, wie vom Preußiichen Standpunkte in dem Artifel des Friedendvertrages, 
durch welden eine neue Geftaltung Deutjchlands ohne Betheiligung bes dfter- 
reichiſchen Kaijerftaates anerfannt ift, die höchſte Errungenihaft, den ebelften 
Siegespreis der Preußifhen Waffen. 

Preußen und Deutſchland treten durch die großen Ergebniffe des nunmehr 
beenbigten deutſchen Krieges in eine neue Zeit felbfibewußter ficherer Kraft ein. 
Sie werden bieje neugewonnene Kraft, jo viel an ihnen ift, dazu benugen, um 
eine friedlihe und fegensreiche Entwidelung aller Keime und Grundlagen wahren 
Böllerglüdes zu ſichern.“ 
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90. Frankrtichs AKompenfationspolitik, 


Anerbietungen und Anſprüche Frankreichs jeit 
dem dänijhen Kriege. 
I 


Aus der telegraphiihen Mittheilung des Grafen v. Bis- 
mard an den Botichafter in London, vom 28. Juli 1870 
(in Folge ded damald zuerft in der „Limes“ erwähnten 
Benedetti'ihen Vertragsentwurfs über Belgien.) 


„Em. Ercellenz wollen an Lord Granville, vorbehaltlich fchriftlicher 
Darlegung, Folgendes mittheilen. Das Aktenftüd, welches die „Times“ 
veröffentlicht hat, enthält einen der verfchiedenen Vorſchläge, welche uns 
jeit Beginn des däniſchen Streites bis vor Kurzem durch amtliche und 
außeramtliche franzöfifche Agenten gemacht worden find, um zwiſchen 
Preußen und Frankreich ein Bündniß zum Zweck beiderfeitiger Vergrößerung 
herbeizuführen. Ich werde Em. :c noch den Text eines andern vom Früh— 
jahr 1866 ſchicken, ebenfalld das Anerbieten einer Offenſiv- und Defenfiv- 
Altanz enthaltend, vermöge welcher Frankreich 300,000 Mann gegen 
Defterreih und ſechs bis acht Millionen Vergrößerung für Preußen ver- 
ſprach, gegen Abtretung eines Landſtriches zwiſchen Ahein und Mojel. 

ie Unmöglichkeit für mich, auf dergleichen einzugehen, war gewiß Jeder: 
mann, nur nicht der franzöfiichen Diplomatie Br Nachdem wir im Juni 
1866 diefe und andere VBorichläge abgelehnt, begann damals die franzöfifche 
Regierung, auf unfere Niederlage und deren Ausbeutung zu rechnen und 
dietelbe iplomatifch vorzubereiten. Nah Eintritt der patriotiihen Be— 
Hemmungen des Minifterd Rouher hat Frankreich nicht aufgehört, uns 
dur Anerbietungen auf Koften Deutſchlands und Belgiens in Berfuhung 
zu führen. Im —8 des Friedens bewahrte ich das Geheimniß über 
dieſe Zumuthungen und behandelte ſie dilatoriſch.“ — — 


II. 


Aus dem Rundſchreiben des Grafen von Bismarck an 
die diplomatiſchen Vertreter des Norddeutſchen Bundes vom 
29. Juli 1870. 


„Der von Ford Granville und Mr. Gladſtone im Parlamente 
ausgejprochenen Erwartung, daß über den Vertrags» Entwurf des Grafen 
Denedetti von den beiden betheiligten Mächten nähere Mittheilungen 
erfolgen würden, bin ich vorläufig durch einen an den Grafen Bern- 
forff gerichteten telegraphifchen Erlaß vom 27. d. M. nachgelommen. 
Die telegraphiiche Form geftattete nur eine kurze Darftellung, melde ich 
nunmehr auf jchriftlichem Wege verpollftändige. — Das von der „Times“ 
veröffentlichte Schriftſtück enthält keineswegs den einzigen Vorſchlag, der 
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und in diefem Sinne von franzöficher Seite gemacht worden if. Schon 
vor dem dänifchen Kriege ift durch amtliche und außeramtliche franzöſiſche 
Agenten mir gegenüber verſucht worden, zwiſchen Preußen und Frankreich 
ein Bündniß zum Zweck beiderfeitiger Vergrößerung herbeizuführen. — 
Ich habe kaum nöthig, Em... . darauf aufmerffam zu machen, daß der 
Glaube der franzöfiihen Regierung an die Möglichkeit einer derartigen 
Transaktion mit einem deutſchen Miniſter, deſſen Stellung dur feine 
Uebereinftimmung mit dem deutfchen Nationalgefühl bedingt ift, feine Er— 
Härung nur in der Unbefanntfchaft der franzöfiihen Staat3männer mit 
den Grundbedingungen der Eriltenz anderer Völker findet. Wenn die 
Agenten des Pariſer Cabinets für die Beobachtung deutjcher Verhältniſſe 
berähigt gewejen wären, fo hätte man fi in Paris der Jlufion, daß 
Preußen fi darauf einlafjen könnte, die deutichen Angelegenheiten mit 
ülfe Franfreih8 ordnen zu wollen, niemals bingegeben. Em... . find 

reilih von der Unbefanntfchaft der Franzojen mit Deutfchland ebenfo 
unterrichtet wie ih. — Die Beftrebungen des franzöfifchen Gouvernements, 
feine begehrlihen Abfichten auf Belgien und die —— mit preußi⸗ 
ſchem Beiſtande durchzuführen, ſind ſchon vor 1862, alſo vor meiner 
Uebernahme des Auswärtigen Amtes an mich herangetreten. Ich kann 
es nicht als meine Aufgabe anſehen, ſolche Mittheilungen, die rein per— 
ſönlicher Natur waren, in das Gebiet der internationalen Verhandlungen 
zu übertragen, und glaube die intereſſanten Beiträge, welche ich auf Grund 
von Privatgeſprächen und Privatbriefen zur Beleuchtung dieſer Angelegenheit 
geben könnte, zurückhalten zu ſollen. Durch äußerliche Einwirkung auf 
die europäiſche Politik machten ſich die erwähnten Tendenzen der fran— 
zöſiſchen Regierung zunächſt in der Haltung erkennbar, welche Frankreich 
in dem deutſch-däniſchen Streite zu unſern Gunſten beobachtet hat. Die 
darauf folgende Verſtimmung Frankreichs gegen uns über den Vertrag 
von Gaftein hing mit der Beſorgniß zufammen, daß eine dauernde Be- 
feftigung des preußiſch-öſterreichiſchen Bündniffes das Pariſer Cabinet 
um die Früchte diefer feiner Haltung bringen könnte. — Frankreich hatte 
fhon 1865 auf den Ausbruch des — zwiſchen uns und Oeſterreich 
gerechnet, und näherte ſich uns bereitwillig wieder, ſobald unſere Bezie— 
hungen zu Wien ſich zu trüben begannen. — Vor Ausbruch des öſter— 
reichiſchen Krieges 1866 ſind mir theils durch Verwandte Sr. Majeſtät 
des Kaiſers der Franzoſen, theils durch vertrauliche Agenten Vorſchläge 
gemacht worden, welche jederzeit dahin gingen, kleinere oder größere 
Transaktionen zum Behuf beiderſeitiger ee zu Stande zu 
bringen; e8 handelte fich bald um Luremburg, oder um die Grenze von 
1814 mit Yandau und Saarlouis, bald um größere Dbjekte, von denen 
die franzöfiiche Schweiz und die Frage, wo die Spradhgrenze in Piemont 
zu ziehen fei, nicht außsgeichloffen blieben. — Im Mai 1866 nahmen 
diefe Zumuthungen die Geftalt des Borjchlages eines Dffenfiv- und 
Defenfiv-Bündnijfes an, von dejjen Grundzügen folgender Auszug in 
meinen Händen blieb: 

1) En cas de congres poursuivre d’accord la cession de la Venetie 
à l'Italie et l’annexion des duches & la Prusse. 

2) Si le congrös n’aboutit pas, alliance offensive et döfensive. 

3) Le Roi de Prusse commencera les hostilites dans les 10 jours 
apres la separation du congr®s. 
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4) Si le congrös ne se reunit pas, la Prusse attaquera dans 
30 jours apr&s la signature du präsent traite. 

5) L’Empereur des Frangais declarera la guerre à l'Autriche, des 
que les hostilit6s seront commencees entre l’Autriche et la Prusse 
(en 30 jours 300,000). 

6) On ne fera pas de paix s6öparde avec 1l’Autriche. 

7) La paix se fera sous les conditions suivantes: La Vöndtie à 
Italie. A la Prusse les territoires allemands ci-dessous (7 à 8 millions 
dämes au choix) plus la reforme föderale dans le sens prussien. — 
Pour la France le territoire entre Moselle et Rhin sans Coblence ni 
Mayence: comprenant: 500,000 ämes de Prusse, la Bavière rive gauche 
du Rhin; Birkenfeld, Homburg, Darmstadt 213,000 ämes. 

8) Convention militaire et maritime entre la France et la Prusse 
des la signature. 

9) Adhösion du Roi d’Italie. 

Die Stärke des Heeres, mit welchem der Kaifer nad) Art. 5 und bei- 
ftehen wollte, wurde im fchriftlichen Erläuterungen auf 300,000 Mann 
angegeben; die Seelenzahl der Bergrößerungen, welche Frankreich er- 
ftrebte, nach franzöfiihen, mit der Wirklichkeit nicht übereinftimmenden 
Verehnungen, auf 1,800,000 Seelen. — Ein Jeder, weldyer mit der 
intimeren diplomatiſchen und militärifhen Gejchichte des Jahres 1866 
vertraut ift, wird durch diefe Elaujeln die Politik hindurchſchimmern fehen, 
welche Frankreich gleichzeitig gegenüber Ftalien, mit dem es ebenfalls ver- 
handelte, und fpäter gegenüber Preußen und Stalien befolgte. Nachdem 
wir im Juni 1866 ungeachtet mehrfacher, faft drohender Mahnungen zur 
Annahme obiges Allianzprojeft abgelehnt hatten, rechnete die franzöfiiche 
Regierung nur noch auf den Sieg Defterreich8 über und und auf unfere 
Ausbeutung für franzöfifchen Beiftand nach unjerer eventuellen Niederlage, 
mit deren diplomatischer Anbahnung die franzöfifche Politik fih nunmehr 
nah Kräften beſchäftigte. — Daß der in dem vorftehenden Allianz. 
Entwurf gedahte und fpäter noch einmal vorgefchlagene Congreß die 
Wirlung gehabt haben würde, unfer nur auf drei Monate gejchloffenes 
Bündnig mit Italien ungenugt zum Ablauf zu bringen, und wie Frankreich 
durh die meiteren Cuſtozza — be Berabredungen bemüht war, 
unfere Lage zu benacdhtheiligen, und wo möglich unfere Niederlage herbei- 
zuführen, iſt Em... . befannt. Die „patriotifhen Bellemmungen“ 
- Miniſters Rouher liefern einen Commentar über den weiteren 

lauf. 

Bon der Zeit an hat Frankreich nicht aufgehört, uns dur Aner: 
bietungen auf Koften Deutſchlands und Belgiens in Berfuhung zu führen. 
Die Unmöglichkeit, auf irgend welche Anerbietungen der Art einzugehen, 
war für mich niemals zweifelhaft; wohl aber hielt ich es im Intereſſe 
des Friedens für nüglih, den franzöfiihen StaatSmännern 
die ihnen eigenthümlihen Jllufionen jo lange zu belajfen, als 
diefes, ohne ihnen irgendwelde aud nur mündlihe Zujage zu 
mahen, möglich fein würde. Ich vermuthete, daß die Vernichtung 
jeder franzöfiichen Hoffnung den Frieden, den zu erhalten Deutjchlands 
md Europas Intereſſe war, gefährden würde. 

Jh war nicht der Meinung derjenigen Politiker, welche dazu riethen, 
dem Kriege mit Frankreich deshalb nicht nach Kräften vorzubeugen, weil 
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er doch unvermeidlich fei. So fiber durhfhaut Niemand die Ab- 
jihten göttliher Vorſehung bezüglid der Zukunft, und id 
betrachte auch einen fiegreichen Krieg an fi immer als ein Uebel, welches 
die Staatskunſt den Völkern zu erjparen bemüht fein muß. Ich durfte nicht 
ohne die Möglichkeit rechnen, daß in Frankreichs Berfaffung und Bolitif 
Beränderungen eintreten könnten, welche beide große Nachbarvölfer über die 
Nothwendigkeit eines Krieges hinmweggeführt hätten — eine Hoffnung, 
weldyer jeder Aufjchub des Bruches zu Gute fam. Aus diefem Grunde 
jchwieg ich über die gemachten Zumuthungen und verhandelte dilatoriſch 
über diefelben, ohne meinerjeit3 jemals aud nur ein Ber: 


ſprechen zu maden. 


III. 
Frankreichs Forderungen im Auguft 1866. 
Staats » Anzeiger vom 10. Auguft 1870. 


Im Archiv des Auswärtigen Amtes befindet ſich folgendes Schreiben 
des Grafen Benedetti an den BPräfidenten des Staats- Minifteriums 
Grafen Bismard vom 6. Auguft 1866 mit dazu gehörigem Bertrags- 
Entwurf, beides von Anfang bis zu Ende von der Hand des Grafen 
Benebdetti. 

Particuliere. 
Mon cher President! 


En reponse aux communications que j’ai transmises de Nikols- 
bourg & Paris ä la suite de Notre entretien du 26 du mois dernier, 
je regois de Vichy le projet de convention secrete que Vous trou- 
verez ci-joint en copie. Je m’empresse de Vous en donner connais- 
sance afin que Vous puissiez l’examiner à Votre loisir. Je suis da 
reste à Votre disposition pour en conferer avec Vous quand Vous en 
jugerez le moment venu. 

Tout à Vous 
Dimanche 5 Aoüt 1866. sign Benedetti. 


(Mein lieber Präfident! 

In Beantwortung der Mittheilungen, die ich in Folge unferer Unter- 
haltung vom 26. v. Mts. von Nilolsburg nach Pariß gerichtet habe, 
empfange ic aus Vichy den Entwurf zu einer geheimen Convention, von 
dem Sie anliegend Abjchrift finden. Ich beeile mich, denfelben zu Ihrer 
Kenntniß zu bringen, damit Ste ihn mit Muße prüfen können, ‘ch ftehe 
übrigens Pe Beiprehung defjelben zu Ihrer Verfügung, wenn Site den 
Moment dazu für gelommen erachten. 


Ganz der Ihrige 
Sonntag, den 5. Auguft 1866.) (ge3.) Benedetti. 
S. M. etc. et S. M. etc. 
Article I. 


L'Empire francais rentre en possession des portions de territoire 
qui, appartenant aujourdh'ui ä la Prusse, avaient été comprises dans 
la delimitation de la France en 1814. 
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Article II. 

La Prusse s’engage à obtenir du Roi de Baviere et du Grand 
Duc de Hesse, sauf ä fournir ä ces Princes des d&dommagements, la 
cession des portions de territoire qu'ils possödent sur la rive gauche 
du Rhin et & en transförer la possession & la France. 

Article III. 

Sont annuldes toutes les dispositions rattachant & la confédé- 
ration Germanique les territoires plac6s sous la souverainet& du Roi 
des Pays-Bas, ainsi que celles relatives au droit de garnison dans la 
forteresse de Luxembourg. 

Artikel I. 


Das franzöfiihe Kaiferreich tritt wieder in den Beſitz der Gebiet3- 
tbeile, die, heut zu Preußen gehörend, 1814 in die Begrenzung Franl- 
reichs eingefchloffen worden waren. 

Artikel II. 

Preußen verpflichtet fih, von dem Könige von Bayern und dem 
Großherzoge von Hefien, vorbehaltlich einer diefen Fürften zu gewährenden 
Entihädigung, die Abtretung der Gebietötheile zu erlangen, melde fie 
auf dem linken Aheinufer befigen, und deren Def an Frankreich zu 
übertragen. 

Artikel III. 

Es find aufgehoben die Beftimmungen, welche die unter der Sou— 
verainetät ded Königs von Holland ftehenden Gebiete an den deutjchen 
Bund müpfen, ebenſo die, welche fi) auf das Beſatzungsrecht in der 
Feſtung Luxemburg beziehen.) 


Aus dem Rundſchreiben des Herrn von Thile im Auf— 
trage des Grafen von Bismarck vom 10. Auguſt 1870. 


— — „In den Alten des auswärtigen Amtes befindet ſich das in 
Abſchrift anliegende Schreiben des Grafen Benedetti an mich vom 
5. Auguſt 1866 und ein mittelſt deſſelben überſandter Vertragsentwurf. 
Die Sriginalien, von der Hand des Grafen Benedetti, lege ich den Ver— 
tretern der neutralen Mächte zur Einfiht vor; ein photographifches 
Yacfimile derfelben werde ih Eurer .... zu überſenden mich beehren. 
Ih erlaube mir, daran zu erinnern, daß nach Ausweis des „Moniteur“ 
der Kaifer Napoleon die * vom 28. Juli bis 7. Auguſt 1866 in Vichy 

gebracht hat. In der amtlichen Unterredung, welche ich mit dem Grafen 
enedetti in Folge dieſes Schreibend hatte, unterftügte derfelbe die in 
legterem enthaltenen Forderungen dur die Drohung des Krieges für 
den Fall der Ablehnung. Der gleichwohl meinerfeits u dr ie 
Ablehnung folgte daS Verlangen nah Yuremburg und dem Mißlingen 
diefes Gejchäftes der größere, Belgien umfaffende Vorſchlag.“ 


Aeußerung Bismards in der Rede über Eljah- 
Lothringen vom 2. Mai 1871: 

— — — „Es ift befannt, daß ih noh am 6. Auguft 1866 in 

dem Fall gemefen bin, den — Botſchafter bei mir eintreten zu 

ſehen, um mir mit kurzen Worten das Ultimatum zu ſtellen, Mainz an 
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Branfreih abzutreten, oder die fofortige Kriegserklärung zu 
gemwärtigen. da bin natürlich nicht eine Sekunde zweifelhaft geweſen 
über die Antwort. ch antwortete ihm: Gut, dann ift Krieg! Er 
reifte mit diefer Antwort nad) Paris; in Paris befann man fi eimige 
Tage nachher anderd, und man gab mir zu verftehen, die erfte In— 
ſtruktion jei dem Kaifer Napoleon während einer Krankheit entrifien 
worden." — 


Aus einem Bericht ded franzöftihen Botichafters Grafen 
Benedetti an den franzöfiichen Minifter ded Auswärtigen 
— vom 5. Auguft 1866: (aus den während des Krieges 
auf dem Landfige des franzöfiihen Minifters gefundenen 
Aktenſtücken): 


„Herr Miniſter! Bei meiner Ankunft in Berlin fand ich eine telegraphiſche 
Depeihe, in der Sie mir von dem Tert bes gebeimen Uebereinfomment 
Kenntniß geben, welches Sie mich der preußifhen Regierung zur Annahme veor- 
zulegen beißen. Ew. Ercellenz kann verfichert fein, bob ich Alles aufbieten werte, 
um bie unveränberte Annahme der Dispofitionen berbeizuführen, möge ber 
Wiberftand, dem ich gewiß bin zu begegnen, auch noch jo bartnädig jein. Ueber- 
zeugt, daß bie Kaijerlihe Regierung fih nur in den Schranfen ber 
Billigleit hält, indem fie jih darauf beſchränkt, gegenüber den 
von — bereits erworbenen Gebietsvergrößerungen, jene 
in ihrer Borlage aufgezeichneten Garantien zu verlangen, werde 
ih mich ſchwerlich dazu verftehen, Aenberungen von irgend welcher Wichtigleit 
einzuräumen. Ich erachte in dieſer Angelegenheit Feftigleit ald das geeignerfte 
Mittel, ja offen geftanden, als das einzige Argument, welches angewandt werben 
muß, unb id werde daher ganz entjchieben jeden Vorſchlag, der einer Berüd- 
fihtigung nicht geeignet jcheint, ablehnen, indem ich ſtets bemüht fein werde, zu 
beweiien, was mir ein Yeichtes jein wird, daß Preußen verfennen würde, 
was bie Geredtigleit unb die Vorſicht gebieten, und daß es uns 
zugleib einen Beweis feiner Undankbarkeit geben würde, wenn 
es uns bie Öarantien verfagte, welde die Ausdehnung jeiner 
Grenzen uns nöthigt zu verlangen. Um jedoch mit Klugheit zu Werte 
zu geben, balte ih dafür, bag mit Rüdjiht auf den Charakter bei 
Bundestanzlers e8 vermieden werden muß, dem erften Eindrud 
beizumwobhnen, welden die Nachricht auf ibn hervorrufen wird, 
dat wir die Rheinufer und die Feſtung Mainz wiederverlangen. Zu biejem 
Zwecke babe ih ihm an diejem Morgen eine Abjchrift Ihrer Borlage in einem 
Privat» Schreiben eingefandt, von dem Sie anbei eine Kopie finden werben. Id 
werde bemüht jein, ıhm morgen zu jehben, um Sie über die Stimmung, in ber 
ih ihn getroffen, zu benachrichtigen.“ 


Weitere Mittheilung aus dem „Preußiſchen Staats: 
Anzeiger‘: 

„Diefer fchriftlihen Mittheilung folgte demnächſt eine mündliche 
Unterredung, in welcher Benedetti eh die franzöfifche Forderung mit 
Entfejiedendeit und Wärme empfahl. Auf die Bemerkung des Minifter- 
Präfidenten, daß diefe Forderung der Krieg fei und daß Graf 
Denedetti wohlthun werde, fich felbft nach Paris zu begeben, um diejen 
Krieg zu verhüten, erwiederte er damals, daß er nad) Paris gehen werde, 
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dag er aber nicht umhin könne, dem Kaiſer aus eigener Ueberzeugung die 
Anfrehthaltung feiner Forderung zu empfehlen, weil er felbft glaube, 
daß die Erijtenz der Dynaftie in Gefahr fei, wenn die öffent- 
lide Meinung in Franfreih nicht durch eine derartige Kon- 
zeilion Deutſchlands beruhigt werde. — 

Die legte Aeußerung des preußifchen Minifter- Präfidenten, melde er 
nah Paris mitnahm, lautete ungefähr dahin: Machen Sie Se. Majejtät 
den Kaifer darauf aufmerkſam, daß ein folder Krieg unter gemijjen 
Eventualitäten ein Krieg mit revolutionären Mitteln werden 
tönnte, und daß Angeſichts revolutinonärer Gefahren die deutjche 
Dynaftie doch se eine größere Feftigfeit bewähren würde 
ala die de8 Kaijers Napoleon. 

Auf dieſe Unterredung folgte der einlenfende Brief des Kaifers 
Napoleon vom 12. Auguft 'S. unten). Erft nachdem durch ihn der Bor- 
bang über die Mainzer Frage gefallen war, begann — jchon am 16. Auguft 
— die Eröffnung des zweiten Altes, Belgien betreffend. 

— Hier theilt num der „Reichs-Anzeiger“ den Hauptinhalt eines Briefes 
vom 16. Auguft 1866 mit, der dem Grafen Benedetti durch Herrn Ehaupy 
aus Paris überbradht wurde und „den möglichit kurzen und genauen In— 
balt* der ihm von dort ertheilten Anmweifungen enthielt. Diejelben lauten 
wie folgt: 

1) Die Verhandlung foll einen freundfchaftlihen Character haben. 

2) Sie foll weſentlich vertraulich fein. 

3) Je nah den Ausfihten, die fich Ihnen bieten werden, werden 
Ihre Anliegen drei Phafen durchlaufen. In erfter Stelle werden Sie, 
indem Sie die Grenzfragen von 1814 und die Annerion Belgiens in Eins 
zujammenfafjen, durch eın öffentliches Abfommen die Abtretung Yandaus, 
Saarloui3, Saarbrüdens und des Herzogthums Yuremburg verlangen, 
jomie die Vollmacht, durch einen offenfiven und defenjiven Allianzvertrag, 
der geheim gehalten werden wird, Belgien endgiltig zu annectiren. 

In zweiter Stelle, wenn es Ihnen nicht möglich erfcheint, diefe Baſen 
bewilligt zu erhalten, jo werden Sie auf Saarlouis und Saarbrüden 
Berziht leiften, jelbft auf Yandau, einen alten ſchlecht befeſtigten 
Blag, deſſen Befignahme das deutjche Gefühl gegen uns aufhegen würde, 
und Sie werden Ihre öffentlichen Bereinbarungen auf das Herzogthum 
Luremburg beichränfen, Ihre geheimen Vereinbarungen aber auf die Wieder- 
vereinigung Belgiens zu Frankreich. 

In dritter Reihe. Wenn die reine und einfache Vereinigung Belgiens 
mit Frankreich auf zu große Hinderniffe ftoßen jollte, jo begnügen Sie 
fih mit einem Artikel, in welchem man übereinfäme, aus Antwerpen 
eine Freiftadt zu machen, was den Widerftand Englands wohl ab— 
ſchwächen würde. 

Alſo: erſtlich einen offenkundigen Vertrag, der uns mindeſtens Luxem— 
burg zuſpricht: dann einen geheimen Vertrag, der ein Schutz- und Truß- 
bündniß feftjegt, der Frankreich ferner die Befugniß einräumt, fich Belgien 
in einem ihm günftig jcheinenden Augenblide einzuverleiben, und dann nod) 
dad Verſprechen der Beihilfe, jelbft durch Waffengemalt von Seiten 
Preußens. Das find die Grundzüge des Vertrages bezüglich unferer Ein- 
miſchung. 
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Auf diefe Inftruktion aus Paris vom 16. Auguft hat Graf Benebetti 
am 23. Auguft aus Berlin in einem dem auswärtigen Umte vorliegenden, 
ganz von Fiir eigenen Hand gejchriebenen Briefe geantwortet, mittelft 
defien er den Bertragsentwurf, mit dem er beauftragt worden, einreicht. 

Der Eingang des Briefes des Grafen Benedetti vom 23. Auguft 
lautet: 


„Ih habe Ihren Brief erhalten und nach beften Kräften den Ab- 
fihten, welche er fundgiebt, zu genügen gejucht. Sch jchide Ihnen beiliegend 
die Redaction im Entwurf. Ich brauche Ihnen nicht zu jagen, warum 
darin Landau und Saarbrüden nicht erwähnt find. Ich habe mich über- 
zeugt, daß wir, fall3 wir darauf beftehen, uns in unüberwindliche Schwierig- 
feiten verwideln würden, und ich habe mich an Luxemburg und Belgien 
gehalten.“ 


Auf diefen Brief des Herrn Benedetti liegt — ebenfalls auf officiellem 
Papier — der Entwurf der Antwort vor, melde beweift, daß der Ein- 
drud des Benedettifchen Entwurf ein günftiger mar, aber einige Zeit zum 
Ueberlegen der Sache in Ausfiht nimmt. Es ift die Rede davon, daß der 
König * Niederlande für Luxemburg eine Entſchädigung von preußiſchem 
Gebiet haben müſſe, und die Geldopfer, welche der Vertrag fordern könne, 
werden erwogen, gleichzeitig die Anſicht aufgeſtellt, daß die nach der 
früheren — ri gültig geweſenen Beſatzungsrechte in den Bunde» 
feftungen erlofhen jeien und daß ihre Aufrechterhaltung in Süddeutjchland 
mit der Unabhängigkeit der ſüddeutſchen Staaten unverträglich fein werde. 

Wiederholt wird die Erwerbung Luxemburgs als das unmittelbare, 
die Belgien als das eventuelle Ziel der Konvention feftgeftellt und 
letzteres, ſowie die Dffenfiv- und Defenfiv- Allianz, follen geheim bleiben. 

Graf Benedetti hat diefen Parifer Brief unter dem 29. Auguft be: 
antwortet. In feiner Antwort fpricht der franzöfifche Botſchafter zum erften 
Male Zweifel aus, ob man auf Preußens Aufrichtigfeit in der Sache 
werden rechnen fönnen; er bemerft, daß ihm ein —*8— Mißtrauen des 
Grafen Bismarck darüber entgegentrete, ob der Kaiſer Napoleon nicht 
ſolche Verhandlungen benutzen werde, um zwiſchen Preußen und England 
Mißtrauen zu erregen. Er äußert darüber: „Welchen Grad des Ver— 
trauens können wir unſererſeits Unterhändlern bewilligen, welche ſolcher 
Berechnung zugänglich ſind?“ Er erwähnt der Miſſion, welche der General 
v. Manteuffel in St. Petersburg erfülle, und fürchtet: „daß man anderswo 
Zuficherungen erhalten hat, welche es unnöthig machen, auf uns zu rechnen. 
Preußen bedarf, mie Herr v. Bismard dem König gefagt haben will, der 
Alliance einer großen Macht; wenn man die Frankreich ablehnt, jo ge 
ſchieht es deshalb, weil man ſich jchon anderweitig gefichert hat, oder meil 
man auf dem Punkt fteht, es zu thun.“ — Um hierüber eine Aufflärung 
abzuwarten, hält Graf Benedetti den Augenblid gekommen, auf 14 Tage 
nad Karlsbad zu gehen. 

Während feiner Abwejenheit ift auch der Minifter- Präfident abgereift 
und erft im Dezember deffelben Jahres nad Berlin zurüdgekehrt. Die 
geheimen Verhandlungen haben aljo hier nothwendig einen Ruhepunft von 
einigen Monaten gehabt, was fie nicht verhindert hat, jpäter zu verjchiedenen 
Zeiten wieder aufgenommen zu werden,“ 
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12. Auguft. Augenblidlihes Aufgeben einer Kompen« 
jationdforderung. 


Schreiben des Kaijers Napoleon an ben ftellvertretenben Mi- 
nifter de La Balette. 


„Dein lieber Herr La Balette. Ich richte Ihre ernfte Aufmerkſamkeit auf 
folgende Thatjahen. Im Laufe von Beſprechungen zwiihen Benebetti und 
Sam v. Bismard hat Herr Drouin de Lhuhs die Idee gebabt, ein Ver— 
tragsproject in Betreff von Compenfationsaniprüchen, die wir haben fünnten, nad 
Berlin zu ſchicken. Diejer Bertrag bätte nach meiner Abficht geheim gehalten 
werben müffen, aber man bat davon nach außen Lärm gemacht, und die Blätter 
sehen joweit zu jagen, daß uns die Rheinprovinz verweigert worden fei. 

Aus meiner Beiprehung mit Benedetti geht hervor, daß wir für einen 
ſebt Heinen Gewinn ganz Deutichland gegen uns haben würden. Es ift wichtig, 
die Öffentliche Meinung über diefen Bunkt nicht erft irre geben zu laſſen. Wider— 
ſerechen Sie jolden Gerüchten ſehr energiih. Ich babe in diefem Sinne an 
Herrn Drouin de Lhuys gejchrieben. Das wirkliche Intereffe Frankreichs ift 
nicht, daß wir eine unbedeutende Gebietserweiterung erhalten, fondern daß wir 
Deutihland belfen, ſich auf eine unjeren Intereifen und den In» 
tereijen Europas möglichſt entſprechende Weiſe zu fonftitniren ac. 20.” 


26. Auguft. Erneute Kompenjationsvorjchläge. 


Schreiben des Kaifers an den Minifter Rouber. 


„Ich ſchicke Ihnen den Bertragsentwurf mit meinen Randbemerkungen. Man 
wüßte geſprächsweiſe hinzufügen, daß nah dem Aufbören des deutſchen Bundes 
die früberen gegen Frankreich errichteten Bunbesfeftungen nicht mehr ber beutichen 
Sonföderation, jondern ben einzelnen Staaten, in deren Gebiet fie liegen, gehören 
jsllen: alfo Quremburg zu Frankreich, Mainz zu Preußen, Saarlouis ebenfo, 
Yandau zu Bayer, Raftadbt zu Baben, Ulm zu Württemberg. 

Bas einen anderen Punkt betrifft, jo jcheint mir, daß Preußen viel Chi— 
laue gegen Sachſen übte. Wäre es nicht bejjer, daß Preußen Sadjen, 
ein proteftantijhes Yand anneltirte und ben König von Sadjen 
auf dem linken Rheinufer, einem katholiſchen Gebiete entſchä— 
digte. 

Dob muß das Alles nur vertraulicher Weile angedeutet werben. Der Ber: 
trag muß geheim bleiben. Die Luremburger Frage wird von jelbft ans 
ht treten, ſobald die Verhandlungen darüber angelnüpft jein werden: jie ift 
die dringlichſte ac. ꝛc.“ 


2. September. Nüdtritt ded franzöfiihen Minifterd Drouin 
de Lhuys in Folge des Scheiternd der Kompenſationspolitik. 


16. September. Rundſchreiben des franzöfiichen (Itellvertretenden 
auswärtigen) Minifters La Balette über die Verände— 
rungen in Deutichland. 


„Die Regierung des Kaifers kann es nicht länger binausjchieben, ihrer 
Anficht über die in Deutichland eingetretenen Ereigniffe Ausdrud zu geben. Da 
Herr de Mouftier noch einige Zeit abwejend bleiben muß, jo bat Seine Majeftät 
mir den Befehl ertbeilt, Seinen diplomatiſchen Agenten die Beweggründe Seiner 
Volitit auseinander zu ſetzen. 


Fürft Bismard, 33 
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Der Krieg, ber in der Mitte und im Süden Europas ausgebrochen, bat 
den deutſchen Bund zerftört und die italienifche Nationalität definitiv conftituirt. 
Preußen, deffen Grenzen dur den Sieg erweitert worben, bominirt auf bem 
rechten Main-Ufer. Defterreih bat Venetien verloren; es ift von Deutichland 
abgeihieden. Diejen erbeblihen Aenderungen gegenüber jammeln alle Staaten 
fih im Gefühle ihrer DVerantwortlichfeit; fie fragen ſich, welche Tragweite 
der jüngſt abgejchloffene Friede bat und welden Einfluß er auf die euro» 
pätfche Ordnung und auf bie internationale Stellung jeder einzelnen Madt 
baben wirb. 

Die öffentlihe Meinung in Frankreich ift erregt. Sie ſchwankt 
unſicher zwiſchen ber Freude, bie Verträge von 1815 vernichtet zu 
feben, und zwiſchen der Furcht, daß die Madt Preußens über- 
mäßige VBerbältnifje annebmen könne; zwijhen dem Wunſche, daß 
der Friede erbalten bleibe, und zwiſchen ber Hoffnung, durch 
Krieg eine Gebietserweiterung zu erlangen. Sie begrüßt mit Beifall 
bie vollftändige Befreiung Italiens, aber fie will auch über die Gefabren, bie 
den heiligen Vater beproben Finnen, berubigt fein. Die Unfchlüffigkeit der Ge— 
mütber in Frankreich, die auch aufs Ausland zurüdwirkt, legt der Regierung die 
Pflicht auf, Mar und deutlich ihre Anficht auszuſprechen. 

Frankreich kann keine zweibeutige Politif baben. Wenn es in jeinen Inter 
eſſen und in feiner Macht durch die wichtigen Veränderungen, die fich in Deutſch— 
land wollzieben, berührt wird, jo muß es bies offen gejteben und die zur feiner 
Sicherung notbwendigen Mafregeln ergreifen. Verliert e8 dagegen nichts bei der 
Umwandlung, bie da vor fi gebt, jo muß es dies aufrichtig erflären und den 
übertriebenen Befürchtungen, den bitigen Urtbeilen entgegentreten, welche die 
internationale Eiferfucht erregen und Frankreich aus ter Bahn berauszieben 
möchten, die es verfolgen muß. Um die Unficherbeit zu bejeitigen und die Ueber— 
zeugungen zu befeftigen, muß man bie Bergangenbeit, jo wie fie gemwejen, und 
die Zukunft, jo wie fie fih darftellt, in ibvem Zujammenbange betrachten. 

Was jeben wir in ber VBergangenbeit? Nad 1815 vereinigte die beilige 
Alltanz alle Böller vom Ural bis zum Rheine gegen Frankreich. Der deutiche 
Bund umfahte mit Preußen und Defterreih 80 Millionen Einwohner; er er 
ftredte fih von Yuremburg bis Trieſt, von der Oftfee bis Trient und umſchloß 
uns mit einem Eiſenbande von fünf Bundesieftungen; unfere ftrategtiche Bofition 
war durch die geſchickteſten Gebietsgruppirungen eingelettet. Die geringſte Schwierig— 
feit, die uns mit Holland oder mit Preußen an der Mojel, mit Deutichland am 
Rheine, mit Defterreih in Tyrol oder Friaul entjteben mochte, ließ jämmtlide 
vereinigte Kräfte des Bundes fih gegen uns wenden. Das öfterreichiiche Deutid- 
land, das an der Etſch nicht zu eritürmen war, konnte im gegebenen Momente 
bis an die Alpen vorgeben. Das Preußiſche Deutichland hatte zur Vorhut am 
Rheine alle jene Staaten zweiten Ranges, welde burh den Wunih nad 
politiiher Umwandlung unaufbörlih bewegt wurden und ſtets bereit waren, 
Frankreich als den Feind ihrer Eriftenz und ihres Strebens auzufeben. Nebmen 
wir Spanien aus, jo hatten wir auf dem ganzen Continent feine Möglichkeit, 
eine Allianz zu Schließen. Stalien war zerftidelt und machtlos; es zählte nicht 
als Nation. Preußen war nicht zufammenbangend, nicht unabhängig genug, um 
fih von jeinen Traditionen losjagen zu können. Defterreich batte zu wiel mit 
der Bewahung feiner Befigungen in Italien zu thun, als daß es ſich mit uns 
hätte innig verftändigen fünnen. 

Gewiß bat der lange aufrecht erhaltene Friede die Gefabren dieſer Gebiets— 
vertheilung und diefer Allianzen vergeffen laſſen; denn fie erjchienen erſt furchtbar, 
als der Krieg ausbradh. Aber dieje zweiielbafte Sıcherbeit bat Frankreich zuweilen 
mit dem Auslöjhen feiner Weltrolle erfauft. Es ift nicht zu beftreiten, daß & 
wäbrend beinahe vierzig Jahre die Koalition ber drei nordiichen Höfe gegen ſich 
gebabt bat, die durch die Erinnerung an gemeinjame Niederlagen und Siege, 
dur gleihe Regierungsgrundfäge, dur feierliche Berträge und durch das 
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Miftrauen gegen unfer fiberales und civilifatoriiches Wirken an einander ge: 
knüpft waren. 

Faffen wir jett die Zukunft des umgeftalteten Europa’s ins Auge: melde 
Bürgſchaft bietet fie Frankreih und dem Frieden der Welt? Die Koalition 
der drei nordiſchen Höfe ift zerbroden. Das neue Prinzip, bas 
Enropa regiert, ift die Freibeit ber Allianzen. Alle Großmächte find, 
die eine wie die andere, wieder in ber ganzen Fülle ihrer Unabhängigkeit und 
innen ihr Schickſal orbnungsmäßig weiterweben. Das vergrößerte, von 
jeder Solidarität fortan erlöfte Preußen jihert die Unabbängigfeit 
Deutſchlands. Frankreich braudt darin feinen Schatten für fi 
zu feben. Stolz auf feine bewundernswertbe Einheit und unzerftörbare Natio» 
nalität, kann es das Aſſimilationswerk, das dort vor ſich gebt, nicht befämpfen 
oder mißbilligen und micht eiferfüchtigen Stimmungen die Nationalitäts- Prinzipien 
unterorpnen, bie e8 in Bezug auf die Völker vertritt und befennt. Iſt das 
deutihe Nationalgefübl befriedigt, jo legt fih feine Unrube, jo 
erlöijhen feine Feindſchaften. Frankreich nachahmend, thut e8 einen Schritt, 
der es uns näher bringt, nicht aber von uns entfernt. Im Süden ift Italien, 
defien lange Knechtſchaft nicht den Patriotismus bat verlöfchen können, in den 
Befig aller Elemente zur nationalen Größe gelangt. Seine Eriftenz bringt eine 
tiefe Aenderung in die politiichen Berbältniffe Europas; aber, unbedachtſamer 
Empfindfichkeiten und vorübergebender Ungerechtigleiten ungeachtet, nähert es fich 
in Ideen, Primzipien und Intereffen doch der Nation, die ihr Blut vergoffen 
bat, um ibm jeine Unabhängigkeit erobern zu helfen. Die Interefien des päpftlichen 
Thrones find durch die Convention vom 15. September gefihert. Diefe Con» 
vention wird loval ausgeführt werden. Während der Kaijer feine Truppen von 
Kom zurüdziebt, fäht er als Garantie der Sicherheit für den heiligen Bater bie 
Protection Frankreichs darin. Im der Oſtſee wie im Mittelmeere entfteben Kleinere 
Kriegsflotten, welche der Freibeit der Meere günftig find. Wenn Defterreich, von 
feinen italienifhen und beutihen Befangenbeiten befreit, feine Kräfte nicht mebr 
in unfruchtbarer Eiferfucht abnutzt, jondern fie im Often Europas concentrirt, fo 
Rellt e8 noch immer eine Macht von 35 Millionen Seelen dar, die keine Feind— 
ieligkeit, fein Intereſſe von Frankreich fcheivet. Durch welche jonderbare Rüd- 
wirfung der Bergangenbeit auf die Zukunft follte die öffentliche Meinung nicht 
Verbündete, jondern Feinde Frankreihs in jenen Nationen erbliden, die, von 
einer uns feindlichen Bergangenbeit befreit, zu einem neuen Yeben berufen, 
durh Grundſätze, die auch Die unſrigen find, geleitet und von ben Fortichritts- 
gedanken‘, im denen die ganze moderne Geſellſchaft fich friedlich zujammen findet, 
beieelt find ? 

Europa, ſtärler conftituirt, durch beftimmtere Yänbereintbeilung gleichartiger 
gemacht, ift eine Bürgſchaft für den Frieden des Kontinents und ift weder eine 
Gefahr nob ein Schaden für unjere Nation. Dieje, mit Algerien, wird bald 
mebr als 40 Millionen Einwohner zäblen; Deutichland 37 Mill. wovon 29 im 
nördlihen und 8 Mill. im ſüdlichen Bunde; Defterreih 35, Italien 26, Spanien 
18 Mill. Was ift in dieſer Bertheilung der europäifhen Kräfte, das uns beunrubigen 
finnte? Eine unwiderfteblibe Macht drängt die Völker dazu, ſich 
in großen Zujammenballungen zu vereinigen und dabei bie 
Heineren Staaten verjhwinden zu laſſen. 

Die Potitif muß fi über die engen und kleinlichen Borurtbeile eines 
früheren Zeitalters erheben. Der Kaijer glaubt nicht, daß die Größe eines Landes 
ven der Schwächung der Völker abbange, die es umwohnen, und er fieht fein 
wahres Gleichgewicht, als in den befriedigten Wünſchen der euro» 
päiſchen Nationen. 

Denn dieje Betradtungen gerecht und wahr find, jo bat der 
Kaiſer Recht gehabt, dieje Rolle des Bermittlers anzunehmen, die 
niht ohne Rubm gewejen ift, unnüges und ſchmerzliches Blutver- 
gießen zu bemmen, den Sieger zu mäßigen, durd jein freund» 
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ſchaftliches Einfhreiten die Folgen der Niederlage zu mildern, 
bie Herftellung des Friedens zu verfolgen troß aller Hinderniſſe. 
Im Gegentbeil, er würde feine hohe Verantwortlichkeit verfannt haben, wenn er, 
die verfprodhene und verkündete Neutralität brechend, fich unverjebens in die Zu- 
fälligkeiten eines großen Krieges geftürzt hätte, eines Krieges, welcher ben Haß 
ber Racen erwedt und in welchem ganze Nationen auf einander ftoßen. Was 
würbe in ber That der Zweck des freiwillig gegen Preußen, nothwendig gegen 
Stalien begonnenen Kampfes gemwejen fein: eine Eroberung, eine Gebietsermeiterung. 
Aber die Kaiferliche Regierung bat ja ſchon jeit lange ihre Prinzipien in Bezug 
auf Gebietserweiterungen zur Anwendung gebradt. Sie verfteht und fie bat ver- 
ftanden, daß bie Annerionen, welche durch eine unbedingte Nothwendigkeit geboten 
find, mit dem Baterlande Bevöllerungen verbinden, welche uur gleiche Sitten 
und ben gleichen Nationalgeift befigen, und fie hat von Savoyens und Nizza’s 
freier Zuftimmung bie Herftelung unjerer natürlichen Grenzen gefordert. Frank— 
reih kann nur ſolche ©ebietsvergrößerungen wünjden, welde 
feinen ftarlen inneren Zufammenbang nicht ändern, es muß aber 
immeranjfeiner moralijheu oderpolitifhen Bergrößerung arbeiten, 
indem es feinen Einfluß den großen Intereffen der Eivilifation bienftbar macht. 

Indeß liegt in der Aufregung, welche fich des Landes nn bat, ein 
legitimes Gefühl, weiches man anerlennen und richtig lenken muß. Die Erfolge des 
letsten Krieges enthalten eine ernfte Yehre, welche unjerer Waffenebre nichts ge- 
koftet bat; fie zeigen uns bie Nothwendigkeit, unſere militärifdhe Or- 
ganifation unverzüglih zu vervolllommmen zur Vertheidigung 
unjeres Gebietes. Die Nation wird fich diejer Pflicht nicht entziehen, melde 
für Niemanden eine Drohung fein kann; fie bat gerechten Stolz auf die Tapfer- 
feit ihrer Armee. Die Empfindlichkeit, gewedt durch bie Erinnerung an ihre 
militäriſchen Großthaten, durh den Namen und die Thaten des chere, 
welcher fie regiert, ift nur ber Ausdruck ibres energiſchen Willens, ihren Rang 
und ihren Einfluß in der Welt obne Berminderung zu behaupten. 

Im Ganzen erjcheint, von dem hohen Standpunkte aus betrachtet, von 
welchem aus die Kaiſerliche Regierung die Geichide Europa’s auffaht, der Horizont 
von drohenden Eventualitäten befreit, gefährlihe Probleme, welche gelöft werben 
mußten, weil man fie nicht bejeitigen kann, lafteten auf ben Gejchiden ver 
Bölker; fie hätten fich im jehwierigeren Zeiten aufbrängen können; fie baben ihre 
natürliche Loſung gefunden ohne zu gewaltſame Erſchütterungen und ohne die 
gefährliche Mitwirkung der revolutionären Leidenſchaften. 

Ein Friede, der auf ſolchen Baſen ruht, wird ein dauerhafter Friede ſein. 

Was Frankreich betrifft, wohin es auch ſeine Blicke wende, erblickt es nichts, 
was ſeinen Gang hemmen oder ſein Wohlergehen ſtören könnte. In freundlichen 
Beziehungen zu allen Mächten, geleitet durch eine Politik, welche ihre Kraft durch 
ihre Großmuth und Mäßigung bewährt, geſtützt auf ſeine impoſante Einheit, mit 
ſeinem Genie, welches überall ſtrahlt, mit ſeinen Schätzen und ſeinem Credite, 
welche Europa befruchten, mit ſeinen entwickelten militäriſchen Kräften und ferner— 
hin von unabhängigen Nationen umgeben, ſcheint es nicht weniger groß, wird es 
nicht minder geachtet bleiben. 

So ift die Sprache, welde Sie führen müſſen in ihren Beziehungen mit 
ber Regierung, bei welder Sie accrebitirt find.“ 


Nom Prager Srieden bis zum Kriege 
mit Frankreich. 
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. Die Miederherftellung des inneren Friedens, 


1866. Neuwahlen und Fröffnung des Landtages. 
Auflöjung des Abgeordnetenhaufes. 
9. Mai. Bericht des Staats-Minifteriums an Seine Majeltät 
den König. 

„In den ausmärtigen —— des Landes iſt in Folge der be— 
drohlichen Haltung, welche mehrere Nachbar-Regierungen gegen Preußen 
angenommen haben, eine Spannung eingetreten, welche Ew. Königliche 
Majeſtät, nach den ſorgfältigſten und ausdauerndſten Bemühungen zu ihrer 
Beſeitigung, in die Nothwendigleit verſetzt hat, umfaſſende Vorkehrungen 
zur Sicherheit des Landes anzuordnen. Das ehrfurchtsvoll unterzeichnete 
Staats-Miniſterium glaubt unter dieſen Umſtänden, daß Em. Königliche 
Majeftät den Augenblid gelommen halten werden, die Volkävertretung in 
Geſtalt des Allgemeinen Landtages der Monarchie um den Thron zu ver- 
fammeln, um die der Page des Landes entiprechenden Beichlüffe zu fallen 
und der Einmüthigfeit, welche das Preußiſche Volk befeelt, wenn es der 
Erhaltung der Unabhängigkeit und der Ehre des Yandes gilt, den legalen 
Ausdrud zu geben. 

Das jegige Haus der Abgeordneten, wenn aud) jeine Mehrheit Ange- 
fihts der Gefahren, melde das Vaterland bedrohen, ihre Hingebung für 
daſſelbe gewiß bereitwillig bethätigen würde, iſt doch unter dem Einfluffe 
anderer Berhältniffe gewählt worden, als diejenigen find, welche heute be» 
ftimmend auf die Wähler wirken müfjen. 

Em. Königlihe Majeftät werden das Bedürfnig fühlen, die Stim- 
mung zu kennen und zum Ausdrud gebracht zu fehen, welche das Preußifche 
Volf im jegigen Augenblid und mit Rückſicht auf die gegenwärtige Yage 
der Dinge bejeelt. 

Wir glauben deshalb Em. Königlihen Majeftät ehrfurchtsvoll rathen 
zu follen, auf Grund des Artifel® 51 der Verfaſſungs-Urkunde vom 
31. Januar 1850 das Abgeordnetenhaus aufzulöjen, damit unverzüglich 
Neuwahlen angeordnet werden fünnen. 

Em. Königliche Majeftät bitten wir daher, die im Entwurfe beigefügte 
Verordnung wegen Auflöjung des Haufes der Abgeordneten Allergnädigft 
vollziehen zu wollen.“ 

Berlin, den 9. Mai 1866. 

Das Staats: Minijterium. 
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Die Mehrheit des neuen Abgeorbnetenbaufes beftehbt aus Männern der con- 
ferativen unb ber gemäßigt liberalen Parteien, welche die Vorzüge der jebigen 
Heereseinrichtungen von jeher anerkannt haben. Aber wäre dies auch nicht ber 
fall, wäre bie Fortichrittspartei im Beſitze der Mebrbeit und ver enticheidenden 
Macht in ber Yanbesvertretung geblieben, — e8 wäre jett unmöglich, daß fie 
ihren Wiberjpruc gegen die Organifation unferes Heeres fortzujegen verjuchte. 

Die neueften glorreiben Thaten und Erfolge ber Preufi- 
hen Armee baben die Militairfrage bem Bereidhe des Zweifels 
und des Streites entrüdt und alle Herzen in Preußen in der be- 
geifterten Anerlennung der Vortrefflichkeit unferes Heermweiens 
vereinigt. 

„Die Armee, fo wie fie ift, bat Die Kriegsprobe, auf welche fie geftellt 
worben ift, jo glänzend, jo rubmvoll beftanden, daß es ein freventlicher Leichtfinn 
wäre, an ihren bewährten Einrihtungen auf Grund bloßer Barteimeinungen von 
Neuem rütteln zu wollen. — — Bon den Einrichtungen, die wir baben, wiſſen 
wir durch eine ruhmvolle Erprobung, daß fie vortrefflich find, — andere, die man 
an ihre Stelle jegen möchte, fünnen möglicherweiie ſehr qut fein, aber es ift eben 
nur möglich, e8 ift nicht erwiejen. Wenn nun bie Regierung das erprobte Gute 
feftbalten und nicht gegen Ungewiffes und Zweifelbaftes daran geben will, ſo 
wird ihr darin das Preußiiche Boll, welches mit Freude und Stolz auf jeine 
treffliche, von ganz Europa bewunderte Armee blidt, zur Seite fteben.” 

„Iſt nicht zu erwarten, daß die Vertreter des Preußiſchen Volkes den all- 
gemeinen Gefühlen des Danfes und ber Freude über Preußens Heer dadurch 
Ausdrud geben, daf fie zur Erhaltung dieſes Heeres in jeiner ruhmreich erprobten 
Geftaltung enblih ihre Zuftimmung ertbeilen und dadurch den inneren Frieden, 
nach welchen des Königs Herz ſich jehnt, wiederberftellen helfen!“ 

Dieje Zuverficht, die ſchon nah dem däniſchen Kriege vollauf berechtigt war, 
ift durch die neueſten Thaten des Heeres vollends zu einer unwiderfteblichen Kraft 
und Geltung erhoben worden. 

Das Preußifche Heer bat fich in dem neuen gewaltigen Kampfe, zu welchem 
der König daſſelbe aufrufen mußte, in dem Kampfe gegen eine ber erften und 
friegstüchtigften Armeen Europa’s, in allen feinen Theilen und Waffen, ſowie in 
allen jeinen Einrichtungen jo herrlich bewährt, wie es die fühnften Erwartungen 
faum zu ahnen mwagten. 

Bon dem erften Rufe des Königs zur vorläufigen und nur 
theilweijen Kriegsbereitjchaft bis zur mädtigen Aufftellung ber 
gejammten mobilen Armee au der Örenze Schlefiens und Sadiens 
iſt Alles in dem umfangreichen, gewaltigen Räderwerk jo einfad, 
jo glatt, jo pünktlich und genau vor fih gegangen, daß alle mi- 
litaırifben Anordnungen und demgemäß auch alle Davon abbän- 
gigen politijhden Schritte ftets auf Tag und Stunde vorber be- 
rehnet werden konnten. Bei dem wunderbaren Schaufpiel, welches Preußens 
fo überraihendes und glüdliches Borgeben nah allen Seiten bin in ben legten 
Wochen dargeboten bat, war es unbedingt erforderlih, daß bie Regierung fid 
in jeber Beziehung auf die Yeiftungsfäbigkeit und das fihere Ineinandergreifen 
aller unſerer militairiihen Einrichtungen abjolut verlaffen konnte. Wie trefflid 
fich hierbei Alles bewährt hat, Davon giebt unter Anderem der rajche Erfolg, mit 
welhem vie geringen für Norbdeutichland verwendbaren Kräfte allen Anforde: 
re Schleswig bis nah Bayerı und Frankfurt hin genügten, fchlagendes 
Zeugniß. 

Und ebenſo wie die äußeren Einrichtungen hat ſich der Geiſt und die innere 
Tüchtigkeit, die militairiſche Ausbildung und die heldenmüthige Tapferkeit, ſowie 
die ernſte Disciplin und Geſittung unſeres Heeres überall aufs Ehrenvollſte be— 
währt. Nur mit Truppen von ſo muſterhafter Haltung und Tüchtigkeit konnte 
von dem Einrücken in Holſtein bis zur glorreichen Schlacht von Königgrätz Alles 
fo ficher, jo erfolgreich, jo überwältigend durchgeführt werden, nur mit einer ſolchen 
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Armee konnte der Kronprinz den Lebergang aus Schlefien nach Böhmen durch 
bie jhwierigen Engpäffe hindurch gegenüber dem in ſtarker Stellung lauernden 
Feinde unternehmen, nur mit jolhen Truppen fonnte die Vereinigung unferer 
brei vorher getrennten Armeen von Sadien, von der Yaufig, von Schlefien ber 
im Angefiht bes mächtigen Üfterreichifchen Heeres mit jo wunderbarer Sicherheit 
vor fih geben, nur eine ſolche Armee konnte in fieben Tagen die acht fiegreichen 
Schlachten ſchlagen, von welchen die Kriegsgeſchichte einft mit Bewunderung er— 
zäblen wird. 

Die Preußiſche Armee, fo wie fie ift, bat fi den erften mili— 
tairifhen Mächten ebenbürtig erwiejen. 

Welher Preuße wollte jo vermefien fein, um vorgefaßter po» 
fitiiher Meinungen willen an biefer Armee zu rütteln? 

Durch das gejammte Volk gebt jett der Ruf: Preufeu dürfe fich Die Früchte 
feines Ruhmes und Sieges nicht verfümmern laffen. Wer in Preußen möchte da 
die Berautwortung Übernehmen, das Werkzeug und deu Träger des Sieges, bie 
Preußiſche Armee, zu erjchüttern und zu verftümmeln! 

Das Preußifche Volk bat fich Far ausgeiprochen und entſchieden: Die Wahlen, 
jo wie fie ausgefallen find, haben die Bedeutung einer freudigen und begeifterten 
Unterftügung der Regierung und bes Heeres auf ihren ebren- und ruhmreichen 
Wegen und zugleich die Bedeutung der endlichen vollen Berftändigung mit ber 
Regierung über die Erhaltung und Befeftigung des Heeres auf feinen trefflich be- 
währten jegigen Grundlagen. 

Wenn fomit der langjährige Streit über die Militairfrage 
endlich bejeitigt und begraben wird, dann wirbesfich bald zeigen, 
daß der Streit Über Budgetreht und Verfaſſung in Wahrbeit 
feinen tbatfählihen Grund bat. Das Wort bes Königs wirb in 
Erfüllung geben: 

„Sobald jenes Ziel erreicht ift, wird ber Friede im Lande 
neu unb bauernd begründet und bie Ausführung Meiner 
Abfihten für die weitere gedeihliche Entwidelung der Ge» 
feggebung auf bem Boden der Berfafjung gefidhert fein.“ 


5. Auguft. Thronrede Seiner Majeftät des Königs bei 
Eröffnung des Landtags. 


Erlauchte, edle und liebe Herren von beiden Häufern des Landtages! 


Indem ch die Vertretung des Landes um mich verfammelt fehe, 
drängt Mich Mein Gefühl vor Allem auch von diefer Stelle Meinen und 
Meines Volkes Dank für Gottes Gnade auszufprechen, melde Preußen 
geholfen hat, unter jchweren, aber erfolgreichen Opfern nicht nur die Ge— 
fahren feindlicher Angriffe von unjeren Grenzen abzuwenden, fondern in 
raſchem Siegeslauf des vaterländifchen Heeres dem ererbten Ruhme neue 
Lorbeeren hinzuzufügen und der nationalen Entwidelung Deutjchlands die 
Bahn zu ebenen. 

Unter dem fichtbaren Segen Gottes folgte die waffenfähige Nation 
mit Begeifterung dem Rufe in den heiligen Kampf für die Unabhängigkeit 
des Vaterlandes, und jchritt unfer heldenmüthiges Heer, unterftiigt von 
wenigen aber treuen Bundesgenofjen, von Erfolg Rn Erfolg, von Sieg zu 
Sieg, im Often wie im Weften. Viel theures Blut ift gefloffen, viele 
Zapfere betrauert das Vaterland, die fiegesfroh den Heldentod ftarben, 
bis unfere Fahnen fich in einer Linie von den Sarpathen zum heine 
entfalteten. In einträchtigem Zufammenmirken werden Regierung und 
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Bollsvertretung die Früchte zur Reife zu bringen haben, die auß der 
blutigen Saat, ſoll fie nicht umfonft fein, erwachſen müffen. 


Liebe Herren von beiden Häufern des Yandtages! 


Auf die Finanzlage des Staates kann Meine Regierung den Blid 
mit Befriedigung wenden. Sorgliche Borficht und gemiffenhafte Sparſamkeit 
haben fie in den Stand gejegt, die großen finanziellen Schwierigkeiten zu 
überwinden, welche die gegenwärtigen Zeitverhältniffe in naturgemäßem Ge: 
folge haben. 

Obwohl jhon in den legten Jahren, durch den Krieg mit Dänemarl, 
der Staatöfafje beträchtliche Opfer auferlegt worden find, ift es doch ge 
lungen, die bisher erwachjenen Koften des gegenwärtigen Kriege aus den 
Staat3-Einnahmen und vorhandenen Beftänden, ohne andere Belaftung 
des Yandes, als die durch die gejeglichen Natural-Peiftungen für Kriegs: 
en erwachjenden bereit zur ftellen. Um jo zuverfichtlicher hoffe Ich, daR 

ie Mittel, welche zur erfolgreichen Beendigung des Krieges und zur Be- 

zahlung der Natural-Veiftungen, bei Aufrechterhaltung der Ordnung und 
Sierdeit in den Finanzen, erforderlich find, von Ihnen bereitwillig 
werden gewährt werden. 

Ueber die Feftftellung des Staat3haushalt3-Etats hat eine 
Bereinbarung mit der Yandespertretung in den legten Jahren 
nicht herbeigeführt werden fönnen. Die Staat3-Ausgaben, 
welche im diejer Zeit geleiftet jind, entbehren daher der gejeg- 
lihen Grundlage, welde der Staatshaushalt, wie Jch wieder: 
holt anerfenne, nur durch das nad) Artikel 99 der Berfaflungs: 
Urkunde alljährlih zwifhen Meiner Regierung und den beiden 
Häufern des Pandtages zu vereinbarende Gejeg erhält. 


Wenn Meine Regierung gleihwohl den Staatshaußhalt 
ohne dieje gejegliche Grundlage mehrere Jahre geführt hat, jo ift 
dies nad gewiſſenhafter Prüfung in der pflihtmäßigen Ueber: 
zeugung gefhehen, daß die Fortführung einer geregelten Ber: 
maltung, die Erfüllung der gejeglihen Berpflidtungen gegen 
die Gläubiger und die Beamten des Staates, die J——— 
des Heeres und der Staats-Inſtitute, Exiſtenzfragen des 
Staates waren, und daß daher jenes Verfahren eine der uns 
abmweisbaren Nothwendigfeiten wurde, denen fich eine Regierung 
im Intereſſe des Landes nicht entziehen fann und darf. Ich 
hege da8 Bertrauen, daß die jüngften Ereignifje dazu beitragen 
werden, die unerläßliche Berjtändigung in jo weit zu erzielen, 
daß Meiner Regierung in Bezug auf die ohne Staatshaushalts— 
Gejeg geführte Verwaltung die Jndemnität, um melde die 
Landesvertretung angegangen werden joll, bereitwillig ertheilt, 
und damit der bisherige Conflict für alle Zeit um jo jiherer 
zum Abſchluß gebradt werden wird, als erwartet werden darf, 
daß die yolitiice Lage des Baterlandes eine Erweiterung der 
Grenzen des Staates und die Einrihtung eines einheitlichen 
Bundesheeres unter Preußens Führung nehatien werde, dejien 
Laften von allen Genojjen des Bundes gleihmäßig werden ge— 
tragen werden. 

Die Vorlagen, welche in diefer Beziehung behufs Einberufung einer 
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Bollövertretung der Bundesftaaten erforderlich find, werden dem Landtage 
unverzüglich zugehen. 

Meine Herren! Mit Mir fühlen Sie, fühlt das ganze Vaterland die 
große Wichtigkeit des Augenblides, der Mich in die Seimath zurüdführt. 
Möge die Vorſehung eben jo gnadenreih Preußens Zukunft jegnen, wie 
fie jichtlich die ;üngfte Bergangenheit jegnete. Das walte Gott! 


Die eriten Aeußerungen in beiden Häuiern 
des Landtags. 
I. 


Im Herrenhauſe. 


Anſprache des Präfidenten Grafen Eberhard zu Stolberg. 
Wernigerode. 


„Ich kann das hohe Haus im Hinblick auf alles das, was ſeit unſerem 
legten Zuſammentritt geſchehen iſt, nur mit den Worten eröffnen: Herr Gott, 
dih loben wir! Herr Gott, dir danken wir! Ich glaube, Sie Alle 
werden mit mir derer gebenfen, die durch den Tod auf dem bfutigen Schlacht» 
ielde und auf dem jchmerzbaften Krankenlager ibre Treue dem Könige und dem 
Baterlande befiegelt haben. Und nun, meine Herren, laffen Sie uns an unjere 
neue Aufgaben frifb und fröhlich berantreten; laffen Sie uns berantreten mit 
einem jubelnden Hurrah und Hoch auf unjern Königlichen Kriegsherrn, mit einem 
jubelnden Hoch auf die Königlihe Familie und das ganze Königliche Haus, mit 
einem jubelnden Hoch auf die treue und tapfere Armee: Gott fegne, Gott ſchütze 
unjern König und Herrn und mit Ibm und durch Ihn unfer berrfiches Bater- 
land! Seine Majeftät der König, Er lebe hoch! — und nochmals hoch! — und 
immer body!“ 


II. 
Im Abgeordnetenhaufe. 


Anſprache des Alterspräfidenten Stavenhagen. 


„Ih kann unmöglich fo furzweg in diefem Augenblicke zu den Gejchäften 
übergeben, obne von diejer Stelle aus es geltend zu machen, in welchem unendlich 
wihtigen Wendepunkte für Die Geſchichte unſeres Preußiihen und beutichen 
Vaterlandes dieſe unfere Sitzungsperiode beginnt. Das bobe Ziel, die Deutiche 
Einheit unter Preufens ſtarkem Schube, das Ziel jo vieler unjerer Wünſche und 
Veftrebungen, das vor ganz furzer Zeit noch faft wie ein Nebel in unerfichtlicher 
Ferne vor uns jchwebte, es wird ja jetst mit Gottes Hülfe durch unferes Königs 
Kraft und Meisheit erreicht, und an uns ift es, nach unferen beiten Kräften 
dazu mitzuwirken. Ich glaube auch, daß ich in Ihrer Aller Namen bier aus- 
Ipreben darf, daß wir Dazu won ganzer Seele bereit find, auf daß Die Größe 
und die Freiheit unferes Preußiichen, beutichen Baterlandes für alle Zukunft 
dauernd gefichert werde. Und mie ift denn dieſe jchmelle und überraſchende 
Wandlung gejcheben? Als am 14. Juni der verbängnißvolle Beſchluß in Frank— 
furt erfolgte, da bat wohl Mancher bange Zweifel gebegt, ob denn bie Preußijche 
Kraft wohl ausreichen werde, den uns drobenben jehweren Sturm zu beftehen, 
und man wird es wohl gerabe nicht als Kleinmuth bezeichnen können, wenn 
man wenigftens auf einen lange dauernden Kampf mit wechjelndem Erfolge ge- 
tat war; aber Dank der großartigen Entihloffenbeit und Energie 
unjerer Regierung, Dank der mufterbaften Leitung ber militäri- 
ben Operationen, Dank der unübertrefflihen Tapferkeit unjeres 
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Heeres, bes Bolfs in Waffen, haben wenige Wochen genügt, allen 
Widerftand niederzufhlagen und unſere Fahnen unter feibft- 
eigener Führung unjeres fieggefrönten Könige bis an die Thore 
ber feinbliden Hauptjtabtzutragen. Meine Herren! ein Siegeszug, 
jo großartig, wieernurjemalsindber Geſchichte deserften Napoleon 
vorgeflommen ift! 


Ich babe Gott von ganzem Herzen gedankt, daß er mich diefe neue Glorie 
noch bat erleben lafjen, und ich meine, jedes Preußische Herz jchlägt böber beim 
Hinblid auf dieſe großen Thaten umjerer Brüder und Söhne. Meine Herren! 
Laſſen Sie uns dieſem Gefühle den Ausbrud geben, wie wir es bier vermögen, 
den Ausdrud des Dankes, der bewunbernden Anerkennung für den Helbenmutb, 
für die tobesmutbige Hingebung unjeres Heeres vom oberften Führer bis zum 
einfachften Kämpfer berab. In unferem Namen und im Namen des Yandes, 
beffen Bertreter wir bier find, geben Sie dem Ausdrud dadurch, daß Sie ſich 
von Ihren Sigen erheben. (Das ganze Haus erhebt fi.) Nun, meine Herren, 
wollen wir an unfere Geichäfte geben mit dem heute doppelt begeifterten Weibe- 
rufe: „Es lebe Seine Majeftät der König hoch!“ 


13. Auguft. Adreſſe des Herrenhauſes. 


Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigfter König, 
Allergnädigfter König und Herr! 

„Euer Königlichen Majeftät Throne nabet fih heute das Herrenhaus mit 
den tiefften Dankgefüblen gegen den allmächtigen Gott. Er ift e8, der dem von 
Euer Königliben Majeftät Selbft in den Kampf geführten Preußifchen Heere 
eine in der Weltgeichichte faft beilpielloje Reibe unaufbaltiam rajcher, glänzender 
Siege gnädig verlieben bat. — Ihm jet die Ehre! Seiner Hülfe wollen wir, 
will ganz Preußen im zuverfichtlichbem Glauben vertrauen, welches auch die Ge- 
fahren und Kämpfe fein mögen, die jeine allweijen Fügungen über Europa und 
über unjer Baterland künftig noch verbäugen. 

Eure Königliche Majeftät haben Allerböhft Selbft beftimmt ausgeiproden, 
daß ber Krieg gegen Oeſterreich nur nach der reiflichiten Prüfung und in der 
dadurch gewonnenen feften Ueberzeugung von der unbedingten Nothwendigkeit der 
Abwebr eines von Preußen weder bervorgerufenen, noch von ibm verſchuldeten 
Angriffs unternommen worden ift. 

Diejes Königliche Wort bebt das jchmerzliche Bedauern, welches wir jonft, 
wie Ew. Majeftät Selbit, über den Krieg mit einer Macht empfinden würben, 
deren Fahnen mit dem preußiichen Bannern vereint in einer ewig benkwürdigen 
Zeit, jo wie noch vor wenig Jahren, gemeinjchaftlichen Feinden gegenübergeftanden 
baben. Wir haben aufrichtig beklagt, daß auch andere, fonft Preußen nah ver- 
bündete deutiche Staaten, mit Oeſterreich den Preußiſchen Heeren feindlich gegenüber 
traten, und daß in ben beißen Kämpfen ber jüngftvergangenen Zeiten auf beiden 
Seiten deutſches Blut gefloffen ift. 

Allein wenn das Zerwürfniß mit Defterreih wejentlih aus ſolchen Mißver— 
bältnifjen entiprang, welche aus der Berfaffung des deutſchen Bundes entjtanden, 
jo dürfen wir mit Zuverficht boffen, daß von dem jetzt naben Friedensſchluſſe an, 
mit dem Ausjcheiden des Kaijerftaates aus dem Bunde, ungetrübte Beziebungen 
zwijchen den Regierungen Preußens und Defterreih8 beginnen unb im beider 
jeitigen Interefje der mächtigen Monarchien fiher fortbeftehen werden. Die Neu- 
geftaltung Deutichlands unter Euer Königliden Majeftät Aufpicien wird in 
künftiger Zeit biutige Conflicte unter den deutichen Staaten von ſelbſt ausichließen. 

Der glorreiche Berlauf des Krieges legt ein neues, unwiderlegliches Zeugniß 
ab von den wunderbar glüdlihen Erfolgen der von Euer Königlichen Maojeftät 
mit fefter Hand Allerhöchſt Selbft angebahnten und geleiteten Heeresorganifation, 
jowie von der Notbwendigfeit ihrer conjequenten Durchführung. Das Preßuiſche 
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dl m Waffen bat die Probe beftanden, zu welcher Sein König und Herr 
daſelbe berufen bat. Europa weiß nun, daß Preußen auch ohne ben Beiftand 
mihtiger Bundesgenoſſen jeden ibm durch ungeredhtfertigte Zumuthungen ge» 
ietenen Kampf mit vollem Selbjtvertrauen annehmen kann und mit neuem Ruhm 
beſtehen wird. 

Kir danken Euer Königliben Majeftät Weisheit und Feſtigkeit die Er- 
hung ſolcher großen Erfolge in den Friedenspräliminarien, bei deren Ber- 
atelung durch eime auswärtige Macht, deren Uneigennützigleit und richtige 
Bürdigung der Berhältniffe wir gern anerfennen. 

So ſchwer die Opfer des Krieges wiegen, jo tbeuer das Blut ift, welches 
za fiegreihe Preufifche Heer und die mit ibm fämpfenben deutſchen Krieger 
xtgoſſen haben, dieje Opfer und das gefloffene edle Blut find Saaten, deren reiche 
Früchte das Baterland in naher, wie in ferner Zukunft unfehlbar ernten wird. 

Euer Königlie Majeftät landesväterliche Fürſorge wird Vergeltung für bie 
per zu Schaffen wiſſen, welche auch der glüdlichite Krieg dem ganzen Yande 
und einzelnen Klaffen ver Untertbanen auferlegt. Die Krieger, deren Wunden 
Fugniß von ihrer todesmuthigen Hingebung ablegen, die Wittwen und Waiſen 
kr Tapiern, bie ihre Treue mit dem Tode befienelt baben, barren ficherlich nicht 
wrgebiih auf Linderung ihres Geſchickes durch Königliche Milde. Hierzu mitzu— 
rufen, wird der Yandesvertretung eine willlommene Aufgabe jein. 

Euer Königlihen Majeftät hohen Weisheit, Allerböchftihrer ficheren eigenen 
Klenntniß defjen, was dem Preußiſchen Baterlande Notb thut, glauben wir in 
kiner Weile vorgreifen zu dürfen. Auf der Höhe des Ruhmes und des Sieges 
nn Ew. Königliche Majeftät bochberzige Mäßigung geübt. Allerböchftveren 
Bersbeit wird, darauf vertrauen wir, darauf vertrant das ganze Land, bie bisher 
getrennten Theile der Monarchie jo zu vereinigen wiffen, daß Preußen in jeiner 
finftigen Abgrenzung die Bürgichaft für feine eigene Sicherheit und für diejenige 
Nahritellung erlange, welche unerläßlich ift, damit der Friede Deutichlands und 
Turopa’s unter allen Umftänden ungefäbrdet und die Möglichkeit ausaejchloffen 
Nabe, daß eine feindliche Armee fih noch einmal in der Mitte der Preußiſchen 
Staaten friegsgerüftet aufftelle. 

In diefer wie in jeber andern Beziehung erwarten wir ebriurchtsvoll 
Euer Königlichen Majejtät Beichlüffe über die weitere Regelung der politijchen 
Serhältmiffe des Vaterlandes umd find gewiß, daß Preußen unter dem glorreichen 
Zcepter feines Königshaufes zur Erfüllung feines deutſchen Berufes auf ber 
Saba wahjender, äußerer Macht und innerer Wohlfahrt unwandelbar fort» 
\breiten werde. 

In tieffter Ehrfurcht erfterben wir 
Eurer Königliben Majeftät 
alleruntertbänigfte treugehorſamſte 
Das Herrenbaus.“ 


Adrebverhandlungen im Abgeordnetenhauje. 


17. Auguft. Meußerungen des Grafen von Bismard in der 
Adreßkommiſſion. 


„Ueber die in der deutſchen Politik zu erſtrebenden Ziele iſt wenig 
Reinungsverfchiedenheit, weder zwiichen den einzelnen Antragftellern der 
Adreſſen, noch zwifchen der Regierung und der Pandesvertretung. Es fragt 
ch nur, auf welchem Wege und mit welchen Mitteln dieje Ziele fi er- 
reihen laſſen. Die k. Negterung hat ſich die Grenze des Möglichen ftellen 
aüfen d. h. deſſen, was fich erringen läßt ohne zu große, unverhältniß- 
mäßige Opfer und ohne die Zukunft zu compromittiren. Das hätten mir 
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aber gethan, wenn wir über die unferer Politik jet geftellte Linie hinaus- 
gegangen wären. Die Zufage aber, welche wir in diefer Beziehung gegeben, 
müfjen wir halten und fo vor Allem den Glauben an unfer Wort befeftigen. 
Bir en aber auch nicht, daß es nützlich gewejen wäre, jegt weiter 
u gehen. 
: Wir haben auch in der preußifhen Regierung fo viel Ehr— 
‚geiz, daß er eher der Mäßigung als der 5 bedarf. 
Nach den Friedenspräliminarien iſt die Regelung der nationalen Beziehungen 
des jüddeutichen Bundes zu dem norddeutjchen vorbehalten. Sie ift aljo 
nicht ausgefchloffen und die Art derfelben wird wefentlic davon abhängen, 
ob da8 Bedürfnig dazu von Süddeutihland ſowohl in feinen 
Völkerſchaften lebhafter empfunden wird, als wie diejes gegen: 
wärtig der Fall ift, wo mir jehen, daß preußiiche Militärs, die ſich 
jenjeit3 der Demarcationglinie zeigen, den Ausbrüchen der Volkswuth aus: 
ejegt find. Zunädit fam es uns darauf an, dem neuen Bunde fefte 
ei zu geben. Ich glaube, daß fie um fo weniger feft ausfallen 
würden, je ausgedehnter derjelbe wäre; wir könnten unmöglich einem 
Staate, wie Bayern, folde Zumuthungen ftellen, wie wir fie im Norden 
jest erheben müfjen. Die erfte diefer feiten Grundlagen fuchen wir in einem 
ftarfen Preußen, jo zu fagen in einer ftarfen Hausmacht des leitenden 
Staates, den wir deßhalb in feinem direften Bejig erheblid 
verjtärft haben. Das Band des engeren Bundes, durd) das wir außerdem 
Norddeutichland verfnüpfen wollen, wird dagegen fo feſt wie die Einver: 
leibung nicht ausfallen. Indeß gab es, um der Wiederkehr folcher Dinge 
vorzubeugen, daß befreundete und verwandte Volksſtämme, durch ihre Re: 
gierungen genöthigt, und im Rüden unferer Heere entgegentreten fonnten, 
nur zwei oder eigentlich drei Methoden. Die eine ift eben die Eimer: 
leibung und die vollkommene Berfchmelzung mit Preußen jelbft bei wider: 
ftrebender Bevölferung, namentlich widerftrebendem Beamten: und Dfficier: 
ftande, die ſich durch ihre Treue au die früheren Regierungen gebunden 
fühlen. Die Regierung denft die Schwierigkeiten derfelben * deutſche Art 
u überwinden, durch Schonung der Eigenthümlichkeiten und allmähliche 
ingewöhnung, nicht, wie es bei romanischen Bölfern üblich ift, mit einem 
Schlage. Die zweite Methode ift die Theilung der Hoheitsrechte, fo da 
e3 gewiffermaßen einen Militärherrſcher und einen Civilherrfcher giebt; 
durd die Umftände genöthigt, werden wir diefe Methode in Sachjen ver: 
fuchen müſſen. Früher hatte ich eine lebhafte Neigung für diefes Syſtem. 
Nah den Eindrüden aber, die mir bei Gelegenheit der Aufftellung der 
Vebruarbedingungen gegenüber von Schleswig-Holſtein geworden, befürdte 
ih, daß ein Folhes Syſtem eine dauernde Quelle von Berftimmungen 
bilden wird, eine Quelle, die länger fließen dürfte, als die Abneigung gegen 
den neuen Herrſcher bei wirklich amnectirten Ländern. Bei jener Gelegen- 
heit hielt man mir das einfchneidende Wort entgegen: „wir wollen nicht 
Preußen zweiter Klafje fein!“ Aber ganz abgejehen von ſolchen Em: 
pfindungen, bat dieſes Syitem den Nachtheil, daß der eine der beiden 
Herricher, der Militärherricher, der fremde, immer nur mit Anforderungen 
kommt, während alle wohlthätigen Einflüfje der Civilverwaltung in den 
Händen des alten Pandesherrn bleiben. Ich bedaure, daß wir, mie gejagt, 
genöthigt fein werden, dieſes Experiment in Sachſen zu machen. Die dritte 
Methode endlich wäre die Zerreißung des bisher beftandenen Gemeinwejens; 
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das haben wir verfchmäht, ein jehr verfleinertes Hannover, Sachſen, Kur- 
beffen u. f. wm. Mit dieſem Syitem haben wir 1815 in Sachſen trübe 
Erfahrungen gemadt. Zwar find die an Preußen gefommenen Theile 
völlig mit diefem Staate verwachien, aber in dem felbjtändig gebliebenen 
Theile hat fih von da ab eine entjchiedene Abneigung gegen Preußen er- 
halten; deshalb haben wir diejes Syſtem, das uns fuppeditirt wurde, diesmal 
völlig bejeitigt, wir haben das Intereſſe der Regierten über das der 
Dynaſtien geitelt Es ıft wahr, e8 macht diejes vielleicht den Eindrud der 
Ungerechtigkeit, aber die Politik hat nicht die Aufgabe der Nemefis, die 
Nahe ift nicht unfer, fondern wir haben zu thun, was für den preußifchen 
Staat eine Nothwendigkeit ift, und deshalb haben wir uns durch fein 
dynaſtiſches Mitgefühl Leiten laſſen. Und deshalb haben wir aus Ddiejen 
Ländern jelbft ſchon Anerkennung gefunden. Hannoveraner haben fich mir 
gegenüber jo ausgeſprochen: erballen Sie uns unjere Dynaftie; wenn das 
aber nicht möglih it, dann zerreißen jie mwenigftend nicht unfer Yand, 
fondern nehmen uns ganz.“ Was unjere Bundesgenofjen betrifft, jo haben 
mir nur deren wenige und ſchwache gehabt, aber es iſt nicht bloß eine 
Pliht, jondern ebenjo gebietet e8 die Klugheit, audy dem Hleinften unfer 
Wort zu halten. Je rüdhaltlofer Preußen zeigt, daß es feine Feinde von 
der Landkarte mwegfegen kann, um fo pünftliher muß es feinen Freunden 
Bort halten. Grade in Süddeutſchland wird diefer Glaube an unfere 
politiihe Redlichkeit von großem Gewicht fein.“ 


Die Frage ded Budgetrehtö und der Reichsver— 
fallung wird in dem von Walded und Virchow ein- 
gebrachten, von der Kommilfion angenommenen Entwurf 
der Adreſſe in folgenden Sägen erwähnt: 


Abjag IV: „Gegenüber der Thatſache, daß feit einer Reihe von Jahren 
die Staatsausgaben obne einen zur gefeglichen Feltftellung gelangten Staatshaus- 
baltsetat und theilweiſe im Widerſpruch mit den Beichlüffen des Abgeorbneten- 
baufes geleiftet worden find, gereicht es dem letteren zur großen ©enugthuung, 
daß Em. Maj. feierlich auszuiprechen gerubt haben, daß die in jener Zeit geleifteten 
Geldausgaben der gejetlihen Grundlage entbebren, weil diefelbe nur durch das 
nah Art. 99 der Verf.-Urk. alljährlih zu Stande zu bringende Etatsgeſetz er- 
langt werden fann. Im Hinblid auf dies k. Wort, welches die Nothwendigfeit 
eines nur unter Zuftimmung des Abg.- Haufes ins eben tretenden jährlichen 
Staatshaushalts-Geſetzes, jowie demgemäß die Nothwendigkeit einer für die Ber- 
gangenheit zu erwirkenden Indemnitäts- Erklärung der beiden Häufer des Yand- 
tags anerkennt, ift das Bertrauen der Landesvertretung gerechtfertigt, daß fünftigbin 
durch die rechtzeitige Feititellung bes Staatshaushalts -Geſetzes vor Beginn bes 
Etatsjabres jeder Conflikt verbitet werde. Danı werden Ausgaben, welche bas 
Ag.» Haus im Staatshaushalts - Etat abgejett hat, nicht dennoch aus Rüdfichten 
auf das Staatswohl eintreten können.” 


Abſatz VII: „Das zu vollbringende Werk der bundesftaatlichen Einigung 
Deutihlands wirb fid am Sicherften der Unterftiigung der Nation erfreuen, wenn 
die jchiwierige Arbeit auf der Grundlage der Reichsverfaffung v. 1848 begonnen 
und dieje der neuen Lage der Dinge entjprechend geftaltet wird. Preußen wird 
dann Fräftig genug fein, um als ftarfe Schirmmacht bie deutſchen Grenzen un» 
verjehrt zu erbalten und jede Einmifhung des Ausiandes bei der Orbnung uns 
jeres neuen Staatswejens abzuwehren.“ 


Fürft Bismard. 34 
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Aus der Nede des Berichterftatterd Virch ow bei ber 
Berathung der Adreffe am 23. Auguft. 


„Die Ereigniffe der letzten Zeit find uns Allen in frifcher Erinnerung, 
meine Herren. Große Ziele, welche in der Landesvertretung in früheren Zeiten 
häufig bezeichnet worden find, find gegenwärtig in ihrer Verwirklichung begriffen. 
Außerordentlihe Erfolge find — wir können es geftehen — für Freund und 
Feind unerwartet, in beijpiellos kurzer Zeit erreicht worben. Die Gewalt der 
vollendeten Thatjahen zwingt aud Die wiberftrebenden Elemente, 
fih dem Fluſſe der Ereigniffe zu fügen. Unter biejen Berbältnifien 
fönnen wir ed mit Freuden begrüßen, daß eine der ſchweren Fragen, melde 
unfere Bergangenbeit bewegt bat, im Augenblide aus unferer Diskuffion entfernt 
ift, ich meine die Frage Über die Größe des Friedensbeeres. Wir Ale 
haben e8 mit Freuden begrüßt, daß Seine Majeftät der König ſelbſt in ber 
Thronrede andeuten konnte, daß gegenwärtig ber Zeitpunkt gelommen ift, wo bie 
Laften, welche das Preußiſche Volt bis dahin allein zu tragen gebabt batte, 
nunmehr auf einen größeren Kreis Deutjcher Bevölkerung vertbeilt werben können, 
und wo das Deutibe Parlament zunächſt die Aufgabe übernehmen wird, bie 
Frage zu löfen, an ber wir bisher zu einer Löſung nicht gelangt find. 

Meine Herren! Daß wir an diefem Punkt angelommen find, daß wir ein 
Deutſches Parlament — wenngleih zunächft in beichränfter Form — ale ein 
nabes Ereigniß vor uns ſehen, wir verdanken es zunäcft, und — jagen wir «8 
— daf es jett Wirklichkeit geworden ift, ganz allein ven Thaten unfres 
Heeres. Meine Herren! Es ſchien deshalb der Adreß-Kommiſſion, daß vor 
Allem an die Epite der Adreſſe, welche an Seine Majeftät zu richten ift, aud 
diefe Anerkennung in voller offener Weife ausaejprohen werde. Die Aoref- 
Kommilfion bat aus den ibr vorliegenden Entwürfen bierfür jenen Bafjus ge 
wäblt, der ihr dem Ausdrud und dem Juhalt nach der wärmfte zu jein jchien. 
Sie ſchlägt Ihnen vor, zunächſt den Dank des Yandes auszufpredhen an die 
Taujende von Tapfern, weiche ibr Leben dabingegeben baben in treuer und 
freudiger Plichterfüllung; Söhne aller Provinzen, Angebörige aller Stände, Alle 
gleich tobesmuthig vom General bis zum gemeinen Webrmann. Sie jhlägt Ihnen 
vor, den Dank auszuſprechen an die jämmtlichen überlebenden Streiter des 
ftebenben Heeres, aljo an die waffenfübige Jugend bes Yandes, die, zum Theil 
ganz friich in die Armee getreten, jofort in ven jchwerften Feldſchlachten alten 
und friegserfabrenen Truppen eutgegengetreten ift und mit ibuen gemwetteifert bat 
in dem Ungeftim des Angriffs, in ver Kaltblütigfeit des Ausbarrens, im ber 
Schnelligkeit und der Dauer der Märſche, in der Ertragung der jchwerften Ent» 
bebrungen, und dabei unübertroffen geweſen ift in ftrenger Mannszucht, in wabrer 
Menichlichkeit und Herzlichfeit gegen Verwundete und Webrloje, ein Borbild 
an Kraft, Intelligenz und Sittlibfeit, wie vielleiht niemals 
früber ein ftebendbes Heer es geboten bat. 

Die Kommiffion ſchlägt Ihnen vor, hinzuzufügen den Dank an bie 
Landwehr, die reife Dannfchaft des Landes, melde zum Theil die größeren 
perjönlichen Opfer zu tragen gebabt hat, welde jelbft da, wo fie mit Wiber- 
willigkeit in den Krieg gezogen ift, dem fie Haus und Familie, bürgerliche Eriftenz 
und ganze Febensftellumg zum Opfer bringen mußte, doch in dem Augenblide, wo 
es fih um bie Entſcheidung banvelte, überall mit Freudigkeit eingetreten if. 
Fa, meine Herren, wir dürſen es wohl jagen, gerade viefe Mannſchaft ift es ge- 
weſen, welche dahin nebrängt bat, den Krieg jo jchnell als möglich zu Ende zu 
führen, gerade dieſe Yeute waren es, welche es am jchnellften wünfchten, den 
Feind zu jchlagen. 

Über, meine Herren, daß diejes möglich war, wir verbanfen es vor Allem 
den Führern, wır verbanfen es den Fübrern, welche im Kriegsratbe und auf 
dem Schladhtfelde überall die Erfolge der Truppen vorbereiteten, welche im opier« 
mutbigen Angriff überall als leuchtende Vorbilder den Truppen vorangingen. 
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Meine Herren, wir verdanken es vor Allem Seiner Majeftät dem Könige 
jelbft, der nach der Weije feiner Bäter die Mibjeligkeiten des Lagers, die Ge- 
fahren der Schlacht mit Seinen Truppen tbeilen wollte, Seiner Majeftät, dem 
es in gleicher Weiſe beſchieden war, ſowohl die begeifternden Augenblide bes 
Sieges, wie das Elend der Wablftatt und ber Rriegsipitäler zu jeben. (Bravo!) 


Diefen Allen ſei unſer Dank dargebradt voll und warm, obne Rüdhalt. 
Sagen wir es offen, daß alle Mannſchaft und alle Führer bie 
tübnften Hoffuungen des Baterlandes weit übertroffen haben. 


Aber, meine Herren, mit eben jo ungetbeilter Anerfennung können wir 
gegenwärtig ausſprechen, daß aud bie Erfolge, welde bis jet errungen find, 
nicht zurüdgeblieben jind hinter den Anſprüchen, welche wir zumächft 
zu maden batten, ja daß die Ausfichten, welde für die Zukunft gewonnen find 
dur das, was unmittelbar feftgeftellt ift, jo groß und jo ausgedehnt find, 
dak wir uns ber zuverfichtlihen Hoffnung bingeben können, es werde auch 
das Größere gewonnen werden, was gegenwärtig zurüdgeftellt 
werden muß. 

Die Adref-Kommilfion bat als die Punkte, die gegenwärtig ſchon gewonnen 
find, dieje bezeichnet: Die Auflöinng ber Bunbesverfaffung, die Auseinanderjegung 
mit Defterreih, die Erweiterung der Grenzen und des Macdhtgebietes unjeres 
Staates. Meine Herren, fie bat Ihnen alle dieſe Punkte einzeln bezeichnen zu 
müffen geglaubt, um jedem Einwande begegnen zu können, baß fie etwa an 
diefem oder jenem Punkte zu mäbleln babe. 

Aber, meine Herren, auf der andern Seite bat die Adreß-Kommiſſion ge- 
glaubt, daß es fich empfeble, gegenüber dieſen Erfolgen niht von Neuem in 
Frage zu zieben, ob der Weg, auf dem man zu dem Kriege ge- 
tommen ift, die Billigung Aller findet. Meine Herren, wir wiffen es 
ja, es ift das ein wunder Fled; aber es kann zu gar feiner unmittelbaren Be- 
deutung fübren, mern wir diefen Punkt etwa bier zu einer weiteren Erörterung 
bringen wollten. Hüten wir uns, den Götzendienſt des Erfolges zu treiben, 
aber büten wir uns auf der andern Seite aud, die vollendeten Thatſachen nicht 
ala vollendete anjeben zu wollen. 

Ueberlafjen wir es der Geichichtsfchreibung, ihr Urtheil über die Gefchichte 
diejes Krieges und feiner Urſachen zu fällen, aber erichöpfen wir nicht gegenwärtig 
unjere Thätigleit, die, wie ich ſchon jagte, der Gegenwart und ber Zukunft be- 
fimmt jein ſoll, in einer Diskuffion über die Gründe der Bergangenbeit. 
Wenden wir vielmehr, wie die Thronrede es empfiehlt, uns dabin, in einträchtigem 
Zuſammenwirken zwiſchen Regierung und Bolfsvertretung die Früchte einzu- 
jammeln, welche gegenwärtig einzufammeln möglich ift.” — — — 


Schließlich gelingt e8 den Bemühungen ded Abgeordneten 
v. Sorfenbed den folgenden vom Abgeordneten Staven- 
bagen vorgelegten Entwurf falt zur einftimmigen An— 
nahme zu bringen. 


23. Auguft. Adrejje des Abgeordnetenhaufes. 


Allerdurdlauchtigfter, Großmächtigfter König! 
Allergnädigiter König und Herr! 

Euer Königliche Majeftät haben in einem großen Augenblide von weltge- 
Ibichtliher Bedeutung uns um Ihren erhabenen Thron verfammelt. Unſer Bolt 
preift in Demuth die Gnade Gottes, weldhe Euer Majeftät tbeures Yeben be- 
Ibirmte und jo Großes zu vollbringen zuließ. 

34* 
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Die großen Thaten, welche unfer tapfere® Heer in wenigen Wochen von 
Land zu Land, von Sieg zu Sieg, dort bis Über den Main, bier an bie Thore 
der Hauptftadt Defterreich führten, haben unfer Herz mit freudigem Selbftgefühl 
und mit lebbaftem Dank erfüllt. Wir fprehen den Dank des Volkes aus an bie 
Taufende, welche das Grab bebedt, an bie ſämmtlichen überlebenden Streiter 
bes ftebenden Heeres und ber in großer Zeit geichaffenen Landwehr, an bie ein- 
fichtigen Führer, vor Allen an Eure Majeftät felbit, die Sie, in ber enticheidenden 
Schlacht bie Leitung übernehmend, Notb und Gefahr mit den Kämpfern getheilt 
und bem Kriege durch rajche Führung ein Ziel geſetzt haben. 

Bon bober Bedeutung find ſchon jett die errungenen Erfolge: bie Auf: 
löfung der Bundesverfaffung, die Auseinandberfegung mit Defterreih, bie Er- 
weiterung ber Grenzen und bes Machtgebietes unſeres Staates, und die dadurch 
gegebene Ausfiht, daß im nicht ferner Zeit ein politiſch geeintes Deutjchland 
unter Führung des größten deutſchen Staates ſich entwideln könne. 

Diele Früchte, davon find wir mit Euerer Majeftät überzeugt, werben nur 
in einträchtigem Zuſammenwirken zwiſchen Regierung und VBollsvertretung zur 
Reife gebeiben. 

Ohne die Sicherung und Ausbildung der verfaffungsmäßigen Rechte des 
Volkes werben wir nicht zählen dürfen auf die Hulbigung der Geifter und Herzen 
in Deutichland, welche allein ber Macht Haltbarkeit und Dauer verleibt. 

Gegenüber der Thatjache, daß feit einer Reihe von Jahren die Staatdaus- 
gaben ohne einen zur gejetlichen Feltftellung gelangten Staatshausbalts » Etat 
und tbeilweife im Widerſpruch mit den Beichlitffen des Abgeordnetenhauſes ge- 
feiftet worden find, gereicht e8 dem Lebteren zur großen Genugthuung, Daß Euere 
Majeftät feierlich auszufprehen gerubt haben, daß die im jener Zeit geleifteten 
Geldausgaben der gejetlihen Grundlage entbebren, weil diefelbe nur Dur das 
nah Art. 99 der Verfaffungs + Urkunde alljährlich zu Stande zu bringende Etate- 
gejets erlangt werben fan. Im Hinblid auf dies Königlihe Wort, welches bie 
Notbwendigkeit eines nur unter Zuftimmung bes Abgeordnetenbaufes ins Leben 
tretenden jährlichen Staatshaushalts-Geſetzes, jowie demgemäß die Nothwenbigfeit 
einer für die Vergangenheit zu erwirlenden Indenitäts» Erklärung der beiden 
Häufer des Landtages anerlennt, ift das Bertrauen der Landesvertretung geredt- 
fertigt, daß künftighin durch bie rechtzeitige Feltftellung des Staatshaushalts - 
Geſetzes vor Beginn des Etatsjahres jeder Conflict verbittet werde. 

Die den Beratbungen des Yanbtages unterbreiteten Vorlagen über bie 
Indemnitätsertbeilung und bie Finanzen werben wir mit bflichtmäßiger Sorgfalt 
in Erwägung nebmeır. 

Mit derjelben Sorgfalt werden wir bie freudig und dankbar begrüften 
Borlagen über die Einverleibung der mit Preußen zu vereinigenden beutichen 
Lande und über die Einberufung einer Bollsvertretung der norbdeutichen Bunbes- 
ftaaten prüfen, vertrauen jedoch, daß, wenn Rechte des Preußiſchen Volkes und 
Landtages zu Gunften eines Ffünftigen Parlaments aufgegeben werben jollen, 
dieſem Parlamente auch die volle Ausübung diefer Rechte gefichert fein wird. 

Durddrungen von der großen Wichtigkeit der gegenwärtigen Epoche für 
das ganze deutſche Vaterland bieten wir aus vollem Herzen unfere Mitwirkung 
zur einbeitlihen und freibeitlihen Entwidelung deſſelben, welche die Vorjebung 
in Euerer Majeftät Hände gelegt bat. Wir können uns der Erfenntniß nicht ver- 
ichließen, daß bderjelben noch große Schwierigkeiten entgegenfteben, und daß mit 
ber —— des norddeutſchen Bundes nicht bis zur Beſeitigung derſelben 
gewartet werden kann. Aber feſt überzeugt von der Nothwendigleit eines nationalen 
Bandes zwiſchen dem Norden und Süden des deutſchen Vaterlandes, boffen wir 
zuverfichtlih, daß daffelbe in nicht allzuferner Zukunft geichaffen werben wird, 
namentlich dann, wenn bie deutſchen Stämme im Süden die Schon jetzt in weiten 
Kreiſen dajelbft empfuntene Gefahr einer Zerreißung Deutichlands erkennen und 
dem Bebürfniffe nach einer nationalen feften Vereinigung mit dem Norden einen 
aufrichtigen und unzweidentigen Ausdrud geben. 
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Königlihe Majeftät! 

In allen großen Tagen unferer Preußiſchen Gefchichte fanden zu bem 
Geifte unb ber Kraft feiner Fürſten fi die des Volles in Aufopferung unb 
Hingebung gejellt. So joll es auch ferner unter uns bleiben, und wer möchte 
dann mwiber uns fein? — 

In tieffter Ehrfurcht verbarren wir 

Eurer Majeftät 
treu gehorſamſte 
das Haus der Abgeorbneten. 


Die Indemnität. 


13. Auguft. Die Indemnitätd-Borlage der Regierung. 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc., vers 
— Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 

Artikel 1. Der Staatsregierung wird in Bezug auf die ſeit 
dem Beginn des Jahres 1862 ohne gejeglich feftgeftellten Staats» 
haushalt3-Etat geführte Verwaltung, vorbehaltlih der Beſchluß— 
faffung des Yandtages über die Entlaftung der Staatsregierung 
nad) Vorlegung der Jahres» Rechnungen, Jndemnität ertheilt. 

Artifel 2. Die Staatsregierung wird für das Jahr 1866 zu 
den Ausgaben der laufenden Verwaltung bis zur Höhe von Ein- 
hundertvierundfünfzig Millionen Thalern ermächtigt. 

Urkundlich :c. 


Motive: 


„Die Verhandlungen über den Staatshausbalts-Etat feit dem Jahre 1862 
baben, wie befannt, eine Bereinbarung nicht zum Erfolge gehabt. Die feitbem 
getroffenen Berfügungen über die Staatsmittel entbehren daher der gejetzlichen 
Grundlage, welche nah Art. 99 der Berfafjungsurkunde allein in dem jährlich 
feftzuftellenden Gejet über den Staatshaushalt zu finden ift. 

Das Geſetz Über den Staatshaushalts- Etat, wenn es zu Stande gefommen 
wäre, würde der Staatsregierung zu allen in Gemäßbeit deffelben vorgenommenen 
Berwaltungshandlungen im Voraus die Ermächtigung gewährt haben. Eine ſolche 
Ermädtigung für Verwaltungshandlungen, welde ın ber Vergangenheit liegen, 
tann der Natur der Sache nach zur Seit nicht mehr ertheilt werden. Um der 
Fübrung des Staatshaushalts für die Zeit feit dem Beginn des Jahres 1862 
eine geſetzliche Grundlage zu ſchaffen, bedarf e8 daher eines anderweitigen Aus- 
ſpruchs der Gejeßgebung, welcher nur auf Ertbeilung der Indemnität, d. b. auf 
Enthebung der Staatsregierung von der Verantwortung dafür, daß überhaupt 
der Staatshausbalt während der gedachten Zeit ohne geſetzliche Feftftellung eines 
Etats geführt worden ift, gerichtet jein kann. 

* die Staatsregierung das Zeugniß für ſich in Anſpruch nehmen 
darf, daß ſie bei der von ihr den Staatsmitteln gegebenen Verwendung nur für 
den Fortbeſtand einer geregelten Verwaltung, für Erfüllung der auf der Staats- 
caffe rubenden Berpflichtungen und für Erhaitung der beftebenden Einrichtungen 
gewifjenhaft Sorge getragen babe, glaubt fie der Zuftimmung des Yandtages zu 
dem die Ertheilung der Indemnität ausjprechenden Art. 1 des Geje- Entwurfs 
ſich verfihert halten zu bürfen. 
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Für das laufende Jahr hat die Staatsregierung von der wiederbolten Bor- 
legung eines Staatsbaushalts- Etats abgejehen. 

Nachdem die Verwaltung bereits über fieben Monate ohne gefetlich feftge- 
ftellten Staatsbaushalts » Etat geführt worden ift, würde ein Boranfchlag im 
eigentlihen Sinne nur noch für einen geringen Theil des Jahres aufgeftellt 
werben fünnen. Eine derartige Vorlage aber würde weder dem Wortlaut bes 
Artikels 99 der Berfaffungs - Urkunde, wonad die Beranfhlagung der Einnabmen 
und Ausgaben des Staates für jedes Jahr erfolgen foll, noch ben beftebenben 
Grundfägen über die Etatsaufftellung und die Rehnungslegung, nach welchen bie 
jährliche Etatsperiode als ein untbeilbares Ganze zu betrachten ift, entſprechen. 
Die Vorlegung eines, das gefammte laufende Jahr umfaffenden Etats dagegen 
würde in ein zeitraubendes Detail der Berathungen führen, melde in dem Be- 
tracht, daß über den größeren Theil der Jahreseinnahmen bereits durch Beraus— 
gabung verfügt ift, im Weſentlichen nicht erft vorzunehmenbe, fonbern bereits 
gejchebene Verwendungen zum Gegenftande haben und demnach nur die Erörte- 
rungen anticipiren würden, mit welchen fich die künftige Rechnungsabnabme zu 
beſchäftigen haben wird. 

Für das Jahr 1867 wird die Staatsregierung e8 ſich angelegen fein laſſen, 
den Staatshaushalts-Etat dergeftalt zeitig vorzulegen, daf die Feſtſtellung deſſelben 
noch vor Eintritt der Etatsperiode gemwärtigt werben kann. Für das laufende 
Jahr dagegen würde fie, um für bie Verwendung der Staatsmittel eine gefetsliche 
Grundlage zu gewinnen, ben geeignetften Weg in einer Creditgewäbrung erbliden. 
Demgemäß ift ım Art.2 der Borlage der Vorſchlag formulirt worden, die Staats- 
regierung zu den Ausgaben der laufenden Verwaltung, d. b. zu ben fortvauernden, 
fowie zu einmaligen und außerorbentlihen Ausgaben, abgejeben von den burd 
die Kriegführung veranlaßten außerorbentlihen Aufwendungen, deren Dedung 
zufolge befonders eingebrachten Gefegentwurfs durch eine Anleihe in Ausficht ge» 
nommen ift, bis zur Höbe von 154 Millionen Thalern zu ermädhtigen.“ 


Die Bedeutung des Indemnitätd-Antrages. 
Provinzial» Correspondenz vom 8. Auguft 1866. 


„Unjere Regierung durfte der diesmaligen Landtagsſeſſion von vornberein 
mit der erfreulihen Zuverficht entgegen geben, daß der Streit über die Militair- 
frage, über das Budget und über die Verfaffung thatſächlich fein Ende finden 
und nad vier Jahren wergeblicher Berathungen wieder ein Gejet Über den Staats- 
bausbalt zu Stande kommen werde. 

Der mächtige Eindrud der neueften Siege und Erfolge Preußens, Die er- 
bebende Einmüthigleit des Preußifhen Volkes in diefer gewaltigen Zeit, jowie bie 
Gefinnungen, weldye bei den Wahlen des neuen Abgeordnetenhauſes zur Geltung 
gelangt find, laffen an der erjebnten Ausgleihung des langjährigen Streites nicht 
mebr zweifeln. 

Regierung und Landtag werben zujammenwirken, um eine vegelmäßige und 
rechtzeitige Feftitellung des jährlihen Staatsbaushaltsgejehes wieder zu fichern. 

Judem jomit der „Berfafjungs- Conflict“ fir die Zufunft bejeitigt wird, 
erjcheint e8 an der Zeit, zugleih auch alle Zweifel und Bedenken über bas Sei- 
tens der Regierung bisher beobachtete Verfahren der Berfaffung gegenüber tbat- 
ſächlich zu erledigen. 

Die Regierung bat, indem fie die Staatsverwaltung in den lekten tier 
Jahren ohne die Grundlage eines Staatshausbaltsgejeges fortführte, niemals 
angenommen und behauptet, daß fie dies auf Grund einer verfaffungsmäßigen 
Berechtigung thue: fie bat vielmehr ihre Ermächtigung dazu jederzeit nur aus 
ihrer Pflicht und Verantwortung gegen den Staat bergeleitet, aus der Pflicht, bie 
öffentliche Wohlfahrt unter allen Umftänden nah beftem Wiffen und Können zu 
fördern. 

Nachdem die Feftftellung des Budgets in der Landtags - Seffion 1862 ge 
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iheitert war, fagte der Minifter - Bräfident von Bismard in der Schlufrede 
wm 13. October 1862: die Regierung ſehe fih in die Nothwenbigkeit verjekt, 
den en ohne bie in der Berfaffung voransgefette Unterlage führen 
zu müffen. 

„Sie ift fi, fuhr er fort, der Berantwortlichkeit in vollem Maße bewußt, 
Ne für fie aus dieſem beffagenswertben Zuftanbe erwächſt; fie ift aber ebenio 
ter Pflibten eingebent, welche ihr gegen das Land obliegen, und findet darin 
de Ermädtigung, bis zur gejeglichen Teitftellung des Etats die Ausgaben zu 
teitreiten, welche zur Erhaltung der beftebenben Staatseinrichtungen und zur 
Förderung der Yandeswohlfahrt notbwendig find, indem fie die Zuverficht begt, 
daß diefelben feiner Zeit die nachträgliche Genehmigung des Landtages erhalten 
werden.“ 

Ueber die Bebeutung dieſer „nachträglichen Genehmigung“ ſprach fi ber 
damalige Finanz» Minifter v. Bodelihwingh in der Situng des Abgeorbneten- 
banfes vom 28. Januar 1863 näber aus. 

Er wiſſe fein anderes Mittel, die ungelöft gebliebene Differenz auszugleichen, 
als durch die nacdträglihe Genehmigung des Yandtages, — und die Regierung 
ei ernten Willens, dieje herbeizuführen. Es handele fich dabei nicht um diejenige 
nahträglihe Genehmigung, welche Artifei 104 der Berfaffung für Etatsüberichrei- 
tungen fordere: von jolder könne keine Rede fein, weil ja fein Etat vorhanden 
kei. „Alſo auf jenen Artikel ſich zu beziehen, fubr der Minifter fort, fommt ber 
Regierung nicht in den Sinn.“ 

„Sie ift fich bewußt, daß die Ausgaben, eben weil fie der geſetzlichen Grund- 
lage entbehren, der nachträgliden gejetlihen Sanctionirung bedürfen. Daß das 
Geihebene nicht dadurch gerechtfertigt werben kann, daß die Regierung die Aus— 
gaben gemacht bat und nur etwa jagt, fie find erfolgt und daran ift nichts mebr 
in ändern, fondern daß die Regierung vor den Yandtag treten muß und jagen: 
ir haben dies getban mit dem vollen Bewußtjein der Berantwortlichleit; wir 
beantragen, daß die Ausgaben geprüft und nachträglich genehmigt werden, ift mir 
unzweifelhaft. — — — — — Ich glaube, daß dieſes Verfahren ein richtiges 
ft und einen Weg darbietet, auf dem es gelingen kann, das, was von Ihnen 
(ten Abgeordneten) verfafjungswibrig genannt wird, zu befeitigen. Es ift, Darüber 
bin ich nicht zweifelbaft, das Berfahren der Regierung ein nicht Durch die Ver— 
faſſung vorgejebenes, und injofern kann man fagen, ein nicht — — 
aber ein verfaſſungswidriges iſt es nicht. Ich werde das ſo lange mit gutem Ge— 
wiſſen und ich glaube mit Erfolg beſtreiten können, bis mir eine ausdrüdliche 
Berfaffungsbeftimmung nachgewiejen wird, welche für den vorliegenden Kal ein 
Verfahren angiebt.“ 

Ueber die Nothwendigkeit des inne gehaltenen Verfahrens jagte der Finanz— 
Rinifter jpäter: 

„Wenn ein Budget» Gefetz nicht zu Stande gelommen ift, jo fragt es ſich, 
was geſchehen fol. Daß deshalb die Staatsmaſchine nit in Stillftand geſetzt 
werden kann, das liegt außer allem Zweifel und es wird auch nicht erwartet 
werden, daß die Regierung dies zugeben dürfe, fie würde fih dann einer uner- 
träglihen Verantwortung unterzieben und würde etwas berbeiführen, was ven 
Staat ind Verderben züge.“ 

Dieſe Grundjäge und Auffafjungen hat die Staatsregierung ſeither unver» 
eudert jeftgebalten. 

In demjelben Siune, in weldem der Finanz - Minifter es damals für noth— 
wendig erklärte, will die Regierung jetzt ausdrücklich „Indemnität“ beantragen. 

Die Regierung hält mit gutem Gewiſſen daran fejt, daß fie nicht ver- 
faffungswidrig gebanbelt habe, aber fie weiß, daß ihr Verfahren auch nicht ein 
veriaffungsmäßiges war. Durch die nachträgliche Genehmigung und Sanctionirung 
Seitens der Yandesvertretung ſoll das Geſchehene in jürmlicher Weife der Ber- 
faſſung gegenüber gebedt und in's Gleiche gebracht und hierdurch alle Zweifel 
und Bebenfen vom Standpunkte der Gejetzlichkeit erledigt werben. 
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Die Regierung bekundet damit ihre Achtung vor Berfaffuug und Gejek 
und giebt tbatfählih ben Beweis, daß fie mit berjelben Gewifjenbaftigfeit bie 
Rechte der Landesvertretung, wie bie Rechte der Krone zu wahren beftrebt ift.“ 


Bericht der Budget-Commilfion des Abgeord- 
netenhbaufes über den Gejegentwurf, betreffend 
die Ertheilung der Indemnität x. 

Berichterftatter Abg. Tweſten. 


— „Seit dem Jahre 1862 ift das nah Art. 99 der Berfaffungs- Urkunde 
unbedingt notbwendige Staatshausbalts - Gejeg nicht mehr zu Stande gelommen, 
in den — 1862, 1864 und 1865 hat das Herrenhaus, unter Zuſtimmung 
der Staats-Regierung, ben Geſetz-Entwurf, wie er aus den Berathungen bes 
Abgeorbnetenhanfes bervorgegangen, abgelehnt; in ben Jahren 1863 und 1866 
bat bie Staats» Regierung jelbit durch Echliefung des Landtags vor Durcbe- 
ratbung des Budgets die Berhanblungen abgebrohen. Abgejeben von einigen 
verbältnigmäßig unbebeutenden Differenzpunften war der Grund für die mebr- 
jährige Abweihung von ber in ber Berfaffung vorgejchriebenen Finanzverwaltung 
lediglich die Weigerung des Abgeorbnetenbaufes, bie Mehrausgaben zu bewilligen, 
welche die Regierung jeit der Reorganifation der Armee für diefe verlangte. Auf 
Mobificationen der getroffenen Heereseimichtungen und auf Anträge, welche eine 
Verkürzung der Dienftzeit oder eine Verminderung des Präjenzftandes der Armee 
im Frieden bezwedten, wie fie bei der Beratbung des Militär» Etats und ber 
vorgelegten Gejets - Entwilrfe über die Verpflichtung zum Khıiegsbienfte wieberbolt 
geftellt wurben, ıft die Regierung nicht eingegangen. Sie bielt ihre Forderungen 
unbedingt aufrecht und zog die bubgetlofe Verwaltung vor, welde im Laufe ber 
Sabre immer vollftändiger eingerichtet wurde. Aus dem Nichtvorbandenfein eines 
Budget» Gejetes folgerte die Königliche Staats » Regierung ein Notbrecht, die Ber- 
waltung obne ein jolches zu führen, und die Ausgaben zu beftreiten, welde fie 
zur Erhaltung ber beſtehenden Staatseinrihtungen und zur Förderung der Landes— 
wohlfabrt für notbwendig hielt; und in der Plenarfigung am 16. März 1865 
erflärte der damalige Finanz» Minifter ſogar, daß die Regierung aud ein von 
beiden Häufern des Landtags votirtes Budget: Gejet nicht zu acceptiren braude, 
wenn es ihren Weberzeugungen nicht eutjpreche. 


Das Abgeordnetenhaus hat zu allen Zeiten den Grundiaß der Berfaffung 
aufrecht erhalten, daß die Staatsausgaben nur auf Grund eines Staatsbausbalts» 
Geſetzes geleiftet werden dürfen, und wenn dieſes Geſetz jeit dem Beſtehen ber 
Berjaffung nie vor dem Beginn des Etatsjabres zu Stande gekommen iſt, jo 
folgerte doch in früheren Zeiten daraus die Regierung felbft nur die Befugniß, 
bis zur gejeglichen Feititellung des Etats diejenigen Ausgaben fortzuleiften, welde 
auf gejetlihen Eimichtungen berubten oder welche als fortdauernde Ausgaben 
bewilligt waren. Nie ift vor dem Jahre 1862 der Anjpruch erhoben worden, 
in Ermangelung eines Etats» Gejetes abgelehnte Ausgaben leiften zu Dürfen. 

Gegenwärtig hat die Königliche Staats » Regierung anerlanıt, daß bie 
Staatsausgaben nur durch das alljährlich zu vwereinbarende Staatshaushalts- 
Geſetz ihre gefetlihe Grundlage erhalten, und daß die Regierung in Bezug auf 
die ohne Staatshaushalts » Geje geführte Verwaltung der Indemnität bedarf. 

Das Wort Indemmnität bat im Preußiſchen Staatsrecht noch feine feft 
ausgeprägte Bedeutung, und die Ertheilung derielben noch feine beftimmte Form 
erhalten. Indeſſen kann es feinem Zweifel unterliegen, daß der Begriff der In- 
bemnität tbeil® die nachträgliche Genehmigung und Gültigerflärung einer ohne 
gefetsliche Berechtigung vorgenommenen Handlung, theils die Entbindung von ben 
ciwilrehtlihen und ftrafrechtlichen Folgen einer gefegwidrigen Handlung umfaßt. 
Die dem jebesmaligen Falle angepaßten Indemnitätsacte des englifchen Parlaments 
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ben dieſem Begriff in umftänblicher Feftfegung ber Folgen gegen Alle, die durch 
ath und That an ber Sache betbeiligt find, einen vollftändigen Ausbrud. — — — 

Für die Annahme des Gejeg- Entwurfs wurde zunäcft geltend gemacht: 
durh das Anerkenntniß der Thronrede, durch die Nachſuchung der Inbemnität 
und des Credits jei die Königlihe Staatsregierung wieder in verfaffungsmäßige 
Bahnen eingetreten, damit und durch die Zuficherung der rechtzeitigen Vorlegung 
des Staatehaushalts- Etats für die Zukunft fei die Möglichkeit der Verſtändigung 
auf dem Boden ber Berfaffung gegeben. Der materielle Streitpunft, die Orga- 
nation des Heeres, jei durch die jeßigen Kriegszuftände, durch die Vergrößerung 
ded Staates und durch bie bevorftehende Ueberweijung der Militair» Angelegen- 
beiten an das beutfche Parlament außer Frage geftellt, um fo weniger bürfe ver 
Conflict auf dem theoretifchen Felde fortgeführt werden. Nah den Ereig- 
niffen diefes Jahres babe man allgemein wenig Sinn für den 
Budgetftreit, der Wunfh bes Landes jei unzweifelhaft auf Been- 
digung bes Eonflicts und Verſöhnung mit ber Krone gerichtet. 
Eine Berftändigung, welche unter voller Aufrechterhaltung des verfaffungsmäßigen 
Rechts erfolge, und die nur auf Grund berfelben mögliche Mitwirkung der VBolts- 
vertretung an ben gegenwärtigen Aufgaben des Staates fei um jo bringender 
geboten, als nach den großen Erfolgen des Krieges gegen bie Sider- 
ſtellung derjelben und gegen die neue Geftaltung Deutſchlands 
alle anderen Rüdjihten in den Hintergrund treten müßten. Bon 
dem Zuſtandekommen bes vorliegenden Geſetzes würden auch die Berbandlungen 
über die aufßerordentlihen Gelbbewilligungen abhängig fein, da diefe nad der 
Natur der Sache und nad wiederholten früberen Erllärungen des Haufes nicht 
— der verfaſſungsmäßigen Regelung der ordentlichen Finanzverwaltung erfolgen 

unten. 

Ein Theil der Commiſſion wollte dem Geſetz⸗Entwurf Die Zuſtimmung 
veriagt wiſſen. Die meiften der widerſprechenden Mitglieber erklärten ſich zwar 
bereit, den nachgefuchten Erebit zu bewilligen, wodurd ein thatjächliches Entge- 
genlommen bewiejen und ein verfaffungsmäßiger Zuftand wieder angebahnt würde, 
glaubten aber, die Indemnität zur Zeit nicht ertbeilen zu können. Seitens ber- 
jelben wurbe ausgeführt: die Thaten ber Armee hätten nichts mit bem 
Budgetrecht zu thun, das innere Landesrecht müſſe trog aller auswärtigen 
Erfolge feftgebalten werden; nicht Nachgiebigfeit gegen bie Regierung, 
ſondern — an dem verfaſſungsmäßigen Recht werde das 
übrige Deutſchland gewinnen. Wenn man auch einen Strich durch bie 
Rechnung der Vergangenheit machen wolle, dürfe man doch nicht billigen, was 
geſchehen, nicht ungeſetzliche Schritte, wie die Reorganiſation der 
Armee, für die Zukunft genehmigen, nicht die Grundſätze verleugnen, 
nicht die Rechte der Bollsvertretung preisgeben. Ein jcheinbarer Friede nüße 
nichts, fondern nur die wirkliche Herftellung des Rechts. Die Regierung for: 
dere mit Indemnität und Credit mehr Zugeftändniffe, ale daß fie 
dergleihen made; ihre Erflärungen und Vorlagen entbielten feine genügenbe 
Compenfjation für die Indemnität. Der Regierung fei vielleicht ſelbſt nicht viel 
an Indemmität und Credit gelegen, dann werde der Staat den alten Weg weiter 
geben. Das Wort Indemnität habe an fich feinen großen Wertb, und das In- 
demnitäts-Geſetz jei zunächſt nur etwas Formelles; erft durch bie Wieder- 
berftellung eines wirklich verfafjungsmäßigen Zuftandes werbe 
der Conflict beendet. Die Credit-Nachſuchung gebe nur einen Anbalt dafür, 
die Prämiffe, daß bie Regierung nicht mehr ohne Ermächtigung das Gelb aus- 
gebe; erſt die wirkliche Feftitellung eines Staatshaushalts-Geſetzes ftelle den ver- 
faffungsmäfigen Zuftand ber, dann könne man paltiren. Das Zuftandelommen 
des Budgets für 1867 müſſe daher jedenfalls abgewartet werden, um jo mehr, 
da dasjelbe wiederum durch das Herrenhaus vereitelt werben fünnte, und es ſich 
dann fragen würbe, ob die Regierung deſſen Wiberftand brechen oder zurüdtreten 
würde, um das Budget verfaffungsmäßig zu Stande zu bringen. 
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Hiernah wurde der Antrag — 
Unter zeitweiliger Berweigerung ber Indemnität nachfol— 
gende Reſolution zu faſſen: 
Es bleibt der Staatsregierung überlaſſen, die geforderte Inbem- 
nität nachzufuchen, jobalb der verfaffungsmäßige Zuftand durch die 
Feftftelung und Publication des Staatshaushalts » Etats für 1867 
eingetreten ift. 

Der Herr Finanz- Minifter erflärte, da die Regierung Indemnität und 
Credit nicht trennen Könne, vielmehr das ganze Geſetz als verworfen betrachten 
werbe, falls die Iubemnität verfagt würbe, und bemerfte weiter: die Regie— 
rung füble ſich keineswegs bebrängt, fei vielmebr aud finanziell 
in ſehr freier Lage und durchaus nicht zur Nadgiebigfeit ge- 
zwungen; fie wünfde aber dringend, den Conflict zu bejeitigen 
und die budgetmäßige Berwaltung wieder berzuftellen; barum 
fude fie außer ber nadträgliden Genehmigung, als dem Weien 
ber Sade, die Indemnität nad; der auswärtigen Politik wegen 
und ben zweifelbafiten europäijhen Berbältnijien gegenüber jet 
Einigung und Berftändigung nötbig; nachdem fo Siofes erreidt 
worben, möge man nidht um ber Bergangenbeit willen die darge» 
botene Hand zurüdweijen, nicht durch Verweiſung auf Fünftige 
Zeit den Frieden vereiteln. 

Die Commiffion entſchied fich für die fofortige Ertbeilung der Indemnität 
und lehnte die vorftehende Rejolution mit 25 gegen 8 Stimmen ab. Bon ben 
Mitgliedern der Majorität wurde ausgeführt: 

Die Berweifung auf eine künftige Iudemnität jei wertblos, es handele ſich 
darum, durch eine Beihlußfaffung in der gegenwärtigen Sejfion die VBerftändigung 
berbeizufühbren. Wenn man nicht überhaupt den Miniftern, welche längere Zeit 
hindurch verfaffungswidrig gebandelt, die Indemnität verfagen wolle, jei nicht 
abzufeben, warum biejeibe jegt ein Aufgeben des Rechts, ein Preisgeben ber 
Grundfäge enthalten, dagegen nach der eriten Feitftellung eines Staatshaushalte- 
Gejetzes zuläffig fein folle. Die einmalige rechtzeitige Feititellung gebe Feine wei— 
tere Garantie für die Zukunft. Maßgebend müſſe das Wiederbetreten bes ver- 
faffungsmäßigen Weges fein. Im dem Borbericht vom Februar d. J. babe bie 
damalige Budgetcommijfion nur ausgeiproden, daß die Judemnität nicht wäh— 
rend der Dauer einer verfaffungswibdrigen Verwaltung ertbeilt werden könne, und 
auch die Mitglieder, welche damals die Berwerfung des Budgets beantragt, bätten 
dies mit der Gewißbeit, daß dem Berfahren der Regierung gegenüber doch fein 
Geje zu Stande kommen würde, motivirt, aber bie Berathung nicht von jonfligen 
Garantieen für die Zukunft abhängig gemadt. Es erſcheine inconjequent, einer 
Regierung den Credit zu gemwäbren und die Indemmität zu verweigern. Boll- 
fommen berechtigt jei die Bollövertretung, Indemnität und Credit zu ertbeilen, 
fobald der Boden ber Berfafjung wieder betreten, jobald fie nicht mebr durch Ber- 
jagung dieſes Bodens von ber Mitwirkung ausgejchloffen werde. Und nad ven 
auswärtigen Erfolgen jei es niht nur politiih ratbjam, den Cou- 
flict zu beenden, fondern eine Pflicht der Yandbesvertretung, ſich 
pojitiv an den bevorftebenden Arbeiten des Staats zu betheiligen. 
Das werde durch die Annahme des Gejeges ermöglicht, wenn damit auch nicht 
das Syſtem der inneren Politik der Regierung befeitigt und ber Weg erwünſchter 
Reformen gefichert werde. Eine Billigung des verfaffungswidrig Gejchebenen liege 
in der Judemnität nicht, auch nicht ein Verzicht auf geſetzliche Re elung ber Mi- 
fitairfrage; aber im Ernfte werde jhwerlih Jemand glauben, nad 
ben Ereignijjen biejes Jahres einen Minifter wegen ber Reorga- 
nifation und ibrer Koften zur Berantwortung zieben zu können, 
ja man würde Diejelben in den legten Jahren woblfaum beftritten 
baben, wenn damals der diesjährige Krieg hätte vorbergejeben 
und vorbergejagt werden können. Werde jet Durch den Strid ber In— 
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demmität der Eonflict beendet, fo jei eine Wiederlehr in ähnlicher Weiſe nicht 
bald zu befürdten. Der verfaffungswidrige Zuftand jei auch für die Regierung 
unbequem. Ihre jetigen Erklärungen und Borlagen, das ausprüdlihe Aner- 
tenntnig des Berfafjungsrechts in ber Thronvede, das Nachſuchen des Erebits 
und der Indemnität — woran vielfah Anftoß genommen — liefen Recht und 
Berfaffung jo weit gefihert erfheinen, wie es burh Erflärungen 
gefheben fünne, und wenn jegt die rechtzeitige Vereinbarung bes 
Staatsbausbalts-Gejeges ausdrücklich feftgeftellt werde, fo jei der 
Kampf nicht umſonſt geführt, das BVBerfaffungsrecht durch das gegenwärtige Gejet 
nit preisgegeben, jondern bekräftigt.“ 


Die Annahme des ganzen Geſetz-Entwurfs in 
der von dem Finanz-Miniſter acceptirten Faſſung erfolgte 
in der Kommilfion mit 25 gegen 8 Stimmen. 


1. September. Erklärung des Grafen Biömard in der Sipung 
ded Abgeordnetenhaufes (mad) einer Rede deö Abgeordneten 
Dr. Virchow gegen die Indemnität.) 


Je aufrichtiger die Regierung den Frieden wünſcht, um jo mehr 
fühlen ihre Mitglieder die Verpflichtung, ſich jede Eingehend auf ein 
Urtheil über die Vergangenheit zu enthalten, fei e8 abwehrend oder an- 

itend. Wir haben in den legten Jahren unfern Standpunkt von beiden 
Seiten mit mehr oder weniger Bıtterfeit oder Wohlwollen vertreten. 
Keiner hat vermocht, den Andern zu überzeugen. Jeder hat geglaubt, 
recht zu handeln, wenn er jo handelte, wie er that. Auch in ausmär- 
tigen Verhältniſſen würde ein Friedensſchluß jchmwerlih zu Stande kom— 
men, wenn man verlangte, daß ihm von einem von beiden Theilen das 
Belenntniß vorangehen oft: „sh jehe es jegt ein, ich habe Unrecht 
gehandelt.“ 

Wir wünfhen den Frieden, nit weil wir Fampfunfäbhig 
find, im Gegentheil, die Fluth ging mehr zu unferen Gunften 
ald vor Jahren, auh nicht, um einer künftigen Anklage zu 
entgehen; denn ich glaube nicht, daß man uns anflagen wird, 
ih glaube nicht, daß, wenn dies gejchieht, man uns verur= 
tbeilen wird. Man hat dem Miniſterium viele Vorwürfe gemacht, aber 
der der Furchtjamfeit wäre neu. 

Dir wünfhen den Frieden, weil das Baterland ihn in 
diefem Augenblid mehr bedarf als früher, weil wir hoffen, 
ihn jegt zu finden; wir hätten ihn früher geſucht, wenn wir gehofft 
hätten, ihn früher finden zu können. Wir glauben ihn zu finden, weil 
Sie ertannt haben werden, daß die Königliche Regierung den Aufgaben, 
welhe auch Sie in ihrer Mehrzahl erftreben, nicht jo fern fteht, als Sie 
vielleicht vor Jahren gedacht u nicht fo fern jteht, wie das Schwei- 
gen der Regierung über Manches, was verihmwiegen werden 
mußte, Sie zu glauben berechtigen konnte. Aus diefen Gründen glauben 
wir den Frieden jegt zu finden, und fuchen ihn ehrlich, wir haben Ihnen 
die Hände dazu geboten und der Kommiljions-Antrag giebt uns die 
Bürgſchaft, daß Ste in diefe Hand einfchlagen werden. 

Wir werden dann die Aufgaben, die uns zu löjen bleiben, mit Ihnen 
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in Gemeinſchaft löſen. Ich fchließe von diefen Aufgaben Verbeſſerungen 
der inneren Verwaltung, Herftellung der regelmäßigen Berfaffungszuftände 
feinesweged aus. Aber nur gemeinfam merden wir fie löfen können, 
indem wir auf beiden Seiten erfennen, daß wir demjelben Bater- 
lande mit demfelben guten Willen dienen, ohne an der Auf- 
richtigfeit des Anderen zu zweifeln. 

In diefem Augenblide find aber die Aufgaben der auswärtigen 
Politit noch ungelöft, die glänzenden Erfolge der Armee haben 
nur unferen Einjag im Spiel gewijjermaßen erhöht; wir haben 
mehr zu verlieren als vorher, gewonnen jedod ift das Spiel 
noch nicht; aber je fefter wir im Innern zufammenbhalten, 
defto jiherer find wir, es zu gewinnen in diejem Augenblid. 
Wenn Sie fih im Auslande umjehen, wenn Sie die Wiener ———— 
durchgehen, und zwar diejenigen, von denen bekannt iſt, daß ſie die Mei— 
nungen der Kaiſerlichen Regierung vertreten, ſo werden Sie diejenigen 
er Ve des Haſſes und der Aufregung gegen Preußen finden, die 
auch vorher vorhanden gemejen waren, und die nicht wenig dazu beige 
tragen haben, den Krieg zum Ausbruch zu bringen. Sehen Sie die 
Bölker von Süddeutſchland, wie fie ſich in der Armee vertreten finden, 
da ift der Grad von Berjöhnlichkeit und von Erfenntniß einer gemein- 
jamen Aufgabe des gefammten Deutichland gewiß nicht vorhanden, jo 
lange bayerjche Truppen aus dem Eijenbahnmwagen meuchlings auf preu— 
ßiſche Offiziere ſchießen. Sehen Sie fi) das Verhalten der einzelnen 
deutjchen se an gegenüber den gemeinfam zu errichtenden Ein- 
richtungen; es ijt bei einigen vollftändig befriedigend, bei anderen mibder: 
ftrebend; gewiß aber ift, daß Site faum in Europa eine Macht finden 
werden, welche die Konftituirung dieſes neuen deutſchen Gejammtlebens 
in wohlwollender Weije förderte, welche nicht das Bedürfniß hätte, ſich 
in ihrer Weiſe an diejer Konftituirung zu betheiligen, jei es auch nur, 
um einem der mächtigeren Bundesgenojien, wie Sadjen, die Möglichkeit 
nicht zu verfünmern, diefelbe Rolle noch einmal ſpielen zu können, wie bisher. 

Deswegen, meine Herren, ift unjere Aufgabe noch nicht gelöft, 
fie erfordert die Einigkeit des gefammten Landes der That 
nah und dem Eindrud auf das Ausland nad. Wenn man oft 
gejagt hat, was das Schwert gewonnen hat, hat die Feder 
verfpielt, jo habe ich daS volle Vertrauen, daß wir nicht hören 
werden, was Schwert und Feder gewonnen haben, tft von 
diefer Tribüne vernidtet. 


3. September. Neuberung des Minifters, des Innern Grafen zu 
Eulenburg. 


Meine Herren! Wenn die Regierung um Inbemmität bittet, jo bat fie 
dabei zwei Gefichtspunfte im Auge: erftens den Wunſch der Entbürdung von 
einer Berantwortlichkeit, Die bisher auf ihr laftete, und dann den Wunſch nad 
Friedensftiftung. Was den erften Punkt anbetrifft, jo kann ich mir wohl erlauben, 
daran zu erinnern, daß ich vor etwa einem Jahre einmal geäußert habe: „Meine 
Herren! Machen Sie die Militair- Reorganijation nicht zu dem Punkt, an bem 
Sie Ihr Budgetredht probiren wollen. Es wird fih dann zeigen, daß wir in 
der Auffafjung der Budgetfrage nicht jo weit auseinander find, als e8 den An- 
ſchein hat.” Ru glaube, dieſer Ausſpruch rechtfertigt fich heute. Wir haben aud 
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zu damaliger Zeit niemals die Idee, von ber Kammer Indemmität zu verlangen, 
von und gewiejen. Wir find uns bewußt geweſen, daß wir eine Formverlegung 

angen batten und begingen, für melde wir Indemnität nachſuchen mußten. 
Bir find aber darüber nicht im Zweifel geweſen, daß damals der Zeitpunkt noch 
nicht gelommen war, barauf zu rechnen, daß fie zu erlangen fein würbe; wir 
glauben biefen Zeitpunkt erſt jetzt gefommen. Meine Herren! Ich frage: wer 
bätte uns ben Mutb gegeben, vier lange Jahre den beftigften par» 
lamentarijben Kämpfen gegenüber unſere Forderung aufrecht zu 
balten, wenn wir nidt das Bemwußtjein gehabt hätten, daß wir 
für eine gute, notbwendige, füreine unaufgebliche Sache fämpften. 
Son Anfang an find wir ber Ueberzeugung gewejen, daß die Machtftellung 
Preußens einer Berichtigung bedürfe. Allerdings kann man jagen, der Minifter- 
Präfident hat vor 4 Jahren diefen Ausweg feiner und unjerer Beftrebungen nicht 
vorausgejeben, aber fie lag in unjerem Willen. Wir batten die fefte Ueber- 
jeugung, daß die Stellung, welche Preußen in Deutſchland ein- 
uabm, unbaltbar ſei, und wir baben bie Gelegenheiten wahrgenommen, um 
diefe Stellung zu befiern. Der Herr Borrebner jagte: Hätte Graf Bismard 
vor einem Jahre die Hand geboten, die er heute bietet, dann ftände er unüber- 
windlih oder doch noch größer da als heutzutage und bätte für Preußen noch) 
mebr erreichen fünnen als jebt. 

Meine Herren, jo fteben die Saden nicht. Hätte Graf Bis- 
mard, bätte dieſes Minifterium vor einem Jahre jhon Ihnen 
die Hand geboten, dann wäre e8 nicht die Hand der Verſöhnung 
gewejen, ſondern ber geftredte Degen bes Bejiegten. Aber, meine 
Herren, bie Sache bat fich jo geftaltet, daß jelbft von denjenigen Seiten, welche 
ber Regierung bisher entgegen geweſen, anerfannt worden ift: Die Regierung 
ift nit die Befiegte, die Regierung ift ftärker als zuvor, und — 
dennoh bat fie die Hand zum Frieden geboten, und bennod ift aus 
Königlihenn Munde der Auf zur Verſöhnung erſchallt, als bie befte Bürgſchaft 
dafür, daß es ernftlih damit gemeint ift. 

Denjenigen Herren, weiche beute noch der Ueberzeugung find, daß wir mit 
dem Willen, die Berfafjung zu verlegen, um zu zeigen, daß fie nicht auch für 
uns Geſetz fei, den Bubgetftreit in der bisherigen Art geflihrt hätten, — verbenfe 
ich es nicht, wenn fie die Inbemmität nicht erteilen wollen. Aber ich hoffe, Sie 
baben aus den Erfolgen und aus der Wirkjamleit, die wir bisber geübt haben, 
erjeben, daß die Sache jo nicht ftebt. Meine Herren, eine weitere und wärmere 
Seite bat doch aber die Indemnitätsforderung infofern, als fie die Grundlage 
für den zu fchließenden Frieden zwifchen der Regierung und der BVollsvertretung 
jein fol. Glauben Sie, meine Herrei, die Sade ftebt nicht jo, daß wir in Diefem 
Augenblide nur einen Waffenftillftand von Ihnen erbäten, und Sie dazu nur 
—— um Deutſchland, um dem Auslande gegenüber die von uns über— 
nommene Rolle mit Erfolg weiter ſpielen zu können. Meine Herren, es iſt kein 
bloßer Waffenſtillſtand, welchen wir verlangen, ſondern die Indemnität, um deren 
Ertheilung wir Sie angehen, ſoll, wie Sie aus dem Munde des Herrn Miniſter— 
präſidenten bereits vernommen haben, wirklich die Präliminar-Grundlage 
zu einem wahren, dauerhaften und fruchtbaren Frieden ſein 
zwiſchen der Regierung und der Volksvertretung! 


Aeußerung des Berichterſtatters Abg. Dr. Tweſten. 


— Die Hand wird uns zur Verſöhnung geboten, es wird uns der Boden 
der Verfaſſung gewährt. Wir können den Frieden ſchließen, darum müſſen wir 
ihn ſchließen. &. wir werben den Bogen auch fünftig nicht zu ftraff jpannen 
dürfen. Wollte das Haus den Verſuch machen, von dem äußerſten Recht, das 
ihm die Berfafjung gewährt, Gebrauch zu machen, dann würde Das geltend ge— 
machte Recht zuſammenbrechen. Die öffentliye Meinung unjeres Yandes bat fich 
kundgegeben durch die Stimmung des Heeres, durch die Wahlen, durch das ge- 
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bobene Gefühl, welches unjer Bolt erfüllt. Die Hunberttaufende unferer Krieger, 
welche an den beimathlichen Heerb zurüdfehren, die werben nicht von dem Budget- 
ſtreit ſprechen, jonbern von den Schlachten, bie fie gewonnen, und von ben Er- 
folgen, die fie errungen. Auf diefe Stimmung und auf diefe öffentliche Meinung 
baben wir Rüdficht zu nebmen. 

Der Rebner wies auf den großen Römer Scipio hin, der, als er angeflagt 
wurbe, ftatt jeber Bertheidigung das römiſche Volk aufforderte, ibm zu folgen, 
um den Göttern für feine Siege zu danken. 

Annahme der Indemnität mit 230 gegen 75 
Stimmen. 
8. September. Annahme der Indemnitätim Herrenhauſe 
mit Einjtimmigfeit. 


Außerordentlicher Mredit für Militär und Marine. 


6. Auguft. Vorlage wegen Bewilligung eines außerordentlichen 
Kredits bis zur Höhe von 60 Millionen Thalern, durd 
Aufnahme einer verzinslihen Staatsanleihe oder Aus 
gabe von Schapanweijungen, — und Zurüderftattung 
der dem Staatsihas entnommenen Summen aus den 
Kriegsentſchädigungen. 

Die Denkſchrift zur Kreditvorlage (d. d. Nikolsburg, 
28. Juli) enthält einen Rückblick auf die politiſche 
Entwickelung ſeit dem Frühjahr 1865, im Anſchluſſe 
an die dem Landtage damals vorgelegte Denkſchrift über 
die Koſten des Krieges gegen Dänemark. (Die Denkſchrift 
iſt eine kurze Recapitulation der oben ausführlich mitge— 
theilten Thatſachen und Aktenſtücke.) 





Die Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes bean— 
ſtandete die Kreditforderung und entſchied ſich für Ab— 
lehnung derſelben: die Ausgaben für Heer und Flotte ſollten 
aus den Kriegsentſchädigungen, aus den Beſtänden des Staats— 
ſchatzes und ſonſt verwendbaren Mitteln gedeckt werden. 

Der Finanzminiſter von der Heydt erklärte dies für 
unannehmbar. 

Ein Vermittelungsantrag ging dahin: 


die Regierungsvorlage mit ben Abänderungen anzunehmen, daß bie nötbigen 
Geldmittel bis zur Höbe von 60. Mill. im Wege des Credits zu beichaffen find, 
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daß der Staatsihag aus den Kriegsentihädinungsgeldern zunächſt mit 27, Mill. 
mieber zu dotiren ift, daß dem Staatsſchatz, jobald er über 30. Mill. verfügt, 
weitere Ueberichüffe aus den Staatseinnahmen nur mit befonderer Zuftimmung 
ver beiden Häuſer bes Yandtags überwiejen, und daß bis zur Höhe des ganzen 
Ctedits verzinslihe Schatanweifungen, auf ein Jahr lautend, ausgegeben werben 
innen, wobei e8 der Regierung jedoch freigeftellt wird, die Hälfte durch eine 
Staatsanleibe zu beichaffen. 


Bertrauensfrage. 


24. September. Erklärung ded Grafen Bis marck bei der Be- 
rathung der Kreditvorlage im Abgeordnetenhaufe. 


sh bin leider nicht im Stande, meine Herren, diefer wichtigen 
Verhandlung jo zu folgen, wie ich es wünſchte, habe aber doch dem 
Trange nicht widerftehen können, mit wenigen Worten eine Bitte an Sie 
zu richten, nämlich die Bitte, diefe Vorlage weniger vom rehnungsmäßi- 
gen, al3 vom politiihen Standpunkte aufzufajlen. Mit diefer Vorlage 
tichtet die Königl. Regierung in der Hauptjahe die Frage an Sie, ob 
Sie Bertrauen zu der bisherigen Führung der außmwärtigen 
Politik haben, ob Sie Zeugniß ablegen wollen für den fejten 
Entfhluß des preußijhen Volkes, die Errungenjhaften des 
legten Krieges feft zu halten und zu vertheidigen, wenn e8 
nothwendig jein wird. ch hoffe, daß die legte Nothwendigkeit nicht 
eintreten wird; ich hoffe, daß mir ın den nächſten Jahren dasjenige, was 
pir und in diefem Herbſte vorgejegt haben, zum Heile Deutichlands fried- 
ich werden entwideln fünnen; die Gewißheit davon aber haben wir nicht; 
amtlihe Kundgebungen überzeugen uns leider, daß in die Kaiſerliche Hof: 
burg zu Wien mit dem Frieden der Geift der Verſöhnlichkeit nicht jo, 
wie wir e8 gemwünfcht hätten, eingezogen ift. Die Yage der Dinge im 
Orient ift Ihnen befannt; wir hoffen, daß fie fich friedlich entwideln 
werde. Wäre dies aber nicht der Fall, meine Herren, jo fünnen die 
Gefahren fich dort jehr plöglich zu einer ernfteren europäifchen Verwicke— 
lung bherausbilden. In diefem Falle, wenn wir feine Vollmadt von 
Ihnen haben, einen Kredit zu nehmen, find wir in der Page, dann eine 
Anleihe von Ihnen zu verlangen zu einer Zeit, wo der Geldmarkt jchlecht, 
mo er vielleicht, wie in diejem Frühjahr, jo gut wie gar nicht vorhanden 
t, wo jede Kundgebung der Königlichen Regierung nach diejer Richtung 
bin öffentlich mit der Vorausſicht des Krieges nothmwendig dazu dient, 
de Spannung der Lage zu erhöhen und die Gefahren zu fördern, zu 
einer Zeit, mo Schweigen das richtigfte Mittel ift, die Gefahren zu be— 
ſchwören, wo jede Ausſprache von Seiten der Regierung einer verdedten 
oder offenen Herausforderung der Gefahr ähnlich fieht. Treten feine 
Fälle ein, im welchen wir auf diejen Kredit zurüdgreifen mißten, jo 
!önnen Sie verfichert fein, meine Herren, und ich verjpreche e8 im Namen 
der Regierung, daß zu anderen Zmeden, als zu denen der Yandesverthei- 
digung, keine Verwendungen aus diejem Kredit gemacht werden jollen. 
In diefem Sinne, meine Herren, bitte ih Sie, bethätigen Sie durd 
Ihre Bewilligung, daß die VBerfühnung der Geifter, daß die 
Abſicht, gemeinfhaftlih das Wohl des Landes, des engeren 
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und des weiteren Baterlandes, zu fördern, eine aufrichtige 
und tief greifende ift, und fchenfen Sie uns das PBertrauen, 
daß wir diefe Mittel nur benugen werden, um die Bolitif, fo 
wie wir fie begonnen, fo wie Sie, wie ich glaube, in der großen 
Mehrzahl fie gebilligt haben, durchzuführen. 


Vertrauens-Aeußerung des Abgeordneten Grafen 
von Schwerin. 


Ih babe nur ein paar Worte zu ſprechen, lege aber Werth darauf, fie 
ſprechen zu können. Ich glaube mit dem, was ich zu fagen babe, im wollfter 
Uebereinftimmung mit meinen politiihen Freunden zu jein. 

M.H., wir bewilligen die von der Regierung von uns gefor- 
derte Auleibe in bem Sinne, in weldem die Regierung dies Gejeg 
von uns verlangt, in dem Sinne, der den Worten des Herrn Mi- 
nifter- Bräfibenten entſpricht; wir bewilligen fie als einen Beweis 
bes Bertrauens, welches wir in bie Fübrung der auswärtigen 
Politik der Regierung fegen, als Beweis der Anerlennung defien, 
was bisber geleiftet if, und als bie Zufiherung unferer Unter- 
———— in Verfolgung dieſes Weges auch für die Zukunft. 

eine Herren, als ich 1862 auf dieſer Tribüne Veranlaſſung hatte, mich 
gegen eine Kreditforderung zu erklären, da ſtellte ich zwei Bedingungen auf, die 
für mich vorhanden ſein müßten, um eine Bewilligung auszuſprechen: entweder 
ein klares Programm, oder Vertrauen zu den Männern, die die Politik führen. 
Ich konnte damals beide Bedingungen nicht als vorhanden anſehen; heute iſt es 
anders, und ih kann mit Freuden bekennen, daß ih mich geirrt 
habe. Was die Ziele der Regierung betrifft, ſo liegen uns dieſe 
jetzt klar vor, ſo daß ich und meine Freunde die Regierung mit 
allen uns zu Gebote ſtehenden Mitteln kräftigen wollen, damit 
fie die Einheit Deutſchlands und die Machtſtellung Preußens in 
Deutſchlaud befeftigen fann. Wir haben zu dem Minifter » Präfidenten 
diejes Vertrauen. 

Ich babe mir 1862 ausdrüdlich vorbehalten, daß ich der Erfte jein würde, 
der feine Anerfennung ausjpricht, wenn meine Anjhauung nicht Die richtige fein 
follte. Ich balte ben jeßigen Augenblid für geeignet, diefe Anerkennung bier 
öffentlih auszufprechen. Ich balte die Frage nicht für eine finanzielle, ſondern 
wejentlich für eine politifche. Ich würde daher die Anleibe bewilligen, jelbft wenn 
fie 90 Millionen betragen bätte. — Dann ift e3 die Frage des Staatsjchates, 
in der wir auch auf dem Standpunkt der Regierung fteben. — Nun, nad alle 
dem erfläre ich für mich, und ich denke im Sinne meiner Freunde, daß wir für 
die NRegierungsvorlage geftimmt haben würden, wenn nit — was gewiß als 
jebr dankenswertb anerkannt werden muß — von Geiten ber Regierung die 
ausdrüdliche Erklärung abgegeben wäre, daß das Amendement Michaelis und 
Roepell ihr gleichbedeutend ſei mit ihrer eigenen Vorlage. Aus diefen Gründen 
werden wir nun für das Amenbement ftimmen. 


= Bei der Abjtimmung wurde der von der Staatöregie 
rung gebilligte Vermittelungs-Vorſchlag mit 230 gegen 
83 Stimmen und das Ganze des Gejeged mit großer 
Mehrheit angenommen. 

Im Herrenhauſe erfolgte die Bewilligung einftimmig. 
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September. Erfranfung ded Grafen v. Biömard an einem 
heftigen Nervenleiden. 


„Brovinzial» Eorrespondenz“ vom 19. September. 


„Der Minifter- Präfident Graf von Bismard, welcher fhon im 
Winter vorigen Jahres und aud im vergangenen Frühjahr zeitweife uns 
wohl war, leidet gegenwärtig an einem Rüdfall feine Uebels, welches 
durh die großen Anftrengungen der jüngften Zeit gefteigert worden ift. 
Dos Leiden äußert fich in heftigen Nervenichmerzen und einer allgemeinen 
Abſpannung, zu deren Bejeitigung nad Ausſpruch der Aerzte eine Zeit 
der Ruhe und Erholung erforderlich ift. 

E3 ift leider nicht mit Beitimmtheit darauf zu rechnen, daß der 
Minifter- Präfident an den Feftlichfeiten der nächſſen Tage (dem feiers 
lichen Einzuge der fiegreihen Truppen) wird theilnehmen können.“ 


20. September. Einzug der fiegreihen Truppen in Berlin. 


Graf Bismard (zum General Major von der Armee 

- ernannt) reitet mit General v. Moltfe und dem Kriegs— 

Minifter v. Roon zunädft vor Sr. Majeftät dem Könige. 
„Brovinzial« Korrespondenz“ vom 26. September. 

„Das Befinden des Minifter- Präfidenten Grafen Bismard hatte 
fih in der jüngften Woche ſoweit gebefjert, daß derjelbe an den Einzugs- 
feierlichkeiten perjönlih theilnehmen konnte. Der Eindrud der erhebenden 
eier umd der begeifterten Kundgebungen aller Klaſſen der Bevölferung 
Iheint eine günftige Rückwirkung auf den Gefundheitszuftand des hohen 
Staatdmannes geübt zu haben. Derſelbe erſchien am 25. in der Sitzung 
des Abgeordnetenhaufes und hielt bei den —— über die Kre— 
ditvorlage eine Rede, deren mächtiger Eindrud auf die Berfammlung nicht 
zu verfennen mar 

Am 26. ift der Minifter- Präfident nah Pommern abgereift, um 
dort einige Zeit in ländlicher Zurüdgezogenheit weiter Erholung zu fuchen.“ 


1. Dezember. „Der Minifter-Präfident Graf Bismard iſt fichtlich 
gejtärft von der Injel Rügen zurüdgefehrt.” 


Dotation. 


16. November. Vorlage der Regierung: 


„Zur Berleihung von Dotationen an Preußifhe Heerführer, 
melde zu dem glüdlichen Ausgange des legten Krieges in hervor: 
ragender Weije beigetragen haben, wird die Summe von Einer 
und einer halben Million Thalern aus den eingehenden Kriegs— 
entjhädigungen bereit geftellt. 

Die Verwendung diefer Summe bleibt Königliher Beftimmung 
vorbehalten.“ 


Fürſt Bismard, 35 
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In der Kommiljion ded Abgeordnetenhaufed wurde 
geltend gemacht, daß es geboten ericheine, an eriter Stelle 
unter den zu dotirenden Perjonen den Minifter: Präfidenten 
Grafen v. Biömard zu nennen. Ein darauf gerichteter 
Antrag wurde von der Mehrheit angenommen. 

Der Gejegentwurf erhielt unter Zuftimmung der Regie 
rung folgende Faſſung: 


Zur Verleihung von Dotationen an den Minifter- Präfidenten Grafen 
v. Bismard, in Anerlennung der von ihm fo erfolgreich geleiteten 
äußern Preußiſchen Politif, und am diejenigen Preußiichen SHeerführer, 
welche in dem letzten Kriege zu dem glüdlichen Ausgange beffelben in bervor- 
ragenber Weife beigetragen baben, die ee der Infanterie v.Roon, Freib. 
v.Moltle, Herwartb v. Bittenfeldt, v. Steinmetz, Vogel v. Falden- 
ftein, wirb eine Summe von Einer und einer halben Million Thalern aus ben 
eingehenden Kriegsentihäbigungen bereit geftellt. Die Bertbeilung diefer Summe 
bleibt Königlicher Beftimmung vorbebalten. 


Die Annahme erfolgte im Abgeordnetenhauje mit 219 
gegen SO Stimmen, im Herrenhauje mit Cinmüthigfeit. 


Die Bildung der national-liberalen Partei, 


„Provinziale Correspondenz“ vom 21. November. 


„Die Barteiverbältniffe im Abgeordnetenhauſe find in einer bedeutſamen Um— 
geftaltung beariffen. 

In den legten vier Jahren fand der Regierung eine große feft gejchlofiene 
DOppofitionspartei gegenüber, die zwar urjprünglich aus den verſchiedenſten Geiftern 
und Meinungen zufammengelegt war, bie es aber für ihre nächfte und dringendſte 
Aufgabe hielt, den gemeinfamen Kampf gegen die Regierung um bie vermeintlich 
verlegten Berfaffungsrechte durchzuführen. Bet vielen Gelegenheiten trat es hervor, 
daf dort Männer vereinigt waren, bie in ihren fchließlihen Wünſchen und Zielen 
unter einander theilweije viel weiter gejhieden waren, als von der Regierung, — 
das einzige gemeinfame Band, das fie umſchlang, war der augenblidiiche Wider 
ſpruch gegen das Verhalten der Regierung. Bei folhen Berbindungen gejchiebt 
es immer, daß die Gemäßigteren von ben Leibenjchaftlicheren mit fortgeriffen 
werben, und fo fam es, daß in den legten Jabren die Regierung bei Allem, was 
fie unternahm, gleichviel ob es die innere oder die Äußere Politik betraf, jene ge- 
jammte Oppofitionspartei gegen fich geeinigt fand. 

Die gewaltigen Ereigniffe des teten Jahres haben nun jener unnatürlicen 
Barteibildung den Boden entriffen und die Befonneneren auch in ber bisberigen 

ortichrittspartei auf den Weg bingewiefen, auf weldhem allein Erfolge und wahrer 
— für das Vaterland zu erringen find. 

Die Siege unjeres Heeres, bie Triumphe unjerer Bolitif baben dem Streite 
der letzten Jahre unabweislih ein Ende gemacht: als die Regierung immitten 
ihrer glänzenden Erfolge dem Abgeordnetenbaufe die Hand zur Verſöhnung bet, 
fonnte das Haus um feiner ſelbſt und um bes Landes willen nicht anders, als 
ohne Zögern einichlagen und den alten Zwiſt begraben. 

Hiermit war das Band zerriffen, welches wier Jahre hindurch die Oppofition 
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zuſammengehalten hatte; ftatt der bisherigen jcheinbaren Einheit traten jofort die 
Berihiebenheiten ber Anfichten und Ziele hervor, und ber Zerfall der Fortichritte- 
partei wurde von Tage zu Tage unvermeidlicher. 

Eine Anzahl von Abgeordneten der früberen Oppofition erließ vor Kurzem 
eine Öffentliche Erklärung, durch welche fie zunächft ihr Verhalten bei der Bewilligung 
der Indemnität und ber Anleihe nochmals rechtiertigten, zugleich aber den Grund 
zu einer neuen Geftaltung ber Parteien im Abgeorbnetenhauje zu legen juchten. 

Im Gegenſatz gegen die frühere verneinende Haltung erfennen fie es jetzt 
als ihre dringendſte Aufgabe, „ber Regierung in ihrer auswärtigen Politik den 
vollen Beiftand der Landesvertretung zu verichaffen.“ In dem kraftvoll geführten 
Kriege und im feinen Erfolgen jehen fie den erften glüdlihen Anfang zu einer 
wahren Einigung bes deutihen Baterlandes. Den noch drobenden Gefahren gegen- 
über halten fie es für „bie beiligfte Pflicht der Vollsvertretung, vor aller Welt 
den Beiftand zu befunden, auf welchen jede Regierung in Preußen rechnen darf, 
joweit fie die deutſche Einheit zu fördern und die Stärke der gefammtdeutichen 
Macht zu erhöhen bereit iſt.“ Auf das Zutrauen, daß unter der gegenwärtigen 
teitung der auswärtigen unb militäriihen Angelegenheiten das Beftreben dahin 
gerichtet jei, babe die Regierung einen unabweisbaren Anſpruch erworben. 

In Betreff der inneren Boliit wollen jene Männer zur Wahrung der ver- 
jaſſungsmäßigen Rechte des Volks aud ferner Wachſamkeit üben und neben ber 
gerüfteten Macht und dem Anjehen der Waffen auch eine freifinnige Verwaltung 
eritreben, aber fie find „feſt entichloffen, die Oppofition nicht hinübergreifen zu 
lafjen auf das Gebiet der deutichen Politik.“ Im dem jetigen großen Moment 
Jahre fie feine Partei für berechtigt, welche der deutihen Entwidelung Hinderniſſe 
ereite. 

Diejer erften Erklärung find andere noch Harere und beftimmtere gefolgt. 
In einer derjelben beißt e8: „Wer den 14. Juni (Preußens Austritt aus dem 
Bundestag) und den 3. Juli (den Tag von Königgräg) verjchlafen oder vergeffen 
bat, dem iſt nicht zu helfen.“ 

„Wie jhwer uns auch das Belenntniß wird, — wahr bleibt e8 doch: bie 
liberale Partei hat ihren erften Kampf um die Macht, ihren erften Feldzug um 
das parlamentariihe Syſtem in Preußen verloren. — — Nicht durch rechthaberiſch 
verneinende Haltung, jondern durch einen wirklichen Antheil und ein Verdienſt 
um die Wendung der deutſchen Geichide unter den Hobenzolfern wird die liberale 
Bartei ihre Stellung neu befeftigen, — und, indem fie ſich der Krone nothwendig 
macht, die Rechte des Volkes ftärken können. Bismard hat die deutiche Einheit 
unaufbaltjam gemacht, wenn das Bolf auf jeine Seite tritt, fo lange er dieſe 
Einbeit will. Sollen wir nicht in den alten deutichen Fehler verfallen, Alles auf 
einmal zu wollen, jo müffen wir ibn unterftügen.“ 

Jene Abgeordneten haben hiernach erfannt, daß die Yandesvertretung Geltung 
und Anſehen nur erlangen kann, wenn fie fich wirkliche Berdienfte um das Yand 
erwirbt, — und daß dies zunächft nur durch aufrichtige Unterftügung ber Regie- 
tung in ihrer deutſchen Politik möglich ift. Es ift dies eine entjchiedene Ab- 
wendung von dem früheren jchroffen Widerſpruch gegen die Wege der Regierung. 

Auf Grund folder Ueberzeugungen find bereits mehr als 20 Abgeordnete, 
größtentheild Männer von Anjehn und Einfluß in der bisherigen Fortichritts- 
partei, aus berjelben geradezu ausgejchieden und haben ſich zu einer „neuen nas 
tionalen Fraction“ vereinigt. Sie haben zwar die Abficht zu erkennen gegeben, 
mit der Fortjchrittspartei in freundfchaftlihen Beziehungen zu bleiben; aber ſchon 
die Thatjache ihres Heraustretens und die erwähnten Kundgebungen, jo wie bie 
beitigen Angriffe, welche die Blätter der entichiedenen Fortichrittspartei gegen 
diefelben richten, laffen keinen Zweifel darüber, daß die Fortjchrittspartei in ihrem 
bisherigen Beftande aufgelöft iſt. Es beginnt damit ein neuer Abfchnitt in der 
Parteibildung des Abgeordnetenbaujes. 

Die neue nationale Fraction bietet der Regierung ihre Unterftügung zus 
nähft nur für die deutihen Aufgaben an. Wenn aber durch feftes Zujammen- 
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wirken auf biefem Gebiete erfprießliche Erfolge errungen werben, jo wirb dadurch 
boffentlich auch die weitere Ausgleichung innerer Gegenſätze und bie gemeinfame 
Arbeit an ber inneren verfaffungsmäßigen Entwidelung Preußens erleichtert und 
geförbert werben.“ 


Graf Sismark und die innere Politik. 


Aeußerungen des Minifterd des Innern Graf zu Eulen: 
burg bei der Staatshaushaltäberathung im November 
1866 (während der Abweſenheit ded Grafen Bismard). 


I. 
Die äußere und die innere Politik. 


— — ‚Man mußte vorausfehen, in die fehwierigften äußeren Berbältniffe 
bineinzulommen, die ganzen Kräfte bes Staates anzufpannen, — und das gegen- 
über einer Oppofition, wie fie der preußiiche Staat in feinem Parlamente bis dahin 
nicht erlebt hatte, und troß berfelben. Und weil wir uns auf folche wichtige 
Entſcheidungen vorbereiten mußten, fam e8 barauf an, in jeder Verwaltung bie 
ganze Gewalt anzuwenden, die das Gejeg und die Stellung dem Miniftertum im 
die Hand gab. Und dieſes Gefühl begründete recht eigentlich die innere Gemein- 
ſchaft des Minifteriums. Dieſes Gerühl erzeugte recht eigentlih ber Präfident 
befielben, der uns ftets und ſtets aufforberte, ihm nicht in den einzelnen Zmeigen 
der Berwaltung im Stich zu lafjen, fondern bie Kraft anzufpannen, Damit 
er indem Punkte wirkſam wäre, den er vorausfommen ſah, und 
ber wirklich hinterher eingetroffen ift. Das ift ber befte Beweis dafür, 
daß, wie ich angeführt babe, die Einmütbigleit des Miniſteriums wejentlich bie 
durchlebte Zeit gemacht bat. Wir wirkten auf allen Punkten und konuten bas 
nur thun, wenn wir eben fein Tüttelhen von dem aufgaben, was das Geſetz 
ung — Daraus folgt von ſelbſt, daß, wenn der ſchwere Zeit— 
punft überwunden iſt, man zu den billigen Rückſichten zurückgeht.“ 


I. 
Gegen die Behauptung eined Abgeordneten: 


„Graf Bismard, defjen fühne und entſchloſſene 
auswärtige Politik im höchſten Grade anzuer— 
fennen jei, haben für die Fragen der inneren 
Politik feinen rehten Sinn.” — 


„Ich kenne den Grafen Bismard zu genau, um nicht beftimmt behaupten 
zu können, daß er ganz eben fo viel Verftänpniß für innere Fragen hat, wie 
für äußere, und daß die Art und Weije, wie er auf ben einen und auf den andern 
Fall handelt, in fih in innigfter Uebereinftimmung ſteht. Er gebt von der eber- 
zeugung aus, daß ein Staat, der noch im Werben begriffen ift, ein Staat, ber 
eine Zukunft vor ſich hat und vor fi haben muß, um fich einen fertigen Staat 
nennen zu lönnen, in Bezug auf die innere Verwaltung fi) nicht ſoviel Freiheit 
lafien darf, als ein vollftändig abgerunbeter, fertiger Staat; er unterjcheivet ganz 
beftimmt zwiihen Staaten wie England, bie Größeres eigentlich nicht erreichen 
können, als was fie jet erreicht haben, und Staaten wie Preußen, namentlich 
vor dem Kriege, welches nur deshalb nad allen Seiten binfte, weil es ein un 
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fertiger Staat war; unb er bat das mit einem meiner Anficht nach aber ſehr 
treffenden Wort dem Vertreter einer auswärtigen Macht gegenüber ausgeſprochen, 
indem er jagte: „Nur ein ganz fertiger Staat kann fid, den Luxus einer 
liberalen Regierung geftatten,“ 

Es ift ein ganz vollftändiges Berftändniß bei ihm darüber, daß eine liberale 
Regierung für den Regierten und für den Regierenden viel bequemer unb viel 
berechtigter if. Aber um einen Staat liberal zu regieren, muß man ihn haben; 
und daß er das Bilden und Schaffen des Staates vorausfekt, um hinterher gern 
auch nah Innen liberal regieren zu Fönnen, das find zwei Seiten, bie zufammen 
den ganzen Mann, ben ganzen Geift und das ganze Verſtändniß bilden. 

Und, meine Herren, in biefem Sinne, in ber vollfländigen Ueberzeugung 
von der Richtigkeit dieſer Auffaffung, haben wir übrige Minifter mit dem Grafen 
Bismard denſelben Strang gezogen, find mit ihm feit vier ober fünf Jahren 
Hand in Hand gegangen. Ob Sie uns irgend ein Berbienft an demjenigen bei- 
meſſen wollen, was erreicht worben ift, das ift uns perjönlich gleichgültig. Lafjen 
Sie uns wenigftens den Ruhm, daß wir ihm nicht binderlich geweſen finb, ba- 
durch, daß wir eine andere Politik verfolgt haben, als diejenige ift, die in den 
Rahmen der feinigen bineinpaßt. 

Die Armee» Reorganifation war der Punkt, von welchem der Konflift aus- 
ging. Die Armee-Reorganifation aufrehtzuerbalten, in der Ueber— 
jeugung, es jei eine tüdtige Einrihtung, mit ber wir einen 
großen Krieg befteben konnten, das war die Idee, welde er ver- 
folgen mußte, um überhaupt mit Sicherheit an eine auswärtige 
Politik geben und fich jelbft einem entjheidenden Schlage nicht 
entzieben zu können. An die Armee -Reorganifation, an die große Wiber- 
willigleit dieſes Haufes, derjelben feine Zuftimmung zu ertbeilen, knüpft fich ber 
ganze Konflilt und alle feine Folgen. Die Wahrbeit, glaube ich, ift fo einfach, 
daß fie Niemand beftreiten kann, und doch muß fie taufenbmal immer und immer 
wiederholt werben. Die Armee - Reorganijation und der fefte Wille, fie burch- 
zuführen, ift die Beranlafjung geweſen, weshalb die Regierung die Zügel ftraffer 
anziehen mußte. Sie bat es gethan. Und mit dem Augenblide, wo biejer Zweck 
erreicht iſt, wird die Lage eine durchaus andere, ſie wird eine andere für uns, 
fie wird eine andere für Sie. Und ich kann immer nur wieder barauf zurüd- 
fommen: finden Sie fih doch enblih da hinein.” 


III. 


Gegen die erneuerte Behauptung: Graf Bismard habe 
früher den Grundjag aufgeltellt, daß Macht vor Recht gehe. 


„Diejer Grundſatz von Macht und Recht, ift nirgends aus- 
geſprochen worben. — Der Abg. Graf v. Schwerin hat damals etwas ge- 
jagt, was ein Stichwort geworden ift für Parteien und Zeitungen; er bat 
behauptet, der Graf Bismard habe erflürt, Macht gehe über Net. Es war 
damals — ich erinnere mich deffen ganz genau — dies ein Mißverftändniß bes 
Herrn Grafen Schwerin, daß ein jolches Wort über Graf Bismard’s fippen 
gelommen ſei. Ich erinnere mich genau, daß Herr Graf Bismard Folgendes 
entwidelte: Wenn zwei politiiche Körperichaften, die nicht vor Gericht ihre Streitig- 
feiten ausmachen könnten, beide im Recht zu fein behaupten unb bie gegen- 
jeitigen Behauptungen ftehen fich einander gegenüber und bie Enticheibun 
ſchwanke; — wer wird alsdann die Nichtigkeit jeiner Behauptungen ins Wer 
iegen können, wenn e8 feinen Richter giebt, der darüber entjcheidet, bie Frage 
darüber doch aber zum Austrage kommen muß, wer enticheibet dann? Dann 
entjheibet der zufällige Umftand: wer bat die Macht? unb derjenige, der bie 
Macht bat, in deffen Schooß fällt die Berechtigung feiner Anſicht. 

Der kann diefe Anſchauung in der Welt beftreiten? Ift fie nicht dasjenige, 
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was wir nad dem letten Kriege erlebt haben, hat nicht jeber Menſch in beiden 
Staaten, Herrſcher und Untertbanen, bebauptet: wir find im vollften Rechte? Ich 
bin überzeugt, dat jämmtliche Bewohner bes äfterreichiihen Staates behauptet 
baben, wir jeien Räuber und Mörder, daß wir dort eingefallen feien; ebenfo be- 
bauptet die preußifche Bevölkerung, baf wir im vollen Rechte waren, baf wir 
ungerechterweife von Defterreih angegriffen waren unb mit Defterreih in Krieg 
verwidelt worden find. Wer entjheidet? Derjenige, der die Macht bat. Dieje 
Anjhauung war e8, bie ber Graf Bismard damals in das Haus hat geben 
laffen, und die den Grafen Schwerin veranlaßte, zu fagen: jet haben wir 
gebört, Macht gebt vor Recht. 

Macht gebt vor Recht, — ich erinnere mich deffen ganz genau, nur unter 
diefen Vorausſetzungen, nur unter diefen Anſchauungen war bavon die Rebe. 
Niemals ift es als Grundfag weder aus dem Munde bes Herrn Minifter - Prä- 
fiventen, no aus dem Munde irgend eines andern von uns Allen gelommen, 
niemals haben wir diefen politiihen Grundſatz anders ausſprechen wollen. Und 
daß wir nicht blos ben Grundfat nicht annehmen, fondern daß wir ihn ferne 
von uns weijen, jelbit in dem Moment, wo wir ihn anwenden konnten, das 
baben wir nad Beendigung bes Krieges gezeigt. 


Rechtzeitige Feſtſtellung des Staatshaushaltsctats. 


18. Dezember. Erklärung des Grafen Bismard vor der Schluß: 
berathung des Staatöhaushaltsetats (auf den Antrag: den 
Stat nah den Beſchlüſſen der Vorberathung en bloc an— 
zunehmen). 


„Wenn der foeben geftellte Antrag die Annahme des Haufes fände, 
fo würden wir uns zum erften Male jeit fünf Jahren in der Yage 
befinden, ein gefegmäßiges Budget zu Stande fommen zu ſehen; 
wir würden zum erften Male, jeit die Berfajjung in Wirkſamkeit 
ift, in der Page fein, ein folches Budget vor Beginn des Jahres, für 
welches es beftimmt ift, zu Stande zu bringen. 

Diefes Budget, jo mie es liegt, läßt mejentlihe Forderungen der 
Regierung unerfüllt, durch deren Nichtbewilligung die Führung der Re— 
gierung, wenn auch nicht unmöglich gemacht, aber in einzelnen Zmeigen 
weſentlich erſchwert wird, Forderungen, deren Nichterfüllung unjerer An- 
fiht nach mwefentlih die Interefien des Landes benachtheiligt. ch darf 
die einzelnen Poften nicht aufzählen, ich bejtätige nur wiederholt, daß die 
Regierung Nicht gefordert hat, deffen fie nicht zur eig ur Geſchäfte 
ehrlich zu bedürfen glaubte. Wenn nichtsdeſtoweniger die Regierung ver— 
ſuchen will, mit dieſem Budget die Geſchäfte das Jahr hindurch zu führen, 
ſo geſchieht dies, um ihre Achtung vor den Beſchlüſſen dieſes 
Hauſes zu bethätigen, um ihren Ernſt zu bethätigen, mit dem 
ſie geſonnen iſt, das Budgetrecht dieſes Hauſes anzuerkennen, 
und den Ernſt, mit dem ſie den Entſchluß ausgeſprochen hat, 
mit Ihnen gemeinſam an dem gemeinſamen Werke fortzu— 
arbeiten. 

Es würde dann unſere Verfaſſung eine ſchwere fünfjährige Prüfung 
ſiegreich beſtanden haben und wir würden auf den Weg beiderſeitiger Ver— 
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fändigung und begeben haben, den die Regierung vor Jahren fchon ala 
die Grundbedingung alles Berfafjungslebens bezeichnet hat, den Weg der 
gegenfeitigen Nachgiebigfeit, der gegenfeitigen Anerkennung. 

Um diejes 2 zu erreihen, um Ihnen gleichzeitig das Pfand zu 

ge: daß die Regierung es ehrlich meint, erkläre ich im Namen der 
egierung, daß, wenn vieles Budget, mie es nad) den Vorbejchlüffen des 
Haujes jegt vorliegt, en bloc angenommen wird, die Regierung verfuchen 
wird, mit diejem Budget, nachdem e3 zu Stande gefommen, Ihren Ab- 
fihten umd den ftaatlihen Möglichkeiten entiprehend, das Verwaltungs: 
jahr zu durchleben, und im folgenden die genauer aufzuflärende Kammer 
anzurufen, ob fie dann nicht für gut findet, uns, was fie uns heute vor- 
enthalten, zu bemilligen.“ 


Das Haus wied einen Verſuch des Abg. Virchow, die 
Militärfrage nochmals zur Erörterung zu bringen, mit 230 
gegen 92 Stimmen zurüd, und genehmigt den Etat im 
Ganzen mit allen gegen 5 Stimmen. 





22. Dezember. Erklärung deö Grafen von Bismard im 
Herrenhaufe. 

„Die Regierung hat fih im anderen — bereits darüber erklärt, 
weshalb ſie dieſem Etat, obſchon er ihrer Meinung nach weſentliche Be— 
dürfniſſe nicht erfüllt, zuſtimmt. Sie iſt ſich dabei bewußt geblieben, daß 
fie feine Ausgaben AR ion bat, deren Bewilligung nicht im Intereſſe 
de3 Yandes müglich gemwefen wäre. Sie hat diefe Bewilligungen nicht 
alle erreicht, hat aber daraus fein Motiv entnehmen können, den Conflict, 
der jeit 5 Jahren auf dem Lande laftete, zu erneuern und das Zuftande- 
lommen des Budgets zu hindern. Sie hat lieber die Gelegenheit ergriffen, 
den Conflict zum Abſchluß zu bringen, in der Ueberzeugung, daß es im 
conftitutionellen Leben nicht niglich it, alle Dinge auf die Spige zu 
treiben. Das Berfafjungsleben fann niht nah mathematischen, 
nıht einmal nad juriftifhen Regeln beurtheilt werden. Es 
it eben ein beftändiger Compromiß. Ich halte es für ein Glück 
für das Pand, namentlih unjeren Beziehungen zum Auslande gegenüber, 
die mir am nächſten liegen, daß der Conflict gefchloffen ift, daß ſogar die 
große Mehrzahl unferer entjchiedenen Gegner diefem Friedensſchluß bei« 
geſtimmt haben. Ein Friedensihluß erfüllt niemals ale Wünfche, wird 
niemals allen Berechtigungen gereht, — ich kann jagen, felbit der glor- 
reiche Friedensihluß, den uns die Vorjehung in diefem Jahre hat machen 
offen, läßt nach manchen Richtungen etwas zu wünſchen übrig, was man 
als unerreicht bedauert. Nichts deftomeniger ift es ein glüdlicher Frie— 
densihluß; und fo hat die Regierung aud im Innern die Genug- 
tbuung, die fie darüber empfindet, daß ein Zwiſt, der die ru= 
bigen Gemüther im Lande bedrüdte, abgeſchloſſen ift. 

Was die einzelnen Ausgaben betrifft, die die Regierung theils flr 
unentbehrlich, theils für nüglicy hält und die ihr von dem andern Haufe 
verjagt worden find, fo hat das andere Haus durch die Faſſung jeines 
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Befchluffes felbft bekundet, daß es bei diefer Abftreichung vorausfieht, daß 
nad irgend einer Richtung bin auf dem Wege der Etatsüberjchreitung 
das verkürzte Bedürfniß feine Befriedigung wird ſuchen müſſen.“ 


In Uebereinftimmung mit diefer Auffaffung begnügte fi) 
das Herrenhaus, feine Bedenken nur in einer ausdrüdlichen 
Erklärung hervorzuheben, ertheilte aber zugleih, um das 
Zuftandefommen des Staatshaushalts nicht zu hindern, dem 
Geſetze, wie es aus den Beichlüfjfen des Abgeordnetenhaufes 
hervorgegangen war, jeine Zujtimmung. 

„PBrovinzial» Correspondenz“ vom 27. Dezember. 

„So ift benn einer ber bebeutenbften Erfolge für die Entwidelung und 
Fortbildung unferes Berfafjungslebens nunmehr gefichert. 

Mit der Wiederherftellung des geſetzlichen Zuftandes in der Staatshaus- 
halts + Berwaltung Überhaupt ift zugleich erreicht, was feit Gründung unjerer Ber- 
faffung unter ber liberalen Regierung ebenfo wie unter ber früheren confervativen 
vergeblich erftrebt worden war: eine rechtzeitige Feitftellung des Staatshaushalts. 

Der nach jahrelangen Kämpfen mühſam errungene Erfolg wirb gewiß aud 
in Zukunft von allen Theilen forglich gewahrt und nicht leichthin wieder preie- 

egeben werben. Das biesmalige Gelingen wird ein neuer Antrieb mehr für bie 
egierung, wie für die Lanbesvertretung jein, auf der Bahn einer erfprießlichen 
Entwidelung unferer VBerfaffung durch aufrichtiges und gewiffenhaftes Zufammen- 
wirken für das Wohl des Yanbes auch ferner — * 


52. Die Bereinigung der neuen Sandestheile mit der 
Preußiſchen Monarchie. 


Die Annexion von Hannover, Kurheſſen, Naſſau und 
Frankfurt. 

16. Auguft. Königlihe Botſchaft, betreffend die Vereinigung 
ded Königreich Hannover, ded Kurfürftentbums Helen, 
des Herzogthumd Naſſau umd der freien Stadt Frankfurt 
mit der Preußiihen Monarchie. 


„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc., thun 
fund und fügen hiermit zu wiſſen: 

Die Regierungen des Königreih8 Hannover, des Kurfürftenthums 
Heflen und des Herzogthums Nafjau, ſowie die freie Stadt Frankfurt 
haben fih durch ihre Theilnahme an dem feindlichen Verhalten des ches 
maligen Bundestages in offenen Kriegszuftand mit Preußen verfegt. Sie 
haben jomohl die Neutralität, als das von Preußen unter dem Berjprechen 
der Garantie ihres Territorials Beftandes ihnen wiederholt und noch in 
legter Stunde angebotene Bündnig abgelehnt, haben an dem Kriege 
Defterreich mit Preußen thätigen Antheil genommen, und die Entſcheidung 
des Krieges über fih und ihre Länder angerufen. 
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Diefe Entjcheidung ift nach Gottes Rathſchluß gegen fie ausgefallen. 
Die politifhe Nothwendigkeit zwingt Uns, ihnen die Regierungs- 
ewalt, deren fie durch das fiegreiche Vordringen Unferer Heere entleidet 
Ind, niht wieder zu übertragen. 

Die genannten Länder mürden, Falls fie ihre Selbftftändigfeit be- 
mahrten, vermöge ihrer geographiſchen Yage bei einer feindfeligen 
oder auch nur zweifelhaften Stellung ihrer Regierungen der Preußischen 
Politif und militairifhen Action Schwierigkeiten und Hemmmniffe bereiten 
tönnen, mwelche weit über das Maß ihrer thatjählihen Macht und Bes 
deutung binausgingen. Nicht in dem Verlangen nad Yändererwerb, fon: 
dern in der Pflicht, Unjere ererbten Staaten vor wiederfehrender Gefahr 
u ſchützen, der nationalen Neugeftaltung Deutfchlands eine breitere und 
— Grundlage zu geben, liegt für Uns die Nöthigung, das Königreich 
Hannover, das Kurfürſtenthum Heſſen, das Herzogthum Naſſau an die 
freie Stadt Frankfurt auf immer mit Unferer Monarchie zu vereinigen. 

Wohl wiſſen wir, daß nur ein Theil der Bevölkerung jener Staaten 
mit Uns die Weberzeugung von dieſer Nothmendigfeit theilt. Wir achten 
und ehren die Gefühle der Treue und Anhänglichkeit, welche die Bewohner 
derjelben an ihre bisherigen Fürftenhäufer und an ihre felbftftändigen po— 
litiſchen Einrichtungen fnüpfen. Allein wir vertrauen, daß die lebendige 
Vetheiligun an der fortſchreitenden Entwickelung des nationalen Gemein— 
weſens in Verbindung mit einer [honenden Behandlung berechtigter Eigen» 
thümlichkeiten den unvermeidlichen Uebergang in die neuere größere Ge: 
meinihaft erleichtern werde. 

Die beiden Häufer des Yandtages fordern Wir auf, die zur beab- 
fihtigten Bereinigung erforderliche verfafjungsmäßige Einwilligung zu er— 
tbeifen und laſſen Ihnen zu diefem Behufe den beifommenden Öefep 
Entwurf zugehen.“ 

Gegeben Berlin, den 16. Auguft 1866. 

(L. S.) Wilhelm. 
v. Bismard. v. d. Heydßt. v. Roon. Itzenplitz. v. Mühler. 
Graf zur Lippe. v. Selchow. Graf Eulenburg. 


Gejeg- Entwurf und Motive. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc., verordnen 
mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages der Monardie, was folgt: 
1 


Wir übernehmen für Uns und unfere Nachfolger auf Grund des 
Artilel 55 der BVerfaffungs - Urkunde für den Preußiſchen Staat die Res 
ierung über das Königreich Hannover, das Kurfürftenthum Heſſen, das 
——— Naſſau und die freie Stadt Frankfurt. 

2 


Die definitive Regulirung der Beziehungen diefer Länder zu dem 
Preugifchen Staatsgebiete auf Grund des Artikel 2 der Verfafjungs-Ur- 
kunde erfolgt mittel befonderen Geſetzes. 

3 


8.3. 
Das Staat3-Minifterium wird mit der Ausführung des gegenmwär- 
tigen Gejeges beauftragt. 
Urkundlich ꝛc. 
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Motive. 


Die Regierungen des Königreih8 Hannover, des Kurfürftenthums 
Heffen und des Herzogthums Nafjau, fo mie die freie Stadt Frankfurt 
— durch ihre beharrliche Ablehnung der von Preußen vorgeſchlagenen 

eform des deutſchen Bundes und durch den offenen mit dem Zwecke 
der Vereitelung derſelben unternommenen Krieg bewieſen, daß auf ihre 
Mitwirkung zur Befriedigung der nationalen Bedürfniſſe und berechtigten 
Wünſche des deutſchen Vollkes nicht zu rechnen iſt. Sie haben damit 
ihren Fortbeſtand unmöglich gemacht, indem ſie gezeigt haben, daß der— 
ſelbe mit der Erreichung befriedigenber Zuftände der deutſchen Nation 
unvereinbar ift. 

Neben diefer Unerträglichkeit mit einer Reconftruction Deutfchlands 
auf nationalen Grundlagen würde der Fortbeftand diefer Staaten eine 
fortdauernde Gefahr für Preußen in fich fchließen. Die legten Ereignifie 
haben gezeigt, wie groß diefe Gefahr ift, indem Preußen ſich genöthigt 
gefehen hat, im Augenblid eines, die ganze Kraft der Nation in Aniprud 
nehmenden Krieges gegen eine ebenbürtige Großmacht, einen bedeutenden 
Theil feiner Streitkräfte zur Dccupation jener, e8 im Rüden und von der 
Seite bedrohenden Länder zu verwenden. 

Diefer Zuftand darf nicht wiederfehren. Er muß für immer be 
feitigt werden. 

Seine Majeftät der König hat Sich daher entjchlofien, zur Sicher: 
ftellung der eigenen und der übrigen deutichen Yande von dem durch die 
Fügung der Vorjehung Ihm verliehenen Rechte Gebraudy zu machen und 
die Regierung über die gegenwärtig von Preußiihen Truppen occupirten 
und in Preußifher Verwaltung befindlichen Territorien des Königreichs 
Hannover, des Kurfürſtenthums Heſſen, des Herzogthums Naſſau und 
der Stadt Frankfurt a. M. mit ihrem Gebiet * Grund des Art. 55 
der Verfaſſung zu übernehmen. 

Die Herzogthümer Holſtein und Schleswig hat Seine Majeſtät der 
König bisher in gemeinfamem Recht mit Seiner Majeftät dem Kaiſer 
von Defterreih auf Grund des Wiener Vertrages vom 30. October 1864 
befeffen. Nachdem Seine Majeftät der Kaiſer Sich bereit erflärt hat, 
alle ihm aus diefem Vertrage zuftehenden Rechte auf Seine Majeftät den 
König zu übertragen, wird Seine Majeftät der König, fobald der Friede 
mit — ratificirt ſein wird, die Regierung auch dieſer beiden Her— 
ogthümer definitiv übernehmen. Wenn die nördlichſten Diſtricte des 
RB Schleswig in freier Abftimmung den Wunſch ausſprechen 
jollten, mit dem Königreich Dänemark vereinigt zu werden, jo wird Se. Ma- 
jeftät der König diefem Wunſche ftattgeben. 

Die individuellen Berhältniffe und Befonderheiten der neu ermor: 
benen Länder und Yandestheile werden eine vielfache Berüdfichtigung er: 
fordern, deren Tragweite fi) noch nicht überfehen läßt. Es ift der Wille 
Seiner Majeftät des Königs, den wirklichen Bedürfniffen gerecht zu werden, 
und die billigen Rückſichten auf berechtigte Eigenthümlichfeiten mit den 
Forderungen des allgemeinen Staatswohls und der Gerechtigkeit gegen 
alle Seine Unterthanen auszugleichen. Deshalb konnte die jofortige Auf— 
nahme diefer Yänder in das Preufifche Staatsgebiet nicht erfolgen, viel- 
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mehr muß e3 einer hoffentlih nahen Zukunft vorbehalten bleiben, die 
fämmtlihen unter der Herrichaft des Königs befindlichen Lande in ein 
Ganzes zu vereinigen, fobald die neu erworbenen Länder durch das jet 
einzurichtende Uebergangsſtadium dazu vorbereitet fein werden.“ 


16. Auguft. Worte ded Grafen Biömard bei Einbringung der 
Vorlage. 


„Nachdem der König jelbft zu Ihnen über die Sache gejprocen, 
wird ed mir nicht geziemen, in diefem Augenblide meine eigene Auffaffun 
näher zu entwideln und den Königlichen Worten eigene hinzuzufügen. J 
erlaube mir nur Ihre Aufmerkſamleit darauf zu lenken, * der Inhalt 
des Geſetz-Entwurfs den jetzt zu ſchaffenden Aufand auf der Baſis des 
Art. 55 als einen Uebergangszuftand charakterifirt, der nicht als der de— 
finitiwe gedacht wird. Die Röeigliche Staat3-Regierung hält einen ſolchen 
Uebergangspunft für zmwedmäßig, um die völlige Einverleibung diefer 
Pänder in die Preußifhe Monarchie in derjenigen jchonenden Weife vor» 
zubereiten, welche die Königliche Botihaft in Ausſicht ftellt. Wir glauben, 
daß die Bemohner jener Sander jelbjt fih in Kurzem, wenn die Ent: 
fheidung der Königlihen Staats-Regierung in der Art feftgeftellt jein 
wird, wie e8 durch ein folches Geſetz gejchieht, mit dem Gedanken noch 
volftändiger befreunden werden, als dies bisher geichehen ift, und daß 
der Yandtag mit Vertrauen in die Hand Seiner Majeftät die Macdtvoll- 
Iommenheit werde legen wollen, in jenen Ländern diejenigen Modificas 
tionen ihrer bisherigen Einrichtung und Berfaffun — oder zu 
geſetzmäßiger Entſcheidung vorzubereiten, welche * erſchmelzung mit 
dem Preußiſchen Staate werden erleichtern können. Ueber die Herzog— 
thümer Schleswig und Holftein iſt in dieſem Geſetz-Entwurf nichts gejagt, 
meil ihre Einverleibung bedingt ift durch die Ratification des mit Oeſter— 
reih in gegenwärtigem Augenblid verhandelten Friedens, und wir werden 
eine Vorlage darüber erjt machen können, wenn der Friede ratificirt ift, 
ebenfjo wie über andere Gegenftände, deren Geſchick im Augenblid noch 
von den Friedens - Verhandlungen mit den übrigen füddeutihen Staaten 
abhängt.“ 

Aus dem Kommiſſionsbericht des Abgeordneten: 
baujes: 


„Die Königliche Botſchaft und die Geſetzes-Vorlage verkündigt die Ver— 
einigung der Yande des Königreichs Hannover, des Kurfürftenthums 
Heflen, des Herzogthums Naffau und der freien Stadt Frankfurt mit der 
Preußiijhen Monarchie und jpricht damit zugleich aus, daß die bisherigen 
Dynaſtien in jenen Yändern zu regieren aufgehört haben, dieſe ſelbſt aber 
vor Zerreifung und Zerftüdelung bewahrt find. 

Die Commiffion erfannte darin den Beginn eined neuen Abſchnitts 
nationaler Entwidelung, und nahm die Königliche Botichaft und die 
Gejeges- Vorlage mit hoher Befriedigung auf. Vollſtes Einverftändnig 
über die Aufgaben, melde der Preußiihe Staat an der Hand diejes 
Geſetzes zu (öfen bat, begleitete die Verhandlungen zwiſchen der Staats— 
Regierung und der Commiffion von Anfang bis zu Ende. 
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Erklärungen ded Grafen Bismard in der Kom: 
million (nad) dem Kommiſſionsbericht): 


„Der Minifter-Präfident nahm das feiner Anfiht nach völkerrechtlich 
anerkannte Recht der Eroberung mit volljter Wirkung für Preußen in Anfprud. 

Aus dem Schoofe der Sommifflon wurde entgegnet, daß der Preu- 
Bifhe Staat ſich nad einem anderen Rechtstitel als dem der Eroberung 
umſehen müffe. Das jei die nadte Gewalt, welche in der Gegenwart zur 
Rechts- und Staat3bildung nicht mehr ausreiche. Kein neuerer Böller: 
rechtölehrer vertrete diefen antiquirten Standpunkt. Die Friedens: Präli- 
minarien von Nicol8burg gewährten doch der im dänijchen Kriege unter 
worfenen Bevölkerung der nördlichen Diftricte von Schleswig das Recht 
freier Abftimmung. Die Sanction des deutjchen Volkes, zur Zeit aller: 
dingd nur repräfentirt in dem künftigen Reichstag des norddeutſchen 
Bundes, jei jenen Nechstitel der Eroberung zu legitimiren im Stande. 

Der Herr Minifter- Präfident verwahrte fich gegen den Vorwurf der 
nadten Gewalt und rechtfertigte die Eroberung mit dem Recht der deut: 
hen Nation zu eriftiren, zu athmen und ſich zu einigen, zugleid 
aber mit dem Recht und der Pflicht Preußens, nn deutfchen Nation 
die für ihre Eriftenz nöthige Bafis zu liefern. Sodann hob er hervor, 
daß dieſe Angelegenbeit nicht noch Wochen und Monate in der Schmwebe 
bleiben dürfe und daß im Falle friegeriicher Verwickelungen der Parla- 
mentsbefhluß von feinem Nuten fein würde. 

— — Bas die völferrehtlihe Wirkung der Eroberungen für die 
inneren Rechtszuſtände der eroberten Länder anbetrifft, jo erflärte bie 
Königlihe Staats» Regierung fi dahin, daß fie die bisherigen Berfai- 
jungen und die durch fie begründeten ftaatlihen Einrichtungen in den ero- 
berten Ländern als erlofhen betrachte: Verfaſſung und Dynaſtie ſei von 
einander untrennbar, in Hannover die Dynaftie viel älter, als die Ber- 
fafjung; mit jener fei auch dieſe bejeitigt. Auch die neuere Doctrin des 
Bölferrehts hält nur das Privatrecht des Volkes und die damit zufammen: 
hängenden Einrichtungen unbedingt aufredht. Die Commiſſion ſchloß fich in 
ihrer Mehrheit der Anficht der Staats3-Regierung an; für einzelne Mitglieder 
war die Erwägung mit maßgebend, daß eine jede Staat3-Berfaffung fih 
auf einen beftimmten Staat beziehe, defien Eriftenz und Gelbftjtändigfeit 
vorausfege, und mit dem Untergange des Staates von jelbft zufammenfalk. 

Die Real-Union fnüpfe ein ungleich innigere® und fefteres Band 
und gemwähre aucd wegen der zur Löſung nothwendigen Zuftimmung einer 
pon perfönlichen Empfindungen nicht geleiteten Volfsvertretung die Bürg- 
fchaft der Dauer. 

Der Herr Minifter- Präfident hob hervor, daß es ſich hier um eine 
über jeder Parteifrage ftehende, die Größe Preußens betreffende Gejeged- 
vorlage handele, 

Die Berfonal-Union fei für die Preußifche Regierung auf die 
Dauer nicht wünjchenswerth und zur Entwidlung wahrer nationaler Kraft 
nicht geeignet. Wenn bei Lauenburg die Form der Perjonal-Union ge 
wählt worden, jo jei dies ein Act der Courtoifie gegen diejen Eh 
ling Preußiſcher Ermwerbungen gemejen, aus ER feinerlei Un⸗ 
bequemlichkeiten für den Preußiſchen Staat hätten erwachſen können. 
Völlig unausführbar aber fei e8 einfhlieglih Schleswig: Holfteins mit 
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fech8 verjchiedenen Ländern von bedeutender Ausdehnung und ſehr ver- 
Ihiedenen Eigenthümlichkeiten eine Perfonal=-Union auf längere Zeit fort- 
ren; das ſei eine unregelmäßige Schöpfung, welche zur Stärkung 
reußens nicht geeignet fei. 
In Betreff der Frage einer einftweiligen Dictatur oder der Ye 


—— der —— erflärte der Miniſter-Präſident, daß die ſo— 
fortige Einführung der Berfaffung in den neuen Yandestheilen unaus— 
führbar jet. 


Die Königliche Staat3- Regierung wünfche für die Zwiſchenzeit nicht 
blos das Recht, Königliche Verordnungen, wie fie auf Grund der Ber- 
jaffungs-Urfunde innerhalb Preußens atthaft jeten, zu erlaffen, fondern 
eine ehrliche Dictatur, das heißt das Recht anzuordnen, was im llebers 
leitungsftadium zum Beften jener Länder nothwendig fei und zu befeitigen, 
was diefem Beften mwiderfprehe. Bor allen Dingen müſſe die Preußijche 
Militair» Berfaffung zur Ausführung gebracht werden, um die Wehrfraft 
der eroberten Länder für Preußen vermwerthen zu können. Die Mittel 
umd Wege hiezu müſſe ſich die Negierung zunächſt allein vorbehalten, da 
fie am beften über die dortigen Verhältniffe unterrichtet fei. Das Ab- 
eordnetenhaus möge derjelben vertrauen, da eine Berfchiedenheit des 
Sieg faum denkbar jei. 

Daß die Berfaffung ihr geftatte, einzelne Artifel außer Kraft zu 
fegen, biete der Regierung feinen wünſchenswerthen Ausweg, Es würde 
ein Geftändnig der Unficherheit darin liegen, wenn nad) oder gleichzeitig 
mit der Einführung der Berfaflung fofort Ausnahme» Maßregeln oder die 
theilmeife Suspenfion der Berfafjung in jenen Ländern verfügt werde.“ 


Gejegentwurf nad den Vorſchlägen der Kommiſſion. 


8.1. 

Das Königreih Hannover, das Kurfürſtenthum Heflen, das Herzog- 
thum Naffau und die freie Stadt Frankfurt werden in Gemäßheit des 
Art. 2 der Verfafjungd-Urkunde für den Preußifhen Staat mit der 
Preugifhen Monarchie für immer vereinigt. 


$. 2. 
Die Preußiſche Berfaffung tritt in diefen Yandestheilen am 1. October 
1867 in Kraft. Die zu diefem Behufe'nothwendigen Abänderungs-, Zufaß- 
und Kusführungs«Beftimmungen werden durch befondere Geſetze feitgeftellt. 


8.3. 
Das Staatd-Minifterium wird mit der Ausführung des gegenwärtigen 
Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich ıc. 


Die Annahme des Gejep- Entwurfs in der vorftehenden 
Saffung erfolgte in der Sitzung ded Abgeordnetenhaufes 
vom 7. September 1866 mit 273 gegen 14 Stimmen, 
— im Herrenhauje am 10. September mit allen gegen 
eine Stimme. 


Am 20. September wurde dad Gejep publicirt. 
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3. Detober. Patent wegen Befignahme des vormaligen König 
reichs Hannover. 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc., thun 
gegen Jedermann hiermit fund: 

Nachdem in Folge eines von Hannover im Bunde mit Defterreich, und 
in Berlegung des damals geltenden Bundesrechtes begonnenen, von Uns 
in gerechter Abwehr fiegreich geführten Krieges die zu Königreich Hannover 
früher vereinigten Yande von Uns eingenommen find, jo haben Wir be 
ſchloſſen, diefelben mit Unferer Monarchie zu vereinigen und zu diefem Behufe 
mit Zuftimmung beider Häufer des Yandtages das Gefeg vom 20. September 
d. J. erlaffen und verfündigt 

Demzufolge nehmen Wir durch gegenwärtiges Patent mit allen Rechten 
der Yandeshoheit und Oberherrlichkeit in Befit und einverleiben Unjerer 
Monarchie mit fämmtlihen Zubehörden und Anjprüchen die Yänder, melde 
das vormalige Königreich Hannover gebildet haben, namentlich: die Fürften- 
thümer Calenberg, Göttingen, Grubenhagen, Lüneburg, Osnabrück, Hilde» 
heim mit der Stadt Goslar und Dftfriesland mit dem Harlinger Yande; 
die Herzogthümer Bremen, Berden und Arensberg- Meppen und den 
eg ige Antheil am Herzogthum Yauenburg; die Niedergraficaft 

ingen; die Grafſchaften Hoya, Diepholz, Hohnftein und Bentheim, und 
das Land Hadeln. 

Wir werden Unferem Königlichen Titel die entſprechenden Titel hin 
zufügen, 

Bir befehlen, die Preußiihen Adler an den Grenzen zur Bezeichnung 
Unjerer Yandesherrlichkeit aufzurichten, ftatt der bisher angehefteten Wappen 
Unfer Königlihes Wappen anzuſchlagen und die öffentlichen Siegel mit 
dem Preußiichen Adler zu verjehen. 

Wir gebieten allen Einwohnern des nunmehr mit Unjerer —— 
vereinigten ehemaligen Königreichs Hannover, fortan Uns als ihren redt- 
mäßigen König und Landesherrn zu erkennen und Unſeren Gejegen, Ber: 
ordnungen und Befehlen mit pflihtmäßigem Gehorſam nachzuleben. 

Wir werden Jedermann im Befige und Genufje feiner mohlerworbenen 
Privatrechte jhügen und die Beamten, melde für Uns in Eid und Pflicht 
* nehmen ſind, bei vorausgeſetzter treuer Verwaltung im Genuſſe ihrer 

ienſteinkünfte belaſſen. Die geſetzgebende Gewalt werden Wir bis zur 
Einführung der Preußiſchen Verfaſſung allein ausüben. 

Wir wollen die Geſetze und Einrichtungen der bisherigen hannoverſchen 
Lande erhalten, ſoweit ſie der Ausdruck berechtigter Eigenthümlichkeiten find 
und in Kraft bleiben können, ohne den durch die Einheit des Staates 
und feiner Intereſſen bedingten Anforderungen Eintrag zu thun. 

Unfer bisheriger General= Gouverneur ift von uns angemwiejen, hiernach 
die Bejignahme auszuführen. 

Hiernach gejchieht unſer Wille. 
Gegeben Schloß Babeläberg, den 3. October 1866. 
(L. S.) Wilhelm. 
Graf von Bismard-Schönhaujfen. Freiherr von der 
von Roon. Graf von Fgenplig. von Mühler. Graf zur Yıppe. 
von Selhow. Graf zu Eulenburg. 
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3. October. Allerhöchſte PBroclamation an die Einwohner 
des vormaligen Königreih8 Hannover. 


Dur das Patent, welches Ich heute vollzogen habe, vereinige Ich 
Euch, Einwohner der hannoverfhen Lande, mit Deinen Unterthanen, Euren 
Nahbaren und deutjchen Brüdern. 

Durd die Enticheidung des Krieges und durch die Neugeftaltung des 
gemeinfamen deutſchen VBaterlandes nunmehr von einem Fürftenhaufe ge- 
trennt, dem Ihr mit treuer Ergebenheit angehangen, tretet Ihr jett in den 
Berband des Nachbarlandes, deſſen Bevölkerung Euch durd Stammes» 
gemeinschaft, durch Sprache und Sitte verwandt und durch Gemeinſamleit 
der Intereſſen befreundet ift. 

Wenn Ihr Euch nicht ohne Schmerz von früheren, Euch lieb gewordenen 
Berhältniffen losjagt, jo ehre ich diefen Schmerz und würdige denjelben 
ala eine Bürgichaft, dag Ihr und Eure Kinder auch Mir und meinem Haufe 
mit Treue angehören werdet. Ihr werdet die Nothwendigfeit des Gejchehenen 
erlennen. 

Denn ſollen die Früchte des ſchweren Kampfes und der blutigen 
Siege für Deutſchland nicht verloren ſein, ſo gebietet es eben ſo die Pflicht 
der Selbſterhaltung, als die Sorge für die Förderung der nationalen 
Intereſſen, Hannover mit Preußen feſt und dauernd zu vereinigen. Und 
— mie ſchon Mein in Gott ruhender Herr Vater es ausgeſprochen — nur 
Deutſchland hat gewonnen, was Preußen erworben. 

Dieſes werdet Ihr mit Ernſt erwägen und ſo vertraue Ich Eurem 
deutſchen und redlichen Sinn, daß Ihr Mir Eure Treue eben ſo auf— 
richtig geloben werdet, wie Ich zu Meinem Volke Euch aufnehme. 

Euren Gewerben, Eurem Handel und Eurer Schifffahrt eröffnen ſich 
durch die Bereinigung mit Meinen Staaten reichere Quellen, Meine Bor: 
jorge wird Eurem Fleiße wirkſam entgegenfommen. 

Eine gleiche Bertheilung der Staatslaften, eine zweckgemäße energifche 
Verwaltung, ſorgſam erwogene Gefege, eine gerechte und pünftliche Juftiz- 
pflege, kurz alle die Garantieen, welche Preußen zu dem gemacht, als was 
= fich jegt in harter Probe bewährt hat, werden Euch fortan gemeinfame 

üter jein. 

Eure friegstüchtige Jugend wird fi) ihren Brüdern in Meinen anderen 
Staaten zum Schuge des Baterlandes treu anjchließen, und mit Freude 
wird die Preußiiche Armee die tapferen Hannoveraner empfangen, denen 
m den Jahrbüchern deutjchen Ruhmes nunmehr ein neues größeres Dlatt 
eröffnet ift. 

Die Diener der Kirchen: werden auch fernerhin die Bemwahrer des 
väterlihens Glaubens jein. 

Euren Lehranftalten, den vieljährigen Pflegerinnen deuticher Kunft und 
Wiſſenſchaft, werde ich Meine bejondere Aufmerkjamkeit widmen, und wenn 
der preußiiche Thron, je länger, defto mehr, als der Hort der Freiheit und 
Selbftftändigfeit des deutichen Baterlandes erkannt und gewürdigt wird, 
dann wird auch Euer Name unter denen feiner beften Söhne verzeichnet 
werden, dann werdet auch Ihr den Augenblick jegnen, der Euch mit einem 
größeren Baterlande vereinigt hat. 

Das malte Gott! 
Schloß Babelsberg, den 3. October 1866. Wilhelm. 
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Die Befipergreifungs-Patente in Betreff des Kurfürften- 
thums Hefjen, des Herzogthums Naſſau und der freien 
Stadt Frankfurt, jowie die betreffenden Allerhöchſten Pro- 
clamationen find von demjelben Tage (3. October) datirt 
und im Wejentlichen gleichlautend. 


Graf Bismard über das Verfahren der Re- 
gierung in Bezug auf Hannover. 
(Rede in der Sigung des Reichſtags vom 11. März 1867.) 


Ich hege die aufrichtigſten Sympathieen mit den Gefühlen, die einen 
treuen Br einer gejtürzten Dynaftie befeelen können, mag dieſe 
Dynaftie gefallen fein durch ihre eigene Schuld oder durch die Gewalt der 
Umftände. Ich kann e8 dem Herrn Vorredner (Abg. von Mündhaufen) 
auch nicht verargen, daß er das Bedürfnig empfunden hat, feinen Gefühlen 
Ausdrud zu geben; nur hätte ich gewünſcht, daß er von diefem Ausdrude 
Anklagen der Königlich Preußifchen Regierung fern gehalten hätte, die ſich 
entweder auf unrichtige Auffaffung der Thatfachen, oder auf umrichtige That: 
fachen überhaupt gründen, und daß er mich der undanfbaren Aufgabe 
überhoben hätte, ihn im diefer Beziehung zu widerlegen. 

Ich meife zunächſt den Vorwurf, als hätte die Königlih Preußiſche 
Regierung die Kapitulation von Fangenfalza nicht an als eine 
unmürdige Berläumdung der Königlichen Regierung, mit Entrüftung zurüd. 
Die apitulation von Langenſalza ift fein Staatövertrag. Seinem der 
Unterhändler, die dabei thätig geweſen find, jo lange die Truppen bei 
Langenjalza ftanden, ift e8 eingefallen, daraus etwas Anderes zu machen, 
als eine militärifhe Convention, um für die Dauer des Krieges 
mweitere8 Blutvergießen zwifhen Truppen, die lange befreundet gemejen 
waren und manche glorreiche Erinnerung mit einander teilten, zu ver: 
hindern. In diefem Sinne ift Sr. Maj. dem Könige Georg die Sicher: 
beit feine Privateigenthums zugefichert worden, natürlich desjenigen Pri- 
pateigenthums, das fich im Lager und bei ihm befand. Ueber das übrige 
Privateigenthum, welches bereits in unferen Händen oder jonft im König» 
reih Hannover war, und über andere dahin bezügliche Verhältnifje haben 
Staatöverträge zu beftimmen. 

Daß Ihre Majeftät die Königin Maria vorzieht, noch in diejem 
Augenblid in dem Preußifchen Lande zu verweilen, ohne daß Ihr Herr 
Gemahl mit Sr. Maj. dem Könige von Preußen Frieden geſchloſſen bat, 
ift ein Beweis des Schuges, welden Fürjten und Fürſtinnen aud dann, 
wenn fie unfere Feinde find, jederzeit in Preußen finden, und des Ber: 
trauend auf diefen Schuß, und ich bewundere, daß die Königin Maria 
das Vertrauen bis zu diefem Grade ausdehnte. ch weiß aber, daß der 
Aufenthalt, daß die Anmefenheit nicht der Königin, aber des Hofes ın 
Marienburg den Dedmantel von Intriguen bildet, die wir nicht auf 
die Dauer dulden können; ihre Fäden abzufchneiden, hat Se. Maj. der 
König befohlen. In Folge diejes Befehls ift der Major v. Trend vor 
den Augen J. Maj. der Königin Maria verhaftet worden. Wenn J. Ma- 
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jeftät da nicht anjehen will, muß fie nicht in der Marienburg wohnen. 
Für und ftehen zu hohe Intereſſen auf dem Spiele, die Ruhe des Landes 
lann aus dergleichen Rückſichten nicht gefährdet werden, mwenigitens find 
wir feft entichloffen, nicht damit fpielen zu laffen. Hr. v. Trend war 
unferen Nachrichten nad Träger auch von anderen Papieren; er hat recht- 
zeitig aus den Hannoverjchen Bureaur Nachrichten darüber befommen, daß 
auf ihn vigilirt würde; er hat in Folge deſſen dieje anderen Papiere ent» 
meder nicht mitgenommen, oder frühzeitig in Sicherheit gebracht; es fand 
fih bei ihm nur ein Brief des Königd Georg an die Königin Maria. 
Es jtimmt mit der Intention Sr. Maj. des Königs nicht überein, daß 
diefer Brief erbrochen wurde. An die Königin Maria kann ihr hoher 
Gemahl fchreiben, was er will, dadurd kann die Ruhe des Staates nicht 
compromittirt werden. Die Intention iſt mißverftanden, daß dadurch der 
Auftrag überjchritten worden, wie das häufig im Leben, namentlich in ge- 
ipannten Berhältnijfen, vorfommt. Er bezog fid) vorzugsweiſe auf die 
Verbreitung ſolcher Proclamationen, die von Hieging fommen und die im 
Stile des „Württemberger Beobachter“ unter das ——— Landvolk, 
ſei es behufs der Wahlen, oder um andere Unruhen zu erregen, verbreitet 
werden. Se. Maj. der König hat befohlen, in einem Schreiben an einen 
Beamten des Königlichen Hofes in Marienburg Sein Bedauern über das 
Ueberſchreiten Seiner Intention auszudrücken. Dergleichen kann überall 
vorlommen. Daß es nicht in unſeren Gewohnheiten liegt, das zeigt am 
beſten der fortgeſetzte Aufenthalt der Königin Maria in Marienburg 
ungeachtet der fortgeſetzten Weigerung ihres Herrn Gemahls, Frieden mit 
uns zu ſchließen. 

Der Herr Borredner hat außerdem über das Regime, unter dem 
annover bisher verwaltet worden iſt, Klage geführt. Ich begreife diefe 
lage. Hannover fteht augenblidlih unter dem Regiment des Abſolu— 

tismus, und diejes Kegiment wird jein Ende finden am 1. October d. %.; 
dann wird es fich aller der verfajjungsmäßigen Garantieen erfreuen, welche 
die übrigen Provinzen des Preußiſchen Staates bereit3 in diejem Augen» 
bit ſchützen. Bis dahin aber wird ſich der Herr Vorredner damit bes 
iheiden müſſen, daß die Provinz nad den perjönlichen Ueberzeugungen 
Sr. Maj. des Königs über die Mafregeln, die zur Sicherftellung der 
Preußiichen Herrichaft in dem Lande nothwendig find, regiert wird. Wir 
werden den Widerftand nicht tragen, wir werden ihn brechen. 
Daß die Sache jo gefommen ift, kann Niemand mehr wie ich bedauern. 
Ih habe ſchon vorhin angedeutet, daß Jahrhunderte lange Erinnerungen 
und Traditionen die Hannoverjche Armee mit der Preußiichen verknüpften, 
und die Hannoverjche Politif mit der Preußiſchen. Es war die Grups 
pirung de3 jiebenjährigen Kriegs eine volllommen natürliche, die in unfer 
aller ars lebt. Seit einigen Jahren hat fi Hannover von diejer 
natürlichen Verbindung losgerifien; ich habe feine Minifter, — der Graf 
Platen wird mir das bezeugen — mit den Worten gewarnt: wenn Gie 
Preußens Ehrgeiz fürchten, können Sie ihn nicht wirfjamer entwaffnen, 
als dadurch, daß Sie jeine treuen Bundesgenoffen find. Einem Bun- 
desgenojjen nah dem fiegreichiten Kriege tft Fein Fürft des 
Haujes Hohenzollern im Stande, ein Haar zu frümmen. 
Denn Sie fih aber mit unfern Feinden liiren, obſchon Ste diejelben In— 
tereffen mit ung haben, wenn Sie zwifchen Hamburg, Minden und Köln 
Fürft Bismard. 36 
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einen Staat jchaffen, von dem wir befürchten müſſen, daß er jede Ber- 
legenheit Preußens nad) außen benußt, jede Front, die wir nach dem 
Süden madhen, um uns, ich will nicht jagen, den Dolch, aber die Waffe 
in den Rüden zu rennen; ein ſolcher Staat fann nicht mit unjerm Willen 
bejtehen, jeine Forteriftenz wäre unverträglich mit der Preußens, und der- 
jenige Preußiſche Meinifter, der die erjte Gelegenheit, die fich zur Beſei— 
tigung eines jolhen Hannovers darbietet, verſäumen mürde, verräth fein 
Land, verräth Deutjchland! Sie hätten uns dieje Gelegenheit nicht geben, 
diefe Berpflihtung nicht auferlegen müſſen. Wir haben lange unterhandelt, 
pielleiht zu lange über ein Bündniß mit Hannover, wir haben noch bei 
Langenjalza darüber unterhandelt. Woran jcheiterten die Unterhandlungen 
mit Hannover? An der Abneigung Sr. Maj. des Königs Georg, Garan- 
tieen dafür zu geben, daß die Hannoverjche Armee fi auf nur ein Jahr 
lang der Yeindjeligfeiten gegen uns enthalten möge. Wir haben das 
Bündniß angeboten von dem Augenblid an, wo wir die Möglichkeit eines 
Krieges vorausjahen. Wir find hingehalten worden mit Tergiverjationen. 
Dean hat uns in amtlich mitgetheilten Noten einen Neutralitätsvertrag 
verjprochen, während dejjen aber jortgefahren, heimlich zu waffnen: man 
ließ Munition und Waffen nah Stade jchleppen, um dort eine feſte Po- 
fitton zu nehmen, um dort mit dem Gablenzichen Corps, mit denjenigen 
Streitkräften, die das Haus Auguftenburg in Holjtein würde mobil machen 
fönnen und deren Waffen wir dann in Hamburg gefunden haben, eine 
Diverfion gegen uns im Rüden gemeinjchaftlih mut Defterreich zu machen. 
Diejer Gefahr kann ſich Preußen nicht zum zweiten Mal ausjegen. Wir 
haben die Berhandlungen hinausgezogen ın der Hoffnung, Hannover würde 
fi) bejinnen. Es hat uns widerftrebt, gegen diejen befreundeten 
und benahbarten Stamm, der mit uns dDenjelben Dialect Ipridt, 
in dejjen Adern unjer Blut fließt, den Degen zu ziehen. Um 
dies zu vermeiden, haben wir rechtzeitig, — wenn ich nicht irre, war es am 
9. oder 11. oder furz darauf — in Hannover amtlich Folgendes kundge— 
geben: Stimmt Hannover für den Defterreichiichen Antrag, der am 14. Juni 
in Frankfurt votirt worden, jo werden wir dies als eine Kriegserklärung 
betrachten und danach verfahren. Sie waren volljtändig gewarnt, 
Sl aber Bertrauen auf 800,000 Mann Defterreidijder 

ruppen — jo war nämlich die Zıffer Durch den Prinzen Solms an- 
gegeben, der feinem hohen Verwandten damit einen jchlehten Dienjt ge 
teitet, al3 er jchwankte zwiſchen Preußen und Defterreih, ihn in das 
andere Yager hinüber zu ziehen. 

M.H., in ſolchen Angelegenheiten fann dieje Art von gemüthlicher 
Auffaffung, an die man fi in Deutichland im fünfzigjährigem Frieden 
gewöhnt hat, nicht Plak greifen. Es iſt mir von mehreren Seiten nad 
dem Kriege, von Seiten Deutjcher Staaten in einer Weije entgegenges 
fommen, die etwa jagen mollte: „Nun, wir haben die Sache nicht jo ernit 
gemeint, nun iſt Alles wieder beim Alten; wir haben in Hannover mur 
mit jcharfen Patronen Mannöver gemacht; wir wollen uns auf die alten 
Stühle jegen, und ihr werdet nicht böje fein.“ Man hat fich über 
den Ernft der Sache getäufht; ob in demjenigen Dünfel, mit dem 
Gott öfter die Fürften jchlägt, ob in derjenigen Unfenntniß der Diplo- 
maten und Minijter, in der Biele ſich über die Realitäten diejes Lebens 
befinden, laſſe ich dahingeftelt. Man hat Krieg gewollt mit ofje- 
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nen Augen; man war entſchloſſen, Preußifche Provinzen zu 
nehmen, wenn man gejiegt hätte; danadh hat man fein Recht, 
id nahher zu wundern, daß der Krieg die ernften Folgen hatte, 
die er nun gehabt hat, und nun uns gegenüber einen Ton der 
Klage über dieje Folgen anzufhlagen. M. H., wenn das Blut, 
menn die Freiheit von Preußen aufs Spiel geftellt wird, wenn das ganze 
Königreih, wie e8 war, mit feiner glorreihen Krone als Einfag jtand, 
menn die Kroaten unjer Sand mit ihren Plünderungen bedrohten, wenn 
die Fremdberrichaft, ich weiß nicht, auf wie lange, uns bedrohte; wenn 
man uns in die Gefahr bringt eines Stichs in die Seite, ſoll man danach 
nicht auf den Standpunkt der Sentimentalität fallen und über jchlechte 
Behandlung klagen. 

Glaubt man das zu fünnen, jo ift es eine Unfenntnig der Dinge, 
an der jeder Staat und jede Krone zu Grunde gehen muß, melde mit 
diefer Unfenntniß geichlagen iſt. Der u Vorredner hat uns noch einen 
ipeciellen Borwurf gemacht; er hat darüber geklagt, daß Leute ohne Ur— 
tbeil und Recht und im Widerjpruche mit der Gejekgebung nad der 
Feſtung Minden abgeführt ſeien. M. H., im Hannoverſchen Gebiete lag 
feine Feltung, fonft hätte ich e8 für correcter gefunden, fie dahin abzu⸗ 
führen. Das iſt aber meines Erachtens das Einzige, worüber vom ju— 
riftiihen Standpunkte aus Beſchwerde geführt werden kann in einem 
Lande, wo nad Kriegs- und Völkerrecht in diefem Augenblid die abjolute 
Regierung befteht, die Hegierung eines Eroberers, und zwar eines jolchen, 
der mit Ihnen Freund und Pandemann fein will und fih als folchen 
führt, immerhin aber doch eines Eroberers; in einem ſolchen Yande und 
im folhem Augenblide fi darüber zu bejchweren, daß Jemand, der die 
Ruhe ftört, eingefperrt und unjchädlich gemacht wird, dann ift Ihnen der 
Unterjchied er einer abjoluten und conftitutionellen Berfafjung, die 
dem Staatabürger gegen den Mißbrauch der Gemalten Garantieen giebt, 
überhaupt unklar. Werden Sie es jegt in Rußland für eine Gejeges - 
und NRechtsverlegung halten, wenn Jemand präpentiv eingejperrt wird ? 
Iſt es nicht bei ung toto die pajfirt, ehe wir die Verfaſſung hatten, ohne 
daß die jcharffinnigften Juriften etwas dagegen vorzubringen mußten ? 
Formales Unrecht gejchieht dabei nicht. Ob aber durch moralijches Un— 
tcht der Verſchuldete getroffen wird, ift von hier aus und in jolchen 
Berhältniffen nicht immer zu unterfcheiden, und ich wünſchte Ihnen, 
daß der 1. October raſcher heranfomıme, als e3 ſonſt feine Art 
if. Dann werden Sie von allen diefen Unbilden befreit jein. Wir werden 
Ihnen gegenüber die Preußifche Verfaffung eben fo ftrict in allen Garan- 
tieen der perfönlichen Freiheit beobachten, wie in den alten Provinzen, 
Aber gerade, meil die Zeit jo kurz ift, können wir im diejer kurzen —* 
nicht viel ſpaßen. Ich rathe auf das Dringendſte Ihnen und 
Ihren Freunden ab, daß Sie uns nicht herausfordern! Sie 
werden einer Energie begegnen, der Sie nicht gewadjjen find. 
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Die Einverleibung Schleswig: Holfteins in di 
Preußiſche Monardie. | 
Adreffe der Prälaten und Ritterfchaft der Herzogthümer 
Schleswig=Holftein und Antwort Seiner Majeftät des 
Könige. 
ı* 
Die Adrejfe vom 2. Auguft. 


„Allerburchlauchtigfter, Großmächtigfter, Allergnädigfter König und Herr! 

Prälaten und NRitterfchaft der Herzogthümer Schleswig und Holftein baben 
ungebuldig dem Augenblide entgegengefeben, wo es ihnen vergönnt fein würde, 
den Ausbrud von Gefühlen, welche jest ihre Herzen bis in das Innerfte burd- 
dringen, ebrfurchtsvoll zu Füßen des Thrones Em. Königlihen Majeftät nieder: 
zulegen. Seit längerer Zeit ſchon haben fie eine Löſung ihrer heimiſchen Frage, 
wie fie nunmehr im Ausficht fteht, als mehr oder weniger gefihert anfehen zu 
fönnen geglaubt. Nichts defto weniger verfolgten fie beren allmäbliche, ihre Wünſche 
und Hoffnungen immer noch nicht in endgültiger Weife erfüllende Entwidelung 
mit gefpannter Erwartung. 


Nah Ausbruch des Krieges begrüßten Präfaten und Nitterfchaft der Her- 
zogthümer Schleswig und * mit eben ſo tief bewegten, wie freudig er— 
griffenen Herzen die glänzenden, Schlag auf Schlag ſich folgenden Siege des 
unvergleichlichen Preußiſchen Kriegsheeres; ſie bewunderten ſtaunend die Erfolge 
eines Feldzuges, wie ihn die Geſchichte in gleicher Weiſe nicht aufzuweiſen vermag. 

Jetzt, wo bie abgeſchloſſenen Friedens-Präliminarien das Schidjal ihres 
Baterlandes feftgeftelt zu haben jcheinen, find Prälaten und Nitterfchaft der Her- 
zogthümer Schleswig und Holftein nächſt Gott Ew. Königlihen Majeftät dafür 
mebr, als Worte e8 auszubrüden vermögen, dankbar; fie werden glücklich fein, 
Em. Königliche Majeftät als Yandesberen begrüßen zu dürfen; fie werden ftol; 
jein, dem großen, rubmreihen Preußen anzugebören, und fie halten es für ibre 
Pflicht, offen auszufpreden: daß Ew. Königlihe Majeftät durch Vereinigung 
Schleswig. Holfteins mit Allerhöcftdero Staaten unferen Herzogthümern die fichere 
Gewähr einer glüdlihen Zukunft geben werben. ' 

Indem Prälaten und Ritterſchaft den Ausdruck dieſer feften Ueberzeugung 
Ew. Königlihen Majeſtät zu Füßen zu legen wagen, glauben fie die Bürgjchaft 
dafür übernehmen zu können, daß Auerböcftvietefben an ben Bewohnern ber 
Herzogthümer Schleswig und Holftein unter Gottes Beiftand getreue Unterthanen 
baben werben.” 

Ew. Königlihen Majeftät treugehorfamfte Präfaten und Ritterſchaft ber 
Herzogthümer Schleswig und Holftein. Namens berjelben die zur Unterjchrift 
Committirten: Berbitter und Mitglieder der fortwährenden Deputation: Ernit 
Reventlomw ald Berbitter. Graf Eugen Reventlow-Altenboff. Graf Re— 
ventlow-Jersbed. Graf Chr. Rankau-Oppendorf. Graf Holftein: 
Water-Neverstorff. v. Ablefeldt-Yindau. 


Antwort Seiner Majeftät ded Könige. 


„Sch habe die von Prälaten und Ritterfchaft der Herzogthümer Schles- 
wig und Holftein an Mich gerichtete Adrejfe gern entgegengenommen, und 
indem ich denfelben Meinen Dank für ihre Glückwünſche über den Er- 
folg, mit welchem es der Vorſehung gefallen hat, die Anftrengungen 
Meines Heered zu fegnen, und für das mir entgegengebrachte Vertrauen 
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ausiprehe, gebe Ich Mich der Zuverfiht bin, daß die Erfüllung der von 
ihnen für eine engere Verbindung mit Mir und Meiner Monarchie ge- 
begten Wünſche dem engeren wie dem weiteren Baterlande zu dauerndem 
Segen und Gedeihen gereichen werde.“ 


Berlin, den 16. Auguft 1866. Wilhelm. 


7. September. Gejeß- Entwurf, betreffend die Bereinigung der 
Herzogthümer Holitein und Schleswig mit der Preußiichen 
Monardie. 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x., verorbnen, 
mit Zuftimmung beider Häufer des Landtags der Monarchie, was folgt: 


8.1. 

Die Herzogthümer Holftein und Schleswig mit Ausnahme eines burd) 
Bertrag mit dem Großherzog von Oldenburg näber zu beftimmenden Gebietstheilg, 
werden mit ber Preußiſchen Monarchie auf Grund der am 30. October 1864 in 
Bien zwifchen Preußen und Oefterreich einerfeits und Dänemark anbererfeits und 
am 23. Auguft 1866 in Prag zwifchen Preußen und Defterreih abgejchloffenen 
Friedensverträge vereinigt. . 

8.2. 
Die Preußische Berfaffung tritt in dieſen Landestheilen am 1. October 1867 
in Kraft. 
Die zu biefem Bebufe notbwendigen Abinderungs- und Zufagbeftimmungen 
werden durch bejondere Geſetze feftgeftellt. 


8.3. 
Das Staats- Minifterium wird mit der Ausführung des gegenwärtigen 
Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich x. 


Motive, 


„Im Art.3 des am 30. October 1864 in Wien abgejchloffenen Friedens bat 
Seine Majeftät der König von Dänemark allen feinen Rechten auf die Herzog- 
tbümer Echleswig und Holftein zu Gunften Ihrer Majeftäten des Königs von 
Preußen und bes Kaifers von Defterreich entfagt und fich verpflichtet, alle in Bezug 
auf dieſe Herzogtblimer von ibren gedachten Majeftäten zu treffenden Beftimmungen 
anzuerkennen. In dem am 23. Auauft 1866 zu Prag abgeichloffenen, inzwiſchen 
satificirten Friedensvertrage hat Seine Majeftät der Kaifer von Defterreih alle 
reine ım Wiener Frieden erworbenen Rechte auf die beiden Herzogtblimer Seiner 
Mojeftät dem Könige mit der Maßgabe Übertragen, daß die Bevöllerungen ber 
nördlichen Diftricte von Schleswig, wenn fie durch freie Abftimmung den Wunſch 
zu erlennen geben, mit Dänemark vereinigt zu werben, an Dänemark abgetreten 
werben follen. 

Auf Grund dieſer vertragsmäßigen Beftimmungen haben Seine Majeftät 
der König beichloffen, die Herzogthümer Holftein und Schleswig mit ber Preu— 
Bichen Monarchie zu vereinigen. 

Doch wünſcht die Königlihe Regierung fih die Möglichkeit zu wahren, ab- 
gejeben von der Abſtimmung der nörblihen Diftricte Schleswigs, dem Grof- 
berzog von Dibenburg einen zwiſchen beiden getrennten Theilen bes bisherigen 
bolſteinſchen Beſitzes Seiner Königlichen Hoheit belegenen Diftrict abzutreten. 
Der Großberzog von Dibenburg bat als Vertreter reſp. Rechtsnachfolger beider 
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gottorpſchen Yinten bei dem früheren Bunbestage Anſprüche in Bezug auf bie 
Erbfolge in den Elbherzogtblimern erhoben. Es ift wünfchenswertb, dieſe Anſprüche 
auf gütlihen Wege zu befeitigen und werden die deshalb eingeleiteten Verband» 
lungen auch im Interefje der Marine eine anderweitige Regulirung bes Gebiets 
an der Jahde umfaſſen. 

Der $. 1 des vorgelegten Gejet- Entwurfs enthält desfallfige Vorbebalte. 

Die 88.2 und 3 des Gefet- Entwurfs fiimmen im Wefentlihen mit den 
betreffenden Paragraphen des auf Hannover, Kurhefien, Naffau und Frankfurt be 
züglihen Gejet : Entwurfs überein.“ 


7. September. Aeußerung des Grafen Bismard bei Vor— 
legung des Gejegentwurfs. 


„Die Königliche Regierung war nicht in der Page, diejes Geſetz 
gleichzeitig mit den fo eben berathenen einzubringen, weil fie genöthigt 
war, die Ratification des Prager Friedens vorher abzumarten. Sie darf 
fi indeffen der Hoffnung bingeben, daß die Principien, nach melden 
auch diefes Geſetz im Wefentlihen zu beurtheilen fein wird, durch die 
Behandlung des jo eben angenommenen fich hinreichend feftgeftellt haben 
werden, um eine kürzere Behandlungsmeife, vielleicht die fummarifche in 
der Schlußberathung möglich zu machen. Was den Vorbehalt in Betreff 
eines Gebietstheile8 des Großherzogthbums Oldenburg betrifft, jo erlaube 
ih mir, darüber eine kurze Erläuterung zu geben. Die Königliche Re 
gierung iſt im Begriff, mit Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzog 
von Oldenburg einen Vertrag zu unterhandeln, welcher zunächit die um 
bedingte Anerkennung der Souverainetät Seiner Majeftät des Königs in 
den Herzogthiümern von Seiten der oldenburgiichen Linie zum Gegenflande 
bat, eine Anerkennung, welche die Königlihe Regierung zu erlangen 
wünjcht. Ueber die Motive dieſes Wunjches werde ich mir erlauben, fpäter 
bei der Vorlage diefes jpeciell mit Oldenburg zu jchliegenden Bertrages 
weitere Auskunft zu geben. Der Vertrag umfaßt außerdem eine von der 
Marine-Berwaltung gemwünfchte Ausdehnung des Jahde-Gebiets und 
einige Eifenbahn- Anlagen, bei denen Preußen und Oldenburg concurriren 
und das Herzogthbum Holftein mit einem etwa zwei Quadratmeilen nicht 
überfteigenden Öebietstbeil in Mitleidenschaft gezogen wird, wenn die bis— 
herigen Abfichten realifirt werden. Wir haben übrigens im Art. 2 die 
Formulirung der Vorlage des Commiffiond» Gutachtens, wie es heute zur 
Annahme gefommen ift, volljtändig berüdjichtigt, da wir in diefer Faſſung 
der Annahme des Haufes am ficherften zu fein glaubten. Daß die König: 
liche Regierung in dem eben angenommenen Geſetze auch eine andere Faſſung 
ihrerjeit3 für annehmbar hielt, geht aus der Borlage der Commiſſion und 
aus den Erklärungen in der Commiffion hervor. Es kommt ihr aber vor: 
zugsweiſe auf rajche Erledigung diefer Vorlage an, und deshalb hat fie 
ebenfo bereitwillig, wie bei der eben erledigten Frage, bei dieſen genau 
die Faſſung adoptirt, wie fie aus der Commiffion hervorgegangen ift. 
Sch möchte dem Herrn Präfidenten anheimftellen, falls dem Hauſe 
nicht die Schlußberathung beliebt, die Vorlage derfelben Commiſſion 
— Erledigung zu überweiſen, welche die eben erledigte Vorlage vor— 

erathen hat.“ 
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20. Dezember. Erklärungen des Grafen Bismard über die Lö- 
jungder Schleswig-Holſteinſchen Angelegenheiten 
bei der Berathung des Gejegentwurfes. 

(Das Verhalten des Erbprinzen von Auguftenburg; — 
die Stellung der Preußifchen Regierung zur Perfonalunion; 
— der Ober: Präfident von Scheel-Plefjen; — die 
Stellung Frankreichs und die Beftimmung über Nordichleswig.) 


Der Herr Abgeordnete (Tweſten) jtimmt für die Annerion. Ich be- 
dauere, daß über den Zwed hinaus, dieje Abftimmung zu motiviren, feine 
Rede hauptſächlich eine verjuchte Bemweisführung gemefen ift, daß die 
SchleswigsHolfteiner Grund hätten, übler Yaune zu fein über alles, was 
ihnen von Preußen widerfahren ift. Ich erlaube mir zunächſt einige un— 
richtige Thatſachen, auf welche der Herr Redner dieſe Bemweisführung be- 
gründete, nochmals zu berichtigen. Ich erkläre es für pojitiv falſch, daß 
der Prinz von Auguftenburg jemals die Preußiichen Februarbedingungen 
angenommen hat, und wir würden genöthigt jein, die Briefe, melde 
darüber vorliegen, wenn dieje unwahren Behauptungen ferner aufrecht 
erhalten werden follten, zu veröffentlichen, obwohl fie urjprünglich nicht 
dazu beftimmt geweſen find. Er hat fie ftet3 nur fo angenommen, daß 
er fih eine Hinterthür offen gehalten, er hat in ung die Ueberzeugung 
daß die vorbehaltene jtändische Zuftimmung von ihm zu diefen 

edingungen nicht gejucht werden werde, daß er vielmehr im Einzelnen, 
vermöge der ftändiichen Weigerung, loszukommen juchen werde, und gerade 
von dem wichtigiten. Bei der bekannten, oft erwähnten Unterredung, die 
der Herr Redner nochmal angeführt hat, objhon ich nicht weiß, was fie 
mit dem heutigen Zmwed zu thun hat, muß ich zunächſt beftreiten, daß der 
Prinz in einem gereizten Zuftande geweſen ift. Die Unterredung dauerte 
drei Stunden, von 9 Uhr bis Mitternaht. Am Schluffe derjelben hat 
jih der Prinz in vollkommen freundlicher Beziehung von mir verabjchiedet 
umd gejagt, er werde fich die Sache in Dolzig weiter überlegen und von 
dort aus jchreiben. Ich muß der Behauptung des Herrn Vorredners in 
meinem perjönlichen Intereſſe entgegentreten. Ich habe nicht die Ges 
wohnheit, in meinem eigenen Hauje und unter vier Augen unhöflich zu 
fein und bei politijchen Verhandlungen glaube ih mich immer fo ver- 
halten zu haben, daß mein Gegenpart nicht ohne ſachlichen Anlaß in einen 
gereizten Zuftand verjegt wird. Hätte ich gewußt, daß dieje Details heute 
von der Tribüne vorgebracdht werden würden, jo würde ich mich aus den 
Acten vergewiſſert haben, wie fie damals lagen. Ich kann nicht Alles be- 
halten, was in drei Jahren gejchieht, aber defjen erinnere ich mich ganz 
genau, daß die Forderung, welche ich dem Prinzen jemals in Aussicht 
ttellte, hinter den Februar-Bedingungen ſehr weit zurüditand. Es handelte 
ih um ein Hafengebiet und um fefte Stellungen an den beiden End- 
punkten des Nordoſtſeecanals. 

Die militäriſchen Beziehungen konnten zwiſchen und damals gar 
nicht ſo genau discutirt werden, in allen anderen waren unſere Anſprüche 
damals ſehr viel gemäßigter, als ſpäter in den Februarbedingungen; und 
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ich glaube verfichert zu fein, daß ich mich dem entſprechend geäußert habe. 
Ich erinnere mich ficher, daß, als ich von dem Hafengebiet ſprach, der 
Prinz darauf hinwies, das könnte fih ja gar „um Duadratmeilen“ 
—— woraus Sie eben den Maßſtab deſſen, was er zu bewilligen 
ereit war, entnehmen können. 

Daß ich in früheren Zeiten zu irgend Jemand geſagt haben ſolle, 
ich zöge die Perfonal-Union der Einſetzung der Familie Auguſtenburg vor, 
muß ich ftarf bezmeifeln. Ich kann natürlich, wie ſchon gejagt, nicht 
jedes Wort im Gedächtniß behalten, was ich zu den vielen hundert 
Deputationen, die ich gejehen habe, geſprochen Re diejes aber fann ich 
nicht gejagt haben, denn es ift nie meine Meinung gewejen, und warum 
follte ich gerade diefen Leuten im diefer Richtung has Segentheil meiner 
Meinung jagen! Ich habe ftet3 an dem Klimar feftgehalten, daß 
die PerfonalsUnion befjer war, wie das, was erijtirte, daß 
ein felbftftändiger Fürft bejjer war, als die Perjonal-Union, 
und daß die Bereinigung mit dem Preußifhen Staate befjer 
war, als ein jelbftftändiger Fürft. Welches davon das Erreichbare 
war, das konnten allein die Ereignijje lehren. Wäre Perfonal- Union 
das Marimum des Erreichbaren geweſen, fo hätte ich mich vor der Hand 
bei der damaligen Lage der Dinge im Intereſſe Deutfchlands nicht be: 
rechtigt und berufen gehalten, diefe Abjchlagszahlung zurüdzumeijen. Aber 
es iſt nicht zweifelhaft, daß im Laufe des Jahres 1864 eine für uns 
irgend annehmbare BVerftändigung mit dem Prinzen von Auguftenburg 
nicht zu erreichen war, und daß der Prinz die Bedingungen, die Seine 
Majeftät und Seiner Majeftät Minifter für annehmbar hielten, nicht ein- 
gegangen ift. Sch kann noch weiter gehn, wenn wir einmal auf Perfön- 
lichkeiten fommen. 

Noh im vorigen Jahre, furz vor den Gafteiner Verhandlungen, habe 
ih den Königlich en Minifter Freiherrn von der Pfordten ge 
beten, ob er nicht feine Vermittelung dahin eintreten lafjen wolle, daß 
dur Verhütung eines Conflictes, der ganz Deutſchland ergreifen Fönnte, 

nterhandlungen geführt würden, durch welche der Prinz von Auguftenburg 
bewogen werde, einen für Preußen annehmbaren Frieden mit Seiner 
Majeftät zu machen, wobei ich erklärte, daß ich dem Prinzen zu diejem 
Behufe an dem Königlichen Hofe eine günftige Aufnahme vermitteln würde, 
wenn der Prinz ſich dorthin begeben wolle. Herr Freiherr von der Pfordten 
übernahm jehr bereitwillig diefe VBermittelung; er bat fi demgemäß an 
den Prinzen, ob an defjen Räthe ebenfalld, weiß ich nicht, gewendet; er 
hat jedoch darauf zuerjt mehrere Wochen lang gar feine Antwort befommen 
und jpäter eine fühle und vornehme Ablehnung. Hierfür habe ich Zeugen. 
Wenn ferner behauptet worden ift, daß fih ein Unterfchied in dem 
Eroberungd-Berhältnig von Schleswig-Holftein und dem von Hannover 
behaupten ließe, jo ift dies nur fo zu acceptiren, daß unfere Eroberungs- 
rechte an den Herzogthümern jedenfall® ein noch ftärferes iſt; es ijt ein 
doppeltes! Wir haben fie zuerft den Dänen und zweitenß jie 
dem mit unjern friegerifhen Feinden verbündeten Prinzen 
von Auguftenburg abgenommen. Nehmen Sie an, der Prinz wäre 
wirklich legitimer Regent geweſen, fo ijt er eben fo jehr der Bundesgenofle 
unferer Friegerifhen Gegner gewejen al3 der König von Hannover oder 
der Kurfürft von Heffen. Er ift e8 aber mit mehr Bejonnenheit geweſen, 
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mit mehr Berechnung und mit weniger Offenheit. Wäre unfer Vorgehen 
in der Mitte Juni diefes Jahres weniger jchnell erfolgt, fo würden wir 
es erlebt haben, daß auf der Bafis des Bundesbejchlufjes vom 14. Juni c. 
fih in Hannover, an dem Sryftallifationspunfte des Gablenz'ſchen Corps, 
bannoverjhe und auguftenburgiihe Truppen bei Stade gejanmelt zur 
um gegen uns im Felde zu operiren und eine Diverfion gegen Berlin 
zu maden. 

Ich bedaure, daß der Herr Vorredner von der Höhe der politifchen 
Auffaffung, die ihn fonft kennzeichnet, herabgeftiegen ift, um Perjönlichkeiten 
auf der Tribüne in diefem Augenblide vor die Deffentlichkeit & bringen. 
Ich kenne nicht die einzelnen untergeordneten Beamten in der Bermwaltung 
von Schleswig-Holftein; ich habe in diefem Augenblid auch nicht die Zeit, 
mih darum zu befümmern. Jh muß mein volles Vertrauen auf den 
Baron v. Scheel» Plefjen fegen, und er genießt e3 im vollften Maße. 
Er ift der erfte Schlesmwig- Holjteiner, der ſchon im Jahre 1864 in 
Schönbrunn mir den feſten Entſchluß ausſprach, für nichts Anderes, als 
für den Anſchluß an Preußen zu wirken und die Verdächtigung, daß er 
dänischen Intereſſen diene, ift eine folche, die er nicht verdient und bie 
ih auf das Beftimmtefte zurüdmweije; id) baue auf feine Treue ebenfo feft, 
wie auf die irgend eines anderen Dienerd Seiner Majeftät des Königs. 

Daß die Königliche Staatsregierung ihn in diefem Momente mit 
einer Freiheit jchalten laffen muß, daß ein fo jchneidiger und entjchiedener 
Charakter, wie der des Herrn v. Pleſſen jich viele Jahre lang im Kampfe 
für jein Land gegen Dänemark bewährt hat, jeine unbequemen, feine 
rauhen Seiten hat, die ihn mitunter über das Ziel hinausſchießen laſſen 
mag und Freunde verlegen, anjtatt der Gegner, das mag jein, dergleichen 
it von einer Träftigen und männlichen Natur oft unzertrennlich. Ich 
babe aber jo viel im Amte gelernt, daß man es mit in den Kauf nehmen 
muß; man muß bei einer ftarfen und jonft zuverläjjigen Berjönlichkeit 
auf folhe Meinen Reibungen gefaßt fein und daraus feine Urſache zum 
Bruch oder zu einer Anklage machen. Ich habe nicht Zeit und halte 
es nicht für zweckmäßig, die Geſchäfte dergeftalt zu centrali— 
firen, daß man gemiijermaßen in jedem Gendarm perjönlid 
drinfigen will; es ift ja ein gerechter Vorwurf gegen die Preußifche 
Berwaltung, daß jede Brüde im Lande vom Minijterium felbft gebaut 
wird, und daß jede Heine vechtbaberiiche Yocalbejchwerde von verlegten 
Gemüthern gleih an die große Glode gehängt wird, mit dem Verlangen, 
daß man deshalb die höchſten Beamten umd gleich ganze Syfteme ER 

Ich komme zu einem anderen jchwerer wiegenden Vorwurf, den der 
Herr Vorredner unferer Politik maht und zu deſſen Beiprehung ich 
etwad weiter außholen muß, ich meine den wegen der Möglichkeit der 
Abtretung eines Theiles von Nordſchleswig. Der Herr Vorredner 
bat auch diefen und, wie mir fcheint, die ganze Üeltfage aus dem aus—⸗ 
ſchließlich ſchleswig⸗holſteinſchen Standpunkte aufgefaßt. So fünnen wir 
die Frage nicht beurtheilen. Wären wir mit Schleswig- Holftein umd mit 
Dänemarf allein auf der Welt, fo würde ein folder Friedensparagraph 
nicht eriftiren. Ich muß um Verzeihung bitten, wenn ich hierbei weit 
läufiger werde, als fonft meine emohnbeit ift, oder wenigſtens doch 
weiter ausholen muß, um Ihnen die Gründe Har zu legen, melde die 
Königliche Staatöregierung beftimmt haben, einen dem öffentlichen Gefühle 
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widerftrebenden und mit den reichen Erfolgen Preußens anſcheinend im 
Widerſpruch ftehenden Artikel in den Frieden aufzunehmen. 

Die politiiche reg welche Europa im Jahre 1815 erhalten 
bat, die Beziehungen der Cabinette zu einander von da ab bis zum 
Fahre 1840, geben das Bild eines großen europätfhen Defenfivigftems 
gegen Franfreih. Es war dies die natürliche Rüdwirkung der Eroberungs- 
friege des erſten franzöfifchen Kaiferreihs. Diefes Syitem gewährte feinen 
Theilnehmern eine Sicherheit, aber eine abhängige, wenigftens für Preußen. 
So lange Preußen ihm angehörte, mußte es auch den unglüdlichen Zu: 
fohnitt, der ihm im Jahre 1815 zu Theil geworden war, ertragen, mit 
feinem Commißbrod eben zufrieden fein. Es hatte dafür Schug und 
Sicherheit. Die früheren Regierungen haben es nicht für zweckmäßig ge- 
halten, Gelegenheiten, die zur Abwerfung dieſes Syſtems ſich boten, zu 
benugen. Dieſes Syſtem ift gefallen ohne Preußens Zuthun. Wäre alle 
durch feinen Fall die Sicherheit in zu hohem Grade beeinträchtigt, fo 
wäre Preußen jelbit daran unfchuldig; es ift gefallen durch das Jahr 
1848, durch die Politik, die jeit dem Jahre 1848 oder befjer jeit dem 
Yahre 1850 von Defterreich gegen Preußen betrieben wurde, und die es 
jehr ſchwer machte, das frühere maßgebende Bertrauen zu Defterreid 
wieder zu erzeugen. Den legten Stoß hat die heilige Allianz befommen 
durch den orientalifchen Krieg, durch das Verhalten Deiterreichd gegen 
Rußland, und der Zerfall diejer Allianz hinterließ einen Zuftand, in dem 
Preußen mit Hecht oder Unreht von dem Auslande und zum großen 
Theil von feinen eigenen Angehörigen als permanent hülfsbedürftig gegen 
Frankreich angefehen und diefe angebliche Hülfsbedürftigfeit zur Baſis der 
Speculation auf unſere Nachgiebigkeit und Beſcheidenheit gemacht murde. 
Diefe Speculation ift in dem legten Jahrzehnte namentlich von Oeſterreich 
und von einem Theile unferer deutichen Bundesgenofjen jehr weit getrieben 
worden. War fie eine berechtigte? fragt man fih. Die Intereſſen 
Preußens tragen an und für fih nichts in fih, was uns nidt 
den Frieden und ein freundlid nadhbarlihes Berhältniß zu 
Franfreih wünſchenswerth machte; wir haben bei einem Kriege mit 
Frankreich, jelbft bei einem glüdlichen, nichts zu gewinnen. Der Kaiſer 
Napoleon, im Widerſpruch zu andern franzöſiſchen Dynaftieen, hat in 
feiner Weisheit erfannt, daß Frieden und gegenfeitige8 Bertrauen im 
Intereſſe beider Nationen liege, daß fie von der Hatur nicht berufen feien, ſich 
gegenfeitig zu befämpfen, jondern als gute Nachbarn die Bahn des Fort: 
Ihritts in Wohlfahrt und Gefittung mit einander zu wandeln. Zu jolden 
Deziehungen mit Franfreid ıft nur ein jelbftftändiges Preußen 
befähigt, eine Wahrheit, die vielleicht nicht von allen Unterthanen des 
Kaiſers gleichmäßig erfannt wird. Wir aber haben es amtlich nur mit der 
franzöfiihen Regierung zu thun. Ein ſolches Nebeneinandergehen bedingt 
eine wohlwollende —— Schonung der Jutereſſen beider Völler. 

Welches find nun im großen Ganzen, ohne den zufälligen Stoß 
porübergehender Ereigniffe in Anjag zu bringen, die Intereſſen Frankreichs 
in Bezug auf Deutjhland? Betrachten wir fie ganz ohne deutjches Bor: 
urtheil; juchen mir uns auf den franzöfiichen Standpunkt zu fegen; es 
ift das die einzige Art, fremde Intereſſen mit Gerechtigkeit zu beurtheilen. 
E83 fanı für — nicht erwünſcht ſein, daß in Deutſch— 
land eine Uebermacht entſteht, wie ſie ſich darſtellen würde, 
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wenn man ſich ganz Deutfhland unter öfterreichifcher Leitun 
geeinigt dächte, ein Reih von 75 Millionen, ein Defterreid 
bis an den Rhein; felbft ein Frankreich bis an den Rhein würde fein 
ausreichende Gegengewicht bilden. Es iſt für ein Franfreich, welches 
mit Deutfchland in Frieden leben will, ein Vortheil, wenn Defterreih an 
diefem Deutjchland nicht betheiligt ift, indem die öfterreichifchen Interefjen 
mit den franzöfiichen mannigfach colliviren, fei es in Italien, fei e8 in 
dem Orient. Zwiſchen Franfreih und einem von Defterreich getrennten 
Deutfhland find dagegen die Berührungspunfte, die zu feindlichen Be— 
Kerpen führen können, viel weniger zahlreih; und daß Frankreich den 

unſch begt, zum nächften Nachbarn einen ſolchen zu haben, mit dem es 
Ausfiht hat, in Frieden zu leben, einen ſolchen, dem 35 oder 38 Millionen 
Franzofen im defenfiven Kampfe vollftändig gewachſen find, ijt ein natür- 
liches Intereſſe, das fann man ihm nicht verargen. Sch glaube, daß 
Frankreich, in richtiger Würdigung feiner Intereffen weder zugeben fonnte, 
daß die Preußiſche Macht, noch daß die öfterreichifche verichwände. 

Welches find weiter die Interefien Frankreichs bei der 

europäijhen Entwidelung, namentlih unter der jegigen 
Dynaftie? Es ift die Berüdfihtigung der Nationalitäten. 
Diefem Syſtem entjprehend hat Frankreich die dänische Frage von Anfang 
an aufgefaßt; die franzöfiiche Regierung hat ſchon auf der Yondoner 
Conferenz und im der Zeit vor und nad ihr eine weniger fchroffe Stellung 
gegen die deutſchen Anfprühe Dänemark gegenüber eingenommen, ſoweit 
dieje Anfprüche mit der Idee der Nationalität zufammenfielen. Die voll- 
Händige Durchführung des Nationalitäts-Principes ift befanntlich auf der 
däniſchen Grenze ganz unmöglich, weil die Nationalitäten jo gemifcht find, 
daß fich nirgends eine Grenze, die fie vollftändig von einander jondert, 
ziehen läßt; aber es war das Princip im a Bi welches Franfreid) 
vertreten hat, und melches es Frankreich möglid) machte, den deutjchen 
Veftrebungen nicht mit der Schärfe gegenüber zu treten, wie es von 
andern Mächten geſchah. In der Bmifchengeit ift man in vertraulichen 
Beiprehungen mit Dänemark, mit andern Mächten häufig auf dieje Frage 
jurüdgefommen; wir haben niemals die Jnitiative dazu ergriffen, weil de 
und feine bequeme war. ch bin ftetS der Meinung geweien, daß eine 
Bevölkerung, die wirklich in zweifellos und dauernd manifeftirtem Willen 
nicht Preußiſch oder nicht deutjch jein will, die in zweifellos manifeftirtem 
Willen einem unmittelbar angrenzenden Nachbarftaate ihrer Nationalität 
angehören will, feine Stärfung der Macht bildet, von welcher fie fich zu 
trennen beftrebt if. Man kann zwingende Gründe haben, dennoch auf 
ihre Wünfche nicht einzugehen, die Hinderniſſe können geographifcher Natur 
fein, die e8 unmöglich machen, ſolche Wünſche zu berüdjichtigen. Es fragt 
fih, ob und inwieweit dies hier zutrifft. Die Frage ift eine offene, 
wir haben jederzeit bei ihrer Erörterung hinzugefügt, daß 
wir uns niemals dazu herbeilafjen können, unfere militärijche 
Sicherheitslinie durch irgend ein Arrangement zu compro— 
mittiren, daß wir wohl —— und unabhängig aus— 
ea Wünfche, deren Beharrlidhkeit und — Con— 

atirung klar wäre an dieſer geographiſchen Stelle, unter 
Umſtänden berückſichtigen fönnten. So ungefähr hat eine Anzahl 
vertraulicher Bejprehungen in der Zwiſchenzeit gelautet. 
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So lag die Sache, ala Frankreich durch die Ereigniffe im Juli d. J. 
in die Lage fam, feine eigenen Wünſche mit einem ungewöhnlich ftarten 
Gewichte zu accentuiren. Ich brauche Ahnen die Situation nicht zu 
ſchildern, FA ift befannt genug, und Niemand hat Preußen zumuthen 
wollen, zwei große europäijche Kriege gleichzeitig zu führen, 
oder in dem Momente, wo es den einen führte und die Früchte defjelben 
noch nicht gefichert hatte, feine Beziehung zu anderen Großmächten zu 
compromittiren. 

In diefer Lage der Dinge wurde Franfreih von Defterreich zum 
Vermittler der Streitigkeiten berufen, aljo volllommen legitim durch einen 
der ftreitenden Theile berufen, feine Meinung geltend zu machen. Daß 
Franfreih die Erfordernijje feiner Politik Verudfihtigte 
fann ihm Niemand verdeufen; darüber, daß e8 fie mit Mäßi- 
gung geltend gemadt hat, iftes, glaubeich, für das Bublicum 
noch zu früh, zu urtbeilen, und ih mödte Gie bitten, dies 
der Appreciation der Regierung zu überlaffen. An uns trat 
die Frage heran, nicht ob wir es den Münfchen der Schleswig. Holfteiner 
entjprechend hielten, jondern die, ob wir in der europäifchen Yage, 
in der wir uns vor Wien befanden, die Gefammtbeit defjen, 
was uns von Defterreich unter franzöſiſcher Bermittlung ge- 
boten wurde, annehmen oder ablehnen wollten. Die Materialien 
zur Entſchließung waren nicht eben in der wünjchenswerthen Vollſtändigleit 
gegenwärtig; Detail: Berhandlungen unmöglich; unjere Communicationen 
waren unterbrochen, die Telegramme braudten drei, mitunter ſechs Tage, 
bevor fie aus den europäijchen Refidenzen ins Hauptquartier gelangten, 
weil die Linien auf dem Kriegsſchauplatz vielfach abgejchnitten waren. 
Es war alfo nur die allgemeine europäiiche Yage und die eigene augen: 
blidlihe Stimmung als Motiv zur Entſcheidung Seiner Majeftät des 
Königs zu nehmen. Wir hatten eine ftarfe Anlehnung an der 
unerfhütterlihften Bertragstreue Jtaliens, die ich nicht genug 
rühmen und deren Werth ih nicht hoch genug anſchlagen kann. 
Die italienifshe Regierung hat der Verſuchung, ſich durd ein Geſchenk 
Defterreihs, des gemeinichaftlihen Feindes, von dem Bunde abziehen zu 
laffen, mit großer Entichiedenheit mwiderftanden und wir fnüpfen an Diefe 
Thatfache gegründete Hoffnungen auf die zufünftigen freundichaftlichen und 
natürlichen Beziehungen zwiſchen Deutjchland und Italien, aber ungeachtet 
diefer in der Diplomatie und auf dem Schlachtfelde werthvollen Bundes: 
genofjenschaften entnahmen wir der Geſammtlage die Ueberzeugung, Daß 
wir den Bogen nicht zu ftraff fpannen durften, daß es nıdt an- 
gemefjen jet, durch Verwerfung von Einzelheiten die Gejammtheit des 
Errungenen wieder in Frage zu ftellen, und ihre Sicherſtellung vielleicht 
von Weiteren enropäiſchen Complicationen abhängig zu machen. Es ift 
ſehr jhwer, von Haufe aus zu überjehen und zu ermefjen, wieweit eine 
Discuffion angebotener Bedingungen führt, oft von Heinen Ausgangs: 
punkten zu ſchweren Differenzen; ich habe felbft Seiner Majeftät unum— 
wunden dazu gerathen, mie die Bermittelungsporfchläge vor und gelegt 
wurden à prendre ou à laisser, einzufchlagen und anzunehmen, und nicht 
wie ein verwegener Spieler das Ganze nochmals aufs Spiel zu jegen. 
Diefen Berhältnifien, meine Herren! verdankt diefe Klaufel in dem Ber 
trage ihre Entftehung. Die vage Faflung, die fie erhalten hat, läßt und 
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eine gewiſſe Latitude der Ausführung; ich halte aber für nöthig anzuführen, 
dak mir und doch unmöglich durch die Commiſſion und die Beſchlüſſe 
de3 Landtages von Verpflichtungen entbinden laffen können, die wir ein- 
gaangen find, jondern wir müjjen fie halten, aber wir werden fie fo zur 
usführung bringen, daß über die Abftimmung, auf deren Grund mir 
verfahren, über deren Sreimilligfeit und Umabhängigfeit und über den des 
finitiven Willen, der dadurch fundgegeben wird, fein Zmeifel bleibt. 

Ih möchte die Herren darum bitten, die Discufjion in diefem Mo— 
mente doch nicht zur Ablagerung von mehr oder meniger feindjeligen 
Partetanfichten zu benugen, fondern in diefem Augenblide den Blid 
nur nah Außen zu richten und die Nothwendigfeit im Auge 
zu behalten, dag wir Rücken an Rüden ftehen und das Gejidt 
dem Auslande zumenden müjjen, um gemeinschaftlich unfere 
Intereſſen zu wahren. 


Bie neuen Aufgaben der Regierung und die konfervative Partei. 


1867. 15. Sanuar. Rede des Grafen Bidmard bei der 
Berathung ded Gelegentwurfs wegen ded Zutrittd von 80 
Mitgliedern aud den neuen Bundestheilen zum Haufe der 
Abgeordneten, — im Herrenhauje. 


[Im Herrenhaufe wurden von einem Theil der fonjervativen Partei erhebliche 
Bedenken gegen die Vorlage erhoben. Zuvörderft fand man es nicht wohlgetban, 
daß das Mahlaefet für das Abgeordnetenhaus ohne Weiteres auch in den neuen 
Landestbeilen eingeführt werben folle, während durch ben jett ins Leben zu 
rufenden Reichstag des norddeutſchen Bundes wichtige Aenderungen in unferem 
Staatsichen eintreten würden. Bor Allem aber wurde hervorgehoben, daß zur 
Landesvertretung nicht blo3 das Abgeordnetenhaus, fondern auch das Herrenhaus 
eböre, deffen in dem neuen Geſetze nicht Erwähnung gejchebe. Auch das Herren- 
* müſſe aus den neuen Landestheilen ergänzt werden; ſonſt hätte das Haus 
ſelbſt eben ſo wie dieſe Länder Grund zur Beſchwerde. Man glaubte eine Ver— 
nachläſſigung Seitens der Regierung darin zu finden, daß die neuen Berufungen 
ins Herrenhaus nicht gleich mit geregelt werden ſollten. Beſonders ſei es nöthig, 
eine Beſtimmung wegen der Vertreter des alten und befeſtigten Grundbeſitzes aus 
den neuen Landestheilen zu treffen, da die Zahl der Mitglieder dieſer Art durch 
Königliche Verordnung auf neunzig begrenzt und auf die alten Provinzen vertheilt 
ſei; es ſei aber a A daß alle Arten von Mitgliedern des Herrenhaufes 
auh aus den neuen Yanbestbeilen berufen werben könnten. — Endlich wurbe 
noch geltend gemacht, es fei gar nicht nöthig, daß das Geſetz jetst zu Stande 
fomme; es könne dann allerdings die Berfaffung nicht fchon am 1. October in 
jenen Provinzen in Kraft treten, uber es fei dies fein Schade, da alsdann ber 
König mit voller Machtbefugniß wie bisher dort weiter regieren und die bered- 
tigten Eigenthümlichkeiten des Landes um jo mehr ſchützen könne.) 


Ein Redner*) hat fein Bedauern ausgefprochen, daß die Königliche 
Staatsregierung eine Partei, welche fie Jahre hindurch treu unterjtügt 








*) Herr von Senft⸗Pilſach. 
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habe und mit ihr zufammen gegangen jei, verlaffen und fi an die Spige 
der früheren Oppofition gegen die len geftellt habe. Meine Herren, 
wenn der Herr Vorredner nur furze Zeit an der Spige der Regierung 
gejtanden hätte, jo würde er fich jagen, daß man im Ddiejer Yage nicht die 
Möglichkeit hat, Partei Anfichten zu folgen. Ein großer Staat regiert 
fi) nicht nad) Partei-Anſichten, man muß die Gejammtheit der Parteien, 
die im Lande vorhanden find, in Abwägung bringen und aus dem Re- 
jultat dieſer fich eine Linie ziehen, der eine Regierung als jolche folgen 
fann. Wäre ich nicht Minifter, jo weiß ich nicht, wie meine Stellung, in 
der Dppofition zur jegigen Regierung oder im Anſchluß an diejelbe, ſein 
würde. Aber das würde ich mir jagen, daß ich einen Partei- 
genofjen, mit dem ich 16 Jahre lang zujammen gegangen bin, 
und der an der Spitze der Regierung geftanden hat, in den 
Ihwierigen europäijhen und inneren Berhältnijjen, in denen 
jih 4 Jahre hindurh nur Wenige fanden, die bereit waren, 
den damit verbundenen Kampf aufzunehmen und durdhzuführen, 
daß ich einen jolden, wenn derjelbe jih nah Abwägung der 
Gejammtverhältnijfe dazu entichließt, einen andern Weg zu 
gehen, als den, welden jeine alten Barteigenojjen vorzeichnen, 
nicht jehr raſch verurtheilen würde. 

Die Sachlage ift bei uns nicht jo, daß eine Königlich Preußijche Re: 
gierung fich losjagt von einer Partei, jondern die Partei jagt ſich unter 
Umftänden von der Regierung los. Ich ſage nicht, daß das hier der Fall 
ift. Die Wege einer Regierung find vorgezeichnet, und wenn ich ein 
Mitglied meiner Partei, dem ich vertraue, den ich für ehrlich und einfichtig 
halte, an der Spige der Regierung jehe, jo werde ich mein Bertrauen, 
unter Umftänden meine perjönliche Meinung unterordnen und jagen, jener 
muß in jeiner Stellung beſſer beurtheilen können, was möglich und was 
zu thun iſt, als ich. 

Die Herren, welche den Gejegesvorjchlag, wie er aus dem andern 
Hauje gefommen, ablehnen, haben meiner Ueberzeugung nad zwei Zwede 
dabei. Sie wollen erjtens die organiiche Entwidelung diejes Hauſes ficher 
jtellen und fie wollen zweitens der Regierung einen größeren Spielraum 
bei Einführung der Verfaſſung in die neuen Yande bemilligen, ſei es der 
Zeit nad, jei e3 dem Inhalte nah. Sehen wir unter dem Gefichtspunfte 
beider Fragen, ob Sie diefen Zwed erreichen! Seine Majejtät der König 
hat dem Hauje durch die Verordnung vom November 1865 — eine Ber: 
ordnung, die nicht leicht mach der ganzen Yage der Dinge hinzuftellen war 
— ein Unterpfand gegeben, daß Seine Mageftät feſt entſchloſſen ift, das 
Herrenhaus als einen organischen Factor unſerer Berfaffung zu erhalten, 
zu ehren und zu fördern. Die Königlihe Regierung — Gie 
fönnen davon überzeugt jein — iſt dankbar für die Unter: 
ftügung, die das Herrenhaus in jhwierigen Fragen ihr ftets 
gegeben hat, nicht nur, ſondern fie wird aus conjtitutioneller 
Ueberzeugung den Beftand des Herrenhaujes und jeine or— 
ganifche Fortbildung gegen jede Anfechtung vertreten: fie 
hält diejenigen conftitutionellen Staatämänner für jehr furz- 
jihtig, weldhe glauben, fie könnten einen Factor der Ber- 
faſſung anfehten und für ungefeglich erklären, ohne dabei das 
ganze Syſtem unjerer Berjajjung in Frage zu ftellen. Eime 
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Regierungsgewalt, welche fich dazu herbeiließe, den einen Factor der Ge- 
jeggebung mwillfürli zu bejeitigen oder zu ignoriren, würde mwenigftens 
durch Verfaſſungsbedenlen jchmwerlich bewogen mwerden, vor dem anderen 
Halt zu machen. Diejes Belenntniß der Auffaſſung der Regierung von 
der Bedeutung des Herrenhaufes, von feiner Nothwendigkeit, von jeiner 
Verfaffungsmäßigfeit und Unantaftbarkeit, von dem Schutze der König. 
lihen Zuſage, unter der es fteht, wie jede andere Berfafjungseinrichtung, 
dies Belenntniß fann Ihnen aus meinem Munde nit neu und umer- 
wartet jein. 

Wenn Sie died aber für wahr annehmen, jo haben Sie auch die 
Gewißheit, daß Seiner Majeftät alle Kategorien, aus denen das Herren- 
baus jeine Mitglieder zieht, in den neuen Yändern nach der bisherigen 
Geſetzgebung offen ftehen. ch wüßte nicht, welches Hinderniß ſich dabei 
met überwinden ließe; daß der König beengt würde, daß die Haltung 
Seiner Majeſtät präjudizirt würde durch übereinftimmende Beſchlüſſe 
beider Häuſer, das halte ich nicht für nützlich. ch gebe zu, daß wider- 
ftrebende Elemente durch gemeinfame Arbeit zu gemeinfamen Zmeden ge- 
monnen werden Fönnen. Aber Sie werden mir auch zugeben, daß es 
nicht nüglich ift, jo lange die Verhältniſſe nicht abgeichloffen find, die 
Regierung zu nöthigen, Mitglieder zu berufen, deren Verhalten vielleicht 
das Herrenhaus wiederum zu bedauerlihen Beſchlüſſen nöthigt. Wir 
fönnen nicht wünjchen, meine Herren, daß Unterthanen Seiner 
Majeftät des Königs von Preußen wieder ihre Stellung in 
diejem Haufe benugen, um fih zu Organen PBreußenfeindlicher 
Herrſcher aufzumerfen, mir fünnen nicht mwünfchen, daß Mitglieder 
dieſes Hauſes, die mit der auswärtigen Politit Seiner Majeftät des 
Königs unzufrieden find, ihm den Huldigungseid auffündigen. Alles 
wi würde der Befeftigung unjerer organiſchen Einrichtungen nicht för— 
erlih ſein. 

Ich habe alfo zu beweifen gejucht, oder wenigſtens meine Ueberzeu- 
ung ausgeſprochen, daß Seine Majeftät der König in Bezug auf alle 
* vertretenen Kategorien von Unterthanen in den neuen Ländern nicht 
beſchränkt iſt. Es wird die Möglichkeit vorhanden ſein, aus jeder dieſer 
Kategorien Mitglieder zu berufen. Eine andere Frage iſt: Treten Sie 
dem Zweck näher, der Regierung Spielraum zu gewähren, wenn Sie das 
Zuftandefommen des Geſetzes hindern, wenn Sie es, wie es aus dem 
anderen Hauje gekommen ift, verwerfen? Entweder die Regierung ift von 
der Nothwendigkeit, die Berfafjung bi8 zum 1. October dieſes Jahres 
einzuführen, überzeugt, und fie findet Mittel, die ihr entgegengeftellten 
Hindernifje zu überwinden, dann ift Ihr Beſchluß mindeftens überflüffig, 
und Sie erichweren der Regierung ihre an fich jchwierige Aufgabe; oder 
aber die Regierung ftugt vor diefem Hindernig, hält es für unüberwindlich 
und es iſt Ihnen gelungen, gewiljermaßen einen Stod in das Rädermwerf 
der Staatsmaſchine zu fteden und diejelbe zum Stillftand zu bringen. 
Sie ſchaffen dann einen neuen Conflict zwijchen den beiden 
darlamentarijchen Gemwalten, den zu entjcheiden entweder die 
Regierung verpflichtet ift, oder den die Ereignijje Löfen 
mäjjen. Die Regierung, wenn fie auch auf Ihren Wunjch eingeht, 
lönnte zwar das Abgeordnetenhaus, wenn es die Aenderungen ablehnt, die 
dad Herrenhaus bejchlofjen hat, auflöjen, e8 wäre dadurd) von Neuem 
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die Möglichkeit gegeben, daß fich wieder ein dauernder Conflict entjpinnt 
und mir in eine Yage fommen, im der wir nicht wünſchen fönnen, von 
Ereigniffen überrajcht zu mwerden. Aeußere Ereigniffe haben dazu beige 
tragen, den früheren Conflict zu fchliegen und würden vielleicht auch den 
neuen enticheiden; ich halte es aber in kritifchen Zeitverhältniffen für keine 
der parlamentarifchen Körperfchaften für gerathen, tiefgehende Berfaffungs- 
fragen zu offnen und flüſſigen werden zu laffen; Niemand kann vorher: 
jehen, nach welcher Richtung hin unvorhergeſehene Ereigniffe fie entjcheiden. 
Es iſt nüglicher, für beide Inſtitutionen das fefte Gefüge des 
Schildes der Berfajjung niht loder werden, feine Lüde in den 
Fugen entftehen zu lafjen. 

Die zweite Frage ift die: Ermeifen Sie wirklich der Regierung, wider 
ihren Willen, einen Dienft, indem Sie ihr einen geräumigeren — 
verſchaffen und die Einführung der Verfaſſung zum 1. October hindern? 
Ich gebe zu, der Zeitraum ih ein kurzer und an der Berfafjung wird 

ewiß Feder in feinem Sinne Berbefferungen wünſchen. Daß fie deren 
edürftig ift, hat Niemand mehr anerkannt als ihr Begründer, der hoc: 
jelige König Friedrih Wilhelm IV. 

Aber, meine Herren, wir haben eben feine andere Berfaffung, wie 
diefe. Berfallen wir nit in den Fehler unfrer Gegner, daß mir die 
biftorifche Entwidelung, vermöge deren‘wir biß zu dem heutigen Tage ge: 
langt find, ignoriren, daß wir nicht nach den gegebenen Unterlagen, fon: 
dern nach den münjchensmwerthen handeln. Im jegigen Moment der Krifis 
der deutfchen Berhältniffe, der möglichen Kriſis europäifcher Verhältnifie, 
in dem vorzugsweiſe die Aenderung und Reform der Verfaſſung ins Auge 
zu faffen — über diefem Beftreben die Verhältniffe im Yande zweifelhaft 
und unficher werden zu lajien, halte ich nicht für mwohlgethyan. Es findet 
ſich vielleicht jpäter dafür der Augenblid. Eine Nation, die jich defi- 
nitiv confolidirt hat, die fertig ift mit ihren auswärtigen Auf» 

aben, fann an Berfajfungsfämpfe ohne Scheu herantreten. 
Bir aber haben den Kampf, der uns 4 bis 5 Jahre bejdhäf- 
tigt bat, erjt in diefem Jahre zum Abſchluß gebradt durd 
eine Nahgiebigfeit, die hier von meinem verehrten Freunde 
Herrn von Kleift Tadel gefunden hat. 

Meine Herren, leben Sie erft etwa 4 Jahre eines ſolchen 
Conflictes bindurh mit dem Gefühle der VBerantwortlichkeit 
für die gefammte Situation zwijchen Kräften, deren Sie nidt 
Herr jind, weder der auswärtigen noch der inneren, und Gie 
werden jagen: daß die Regierung Recht gethban hat, diejen 
Conflict geichlichtet zu haben, jobald fie e8 ohne Demüthigung 
der Krone fonnte; der gewählte Moment aber war jo, daß er 
jeden Verdacht einer Demüthigung derjelben ausſchloß. Ich er: 
wähne das nur zur Illuſtrirung meiner Anficht, daß es nicht wohlgethan 
ift, in dieſem Augenblide wieder einen Conflict heraufzubeijhmwören, nicht 
mohlgethan, die Ungewißheit der Zukunft der neuen Lande über das Noth— 
mendigfte hinaus zu verlängern. Der Zeitraum ift furz bis zum 1. Oc— 
tober, aber ich hoffe, er tft ausreichend. Ein noch fürzerer, wenn aus— 
reichend, wäre mir lieber. Die Preußifche Verfaffung ijt, jo gut oder 
Ichlecht fie ift, das wirkſamſte Bindemittel, welches wir den vergrößerten 
Staaten bieten können. Nichts ift geeignet, die Verſchmelzung der wider: 
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ftrebenden Elemente zu fördern, als gemeinjame Arbeit an gemeinfamen 
Aufgaben. Die Herren werden mande Vorurtheile fallen laffen, wenn fie 
erft mit und gemeinfam an der nationalen Aufgabe thätig find. Diefen, 
fo zu jagen, Dedel des Kaſtens jehr lange offen ftehen zu laffen in 
jegiger Zeit, halte ich nicht für nützlich. Se rüber wir den Nauß nach 
dieſer Seite hin und nach der Seite des norddeutſchen Bundes erreichen, 
deſto geſicherter, deſto zugeknöpfter gehen wir dem etwaigen ſchlechten Wetter 
der Zukunft entgegen. Aus dieſem Grunde auch betreibt die Regierung, 
ſo viel ſie kann, den Zuſammentritt des norddeutſchen Parlaments. Es 
iſt eine ſchwere Aufgabe für die Regierung, unmittelbar aus einer parla— 
mentariſchen Campagne in die andere überzugehen. Nichtsdeſtoweniger 
hat ſie ſich dazu entſchloſſen, weil ſie überzeugt iſt, daß der Verzug ſchadet. 
Eben jo ſieht fie Gefahr im Aufſchub der Conſtituirung eines 
verfafjungsmäßigen Gemeinwejens, an dem die neuen Yänder 
in vollem Maße theilnehmen, und deshalb ftellt fie fich felbft die 
Aufgabe, in den 8 Monaten, die wir noch haben, mit der Organifation, 
die der Anwendbarkeit der Verfaſſung in den neuen Ländern vorhergehen 
muß, fertig zu fein. 

Sollte wider Erwarten dies nicht gelingen, jo würde fie es vorziehen, 
vor jener Frift die Häufer des Landtags noch einmal zufammen zu be- 
rufen, um einen Aufichub der Verfaffunggeinführung zu beantragen. Sie 
bofft aber, nicht in dieje Yage zu fommen. Das Geſetz, jo wie e8 aus 
dem andern Haufe gelommen ift, entjpricht nicht volllommen der urjprüng> 
lihen Vorlage der Regierung, Wir müfjen aber immer mit allen Yac- 
toren, mit denen mir zu thun haben, rechnen, und die Regierung ihrers 
jeit3 zieht vor, das Gejeß in dieſer Form zur Annahme gebradt zu 
ſehen. Sie thut dies lieber, als daß fie fie darauf einläßt, gar fein 
Geſetz zu Stande kommen zu laffen, was doch immer wahrjcheinlich der 
Fall jein würde, wenn bier Aenderungen vorgenommen würden, dann 
dad Geſetz an das andere Haus zurüdgehen müßte, und dann wieder eine 
einumdzwanzigtägige Friſt biß zur zmweiten Leſung erforderlih wäre. Es 
ft das ziemlich gleichbedeutend mit der Verwerfung. Wir würden dann 
immer nicht in diefer Seſſion, ohne die Verhandlungen des norddeutichen 
Parlaments übermäßig hinauszufchieben, zum Ziele gelangen fünnen. Ich 
tann deshalb nur — und ich bitte den verehrten Herrn Vorredner, 
daraus auf feinen dissensus mit meinen fonftigen politifchen Freunden zu 
ihliegen, deren politifcher Freund ich auch heute noch bin, — Sie er- 
juhen, das Geſetz fo anzunehmen, wie es aus dem anderen Haufe her- 
vorgegangen: ift. 


Abwendung eines nenen Conflifts bei Gelegenheit der 
Eijenbahnvorlagen der Regierung. 
(Zujfagantrag im Abgeordnetenhauje: 
daß jede Verfügung der Staatsregierung über eine Eijen- 
bahn durd Veräußerung oder Verpachtung der Zus 
ftimmung beider Häujer des Yandtags bedürfe.) 
Fürſt Bismard. 37 
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4. Februar. Erklärung ded Grafen Bismard im Herren: 
hauſe. 


„Die Regierung hält die durch dieſes Geſetz geforderten Ausgaben 

für im höchſten Grade nicht nur nützliche, ſondern auch dringliche; ſie würde 
es daher lebhaft bedauern, wenn die Leiſtung dieſer Ausgaben durch Ein— 
miſchung allgemeiner Fragen verhindert würde, wenn ſie in die Lage käme, 
die Ausgaben nicht leiſten zu können, welche ſie im Intereſſe des Wohles 
des Landes für nothwendig gehalten, und wozu fie die Mittel gefordert 
bat; fie würde dies um fo mehr bedauern, als der fachliche Unterjchied 
der verjchiedenen Auffaffungen ein äußerft geringer ift; die Königliche Staats— 
vegierung hat nicht die Abficht, und hält fich nicht für befugt, Eifenbahnen 
zu veräußern, über deren Erträge gefeßlich oder durch Berpfändung dauernd 
verfügt ift, jei e8 Behufs Tilgung von Staats -Eifenbahnjchulden, jet es zu 
anderen Zweden. Diefe Meinung hat die Regierung thatſächlich bethätigt 
durch ihr Verhalten gegenüber der Weftfäliichen Eifenbahn. Die Königliche 
Staatöregierung kann ſich aber nicht entfchließen, auf ein Syftem einzu— 
ehen, welches die Bemilligung von Nüglichfeit3ausgaben von Annahme 
—* oder jener Auslegung des Verfaſſungsrechtes abhängig macht. Es 
könnte dieſes Syſtem zu weit führen, wenn man es einreißen ließe, dieſes 
Syſtem, welches auf der Annahme beruhen würde, daß man auf die Sorg— 
falt der Regierung für die Wohlfahrt des Landes die Speculation begründen 
könne, die Genehmigung nützlicher Anlagen ſo lange zu verſagen, als die Re— 
gierung fie nicht durch dieſes oder jenes Zugeſtändniß erfaufe.. Dem muß 
die Regierung vorbeugen. 

Die Königliche Hegierung hofft überhaupt nicht in die Yage zu fommen, 
daß fie eine Eijenbahn»Beräußerung zu beantragen hätte, nachdem dem 
nächſten Bedürfnifje durch Anleihe und durch Füllung des Staatsſchatzes 
vorgejehen ift. Sie würde nur in dem äußerſten Nothralle, den fie micht 
erwartet, eine ſolche Bewilligung beantragen. 

Sie will auch gar nicht daran erinnern, von welchem Nugen für die 
Politik des Yandes es gemejen ift, daß wenigftens die Köln» Mindener Bahn 
nad) der Meinung der Regierung von den Vorbedingungen gejeglicher Ge: 
nehmigung zu ihrem Verkaufe nicht betroffen wurde. Wenn mir dieſe 
Hülfsquelle niht hatten, jo fonnten wir nicht die Politik des 
vorigen und vorvorigen Jahres machen, ohne finanzielle Wag— 
nifje zu laufen, von denen ich faum weiß, ob wir ſie hätten über- 
nehmen können. In der Page, wo uns jeder Beiftand des Yand- 
tages verjagt wurde zur Durdhführung der auswärtigen Politik, 
wo uns die Mittel für den dänifchen Krieg ebenjo abgejdhlagen 
wurden, wie ſpäter für den öfterreichijchen, wo die Regierung auf 
die Hülfsquellen allein angemwiejen war, die fie ohne Zufim- 
mung des Yandtages augenblidlich flüfjig machen fonnte, in dem 
Augenblid haben wir uns zudem Schritte mit der Köln- Mindener 
Eiſenbahn entjhlofjfen. Wir hoffen, daß eine ähnliche Yage 
nit jo bald wieder vorfommen werde, eine Lage, in der jelbft 
Angefihts des großen ausmärtigen Krieges zahlreiche Parteimänner vor: 
handen und in dem aufgelöften Abgeordnetenhaufe vertreten waren und 
zur Herrfchaft gelangten, die ihr Partei» Interejje und ihre Partei- Politik 
jo hoch über das Intereſſe des Yandes ftellten, daß ihnen der Krieg 
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gegen das eigene Minifterium wichtiger war, als der Bertheidigungäfrieg 
gegen das Ausland. 

Wir hoffen Alle, daß das nicht wieder vorfommen werde. Allerdings 
ift e8 eine entmuthigende Wahrnehmung, wenn jo unmittelbar nach dem 
Schluffe eines tiefgreifenden Konflikte, den die Regierung eben jo ſchwer 
empfunden hat, wie das Yand, ohne allen Grund eine Be über einen 
allgemeinen Sag zur Entſcheidung gebradht wird, von dem man mit voller 
Beitimmtheit wußte, daß die Regierung ihm entgegentreten zu müffen glaubte. 

Ja, meine Herren, diefe Erfahrung ift entmuthigend und es jollte 
mir leid thun, wenn fie dahin führen müßte, diefe Sejfion, die fonft im 
Ganzen jo befriedigend verlief, mit einem Mißklang zu fchließen. Aber 
die Regierung würde nicht anders fünnen, fie würde lieber die be- 
antragten Ausgaben unterlaffen, ald den Grundfag begünftigen, daß jolche 
Gelegenheit wahrgenommen werden könnte, um Berfaffungsfragen in folcher 
Algemeinheit zur Entſcheidung zu bringen. 


Der Beſchluß des Herrenhaufes ging unter Zuftimmung 
der Regierung dahin, eine Beitimmung des Inhalts zu 
treffen, dab die Staatd- Regierung . die auf Grund der 
jegigen Geldbemilligung erſt zu bauenden Eijenbahnen 
nicht ohne Zuftimmung der Yandesvertretung veräußern dürfe. 


Dei der erneuten Berathung im Abgeordnetenhaufe gab Graf 
Bismard in der Kommiſſion die Erflärung ab, daß die Regierung jelbft 
fih nicht für befugt halte, ſolche Eijenbahnen, über deren Erträge durch 
Geſetze verfügt fei, oder deren Erträge zur Berzinfung oder Tilgung von 
Eijenbahnfchulden beftimmt jeien, zu veräußern. Dieſe Beſchränkung, welche 
die Regierung ſelbſt für ſich anerkenne, ſei jchon eine ſehr meitreichende, 
und was dann noch übrig bleibe, ſei thatjächlich nicht von großer Bedeutung. 
Die Regierung könne aber feinenfalls zugeben, daß gelegentlich 
einer von ihr gemachten Borlage über einen befonderen Gegen- 
fand das Abgeordnetenhaus ihr die Entjcheidung über eine 
ftreitige ftaatsredhtlihe Frage gleihjam als Gegenleiftung für 
die Genehmigung abdränge. 


Das Gejep wurde in der demgemäß veränderten Faſſung 
falt einftimmig angenommen, 


9. Februar. Schluß der Landtags-Seſſion 
Thronrede Seiner Majeftät des Könige. 
Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden Häuſern des Yandtages! 


Am Schluſſe einer inhaltreihen Sigungsperiode fprehe Ih Ihnen 
Meinen Dank aus, daß Sie Meiner Regierung geholfen haben, die Hoff: 
nungen zur Erfüllung zu bringen, welche Jh an diefe Sejfion Fnüpfte. 


37* 
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Durch Ertheilung der Indemmität für die ohne Staatshaußhalts- 
Sefet geführte Finanz-Bermaltung der legten Jahre haben Sie die Hand 
zur Ausgleihung des Pringipienftreites geboten, welcher feit Jahren das 
BZufammenmwirken Meiner Regierung mit der Landesvertretung gehemmt 
batte. 

Sch hege die Zuverficht, daß die gewonnenen Erfahrungen und ein 
alljeitiges richtiges Berftändniß der Grundbedingungen unjeres Berfaffungs- 
lebens dazu helfen werden, die Erneuerung ähnlicher Zuftände in der An 
funft zu verhüten. 

Dur die Gewährung der außerordentlihen Mittel für die Bedürf- 
niffe des Heeres und der Flotte haben Sie die Anerkennung deffen, was 
die Politik Meiner Regierung, geftügt auf die erprobte Schlagfertigfeit 
und Tapferkeit Meines Heeres, bisher geleiftet hat, den Entſchluß kund- 
gegeben, das Errungene zu wahren. 

In der Feltftelung des Staatshaushalt3-Etat3 vor dem Eintritte 
des gegenwärtigen Etatsjahres ift eine weitere Bürgſchaft für die fete 
Geftaltung der verfafjungsmäßigen Zuftände gewonnen. 

Meine Regierung hat durch den zeitweiligen Verzicht auf einzelne 
Ausgabe Pofitionen, welche bei Fortführung der Verwaltung ſchwer ent- 
behrt werden, einen neuen Beweis dafür gegeben, welchen Verth fie auf 
die Berftändigung mit der Pandesvertretung legt. Sie darf um fo zuver— 
—— hoffen, daß den in Rede ſtehenden Bedürfniſſen Anerkennung 
und Befriedigung künftig nicht verſagt werden wird. 

Mit lebe lebhaftem Danke erfenne Ich die Bereitwilligfeit an, 
mit welcher die Yandesvertretung Meiner Regierung die Mittel gewährt 
bat, die Lage der im Kampfe für das Vaterland erwerbsunfähig ge: 
— Krieger, ſowie der Wittwen und Kinder der Gefallenen zu er— 
leichtern. 

Nachdem die Landesvertretung bei der Ausführung der Verände— 
rungen, welche die erhebliche Erweiterung des Preußiſchen Staat3gebiet3 
nothwendig macht, ihre eingehende Mitwirkung gewährt und die Me: 
leitung der bisherigen Zuftände der neu erworbenen Yandestheile in die 
volle Gemeinichaft mit den älteren Provinzen vertrauensvoll in Meine 
Hände gelegt hat, darf Ich mit Zuverficht erwarten, daß die Bewohner 
aller jett mit Preußen vereinigten Yänder fi) mehr und mehr in dem 
roßen Gemeinwejen ihrer Yandsleute und bisherigen Nachbarn heimisch 
Fühlen und an den Aufgaben defjelben mit wachjender Hingebung bethei- 
ligen werden. 

Die bereit$ vorbereitete Heranziehung von Vertretern derjelben zu 
den beiden Häufern des Yandtages wird dazu beitragen, das Bewußtſein 
der Zufammengehörigfeit mit den älteren Feilen der Monarchie zu be: 
feftigen und zu beleben. 

Vornehmlich aber wird die forglihe und gewiſſenhafte Pflege aller 
Keime öffentlicher Wohlfahrt, wie fie das Preußiiche Volt von feiner 
Regierung zu erfahren gewohnt ift, und wie fie durch das Zufammen- 
wirken des Landtages mit Meiner Regierung in der fo eben zu Ende 
gehenden Gejfion weſentlich gefördert worden ift, auch die Bevölkerung 
der neuen Provinzen mehr und mehr die Segnungen der neuen Gemein— 
ſchaft empfinden laffen. 

Auf allen Gebieten des öffentlichen Yebens fonnte Meine Regierung, 
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geftügt auf das Einverftändnig mit der Yandesvertretung, weſentliche Er- 
leihterungen und Berbefjerungen ins Peben rufen. 

Während die fpecielle Entwidelung des Preußiſchen Staatsweſens 
durh das einheitlihe Zufammenmirken der Landesvertretung mit Meiner 
Regierung eine erfreuliche Förderung erfahren hat, berechtigt Mich die 
Thatjache, daß der Entwurf der Verfaſſung des norddeutihen Bundes 
von allen mit Preußen verbündeten Regierungen angenommen worden ift, 
zu der Zuperficht, daß auf der Grundlage einer einheitlichen Organifation, 
wie Deutfchland fie in Jahrhunderten des Kampfes bisher vergeblich er- 
frebt hatte, dem deutjchen Volle die Segmungen werden zu Theil werden, 
zu welchen e8 durch die Fülle der Macht und Gefittung, die ihm beimohnt, 
von der Vorſehung berufen ift, fobald e8 feinen Frieden im Innern und 
nah Außen zu wahren verfteht. Ich werde es als den höchſten Ruhm 
Meiner Krone anfehen, wenn Gott Mich berufen hat, die Kraft Meines 
duch Treue, QTapferkeit und Bildung ftarten Volte8 zur Heritellung 
— Einigkeit der deutſchen Stämme und ihrer Fürſten zu ver— 
werthen. 

Auf Gott, der uns fo gnädig geführt hat, vertraue Ich, daß Er ung 
dieſes Ziel wird erreichen laſſen! 


59. Die Gründung des Uorddeutſchen Bundes. 


1866. 4. Auguft. Preußens Aufforderung zu dem neuen 
Bündnif. 
Depeiche des ftellvertretenden Minifterd der auswärtigen 
Angelegenheiten Frh. v. Werther an die K. Vertreter bet 
den norddeutichen Regierungen. 


„Mittels identifcher Noten vom 16. Juni d. J. hat die Kgl. Regie 
rung die folgenden (ſämmtliche nordd.) Staaten eingeladen, mit ihr ein 
Bündniß auf den Grundlagen einzugehen, welche mit einem baldigft zu 
berufenden Parlament zu vereinbaren fein würden, ferner ihre Truppen 
ungefäumt auf den Kriegsfuß zu jegen und Seiner Majeftät dem König 
* ———— ihrer Unabhängigkeit zur Verfügung zu ſtellen, und 

rittens an der Berufung des Parlaments Theil zu nehmen, ſobald dieſe 
von Preußen erfolgt. 

Dagegen iſt Preußiſcher Seits die Zuſage ertheilt worden, daß im 
Falle dieſer Einladung entſprochen werde, den genannten Staaten die 
Unabhängigleit und Integrität des Gebiets nah Maßgabe der erg 
der neuen Bundesverfaffung vom 10. Juni 1866 von Sr. Majeftät dem 
Könige werden gemwährleiftet werden. 

Nur zwei diefer Staaten haben die Einladung der Königlichen Re: 
gierung abgelehnt: Sachſen-Meiningen und Reuß ält. Linie, 

Nachdem mit den übrigen Staaten der über die einzelnen Punfte 

eführte Schriftmechjel in der zmweiten Hälfte des vorigen Monats feinen 
bſchluß gefunden*) befindet ji die Königliche Regierung nunmehr in 


*) Die Aufforderung der Preufifhen Regierung vom 16. Juni 1866, betreffend die Gründung 
eines neuen Bündniſſes deutfher Staaten, war zuerft von Oldenburg, Coburg: Gotha, Altenburg 
und Medienburg - Schwerin, demnädft von anderen nordbeutfchen A. ierungen zuſtimmend beant 
wortet worden. Der Großberzog von Oldenburg erwiderte die am 18. —* dort eingegangene Auf 
forderung bereits am 19. Juni mit bereitwilliger Annahme des Bündniſſes, der Herzog von Coburg- 
Gotha machte am 20. Juni dem dortigen Landtage eine Vorlage zu Gunften der Union mit Preußen 
und lieh gleichzeitig das gotbaifhe Militair zu den Preußen ftoßen, — der Herzog von Altenburg 
erließ am 23. Juni eine bochberzige Proclamation, in welder als Wahlfpruc jeiner Regierung be 
zeichnet war: „fein mädhtiges blübendes Deutichland ohne ein mächtiges hervorragendes Preußen ala 
den entichloffenen tapferen VBorlämpfer für die deutfchen Interefien im Norden, ald den Gründer 
der ren nationalen vollswirtbichaftliben Anftitution der Neuzeit, des deutjchen Zollvereins.“ 
— Herzog erkennt jetzt mit ſeinem Bolle nur die eine Wahl: „offen und frei diejenige Fabne 
ee ‚ von der bie naturgemäße Berjüngung der Verfaſſung bes deutichen Baterlandes zu er 
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der Lage, ihrer Zufage durch die VBorlegung des angefchloffenen Bündniß— 
Vertrages zu entjprechen. 

Derjelbe beichränft fi darauf, die VBorausjegungen und Zuſicherungen 
der identijchen Note vom 16. Juni d. J. in die vertraggmäßige Form zu 
erheben, und die Königliche Regierung gibt fich deßhalb der Erwartung 
bin, daß der im Intereſſe der Verbündeten liegende Abſchluß recht bald 
ftattfinden werde. 

Die befondern Berabredungen, melde der Bündniß-Vertrag offen 
hält umd welche mit einzelnen Regierungen bereit3 vorbereitet find, würden 
nach diefjeitigem Vorſchlage in einem Zufagartifel zum Vertrage mit den 
betreffenden ee zu erwähnen fein und den Abjchluß de Bünd— 
niß= Vertrages nicht zu verzögern brauchen. 

Emw.... mollen von der gegenwärtigen Depeſche die Regierung ... 
in Kenntniß fegen und die baldige Ermächtigung des dortjeitigen Gejandten 
in Berlin oder eines befondern Bevollmädtigten zum Abſchluß des Bünd— 
nig=- Vertrags angelegentlich befürworten.“ 


18. Auguft. Bündnifvertrag zwiſchen Preußen und den nord— 
deutſchen Negierungen. 


„Um der auf Grundlage der Preußifchen identifchen Noten 
vom 16. Juni 1866 ins Leben getretenen Bundesgenoffenjchaft 
zwiſchen Preußen, Medlenburg- Schwerin, Sahjen- Weimar ıc. ꝛc. 
einen vertragsmäßigen Ausdrud zu geben, haben die verbündeten 
Staaten den Abſchluß eines Bündniß-Vertrages bejchlojlen und 
zu diefem Zweck mit Vollmacht verfehen: (folgt die Aufzählung 
der Unterhändler) ..., welche über nachftehende Artikel überein- 
gekommen find: 

Artikel 1. Die Regierungen von Preußen, Sahjen- Weimar, Olden— 
burg, Braunfchweig, Sachjen- Altenburg, Sachſen-Coburg-Gotha, ar mir 
Schwarzburg- Sondershaufen, Schwarzburg- Rudoljtadt, Walded, Reuß 
jüngerer Linie, Schaumburg=?ippe, Lippe, übel, Bremen, Hamburg, 
ihließen ein Offenfio-und Defenfiv-Bündniß zur Erhaltung der Unab- 
bängigfeit und Integrität, jo wie der innern und äußern Sicherheit ihrer 
Staaten und treten fofort zur gemeinjchaftlihen Bertheidigung ihres 
Befigitandes ein, welchen fie fich gegenjeitig durch dieſes Bündniß ga- 
tantiren, 

Artikel 2. Die Zwecke des Bündniſſes follen definitiv durch eine 
Bundes-VBerfafjung auf der Bafis der Preußijchen Grundzüge vom 10. Juni 
1866 fichergeftellt werden, unter Mitwirkung eines gemeinfchaftlich zu be— 
rufenden Parlaments. 

Artikel 3. Alle zwifchen den Verbündeten beftehenden Verträge und 
Uebereinkünfte bleiben in Kraft, ſoweit fie nicht durch gegenwärtiges 
Bündniß ausdrüdlich modificirt werden. 

Artitel 4. Die Truppen der Verbündeten ftehen unter dem Ober: 
befehl Seiner Majeftät des Königs von Preußen. Die Leiftungen während 
des Krieges werden durch bejondere Verabredungen geregelt. 

Artilel 5. Die verbündeten Regierungen werden gleichzeitig mit 
Preußen die auf Grund des Neihswahl-Gejeges vom 12. April 1849 
vorzunehmenden Wahlen der Abgeordneten zum Parlament anordnen und 
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Letzteres gemeinfchaftlich mit Preußen einberufen. Zugleich merden fie 
Bevollmächtigte nad) Berlin fenden, um nah Maßgabe der Grundzüge 
vom 10. Juni d. %. den Bundesverfaffungs- Entwurf feftzuftellen, welcher 
dem Parlament zur Berathung und Vereinbarung vorgelegt werden ol. 

Artikel 6. Die Dauer des Bündniffes ift bis zum Abſchluß des 
neuen Bundes-Verhältniffes, eventuell auf ein Jahr feitgefegt, wenn der 
neue Bund nicht vor Ablauf eines Jahres gefchloffen fein ſoll. 

Artikel 7. Der vorftehende Bündniß-Vertrag fol ratificirt und die 
Ratifications- Urkunden jo bald als möglich, fpäteftens aber innerhalb 
dreier Wochen, vom Datum des Abfchluftes an, in Berlin ausgewechſelt 
werden. 

Zur Urkund dejjen haben jämmtliche Bevollmädtigte den gegenmär: 
tigen Bündniß- Vertrag unterzeichnet und unterfiegelt. 


Sp geſchehen, Berlin, 18. Auguft 1866. 


(ge3.) v. Bismard. v. Röffing. v. Seebad. v. Lauer. 
Graf Beuft. F. v. Löhneyfen. 2. Klapp. v. Oheimb. 
Geffken. 


Die Regierungen von Mecklenburg-Schwerin und 
von Mecklenburg-Strelitz, welche an dem Berliner 
Vertrags-Abſchluß vom 18. Auguſt nicht betheiligt waren, 
ſchloſſen unter dem 21. Auguſt v. J. mit Preußen einen 
dem vorſtehenden gleichlautenden Bündniß-Vertrag ab, 
welcher aber als Artikel 6 folgende Separatbeſtimmungen 
enthielt: 


Artikel 6. „Da die Regierungen von Mecklenburg-Schwerin und 
Mecklenburg-Strelitz nach der in beiden Großherzogthümern beftehenden 
Berfafjung einen Theil derjenigen Gegenftände, welche der Bündniß-Ver— 
trag dem Parlamente zumeift, nicht ohne Zuftimmung ihrer Yandftände 
im Wege der Gejeßgebung ordnen und daher in diefen Beziehungen po- 
fitive Dertrogspflichten anderen Staaten gegenüber nicht ohne Weiteres 
übernehmen können, jo müſſen die Großherzoglihen Regierungen von 
Medlenburg bei der Unterzeichnung dieſes Bündniß- Vertrages ihre meitere 
definitive Erklärung zur Zeit noch vorbehalten, jedoch nur in Bezug auf 
Artikel 2 und 5 des Bertrages, indem fie den übrigen Inhalt defjelben 
ſchon jegt acceptiren. Preußen münjcht den obigen Vorbehalt bezüglich 
der Artifel 2 und 5 bald möglichft erledigt zu jehen, und beide Medien: 
burg verjprechen, die Erledigung fofort einzuleiten und thunlichit zu be- 
ſchleunigen.“ 


Sachſen-Meiningen-Hildburghauſen trat, nachdem am 21. September 
1866 der bisherige Herzog abgedankt und der Erbprinz die Regierung 
übernommen hatte, durch den Friedensvertrag mit Preußen vom 8, October 


1866, — Reuß ältere Pinie dur den Friedensvertrag vom 26. Sep: 
tember 1866 dem Bindniffe der norddeutichen Staaten bei. 
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Borlegung des Wahlgejepes für den Reichstag 
im Preußiſchen Abgeordnetenhauie. 

(Das Neihöwahlgejeg von 1849 mit einigen nothwen— 
digen Veränderungen. Allgemeines directes Wahlrecht.) 


12. September. GErflärungen des Grafen Bismard über den 
Bündnifvertrag bei der Berathung des Wahlgeſetzes. 
I. 
Nothwendige Vorjiht in der Stellung zu den 
verbündeten Regierungen. 


Wir find in dem Bündnißvertrag mit den Regierungen, welche ihn 
vollftändig angenommen haben, dahin übereingefommen, daß alle verbün- 
deten Regierungen gleichzeitig die auf Grund des Reichswahlgeſetzes vom 
12. April 1849 vorzunehmenden Wahlen anordnen und das Parlament 
gemeinfchaftlih mit Preußen einberufen wollen. Dieſe VBerpflihtung 
wird ın demfelben Maße anfehtbar, in welhem man fid von 
dem Terte des Reihsmwahlgejeges entfernt. Die Königliche 
Staatöregierung hat deshalb bei ihrer Borlage fich fo genau, als es die 
veränderten Berhältnifje gi erlauben jchienen, an den Tert jenes Gejeges 
angeihloffen und auch Manches beibehalten, worauf fie von Haufe aus 
von felbft vielleicht nicht verfallen fein wiirde, gerade weil die Verpflichtung 
der übrigen Regierungen genau auf dieſes Gejeg lautete und weil, wenn‘ 
bei den Übrigen Regierungen umd ihren Landftänden nicht eine lebhaftere 
Bereitwilligkeit auf die ganze Sache einzugehen vorhanden ift, als fie ſich 
zum Theil in diefer Verſammlung gezeigt hat, fie leicht VBorwände und 
vielleicht auch triftige Gründe aus jeder Aenderung herleiten fönnten, um 
ihrerjeit8 dem von uns allen gewünjchten Werfe Hemmniffe zu bereiten. 
Von einigen diefer tg find mir bereits amtlihe Schriftſtücke zu— 
egangen, in welchen die Befürchtung ausgejprochen wird, daß etwaige 
enderungen und Zufäge zu dem Gejege fie ihrerſeits nöthigen würden, 
den umveränderten Text ihren Ständen ebenfalld nochmals vorzulegen. 
Nun bin ich meit entfernt, da8 Gewicht aller diefer Ständeverfammlungen 
mit dem der Preußiichen Yandesvertretung gleich zu ftellen; aber theoretiſch 
wird eim jolches Recht, wie e3 bier in Anipruch genommen wird, Zujäße 
zum Terte des Geſetzes zu machen, auch den kleineren Verfammlungen 
nicht bejtritten werden können, und wenn eine Regierung fi) aus diefem 
bequemen Borwande auf bloßen Widerftand zurüdzieht, jo fommt die 
Preußifhe Regierung in große Berlegenheiten. Soll fie ohne die Zu— 
fimmung aller jener Regierungen vorgehen? Soll fie einzelne von den— 
jenigen, welche uns doc treue Bundesgenofjen geweſen And, mit Ber- 
gemaltigung bedrohen? Beides hat feine Schwierigkeiten oder doch jeine 
Unbequemlichkeiten. Namentlich find die beiden Medlenburg fchon jet nicht 
in der Page gemejen, jo umbedingt wie die übrigen Bundesftaaten ſich 
dem Vertrage anzujchließen, da erft die Einmilligung ihrer Stände zu 
beichaffen ift. Desmegen hat mit beiden Medlenburg ein bejonderer Ber: 
trag abgejchloffen werden müfjen, in deſſen Art. 6 alle 88. des Bündniß- 
vertrages ſchon jegt acceptirt werden, für $. 2 und 5 aber die Zuftimmung 
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für fpäter vorbehalten wird. Es ift nicht denkbar, daß beide Medlenburg 
fih mit dem ganzen übrigen Norddeutichland jo in Oppofition fegen 
werden, daß fie fih einer gemeinfchaftlihen Einrichtung auf die Dauer 
entziehen; aber wir dürfen den etwaigen Widerftand, der in jenen 
Ländern gegen den guten Willen der Regierungen vorhanden 
ift, und die Neigung von dem Bandnik wieder abzugeben, 
nicht erleidhtern. 
II. 


Erwiderung auf eine Rede des Abgeordneten Schultze 
(Berlin. — Gegen leidhtfertige Kritif des Er: 
reihten. — Das Recht der diplomatiiden Ver: 
tretung. 


Ich hätte eigentlich erwartet, daß der Herr Vorredner ung eimige 
pofitive Borjchläge über den Fünftigen Inhalt der Reichs- oder Bundes: 
verfaffung machen würde; ich war recht gefpannt darauf und bereit, Dies 
jelben nach befter Erfenntniß zu benugen. Denn was ich vor Kurzem 
an diefer Stelle gejagt über das gemeinfame einheitlihe Wirken von Re— 
gierung und Landesvertretung, ift mehr als eine bloße Redensart, vielmehr 
eine ernfte Abjicht, die aus wahrem Gefühl und dem aufrichtigen Wunſche 
danach entjprungen ift. Pofitives habe ich jedoch in den Auslaffungen des 
Herrn Abgeordneten nichts gefunden, al3 die Grundrechte, die ich als nicht 
zu meinem Reſſort gehörig betrachte. 

Mehr zur Aufklärung der öffentlihen Meinung, als zur Vertheidi— 

ung dejjen, was die Regierung in diefem Augenblide vertritt, erlaube 
ih mir noch einige Bemerkungen zu den Worten des Herrn Vorredners 
hinzuzufn en. 

— tadelt zuerſt den Dualismus in der urſprünglichen Vorlage, 
weil Bayern nach derſelben die Stelle eines Oberfeldherrn des ſüddeut— 
ſchen Heeres angewieſen war. Meine Herren, ich erinnere daran, daß 
dieſe Vorlage gemacht wurde vor dem Kriege, als wir die Hoffnung, den 
Frieden erhalten zu können, wenigſtens noch nicht ganz aufgegeben hatten ; 
fie war auf friedlihe Verhandlungen berechnet, und das Ziel, das man 
fich durch friedliche Verhandlungen erreichbar denkt, iſt allerdings ein an— 
dere, ald das, was man nach einem fiegreichen Kriege ind Auge fat. 
Als dualiftiih Fann ich aber dieſe Vorlage doch nicht anfehen. 

Der Herr Abgeordnete hat das jest Erreichte oder Erjtrebte kritiſirt 
als zu gering. Meine Herren, e8 ift immer das günftigite Feld der 
Dppojition gegen die Regierung gemwejen, daß man für das, 
was im Augenblide nit erreihbar war, der Regierung die 
Schuld aufbürdete Ich fann darauf nur ermwidern, daß mir 
vielleiht Bejjeres erreiht hätten, wenn Sie dieſe Politif 
mit Entjhiedenheit unterftügt hätten und wenn wir, gebunden an 
Händen und Füßen, wie wir waren, dennoch dieje Refultate haben ge 
winnen können, jo berechtigt das diejenigen, die dieſer Politik ein wejent- 
liches Hinderniß gewefen, am menigften zu einer ſolchen Kritik. 

Der Herr Abgeordnete tadelte unter Anderem, daß in dem Bundes: 
vertrage nur von der Conjularvertretung die Rede jei, die auf Preußen 
allein übergeht, während das Recht der diplomatijhen Vertretung 
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im Auslande jenen Regierungen bleibe. Meine Herren, Sie überſchätzen 
die Bedeutung der Diplomatie, wenn Sie eine ſolche Forderung aufftellen. 
Jh erinnere mich, daß 1848 und 1849 die günftigfte Zeit gerade für 
Verhandlungen über diefen Gegenftand mit den YFürften verloren ging. 
Die Regierungen legen gerade auf dies ihr Ehrenrecht ein unverhätiniß: 
mäßige8 Gewicht und verftehen fich zu feiner Abtretung gerade am aller: 
ſchwerſten. Ich fage, ein unnerbäftnigmäßiges Gewicht, denn wenn 
die Stellung eines Landes wirklich jo bedeutend ift, daß das Ausland 
KRüdfiht = dafjelbe nehmen muß, fo wird ein Officier, ein Kaufmann, 
an Privatmann genügen, diefen Verkehr zu vertreten, und der Fürft lann, 
wenn er will, im unfcheinbaren Gewande empfangen; ift aber die Stellung 
des betreffenden Fürften nicht von der Bedeutung, jo mag er immerhin 
Botihafter ſchicken, das thut nichts; feine eigenen Stände werden jehr 
bald diefen koftipieligen Yurus befeitigen. In diefer Beziehung auch nur 
um ein Haar mehr fordern, ald man zur Bafis fünftiger prafticher Ent— 
widelung braucht, halte ich immer für einen Fehler, der fich ftraft. Für 
eine Pandesvertretung ift e8 leicht, Regierungsvorlagen zu corrigiren und 
dann die Verantwortlichkeit für die Wirkung derjelben dem Minifter des 
Auswärtigen zu überlaflen. Wie jehr Sie aber diefe Sache dadurd) er- 
Ihmweren, daß Sie ſich losfagen von der Verantwortlichkeit, da8 fann nur 
der fühlen, der mitten in diefen Berhältniffen fteht. 

Der Herr Vorredner hat gejagt, daß der Sieg auf dem poli- 
tiſchen Gebiete nicht genug ausgebeutet fei. Ja, meine Herren, 
über die Tragweite eines Sieges kann man fich leicht irren; ob wir uns 
geirrt haben, wird erft die Zukunft zeigen. Es muß der fpäteren Gejchichte 
vorbehalten bleiben, alle die Momente aufzuklären, die dabei mitgewirkt 
haben, und wenn Sie die alle kennen, glaube ich, wird man ung zugeitehen, 
daß wir eine ziemlich Fühne Politif gemadt haben. Man fann da 
fehr leicht die Linie überjchreiten, wo die weitere Ausbeutung des Sieges 
in eine blinde Zuverficht ausartet, die Alles auf's Spiel jest, und die 
dann faum mehr Muth, fondern Waghalfigkeit genannt werden dürfte. 
Ih habe ſchon angedeutet, wir glauben in den Ergebnijfen des 
Krieges die Grundlagen dejjen zu beſitzen, was wir brauchen, 
um feſte, dem nationalen Gefühle entſprechende Anordnungen 
zu treffen. Nichts deſto weniger iſt das Beſte der Feind des Guten; 
aber Rom iſt nicht an einem Tage erbaut worden, und nicht blos Rom, 
ſondern auch geringere politiſche  höpfungen erfordern eine längere Zeit 
und längere Vorbereitungen. Wenn der Herr Vorredner mit mir auf der: 
jelben Seite des Haufe oder der politiichen Welt ſich befände, jo würde 
er diefe Wahrheit mit mehr Billigfeit anerkennen, als aus feinem ausge: 
fprohenen Tadel zu entnehmen war. 


III. 
Verfehlte Propbezeiungen. 
Bemerkung auf eine Rede des Abgeordneten Virchow. 
— — Ich nehme das Wort, um eine Aeußerung zu berichtigen, 
welche der Herr VBorredner von mir als „dialectiſche Wendung“ zu citiren 


beliebte und wie ich glaube, nicht genau. Ich hatte nur gejagt, ıd) würde 
nicht den Muth haben, das, was erreicht worden ift, zu Fritifiren, wenn 
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ih mir jagen müßte, daß ich dem, der es erreicht, fein Streben immer 
auf jede mögliche Weile nad Kräften erjchwert hätte. Es wird ferner 
Eines überfehen, was ich nicht oft genug wiederholen fann: wir find 
niht am Ziele unſerer Beftrebungen; fondern am Anfang; 
das Borliegende ift nicht ein Fertiges, Abgejchloffenes! Der 
Vorredner hat oft darauf bhingedeutet, wir hätten unjer Ziel noch nicht 
erreicht, obgleich er, mie ih glaube, das bisher Erreichte als Ziel be 
trachtete; er erklärt ferner, wenn er die gewünſchten Erfolge fehe, würde 
er fi der Regierung gern anfchließen. Der große Werth, den ich auf 
diefe Unterftügung lege, veranlaßt mich, dem Herrn eine Betrachtung zu 
Gemüthe zu führen. Seit 4 Jahren hat er ftetS das Gegentbeil 
von dem prophezeit, was eingetroffen iſt; ich habe daher die 
Hoffnung, daß er fih auch jegt irren wird und er fann fich daher 
ihon von heute ab dreift der Regierung anſchließen. 


IV. 
Dad Deutihe und das Preußiihe Parlament, — die 
Annerion. 
Am Schluß der Berathung, nad einer Rede ded Ab 
geordneten Walded: 


Der Herr Vorredner hat wenig Gewicht gelegt auf den Widerftand 
der übrigen Staaten. Der materielle Widerftand, den fie leiften Fönnen, 
ift allerdings nicht bedeutend; aber den rechtlichen Widerſtand, den fie zu 
feiften befugt find, möchte ich doch nicht fo gering anfchlagen. Die Zeit- 
lage, in der die Frage zur Entjcheidung fommt, kann ſich in Jahr und 
Tag derart ändern, daß felbft der materielle Widerftand wieder geftärft 
werden kann. Wie gefagt, lege ich aber das Hauptgewicht auf den redt- 
lihen Widerftand. — Die von mehreren Seiten ausgeſprochene Befürd- 
tung, al8 wenn das deutfhe Parlament die Machtvollkommen— 
heit de8 Preußifhen Parlaments beſchränken werde, fann ih 
nicht theilen, da ja auch das deutſche Parlament zum großen Theile aus 
freigewählten Preußifchen Bertretern beftehen und das Ergebniß der Wahl 
troß des veränderten Wahlmodus doch im Ganzen analog fein wird dem 
Rejultat der Wahlen zum Preußifhen Abgeordnetenhaufe; es wird alfo 
vom Preußifhen Parlament bier nur ein Recht auf das reußifche Bolt 
zurüdübertragen; unter 290 NReichstagsabgeordneten werden fich circa 
240 Preußiihe Abgeordnete befinden, und von dieſen fann man dod 
— erwarten, daß ſie auch ihrerſeits die Rechte des Preußiſchen Volles 
wahren. 

Einer der Herren Vorredner hat die Frage an die Staats Regie 
rung und jpeciell an das Minifterinm der auswärtigen Angelegenheiten 
gerichtet, ob man denn dad Ergebniß der Annerion von vornherein be 
rechnet habe. Das Maß der Annerion hing allerdings ab von dem Map 
der Siege und der Eonftellation der europäiſchen Mächte im Augenblid 
der Entiheibung, entzog fich alfo der diplomatifhen Berechnung; jo viel 
fann ich allerdings jagen, daß es ganz ohne Annerion abgehen 
würde, habe ich allerdings nie geglaubt. Daß übrigens mandem 
der Herren meine frühere Stellung zur deutfchen Frage jo unbelannt zu 
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fein fdeint, muß mich Wunder nehmen, da Material zur Kennzeichnung 
meiner Stellung genügend vorhanden war. Schon im Anfang meines 
jegigen Minifterums habe ich eine Vorlage zu Gunften eines Aoliparla- 
mentd zu vereinbaren gejucht; und im Herbſt 1863 murde dem von 
Defterreich einberufenen Frankfurter Fürftentage gegenüber ganz daffelbe 
Programm von Preußen vorgelegt, wie heute. Ganz unbekannt kann alſo 
die deutiche Politif des Miniſteriums mohl nicht fein. 

Was meine vorhin gethane Aeußerung über die Grundrechte be- 
trifft, daß diefelben nicht zu meinem Reſſort gehörten, fo brauche ich wohl 
nicht zu bemerken, daß dies lediglic eine Wendung der Nede war, durd) 
die ic nur bezeichnen wollte, daß ich augenblidlih auf die Berathung 
diefer Frage nicht eingehen könne, da dies nicht zum Wahlgeſetz gehört, 
jondern für die Berathung der fünftigen deutſchen Verfaſſung verfchoben 
werden muß. 


(Das Geſetz wurde im Abgeordnetenhauje mit den von 
der Commiſſion beantragten Veränderungen mit jehr großer 
Mehrheit angenommen.) 

Das Wahlgejeg im Herrenbauje. 

Die Kommiſſion des Herrenbaujes hatte mehrere Ab: 
änderungen gegenüber den Beſchlüſſen deö Abgeordneten- 
hauſes beantragt. 

Beim Beginn der Berhandlungen im Herrenhauje machte 
der Kommiljarius der Megierung, Geheime Regierungs— 
rath Wagener, dem Haufe die nachſtehende Mittheilung: 


Der Herr Minifter- Präfident, welcher leider und zu feinem lebhaften 
Bedauern durch Unmwohlfein verhindert ift, der heutigen Sitzung beizu- 
wohnen, hat mich ausdrüdlich beauftragt, Namens der Königlichen Staats— 
Regierung die Erklärung abzugeben, daß diefe den größten Werth darauf 
legen müfje, das Zuftandefommen des vorliegenden Geſetzes weder ver- 
zögert, noch ungewiß gemacht zu jehen, und daß fie deshalb dringend 
wünſche, daß das Geſetz fo angenommen mwerde, wie es aus den Bera- 
tdungen des Abgeordnetenhaufes hervorgegangen ift. 

Die Königliche Staatd-Regierung erfennt dabei gern und mit Danf 
an, nicht allein, daß die Commijfion bei ihren abweichenden Beſchlüſſen 
von den mwohlmollenditen Abjichten geleitet ift, jondern daß an und für 
fi diefe Abweichungen auch unbedenklich als Verbefjerungen im Sinne 
der Regierung betrachtet werden dürfen. 

So wie die Dinge aber liegen und Angeſichts der jegigen politijchen 
Verhältniffe erfcheinen die Abmweichungen gegenüber dem großen Zmede 
als durchaus untergeordnneter Natur und keinenfalls von dem Gemichte, 
um deöwillen die Gefahr eines möglichen Nichtzuftandefommens des Ge— 
jege3 zu übernehmen. 

Ih darf ausdrüdlic ausjprehen, daß das Nichtzuftandefommen 
des Geſetzes und folgemeije des norddeutſchen Bundes ſowohl 
die deutjche als die europäifche Politik der Königlihen Staats» 


590 
1866. 


Regierung in bedenkliher Weile durchkreuzen würde, und daß 
bloße Verträge und Militair-Conventionen nach feiner Seite, weder nad 
innen noch nad außen, ausreichen würden, den beabfichtigten deutfchen 
Reichstag in feiner nationalen Bedeutung zu erfegen. 

Die Königliche Staats-Regierung glaubt insbefondere diefem hoben 
Haufe gegenüber ſich der Hoffnung hingeben zu dürfen, daß dafjelbe nad 
wie vor der Leitung unferer ausmärtigen Politik jein volles 
Bertrauen entgegenbringen und um desmillen auch geneigt 
fein werde, die Auswahl der Mittel und Wege in diejem Sinne 
zu würdigen. 


Das Wahlgejeg wurde jchliehlih in der Geftalt, wie 
dafjelbe aud den Berathungen des Abgeordnetenhaufes ber: 
vorgegangen war, mit großer Mehrheit angenommen: 

Doch fahte nad dem Antrage der Commilfion das Haus 
nachträglich noch den Beſchluß: 


„die Königlihe Staat3-Regierung aufzufordern, bei Vereinbarung 
der — für den norddeutſchen Bund Fürſorge zu treffen, 
die Bedenken, welche die Anwendung des allgemeinen gleichen 
Stimmrechts zur Bildung der künftigen Bundesvertretung hervor: 
rufen würde, durch eine anderweitige Zujammenjegung derjelben 
u bejeitigen und in der Beziehung in Betracht zu ziehen, in wie 
* dies durch die Wahl von —— der Abgeordneten 
durch die Höchſtbeſteuerten der Wahlkreiſe, ſo wie dadurch 
zu erreichen ſein möchte, daß dem Abgeordnetenhauſe ein Staaten 
haus, ähnlich dem durch den Verfaſſungsentwurf vom 26. Mai 
1849 vorgeſehenen, zur Seite geſetzt wird.“ 


15. Dezember. Eröffnung der Konferenzen der Bevollmächtigten 
zur Berathung des Berfajjungsentiwurfs. 


Anſprache des Grafen Bismard. 


Im Auftrage des Königs, meines Allergnädigften Herrn, habe ich 
die Ehre, die Eonferenzen zur Berathung der VBerfafjung des norddeutſchen 
Bundes zu eröffnen und den Herren Bevollmächtigten den Entwurf einer 
Verfaſſung des Bundes mitzutheilen, welchen die Königlihe Regierung 
den verbündeten Staaten zur Annahme empfiehlt. 

Der frühere deutihe Bund erfüllte in zwei Richtungen die Zmede 
nicht, für welche er gejchloffen war: er gewährte feinen Mitgliedern die 
verjprochene Sicherheit nicht, und er befreite die Entwidelung der natio— 
nalen Wohlfahrt des deutjchen Volkes nicht von den Feſſeln, melche die 
hiſtoriſche Geftaltung der inneren Grenzen Deutjchlands ihr anlegten. 

Soll die neue Verfaſſung diefe Mängel und die Gefahren, melde 
fie mit fi bringen, vermeiden, jo ift es nöthig, die verbündeten Staaten 
dur Herftellung einer einheitlichen Leitung ihres Kriegsweſens und ihrer 
auswärtigen Politik feter zufammenzujchliegen und gemeinfame Organe 
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der Geſetzgebung auf dem Gebiete der gemeinjamen Interefjen der Nation 
zu ſchaffen. Diefem alljeitig empfundenen und durch die Verträge vom 
18. Auguft befundeten Bedürfniß hat die Königliche Regierung in dem 
vorliegenden Entwurfe abzuhelfen verjuht. Daß derjelbe den einzelnen 
Regierungen wejentlihe Bejchränfungen ihrer partifularen Unabhängigfeit 
zum Nugen der Geſammtheit zumuthet, ift jelbftverftändlich und bereits 
in den allgemeinen Grundzügen diejes Jahres vorgejehen. Die unbe- 
ſhränkte Selbftftändigfert, zu welcher im Laufe der Geſchichte 
Deutihlands die einzelnen Stämme und dynaftiihen Gebiete 
ıhre Sonderftellung entwidelt haben, bildet den wejentliden 
Grund der politifhen Ohnmacht, zu welcher eine große Nation 
bisher verurtheilt war, meil ihr wirkſame Organe zur Herftellung 
einheitlicher Entjchließungen fehlten und die gegenfeitige Abgefchloffenheit, 
in welcher jeder der Bruchtheile des gemeinjamen Baterlandes ausschließlich 
jine localen Bedürfniſſe ohne Rüdjicht für die des Nachbarn im Auge 
bebält, bildete ein mwirkfjames Hinderniß der Pflege derjenigen Intereſſen, 
melde nur in größeren nationalen Kreiſen ıhre legislative Förderung 
fuden können. Selbſt die jegensreiche Inſtitution des Zollvereins hat 
diefem Uebelftande nicht abzuhelfen vermocht, weil einmal ihre Wirlſamkeit 
auf die Zollgefeggebung beſchränkt war und auch die Fortentwidelung 
dieier faum anders als in den Krifen der Eriftenz, welche ji) von 12 zu 
12 Jahren vollzogen, bewirkt werden fonnte. 

Die Königlide Regierung hat ji bei dem vorliegenden 
Entwurf der Bundesverfafjung auf die Berüdfihtigung der 
alljeitig erfannten Bedürfnifie beſchränkt, ohne über die— 
ijelben hinaus die Bundesgemwalt in die Autonomie der ein- 
jelnen Regierungen eingreifen zu lajfen. Nichts deſto weniger 
verfennt die Königliche Regierung nicht, daß die Durchführung der wejent- 
lichen Aenderungen gewohnter Buftände, welche von den beabfichtigten 
Reformen unzertrennlich find, für die einzelnen Regierungen eine jchwierige 
Aufgabe bilden und daß die Opfer, welche mit der Herftellung gleicher 
Pligten und Rechte aller Theile der Benölferung des gemeinjfamen Vater: 
landes verbunden find, überall da ſchwer werden empfunden werden, mo 
die bisherige Ungleichheit der Yeiftungen locale Privilegien zum Nachtheile 
der Geſammtheit mit ſich brachte. Die Königliche Regierung zweifelt 
aber nicht, daß der einmüthige Wille der verbündeten Fürften 
und freien Städte, getragen von dem Berlangen des deutſchen 
Boltes, jeine Sicherheit, feine Wohlfahrt, feine Madt- 
tellung unter den europäijchen Nationen durch gemeinjame 
Inftitutionen dauernd verbürgt zu jehen, alle entgegen- 
tehbenden Hindernijje überwinden werde. 


1867. 18. Januar. Vollmacht für Preußen zur Bertretung 
der Regierungen dem Reichstag gegenüber. Pro: 
tofoll der Konferenzen. 

„Nachdem die durch das Einladungsjchreiben der Königlich Preußiichen 


Regierung vom 21. November v. J. berufene Eonferenz zur Berathung 
und Seftftellung der Berfafjung des morddeutjchen Bundes am 15. Des 
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cember v. J. von dem erften Preußifchen Bevollmächtigten, Präfidenten 
de3 Staat3-Minifteriums und Minijter der auswärtigen Angelegenheiten, 
Grafen v. Bismard-Schönhaufen mit der anliegenden ya rn eröffnet 
worden und während der demnächft gehaltenen vertraulichen Bejprechungen 
folgende (22) Bollmahten — — — übergeben, zur gegenjeitigen Einſicht 
vorgelegt, gut und richtig befunden und zu den Acten genommen worden, 
hatten fich heute die Eingangs aufgeführten Herren Bevollmächtigten zu 
der erften förmlihen Sigung verfammelt. 


Preußen ftellte folgenden Antrag: 


In Erwägung, daß die wünfchenswerthe Förderung des Verfaſſungs— 
werls eine einheitliche Vertretung der hohen verbündeten Regierungen 
gegenüber der gemeinſchaftlich einzuberufenden Volksvertretung erheiſcht, 
übertragen die in der Conferenz vereinigten Bevollmächtigten der Krone 
Preußen ad hoc die in den Artifeln 14 und 25 de3 von der Krone 
Preußen vorgelegten Verfaſſungs-Entwurfs — 


Art. 14. „Dem Präfidium fteht e8 zu, den Bundesrath und 
den Reichstag zu berufen, zu eröffnen, zu vertagen und zu jchließen.“ 
Art. 25. „Die Pegislatur= Periode des Reichstages dauert 
drei Jahre. Zur Auflöfung des Reichstages während derfelben ift 


ein Beihluß des Bundesrathes unter Zujtimmung des Präfidiums 
erforderlid —“ 


bezeichneten, dem Präfidium ſowohl wie dem Bundesrath eingeräumten 
Befugniffe, ſoweit fich diejelben auf den Reichstag beziehen, und ermächtigen 
die Krone Preußen, dem Reichstage den Berfafjungs- Entwurf, über den 
die verbündeten Regierungen fich geeinigt haben werden, vorzulegen und 
—— Vertretung dem Reichstage gegenüber die nöthige Vorſorge zu 
treffen. 


Der Antrag wurde von der Verfammlung einftimmig angenommen 
und zum Bejchluß erhoben.“ 


7. Februar. Schluß der Conferenzen. 


Sämmtlihe Bevollmächtigte verftändigen fi dahin, daß der Ent- 
wurf der Bundesverfaffung durch die Vorlage, welche die Königlih Preu- 
Bifche Regierung am 15. December v. J. der Conferenz gemacht hat, und 
deren Abänderungen, welche in den Anneren des gegenwärtigen Protofolls 
und des Protofolld vom 28. v. M. verzeichnet find, nunmehr unter den 
Hohen verbündeten Regierungen definitiv feftgeftellt ift und ſolcher Geftalt 
dem am 24. d. M. zufammentretenden Reichstage vorgelegt werden joll. 





*) cf. Wr. 220. 
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Hebergang des Thurn und Tarisfchen Poftwefens auf den 
Preußifchen Staat. 


28. Januar. Bertrag zwijhen Preußen und dem Fürften 
von Thurn und Taris. 


(Artikel 1 und 15.) 


Art. 1. Seine Durdlaudt, Fürft Marimilian Karl von Thurn und 
Taris für Sich, Seine Nachkommen und fämmtliche zur Erbfolge in die Poft- 
gerechtſame berechtigten Agnaten und fonftigen Seitenverwandten, überträgt Seine 
gelammten Poſtgerechtſame in jämmtlihen Staaten und Gebieten, in denen fich 
jeitber die Poſten ganz oder theilweife im Befite und Genuffe des Fiürftlichen 
Haufes befunden haben, vom 1. Juli 1867 an auf den Preußifchen Staat. 

Diefe Staaten und Gebiete find: 1) die hohenzollernſchen Lande, 2) das 
vormalige Kurfürftenthbum Heffen, 3) das vormalige Herzogtbum Nafjau, 4) die 
vormalige Yandgrafihaft Heffen- Homburg, 5) bie vormalige freie Stabt Frauf- 
hurt, 6) die an die Krone Preußen abgetretenen vormaligen Theile der Groß- 
bergoglich heſſiſchen Provinz Oberbeffen, 7) das Großherzogtbum Heffen und bei 
Rhein, 8) das Großherzogthum Sadjen, 9) das Herzogthum Sahjen- Meiningen, 
10) das Herzogtbum Sadfen- Coburg und Gotha, 11) das Fürftentbum Reuß 
ülterer Linie, 12) das Fürftentbum Neuß jüngerer Yinie, 13) das Fürſtenthum 
Schwarzburg-Rudolſtadt (Oberberrichaft), 14) das Fürftentbum Schwarzburg- 
Eondersbaufen (Oberherrihaft), 15) das Fürftentbum Yippe, 16) das Fürftentbum 
Schaumburg » Lippe, 17) die freie und Hanjeftadt Lübeck, 18) die freie und Hanje- 
fadt Bremen, 19) die freie und Hanfeftadt Hamburg. 
| Es gebt demnach das Fürftlih Thurn und Taxisſche Poftwejen 
in jeinem ganzen Umfange, mit allen Rechten und allem Zubehör 
an unbeweglidem und beweglidem Eigenthum, Inpventarien, 
Utenfilien u. f. w., Alles wie es ftebt und liegt, indas Eigentbum, 
den Bejit und Genuß des Preufiihen Staates über. — — — 

Art. 15. Als Aequivalent für die fümmtlichen durch Diefen Vertrag Seitens 
Seiner Durchlaucht des Fürften an Preußen übereigneten Gerechtſame und Ber- 
mögensftüde zahlt die Königlich Preußifche Staatsregierung an Seine Durchlaucht 
den Fürften als ein Paufchquantum die Summe von drei Millionen Thaler 
Preußisch Courant. 


Fürſt Bismard. 39 


54 Der konftituirende Keichstag. 


1867. 13. Februar. Einberufungs-Patent fürden Reid: 
tag des norddeutihen Bundes. 


Wir Wilhelm, von Gotte8 Gnaden König von Preußen ꝛc., thun 
fund und fügen hiemit zu wiſſen: 

Nahdem mir mit den verbiündeten Regierungen der norddeutjchen 
Staaten übereingefommen find, zur Berathung der Verfaffung und der 
Einrihtungen des norddeutichen Bundes Vertreter der Nation zu einem 
Reichstage zu verfammeln, die gedachten Regierungen auch durch ihre Be- 
vollmächtigten am 18. Januar d. 3. den Beihluß gefaßt haben, die Ein: 
berufung des Reichstags der Krone Preußen zu übertragen, und nachdem 
die allgemeinen Wahlen am 12. Februar d. & ftattgefunden haben, be— 
rufen Wir den Reichstag des norddeutschen Bundes hierdurd auf Sonntag 
den 24. Februar d. J. in Unfere Haupt und Refidenzftadt Berlin. 


Gegeben zu Berlin, den 13. Februar 1867, 


(L. S.) Wilhelm, 
von Bismard. 


24. Februar. Thronrede Seiner Majeität des Königs 
Wilhelm zur Eröffnung des Reichstages. 


Erlauchte, edle und geehrte Herren vom Reichstage des 
norddeutichen Bundes! 


Es ijt ein erhebender Augenblid, in welchem Ich in Ihre Mkitte 
trete; mächtige Creignifje haben ihn herbeigeführt, große Hoffnungen 
fnüpfen fih an denjelben. Daß es Mir vergönnt ift, in Gemeinschaft 
mit einer Verſammlung, wie fie jeit Jahrhunderten feinen deutjchen Fürften 
umgeben bat, diefen Hoffnungen Ausdrud zu geben, dafür danfe ch der 
öttlihen Borjehung, welche Deutſchland dem von jeinem Bolfe erjehnten 
icle auf Wegen zuführt, die wir nicht wählen oder vorausſehen. Im 
Vertrauen auf diefe Führung werden mir jenes Ziel um fo früher er- 
reichen, je Marer wir die Urfachen, weldhe uns und unfere Vorfahren von 
— entfernt haben, im Rückblick auf die Geſchichte Deutſchlands 
erkennen. 

Einſt mächtig, groß und geehrt, weil einig und von ſtarken Händen 
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eleitet, jank das deutſche Reich nicht ohne Mitihuld von Haupt und 
liedern in Berrifienheit und Ohnmacht. Des Gewichtes im Rathe 
Europas, des Einfluffes auf die eigenen Gejchide beraubt, ward Deutjd)- 
land zur Wahlftatt der Kämpfe fremder Mächte, für melde es das Blut 
jener Kinder, die Schladhtfelder und die Kampfpreife bergab. 

Niemals aber hat die Sehnſucht des deutichen Volkes nad jenen 
verlorenen Gütern aufgehört, und die Geſchichte unferer Zeit ijt erfüllt 
von den Beftrebungen, Deutjhland und dem deutjchen Volke die Größe 
jeiner Vergangenheit wieder zu erringen. 

Wenn dieje Beftrebungen bisher nicht zum Ziele geführt, wenn jie 
die Zerriffenheit, anftatt fie zu heilen, nur gefteigert haben, weil man ſich 
durh Hoffnungen oder Erinnerungen über den Werth der Gegenwart, 
dur Fdeale über die Bedeutung der Thatjachen täufchen ließ, jo erkennen 
mir daraus die Nothwendigfeit, die Einigung des deutfchen Volles an der 
Hand der Thatjachen zu juchen, und nicht wieder das Erreichbare dem 
Bünfchenswerthen zu opfern. 

In dieſem Sinn haben die verbindeten Regierungen, im Anjchluffe 
an gewohnte jrühere Berhältniffe, jich über eine Anzahl beftimmter und 
begrenzter, aber praftijch bedeutjamer Einrichtungen verftändigt, welche 
eben jo im Bereiche der unmittelbaren Möglichkeit, wie des zmeijellofen 
Bedürfnifjes liegen. 

Der Ihnen vorzulegende Berfajjungs-Entwurf muthet der 
Selbftftändigfeit der Einzelftaaten zu Gunften der Gejammt- 
beit nur diejenigen Opfer zu, welde unentbehrlich jind, um 
den Frieden zu jhügen, die Sicherheit des Bundesgebietes 
und die Entwidelung der Wohlfahrt feiner Bewohner zu ge— 
währleiften. 

Meinen hohen Verbündeten habe Jh für die Bereitwilligkeit zu 
danken, mit welder jie den Bedürfnijfen des gemeinfamen Baterlandes 
entgegengefommen find. ch jpreche dieſen Dank in dem Bemwußtjein aus, 
dag Ich zu derjelben Hingebung für das Gejammtmwohl Deutjchlands aud) 
dann bereit gewejen jein würde, wenn die VBorjehung Mid nicht an die 
Spige des mädtigjten und aus diefem Grunde zur Leitung des Gemein- 
weſens berufenen Bundesjtaates geftellt hätte. Als Erbe der Preußi- 
ihen Krone aber fühle Jh Mich ftarf in dem Bemwußtjein, daß 
alle Erfolge Preußens zugleih Stufen zur Wiederberftellung 
und Erhöhung der deutihen Macht und Ehre geworden jind. 

Ungeachtet de3 allgemeinen Entgegenfommens und obſchon die ges 
mwaltigen Ereignifje des letten Jahres die Unentbehrlichkeit einer Neu— 
bildung der deutjchen Berfafjung zu alljeitiger Ueberzeugung gebracht und 
die Gemüther für die Annahme derjelben empfänglicher gemacht hatten, 
als fie früher waren und jpäter vielleicht wiederum jein wiirden, haben 
wir doch in den Berhandlungen von Neuem die Schwere der Aufgabe 
empfunden, eine volle Uebereinftimmung zwijchen fo vielen unabhängigen 
Regierungen zu erzielen, welde bei ihren Zugeftändnifjen obemein die 
Stimmungen ihrer Yandftände zu beachten haben. 

Je mehr Sie, Meine Herren, fi diefe Schwierigkeiten vergegen- 
mwärtigen, um fo vorfichtiger werden Sie, davon bin ch überzeugt, bei 
Prüfung des Berfaffungs » Entwurfes die ſchwer wiegende Verant— 
wortung für die Gefahren im Auge behalten, mwelde für die 

35 * 
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friedlide und gejegmäßige Durdhführung des begonnenen 
Werkes entftehen könnten, wenn das für die jegige Borlage 
hergejtellte Einverftändniß der Regierungen für die vom 
NReihstage begehrten Aenderungen nicht wieder gewonnen 
würde. Heute fommt es vor Allem darauf an, den günjftigen 
Moment zur Erridtung des Gebäudes nicht zu verfäumen; 
der vollendetere Ausbau defjelben fann aladann getroft dem 
ferneren vereinten Wirken der deutſchen Fürften und Volks— 
ftämme überlaffen bleiben. 

Die Ordnung der nationalen Beziehungen des norddeutjchen 
Bundes zu unfern Landsleuten im Süden ded Main ift durd 
die Friedensjchlüffe des vergangenen Jahres dem freien Uebereinfommen 
beider Theile anheimgeftellt. Zur Herbeiführung dieſes Einverftändnifies 
wird unjere Hand den füddeutjchen Brüdern ri und entgegenfommend 
dargereiht werden, jobald der morddeutihe Bund in Feftitellung feiner 
Verfaſſung meit genug vorgejchritten fein wird, um zur Abjchliefung von 
Verträgen befähigt zu fein. 

Die Erhaltung des Zollverein, die gemeinfame Pflege der Volks— 
wirtbichaft, die gemeinjame Verbürgung für die Sicherheit des deutjchen 
Gebietes werden Grundbedingungen der Berftändigung bilden, melde 
vorausfichtli von beiden Theilen angeftrebt werden. 

Wie die Richtung des deutfchen Geiftes im Allgemeinen dem Frieden 
und feinen Arbeiten zugewandt it, jo wird die Bundesgenofienjchaft der 
deutſchen Staaten wejentlih einen defenfiven Charakter tragen. 
Keine feindliche Tendenz gegen unfere Nachbarn, fein Streben nad &- 
oberung hat die deutjche Bewegung der legten Jahrzehnte getragen, ſondern 
lediglih das Bedürfniß, den weiten Gebieten von den Alpen bis zum 
Meere die Grundbedingungen des ftaatlihen Gedeihens zu gewähren, 
welche ihnen der Entwidlungsgang früherer Jahrhunderte verfümmert 
bat. Nur zur Abwehr, niht zum Angriff einigen ſich die 
deutihen Stämme, und daß ihre Berbrüderung auch von ihren 
Nachbarvölfern in diefem Sinne aufgefaßt wird, beweiſt die mwohlmollende 
Haltung der mädtigften europätfhen Staaten, melde ohne Beforgnif 
und ohne Mißgunſt Deutihland von denjelben Vortheilen eine großen 
jtaatlihen Gemeinweſens Befig ergreifen fehen, deren fie fich ihrerſeits 
bereit8 fett Jahrhunderten erfreuen. Nur von uns, von unferer Einigkeit, 
von unjerer Baterland3liebe hängt es daher in diefem Augenblide ab, dem 
gejammten Deutjhland die Bürgfhaften einer Zukunft zu 
fihern, in welder es, frei von der Gefahr, wieder in Zerrijjen- 
heit und Ohnmacht zu verfallen, nad eigener Selbftbeftimmung 
feine verfafjungsmäßtige Entwidlung und feine Wohlfahrt 
pflegen und in dem Rathe der Völker feinen friedliebenden 
Beruf zu erfüllen vermag. 

Ich hege das Bertrauen zu Gott, daß die Nachwelt im Rüdblid auf 
unjere gemeinjamen Arbeiten nicht jagen werde, die Erfahrungen der 
früheren mißlungenen Verſuche jeien — Nutzen für das deutſche Bolf 
geblieben, daß vielmehr unfere Kinder mit Dank auf diefen Reichstag als 
den Begründer der deutichen Einheit, Freiheit und Macht zurüdbliden werden. 

Meine Herren! Ganz Deutjhland, auch über die Grenzen unferes 
Bundes hinaus, harrt der Enticheidungen, die hier getroffen werden follen. 


597 
1867. 

Möge durh unfer gemeinfames Werk der Traum von 
Jahrhunderten, das ee und Ringen der jüngften Ge— 
Ihlehter der Erfüllung entgegengeführt werden. 

Im Namen aller verbündeten 0 im Namen Deutjchlands 
fordere Ich Sie vertrauensvoll auf: helfen Sie uns die große na= 
tionale Arbeit raſch und fiher durdhführen. 

Der Segen Gottes aber, an welchem Alles gelegen ift, begleite und 
fördere das vaterländiiche Werk! 


4. März. Vorlegung des Berfajjungsentwurfs. 


Rede des Grafen Bismard ald Vorfigenden der Bundes— 
Kommiſſion. 


Im Auftrage der hohen verbündeten Regierungen habe ich die Ehre, 
dem Reichſtage den Entwurf der Bundes-Verfaſſung vorzulegen, welcher 
zwijhen den Regierungen vereinbart worden ift. ch füge diejem Ent- 
wurfe eine authentifche Ausfertigung derjenigen Verträge bei, auf welchen 
bisher die Eonftituirung des Bündniſſes beruht, jo wie der Protofolle 
über die Conferenzen, in welchen der vorgelegte Berfaflungs- Entwurf 
zwilchen den Vertretern der hohen WRegierungen fejtgeftellt worden: ift. 
Indem ich diefe Vorlage der Beichlugnahme der hohen Verſammlung 
unterbreite, enthalte ich mich, der Rede, mit welcher der König, mein aller- 
gnädigiter der, unjere Sigungen eröffnet hat, etwas hinzuzufügen. Nur 
auf einen Gegenftand erlaube ich mir aufmerkfjam zu machen. In dem 
vorläufigen Bindnig vom 18. Auguft vorigen Jahres lautet Artikel 6: 
„Die Dauer de3 Bündniffes ift bis zum Abjchluß des neuen Bundes» 
verhältnifjes, eventuell auf ein Jahr feitgejegt, wenn der neue Bund nicht 
vor Ablauf eines Jahres geichloffen jein jollte.* 

Ich beabfichtige nicht, die Situation hier näher ins Auge zu fafjen, 
in welche Deutfchland gerathen würde, wenn biß zum 18. Auguſt des 
laufenden Jahres, alſo in 5", Monaten — von jegt an gerechnet — unjer 
Berk nicht zum Abſchluß gebracht würde. Ich hoffe, fie wird nicht ein- 
treten. ch erlaube mir aber auf Einen Umſtand aufmerfjam zu machen, 
der ung Allen befannt ift: daß die Yandtage oder mwenigftend manche 
unter ihnen fich ausdrücklich vorbehalten haben, das Refultat unjerer Ver— 
bandlungen ihrer Beſchlußnahme zu unterziehen. Wir werden alfo jofort 
nah Schluß des Reichstages in der Nothmwendigkeit fein, die Yandtage 
von 22 einzelnen verbündeten Staaten mit Beichleunigung zufammen zu 
berufen. Es iſt dringend wünfchenswerth, daß auch dieje Yphafe der Ent» 
mwidelung ſich abjchliegt, bevor der 18. Auguft eintritt. 

In allen diefen Momenten liegt eine neue Aufforderung zur Bes 
ſchleunigung unjerer Arbeiten. — 

Die vertragsmäßige Regelung der Beziehungen zu Süddeutſch— 
land, jo mie fie Jedem von und mehr oder weniger ausgebildet vor» 
ihmeben, werden meines Erachtens mwejentlich durch eine raſche und ent— 
Ihiedene Befchlugnahme in Norddeutfchland gefördert werden. Das Ver— 
trauen der ſüddeutſchen Staaten auf den Anſchluß an ihre 
norddeutfhen Landsleute wird in dem Maße gefördert werden, 
in welhem fie fehen, daß mir die Schritte nah unferem Ziele 
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bin mit Entfhiedenheit mahen und daß. wir dieſes Ziel in 
nahe Ausfiht nehmen können. Auh in diefer Richtung, meine 
Herren, liegen Aufforderungen zur Befchleunigung unferer Arbeiten und 
ur baldigen Verftändigung über die Punkte, über welche Meinungsver— 
"hiedenheiten obmalten möchten. — 

E3 liegt ohne Zweifel, meine Herren, etwas in unſerem National- 
Eharafter, was der Bereinigung Deutfchlands widerftrebt. Wir hätten die 
Einheit fonft nicht verloren, oder hätten fie bald wieder gewonnen. Wenn 
wir in die Zeit der deutjchen Größe, die erfte Katlerzeit, zurüdbliden, jo 
finden wir, daß fein anderes Land in Europa in dem Maße die Wahr: 
fcheinlichkeit für fich hatte, eine mächtige nationale Einheit fich zu erhalten, 
wie gerade Deutichland. Bliden Sie im Mittelalter von dem ruffiihen 
Reihe der ruriffchen Fürften bis zu den meftgothifchen und arabiiden 
Gebieten in Spanien, fo werden Sie finden, daß Deutfchland vor Allen 
die größte Ausficht hatte, ein einiges Reich zu bleiben. Was ift der 
Grund, der ung die Einheit verlieren ließ, und uns bis jeßt verhindert 
bat, fie wieder zu gewinnen ? Wenn ich e8 mit einem kurzen Worte fagen fol, 
fo ift e8, wie mir fcheint, ein gewiffer Ueberfhuß an dem Gefühl: 
männliher Selbftftändigfeit, welche in Deutihland den Ein: 
zelnen, die Gemeinde, den Stamm veranlaßt ſich mehr auf die 
eigenen Kräfte zu verlafjen, als auf die der Gejammtbeit. 
Es ift der Mangel jener Gefügigfeit des Einzelnen und des Stammes 
zu Gunſten des Gemeinmwejens, jener Gefügigfeit, welche unjere Nachbar: 
pölfer in den Stand gejett hat, die Wohlthaten, die wir erjtreben, ſich 
fhon früher zu fichern. — 

Die Regierungen, meine Herren, haben Ihnen, glaube ih, m 
jegigen Falle ein gutes Beifpiel gegeben. Es war feine unter ihnen, 
die nicht erhebliche Bedenken, mehr oder weniger berechtigte Wünſche dem 
bisher erreichten Ziele hat opfern müſſen. Pieferm auch wir den Beweis, 
meine Herren, daß Deutſchland in einer 600jährigen Leidens: 
gefhihte Erfahrungen gemadt hat, die es beherzigt; daß mir 
— und Alle, die wir hier find, wir haben es ſelbſt erlebt, — die Lehren 
zu Herzen genommen haben, die wir auß den verfehlten Berjuden 
von Frankfurt und Erfurt ziehen mußten. Das Mißlingen des da- 
maligen Werkes hat in Deutjchland einen Zuftand der Unficherheit, der 
Unzufriedenheit herbeigeführt, der 16 Fahre lang gedauert hat, und der 
fchließlich durch eine Kataftrophe wie die des vorigen Jahres, mach irgend 
einer Seite hin, wie es Gott gefiel, feinen Abjchluß finden mußte. 

Das deutfche Volt, meine Herren, hat ein Recht, von uns zu er 
warten, daß wir der Wiederkehr einer folchen Kataftrophe vorbeugen, und 
ich bin überzeugt, daß Sie mit den verbündeten Regierungen nichts mehr 
am Herzen liegen haben, al3 dieſe gerechten Erwartungen des deutſchen 
Volkes zu erfüllen. 


Geift und Weſen der Bundes: Verfafjung. 
11. März. Rede ded Grafen Biömard bei der General-Discuffion 
des Verfafjungs- Entwurfes. 
Wenn ih in diefem Stadium der Discuffion das Wort ergreife, jo 
ift e8 nicht meine Abfiht und kann fie nicht jein, Ihnen die Tehlenden 
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Motive für den —— der Regierungs-Vorlage zu entwickeln; — 
aus demſelben Grunde nicht, — aus dem wir A Yin feine Motive 


vorgelegt haben. Die Arbeit, meine Herren, ift fo umfaſſend; e3 wäre 
ein Werk darüber zu fchreiben gewejen, wenn die Arbeit fich einigermaßen 
auf der Höhe der Aufgabe, mit der wir beichäftigt find, halten follte. 
Hätten wir Motive der Berfammlung der Bundes- Commiffarien vor- 
gelegt, fo würden wir, ich mweiß nicht mie viel Zeit über deren Discuffion 
verloren haben; fchwerlih nur jo viel Zeit, wie dazu gehört hätte, fie 
auszuarbeiten. Es ift nicht etwa eine Nichtachtung des Eindruds, den 
unfere Vorlage macht, daß wir uns enthalten haben, die Motive vorzu« 
legen. Wir hatten buchftäblich nicht die Zeit dazu. Eine Arbeitszeit von 
vier Wochen für einen Rath, welcher mit der ns der Motive 
beauftragt gemwejen wäre, wäre kaum zu furz bemefjen. enn wir und 
dann auch unter den verbündeten Regierungen verftändigt hätten über 
den Zert, jo glaube ich doch nicht, daß wir heute jchon Be vereint ge- 
wejen wären, wenn wir Ihnen hätten Dlotive vorlegen follen. Wir wären 
auch in die Gefahr gelommen, in diefen Motiven Dinge zu vertreten, die 
vielleicht gar nicht beftritten werden. Die Motive werden ſich aus der 
allgemeinen und jpäteren Specialdiscuffion ergeben von Seiten derjenigen, 
die den Verfaffungs- Entwurf unterftügen, oder durch die Erklärungen 
der Regierungen, die gefordert werden und die fih am die auftauchenden 
Zweifel knüpfen werden. 

Meine Abfiht ijt ebenjfowenig, der Specialdiscuffion vorzugreifen, 
jondern nur wenige allgemeine Geitchtspunfte zu entwideln, die uns bei 
der Aufftellung diefer Verfafjung geleitet haben. 

Es hat nicht unfere Abficht jein können, ein theoretijches Ideal 
einer Grundverfaſſung berzuftellen, in welcher die Einheit Deutſch— 
lands einerjeit8 auf ewig verbürgt werde, auf der andern Geite jeder 
partifulariftiichen Regung die freie Bewegung gefichert bleibe. Einen 
jolden Stein der Weifen, wenn er zu Finden it, zu entdeden, müſſen 
wir der Zukunft überlaffen, einer jolden Duadratur des Cirlels um einige 
Decimalftellen näher zu rüden, ift nicht die Aufgabe der Gegenwart. Wir 
baben uns zur Aufgabe geftellt, in Erinnerung und in richtiger Schäßung, 
glaube ich, derjenigen Widerſtandskräfte, an welchen die früheren Verſuche 
in Frankfurt und Erfurt gefcheitert find, diefe Widerftandstkräfte, jo wenig 
ald es irgend mit dem Zweck verträglich war, herauszufordern. Wir haben 
e3 für unfere Aufgabe gehalten, ein Minimum derjenigen Concejfionen zu 
finden, welche die Sondererijtenzen auf deutſchem Gebiete der Allgemeinheit 
mahen müfjen, wenn diefe Allgemeinheit lebensfähig werden joll; mir 
mögen das Elaborat, was dadurd zu Stande gefommen ift, mit dem 
Namen einer Verfafjung belegen oder nicht; das thut zur Sache nichts. 
Wir glauben aber, daß, wenn es hier angenommen wird, für das deutſche 
Bolf die Bahn * gemacht worden iſt, und daß wir das Vertrauen 
um Genius unſeres eigenen Volkes haben können, daß es auf dieſer 

hu den ai | zu finden wiflen wird, der zu feinen Zielen Bar 

Wenn zu diefem Zwed, nad unſerer Anficht wenigftend, das Ge— 
—— hinreicht, ſo begreife ich vollſtändig, daß viele Wünſche unbefriedigt 
leiben, daß man daneben noch eine Vorlage anderer Dinge gewünſcht 
und gleich gewünſcht hätte. Ich begreife aber nicht, wie man, weil dieſe 
Büntie bisher unerfüllt geblieben ind, das Gebotene ablehnen will und 
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dabei doch behaupten, man wolle überhaupt eine Berfaffung, die Deutjch- 
land zur Einheit führen könne. 

3 find Einwendungen bisher laut geworden und Wünjche geltend 
gemacht von zwei Seiten: ich möchte jagen von der unitarifhen und 
Dartifularifi] hen Seite; von der unttariichen dahingehend, dag man 
auch von diefem Berfafjungs- Entwurf, wie von dem früheren die Her— 
ftelung eine8 conftitutionellen verantwortliden Minifteriums 
erwartet hat. Wer follte dieſes Minifterium ernennen? Einem Confortium 
von 22 Regierungen ift diefe Aufgabe nicht zuzumuthen; e8 würde fie 
nicht erfüllen können. Ausjchließen können Sie aber 21 von 22 Re 
gierungen von der Theilnahme an der Herftellung der Erecutive ebenjo- 
wenig. Es wäre der Anforderung nur dadurch zu genügen gewejen, daß 
eine einheitlihe Spige mit monarchiſchem Charafter re wäre. Dann 
aber, meine Herren, haben Sie feine Bundesverhältnifje mehr, dann haben 
Sie die Mediatifirung Derer, denen dieje monardijche Gewalt nicht über: 
tragen wird. Diefe Mediatifirung ift von unſeren Bundesgenofjen weder 
bemilligt, noch von uns exjtrebt worden. Es ift hier angedeutet worden, 
man fünne jie mit Gewalt erzwingen; von andern, fie werde fich zum 
Theil von ſelbſt ergeben, und Letzteres von einer mir nahe ftehenden 
Seite. Wir erwarten dies nicht in dem Maße und glauben nicht, daß 
deutſche Fürften in größerer Anzahl bereit jein werden, ihre jegige Stellung 
mit der eines engliichen Pair zu vertaufhen. Wir haben ihnen dieje 
Zumuthung niemal3 gemacht, und beabjichtigen nicht, fie ihnen zu machen ; 
noch weniger aber fann ich als unjere Aufgabe betrachten, auf die Gewalt, 
auf die Uebermacht Preußens in diefem Bunde fich zu berufen, um eine 
Eoncejfion zu erzwingen, die nicht freiwillig entgegen getragen wird. Eime 
jolhe Gewalt fonnten wir am allermwenigjten gegen Bundes: 
genojjen anwenden, die im Augenblide der 444 treu zu 
uns geſtanden haben, ebenſowenig gegen die, mit denen wir ſoeben 
einen völkerrechtlichen Frieden, auf ewig, wie wir hoffen, — wie man 
das Wort auf dieſer Erde zu gebrauchen pflegt, — beſiegelt haben. 

Die Baſis dieſes Verhältniſſes ſoll nicht die Gewalt ſein, weder 
den Fürſten, noch dem Volke — Die Baſis ſoll das Ver— 
trauen zu der Vertragstreue Preußens ſein und dieſes Vertrauen 
darf nicht erſchüttert werden, jo lange man uns die Vertragstreue hält. 

Es ift angefpielt worden auf die Erklärungen, die im Sinne einer 
einheitliheren Reichsgewalt von einigen der Bundes» Regierungen in den 
Schlußprotofollen niedergelegt jeien. ch kann nur bedauern, daß diele 
Erklärungen erſt in dem Schlußprotofolle zu Tage getreten find; mären 
fie in der Discuffion gemacht, bevor das Echlußprotofoll redigirt wurde, 
jo hätte man wenigjtens darüber urtheilen können, welche Aufnahme jolde 
Anfihten bei der Mehrzahl der Regierungen gefunden haben würden. 
Da fie erjt nah dem Sclufje der Verhandlungen zu Tage traten, To 
fann ich jie nur auffafjen als ein todte8 Glaubensbekenntniß ohne Werke. 

Schwerer, als die Einwendungen vom unitarijchen Standpuntte, und 
ernftlicher gemeint find meines Erachtens diejenigen vom partikulariſtiſchen. 
Unter Partifularismus denkt man fich jonft eine widerjtrebende Dy— 
naftie, eine widerftrebende Kafte in irgend einem Ctaate, die fich der Her- 
ftellung gemeinfamer Cinrichtungen aus Sonderinterefien entgegenftellt. 
Wir haben e3 heute mit einer neuen Specie8 von Partikularismus zu 
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tbun, mit dem parlamentarijhen Bartikularismus. Früher hieß e3 
vom dynaftifchen Standpunkte aus: „hie Waiblinger, hie Welf;“ jett heißt 
8: „bie Landtag, hie Reihstag!" Das Red, das der Preußiſche 
Pandtag hat, zu unſeren Vereinbarungen hier Nein zu fagen, es ift ſchon 
vorhin von anderer Seite hervorgehoben, und ich glaube, es wird das 
Niemand ernftlich beftreiten, und fich dem gegenüber auf die Macht be= 
rufen, dieſes Recht hat ein jeder Yandtag, ho fein oder jo groß er jein 
mag; denn wir mollen nicht in einer gewaltthätigen, fondern in einer 
rechtlichen Gemeinfchaft leben. Bis jett aber find die Widerjprüche der 
übrigen Pandtage auf diefer Tribüne nicht in einer gleichen Weife ange- 
meldet worden, wie die des Preußifchen Yandtages und zwar von Seiten, 
von denen es mich überrafht hat. Der Bertreter einer norddeut- 
ihen Republif begeiftert ſich plöglih für die monardiiche 
Berfajjung Preußens, ein katholiſcher Geiftliher ftellt dieje 
jelbe Berfafjung mit dem Heile feiner Seele an dem Leitfaden 
eines Bibelfprucdhes auf diejelbe Höhe, und ſprach zu uns, in Ton 
und Worten die tiefjte Erichütterung darüber verrathend, daß an diejer 
Verfaffung auch nur ein Artikel geändert werden fünnte — auf gejeg- 
mäßigem Wege, mwohlverftanden. ch zmeifle keinen Augenblid an der 
anfrichtigen Weberzeugung, mit der diefe Worte gefprochen wurden, aber 
überraicht hat e8 mich, daß er die Wirfung davon abſchwächte durch einen 
iherzhaften Seitenhieb auf meine Perjon: „ich würde mir auch zu helfen 
wiſſen, wenn bier nicht3 zu Stande füme,“ Meine Herren, ob ich mir 
in diefem Falle zu helfen wüßte, das will ich hier unerörtert laſſen; ich 
würde mir aber nicht helfen. Sch habe meinem Könige und Lande 
niemals den Dienjt verjagt, in eimem jolchen Falle aber wiirde ich ihn 
verjagen und würde denjenigen, die das Chaos herbeigeführt 
haben, auch überlajjen, den Weg aus dem Fabyrinthe wieder 
heraus zu finden. 

Wenn von anderer Seite, von Abgeordneten, mit denen ich mir 
mander gemeinjchaftlihen Anficht bemußt bin, von Mitgliedern des Preu— 
Biihen Abgeordnetenhaujes, — von folder Seite, von der ich glaube, dag 
fie wirflih das Zuftandelommen der Sade will, dennod hier der Sag 
aufgeftellt worden ift, daß die Preußiſche Verfaſſung über der Reichs-Ver— 
faſſung einftweilen ftehe, daß dasjenige, mas hier vereinbart wird zwiſchen 
der Gejammtheit der Yandes- Regierungen, nachdem mit Mühe eine Ber: 
eimigung unter dieſen erzielt worden, und zwiſchen den freigewählten Ber- 
tretern von 30 Millionen Deutihen, jchon jet vor die Aijifen des 
Preußifhen Landtages citirt wurde; meine Herren, da hat mich ein de— 
müthigendes Gefühl bejchlihen, daß diejenigen, die und meu zugetreten 
find, jo raſch die Illuſion verlieren, die fie etwa gehabt haben könnten, 
daß der Menjch wirklich mit feinen größeren Zmeden wählt, und daß der 
meitere Gefichtäfreis, den der größere Staat haben joll, fih aud allen 
feinen Mitgliedern mittheilt. Die Herren, die jo kurzweg hier das Wort 
ausfprechen, daß der Preußiſche Yandtag das Product unjerer Arbeiten 
in den und den Fällen verwerfen oder genehmigen werde — ihre Legiti— 
mation dazu ift jchon hier angezmweifelt worden. Aber ich möchte Sie 
tragen: was würden Sie jagen, wenn heutzutage eine der verblindeten 
Regierungen ſchon von Haufe aus erklärte: wenn dies und das nicht in 
der Verfaſſung fteht, jo nehme ich fie unter allen Umftänden nicht an! 
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wenn ein Stand oder eine Kafte dieje felbe Erklärung abgäbe, wenn ein 
Mitglied der medlenburgfchen Ritterfchaft aufträte und fagte: wenn unfere 
Rechte nicht gefhont werden — und fie wiegen auf der Wagfchale der 
Gerechtigkeit gerade eben jo jchwer, wie die des Preußifchen Landtags — 
fo fpielen wir nicht mit! ch erinnere Sie daran, meine Herren, ala die 
Berfuhe von Frankfurt und von Erfurt mißlangen — der von Erfurt 
nicht fo ſehr, wie bier gemeint wurde, durch das MWiderftreben der bethei- 
ligten Regierungen, wenn ich auch nicht behaupten fann, daß unjere 
Preußifhe Regierung damals mit der wünſchenswerthen Energie ihre 
Aufgabe vertreten hätte; er fcheiterte meines Erachtens daran, daß Han- 
nover und Sachſen einfach auf die öfterreichifche Armee, die hinter Olmüg 
ftand, mehr Bertrauen hatten, als auf den Drei-Königsbund — das 
war mohl das Durchſchlagende, wenn es auch eine Menge anderer Ur: 
fachen gegeben haben mag, — id erinnere Sie daran, daß man für ung, 
die wir damals unter dem Namen der Preußifchen Junferpartei die Ber: 
antwortung für das Nichtzuftandefommen vor der Deffentlichkeit aufladen 
mußten, fein Wort finden konnte in der öffentlichen Prefie, was ftarl 
enug war, um „diefen unwürdigen Mangel an Baterlandsliebe*“ zu 
re Marl der dahin führte, „aus Standesinterefjen lieber einen 
Junterftaat von der Größe der Mark Brandenburg zu gründen“ umd 
was dergleihen von Ihnen bereit3 vergefjene Zeitungsartikel waren, die 
auf und Schmadh und Vorwurf häuften, weil wir das Werk gehindert 
hätten, das wir zu Stande zu bringen in der Yage nicht waren. Ich 
habe, als hier vorgeftern daffelbe Recht für den Preußifchen Landtag in 
Anfpruch genommen wurde, im der ganzen VBerfammlung keinen Ausruf 
des Erftaunens gehört, außer dem, den ich in meinem Innern unter 
drüdte. 

Ich glaube, meine Herren, diejenigen, die dieſes Wort ausſprachen, 
unterfhägen denn doch den Ernit der Situation, in der wir und befinden. 
Glauben Sie wirklich, daß die großartige Bewegung, die im 
vorigen Jahre die Bölfer vom Belt bis an die Meere Gizi- 
liens, vom Rhein bis an den Pruth und den Dnjefter zum 
Kampf führte, zu dem eijernen Würfelfpiel, in dem um Königs» 
und Kaiſerkronen gefpielt wurde, daß die Million deutſcher 
Krieger, die gegen einander gefämpft und geblutet haben auf 
den Schladtfeldern vom Rhein bis zu den Karpathen, daß 
die Taufende und aber Taujende von Gebliebenen und der 
Seuche Erlegenen, die durch ihren Tod diefe nationale Ent: 
jheidung — haben, mit einer Landtags-Reſolution ad 
acta gefhrieben werden können; meine Herren, dann ftehen Sie 
wirflih nicht auf der Höhe der Situation. E38 liegt mir fern, 
irgend eine Drohung auszufprechen, ich achte die Rechte unferes Land: 
tages, ebenjo mie ich fie von Haufe aus gern geachtet hätte, wenn e3 mit 
dem Beftande des Preußiſchen Staate® nad) meiner Ueberzeugung ver: 
träglich gewejen wäre; aber ich habe die fichere Ueberzeugung, fein deut: 
[her Landtag wird einen ſolchen Beſchluß faljen, wenn mir 
uns bier einigen. 

Sch möchte die Herren, die jich diefe Diöglichkeiten denken, mohl jehen, 
wie jie etwa einem Juvaliden von Königgräg anmorten würden, 
wenn der nah dem Ergebniß diejer gewaltigen Anjtrengung 
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fragt. Sie würden ihm etwa fagen: Ya freilih, mit der deutichen 
Einheit ift e3 wiederum nichts geworden, die wird fich wohl bei 
Gelegenheit finden, fie iſt ja leicht zu haben, eine Verftändigung tft ja 
olle Tage wieder möglih; aber wır haben das Budgetredht des 
Abgeordnetenhaufes, des Preußifchen Yandtages gerettet, das 
Reht, jedes Jahr die Eriftenz der Preußiihen Armee in 
Frage zu ftellen, ein Recht, von dem mir als gute Patrioten niemals 
Gebrauch machen würden, und follte jene Verſammlung weit auf Abmege 
gerathen, die es wirklich wollte, jo würden mir den Minifter als Yandes« 
perräther zur Verantwortung ziehen, welcher fich zur Ausführung hergiebt. 
Aber es N doch unfer Reht: darum haben wir unter den Mauern von 
Preßburg mit dem Kaiſer von Defterreich gerungen und damit joll der 
valide fich tröften über den Verluſt feiner Glieder, damit die Wittwe, 
die ihren Mann begraben hat? 

Meine Herren, e3 ift wirklich eine vollftändig unmöglide Si- 
tuation, die Sie jih da machen, ich wende mich gern von dieſen phan— 
taftiichen Unmöglichkeiten in das reale Gebiet zurüd zu einigen Einwen— 
dungen, die hier gegen den Inhalt der Verfaſſungen gemacht worden find. 

Es ift, ih weiß nicht, ob in der Thronrede der Ausdrud ftehen ge— 
blieben ift, ichon gejagt, daß wir das Werk der VBerbejjerung fähig 
balten. Ich darf wenigſtens bier bezeugen, daß wir für feinen Vorjchlag, 
der wirklich mit der Erleichterung des Zuftandefommend und der Ber: 
befferung des Werkes ernitlich gemeint ift, unempfänglich find. Sie müſſen 
doh die Regierung nicht in Verdacht haben, und feine der zwei und 
zwanzig Bundes» Regierungen, daß fie fih von der hiſtoriſchen conftitu- 
tignellen Entmwidelung Deutſchlands losjagen wolle, daß fie nur dieſes 
Parlament etwa benugen wolle, um den Parlamentarismus im Kampf 
der Parlamente gegen einander aufzureiben. Was hätten wir denn davon? 
Ft denn eine —— auf die Dauer denkbar, namentlich eine ſolche, 
die ſich zur Aufgabe geſtellt hat, eine Einheit im Feuer oder gar in kaltem 
Metall, wenn das Feuer erkaltet ſein wird, zu ſchmieden, eine Einigung, 
die nicht überall in Europa mit Wohlwollen geſehen wird, daß dieſe Re— 
gierung es ſich gewiſſermaßen zur ſyſtematiſchen Aufgabe ſtellt, die Rechte 
der Bevöllerung auf die Theilnahme an ihren eigenen Geſchäften zu unter: 
drüden, abzujhaffen; auf ein wildes Reactionsweſen fich einzulafjen, fich 
in Kämpfen mit der eigenen Bevölkerung aufzuhalten, meine Herren, das 
tönnen Sie von einer Dynaftie, wie fie über Preußen regiert, 
das können Sie von feiner der Dynaftien, die augenblidlid 
in Deutihland regieren, erwarten, daß jie an ein natio- 
nale8 Werft mit diefer Heuchelei — ih fann es nidht anders 
nennen — herangeht. 

Wir wollen den Grad von Freiheitsentwidlung, der 
mit der Sicherheit de3 Ganzen nur irgend verträglid ift. 
Es fann fih nur handeln um die Grenze: wie viel, was ift mit diejer 
Sicherheit auf die Dauer verträglich? was ift jegt mit ihr verträglich ? 
it ein Uebergangajtadium nöthig? wie lange muß dies dauern? E3 kann 
nicht in unfrer bficht liegen, das Militairbudget auch für den Zeitraum, 
wo es von Ihnen jelbft ala eijern behandelt werden jollte, und ein ſolcher 

eitraum ift meines Erachtens unentbehrlich, Ihrer Kenntniß zu entziehen. 
& ift bier gejagt worden, als wenn das Militairbudget mit einer ge: 
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wiſſen Heimlichfeit nachher behandelt werden jollte. Soweit ich mir über: 
haupt diejen Gedanken jchon Mar gemacht habe, jo ſchwebt er mir im der 
Art vor, daß wir jedenfall ein Budget vorlegen würden, welches die 
Gefammtausgaben des Bundes umfaßt, die militairifche nicht ausgeſchloſſen; 
nur würden wir da8 auf der Bafiß des mit der Vertretung für eine ge: 
wiffe Dauer von Jahren abzujchliegenden Bertrages thun, jo daß man 
und an dem Militair- Budget für diefe Zeit Feine Streichung machen 
fann, wenigſtens feine ſolche, die nicht mit dem Bundes - Feldherrn ver: 
einbart wäre. Es iſt ja möglich, daß der Bundesfeldherr fich überzeugt, 
dies oder jenes kann ich entbehren, daß er jelbit jagt, das will ih. Aber 
e8 muß einen Zeitraum geben, in welchem die Eriftenz des 
Bundesheeres niht von zufälligen Shwanfungen der Mas 
jorität abhängt. ch will gern zugeben, daß es jehr unwaährſcheinlich 
it, daß fich in diefem Reichsſtage eine Majorität finden würde, die nicht 
dasjenige bemilligen würde, was Ihrer Meinung nah zur Bertheidigung 
des Landes hinreichend ift. ch fürchte in diejer Beziehung nicht gerade 
von Partifulariften auf die Weije, auf die hier hingewiejen wurde, ic 
fürchte viel mehr von der Bermijchung der Frage über die Grenze zwifchen 
parlamentarijcher und fürftlicher Gewalt mit der Frage von der Verthei— 
digungsfähigkeit Deutjchlands dem Auslande gegenüber; ich halte es nicht 
für gut, daß man das Bedürfnig hat, den parlamentarijchen Einfluß, den 
man erftrebt und den wir ja gerne den Parlamenten gönnen, vorzugsmeiie 
an der Armee zu üben, während mannigfache andere Felder immer über: 
bleiben, um ihn zu üben. 

Ih glaube, meine Herren, es ift ein faft wirfjameres Mittel, 
jih den Einfluß auf die Regierungen zu jihern, den mehrere 
vorgeftrige Redner vermißten, wenn Cie beijpielöweije die Zollerträge in 
der Richtung Ihrer Geſetzgebung unterzögen, die dem Reiche Hülfsquellen 
abſchnitten, wenn Sie beiſpielsweiſe diejenigen Beamten abſtrichen, die 
auf dem Reichsbudget für Zollerhebung ſtehen; wenn Sie Ihre Thätigkeit 
dahin richten wollten, um ein Ihnen unannehmbares Syſtem der Regie— 
rung zu bejeitigen, das Eiſenbahn- und Telegraphenmwejen lahm zu legen. 
Ich glaube, meine Herren, das wäre vielleicht wirfjamer, als wenn Sie 
ſich die Beichliegung über die Zufammenfegung und Ausdehnung der 
Armee vorbehalten, denn dann richtet fich der Beſchluß auf die Funde 
mente der Sicherheit und der ftaatlichen Eriftenz, namentlich in einem 
Bundesftaate, da ift die Regierung in derjelben Unmöglichkeit, nachzu— 
geben, in der die Preußiſche Regierung fich jeit mehreren Jahren zu be 
finden glaubte. 

Wenn dieje Einrihtung, die Bundes-Armee, vorläufig 
diejenige Baſis, die am vollftändigften ausgebildet tft, die 
jenige Bajis, die wir am umentbehrliditen brauden, durd 
ein jährlihes Votum in Frage geftellt werden ſollte, meine 
Herren, e8 würde mir da8 — verzeihen Sie mir, wenn ich ein 
Gleichniß braude aus einem Beruf, in dem ih mich früber 
befand, den Eindrud eines Deichverbandes maden, in dem 
jedes Jahr nah Kopfzahl, auch der Befiglofen, darüber ab- 
geftimmt wird, ob die Deiche bei Hochwaſſer durhftohen wer: 
den jollen oder nit; aus ſolchem Deihverbande würde Id 
einfah ausjcheiden, da wäre mir das Wohnen zu unficer, 
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und ih würde mich der Gefahr nicht hingeben, dag einmal 
Diejenigen, die die Wirthſchaft mit freier Weide wünfcen, 
über diejenigen, die mit beftellten und wajfjerfreien Aedern, 
die Oberhand gewännen und alle durch eine Wafjerfluth zu 
Grunde gingen. 

Jedenfalls, wie ich es mir jchon anzudeuten erlaubte, brauchen mir 
in diefer Beziehung ein unantaftbares Uebergangsftadium, bis 
mir organisch zu Fleiſch und Blut mit einander verwacdjen find, und diefer 
Gedanke wird auch, wie ich glaube, von einem großen Theil der ftren- 
geren Conftitutionellen, die aber das Zuftandefommen der Sache wollen, 
nicht angefochten. 

Im Uebrigen bemerfe ih in Bezug auf einige Einzelheiten, die 
monirt worden find, um zu verhindern, daß die Discuffion ſich öfter auf 
dieſes Gebiet begiebt, als nöthig ift, beijpielsweife unfere Beziehungen 
zu Süddeutſchland. 

Der Herr Abg. Walded hat vorgeftern fich lediglich von der Herftel- 
lung eines conftitutionellen einheitlichen Minifteriums die Wirkung ver- 
Iprohen, „dann hätten wir die Süddeutjchen,“ wie er ſich ausdrückte. 
Ich glaube, wir fünnen fie nicht ficherer zurüdjchreden, al wenn wir in 
eine olche Richtung treten, die, wie ich vorhin andeutete, mit der Me- 
dtatifirung der deutichen Fürften große Aehnlichkeit hatte. Wer find diefe 
Süddeutihen? Einftmweilen ift e8 die bayerifche, die würtembergifche, die 
badiihe Regierung. Glauben Sie, daß Seine Majeftät der König von 
Bayern, oder von Würtemberg, ſich durch ſolche Einrichtungen, wie fie 
der Abgeordnete Walded in Vorſchlag bradte, bejonders angezogen 
fühlt? Meine Herren! ch weiß das Gegentheil. 

Unjer Berhältnig zu Süddeutihland wird fih an der 
Hand des Artifels, der fih im Berfajjungsentwurfe darüber 
befindet, meines Eradtens einfah und mit Sicherheit ent- 
wideln. Wir haben zunähft mit Süddeutfchland die Gemeinſchaft des 
Zollvereins, eine Gemeinſchaft, die in diefem Augenblide allerdings 
bis zu einem gewiſſen Grade in der Luft jchwebt, weil die Friedensver— 
träge eine jechsmonatlihe Kündigung vorbehalten, bis wir uns über das 
Verhältnig von Nord» und Süddeutſchland in diefer Beziehung geeinigt 
baben werden; um eine Einigung möglich zu machen, war diefes Kündi— 
gungsrecht nothwendig. 

Ich denke aljo, jobald wir mit der norddeutjchen Verfaſſung fertig 
find, daß wir zumächft den ſüddeutſchen Regierungen Eröffnungen maden, 
damit fie mit uns zujammentreten, um den Weg zu berathen, auf dem 
wir zu einem dauernden organiichen, nicht alle 12 Jahre fündbaren Zoll» 
vereine gelangen. Wir haben für den norddeutihen Bund diefe Wohlthat 
gefichert durch Artikel über Zollgefeggebung, wir fünnen aber weder ver- 
langen, daß die drei oder vier ſüddeutſchen Staaten Alles dasjenige, was 
wir bier durch die Gefeßgebung, an der fie jelbjt nicht Theil nehmen, 
beichliegen, ohne Weiteres annehmen follen, noch können wir ihnen gegen 
das, was der morddeutiche Reichstag geſetzlich beichließt, ein Veto ein- 
räumen, ein Veto, das man von drei oder vier Regierungen ausüben und 
mit ihren Ständen theilen würde, 

Soll der Zollverein in bisherigem Umfange fortbeftehen, jo ift es 
ganz unvermeidlih, daß organiihe Einrichtungen gefchaften werden, ver: 
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möge deren Süddeutichland an der Gefeggebung über Zollſachen Theil 
nimmt. Ich enthalte mich, das Nähere anzudeuten, ich glaube aber, es 
ergiebt ji von ſelbſt, wie die Einrichtungen befchaffen jein müſſen. Es 
iſt Schwer zu glauben, daß eine ſolche gemeinjchaftliche organijche Geſetz⸗ 
gebung für Zollſachen — und ich möchte doch dies nicht ſo unterſchätzen 
und blos mit dem geringſchätzigen Namen „Zollparlament“ belegen; mas 
haben wir nicht für Kämpfe gefämpft, nur wer in den Geſchäften ge 
ftanden hat, kann das beurtheilen, — wie erjchhienen uns nicht in den 
Jahren 1862 und 1864 gerade die Zollinterefien als die höchſten politi- 
ſchen Yebensinterejjen! 

Ich möchte das nicht unterfchägen, daß eine wirthſchaftliche Ge— 
meinjhaft für Geſammtdeutſchland gejchaffen werden fann — 
aljo es ift jchwer zu glauben, daß ſolche gemeinfame Drgane der Gejeg- 
gebung, wenn fie einmal gejchaffen, ſich der Aufgabe entziehen fönnten, 
auch die meiften der übrigen Xitel der materiellen Wohlfahrt, jo wie 
mancher formalen ————— über Prozeßweſen u. ſ. w. allmälig ſich 
anzueignen, und auch darüber gemeinſame Beſtimmungen für ganz Deutſch— 
land herbeizuführen. 

a3 ferner die Machtfrage betrifft, jo halte ich die Ber- 
einigung von Nord» und Süddeutfhland jedem Angriffe ge- 
genüber in allen Fragen, wo es jih um die Sicherheit des 
deutjhen Bodens handelt, für definitiv gefihert. Im Süden 
fann fein Zweifel darüber jein, daß, wenn er in feiner ntegrität ge: 
fährdet werden jollte, Norddeutichland ihm unbedingt brüderlid) beifteht, 
ım Norden ift fein Zweifel darüber, daß wir des Beiftandes Süddeutſch— 
lands gegen jeden Angriff, der uns treffen könnte, vollftändig ſicher find. 

Einige andere Themata, auch lediglih um Wiederholungen zu vers 
meiden, erlaube ih mir zu berühren, 3. B. die Frage der Reichsiteuer. 
Daß eine Contingentirung nach der Kopfzahl ein unvollfommener Modus, 
eine Aushülfe von vorübergehender Natur ift, gebe ich gern zu; das Bei- 
fpiel von Bremen und von Hamburg mit jeinen reichen Einwohnern im 
Vergleich zu den ag sig Amelie Weka ift vollftändig zutreffend. 
Die Verhandlungen der Vertreter der Regierungen unter einander haben 
auch gezeigt, daß diejes Bedürfniß der Einführung von Reichs— 
fteuern ziemlich allgemein empfunden wird, und man bat jich ſchon 
mit den Gegenftänden, welche fie betreffen könnten, bejchäitigt. Ich glaube 
daher, daß, wenn es hier gelingt, die Schwierigkeiten zu überwinden, zu 
deren Ueberwindung wir bei den commifjarischen Verhandlungen nicht Zeit 
hatten, namentlich eine ſolche Steuergejeggebung jofort jo weit auszuar— 
beiten, daß fie praftijch werden kann, daß bei den verbündeten Regierungen 
ein prinzipieller Widerftreit dagegen wenigſtens nicht obwalten wird. Ich 
betrachte das als Sache der Zukunft und als Sache der Gejeßgebung, 
fobald wir conftituirt find. 

Eonftituiren wir uns jo raſch als möglich, dann haben wir 
die Fähigkeit, dieje Frage zu erledigen, und eben jo die von dem Vertreter 
für Wiesbaden angeregte wegen Freizügigkeit. Wenn er die bisherige 
Faſſung des Artikeld nicht vollftändig und erjchöpfend genug findet, jo ıft 
darın doch Alles enthalten, worüber wir uns in diejem Augenblid ver- 
ftändigen fonnten. Es ftehen da zum Theil jehr erhebliche partifulare 
Berfajjungsrechte entgegen, die man nicht ohne Weiteres gemaltthätig 
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durchbrechen fann. Ich mache darauf aufmerkſam, daß in Artifel 4 der 
Verfafjung, Beftimmung 1 ausdrüdlich die Frage der Freizügigkeit, Hei— 
maths- und Niederlaffungs-Berhältniffe und des Gemwerbebetriebs u. f. w. 
der Gefeßgebung des Bundes zumeift. Der Herr Abgeordnete für Wies- 
baden wird aljo, wenn er, wie ich hoffe, ebenjo gut Mitglied des Fünftigen 
Parlament3 fein wird, Gelegenheit haben, dort jeine Anträge zu fellen 
Ebenjo verhält e3 fich mit der Aufgabe über das Cipilreht, die Hypo— 
tbefen und diejenigen Gegenftände, die der Bundes-Gejeggebung vorbe— 
halten werden follen, und es wird das vorausfichtlih wenig Widerſpruch 
bei den verbiindeten Regierungen finden: feinen ftärferen, als denjenigen, 
der aus den augenblidlihen Rechtsverhältniſſen, die man nicht mit rajcher 
Hand zerjchneiden kann, hervorgeht. Ebenjo z. B. die Frage wegen Cons 
trahirung einer Bundes-Anleihe, über die einer der Herren Vorredner 
eine Beftimmung im Berfaflungs- Entwurf vermigt hat. Wir haben nicht 
geglaubt, daß fie vermißt werden würden, denn der Artikel 65 lautet: 
„Abgejehen von dem durch Art. 58 beftimmten Aufwande für das Bundes— 
beer und die zu demjelben gehörigen Einrichtungen, jo wie von dem Auf» 
wande für die Marine (Art. 50) werden die gemeinfchaftlihen Ausgaben 
im Wege der Bundes Gejeggebung und, jofern fie nicht eine nur ein- 
malige Aufmwendung betreffen, für die Dauer der Pegislaturperiode feit- 
geſtellt“ Wenn eine Anleihe zu gemeinjchaftlihen Ausgaben gemacht 
werden joll, jo ift aljo auch dieje Geldbeihaffung, auch diefe Manipulas 
tion meiner Anfiht nad dur Art. 65 auf dem Wege der Bundes» Ge- 
jeggebung, d. h. der Beſchlußnahme und der Berathung des Reichstages 
und dem Bundesrathe unterworfen und kann auf dieſe Weile geegmäßig 
zu Stande gebradht werden. 

Wenn von anderer Seite vermißt wurde die Möglichkeit, eine 
snterpellation an die Regierung zu richten, meine al bequem 
it die Einrichtung grade nicht, aber ıch glaube nicht, dag es bisher irgend 
Jemandem in den Sinn gekommen ift, daß, wenn heute eine Interpella— 
tion geftellt worden wäre, wir fie nicht beantwortet hätten. Ebenfo, wenn 
die Berfammlung Zeit hat, Petitionen, die etwa eingehen, zu bearbeiten, 
und fie auf den Gegenjtand, mit dem wir uns bejchäftigen, Bezug haben, 
— denn nur ſolche dürfen wir für den Augenblid annehmen, jo mürde 
dem auch nichts entgegenftehen; Sie werden, meine Herren, die jämmts 
lihen Regierungen bereit finden, aud ohne daß wir durchgreifende und 
allgemeine Motive vorgelegt haben, über jeden einzelnen Punkt, bei dem 
Sie Motive vermiffen, motivirende Erläuterungen zu geben; ich glaube 
aber, daß das mejentlich in die Specialdebatte hineingehört, denn Cie 
werden nicht zu allen Punkten, zu ſehr vielen werden Ste nicht das Be— 
dürfnig empfinden, überhaupt Motive zu befigen, weil fie im jich felbft 
Har find. Ich weiß nicht, ob ich während der General» Discuffion noch 
— Veranlaſſung habe, das Wort zu nehmen oder einer meiner Herren 

ollegen. 
ür den Augenblick wüßte ich dem, was ich geſagt habe, nichts weiter 
hinzuzufügen, als die nochmalige Aufforderung: Meine Herren! Ar- 
beiten wir rajch! Segen wir Deutſchland, fo zu jagen, in den Sattel! 
Reiten wird es jchon können. 
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Aus einer Bemerkung des Grafen Bismard (am 
12. März) gegen den Abg.v. Mallindrodt: 


Wenn ich neulih von der 600jährigen Leidensgefchichte geſprochen 
habe, fo ergiebt eine einfache genaue Rechnung, daß der Anfangspuntt 
diejes Zeitraums hinter Rudolph von Habsburg zurüdreiht. Ich habe 
vom Sturz der Hohenftaufen an gerechnet und, wie ich glaube, richtig. 
Der Herr Borredner hat eine Heine Seitenwendung zu Guniten der Raub: 
ritter einfließen laffen. Woher famen die Raubritter? — Bon der Zer— 
rüttung des Deutfchen Reiches während des Jnterregnums! Woher kam 
die Zerrüttung während des Jnterregnums? Bon Abfall der Welfen und 
dem Siege der Ultramontanen! 


13. März. Graf Bismards frühere Stellung zur natio— 
nalen Politik. 


Bemerfung gegen den Abg. Dunder. 


Der Herr Vorredner hat von Erfurt und meiner Vergangenheit 
dort geſprochen. ch ſpreche ungern von meiner Perjon, ich habe nicht 
die Gewohnheit das zu thun, aber das Gefühl, daß ich eines hoben 
Grades von Bertrauen in der Stellung, in der ich bin, auch zu meiner 
Perſon bedarf, veranlagt mich, eine kurze Aeußerung zu thun über die 
Stellung, die ih in Erfurt hatte, und über die, die ich jet habe. 

Ih fam nah Erfurt mit denjenigen politifhen An- 
jhauungen, die ich, ih möchte jagen, aus dem Vaterhauſe mit: 
brachte, geichärft in jener Zeit durch den Kampf gegen die Angriffe der 
Bewegung von 1848 auf Zuftände, die mir werth waren. Im Jahre 
darauf, 1851, bin ich in die praftifhen Geſchäfte eingetreten umd 
babe jeitdem Gelegenheit gehabt, Erfahrungen in der praftiichen Politik, 
ſechszehn Jahre hindurch in Stellen, wo ich ohne Unterbrehung mit der 
großen Politik, namentlich aber mit der deutjchen, bejchäftigt war, ſammeln 
zu können. Ich habe mich daber überzeugt, daß aus dem Zuſchauer— 
raum die politifche Welt — nicht blos die auf den Brettern, die 
die Welt bedeuten — anders ausſieht, als wenn man hinter die 
Eoulifien tritt, und daß der Unterſchied nicht blo3 an der 
Beleuchtung liegt. 

Ich habe an mir felbjt wahrgenommen, daß man die Politif anders 
beurtheilt, jo lange man als Dilettant ohne das Gefühl ſchwerer 
perjönliher Berantwortlichfeit, etwa in den Mußeftunden, die die 
andermeitige Berufsart zuläßt, an ihr mitwirkt, als wo man im Gegen— 
theil einer vollen Verantwortung für die Folgen jedes Schritte, den man 
thut, bewußt ift. Ich habe in Frankfurt im Amte erkannt, daß viele der 
Größen, mit denen meine Erfurter Politif gerechnet hatte, nicht erijtirten, 
daß das Zufammengehen mit Defterreih, wie es mir denn aus den Er- 
innerungen an die heilige Allianz, die durch die Tradition der früheren 
Generation mir überfommen waren, vorjchwebte, — daß diefes nicht mög: 
lih war, weil das Defterreih, mit dem wir rechneten — es war die 
Periode des Fürften Schwarzenberg — überhaupt eben nicht eriftirte. 
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Ich beſchränke mich auf diefen kurzen Rüdblid, indem ich Hinzufege, dafs 
ih mich glüdlich jchäte, überhaupt nicht zu den Leuten zu gehören, 
die mit den Jahren und mit den Erfahrungen nichts lernen. 

Wenn der Herr Borredner eine gewiſſe Berwunderung darüber aus- 
geiprochen hat, daß ich dem Budgetrechte meinerjeit3 die beiten Jahre 
meines politiichen Lebens vielleicht gewidmet hätte, um e3 zu bekämpfen, 
fo möchte ih an die eine Thatjache erinnern, daß es nicht ganz ſicher 
it, ob wir die Armee, weldhe die Schlahten des vorigen 
Jahres gejhlagen hat, in derfelben Berfajjung bejejjen hätten, 
melde jie zu diefer Zeit hat, wenn im Herbfte des Jahres 
1862 ſich Siemand fand, der bereit war, die Regierung auf 
Befehl Seiner Majeftät des Königs fortzuführen, ohne den 
Beihluß des Abgeordnetenhaujfes vom 23. September*) 
auszuführen. 


Die nationalen Anfprüde der Polen. 


18. März. Rede des Grafen Bismard bei der Berathung des 
Berfaljungsentwurfs. 

(Die Wohlthaten der preußiichen Herrjchaft in Polen und die 

Volksſtimmungen. — Polnische und katholiſche Iutereſſen. — 

Zur Geſchichte des preußifchen Polen. — Sinnloje Anfprüde.) 


Meine Herren! Wir Alle find gewählt, darüber ift fein Zweifel, um 
die Berfafjung des norddeutichen Bundes zu Stande zu bringen; auch die 
Abgeordneten der Provinz Poſen find zu feinem anderen Zwede gewählt. 
Die Bewohner der Provinz find auf diefem Fundament zu den Wahlen auf: 
gefordert, und die Wahlverhandlungen ergeben, daß fie jih mit großem 
und ungemöhnlichem Eifer, beinahe neunzig ‘Prozent der Bevölkerung, daran 
betheiligt haben. Wenn der Herr Abgeordnete (Kantaf) denuod einen 
Proteft gegen das Zuftandefommen dieſes Bundes in dem beabfichtigten 
Umfange gerichtet hat, jo glaube ich, hat er ung jelbjt deutlich zu erfennen 
gegeben, daß dieſer Proteft eigentlich fich nicht gegen den Bund, jondern 
gegen die Einheit der Preußiſchen Monardie richtet. Dieje Ein- 
heit anzuerkennen und doc) dagegen zu proteftiren, daß der Staat, zu dem 
man gehört, berechtigt ſei, jeine ftaatlichen Zwede aud im Verein mit den 
Nahbarftaaten zu erjtreben, mit denen er glaubt fie beſſer erreichen zu 
innen — kann in der That Niemand, der nur einige Logik fich bewahrt 
hat, einfallen. Der Proteft richtet ſich, wie der Herr Abgeordnete ja nicht 
zweifelhaft gelafjen bat, gegen die Einheit der Preußiſchen Monarchie. 

diejem Sinne hätte er meined Erachtens bei einer früheren Gelegenheit 
— immer nicht mit Recht, aber doch mit mehr Yogif angebradht werden 
tönnen, als bei der jegigen gerade, ich meine bei der Begründung der Preußi- 
ſchen Verfaſſung. 

Es iſt meines Erachtens nicht meine Aufgabe, mich hier in die Be— 
leuchtung der einzelnen Details und ihrer Entſtellung, Unrichtigkeit und 


‘ 
*) Die Streihung der Ausgaben für die Neorganijation des Heeres. 
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Hinfälligfeit einzulaffen, jondern nur den prinzipiellen allgemeineren Stand: 
punft der Preußifchen Regierung zu diejen Beftrebungen gegen die durch 
Artikel 1 der Berfafjung verbürgte Einheit des Preußifchen Stoatögebiete 
hervorzuheben. Hauptfächlich aber fommt es mir darauf an — und wir 
find das, glaube ich, unſeren Bundesgenoffen fhuldig — die Jllufion zu 
befämpfen, als ob eine erhebliche Anzahl der Wähler, melde hier von 
den Abgeordneten polnifcher Nationalität vertreten werden, mit den bier 
fundgegebenen Beftrebungen derjelben nad einer Zerreißung der Einheit 
des Preufifhen Staates überhaupt einverftanden wäre, — als ob die 
Herren irgend ein Mandat hätten, ihre Wähler in diefem Sinne hier zu 
vertreten, als ob fie legitimirt wären, Namens ihrer Wähler dieſe rem 
perjönlihen Anfichten, die der Herr Abgeordnete hier ausgeſprochen hat, im 
Namen ihrer Committenten auszujprechen. Es iſt befannt, daß gerade die 
Bewohner des Preußifchen Antheils der ehemaligen Republit Polen vor allen 
und mit Recht empfänglich und dankbar — ſind für die Wohlthaten 
der Civiliſation, die ihnen damit in höherem Grade als früher zugänglich 
geworden ſind. 

Ich kann es mit Stolz ſagen, daß derjenige Theil der ehe— 
maligen Republik Polen, welcher unter Preußiſcher Herrſchaft 
ſteht, ſich eines Grades von Wohlſtand, von Rechtsſicherheit, 
Anhänglichkeit der Einwohner an ihre Regierung erfreut, wie 
er in dem ganzen Umfange der Republik Polen, ſo lange es eine 
polniſche Geſchichte giebt, nicht vorhanden und nicht erhört ge— 
weſen iſt. 

Die Bewohner der Provinz haben ihre Dankbarkeit dafür, ihre An— 
hänglichkeit an die Preußiſche Regierung und an das Königliche Haus bei 
jeder Gelegenheit, die ihnen geboten war, in ihrer großen Majorität be— 
thätigt. Es iſt, trotz aller Verführungsmittel, die angewendet wurden bei 
den ungefähr alle 15 Jahre ſich wiederholenden Inſurrectionen „zur Auf: 
friſchung der Gefühle“ nicht gelungen, die Preußiſchen Unterthanen polnijcher 
Zunge in irgend erheblicher Anzahl jo zu verführen, daß fie fih an dieſen 
Beftrebungen einer Minorität betheiligt hätten. Es ift dies vorzugsweiſe 
nur vom del, gutsherrlihen Beamten und Arbeitern gejchehen. Der 
Bauer hat ftet3 mit großer Energie gegen jeden Verſuch, die Zuftände, 
von denen er durch feine Väter gehört hatte, wieder herzuftellen, zu den 
Waffen gegriffen in Reih und Glied, — mit einer Energie, welche die Re— 
gierung im „Jahre 1848 nöthigte, im Intereſſe der Menſchlichkeit andere 
al3 polnische Truppen gegen die Aufftändijchen zu verwenden. 

Dieje jelben Gefühle der Anhänglichkeit haben die polni«- 
Ihen Soldaten — ich berufe mid) auf das Zeugniß des verehrten 
Generals, welder an der Spige des fünften Armee-Corps fteht*) 
— auf allen Schladtfeldern bethätigt: jie haben ihre Treue 
gegen den König auf den dänifhen und auf den böhmiſchen 
Schladtfeldern mit ihrem Blut und mit der ihrer Nationalität 
etgenthbümlihen Tapferkeit befiegelt. Haben etwa dieje jelben Ein— 
mwohner dur die jüngften Wahlen, woran fie fi mit bejonderer Yeb- 
aa: ee betheiligt haben, eine andere Meinung an den Tag gelegt — 
eine Meinung, welche die Bermuthung ermweden könnte, daß der Herr Vor- 


i “ 
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redner hier im Namen einer irgend erheblihen Anzahl von ihnen ge— 
iprochen hätte? 

Ich erlaube mir, auf den Tiſch des Haufes einen Bericht des Ober- 
präfidiums der Provinz Poſen niederzulegen, aus defjen amtlichen An- 
gaben ich mit Erlaubnig des Herren Präfidenten einige — das Ganze 
würde viel zu lang fein — hier vortragen muß, um dasjenige zu er— 
läutern, was ich nachher jagen mill. 

Die Herren Abgeordneten von jener Seite (auf die polnifche Fraction 
deutend) hatten bekanntlich gejagt, dag die Parteien, daß die Geiftlichkeit 
fih niemals paffiver bei den polnischen Wahlen verhalten hätte, als diesmal. 
Ich glaube nicht, daß ein Zehntel derjenigen Fälle, mo das Gegentheil 
der Fall geweſen ift, zur Kenntniß der Behörden gelommen jein wird, 
denn der “Pole in eine ehrenwerthe Anhänglichkeit an den Diener feiner 
Kirche, und ift jehr jchwer dazu zu bringen, Zeugniß gegen ihn abzulegen. 
Indeſſen dasjenige, was zu unferer Kenntniß gefommen ift, reicht bin, 
‚ am ex ungue leonem zu erfennen. ‘ch erlaube mir nur, drei biß vier, 

ih kann nicht jagen hervorragendere Fälle, denn fie ftehen fich alle gleich, 

anzuführen: Der Geiftliche Wiecgorfiewic in Splamwie hat bei einer Zu— 
ſammenkunft mit polnischen Bauern diele mit folgenden Worten ange- 
redet: „Die Wahlen find vor der Thür; man muß fih zufammennehmen, 
fonft wird man uns verbieten, polnisch zu fprechen, polniſch zu jchlafen, 
polnisch zu beten, polnisch zu fingen und zu weinen, polniſch eine Kanzel- 
rede zu — — unſere Kinder werden alle deutſch werden, und dann 
geht es in Deutſchland gerade ſo wie in Rußland, dann werden wir ge— 
bangen werden, wenn wir und Polen nennen.“ — Ein anderer Fall: 
Der Brobft Kunze in Kiebel, welcher als Wahl-Candidat für den Wahl» 
freis Bomſt-Meſeritz aufgeftellt war. Derjelbe hat nicht mur in ver= 
ichiedenen Ortſchaften, 3. B. in der Stadt Wollftein, Wahl-Berfammlungen 
jelbft abgehalten — mas einem Erlaß des hochwürdigen Erzbiichofs direct 
miderjprah — für feine Wahl agitirt, fondern aud in den Parochieen 
Priement, Altflofter und Schluffenze, in welchen die Pfarrgeiftlichen fich 
von der Agitation fern hielten, jelbft die Leute zur Abgabe der Stimme 
für ihn zu bereden gejucht, indem er die befannten Agitationsmittel bei 
Polen, man wolle ihnen ihre Sprache und ihren Glauben, bei Deutjchen, 
man wolle ihnen den fatholijchen Glauben nehmen, zur Anmendung 
brachte. Ferner: Die polnifhen Bauern zu Zodyn haben dem Ritter: 
gutsbefiger Jaenſch, als diefer fie am Montag den 11. Februar fragte, 
weshalb fie denn zu der Partei des Probftes Kunze übergehen wollten, 
erwidert: er möge doch ihnen das nicht nachtragen; fie wüßten, daß fie 
ihm jo Bieles zu danken hätten und daß er gewiß ihr Beſtes wolle — 
aber diesmal könnten fie nicht anders, fie dürften nicht jeinem Rath folgen; 
es handele fih um ihr Seelenheil, der Obrafche Probft habe ihnen nen; 
daß fie, wenn fie diesmal nicht ihm Folge leiften und nicht jeine Zettel 
— bei der Oſterbeichte nicht auf Abſolution rechnen 
önnten. 

In Woynowo find die Frauen der Deutſchen, aber katholiſche Leute, 
& ihrem Dienftherrn, Gutöbefiger Boehmak, gefommen und haben ihm 

orhalt gemadht, wie er ihre Männer könne zu einer Sache bereden 

wollen, bei welcher es ſich um ihr Seelenheil handle. Auch der Probjt 

Zebski in Slupia hat am 10. Februar d. J. über die Wahl gepredigt 
39* 
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— das haben viele in demjelben Sinne von der Kanzel ber gethan — 
und unter vielen Thränen feinen Parochianen verfichert, daß, wenn fie 
nicht einen Polen wählen, fie unzweifelhaft die katholifhe Religion und 
ihre polnifhe Sprache aufgeben müßten. Nach dem Gottesdienft find 
außerhalb der Kirche durch die Kirchendiener die Wahlzettel vertheilt 
worden. ch lege dieſes Schriftftüd, welches, ih weiß nicht, ob 50 oder 
20 Fälle enthält, auf den Tifch des Haufes nieder zu Jedermanns Einfict, 
und glaube es jpäter durch den Drud veröffentlichen zu jollen. Ueber die 
Provinz Weftpreußen und den polnisch jprechenden Theil derjelben find. die 
umfafjenderen Nachrichten noch nicht eingegangen. Aber aus den Bruchftüden, 
die mir vorliegen, fann ich doch 3. B. anführen, daß in Orten, mo es no: 
toriſch nur drei Leute gab, die polnifch konnten, 130, ſämmtlich katholiſcher 
Eonfejfion, geängftigt durch die Sorge für ihren Glauben und für 
ihr Seelenheil, für den polnischen Eandidaten geſtimmt haben. Die Frauen 
find hierbei, wie gewöhnlich, in Bewegung gelegt. Eine wird bier redend 
eingeführt: wenn wir jegt zugeben, daß unjere Männer auf einen Deuts 
jhen ftimmen, jo fommt in 14 Tagen ein evangelijcher Geiftlicher und 
tauft und alle um und wir müſſen deutſch werden. Ich jege hinzu, daß 
ih bei der Heiligkeit des geiftlihen Standes nicht daran zweifeln kann, 
daß dieſe Herren das, was fie ihren Beichtkindern gejagt haben, wirklich 
glauben, aber dann, meine Herren, herrſcht unter ihnen ein Grad 
der Unmijfenheit in Bezug auf mweltlihe Dinge, der die Re: 
gierung dringend wünſchen lajjen muß, daß ihm von Seiten 
der höheren Geiftlichfeit ein Ende gemacht werde, namentlid 
wenn die Geiftlichfeit dort die Inſpection über den Jugend: 
Unterricht behalten foll. Aus dem Ganzen aber ziehe ich den Schluß, 
daß, wenn die polnisch redenden Herren Abgeordneten irgend ein bejonderes 
Mandat neben dem allgemeinen hier haben, e3 nur dasjenige jein fann, 
die fatholifche Kirhe gegen alle Angriffe zu vertheidigen. 
Nun, meine Herren, follte der Fall folder Angriffe ein- 
treten, jo fönnen Sie glauben, daß die Königliche Regierung 
und ich perfönlih für Sie ein ebenfo entjhiedener uud zu: 
verläffiger Bundesgenofje jein werde, wie etwa mein fatho= 
liſcher Herr College, der Geheime Rath von Sapigny. Es ift 
auch für die Frage, ob die Katholiken, in der Ueberzeugung, ihren Glauben 
ihügen zu müflen, oder ob die Polen, in dem Wunice, ihre nationalen 
Beftrebungen bier bethätigt zu jehen, geftimmt haben, das Zahlenverhältnig 
der Einwohner von Wichtigkeit. Es giebt nad der legten Zählung in 
den Provinzen Pofen und Weftpreußen — um dieje wird es fich doch 
bier nur handeln — unter 2,700,000 und einigen Einwohnern 1,150,000 
Polen, aber 1,400,000 und einige Katholifen, polnijche und deutſche zus 
jammengerechnet. Es geht daraus hervor, daß ungefähr 300,000 Katho— 
liſche deutſcher Zunge fih in beiden Provinzen en: welche durd 
diefe Umtriebe bewogen find, zum großen Theil mit für die polniſchen 
Sandidaten zu jtimmen. In einigen anderen Kreijen hat fich die äußerfte 
Linke der FortjchrittSpartei herbeigelaiien, auch ihrerjeit8 für den polniſchen 
Candidaten, Herrn von Domierski, zu ftimmen. Sie find aljo, mie 
ih hier nahgemwiefen zu haben —— nicht legitimirt, wenn 
Sie Namens der beinahe 3,000,000 Einwohner dieſer beiden 
Provinzen, höchſtens legitimirt, wenn fie Namens der Katho— 
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liten, nit aber, wenn fie Namens der Polen fpreden, na= 
mentlich nicht legitimirt, wenn fie im Namen der Nationalität 
für diejenigen jpreden, die in der Furcht, das Heiligfte, mas 
fie in ihrem Herzen tragen, ihren Glauben beeinträdtigt 
zu ſehen, für fie geftimmt haben, in Folge einer Furcht, die 
durch fünftlihe und durdh unwahre Borjpiegelungen inihnen 
— war. 

er Herr Vorredner hat mich dadurch, daß er ſelbſt ſich darauf ein- 
gelaffen hat, zu einem geſchichtlichen Rückblick aufgefordert. Ich will 
daher auch unterſuchen, ob er vom hiftorifhen Standpunkte etwa einen 
Beruf hatte, die Intereſſen diefer Provinzen beſonders zu vertreten, und 
zwar mehr als irgend Jemand. Wie entftand denn die Provinz 
Beftpreußen und die Ordensherrihaft in Preußen? Der Herzog 
Conrad von Mafovien, um fich der Einfälle der heidnifchen Preußen zu 
erwehren, die Eujavien und Mafovien bis tief hinein verwüſteten, rief die 
deutihen Drdensherren und gab ihnen einen feinen, damals polnijchen 
Yandftrih, das Dobriner Land, zugleich verjprad er ihnen — und das 
lag in der Natur der Sache — daß fie alles befigen follten, was fie der 
Wildniß, der menſchlichen und der natürlihen — dem wilden Stamme, 
den damals heidnifchen Preußen, abgewinnen mürden. Auf diefe Weife 
wurde das gefammte Land öftlich der Weichjel, welches heutzutage einen 
erheblichen Theil von Wejtpreußen und Dftpreußen umfaßt, ein rein- 
deutſches Land, colonifirt durch Deutfche, und dazu erwarb der Orden 
den Theil von Weftpreußen links der Weichjel durch die rechtmäßigften 
Verträge, indem nach dem Ausfterben, nicht etwa einer polnijchen Dynaftie, 
fondern der hinterpommerfchen Herzöge mit Meftewin II. im 13. Jahr: 
hundert dieſes Land Hinterpommern mit der Hauptitadt Danzig an den 
Lehnsherrn, den Markgrafen von Brandenburg, fiel, der Markgraf Wal: 
demar davon Befig nahm und als nad jeinem frübzeitigen Tode feine 
Nachfolger nicht im Stand waren, e3 zu behaupten, cedirten fie diefe 
Yandestheile, das heutige Pomerellen, damals Hinterpommern, an den 
deutſchen Orden. Diefem hat es die Krone Polen fpäter durch Krieg 
und Eroberung abgewonnen, als der Ordensſtaat dadurch geſchwächt wurde, 
daß die damalıge Preußische Fortfchrittspartei, möchte ich jagen, die Städte 
und Yandftände, fich mit dem Yandesfeinde Polen in Berbindung fegten, 
die Kraft des Drdens jchwächten, die Deutjchen bei Tannenberg gejchlagen 
wurden, und jchlieglih nach verjchiedenen Hinundherverträgen zwifchen 
Danzig und anderen Städten und den Weftpreußiichen Ständen ein Ab- 
fommen zmwijchen ihnen und der Krone Polen zu Stande fam, vermöge 
defien fie in Perfonal= Union leben follten, und auf diejes haben fich nady- 
mals die Weftpreußen oft, wie jet unfere polniſchen Abgeordneten, be— 
rufen, aber ohne allen Erfolg. Dieſe Transaction wurde jchlieglich durch 
den Frieden von Thorn im Jahre 1466 fanctionirt und fo fam Polen 
durch) das Hecht der en, fpäter durch Verträge fanctionirt, in den 
Befig von Weftpreußen, und benugte diefen fehr bald, um das Yand zu 
polonifiren, nicht etwa, wie man uns Schuld gegeben hat, zu germanifiren, 
durch Eultur, jondern durd Feuer, Schwert und Zwang: es fegte gegen 
die gefchlofjenen Berträge polnifhe Beamte nah Weftpreußen hinein, die 
fi) dort bereicherten, indem fie den Adel theild aus feinen Gütern ver- 
drängten, theils zwangen, fich zu polonifiren. So wurde aus der alten 
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deutfchen Familie Hutten durch einfache Ueberjegung des Namens Ezapsti, 
fo aus dem Namen Rautenberg der polnische Klinski, aus Stein: Kaminski. 
Ich könnte die Zahl bedeutend vermehren, unter der wir jet, während 
deutiches Blut in ihren Adern fließt, die heftigften Gegner Deutjchlands 
jehen. Die Städte waren vertragswidrig in ihren Freiheiten beeinträchtigt, 
e3 wurde jpäter die Religionsfreiheit gewährleiftet, man hielt fie auch theo- 
retifch aufrecht, aber man jchloß die Kirchen, man nahm fie weg und gab 
fie den katholiſchen Gemeinden, die nicht vorhanden waren, die erft ge: 
haffen merden mußten auß dem Güter erwerbenden Adel und den 

eamten, welche dorthin geſchick. Manche der Städter — ich erinnere 
nur an Thorn — haben ihre Protefte dagegen auf dem Schaffote zu 
büßen gehabt. Bon 19,000 Dörfern waren durch die Verheerungen der 
Polen in Weitpreußen nah der Schlaht bei Tannenberg nur etwa 
3000 übrig geblieben. Auch diefe waren ihnen noch zu viel. Die Kriege 
zwiſchen Polen und Schweden räumten darin auf, und es ıft mehr ala 
einmal gefchehen, daß entlaffene polnische Armeen in den verwüfteten deut: 
ihen Dörfern colonifirt wurden. Bon denen ftammen ihre jegigen Wähler, 
meine Herren, aus der Gegend von Marienburg und Stuhm; das find 
colonifirte polnijche Soldaten auf den Branditätten deutjcher Bauerhütten; 
daraus ftammen ihre Landsleute in Gegenden, von denen her die Quellen 
der deutjchen Eultur fich über Preußen ergoffen haben, in den Gegenden 
von Thorn, Rhaden, Frieded, Löbau. 

Meine Herren, wie Sie Angefihts diefer Thatjaden, 
diefer Gewalt, die von Ihren J jederzeit geübt 
wurde da, wo fie die Macht dazu hatten, ſich auf die Ge— 
ſchichte berufen, das verftebe io niht. Ihr Anſpruch auf 
Weftpreußen bat jo lange gegolten, als der Säbel, der ihn 
eroberte, jtarf genug war, ihn zu behaupten; als Ihr Arm 
erlahmte, hörte der Anſpruch mit der Rechts quelle auf, aus 
der allein er hergeleitet wurde. Aehnlich verhält es jich mit 
dem Großherzogthum Pojen. Wir haben diefes Land, in dem fi 
jest 800,000 polniſch jprechende Preußen und 700,000 deutſch jprechende 
Preußen befinden, in großen und fchweren Sriegen gewonnen. Nachdem 
im jiebenjährigen Kriege Polen für uns nicht eine Schugmwehr, jonderu 
der jtete Ausgangspunkt und Zufluchtsort der ruſſiſchen Heere geweſen 
mar, haben wir es zum zweiten Mal in jchwerem Kampfe gegen einen 
übermächtigen Feind ım Jahre 1815 erworben, und diefe Eroberung iſt 
durch völkerrechtliche Verträge befiegelt worden. So entitehen alle Staaten. 
Wir bejigen Pojen mit demjelben Rechte, wie Sclefien. 
Wenn Sie gegen das Redt der Eroberung anfämpfen, fo 
haben Sie Ähte eigene Geſchichte nicht gelejen; ich glaube, 
Sie haben ſie gelejen, verjchweigen fie aber jorgfältig. 

Die Anfänge von Polen waren Hein, meine Herren! Das Land am 
Goplo-See und an der Warthe, was man jegt Groß- Polen nennt, was 
aljo nach dem älteren Begriffe ein jehr erheblicher Theil von Polen mar, 
vereinigte fih durch Agglomeration mit Klein» Polen, in der Gegend von 
Krafau. Das Alles überfchreitet noch nicht die Grenzen des heutigen 
Wet-Galiziens und Großherzogthums Poſen, erfüllt noch nicht einmal 
die des Königreichs Polen. Als fie ſich mächtig fühlten durch die Heirath 
mit dem litthauifchen Großfürften, die ihnen an und für fich jehr erheb- 
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lie eroberte Länder zubrachte, wandte fich diefer Eroberungstrieb gegen 
den deutfchen Drden. Vorher hatten fie ihm genügt nach einer anderen 
Rihtung bin auf Koften Rußlands. Nachdem durch die Anfiedelungen 
der deutjchen Ritter gegen die heidnifchen Preußen auf diefer Seite Ruhe 
geihaffen war, etwa vom Jahre 1230 ab, wandte fi der Eroberungs— 
trieb gegen die damal3 von tartarifch-mongolifchen Horden bedrängten 
Ruſſen. Polen gemann die Gebiete, die heutzutage Oft-Galizien —— 
von denſelben Ruthenen bewohnt, welche die Provinzen Volhynien und 
Podolien, welche den Südoſten des Königreichs Polen bewohnen; Polen 
trug ſein Schwert weit über den Dnieper hinaus, ſie gewannen die alte 
ruſſiſche Reſidenz Kijew und weit darüber hinaus Tſchernigow, Smolensk 
und ſehr weite — an ſich von größerer Ausdehnung, als Das— 
jenige, was Rußland bei der erſten Theilung Polens gewann. Zu gleicher 
Zeit hatten die Litthauer den ruſſiſchen Vollsſtamm in Geſtalt der Weiß— 
rujjen, die die Gegend von Witebsk bewohnen, ftarf angejchnitten, und 
nahdem fie fi) auf dieje Weife dann kräftig genug fühlten, fielen fie 
mit den vereinten Litthauern den deutjhen Orden an und nahmen ihm 
das mwohlerworbene, blühende, der Wildniß abgerungene Weftpreußen ab, 
um es zu verheeren und den freien Bauernftand derjenigen Unterdrüdung 
preißzugeben, welche die polnische Herrihaft immer charafterifirte. Der 
Herr Vorredner hat e3 ziemlich unummunden ausgejproden, was er mit 
den Preußiſchen Landestheilen anfangen will, wenn er fie aus ihrem bis» 
berigen Berbande gelöjt hätte, wenn er, wo wir die Nachtheile der Grenzen 
wollen verjchwinden Lafjen, neue Grenzen, Zollgrenze hätte jchaffen können 
zwifchen Weftpreußen und Polen einerſeits, dem weſtlichen Deutjchland 
binauf rejp. Oftpreußen andererfeitd. Er hat die Theilung Polens 
ein Verbrechen genannt. Meine Herren, es war fein grö- 
Beres, als die Theilung Rußland, die Sie im vierzehnten 
Jahrhundert vornahmen, als Sie die Gewalt dazu hatten. 
Greifen Sie in Ihren eigenen Bufen und fagen Sie fid, 
daß Sie das Verbrechen der Eroberung hundertfältig, ala 
Sie mähtig genug dazu waren, begangen haben. 

Den Gedanken der Wiederherftellung der Republif Bolen 
in den Grenzen von 1772 — id will nicht weiter — 
— braucht man nur auszudenken, um ſich von ſeiner Unaus— 
führbarkeit zu überzeugen. Es iſt eine Unmöglichkeit aus 
dem einfachen Grunde, weil es dazu nicht Polen genug giebt; 
es giebt ſehr viel weniger Polen in der Welt, als man ge— 
wöhnlich glaubt, man ſpricht von 16 Millionen Polen. Das 
Gebiet der ehemaligen Republik Polen von 1772 iſt — ich abſtrahire 
anz von dem — die Friedensſchluſſe von 1660 an Schweden ver— 
orenen, früher eroberten Lienland, und von dem durch den Frieden von 
Andrufiom an Rußland jenjeit3 des Dnieper abgetretenen Gebiet mit der 
Stadt Kijew ohne das heutige Gouvernement gleiches Namens — dennoch 
iſt dad Gebiet, was übrig bleibt, heut von etwa 24 Millionen Menjchen 
bewohnt, unter diefen befinden fih 7% Millionen Bolen, mehr 
giebt e3 im der ganzen Welt nicht, und davon find 17, Millionen 
zerftreut in meiten Gebieten, melche die meftlihen Gonvernements des 
ruffiihen Reiches ausmachen, unter Bölferfchaften, die nicht nur Feine 
Polen find, jondern es auch gar nicht fein wollen, die um alles in der 
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Welt nicht unter die polnifche Herrſchaft zurüd wollen; ſehen Sie nur 
in Galizien die Feindſchaft der Ruthenen gegen die Polen, denen fie 
früher unterworfen waren, gleich den Weftpreußen. ch führe gerade 
dieſes Beifpiel an, mweil es Allen befannt ift, und Sie werden daran den 
Maßſtab haben, welches die Gefühle der über 10 Millionen Nicht-Polen 
find, die mit 1,200,000 Polen den Welten des ruffiichen Reiches be- 
wohnen. In den mweftrujjiihen Provinzen ftehen gegenüber 
den 10 p&t. Polen, die in ihnen zerftreut wohnen, als frühere 
Herren, die mit der Eroberung gelommen find und Land an 
fih gebradt haben oder al3 Renegaten ihres Volkes polnifde 
Sitte und Sprade angenommen haben, 90 pE&t. andere Bölter, 
um größten Theil ruffifhden Stammes, Ruthenen und 
GBeigruffen, diefe fprehen nur ruffifch, beten ruſſiſch, weinen 
ruffifh, wenn fie unter polnifher Herrfhaft find, fie find 
Ruſſen und wollen Rufien bleiben, und ftehen der ruſſiſchen 
Regierung bei im Kampfe gegen den polnifhen Adel. Die 
übrigen find Litthauer, Letten, Deutjche, und eine ganz erhebliche Anzahl 
von Juden. Da haben Sie alſo von 24 Millionen 12 Millionen, wo es 
doc die Außerfte Ungerechtigkeit wäre, wenn man den 10 pPCt. unter ihnen 
eine gefürchtete und verhaßte Herrichaft über die übrigen 90 pCt. beilegen 
mollte. In Galizien, wie ich jchon erwähnte, haben Sie 2 Millionen 
Ruthenen gegen 2 Millionen Polen in Weftgalizien, im Königreih Polen 
3,400,000 Polen, außerdem Y. Million Rufen im Südoften vom Gou- 
vernement Yublin und ". Million Yitthauer vom Niemen bis ungefähr 
nah Suwalfi im nordöftlihen Zipfel des Königreichs; ferner haben 
Sie 300,000 Deutihe und 600,000 Juden und dann den Reſt von 
3,400,000 Polen. Ich habe fchon ermähnt, daß wir in der Provinz 
Poſen deren 800,000 haben, in der Provinz Weftpreußen etwa 350,000. 
oe Sie dieje Alle zufammen, (nur diejenigen aber, die compact genu 
wohnen, um ein Gemeinmefen zı bilden und die bei fich zu Haufe d 
menigftens in der Majorität find), dann befommen Sie, wenn ich mic 
nit irre, 6% Millionen Polen heraus, und im Namen diejer 
" Millionen Polen fordern Sie die Herrihaft über 24 Mil: 
lionen zurüd mit einem Tone, einem Gefühl, al® ob es die 
tieffte, unmwürdigfte Knehtung und Erniedrigung wäre, daß 
Sie die Peute nicht noch ferner unter Ihrer Serricaft haben 
und knechten fönnen, wie es leider Jahrhunderte lang, ja ein 
halbes Fahrtaufend lang gefhehen if. Man braucht nur die Ber- 
hältnifje genauer zu fennen und diefer Anfprucd hat vor Europa feinen 
Deftand, das Ganze verjchmwindet in Utopie namentlich wenn man zur 
Bermirflihung der Utopie darauf ausgehen muß, zunächſt drei große 
Reiche zu zeritören, Defterreih, Preußen, Rußland, drei unter den fünf 
oder ſechs europätfchen Grogmächten in die Luft zu jprengen, um auf den 
Trümmern derjelben eine neue phantaftifche Herrſchaft von 6 Millionen 
Polen über 18 Millionen Nicht- Polen zu begründen. Ja, es ift nidt 
einmal glaublih, daß diefe 6 Millionen Polen polnifh be 
herrſcht ſein wollen; fie haben zu trübe Erfahrungen gemadt. 
Wodurch ift die polnische Bewegung in Weftgalizien zum Stiljtand ge 
fommen? weil der polnijche Adel fich überzeugte, daß der Bauer durd- 
ihaute, wohin er zielte, nämlich zur Wiederberftellung Polens; da bat 


617 

1867. 

der polnifhe Bauer einen Schred befommen und hat fich weggewendet 
von der Bewegung und von den Borfpiegelungen, die ihm von Seiten 
des Adeld gemacht worden. Auch der Adel hat einen Schred bekommen, 
wenn er an die furdhtbaren und verbrecheriihen Blutthaten der Bauern 
m Jahre 1846 dachte, er hat den Säbel eingeftedt und lebte einftweilen 
im Frieden mit der öfterreichifchen Regierung. Ich glaube, ich brauche 
das nur anzuführen — und die Herren polnijcher Zunge kennen die 
Berbhältniffe Beier als ih, — um die Behauptung zu unterftügen, daß 
jelbft die 6, Millionen Polen nicht die Abfiht haben, von ein paarmal 
Hunderttaufend polnischen Edelleuten von Neuem beherrſcht zu werden. 
Auch der Berlauf der Infurrection in Rußland zeigt dies. Ich mill die 
ruffifche —— nicht als eine beſonders milde rühmen, aber der 
polniſche Bauer hat zu ihr doch mehr — als zu der Herrſchaft 
ſeines adligen Landsmannes. Wo die Ruſſen hinkamen und die Hänge— 
Gendarmen verſchwanden, fanden ſie damals, vor drei Jahren, die be— 
reitwilligſte Unterſtützung, ſoweit die Furchtſamkeit der eingeſchüchterten 
Bevölkerung es geſtattete. Ich möchte Sie alſo bitten, meine Herren, 
Sie, die Sie behaupten, das polnifche Volk zu vertreten, verzichten Sie 
daranf, Europa, Preußen, Ihre eigene Provinz in Unruhe zu erhalten, 
indem Sie einem ganz unerreichbaren Ziele nachjagen. Man kann in 
Ihnen vielleicht die Hoffnung erweden, dies Ziel jet erreichbar, aber dann 
täufcht man Sie oder Sie täujchen fich jelbjt dariiber, wie man es leicht 
thut über dad, was man wünſcht. Daß der polnifche Adel ein gemifies 
Heimweh nach den früheren Zuftänden hat, ift mir vollftändig erflärlich, 
da3 findet ſich auch in den deutfchen, ehemals geiftlichen Territorien in 
ganz analoger Weile. Berzihten Sie darauf, diejem Phantom 
—— vereinigen Sie ſich mit uns, vereinigen Sie ſich 
mit der Mehrzahl Ihrer polniſch ſprechenden Brüder in 
Preußen, mit den polniſchen Bauern in der Theilnahme an 
den Wohlthaten der Civiliſation, die Ihnen der Preußiſche 
Staat bietet, an den Wohlthaten, die Ihnen die durch den 
norddentichen Bund vermehrte friedlide Sicherheit gewährt, 
betheiligen Sie fih ehrlid am gemeinfamen Werf und Sie 
werden unjere rer offen finden und wir werden Sie mit 
dreuden als unjere Brüder und Landsleute in unferer Mitte 
begrüßen. 

Der hohen Berfammlung aber in ihrer deutihen Mehrzahl 
möchte ich diejes Beifpiel der Bolen noch bejonders vor Augen 
balten, um den Beweis zu liefern, wohin ein großer mädtiger 
Staat, geleitet von einem tapferen, friegerifhen und gewiß auch 
einſichtigen Adel, gelangen fann, wenn er die Freiheit des Ein- 

einen höher ftellt, al8 die Sicherheit nad außen, ich will nicht 
Ara als die Einheit, — wenn die Freiheit des Individuums 
als eine Wucherpflanze die allgemeinen Jutereſſen erftidt. Die 
energifchften Anftrengungen — und wer bewundert nicht den Grad 
von Energie, den der polnifche Adel anwendet, um die verlorene 
Herrfchaft wieder zu erlangen? — die energijditen Anſtren— 
gungen, die größte Hingebung für gemeinjame Bmwede, die 
glänzendfte Tapferkeit, die einzelne Individuen für dieſe Zmede 
an den Tag legen, Alles das reiht nit hin, um die verlorenen 
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Güter zurüdzubringen. E8 bleibt das Wort des Dichters wahr: 
BEN dem Augenblide ausgejchlagen, bringt feine Emigleit 
zurüd!“ 


3ur Stellung Nordſchleswigs. 


18. März. Erklärung des Grafen Bismard 


(mit Bezug auf ben Antrag ber Abgeordneten Ahlmann und Kryger, bem 
Artikel I. der Bundes -Berfaffung binzuzufügen: 

„Zum Bundesgebiet nicht gebörig find Diejenigen Diftricte des Herzog- 
tbums Schleswig, deren Bevölferungen das Recht der freien Abftimmung 
über ihre Zugebörigfeit vertragsmäßig gemäbrt ift“, 

und auf die Rebe des Abgeordneten Kryger:) 


Ih kann mich in Ermiderung auf die Aeußerung des Herrn Bor: 
redners auf dasjenige beziehen, was ich über diefe Frage im Preußiſchen 
Haufe der Abgeordneten gejagt habe, und was durch den erjten Herrn 
Redner, der heute auf dieher Fribüne ftand, auch heute nochmals verlejen 
worden ift, und alfo den Acten der heutigen Discuffion einverleibt werden 
wird. Ich ergreife außerdem nur das Wort, um gegen zwei factifche An- 
gaben de3 Herren Vorredners einen Widerjprud einzulegen. Einmal gegen 
die Angabe: daß die Örenze des norddeutſchen Bundes eine zweifel- 
bafte ſei und nicht feſtſtände. Wenn die Verfaſſung jo angenommen wird, 
wie fie gegenwärtig liegt, fo wird damit zur Grenze des Gebietes des 
norddeutichen Bundes bis auf Weiteres diejenige Grenze, die im 
Wiener Frieden zwifhen Dänemark auf der einen, und Preußen 
und Defterreih auf der anderen Seite ftipulirt worden tft. 
Soll eine andere Grenze gezogen werden, jo find darüber die weiteren 
Verhandlungen vorzubehalten, und ich glaube nicht, daß dasjenige, zu dem 
fih Preußen in diefer Beziehung verftehen würde, einen Widerjprud von 
Seiten jeiner — * erfahren dürfte. Man könnte gegen dieſen 
Widerſpruch ſogar einwenden, daß die Bundesgenoſſen in Voraus darauf 
verzichtet haben, indem ſie den Inhalt des Prager Friedens bei Schließung 
il se Bündniſſes als rechtsbeftändig anerfannt haben, feinem vollen 
Umfange nad, aljo auch in Betreff diejer Beſtimmung. Die zweite Be— 
hauptung, die ich als thatjächlich unrichtig beftreite, ift diejenige: daß irgend 
ein Einwohner von Schleswig aus dem Bertrage, den Preußen mit 
Defterreich abgefchloffen hat, ein Recht ableiten könnte auf die Abſtimmung. 
Nur Seine Majeftät der Kaiſer von Defterreih hat das Redt, 
von uns die Ausführung des Prager Friedens zu fordern, 
in welhem Maße, das läßt der Inhalt des Prager Friedens: 
Inftruments jelbjt unbeftimmt; er läßt der Preußiichen Regierung 
darın eine latitude, er überläßt ihr, fich derjelben nad) ihrer Auffaflung 
e Billigkeit und der eigenen Intereſſen des Preußiichen Staates zu 

edienen. 

Wenn ich in der Aeußerung, die der Abgeordnete Kantaf heute citirt 
bat, im Abgeordnetenhaufe erflärt habe; und könnte unter Umftänden, 
je nad) der geographiichen Lage einer fremdeu Nationalität, die dem Preußi- 
Ihen Staatsgebiet angehört hat, wenn von derfelben Dauer und nachhaltig 


619 


1867. 
der Wunſch ausgeſprochen wird, und wenn klar vorliegt, was aus ihr wird, 
fobald Preußen verzichtet — — — wenn ich mich dahin ausgeſprochen 


babe, fo habe ich dies allerdings gerade mit Rückſicht auf Nordſchleswig 
getban, indem ich damit habe jagen wollen, daß e3 für die Macht und 
den ftaatlichen Beitand Preußens von Feiner entfcheidenden Wichtigkeit 
fe, ob dort einige däniſch jprechende Einwohner, die lieber zu Dänemark 
gehören wollten, mehr bei Preußen jind oder meniger. 

Die Grenze, die wir in diefer Beziehung micht überfchreiten dürfen 
und wollen, wird gezogen durch das Intereſſe des Preußiſchen Staates 
an jeiner militäriſchen Sicherheit: eine Grenze, durch die unfere 
ſtrategiſche Sicherheit nad jener Richtung hin beeinträdtigt 
würde, die uns in die Berlegenheit jegen fünnte, das mit 
ihwerem Blut und Anftrengung gewonnene Düppel nochmals 
zu nehmen, würden wir unter feinen Umftänden anerfennen 
und zugeben fönnen, dazu find wir auch nicht verpflichtet. 

3 ift nicht gejagt in dem Friedens-Inſtrument „der nördliche 
Diftrict von Schleswig“, wobei man ji) Schleswig etwa in zwei Dijtricte, 
einen nördlichen und einen füdlichen, gejchieden dächte; es if nicht gejagt, 
„ein fprachlich abgegrenzter Diftrict“ ; es ift der Ausdruck gebraucht, „die 
nördlihen Diftricte“, aljo Diftricte, deren es mehrere, vielleicht viele in 
Echleswig giebt — man kann fi) das Maß diefer Diftricte jehr Hein, 
man fann es fich ſehr groß denfen, und jo groß, wie es in Kopen— 
bagen vorſchwebt, glaube ich, wird es nicht ausfallen. 

Ich will bier unerörtert laſſen, ob wir zur Feſtſtellung diejer Linie 
einer Uebereinftimmung mit Defterreich bedürfen. Wenn es vom Kaiſer— 
lihen Cabinette verlangt würde, jo würden wir uns den Verhandlungen 
darüber nicht entziehen, nämlich Verhandlungen über die Frage, ob mir 
bierzu verpflichtet find oder nicht. 

Jedenfalls wird es nothwendig fein, auch ehe zur Ausführung diejer 
Beſtimmung gefchritten wird, mit der Königlich däniſchen Regierung dar- 
über zu verhandeln, ob fie die Rück-Ceſſion und in welchem Umfange, 
unter welcyen Bedingungen fie fie annehmen will. Wir fönnen, wenn 
dieje Ceſſion deutfche Einwohner mit in fich begriffe, und zwar jolche, 
die laut erklären, deutjch bleiben zu wollen, nicht anders zu ıhr fchreiten, 
meine Erachtens, als indem wir das Gejhid der Deutſchen ent— 
weder durch Enklaven, die wir vorbehalten, ſicher ftellen oder 
dadurh, dag wir mit Dänemark einen Staat3-VBertrag ab— 
Ihließen, für defien genaue Innehaltung wir andere Bürgjchaften ver: 
langen müßten al3 diejenigen, weldye früher die Deutſchen Schleswigs nur 
unvolllommen jchügten. 

Es ift ferner nicht zu vergefien, daß auf den Herzogthümern Schlesmwig- 
Holftein eine erhebliche Schuldenlaft ruht, die jeden einzelnen Theil 
diefer Herzogthümer afficirt. Bon dänischen Schulden haben die Herzog: 
thümer 29,000,000 dänische Thaler, wenn ich richtig rechne, etwa 22 7 
Millionen Preußiiche Thaler, übernommen; an Kriegskoften für Defterreich 
baben wir ausgelegt nad) dem Inhalte des Brager Friedens 15 Millionen; 
unjere eigenen Kriegskoſten, wie wir fie nach dem Wiener Vertrage von 
den Herzogthümern A verlangen haben, werden fich nach einer vorläufigen 
Schägung auf 25 Millionen Thaler belaufen; e8 kommt aljo eine Summe 
von über 60 Millionen Thalern, aljo über 60 Thaler auf den Kopf der 
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Bevölkerung. Auf eine Bevölkerung von beifpielsweife 100,000 Einmoh- 
nern würde nothwendig eine Schuldenlaft von 6 Millionen und einigen 
100,000 Thalern fallen. 

Alle dieſe Berhältniffe werden im Verhandlungen mit Defterreich, mit 
Dänemarf geflärt merden müfjen, ehe zur Ausführung der Beftimmun 
geichritten werden fann. So lange kann die Bundesverfaffung nicht auf- 
geihoben werden, können auch die Grenzen des Bundes nicht ungemiß 
bleiben. Und gerade bei der Unbeftimmtheit der Grenzen fällt es nod 
mehr ind Auge, daß fein Schlesmwiger behaupten fann, gerade ihm gäbe 
diefe Beftimmung ein auch nur moraliiches Anrecht; denn daß ein jurifti- 
ches Recht aus unferem Bertrage mit Defterreich von feinem Bewohner 
Schleswig- Holfteind abgeleitet werden fann, darf ich einer Berjammlung, 
die fo viele Juriften unter fich zählt, nicht erft beweiſen. 


Die Bundesverfalung und die Grundrechte. 


21. März. Grklärung des Grafen Bismard. (Mit Bezug auf 
den Antrag, die Kompetenz des Bundes auf die Feſtſtellung 
der perlönlihen und ftaatöbürgerlihen echte, welche 
fein Bundesftaant feinen Angehörigen vorenthalten dürfe, 
auszudehnen). 


Ich habe nur das Wort ergriffen, um mich gegen eine Anficht des 
Herrn Redners, der jo eben die Tribüne verläßt, (des Grafen Schwerin) 
auszuſprechen, nämlich gegen dasjenige Argument, daß er nicht begreife, 
wie Jemand, der Preußens Führung auf dem Wege wolle, den ich mit 
ihm auch ferner gemeinjchaftlih zu mwandeln hoffe, diefer Sache mibder: 
ſprechen fünne. er Herr Redner hat dabei, glaube ih, Ein Motiv 
unterjchägt, welches in mir, wenigftens als Minifter — ich jage nicht als 
Abgeordneter — das ftärkjte ift, bei demjenigen Widerſpruch, den ih 
gegen irgend eines der vielen hier auftretenden Amendements erbebe, 
nämlich die mich nie verlaflende Sorge: werden wir dafür die Zu: 
ftimmung der übrigen Regierungen erlangen? fann an diejer 
Sade die Zuftimmung ſcheitern? ıft die Sache der Mühe mwertb, 
das Bentil der Mafchine auf diefe Probe zu ftellen? Und im der 
Deziehung kann ich mich auf die Argumentation des Herrn Vorredners 
berufen; ich glaube, er hat jchon dazu beigetragen, die Ueberſchätzung des 
Werthes dieſes Amendements, falls es angenommen würde, zu vermin- 
dern. Es handelt fi, wie jchon vorher hervorgehoben worden ift, mur 
um den Unterfchied der Gejeggebung und der Berfafjungs-Aenderung, um 
die Frage: ift zur Einführung diefes oder jenes Grundrechts, diejer oder 
jener Garantie — es ift nicht ganz der richtige Ausdrud, aber die Herren 
verftehen mich — erforderlich, daß zwei Drittel der Stimmen im Bundes- 
rathe dafür vorhanden find, oder reicht die größere Hälfte hin? Um ums 
einen Gedanken von dem praftifchen Werthe diejes Unterfchiedes zu machen, 
faffen wir die Sache einmal nicht von der Seite des Drudes auf, der 
fi hinter da8 Durchbringen einer ſolchen Sache ſetzen läßt, jondern von 
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der Seite der Widerftandsfraft. Bei dem Erforderniß von zmei 
Dritteln Majorität genügt Preußens Widerfpruch mit 17 Stimmen, um 
dad Zuftandelommen unmöglich zu machen; bei Annahme diejes Amende- 
ment? müßte dem Preußifchen Biderfpruc mit 17 Stimmen etwa der 
jähfiihe mit 4 Stimmen zu Hülfe fommen. Schon gegen dieje beiden 
flärfften Regierungen im Bunde, wenn fie einig find, if es nicht wün⸗ 
ſchenswerth, eine Sache durchzudrücken; es würde dann nur noch eine 
der einzelnen Stimmen hinzutreten dürfen, dann wäre die Majorität von 
22 da, die einen Widerfpruh im Bundesrath erheben könnte, an dem die 
Sache jcheiterte. Von dieſer Seite betrachtet, meine Herren, glaube ich, 
bat die Sache für die Freunde des Amendements nicht den hohen Werth, 
daß fie darıım das Ganze auf die Probe itellen jollten. 

Ich hoffe, daß, wenn der Fall der Entſcheidung einträte, auch auf 
Seiten der Bundesregierungen über ſolche Dinge unjer Werk nicht ge- 
bindert werden würde, daß ſolche Anftände nicht ausreichen, um die Grund— 
lage, die wir haben, zu zerftören und im die Yuft zu jprengen; — aber, 
meine Herren, ficher find wir doch in diefer Sade nicht! Wenn ıd 
bier als Abgeordneter jpräde, fo würde ich jagen: man fann 
es annehmen, man fann e8 ablehnen, ih jehe darum feine 
Gefahr für das Baterland; als Minifter kann ih nur dazu 
rathen, es abzulehnen. 


Bie Bundesregierung und die Verantworklichkeit. 


26. und 27. März. Erklärungen ded Grafen Bismard (gegen 
eine Neihe von Anträgen, weldye neben dem Bundeskanzler 
verantwortlihe Bundes: Miniiter verlungten). 


I. 


In jo weit eine Berantwortlichkeit in der Unterzeichnung liegt, glaube 
ich, ift e8 für Ihren Zweck gleihgültig, ob dieje Berantwortlichkeit von 
einer oder von mehreren Perfonen getragen wird; es ift nur der Wunſch 
ausgejprochen, daß überhaupt Perfonen defignirt jeien, an denen die Ver— 
antwortlichkeit haftet. Wenn ic) das Amendement (von Bennigien) recht 
verftehe, jo würde es bei jeiner Annahme für die Preußiſche Regierung 
nicht facultativ, fondern nothwendig fein, ihren Einfluß und ihre Stellung 
in dem Bundesrath dadurd zu ſchwächen, daß fie denjelben nicht in ein— 
beitliher, fondern in collegialiicher Form ausübte. Es würde gemifjer- 
maßeu zwijchen den verjchiedenen Preußifchen Bundesgefandten, etwa dem 
Bundeskanzler, der ja zu ihnen gehört, auf der einen Seite, und feinen 
militairiſchen Collegen auf der andern vielleicht eine collegialifche Abjtim- 
mung noch nothwendig jein, um das Preußifhe Votum, weldes ja nur 
einheitlich abgegeben werden kann, feftzuftellen und bei diejer collegialiichen 
Abftimmung könnte ſich möglicher Weile der Bundeskanzler in der Mino— 
rität befinden, indem jeder der mit ihm concurrirenden Preußiichen Collegen 
fi auf jeine befondere und perfönliche Verantwortlichkeit berief. Es iſt 
Sache des Bundeskanzler oder des ihm vorgejegten Mini- 
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fter8 des Auswärtigen, ſich mit jeinen Eollegen, den Preußi— 
hen Miniftern, in derjenigen Fühlung zu — daß er in 
erheblichen politiſchen Fragen weiß, wie weit er im Bundes— 
rath gehen kann, ohne daß er der Unterſtützung des Preußi— 
ſchen Geſammt-Miniſteriums, zu dem er gehört, verluſtig geht. 
Aber die Inſtruction des Bundesfanzlers kann meines Er 
tens nur vom Preußiſchen Minifter der auswärtigen Ange 
legenheiten ausgehen, oder der legtere muß jelbft der Bun- 
desfanzler jein. 

Sie berühren da tiefgehende Fragen über das innere Räderwert eines 
collegialifch zufammengejegten Miniftertums: ich würde mich außer Stande 
fühlen, auf diefes ganze Werk einzugehen und dabei Preußiſcher auswär- 
tiger Minifter zu bleiben, wenn ic nicht ficher wäre, daß die Inſtruction 
des Bundesfanzlers zu meinem Reſſort ald ausmwärtiger Miniſter gehörte 
und nicht erft Gegenſtand collegialiicher Abftimmung zwijchen meinen Col» 
legen und mir zu fein hätte. ch würde nur dem Könige Vortrag über 
diefe Inftructionen zu halten haben und Seiner Majejtät darüber verant- 
wortlich werden, was ja nicht ausschließt, daß ich jelbft wilfen muß, mie 
weit ich im diefer Richtung gehen kann, ohne die — Uebereinſtim⸗ 
mung mit meinen übrigen Collegen zu verlieren. Dieſes Prinzip aber, 
daß die Preußiſche Stimmenabgabe innerhalb des Bundesſtaates allein 
von dem auswärtigen Miniſterium abhängt, wird meines Erachtens durch 
dieſen Zwang, die Stimme gewiſſermaßen collegialiſch auszuführen, weſent⸗ 
lich alterirt. Ich möchte bitten, bei dieſem Amendement noch zu ſcheiden 
zwiſchen einem Ausdruck für die Verantwortlichkeit, die der Bundeskanzler 
durch ſeine Unterzeichnung übernimmt. Ich kann mich auch dafür nicht 
erklären, denn es iſt immer eine Faſſungsänderung, von der ich nicht weiß, 
melde Tragweite ihr die übrigen Regierungen geben. Aber ich halte es 
für lange nicht fo ſchlimm, al3 wenn ein collegialijch organifirtes Preu- 
Bifches Minifterium, jei e8 das beftehende, jei es ein paralleles, hinein- 
getragen wird in die Mitte des Bundesraths, und im legteren Falle find 
nicht nur die Bedenken der uns verbündeten Regierungen gerechtfertigt, 
jondern Sie jchaffen geradezu einen ſchwierigen Fall zwiſchen mir, als 
ausmwärtigem Minifter, und meinen Preußifchen Collegen, mit welchen ic 
innerhalb des Bundesrathes nicht concurriren kann. 


IL 
(Gegenüber einer Aeußerung Tweſten's, dab die Ver— 
waltungschefs nicht nothwendig Mitglieder des Bundesratbs 
zu jein brauchten, mithin die Bedenten des Grafen Bis- 
mard nicht durchaus begründet jeien.) 


Ich hatte es allerdings jo verftanden, daß mit diefen Chefs der Ber- 
waltungs;mweige Preußiiche Mitglieder de8 Bundesraths gemeint jein jollten, 
wie e8 denn in der Intention liegt, dieje Preußifchen Mitglieder des 
Bundesraths, die man auf 17 treiben darf, aber nicht treiben wird, in 
den verjchiedenen Zweigen der Verwaltung zu wählen, und zwar im den 
höheren Stellungen, damit der Bundesrath in feinem Schooße mit den 
nothwendigen technifchen Kenntnifjen ausgeftattet if. Wenn dies aber 


623 
1867. 
nicht der Fall jein jollte, wenn hiermit Beamte gemeint find, die außerhalb 
des Bundesrathes jtehen, dann ſcheint mir der Antrag in jehr enger Ber- 
mandtichaft und faft Fdentität mit dem jchon abgelehnten Antrage eines 
unitarifchen Bundesminifterii zu ftehen, und dem ftehen alle die Bedenken 
entgegen, welche jchon vorher erörtert find. 

Ich mill nur Eins noch hervorheben, was noch nicht jo ſcharf her- 
vorgehoben if. Ste würden mit einem ſolchen Bundes-Finanz— 
minifter 3. B. den Königlih fähfifhen, den Großherzoglid 
beififhen u. f. w. Finanzminifter mediatijiren und ihn zu einem 
Unterbeamten des Bundes- Finanzminifters mahen. Das thun 
die Regierungen nicht, meine Herren, und wir haben feine Nothmen- 
digkeit etwas von ihnen zu verlangen, wenn dadurch eher unjer ganzes 
Berk in Gefahr gerathen fünnte, als daß wir diefe Conceffion erreichen, 
melde zu fordern die Königlich Preußiihe Regierung weder den Willen, 
noch die Berechtigung hat. 


III. 


Meine Herren! Ich mende mich vorzugsmeife an Diejenigen unter 
uns, die den erniten Willen haben, auf der Bafis der Borlage etwas zu 
Stande zu bringen. Daß e8 deren unter uns giebt, die das nicht wollen, 
haben wir von der Tribüne gehört; ich verlege dadurd Niemand. Die 
erftgenannten Herren möchte io aber doch bitten, mir eine Aufklärung zu 
geben über die Motive ihres formalen Berhaltens. Anträge, die Sie 
ttellen, im Intereſſe der Ermeiterung einer unitarifchen Herrichaft, der 
Erweiterung des präfidialen Einfluffes der Preußifhen Monarchie können 
doh nur zwei VBorausjegungen zum Grunde haben. Entweder find Sie 
der Meinung, daß wir — ich fpreche hier von der Preußifchen Regierung 
— nicht in der Lage oder nicht fähig gemejen find, das richtige Maß 
defien, was mir erjtreben können, erjtreben dürfen, erreichen fünnen, zu 
beurtheilen, und daß Sie beffer in der Yage find, dies zu beurtheilen und 
boffen, uns darüber zu belehren. Ich kann dieje Auffafung mit dem Ver⸗ 
trauen, was von jo vielen verfchiedenen Seiten auf die richtige Yeitung 
der Preußiſchen auswärtigen Angelegenheiten bisher ausgeſprochen worden 
ft, nicht in Einklang bringen. Wir haben in fehr ernften Zeiten, 
unter jehr jchwierigen Berhältnijfen, unter gefahrvollen 
Kämpfen diefe Sadhe jo weit geführt, bis zu einem Puntte, 
dem Sie Jhre volle Anerkennung gezollt haben. Nun fprict 
aus diefen Amendements aber doch die Ueberzeugung, wir hätten das 
entweder nicht erftrebt oder erreicht, was wir zur —— Conſolidirung 
hätten erſtreben oder erreichen können; oder es etwas Anderes. Meine 
Herren! Sie halten uns für ſchüchterne, verlegene Leute, die 
ermuthigt werden müſſen, denen man eine douce violence 
anthun müſſe, damit fie fich entfchließen, das zu fordern, mas 
fie im Grunde ihres Herzens eigentlich jelbft wünſchen. Ich 
fann Ihnen auf das Beftimmtefte erflären, daß dem nicht jo 
if. Wir haben uns die Grenze unjerer Anjprüde an die 
Opfer, die von den übrigen Regierungen zu bringen wären, 
darin geftellt, wo ich fie pr öfter bezeichnet habe, in dem, 
was uns unentbehrlih jhien zur Führung eines nationalen 
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Gemeinwejend. Dies glauben wir erreiht zu haben, mir 
glauben, daß die Mittel dazu außreiden. 


Der Herr Borredner (v. Bennigjen) hat nun gejagt, daß fein Amende- 
ment die Befugniffe der Preußen verbündeten Regierungen nicht beeinträd- 
tige und nicht beeinträchtigen könne. Zuerft muß ich zu erwägen geben, 
daß darüber dieſe Regierungen ſelbſt die bejten Richter find; zmeitens, 
daß man ihnen, wenn fie eine Beeinträdhtigung darin finden, nicht über- 
eugend mwiderfjprechen kann. Sie jchaffen eine den Minifterien und 

öchſten — hd der einzelnen Bundesländer vorgeſetzte 
Spige und Behörde außerhalb des Bundesraths. Innerhalb des 
Bundesraths findet die Souverainetät einer jeden Regierung ihren unbe: 
ftrittenen Ausdrud. Dort hat jede ihren Antheil an der Ernennung des 
ewijjermaßen gemeinjchaftlihen Miniſteriums, welches, neben anderen 
a ig auch der Bundesrath bildet. Dieſes Gefühl der unverlegten 
Souverainetät, welches dort jeine Anerkennung findet, kann nicht mehr 
beftehen neben einer contrafignirenden Bundesbehörde, die außerhalb des 
Bundesrathes aus Preußijchen oder anderen Beamten ernannt wird, und 
es ift und bleibt eine capitis deminutio für die höchften Behörden der 
übrigen Regierungen, wenn fie fi als Organe, gehorjamleiftende Organe 
einer vom Präfidium außerhalb des Bundesrathes ernannten höchften Be: 
börde in Zukunft anjehen follten. Glauben Sie nicht, daß wir die Frage 
nicht erwogen haben, ob die übrigen Regierungen diejen Anflug von einer 
Berminderung ihrer Souverainetät auf fih nehmen wollen. Wir haben 
über die Frage, ob die Minifterien der Einzelftaaten, namentlich die 
Kriegs» und Finanz» Minifterien u. f. mw. bleiben würden, Wochen lang 
verhandelt. 

Unjere Arbeit ift feine leichte gewejen, und Sie fönnen 
leiht ermefjen, mit welhem Eindrud wir nad unjern ſchweren 
und erjhöpfenden Arbeiten hier Amendement3 hören, die von 
Allem, wa3 wir gethan und geleiftet haben, abftrahiren, von 
dem in der Geſchichte unerhörten Fall, dag die Regierungen 
von 30 Millionen Deutſchen fih nit blos dem Wortlaute 
nad, wie bei der alten Bundesacte, fondern aud dem Geiſte 
nah über einen ſolchen Entwurf geeinigt haben, feine Notiz 
nehmen. 


Ich möchte Sie doch bitten, den Einfluß der Regierungen, die Noth— 
wendigkeit ihrer Mitwirtung beim Zuftandelommen des Werkes, nicht zu 
unterjhägen. Wir fommen fonft auf denjelben Weg, den wir im den 
Fahren 1848—1850 gewandelt jind. Damals waren die Regierungen 
minder ftart und hatten geringeres GSelbftgefühl ala heute. Trotzdem iſt 
ed damals nicht gelungen, den mwohlmollendften und vielleicht theoretiſch 
—— Gedanken für nationale Einigung Anerkennung zu ſchaffen, weil 
das Einverftändnig der Regierungen Vehtie, Ih kann die Berficherung 
im Namen fämmtlicher Regierungen wiederholen, daß diejes Amende- 
ment für fie vollftändig unannehmbar ift und es das ern: 
ftefte Hinderniß für das Zujtandefommen der Berfajjung 
Dana wenn das Amendement angenommen würde 
und bliebe. 
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IV. 

Ich glaube, mich geſtern dahin ausgeſprochen zu haben, ich müßte 
ald Preußischer Minifter der auswärtigen Angelegenheiten darauf beftehen, 
daß ih entweder ſelbſt der Bundesfanzler bin, oder daß die 
Inftruction des Bundeskanzlers ausjhlieglid von mir ab- 
hängt. Wenn ich nun diefe ausfchliegliche Berechtigung in dem Sinne 
migbrauchen wollte, daß meine gleich mir verantwortlichen und auf die 
Berfaffung vereidigten Preußiihen Collegen mir jagten: „Da können wir 
niht folgen,“ dann würde ih, da es unmöglich iſt, daß ich demjelben 
König und Herrn, der mich ala Preußiichen Minifter ernannt, in meiner 
Eigenihaft als Inſtructor des Bundeskanzler oder als Bundeskanzler, 
den Gehorjam auffündigte, ic) würde mich entweder der Majorität meiner 
Gollegen im Preußiſchen Minifterium zu fügen haben bei meinen Inſtruc— 
tionen an den Bundeskanzler, oder ich würde nach anderen Collegen ſuchen 
müfjen, die die Verantwortlichkeit für das Berhalten des Bundeskanzlers 
mit übernehmen. Daß in wichtigen Angelegenheiten, 3. B. bei neuen Ge— 
jegen, die Preußische Stimme im Bundesrathe abgegeben würde, ohne die 
übrigen in Preußen verantwortlichen Reſſortchefs zu fragen, iſt nicht 
denkbar; ja die leßteren würden, wenn nicht direct, doch jedenfall durch 
ihre Untergebenen, mie ich das geftern fchon angedeutet, durch höhere 

amte ihres Reſſorts, im YBundesrathe vertreten fein, und würden auf 
die Formulirung des Preußiſchen Votums durch dieje ihre Organe ihren 
Einfluß üben fönnen. Nur fönnte ich mir ald auswärtiger Minifter nicht 
gefallen Laffen, daß nun diefe mit dem Bundeskanzler zufammenjigenden 
Vertreter der übrigen Reſſortchefs oder — auf diefen Unterjchied kommt 
es mir niht an — außerhalb des Bundesrath3 ſich befindenden Ver— 
treter der Neffortchef3 auch mit dem Rechte einer verantworlichen Contra— 
fignatur ausgeftattet würden und dem Bundeskanzler jagen könnten: dieſem 
Votum ftimmen wir nicht bei, denn es iſt mit unferer perjönlichen Ver— 
antwortlichkeit nicht verträglid. Die Austragung des Streites 
über jolde Fragen muß innerhalb des Preußiſchen Minis 
ſteriums, wie es jegt da ift, und muß außerhalb der Enceinte 
des Bundesrath3 ftattfinden. Daß daraus folge, daß in Preußen 
oder in jedem andern Bundesftaate die gejegliche Gültigkeit der Bundes— 
gejege noch einer befonderen Zuftimmung bedirfe, das fann ich nicht zu— 
—— ſie werden nach der Art, wie ſie in dem Bundesrath zu Stande 
ommen, getragen jein von der Verantwortung, die dad Preußiſche Mi— 
nifterium dem Preußiichen Lande gegenüber hat; denn es ift, wie gejagt, 
undentbar, daß das Berhalten des Bundeskanzler dauernd 
und in wihtigen Fragen des Einverftändnijjes des Preu- 
ßiſchen Minifteriumsß entbehren könnte. Dies wäre nur denkbar 
in dem Falle, daß Preußen in der Minorität geblieben wäre, daß Preußen, 
in diefer Minorität des Bundesrathes fich befinden, auch vor dem Reichs⸗ 
tag feine Anficht vergebens vertheidigt hätte und auch im Reichstag in 
der Minorität geblieben wäre, dann tritt allerdings möglicherweije ein 
Bundesgejeg in Kraft, für welches das Preußiſche Miniftertum nicht 
geneigt gemejen ift, die Verantwortung zu übernehmen, und gegen weldes 
e3 deshalb votirt hat; es würde aber dann von diefer Verantwortung 
gewifiermaßen Losgefprochen fein durch diefe Preußiichen Reichstagsab— 
geordneten, die ihrerfeits die Majorität für das Gejeg hergeftellt hätten, 
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troß des Widerſpruchs der Preußifchen Regierung, jedenfall aber bliebe 
dann dem Preußiichen Minifterium übrig: wenn es ſich nicht fügen will, 
durch das Präfidium eine Auflöfung des Reichstags zu ertrahiren. 

Ich glaube, das ift ein ganz regelmäßiges Spiel conftitutioneller 
Einrihtungen und die Berantmwortlidhfeit —* irgend etwas, was 
innerhalb des Bundes zu geſchehen hat, wird gegen das, 
was jetzt davon vorhanden iſt, in keiner Weiſe vermindert. 

Daſſelbe Raiſonnement läßt ſich auf die Miniſterien der übrigen 
Bundesſtaaten anwenden, nur mit dem Unterſchiede, daß ſie nicht dieſelbe 
erhebliche Stimmzahl, dieſelbe Majorität von engeren Landsleuten in dem 
Reichsſstag haben, die ihnen die Chancen giebt, gerade ihre Meinung 
durchzubringen. Dadurch aber haben die verbündeten Regierungen meines 
Erachtens jchon diejenigen Opfer gebracht, welche man rechtmäßiger Weiſe 
von ihnen fordern darf, weil ein größeres für den zu erreichenden Zweck 
nicht nothwendig ift. 

Ich glaube, ich habe das Bedenken jhon widerlegt, daß feine Ber- 
maltung des Bundes» Präfidiums ftattfinden würde; meine Bedenken liegen 
nicht in der Richtung. Sie richten fich dagegen, daß ich e3 nicht accep- 
tiren fann, die Zahl derjenigen Collegen, — denn jolde würden es für 
mic) werden, — mit denen ich die Verantwortung zu theilen hätte, zu 
vermehren und dadurd die Arbeit zu vermehren, die in der That nicht 
klein ift, wenn es fich handelt, zwiſchen acht Miniftern, die ehrlich an 
ihrer Ueberzeugung hängen, eine Uebereinftimmung herzuftellen. Sollte 
ich noch mit anderen zur Contrafignatur berechtigten Beamten eines an— 
deren Miniſteriums die Verantwortung theilen, fo würde mir das zupiel. 

Der Herr Vorredner hat ferner mir zwar fchmeichelhaftes Vertrauen 
für die auswärtige Politif, aber gemäßigtes Mißtrauen in Bezug auf 
meine Vorliebe für die Entmwidelung der Bolfsfreibeit außgeiproden. Er 
thut mir, — ich, in letzter Beziehung Unrecht. Ich habe niemals in 
meinem Leben geſagt, daß ich der Volksfreiheit mich feindlich entgegen— 
ſtellte, ſondern nur gejagt und natürlich unter der Vorausſetzung „rebus 
sic stantibus,“ meine attreffen an den auswärtigen Angele- 
genheiten find niht nur ftärfer, fondern zur Zeit allein 
maßgebende und fortreißende, jo daß ich, jo vielidh kann, 
jedes Hinderniß durchbreche, weldhes mir im Wege ftebt, 
um zu dem Ziele zu gelangen, weldes, wie ih glaube, zum 
Wohle des Baterlandes erreicht werden muß. Das ſchließt 
nicht aus, daß auch id) die Ueberzeugung theile, daß den höchſten 
Grad von Freiheit des Volkes, des Individuums, der mit der Sicher— 
heit und gemeinjamen Wohlfahrt des Staates verträglid) ift, jederzeit 
zu erjtreben, die Pflicht jeder ehrlichen Regierung iſt. 


Allgemeines Wahlrecht; Oberhans; Wählbarfeit der Beamten. 


28. März. Nede des Grafen Bismard (bei der Beratbung der 
Beitimmungen über dad Wahlrecht). 


Das allgemeine Wahlrecht ift uns gemiffermaßen als ein Erbtbeil 
der Entmwidelung der deutichen Einheitsbeftrebungen überfommen; mir 
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haben e8 in der Reichsverfaſſung gehabt, wie fie in Frankfurt entworfen 
murde, wir haben es im Jahre 1863 den damaligen Beitrebungen Defter- 
reichs in Frankfurt entgegengefegt, und ich kann nur jagen: ich fenne 
wenigſtens fein bejjeres Wahlgejeg. E3 hat ja gewiß eine große 
Anzahl von Mängeln, die machen, daß auch dieſes Wahlgejeg die wirkliche 
beionnene und berechtigte Meinung eines Volkes nicht volljtändig photo- 
graphirt und en miniature wiedergiebt und die verbündeten Regierungen 
bangen an dieſem Wahlgejeg nicht in dem Maße, daß fie nicht jedes an- 
dere acceptiren jollten, deſſen Vorzüge vor dieſem ihnen nachgemiejen 
werden. Bisher ijt diefem fein einziges gegenüber geftellt worden. Ich 
babe nicht einmal furjoriih im Yaufe der Rede ein anderes Wahlgejet 
diefjem gegenüber rühmen hören; ih will damit nur motiviren, daß „ver= 
bündete Kegierungen“, die gemwiffermaßen eine republifaniihe Spige, die 
in dem Worte „verbündete Regierungen“ liegt, bilden, keineswegs eın tief 
angelegte Complott gegen die Freiheit der Bourgeoifie in Verbindung 
mit den Maſſen zur Errichtung eines cäjarifchen Regiments beabfichtigt 
haben können. Wir haben einſach genommen, was vorlag und movon wır 
glaubten, daß es am leichteften annehmbar jein würde, und meitere Hinter- 
gedanken nicht dabei gehabt. 

Was mollen denn die Herren, die das anjechten, und zwar mit der 
Beichleunigung, deren wir bedürfen, an deſſen Stelle fegen? Etwa das 
Preußifche Dreiclaffenfyftem? Fa, meine Herren, wer deſſen Wirkung und 
die Sonftellationen, die es im Yande jchafft, etwas in der Nähe beobachtet 
bat, muß fagen, ein widerjinnigeres, elenderes Wahlgejeg ıft 
niht in irgend einem Staate ausgedaht worden, eın Wahl- 
gejeg, melcdhes alles Zufammengehörige auseinanderreißt und Yeute zus 
jammenmürfelt, die nichts mit einander zu thun haben, ın jeder Kommune 
mit anderem Maße mißt, Yeute, die irgend einer Gemeinde weit über die 
erite Elafje hinausreichen, dieje allein ausfüllen würden, in einer benach— 
barten Commune in die dritte Claſſe wirft, in Gemeinden, wo beiſpiels— 
meife drei Befiger jeder ungelähr 200 Thaler Steuer bezahlen, deren 
zwei im die erfte Claſſe und den dritten, der fieben Silbergrojchen weniger 
bezahlt, in die zweite vermweift, wo feine Mitwähler mit 5 Thaler Steuern 
anfangen, und von den bäuerlichen Befigern mit 5 Thaler Steuern 
fommt wieder eine gewiſſe Anzahl zu 2, plöglich zwijchen Hans mit 4 Thlr. 
7 Silbergrojhen und Kunz mit 4 Thaler 6 Silbergrofchen, reißt die 
Reihe ab, und die anderen werden mit dem Proletariat zuſammengeworfen. 
Wenn der Erfinder diejes Wahlgejeges fich die praftifche Wirkung defjelben 
vergegenmwärtigt hätte, hätte er es nie gemacht. Eine ähnliche Willkürlich— 
keit und zugleich eine Härte liegt in jedem Eenfus, eine Härte, die da am 
fühlbarften wird, wo diefer Cenſus abreißt, wo die Ausſchließung anfängt; 
wir können e3 dem Ausgeſchloſſenen gegenüber doch wirklich ſchwer mo— 
tiviren, daß er deshalb, weil er nicht dieſelbe Steuerquote mie fein Nach— 
bar zahlt — und er würde fie gern bezahlen, denn jie bedingt ein grö- 
Beres Vermögen, da8 hat er aber nicht — er gerade Helot und politiich 
todt in diefem Staatsweſen fein jolle. j 

Auf ſtändiſche Wahlrechte zurüdzugreiien, hat noch Niemand vor⸗ 
geihlagen, und ich erwähne fie nur, um die Richtigkeit einer vorhin hier 
ausgefprochenen Meinung zu beftätigen, dag im Ganzen jedes Wabhls 
gejeg unter denjelben äußeren Umftänden und Einflüfjen ziemlich 
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gleiche Resultate giebt. ch glaube, wenn mir heute auf der Bafis 
de3 vereinigten Landtages mit zehnjährigem Grundbefig wählten, würden 
wir ungefähr diefelbe Vertretung haben, und die Gefammtbeftände der 
Vertretungen Deutjchlands haben feit meiner parlamentarifchen Yaufbahn, 
fett 1847, nicht gemwechjelt, ich habe immer diefelben alten, zum Xheil 
lieben, zum Theil fampfbereiten Gefichter mir gegenüber gefehen. Ich 
halte die Frage für offen, bi8 mir Jemand überzeugend darthut, daß ein 
anderes Wahlgeſetz beffer ift umd freier von Mängeln, ala das im Ent: 
wurf vorgelegte und im Befige bejonderer Vorzüge, die diefes nicht hat; 
die Frage ift discutirbar; aber ich glaube, wenn wir uns in ihre Dis: 
cuffion vertieften, würden wir die ganzen Bibliothefen, die über diefe Frage 
im Laufe der legten dreißig Jahre ———— worden find, bier durchdis⸗ 
cutiren, und würden uns doch ſchwer einigen. Ein Vorwurf iſt dem Wahl: 
gefeg aus dem Haufe deshalb gemacht, weil es directe Wahlen und nicht 
indirecte vorfchreibt; meiner Ueberzeugung nach bilden aber die indirecten 
Wahlen an fih eine Fälfhung der Wahlen, der Meinung der Nation. 
Es läßt fih das ſchon aus einem einfachen Rechen-Erempel, welches ich 
ihon vor zwanzig Jahren aufgejtellt habe und hier mwiederhole, darlegen: 
Wenn man annimmt, daß die Majorität in jeder Stufe der Wahl nur 
ein über die Hälfte zu fein braucht, jo repräfentirt der Wahlmann ſchon 
nur einen Urmähler mehr als die Hälfte; der Abgeordnete repräfentirt 
nun einen Mann über die Hälfte der Wahlmänner, deren Gejammtheit 
ja ſchon nur etwas über die Hälfte der Urwähler repräfentirt, der Ab- 
geordnete, wenn nicht fehr große Majoritäten überall thätig geweſen find, 
ih nehme den jhlimmften Fall an, mit jehr Meiner, vepräfentirt mit mathe: 
matifcher Sicherheit bei den indirecten Wahlen nur etwas über ein Viertel 
der Urmähler, und die Majorität der Abgeordneten in dem Falle nur 
etwas über ein Achtel des Ganzen. Bon diefen unvermeidlichen Halbirungs- 
ftufen jcheiden wir bei directen Wahlen die eine gänzlich aus. 

Dann babe ich ftetS in dem Gefammtgefühl des Volks noch mehr 
Intelligenz al8 in dem Nachdenken des Wahlmannes bei dem Ausfuchen 
des zu Ermählenden gefunden, und ich appellire an die ziemlich allge- 
meine Erſcheinung, — ich weiß nicht, ob die Herren meine Wahrnehmungen 
alle tbeilen; aber ich habe den Eindrud, daß wir bei dem directen 
Wahlrehte bedeutendere Capacitäten in das Haus bringen, 
als bei den indirecten. Um gemählt zu werden bei dem bdirecten 
Wahlrechte, muß man in meiteren Kreifen ein bedeutendere8 Anſehen 
haben, weil da8 Gewicht der localen Gevatterfchaft bei dem Wählen 
nicht fo zur Hebung fommt in den ausgedehnten Kreifen, auf die es bei 
directer Wahl anfommt. Ich hoffe, das hohe Haus wird für die indirecte 
Schmeidelei, die ich hierdurch ausdrüde, empfänglich jein. 

Was nun den Antrag auf Errihtung eines Dberhaufes betrifft, 
fo fann er an und für fi im Prinzip ja nur jedem Confervativen mill- 
fommen jein. Es ift ein Hemmſchuh, der an der Staatsmaſchine ange: 
bracht wird, um auf abjchitjfigen Stellen ein zu rafches Fortgleiten zu 
hindern; es ift eine ftärfere Betheiligung derjenigen, die etwas zu verlieren 
haben an dem Staatöwejen, derer, die nicht geneigt find, auf Koften und 
Gefahr des Staates zu hoch zu fpielen, weil der eigene Einfag zu ftarf 
it. Es ift die Uebertragung eines der wejentlichften Vorzüge der engliſchen 
Einritungen auf unfere Zuftände, eines Vorzuges, den ich darin fuche, 
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daß ed in England eine große Anzahl annähernd Königlider 
Eriitengen giebt, ich will näher erläutern, was ich darunter verftehe: 
änzlich desintereffirte Eriftenzen, die auf diefer Welt eigentlih nichts 

beblihe8 zu wünſchen haben, was fie verleiten könnte, anders als 
nad ihrer wohlbedachten ruhigen Ueberzeugung vom Beften des Staats- 
wohls urtheilen, ich will lieber ſagen, befriedigter Exiſtenzen, 
denen der Trieb fehlt, auf dem politiſchen Gebiete die Befriedigung 
ſocialer und finanzieller Beſtrebungen zu ſuchen. Das halte ich für einen 
außerordentlichen Vorzug der engliſchen Zuſtände: Man experimentirt 
dort nicht ſo leicht, weil diejenigen, die dort experimentiren ſollen, zu— 
ſammen einen gewaltig hohen Einſatz von Vermögen und Wohlſein zu 
verlieren haben. 

Nichts defto weniger haben mir nicht geglaubt, die ſchon complicirte 
Mafhinerie der Berfaffung durh die Einjdhiebung eines 
dritten, oder, wenn Sie wollen, vierten Gliedes noch ſchwer— 
ng u maden. 

5 N mir an und für fich nicht leicht, mir ein deutfches Oberhaus 
zu denken, da8 man einjchieben könnte zwiſchen den Bundesrath, der, ich 
wiederhole es, volltommen unentbehrlich ift, als diejenige Stelle, wo die 
Spuveränetät der Einzelftaaten fortfährt ihren Ausdrud zu finden, — das 
man aljo einjchieben könnte zwiſchen diefem Bundesrath und diejem 
Reihstage, ein Mittelglied, welches dem Reichstage in feiner Bedeutung 
auf der focialen Stufenleiter einigermaßen überlegen wäre, und dem 
Bundesrathe und deflen Vollmachtgebern hinreihend nachſtände, um die 
Claffification zu rechtfertigen. Wir würden in der Verſammlung nicht 
fouperaine Paird-Mitglieder haben, die ihrerjeitö geneigt find, zu rivalifiren 
mit den mindermächtigen Souverainen in ihrer focialen Stellung. Der 
Bundesrath repräfentirt bis zu einem gemwiffen Grade ein Oberhaus, in 
welhem Seine Majeftät von Preußen primus inter pares ift, und in 
welchem derjenige Ueberreft des hohen deutjchen Adels, der feine Landes— 
hoheit bewahrt hat, feinen Plag findet. Diejes Oberhaus nun dadurd) 
zu vervollftändigen, daß man ihm nicht fouveraine Mitglieder beifügt, 
halte ich praftiich Für zu jehmierig, um die Ausführung zu verſuchen. 
Diefes ſouveraine Oberhaus aber in jeinen Beftandtheilen außerhalb des 
Präſidiums jo weit herunterzudrüden, daß es einer Pairskammer ähnlich 
würde, die von unten her vervollftändigt werden fünnte, halte ich für 
unmöglih, und ich würde niemald wagen, das einem Herrn gegenüber, 
wie der König von Sachſen ift, auch nur anzudeuten, 

Der bauptfählihe Grund aber, warım wir feine Theilung des 
Reichſstages in zwei Häufer vorgefchlagen haben, liegt immer in der zu 
ftarten Complicirung der Maſchine. Die Gefeßgebung des Bundes kann 
ihon durch einen anhaltenden Widerſpruch zmijchen dem Bundesrathe 
und dem Reichstage zum Stillitand Ale werden, mie das in jedem 
Zweikammerſyſtem der Fall ift; aber bei einem Dreilammerſyſtem — 
wenn ich einmal den Bundesrath ald Kanımer bezeichnen darf — würde 
die Möglichkeit, die Wahrfcheinlichkeit dieſes Stilljtandes nocd viel näher 
liegen, wir würden zu ſchwerfällig werden. 

Da ih einmal dad Wort habe, jo bemerfe ich noch Einiges über 
den Schlußpaffus des Artikels, nämlich den Ausfhluß der Beamten. 
Diefe Beftimmung hat ihren Grund in den mannichfachen Uebelftänden, 
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die mit der Betheiligung der Beamten an den öffentlichen Verhandlungen 
zweifello8 verbunden find und die hier von der Tribüne ber jchon berührt 
morden find. Als einen derfelben, der bier noch beſonders maßgebend 
bat fein können, bezeichne ich die Beſorgniß, dag Beamte zu jehr geneigt 
fein möchten, den partikulariftiihen Regungen derjenigen Bundes - Re: 
gierung, der fie dienen, Ausdrud zu geben in der Berfammlung. Die 
andern Gründe dagegen find mehr allgemeiner Natur, und für mich der 
Hauptgrund ift die Loderung der Disciplin in dem Beamten: 
ftande. Je mächtiger die parlamentarifhen Einflüffe auf das Staats» 
leben einmwirten, defto nothmwendiger ift meines Erachtens eine ftraffe 
Disciplin in dem Beamtenjtande. Wir haben in Preußen augenblidlich 
gewiffermaßen zwei Verfafjungen, die nebeneinanderlaufen: wir haben die 
alte Eonftitution des Abjolutismus, die ihre Schugwehr gegen Willkür 
in der Unabfegbarteit der Beamten fand, und wir haben die moderne 
conftitutionelle Verfaſſung, mit welcher in faft allen andern Ländern dieje 
Unabjegbarkeit der Beamten unverträglich gedacht wird. 

Wir — wenn ich jage „wir“, jo meine ich in diefem Augenblide die 
Preußiiche Regierung, — die Regierung, die handeln, die ſich bewegen 
fol, fühlt jich gehemmt von allen Seiten. Sie kann nit einmal einen 
Beamten, der zwar formell ihren Anordnungen gehorcht, der aber in den 
Geift nicht eingeht, fie kann ihn nicht abjegen. 

Es hat das jeine großen Vorzüge. Ich möchte die Integrität des 
Preußiſchen Beamtenftandes, jein Anfehen, fein Gefühl der Würde, mas 
ihn bei jchlechter, oft unzulänglicher Bejoldung über Verſuchungen hin- 
weghebt, um feinen Preis verloren geben und möchte lieber die Uebelftände 
einer gehemmten und genirten Regierung nod länger tragen, als unbe: 
fonnen in diefe Schwierigkeiten bineinfchneiden. Aber gerade, weil wir fie 
nicht beliebig bejeitigen können, jo bedürfen wir aller Mittel, die geeignet 
find, eine ftrenge Disciplin feitzubalten, und jcheuen uns vor Allem, was 
geeignet ift, fie zu lodern. Ich kann nicht behaupten, daß es im Yande 
einen günftigen Eindruf macht, ich kann faum daran zweifeln, daß es das 
unbehagliche und berechtigte Gefühl, daß etwas franf fein müfje im Staate, 
hervorruft, wenn man erlebt, daß in der Deffentlichkeit ein Beamter feinem 
höchſten Eher entgegentritt und ihm gegenüber und in Bezug auf ihn 
Öffentlich eine Sprade führt, die derjelbe Beamte unzweifelhaft zu wohl: 
erzogen ift, um fie zu Haufe feinem Canzleidiener gegenüber zu führen. 
Das kann ich nicht ald eine nügliche Einrichtung einjehen. Ich gebe gern 
zu, daß diefes Bedenken ſich ſchon heben würde, wenn nicht die Clauſel 
des Zwangsurlaubes in der Verfaſſung jtände, daß eine Regierung durd 
die Berfajlung gezwungen ift, demjenigen Beamten, von dem fie voraus» 
fegt, er wird fie mit Heftigfeit angreifen, hierzu ausdrüdlic den Urlaub 
u bemilligen. Ich bin als Mintfter jehr bereit, mir die ftärfften 
Barneliungen von einem Beamten, der von jeinem Pflichtge- 
fühl geleitet wird, in einem Schriftjtüd gefallen zu laſſen, 
aber ıh würde e3 jchwer ertragen, Minifter zu bleiben, wenn 
ih genöthigt wäre, in meinem Reſſort einen Beamten fort- 
dauernd zu befhäftigen, der mir öffentlich diejenige Adhtung 
verfagt, auf die ih ın meiner Stellung Anſpruch made. 

enn fich dieſen Uebelftänden eine Abhülfe nicht volljtändig jchaffen 
läßt, jo mwürden die verbündeten Regierungen für jede partielle Abhülfe, 
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die hier durch Reichstagsbejchlug gewährt würde, immer noch dankbar 
fin. In diefer Richtung würde 3. B. das Amendement, welches auf die 
geiftlihen und rihterliden Beamten den Ausſchluß befchräntt, 
mie ih glaube, fänmtlichen verbündeten Regierungen annehmbar fein. 


Wie mir vorjchwebt, eriftirt derjelbe Ausfchluß der richterlichen Be— 
amten in mehreren fremden Berfafjungen. Daß die Betheiligung an den 
Parteifämpfen auf die Richter einigermaßen mehr zurückwirkt, als mit der 
Unparteilichkeit der richterlihen Stellung verträglich ift, meine Herren, 
davon habe ich jelbjt vielfach Beifpiele erlebt. Ich will Ihnen nur eins 
atıren. Sch bin namentlih in den erjten Jahren meiner Amtsführung 
ungemein oft in der Yage gewejen, daß mir Erkenntniſſe, die ohne mein 
Wiſſen und meine Anregung gefaßt waren, wegen Beleidigung des Preu- 
Biihen Minifter- Präfidenten zur Einficht zugeſchickt wurden mit der An- 
frage, ob ich fie veröffentlichen laffen wolle. Ich habe mande diefer Er- 
fenrıtniffe gelejen, andere nicht. Im Durchſchnitt fand ich, daß diefelben 
Beleidigungen, die, wenn ein ehrbarer Handwerksmeiſter fie gegen einen 
andern ausjpricht, eine jchwere Strafe, wenn er fie öffentlich ausfpricht, 
Gefängniß oder eine höhere Geldftrafe nach fich ziehen fünnen, dem Preu- 
Biihen Minifter-Präfidenten gegenüber angewendet, durchfchnittlich 10 Thlr. 
fofteten. Für 10 Thlr. hatte Jeder die Freiheit, mir die ſchmach— 
volljten Injurien öffentlich zu jagen oder druden zu lafjen. Daß 
da mit einem Maße gemefjen war, welches von politifher Beeinfluffung 
ganz frei gemejen wäre, den Eindrud habe ich nicht gehabt. Er wurde 
aber noch dadurch verftärft, daß ich in einzelnen diefer Erfenntniffe die 
richterliche Motivirung las: es lägen doch mildernde Umftände vor, 
denn dieſes Minifterium tauge wirklih nichts. Nun frage ich: 
fann mit ſolchen Raiſonnements eines erfennenden Richters der Eindrud 
von Würde, von Anjehen, von Unparteilichfeit auf die Dauer aufrecht 
erhalten werden, deſſen die richterliche Stellung bedarf? 

Die Herren werden aus meiner Darlegung entnommen haben, daß 
die Aufrechthaltung des Artifel3 genau wie er fteht für mich gerade nicht, 
wenn ich jo jagen fol, eine Cabinetsfrage ift, daß ich mich aber freuen 
würde, wenn der Reichstag ein oder die andere der Anfichten, die ich 
bier aus eigener Erfahrung ausgejprochen habe, durch jeinen Beſchluß 
beftätigte, indem entweder wenigſtens die geiftlihen und richterlichen Be— 
amten ausgejchloffen würden, oder — was mir nocd lieber wäre, das— 
jenige Amendement, weldes den Zwangsurlaub auch hier einführen will, 
abgelehnt würde. 


Der von der Negierung vorgeichlagene Sag: 
„Beamte im Dienfte eines der Bundesftaaten find nicht wählbar“ 
wurde bei der Abftimmung geſtrichen, dagegen folgende 
Beltimmungen angenommen: 


„Beamte bedürfen feines Urlaubs zum Eintritt in den Reichstag. 


Wenn ein Mitglied des Neichstages in dem Bunde oder 
einem Bundesftaate ein bejoldetes Staatsamt annimmt oder im 
Bundes- oder Staat3dienfte in ein Amt eintritt, mit welchem 
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ein höherer Rang oder ein höheres Gehalt verbunden ift, io 
verliert e8 Sig und Stimme in dem Reichstag und kann feine 
Stelle in demjelben nur durch neue Wahl wieder erlangen.“ 


Die Diäten für die Reichstagsabgeordneten. 
I. 


30. März. Grflärung ded Grafen Bismard bei der Borberathung. 


Ich habe im Namen und im Auftrage der hohen verbündeten Regie- 
rungen zu erklären, daß diejelben glauben, ſich auf eine Bewilligung oder 
gulaflung von Diäten unter feinen Umftänden einlaffen zu können. Die 
Regierungen bitten vielmehr die hohe VBerfammlung, die Entjcheidung diefer 
Frage dem Wege der —— demnächſt zu überlaſſen, nachdem man 
im Stande geweſen jein wird, beruhigende aan über die Wire 
kungen eines bisher noch wenig erprobten Wahlgefeges zu ſammeln. 


Weitere Meußerung ded Grafen Bismard (in derjelben 
Sitzung.) 

Ich erlaube mir ein Mißverſtändniß zu berichtigen, was, wie mir 
privatim geſagt worden iſt, durch meine Worte vorher im Schoße der Ver— 
ſammlung ſich erzeugt hat. Ich habe nicht jagen wollen, man könne jegt 
den Artifel der Verfaſſung ftreihen und die ganze Frage, ob ja, oder nein, 
durch die Gejeggebung fpäter reguliren, — * ern ich habe nur daſſelbe 
ſagen wollen, was der Herr Vertreter der Königlichen ſächſiſchen Regierung 
jo eben gejagt hat: daß, wenn ſich Mißſtände aus der Diätenloſigkeit ers 
geben haben würden, oder wenn fich aus dem Berlaufe der Handhabung 
des Wahlgejeges ergeben würde, daß es ohne Gefahr gejchehen Fann, jo 
iss jpäterhin immer unbenommen, im Wege der Gejeggebung Diäten ein 
zuführen. 

Aber die Erflärung, die ih Namens der Verbündeten Regierungen 
gegeben habe, hat ihren Schwerpunft in dem erften Theile meiner Aeuße— 
rungen, wonach ich jagte, daß die hohen Regierungen dahin einig feien, daß 
fie unter feinen Umjtänden die Zulaffung oder Bemilligung 
von Diäten glaubten acceptiren zu können. 


(Bei der Abjtimmung in der Vorberathung wurde am 
30. März 1867 folgende Beitimmung: 
„Die Mitglieder des Meichötages erhalten aus der Buns 
deskaſſe Neijekoften und Diäten nah Maßgabe deö Ge 
jeßed. Bis zum Erlaß dieſes Geſetzes ftellt das Bundes— 
Präfidium die Höhe derjelben feit. Ein Verzicht auf die 
Reiſekoſten und Diäten ift unftatthaft.“ 
mit 136 gegen 130 Stimmen angenommen.) 
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F II. 

15. April. Bei der Schlußberathung erflärte Graf Bismard 
von vomberein, daß neben der Sicherftellung der 
Heeredeinrihtungen die Verftändigung über die 
Diätenfrage die unerläßlihe Vorbedingung der 
Annahme der Berfaljung jei. 

Die Begründung diejer Forderung wurde durch den preu= 
Biihen Minifter ded Innern Grafen zu Eulenburg ge— 
geben, — deſſen Rede mit der Erflärung Namens der 
Regierungen ſchloß: 

Die zn halten die Nichtbemilligung von Diäten für ein 

Stüd des ganzen Gebäudes, auf welchem die Bundesverfafjung ruht und 
welches fie nicht aufgeben können, ohne über die Erfolge der Berfaffung 
Ind Unfichere zu gerathen. 
Es mürden deshalb die Commiffare, welche beim Zuftandelommen 
dieſes Entwurfs mitgewirkt haben, nicht in der Lage fein, ihre Zuftimmung 
zu geben, und es würde unter ihrer Mitwirkung die Bundesverfaffung 
en zu Stande kommen, wenn der Reichstag ſich anders aus— 
präche. 


Bei der Abſtimmung wurde auf den Antrag des Ab— 
geordneten von Arnim-Heinrichsdorf der frühere Ar— 
tikel 29 des Verfaſſungsentwurfs: 

„Die Mitglieder des Reichstages dürfen als 

jolde feine Bejoldung oder Entihädigung be— 

ziehen.“ 
mit 178 gegen 90 Stimmen wiederhergeftellt. 


Die RNedefreiheit der Abgeordneten und die jtraffreie 

Veröffentlichung der Verhandlungen. 
29. März. Rede des Grafen Biömard. 

(Gegen den Zujagantrag: 

„Wahrheitögetreue Berichte über die Verhandlungen in 
den öffentlichen Sigungen des Reichstags bleiben von jeder 
Verantwortlichfeit frei.) 

Die abjolute Redefreiheit eine Frage der Sittlichkeit. — 

Privilegien zur Beleidigung. — Bismards Nerven. — Percy. ] 


Die verbündeten Regierungen befürchten von der Yreiheit der Ver—⸗ 
öffentlihung der Parlamentsreden feine Gefahr. Wir — geſehen, daß 
Reden aus dem Preußiſchen Abgeordnetenhauſe, wie fie wohl ſiärker in 
feiner Verſammlung diefer Art gehalten waren, veröffentlicht wurden ohne 
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jegliche Gefahr. Die Gründe, die uns veranlagt haben und mich bei einer 
andern Gelegenheit perjönlid —, einer folchen gejeglihen Beftimmung, 
wie fie hier von jener Seite (links) befürwortet wird, zu widerſprechen, 
find andere; ich Fann fie wohl bezeichnen als Gründe der Sittlichkeit. 
Es giebt viele Dinge, die ein Staat dulden kann — er kann fie ignoriren; 
aber etwas Anderes ift es, fie gejeglich zu fanctioniren. Dazu rechne ich 
auch das Recht, einen andern Ditbürger zu beleidigen, ohne daß diejer 
irgend eine Genugthuung dafür finden könnte. Ich will von Berbrecen, 
die man mit Worten begehen kann, nicht reden; ich rechne gar nicht darauf, 
daß fie an der Stelle begangen werden würden. Ich will nur reden vom 
Schuge der Ehre eines jeden Bürgers, welden Schuß das 
Gefeg ihm ſchuldig ift. Diefen Schug ihm zu entziehen, das halte ich 
— ich wiederhole es — gegen die Sittlichkeit, gegen die Menichenredte. 
Unter Menſchenrechten laſſe ich mir ausdrüdlich diejenigen gefallen, welche 
in Sranfreih im Jahre 1791 adoptirt wurden, und in die Berfaflung der 
Republik übergegangen find. Es heift darin ausdrüdlih, und zwar in 
Bezug auf die Freiheit der opinions, die Jeder ausſprechen könne, daß 
dieje Freiheit darin bejtehe, Alles zu thun, was Anderen nicht ſchadet. 
Diefe Reftriction legt jelbjt ein fo weitgehendes Actenftüd auf, wie jenes. 
Die Gejeggebungen anderer Staaten, auch die der allerfreiften, ſchützen 
wenigftens die Privatehre. ch berufe mich darüber 3. B. auf die ameri— 
fanifche, deren Beitimmungen ich mir habe ausziehen lafjen, aus Kent, 
Commentaries on American law Vol. 1 pag. 244. 
„Dbgleih ein Mitglied des Congreſſes außerhalb des Congreijes 
nicht verantwortlich ıft für Worte, welche er in demjelben gejprochen, 
auch wenn diejelben beleidigend für Individuen find, jo kann er 
doch, wenn er jeine Rede veröffentlichen läßt, wegen Libells be- 
ftraft werden, by action (in einer Civilflage auf Schadenerjag) und 
by indietment, (d. h. criminel). So ift es in England Rechtens 
und fo iſt e8 gerecht.“ 

Aus England ſelbſt wird Ihnen ein jehr befannter Yal in Erinne: 
rung jein, nämlich der Fall Stoddale wider Hanjard, wo die BVeröffent- 
lihung nicht einer Rede, fondern eines „parliamentary paper“ oder re- 
ports — es find dies technijche Ausdrüde für amtliche Actenitüde, die auf 
Befehl des Parlaments gedrudt werden — etwas Beleidigendes für einen 
Gefängnigmwärter enthielt, welcher darüber Hagbar wurde. Die engliichen 
Gerichte waren darüber ganz zweifellos, daß fie den Druder wegen Be: 
leidigung zu verurtheilen hätten, und thaten e8. Das Parlament griff 
ein wegen Privilegienbruhs und bedrohte die Ausführung diejes geridt- 
lihen Urtheild mit parlamentarishen Strafen. Aber das Parlament hat 
auch bei diejen Gelegenheiten, wo es in den Rechtsgang eingriff, niemals 
die Anficht ausgeſprochen, Reden und Motivirungen einzelner Abgeordneten 
irgendwie zu fchügen bei der Publication, jondern nur reports and papers, 
und fo iſt e8 meines Willens noch heutzutage in England Recht, jo daß 
dort mwenigitend, in England, in Amerifa und in allen übrigen civilifirten 
Ländern die Privatehre ſich des vollkommen gejeglihen Schuges erfreut. 
Diefe Motive, diefes Bedürfnig, Jedem fein Menjhenredt auf 
Schuß gegen Beleidigungen zu erhalten, leitet mich, wenn id 
nad wie vor die gejeglihe Sanction der Beröffentlihung ſol— 
her Reden, welde injuriös für Privatleute find, befämpfe. 
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Daß die Freiheit dadurch nicht beſchränkt wird, liegt auf der 
Hand. Ich habe fofort, wie dies Parlament zufammentrat, an fänmtliche 
Behörden, die unter der Wutorität der Königlichen Regierung ftehen, 
durh die betreffenden Herren Reſſort-Chefs die Aufforderung richten 
laffen, in feinem Falle gegen die Beröffentlihung einer Parlamentsrede 
einzufchreiten, es jei denn, daß fie zuvor an die Regierung berichtet hätten 
und der Fall jo ſtark wäre, daß die Autorijation von der Staatsregierung 
ertheilt werden müfje. Die Regierung wird nicht in Berlegenheit fommen, 
von dieſer rejerpirten Befugniß Gebrauh zu machen, am allerwenigiten 
wird fie davon Gebrauch machen in Bezug auf die Angriffe, die die Re— 
gierung ſelbſt treffen, fie wird nur zum Schuß der ‘Privatrechte gegen 
perfönliche Beleidigung jemals davon Gebraud machen. Wenn behauptet 
wird, daß unter diejer Einrihtung die Freiheit litte, fo halte 
ih das für eine der übertriebenen Declamationen, denen ich 
lediglih einen ornamentalen Charakter in den Reden der Ber: 
theidiger des Antrags beilege. 

Wenn einer der Herren Borredner bei diefer Gelegenheit darüber 
Klage geführt hat, daß unter Umftänden der „mühſam erzwungene“ höf— 
Iihe Ton einem anderen Plag mache und damit ziemlich deutlich auf eine 
lebhafte Discuffion, die ich vor einigen Tagen angeregt hatte, anjpielte, 
jo möchte ich dem Herren Abgeordneten doh Eins zur Erwägung geben. 

Denn man fünf Jahre lang fhwer gekämpft hat, und 
das erreicht hat, was bier vorliegt, wenn man jeine Zeit, 
die befte Zeit des Lebens, jeine Geſundheit dabei geopfert 
bat, wenn man ſich der Mühe erinnert, die es gekoſtet hat, 
oft einen ganz Fleinen Paragraphen, eine Interpunctations— 
frage zwiſchen 22 Regierungen zu entjheiden, wenn man 
nun auf den Punkt gefommen ift, wie er hier vorliegt, dann 
treten Herren, die von allen diejen Kämpfen wenig erfahren 
baben, von den amtlihen Vorgängen nichts mwijjen können, 
in einer Weije auf, die ih nur damit vergleihen fann, daß 
Jemand in meine gejchlojjenen Fenfter einen Stein hinein- 
wirft, ohne zu wifjen, wo ich ſtehe. Er weiß nicht, wo er mid 
trifft, er weiß nicht, welde Gejchäfte er mir gerade im 
Augenblid erjhwert, die vorliegen, und die mir durch diejen 
Biderftand unmöglih werden. Er weiß nit, welde aus— 
wärtigen Fragen im Augenblide jhmweben, die bei einer 
energifhen Unterftügung der Regierung von Seiten des 
PVarlaments eine andere Behandlung gejtatten würden, 
als in einem Falle, wo man ſieht, dag das Barlament nicht 
unbedingt mit der Regierung geht und nur jehr kleine An- 
läffe nöthig find, um eine ernite, tiefgehbende Spaltung zu 
erzeugen. 

Dann fommt man jehr leicht, auch ohne gerade fünftlich nervös ge— 
macht zu jein, in eine Stimmung, die ih dem Herrn Abgeordneten nicht 
bejier harakterifiren kann, als wenn ich ihm empfehle, in einer der eriten 
Scenen von Heinrich IV. nachzulefen, was Heinrich Percy für einen 
Eindrud hatte, als der dort bejagte Kammerherr Fam und ihm die Ge- 
fangenen abforderte und ihm, der wund und famıpfesmüde war, eine längere 
Vorlefung über Schußmwaffen und innere Verlegung hielt. Die Stelle Öeht 
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im Anfang des Stüdes und fängt mit den Worten an: „I remember that 
when the fight was over, there came a certain Lord etc.“ So ungefähr 
wie Percy ift mir zu Muthe, wenn id über Dinge, für die r ge- 
ne und gekämpft habe, die ich befjer Fennen muß, ſolche Reden 
re. 
(Der Reihötag nahm bei der Abitimmung den von 
liberaler Seite beantragten Zujag zu Artifel 22 an.) 


Die Anwejenheit des Bundesfanzlerß bei den Reichs— 
tagsverhandinngen. 


29. März. Erklärung ded Grafen Bismard (gegen den Antrag, 
daß der Neichötag das Recht haben folle, die Anweſenheit 
des Kanzlers zu verlangen). 


Ih glaube, der Hr. Vorredner ſchlägt das Gewicht des Bundes» 
fanzler8 doch zu body an, wenn er der Meinung ift, daß ohne feine An- 
mejenheit unter Umftänden der Reichstag auf die Linie zurüdfinten könne, 
die er bezeichnete. Ich halte diefen Zujag eigentlich für überflüffig, Die 
Regierungen haben ja das größte und dringendjte Interefle, ihre Angelegen- 
heiten beim Reichstag zu vertreten und bier zu erſcheinen. Ich kann mir 
nur in dem Fall die Abmejenheit jedes Vertreters der Regierungen als 
möglich denken, daß eben die Regierungen ein dringendes Bedürfniß hätten, 
über die vorliegende Frage zu ſchweigen. Wollen Sie nun in dem Fall 
gemwifjermaßen durch einen Haftbefehl den Bundeskanzler zwingen, daß er 
jih ihnen zeigt, jo weiß ich doch nicht — wenn ich mich in jeine Stelle 
denfe — melde Gewalt, welche parlamentariiche wenigftens, mich zwingen 
könnte, zu veden, wenn ich jchmweigen will, und die bloße jchweigende An: 
mejenheit würde unter Umijtänden für die Regierungen eine Verlegenheit, 
für den perjönlic Betheiligten gewiß eine fein, namentlich aber unter Um- 
ftänden ın auswärtigen Fragen für die Regierungen. Es kann ja fein, 
daß — durch ihre Abweſenheit die Regierung bei einer ſolchen Gelegen— 
heit die Verhandlungen des Reichstages von jeder Rückſicht entbinden 
wollte. E3 kann ja fein, daß fie ſchweigen will, und jedes ——— 
7 etwas von dem, welches zuzuſtimmen ſcheint, wenn man wirklich 
dabei ſitzt. 

Aber ich kann mir nur ſehr wenig Fälle der Art denken, wo die 
Regierungen darüber einig fein ſollten, trotz des vom Reichstage geäußerten 
Wunſches nicht zu kommen. Das ſähe ganz fo aus, wie muthwilliges 
Händeljuchen, wie ein willfürlicher Verzicht * das, was man dem Reichs⸗ 
tage gegenüber vertreten muß. Sollte die Beftimmung angenommen werden, 
jo müßte ich doch jedenfalls wünſchen, daß doch irgend eine facultas sub- 
stituendi für den Reichskanzler hinzugefügt würde, damit die Verpflichtung 
nicht auf diefer einen Perfon, die doch immer von Fleifh und Blut ift, 
allein laftet, die unter Umftänden bei dem beiten Willen außer Stande 
jein fann, ihr zu genügen. 


(Der Antrag wurde abgelehnt.) 
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Der Rorddeutfche Bund und die füddeutfchen Staaten. 


10. April. Erklärung des Grafen Bismard. 


(Auf Anlaß des Antrages, in die Verfaſſung folgenden 
Artikel aufzunehmen: 

„Der Eintritt der jüddeutichen Staaten odes eines der— 

jelben in den Bund erfolgt auf den Vorſchlag ded Bun— 

deöpräfidiums im Wege der Geſetzgebung.“) 


Um der Aufforderung de3 Herrn Vorredners (Abgeordneten von 
Linde) zu entiprechen, will ich mich mit wenigen Worten über die Stel- 
lung der Vertreter der verbündeten Regierungen zu dem Amendement 
Lafer» Miqusl ausjprechen. 


Ih kann nicht behaupten, daß die Tendenz diejes Amendements 
unferen Wünſchen und Beftrebungen widerſpricht. Eine andere Frage ift 
aber die, ob ſolche Mitglieder dieſer Berfammlung, welche zugleich Ver— 
treter der Regierungen And, fih augenblidlih in der Yage befinden, für 
das Amendement zu ftimmen. ch habe gejagt, daß es unferen Wünſchen 
nicht widerſpricht. Aber eine Regierung ift verpflichtet, fich bei 
der Ausfprade ihrer Wünfhe nah der Dede ihrer Rechte zu 
fireden. Ich mill damit nicht behaupten, daß die Annahme Diele 
Amendements im Widerfpruh mit dem Art. 4 ded Prager Friedens 
fände; ich will mur nicht einfeitig den Berhandlungen, die zu einer 
einheitlihen Auslegung der ontrahenten des Prager Friedens er- 
forderlich find, vorgreifen, auch nicht der Entjchliegung der füddeutfchen 
Regierungen in einer Weife präjudiciren, zu welcher bisher der Grad 
ihres amtlihen Entgegenftommens uns nicht auffordert. Daß im Art. 4 
des Prager Friedens nicht blos ein internationales Schug- 
und Trugbündniß ins Auge gefaßt ift, geht, glaube ich, 
aus jeinem Wortlaut für jeden aufmerfjamen Leſer zmei- 
fellos hervor. Es ift. in dem Art. 4 nicht von einer neuen Geftaltung 
Norddeutfchlands blos die Rede, welcher die Kaijerlich öfterreichifche 
Regierung zuftimmt, fondern von einer neuen Geftaltung Deutſch— 
lands. Der Begriff wird dadurch erläutert, daß der Nachſatz folgt: 
„Deutihland ohne — — des öſterreichiſchen Kaiſerſtaats.“ Alſo 
es iſt zugeſtimmt zu einer Neugeſtaltung derjenigen Beſtand— 
theile des früheren deutſchen Bundes, welcher nach dem Aus— 
ſcheiden der öſterreichiſchen Theile des Bundesterritoriums 
übrig war. 

Es iſt ferner in der dritten Zeile vor dem Schluß des Artikels von 
der nationalen Verbindung Süddeutſchlands mit dem nord— 
deutfhen Bunde gefproden,. alfo nicht von einer internationalen, 
welches Wort ausdrüdlich in demfelben Artifel auf die Beziehungen Sitd- 
deutichlands zum Auslande feine Anwendung gefunden bat Penn ich 
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nicht3deftomeniger die Frage, ob der Eintritt der füddentichen Staaten 
mit diefem Artifel verträglich ift, eimfeitig nicht bejahen möchte, ſondern 
ihre Beantwortung im Einverftändniß mit der Katjerlich öjterreichiichen 
Regierung finden möchte, jo bewegt mich dazu der Umftand, daß eine 
der Prämiſſen, welche der Art. 4 aufftellt, in der Kette fehlt: das ilt 
nämlich das Zuftandefommen des jüddeutihen Bundes. Wäre dieſer 
zu Stande gefommen, oder hätte er Ausficht dazu, jo ift meine Ueberzeu- 
ung, daß, wenn im Norden ein Parlament tagt auf einer nationalen 
afıs, im Süden ein ähnliches, dieje beiden Parlamente nicht länger 
auseinander zu halten jein würden, als etwa die Gewäſſer des 
Rothen Meeres, nachdem der Durdmarjc erfolgt war. Diefe Prö- 
miſſe fehlt bisher, und wir möchten bei der Ueberzeugung, daß die nationale 
Zufammengehörigfeit ihre Sanction durch die Geſchichte dereinft ganz zweifel- 
108 empfangen wird, über die Frage, ob dies ſofort umd im welcher 
Form gefchehen fann, nicht in Meinungsverjchiedenheit mit der Kaiſerlich 
öfterreichifchen Regierung über die Auslegung des eben zwiſchen und 
eichloffenen Friedensvertraged gerathen, indem wir diefer Auslegung eins 
* vorgriffen. 

Im Uebrigen bin ich auch der Meinung, daß der Unterſchied zwiſchen 
dem Amendement Miquél-Lasſsker und dem Texte des Art. 71 jo ſehr 
erheblich in der Praris nicht ift. Das Amendement behält dem Präfidium 
— oder wie man richtiger jagen wiirde — dem Bundesrath die Initia— 
tive vor, und im Bundesrat würde vorausfihtlih das Präfidium die 
Fnitiative zu nehmen haben. Das Bundespräfidium würde unzweifelhaft 
mit diefer —* — doch ſo lange warten, bis es diejenigen Verhandlungen 
geführt hat, die in dem Art. 71 vorgeſehen ſind, und es ſich durch den 
Verlauf der Verhandlungen überzeugt haben würde, daß der Moment 
eingetreten ſei, wo im Sinne des Amendements vorgegangen werden kann, 
ohne daß wegen der Verfrühung eines Momentes, der jpäter doch eintritt, 
das Vorgehen mit Zerwürfniffen zwifchen den Contrahenten des Prager 
Friedens verbunden jei. 

Aus diefen Gründen werde ih mich enthalten, für daS Amende- 
ment Miquel zu ſtimmen. Sollte e8 angenommen werden, jo wird an 
die verbündeten Regierungen die Frage herantreten, ob jie fich zu diejem 
neuen Tert des Berfaffungs-Entwurfes bei ihren definitiven Entjchliegungen 
befennen fönnen. Ich glaube nicht, diefe Frage von Haufe aus verneinen 
zu jollen, um deswillen, weil dad Amendement Miquel eben die Eigen 
Ihaft hat, dem Präjidium und dem Bundesrath die Entidließung 
über den Zeitpunft dennod vollftändig frei zulafjen, und uns 
in feiner Weife verpflichten würde, der Frage früher näher zu treten, als 
bi8 wir mit allen Elementen, denen wir das Recht mitzureden 
zuerlfennen, darüber einig jind. 


(Der Antrag wurde angenommen.) 
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Shlußberathung über die Berfafung des norddeutfchen Bundes, 


15. April. Erklärung des Grafen Bismard Namens der verbüns 
deten Negierungen über die vom Neichstage in der Bor: 
berathbung angenommenen Abänderungs = Borichläge. 


Mit dem Abjchluffe der Vorberathung in diefem hohen Haufe ift an 
die Vertreter der verbündeten Regierungen die Nothwendigkeit herange- 
treten, die Entſchließung ihrer Hohen Sollmachtgeber über die aus den 
Beichlüffen des Hauſes hervorgegangenen Abänderungen des urfprünglichen 
Entwurfs herbeizuführen. Mit ——— Genugthuung kann ich con— 
ſtatiren, daß im Betreff der bei weitem größten Anzahl, in gegen vierzig 
Punkten etwa, die verbündeten Regierungen bereit find, fich die Beſchlüſſe 
des hohen Haufes anzueignen, jofern es gelingt, über die beiden 
Bunfte, in deren, gegenwärtiger Faſſung die verbündeten 
Regierungen ein Hinderniß des Zuftandefommens der Ver— 
einbarung erbliden, eine Berftändigung zu erzielen; es find 
died die beiden Punkte, die Siherftellung der Heereseinrichtungen 
und die Frage über Bewilligung von Diäten. Die Commifjarien 
werden Anlaß nehmen, beim Eintritt in die Discuffion über dieſe Spe- 
zialpunfte diejenigen Amendements zu bezeichnen, welche den Hohen Ber- 
bündeten annehmbar jein würden, und nad) deren Annahme dem Abſchluß 
der Vereinbarung über das Gejammt-Refultat Fein Hindernig mehr im 
Wege ftehen würde. 

Einſtweilen beſchränke ich mich darauf, diejenigen Punkte oberflächlich 
durchzugehen, in Betreff deren die verbündeten Regierungen unter der 
vorher ausgeſprochenen Vorausſetzung bereit ſind, ſich die Beſchlüſſe des 
Reichstages anzueignen. Es betrifft dies, nachdem die erſten drei Artikel 
unverändert en find, die jämmtlichen, jo viel ich überfehe ſechs, Zu— 
läge zu dem Art. 4, betreffend die Competenz der Gejeggebung des Bun— 
des; ferner den dazu gehörigen Zujag alinea 2 des Art. 5, dann im 
Art. 11 die Genehmigung des Reichstages als Erfordernig für die Gültig- 
teit der Verträge betreffend; den Zufag zu Art. 9 und 10 in Betreff der 
Uebernahme der VBerantmwortlichkeit durch den Bundeskanzler; die beiden 
Sätze des Art. 21, die Wahl der Beamten und das Nicht-Erforderniß 
der Urlaub8-Bemilligung zum Eintritt derjelben; Art. 22, die wahrheits- 
etreuen Berichte und deren Beröffentlihung betreffend; Art. 23 über 
Betitionen: Art. 25 die Nothmwendigkeit, den Reichsſstag in 90 Tagen wieder 
zu berufen bei etwaiger Auflöjung; Art. 26 die Bejchränfung der Verta— 
gung — ich zähle nad) den neuen Nummern —; Art. 28 ein unbedeu- 
tender Faſſungszuſatz; Art. 31 die Unzuläffigfeit der Verhaftung von Mit- 
gliedern des Reichstages in verjchiedenen Fällen; Art. 38 mehrere in das 
techniſche Gebiet der Steuergefeßgebung fchlagende Punkte; ebenjo Art. 45, 
die Eijenbahnen betreffend; desgleihen Art. 46; dann über Marine und 
Schifffahrt der Zufag zu Art. 53; ferner im Art. 59 die Zerlegung der 
fiebenjährigen Periode der Präjenzzeit in zwei Abtheilungen, für die An- 
weſenheit bei der Fahne und die  gchörgteit zur Neferve; im Art. 61 
die Zufage eines Bundesmilitairgefeges, dann im Art. 69, die Nothmwen- 
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digkeit eines jährlich durch Gefeg feftgeftellten Budget3 betreffend; Art. 72 
Anleihen und Garantien; Art. 74 über das Bundesgericht, ſowie die neu 
— Art. 76 und 77 und außerdem den Schlußſatz zu $. 78. 
ie verbitndeten Regierungen haben in den von dem hohen Reichs— 
tage votirten ——— zum Theil zweifelloſe Verbeſſerungen ihres 
Entwurfs erkannt, zum Theil aber iſt ihnen, wie ich nicht verhehlen kann, 
die Annahme derjelben und die Vereinbarung unter einander über gerade 
diefe Form, in der es anzunehmen jein würde, nicht leicht gemorden. Die 
. Regierungen haben ſich aber von demſelben Geifte der 
ermittelung leiten lajien, von dem fie hoffen, daß er die de- 
finitive Befhlußfafjung diefes hoben Haufes beherrſchen 
werde, indem er die individuelle el bie, hinter dem 
nationalen Erforderniß, daß unfer Werk überhaupt bier zu 

Stande fommt, zurüdtreten läßt. 


Die Verantwortung für die Durdführung des 
Verfaſſungswerks. 

Aeußerung des Grafen Bismarck auf eine Rede des 
Abgeordneten Reichensperger. 


ig bin nicht in der Page, ſchon Förperlich nicht, mich mit den ausge 
ruhten Kräften*) des Herren Vorredners in einen neuen rednerifhen Kampf 
über Dinge einzulaffen, über die wir ſechs Wochen discutirt haben. Ich 
fnüpfe nur an * eine Erklärung an, die Miniſter wären nicht inamo— 
vibel und an ihren Perſonen könnte die Sache nicht ſcheitern, eine Erklä— 
rung, die ich mit dem vollften Herzen unterfchreibe und dem Herrn Bor: 
redner gern beftätige, daß, wenn es ihm gelingt, jeine Anfichten hier zur 
Annahme zu bringen, ich außer Stande jein würde, die Verantwortung 
fr die Durchführung des uns vorliegenden Werkes zu tragen. Ich mürde 
in demfelben Augenblide an Seine Majeſtät den König die Bitte richten, 
mich meiner Stellung niht nur als Bundes-Commiſſar, fondern als 
Preußiſcher Minifter — denn diefe ift in einer unzertrennbaren Beziehung 
zu diefem Verfaffungsentwurf — zu entheben, und dem Herrn Borredner 
die Chance geben, an der Spige der Majorität, mit der er mich geworfen 
haben würde, zu verjuchen, ob er ebenjo gut zu regieren wie zu reden 
verfteht. 

Beihlüffe über die Bundes - Militairfrage in der Schluß— 

berathung *”) 
In der Vorberathung waren die betreffenden Artifel in 
folgender Faſſung angenommen worden: 


Art. 60. Die Friedenspräfenzftärte des Bundesheeres wird bis 
zum 31. December 1871 auf ein Procent der Bevölferung von 
1867 normirt, und wird pro rata derfelben von den einzelnen 
Bundesftaaten geftellt. Für die fpätere Zeit wird die Friedens- 
präfenzftärte des Heeres im Wege der Bundesgefeßgebung feftgeftellt. 


* De Abg. Reichensperger war fo eben erft in ben Reichstag — 2 
*) Die ſchließliche Erledigung der Diätenfrage im Sinne der Regierung ift oben erwähnt. 
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Art. 62. Zur Beftreitung des Aufwandes für das gefammte 
Bundesheer und die zu demjelben gehörigen Einrichtungen find 
bis zum 31. December 1871 dem Bundesfeldherrn jährlich ſovielmal 
225 Thaler ala die Kopfzahl der Friedensſtärke des Heeres nad) 
Artikel 56 beträgt, zur Verfügung zu ftellen. 


In Folge obiger Erklärung des Grafen Biömard, beim 
Beginn der Schlußberathung ftellte der Abgeordnete Graf 
Eberhard zu Stolberg den Antrag, dem Artifel 60 
folgenden Zuſatz zu geben: 


„Für die fpätere Zeit wird die Friedens» Präfenzftärte des 
Heeres dur ein Bundesgeſetz feftgeftellt, bis zu defien Erlaß die 
vorstehenden Beftimmungen von Jahr zu Jahr in Kraft bleiben.“ 


Die Abgeordneten Herzog von Ujeſt und von Ben— 
nigjen beantragten ihrerjeitö folgenden Zuſatz: 


„Nah dem 31. December 1871 müſſen diefe Beträge von den 
einzelnen Staaten de3 Bundes zur Bundescafje fortgezahlt werden. 
Zur Berehnung derfelben wird die im Artikel 60 interimiftiich 
feftgeftellte Friedenspräfenzftärfe fo lange feftgehalten, bis fie durch 
ein Bundesgejeg abgeändert it. 

Die Berausgabung diefer Summe für das gefammte Bundes- 
heer - deffen Einrichtungen wird dur das Etatsgeſetz feſt— 
geftellt. 

Bei der — des Militair-Ausgabe-Etats wird die auf 


Grundlage diefer Verfaſſung gefeglich feftitehende Organifation des 
Bundesheered zu Grunde gelegt.“ 


Graf Bismard erflärte fih in Bezug auf dieje An— 
träge Namens der verbündeten Regierungen wie folgt: 


„Ih habe mir geftern vorbehalten, im Laufe der Diskuſſion bei 
den betreffenden Artikeln diejenigen Amendements zu bezeichnen, 
welche den von den verbündeten Regierungen gefaßten Beſchlüſſen 
entfprehen. In diefem Sinne erfläre ih, daß das Amendement 
de3 Grafen zu Stolberg mit diefen Beſchlüſſen übereinftimmt, 
und die Bertreter der ———— daher verpflichtet ſind, an 
demſelben feſtzuhalten. 


Das Amendement des Herzogs von Ujeſt läßt die Möglichkeit, 
auf dem Wege, welchen der * Abg. für Hagen angedeutet hat, 
im Jahre 1872 einen Budgetconflict, einen Militairconflict zu er— 
neuern, deſſen Folgen fi in diefem Augenblide nicht überſehen 
laffen. Wer daher entjchloffen ift, diefen Conflict zu verhüten, 
der muß mit uns in diefer Frage für da8 Amendement des 
Grafen zu Stolberg ftimmen.“ 


Fürft Bismard, 41 
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Im weiteren Berfolg der Berathung erklärte Graf Bis— 
mard (gegenüber dem Abgeordneten Bethuſy-Huc): 


Der Herr Vorredner hat gejagt, wenn ih im Namen der 
verbündeten Wegierungen erklärte, daß die Bermwerfung des 
Amendement3 Stolberg, oder daß die Annahme des Amendements 
Hohenlohe (Ujeft) den Abbruch unjerer Verhandlungen, das Miß— 
lingen der Berftändigung zur Folge hätte, dann würde er für das 
erftere ftimmen. Er ordnet alfo feine Ueberzeugung von Dem, 
was gut, was befier fei, den categorijchen Erklärungen der Re— 
gierungen unter. Meine Herren, wir find nicht in dem Stadium, , 
daß ich eine ſolche Erklärung hier in meinem Namen abgeben 
könnte. Ich habe mit Furzen orten, die ich vorher ſprach, genau 
die Situation bezeichnet, wie fie liegt; ich habe gejagt, das 
Amendement Stolberg iſt dasjenige, worüber die Regierungen 
fi verftändigt haben und deſſen Annahme auch die Annahme der 

efammten Verfaſſung meines Erachtens in fihere Ausficht ftellt. 

Penn diefe8 Amendement, diefer von den Regierungen vereinbarte 
Tert bier verworfen würde, dann hätte ich an die verbündeten 
Regierungen mit den andern Commifjarien, und an Seine Ma- 
jeftät den König, meinen Allergnädigiten Herrn, zu berichten und 
deren Entjcheidung zu gemwärtigen. Aber ich habe hier nicht in 
einer comminatoriichen Weile diefe Entjcheidung zu anticipiren. 


Das Amendement des Grafen Eberhard zu Stol— 
berg wurde bei der Abjtimmung abgelehnt. 

Graf Dito zu StolbergsWernigerode jtellte nun 
folgendes Unter-Amendement zu dem Antrag Njeit-Bennigien: 


„Die Berehnung derjelben (der Beiträge) erfolgt 
nad der in Art. 60 feftgeftellten Friedenspräjenzftärfe, 
welche jo lange von Jahr zu Jahr in Kraft bleibt, bis 
fie dur ein Bundesgeſetz abgeändert ift.“ 


Graf Bismard ſprach fih im folgenden Worten für 
diefen Antrag aus: 


Ih erlaube mir an die Hohe Verſammlung bei diefem Artikel 
von Neuem die dringende Bitte zu richten, ſich menigitens in 
diefem Falle für das Amendement des Grafen Stolberg Wernige: 
rode, welches ftatt der Worte „bis zum 31. December 1871“ 
jegen mill „bis zum Erlaß eines Bundesgejeges*, und für das 
gu dem Hohenlohefhen Amendement geftellte Sous- Amendement 
es Grafen Dtto zu Stolberg Wernigerode erklären zu wollen. 

Geſchieht das nicht, meine Deren, jo laufen wir die Gefahr — 
ich überlafie e8 Jedem, die Berechnung anzuftellen, daß, nachdem 
alle diejenigen Aenderungsanträge, welche den verbündeten Regie 
rungen die Borlage annehmbar machen würden, verworfen find, 
die Vorlage nicht annehmbar wird und jegt im legten Augenblide 
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das Ziel der Berathung, welches wir glauben ſchon mit der Hand 
faffen zu können, entrollt und nicht erreicht wird. Diefe Gefahr 
bitte ich fich zu vergegenmwärtigen, ehe Sie dies verwerfen. 


Das Stolbergihe Unter-Amendement wurde mit 156 
gegen 120 Stimmen abgelehnt, dagegen der Antrag der 
Abgeordneten Herzog von Ujeſt und von Bennigfen 
mit 202 gegen 80 Stimmen angenommen. 


16. April. Die Annahme der Berfafjung mit den im Reichstage 
bejchlofjenen Abänderungen Seitend der Verbündeten Re— 
gierungen. 

Mittheilung des Grafen Bis marck in der Sikung 
des Reichſtages vom 17. April 1867. 


Nachdem der Herr Präfident des Reichstages mir geftern die amtliche 
Ausfertigung der Beſchlüſſe diejes hohen Hauſes über den Entwurf der 
Verfaffung des norddeutihen Bundes überreicht hat, find die Bevoll-⸗ 
mädtigten der hohen verbündeten Regierungen zu einer Sitzung geftern 
— und erlaube ich mir, das Protocoll dieſer Sitzung zu 
verleſen. 


„Berhandelt Berlin, den 16. April 1867. 


In Gegenwart folgender Commiffarien der Regierungen des nord» 
deutjchen Bundes: 
für Preußen: Graf von Bismard und von Sapigny; 
für Sachſen: Freiherr von Friejen; 
für Seflen und bei Rhein: Hoffmann; 
für Medlenburg- Schwerin: von Dergen; 
für Sahjen- Weimar: Freiherr von Watzdorf; 
für Medlenburg- Strelig: von Bülow; 
für Oldenburg: von Röfjing; 
für Braunfchmweig: von Liebe; 
für Sahfjen- Meiningen: Freiherr von Kroſigk; 
für Sadjen- Altenburg: Graf von Beuft; 
für Sadjen-Coburg- Gotha: Freiherr von Seebad; 
für Anhalt: Graf von Beuft: 
für Schwarzburg-Rudolftadt: von Bertrab; 
für Schwarzburg-Sondershaufen: Graf von Beuft; 
für Walded: Klapp; 
für Reuß ältere Linie: Herrmann; 
für Neuß jüngere Linie: von Harbou; 
für Schaumburg-Lippe: Hoeder: 
für Sippe: von Oheimb; 
für Lübeck: Dr. Eurtius; 
fir Bremen: Gildemeifter; 
für Hamburg: Dr. Kirchenpaur. 
41* 
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Das Protocoll führte der Wirkliche Legationsrath Bucher. Gegen- 
ftand der — waren die von dem Reichstage in der Schluß— 
Die gu gefaßten Beichlüffe über den Entwurf der Bundesverfaflung. 
Die Herren Commiffarien waren einftimmig dahin, 
den Berfaffungsentwurf, wie er ans der Schlußberathung des 
Reichstages hervorgegangen ift, anzunehmen 

und erfuchen den Herrn Borfigenden, 
davon den Reichstag in Kenntniß zu fegen mit dem Hinzufügen, 
daß die hohen verbündeten Regierungen die Dunbesorrfaitung in 
diefer Geftalt nah Maßgabe der in den einzelnen Ländern be 
ftehenden Berfaffungen zur gefeglichen Geltung Big würden. 

Ein Abdrud der bei der Schlußberathung von dem Reichstage ge- 
faßten Beſchlüſſe foll dem Protocoll beigeheftet werden. 

Diejes jofort aufgenommene Protocol ift vorgelefen, genehmigt und 
wie folgt unterjchrieben worden.“ 

In Folge deffen erkläre ih auf Grund der Machtvoll— 
fommenbheit, welche die verbündeten Regierungen Seiner Ma: 
jeftät dem Könige von Preußen übertragen Ben, und auf 
Grund der Vollmacht, welche Seine Majeftät der König mir 

u diefem Behufe ertheilt hat, die Verfaflung des norddeutſchen 
Bundes, fo wie fie aus der Berathung des Reichsſtages hervorgegangen 
ift, für angenommen durch die zu dem norddeutſchen Bunde ver- 
bündeten Regierungen. 

Zur Beurkundung dejfen erlaube ih mir, da8 Protocol der geftrigen 
— der Bevollmächtigten der Bundesregierungen in beglaubigter Ab: 
fhrift dem Präfidio des Haufes zu überreichen. 


Worte des Präfidenten ded Neichätaged Dr. Simjon in 
Folge der Annahme der Berfafjung. 


Ich empfange das Protocol der geftrigen Sitzung der Bevollmächtigten 
der Bundesregierungen über die Annahme der Verfaſſung des norddeutjchen 
Bundes in Ihrem Namen und in Ihrer Vertretung, meine Herren, unter 
dem Ausdrud unferer tiefen Befriedigung, daß Ihre Arbeiten jchließlicd 
zu vollem lebenskräftigem Einverjtändniß mit den verbündeten Regierungen 
geführt haben, — daß die ——** des norddeutſchen Bundes fortan 
Weſen und Wahrheit für unſer Volk gewonnen hat, — und in der 
—— daß, was mit jo entgegenkommendem Willen und ſolcher 

uftimmung vollbradit worden, and in jeiner weiteren Fortent- 
widelung Heil und Gedeihen oerbreiten wird über den heiligen 
Boden unjeres Vaterlandes! 


(Die Vorgänge und Erklärungen in Betreff Luremburgs 
find weiter unten im Zuſammenhange der Luremburgiichen 
Frage mitgetheilt.) 
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Schluß des Reichstags des norddeutfchen Bundes. 


17. April. Thronrede Sr. Majeftät des Königs. 


Erlaudte, edle und geehrte Herren vom Reichstage des 
Norddeutihen Bundes! 


Mit dem Gefühle aufrichtiger Genugthuung fehe Ih Sie am Schluffe 
Ihrer wichtigen Thätigkeit wiederum um Mich verfammelt. 

Die — en, die Ich jüngſt von dieſer Stelle zugleich im Namen 
der verbündeten Regierungen ausgeſprochen habe, find ſeitdem durch Sie 
zur Erfüllung gebracht. 

Mit patriotifchem Ernfte haben Sie die Größe Yhrer Aufgabe er- 
fagt, mit freier GSelbftbeherrfchung die gemeinfamen Ziele im Auge be- 
halten. Darum ift e8 ung gelungen, auf ſicherem Grunde ein Berfaflungs- 
werk aufzurichten, defjen weitere Entwidlung wir mit Zuverficht der Zukunft 
überlafjen können. 

Die Bundesgemwalt iſt mit den Befugniffen ausgeftattet, welche für 
die Wohlfahrt und die Macht des Bundes unentbehrlich, aber auch aus— 
reihend find, — den Einzelftaaten ift, unter Verbürgung ihrer Zukunft 
durh die Gejammtheit des Bundes, die freie Bewegung auf allen den 
Gebieten verblieben, auf welchen die Mannigfaltigkeit und Selbftftändigfeit 
der Entwidelung zuläffig und erſprießlich ift. Der Volksvertretung ift 
diejenige Mitwirkung an der Verwirklichung der großen nationalen Auf: 
gaben gefichert, welche dem Geifte der beftehenden Yandes» Berfaffungen 
und dem Bedürfnig der Regierungen entjpricht, ihre Thätigfeit von dem 
Einverftändniffe de Deutſchen Volkes getragen zu jehen. 

Wir Alle, die wir — Zuſtandekommen des nationalen Werkes mit⸗ 
— die verbündeten Regierungen ebenſo wie die Vollsvertretung, haben 
ereitwillig Opfer unferer Anfichten, unferer Wünfche gebracht; wir durften 
es im der Ueberzeugung thun, daß diefe Opfer für Deutjchland gebracht 
find und daß unfere Einigung derjelben werth war. 

In diefem allfeitigen Entgegenlommen, in der Ausgleihung und Ueber- 
mindung der Gegenjäge ift zugleich die Bürgjchaft für die weitere frucht- 
bringende Entwidelung des Bundes gewonnen, mit defien Abſchluß auch 
die Hoffnungen, welche und mit unjeren Brüdern in Süddeutjchland gemeinjan 
find, ihrer Erfüllung näher gerüdt werden. Die Zeit ift berbeigefommen, 
wo unjer Deutjches Vaterland durch feine Geſammtkraft feinen 
Srieden, fein Recht und feine Würde zu vertreten im Stande ift. 

Das nationale Selbftbewußtjein, welches im Reichtage zu erhebendem 
Ausdrud gelangt ift, hat im allen Gauen des Deutſchen VBaterlandes 
kräftigen Wiederhall gefunden. Nicht minder aber ift ganz Deutjchland 
in feinen Regierungen und in feinem Volke darüber ir daß die wieder- 
gewonnene nationale Macht vor Allem ihre Bedeutung in der 
Siderftellung der Segnungen des Friedens zu bewähren hat. 

Geehrte Herren! Das roße Werf, an welchem mitzuwirken wir von 
der Vorfehung gewürdigt find, geht feiner Vollendung entgegen. Die 
Volfsvertretungen der einzelnen Staaten werden dem, was Ste in Ge— 
meinjchaft mit den Regierungen gefchaffen haben, ihre verfafjungsmäßige 
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Anerkennung nicht verfagen. Derfelbe Geift, welcher die Aufgabe hier ge- 
lingen ließ, wird auch dort die Berathungen leiten. 

So darf denn der erfte Reichstag des norddeutfchen Bundes von 
feiner Thätigfeit mit dem erhebenden Bewußtſein fcheiden, daß der Dank 
des Baterlandes ihn begleitet und daß das Werk, welches er aufgerichtet 
bat, fi unter Gottes Beiftand jegenbringend entwideln wird für uns 
und für künftige Gefchlechter. 

Gott aber wolle und Alle und unfer theures Baterland jegnen! 


Die Bundesverfaflung vor dem Preußiſchen Landtage. 


29. April. Thronrede Seiner Majeftät des Königs zur 
Eröffnung des Landtages. 


Aus den Berathungen des Reichstages, zu welchem das Preußijche 
Bolf auf Grund des von Ihnen genehmigten Geſetzes feine Vertreter ent- 
fandt hat, ift eine Berfaffungd-Urfunde des norddeutihen Bundes hervor: 
gegangen, durch welche die einheitliche und lebenskräftige Entwicelung der 

ation gefichert erfcheint. Ich habe Sie um Meinen Thron verfammelt, 
um diefe Berfaflung Ihrer Beſchlußnahme zu unterbreiten. 

Das Werf nationaler Einigung, welches die Staat3-Regierung unter 
Ihrer Mitwirkung begonnen hat, ſoll jet durch Ihre Zuftimmung feinen 
Abſchluß finden. 

Auf diefer Grundlage wird der Schuß des Bundesgebietes, die Pflege 
de3 gemeinjamen Rechtes und der Wohlfahrt des Volkes fortan von der 

efammten Bevölkerung Norddeutichlands und von deren Regierungen in 
—* Gemeinſchaft wahrgenommen werden. 

Durch die Einführung der Bundesverfaſſung werden die Befugniſſe 
der Vertretungen der Einzelſtaaten auf allen denjenigen Gebieten, welche 
hinfort der gemeinſamen Entwickelung unterliegen ſollen, eine unvermeidliche 
Einſchränkung erfahren. Das Volk ſelbſt aber wird auf keines ſeiner 
bisherigen Rechte zu verzichten haben; es überträgt die Wahrnehmung 
derſelben nur ſeinen Vertretern in dem erweiterten Gemeinweſen. Die 
Zuſtimmung der freigewählten Vertreter des geſammten Volkes wird auch 
im norddeutſchen Bunde zu jedem Geſetze erforderlich ſein. Durch die 
Bundesverfaſſung iſt in allen Beziehungen dafür geſorgt, daß diejenigen 
Rechte, auf deren Ausübung die einzelnen Landesvertretungen zu Gunſten 
der neuen Staat3gemeinfchaft zu verzichten haben, in an Umfange 
der Reichövertretung übertragen werden. Die fihere Begründung natio- 
naler Selbftjtändigkeit, Macht und Wohlfahrt joll mit der Entwidelung 
deutjchen Rechtes und verfafjungsmäßiger Inftitutionen Hand in Hand gehen. 

Meine Regierung giebt fich der Buverficht bin, daß die beiden Häufer 
des Landtages in richtiger Würdigung des dringenden nationalen Bedürf- 
nifjes zur ſchleunigen Erledigung der vorliegenden Aufgabe bereitwillig 
die Hand bieten werden. 

Meine Herren! Der neu errichtete Bund umfaßt zunächſt nur die 
Staaten Norddeutichlands; aber eine innige nationale Gemeinjchaft wird 
diefelben ſtets mit den jitddeutjchen Staaten vereinigen. . Die feften Be 
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ziehungen, welche Meine Regierung bereits im Herbft vorigen Jahres zu 
Schug und Trug mit diefen Staaten gejchloffen hat, werden durch be= 
fondere Berträge auf die ermeiterte norddeutiche Gemeinſchaft zu über— 
tragen fein. 

ö Das lebendige Bemußtjein der füddeutihen Regierungen und Bevöl- 
ferungen von den Gefahren deutjcher Zerrifienheit, das Bedürfniß einer 
teften nationalen Bereinigung, welches in ganz Deutjchland immer ent- 
ihiedener Ausdrud findet, wird die Löſung jener bedeutfamen Aufgabe 
beichleunigen helfen. 

Die geeinte Kraft der Nation wird berufen und befähigt fein, Deutſch— 
land die Segnungen des Friedend und einen wirkſamen Schuß feiner 
Rechte und feiner Intereſſen zu verbürgen. 

In diefem Vertrauen wird meine Regierung fi angelegen fein laſſen, 
jeder Störung des europäiſchen Friedens durch alle Mittel vorzubeugen, 
mwelhe mit der Ehre und den Intereſſen des VBaterlandes verträglich find. 

Das deutjche Volk aber, ftarf durch feine Einigkeit, wird getroft den 
Bechfelfällen der Zukunft entgegenjehen können, wenn Sie, meine Herren, 
mit dem Patriotismus, der fi in Preußen in ernten Stunden ftet3 be- 
währt hat, das große Werf der nationalen Einigung vollenden helfen. 


Die Bundes-Verfaſſung und die Preußiſche 
Verfaſſung. 
6. Mai. Aus dem mündlichen Bericht des Abgeordneten Tweſten 
über den Entwurf der Bundes-Verfaſſung. 


Als wir in der vorigen Sejfion berufen worben, für ben erften Reichstag 
des norbdeutichen Bundes ein Wahlgejet zu beratben, bielten wir es für noth— 
wendig, den Borbebalt auszusprechen, daß die aus der Vereinbarung des Reiche» 
tags und der verbündeten Regierungen bervorgebende land des norddeutſchen 
Bundes dem Preußiſchen Landtage zur verfaffungsmäßigen Genehmigung vor» 
gelegt werben müffe. Ich glaube, meine Herren, wir baben bei diefem Vorbe— 
bafte alle das Gefühl gehabt, daß es ſchwer, faft unmöglich fein würbe, einem 
Werke die Zuftimmung zu verjagen, welches von dem Reichstage des deutſchen 
Volles ausgegangen und von ſämmtlichen Regierungen angenommen wäre. Sekt, 
meine Herren, halte ich die Annahme der uns zugegangenen Berfaffung für voll- 
Iommen gefihert. Meine Herren, ich freue mi, daß die große Mehrheit des 
deutihen Volles mit der großen Mehrheit des deutichen Reichstags darin ein- 
verftanden ift, daß die Annahme diejer Berfaffung trog Mängel und Ausftellungen 
weit vorzuzieben ift einer verfafjungslofen Alltanz der norbdeutihen Staaten. 
Es fommt bier darauf an, zu prüfen, wie fi die neue Verfaſſung zu der alten 
Prenfifchen verbält, zu unterfuchen, wie fi) die Grundlagen bes verfaffungs- 
mäßigen Rechtes unter dem Einfluß diefer neuen Berfaffung geftalten werben. 
Hier müffen wir uns darauf beihränten, das Ganze in feinem Zufammenhange 
ju unterfuchen und Gründe anzugeben, welche für das Ableben oder Annehmen 
der neuen Berfafjung ſprechen. Veränderungen im Einzelnen find bier nicht 
möglih. Jede Aenderung, jede Ablehnung ın einzelnen Beftimmungen würde 
das Ganze als gejcheitert anfehen laffen. Wir fönnen nur annehmen oder 
ablehnen, Ja ober Nein jagen. Denn es wäre nicht möglich, auf den Grund» 
lagen diefer Berfaffung fortzubauen, wenn an einer der Beitimmungen von einem 
der norddeutſchen Staaten Aenderungen gemacht würden. Es würde als hoff— 
nungslos erſcheinen müffen, ſchon bier in Preußen bie drei Gewalten der Geſetz— 
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ebung zu einigen. Es würde noch weit unmöglicher fein, abermals eine Zu- 
ren A und eine Webereinftimmung berbeizuführen unter den Regierungen, 
unter ben jämmtlichen Kammern ber norbbeutihen Staaten. Nun, meine Herren, 
je ficherer ich bin, daß diefe Bunbesverfaffung das öffentliche Recht unjeres Bater- 
fandes werben wird, um befto ernfter erſcheint mir bie Pflicht, die Bedeutung 
ber neuen Bunbesgeftaltung vollftänbig und gerecht darzulegen. Es find leiden- 
Ihaftlihe Stimmen erhoben worden gegen bie Annahme biefer Berfaffung. Wir 
mwurben gewarnt, nicht mit verbundenen Augen in bie Knechtjchaft zu rennen. 
Es wurde behauptet, daß das Bubgetreht und bie wichtigften Rechte bes Ber- 
faffungs» Entwurfes an der Wurzel angegriffen würden. Aber einer leiben- 
Ihaftlihen Erregung gegenüber ift e8 um fo dringender geboten, daß wir bier 
aufffärend berichtigen, daß wir möglichft dafür forgen, baß die Ueberzeugung von 
ber Nothwendigleit ber Annahme ſich verbreite, daß namentlih das Bor- 
urtheil ſchwinde, als wenn wirklich in der neuen Berfaffung eine 
wejentlide Minderung ber Preußijhen Berfafjungsredte ent- 
halten fei. Ich halte es für fehr wefentlich, meine Herren, daß das Preufiiche 
Bolt nicht mit Wiberftreben und Mißtrauen in die neuen Berbältniffe eintritt. 
Um ſolche Entſcheidung zu rechtfertigen, um das Verſtändniß zu fördern, balte 
ih mich daher für verpflichtet, bie wejentlichen Punkte ber neuen Bundesverfaffung 
hervorzuheben, ihr Verbältniß zu unferer Preußiſchen Berfaffungs » Urkunde und 
die Aenberungen im Einzelnen darzulegen, weldhe unfere bisherige Berfaffung 
erleibet. 

Meine Herren, in ber Adreſſe, die wir im Beginn unferer vorigen Seifion 
" an bie Krone richteten, ſprachen wir bereits ben Grundfag aus, daß bas ver- 
faffungsmäßige Recht der Preußifhen Landesvertretung nicht vermindert, ſondern 
nur auf das deutſche Parlament übertragen werden bürfe. 

Die Thronrede erflärt nun, das Preufiihe Volk babe auf feines feiner 
Rechte zu verzichten, jonbern übertrage nur die Wahrnehmung feiner Rechte jeinen 
Vertretern in bem erweiterten Gemeinmwejen. Ich halte das für richtig und werbe 
verfuchen, e8 darzulegen. 

Wir befinden uns im einer Uebergangszeit, der wir uns nicht entziehen 
fönnen. Ein völliger Einheitsftaat Tiefe fh unter den gegebenen Berbältnifjen jo 
wenig für ben Norden Deutichlands fchaffen, wie auf den Süden ausdehnen. 
Eben jo wenig kann es fih um Begründung eines Bunbesftaats etwa nach ame 
rikaniſchem oder jchweizer Mufter handeln. Ein folder Bundesſtaat zwiſchen 
Monardien ift überhaupt noch nicht vorhanden gewejen. 

Darum, meine Herren, müfjen wir eine Berfajjung an- 
nehmen, welde ben notbwendigen Anforderungen der Gegenwart 
entfpridht, und welde zugleich die Ausdehnung auf den Süden am 
leihteften als möglich erſcheinen läßt. 

Es fann fih nur um die Frage handeln, ob der leitenden Ge— 
walt (ber preußiſchen Krone) die nötbigen Befugnifje eingeräumt 
find und ob jie mit ber nötbigen Kraft ausgerüftet ift nach innen 
und nah außen. Ich glaube das bejaben zu müfjen. In Wabrbeit 
ift Alles, was mejentlich für eine kräftige Regierung nöthig ift, in volllommenem 
Maße auf die Preußifche Regierung eig Sr worben. Die Preußiſche Regie 
rung bat ausſchließlich die wölferrechtlihe Vertretung, die alleinige Verwaltung 
von Poft- und Telegraphenwejen, die Yeitung ber Finanzen. Die Bundes - Re- 
gierung bat unmittelbar die Aufficht und die Vollziehung der Mafregeln und der 
Sejetgebung des Bundes. Sie übt diefe Gewalt zum großen Theil durch eigene 
von ihr allein ernannte Behörden aus. Sie bat an die Beamten ber Einzel 
ftaaten direct und unmittelbar zu verfügen. Sie hat aud ein eigenes Einkommen. 

Innerhalb der Bejugniß des Bundes geben nun Gejetgebung 
und parlamentarifde Eontrole auf den Reihstag und beu Bun- 
bestag über. Das ift ber wejentlichfte Punkt, in dem unfere Berfaflung 
geändert werben ſoll. Bei der Gefetgebung und ber Budgetfeſtſetzung für Mili- 
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tair und Marine, für Zollmefen, Eonfulate, Eifenbahnen und Telegraphenweſen 
wird fünftig bie Bnndesgewalt ausfchließlich zur entſcheiden haben. Im dieſen 
Punkten wird e8 nicht nöhtig fein, daß in Preußen ferner noch eine bejonbere 
Geſetzgebung ftattfinde. 

Eine ber wejentlichften Ausftelungen im Reichstage ift bie geweſen, daß es 
an einem verantwortlichen Minifterium fehle. Ich gehöre zu denen, bie 
diefe Berantwortlichkeit in bie Bunbesverfaffung aufgenommen ſehen möchten. 
Ih babe mir aber nie verhehlt, daß dieſe Beftimmungen praktiſch nur ge» 
ringen Werth haben würben. Ich meine daher, daß wir flaatsrechtlich und 
juriftiich jehr wenig einbüßen, wenn bie Prinzip in der Bunbesverfaffung noch 
weniger ausgeſprochen ift, als in der Preußiſchen Berfaffung. Dagegen theile ich 
vollommen die Anficht von der Wichtigfeit ber politiihen und morali— 
iden Berantwortlidhleit, welche unbedingt eine Regierung trifft, die fich 
einem parlamentarishen Körper gegenüberftellt: es ift auch dem Neichstage das 
Recht der Imterpellation, der Befhwerbeführung, der Adrefie 
ausdrücklich anerfannt, in biefer Beziehung fteht er aljo uns volllommen 
gleich. Außerdem bleibt Die Berantwortlichleit der Preußiſchen Minifter 
uns gegenüber volllommen erhalten, auch in Bezug auf Bunbesangelegenheiten. Das 
bat auch der Herr Minifterpräfident felber ausprüdlich ausgeſprochen. Es liegt 
biefe Berantwortlichleit auch durchaus in der Natur der Sache, denn eben ber 
Krone Preußen als folher wird in ber Bundesverfaffung die ausführende Macht 
übertragen. Wir behalten alfo von unjerem Rechte auch in diefer Rückſicht Alles, 
was wir haben. 

Eine wichtige Frage ift die, ob die Zujammenjegung ber Bollsvertretung 
binlängliche Gewähr für ihre Wirkjamkeit und ihren Einfluß im Bunde bietet. 
Die äußerlichen Sicherungen find diejelben wie bei uns, öffentliche Verhandlungen, 
ftraffreie Berichte, Unverantwortlichfeit der Abgeorbneten. Die Grundlage bes 
Reichstages dagegen ift bas allgemeine, gleiche, birecte Wahlrecht mit 
ade Abftimmung Was die Verſagung der Diäten anbelangt, jo 
ann es fih für uns nicht darum handeln, ob wir die Gewährung der Diäten 
für eine Sache der Zweckmäßigkeit und Gerechtigfeit halten, jonbern wir können 
die Frage nur fo ftellen: ift dieſe Frage von folder Erheblichkeit, daß ein Reichstag 
aus Mitgliedern, die feine Diäten beziehen, nicht die Sicherheit gewährt, dem 
freien Volkswillen zu entjpreden. Ich glaube dies unter allen Umftänben ver- 
neinen zu können. Es wäre ein zu großes Armuthszeugniß für das beutiche 
Boll, wenn wir annehmen jollten, daß nicht au ohne Diäten Männer gefunden 
werben könnten, bereit unb fähig, jebem einzelnen Wahlkreife zu genügen und 
feine Parteianfhauung im NReichstage zu vertreten. An dieſer Frage bie ganze 
Berfaffung fcheitern zu laſſen, jcheint mir a | unmöglich. 

Bon einigen Seiten ift der Mangel der Örundrecdte als ein wejentlicher 
geltend gemacht. Im der fchweizer Bundesverfaffung giebt es auch feine Grund- 
rehte. Die Preußiſchen Grundrechte aber bleiben fortbefteben. 

Das Budgetrecht halte ich für mindeftens eben jo gut, als die Rechte, 
die wir in Preußen befiten. Allerdings für die nächte Zeit wirb ein großer 
Theil der Ausgaben ber etatsmäßigen Bewilligung entzogen fein. Sonft aber 
baben wir eine Erweiterung dieſer Rechte infoweit, als ausbrüdlich dem 
Reichstage die Macht beigelegt worben ift, auch über ben Präjenzftand ber Armee 
zu beſchließen, was uns direct bisher im Preußen immer entzogen gewejen ift 
trog der Anfprliche, die wir darauf gerichtet haben. 

Unzweifelbaft ift bie Reorganifjation der Preußifhen Armee, 
wie jie jeßt beftebt, als die geſetzliche bes Bundes anerkannt. 
Bir haben dieſe Neorganijation bis 1866 befämpft. Nad 1866 
glaube ih, daß nit wir allein, fondern aud bie ungebeuere Ma- 
jorität des Volkes der Ueberzeugung ift, daß dieſe Reorgani» 
ſation unwiberruflid feftftebt. 

Wenn nun die bisherigen Freiheiten durch bie Bunbesverfaffung uns 
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nicht verlürzt werben, fo find auf der andern Seite die Gründe für die An- 
nahme fo groß und jo zwingend, daß gewiß die Wenigften fich dem Ge- 
wicht berjelben werben verjchließen können. 

Es wird eine einbeitlihe Geſetzgebung auf weiten Gebieten 
bes Lebens gejhaffen, es eröffnet fih uns bie Ausficht, daß bie 
ftodende Gejetgebung wieder in Fluß gerätb, Freizügigkeit und 
Gewerbefreibeit werden gejidert, das allgemeine Inbigenat nit 
mebr an den Kleinftaaten fheitern. Die Geibverbäftnitfe werben 
in ein einbeitlihes Spftem geordnet werden, die Gemeinjamleit 
ber Interefjen wird auch in politifher Beziehung auf die ganze 
Entwidelung unſeres Bolfes zurückwirken. Wir erlangen eine 
ftaatlihe fefte Einigung für den Norden, und bie Ausſicht, die— 
jelbe aud für den Süden auszudehnen. Um aber dieſe Macht des 
neuen Deutihlands zu begründen, wirb es eines großen Auf- 
wandes nationaler Kräfte bebürfen. Wir fchaffen jegteine Grunb- 
lage für die deutjhe Entwidelung und wir fönnen mit gutem Ge— 
wiſſen dieſe Grundlage in biejer Berfafjung annebmen. Meine 
Herren! Wäre fie ungenügender, als fie es ift, jo würde id es 
dennoch für ein großes Unglüd und für eine furdtbare Berant- 
wortung balten, dieſe Berfaffung abzulehnen. Go aber, wie jie 
ift, wird die Annahme geredhtfertigt fein für Mit- und Nachwelt. 


8. Mai. Erite Annahme der Bundesverfaffung im Abgeordne: 
tenhaujfe mit 226 gegen 91 Stimmen. 


31. Mai. Zweite endgültige Annahme mit 227 gegen 
93 Stimmen. 


1. Juni. Erſte Berathung der Bundeöverfaflung im Herren: 
bauje. 
Schluß der Rede ded Abgeordneten von Kleiſt-Retzow: 


Durch den Abſchluß des norbdeutihen Bundes wird Preußen auf eine 
neue Stufe glänzenden Ruhmes und erweiterten politifchen Lebens geftellt, und 
wie follten unjerer Aller altpreußifche Herzen daran nicht ein Wohlgefallen baben ? 
Durch den Abſchluß dieſes Bundes werben bie jett völlig getrennten einzelnen 
beutihen Staaten, wenigftens ber Mehrzahl nad, von Neuem wieder vereinigt, 
enger und inniger, als fie es jemals in Deutichland geweſen find, und welches 
deutſche Herz hätte micht eine Sehnſucht nach der Wiederherftellung des chriftlichen 
Reiches deuticher Nation in Macht und Herrlichkeit? Was fiir mich endlich ent- 
fcheidend ift, das Werk ift ein Werk des Königs, unferes Herrn, des monarchiſchen 
Preußens, nach einem glorreihen Siege über feine inneren und äußeren Feinde, 
ganz ähnlich wie us felbft entftanden und gewachſen ift. Gott bat unſer 
Preußiſches Baterland bisher wunderbar geführt, er hat es zu boben Dingen be- 
rufen; ich meine damit die Erhaltung, die Ausbildung der Macht und Herrlicfeit 
eines deutſchen Fürftentbums zugleih mit tiefgebender Bollsfreibeit, und wie 
dieſes Beides nur zu erlangen ift auf Grundlage einer frei fich entwidelnden 
Kirche, vermittelft von ihr getragener hriftlicher Staatseinrichtungen. Ich weiß 
wohl, wir find Alle, auch die ftärkften unter uns, irrende Menfchen, allein Gott 
weiß auch den Irrthum feinem Ziele dienftbar zu machen, wenn wir in Einfalt 
unb mit redlihem Willen feinem Ziele nachftreben, den Irrtbum erkennen und 
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wieder gut machen. Im biefer Hoffnung getroft vorwärts! Und fländen wir vor 
einem neuen großen nationalen Kriege, wie ihn gewiß Keiner von uns wünſcht 
und er gegenwärtig ja auch befeitigt zu fein fcheint, baburd vor allem Anderen 
würde die Baterlanbsliebe in allen beutihen Gauen zu bellen Flammen empor- 
Ihlagen, dadurch würbe die Einheit in der Gluth des heifen Kampfes erft recht 
feft und unauflösfich zufammengejchmiedet werden. — Deshalb bitte ich, getroft 
und in Hoffnung fröhlih „Sa“ zu dem Werke zu fagen. 


Die Annahme erfolgte mit Einjtimmigfeit. 


23. Juni. Zweite endgültige Annahme der Verfaffung im Herren: 
bauje wiederum mit Ginftimmigfeit (bei 119 Anwe— 
jenden). 


24. Juni. Schluß der Landtagsſeſſion durd) den ftellvertretenden 
Vorſitzenden des Staatd-Minifterd von der Heydt. 


Verfündigung der Verfaſſung des norddeut- 
ſchen Bundes. 
24. Juni. Publications = Patent. 


Dir Wilhelm, von Gotte8 Gnaden König von Preußen zc., thun 
fund und fügen hiermit zu wiſſen: 

Nahdem die BVerfafjung des norddeutjhen Bundes von 
den verbündeten Fürften und freien Städten mit dem Reichs— 
tage vereinbart worden ift und die Zuftimmung beider Häufer 
de3 Landtages der Monarchie erhalten hat, verkünden Wir 
nahftehend die gedachte Berfaffung und beftimmen zugleich, 
daß diefelbe im ganzen Umfange der Monardie, einſchließlich 
des Jahdegebiet3 und der durd die Gejete vom 20. September 
und 24. December 1866 mit derjelben vereinigten Landestheile 
am 1. Juli d. $. in Kraft treten ſoll. 


55. Die Luxemburgiſche Frage. 


1867. Zur Stellung Franfreih8 gegenüber der Neuge— 
ftaltung Deutſchlands. 


14.— 18. März. Verhandlungen über Franfreih8 auswärtige Po— 
litif im legiölativen Körper. 


I. 
14. März. Aeußerungen Thiers Über Frankreichs Politik. 


... Auf Deutichland kommend, jagt Herr Thiers: Man hätte die Politik 
der liberalen Partei, das heißt der Partei der Decentralifation und Föderation 
unterftügen jollen; man babe e8 nicht getban. Man babe Herrn v. Cavour er» 
laubt, Florenz zu nehmen, weil man bafelbft italienisch fpricht wie zu Zurin; 
und jo fort bis nah Neapel und Sicilien. Nun babe fich auch ein deutſcher 
König gefunden, der e8 geeignet fand, fein Reich zu vergrößern. Preußen babe 

ejagt: bie Herzogthiimer jprechen deutſch, daher gehören fie Preußen, obgleich das 
Intereffe Europas wegen des Sundes erheiſchte, daß fie zu Dänemark gehörten. 
Was habe man gethan? Nichts! Man babe Preußen gewähren laffen. 

Bon Herrn v. Bismard müſſe man jagen, was Bofjuet von Cromwell: 
„ein Mann bat fih gefunden.“ Diejer Minifter jei von einer jeltenen Kühn- 
beit und Energie; denn wie hätte er ohne dieſe Eigenjchaften ein Reich von 38 Mil- 
lionen mit einem Boffe von 19 Millionen angreifen können? Aber Defterreih 
jei nicht fampfbereit geweſen, und Italien habe durch feine Theilnahme am Kampie 
Franfreih gelähmt. Dies habe Herr v. Bismard fih zu Nuten gemadı. 
Hätte Frankreich auf einen Gebietszumachs rechnen lönnen? Nein, denn Deutid- 
land balte leidenſchaftlich Alles feit und Preußen hätte jelbft nach der Schladt 
von Sabowa Frankreich nichts geben können. Frankreich hätte auf Italien 
dbrüden und ben Angreifer bes deutihen Bundes mit Krieg be- 
drohen müjfen, fo wäre der Frieden erhalten geblieben. Die Regierung habe 
eine andere Politik verfolgt, fie habe gezaubert, eine Chance abgewartet und je 
Anlaß zur Größe Preußens gegeben. 

Wie jei num gegenwärtig die Lage? Das neue Militärgefe beweife ihren 
Ernft. „Früher hatte Preußen 19 Millionen Einwohner, der deutſche Bund 
17 Millionen, Defterreih 38 Millionen, das war ein Gleichgewicht. Jetzt bat 
Preußen 31 Millionen Einwohner und auch Mainz, das Napoleon I. den Schlüffel 
des europäifchen Kontinent nannte.” — — 

In der gegenwärtigen Lage gebe es zwei Wege für Frankrei: ber eine 
beftehe darin, ſich an die Seite der Ehrgeizigen zu ftellen, biefer fer gefährlich; 
als zweiter bleibe übrig, fih an bie Spike der bedrohten Intereſſen zu ftellen. 
Dies werde ben Frieden fichern. 
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Die Kraft Frankreihs genügte. Darım müſſe bie Landesvertretung ge- 
mifjenbaft die Projefte der Regierung prüfen und wenn bie Streitkräfte, bie fie 
fordert, nötbig find, müffen fie von ber Legislative bewilligt werben. Es fei notb- 
wendig, daß Frankreih und England Hand in Hand geben, ihnen werben fich 
Defterreih und die Heinen Staaten anjchließen. 


II. 
15. März. Aeußerung DOlliviers über Frankreichs Stellung zur Deutjch- 
nationalen Bolitif, 


Frankreich barf fich nicht Durch die Idee ber natürlichen Grenzen 
leiten laffen. Weber Belgien noch bie Rheinprovinz wollen franzöfiich werben. 
Soll Frankreich ſich durch den Neib auf Die wachjende Größe der Andern beftimmen 
lafien? Es wäre eine jchlechte Politik, die, Frankreichs Suprematie auf die Zer- 
ſplitterung ber übrigen Böller bauendb, biefem Uebergewicht ein unausbleibliches 
nabes Ende bereitet. . 

Die Selbftbeftimmung und ber freie Wille der Bevöllerungen 
muß der oberfte Grunbfat der Staatspolitif jein. Man will Dies 
Prinzip durch die Rüdfiht auf das europäiſche Gleichgewicht beſchränken. Das 
beißt mit anderen Worten, man fagt ben Bölfern: Ihr Könnt thun, was Ihr 
wollt, denn Ihr jeib unabhängig, aber nur unter ber einen Bedingung, daß 
Ihr tbut, was uns convenirt. Es ift diefelbe Sprache, welche der Abjo- 
Iutismus im Innern führte, und bie in der auswärtigen Politik gleichmäßig be- 
fimpft werben muß.... Herr ee al was Herr von 
Bismard gefhaffen, werde nicht dauern. Er irrt fih: nicht nur 
wird es bauern, e8 wirb ſich weiter entwideln; der Tag wirb 
lommen in naber oder ferner Zufunft, aber unfeblbar, wo, nad- 
dem der Südbund nah dem preußiſchen Syſtem militärifch orga- 
nifirt und ber Nordbund fih definitiv conftituirt, dieſe Beiden 
jih nähern und über den Main fih die Hand reihen werben, troß 
bes Brager Friedens. 

Was Frankreih dann zu thun babe, ift das größte Problem der Gegenwart. 
Die einzig würdige, weife und geſchickte Haltung befteht darin, ohne Rückgedanken, 
obne Kleinmutb und Unrube ein Werk anzunebmen, das nit gegen 
Frankreich gerichtet ift. 


III. 
18. März. Aeuferung Rouber’s über die Stellung Franfreihs zur Deut- 
ſchen Politik. 


.... Was die deutſchen Angelegenheiten betrifft, jo kann der franzöfifchen 
Regierung wegen des zum Ausbruch gelommenen beutich- Dänifchen Konflikts Fein 
Vorwurf gemacht werden. Die Bewegung war von vornherein. jo intenfiv im 
Deutſchland, daß fie durch ein Einfchreiten Frankreichs nicht aufgehalten, ſondern 
nur verftärft werben konnte. England war außerdem, als von einer Intervention 
bie Rede war (ber Behauptung von Thiers entgegen) nicht fir den jedenfalls 
unvermeiblichen Landkrieg, ſondern höchftens für eine zwedlofe Spazierfahrt in 
ber Nord» und Oftfee. Frankreich bat ebenjo wenig, wie Thiers behauptet, Die 
Londoner Konvention vom Jahre 1852 und England, das fie aufrecht erhalten 
wollte, im Stiche gelaffen. Dagegen war e8 England, das in ber 6. Konferenz- 
fitung in diefem Sinne bie Initiative ergriff und jofort das Ziehen einer Grenz- 
linie in Nordſchleswig beantragte und troß alles Wiberftrebens der Dänen mit 
Aufgebot großer Anftrengungen durchſetzte. Damals hat nun Frankreih eine Ab- 
ſtimmung der jchleswig - holſteinſchen Bevölkerung verlangt, und damit war aud 
das befte Mittel geboten, weiterem Unbeil vorzubeugen. Allein diejer Vorſchlag 
Iheiterte an Deutſchlands Berbalten. 
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Den Thiers’fhen Einwendungen gegenüber, baß Frankreich einzig für ben 
preußifch « italienifch » öfterreichtichen Krieg verantwortlich jei, jo ift es möglich, daß 
in einem Krieg zu zweien und ohne das preußiich-italieniihe Bünbnig Sadowa 
nicht für Defterreich hätte verloren geben können, oder daß es jelbft, da Preußen 
allein nicht mit dem öfterreichifchen Koloß angebunden hätte, nicht zum Kriege 
gefommen wäre. Dies hat die faiferlihe Regierung ſchon lange eingefehen und 
erflärt. Sie hat Alles aufgeboten, um bie Kataftropbe zu verhindern, allein alle 
ihre Bemühungen jcheiterten. Italien war bei ber Aufregung, die baffelbe erfüllte, 
nicht aufzuhalten. Es hätte damals gewiß nicht auf Franfreihs Stimme gehört. 
Frankreich bat fih darum in Gemeinjhaft mit England an Defterreih gewandt, 
damit es Venetien freiwillig aufgebe. Einen Augenblid durfte man boffen, baß 
Defterreih wanfe und damals lub Frankreich zum Kongreffe ein. Defterreich habe 
aber nicht nachgegeben. Dieje Weigerung ſei zu begreifen, und man bürfe bas 
Kabinet von Wien deshalb nicht anflagen; aber in der Annahme lag bas einzige 
Mittel, dem Kriege zuvorzufommen. Nun fam es zum Krieg und das Glüd der 
Schlachten entſchied. 

Der 3. Juli war ein gewichtiger Tag. Dieſem unerwarteten 
und unwahrſcheinlichen Ereigniſſe gegenüber, waren bie Herzen 
aller Männer der Regierung mit patriotijher Angft erfüllt. Die 
Löſungen, die jett ins Auge zu faffen waren, hatten die Zufunft auf Jahrhun— 
berte hinaus zu beflimmen, und es waren nur Minuten für bie Enticheibung 
vorhanden. Die franzöfiihe Regierung entſchloß ſich zu weiterer Thätigfeit, aber 
nicht für eine Kriegsbrohung, jonbern für die Herbeiführnng bes Friedens durch 
Bermittelung. Und biefe Bermittelung trug ihre Früchte. Nach zwanzig Tagen 
eines Krieges, der ganz Europa in Flammen zu ſetzen drohte, kehrten Die Armeen 
beim. Es floß fein Blut mehr, der Friede war wieder bergeftellt und die Civili— 
jation ſchritt nah einem Augenblid der Unterbrehung auf ihrer Babn wieder 
voran! 

Man jagt uns, daß die italienifhe Einheit die deutſche zur Welt gebradt; 
man braucht aber nur die Gejchichte nachzufchlagen, um zu jeben, daß dieſes nicht 
der Fall if. Ich will die deutiche Einbeit nicht in deu Agitationen von 1813 
juden. Ich will von 1815 ausgeben, und will Ihnen beweijen, daß fie ſchon 
lange beftand, ehe fie proflamirt wurde. Der Wiener Bertrag ftellte Die Inte 
grität Deutichlands als Prinzip auf. Später forderte man bie verichiedenen 
Staaten auf, ihre ſtaatsökonomiſche Einheit berzuftellen. Zwei Strömungen er- 
geben fich fofort. Die eine war revolutionärer, die andere rein ſtaatsölonomiſcher 
Natur. Defterreih und Preußen überwacten fi gegenjeitig. Indeß ſah letztere 
Macht bald ein, welchen ungebeuren Hebel fie erlangen könnte und ftellte ſich an 
die Spige der Bewegung. 

Bon 1836 an verjhwanden die Zollichranfen und es entftanb unter ber 
Hegemonie Preußens gemeinjchaftliher Reichthum und Wohlftand. Alle Staatd- 
männer ſahen darin den Anfang der Einheit. Bon 1836 an ſprach man in dieſem 
Saale von diejer Bewegung, und als man Herrn Thiers Vorwürfe darüber 
machte, daß er nichts Dagegen thue, meinte er, Die Kammer jei jelbit daran ſchuld, 
daß es jo gelommen, denn fie babe die hoben Zolfäge nicht berabjegen wollen. 
Und als die Oppofition weiter in Thiers drang, fagte er: Ja! die deutiche Zoll. 
einheit ift zu Stande gebracht, aber es war unmöglich, fie zu verhindern. 

Preußen bat nicht einen Augenblid lang die Wichtigfeit dieſer Zolleinheit 
außer Acht gelaffen. Ungeachtet des Krieges, ungeachtet der Oppofition Defterreicht 
bat es diejelbe immer im Auge behalten. Und was war denn dieſes Deutjchland 
jeit 1815? Muß man an jeine Studenten » Gefellihaften und andere Affociationen 
erinnern, an die Bewegung von 1830? Alle unfere Gejandten bielten die Ein- 
beit Deutſchlands in einer gegebenen Zeit für unumgänglich notbwendig. 

Als 1840 Frankreih von einem Kriege bedroht war, denn es batte vier 
Mächte gegen fih, proflamirte Deutſchland am Rhein die Notbwendigkeit feiner 
Einheit. Und 1848? Welche Fahne erheb damals Deutjchland? Es war bie 
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Fahne der Einheit. Die Revolution proffamirte die Einbeit, indem fie Defterreich 
ausſchloß und an die Spike ber Einheit Preußen ftellte. Defterreich wich der 
Einheit aus, aber 1863 fanctionirte e8 biefelbe ebenfalls. Der Kaifer von Defter- 
reich begab fih nah Frankfurt, wo er dem Deutſchen Bunde eine neue Geftalt 
geben wollte. 

So ſchritt Deutſchland zur Einheit hin. Was blieb zu thun übrig? 

Welche find die Pflichten Frankreichs dieſen Ereigniffen gegenüber? Es muf 
vergleichen und fi fragen, ob der neue Staat Frankreich nachtheiliger ift, als 
der ehemalige Deutjhe Bund. Es muß die Organifation Europas ftudiren, wie 
fie vor Sadowa war. Es muß in dieſen Fragen einen feften, energiichen Ent- 
ſchluß faffen, darf feine Transaktion und feine Zweideutigkeit annehmen; bat 
Aranfreih einen Gentimeter feiner Größe oder ein Atom feiner Macht verloren ? 

Die Aufgabe Frankreichs reduzirt fich jett auf zwei Punkte: auf den Ber- 
gleih des Deutiben Bundes mit der jetigen Lage ber Dinge in Deutjchland 
und ferner auf bie Prüfung ber Frage, ob Frankreich wirklich ifolirt ift, wie Herr 
Thiers gejagt. 

Der Deutide Bund verdankt fein Entftehen Thatſachen, 
deren Datum für uns zugleih ein Schmerz und eine Fejiel ift. 
Aus dem erfteren Grunde bin ich jchon geneigt, zu glauben, daß diefe Konzeption 
nichts Wohlwollendes für Frankreich enthielt. Unter ber gleichzeitigen Yeitung 
Preufend und Defterreihs und von Rußland überwacht, etablirte der Deutiche 
Bund gegen Frankreich eine Herrihaft, welche von Petersburg ausging und erft 
am Rheine inne hielt. Diefe Herrighaft, dieſe Macht von 75 Diliones Einwoh- 
nern wurbe durch bie Verträge von 1815 organifirt. -Der Bund verichlang unfere 
Feftungen, bedrohte uns am Rheine und an den Alpen, nötbigte uns, Hüningen 
zu fchleifen, und zerrüttete unjer —— — Er war die Schildwache 
über unſere Intereſſen, ſowie die des Mißtrauens und der Feindſeligkeit der 
Mächte. 
— iſt aber nun die jetzige Lage? Preußen kann ſich durch ſeine 
Allianz mit dem Nordbunde auf 29, durch ſeine Allianz mit dem Südbunde auf 
32 Millionen vermehren. Ehemals founte aber Deutichland 75 Millionen gegen 
Frankreich ins Feld führen und hatte Rußland als Rüdhalt. Heut giebt e8 ein 
Tefterreih mit 33 Millionen Einwohnern. Es giebt daher dort 33 Millionen, 
die durch nichts an Preußen oder Deutihland gebunden find. Die heilige 
Allianz ift vernichtet; die Könföderation ift zu Grunde gegangen; 
nene Interejjen befteben zwijchen dieſen Staaten, bie Frankreich 
nicht mebr bedrohen. 

Herr Thiers ift noch weiter gegangen: er bat gejagt: Frankreich bat feine 
Alürten, ift von einer furchtbaren Koalition bebrobt und ruft diefelbe hervor oder 
herbei durch eine unfluge Politit im Oriente. Rußland und Preußen wären im 
Begriffe, fih zu verftändigen, damit das eine bis zum Pontus Eurinus, das 
andere bis zum Zuyderſee gelangen künne. Rußland würde Preußen und dieſes 
Rußland freie Hand laffen; daraus werde für Frankreich eine Schwäche erwachſen. 
Frankreich, fährt man fort, ift mit Blindheit gefchlagen, denn es begünftigt im 
Orient die ruſſiſche Politit und bereitet den Sturz des ottomaniſchen Reiches vor, 
um daſſelbe durch ein chriftliches zu erjegen. 

Preußen bat aber in erfterer Beziehung Frankreich die abjo- 
luteften Garantien gegeben. Hätte Frankreich dem feinen Glauben beige- 
mefjen, jo würbe es derartige Anfpriiche nicht gebuldet haben. Frankreich a 
die Konfequenzen eines Krieges an, der jeine Grenze und, wie ich meine, feine 
Nothwendigkeit hatte. Aber mafloje Anfprüche und ſchrankenloſe Begehren nimmt 
es nit an. An dem Tage, wo Preußen den Zuyberjee in Schad ſetzen wollte, 
würden Franfreih und England eine Sprache vernehmen laſſen, die e8 Preußen 
begreiflih maden müßte, daß die Zeit der Anmaßungen nicht da ift. Rußland 
ſoll die Abficht haben, bis zum Pontus Eurinus vorzudringen. Schiebe man doch 
einer mächtigen Negierung keine jo gefährlichen Pläne des Ehrgeizes unter! An 
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dem Tage, wo Rußland feine Verſuche auf dieſer Seite erneuern follte, würbe 
der Welten bie nämlichen Intereffen, die nämlichen Kräfte und den nämlichen 
Willen baben. 

Man bat gelagt, Frankreich babe keine Alliirten, es bat wenigftens keine 
Feinde. Es giebt keine Macht, die nicht für Frankreih Sympathie, Adtung, 
Freunbfchaftlichkeit beſäße; alle brüden fich gegen die franzöfifche Regierung in 
den wärmften Worten ber Friebfertigfeit aus. 

Wer will Frankreich angreifen? Wer droht ibm? Durchforfcht bie 
Gebeimniffe der Kanzleien. Wo findet man feindliche Abfihten ? — Der Minifter 
fchließt feine Rebe mit den Worten: Die Mächte bewegen ſich innerbalb ihrer 
Sphären und ihrer Macht. Unter einander ftrablen fie Gefühle der Harmonie 
und nicht der Feindſeligleit aus. Je mehr ich dieſes Schauſpiel beobachte, deſto 
mehr hoffe ich, die Zeit werde dieſe Harmonie und dieſe Sympathie beiligen, 
und ich meine, für die franzöſiſche Nation verſchlage es nichts, ob 
ſie an be Frage zunehbme, wenn fie nuran Höhe gewinnt. Möge 
fie fortfahren, ihre Wohlfahrt, ihre Macht und ihren Reichtbum zu entwideln, 
und jegt, wo ber Souverain ihr neue Horizonte eröffnet bat, möge fie fich heiter, 
rubig und kräftig in ber Ausübung ber inneren Freiheiten fammeln und ibren 
fruchtbaren Einfluß entfalten. Redet nicht von Koalition, ruft dieſes Gejpenft 
nicht herbei. Die Eoalition ift erlofchen; fie wird nicht wieder auflommen unter 
der Herrſchaft und dem Scepter eines Hapoleon. 


Anregung der Luxemburgiſchen Frage zwiſchen Frank— 
reich und Holland. 


27. Februar. Depeſche des franzöſiſchen Miniſters des Auswärtigen Marquis 
de Mouſtier an den Geſandten in Haag. 


„Mein Herr! Der Haager Hof hat ſeinen Vertreter in Paris beauftragt, 
der Regierung des Kaiſers die Lage der Niederlande in ihren Beziehungen zu 
Preußen auseinander zu ſetzen und feinen Inſtruktionen gemäß bat mir Herr 
Lightenvelt eine Mittbeilung überreicht, von ber ich es für gut halte, Sie in 
Kenntniß zu jegen. Der Graf von Zuylen beginnt damit in biefem Aktenftüde, 
an die Haltung zu erinnern, welche bie Regierung der Niederlande während des 
legten Krieges eingenommen. Bon bem Grundſatze ausgehend, daß ein Konflikt 
mit den Waffen in der Hand unter ben Genoffen des Deutichen Bundes ber 
Bundesakte ſelbſt widerſpreche, konftatirt er, daß am Tage bes Beginnens der 
Feindjeligkeiten der Deutihe Bund de jure et de facto zu befteben aufgebört 
babe. Daraus babe fih für Holland ein doppeltes Rejultat ergeben. Einmal jab 
es zugleich die Verpflichtungen ſchwinden, welche ihm der Vertrag vom 19. April 
1839 auferlegt, und dann fonnte es ihm geftattet fein, Eigenthumsrechte auf ver- 
jhiedene Bundes» Objekte zu erheben, deren Liquidation durch den Bertrag vom 
23. Auguft 1866 vorgejchrieben wird. 

Da e8 aber wünjchte, außerhalb aller Streitpunfte zu bleiben, bie bei dieſem 
Anlaß erhoben werden konnten, und ba ibm vor Allem daran gelegen, feftzuftellen, 
wie es von nun an fich allen rein beutichen Angelegenheiten völlıg fremd eraditz, 
batte das holländische Gouvernement jhon im Monat Oktober dem Berliner Ka— 
binet ein Arrangement vworgeichlagen, in Folge deffen Holland auf jeden Antbeil 
zu verzichten erklärte, der ibm aus der Theilung des Bundesvermögens erwachſen 
fönnte, wogegen Deutichlanb auf der anderen Seite gleichzeitig jeber Reklamation 
binfichtlih des Bundes entjagen follte, welches ber Krieg jo eben zerriffen. 

Nachdem Graf Bismard lange Zeit e8 vermieden, auf dieſe Eröffnungen 
zu antworten, hatte er endlich erklärt, daß er fich nicht auf denſelben Ausgang®- 
punkt ftellen könne als das Haager Cabinet, und daß bie preufiihe Re— 
gierung bie Löſung dieſer Frage dem Norddeutſchen Parlamente 
vorbehalten müßte. 
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Das nieberländiihe Gouvernement zeigt fich Übrigens durchaus nicht über- 
rajht von einer Antwort, welche biverje Zwijchenfälle, abgejehen von ber Haltung 
ber preußiichen offizisfen Preffe, hatten vorausſehen laffen. 

DasKabinet des Haag ſcheint zufürdten, daß Preußen, nicht 
jufriebeu mit ben Begünftigungen, bie feinem Handel in Holland 
jelbt und deſſen Kolonien zu Theil würden, bie Abficht babe, ſich 
auf eine gewiſſe Racengemeinjhaft unb die geograpbiiche Lage 
Hollands ftügend, eine außergewöhnlidhe Verbindung mit dieſem 
Lande auzuftreben und fo eine intime Allianz anzubabuen, beren 
Rejultat wäre, fein eigenes Hanbels- und Militair-Spftem, na» 
mentlih mit Bezug auf bie Marine, zu vervollftändigen. 

Solden Strebungen einer Regierung gegenüber, welde jo 
notorifhe Beweiſe von ber Schnelligkeit ihrer Entſchließungen und 
ibrer Handlungen abgegeben, war es für ben Haag von größter 
Bihtigkeit, zu wijfen, welde Haltung Frankreich in dem Falle 
einnebmen würde, daß ohne Provocirung feinerfeits Holland von 
Deutihland aus bebrobt würde. 

Diefe Mittbeilung des Herrn Lightenvelt ift ganz geeignet, unſere befonbere 
Beachtung zu erregen, und ich erſuche Sie, in einer Unterhaltung mit dem Mi- 
nifter des Aeußeren zu unterjuchen, was wirfli begründet In in den Be- 
fürchtungen, welche das holländiſche Gouvernement über die Ge— 
fahren bekundete, die ſeiner Unabhängigkeit und ſeinem Rechte 
drohten und denen gegenüber wir nicht gleichgültig zu bleiben 
vermöchten. 

Dieſe Mittheilung drängt übrigens zwei ſehr wichtige Fragen auf: die 
Frage wegen Limburgs und die wegen Luxemburgs, deren Lage bisher ument- 
jhieden geblieben. Ich behalte mir vor, diefelben in einer weiteren Depeſche ein- 
gehend zu behandeln.“ 


28. Februar. Erſte Anregung der Vereinigung Luxem— 
burgs mit Franfreid. 


Depeihe des Marquis de Mouftier an den Gejandten im Haag. 


— — „Unfere Aufmerkſamkeit richtet fi ganz bejonbers auf bie inter- 
nationale Tage Limburgs und Yuremburgs, deren Schickſal in hohem Grabe bie 
angränzenden Länder wegen der Sicherung ihrer eigenen Gränzen intereffirt. 
Beide haben nur bem einft herrſchenden Syſteme des Mißtrauens ihren Eintritt 
in den deutfchen Bunb zu verdanken gehabt; aber bieje zufällige Verbindung ift 
mit Auflöfung bes deutſchen Bundes gebrochen. 

Vom Rechtsſtandpunkte aus find beide Länder von jeber Verpflichtung gegen 
Deutihland, nah Anficht des Königs von Holland, befreit, und wer 
Recht, Garniſon in Luremburg zu halten, ift hinfällig geworden. 
Limburg ift nur noch eine bollänbifhe Provinz, und das Großberzogthum ein 
unabbängiger Staat, ben ein Großherzog beberricht, welcher gleichzeitig auf dem 
Throne von Holland figt. 

Was Luremburg anbetrifft, das Frankreich am nächften berührt, jo kann 
Preußen kaum eine Berwandtihaft mit ibm anrufen. Die Sympatbhien bes Landes 
find durchaus gegen eine Allianz mit Deutſchland; im Gegentheil blidt bie Be— 
völferung vielmehr nad Franfreid. Hiervon muß Akt — werden, und 
es iſt bedauerlich, daß man auf der anderen Seite des Rheines anders darüber 
dentt. Wir könnten ba leicht in den Fall kommen, zu vermuthen, daß Preußen, 
wie man im Haag zu fürchten ſcheint, wirklich an eine ungebörige Gränzerwerbung 
nach dieſer Seite hin denkt. 

Bisher ift diefer Gedanke ſtets von mir zurüdgemwiejen worben. Preußen, 
jo hatte man gehofft, werde bieje Frage auf eine alle Theile befriedigende Weiſe 
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zu löjen fuchen, inbem es entweber eine weife Initiative zeige ober fich ben be» 
rechtigten Forderungen Hollands füge. Keines von beiden ift aber geſchehen. 

Der Zwed unferer vertraufihen Berftändigung muß auf das Aufgeben 
‚aller Rechte Deutichlands an Limburg und die Räumung ber Feftung Yuremburg 
durch die preußiſche Garnifon gerichtet fein. Freilich ift das niederländiſche Gou- 
vernement ſchon mit feinem Unterbandlungsverjude in Berlin gejceitert. Eine 
direkte Einmifhung der franzöfiihen Regierung kann aber beiberieits die National» 
Eigenliebe in's Spiel bringen und jo die Schwierigkeiten erjchweren. Was aber 
Preußen dem Könige von Holland nicht bewilligen will, kann zwiſchen Berlin 
und Paris Gegenftand eines freundihaftlihen und ebrenvollen Uebereintommens 
werben. 

Es ift nicht wahrſcheinlich, daß Preußen, das ſich täglich be- 
mübt, feine Beziebungen zu Frankreich berzlider zu machen, daran 
denken jollte, ohne Beredtigung an der Grenze Franlreihs als 
Drohung gleichſam eine Bejagung weiter zu unterbalten, bie 
durchaus offenjiven Charakters wäre und fo groß auch Frankreichs 
Langmutb und fein Wunſch iſt, jedes Mißverſtändniß zu vermeiden, 
jo ſcheint doch der Moment gekommen, in dem Frankreich die Sade 
zur Sprache zu bringen hat, da ein längeres Schweigen ein Ar— 

ument gegen es ſelber würde. Ich gehe weiter und glaube, daß 

Greußen eine geihidte Politif verfolgen würde, indem es einer 
Bereinigung des Großberzogtbums mit Frankreich nicht entgegen 
wäre, die uns jelbft eine Genugtbuung und Europa als Zeiden 
ber Freundſchaft beider Nationen ein neues Pfand für den Frieden 
fein würbe. 

Bei näberer Erörterung eines jolhen Vorſchlags wird fich ergeben, wie es 
dem Könige von Holland jelbft angenehm fein müßte, fich jo von einer Provinz 
zu befreien, die von jeinen holländiſchen Unterthanen ftets mit fcheelen Augen 
angejeben worben jet. Natürlih wäre die Zuffimmung der Bevölkerung 
zur Aunerion eben jo erforberlich, als bie des Königs. 

Uns allein aber würde es zufteben, vertrauliche Unterbandlungen mit Berlin 
anzufnüpfen, von denen unjere verjöhnliche Abfichten jeden Grund eines Konflicts 
fern halten würden. ꝛc. ac. 


Luxemburg und der Norddeutihe Bund. 
18. März. Erfte Erflärung ded Grafen Bismard im Reichötage 
(auf eine Anfrage in Betreff der Stellung Luremburgs und 
Limburgs zum Bunde). 


I. 

E3 freut mich, daß mir Gelegenheit gegeben ift, den finnlofen Ber 
dädtigungen entgegen zu treten, die mit Bezug auf unfer Berhältniß zu 
Holland ın der Breffe usdrud gefunden haben. ch weiß nicht, wer em 
Intereſſe dabei hat, ſolche Anfichten zu verbreiten, als ob Holland von 
Preußen bedroht würde, als ob jemals ein Preußiicher Staatsmann daran 

edacht hätte, die Holländer um ihr Beſitzthum zu beneiden oder in dem- 
Felben zu beeinträchtigen. So viel kann ich aber verfichern, daß die Ge 
rüchte vollftändig aus der Yuft gegriffen find, daß mit feinem Buchftaben 
auch nur der mindejte Anlaß gegeben worden ijt, der diejer Erfindung 
auh nur ein Haar breit Raum gewähren würde. Wir haben mit den 
Niederlanden allerdings vor Ausbruch des Krieges wegen Yuremburg eine 
Auseinanderjegung gehabt. Die Großherzoglich ne) ander Regierung 
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folgte nicht unſerem Beifpiele, fih von dem Bunde fern zu halten; ihr 
Gejandter blieb vielmehr auch nach unferem Austritt in der Bundesver- 
ſammlung und gejellte ſich jo gewiſſermaßen der Corporation zu, melde 
mit ung im Kriege ftand, ohne fich jedoch jelbit thätig zu betheiligen. 
Ueber diefen Punkt habe ich eine Auseinanderjegung mit dem Königlich 
mederländiichen Herrn Gejandten gehabt, der, obſchon er kein Ddirectes, 
ftrenges Mandat dazu hatte, doc) ex mandato praesumpto die lurembur= 
giihe Regierung hier mit vertrat. Wir waren dabei einig, daß, juriftiich 
genommen, wir uns im Kriege mit Yuremburg befänden, daß wir aber 
beiderjeitig fein Intereſſe hätten, diefen Krieg zu führen, und wir glaubten 
und Beide aufs Wort, daß wir nicht aufeinander |chießen würden. Daß 
jelbft damals in diefen Vorgängen der Keim irgend einer Befürchtung 
für Holland, eine Bedrohung der Niederlande gelegen haben könnte, fann 
ih nıcht annehmen, das find vorübergegangene Dinge. 

Belannt tit, daß die Königlich niederländijche Negierung wünjcht, das 
Band, welches einen Theil ihres unmittelbaren Gebietes, einen Theil der 
Provinz Limburg jeit einer Reihe von Jahren mit umfaßt, gelöft zu jehen; 
fie hatte darüber jhon in Frankfurt beftimmte Anträge gemadht. Wir 
haben die Ueberzeugung, dag, wenn mir mit Entjchiedenheit darauf be— 
ftanden hätten, die Niederlande jollten für Limburg beitreten, wir dadurch 
den Niederlanden einen Anlaß zur Beſorgniß gegeben haben würden, indem 
es dann ja eben wiederum darauf anfäme, die Zerreißung einer jtaat- 
lihen Einheit herbeizuführen, die die polnijchen Herren Abgeordneten der 
Preußiihen Monarchie anthun wollten bei dem tiefer einjchneidenden Syftem 
des jegigen Bundes. 

Wir haben diefe Zumuthung nicht geftellt, ebenjomwenig iſt 
uns in Bezug auf Yuremburg jemals ein Wunfc des dortigen 
Souverains, der dortigen Regierung, der dortigen Einwohner: 
Ihaft ausgejprodhen worden, für diejes Großherzogthum dem 
norddeutfhen Bunde anzugehören. 

Man könnte im ganz jtrengen Wortfinne annehmen, daß nach der 
Analogie der Friedensjchlüffe, die wir mit Meiningen, mit Reuß gemacht 
haben, ſchließlich vielleicht jogar ein Friedensſchluß mit Yuremburg nöthig 
wäre. Aber dieje indirecte Kriegserflärung, die im Verweilen Luxemburgs 
im Bunde lag, hat gar feine Folgen gehabt, weder einen Kampf noch 
einen Friedensſchluß. 

Unjrerjeits ift auf die Zugehörigkeit Yuremburgs und 
Yımburgs zu Deutfhland weder verzichtet worden, nod tft 
jie als ein Redhtsgrundjag ausgefproden worden. Wir fönnen 
den Soupverainen, die dem Bunde nicht beitreten wollen, feine 
Gewalt und feinen Zwang anthun. Wenn einer der übrigen Sou— 
beraine, mit denen wir uns jegt im Bunde befinden, fich nachhaltig und ent- 
Ihieden gemeigert hätte, dem norddeutſchen Bunde beizutreten — ich glaube 
doch, die geographiiche Situation eines ſolchen Staates müßte jehr zwin- 
gend ihrer Natur nach auf uns gewirkt haben, wenn wir hätten einen 
Drud auf jolhe Regierung ausüben folen in einer Yage der europäifchen 
Berhältnifje, wo wir ebenjo wie die anderen Großmächte das Intereſſe 
haben, den Zunder, der den Frieden Europas in Brand fteden könnte, in 
feiner Weife zu vermehren. 

Ich kann deshalb nur conftatiren, von Seiten Yuremburgs ift uns 
42* 
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niemald die Abſicht und der Wunfch ausgefprodhen worden, dem nord: 
deutfchen Bunde beizutreten; von Seiten Limburgs ift uns entjchieden 
der Wunſch ausgefprochen worden, in diefer Beziehung nicht behelligt 
zu werden. 


Ir, 
Der Norddeutihe Bund und die ſüddeutſchen 
Staaten. — Zuremburg eine europäiſche Frage. 
(Erwiberung auf eine Rede des Abgeorbueten von Carlomis.) 


Der Herr Redner hat ungeachtet meiner bündigen Verficherung, die 
ih, wie ich glaube, in der legten Sigung gegeben habe über die Bezie- 
bungen Preußens und des norddeutjchen Bundes zu Süddeutjchland, heute 
von Neuem das Schredbild aufgeftellt eine8 Bündniſſes zwiſchen den 
füddeutihen Staaten und dem Auslande gegen Preußen. Ich glaubte 
mich neulich deutlich genug ausgeſprochen zu haben; ich ſehe aber heut, 
daß ich felbft von einem jo einfichtigen und mit den Gefchäften vertrauten 
Politiker, wie der Herr Vorredner ift, nicht veritanden bin. ch freue 
nic daher, hinzufügen zu fünnen, daß diejenigen Beziehungen zwi: 
hen Norddeutihland und Süddeutjchland, die ih mir neulid 
nur anzudeuten erlaubte, bereit jeit dem Friedensfhluß ver: 
trag3mäßig verbürgt jind. 

Ich hoffe, die wird den Herrn Borredner darüber vollftändig be 
ruhigen. Der Herr Borredner hat eine eigenthümliche Neigung verrathen, 
figliche und ſchwierige Fragen zu berühren, diefe und eine, die mir der 
Mühe in der That noch weniger werth fchien, die luxemburgiſche. Ich habe 
mich ſchon vorher über diefe ausgeſprochen, ſoweit wie es nöthig war; id 
glaube, der Herr Vorredner ift mit fich ſelbſt darüber in Widerjpruch ge- 
treten, indem er es für eine der ſchwächſten Seiten des früheren Bundes 
bielt, daß ſolche Souveraine, die außerhalb des Bundes ein größeres Ge- 
biet bejäßen, Mitglieder geworden wären. Nichtsdeflomweniger ſchlägt er 
felbft in Ddiefem Augenblid vor, den König der Niederlande als Sof: 
berzog von Luxemburg wieder in den Bund aufgunehmen oder dem Groß⸗ 
berzog das Großherzogthum, das er mit vollem echte befigt, abzunehmen, 
tertium non datur. 

Der Herr Vorredner ſprach eine Art von Vorwurf gegen mich aus 
— der Vormurf trifft mich perſönlich — daß die Siege — Truppen 
in Nicolsburg nicht hinreichend ausgenutzt wären. Ich bedaure, daß mit 
ſein Rath damals nicht zur Seite geſtanden, vielleicht hätten wir dann 
mehr erlangt. Die luxemburgiſche Frage aber, meine Herren, fann der 
Herr Vorredner auch heute noch auf eigene Hand auf fich nehmen, umd 
wenn e3 ihm geist, den Großherzog gu disponiren, daß er fich dem 
norddeutfchen Bund anjchließt, dann wird er fich vielleicht fagen können, 
eine europäiſche Frage geſchaffen zu haben, ob etwas Weiteres, 
das bliebe abzumarten, 
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Beröffentlihung der Schut- und Trutzbündniſſe mit 
den ſüddeutſchen Staaten. 


19. März. Publikation der geheimen Verträge zwiſchen Preußen 
und den ſüddeutſchen Staaten vom Auguft 1866 im Preu- 
Biihen Staatöanzeiger. (vgl. oben ©. 501.) 


Heußerung der „PBroviuzial»Eorrespondenz“ über Die Schuß- 
und Trugbündniffe. 


„Den mebrfah geäußerten Bejorgniffen wegen ber Trennung von Norb- 
und Süddeutſchland hatte der Minifter - Präfident Graf Bismard jüngft bie 
Berfiherung entgegengeftellt, daß er bie Bereinigung von Nord - und Sübdbeutich- 
land jedem Angriffe gegenüber in allen Fragen, wo es fih um bie Sicherheit 
des beutfchen Bodens handele, für vollftändig gewiß halte. In Sübbeutfchland 
tönne fein Zweifel darüber fein, daß, wenn bafjelbe in feiner Selbftftändigfeit ge- 
fährdet werben jollte, Norddeutſchland ibm unbedingt brüderlich beiftehen werde, — 
im Norden jei ebenfo kein Zweifel darüber, daß wir des Beiftandes Sübbeutich- 
lands gegen jeden Angriff, der uns treffen könnte, vollftändig ficher jeien. 

Als michtsdeftoweniger bei ben weiteren Berathungen von Neuem die Be- 
jorgniß geäußert wurde, daß bie ſüddeutſchen Staaten ſich bei eintretender Gefahr 
möglicher Weife mit dem Auslande gegen Preußen verbinden könnten, jagte Graf 
Bismard: um ein foldhes Schredbilb zu verſcheuchen, wolle er zu dem, was er 
bereit8 angedeutet, noch hinzufügen, daß die Beziehungen zwifhen Nord» 
und Süddeutihland beim Friedensjhlujje bereits vertragsmäßig 
verbürgt jeien. 

Die Bündnißverträge, durch welche dies gejchehen ift, find jetzt veröffentlicht 
worden. — — 

Der Eingang der Verträge befagt, Se. Majeftät der König von Preußen 
und Ge. Majeftät der König von Bayern ꝛc. bejeelt von dem Wunſche, das 
tünftige Berbältniß der Fürften und ihrer Staaten möglidftinnig 
zu geftalten, haben zur Belräftigung des von Ihnen abgejchloffenen Friebens- 
vertrages beichloffen, weitere Berhandlungen zu pflegen. 

Die Bertragsbeftimmungen jelbft, über welche fich die Regierungen geeinigt 
baben, find folgende: 

1) Zwiſchen dem Könige von Preußen und dem Könige von Bayern, wird 
ein Schutz- und Trugbündniß geichloffen. 

Sie gemwährleiften ſich gegenfeitig die Unverleglichfeit des Gebietes ihrer 
tänder und verpflichten fih, im Fall eines Krieges ihre volle Kriegs- 
macht zu diefem Zwede einander zur — ——— zu ſtellen. 

2) Der König von Bayern überträgt für dieſen Fall den Oberbefehl über 
ſeine Truppen dem Könige von Preußen. 

3) Die Regierungen verpflichteten ſich (im Auguſt v. J.), dieſe Verträge 
vorerſt —— zu balten. 

Nachdem nunmehr die Gründe der vorläufigen Geheimhaltung dieſer Ver— 
träge geihwunben find, werben alle deutſchen Herzen aus den offen vorliegenden 
Beitimmungen bes Bündniſſes die freudige Beruhigung jhöpfen, daß eine Be— 
ſorgniß wegen einer Spaltung und Zerriffenbeit Deutſchlands dem Auslande 
gegenüber leinen thatjächlihen Grund mehr bat, baß die preußifche Regierung 
vielmehr, indem fie als Grenzlinie für den Norddeutſchen Bund die Mainlinie 
annahm, doch alsbald vollen Ernft damit machte, das nationale Band mit Süd— 
deutſchland, wie im fFriedensvertrage mit Defterreih vorbehalten war, durch be» 
fondere Verträge wieder anzufnüpfen. Man kann jett klar ertennen, daß unjere 
Regierung ſchon bei den Friedensihlüffen mit den jübdeutihen Staaten vor Allem 
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von dem Gefichtspunfte geleitet wurbe, an bie Stelle der vorbergebenven Zer- 
ae alsbald ein Band aufrichtiger und inniger Bundesfreundſchaft treten zu 
affen. 

Als eine unmittelbare Folge der Bünbnifverträge, durch welche dem Könige 
von Preußen für den Fall des Krieges der Oberbefebl über die Truppen feiner 
ſüddeutſchen Verbündeten übertragen wird, tft bie jüngft getroffene militärtiche 
Bereinbarung ber fübbeutihen Staaten anzufeben, nad welder Die Heeresein- 
rihtungen Süddeutſchlands in weientlicher Uebereinftimmung mit denen Preußens 
und bes Norbbeutichen Bundes georbnet werben jollen. 

So ift denn ſchon jett volle Gewißheit vorbanden, daß die Mainlinie, 
welche die Grenze des Norbdeutichen Bundes bezeichnet, doch feine Grenzſcheide 
für bie nationale Einigung fein ſoll, daß vielmehr die gemeinſame nationale Kraft 
fortan auf fefteren Grundlagen ruben wird, als je zuvor. 

In diejer nationalen Kraft werden Deutichland und Europa vor Allem bie 
fefte Grundlage und Sicherung eines dauernden Friedens erfennen.“ 


21. März. Weitere Verabredung zwiſchen Frankreich und 
Holland. 


Depeihe des Marquis de Mouftier an den franzöfiichen Ge- 
jandten im Haag. 


„Die Unterredungen, welde Sie vor einigen Tagen mit dem König und 
feinen Miniftern batten, ließen mebr und mebr bie Webereinftimmung ber Ab: 
fihten und Interefjen zwiſchen beiden Höfen bervortreten. Ich jehe, daß man im 
Haag in den böcften Kreifen begreift, daß die für Holland, wie für uns vortheil— 
bafte Abtretung Yuremburgs an Frankreich viele Fragen vereinfachen und bie 
Niederlande jeder läftigen Solidarität mit dem Großberzogtbum entbeben würde. 
Jeden Tag empfangen wir neue Beweije des Wunſches ber Benölferung, mit 
Frankreich vereinigt zu werben. Wir zweifeln nicht, daß fie beinabe einftimmig 
das Abkommen beftätigen würbe, das der König» Großherzog mit uns zu treffen 
geneigt if. — Ich babe Ihnen noch von dem der preußiihen Regierung 
gegenüber einzufhlagenden Wege zu jchreiben. Wir glauben, daß ber 
Großherzog das abjolute Recht bat, über Yuremburg, mit Zuftimmung der Be- 
völferung, zu verfügen und wir haben unbeftreitbar das Recht, unter bemjelben 
Bedingungen ben Erwerb dicjes Landes zu machen. Wir haben aber ebenfo febr, 
wie der König der Niederlande, den aufrichtigen Wunſch, in guten Beziebungen 
zu dem Berliner Hofe zu bleiben, und es ift unmöglich, der Anweſenbeit einer 
preußifchen Garnifon, wiewohl diejelbe ſich heute auf fein Recht mehr ftütst, feine 
Rechnung zu tragen. 

Der König, jagen Sie, bält an dem Gedanken feft, vorber Preußen jeine 
Abfiht, uns das Großherzogthum abzutreten, kund zu geben. Wir baben 
fiherlih Feine perjünlide Eiumwendung dagegen zu maden, daß 
bas Berliner Kabinet von diejen Bejprebungen (pourparlers) 
Kenntniß erbalte, aber wir wünſchen, daß dies durch uns geihebe. 
Eine aufmerkfjame Prüfung der Frage wird, wie wir boffen, dem König darthun, 
daß, ungeachtet feines natürlichen Wunſches, die Initiative zu diejer vertraulicen 
Mittbeilung zu ergreifen, e8 darauf anfomme, uns die ausjchließliche Yeitung und 
Berantwortlichkeit diefer Mafregel zu überlaffen. Wir werben fofort hierüber mit 
der preußijchen Regierung vertrauliche Beſprechungen eröffnen, bie zu feinem 
ſchlimmen Rejultate führen können, da unjer Zwed, wie ich e8 bereits gejchrieben 
babe, ber ift, bieje frage zu einem Mittel der Annäherung und nicht zu einer 
Urſache des Haders zu maden. Der König- Großherzog kann verfichert fein, daß 
jeine Intereffen von uns gerade wie die unſrigen vertheidigt werden jollen, und 
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daß wir uns durchzuſetzen bemühen werben, daß die Limburger Frage in billiger 
und feinen Abfichten entjprechender Weije gelöft werde. Ueber dieſen Punkt ift 
unfer Interefje dem jeinigen gleih. Ich babe nicht nötbig, daran zu erinnern, 
daß die in diefen Ideen-Austaufh eingeweibhten Perjonen die 
größte Diskretion zu beobadten haben.“ 


Einwilligung Holland3 indie Abtretung Luxem— 
burgs an Frankreich. 


Telegramm des Prinzen von Oranien an den Kaiſer. 
Haag, den 28. März 1867. 


„Der Prinz von Oranien iſt beauftragt dem Kaiſer zu ſagen, 
daß der König, in dem Wunſche ihm angenehm zu ſein, in die Ab— 
tretung willigt und Se. Majeſtät bittet, ſich mit Preußen zu be— 
nehmen.“ 


30. März. Der franzöſiſche Miniſter erklärt dem Geſandten im Haag ſeine 
Unzufriedenheit und ſein Bedauern darüber, daß der niederländiſche Geſandte in 
Berlin eine Angelegenbeit, die einer jo delikaten Behandlung bedürfe, ohne Wiſſen 
und Betbeiligung Frankreichs bei der preußiihen Regierung offiziell angeregt babe. 
Er jhlieft mit dem Wunfche, daß fi daraus fein unangenehmer (fächeux) 
Zwifhenfall ergeben möge. 


31. März. Der Franzöſiſche Botichafter in Berlin Graf Benedetti an den 
Franzöfiihen Minifter Mouftier. 


„Die turemburger Angelegenheit, welche gerlichtweife befannt geworben ift, 
ruft eine Aufregung in Deutjchland hervor, von welcher Herr von Bismard 
jebr bewegt erfheint. Indem er Kenntniß davon erhalten bat, daß bie liberale 
Partei fih vorgenommen bat, ibn morgen darüber zu interpelliven, hält er e8 für 
wichtig, daß der Abjchluß irgend einer Uebereinkunft zwiſchen Frankreich und Holland 
verzögert werde. Er beflagt fich über die Art und Weife, wie die Sache durch 
eine Mittheilung bes Königs von Holland an den König Wilyelm eingeleitet 
werben fei. Die preußifche Regierung werde dadurch im eine jebr jchiefe Yage 
gebracht.“ 


31. März. Telegramm Benedettis. 


„Hr. v. Bismard fühlt fich feit geftern von der Aufregung, bie in ber 
Preffe und im Parlament ausgebrochen ift, überfluthet (deborde). Die Deputirten 
ber verichiedenen liberalen Fraktionen find diejfen Morgen zujammengetreten und 
baben bejchloffen, die Regierung morgen zu interpelliren. Er bat mich benach— 
richtigt, daß er, in Folge der Mittbeilung des Königs der Niederlande, nicht 
umbin könne, der Kammer zu erklären, daß in ber That über bie Abtretung 
Luremburgs Unterbandlungen im Haag eröffnet worben feien. Ich babe ihm ge- 
ſagt, daß wir den König der Niederlande nicht fo lange zum Stillſchweigen hätten 
vermögen können, bis die Frage von uns gemeinjchaftlih mit der preußischen Re- 
gerung geprüft worden jei.“ 


1, April. Telegramm Mouftiers an Benedetti. 


„Ih bedaure, daß eine unzeitgemäße Berdffentlihung und der Schritt des 
Königs von Hollaud, im Wiverjpruche mit unferen Abfichten, der Yuremburgijchen 
Angelegenheit einen offiziellen Charakter gegeben haben. Ich weil; nicht, welches 
die Folgen davon fein werben und weldhe Sprade Herr von Bismard im 
Reihstage halten wird. Der neue Stand der deutihen Berbältnijie 
wird um fo leiter zu allgemeiner Anerlennung gelangen, je 
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gewiffenbafter der neue Bunb ſich in den Grenzen feiner Berech— 
tigung hält. Die Sprade des Herrn von Bismard hat una immer glauben 
(offen, daß er die Sachen von biefem Gefichtspunfte anfieht. Der Minifter- 
Präfident hat gewiß das Anſehen und den Muth, um dem deutſchen 
PBatriotismus bie Grenzen vorzuzeichnen, welde derjelbe inne 
balten muß, um nicht ben PBatriotismus anderer Böller zu ver- 
legen.“ 


1. April. Telegramm des franzdfifhen Gejandten im Haag an 
Mouſtier. 


„Der König, Prinz Heinrich und Hr. v. Zuylen haben geſtern Abend eine 
Konferenz gehabt. Der Miniſter des Auswärtigen ſagt mir, daß Se. Majeſtät 
entſchloſſen ift, feine VBerpflidtungen zu balten. Herr v. Zuylen 
ſcheint nicht an ernfte Verlegenheiten von Seiten bes Berliner Hofes zu glauben, 
allein er verlangt, daß die franzdfifhe Regierung die Berantmwort- 
lichkeit für möglide Schwierigleiten mit Preußen übernebme.“ 


1. April. Auterpellation des Abgeordneten von Bennigjen und 
Antwort des Grafen Bismard. 


(Die Interpellation des Abgeordneten von Bennigjen:) 


„Die unterzeichneten Mitglieder bes Reichstages richten die nachftebenden 
Anfragen an den Herrn Borfigenden der Bunbes- Commiffare: 

1) Hat die Königlih Preußiſche Regierung Kenntniß davon erhalten, ob bie 
in täglich verftärktem Maße un ren Gerüchte über Verhandlungen 
zwifchen ben Regierungen von Frankreich und ben Nieberlanden wegen 
Abtretung des Großberzogtbums Yuremburg begründet find ? 

2) Iſt die Königlich Preußiſche Regierung in der Yage, dem Reichstage — 
in welchem alle Parteien einig zufammenfteben werden in ber kräftigften 
En zur Abwehr eines jeden Berfuchs, ein altes beutjches Yand 
von dem Gejammtvaterlande loszureißen — Mittheilung darüber zu 
machen, daß fie im Verein mit ihren Bundesgenoffen entjchloffen ift, bie 
Berbindung des Großberzogtbums Luxemburg mit dem übrigen Deutichland, 
insbejondere das Preußiſche Beſatzungsrecht in ber Feſtung Yuremburg, 
auf jede Gefahr bin dauernd ficher zu ftellen ?“ 


Rede des Abgeordneten von Bennigfen: 


Seit einigen Tagen mehren fih von allen Seiten die Gerüchte über Ber- 
handlungen zwiſchen der franzöfifhen und nieberlänbifchen Regierung wegen ber 
Abtretung von Luremburg. Meine Herren, es ift eine dringende Aufforderung für 
den Reichstag, in biefer Lage fih Mar darüber zu werben, was bie verbündeten 
beutfhen Regierungen und bie Vertreter deutſcher Nation einer ſolchen Gefahr 
gegenüber zu thun gemillt find. 

Wir haben in dem Grenzlande Luremburg nicht bloß einen Theil deutichen 
Bodens zu vertheidigen; wir haben ba aud eine wichtige militairishe Pofition zu 
ſchützen. Wir follen ein Land aufgeben, in welchem eine Feſtung ausgebaut ift 
mit den Entihädigungsgelvern, welche Franfreih in dem Frieden von 1814 und 
1815 auferlegt find, eine Feftung, welche zum Schutze Deutichlands gegen Franl- 
reich als Bundesfeſtung angelegt ift, im welcher die preußijche Regierung micht 
bloß auf Grund der Verträge von Wien, der Wiener Kongreßalte, jondern aud 
auf Grund befonderer Ablommen zwiſchen ber preußiihen und niederländiſchen 
Regierung aus den Jahren 1816 und 1817 werthvolle Rechte ber —— 
der Ernennung bes Gouverneurs und des Kommandanten bat. Es iſt Gefabr 
vorhanden, * ein deutſches Grenzland verloren geht, in welchem die Bevöllerung 
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im Wejentlichen deutſch ift, in welchem bie Bevöllerung nicht daran denkt, fran- 
;öfih werden zu wollen, wo allerbings vielleicht eine Abneigung vorhanden ift, 
fh den ſchweren militairifchen Anforderungen jet ſchon zu fügen, welche an alle 
Mitglieder des Norbdeutihen Bundes geftellt werben, in weldem man aber 
deutſch ift und beutich bleiben will. 

Meine Herren, die Interpellation, die wir an den Borfigenden der Bunbes- 
tommiffion gerichtet haben, fie ift ausgegangen von ber liberalen Seite des Reiche» 
tages; fie ift abfichtlih won uns gerade ausgegangen, weil wir vor Allen ein 
Bebürfni gefühlt haben, kund zu geben, daß in folhen Fällen der auswärtigen 
Bolitit, wo es gilt, deutichen Boden zu vertheibigen gegen ungerechte Gelüfte des 
Auslandes, feine Parteien im Haufe eriftiren dürfen, daß die Schwierigfeiten, 
welche fich in den letzten Wochen bei einzelnen Fragen des Ausbaus ber inneren 
Berfaffung gezeigt haben, nicht ben geringften Einfluß äußern werben auf bie 
Haltung des ganzen Reichstages, wo es gilt, muthig und entichloffen dem Aus» 
iande gegenüber zu ftehen, unb bie kräftige Politik, welche die preußiiche Regie- 
rung und ber Minifterpräfident bisher geführt haben, auf das entichiedenfte zu 
umerftügen! Meine Herren, es ift eine nicht geringe Verſuchung für das Aus- 
land vorhanden, die Auflöfung bes Deutſchen Bundes zu benugen, bie Zeit zu 
benugen, wo eine deutſche Staatenbildung noch nicht fertig geworben ift, wo 
Kimpfe der inneren Politif ausgebrochen find in Deutſchland, die eigene Macht- 
ſtellung gegenüber Deutjchland zu verftärken. Wenn wir nicht dem erften Ver— 
juhe der Art entgegentreten, dann werben die Verſuche fich ſtets wiederholen, 
und bie jeßige Neubildung wird in Deutſchland nicht zur Begründung eines 
karten Bundesftaates, fondern nur zur Fortdauer ber alten Zerriffenbeit und 
Schwäche führen. 

Wenn wir Vertrauen haben zu der kräftigen Leitung der auswärtigen Po— 
init, wie fie fich gezeigt bat im vorigen Jahre und in den Jahren vorher bei 
der preußifchen Regierung, jo wirb dies Vertrauen allerdings eine neue Bewäh- 
tung verlangen in ber jchwierigen Lage, wo wir ben fsrieden erhalten können, 
wenn wir ftarf und entichloffen gegenüber ftehen dem Auslande, wo wir aber 
auch zeigen müſſen, daß wir den Krieg nicht jcheuen, wo e8 ſich um eine gerechte 
Verteidigung gegen ungerechte Angriffe handelt. Meine Herren, Sie erinnern 
fih des patriotifchen Ausſpruches, den vor mehreren Jahren Se. Majeftät ber 
König von Preußen getban bat: Kein Dorf jolle von deutſchem Boden mit feiner 
Zuftimmung abgeriffen werben. 

Dieje Worte haben einen lebhaften Widerball gefunden in Deutichland, fie 
find in banfbarer Erinnerung von der deutſchen Nation aufbewahrt mworben. 
Jegt, wo die Vertreter des Norbbeutihen Bundes um Se. Majeftät den König 
Wilhelm bier in Berlin verjammelt find, ba mag er das deutſche Volk aufrufen, 
er wird in demjelben keine Parteien finden, wo es gilt, fich gegen bas Ausland 
zu vertbeidigen; er wird noch eine einige und entjchloffene Nation finden. 
Wenn wir Schwierigkeiten gehabt haben, in wenigen Wochen das Ber- 
jaſſungswerk zu Stande zu bringen, jo wird grade bie Gefahr der Einmiſchung 
det Auslandes in unfere Angelegenbeiten das Bedürfniß der Verftändigung bei 
den Regierungen und bei ben Vertretern ber Nation nur fteigern. Wir können 
in biefem alle jehr raſch zu der Annäherung kommen, die wir ja ohnehin in 
einigen Wochen erreicht haben würben, wir — zu dieſer Annäherung von 
beiden Seiten ſehr raſch kommen, und das Werk, das nach unſerer Borausficht 
vielleicht erft zu Oſtern beenbigt fein würde, könnte in eben jo wenigen Tagen, 
wie es jonft Wochen erfordert haben würde, raſch abgefchloffen werden. Meine 
Herren! Wir wiffen fehr wohl, was auf dem Spiele fteht, wenn e8 nicht gelingt, 
uch im Anfange der franzöfiihen Nation die Ueberzeugung beizubringen, daß fie 
es jet nicht mehr mit einem fchwachen, zerriffenen, uneinigen Deutichland zu 
thun, ſondern daß fie ein Volk vor fich bat, in einem kräftigen Aufihwunge be- 
griffen, um ſich eine Verfaſſung und eine angeſehene Stellung in Europa zu 
erringen. Die franzöfiihe und die beutihe Nation, fo reich ausgeftattet von ber 
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Natur, wohnen auf Gebieten groß genug, um ber Entfaltung ibrer Kräfte vollen 
Spielraum einzuräumen. Dieje Böller, fie fönnen in Frieden und Freundſchaft 
nebeneinander leben, in gegenfeitiger Achtung, in förderung ber gemeinſamen 
Sntereffen, in Förderung der Gefittung und Kultur in Europa. Jeder Krieg, 
der zwiſchen biejen beiden großen Nationen geführt werben wird, wird bem 
Fortichritte des Wohlftandes und der Kultur in Europa ſchwere Wunden fchlagen. 
Davon ift Niemand mehr durdbrungen, als wir, bie Bertreter der beutichen 
Nation, die wir zunächft zu friedlichen Aufgaben, zu der Aufgabe, eine Berfafjung, 
die eine Grundlage des Rechts und bes Friedens bilden joll, für Deutjchland 
zu gründen, zufammengetreten find. Aber wenn bas Ausland uns flören mill 
in unjerem Werk, wenn es die noch nicht abgeichlofjene Bollendung bes Wertes 
benugen will zu eigenem, ungerechtem Beginnen, dann wirb es bier auf eine 
Nation ſtoßen und, wie wir nicht bezweifeln, auch auf Regierungen, bie allen 
derartigen Verſuchen mit der äuferften Entſchloſſenheit entgegentreten. 

Meine Herren! Lajien Sie uns aljo deshalb darüber feinen 
Zweifel, daß, wie unter uns alle Parteien, auch das deutiche Bolt 
einig fein wird, jebe kräftige Politif ber Regierung auf jede Ge- 
fabr bin zu unterftüßen dieſem unb allen etwaigen jpäteren Ber- 
ſuchen des Auslandes gegenüber. 


Erklärung deö Grafen Bismard., 


Die hohe Berfammlung wird e8 natürlich finden, wenn ich mich in 
einer Frage von der Tragweite, welche die vorliegende gewonnen hat, in 
diefem Augenblide darauf beſchränke, die Interpellation mit einer Dar- 
legung des thatſächlichen Sachverhältniſſes, ſoweit e8 der Königlichen Re: 
gierung und ihren Bundesgenofjen befannt ift, zu beantworten. ch muß 
dazu zurüdgreifen auf die Urſachen, die e8 veranlaßt haben, daß das 
Großherzogthum Luremburg nicht Mitglied des norddeutichen Bundes tft. 

Bei Auflöfung und dur die Auflöfung des früheren deutfchen Bundes 
gewann jeder der an demjelben betheiligten Staaten jeine volle Souve— 
rainetät wieder, jo wie er jie vor Stiftung des Bundes bejejjen, aber 
durch die Verpflichtungen, die er im Bundesvertrage freiwillig eingegangen 
war, bejchränft hatte. Nach Auflöjung des Bundes genoß das Großher— 
zogthum Yuremburg und jein Großherzog derjelben Souverainetät euro- 
päiſchen Charakters, wie das Königreid) I Niederlande und jein König. 
Die große Mehrzahl der früheren Bundesgenofjen, gleih Preußen, be: 
nugten ihre Freiheit, um jofort auf dem nationalen Boden einen neuen 
Bund behufs gegenjeitiger Unterftügung und Pflege der nationalen Inter— 
eſſen zu fchliegen. Das Großherzogthbum Luremburg fand es feinen In— 
terefjen nicht entjprechend, denjelben Weg einzufchlagen. Durch die Or- 
gane, welche uns innerhalb des Großherzogthums und an jeinen Grenzen 
zu Gebote ftehen, waren mir davon in Kenntniß gehalten, daß eine ent» 
jchiedene Abneigung, dem norddeutichen Bunde beizutreten, in allen 
Schichten der Bevölkerung heimifch war. In den höheren und namentlich 
in den höchſten war fie getragen von einer deutlich ausgeſprochenen Miß— 
ftimmung gegen Preußen und deſſen Erfolge, in den unteren getragen von 
einer Abneigung gegen die Uebernahme derjenigen Yaften, die eine ernft- 
hafte Yandesvertheidigung nothwendig mit fich führt. 

Die Stimmung der Iuremburgihen Regierung fand Ausdrud in einer 
Depejche, die im October an uns gerichtet wurde, und in welcher fie uns 
nachzumeifen juchte, daß wir fein Recht mehr hätten, in Yurem- 
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burg Garnifon zu halten. Die Königlihe Regierung und ihre Buns 

enofjen mußten ſich die Frage ftellen, ob es angemefjen jei, unter 
diejen Umftänden eine Einwirkung oder gar einen Drud dahin 
zuüben, daß das Grofherzogthum, welches dem Zollverein 
angehört, auch dem norddeutfhen Bunde beiträte. Sie hat fi 
nah gründlicher Erwägung diefe Frage verneint. Sie mußte es einmal 
old einen zweifelhaften Bortheil betrachten, in einem Bunde von diejer 
Intimität in dem Großherzog von Yuremburg ein Mitglied zu haben, 
welches in feiner Eigenichaft als König der Niederlande feinen Schwer⸗ 
punft außerhalb des Bundes, feine Intereſſen außerhalb des Bundes hat 
und vielfach möglicherweife im Widerſpruch mit dem Bunde haben fonnte, 
Die Erfahrungen, welche wir in diefer Beziehung in dem früheren Bunde 
— haben, waren lehrreich genug, um uns abzuhalten, eine ähnliche 

inrichtung in vollem Maße 4 die neue Inſtitution zu übertragen. 

Die Röni liche Regierung hat ſich ferner gejagt, daß vermöge der 
geographijchen * und der eigenthümlichen Verhältniſſe gerade des Groß— 
herzogthums Luxemburg die Behandlung insbeſondere dieſer Frage einen 
bö Grad von Borficht erforderte. Man ermweift der Preußischen 
Politit nur Geredhtigfeit, wenn an einer hervorragenden 
Stelle ausgeſprochen worden ift, die Preußiſche Politik ſuche 
die Empfindlichkeit der franzöfijhen Nation — natürlich, ſo— 
meit es mit der eigenen Ehre verträglih ift — zu jchonen. 
Die Preußiſche Politik findet und fand zu einer folden Po— 
litiE Anlaß in der gerehten Würdigung der Bedeutung, welde 
die Freundfhaftlihen Beziehungen zu einem mächtigen und 
ebenbürtigen Nadhbarvolfe für die friedlihe Entwidelung 
der deutſchen Frage haben mußten. 

Aus derjelben Rüdjicht, die ich hiermit charakterifirt habe, will ich 
mih enthalten, auf den zweiten Theil der nterpellation mit Ja oder 
Kein zu antworten. Der Wortlaut diefes zweiten Theiles iſt ein ſolcher, 
wie er einer Bolfövertretung, die auf dem nationalen Boden fteht, wohl 
anftehen mag; er gehört aber nicht der Sprache der Diplomaten an, wie 
fie in Behandlung internationaler Beziehungen, jo lange diejelben im 
friedlichen Wege erhalten werden fünnen, geführt zu werden pflegt. 

Was den erften Theil der nterpellation betrifft, jo will ich das 
Sachverhältniß, ſoweit es zur Kenntniß der Königlichen Regierung ge— 
lommen iſt, offen darlegen. 

Die Königliche Regierung hat keinen Anlaß anzunehmen, 
daß ein Abſchluß über das künftige Schickſal des Großherzog— 
thums bereits erfolgt ſei; ſie kann das Gegentheil natürlich nicht mit 
Beſtimmtheit verſichern, ſie kann auch nicht mit Beſtimmtheit wiſſen, ob, 
wenn er noch nicht erfolgt wäre, er vielleicht unmittelbar bevorſtände. 
Die einzigen Vorgänge, durch welche die Königliche Regierung veranlaßt 
geweſen geſchäftlich Kenntniß von dieſer Frage zu nehmen, ſind folgende. 

Bor wenig Tagen hat Seine Majeſtät der König der Niederlande 
den im Haag accreditirten Königlich Preußiſchen Gejandten mündlich in 
die Page geſetzt, fi darüber zu äußern, wie die Preußiſche Regierung 
es auffajjen würde, wenn Seine Niederländiihe Majeftät Sid 
der Souveränetät über das Großherzogthum Yuremburg ent: 
äußerten. Der Graf Perponcher, unjer Gejandter im Haag, tft angemiejen 


668 

1867. 

worden, darauf zu antworten, daß die Königliche Regierung und ihre Bundes- 
genofjen im Augenblid überhaupt keinen Beruf hätten, fich über dieje Frage 
u äußern, daß fie Seiner Majeftät die Verantmwortlichkeit für die eigenen 
re jelbft überlaffen müßten, und daß die Königliche Regierung, 
bevor fie fi über die Frage äußern würde, wenn fie genöthigt wäre, es zu 
thun, fih jedenfalls vorher verfihern würde, wie die Fragevon 
ihren deutfhen Bundesgenofjen, wie fie von den Mitunter- 
zeichnern der Verträge von 1839 und wie fie von der öffent- 
lihen Meinung in Deutjhland, welche gerade im gegenwärtigen 
Augenblid in der Geftalt dieier hohen Berjammlung ein an— 
gemefjenes Drgan befigt, aufgefaßt werden würde. 

Die zweite Thatfache war diejenige, daß die Königlich niederländiſche 
Regierung durch ihren hiefigen Gefandten uns ihre guten Dienfte behufs der 
von ihr vorausgefegten Verhandlungen Preußens mit Frankreich über das 
Großherzogthum Yuremburg anbot. Wir haben darauf geantwortet, daß wir 
nicht in der Page wären, von diefen guten Dienften Gebrauch zu machen, 
weil Verhandlungen diefer Art nicht ſchwebten. 

In diefer Page, meine Herren, befindet fi, foviel der Königlichen 
Regierung bekannt ift, die Sache noch in diefer Stunde. Ich betone, ſoviel 
ihr befannt ift, und beziehe mich auf das zurüd, was ich kurz vorher über 
die Möglichkeit eines Abjchluffes gejagt habe. Sie werden nicht von mir 
verlangen, daß ich in diefem Augenblide — ähnlich) wie e8 einem Volls— 
pertreter, einer Volfövertretung geftattet ift, — über die Abfichten und 
Entſchlüſſe der Königlichen Regierung und ihrer Bundesgenofjen in diejem 
und in jenem Falle ın der Oeffentlichteit Erklärungen abgeben ſolle. Die 
verbündeten Regierungen glauben, daß feine fremde Madt 
zweifelloje Rechte deutſcher Staaten und deutſcher Bevölke— 
rungen beeinträdhtigen werde; fie hoffen im Stande zu jein, 
iolde Rechte zu wahren und zu jhügen auf dem Wege fried- 
liher Berhandlungen und ohne Gefährdung der freundfdaft- 
lihen Beziehungen, in welchen fih Deutjhland bisher zur Ge— 
nugthuung der verbündeten Regierungen mit feinen Nachbaren 
befindet. Sie werden fich diejer Hoffnungen um fo ficherer 
bingeben fönnen, je mehr das eintrifft, was der Herr Inter: 
pellant vorher zu meiner Freude andeutete, daß wir durd 
uniere Berathungen das unerfhütterlihe Vertrauen, den un: 
zerreißbaren Zujammenhang des deutjhen Volkes mit jeinen 
Regierungen und unter feinen Regierungen bethätigen werden. 


Diplomatiſche Erörterungen über Suremburg. 


3. April. Der franzöfiihe Gejandte im Haag an Marquis de Mouftier. 

„Graf Perponcher hat im Namen feiner Regierung dem Dinifter 
van Zuylen eine Mittbeilung gemacht, durch welche er ungeachtet der Aner- 
fennung bes Rechts des Königs von Holland über das Großberzogthum unter 
jeiner Verantwortung zu verfügen, die Aufmerkſamkeit deffelben auf den Zuftand 
der öffentlichen Meinung in Deutichland und auf bie Schwierigkeiten lenkte, 
melde daraus fich ergeben könnten. Der Minifter bat geantwortet, daß er dem 
Könige davon Mittheilung machen werde.“ 
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6. April. Minifter Mouftier au Benebdetti. 


„Die Interpellationen, welche im Norddeutſchen Parlamente ftattgefunben 
baben und die Antwort des Minifter- Präfidenten waren geeignet, unſere volle 
Beachtung in Anfpruch zu nehmen. Eutſchloſſen, gegenüber unvorfichtigen Erre- 
gungen ruhig zu bleiben und überzeugt, daß bei bem Mangel jebes offiziellen 
Schrittes und jeder amtlihen Mittbeilung zwifchen uns und dem Berliner Ka— 
binet Niemand uns direct in bieje Angelegenheit bineinzieben fann, enthalten wir 
und, die theoretifchen Fragen, die bei den Interpellationen zur Sprade gelommen 
find, zu prüfen. Wir wollen nicht den Behauptungen widerſprechende Behaup- 
tungen entgegenftellei, und nicht denen, welche geneigt find, Yuremburg als eine 
beutihe Provinz zu betrachten, unfere entgegengeleten Auffafjungen ins Gedächtniß 
rufen. Ich balte es für wichtiger, die prinzipiellen Erklärungen des Minifter- 
Präfidenten felbft über bie jchwierige Frage zu betonen. (E8 folgt eine Aufzäb- 
lung der vom Grafen Bismard eingeräumten Punkte.) 

Dieje Erklärungen haben eine hohe Bedeutung als Beftandtheil des neuen 
europäiihen Rechts. 

Wir legen anberjeits großes Gewicht auf die Worte, mit welchen Herr 
von Bismard verfündet bat, daß die preußifche Politik die Empfinblichkeiten bes 
franzöfifchen Volkes zu jhonen wünſche, und daß die preußiiche Negierung bei 
Grund zu einer jolhen Bolitif in der gerechten Würdigung der Wichtigkeit Feind. 
liher und freumbliher Beziehungen zu einer benachbarten Nation finde. Herr 
von Bismard wird Ihnen gewiß zur gegebenen Stunde Beweije der praftijchen 
Bereutung geben, bie er biefen Worten, welche nicht blos höflihe Nebensarten 
fein Fönnen, beilegte. Diejelben ftehen in voller Uebereinftimmung mit den Ge— 
finnungen und Abfichten,, welche der Minifter - Präfident in feinen vertraulichen 
Unterbaltungen mit Ihnen ftets bezeugt bat, und welche uns volles Vertrauen zu 
ihm eingeflößt haben. Ohne directe vertraulihe Mittheilungen zu provociren, 
deren Werth durch ihre Freiwilligleit gefteigert wird, wollen Sie mich, ſobald 
Cie dazu in der Lage jein werben, von ben Abfichten des Berliner Kabinets 
über Alles, was zur Befeftigung bes europäiſchen Friedens dienen fann, unter: 
rihten. Ich brauche Ihnen nicht zu jagen, wie jehr unfere Wünfche auf dieſes 
Ziel gerichtet find, noch auch an die Beweije zu erinnern, Die wir von unſerer 
Mäfigung und unferer Achtung vor dem Rechte Deutichlands, fih in feinen 
Grenzen und nad feinen Neigungen frei einzurichten, gegeben baben. — Ich 
überfaffe Ihrer Erwägung, in welchem Maße Sie von biejer Depeſche Gebrauch 
machen wollen.“ 


5. April. Erklärung des holländiſchen Miniſters van Zuylen 
auf eine Snterpellation. 


— — Er wiſſe, daß der Großherzog bie Frage wegen Luremburgs ernftlich 
und genau unterjucht habe, und daß er nach langer Unterfuchung zu der Ueber- 
jeugung gelommen jei, daß das Juterefje von Holland die Trennung ber dyna— 
ſtiſchen Verbindung, die, wenn auch noch jo ſchwach, zwiſchen den Niederlanden 
und Luremburg beftebt, verlange. Bon der Borfpiegelung von Millionen und 
Schägen, deren man erwähnt bat, ift burchaus feine Rede geweſen. Wenn eine 
Entihäbigung gefordert worden wäre, jo würde dieſe fo gering gewejen fein, daß 
fie noch nicht die Hälfte würbe betragen baben von ben Domänen, bie 1866 
zuerlannt wurben. Der Minifter giebt zu, daß Holland kein Intereffe in ver 
turemburgifchen Trage babe, jedoch nur in ber Vorausfegung, daß bie Berbält- 
nifje von Limburg genügend und vollftändig geregelt fjeien. Er babe bei ber 
preußischen Regierung im Intereffe eines guten Einverftänbniffes zwiſchen Holland 
und Frankreich, ſowie zwiſchen Holland und Preußen darauf gebrungen, daß alle 
Beihwerben, welche aus den Berhältniffen von Yuremburg erwachſen fönnten, 
bejeitigt würben; Preußen babe im diefer Beziehung die ausführlichfte Erklärung 
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gegeben. Der Minifter verlieft bierauf folgende Depeiche des holländiſchen Ge— 
ſandten in Berlin: 

„Herr Graf Bismard, melden ich beut interpellirte, ermächtigt mid, in 
feinem Namen zu erklären, daß die preußiſche Regierung Limburg als vollftändig 
gelöft betrachte aus jeder politifhen Verbindung mit Deutihland, und daß fie 
geneigt jei, biejes demnächſt Durch irgend ein officielles Document zu beftätigen, 
obgleich fie dieje Formalität für überflüfftig hält, nah dem Botum des deutſchen 
Parlaments.“ Der Minifter jchließt: „Ich glaube, daß ich das Ziel der bollän- 
diſchen Regierung deutlich fundgegeben babe.“ 


8. April. Mittheilung der franzöjijhen Regierung an 
den legislativen Körper. 


8. April. Erflärung des Minifters Marquis de Mouftier (auf eine 
Interpellation I. Favre's). 


Bon ber tiefen Ueberzeugung durchdrungen, daß die wahrhaften und dauern» 
ben Imtereffen Frankreichs in der Erhaltung des europäifchen Friedens liegen, 
daß die Kaiferlihe Regierung in ihren internationalen Beziehungen nur vom 
Gedanken der Berjöhnlichleit geleitet jein darf, bat fie auch aus jreiem Antrieb 
dieſe Frage nicht in Anregung gebradt. Die unbeftimmte Stellung von Yimburg 
und Yuremburg hat eine Mittbeilung des Haager Cabinets an bie franzöfiice 
Regierung veranlaßt. Die beiden Herrider famen auch in die Lage über ben 
Beſitz Yuremburgs ibre Anfichten auszutaufhen. Uebrigens batten diefe Beipre- 
chungen (pourparlers) noch feinen offiziellen Charakter angenommen, als, von 
bem König der Niederlande über ihre Anficht befragt, die preußiiche Regierung 
die Beftimmungen des Bertrags von 1839 anrief. Getreu den Prinzipien, melde 
ftets unfere Politik geleitet, haben wir die Möglichkeit dieſes Gebietserwerbs nie- 
mals anders als unter drei Bedingungen verftanden: die freie Zuftimmung des 
Großberzogs von Yuremburg, die loyale Prüfung der Intereffen der Grogmächte, 
der durch eine allgemeine Abftimmung kundgegebene Wunſch ber Bevölferung. 
Wir find aljo geneigt, im Berein mit den andern Cabineten Europas, die Clauſeln 
bes Vertrags von 1839 zu prüfen. Wir werden bei diejer Prüfung mit der ver- 
fühnlichften Gefinnung zu Werke geben, und wir glauben fejt, daß der europäiſche 
Friede durch den Zwiſchenfall nicht gejtört werben wird. 


8. April. Minifter de Mouftier an den Geſandten im Haag. 

„Die franzöfifche Regierung bat erklärt, fie wolle eine Brüfung der Ber- 
träge von 1839 zulaffen, jie bat aber feine Initiative ergriffen und will 
feinen Schritt bei den Mächten thun. Sie will in diefem Augenblide Alles 
vermeiden, was eine directe Berhbandblung mit Preußen begrünben 
tönnte. Es beftebt zwiſchen Preußen und Franfreih glüdlider 
Weiie feine Frage. Wir bitten besbalb die Holläudiſche Regierung jorgfältig 
Alles zu vermeiden, was irgend einen Zwiſchenfall herbeiführen könnte.“ 


Frankreich regt bei England das Aufbören der 
preußiihen Bejapung in Zuremburg an. 


10. April. Mittbeilung des engliſchen Minifters ford Stanley an ben 
engliihen Botjchafter in Paris Lord Cowley. 

„Der franzöfiiche Botjchafter befuchte mich heute Vormittag und tbeilte mir 
ben wejentlihen Inhalt einer von M. Mouftier empfangenen Depeche mit. Diele 
jagt ım Anfange, daß die Stellung Luremburgs und rejp. Yimburgs beim Schluffe 
des beutjchen Krieges, der bem beutihen Bunde ein Ende machte, zweifelbaft ge 
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blieben jei;z daß Frankreich ſich enthalten babe, Preußen Borftellungen bezüglich 
diefer Provinzen zu machen, und es ſich auf bie Redlichkeit Preußens in Bezug 
auf deren zufünftige Yage verlaffen babe; und daß die franzöſiſche Regierung nad) 
wie vor jede Abficht, Preußen zu beleidigen oder zu reizen auf das Entichiedenfte 
in Abrede ftele.... M. de Mouftier jchreibt ferner, Graf Bismard babe 
jelber eingeftanden, daß jeit der Auflöfung bes deutſchen Bundes jedes jeiner 
Mitglieder feine wolle jouveräne Altiousfreiheit wiedererlangt habe, und daß weder 
Regierung noch Boll von Luremburg den Wunſch bege, in den neuen, unter 
Preußens Oberbobeit gebildeten Bund einzutreten, daß anbererjeit® die preußtiche 
Regierung entichlofjen fei, feine Preifion in biefer Richtung auszuüben. 

Nachdem Fürft Latour d'Auvergne mir den Inbalt dieſer Depejche 
mitgetbeilt hatte, gab er feine perlönliche Meinung dabin ab, daß die franzöftiche 
Regierung früher ober fjpäter auf dem Abzug der preußijhen Bejagung 
aus Luremburg werde beftebeu müjfen. Ich frug, weshalb jett gegen 
diefe preußiihe Beſatzung Einwendungen erhoben werben, nachdem fie jo viele 
Jabre in Luremburg geftanden bätte. Darauf erwiderte er, die Berhältniffe in 
Deutihland jeien total verändert; der alte Bund babe lediglich zu befenfiven 
Ameden beftanden; jeine Majchinerie fei, vermöge des aus verſchiedenen Kon— 
tingenten zufammengejetten Bunbesheeres, eine fomplizirte, feine Aktion eine 
langjame geweien; die Tage jei eine ganz andere geworben; Preußen 
vereinige alle Kraft in feiner Hand, und Luremburg im Beſitze 
einer preußijhen Befagung würde für Deutihland binfort nicht 
mehr eine bloße befenfive, jondern eine offenfive Pojition gegen 
Frankreich jein.“ 


13. April. Minifter de Mouftier an Beuedetti: 

— — — „Wir können uns von Seiten Englands ver freundichaftlichften 
Gefinnung erfreuen; bie beiden anderen Großmächte jcheinen uns auch mehr und 
mehr günftig geftimmt zu werben, — fie zollen unferer Mäfigung Anerkennung. 
Alle uns zugehenden Andeutungen zielen auf Die Zurüdziebung ber preu- 
ßiſchen Garnifon aus Luxremburg. — Die Mächte jcheinen fich darüber 
vertraulich beiprocden zu haben und geneigt, in Berlin zu verfteben zu geben, 
daß es billig wäre auf unjere Würbe und unſere Intereffen Rückſicht zu nehmen.“ 


Die öffentlihe Meinung in Deutſchland. 


13. April Der englifhe Botſchafter in Berlin Lord Loftus an Lorb 
Stanlev: 

„Die Aufregung, die in allen Schichten der Berliner Gejellichaft über bie 
turemburger Frage entftanden jei, babe etwas nachgelaffen, doch ftehe der Ent- 
ſchluß feft, fi jeder aggrejjiven Forberung Franfreihs zu wider: 
legen.“ 


Erjte Aufnahme des Vorſchlags der Räumung 
Luremburgs Seitens Preußens. 


15. April. Yord Stanley an Lord Cowley: 

„Graf Beruftorff bejuchte mich heute Nachmittag und theilte mir den weſent— 
fihen Inhalt einer vom Grafen Bismard eingetroffenen Depeche mit. Graf 
Bismard ſchreibt, er habe gehört, daß von verfchiedenen Seiten der Gedante 
ausgeiprochen worben jei, als ob die Neutralifirung Yuremburgs und bie Aus- 
ſchließung jeder fremden Beſatzung aus ber Feftung zur Bafis eines Arrangements 
gemaht werben könne. Im Betreff diefes Planes fchreibt Graf Bismard, 
Preußen befinde fi, bei der gegenwärtigen Sadlage in Deutſch— 
land, nihtim Stande, ineine Trennung Yuremburgs von Deutſch— 
land, unter was immer für einer form, oder in die Räumung ber 
Seftung zu willigen.“ 
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15. April. Stellung Franfreihs zu der Verwidelung 
wegen Luxemburgs. 


Depeijhe Mouftierd an die Gejandten in London, Wien, Florenz 
und Petersburg. 


Nah einer Recapitulation der bisherigen Phajen ber Verhandlung fährt 
die Depeiche fort: 

— „Ih lege Werth darauf auszuſprechen, daß wir unfererjeits keine Zwede 
territorialer Vergrößerung hatten, daß wir nur barauf bedacht waren, unieren 
Grenzen ihre notbwendige Sicherheit zu geben. — — Wir hatten insbefondere 
nicht die Abficht, Preußen zu beunrubigen ober zu verlegen, und die vertrauliche 
Beiprehungen, welche bis zum letzten on. zwiſchen unjerem Botſchafter 
in Berlin und dem Premierminiſter des Önige Wilhelm ftattgefunden batten, 
waren der Art, daß über unfere Abfichten feine Ungewißheit auf Seiten bes 
Grafen Bismard befteben konnte. Andererjeits glaubten wir alles Recht 
zu ber Borausjegung zu haben, daß Preußen in feinen Bezie— 
bungen uns gegenüber nur freundſchaftliche und unintereſſirte 
Stimmungen walten lajjen wollte, unb daß es auf bie Nothwen— 
digfeiten unferer defenjiven Lage alle Rüdfiht zu nebmen bereit 
fei. Wir haben daher nicht angenommen, daß Preußen feine Garnifonen in 
Luremburg aufrecht erhalten wollte: wir burften vielmehr glauben, daß es bat 
mehr politifhe, als territoriale Arrangement, durch welches auf 
friedlihem Wege das Großherzogthum Yuremburg an Frantreid 
gelangen follte, als ®elegenbeit betrachten würde, zwijden 
Deutihland und uns gegenjeitige gute Beziehungen zu gründen, 
welde der Ruhe Europas ernfte Bürgihaften gewähren würden. 
Wir find deshalb weit entfernt, aus einer Kombination, welde für uns ein Pfand 
bes Friedens fein follte, jett einen SKriegsanlaß zu machen. Auch baben wir 
uns ohne Zögern zur Prüfung der Verträge in Gemeinfchaft mit Europa bereit 
erklärt. — Da unjere Fürjorge ausfhließlih auf die Sicherbeit 
unferer Örenzen geridtet ift, fo werden wir von vornherein keine 
Kombination ausfhließen, weldhe uns in diefer Beziehung aus: 
treibende Bürgjhaften gewährt.“ 


17. April. Vorſchläge Defterreihd zur Zöjung der Frage. 
Lord Stanlev an ford Cowley. 


„Herr von Beuft ſchlägt zwei Bafen vor, auf benen eine Vermittelung 
proponirt werben könnte; bie erfte würbe den König von Holland im Beſitze 
Luremburgs laffen, die zweite würbe dieſes Belgien übergeben, melde 
als Erfa einen gewiffen Theil feines Gebiets an Frankreich abtreten würde; in 
jedem biejer beiden Fälle würde Preußen die Feftung zu räumen haben. 
Graf Bismard, jo bemerkte Graf Apponyi, habe fih zu einem Arrangement 

eneigt gezeigt und ber zweiten Alternative den Vorzug gegeben, während in 
Barie die erfte als die beffere gehalten werbe, infofern als der Kaifer erklärt 
babe, daß er keinen Wunſch nad Gebietsvergrößerung hege ... Bom Grafen 
Apponyi befragt, was ich über Herrn v. Beuſt's Borichläge denke, erwiederte 
ih, daß ih Grund zu glauben habe, daß Preußen nicht in eine Räumung ber 
Feftung willigen und eben jo wenig der König von Belgien einem Gebietsaustauid 
feine Zuftimmung geben werde. Da Se. Ercellenz Zweifel in die Richtigkeit 
meiner erften Aeußerung ausbrüdte, tbeilte ich ihm vertraulich mit, was Grat 
Bernftorff mir am 15. d. gejagt. Auf feine weitere Anfrage, wie die Transaktion 
von ber britiichen Regierung aufgefaßt werden würde, für den Fall, daß Preußen 
jo geneigt erweije, erwieberte ich, einer pofitiven Antwort ausweichend, es jet 
berflüffig, eventuelle Löſungen zu biskutiren, bevor es nicht feftftehe, daß Preußen 
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jeine, in ber vergangenen Woche in jo pofitiver Weiſe ausgeſprochene Anficht 
geändert habe. Wenn biejes geſchehen, werde bie britifche Regierung gerne jeden 
Borihlag, der den Frieden zu wahren berufen jei, in Erwägung zieben. 


17. April. Englijhe Borftellungen an Preußen. 


17. April. Lord Stanlev an Lord Foftus. 


Er babe aus Graf Bernftorffs Mittheilung mit Bedauern erjeben, wie 
geringe Hoffnung auf einen frieblihen Ausgleih vorhanden fei. Aber e8 wäre 
do eigentbümfih, wenn ein Ausweg nicht aufgefunden werben fünnte, obwohl 
von Preußischer Seite ein folder nicht angebeutet werden könnte! „Preußens 
Intereffen find in dem Nefultate mehr als bie irgend eines anderen Theiles 
Deutihlands involvirt. Es bat eine lange Seeküfte und Häfen zu vertheibigen, 
während die Jahreszeit Flottenoperationen günftig iftz es befitt nicht Die Mittel, 
einem Drude der franzöfiichen Flotte an den eigenen Küften Widerſtand zu leiften, 
und die Verwüſtungen, welche die Uebermacht — zur See auf dem Ge— 
biete des deutſchen Handels nicht allein in Europa, ſondern auch auf andern 
Gebieten ſeiner Thätigkeit anzurichten vermöchte, dürfte eine ſehr ernſte finanzielle 
Kriſe in Deutſchland hervorbringen.“ Es wäre daher wünſchenswerth, daß Preußen 
dieſe Punkte in Berückſichtigung ziehe. Die britiſche Regierung ihrerſeits wolle 
kin Urtheil über die zwiſchen Freußen und Frankreich ſchwebende Frage, fo wie 
fie jetst ftebe, ausſprechen. 


18. April. Bismards Rückſicht auf die öffentlide Stim- 
mung in Deutſchland. 


18. April. Yord Stanley an Porb Loftus. 


Graf Bernftorff jei fo eben bei ihm geweſen und babe ihm den mejent- 
lihen Inhalt einer Depeiche bes Grafen Bismard mitgetbeilt, in der er jchreibt, 
„daß er zwar perlönlich fich dem Vorſchlage des Herrn v. Beuft nicht widerſetzen 
wolle, auf denfelben aber nur joweit eingeben könne, als bie öffentliche Stimmung 
Deutihlands es geftatte. Dieje laſſe fih nur auf dem Wege der Erfahrung er- 
mitteln; bis zur Stunde aber fei, jo viel er ſehe, es nicht wahrſcheinlich, daß 
diefe umerläßliche Bebingung erfüllt werde, und deshalb könne er unter ben 
gegenwärtigen Umftänden nur am Status quo fefthalten.“ 


19. April. Lord Stanley an Yorb Loftus: 


Da eine friedliche Löſung lediglich von der Okkupation der Feſtung abbänge, 
jollte die preußiihe Regierung doch erwägen, ob fie in biefem Punkte nicht nach» 
eben könne. „Die franzöfiihe Regierung gründet ihren Widerſtand auf das 
erbleiben ter Feſtung in den Händen Preußens auf ihre angebliche Befürdtung, 
daß fie eine fortwäbhrende Drohung für die Sicherheit der franzöfiihen Grenze 
jein werbe; unb wofern die preußifhe Regierung Anftand nehmen jollte, ihre 
Truppen zurüdzuzieben, würde bies in Frankreich als eine geheime Abficht ge- 
deutet werten, bie Feftung früher ober jpäter zu aggreifiven Zmeden gegen 
Frankreich zu benugen. Wenn diejer Punlt zur Befriedigung der franzöfifchen 
Regierung erledigt wäre, würde das weitere Schidjal der Feſtung derſelben gleich— 
gültig fein. Ich möchte Ew. Erc. erſuchen, dem Grafen Bismard vertraulich 
diefe Anficht der Frage vorzulegen und ibm das Bedauern nicht zu ver- 
beblen, mit dem J. M. Mean, ben Ausbruh eines Krieges 
jwifhen Franfreih und Preußen um ein Objelt von anjheinend 
jo geringem praftijhen Werthe jeben würde, zumal da ein ber- 
artiger Krieg die Konfolidirung Deutihlands, bie in letter Zeit 
fo große Fortfhritte gemacht, notbwendigerweife verzögern würde. 


Fürft Bismard, 43 
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Sollte Graf Bismard von Berlin abweiend fein, daun bliebe es dem Ermeſſen 
Em. Erc. anbeimgeftellt, mit dem König von Preußen direkt im Geifte dieſer 
Depeſche zu ſprechen.“ — 


Vermittelungsverjuhe Defterreihd in Paris 
und Berlin. 


19. April. Lord Cowley an Lord Stanley. 


Fürft Metternich habe die Anfrage geftellt, ob die franzöfiiche Regierung 
in ein Ablommen willigen würde, deſſen Bafis die Neutralität Yuremburgs ober 
die Annectirung tbeffelben an Belgien, gegen Abtretung belgifhen Gebiets an 
Frankreich wäre. Darauf habe ber Kaiſer ſich dahin geäußert, daß jed wedes 
Arrangement, welhes ben Abzug der Preußen aus luremburg in 
ſich jchlöfje, bei der faiferlihden Regierung eine mehr als blos nach— 
fihtige Aufnahme finden, daß ber Kaifer aber unter feiner Bebingung eine 
Gebietövermehrung annebmen würbe. Darauf bin babe Herr v. Beuft Eröff- 
nungen in Berlin gemacht, wojelbft fie günftig aufgenommen worden jeien. Auch 
Fürſt Gortichafoff babe, obwohl er feine Initiative Preußen gegenüber er 
greifen gewollt, das Verſprechen gegeben, jeben im Interefje des Friedens ge 
machten Vorſchlag zu unterftügen, und wenn die britiiche Regierung ibre Ratb— 
ſchläge den öfterreichiihen und ruſſiſchen zugejellen wollte, ließe fich hoffen, daß 
die preußifche Regierung fi zu Konzeffionen berbeilaffen werde, welche die gerechten 
Empfindlichleiten Frankreichs befriedigen dürften. — Ich bemerkte, daß bie von 
IM. Regierung von Berlin erhaltenen Berichte nicht geeignet jeien, die Hoffnung 
auf Zugeftändniffe von Seiten Preußens zu erhöhen; worauf M. de Mouftier 
erwiderte, er wiffe zwar, daß dies die Eindrüde ber britifchen Regierung jeien, 
daß er aber troßdem den Moment zur Berwendung von Em. Lordſchaft freund- 
lichen Dienften in Berlin für günftig erachte und die feſte Hoffnung bege, dab 
Sie diefelben nicht zurückhalten werben. 


20. April. Lord Stanley an Lord Cowley: 


Der Borjchlag, Yuremburg an Belgien abzutreten und Frankreich durch bei- 
giiches Gebiet zu entihädigen, könne fortan nicht mehr berüdjichtigt werben, da 
Belgien nichts abtreten und Frankreich nichts annehmen wolle. Dagegen wären, 
vorausgejegt immer, baß Preußen bie Feſtung räumen werde, drei Auswege 
möglih: a) bie abjolute unb intakte Ueberweijung der Feflung an den König 
von Holland, b) Ueberweilung berjelben an venjelben nach vorausgegangener 
Scleifung der Werke, c) Uebertragung ber Feftung an Belgien mit gleichzeitiger 
Ueberweifung des übrigen Iuremburger Gebiets an daſſelbe oder auch ohne bieie 
Ueberweifung. Die britiihe Regierung glaubt, daß diefe Punkte als Grundlage 
weiterer Erörterungen geeignet jeien. 


Rußlands Vorſchläge zueinerKonferenzin London. 


23. April. Lord Stanley an Lorb Cowley: 


Bon Petersburg fei der birefte Vorſchlag zu einer Konferenz in 
London auf Grundlage einer garantirten Neutralijation Lurem- 
burgs, in London eingetroffen. Lord Stanley jei damit einverftanben, aber 
es würde eine folde Konferenz offenbar nutlos fein, wofern nicht beide ftrei- 
tende Theile voraus erllären, daß fie ihren gegenwärtigen For— 
derungen entjagen wollen, wenn dies auf der Konferenz vonihnen 
gefordert werben jollte. Lord Cowley jomohl wie Lord A. Yoftus werden 
demgemäß von Lord Stanley aufgefordert, fi in Paris und Berlin die Ge— 
wißheit zu verichaffen, ob bie rejpektiven Regierungen im Interefje des Friedens 
zu einer ſolchen Entjagung geneigt jeien. 
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26. April. Der franzöfifche Botjchafter in Petersburg an Mouftier. 


„Prinz Gortſchakof f hat ſo eben Preußens Zuſtimmung zur Eröffnung 
einer Konferenz in London erhalten, auf der Grundlage ber Neutralijation 
Yuremburgs® unter Garantie Europas. Nah ber Auficht des Kanzlers 
würde diefe Kombination die Räumung ber Feftung in fich fchließen.“ 


Graf Bismard lehnt die vorherige bindende Aner- 
fennung der Beſchlüſſe einer Konferenz ab: 


27. April. Ford Stanley an Lord Cowley: 


Graf Bismard habe fich bisher nicht verpflichten wollen Die even- 
tuelle Entjheibung der Conferenz ale bindend für Preußen anzu- 
erfennen, er wolle zwar alles, was in jeinen Kräften ftebe, tbun, um die öffent» 
liche Meinung in Deutichland geneigt zu machen (to prepare), aber voraus 
fih binden, das könne Preußen nicht. Dies babe Bernftorff ihm (Stanley) 
heute mitgetheilt, worauf er jein Bedauern ausgeiproden babe, an einer Con— 
ferenz feinen Antheil nehmen zu können, deren Entſcheidung von einem ber 
Hauptbetheiligten nicht als bindend betrachtet werden fünne. Graf Bernftorff 
verficherte, daß er von ber Unparteilichkeit der englijchen Regierung in diefer An- 
gelegenheit überzeugt, über ben von Lorb Stanley angeregten Hauptgrund aber 
ohne Inftruftionen jei. 


Holland joll zur Konferenz einladen. 


27. April. Lord Loftus an Ford Stanley: 


„sch batte geftern eine Unterredung mit dem Grafen Bismard, in wel- 
her er bemerkte, daß, obzwar Graf Bernftorff den Meinungen feiner Regierung 
Ausdrud gegeben, er den Hauptpunkt vielleicht doch nicht genug betont babe, 
nämlich bie für Preußen beftebende Nothwendigkeit, bei der Behandlung diefer 
Frage den nationalen Gefühlen Deutjchlands Rechnung zu tragen und ihnen 
entiprechendb zu banbeln. Nachdem ich Se. Ercellenz die Gefahr der Yage ein- 
dringlich geſchildert, frug ich, „ob Preußen eine europäiihe Konferenz auf Grund» 
lage der Neutralifirung Yuremburgs jammt der Feſtung acceptiren, ober ob Se. 
Ercellenz einen andern zur Wahrung bes Friedens geeigneten Weg anbeuten 
fünne.” „Darauf jprab Se. Ercellenz bie aufrichtigften Wünſche für Erhaltung 
des Friedens aus, mit der Verficherung, daß Preußen jedwede ehrenvolle Be- 
dingung zu einem Arrangement anzunehmen geneigt jei. Das erfte Erforberniß 
jei, ein Motiv für eine europäiſche Konferenz aufzufinden, und deshalb jollte, 
jeiner Meinung nad, Holland ſich von wegen ber lage bes Herzog— 
tbums an die europäifden Mächte wenden, damit auf Hollands 
Einladung bin eine Konferenz zu Stande fomme. Preußen, jo ſprach 
Se. Exc. weiter, ift einer Konferenz nicht abgeneigt, die e8, wenn fie zum Bor» 
Ihlag gelangte, annehmen würde. Unmöglid jedoch ſei es für Preußen, vor ber 
Konferenz eine Bafis anzunehmen, oder Konzejfionen zu machen, wogegen 
Preußen, Europa und Holland gegenüber auf der Konferenz Zu— 
getändniffe mahen fönnte, dieesvorbem Zufammentrittder Kon— 
ferenz zu machen nicht im Stande jei. Alles, was Se. Exc. jagen könne, 
jei demnach, daß Preußen in eine Konferenz willigen würbe, aber n Baſis 
und ohne vorausgehende Engagements Es war ig Se. Erc. zu 
einer Abänderung diejes Entichluffes bewegen zu wollen . 


45* 
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Preußen bereit zu einer Gonferenz: Räumung 
und Scleifung der Feftung unter VBorausjegung 
der Neutralitätserflärung Luxemburgs. 


Graf Wimpffen meldet dem Grafen Bismard, e8 habe die franzöftiche 
Regierung dem Fürften Metternich erflärt, daß fie die Konferenz, auf 
Balız der Neutralifirung Luremburgs annehme. Graf Bismard erwiederte 
darauf, Preußen ſei dazu gleichfalls bereit und erwarte eine Einladung; 
Preußen ſei bereit die Räumung und Schleifung der Feftung 

uzugeftehen, wenn die Konferenz, als Rejultat ihrer Berathungen 
dies wünſchen und gleichzeitig für die Neutralität Luremburgs eine 
der belgiſchen gleiche Garantie gewähren jollte. 


28. April. Lord Cowley an Lord Stanley: 


H. v. Mouftier babe ihm gejagt, baß, ſoweit Frankreich betheiligt jei, 
diefes bie Konferenz ohne Schwierigkeiten beſchicken werde mit der Erflärung, daß 
die franzöfifche Regierung fi dem Endergebniß ihrer Beratbungen fügen werde, 
wofern privatim und fonfidentiell im Boraus feftgeftellt werde, daf bie Räumung 
Luremburgs das Refultat jein werde. Aus Mittheilungen der Botjchafter Defter- 
reis und Rußlands fei er zu ber Annahme berechtigt, daß die preußiſche Re— 
gierung zu biefem Zugeftändniffe auf Grundlage der Neutralifirung bes Herzog: 
thums ebenfalls bereit fei, wodurch die Bedenklicykeiten der britiihen Regierung 
boffentlich befeitigt fein werden. Gleichzeitig erflärte M. de Mouftier, daß bie 
franzöfifhe Regierung die Konferenz am liebften in London tagen ſehen würbe. 


30. April. Wunſch des Königs von Holland, daß eine 
Konferenz berufen werde, 
Telegramm bes Statthalters Prinzen Heinrich an Lord Stanler. 
„Der Stand der Luremburgiichen Angelegenheiten macht eine Revifion bes 
Londoner Bertrages von 1839 höchſt wünſchenswerth. Eine Berufung von Re- 
präfentanten ber Großmäcdte und Hollands nah London erſcheint angemeflen. 
en bie engliihe Regierung biefe Meinung theilt, joll ich im Auftrage des 
önigs » Großberzogs Em. Lordſchaft bitten, die erforderlichen Schritte zu jenem 
Zwecke thun zu wollen.“ 
30. April. Die engliſche Regierung wünſcht, daß der König 
Großherzog jelbit die Einladungen ergehen laſſe. 
30. April. Der König von Holland ald Großherzog von 
Luremburg läßt die Aufforderungen zu der in 
London abzubaltenden Konferenz über die Lurem: 
burgijhe Frage zum 7. Mai ergeben. 
2. Mai. Graf Bismard erflärt die Bereitwilligfeit Preußens 
zur Theilnahme an der Konferenz und ertbeilt dem Bot: 
ihafter in London die dazu erforderlihen Vollmachten. 


2. Mai. Vorſchlag Englands, Italien und Belgien zur Kon 
ferenz zuzuziehen. 
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4. Mai. Zuftimmung Preußens, ſowie der übrigen Mächte. Graf 
Bismard erflärt ald unbedingt wünſchenswerth, daß die 
Eröffnung der Konferenz feinen Aufihub erfahre. 


4. Mai. Lord Foftus an Lord Stanlep: 


„Graf Bismard erklärte, daß die Neutralifation des Großherzogthums 
unter europäiſcher Garantie die Bedingung fei, unter welcher allein die Surüd- 
siebung F Garniſon der öffentlichen Meinung in Deutſchland zugänglich gemacht 
werden könne.“ 


Konferenzen und Rüſtungen. 


(Grovinzial⸗Correspondenz vom 8. Mai 1867.) 


„Die Nachricht von dem Zufammentritt der Londoner Konferenz hat bie 
erhöhte Beruhigung nicht gewährt, welche nach ben vorherigen Abfichten und An- 
zeichen davon erwartet werben durfte. 

Zwar lauten die vorläufigen Mittheilungen in Bezug auf die Stimmungen 
der Conferenzmäcte günftig; namentlich fol England die Bedenken, welche es 
gegen die Sicherung einer neutralen Stellung Luremburgs zuerft zu begen ſchien, 
aufgegeben haben. 

Aber die Ausfichten, weldhe fih auf die Conferenzberathungen gründen, 
werden dur die Mittbeilungen getrübt, welche über bie Fortdauer franzöfiicer 
Rüftungen in zuverläffiger Weife eingeben. Diefe Nachrichten befunden, baß 
Frankreich feine Armee nicht blos, wie im amtlichen Blatte angedeutet war, 
auf die volle regelmäßige Friedensftärke bringt, binter welcher dieſelbe in ber 
legten Zeit zurüdgeblieben war, ſondern durch die eifrig fortgejettten Pferbe- 
Ankäufe und durch umfafjende Einziehung von Mannſchaften über jene Friebens- 
ſtärle hinaus geht und jeine Armee in einen Stand verfett, der diejelbe über 
das Bedürfniß bes Friedens hinaus zu Angriffszweden fäbig erfcheinen läßt. 

Unter ſolchen Umſtänden wird die Preußifche Regierung neben dem auf- 
richtigen Wunſche und fortvauernden Beftreben auf Erhaltung des Friedens ſich 
der Nothwendigkeit ernfter Vorfiht und Wachſamkeit nicht verichließen dürfen. 
Preußen bat bisher feinen Mann einberufen, kein Pferd gelauft. Es bält aud 
jegt nicht blos an dem Wunde, jondern aub an der Hoffnung auf Frieden 
it. Die Conferenz fanı die Erfüllung dieſer Hoffnung bringen; aber dieſe 
Möglichkeit kann für Preußen fein Grund fein, Vorſichtsmaßregeln zu vernach— 
lüfigen, welche nur dann unterbleiben könnten, wenn Frankreih, wie man vor 
acht Tagen erwarten durfte, durch die That eine Sicherheit gewährte, daß es ben 
Frieden in vollem Erufte erftrebt, nicht blos als Möglichkeit gelten läßt. 

Nur eine ſchleunige friedblihe Entſcheidung burdh die Con— 
jerenz wird unjere Regierung der Nothwendigkeit überbeben 
!önnen, diejenigen Maßregeln der Borficht zu ergreifen, welde fie 
Preußens und Deutjhlands Sicherheit jhuldig ift.“ 


Die Londoner Konferenz über Luremburg. 


Die Protocolle der Konferenzen. 

Protokoll Nr. 1. Situng vom 7. Mai 1867. 

Anmwejend: für Defterreih Graf Apponyi, für Belgien Herr van be 
Beyer, für Franfreih Fürft de la Tour d'Auvergne, für Großbritannien 
Lerd Stanlep, für Itahen Marquis D’Azeglio, für Holland und Luremburg 
Baron Bentind, Baron v. Tornaco, Hear Servais, für Preußen Graf 
Bernftorff, für Rußland Baron Brunnom. 
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Graf Apponpyi flellt den Antrag, Lorb Stanley mit bem Borfite ber 
Konferenz zu betrauen. 

Nachdem diefer Vorſchlag einftimmig angenommen worben ift, ſpricht Lord 
Stanlev: 

„Ih danke Ihnen für den Beweis von Bertrauen und Woblmwollen, den 
Sie mir dur bie Einladung, ben Arbeiten ber Konferenz zu präfibiren, gegeben 
haben. Ich hoffe, daß die Dauer unferer Sitzungen feine lange fein und baf 
ihr Refultat in der Herftellung eines dauernden Friedens für Europa befteben 
werbe. Sie haben faft alle vor mir den Vortbeil einer langen Erfahrung in ber 
Diplomatie voraus, und ich zähle auf diefe Erfahrung und auf die Ratbichläge, 
die Sie mir gütigft ertbeilen werben, um unſere Arbeiten zu leiten, nutzloſe Weit⸗ 
fohweifigleit zu vermeiden unb unfere Berathungen einem erfolgreichen Ziele ent- 

egen zu führen. Ich erlaube mir, ben Herrn Julian Fane, erften Gejanbt- 
chaftsſekretär I. Br. Maj. in Paris als Protofollführer vorzufchlagen.“ 

Der Borihlag wird einftimmig angenommen und Herr Kane introduzirt. 

Lord Stanley Ipricht hierauf die Meinung aus, daß bie Anweſenheit bes 
Bertreterd Sr. Maj. des Königs von Italien bei ber Konferenz zu den Erfolgen 
ihrer Berathungen beitragen werbe, weshalb er vorichlägt, den Marquis d'Azeglio 
zur Situng einzuladen. 

Nachdem dieſer Vorſchlag einftimmig angenommen worben (Baron Bentind 
mit dem Vorbehalt, daß die Arrangements von 1839 allein Gegenftand ber Be- 
ratbung fein follen), wird der Marquis d'Azeglio introbuzirt und nimmt feinen 
Pla am Konferenztifche ein. 

Lord Stanley begrüßt ibn im Namen ber Anmwejenden. Der Marquis 
dankt Lord Stanley für die zu Gunften Italiens ergriffene Initiative. Italien 
babe von früber kein Recht, gleich den übrigen Mächten an der Konferenz Theil 
zu nehmen, und betrachte es als eine Rüdfiht (deference) von ihrer Seite, die 
ibm wertber ei, als jede andere Berechtigung. 

Die Bevollmächtigten verifiziren hierauf ihre Bollmachten, die dann zu ben 
Alten der Konferenz gelegt werben. 

Lord Stanley jpridt hierauf die Meinung aus, daß, da bie Konferenz 
auf Einladung des König» Großberzogs von Luremburg zufammengetreten fei, 
die Vertreter des Großherzogs aufgefordert werden follen, die Gründe zu dieſem 
Schritte anzugeben. 

Baron Bentind erflärt als Erwiderung, daß der Zweck der Konferen; 
in der Revifion der Traftate von 1839 beftebe. 

Lord Stanley meint, e8 werde am beften fein, den Entwurf bes neuen 
Traktates zu unterjuchen, au welchem Zwecke er einen Abriß deffelben babe an— 
fertigen unb den Bevollmächtigten bereits zuftellen laffen. 

Die erft geftern angelommenen luremburgiihen Vertreter erflären, dieſes 
Dokument jet ibnen noch unbelannt. Herr Fane lieft es vor. (Diejer Traftat- 
Entwurf ift dem Protokoll der erften Sigung angehängt.) 

Graf Bernftorff bemerkt, er babe gegen diejen Entwurf im Allgemeinen 
nichts einzuwenden, doch bemerke er in ihm eine Abweichung vom erften Pro: 
gramm, auf deſſen Bafis feine Regierung bie Einladung zur Konferenz ange 
nommen babe, nämlich die europätiche Garantie für die Reutralität Yuremburge. 
Nachdem aber diejes Programm von fämmtlihen auf ber Konferenz vertretenen 
Mächten zugelaffen und angenommen worben fei, balte er fich zu ber Hoffnung 
berechtigt, daß bie Yüde bei der Beratbung über $. 2 ergänzt werden würde. 

Die Bevollmächtigten Defterreihe, Frankreichs, Rußlands und Hollands 
beftätigen die Angabe des preußiſchen Bevollmächtigten, daß die Neutralität Lurem- 
burgs unter einer Kollektiv» Garantie von allen Mächten als Bafis der Unter: 
bandlungen angenommen worben jei. 

Lord Stanley hebt hervor, daß kraft der Verträge vom 19. April 183) 
bas Großherzogthum Luremburg bereitd unter europäiſche Garantie geftellt ſei. 
Was die Ausdrücke betreffe, die im vorliegenden Traktats-Entwurf ſich auf bie 
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für Luxemburg berzuftellende Neutralität bezieben, jo find dieſelben identifch mit 
denen, welche die Neutralität Belgiens im 7. Artifel des Anhangs zum Londoner 
Traftat vom 19. April 1839 ausipredhen. 

Dagegen hebt Graf Bernitorff hervor, daß ber Traftat von 1839, ob- 
wohl er Yuremburg unter die Garantie der Mächte ftelle, deſſen Neutralität nicht 
garantire. Der Unterjchied zwiſchen biefer und ber belgiſchen Garantie ſei aber 
jeor wichtig, und er jpricht die Hoffnung aus, daß bie Mächte Luxemburg in der— 
jelden Weiſe wie Belgien garantiren werben. 

Die Bevollmächtigten einigen fih hierauf, den Xraktats- Entwurf Artikel 
für Artikel zu erörtern. 

Die Präambel wirb mit einigen unbebeutenden Abänberungen angenommen. 

Die Berathung über Artikel I. wirb vertagt, da die Bevollmächtigten Hol- 
lands und Luremburgs ſich über ihn erft Inftruftionen einholen wollen. 

Man jchreitet nun zur Berathung über Art. II., ber im Urterte des Ent- 
wurfes folgendermaßen lautet: Le Grand-Duche de Luxembourg, dans les 
limites determindes par l’Acte annex& aux Traites du 19. Avril 1839 
sous la garantie des cours de la Grand - Bretagne, d’Autriche, de France, 
de Prusse, et de Russie, formera d&sormais un Etat perpötuellement neutre. 

Il sera tenu d’observer cette même neutralit6 envers tous les 
autres Etats. 

Les Hautes Parties Contractantes s’engagent à respecter le principe 
de Neutralit& stipul& par le present Article. 

Graf Bernftorff beantragt als Amendement am Schluffe dieſes Artikels 
folgende Worte hinzuzufügen: „Diefes Prinzip ift und bleibt geftellt unter Sank— 
tion der folleftiven Garantie der den Vertrag unterzeichnenden Mächte, mit Aus- 
nabme Belgiens, welches jelber ein neutraler Staat ift.“ 

Baron Brunnom erklärt, von jeinem Hofe ermächtigt zu jein, dem Prinzip, 
die Neutralität Luremburgs unter eine Kollektiv - Garantie zu ftellen, vollftändig 
zuzuſfimmen. Er bofit auf die Einräumung und einftimmige Adoptirung biejes 
Prinzips als befte Sicherheit, die man für die Aufrechthaltung des Friedens in 
Europa bieten könne. 

Graf Apponpi giebt die Erffärung, daß auch feine Regierung die Ga- 
rantie der Neutralität Luremburgs als Bafis der Verhandlungen angenom- 
men babe. 

Fürft de la Tour d'Auvergne jagt, er für feine Perſon babe feine 
ſpeziellen Inſtruktionen bezüglich der Frage einer Kolleftiv- Garantie, er müſſe 
aber zugeftehen, daß dieſe Garantie bis jet als Komplement zur Neutralifirung 
erwähnt worden jei, und daß der preußiiche Botjchafter deshalb zu feinen Be- 
merlungen vollkommen berechtigt jei. 

Hr. van de Weyer, der über biefen Punkt ebenfalls feine bejonderen 
Inftruftionen bat, brüdt die Meinung aus, daß, vom allgemein perjönlichen 
Standpunkt aus betrachtet, die Garantie der Neutralität Yuremburgs als aus den 
Gejammttraftaten von 1839 hervorgehend betrachtet werben fünne. 

Lord Stanley erflärt, ihm würbe es lieber fein, wenn Artikel II., jo wie 
er in dem Traktatentwurf ftehe, ohne das Amendement Bernftorff's beibehalten 
würde. Da jedoch die große Majorität der Bevollmächtigten die Anficht des 
Grafen Bernftorff unterftüge, wolle er bei feinen Kollegen anfragen und in 
der nächften Sitzung Über deren Entſcheidung Bericht abftatten. 

Die Berathung über Artikel III. und IV. wirb auf Anſuchen ber Vertreter 
von Luremburg vertagt, Artilel V. und VI. aber ohne Diskuffion angenommen, 
die nächſte Sitzung auf den 9. Mai anberaumt. 


Protocol Nr.2. Sigung vom 9. Mai. 
(Alle Konferenzmitglieder anwejend.) 
Marquis d' Azeglio meldet, er jei auf feine Anfrage von feiner Regierung 
ermächtigt worben, ſich dem Prinzipe der Kollektiv» Garantie anzuſchließen. 
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Lord Stanley erklärt feinerfeits, die britiihe Regierung ſchließe fih aus 
Rüdfiht für den einftimmigen Wunfch der übrigen Mächte ebenfalls dem Prinzipe 
der Kollektiv» Garantie an und bemgemäß acceptire er das Amenbement des 
Grafen Bernftorff zu Art. II. 

Graf Bernftorff fpricht feine Ueberzeugung aus (die Übrigen Bevollmäch— 
tigten flimmen bier fämmtlich bei), daß ganz Europa ber britiihen Regierum 
für diefe Nachgiebigleit dankbar fein werbe. 

Baron Bentind beantragt ald Zufag 9, Art. I, die Worte: „Die Redte, 
welche bie Aanaten des Haufes Nafjau Betreffs der Succeffion im Grofbenog- 
thum kraft felbiger Traktate befiten, bleiben gewahrt.“ 

Diefes Amendement wird einftimmig genehmigt. Nun ftellt Baron de Tor- 
naco den Antrag in Art. II. einen Paragrapben einzufchalten, um bie fommer: 
ziellen Rechte des Großherzogthums und fein Recht, Zollverträge mit der benad: 
barten Staaten abzufchließen, zu ſchützen. 

Graf Bernftorff ift der Anficht, daß dieſe Frage nicht in das Gebiet ber 
Konferenz geböre. Der betreffende Artikel II. berühre ben beftehenden Zolltraktat 
eben jo wenig, wie bie kommerziellen Rechte des Großberzogthums im Allge⸗ 
meinen. 

Die Bevollmächtigten Oeſterreichs, Frankreichs und Rußlands meinen eben- 
falls, daß die beſprochene Neutralität eine rein militäriſche ſei, die das Recht des 
Großberzogs, Hanbelsverträge abzuſchließen, nicht weiter beeinträchtige. 

Darauf zieht Baron v. Tornaco fein Amenbement zurüd. 

Baron Brunnow beantragt eine Mopififation des letzten Abſatzes von 
Art. III. dahin, daß gejest werde: „Sa Majeste le Roi Grand-Duc se ré— 
serve d’entretenir dans cette ville le nombre de troupes n£cessaires 
pour y veiller au maintien du bon ordre,* ftatt wie es im Berfafjungs- 
Entwurf heißt: „Promet de n’entretenir dorenavant dans cette ville que 
le nombre de troupes necessaires ete.* Denn in biejer Faſſung könnte es 
iheinen, als ob ber Großherzog Betrefis der Truppenzahl befchränft würbe, was 
gegen das Intereffe der Stadtbewohner wäre. 

Baron Tornaco bebt die Uebelftände hervor, die der Stadt überhaupt 
aus diefem Arrangement erwachſen würden. Billiger Weije jollte man ihr eine 
Entihäbigung bewilligen. | 

Lord Stanley bält derartige Entſchädigungs-Anſprüche unzuläffig. 

Graf Bernftorff desgleichen. 

Baron Brunnom fpridt die Ueberzeugung aus (die anderen Bevollmäd- 
tigten jchließen fich ihr an), daß der Großherzog die Intereffen der Stadtbewohner 
nach Möglichkeit berüdfichtigen werde. 

Art. III. wird hierauf mit dem Amenbement bes ruſſiſchen Bevollmächtigten 
angenommen. 

Art. IV. handelt von der Räumung ber Feftung durch die Preußen, aber 

Graf Bernftorff erffärt, er babe von feiner Regierung noch keine Wei— 
fung über das Datum, an dem die Räumung bewerfftelligt jein könne. Dod 
babe er allen Grund, zu glauben, daß fie nicht länger, als abjolut nothwendig, 
binausgejboben werben würde. 

Baron Brunnom hofft, Se. Maj. der König von Preußen werbe, beu 
en Europa’s Rechnung tragend, die möglichft raſche Erledigung ber Frage 

ördern. 

Die Faffung von Artilel IV. wird hierauf auf die nächſte Sigung wer 
ſchoben. 

Bei Berathung von Art. V. ſchlägt Baron Brunnow vor, den Worten: 
„Les travaux requis à cet effet commenceront immédiatement apres la 
retraite de la garnison“, folgende Worte zuzuſetzen: „Ils s’effectueront avec 
tous les menagements, que r&clament les inter&ts des habitants de la 
ville. Das würbe für Manden in ber Stabt von berubigender Wirkung fein. 

Der Antrag wird angenommen. 
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Ein anderer von Baron Tornaco dagegen, daß bie Koften ber Schleifung 
der Feſtung von ben kontrahirenden Mächten getragen werben ſollen, verworfen, 
nachdem die Bevollmächtigten Englands und Rußlands ihn geradezu für unzu- 
fälfig erflärt hatten. 

Art. VI. wird mit dem Provifo angenommen, daß der Austaufh ber Ra— 
tilationen binnen vier Wochen geſchehen müffe. 

Baron Bentind überreiht den Entwurf einer Erklärung über die Bes 
ziehungen Luremburgs und Limburgs, welde folgender Maßen lautet: „Die 
Unterzeichner des vorliegenden Traktates erlennen an, daß, nachdem buch bie 
Auflöfung det Deutihen Bundes auch eine Auflöfung der Bande erzeugt wurde, 
welhe das Herzogtbum Limburg gemeinfam mit dem Großherzogtbum Yuremburg 
mit befagtem Deutihen Bunde vereinigte, daraus folge, bat die (in Art. III., 
IV. und V. bes Zraftates vom 19. April 1839 erwähnten) Beziehungen zwiſchen 
dem Großberzogthbum und gewiffen, zum Herzogthbum Limburg gehörenden Ge— 
bieten zu eriftiren aufgehört haben, und daß befagte Gebiete nad wie vor einen 
integrirenden Beftandtheil des Königreiches der Niederlande bilden.” Dieſes Do- 
fument möge bem Traktate als ein Zufagartifel oder in anderer Form ange- 
bingt werben. 

Graf Bernftorff hat dagegen nichts einzuwenden, eben jo wenig bie an— 
deren Bevollmädtiaten. 

Die nächſte Sigung wirb auf den 10. anberaumt. 

Die Sikung vom 10. ift unbedeutend. Art. IV. kann noch nicht aus: 
gerüllt werben. 

Die in ber vorigen Situng angenommene Deklaration Betreffs Limburgs 
wir als Art. IV. dem Bertrags- Entwurfe beigefügt. 

Baron Bentind ſpricht den Wunfch feiner Regierung aus, es möge im 
Protololl verzeichnet werben, daß die bolländifche Regierung den von Seiten bes 
König » Großherzogs im gegenwärtigen Bertrage übernommenen Verpflichtungen 
gänzlih fremd ſei. 


Protokoll Nr. 4. Sigung vom 11. Mai. 


Der belgiſche Bevollmächtigte ftellt das Anfuchen, e8 möge verftanden fein, 
daß Art. III. des Bertrags- Entwurfes die Rechte der anderen neutralen Mächte 
Betreffs Erhaltung und eventueller Berftärkung ihrer Feftungen und fonftigen 
Vertheidigungsmittel nicht berühre. 

Wird einftimmig angenommen und bejchloffen, daß eine bezügliche Dekla— 
ration von ſämmtlichen Bevollmächtigten der Konferenz gezeichnet werbe. 

Lord Stanley hierauf, jo jeien denn alle Artikel erledigt bis auf bie 
Faſſung von Art. IV. (Termin der Räumung). Se. Majeftät der König von 
Preußen babe erklärt, daß die in ber Feſtung Luremburg actuel in Garnifon 
ftebenden Truppen die Räumung unmittelbar nad vollzogener Ratificirung bes 
gegenwärtigen Traktates beginnen ſollen. Gleichzeitig folle die Abführung ber 
Artillerie, Munition und aller übrigen Equipirungsftüde der Feftung in Angriff 
genommen werben. Unb follen während biefer Operation nicht mehr Truppen 
in ber Feftung verbleiben, als für die Sicherheit und jchnelle Abführung bes 
Kriegsmaterial® erforderlich ift, welche Abführung in möglichft kurzer Zeit voll 
enbet fein joll. 

Art. IV. wird, jo ftyfifirt, einftimmig angenommen. Dann folgen bie 
Kermalitäten der Signatur mit den Initialen der Bevollmächtigten. 

Schließlich Ipriht Baron Brunnomw dem Borfigenden, Ford Stanley, den 
Dank der Verſammlung für feine umfichtevolle Leitung der Berathungen aus. 
“ Sämmtlihe Anwejenden ftiimmen ein, Lord Stanley erwibert in wenigen 

orten. 

In der 5. Situng vom 13. Mai wird die Unterzeihnung vorgenommen 
und dem Brotofollführer der Dank der Berjammelten ausgeiproden. — Die 6., 
am 31. Mai, ift dem Austaujch der Ratifilationen gewidmet. 
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11. Mat. Londoner Vertrag über Luremburg. 


Im Namen der allerbeiligften und untheilbaren Dreifaltigteit: 


Seine Majeftät der König der Niederlande, Großherzog von Luremburg, 
bat mit Rüdfichtnahme auf die Veränderung, welche in ber Lage des Grofberzog 
thums veranlaßt wurde, in Folge der Auflöfung der Bande, welche bafjelbe mit 
dem früheren deutſchen Bunde verknüpften, Ihre Majeftäten den Kaifer der Fran 
zofen, den Kaifer von Defterreih, die Königin von England, den König ber Belgier, 
den König von Preußen und ben Kaifer von Rußland eingeladen, ihre Vertreter 
in einer Konferenz zu London zu verfammeln, um ſich mit ben Bevollmächtigten 
Seiner Majeftät des Königs» Großberzogs zu verftänbigen über neue Arrangements, 
die im allgemeinen Intereffe des Friedens zu treffen wären. 

Und Ihre genannten Majeftäten baben, nachdem fie diefe Einladung ange- 
nommen, in gemeinfamer Nebereinftimmung befchloffen, dem Wunſche zu entiprecen, 
welden Seine Majeftät der König von Italien fund gegeben bat, an einer Be 
ratbung Theil zu nehmen, bie beftimmt ift, ein neues Band der Sicherbeit für 
die Aufrechtbaltung der allgemeinen Ruhe zu bieten. 

In Folge deffen haben Ihre Majeftäten in Uebereinftimmung mit bem 
Könige von Italien, indem fie zu dieſem Zwecke einen Bertrag jchließen wollten, 
zu ihren Bevollmächtigten ernannt (folgen die Namen ber weiter unten bezeichneten 
Minifter mit ihren Titeln), 

welche, nachdem fie ihre in vollgütiger Form befunbenen Bollmadhten aus 
getaufcht, über folgende Artikel übereingelommen find: 

Art. 1. Seine Majeftät ber König der Niederlande, Großherzog von Lurem- 
burg, bält die Bande aufrecht, welche das genannte Großberzogtbum mit dem 
Haufe von Naffau- Oranien verbinden, fraft der Verträge, welche biefen Staat 
unter die Souverainetät Seiner Majeftät des Königs- Großberzogs, Seiner Rad» 
fommen und Nachfolger geftellt haben. 

Die Rechte, welche die Agnaten des Haufes von Naffau auf die Erbfelge 
bes Großherzogthums kraft derielben Verträge befiten, find aufrecht erhalten. Die 
hohen contrabirenden Theile acceptiren biefe gegenwärtige Erflärung und nebmen 
davon Act. 

Art. 2. Das Großberzogthum, in den Grenzen, wie fie durch ben, den 
Berträgen vom 19. April 1839 angefügten Act unter der Garantie der Höfe von 
Defterreih, Frankreih, Großbritannien, Preußen und Rußland jeftgeftellt find, 
wird fünftig einen für immer neutralen Staat bilden. Es wird gebalten jein, 
biejelbe Neutralität den anderen Staaten gegenüber zu beobachten. Die boben 
contrabirenden Theile verpflichten fih, den Durch den gegenwärtigen Artikel ftipu- 
lirten Grunbja ber Neutralität zu beobachten. Diefer Grundjat ift und bleibt 
geftellt unter bie collective Garantie der Mächte, welche ben gegemmärtigen 
Vertrag unterzeichnet haben, mit Ausnahme Belgiene, das jelbft ein neutraler 
Staat ift. 

Art. 3. Da das Großberzogthum Luremburg nah den Beftimmungen dei 
vorhergehenden Artifels neutralifirt ift, jo wird die Aufrechthaltung oder die Er- 
richtung von befeftigten Pläßen auf feinem Gebiete ohne Nuten und obne Gegen 
ftand. Im Folge deffen ift man gemeinfam übereingelommen, daß bie Stadt 
Luremburg, welde in ber Bergangenbeit in militärifher Beziehung als eine 
Bundesfeftung angejeben wurde, aufhören fol, eine befeftigte Stadt zu je. 
Seine Majeftät der König- Großherzog behält ſich vor, in dieſer Stabt bie nötbige 
Zahl von Truppen zu unterhalten, um bajelbft über bie Aufrechthaltung der 
Ordnung zu wachen. 

Art. 4. Gemäß den in den Art. 2 und 3 enthaltenen Stipulationen erklärt 
Seine Majeftät der König von Preußen, daß feine Truppen, melde gegenwärtig 
bie Bejatung von Luremburg bilden, den Befehl erbalten werden, mit der Räu- 
mung dieſes Platzes unmittelbar nach dem Austaufche ber NRatificatiomen bes 
gegenwärtigen Vertrages vorzugehen. Man wird gleichzeitig bamit beginnen, die 
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Artillerie, die Munitionen und alle Gegenftände zurüdzuziehen, welche Die Aus- 
rüftung ber genannten Feflung ausmachen. Während diefer Operation wirb nur 
die Truppenzahl dort bleiben, melde nöthig ift, um die Sicherheit des Kriegs— 
matertal® zu überwachen und um bie Erpebition defjelben zu bewerfftelligen, die 
in einer möglichft kurzen Frift vollendet fein wird. 

Art.5. Seine Majeftät der König- Großherzog kraft der Souverainetäts- 
rechte, welche er über die Stadt und bie Feſtung Yuremburg ausübt, verpflichtet 
fih feinerfeits, die, nötbigen Mafregeln zu treffen, um bie — Feſtung in 
eine offene Stadt zu verwandeln vermittels einer Schleifung (Démolition), welche 
Seine Majeſtät für genügend erachten wird, um bie Intentionen ber hoben con- 
trahirenden Theile zu erfüllen, die in dem gegenwärtigen Bertrage ausgedrückt 
find. Die dazu nöthigen Arbeiten werben unmittelbar nach dem Abzuge der 
Garnifon beginnen. Sie follen mit aller derjenigen Schonung bewerkteligt 
werben, welche die Intereſſen der Stabtbewohner erfordern. Se. Majeftät ber 
König» Großherzog veripridht außerdem, daß die Befeftigungen der Stabt Yurem- 
burg künftighin nicht wieber hergeftellt und daß fein anderes militäriſches Eta- 
bliffement daſelbſt aufrechterhalten noch gegründet werben joll. 

Art. 6. Die Mächte, welche den gegenwärtigen Vertrag unterzeichnet baben, 
conftatiren, daß, da die Auflöfung des deutſchen Bundes gleihmäßig die Auflöfung 
ber Bande herbeigeführt bat, welche das Herzogtbum Limburg in collectiver 
Beife mit dem Großberzogthum Yuremburg an den genannten Bund geknüpft 
baben, fo folgt daraus, daß die Beziehungen, deren Erwähnung geſchieht in den 
Artileln 3, 4 und 5 des Vertrages vom 19. April 1839, zwiihen dem Grof- 
berzogthbum und gewiffen Xerritorien, die zu bem Herzogthum Limburg gehören, 
zu befteben aufgebört haben, indem dieſe Territorien Blasen, einen integrirenden 
Theil des Königreiches der Niederlande zu bilden. 

Art. 7. Der gegenwärtige Bertrag joll ratificirt und bie Ratificationen 
beffelben in London ausgetaufcht werben im Zeitraume von vier Wochen oder 
früher, wenn es fih thun läßt. 

In Beglaubigung deſſen haben die rejpectiven Bevollmächtigten ibn unter- 
zeichnet unb mit ihren Siegeln verjeben. 

Geſchehen zu London, den 11. Mai 1867. 

Stanley. Apponvi. Latour d'Auvergne. D’Azeglio. Bentind. 


Ban de Weyer. Zornaco Gervais. Bernftorff. Brunnom. 


Erflärung. 


Es ift wohlverftanden, daß der Art. 3 dem Rechte anderer neutraler Staaten 
keinen Eintrag thut, ihre feften Plätze auf ihren Territorien zu erbalten und 
nöthigenfalls zu verbeffern. 

(Folgen diejelben Unterichriften.) 


Das friedlihe Ergebniß der Berhandlungen. 


(Provinzial- Correspondenz v. 16. Mai.) 


„Indem hiernach das Berbleiben Luxemburgs bei dem oranifhen Haufe ge- 
fihert, eine Abtretung bes Großberzogthbums dagegen aufgegeben ift, jehwindet ber 
Grund zur Beſorgniß, welcher die öffentliche Stimmung in Deutſchland vorzugs- 
weije erregt batte. 

Durch diefe Beftimmung bes Bertrags ift der Zwiſchenfall, welder die un- 
befangene Erledigung der Iuremburgiichen Angelegenheit geftört und getrübt batte, 
die beabfichtigte Abtretung Luremburgs an Frankreich abgethan. 

Weiter aber hat Preußen für die BVerzichtleiftung auf das Bejatungsrecht 
in Luxemburg vollftändig genügenden Erjat erhalten durch die Gemwäbrleiftung 
der Neutralität des — das Intereſſe der Vertheidigung, welchem 
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bie Feftung Luremburg bisher gewibmet war, ift in gleihem Maße gefichert, 
nachdem unter ber Gewähr aller Mächte feftgeftellt ift, daß ein Angriff auf die 
Preußiſche Grenze in der ganzen Ausdehnung des Yuremburgiichen Gebiets nicht 
ftattfinden faun. Unter folder Vorausjegung und Bedingung -fonnte Preußen auf 
die Feftung Luremburg als befonderen Bertheidigunspunft verzichten. 

Während ſomit dem militairifshen Imtereffe Preußens unter den obmal- 
tenden Umftänden volle Beriidfichtigung zu Theil geworben ift, ift anbererfeits 
das Band, welches die Bevölkerung Yuremburgs an deutſches Leben und deutſche 
Entwidelung fnüpfte, die Theilnahme am deutſchen Zollverein aufrecht erhalten. 

Preußen hat dur den neuen Bertrag in jeder Beziehung erreicht, mas es 
zur Sicherung des eigenen und bes beutjchen Intereffes zu erftreben veranlaft 
und berechtigt war. 

Um jo mebr wird das Preußiſche und das deutſche Volk es zu würdigen 
wiffen, daß die Gefahren, welche aus der Iuremburgiihen Angelegenheit zu ent- 
ftehen broheten, auf dem Wege frisbliher Berftändigung befeitigt worden find. 

Die Umftände, unter benen das freundliche Einvernehmen zwijhen Frant- 
reih und Preußen neu gefihert worben ift, enthalten eine Bürgſchaft für ben 
beiberfeitigen eruften Willen einer aufrichtigen Friebenspolitif. 

Diefe Politil wird eine neue Beftätigung und Weihe erhalten dur bie 
Beſuche, welche unjer König und bie mächtigften Fürften Europas bei Gelegen- 
beit m — Weltausſtellung dem Hofe des Kaiſers Napoleon zu machen im 

egriffe fteben.“ 


Warum Preußen der friedlihen Löjung zuge: 
ftimmt hat. 
24. September. Erklärung ded Grafen Biömard über bie 
Löſung der Yuremburger Angelegenheit im Reichstage des 
norddeutihen Bundes. 


Ich nehme nicht das Wort, um gegen den Herrn Borredner*), fon 
dern um gegen einen meitverbreiteten — zu ſprechen, zu deſſen 
Organ er ſich gemacht hat. Er hat geſagt, Luxemburg ſei losgeriſſen von 
Deutſchland ſeit Begründung der norddeutſchen Verfaſſung. Das iſt that— 
ſächlich nicht richtig. Das Land Luxemburg befindet ſich genau in derſelben 
Situation, in der es ſich vorher befunden hat, es wird genau nach der— 
ſelben Verfaſſung, von derſelben Dynaſtie regiert, wie früher. Was auf: 
egeben ift, ift das Garnifonrecht, welches der König von Preußen in 
Yuremburg übte, und ich habe nur beabfichtigt, diefe Frage richtig zu 
jtellen und der — id) will nicht jagen Unmahrbeit, aber doch dem Neben: 
hergeben bei der Wahrheit entgegen zu treten, meldyes in der Behaup— 
tung liegt, daß das Großherzogthum Yuremburg von Deutichland losge— 
riffen oder aud nur in eine gelodertere Stellung, als es nad Zerfall de? 
deutſchen Bundes überhaupt hatte, getreten fjei. Wenn der Herr Redner, 
indem er daran erinnert, hier nachträglich das Verlangen ausſprechen will, 
daß wegen der Iuremburger Frage hätte Krieg geführt werden follen, 
jo fteht er damit, glaube ich, ziemlid) ijolirt. 

Er tritt in Widerfprud namentlich” mit denjenigen, welde den Ju— 
halt der Adrefje von dem Standpunkte haben befänpfen wollen, daß fie 
die Sicherheit des Friedens, den Glauben an den Frieden beeinträdtige. 
Er fordert, daß Krieg hätte geführt werden follen für einen jehr wel 








*) Abgeordneter Bebel. 
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geringern Gegenftand, al3 denjenigen, den die — die die Adreſſe 
hier erläutert haben, in ihren von nationaler Begeiſterung getragenen 
Reden als einen etwaigen Kriegsfall hingeſtellt haben. Er fordert damit, 
daß wir die deutſche Nation hätten in einen Krieg ſtürzen ſollen wegen 
eines Garniſonrechtes, welches wir nicht als ein — hinſtellen 
fonnten, — wie ich hiermit conſtatire; hätten wir es als zweifellos anſehen 
innen, dann lag die Frage anders, dann hätten wir für ein Recht ein- 
treten fönnen. Dieſes Recht aber war erlojchen und wir hatten gegen den 
ansgefprochenen Willen des Souveraing, in Yuremburg Garniſon zu halten, 
nicht mehr Recht, als wir etwa in Raftatt hätten gegen den Willen des 
Großherzogs von Baden, als wir in Mainz haben würden, wenn der Groß— 
herzog von Heilen nicht einen neuen Vertrag, durch den er e3 und wiederum 
concedirt hat, mit uns gejchloffen hätte. 

Aus diefem Grunde haben mir vermieden, diefe Frage bis aufs 
Aeußerſte zu treiben, und ich glaube, Seine Majeftät der König hat ſich 
den Danf der deutjchen Nation dadurd erworben, dag Er der für einen 
frieggemöhnten Monarchen, für ein friegerifches Volt nahe liegenden Ber- 
führung, die öffentlihe Meinung aufzuregen und Seinem bisher fiegrei- 
hen Heere von Neuen das Signal zum Rampe zu geben, widerjtanden 
hat auf die Gefahr hin, von jolhen, melde ihn auf dem Standpunfte, 
wie der Herr Vorredner, angreifen, verdächtigt zu werden. Dadurd, 
glaube ich, hat Seine Majeftät fi” den Dank des deutichen Volkes er: 
morben, wie daS auch hier von einer den Regierungen entgegenftehenden 
Seite im Anfange der Diskuffion anerfannt worden ift, indem die 
Mäßigung, die in diefem Falle gezeigt worden ift, gerühmt wurde. Die 
deutfhen Fürften haben die Gewohnheit, ihre Heere in den 
Krieg zu führen oder zu begleiten, und in Folge deſſen aud 
in erhöhtem Maße das Bedürfniß, auf dem Schladhtfelde und 
im Lazarethe dem Krieger in da8 bredende Auge fehen zu 
tönnen, ohne jich fagen zu müjjen: diefen Krieg hätte ich mit 
Ehren vermeiden fünnen. 

Diefe Erwägung, diefe landesväterlihe Erwägung hat Seine Majeftät 
den König von Preugen und Seine erhabenen Verbündeten zu der Ueberzeu- 
gung geleitet, daß der Krieg zu vermeiden jei, da im der Iuremburger Frage 
meder unjere Unabhängigkeit bedroht, noch ein zmeifellojes Recht beftritten 
wurde, das Recht, welches wir aufgegeben haben, vielmehr ein an fich hin- 
fällige8 war, für welches 30: und 80,000 Menſchen auf das Leichenfeld 
zu ſchicken eine Verantwortung war, die der ge VBorredner und feine 
Sinnesgenofjen unter Umftänden vielleicht auf jih nehmen können, die aber 
ein legitimer Landesherr nicht jo leicht übernimmt. 

Und für diefes Recht der Beſatzung haben wir in der Neutralifirung 
des Gebietes einen Erſatz für die Feftung gewonnen, die an ſich nur einen 
geringen ftrategifchen Nuten nach der Ueberzeugung unferer militairiſchen 
Autoritäten bot, in einer europätfchen Garantie, an deren Aufrechterhaltung, 
falls fie verfällt, ich trog aller Deuteleien glaube: dieſe Öarantie iſt 
und militairifch ein vollftändiger Erjag für die Aufgabe des 
Beſatzungsrechtes. 
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Nordſchleswigſche Frage. 


18. Juni. Der Preußiihe Gejandte in Kopenhagen am den dä— 
niſchen Minifter der auswärtigen Angelegenbeiten. 


„Der Unterzeichnete hat wiederholt die Ehre gehabt, in vertraulicer 
Unterredung die Aufmerkjamkeit des Königlih däniſchen Herrn Conſeil— 
präfidenten auf die Fragen zu lenfen, welche fih an die Ausführung des 
Art. V des —— Preußen und Oeſterreich am 30. Auguſt v. x zu 
Prag abgejglofjenen Friedens Inüpfen. Er hat dabei den Bunfch jeiner 
Regierung auszudrüden gehabt, fich mit dem Königlich dänischen Gouverne: 
ment in freundſchaftlicher Weife über gemiffe VBorfragen zu verftändigen, 
welche die nothmwendige Vorausſetzung der Abtretung eines Theiles des 
Herzogthums Schleswig bildeten, nnd er hat als dieje Vorfragen die nö 
thigen Garantien für den Schutz der in jenem Xerritorium mohnenden 
Deutijhen und die Uebernahme eines verhältnigmäßigen Antheild an der 
Schuldenlaft der Herzogthümer bezeichnet. Der Herr Confeilpräfident hat 
auch die Bereitwilligfeit ausgeſprochen, über diefe Punkte in Verhandlungen 
zu treten, und die Regierung Seiner Majeftät des Königs, des aller- 
gnädigften Herru des Tl ri durfte fih der Erwartung bingeben, 
daß der Königlich dänische Geſandte in Berlin in den Stand gelegt werden 
würde, die Abjichten Seiner Regierung in beiden Beziehungen fund zu geben. 

Zu ihrem Iebhafteften Bedauern hat fie in der neuejten Eröffnung des 
(egteren, in einer vertraulich mitgeteilten Depejche des Herrn Miniſters 
v. Frijs an Herren von Quaade vom 1. d. M., anftatt der gehofften be- 
ftimmteren Erklärungen nur den Hinweis auf die bejtehenden Gejege und Ver: 
träge gefunden, welche der Herr Minifter für jo volllommen ausreichend hält, 
daß jede weitere Garantie überflüjjig und jogar bedenklich jein würde. 

Die Regierung des ganz ergebenjt Unterzeichneten glaubt in diejer 
vorläufigen Aeußerung nicht die definitive Auffafjung der Königlich däniſchen 
Regierung erkennen zu jollen. Die legtere wird fich bei näherer Erwägung 
die eigenthümlihe Natur der Verhältniſſe nicht verhehlen können, welde 
es für die Preußiſche Regierung unmöglich machen, unter den bejonderen 
Umftänden in jenen Landjtrihen ji mit dem Hinweis auf die Geiege 
und die allgemeinen Zufiherungen eines nicht bezweifelten Wohlmollens 
der Königlich dänischen Regierung gegen alle ihre eventuellen Unterthanen 
zu begnügen. Sie wird es natürlıd finden, daß, wenn Seine Majeftät 
der König fich bereit erklärte, etwaige auf eine Wiedervereinigung mit 
Dänemark gerichtete Wünſche nordſchleswigſcher Unterthanen in Erfüllung 
gehen zu lafjen, die Wünjche und die Bedürfnifje jeiner deutſchen Unter- 
thanen in jenen Xerritorien für Ihn feine geringere Bedeutung haben. 
Deutfhe Gemeinden wider ihren Willen und mit dem Verluſte jedes 
Rechtes auf ihre nationalen Eigenthümlichkeiten an ein fremdes Yand ab- 
zutreten und fie Gefahren preiszugeben, deren Befürchtung in Erinnerung 
an die Vergangenheit unter ihnen ſelbſt laut genug bervortritt, hat der 
Prager Friedensvertrag Preußen nicht verpflichtet. 

Die Königliche Regierung hat eben durch jenen Artikel des Friedend- 
vertrage8 gezeigt, daß fie auf die Wünſche und auf die Nationalität der 
Bevölkerung nad) Möglichkeit Rüdjicht nehmen will: fie ift aber dabei ver» 
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pflihtet, diefe Rüdficht vor Allem den eigenen Yand3leuten gegenüber nicht 
außer Augen zu jegen, und fie darf nicht vergefien, daß die Urſachen der 
Störung des in früheren Zeiten beftandenen guten Einvernehmens haupt: 
jählih in dem Umftande lagen, daß die Regierung Seiner Majeftät des 
Königs von Dänemark nad der Umgejtaltung der älteren Verfafjung der 
Monarchie nicht mehr im Stande war, den deutichen Unterthanen der 
dänischen Krone denjelben Schuß ihrer Nationalität und Sprache zu ge: 
währen, deſſen diejelben fich ehemals erfreut hatten. Die Regierung Seiner 
Majeftät des Königs, des allergnädigjten Herrn des Unterzeichneten, würde 
unter der Nachwirkung der Ereignijje und Kämpfe der legten Jahre mehr 
al3 früher befürchten müfjen, daß die Klagen deutjcher Einwohner Schles» 
wigs, welche in Deutjchland ihren natürlihen Wiederhall fanden, berecy- 
tigten Anlaß zu ihrer Wiederholung fänden, wenn deutjche Gemeinden im 
Norden Schleswigs ohne Verfaſſungs-Bürgſchaften der Botmäßigfeit einer 
Regierung unterftellt würden, welche bei dem beften Willen ihren deutjchen 
Untertanen gerecht zu werden, doch vor Allem dem verfaflungsmäßigen 
Ausdrud der Stimmung einer nationals-dänijchen Volfvertretung Rechnung 
zu tragen hat. Die Kegierung Seiner Majeftät des Königs von Däne- 
marf wird ohne Zweifel die Heberzeugung des Unterzeichneten theilen, daß es 
zur Sicherftellung der von beiden Seiten erftrebten freundichaftlichen Be— 
ziehungen zwijchen Deutjchland und Dänemark rathjam ift, nicht von Neuem 
die Keime ähnlicher Zerwürfniffe zu legen, mie es diejenigen waren, melche 
früher den Frieden beider Yänder und dadurch den Europas gefährdeten. 

Der Unterzeichnete ift daher von feiner Regierung beauftragt worden, 
an den Herrn Eonjeil-Bräfidenten amtlich die Anfrage zu richten, ob die 
Königlih däniſche Regierung jih im Stande glaube, Ein= 
rihtungen zu treffen und Maßregeln in Ausſicht zu ftellen, 
melde für den Schuß und die Sicherung der nationalen Eigen- 
tbümlichfeit der in den etwa abgetretenen Gebietstheilen einzeln 
oder in Gemeinden wohnenden Deutichen bejtimmte Bürgihatten 
geben, und welcher Art, in individueller, localer und commu— 
naler Beziehung, dieje Öarantien fein wirden? — oder ob fie eine 
jolhe Berüdjihtigung und Erhaltung der nationalen Eigenthümlichkeit 
künftiger deutfcher Unterthanen für unmöglich erachtet, oder menigftens 
darüber im Voraus bejtimmter ſich zu erflären definitiv ablehnt? 

Es bedarf nicht erft der Bemerkung, daß von der Beantwortung 
diejer Fragen der Umfang der beabfidhtigten Abftimmung, reip. 
Abtretung, abhängig ift, und je mehr die Königliche Regierung wünſcht, 
durch den Abſchluß Ddiejer Angelegenheit jowohl der Stimmung der Be- 
völferung Rechnung zu tragen, als auch der Königlich dänijchen ei 
einen Beweis ihrer Feundipaftlichen Gefinnungen zu geben, um ſo mehr 
muß fie auch erwarten, daß die legtere durch ein entiprechendes Entgegen- 
fommen ihr die Bejchleunigung möglich machen werde. 

Zugleich mit diefem Gegenftande darf der ganz ergebenft Unterzeichnete 
ih auch über den zweiten, bereit3 in den vertraulichen Unterredungen 
von ihm berührten Bunte, nämlich die Bereitwilligfeit zur Uebernahme 
eines proportionirten Theile der Schuld der Herzogthümer eine beftimmte 


Aeußerung erbitten. ꝛc. ꝛc. von Heydebrand und der Laſa. 


96, Ueue Iulleinigung mit Hüddentfchland, 


1867. Wiederaufnahme der Zollverhandlungen mit 
Süddeutidhland. 
J. 
Provinzial-Correspondenz vom 22. Mai 1867. 


„In den Frietensverträgen mit den einzelnen jübbeutihen Staaten war bie 
Regelung der Zollvereinsverhältniffe fpäteren Berathungen vorbehalten. 

Da jest die Verhandlungen über die Gründung und bie Berfaffung bet 
norddeutſchen Bundes auf allen Eeiten fo weit gebieben find, daß ber endgültige 
Abſchluß derjelben in naher und fiherer Ausficht ftebt, und da es im gleichmäßigen 
Intereffe aller betbeiligten Staaten zu liegen ſcheint, daß eine feſte Regelung der 
Zoll- und Hanbelsverhältniffe nicht in eine unbeftimmte Ferne gerückt werde, jo 
bat die Preußische Regierung fih nunmehr ven einzelnen fübdeutichen Regierungen 
gegenüber bereit erklärt, in bie vorbehaltenen Verhandlungen behuſs Regelung 
der Zollverhältniffe zwijhen dem norddeutſchen Bunde und den Staaten Süd: 
deutſchlands einzutreten. Gleichzeitig ift eine Aufforderung zur Theilnahme an 
den bezüglichen Berathungen an die ſtimmführeuden norddeutſchen Mitglieder des 
früheren Zollvereins gerichtet worben.“ 


II. 
Provinziale Eorrespontenz vom 5. Juni 1867. 


„Die fübdeutfchen Regierungen find dem Wunſche Preußens auf baldige Re 
gelung ber Zollverhältniffe bereitwillig entgegengelommen. Nachdem Preußen fib 
geneigt erklärt hatte, auf die beim Friedensſchluſſe vorbehaltenen Verhandlungen 
nunmehr einzugeben, baben die Regierungen von Bayern, Würtemberg, Baden 
und Heſſen-Darmſtadt fich beeilt, noch vor der Abreife des Minifter- Präfibenten 
Grafen Bismard nah Paris fih mit unferer Regierung über die allgemeine 
Richtung zu verftändigen, nach welcher bie demnächſtigen Verhandlungen über bie 
Zollverhältniffe zu leiten fein werben, um bie Aufrechterhaltung der bisherigen 
engen Berbindung unter ben veränderten Berhältniffen zu fichern. 

Die dauernde Erneuerung der Zollvereinsverträge mit ben ſüddeutſchen Staaten 
ift nur unter der Vorausfegung möglich, daß ein Weg gefunden wird, bie Theil: 
nahme berjelben an den Verhandlungen und Beichlüffen über Zollangelegenbeiten 
auf benjelben Grundlagen zu regeln, welche dafür in ber Berfaffung des norbdeuticen 
Bundes gegeben find. In Nordrentihland entjcheidet jortan aud in Zolljachen die 
übereinftimmenbe Mebrheit des Bundesrathes und bes Reichstages. Eine Theilnahme 
Süddeutſchlands an dem Zollverein kann nur unter gleichen Borausfegungen 
fattfinden: die Beftimmung der früheren Zollvereind- Berfaffung, nad welder 
ber Wiberfpruch eines einzigen Mitgliedes binreichte, um jeben noch jo beiljamen 
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Beſchluß, jeden Fortichritt des Hanbelslebens zu verhindern, kann felbftverftändlich 
nicht von Neuem in Kraft treten, vielmehr werben Ginrichtungen ber Art zu 
treffen fein, daß bie Sübbeutihen Staaten am den Entſcheidungen über Zoll- 
angelegenheiten fortan unter gleichen Bedingungen, wie bie einzelnen norddeutſchen 
Staaten, Theil nehmen. 

Die Berhandlungen, zu welchen bie leitenden Minifter der erwähnten Staaten 
in Berlin eingetroffen waren, haben unter alljeitigem Entgegenlommen noch vor 
der Abreife bes Grafen Bismard zu einer Berftänbigung über die wefent- 
fihen Grundlagen des anzubahnenden Berbältniffes geführt. 


4. Zuni. Mebereinfunft wegen Fortdauer des Zoll» und 
Handeldövertragd mit den jüddeutichen Staaten und 
über die Beftimmungen, melde einem zwijchen ihnen ab- 
zuichließenden Vertrage zu Grunde gelegt werden ſollen. 


8. Zuli. Zollvertrag zwilchen dem Norddeutichen Bunde, Bayern, 
Württemberg, Baden und Helen. 


Die Hauptbeitimmungen: 


Art. I. Die vertragenben Theile jegen den, behufs eines gemeinfamen Zoll» 
und Handelsſyſtems errichteten, auf bem Bertrage über bie Fortbauer bes Zoll- 
und Hanbelsvereins vom 16. Mai 1865 beruhenden Berein bis zum lebten De- 
cember 1877 fort. — — 


Art. III. Ueber die Gemeinichaft ber Gefetgebung und der Verwaltungs- 
einrichtungen ift zwijchen den vertragenden Theilen ven. verabrebet worben: 

In den Gebieten ber vertragenden Theile follen übereinftimmenbe Gejete 
über Eingangs» und Ausgangsabgaben, jowie Über die Durchfuhr beftehen, dabei 
jedoch diejenigen Mobificationen zuläffig fein, welche, ohne bem gemeinjamen 
Zwede Abbruch zu thun, aus ber Eigentbimlichkeit der allgemeinen Gejetgebung 
eines jeden Theil nehmenden Staates oder aus localen Intereffen ſich als noth- 
wendig ergeben. Bei dem Zolltarife namentlich follen bierdburh in Bezug auf 
einzelne, weniger für ben größeren Handelsverkehr geeignete Gegenftände folche 
Abweihungen von den allgemein angenommenen Erbebungsjägen, welche für ein» 
jene Staaten als vorzugsweije wünſchenswerth erſcheinen, nicht ausgeſchloſſen 
fein, fofern fie auf Die allgemeinen Intereffen des Vereins nicht nachtheilig ein- 
wirlen. — — 

Art. V. Die vertragenden Theile werben ihr Beftreben darauf richten, eine 
Uebereinftimmung ber Gejegebung über bie Befteuerung ber in ihren Gebieten 
tbeil® bei der Hervorbringung oder Zubereitung, theils unmittelbar bei dem Ber» 
brauche mit einer inneren Steuer belegten, im Wege des Vertrages berbeizuführen. 

Art. VII. Die Gefetgebung über die 3 bezeichneten Angelegenheiten, fowie 
über die in den Zollausſchlüſſen zur Sicherung der gemeinjchaftlichen Zollgrenze 
erforderlichen Maßregeln, wird ausgeübt dur den Bundesrath des Zoll- 
vereins als gemeinfchaftlihes Organ ber Regierungen und durch das Zoll- 
yarlament als gemeinjchaftlihe Vertretung ber Bevölkerungen. Die Ueberein- 
fimmung der Mebrheitsbefchlüffe beider Verſammlungen ift zu einem Vereinsgeſetze 
erforderlih und ausreihend; auf andere als die vorftehend bezeichneten Angelegen- 
beiten erftredt fi bie Zuftändigfeit derfelben nicht. 

Die Berlündigung ber Bereinsgejege in den Gebieten ber vertragenden 
Theile erfolgt in den bafelbft geltenden Formen. 

Art. VIII. Ueber die Einrichtung und die Zuftändigkeit des Bunbesratbes 
des Zollvereins ift Folgendes verabrebet: 


Fürſt Bismard. 44 
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Der Bunbesrath beftehbt aus ben Bertretern ber Mitglieder bes norbbeut- 
ſchen Bundes und der fübbeutichen Staaten. 

In dem Bundesrathe führen: Preußen 17 Stimmen, Bayern 6, Sachſen 4, 
Württemberg 4, Baden 3, Heffen 3, Medlenburg-Schwerin 2, Sahjen-Weimar 1, 
Medlenburg » Strelig 1, Oldenburg 1, Braunjhweig 2, Sadhjen- Meiningen 1, 
Sadjen - Altenburg 1, Sadjen » Coburg» Gotha 1, Anhalt 1, Schwarzburg - Ru- 
dolftant 1, Schwarzburg-Sondersbaufen 1, Walded 1, Reuß ältere Linie 1, Reuß 
jüngere Linie I), Schaumburg-?ippe 1, Lippe 1, Lübed 1, Bremen 1, Hamburg 1, 
zufammen 58 Stimmen. 

Jeder Bereinsftaat Tann jo viel Bevollmächtigte zum Bundesratbe ernennen, 
wie er Stimmen bat; doch kann die Gejammtbeit der zuftändigen Stimmen nur 
einheitlich abgegebeu werben. Nicht vertretene oder nicht inftruirte Stimmen werden 
nicht gezählt. 

Der Bunbesrath bildet aus feiner Mitte dauernde Ausichüffe: 1) für Zoll- 
und Steuerwejen, 2) für Handel und Berlehr, 3) für Rechnungsweien. 

Das Präſidium ftehbt der Krone Preußen zu, welde in Ausübung 
befjelben berechtigt ift, im Namen ber vertragenden Theile Handels: und Scifi- 
fahrtsverträge mit fremden Staaten einzugeben. 

Zum Abſchluß diefer Berträge, durch melde die Beftimmungen bes gegen- 
mwärtigen Bertrages in feiner Art verlegt werden bürfen, ift die Zuftimmung bes 
Bundesrathes und zu ihrer Gültigkeit die Genehmigung des Zollparlaments er- 
forderlich. 

8.7. Dem Präſidium ſteht es zu, den Bundesrath zu berufen, zu eröffnen, 
zu vertagen und zu jchließen. 

8.8. Die Berufung bes Bundesrathes findet alljährlich ſtatt. Das Zoll. 
parlament kann nicht ohne den Bundesrath berufen werben. 


8.9. Die Berufung bes Bundesrathes muß erfolgen, fobalb fie von einem 
Drittel der Stimmenzahl verlangt wird. 

8.10. Der Borfig im Bundesrathe und die Leitung der Gefchäfte ftebt 
bem dazu befignirten Vertreter Preußens zu. 


Art. IX. Ueber die Einrihtung und die Zuſtändigkeit bes Zoll» 
Parlaments ift Folgendes verabredet. 

Das Zollparlament beftehbt aus den Mitgliedern des Neichstages des nord- 
beutichen Bundes und aus Abgeordneten aus ben ſüddeutſchen Staaten, welde 
durch allgemeine und directe Wahl mit geheimer Abftimmung nad Maßgabe des 
Geſetzes gewählt werben, auf Grund beffen die Wahlen zum erften Reichstage 
des norbbeutihen Bundes flattgefunden haben. 

Die Berufung, Eröffnung, Bertagung und Schließung des Zollparlaments 
erfolgt durch das Präfibium. 

Die Berufung findet nicht in regelmäßig wiederkehrenden Zeitabfchnitten, 
fondern dann ftatt, wenn bas legislative Bebürfnig den Zujammentritt erfor- 
derlich macht, oder ein Dritttheil der Stimmen im Bunbesratbe denfelben verlangt. 

Die Abgeordneten aus den fübdeutihen Staaten werden auf drei Jahte 

ewählt. Nah Ablauf Diejes Zeitraums finden neue Wahlen ftatt. Die erften 
ablen erfolgen, jobald der gegenwärtige Bertrag iu Wirkſamkeit getreten ift. 

Zur Auflöfung des Zollparlaments ift ein Beichluß des Bundesrathes des 
Zollverein unter Zuftimmung des Präfidiums erforberfih. Im Falle der Auf- 
jung müffen innerhalb eines Zeitraums von 60 Tagen nad derſelben bie 
Wähler und innerhalb eines Zeitraums von 90 Tagen nad der Auflöjung das 
Zollparlament verfammelt werben. 

Die Auflöfung des norbbeutihen Keichstages macht neue Wahlen in ben 
füddeutihen Staaten nicht erforderlich. 

Die Mitglieder des Zollparlaments find Vertreter bes gefammten Bolles 
und an Aufträge und Inftructionen nicht gebunden. 
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Art. X. Der Ertrag der Eingangs- und Ausgangsabgaben, der Salzfteuer 
und Rübenzuderfteuer in den, der gemeinfchaftlihen Gejeßgebung unterworfenen 
Gebieten ber vertragenben Theile, einjchließlich der im Artitel 2 erwähnten Staaten 
oder Gebietstheile, ift gemeinſchaftlich. 

Bon der Gemeinjchaft find ausgeichloffen, und bleiben, jofern nicht Separat- 
verträge zwiichen einzelnen Bereinsftaaten ein Anderes beftimmen, dem privativen 
Genufje der betreffenden Staatsregierungen vorbehalten: 1) die Steuern, welche 
im Innern eines jeden Staates von inlänbijhen Erzeugniffen erhoben werben, 
einfchließlich der nad Artikel V. von ben vereinsländiſchen Erzeugniffen der näm- 
lichen Gattung zur Erhebung kommenden Uebergangsabgaben; 2) die Wafferzölle; 
3) Chaufjeeabgaben, Pflafter-, Damm», Brüden-, Fähr-, Canal-, Schleuſen-, 
Hafengelder, jowie Waage» und Niederlagegebühren oder gleichartige Erbebungen, 
wie fie auch fonft genannt werben mögen; 4) die Zoll» und Steuerftrafen und 
Eonfiscate, welche, vorbebaltlih der Antheile der Denuncianten, jeder Staatöre- 
gterung in ihrem Gebiet verbleiben. 

Art. XI. Der Ertrag der in die Gemeinſchaft fallenden Abgaben wird 
zwiſchen ben vertragenden Theilen, nad dem Berbältniß der Bevöllerung ihrer, 
der gemeinſchaftlichen Geſetzgebung unterworfenen Gebiete vertheilt. — — — 

Der Staub der Bevölkerung in den Gebieten der vertragenden Theile wirb 
alle drei Jahre ausgemittelt und die Nachweiſung derjelben dem Bundesrathe 
vorgelegt. 


97. Bie Stellung Veflerreihs zu den neuen Geftaltungen 
in Beutfcland, 


28. März. Defterreih und die deutihen Schutz- und 
Trutzbündniſſe. 
Depeſche des öſterreichiſchen Kanzlers v. Beuft an ben Geſandten 
in Berlin. 


„Die Beröffentlihung der jeither geheim gehaltenen preußiich » fübbeutichen 
Altanzverträge vom Auguft 1866 bat nicht erfolgen können, obne in der ge- 
jammten politiiden Welt einen tiefen Eindrud zurüdzulaffen. Was jedoh uns 
betrifft, jo war unfere Empfindung weder die der Ueberraſchung, noch einer Ber- 
färfung jenes natürlichen Bedauerns, welches der Berluft unjerer früberen ver- 
tragsmäßigen Stellung in Deutichland nah den Kataftrophen des vergangenen 
Sommers uns einftöhen mußte. Wir fennen und acceptiren die poli- 
tiihe Lage, deren Folgen fih vor unjern Augen entwideln. Es 
ändert fih an berjelben nichts, jeitvem es offenkundig geworben ift, daß Preußen 
ih der Bundesgenoffen, welche ebemals diejenigen der beiden Mächte waren, 
fürmlich für fich allein verfichert hat, noch ebe es jeine Ausjöhnung mit und bes 
fegelte. Ebenjo wenig ändert ſich unjer Wunſch, uns in dem neuen 
Berbältnijie unter Wahrung unferer Iuterefjen friedblid und in 
gutem Einverftändnijje mit Preußen zuredhtzufinden. Es ift im 
Allgemeinen wohl nicht leicht, Allianzen, welche über befenfive Verpflichtungen 
binausgehen, als Bürgſchaften des Friedens zu charakterifiren. Wir unfererjeits 
find indefjen bereit zu glauben, und werben uns jedenfalls gerne überzeugen 
lafjen, daß im Grunde wirklich nur der Eutjchluß gemeinjamer VBertbeidigung gegen 
fremde Angriffe durch die erwähnten Verträge bekundet werben jollte. Das Ca— 
binet von Berlin bat fonah eine eigentlihe Einjprade von uns nit 
ju gewärtigen. Nur find wir uns anbererjeits volllommen bewußt, daß uns 
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bie Berechtigung zu einer folhen nicht fehle, unb wir möchten mich 
ben Schein entfteben laffen, ald würde der Widerjpruc nicht von uns erfannt, 
welcher zwifhen dem Artikel IV des Prager Friebensvertrages 
und den Schuß. und Trubbündniffen Preußens mit Bavern, Württem- 
berg, Baden unb Heffen unleugbar beftebt. Eine nicht auf beftimmte Zwece 
beihränfte, jondern permanent für jeden Kriegsfall abgeichloffene Allianz zweier 
Staaten, namentlich eines jchwächeren Staates mit einem ftärferen, bebt obne 
Zweifel zum Nachtbeil des erfteren den Begriff einer unabhängigen internatie- 
nalen Eriftenz faft völlig auf und in dem Prager Traktate konnte daher, nachdem 
ihm die Berliner Bündniffe vorausgegangen waren, bie Beitimmung, daß 
ein ſüddeutſcher Staatenverein in wölferrechtlicher Unabhängigkeit beſtehen werde, 
nicht mehr mit Fug eine Stelle finden. Die vorftebenden Bemerkungen be 
zeichnen Ew. den Standpunkt, welchen wir gegenüber ben preußiſch- ſüddeutſchen 
Alltanzvertretungen einnehmen. Wir formuliren feinen PBroteft, und wir 
zieben aus der Sachlage feine Eonjequenzen, aber wir können 
nicht einräumen, daß zwiſchen ben Bedingungen unſeres Friedens— 
vertrages mit Preußen und dem Zuftanbe, den die mehrerwähnten 
Bündnijfe gejhaffen, eine wabre Uebereinſtimmung obmalte. 
Wir haben keinen Grund, unfere Anficht zu verfchweigen, aber wir beabfichtigen 
nicht, unfruchtbare Discuffionen zu veranlaffen, die unferem aufrichtigen Wunſche 
freundlicher und erfprießlicer Beziehungen zu Preußen und den übrigen Deuticen 
Staaten Eintrag thun könnten. Bon dem Geifte biefer Betrachtungen wollen 
Em. ſich durchdringen, jo oft Sie in dem Falle fein werben, ben enftand, 
von welchem ich jpreche, in Ihren vertraulichen Unterrebungen zu berühren. Aud 
babe ich fein Bedenken bagegen, daß Ew. vom gegenwärtigen Erlaffe durch Bor- 
lefen Kenntniß geben.“ 


Aufnahme der öfterreihijhen Erklärung Seiten! 
des Grafen Bismard. 


9. April. Depeihe des H. v. Beuft an die Geſandten in Paris, Yondon und 
Petersburg. 


Mittheilung der nach Berlin gerichteten Erklärung und dann weiter: 

Ich beeile mich glei hinzuzufügen, daß Graf Bismard die Mittbei 
mit der ih den Grafen Wimpffen beauftragt batte, durchaus freundlich auf 
genommen bat. Weit entfernt, auf Rekriminationen einzugeben oder unjere Be 
merlungen zurüdzuweifen, juchte er vielmehr die Bedeutung ber Bündnißverträge 
mit den ſüddeutſchen Staaten abzuſchwächen. Er bob bejonders den rein befen- 
ſiven Charakter ber Allianzen bervor, welche feinen anderen Zwed hätten, als 
den ber Sicherung bes allgemeinen Friedens. Diejer Zwijchenfall bat 
aljo Leine weitere Folge gehabt und im feiner Weije den Stand 
unferer Beziehungen zum Berliner Cabinet verändert.“ 


Defterreih und der Artifel V des Prager Friedene 
in Betreff Nord-Schleswigs. 


28. März. Depeihe des H. v. Beuft an ben 8. K. Geſandten in Berlin. 


(Bon bemfelben Tage wie die vorftehenbe Depeſche wegen ber Schuß: 
und Trutzbündniſſe mit den ſüddeutſchen Staaten.) 

„Es ift Ew. — nicht unbelannt geblieben, daß die Beſtimmung wegen Wieder 
abtretung der nörblihen Diftricte Schleswig an Dänemark nicht auf Beran- 
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lafjung der Defterreichtichen Regierung in das Prager Friebensinftrument aufge: 
nommen worben if. Diefe Beftimmung eriftirt inbeffen, und fie läßt uns ge- 
wiffermaßen als Sahmalter für ein Intereffe erjcheinen, zu beffen Vertretung 
wir ohne biejelbe uns nicht den Beruf zufchreiben würden. 


Das K. Preußiſche Kabinet wirb uns fiher darin Gerechtigkeit leiften, daß 
wir uns in Bezug auf diefen Gegenftand bisher die vollftändigfte Zurückhaltung 
auferlegt haben. Wenn die 8. Regierung gewünſcht hat, Zeit und Gelegenheit 
für die Ausführung ber erwähnten Stipulation wählen zu können, fo ift fie ja 
von uns durchaus micht beengt worben, wiewohl uns von anderer Seite begreif- 
liher Weiſe jhon mander Ausbrud des Bebauerns Über die ftattfindenbe Zöge— 
rung nahe getreten if. Neuerlih bat nun aber Herr Graf Bismard in einer 
Sitzung des Norbdeutihen Neichstages ausbrüdlich hervorgehoben, daß Defter- 
reich allein legitimirt ift, die Erfüllung bes Art. V. des Prager 
Vertrages zu verlangen. Wir glauben annehmen zu dürfen, daß bieje 
öffentliche Erflärung nicht nur die Interpellationen der beiden Nordſchleswigſchen 
Abgeorbneten zurüdweifen follte, fonbern auch mit der Intention verbunden war, 
e8 nicht zu einer Intervention dritter Mächte in dieſer Angele- 
genbeit fommen zu lajjen. 

Bei längerem Offenbalten ber Frage könnte jedoch dieſer Zwed, bem 
wir uns vollflommen anjhließen, leicht verfehlt werden, und wir erachten 
uns daher für verpflichtet, Ew. — zu beauftragen, ben in Rebe ftehenden Punkt 
des Friebensvertrages in biefem Sinne bei dem Herrn Minifter- Präfidenten ver» 
traulid in — ——— zu bringen. Eines förmlicheren Schrittes, als einer 
ſolchen vertraulichen Erwähnung bedarf es nach unſerem Ermeſſen nicht, da nach 
dem Wortlaut des Friedensartifels die Abſtimmung in Nordſchleswig nicht won 
einem biesfalls von Defterreih jpeziell zu ftellenden Verlangen abhängig ge- 
macht ift. 

Sollte übrigens eine fchriftliche Mittbeilung der vorftehenden Bemerkungen 
ewünſcht werben, jo bürfte Em. — Sich für ermächtigt halten, dem Herrn 

afen von Bismard eine Abichrift bes gegenwärtigen Erlaffes vertraulih in 
Händen zu lafjen.“ 


6. April. Bayerijhe Pläne für Deutihland und Oeſter— 
reich. 
Depeſche des H. v. Beuſt an den Geſandten in München. 


„In einer vertraulichen Unterredung hat der königlich bayeriſche Herr Ge— 
ſandte mir über die Anſichten und Wünſche ſeines Hofes in der deutſchen Frage 
gewiſſe weitreichende Andeutungen gegeben, die ich der perſönlichen Kenntniß 
Ew. — nicht vorenthalten zu ſollen glaube. Ich hatte aus ſeinen Aeußerungen, 
die ihm ohne Zweifel von Münden aus aufgetragen waren, im Weſentlichen 
etwa Folgendes zu entnehmen: Bei den bloßen Allianzverträgen ber einzelnen 
fübdeutfhen Staaten mit Preußen meint man in München nicht mehr lange fteben 
bleiben zu können. Man wünſcht die Reconftruction eines engeren Fö— 
derativverbältnifjes, und trägt fich daher von Neuem mit dem Gedanken, 
zunähft bie jübbeutihen Staaten unter fih zu einem möglichſt 
ftarfen unb feften Bunbe zu vereinigen, bann aber zwifhen ben 
beiden Föderationen zur Wahrung ber nationalen Interefjen einen 
neuen Staatenbundb zu erridten. Diejer neubeutjhe Bund foll 
alsdpann mit Defterreih in eine völlerredhtlihe Allianz treten 
und es foll auf diefe Weife für Deutjchland der, wie es fcheint, bisher vermißte 
Erjaß für die Garantien gefunden werben, melde in ben älteren Bunbesver- 
trägen enthalten waren, durch bie Ereignifje bes vergangenen Jahres aber ihre 
Geltung verloren haben. Es ift nad dieſen Eröffnungen anzunehmen, daß Fürft 
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Hobenlobe fi zu verfihern wünſcht, ob er fich der Verwirklichung eines ſolchen 
Programms mit der Hoffnung auf Defterreichs Zuftimmung und Entgegentonmen, 
fonah mit aller erdenklichen Beruhigung widmen unb bingeben könne. Zuvör— 
derft war e8 mir, wie Em. begreifen, nicht möglich, dem königlichen Herrn Ge- 
fandbten den Ausbrud meiner Verwunderung barüber zu erjparen, daß man ſich 
von Deutichland aus fo rajch wieder an jenes Defterreich wende, welches man feiner 
deutihen Fragen jo gründlich entledigt, ja beffen Ausiheiden aus dem Bunde 
man durch feierliche Verträge für bie Hauptbedingung ber Fünftigen Geftaftung 
Deutihlands erflärt babe. Ich beſchränkte mich ım Uebrigen auf einige wenige 
allgemeine Betradhtungen, ba Herr Graf von Bray ohnehin für den Augenblid 
eine Aeußerung von irgend wie bindendem Charakter fiber nicht von mir er- 
warten fonnte. Weber das Verhältniß zwijhen Preußen und Sübbeutichland 
fonnte und wollte ich feinen Ausſpruch thun, durch welchen irgenb ein Grab von 
Berantwortlichkeit für ein weiteres Hinausgeben über bie bereits durch die Auguft- 
bünbniffe beeinträchtigten Verfügungen des Prager friedensvertrages auf das 
faiferlihe Kabinet übertragen worden wäre. Auf die biesfalls in Berlin und 
Münden anzuftellenden Erwägungen wünſchen wir in feiner Rihtung Einfluß 
zu nehmen. Als eine einfache Intereffenfrage, unb zwar als eine joldhe vom 
böchften Range, mußte ich dagegen bie frage einer Allianz Oeſterreichs mit einem 
von Preußen geleiteten neubeutihen Bunde bezeichnen. Weder Leidenfchaften, 
noch Gefühle, noch biftorifche Erinnerungen, — jeien e8 die des Jahres 1866 
oder die des vergangenen Jahrtauſends, — werden unjere künftigen Entjchlüffe 
beftimmen, fonbdern es wird uns in erfter Linie auf die Sidherbeit, und 
in zweiter Linie auf den Bortbeil der öfterreidiihen Monardie 
anlommen. In PBerbältniffe, die uns Verbindlichkeiten und Yaften obne bie 
vollſte Gegenleiftung auferlegen würden, fann ſich der Kailerftaat felbft zu Gunften 
feiner ehemaligen beutihen Bunbesgenofjen nicht mebr einlaffen. Wenn in ver 
Sprade und den Handlungen der deutſchen Regierungen Freundſchaft für Defter- 
reih und ber Wunſch, ihm zu nützen, ſich ausprägen, fo finbet dies bei une 
jeberzeit ein Echo, und es kann Dies dazu beitragen, glüdlichere Verbältniffe, als 
bie gegenwärtigen, für bie Zufunft vorzubereiten. Aber wir bebürfen febr 
folider Garantien gegen Tendenzen, bie uns nicht befreundet, jonbern ge- 
fäbrlih find, und man darf von uns feine feiftung verlangen, die 
nicht durch eine gleihgewidtige Gegenleiftung vollſtändig com- 
penfirt wäre. Ich babe dem Herrn Grafen Bray nicht verjchwiegen, baf 
folhe Garantien und Gegenleiftungen nach der Stellung, in welde bie fübdent- 
fhen Staaten einmal zu Preußen getreten und worüber wir weit entfernt find 
mit ihnen zu rechten, uns nicht in Münden, fondern nur noch in Berlin 
geboten werden fünnen, und daß wir daher unjere Blide vornebmlid 
nah Preußen richten müßten, wenn je es fih um bie Frage handelte, ob 
wir an eine beiden Theilen nützliche, ernftbafte, ebrlich gemeinte Allianz Deutic- 
lands mit uns glauben und ihr unjere gegenwärtige Freibeit aufopfern dürften. 
Em. werden aus dem, was ich bier aufgezeichnet habe, folgern, daß Sie an ber 
ſeither ſchon von Ihnen geführten Sprache auch jetzt nicht Das Geringſte zu ändern 
haben. In Ihren Geſprächen mit dem Herrn Fürften von Hobenlobe fünnen 
Sie ähnliche Bemerkungen, wie die obigen, einfließen laffen, wobei Sie übrigens 
ftet8 unferen unveränderten guten Wünfchen für das Wohl Bayerns und feiner 
Dynaftie Ausdrud geben wollen. Diefe Wünſche find aufrichtig, aber wenn Fürft 
Hobenlohe etwa dazu binneigen follte, jene Rolle des Vermittelns zwiſchen 
Defterreih und Preußen wieder aufzunehmen, deren fi Bavern während ber 
vorjährigen Ereigniffe unterzogen bat, jo kann ih Ew. für jetst in ber That mich 
auffordern, den Föniglihen Herrn Minifter hierin zu ermutbigen.“ 
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19. April. Die Miſſion des Grafen Taufffirden. 


Depeihe des Herrn v. Beuft an den Gefandten in Berlin. 


„Die politiiche Reife des Grafen Tauffkirchen nah Berlin und Wien 
bat bereits vieljeitige Aufmerkſamkeit erregt, und fie wird vorausſichtlich den 
Gegenftand noch mancher mehr oder weniger gewagter Kommentare bilden. Ich 
balte umſomehr für nöthig; Euer ausführlih und genau von dem Berlaufe 
der Unterrebungen zu benachrichtigen, welche ich mit dem genannten Vertrauens— 
boten des Münchener Kabinets und aus Anlaß jeiner Sendung mit dem königlich 
preußiſchen Geſandten, Freiheren von Werther, gepflogen babe. Graf Tauff- 
firhen führte fi bei mir nicht nur als Beauftragter feiner Regierung, fondern 
auch als Weberbringer wichtiger Vorfchläge Preußens ein. Als den Zweck feines 
Eriheinens in Berlin bezeichnete er den Wunſch des Fürften Hohenlohe über 
bie Eventualitäten der luxemburgiſchen Frage ins Klare zu kommen, das Intereffe 
des Friedens im Einverfänbnifte mit Preußen zu wahren, und in diefem Inter- 
effe namentlich auch zu verjuchen, ob e8 der Einwirkung Bayerns gelingen könne, 
zu einer Annäberung zwijhen Defterreih und Preußen beizutragen. 
Was er bei dem Grafen Bismard erreicht babe, fei von großer Tragweite. 
Er fei in den Stand gejetr, den Abjchluß einer Allianz zwiichen ben beiden 
Mächten zu bevorworten — einer Allianz, welde fih auf ſämmtliche 
deutſche Staaten erfitreden würbe. Die Erhaltung des Friedens werde 
dur einen ſolchen Bund geſichert. Man verlenne nicht in Berlin, daß Defter- 
reich berechtigt fei, für Die Verpflichtungen, die es übernehmen würde, Compen- 
fationen zu verlangen, man jei aber auch bereit, bierin jo weit zu geben als nur 
irgenb möglich. as Graf Tauffkirchen über diejen letteren Punkt weiter 
verlauten ließ, war jeboch leider nicht der Marfte Theil feiner Eröffnungen. Er 
ſprach von einer Garantie unferer deutichen Befigungen. Er gab zu verftehen, 
daß wohl auch für unfere nichtdeutihen Provinzen temporär uns jede wilnjchens- 
wertbe Sicherheit gegen mögliche Gefährdungen geboten werden könnte. Er er- 
wähnte Ruflanbs als des Dritten im Bunde, und meinte: in der Er— 
neuerung eines Bundes der drei Mächte beftebe dieſe Sicherheit von 
jelbft. Er wies enblic darauf bin — wie dies bereits früher von Münden aus 
geihehen war — daß ein Freundihaftsbiindniß Preußens mit Defterreih den 
ſüddeutſchen Staaten die Möglichkeit gemäbre, ein größeres Maß von GSelbitftän- 
digkeit zu behaupten, und baß eine völkerrechtliche Allianz Defterreichs 
mit dem nord» und dem ſüddeutſchen Bunde doch zulett ben Uebergang 
bilden Fönnte zu bleibenden engeren Bertragsverhältnifien, melde mit 
Bortbeil für Defterreih wie für die deutſche Nation den früberen Staatenbund 
erjegen Könnten. Ich glaube hiermit die Efjenz der Anerbietungen des Grafen 
Tauffkirchen wiedergegeben und fie durchaus nicht abgeſchwächt zu haben. 
Durch die Aeuferungen des Freiheren von Werther und burch eine vertrauliche 
Depeiche, die er mir vorlas, wurde mir ſodann beftätigt, daß Graf Bismard 
den Abgeſandten der königlich bayerifhen Regierung allerdings legitimirt batte, 
derartige Eröffnungen nah Wien zu bringen. Freiherr von Werther unter- 
ftügte Die Bemühungen des Grafen Taufflirden, doch muß ich bemerken, daß 
die Ausjprüche bes erfteren nicht von bindendem Charakter waren, und daß wir 
daher den erwähnten Allianzvorichlägen immerbin nur auf die Gefahr bin hätten 
Gebör leihen fönnen, fie in Berlin nicht im Voraus genehmigt zu wiffen. Ich 
werde mich nunmehr beebren, Euer das Wejentliche meiner Erwiderungen mit» 
zutbeilen.” — — „Sie verjprecden fich,“ bemerkte ich, „von der Allianz Defter- 
reichs mit Preußen die Erhaltung des gefährdeten Friedens. Nehmen wir zu- 
nähft diefe Rechnung als eine richtige an. Aber in welder Yage würde 
Defterreich, welches jeinerfeits jetzt gar nicht bedroht tft, in bie 
neue Friedensepode eintreten? Es bätte fie zu bezahlen durch bie 
Feindſchaft Frankreichs, die ibm doppelt gefährlich jein würde, 
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weil fie zugleih in Deutſchland eine fo gut als unbedingte Ab- 
bängigfeit von dem guten Willen Breußene im Gefolge bätte. 
Wir bezweifeln diefen guten Willen nicht; aber können Sie läugnen, baf bie 
Berhältniffe mandhmal ſtärker find als die Intentionen ber leitenden Männer, 
und daß Defterreih, um angefichts ber Einheitsbeftrebungen in Deutſchland und 
ber noch immer möglichen Eonflicte mit Italien ben Haß Frankreichs auf fich zu 
laden, joliderer Garantien bebürfte als des Verſprechens, daß es in feinem Be- 
fige nit — ober doch nicht zu frühe — geflört werben folle? Aber es fei auch 
nicht einmal bewieſen,“ fuhr ich fort, "dab das beantragte Bündniß wirklich die 
Erhaltung bes Friedens zu bedeuten haben würde.“ Man fei bei uns belehrt, 
unfere Macht und bie Furcht vor ihr nicht zu hoch zu jhägen, und darum würde, 
wenigftens in ber nädften Zeit, bie Ausfiht auf eine Theilnahme Defterreice 
am Kriege Frankreich nicht abhalten, den legteren zu wagen, wenn e8 einmal ben 
nöthigen Einfag an materiellen und moralifhen Mitteln aufwenben wolle, um 
ihn gegen Preußen und Deutfchland zu unternehmen. Dagegen würde das 
Wort Coalition, jekt nah Franfreih geworfen, weit weniger 
geeignet fein, bie erwachten Leidenſchaften zu dämpfen als fie bis 
zum beftigften Ausbruch zu entflammen. Eelbft einer neuen norbijhen 
Eoalition gegenüber fühle fih Frankreich nicht volllommen ifolirt. Es habe dem 
Königreih Italien noh Manches, e8 babe der Revolution in den Ländern feiner 
Gegner noch mehr zu verfpreden, unb es ſei ſich ber wirklichen ober wermeint- 
fihen Macht diefer Bundesgenoſſenſchaft zu fehr bewußt, um nicht wielleicht heut 
ober morgen ben Krieg einem ben Nationalftolz verlegenden unb für die Dy 
naftie gefährlichen Zurückweichen vorzuziehen. Nun aber vergegenwärtige man 
fi enblich die verſchiedenen möglichen Ausgänge eines Kriege. Sie werben mir 
zugeben, taß es fein erfreuliches Schidjal fein würbe, gemeinfam mit Preußen 
zu unterliegen, und am Rhein, unter den Alpen, am adriatijhen Meer das Ge- 
fe des Siegers annehmen zu müſſen. Yaffen wir aber biefen Fall als unmwahr- 
ſcheinlich beifeite, benfen wir uns Frankreich als überwunden — können wir es 
darauf ankommen laffen, daß man uns alsdann bas ze hen 
ment in bie Hand brüde und uns für beffen erfolgreiche Bertheidigung danle? 
Ferne ſei es von mir, bie Erinnerungen des gemeinjamen Sieges iiber Däne- 
mark wachzurufen, aber Sie begreifen, daß wir auch für jenen günftigften ber 
möglichen Fälle unfere Sicherheiten vorber nehmen müffen.“ Graf Taufflirhen 
bat in ber That ſich nicht für vorbereitet erflären können, auf alle diefe Fragen 
zu antworten, oder bie ibm vor Augen geftellten Bedenken und Einwendungen 
zu entlräften. Er äußerte nur fein Bedauern, nach meinen Worten annehmen 
zu müffen, daß Defterreich die von ihm aus Berlin mitgebrachten Vorſchläge ab- 
lehne. Auch Freiherr von Werther jeinerjeits wiederholte mir dieſen Ausprud. 
Ih warnte jeboch fehr vor demfelben, unb ich bat nicht von einer Ableb- 
nung preußifher Borfhläge durch Defterreih zu fpreden, ba bie 
Erläuterungen, bie dies nöthig machen würde, nicht anders als nachtheilig wirlen 
fönnten, bie — zu ſchonen ſei, und es Thatſache bleibe, daß Oeſterreich 
ſtets den unſch hegen werde, zu einer Wiederannäherung an 
Preußen und Deutſchland die Hand bieten zu können. Ich zweifle 
nicht, daß, was ich hier in den Hauptzügen kurz wiederholt habe, dem königlich 
preußiſchen Cabinet durch die Berichte ſeines Geſandten vollſtändig zur Kennt- 
niß gelangen werde. Es wird jedoch auch zu Ihrer Aufgabe gehören, dafür zu 
ſorgen, daß in ber Auffaſſung meiner Aeußerungen feine Abweichungen ſiattfinden 
fönnen. Ja, es wird, wie ich glaube, ber Aufrichtigkeit und Loyalität, bie man 
bei uns ftets finden wird, würdig, bem Iutereffe der Annäherung aber nicht ab- 
träglich fein, wenn ich Ew. ermächtige, vem Herrn Grafen von Bismard ben 
gegenwärtigen Erlaß vollftändig vorzuleſen.“ 
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15. Mat. Defterreihs refervirte Stellung zu den deut- 
hen Berhältnifjen. 


Depeſche bes Herrn v. Beuft an den Geſandten in München. 


„Durh bie Gefälligkeit bes Herrn Fürften von Hohenlohe kennen Em. 
bereits den wejentlihen Inhalt ber vertraulichen Mittheilung, melde dag Mün- 
chener Cabinet an uns hat richten wollen, um über bie von ihm in Ausficht ge- 
nommenen Unterhbandlungen mit bem norbbeutichen Bunde Rüchſprache mit uns 
zu nehmen. Der königliche Herr Gefanbte hat mir Abfchriften in Händen ge- 
laſſen, Sowohl einer Dlinifterial- Erflärung, welche ein Einverftändniß Bayerns 
mit Württemberg in dieſer Richtung beurkundet, als eines von dem königlich 
bayeriſchen Staatsminifterium an die großberzoglihen Regierungen von Baben 
und Heffen erlaffenen Schreibens, woburd die letzteren eingeladen worben, dieſer 
Punctation beizutreten. Ich unterlaffe nicht, beide Altenftüde Ew. zu perjönficher 
Kenntnißnahme mitzutheilen. Wie Ihre Berichte e8 uns angekündigt haben, bat 
Graf Bray mir den Wunſch feiner Regierung zu erfennen gegeben, vor ber 
wirflihen Anknüpfung der Unterhandlungen mit Preußen —— Anſicht über 
dieſes Programm zu erfahren und wo möglich unſerer Zuſtimmung zu demſelben 
verſichert zu werden. Bei aller Würdigung ber Motive, aus welchen dieſer 
Wunſch hervorgeht, und bei aller Empfänglichkeit für das uns erzeigte Vertraueu 
babe ich dem königlich bayeriſchen Geſandten auch bei dieſem Anlaffe nur wieber- 
bolen können, bar bie Lage in Deutichland von gewiffen Wahrheiten beberrfcht 
wird, die man bebauerlich finden, aber nicht ohne gefährliche Folgen aus ben 
Augen verlieren kann. Eine ſolche Wahrheit ift es, a: ben Beftrebungen, welche 
Bayern im gefammtbeutichen —— wie im Intereſſe der eigenen Sicherheit 
verfolgen zu können wünſcht, die Beſtimmungen des Prager J——— 
trages entgegenſtehen. Die Allianzverträge ber fübdeutjhen Staaten 
mit Preußen haben dieſe Beſtimmungen, noch ehe ſie geſchrieben 
waren, verletzt, und ich habe unmöglich verkennen und verſchweigen 
können, daß das Projeet, welches die Unterſchriften des Fürſten 
von Hohenlohe und des Freiherrn von Varnbüler trägt, dieſen 
Widerſpruch noch bedeutend verſchärfen, und vollſtändiger zur Er— 
ſcheinung bringen würde. Bon einem ſüddeutſchen Staatenvereine, 
wie er nach bem — Vertrage zwar in eine nationale Verbindung mit Norb- 
deutichland eintreten, aber neben bemjelben in wölferrechtliher Unabhängigkeit be- 
fteben fol, ift in den bayerifh-württembergifhen Bunctationen feine 
Spur geblieben. Statt deſſen ftellen diejelben einen Organismus auf, in 
welchem — mit ober ohne gemeinfames Parlament — jede jelbftftändige 
Regung ber vereinzelten fübdeutijhen Staaten regelmäßig in dem 
Willen der norbbeutfhen Bundesmadht verfhwinden muß. Die 
Fiction, daß 3. B. Sübheffen als Bundesglied gleiche Rechte mit dem gefammten 
Norbbunde haben foll, wird hieran offenbar ſehr wenig ändern. Was aber 
Defterreihs Stellung betrifft, jo ift e8 gewiß unferes Dankes werth, daß 
man in Münden nur im Einverftändniffe mit uns vorzugehen wünjcht, allein 
ber Umftand, daß die bloße Aufforderung an Defterreih, über die Eonftituirung 
Deutihlands eine Meinung abzugeben, gewiffermaßen die Schranfen bes Ber- 
trages überfchreitet, durch welchen im verfloffenen Jahre der Friede in Deutſch— 
land hergeſtellt worden iſt, macht für Oeſterreich mehr noch als die dadurch gebotene 
Reſerve eine recht klare Auffafjung der Sachlage und eine derſelben entſprechende 
Offenheit der Sprade zur Nothwendigkeit. Demgemäß babe ich mich gegen ben 
Herrn Grafen von Bray über das Verhältniß, in welchem wir zu ben mit dem 
Prager Bertrage unvereinbaren Thatjahen, vergangenen ober künftigen ftehen, 
nohmals mit aller Aufrichtigleit ausgefprochen. Ich habe ihm erklärt, dag Rüd- 
jihten ber Opportunität jehr wohl die Regierung Sr. Majeftät bes 
Kaijers vorläufig beftimmen können, ſolche Thatfahen zu igno- 
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riren, und daß biefe Regierung gerne auch den beutichen Syumpatbieen, melde 
fie fih bewahrt bat, Einfluß auf ihr Verhalten geftattet, jo lange fie nicht die 
Intereffen des eigenen Reiches für gefährdet halten muß. Das Berlangen ba- 
gegen, daß das kaiſerliche Eabinet den Allianz-Berträgen, welde 
e8 bis jegt ſtillſchweigend hingenommen bat, und felbft nad weiter- 
gehenden Berlekungen des Prager Bertrages feine Zufimmung 
ertbeilen folle, diejes Berlangen babe ih unummwunden als uner- 
füllbar bezeichnet, und darauf bingewiefen, daß Defterreih in feiner Lage 
vielmehr ſich forgfältig büten müſſe, irgendwie durch Wort oder That fich des 
Rechtes zu begeben, auf bie Berfügungen bes Brager Friedenstractates 
zu gelegener Zeit fih zu berufen. ferner babe ih dem Grafen Brav 
nicht verbeblt, baß ich mir micht zu erflären vermöge, wie man durch bie wage 
Beftimmung bes Münchener Programmes, daß eine Allianz mit Defterreich ge- 
Ihloffen oder angebahnt werben foll, uns zu einer Aenderung unferer Haltung 
bewegen zu können glaube. Soll unter dem Worte Allianz, wie dies der völler— 
rechtliche Sprachgebrauch will, ein vorübergebendes Bündniß zu beftimmten Zwecken 
verftanben fein, jo ift einzuwenden, daß folhe Zwecke nicht bezeichnet find, auch 
bermalen nicht wohl bezeichnet werben fünnen. Denkt man aber an ein bleibenbes 
Bunbesverhältniß, durch welches die Kaiferlihe Regierung ibre Freibeit nicht für 
eine beterminirte Action, ſondern unbeftimmt und für ımmer aufgeben würde, 
und welches andererjeits eines der mwejentlichen Elemente der politiſchen Neuge- 
ftaltung Deutſchlands bilden fol, jo müßte man uns erftens von der Berpflichtung, 
uns an diefer Neugeftaltung nicht zu betbeiligen, feierlich Dispenfiren, und zweitens 
dürfte man nicht überjeben, daß eine Großmacht ſich nicht einer andern unter— 
ordnen, nicht fremden Zwecken dienen, an Beichlüffe, die ohne ihr Zuthun zu 
Stande fommen, fi nicht im Voraus binden fann. Ich zweifle, ob manın 
Münden in den Stand gejegt fei, uns eine gleihberehtigte Stel- 
lung mit Preußen in einem neuen gefammtdeutfhen Bunde darzu— 
bieten, — ift dies aber nicht der Fall, fo find die Staatslenker Defterreicht 
genöthigt, ih auf die volle Freibeit zurückzuziehen, die fie für bie 
früheren Rechte im Bunde eingetaufcht haben. Die Schluffolgerung, die ich aus 
allen dieſen Betrachtungen ziehen muß, wenn ich mich in bie Lage Bayerns ver- 
jete, kann denn auch abermals nur biefelbe fein, die ich bereits mehrfachen frü- 
beren Aeußerungen zu Grunde gelegt babe. Ueber meine Meinung befragt, kann 
ih in Wahrheit nur fagen, daß ich glaube, Bayern werde wobldarantbun, 
in rein zuwartenber Stellung zu bleiben unb fi weiterer Schritte, 
die es über die burdh den Prager Bertrag gezogene linie binaus- 
führen würden, zu enthalten. Oeſterreich ift nicht mit Proteften gegen bie 
Auguftverträge aufgetreten, aber man kann ſich nicht darüber täufchen, daß biele 
Berträge zu ber gefahroollen Spannung ber leiten Monate nicht menig beige- 
tragen haben. Mit Mühe bat die Yonboner Conferenz bie mächtig berangewad- 
jenen Bejorgniffe jo eben zerftreut, und wir können nicht dazu vatben, neue 
Thatſachen zu jchaffen, durch welche die faum verſchwundenen Gewölke nur zu 
leicht in verftärkttem Maße wieder angefammelt werden könnten. Unfere eigenen 
Bemühungen für den Frieden haben andererjeits vollträftig bewiejen, daß wir 
von unferer Unabhängigkeit feinen für Deutihland ee 
Gebrauch machen wollen, und es erböbt fich dadurch wohl auch unier An- 
ipruch, daß man uns nicht eine noch mehr erfchwerte und von dem vertragsmäßig 
ausbedungenen Zuftande noch weiter abweichende Situation gegemüberftelle. Ich 
kann nicht ermefjen, warum unter ben jebigen Umftänden für bie jübbeuticen 
Regierungen eine Notblage geichaffen jein follte, die ihnen hierin feine Wabl 
ließe, wohl aber ſcheint mir in den europäiſchen Verbältnifien eine 
binreibend deutlihe Warnung vor jedem Schritte zu liegen, durch 
welchen anftatt ber Iuremburgijhen Frage noch ernftere und viel- 
leicht durch die beftgemeinte Bermittlung nicht mehr zu bejeitigende 
Eonflictsfälle zur Tagesordnung befördert werden könnten. Im 
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Vorftebenden babe ich den weſentlichen Sinn der Antwort aufgezeichnet, welche 
ih dem bayeriſchen Herrn Gefandten auf feine Mittbeilung zu ertbeilen hatte. 
Sie beftätigt zwar nur, was dem Königlichen Cabinete bereits früher und nament- 
ih aud durch die Berichte des Grafen Tauffkirchen bekannt geworben ift, 
bo glaube ich Ew. ermächtigen zu follen, von der gegenwärtigen Depefche ben 
— Herrn Miniſter Fürſten von Hohenlohe vertraulich Einſicht nehmen 
zu laſſen.“ 


Zuſammenkunft des Kaiſers Napoleon mit dem Kaiſer 
von Oeſterreich in Salzburg. 


18— 23. Auguft. Beſuch des Kaiſers Napoleon umd der Kaiferin 
Eugenie bei dem öfterreihiihen Kaiſerpaar in Salzburg. 
25. Auguft. Rundſchreiben des franzöfiihen Minifters Marquis de Mouftier. 


„Mein Herr! Als der Kaifer und bie Kaiferin fih nah Salzburg begaben, 
waren fie dabei von einem Gefühle geleitet, welches die öffentliche Meinung nicht 
wohl mißverſtehen konnte; ak fönnte ich mich enthalten, Ihnen über bie 
Zuſammenkunft der beiden Souveraine ein Weiteres mitzutbeilen, wenn biefelbe 
nt der Gegenftand von Deutungen geworden wäre, welche darauf gerichtet find, 
den Charakter derſelben zu entftellen. 

Die Reife Ihrer Majeftäten ift einzig und allein durch den Gedanken ein- 
gegeben worden, der Kaijerlihen Familie Defterreich®, die durch ein jüngft ein- 
getretenes Unglück*) fo graufam heimgejucht wurde, ein inniges Zeugniß bes Mit- 
gefühls zu geben. 

Freilih konnten bie Herrſcher der beiben großen Reiche nicht mehrere Tage 
hindurch vertrauten Umgang mit einander pflegen, ohne fich gegenjeitig ibre Auf- 
tffungen mitzutbeilen und obne ihre Ideen über die Fragen von allgemeinem 
Interefje auszutauschen; ihre Unterredungen baben jedoch weder zum Zwede noch 
als Reſultat gehabt, Kombinationen feftzuftellen, welche nichts in der gegenwär- 
tigen Situation Europa’s rechtfertigen würde. 

Sie werben Sih, mein Herr, der Sprade der Kaiferlihen Regierung er- 
Innern, beren fie fich jedesmal beflifien bat, wo fie fich Über den Auftanb ber 
Dinge auszufprecen hatte, der durch die militairifchen Ereigniffe des verfloffenen 
Sommers gejchaffen wurde. Unfere Haltung ift zuerft durch das Eircular von 
16. September dargelegt worben, und ſpäter dur die Worte Seiner Majeftät 
kt der Eröffnung bes Senates und des gejeßgebenden Körpers, dann endlich 
dreh die Reden, welche der Staats - Minifter in den parlamentarifchen Debatten 
der legten Seifion gebalten bat. Wir haben nicht aufgehört, uns in allen un- 
jeren Handlungen ben Intentionen treu zu zeigen, welche wir gleich Anfangs den 
in Deutichland plötlich entftandenen Veränderungen gegenüber fund gegeben — 

Bei einer jüngſt eingetretenen Verwicklung zeigte es ſich, daß die Cabinette 
Europa’s der Loyalität unſerer Politik Gerechtigkeit widerfahren liefen und ihren 
Beiſtand zu unſeren auf Beruhigung gerichteten Beſtrebungen boten. Das, was 
damals geſchehen, iſt eine Bürgſchaft für die Unterſtützung, welche im Nothfalle 
die Gedanken der Mäßigung auch ferner bei denſelben finden würden. 

Die Unterredungen des Kaiſers Napoleon mit dem Kaiſer Franz Joſeph 
Innen daher nicht den Charakter darbieten, den gewiſſe Neuigkeitshaſcher ihnen 
beigelegt haben. Lange vor ihrer Begegnung in Salzburg batten die beiden Sou- 
veraine Schon von der einen wie von ber anderen Seite durch ihre Handlungen 
die ihre Regierungen leitenden friedlichen Gefühle bekundet. Bei ihrer Begegnung 
Ionnten fie Beine andere Abficht verfolgen, als die, in der gleichen Richtung zu 





*) Den Tod des Kaiſers Marimilian von Merico, 
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verbarren. Auf dieſe gegenfeitig gegebene Berfiherung haben fi) ihre Unterbal- 
tungen über die allgemeinen Angelegenheiten beichränft. 

Statt alfo, mein Herr, die Zufammenkunft in Salzburg als einen en- 
ftand der Beforgniß und ber Beunrubigung für bie anderen Höfe zu betrachten, 
ift im ihr nicht Anderes als ein neuer Grund bes Vertrauens in bie Bewahrung 
bes Friedens zu finden. 

ch babe für gut erachtet, Sie von meinen Anfichten über ſolche Auslegungen 
in Kenntniß zu fegen, bie darauf hinausgehen, einer entgegengejetten Meinung 
Glauben zu verichaffen, und Sie werben wohl daran thun, fi von dieſen An- 
Ihauungen zu durchdringen, um bie irrthümlichen Auffaffungen, die fich etwa in 
Ihrer Umgebung bilden dürften, zu berichtigen.“ 


Preußiſches Rundſchreiben über die Salzburger 
Zujammenfunft. 


7. September. Graf Bismarck an die Vertreter Preußens. 


„Euer ıc. habe ich bereit die Aeußerungen mitgetheilt, welche und 
jomohl von Kaijerlich öfterreichiicher, wie von Kaiſerlich franzöfifcher 
Seite über die Bedeutung und den Charakter der Salzburger Zujammen- 
funft zugelommen find, und welche wir nur mit Befriedigung haben ent- 
gegennehmen können, 

E3 war vorauszufehen, daß es ſehr ſchwer fein würde, die öffentliche 
Meinung zu überzeugen, daß eine —— wie die Zuſammenkunft der 
beiden mächtigen Monarchen Angeſichts der gegenwärtigen Lage der 
europäifchen Solitif, nicht eine tiefer liegende Bedeutung und meiter 
gehende Folgen habe, und die Anfangs mit einer gewiſſen Befliffenheit 
und dem Anfcheine der Zuverläffigfeit verbreiteten Nachrichten über beab- 
fihtigte oder gefaßte Entjchliegungen auf dem politiihen Gebiete waren 
nicht gergnet, die Zweifel über den Zwed der tan zu heben. 

8 gereicht und um jo mehr zur Genugthuung, aus den öfterreidt- 
ihen und franzöfiihen Erklärungen die Berficherung zu entnehmen, daß der 
Beſuch des Kaifers Napoleon lediglich aus einem Gefühle hervorgegangen 
ift, welches wir ehren und mit dem mir ſympathiſiren, und daß der Zufam- 
menfunft beider Herrfcher der Charakter diefes Motivs gewahrt geblieben ift. 

Dana find innere Angelegenheiten Deutjchlands nicht in der Weile, 
wie die erften Nachrichten es vorausfegen ließen, Gegenſtand der Be 
ſprechungen in Salzburg gemejen. 

Es ift dies um fo erfreulicher, da die Aufnahme, welche jene Nad- 
rihten und Borausfegungen in ganz Deutfchland fanden, von Neuem ge: 
zeigt hat, wie wenig das deutjche Nationalgefühl den Gedanten 
erträgt, die Entwidelung der An —— der deutſchen 
Nation unter die Vormundſchaft * er Einmiſchung geſtellt, 
oder nach anderen Rückſichten geleitet zu ſehen, als nach den 
durch die nationalen Intereſſen Deutſchlands gebotenen. 

Wir haben es uns von Anfang an zur er gemacht, den Strom 
der nationalen Entwidlung Deutſchlands in ein Bett zu leiten, in weldem 
er nicht zerftörend, jondern befruchtend wirke. Wir haben Alles ver- 
mieden, was die nationale Bewegung überftürzen könnte, und haben nicht 
aufzuregen, fondern zu beruhigen geſucht. Dieſes Beftreben wird uns, 
wie wir hoffen dürfen, gelingen, wenn aud von auswärtigen Mächten 
mit gleicher Sorgfalt Alles vermieden wird, was bei dem deutſchen 
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Volle eine Beunruhigung binfichtlich fremder Pläne, deren Gegenftand es 
fein lönnte, und in Folge defien eine gerechte Erregung des Gefühls 
nationaler Würde und Unabhängigkeit hervorrufen könnte. 

Wir begrüßen daher die beftimmte VBerneinung jeder auf eine Ein- 
mihung in innere Angelegenheiten Deutfchlands gerichteten Abficht im 
Intereſſe der ruhigen Entwidelung unferer eigenen Angelegenheiten mit 
lebhafter Genugthuung. 

Die füddeutjchen Regierungen ſelbſt werden uns bezeugen, — wir 
uns jedes Verſuches enthalten haben, einen moraliſchen Druck auf ihre 
Entſchließungen zu üben, und daß wir vielmehr auf die Handhabe, welche 
fih uns zu diefem Zwecke in der Yage des Bollvereins bieten konnte, 
dur den Bertrag vom 8. Juli diefes Jahres rückhaltlos verzichtet haben. 
Bir werden diejer Haltung auch ferner treu bleiben. Der norddeutjche 
Bund wird jedem Bedürfniffe der füddeutfhen Regierungen 
nah Erweiterung und Befeftigung der nationalen Bezie- 
bungen zwiſchen dem Süden und dem Norden Deutjhlands 
auch in Zukunft bereitwillig entgegenfommen, aber wir werden 
die Beftimmung des Maßes, weldhes die gegenjeitige Annähe- 
tung inne zu halten hat, jeder Zeit der freien Entfchlie- 
Bung unferer jüddeutjhen Verbündeten überlafjen. 

Diefen Standpunkt glauben wir um fo ruhiger fefthalten zu dürfen, 
als wir in dem gegenmärtig beftehenden vertragsmäßigen Beziehungen 
zwiichen dem Norden und dem Süden Deutichlands, wie fie in den ab- 
eihloffenen Bündniffen und in der Bervollftändigung des Zollvereins 
6 darſtellen, eine rechtlich und thatſächlich geſicherte asien für die 
jelbftftändige Entwidelung der nationalen Interefien des deutſchen Volkes 
erbliden. Euer ꝛc. erjuhe ih, Sich in diefem Sinne gegen die dortige 
erg, außzufprehen, und ermächtige Sie auch zur Borlefung diejes 

alles.“ ’ 


Die weitere Entwidelung der Beziehungen zwijchen 
Nord- und Süddentjchland. 


5. September. Rede des Großherzogd von Baden bei Er- 
Öffnung der Ständeverfammlung. 


„Die zen de3 vergangenen Jahres haben ung vor neue große 
Aufgaben geftellt; fie werden glüdlich gelöft werden zum Heil meines 
Landes und meines Volkes und zum Frommen der gefammten deutfchen 
Natıon, wenn wir mit Muth, mit Vertrauen und Opferbereitheit der 
Arbeit uns unterziehen. Der deutjche Bund ift durd den Krieg des 
vorigen Jahres zerfallen; die Friedensverträge haben feine Auflöfung 
rechtlich beftätigt, Preußen an die Spige des norddeutfhen Bundes ge- 
ftellt und den fübbeutfchen Staaten — eine nationale Einigung 
mit dieſem Bunde einzugehen. Mein Entſchluß ſteht feſt, dieſer 
nationalen Einigung unausgeſetzt nachzuſtreben, und gerne 
werde ich, und wird mit mir mein getreues Bolf die Opfer 
bringen, die mit dem Eintritt in diejelbe unzertrennlid ver- 
bunden find. Sie werden reichlich) aufgemogen durch die volle Theil- 
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nahme an dem nationalen Leben und die erhöhte Sicherheit für die freudig 
fortjchreitende innere Staat3entwidelung, deren Selbitftändigfeit zu wahren 
ſtets Pflicht meiner Regierung jein wird. ft auch die Form der nationalen 
Einigung Süddeutſchlands mit dem morddeutichen Bunde nocd nicht ge— 
junden, jo find doch ſchon bedeutungsvolle Schritte zu dieſem Ziele gethan. 
Schon im Auguft vorigen Jahres wurde gleichzeitig mit dem Yriedens- 
vertrag ein Schug- und Trugbündniß mit Preugen abgeſchloſſen, welches 
beide Staaten zur gemeinjchaftlihen Abwehr eines Angriffe gegen deut: 
ſches Gebiet verpflichtet und für ſolchen Fall meine Truppen unter die 
bewährte Führung des Königs von Preußen jtellt. Dank diejer Ueber- 
einkunft, die mit gleichem Inhalt auch zwijchen den anderen jüddeutjchen 
Staaten und Preußen befteht, ift die erfte und dringendfte nationale 
Forderung erfüllt: Abwehr jedes Angriffs von Außen mit den 
eeinigten Kräften Aller unter einheitliher Führung. Meine 
Regierung betrachtet e8 als ernſte Pflicht, durch Einführung einer der 
norddeutfchen entjprechenden Wehrverfajjung und Heereseinrichtung dem 
Bündniß mit Preußen feine volle Kraft und Bedeutung zu geben. Dieje 
tief eingreifende Neuerung erlangt dadurch eine gejteigerte Wichtigkeit, 
daß es mir gelungen ift, mich mit den Souveränen der andern ſüd— 
deutjchen Staaten über eine gleihmäßige Behandlung der Militärfrage 
zu verjtändigen. 

Mit Befriedigung kann ich noch auf einem anderen Gebiet auf einen 
erfreulihen Erfolg hinweifen. Durch den Berliner Vertrag vom 8. Juli 
d. J. ift der Zollverein aufs Neue befeftigt, und mehr als dies, er hat 
eine weſentlich verbeflerte Organijation erhalten, welde es ermöglidt, 
ohne gewaltſame Krifen den raſch wechſelnden Bedürfnijjien des Bertehrö- 
lebens gerecht zu werden, und welcde die Keime weiterer Entwidelung in 
fih trägt. Ich begrüße in dem Zoll- Parlament, wenn auch jeine 
Wirkſamkeit eine bejhränfte ift, doch freudig eine reguläre 
Bertretung des gejammten deutihen Bolfes. — — 

Bertrauensvoll fordere ih Sie auf, fi mit meiner Regierung den 
Arbeiten zu widmen, aus welchen, wie ich hoffe, Förderung und Wachs— 
thum aller ideellen und materiellen Intereſſen meines Yandes für jich und 
in feiner Verbindung mit den andern deutihen Staaten erblühen wird. 
Gott jegne das Vaterland!“ 


16. September. Aus der Erflärung des württembergi: 
ihen Minifterd von VBarnbüler bei Vorlegung de 
Bündnißvertraged mit Preußen. 


— — „Der Ihnen vorliegende Bertrag berührt die VBerhältniffe Würtem- 
bergs im Frieden nicht, begründet aber im Kriegsialle die Verpflichtung der Com 
a gegenfeitig für die Integrität ihres Gebietes gegen jede Bedrohung 
von außen einzuftehen. Nicht Einer von Ihnen, bochzuverebrende Herren, wird 
bie Anficht vertreten, daß Württemberg für diefen Zwed ein Bündniß mit einer 
anberen europäifchen Großmacht hätte abjchließen jollen, und es kaun fich aljo nur 
fragen, ob bafjelbe, wenn es fi je der Pflicht gegen Deutichland entſchlagen 
wollte, im Kriegsjalle Achtung feiner Neutralität erwarten köunte. Ich muß dieſe 
Frage unbedingt verneinen. Dafür ift es, im feiner geograpbiichen Lage, allein 
und in Berbindung mit feinen beiden Nachbarftaaten sicht mächtig genug. 

Daß im Bünpdnißfalle die Wehrkräfte Württembergs unter 
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den Oberbefehl des Königs von Preußen geftellt werden, dies 
liegt, wie fich die Berbältniffe in Deutihland geftaltet haben, jo 
jehr in der Natur ber thatſächlichen Berhältnifje, daß es als ber 
jeldftverftändlihde Ausdrud, als die zum Bortbeile bes Landes 
anticipirte Anerkennung einer Nothwendigkeit erſcheint, welde 
eintretenden Falls auch ohne ausbrüdiihe Stipulation fih ganz von felbft und 
unabweisbar geltend gemacht haben würde. Soll der durch die Allianzverträge 
der fübdeutichen Staaten mit Preußen begründete Schuß der einzelnen Staats» 
gebiete wirklich eintreten und wirkſam werben, jo kann wohl kein ernftlicher 
Zweifel darüber obwalten, daß eine Einigung der Streitkräfte unter einer ein- 
beitlihen oberften Leitung durchaus nothwenbig ift, und daß diefe von dem mäch— 
tigften deutſchen Staate auszugehen hat. Ich babe es peinlih zu empfinden 
gehabt, daß die Königliche Regierung bei Vorlage des Friedensvertrages Ihnen 
den gleichzeitig abgejchloffenen Bünbnißvertrag vorenthalten mußte: fie war dazu 
vertragsmäßig verpflichtet und hatte diefe Verpflichtung —— aus Gründen, 
welche ſie nach der damaligen politiſchen Lage aus der Rückſicht für den Frieden 
Europa's ableiten mußte. Sie werden es daher zu würdigen wiſſen, wenn die 
—— Regierung den eingegangenen Verpflichtungen im ſtrengſten Sinne 
nachlam.“ 


8. Oktober. Bayerns Stellung und Schritte in der deut— 
ſchen Frage. 
Aus der Erklärung des Fürſten Hohenlohe bei Vor— 
legung des Zollvertrages. 


— — — „Gründe ber äußeren und inneren Politik haben Preußen ver- 
anlaßt, die norddeutſchen Staaten mit einer Verfaſſungsform zu umſchließen, der 
man das Berdienſt nicht abſprechen kann, die ſtaatliche Einheit des Nordens von 
Deutſchland anzubahnen, die ſich aber eben deshalb in ihrer Entwicklung von dem 
Charalter einer Bundesverfaſſung im eigentlichen Sinne des Wortes mehr und 
mehr eutfernen dürfte. Wohl babe ich es anerkannt, daß fein Bundesverhältniß 
dem nationalen Bebürfniffe genügt, wenn nicht von den einzelnen Kontrahenten 
die entiprechenden Opfer zum Gedeihen bes Ganzen gebracht werden; allein bas 
Maß der Opfer, welches der Eintritt in den norbdeutihen Buud den füddeutichen 
Staaten auflegen wilde, entjpricht nicht dem Grade der Selbftftändigkeit, welchen 
diefe fich zu erhalten berechtigt und — wie ich annehmen darf — ihrer über- 
wiegenden Mehrheit nach auch entichloffen find. Die freie conftitutionelle Ent- 
widlung Südveutichlands, wie fie fich ſeit 50 Jahren geftaltet hat, giebt dem 
ſüddeutſchen Volke zu dieſem Entichluffe das Recht und die Kraft. 

Die Preußiſche Regierung bat zubem jelbft erllärt, fie ver- 
lange bie Berbindung mit dem Süden feineswegs auf derjelben 
Grundlage, auf welder der Bund mit ben norddeutſchen Staaten 
berubt; es bedürfe nur eines unzweideutigen Auspruds der na— 
tionalen Gemeinſchaft, welde gleihzeitig die Gewißheit gebe, 
daß die jüdbeutihen Staaten nicht einer feindjeligen Tendenz 
gegen Norddeutſchland verfallen, und daß die Pflege der gemein- 
ſam materiellen Interejjen des deutſchen Bolles durch gemein: 
fame organifcde Einrihtungen ſicher geftellt werde. — — 

Es blieb aljo der Staats- Regierung kein anderer Weg, als auf bie 
Wiebervereinigung Deutichlands binzuarbeiten unter Anerkennung der beftehenvden 
Thatſachen. Diefe Thatſachen lagen vor: in dem Austritte Defterreichs aus dem 
Bunde, in dem feftgejchloffenen norbdeutihen Bunbdesftaate und in dem auf fich 
felbft angewiejenen fübbeutfihen Staaten. Der Weg einer nationalen Ber- 
bindung der leßteren mit dem norddeuntſchen Bunde war aljo 
vorgezeichnet. 
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Die Borbedingung zur Erreihung eines günftigen Refultates in biefer 
Richtung erblidte die Staats» Regierung in einer Webereinftimmung ber füb- 
beutichen Staaten unter einanber über die Schritte, die zu gefcheben hätten, jo 
wie über bie Zugeftändniffe, die zu machen wären, um eine praktiſch werthvolle 
Berbindung mit dem Norden berzuftellen. In biefem Gebanken begann bie 
Staats - Regierung alsbald, nachdem ich bie Leitung der Gejchäfte übernommen 
hatte, biplomatifhen Verhandlungen, welche fich zuvörderſt auf eine gemeinfame 
Action binfichtlich derjenigen Mafregein bezogen, die ein loyaler Bollzug ber mit 
Preußen abgeichloffenen Schut- und Trutzbündniſſe nothwendig machte. 

Es ift ihnen befannt, daß deshalb zu Stuttgart ein Zuſammentritt ber 
ſüddeutſchen Minifter Statt fand, daß bier in Bezug auf die militairifhe 
Drganijation eine Reihe wichtiger Einverftändniffe erzielt wurbe, und ich hoffe, 
daß die Militair Conferenzen, welche damals für den Monat October verabredet 
wurden, unb welhe bemgemäß in Bälde bier zufammentreten werben, bie gleid- 
mäßige Organifation ber ſüddeutſchen Wehrkräfte weiter entwideln werben. 

Sobald dieſes Refultat erreicht war, begannen auch Berbandlungen auf 
dem politiichen Gebiete. Ich brauche wohl nicht zu verſichern, daß biefe Ber 
bandlungen mit großen Schwierigkeiten verfnüpft waren, Schwierigkeiten, melde 
durch die bedenkliche Geftaltung der luxemburger Frage nicht wenig erhöht wurben. 

Es würde bier zu weit führen, den Gang und die Phaſen der Unter 
bandlungen im Einzelnen darzulegen; ich befchränfe mich darauf, als das Re- 
fultat im Allgemeinen zu bezeichnen, daß biefelben zu einer vorläufigen Ber- 
ftändigung über die Grundlagen geführt haben, auf welchen mit dem norddeutſchen 
Bunde unterbandbelt werden jollte. Hierbei wurbe der Gebanle einer Allianz 
diejes Staatenbundes mit Defterreich als einer nothwendigen Ergänzung 
ber nationalen Beftrebungen feftgebalten. 

Meine Herren! Ich bin weit davon entfernt, bie Ereigniffe ber jüngiten 
Bergangenbeit zu ignoriren ober ber vergeblihen Arbeit mich anfcließen zu 
wollen, das Geſchehene ungefchehen zu machen. Ich bin auch jet, wie früher, 
der Anfiht, daß ein VBerfaffungsbündniß der fübdentfhen Staaten 
unter der Führung Defterreihs nit möglich ifl. Dabei will ich nicht 
anfteben, zu erklären, baf uns weder von Defterreih noch von Frankreich in 
dieſer Richtung irgend welche Andeutungen oder Borjchläge gemacht worben find. 
Je weniger wir aber jet bie Gefahr einer unbeilbaren Trennung Deutihlands 
in ein Süd- und Norbbeutichland zu beforgen haben, um fo dringender tritt an 
uns bie Anforderung beran, DOefterreich, als dem natürlichen Berbünbeten Preußens 
ſowohl wie bes ſüdlichen Deutichlands, einen Weg nicht zu verfchließen, ber allein 
geeignet iſt, den Frieden Europa’s auf fiherfter Grundlage zu verbürgen. 

Diefe Erwägung konnte nicht ohne Einfluß auf die Grumbzüge bleiben, 
welche die Staats- Regierung für eine deutſche Gefammtverfaffung feithalten zu 
müfjen glaubte. Im Allgemeinen können diefe Grundlagen dahin definirt werben, 
daß bie in Art. 3 und 4 des urjprünglichen Entwurfs ber norbbeutichen Bundes 
verfaffung enthaltenen Gegenftände — ſonach ein nicht unbedeutenbes Gebiet ber 
Gejetgebung und Berwaltung — für gemeinfam erllärt und ale Bundes An- 
gelegenbeiten behandelt werben jollten, und baß im Uebrigen die Berbinbung den 
Charakter eines Staatenbundes unter Preußiihem Präftbium zu tragen habe. 
Während diefe Verhandlungen im Gange waren, erhielt die Staatsregierung die 
Einladung zur Theilnahme an ten Berliner Zoll» Conferenzen. Die Staatd 
regierung konnte fich derjelben um fo weniger entziehen, als fie hierzu durch bie 
—— bes Berliner Friedensvertrages ſowohl wie durch die Fürſorge für 
die materiellen Intereffen des Landes verpflichtet war. 

Der Vertrag, welcher aus dieſen Eonferenzen hervorging, Tiegt Ihrer Beur- 
theilung vor. Sie werden unſchwer erfennen, daß die Bedingungen, an 
welde Breußen die Aufrehterbaltung bes Zollvereins Imüpfte, 
niht ohne Einfluß auf den weiteren Fortgang bes begonnenen 
Werkes bleiben konnten. Die Staatsregierung mußte nothwendiger Weiſe dat 
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Suslebentreten der neuen Organijation des Zollvereins mit feinen Golgen ab- 
warten, um danach zu ermeflen, im welcher Form neben bemjelben der beabfichtigte 
Staatenbund zur Durchführung gebradht werden könne. 

Die Staatsregierung fiebt demnach ihre Aufgabe nicht als gelöft an. Sie 
wird die Politik, die fie als die allein richtige erfennt, nach wie vor fefthalten. 
Sie wird es verſuchen, in Uebereinfimmung mit ihren ſüddeutſchen Bunbesge- 
noffen und unter Berüdfichtigung beftehender Berträge auf den gewonnenen Grund: 
lagen die mationale Verbindung mit bem beutfchen Norden berzuftellen. Die 
Staatsregierung ift fih aber der Berantwortfichleit bewußt, bie ihr bie Plicht 
der ftaatlihen Selbfterhaltung Bayerns und die gefahrvolle Lage Europa’s auflegt. 
ag ergiebt fih von felbft die Richtung, welche die Staatsregierung ein- 

Iten wird. 

Ih will e8 verjuchen, dieſe Richtung möglichft Mar und einfach auszubrüden: 
Dir wollen nicht ben Eintritt Bayerns in den norddeutihen Bund, wir wollen 
kein Berfaffungsbündniß der fÜbdeutichen Staaten unter der Führung Defterreichs, 
wir wollen feinen ſüdweſtdeutſchen Bunbesftaat, der für fi Bea rer wäre 
oder fih gar an eine michtbeutjche Macht anlehne; wir wollen eben jo wenig eine 
Großmachtspolitik und glauben nicht, daß Bayern in einer Vermittlerrolle das 
Enbdziel feiner Politik zu juchen bat. Das ift es, was wir nicht wollen. Was 
wir aber wollen und was wir auch ferner anftreben werben, ift Die nationale 
Verbindung der füddeutjhen Staaten mit dem norddeutſchen 
Bunde und damit die Einigung des zur Zeit getrennten Deutſch— 
lands in der Form eines Staatenbundes. Es ift dies bafjelbe, was bie 
Nilolsburger Präliminarien und der Prager Frieden anerkennen. 

Meine Herren! Ich fage nicht Verbindung Bayerns mit dem norbbeutichen 
Bunde, ih fage Verbindung der ſüddeutſchen Staaten. Und ich wünſchte, daß 
darüber vollftändige Klarheit herrſche. Wie fih pie Berhältniffe jett geftaltet 
baben, wäre e8 nach meiner Ueberzeugung weder politifch correct, noch zwed- 
mäßig, noch auch — man gebe ſich feinen Illuſionen hin — in friedlicher Weije 
durhführbar, daß einzelne Staaten füdlid des Mains mit Norddeutichland in 
näbere Berbindung träten. Das nationale Band, das zwiſchen uns 
und dem norddeutſchen Bunbe gefhaffen werden foll, muß den 
ganzen Süden umfajjen. Nur in dieſer Form ift es zuläjfig und 
jur Zeit erreichbar. 


Das deutihe Streben Badens. 


Aus einer Erklärung bes Minifters v. Freydorff. 


— — Die Großberzoglihe Regierung glaubt, daß der Augenblid kommen 
werde, welcher ben ſüddeutſchen Staaten geftattet, ſich als vollzäblende Glieder dem 
fih neu geftaltenden Deutichland anzufchließen; fie ift bemüht, durch Handlungen 
die Borausfeungen zu jchaffen, welche unjer Land berechtigen werben, bie nationale 
Einigung zu verlangen; fie wird fich aber glüdlich jchägen, wenn diefe Einigung 
mit dem Norben in Gemeinjhaft mit den Nachbarn füdlih vom Main erfolgen 
kann, und wirb bis dahin ftets, wie in ben fraglien Verhandlungen, zu jedem 
en. Schritte in Gemeinſchaft mit den Übrigen ſüddeutſchen Regierungen 

veit jein. 


Agitation in Süddeutſchland gegen die Ber: 
träge mit Norddeutſchland. 


Notiz der Provinzial » Correspondenz. 


Die preußenfeindlihen Parteien in Bayern und Württemberg baben alle 
ihre Anftrengungen daran gejeßt, bie bereits angebahnte Verbindung mit Norb- 
deutihland zu lodern: in Bayern bat man verjucht, bie Annahme des neuen 


Fürft Bismard. 45 


706 
1867. 
Zollvertrages zu vereiteln, in Württemberg dagegen will die jogenannte „Bolle- 
partei” zwar bie Zolleinigung mit ihren unleugbaren Wohltbaten und Bortheilen 
fefthalten, aber das Schut- und Trutzbündniß mit Preußen aufheben. 

Die Preußische Regierung bat ſolchen Beftrebungen gegenüber far und be» 
ftimmt zu erfennen gegeben, daß fie denjenigen Staaten, welche nicht den neuen 
BZollvertrag unverändert annehmen, die Zolleinigung überhaupt aufkündigen müffe, 
und daß fie ferner nur mit denjenigen Staaten im Hanbelsverbande bleiben fönne, 
die auch mit ihr zu Schug und Trut geeinigt bleiben wollen.“ 


26. Dftober. Die wirtbihaftlihe Gemeinihaft und die 
Wehrgemeinſchaft. 
Rede des Grafen von Bismarck bei der Berathung 
des Zollvertrages im Reichstage. 


(Mit Bezug auf den Antrag von Dr. Braun: 
Der Reichstag wolle beſchließen: 
dem Bertrage zwijchen bem norddeutſchen Bunde einerjeits, und Bayerı, 
Württemberg, Baden und Heffen andererjeits, die Fortdauer des Zoll- 
und Hanbelsvereins betreffend, d. d. 8. Juli 1867, die verfaffungsmäßige 
Genehmigung zu ertheilen, und zwar: 

1. in Beziehung auf jeden einzelnen der brei erfien Staaten nur 
unter ber — daß die rechtliche Verbindlichleit des mit 
einem jeden berjelben durch Preußen abgeichloffenen Bünbnif » Ber- 
trages mit ihm nicht in Frage geftellt werben und 

2. mit der Ermädtigung für das Bundes - Präfidium in dem Fall, 
daß der Vertrag vom 8. Juli 1867 nicht mit allen, fondern nur 
mit einem ober einzelnen ber jübbeutichen Staaten zur Ausführung 
fommen follte, die fich bieraus ergebenden Aenderungen in dem Ar- 
tiel 8 8.1 des Bertrages feftzuftellen, vorbehaltlich ber im ber 
nächſten Situngs » Periode einzuholenden Genehmigung des Reichs- 
tages.) 


Ich bin wegen eines — Unwohlſeins nur im Stande, 
mit wenigen Worten meine Anſicht zur Sache zu erklären. Die ver 
bündeten Regierungen haben gehofft und hoffen noch, daß der Fall, 
welchen da8 von den Herren Bann und Genofjen geftellte Amendement 
im Auge hat, nicht eintreten werde; die Hoffnungen find indefjen durd 
Nachrichten, die mir heute früh zugegangen find, auf ein fehr geringes 
Maaß reducirt. 

Es ift im hohen Grade wahrfcheinlich, daß der bayerjche Reichsrath 
die Zollverträge verwerfen wird. Für diefen Fall ftehe ich nicht an, offen 
zu erflären, daß das Amendement der Herren Braun und Genofien 
vollftändig die Anſchauungsweiſe der verbündeten Regierungen ausdrüdt. 

Daß mit dem Belenntniß zu diefen Grundfägen eine Drohung gegen 
unfere füddeutihen Brüder verbunden wäre, kann ich nicht zugeben, es 
ift nur die Wahrung derjelben Freiheit der Entſchließung für uniere 
wirthſchaftlichen und politiichen Angelegenheiten, welche wir unſererſeits 
unfern fiddeutfchen Brüdern niemals verfümmert haben, und der Herr 
Fürft von Hohenlohe hat vollftändig Recht, wenn er in der bayerſchen 
Kammer den Abgeordneten (die ſich, wie ich beiläufig bemerfe, mit der 
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großen Majorität von 100 gegen 17 Stimmen zu dem Princip der Ber- 
träge befannt hat, welche der ReicBrath deſſelben Staates, wie es fcheint, 
verwerfen ee) erflärt hat, ich hätte ihm bei den Verhandlungen gejagt, 
wenn Siüddeutichland im Stande wäre, einen eigenen Zollverein herzus 
ftelen, jo würden wir fie dabei nicht hindern, Ess im Gegentheil, 
wir würden bereitwillig die Hand dazu bieten, daß diefer ſüddeutſche 
Zollverein feinen befreundeteren Nachbar hätte al3 den norddeutichen. 
Die ſüddeutſchen Staaten find dazu nit im Stande gewejen; ob fie es 
fein werden, muß die Zukunft lehren. Daraus aber habe ich nie ein 
geb gemacht, daß die wirthbidhaftlide Gemeinfhaft mit der 

ehrgemeinſchaft unferer Auffajjung nah Hand in Hand geht. 

Wir haben die Zollverträge, mie fie Ihnen zur Genehmigung vor= 
liegen, abgejchloffen in der Borausjegung, daß uns die Bündnifverträge 
ehrlich gehalten werden würden; wir hätten fie nicht abgejchlofien, wenn 
und daran der leijefte Zweifel aufgefommen wäre, und ich kann aud 
diefem Zweifel in diefem Augenblid niht Raum geben und gebe ihm 
nicht Raum, denn die Ratificationen der füddeutichen Souveraine find 
uneingeſchränkt und sine clausula, und ih habe daS fefte Vertrauen, 
daß die ſüddeutſchen Souveraine und Regierungen fich allzeit 
zu ihren Worten befennen werden, aud wenn die Mahnungen 
des jüddeutihen Nationalgefühls minder laut an ihr Ohr 
ihlügen. 

Dean geht jehr häufig von dem Gedanken aus, daß diefe Bündniß— 
verträge für den Süden Deutichlands eine Yaft, eine Pflicht zur Heeres⸗ 
folge und nur allein für den Norden von Nuten jeien. Dieſe Pflicht zur 
Heeresfolge liegt aber dem Norden eben jo gut dem Süden gegenüber 
ob, und der Schwädere fann leichter in gefährliche Händel vermidelt 
werden als der Stärfere, und er erhält an dem norddeutichen Bundes— 
— eine ganz andere Unterſtützung, als ein Theil der ſüddeutſchen 

ehrkraft in dem jetzigen militäriſchen Zuſtande dieſes ausgezeichneten 
kriegeriſchen Materials uns darzubieten im Stande iſt. 

E3 iſt feine Kleinigkeit, wenn in den Zeitläuften, wie fie 
jegt in Europa find, wo das Schwert unter Umftänden hart in 
die Wage fallen fann, ein fleiner an ſich europäifch nicht wehr- 
fähiger Staat fi zu feinem Schug auf — ih will feine Ziffer 
nennen — die faft unbegrenzte Zahl von Bajonetten berufen 
fann, die der norddeutjhe Bund ihm an die Seite ftellen fann. 

Einer der Herren Vorredner, der Abgeordnete Löwe, hat angedeutet, 
wir thäten dem jüddeutjchen Regierungen vielleicht einen geringen Öefallen 
damit, wenn wir dieje Bündniſſe aufrecht erhielten. Ich kann dies nicht 
lauben, ich habe bisher von den füddeutjchen Regierungen nicht den 
eifeften Zweifel, nicht die leifefte Reue über diejenigen Entiepliegungen 
wahrnehmen können, mit welchen fie uns zur Zeit der Friedensver— 
bandlungen ihrerfeit den Antrag auf diefe Bündniffe entgegenbracdhten. 
Ih erinnere mid) fehr genau, daß ein Mann von deutſcher Gefinnung 
und lange Zeit der Gegner Preußens, der Freiherr von der Pfordten, 
in dem Augenblide, als ich ihm bei den Friedensverhandlungen erklärte, 
daß wir auf die beabfichtigten Erwerbungen im rechtsmainiſchen Franken 
verzichteten unter der Bedingung, daß das ihm dem Princip nach befannte 
Bundniß von Bayern angenommen werde — daß der Freiherr von 
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der Pfordten unter der lebhafteften Bethätigung feiner inneren 
Bewegung mir mit Feierlichfeit erklärte, —— ſähe er, wie 
ſehr meine deutſchen Geſinnungen verleumdet würden, und wie 
ein deutſches Herz in meinem — ſchlüge, ſo gut wie in dem 
ſeinigen. 

Er hat ſich darin nicht getäuſcht; ich glaube, mein Verhalten hat die 
Richtigkeit ſeines Ausſpruches bewährt. 

Was über den rechtlichen Zuſammenhang beider Arten von Verträgen 
ſich ſagen läßt, ſo habe ich denſelben vorhin ſchon angedeutet. Ich kann 
nur den Beſchluß der verbündeten Regierungen bekunden — und dieſer 
wird aus dem Votum des Reichstages nicht einen Zwang, wohl aber 
eine weſentliche Kräftigung und Beſtätigung entnehmen —, daß wir 
entſchloſſen ſind, die wirthſchaftliche Gemeinſchaft nur mit 
denen fortzuſetzen, die es freiwillig thun und die auch die Ge— 
meinſchaft der Wehrkraft auf nationaler Baſis mit uns fort— 
zufegen entjchloffen find, und daß wir demnadh, wenn die 
neuen Bollverträge, wie fie in dem Bertrage vom 8. Juni vor 
Ihnen liegen, nit Annahme finden, wenn die Bindnißver- 
träge — was ich bis jegt und für immer im Bertrauen auf 
den Werth eines deutſchen Königsmwortes vollftändig in Ab- 
rede ftelle — wenn die Bündnikverträge in Frage er 
werden follten — daß wir an demfelben Tage die alten Zoll- 
vereind-Berträge Fündigen. 


31. October. Weitere Notiz ber Provinzial» Korrespondenz. 


„An demjelben Tage, wo Graf Bismard obige Erklärung abgab, batte 
ber bayerjche Reichsrath über die Zollverträge Beihiuß gefaßt. Im Heicherathe 
war zumäcft die Abficht vorhanden, denſelben geradezu abzulehnen. Der Ein- 
wirfung ber bayerihen Regierung aber und ber Macht der öffentlichen Meinung 
gelang es, einen ſolchen Entſchluß abzuwenden. Der Reichsrath genehmigte ben 

ertrag, jeboch unter der Bedingung, daß für Bayern ein Recht des Widerſpruchs 
gegen Beichlüffe des Zollvereins, die den bayerſchen Intereffen zumiber feien, ge- 
wahrt bleibe. 

Der Minifter Fürſt Hohenlohe begab fih nun in Begleitung eines ein- 
flußreihen Mitgliedes des Reichsrathes nah Berlin, um über die Annahme jener 
Bedingung zu verhandeln. Er fand bier bei Seiner Majeftät dem Könige, wie 
bei dem Grafen Bismard freundliche Aufnahme, aber zugleich die Gemißbeit, 
baf von ber Annahme jener Bedingung, jowie überhaupt von neuen Verhand— 
lungen nicht die Rede fein könne, der Vertrag müffe, jo wie er abgejchloffen und 
bereit8 vom Reichstage des norbdentihen Bundes genehmigt ſei, angenommen 
oder abgelehnt werben. 

Fürft Hobenlobe ift unverweilt nah Bayern zurüdgelehrt. Es ift anzu- 
nehmen, daß die Ueberzeugung, die er und fein Begleiter über den Stand ber 
arg gewonnen haben, dazu führen werbe, daß fich der Reichsrath nunmebr 
zur bebingungslofen Annahme des Zollvertrages bequeme. Die gewerblichen Kreiſe 
in ganz Bayern find unterbeß in der lebhafteften Aufregung, weil fie fürchten, 
daß aus der drohenden Kündigung des Zollvereins ber größte Nachtheil für bie 
gejammte bayerjche Gemwerbtbätigkeit entftehe. Ein Verharren des Reichsraths bei 
feiner bisherigen Stellung würbe für Bayern gerabezu verhängnißvoll jein und 
vermuthlich zu einer ſchweren inneren Berwidelung führen. 

Auch in Württemberg bat fih in den legten Tagen ber nationale Sinn 
und das Intereſſe für die Erhaltung des Zollvereins auf allen Seiten lebhaft 
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geregt und es find bie bringenbften Borftellungen an die Bollsvertretung behufs 
Genehmigung des Trug- und Schugbündniffes mit Preußen gerichtet worben. 

Der König von Württemberg bat überbies wiederholt die fefte Abficht be- 
—— das dem Könige von Preußen gegebene Wort unter allen Umſtänden 
zu halten. 

Es iſt anzunehmen, daß bie vorhandenen Schwierigkeiten in Kurzem nad) 
allen Seiten überwunden fein werden; der Berlauf biejes jüngften Abjchnittes 
der beutjhen Entwidelung wird alsdann nur dazu beigetragen haben, bie Zu- 
verfiht auf bie weitere Erfüllung der nationalen Beftrebungen und Hoffnungen 
vollends zu ftärfen.“ 


Die Erfolge in Süddeutjdland. 


Provinzial» Eorrespondenz vom 6. November 1867. 


„Die jüngften Schwankungen in ben fübbentihen Staaten find glücklich 
überwunden, und ganz Deutichland kann auf biefelben jett mit zwiefadher Be- 
friedigung zurückblicken: durch die allfeitige Annahme ber Verträge, um die e8 
ſich handelte, hat die nationale Entwidelung Deutichlands neue gewichtige Bürg- 
haften erhalten, — noch bebeutjamer aber, als die Thatfache der Annahme jelbft, 
ift bie dabei hervorgetretene Stimmung von Südbeutjchland. 

Die Annahme der Verträge, die Sicherung der wirtbichaftlihen Gemein- 
Ihaft und des Bünbniffes zu nationaler Vertheidigung werben bei uns ebenfo, 
wie im Süden als ein großer Segen empfunden; denn fo jehr auch Norbdeutich- 
land wirthſchaftlich, wie militairifch auf eigenen Füßen ſiehen und eine gebeihliche 
Entmwidelung für fih allein erringen könnte, jo find doch die großen Borzüge 
ber Erhaltung bes Zollverbandes mit dem Süden unb der feften militatrifchen 
Einigung ganz Deutichlands auch bei uns niemals verlannt worden. Es wird 
feinen Staatsmann, feine Partei geben, die nicht Deutichland Glück wünſchen 
jollten zu dem errungenen Ergebniß. 

Und doch hätte der augenblidlihe Erfolg bei Weiten nicht den Werth und 
die Bedeutung, die man bemjelben mit Recht beilegt, wenn er etwa nur als ein 
Sieg Preußens und Norbbeutichlands über den Süden aufzufaffen wäre, wenn 
man annehmen müßte, daß bie ſüddeutſche Bevölkerung fich wiberwillig blos in 
eine unerwünſchte Nothwendigfeit gefügt hätte. Das Erfreulichſte und Hoff» 
nungsreihe in bem Berlanf der legten Wochen und Tage iftgerabe 
der Umftand, daß Süddeutſchland fih mit klarem Bemwußtfein 
und mit offener Hingebung für die nationale Gemeinjhaft mit 
dem deutſchen Norden entſchieden hat, und baf man überall zu ber 
Erkenntniß gelommen ift, wie nur in diefer Gemeinfchaft äußerer Vortheil nicht 
blos, jonbern aucd eine würbige politifhe Stellung für die ſüddeutſchen Staaten 
zu finden ift. 

Es ift jet offenbar geworden, daß man fich über die Macht und Bebeu- 
tung ber Parteien und Stimmungen in Süddeutſchland vielfah in Täuſchungen 
bewegt hatte. 

Die Widerfaher Preußens in Süddeutſchland ftütten ſich mit großer Zu— 
verficht auf alte Ueberlieferungen der dortigen Vollsmeinung gegen bie norbijche 
Großmadt, jo wie auf die Nachwirkungen des Gegenjates, welcher im vorigen 
Jahre dort zu jo großer Schärfe und Bitterkeit gelangt war. Es war nicht zu 
verwundern, wenn man weithin der Berficherun Slauben ſchenkte, daß jene Par- 
teien in Wahrheit bie Stimmung bes württembergifihen. des bayerifchen Bolles 
ausbrüdten. Täglich eiferten fie gegen die Zumuthung einer Berbinbung mit 
Preußen und ſcheuten fich nicht, den Anjhluß an das Ausland eher noch als 
er an Norbbeutichlanb für möglih und dem Sinne des Bolles entjprechend zu 

ären. 

Die Zuverficht biefes Auftretens drängte lange Zeit die befjeren nationalen 


710 
1867. 


Regungen zurüd und ließ die Benöllerung felbft zu einer richtigen Schätzung ber 
öffentlihen Stimmung nicht gelangen. 

Es bedurfte eines fo tief greifenden Anlaffes, wie die Gefährdung des Zoll- 
vereins, die Gefährdung des beutjchen Bolfes in feiner wirthſchaftlichen Wohlfahrt 
und Entwidelung, um bie wirflide Stimmung des Bolles zum Ausbrude ge 
langen zu lafjen. 

Der unmillfürliche Durchbruch des öffentlichen Geiftes hat die bebeutjame 
Wendung der Dinge in Bayern und Württemberg berbeigeführt: nit ein Sieg 
Preußens, jondern ein Sieg bes eigenen Geiftes ber Bevölkerung 
bat den Widerſpruch des Reichsrathes in Bayern, den Widerſpruch der fogenannten 
„Bollspartei” in Württemberg überwunden. Und das Erwachen bdiejes unbe» 
fangeneren Geiftes bat nicht blos bie jüngft drohenden Gefahren bejeitigt, ſondern 
läßt ung auch mit Hoffnung auf die weitere Geftaltung der Beziehungen zu Süb- 
deutſchland bliden. Man darf jest hoffen, daß ber Volksgeift in Suddeutſchland 
fih nicht mehr falt und fremd ober gar feinblich gegen Preußen verhalten, jon- 
bern daß ftatt des alten Sonbergeiftes fich immer tiefer ins Boll hinein ein 
echter deutſcher Volksgeiſt entwideln werde, der in Preußen und Norddeutſchland 
die Genoſſen gleicher nationaler Gefühle und Hoffnungen begrüßt. Ebenſo wie 
ber bayeriſche Minifter bei dem vorjährigen Friedensihluffe dem Grafen Bis- 
mard in tieffter Erregung fagte: „iett weiß ich, daß in Ihrer Bruft ein echt 
beutjches Herz Ichlägt”, — jo wirb ganz Süddeutſchland immer ernfter und tiefer 
empfinden, daß in Preußen und in Norbbeutichland vor Allem deutſche Herzen 
ſchlagen. 

Alſo nicht um Sieg oder Niederlage zwiſchen Norden und 
Süden handelt es ſich bei den hocherfreulichen Ereigniſſen der 
legten Wode, fondern um ben Triumph deutſchen Geiftes über 
böje Täuſchung und Berirrung. 

Deshalb bejonders darf man in dieſen Borgängen Zeiden 
frober Bedeutung für die weitere deutſche Entwidelung erbliden.“ 


8. Erſte Seffion des Heichstages des 
Uorddeutſchen Hundes, 


Bom 10. September bis zum 26. Oftober 1867. 


1867. 10. September. Eröffnung des Reichstages. 
Thronrede Sr. Majeftät des Königs. 


Erlauchte, edle und geehrte Herren vom Reichstage des 
Norddeutichen Bundes. 


Bei dem Schluffe des erften Reichſstages des Norddeutichen Bundes 
fonnte Ich die Zuverfiht außfprechen, daß die VBolfsvertretungen der ein- 
elnen Bundesftaaten dem, mas der Reichstag in Gemeinfchaft mit den 

egierungen gejchaffen hatte, ihre verfaffungsmäßige Anerkennung nicht 

verjagen würden. Es gereiht Mir zu großer Genugthuung, Mich in 
diefer Zuwerficht . etäufcht zu haben. In allen Bundesftaaten iſt 
die Berfafjung des Norddeutihen Bundes auf verfafjungsmäßigem Wege 
Gejeg geworden. Der Bundesrath hat feine Thätigkeit begonnen und 
jomit kann Ich heute in Meinem und Meiner hohen Verbündeten Namen 
mit freudiger Zuperficht den erften, auf Grund der Bundesverfafjung 
verjammelten Reichstag willfommen heißen. 

Für die Drdnung der nationalen Beziehungen des Bundes zu den 
Süddeutfhen Staaten iſt unmittelbar nach Verkündung der Bundes- 
verfaffung ein wichtiger Schritt gefchehen. Die Deutſche Gefinnung der 
verbündeten Regierungen hat für den Zollverein eine neue, den veränderten 
Verhältniffen entfprechende Grundlage gejchaffen und defien Fortdauer ges 
fihert. Der deshalb abgefchloffene, von dem Bundesrat) genehmigte 
Vertrag wird Ihnen vorgelegt werden. 

Der Haushalts-Etat des Bundes wird einen hervorragenden 
Gegenſtand Ihrer Berathungen bilden. Die forgfältige Beſchränkung der 
Ausgaben auf den nmothwendigen Bedarf wird e3 gehaiten, beinahe drei 
Viertheile derjelben durch die eigenen Einnahmen des Bundes zu be- 
ftreiten, und die vorfichtige Veranſchlagung diefer Einnahmen leiften 
dafür Gewähr, dag die im Etat vorgejehenen Beiträge der einzelnen 
— zur Deckung der Geſammt-Ausgabe vollſtändig genügen 
werden. 
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Dem Bundesrathe find Gejeg- Entwürfe vorgelegt und verheißen, 
weldhe den Zmwed haben, auf den verfchiedenen Gebieten der Bundes- 
gefeggebung das zu ordnen, deſſen Ordnung der Augenblid erfordert 
und die Beit geftattete. Ein Geſetz über die Freizügigkeit fol die 
weitere Entwidelung des, durch die Verfaſſung begründeten gemeinjamen 
Indigenats anbahnen. Ein Geſetz über die Berpflidtung zum Kriegs: 
diente fol diefe8 gemeinfame Indigenat für das Heer zur Geltung 
bringen und zugleich die Beſtimmungen überfichtlich RE welche 
in der Berfafung theils jelbftftändig, theils wi Hinweijung auf die 
Geſetzgebung Preußens über die Dienftpfliht getroffen find. Ein Geſetz 
über das —— iſt dazu beſtimmt, veraltete Beſchränkungen des 
Verkehrs aus dem Wege zu räumen und die Grundlage zu einer, dem na— 
tionalen Intereſſe entjprehenden Bereinbarung zwijchen dem Bunde und 
den ſüddeutſchen Staaten zu bilden. Eine Maaß- und Gewichts— 
ordnung hat die Aufgabe, dad Maaß- und Gemwichtswejen des Bundes 
übereinftimmend und in einer, für den internationalen Verkehr fürderlichen 
Weiſe zu regeln. Die Eigenfchaft der Poft, ald eines Bundes» Inftituts, 
macht gejeglihe Anordnungen über das Poſtweſen und den Porto- Tarif 
nothwendig. Die Errichtung von Bundes-Eonjulaten erfordert die ge- 
jegliche Feftftellung der mit Ausübung dieſes Amtes verbundenen Rechte . 
und Pflihten. Die Einheit der Handelsmarine bedarf einer Grund» 
lage durch ein Gefeg über die Nationalität der Kauffahrteifchiffe. 

Sch hoffe, daß diefe Geſetze, welche einen erften, aber entfchiedenen 
Schritt zum Ausbau der Bundesverfaffung bezeichnen, Ihre und des 
Bundesrathe8 Zuftimmung finden werden. 

Die Ueberzeugung, daß die große Aufgabe des Bundes nur zu löfen 
ift, wenn durch alljeıtige8 Entgegenfommen die befonderen mit dem all» 
gemeinen und nationalen Intereſſe vermittelt werden, hat die Berathungen 
geleitet, aus welchen die Bundesverfaflung hervorgegangen if. Sie hat 
in den Berhandlungen des Bundesrathes von Neuem ihren Ausdrud ges 
funden, und fie wird, wie ch zuverfichtlic; erwarte, auch die Grundlage 
Ihrer Berathungen bilden. 

In diefem Sinne, geehrte Herren, legen Sie Hand an den Ausbau 
de3 durch die Bundesverfafjung begründeten Werkes. E8 ift eine Arbeit 
de3 Friedens, zu welcher Sie berufen find, und ch vertraue, daß, unter 
Gottes Segen, das Vaterland fich der Früchte Ihrer Arbeit in Frieden 
erfreuen werde. 


Adreßverhandlungen im Reidystage. 


24. September. Der Enwurf der Adreſſe. 


Euer Königlihen Majeftät und Allerhöchſtdero erhabenen Bundesgenoffen 
bezeugt der erfte Reichstag des nunmehr verfaffungsmäßig conftituirten Norbdeut- 
ihen Bunbes den Dank und bie Befriedigung der Nation über bie bisher er- 
rungenen Erfolge einer wahrhaft deutſchen Politik. 

Das öffentliche Leben Deutichlands bat nach Jahrhunderten ſchwerer Prüfung 
endlich die fihere Grundlage gewonnen. Dieje Grundlage einer großen nationalen 
Zukunft zu befeftigen und im Sinne bürgerlicher Freiheit und vollswirthſchaft⸗ 
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ei auszubauen, wirb fortan das Ziel aller Beftrebungen des Reichs - 
tags fein. 

Seit der flaatlihen Einigung Norbbeutichlands find wir uns im erhöheten 
Make ber Pflicht bewußt, jedem Wunſch und Bebürfnif der Süddeutſchen Staaten 
nad Herbeiführung ber den Süden und Norden umfafjenden nationalen Berbin- 
bung entgegenzulommen. Wir unfererjeits dürfen das große Werk erft dann für 
vollendet erachten, wenn ber Eintritt ber jübdeutfchen Staaten in den Bunb auf 
Grund des Art. 79 der Berfaffung des Norbdeutihen Bundes erfolgt fein wird. 

Mit Freuden begrüßen wir deshalb jede Mafregel Euer Majeftät, welche, 
wie bie Borlage wegen ber Wieberberftellung bes Zollvereines, uns dieſem er- 
ſehnten Ziel in freier Vereinbarung aller Theile näher führt. 

Die unwiberftehlihe Macht nationaler Zufammengehörigkeit und bie Har- 
monie aller materiellen und geiftigen Intereffen fchließt jeden Rüdjchritt auf dam 
betretenen Wege aus. Wir find überzeugt, baß die hohen verbündeten Regierungen, 
ihres Weges und Zieles unbeirrt gewiß, nicht befürchten, baß andere Nationen 
uns das Recht auf nationale Eriftenz mit Erfolg ftreitig machen könnten. 

Das deutſche Bolt, von dem Wunſche bejeelt, mit allen Völkern in Frieben 
zu leben, bat nur das Berlangen, feine — Angelegenheiten in voller Unab» 
bängigfeit zu ordnen. Entichloffen, jeden Berfuch fremder Einmifhung in ruhigem 
Seibfivertrauen zurüdzumeifen, wird Deutſchland bies unbeftreitbare Recht unter 
allen Umftänden zur thatfächlihen Geltung bringen. 

So gehen wir in frober Zuverfiht an das Werk bes Friedens, welches jetzt 
und künftig dem Reichstage obliegt. Durch forgfältige Pflege der geiftlichen und 
fittfihen Güter des Volle, durch weile Sparfamkeit in den Ausgaben und gerechte 
Bertheilung ber Laften, durch gleiches Recht für Alle und gleiche Pflicht eines 
Jeden, durch treue Hingabe an das Vaterland wird das von der Nation unter 
der glorreihen Führung des Königlichen Hauſes ber Hohenzollern begründete 
Gemeinwefen unerfhütterlich fein. 

In tieffter Ehrfurcht verharren wir. 

Eurer Königlichen Majeftät 
Allerunterthänigfte treugeborjamfte 
Der Reichstag des Norddeutſchen Bundes.“ 


Die Stellung der Bundedregierung zur Adreffe. 
24. September. Erklärung ded Grafen v. Biömard: 


Wir können nicht fagen, wir wollen feine Adrefje; das ſähe jo aus, 
als wenn wir uns vor den Ausſprüchen der öffentlichen Meinung jcheuten. 
Wir können aber auch nicht jagen, wir mwünfchen eine Adreſſe, und gerade 
diefe, weil es dann nicht der alleinige Ausdrud des Reichstages jein 
würde, und die Regierung verantwortlich machen würde für den Inhalt 
der Adrefie. Wir fehen in der Adreffe das Zeugniß, welches der Reichs—⸗ 
tag dem Süden, dem Auslande, den Bundesregierungen gegenüber ablegt 
von den Meinungen und Ueberzeugungen, mit denen die Regierungen zu 
rechnen haben und auf melde die Regierungen rechnen fünnen. Wir faſſen 
die Adrefje nicht jo auf, als ob der Norddeutjche Reichstag die Regierung 
damit wider ihre eigene Ueberzeugung zu einer rajcheren Action, als die 
Re — ———— rwägung der Sache förderlich hielt, drängen 
= ir haben durch unfer Eircular ausgejprochen, daß wir unferer- 
jeit3 jeden Drud, jedes Drängen vermeiden, daß aber, wenn die deutjche 
Nation in ihrer Geſammtheit die Einheit wollte, daß dann, meiner Ueber— 

eugung nad, Feine deutjche Regierung und fein deuticher Staatsmann 
* genug iſt, dieſe Einheit zu hindern, feiner gutmüthig oder klein—⸗ 
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müthig genug, es verhindern. Die Adreſſe wird nicht wollen, daß 
wir die zurüdhaltende Stellung, die wir dem Süden gegenüber bewahrt 
haben, verlafien, daß mir fuchen möchten, einen Drud auf diejenigen 
Kräfte im Süden auszuüben, welche eine gewiſſe Sprödigfeit gegen die 
Annäherung zeigen, einen Drud, der meine Erachtens nur das Gegen: 
theil erreichen würde. | 


Die Annahme der Adrefje erfolgte mit einer Mehrheit 
von 157 gegen 58 Stimmen: die beiden conjervativen 
Fractionen, die Alt- Liberalen und die National: Liberalen 
ftimmten für diejelbe, die FKortichrittöpartei, die Polen und 
die Partifulariften gegen dieſelbe. 


3. Dftober. Ueberreihung der Adrefje auf der Burg Hohenzollern 
durh eine Deputation des Reichstages unter Führung 
des Präfidenten Dr. Simjon. 

24. September. Rede ded Grafen v. Bismarck über die Luxem— 
burger Frage bei der Adreßdebatte. (j. oben ©. 684). 


Zur Nordſchleswigſchen Frage. 


24. September. Erklärung ded Grafen von Bismarck bei der 
Adreßdebatte. 


(Gegen den Abgeordneten Dr. Hänel, welcher die Befürchtung ausge— 
ſprochen hatte, daß Norb- Schleswig an Dänemark abgetreten werde, mit dem 
Hinweiſe, daß mit gleihem Grunde bie Ausjcheidung der polnischen Beftandtbeile 
Preußens aus dem Norddeutſchen Bunde eintreten miüffe). 

Ich habe zu conftatiren, daß ich principiell nicht auf demfelben Boden 
ftehe, wie der der Borredner. Ich halte eine Herrichaft Deutjcher über 
mwiderftrebende Nationen, ich will nicht jagen eine Herrichaft, aber ein Zu: 
fammenleben Deutjcher in dem Gemeinweſen mit ſolchen Nationen, melde 
danach ftreben, fi) von diefem Gemeinweſen zu löjen, nicht für nüglid; 
mitunter aber ift e8 nothwendig. In Polen ift es nothmwendig, wie 
ein Blick auf die Karte zeigt; und bei der Kenntniß der Gefchichte, melde 
ih bei dem Herrn Borredner vorausfegen darf, wird die heutige Karte 
für ihn durchſichtig ſein und die Grenzen der alten Republif Polen 
durchſcheinen laſſen. Die Schwierigkeit der Frage liegt deshalb für 
uns nicht in der Cejjion von Dänen, melde däniſch Fein mollen, an 
Dänemark, nicht darin, daß wir ablehnen wollen, Dänemark zu geben, 
was däniſch, fondern in der Mifhung der Bevölkerung, darın, 
daß wir Dänen nicht an Dänemark zurüdgeben können, ohne ihm Deutice 
mitzugeben. Darin liegt die Schwierigkeit und zugleich der prinzipielle 
Unteriieb meiner politifchen Anficht gegen die des Herrn Borredners. 
Wohnten jämmtlihe Dänen in einem an der Dänifchen Grenze belegenen 
Landftrihe und jämmtliche Deutjche diejjeits, jo würde ich es für eime 
falſche Bolitif halten, dieje Sache nicht mit einem Strich zu löjen umd 
den rein Däniſchen Diftrit an Dänemark zurüdzugeben. Ich würde 
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dann die Rückgabe für eine einfache Forderung derjelben nationalen Po— 
itif halten, welcher wir in Deutichland folgen und welcher in Bezug auf 
Polen zu folgen wir in der Unmöglichkeit find durch die gefchichtliche 
Entwidelung des Preußiſchen Staates, welche wir hundert Fahre zurüd 
nicht mehr ändern können. Wir müſſen tragen, was daraus folgt. Wenn 
num die Sache möglichermeife die Wendung nehmen follte, daß nicht nur 
Tänen, fondern auch Deutſche an Dänemark abgetreten werden müßten, 
weil fih eben feine Duadratmeile findet, in welcher eine vollftändig un- 
gemischte Dänische Bevölkerung lebt, jo will ich bier nicht unterfuchen, in 
wie meit die mit Pathos erhobene Anklage gegen Preußen gerecht ift, 
daß Preußen die Schuld diejes Uebelftandes trage. Wir wären nicht 
in diefe Lage gefommen, wenn die Haltung der Bevölferung 
von Schleswig eine andere, wenn fie weniger particulariftifch, 
mehr Deutfh von Hauje aus gewejen wäre, wenn nicht Biele 
in ihrem ganzen Berhalten zu Gunften dynaftifher Intriguen 
vergefjen hätten, daß ſie Deutfhe find. Ich mill diefen Weg 
nicht mweiter gehen, alte Wunden nicht aufreißen. Es wird eine andere 
Gelegenheit geben, darüber abzurechnen. 


Die erften Berwaltungseinrichtungen des Norddentichen 
Bundes. 
28. September. Erklärung des Grafen von Bismard bei der 
Berathung ded Bundes= Haushalts. 


(Dad Bundestanzler-Amt; — der Bundeskanzler und 
das Preußiſche Miniftertum.) 

Es kann nicht meine Aufgabe ſein, im Anſchluß an die Rede des 
vorletzten Herrn Redners (Dr. Waldeck) hier zurückzugreifen auf die 
Discuffion des verfaſſunggebenden Reichsſtages, auf die Frage, ob die 
Dinge fo, wie fie eingerichtet find, gerade das Beſte getroffen haben. Es 
genügt, daß diefe Fragen damals einftweilen entfchieden find; wir müſſen 
uns nad) dem richten, was bisher in der Berfaffung fteht. 

Dem Antrage gegenüber, der vorher geftellt worden ift, die Dis— 
cuffion über das Bundeskanzleramt auszufegen, reſp. die Frage an einen 
Ausſchuß zurüdzumeifen; dem gegenüber fann ich nur die andere Frage 
aufftellen: ift da8 Bundeskanzleramt überhaupt eine nöthige 
Inftitution für den Gejhäftsbetrieb oder niht? Darauf jcheint 
es mir hier allein anzukommen, nicht darauf, ob die Berfaflung in ihren 
Grundfägen mit den Wünjchen der Herren übereinftimmt, die gegen die— 
felbe geſtimmt haben. 

Henn ih auf die Nothmwendigkeit des BundesfanzleramtS komme, 
jo erfläre ih, daß mir jede Fortjegung des Gefchäftsbetriebes unmöglich 
wird, mern nicht das Bundeskanzleramt mit einer Auswahl reicher und 
ausgezeichneter Arbeitsfräfte dotirt wäre. Es iſt der unentbehrlichite 
Motkinentbeil, um die ganze Majchine, wie fie augenblidlid eingerichtet 
ift, in Gang zu Halten. Wenn man darüber einen näheren Nachweis 
verlangt, jo ermwidere ih, daß wir noch nicht in der Yage find, in allen 
diejen — die Punkte jo genau über das J zu ſetzen, wie fie vielleicht 
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in zwei oder drei Jahren von ſelbſt in's Auge jpringen werden; jolde 
Dinge werden eben nit von Hauje aus nad theoretiſcher 
Berehnung gefhaften, fondern fie werden und wachſen. 

Aber auch in feiner von mir gerühmten Ausjtattung würde das 
Bundeskanzleramt ſchon jegt den Anforderungen an jeine Arbeitskräfte 
nicht genügen können, wenn nicht die Arbeitskraft der Preußiiden Minis 
fterien und der Minifterien der verbündeten Regierungen, ſoweit fie im 
Bundesrathe zur Wirkfamkeit fommt, dabei zu Hülfe gezogen wird. Sie 
Ale werden aus den Zeitungen und aud aus eigener näheren Prüfung 
der Dinge die ungewöhnlich bedeutfamen und fleißigen Yeiftungen der 
Mitglieder des Bundesrathe3 — ich kann das ohne Selbftruhm jagen — 
erfannt haben; ihnen vorhergegangen find ähnliche Arbeiten in den ent 
iprehenden Fachminiſterien der verbündeten Staaten, bei denen ich natür- 
licher Weiſe meinerjeit3 hier local nur in näherer Berbindung mit dem 
preußijchen Fachminijterium geftanden habe. ch glaube, daß ein Wider: 
jtreben gegen die Bewilligung unbekannter Drgane zugleich geftüßt ift von 
einer gewiß erflärlichen und ————— Neugier, näher zu wiſſen, wie die 
Sachen eigentlich gemacht werden. 

Ich glaube, auf dieſe Frage einiges Licht wenigſtens zu werfen, 
wenn ich Ihnen ſage, daß ich als Kanzler keine irgendwie principiell 
wichtige Sache in den Bundesrath einbringe, ohne mich vorher mit meinen 
Preußiſchen Herren Collegen darüber verftändigt u haben. Ebenfo jege 
ih voraus, daß meine Collegen im Bundesrathe, P weit fie jelbft Staats⸗ 
minifter find, ihrerjeits ihr Botum nicht abgeben und zu den eingebrachten 
Saden nicht Stellung nehmen, und daß fie feine Anträge einbringen 
werden, über welche jie micht mit ihren zu Haufe die Berantwortlickeit 
tragenden Collegen einig find. Ich habe ſchon in den Discufjionen des 
verfaffunggebenden Reichstags erwähnt, es werde die Aufgabe des 
Bundesfanzlers fein, mit feinen Preußifhen Collegen Füh— 
lung zu halten. Dieje Fühlung wird dadurch genommen und bemahıt, 
dag ich für Preußen feine Borlare in den Bundesrath eins 
bringe und keine mwejentlihe und durchſchlagende Erklärung 
abgebe, ohne mich vorher des Einverftändnijjes der übrigen 
Preußiſchen Eollegen verfidert zu haben. Jede Preußifche Vor 
lage, die in den Bundesrat gebracht werden fol, erjcheint vorher auf 
dem amtlichen Bortragsregifter des Preußifchen StaatSminifteriums umd 
wird dort dißcutirt, gerade als ob fie in den Preußiſchen Yandtag ein 
gebracht werden follte, und der Unterfchied ift äußerſten Falls der, daß, 
wenn beifpielömeife der Minifterpräfident mit dem Votum eines jeiner 
Collegen in Bezug auf eine rein Preußifche Sache kein Einverftändnig 
erlangen könnte, er genöthigt fein würde, Sr. Majeftät dem Könige 
jagen: mit diefen Collegen fann ich — 7 das Geſchäft nicht 
fortſetzen, Einer muß ausſcheiden. Im den Bundes-Angelegenheiten da 
egen iſt der Bundeskanzler und Miniſterpräſident in der günftigeren 
tellung, daß er, auch wenn jeine Collegen nicht einverftanden wären, 
immer formell berechtigt bleiben mirde, mit den Anträgen im Bundes 
rathe dennoch vorzugehen; er muß aber dann die Berlegenheit gemärtigen, 
daß jeine Collegen die Initiative bei Sr. Maj. dem Könige ergreifen 
und daß dieje dann fagen: diefen Bundeskanzler fünnen wir als Eollegen, 
als Vorfigenden nicht weiter brauchen, wir a mit ihm nicht weiter gehen. 


7117 
1867. 


Dann würde die Sache auf irgend eine Weije regulirt werden, um 
ein — allerdings complicirten Syſtem von Verantwortlichkeit zu 
entſprechen. 

Dieſe Verantwortlichkeit hat, ich gebe das zu, einen Januskopf, 
aber die Geſichter ſind nach beiden Seiten hin vollſtändig dieſelben, wenn 
auch das eine dem Preußiſchen Landtage, und das andere dem Reichstage 
gezeigt wird, und mir ſcheint es ſehr wohl denkbar, daß eben ſo gut, wie 
die Verantwortung in rein Preußiſchen Sachen eine achtfache iſt, ſie ſehr 
wohl in Bundesſachen eine zweifache fein kann; einmal dem Reichstage 
gegenüber die von dem Bundeskanzler getragene, und zweitens dem Preußt- 
hen Pandtage, rejp. dem Sächſiſchen gegenüber die von dem betreffenden 
Reffort-Minifter getragene. Beide müſſen eben einig werden, wenn 
die Mafchine functtoniren foll. So wie fie nicht einig bleiben, jo 
mird der eine oder der andere aus feiner Stellung auszujcheiden das Be— 
dürfnig haben. Ich glaube deshalb, daß der Herr Borredner volllommen 
Reht hatte, wenn er jagte, daß die Verantwortung für Alles, was in 
dem Staatsleben des Bundes, wie in dem Staatsleben der verbündeten 
Staaten vorfommen kann (mie auch ich mir fchon vor Monaten auf diefer 
Stelle zu bemerken erlaubte), vollitändig ebenfo gededt bleibt, wie fie früher 
war. Es giebt feine Handlung, für die Niemand verantwortlich 
wäre. 

Später bemerkte Graf Bismard nod: 


Ih gebe hiermit die von dem Herrn Vorredner (Abgeordneten 
Dunder) vermißte Erklärung ab, daß ich den Bundeskanzler auch für 
die Kriegsd- und Marine-VBermwaltung des Bundes dem Reichs— 
tage wie dem Bunde gegenüber für verantwortlich anfehe, jo lange die 
jegige Bundesverfafjung befteht. 


Einberufung von Nejerven und Mobilmachungen. 


Rede des Grafen von Biömard bei der Berathung 
des Geſetzes über die Verpflichtung zum Kriegödienft. 
[Ueber Artikel 6: 

„Während des Neftes der 7- jährigen Dienftzeit find die Mannſchaften zur 
Reſerve beurlaubt, injoweit nicht bie jährlichen Uebungen , nothwendige Berftär- 
kungen oder Mobilmachungen bes Heeres, beziehungsweiſe Ausrüftungen der Flotte 
die Einberufung zum Dienft erfordern.” — 

Seitens ber — ———— war die Streichung der Worte: „noth— 
wendige Verſtärkungen“ beantragt.) 

Die verbündeten Regierungen find bei der Vorlage dieſes Geſetz— 
Entwurfed nicht von dem Beltreben geleitet worden, die Machtvoll- 
tommenbheiten des Bundesfeldherrn und feiner Organe zu ermeitern, 
jondern umgelehrt von den Beftreben, den Spielraum, welcher in der 
Staatsmaſchine der Willtür der Ausführungsbehörden gelaflen werden 
muß, gejeglich jo weit zu beengen, wie e8 mit dem Wohlbefinden und der 
rıhtigen Functionirung diejer Majchine irgend mie verträglid if. 

Die Grenze für diefes Beftreben mit Ihnen gemeinſam zu finden, 
das ift die Aufgabe unferer heutigen Discuffion. Die Vertreter der ver- 
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bündeten Regierungen find dabei meiner Anficht nach bis an die Grenze 
der Möglichkeit, über die Grenze der Zmedmäßigkeit hinaus entgegen- 
gefommen. Wir hatten im Bundesrath die uns befannt gewordenen 
Abänderungsvorſchläge Ihrer Commiffion einer jorgfältigen und umpar- 
teifhen Prüfung von Neuem unterworfen. Wir haben darunter einige 
efunden, die wir von unferm Standpunkte aus für Berbefjerungen des 
eietes nicht anjehen konnten und die zu befämpfen e8 auch noch unjere 
Aufgabe bleibt, die aber doch nicht jo einfchneidend und jo verderblid 
für die Wirfung des Gejeges uns erjchienen, daß wir von ihnen das 
Schidjal des Gejeges hätten abhängig machen jollen. Mit dem feitdem 
eingetretenen Antrage, wie ihn der Herr Abgeordnete Lasker vorhin ver: 
treten hat mit dem Antrage: aus dem Artikel 6 diejenige Beftimmung zu 
ftreihen, welche dem Bundesfeldherrn und jeinen Organen eine gemitie 
vorfichtig zu bemefjende, vorfichtig zu übende Machtvollkommenheit beläßt, 
— mit diefem Amendement wird die Grenze, die der Bundesrath ſich 
bat ziehen müſſen, überjchritten. Er ift nad) jorgfältiger Prüfung zu der 
einftimmigen Weberzeugung aller Regierungen gefommen, daß mit der 
Aufnahme des neuen Princips in die Vorlage, mit der Streichung des 
in der Vorlage Feftgehaltenen der Bundesrath und die verbündeten Re 
ierungen zu ihrem Bedauern nicht mehr in der Yage jein würden, die 

ejeße8=-Borlage aufrecht zu erhalten, fie würden fie damit al3 gefallen 
und —— anſehen müſſen. 

Der Bundesrath iſt bei ſeinem Beſchluß theils durch techniſche Er— 
wägungen, wie fie von den unter und anweſenden Generälen vor mir 
porgetragen find, theils durch politische geleitet worden. Die politifchen allein 
würden Hr mich ausreichen, mich gegen dieje beabfichtigten Amendements 
aufs Aeußerſte zu wehren, wenn nicht das Schidjal dieſes Gejeges von 
deren Berwerfung abhängig zu machen. 

Bringen Sie uns nit in die unannehmbare Lage, daß 
Deutfhland die einzige große Militärmadt fei, welde durd 
Einberufung eines einzigen Reſerviſten legal ihre Abjidt 
Krieg zu führen ausfpriht und auszuſprechen gezwungen ifl. 

Bir jegen und der berechtigten Jnterpellation jeder Nachbarmacht 
aus, fobald diefe von Ihnen — Aenderung des Geſetztertes auf 
genommen iſt, der berechtigten Interpellation, was wir damit ſagen wollen, 
wenn wir bei einem Regimente zur Anfertigung von Patrontaſchen einen 
Sattler als Reſerviſten einberufen, es if * dann die legale 
Präſumtion vorhanden, daß wir beabſichtigen, Krieg zu führen, 
daß das Heer in Kriegsbereitſchaft geſetzt wird. Nöthigen Sie die Ver— 
waltung der auswärtigen Angelegenheiten nicht, in ſolchen gefährlichen 
ſchwebenden Zuſtänden, wie wir ſie in dieſem Frühjahr gehabt haben, das 
Wort, „Krieg“ auch nur in Zuſammenſetzungen von Kriegsbereitſchaft 
entweder offen, oder verjchleiert durch den Ausdruck „Nothftand“, früher 
auszufprechen, als unbedingt nothmendig if. Die Truppen umferer 
Nachbarn ziehen, mit oder ohne eingezogene Reſerde, in ihren Reice 
umber, verjtärfen ſich, wie fie wollen, und find in feiner Weiſe durch die 
Gejeggebung darin genirt. 

Barum mollen Sie gerade dem eigenen VBaterlande im vermeintlichen 
Interefje des Freiheitsjchuges von Individuen, deren Freiheit in feiner 
Weiſe zu gefährden von den Regierungen beabfichtigt wird, dem eigenen 
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Baoterlande diefen Knebel, möchte ich fagen, anlegen, diefen Zwang aufer- 
legen, unter Umftänden länger mwehrlos zu bleiben, als die politifchen 
Zuftände nach jorgfältiger Erwägung es zuläffig machen. 

Daß wir mit diefen Dingen nicht leichtfertig vorgehen, meine Herren, 
bat die Erfahrung gezeigt. Cs bat in diefem Frühjahr vielleicht 
on wenig Tagen gehangen, ob wir nicht zum Kriegfamen, und 
daß es nicht dazu gefommen ift, ift und noch geftern von einer Seite aus, 
der ih aus Gründen, die Sie würdigen werden, nicht geantwortet habe, 
hier vorgeworfen worden. Wir haben durh Wahrung des Friedens 
ohne Berufung von Referven den Beweis jedenfalls geliefert, 
daß wir auf das Sorgfältigfte alle Interefjen fhonen, daß die 
Mahtvolllommenheit, die den J———— geſetzmäßig bleibt, auch noch 
in Zeiten der Gefahr in einer fchonenden, wohlwollenden, die Rechte der 
Individuen und den Frieden des Landes achtenden Weiſe gehandhabt 
wird, und Sie fünnen darauf rechnen, daß die auch ferner in der Zus 
lunft jein wird. Aber machen Sie uns derartige Schonung des 
Friedens nicht dadurd unmöglich, daß Sie Dinge einer gefeg- 
lihen Regelung unterziehen mwollen, die fi der Möglichkeit 
einer Jjolhen, im wohlverftandenen Intereſſe des Landes ab— 
jolut entziehen. 


(Der Antrag auf Streihung ber Worte „nothwenbige Berftärfungen“ wurbe 
mit 165 gegen 81 Stimmen abgelehnt; das ganze Geſetz am 19. October 1867 
mit ſehr großer Majorität angenommen). 


26. October. Schluß des Reichstages. 
Thronrede Sr. Majeftät ded Königs. 


Die Hoffnungen, mit welchen Jh Sie bei dem Beginn Jhrer Thätig- 
teit hier willfommen hieß, find im vollften Maße in Erfüllung gegangen. 

Derjelbe patriotijche Ernft, mit welchem, in klarer Erfenntniß der 
gemeinfamen Ziele, die Bundesverfaffung begründet wurde, hat Ihre Be- 
rathungen über die erften Schritte zum Ausbau derjelben geleitet. In 
einer kurzen, aber an Ergebniffen reichen Seſſion haben Sie auf den ver- 
Ihiedenften Gebieten der Gejeggebung Einrichtungen feftgeftellt, melde 
nit blos in fich felbft eine hohe Bedeutung Bo jondern auch die 
leitenden Geficht3punfte für ferner zu fchaffende Einrichtungen deutlich 
vorzeichnen. Für die anftrengende F ätigteit, deren es zur Erreichung 
tiefer Ergebnifje bedurfte, danke Sch Ihnen in Meinem und Meiner Hohen 
Verbündeten Namen. — — — 

Der von Jhnen genehmigte Vertrag über die Fortdauer des Zoll» 
dereins ift im Verhältniß zu allen füddeutichen Staaten noch nicht gefichert. 
Die verbündeten Regierungen würden e8 mit Ihnen beflagen, wenn eine 
Einrichtung, deren ſegensreiche Wirkungen allen dazu m. Ländern 
zu Gute gekommen ſind, ſich fortan nicht mehr An alle diefe Länder er- 
ſtreden follte. Sie find fi aber mit Ihnen bewußt, daß die unentbehr- 
lihen Reformen der Berfaffung des Zollvereins vorübergehenden Schwierig- 
feiten nicht geopfert werden dürfen, und daß die Gemeinjchaft der ri 
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ſchaftlichen Interefien die nationale Verpflichtung zum gemeinfamen Schuße 
derjelben zur vertragsmäßigen Borausfegung hat. 

So kehren Sie denn, geehrte — zurück in Ihre Heimath mit 
dem Bewußtſein, unſer nationales Werk thatkräftig gefördert zu haben. 
Sch hoffe, Sie in nicht — Zeit hier wieder verſammelt zu ſehen, und 
Kr in Gemeinfchaft mit Abgeordneten aus Süddeutſchland zum Zoll: 

arlament, 


59. Stellung Preußens zu den Vorgängen in Italien. 


30. Dftober. Inftruftionsdepejhe des Grafen Bismard 
an den Gejandten von Ujedom in Florenz. 


„Em. Berichte vom... .. find richtig eingegangen. In Beantwortung 
derjelben erlaube ih mir, Em. folgende Erwägungen mitzutheilen, durd 
welche die Regierung Sr. Majeftät des Königs in ihren nen 
fi leiten laſſen ne Em. erinnern fi) der unerwarteten Entlafjung 
Baron Ricajoli, welden wir als einen Träger nationaler Beftrebungen 
und als den Vertreter einer im Bunde mit Deutjchland wirkenden ita- 
lieniſchen Politif anzufehen gemohnt waren. Es war diefer Minifter, der 
in fritifchen Momenten, wie fie die Ereignifje des vorangegangenen Jahres 
mit fih bradıten, an dem Ruder der italienifhen Politik ftand und deſſen 
Antecedentien und volles Vertrauen in die legtere einflößen mußten. Geine 
Entlaffjung war unerwartet und wir find genöthigt, die Beweggründe 
derjelben auf einem Felde zu fuchen, welches ſich unſerer Beobachtung 
entzieht. Die europäifche Preſſe bezeichnete damals den Wechiel, welder 
Ratazzi an die Stelle Ricaſolis treten ließ, als den Beginn einer 
neuen Aera der italienijchen Politik, welche das franzöfifd- 
öſterreichiſche Bündniß gegen Preußen zur Bafis, die Undank— 
barfeit des Schwarzenbergiihen Defterreih gegen Rußland 
zum Borbilde in Bezug auf Preußen gemählt habe. Em. werden 
die Gerüchte in Erinnerung fein bezüglich von Allianzen gegen Preußen, 
mit welchen die Zeitungen in Betreh ranfreiche, Italiens, Defterreic, 
jelbft unter Hineinziehung Englands, ſich fo lange trugen, bis in grant- 
reih die weiſe und friedliche Politif, welche der Kaiſer perfönlich mie 
verleugnet hatte, die Oberhand behielt. Es ift in jemer Zeit nicht zu 
unjerer Kenntniß gelommen, daß auf Seiten Jtaliens dieje Beftrebungen, 
ſoweit diefelben fich in das Praftifche übertragen haben, einem enticie 
denen Widerftande be egnet jeien. Erſt jeit die Salzburger Zuſammen⸗ 
kunft die beſtimmte Weigerung Oeſterreichs, auf ſolche Bündniſſe einzu 

ehen, zur Evidenz gebracht hatte, find auch die officiöſen und ſonſtigen 
erüchte über die Bereitwilligteit zu einem Bündniffe gegen Preußen, 
ohne in der officiöſen Prefje Italiens dementirt worden zu fein, dem 
Schmeigen verfallen. Einige Wochen darauf und faum einen Monat 
rüdwärt3 von heut war es, wie Em. befannt, daß wir zuerjt Nachricht 
von Verhandlungen erhielten, melde zwiſchen Franfreih und 
Italien behufs einer Modification der September-Convention in ihrer 
Anwendung auf die päpftlihen Befigungen ſchweben ſollten; Gerüdte, 
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melde von mehreren Seiten Bejtätigung fanden, aber erft nad) der Ber- 
baftung Garibaldis offener an's Tageslicht traten. Em. find am beften 
in der Lage zu wiſſen, daß, wenn ſolche Verhandlungen wirklich eriftirten, 
diefelben jedenfalls Ihnen gegenüber von Seiten Italiens geheim gehalten 
worden find. Diefe Vorgänge, unterftügt durch andere —— 
welche wir Ew. Berichten entnehmen konnten, verhinderten hier bisher 
das Aufkommen irgend eines Zweifels an dem ſortdauernden vollen Ein— 
verſtändniß der italieniſchen und der kaiſerlich franzöſiſchen Regierung. 
Wir hatten einigen Grund zu vermuthen, daß die italieniſche Regierung 
bis zu einer gewiſſen Linie hinſichtlich des römiſchen Territoriums zwar 
nicht auf Zuſtimmung, aber doch auf Enthaltung Frankreichs glaube rechnen 
dürfen. Wir würden geglaubt haben, indiscret zu ſein, wenn wir nicht 
ie Initiative der italieniſchen Regierung zu einer Eröffnung, die ſie uns 
u machen geneigt fein konnte, abgewartet hätten. Wir haben weder nad 
Florenz noh nah Paris Fragen über die Natur der Verhandlungen 
beider Cabinette gerichtet. Ich habe Em. feiner Zeit benachrichtigt, daß 
ih durch Privatperfonen in ſehr vertraulicher Weife über die Anficht Preu- 
gend bezüglich eined Unternehmens auf Rom fondirt worden bin, 
umd daß ich denfelben ermwidert habe; wie für uns fein Grund vorliege, 
die gegenmärtige italienijche Regierung nicht als eine befreundete zu * 
trachten, und daß ich deshalb über italieniſche Angelegenheiten ohne Wiſſen 
derſelben nicht unterhandeln könne. Ew. werden daraus erſehen haben, 
daß die Unklarheit über unſere eh de zu Italien, in melde die 
Erjegung Ricajoli3 durh Ratazzi und die ihm folgende Phaje der 
italieniſchen Politif ung verfegt hatte, die Regierung des Königs nicht 
bemogen bat, ihrerjeit3 die vollflommen loyale Saltung aufzugeben, welche 
uns dur unfere Tradition befreundeten Negterungen gegenüber vorge- 
ihrieben ift. Ebenſowenig aber fünnen wir uns von der licht der Vor: 
fiht entbinden, melde der Regierung des Königs durch ihre Stellung an 
der Spitze eine8 großen Bundes auferlegt if. Der Umfchlag von dem 
innigften Einverftändnig zwiſchen Italien und Frankreich, an welches wir 
bisher zu glauben veranlaßt waren, zu einer Spannung zwijchen beiden 
Mächten, welche es möglich maden, einen Bruch zmwifchen ihnen als 
wahrjcheinlich anzufehen, war ein zu plöglicher, als daß wir berechtigt 
gemwejen wären, die durch ihn gejchaffene Situation als eine zmeifelloje 
und definitive zu betrachten. ch habe feinen Augenblid an die Verleum— 
dung geglaubt, daß das Einverftändniß zwiſchen Ratazzi und dem Ca— 
binet der Zuilerien noch bis heute niemals aufgehört habe, daß die Ent- 
widelung des Dramas bis zur Schlußfcene beiderjeitS vorhergejehen fei, 
und dap e3 fich auch heute noch trog der drohenden Haltung auf beiden 
Geiten nur darum handle, zu conftatiren, ob e8 möglich jein werde, der 
Öffentlihen Meinung beider Länder eine Theilung des römischen Gebietes 
nah Stadt und Fand annehmbar zu machen. ch glaube gern, daß die 
Zurüdhaltung, welde das Miniftertum ee und gegenüber feither 
beobachtet hat, ein natürliches Ergebnif feiner Yage ift, und ziehe daraus 
niht den Schluß, daß die Beziehungen dieſes Cabinet3 zu den anderen 
Mächten von einem fiir Preußen bedenklihen Charakter fein müßten. 
Aber eine Macht wie Preußen kann in ihrer gegenmärtigen 
Stellung nur mit volllommen fiheren Unterlagen, mit flarer 
Ueberſicht über den Stand de8 Schahbrettes Stellung nehmen; 
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und diejen Grad von Sicherheit, muß ich Em. offen geftehen, habe ich nicht 
in dem Maße, wie Sie ihn aus Ihren perfönlichen Eindrücen nad) Ihrer 
individuellen Aulleflung geſchöpft zu haben ſcheinen. Ich bin nit ganz 
frei von der Befürdtung, daß Preußen bei einer Einmiſchung 
in die Streitigfeiten zwijchen dem Cabinet Ratazzi und dejjen 
früheren Freunden in Paris die Rolle des Fe Bi fpielen 
würde, deſſen Einmiihung in häusliche Streitigfeiten ihm 
den Unmillen beider Theile zuzieht. Die Erwägung, daß die Nei- 
ung des Königs Viktor Emanuelg, und der feinem Herzen näher 
Rebenben Politifer bei Schwankungen der italienischen Waage zwiſchen 
Frankreich und Deutihland, auch gegen den Willen der Minifter, leicht 
den Ausfchlag für Frankreich geben könnte, wird in Florenz jo gut mie 
hier — werden. Die königliche Prärogative könnte ſchließlich auch 
dann, wenn Ratazzi ernſtlich entſchloſſen wäre, Italien vom franzöſiſchen 
Einfluſſe —— zu machen, eine unerwartete Wendung geben und 
Miniſter von zweifelloſer Anhänglichkeit an Frankreich an Stelle Ratazzi's 
berufen. Em. können von feinen aufrichtigeren Sympathien für das Ge— 
deihen des Königreichs Italien befeelt fein, als diejenigen find, melde 
ich jelbft im Laufe meiner amtlichen Function bethätigt habe; aber deſſen 
ungeachtet bedürfen wir, ehe mir unſere Entſchließung faflen, der Gewiß— 
heit, daß wir nicht durch das Einverftändniß zweier, anſchei— 
nend ftreitender Parteien in eine Bahn geleitet werden, der 
zu folgen der Politik des eigenen Landes nicht nüglich fein 
würde. Es liegt auf der Hand, daß für Frankreich, wenn man dem- 
jelben die Friegertihen Tendenzen gegen Deutjchland zumuthet, an denen 
ich bisher weilte, der Vorwand zu einem Kriege ein viel günftigerer jein 
würde, wenn Deutjchland genöthigt werden könnte, gegen das den Papft 
ſchützende Franfreih mit einem Angriffsfriege zu Gunften der Unabhän- 
gigkeit Italiens zu interveniren. Die Kriegspartei in Franfreid 
würde dadurch der Unannehmlichkeit überhoben, einzugeftehen, 
daß e8 die nationalen Beftrebungen Deutſchlands find, mel: 
hen man den Krieg erkläre. Diefe Seite der Frage berührt ein 
Gebiet, welches ebenfalls bei Erwägung unferer Stellung zur Sache einer 
Hareren Beleuchtung bedarf. Die katholijhe Bevölkerung Deutid- 
land3 bat denjelben Anfprud, wie die evangelifhe auf Be: 
rüdfihtigung ihrer religiöjfen Ueberzeugungen. Dieje Rüd— 
fiht verbietet einem Staate mit gemifhter Bevölkerung, gegen 
das Dberhaupt der katholiſchen Kirche in einer Weiſe vorzu— 
gehen, welde die Herzen der gläubigen Katholifen verlegen 
würde. Eine der Borbedingungen, um uns zum Einnehmen einer feſten 
Stellung zur Sache zu befähigen, würde daher die Vergewiſſerung über 
die Frage fein, ob dem Papſtthum, nad der italienifchen oder 
der franzöfifhen oder der beiden Regierungen gemeinjamen 
Auffafjung feiner Zulunft, eine Stellung bleibt, welde aud 
von den Katholiken deutfcher Nationalität in ihrer Mehrheit 
als eine würdige anerkannt werden würde. Sn diefer Richtung 
heint man ſich auf feiner der betheiligten Seiten bisher ein deutliches 

ild der Zukunft vorgezeichnet zu haben. Die Sachlage ift hiernach, mie 
Em. ſelbſt es ee haben, noch nicht dazu angethan, Sie mit 
Inftruftionen zu verjehen, durch melde die Regierung des Königs ihre 
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Entihliegungen definitiv regeln würde. Wir müflen abwarten, daß die 
anjcheinend miteinander im Streit begriffenen Kräfte mit mehr Entjchie- 
denheit ihre Stellung nehmen und der bisherige Wechjel zwifchen beider- 
jeitigen Drohungen und une zu einer fertigen Gituation 
übergeht. Bisher kenne ich die Tragweite der Gegenjäge nicht, welche das 
Minifterium Ratazzi und das Cabinet der Zuilerien trennen könnten. 
Em. werden mit mir darin einverftanden fein, daß das italienijche Ca— 
binet, wenn es ihm um eine ernfte Einwirkung auf das hiefige zu thun 
wäre, damit beginnen würde, fich bier durch lee Gefandten vertreten 
und ung durch denjelben beftimmte Eröffnungen über jeine Politit machen 
zu laffen, nachdem, wie Em. befannt, Graf Maus ay Berlin verlafien hat 
und mir jeitdem amtliche Meittheilungen der italienifhen Geſandtſchaft 
nicht zugegangen find. Die Natur diejes Erlafjes bringt es mit fich, daß 
derjeibe lediglich beftimmt ift, Em. behufs der von Ihnen zu beobadhtenden 
Haltung zu orientiren und Ihre Sprache zu regeln, ohne daß Sie aus 
demjelben zu einer amtlichen oder vertraulichen Mittheilung Anlaß zu 
nehmen — Ihrer weiteren Berichterſtattung, wie eine rein beob— 
achtende Haltung ſie Ihnen eingeben wird, ſehe ich mit Intereſſe ent— 
gegen.“ 


15. November. Einladung Frankreichs zu einer Konferenz über 
die römiſche Frage. 

Graf Bismarck erklärt von vorn herein, daß er kein 
Vertrauen auf das Gelingen des Projekts habe, und lehnt 
eine Erklärung über Preußens Betheiligung ab, bis Frank— 
reich nähere Aufklärungen über das Programm der Kon— 
ferenz gegeben habe und bis Preußen ſich mit den anderen 
Mächten verſtändigt habe. 

Das Projekt findet nicht die Zuſtimmung der Groß— 
mächte. 


Zur diplomatiſchen Aktion der einzelnen Glieder des 
Norddentichen Bundes. 


24. November. Depeiche ded Grafen von Bismard an den Ges 
jandten in Darmftadt (mit Bezug auf die Annahme der 
franzöfifchen Konferenzeinladung Seitens Hefjens). 


— „Ih muß geftehen, daß diefe Schnelligkeit der Entſchließung mid 
einigermaßen tberrafcht hat. Der Königlichen Regierung mwenigitens m 
es die in der Behandlung europätjcher Angelegenheiten — r⸗ 
fahrung nicht räthlich erſcheinen laſſen, auf die ihr gleichfalls zugegangene 
Einladung einen definitiven Entſchluß zu faſſen, bevor ſie über den Cha— 
ralter der beabſichtigten Verhandlungen und über die Betheiligung anderer 
europäiſcher Mächte an denſelben nähere Aufklärung geſucht hatte. Wir 
würden vorauszuſetzen geneigt ſein, daß die großherzogliche Regierung, 
zur Betheiligung an der Entfcheidung über eine europäiſche Frage berufen, 
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dafielbe Bedürfnig empfinden würde, glauben aber in dem vorliegenden 
Falle an diefer Vorausfegung nicht fefthalten zu dürfen. Denn es ıft uns 
nicht mwahrfcheinlich daß die voßhergogliche Regierung fich über die Auf 
faffungen fremder, hir A er Mächte vergewiffert haben follte, wenn 
fie dies gegenüber dem benachbarten und verbündeten Preußen nicht ge 
tban, wenn die Negierung eines Fürften, welcher Mitglied des nordbdeut- 
ichen Bundes ift, über die Stellung diejes Bundes zur fchmebenden Frage 
feine Erkundigung eingezogen hat. Die Theilnahme an der Berathun 
einer europäifchen Frage verpflichtet allerdings noch nicht zum Abfalız 
europätfcher Verträge; aber wir erlauben uns die Frage an die grof- 
berzogliche Regierung, ob fie, gejegt, daß fie allein unter den deutjchen 
Staäten die Einladung ohne Kejerve annimmt und in Folge deflen zu 
Conferenz = Verhandlungen mit außerdeutjhen Mächten eintritt, eim ſolches 
Verhältniß ganz frei von der Gefahr glauben würde, durch daſſelbe in 
Wege geleitet zu werden, welche ihre Politik von der ihrer deutſchen 
Bundesgenoſſen trennen könnten. Wir vermögen uns des Eindruckes 
nicht zu erwehren, daß, wenn die großherzogliche Regierung zu ſchwierigen 
und noch vor Kurzem an der Schwelle er Verwicklungen behandelten 
europäifchen Fragen ihre Stellung nimmt, ohne den Berfuc einer Ver⸗ 
ftändigung mit * deutſchen Verbündeten und dem norddeutſchen Bunde, 
dem Se. k. Hoheit beigetreten iſt, ſie ſich mit dem Geiſte des Bundesver— 
trages nicht in Einklang befinde, wobei wir dahin geſtellt ſein laſſen, ob 
—* Verfahren und die Conſequenzen deſſelben fi mit dem Wortlaute 
der Bundesverfaffung in Einklang bringen laſſen.“ 





60. Landtagsfellion 1867 — 68. 


1867. 15. November. Eröffnung des Landtages. 


Aus der Thronrede Seiner Majeftät ded Könige. 


Erlaudte, edle und geehrte Herren von beiden Häufern des 
Landtages! 


Zum erften Male begrüße Ich heute an diefer Stelle die Vertreter 
der neuen Yandestheile, welche durch die Ereigniffe einer großen Zeit mit 
Meinem Staate vereinigt worden find. 

Mit Zuverfiht erneuere ih den Ausdrud des BVertrauend, daß die 
Bewohner diefer Yandestheile, jo wie Ich diefelben von ganzem Herzen 
A meinem Bolfe aufgenommen habe, Mir und dem erweiterten Bater- 
ande auch ihrerſeits redliche Treue widmen werden. 

Die Bollmaht, welche die Landesvertretung Meiner Regierung er- 
theilt hatte, um den Eintritt der neuen Provinzen in die verfafjungs- 
mäßigen Zuftände Preußen vorzubereiten, ift in der Richtung benugt 
worden, um eine vorläufige Ausgleihung auf denjenigen Gebieten herzu- 
ftellen, auf welchen eine ſolche durch das gemeinjame Staats-Intereſſe 
unbedingt geboten erjchien. 


Im möglihft engen Anfchluffe an die vorgefundenen, den Benöltes 
rungen lieb gewordenen Einrichtungen find in den neuen Yandestheilen 
nah Anhörung von DVertrauensmännern Kreid- und Provinzial» Ver 
fafjungen ins Geben gerufen worden, deren Ausführung und weitere Ent 
widelung geeignet jeın wird, die Theilnahme der Eingejefjenen an der 
ei De wirtbichaftlichen Interefien zu beleben und die wünjchens- 
werthe Selbftverwaltung auch der größeren communalen Körperjchaften 
anzubahnen. 

Während die Heereseinrichtungen des norddeutfchen Bundes pr 
die Berfaffung defjelben und durch das Gejeg über die Wehrpflicht au 
den bewährten Grundlagen der Preußiſchen Einrichtungen feftgeftellt 
worden find, ift die Organijation der Wehrkräfte des geſammten Bater- 
landes in den Grundzügen vollendet worden. 

Nachdem fo der Boden für eine gemeinjame Thätigkeit der Ber: 
tretung Meiner gefammten Monarchie bereitet ift, wird es unferer ver: 
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einten und, wie Ich zu Gott hoffe, einmüthigen Thätigfeit gelingen, diefen 
Boden en zu maden. — — — 

Geehrte Herren! Das Werk nationaler Einigung, welchem die 
Preußiſche Landesvertretung durch ihre Zuſtimmung den —2* zu geben 
berufen war, iſt ſeitdem ins Leben getreten. Wenn Sie eingewilligt haben, 
einen Theil ihrer Befugniſſe auf den norddeutſchen Reichstag zu über- 
tragen, jo verkündet ſchon jeßt das Zeugniß der Gefchichte, daß Sie damit 
das Rechte zu rechter Zeit gethan haben. Das Preußiſche Volk hat in 
der Geftaltung des norddeutjchen Bundes vermehrte Bürgfchaften der 
Sicherheit und ein ermeiterted Feld organifcher Entwidelung gewonnen; 
gleichzeitig ift mit den ſüddeutſchen Stammgenofjen die Gemeinfchaft der 
wirthſchaftlichen Intereſſen und der thatkräftigen Bertheidigung aller höchften 
Gitter des nationalen Lebens gefichert. 

Die Verträge, auf welchen diefe Gemeinfchaft beruht, haben in jüngjter 
Zeit eine erhöhete Bedeutung dadurch gewonnen, daß auch bei ihrer Be- 
rathung in den VollSvertretungen das nationale Bewußtſein ſich fieg- 
reich bewährt hat. 

Die Beziehungen Meiner Regierung zu den auswärtigen Mächten 
find durch die neuen Verhältniſſe, in — Preußen inmitten des nord— 
deutſchen Bundes geſtellt iſt, nicht verändert worden. Mit dem freund— 
ſchaftlichen Charakter derſelben find die perſönlichen Begegnungen mit 
der Mehrzahl der Souveraine Deutſchlands und des Auslandes, zu 
welchen mir im vergangenen Sommer Gelegenheit gegeben war, in vollem 
Einflange. 

Das friedlihe Endziel der deutihen Bewegung wird von 
allen Mächten Europas erkannt und gewürdigt, und die Friedensbeſtre— 
bungen der Fürften werden getragen von den Münfchen der Völker, welchen 
die wachjende Entwidelung und Berfchmelzung der geiftigen und materiellen 
Interefien den Frieden zum Bedürfniß macht. 

Die Ir Deforgniffe wegen einer Störung des Friedens in 
einem Theile Europas, — große Nationen, beide uns eng befreundet, 
von einer ernſteren Verwickelung bedroht erſchienen, darf Ich als beſeitigt 
anſehen. Den ſchwierigen Fragen gegenüber, welche dort noch einer Löſung 
harren, wird das Beſtreben meiner Regierung dahin gerichtet ſein, einer⸗ 
ſeits dem Anſpruche Meiner c Unterthanen auf 
Meine Fürſorge für die Würde und Unabhängigkeit des 
Oberhauptes ihrer Kirche gerecht zu werden und andererſeits 
den Pflichten zu genügen, welche für Preußen aus den politi— 
ſchen Intereſſen und den internationalen Beziehungen Deutſch— 
lands erwachſen. In beiden Richtungen ſehe Ich in Erfüllung der 
Aufgaben, welche Meiner Regierung geſtellt ſind, keine Gefährdung des 
Friedens. 

So laſſen Sie uns um ſo zuverſichtlicher an die Löſung der Aufgaben 
innerer Entwickelung gehen. Mögen Ihre Arbeiten für das Wohl des 
Staates reich gejegnet fein! 
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Die parlamentarifche Redefreiheit. 

27. November. Rede des Grafen v. Bismarck (mit Bezug auf 
den Antrag des Abg. Lasker: Artikel 84 der Verfaſſungs— 
Urkunde dahin zu ändern, dab nicht blos die Aeußerung 
von Meinungen, jondern alle Aeußerungen unbe 
dingt ſtraflos jeien). 


Redefreiheit und ftraffreie Beröffentlihungpon 
NR — die Redefreiheit und der Kon— 
it. 


Ich kann meinerfeit3 diefer Frage eine jo hervorragende praftifche 
Bedeutung, wie ihr hier beigelegt zu werden fcheint, nicht beilegen. Ich 
babe da8 auch bei den Verhandlungen im Reichstage beftätigt, indem ich 
dort im Widerfpruch mit meiner früheren, hier und im Herrenhaufe aus— 
geiprochenen perfönlichen Ueberzeugung einen Artikel, der die Redefreiheit, 
wie Sie es nennen, jo definirt, wie Sie e8 hier wünſchen, nicht bekämpft 
babe, Ich fage: nicht eine jo große praftifche Bedeutung: ich habe 
mih jhon im Reichstage darauf berufen, daß wir felbjt dasjenige Maß 
an Ueberfchreitung einer ruhigen objektiven Erörterung, wie e3 hier dem 
Iegigen Minifterium gegenüber ftattgefunden hat, ohne Schaden ertragen 

nnten. 

Wenn ein Schaden gejchah, jo war es im Bunde dadurch, daß die 
zweite Beftimmung Anwendung fand, nämlich, daß Alles was hier gejagt 
wird, auch gedrudt werden kann, jobald es nur in eben io ftarfen, und 
eben jo verlegenden Ausdrüden, wie es hier geſprochen wird, gedrudt wird. 

Ich habe gejagt praktiſch. Theoretijch gelingt es mir nicht, die 
Frage mit derjelben Kaltblütigkeit aufzufaffen, wie praktiſch. Vom Stand- 
punkte meines eigenen Gefühls, von Recht und individueller Würde aus, 
ift mir das Opfer nicht leicht geworden. Ich bin freilich in diefer Frage 
vielleicht nicht objektiv genug. Wenn man an diejer Stelle drei Jahre 
lang den Angriffen ausgejegt geweſen ift, denen ich ausgejegt geweſen bin, 
Angriffen, deren Gerechtigkeit ich nicht immer erfennen konnte, dann fragt 
man ſich: habe ich in meinem eigenen Vaterlande feine rechtliche Abhülfe 
gegen dergleihen? Gehen Sie zurüd in jene Zeit. Wie entjtand denn 
der Konflikt? Er entftand durch ein Uebermaß in der Benugung der 
Nedefreiheit. Erinnern Sie fih an einzelne perfönliche Scenen, die hier 
vorgefommen find, erinnern Sie fi, wie dieſes Minifterium jedes Mittel 
ergriff, um fich dagegen zu deden, wie mir genöthigt waren, ſchließlich 
alle vereint zu erflären, wir würden nicht mehr in diefem Haufe erfcheinen, 
wenn der Tom fich nicht ändere, wenn wir feinen Beiftand bei dem Präfi- 
dium fänden. Solche Uebertreibungen ftrafen fich immer, nicht an dem, 
der fie begeht, jondern an dem conftitutionellen Leben des Staates, in 
welhem fie vorftommen. Es fämpfen Fleifh und Blut auf beiden 
Seiten, und keine menſchliche Natur, e3 fei denn, daß jie 
niedrig, feig und überzeugungslos jei, erträgt ohne ent- 
ſprechende Gegenwirkung aus fih heraus dergleihen auf die 
Yänge So kam es, daß wir jchlieglich auch das Mittel einer Aenderung 
der Befeggebung verjuchten, um zu anderen Zuftänden zu gelangen. 
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Es fragt fih: Wie lommen wir aus diefer Spannung heraus, 
in der ſich die Gemüther wiederum befinden? Oder noch lieber möchte ich 
fagen: wie fommen wir in eine —— nicht hinein? Daß der jetzige 
Zuftand, wie er nah dem Erkenntniß des Ober⸗Tribunals ſich vom 
rechtlihen Standpunkte für dieſes Haus darftellt, ein „unmürdiger“ jei, 
fann ich nicht zugeben. Wenn ih mich überzeugen Fönnte, daß 
der Zuftand, in welchem von 400 meiner Mitbürger jeder 
Einzelne berechtigt ift, mich zu befhimpfen, ohne daß ich ein 

efeglihes Mittel dagegen ergreifen fann, fobald wir einen 

do nahfihtigen Präfidenten haben, wie wir ihn in früheren 
Jahren gehabt haben, — wenn ih mich überzeugen fönnte, 
daß diefer Zuftand für uns ein würdiger wäre, dann, meine 
Herren, wäre die Frage fehr raſch erledigt. 

Ih möchte nur Ihrer Erwägung anheim geben, ob fich denn nicht 
in diefer Frage die zwei Stadien der Medefreiheit, die im Saal und 
die in der Preſſe unterfcheiden laffen. Ich kann mir unter Umftänden 
efallen lafien, daß Jemand in der Uebereilung, in der politifchen Leiden- 
Haft, daß Jemand in diefer Stimmung ein Wort über die Schnur haut, 
und daß er vielleicht zu hartnädig ift, um irgend eine Erklärung darüber 
u geben. Es ift daß peinlich Fir den, den es trifft, aber es ift kein 

nglüd, e8 ift etwas Borübergehendes, das Wort verweht, auch wenn es 
Vierhundert angehört haben und auch wenn es nachher weiter gejagt wird. 
E3 nimmt aber einen ganz anderen Charafter an, wenn diejes Wort, 
über deſſen beleidigenden Charakter Niemand zweifelhaft fein fann, in 
dunderttaufend, in Millionen von Eremplaren gedrudt werden kann, jeder 
Zeit bis in alle Emigfeit hinein, und ich bin jedem unwürdigen Winel- 
jeribenten gegenüber, der für gut findet, mir das Wort wieder unter die 
Nafe zu rüden in feinem Blatte, gerade fo mehrlos, wie ich hier dem 
Worte der Tribüne gegenüber mic — wo ich doch weiß, wofür 
ich mich opfere: für die großen Zwecke des Staatslebens, des 
conftitutionellen Staatslebens. 

Ich kann nicht umhin, Ihnen den Verſuch zu empfehlen, ob ſich 
nicht ein Auskunftsmittel in der von mir angedeuteten Richtung finden läßt. 

Dagegen kann ich es nicht für gerecht halten, den Zuſtand fo her: 
zuftellen, wie er bier erftrebt worden ift, wie er meines Wiſſens in an- 
deren ändern nicht befteht, und wie er meinem Gefühl, der Gleichheit 
des Geſetzes gegenüber, miderftrebt; daß ich nicht berechtigt jein fol, 
wenn ich mich in meiner Ehre verlegt fühle, die richterliche Hülfe zu 
juhen, aud dann nicht dazu berechtigt fein fol, wenn das Berlegen 
meiner Ehre mit böjem Willen und bei ruhigem Blute in der Preſſe 
fortgefegt wird. 


[Das Abgeordnetenhaus trat dem geftellten Antrage (die Straffreibeit auf 
alle Aeußerungen ber Landtags» Mitglieder auszubehnen) in ber Borberatbung 
mit einer Mebrbeit von 180 gegen 161 Stimmen bei. 

Am 2. Dezember wurde derſelbe Beihluß mit 188 gegen 174 Stimmen 
wiederholt. 

Der Beihluß wurde als Berfaffungsänderung nah 21 Tagen nochmals 
beftätigt. 

Das Herrenhaus lehnte dagegen den Antrag ab und es blieb zumächft bei 
ber bisherigen Faſſung.) 
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9, Dezember. Die auswärtigen Angelegenheiten Prenfens und 
des Norddentihen Bundes. 


Erklärung ded Minifter- Präfidenten Grafen von Bis— 
mard im Abgeordnetenhaufe. 


(Auf ben Antrag der Abgeorbneten von Bennigfen und Kanngießer: 
„Die Königlihe Staatsregierung aufzuforbern: dafür Sorge zu tragen, 
daß das Minifterium ber auswärtigen Angelegenheiten auf ben Etat bes 
Norbdeutfhen Bundes übernommen und bie innerhalb des Bundes be- 
ftebenden Preußifchen Geſandtſchafts- und Eonfulatspoften aufgehoben 
werben“.) 


Die Königliche Regierung hält den geftellten umd jo eben von einem 
der Herren Antragfteller vertheidigten Antrag in feinem erften Theile für 
einen principiell zweifellos richtigen, indem er das Ziel andeutet, nad) 
welhem die Bundesverfaffung in ihrer Entwidelung zu ftreben hat und 
nah welchem die deutfche Boliti Preußens ftrebt. Ich betrachte den 
jetzigen Zuftand als ein Proviforium, als ein Uebergangsftadium, aus 
welchem heraus fich eine ftrenger fonzentrirte Vertretung des Bundes nad 
Außen bin, wenigftend auf dem Gebiete der großen Gotitit, zweifellos 
entwickeln muß. Ih kann an einem kurzen Beiſpiele die Nothwendigleit 
davon klar machen. Ihnen Allen wird erinnerlich ſein, daß vor Kurzem 
bei der Einladung zu den Konferenzen die Königlich ſächſiſche Regierung 
die Einladung an das Bundes-Präſidium verwies, und daß dieſes Ver— 
halten mit dem Geiſte der Bundesverfaſſung fo volllommen im Einklange 
—— wurde, wie das ganze politifche Verhalten der Königlich fächfifchen 

egierung, feit fie dem Bunde beigetreten ijt, überhaupt jederzeit geweſen 
it; aber genau genommen, hätte fi Preußen diefer Einladung gegeniiber 
juriftiih ganz in derfelben Tage befunden, nur daß Preußen ein größerer 
Staat ift, und daß Se. Majeſtät der König zugleich in feiner Perſon das 
Bundespräfidium vereinigt, aber nad) einer buchſtäblichen Auslegung der 
Verfafjung hätte die preußifche Diplomatıe die Einladung auch ihrerfeits, 
ebenfo wie die fächfifche, an das Bundespräfidium verweiſen jollen. Daß 
diefem Umftande bei jegiger Rage der Dinge, noch nicht Rechnung getragen 
ift, werden Sie alle billigen. 

Wir ftreben diefem Ziele zu, aber mit vorſichtiger Schonung 
der Gefühle unferer Bundesgenoffen. E3 ift dies eine zarte Frage 
der dynaſtiſchen Empfindlichkeit jederzeit gemejen. Ich brauche nur daran 
zu erinnern, daß die Verſuche, Deutichland * Einigung zu führen, in 
den Jahren 1848 und 1849, die ſich an die Namen des Herrn von Ra— 
dowitz knüpfen, in erſter Linie und vorzugsweiſe an dieſer Frage ge— 
ſcheitert ſind, indem man, vielleicht doctrinairer, als nöthig war, darauf 
beharrte, daß das Geſandſchaftsrecht der verbündeten Staaten von Haufe 
aus zu Gunſten der Bundesregierung abolirt werden ſollte; ein Opfer, 
zu dem Jene ſich nicht verſtehen konnten. Wenn die Königliche Regierung, 
oder wenn das Bundes- Präfidium noch nicht dazu gefchritten ift, dem 
Bunde eine politifche Vertretung im Auslande zu geben, fo ift es davon 
nit abgehalten worden durch die Befürchtung, dap irgend eine der grö- 
Beren Mächte dem Bunde die Anerkennung verfagen könnte. Wir hegen 
diefe Befürchtung nicht und es ift auch nicht die geringfte Wahrjcheinlich- 
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feit vorhanden, daß ein ſolcher Fall eintreten follte, da doch die Bundes» 
flagge alljeitige Anerkennung gefunden hat und damit fchon der Vorgang 
gegeben ift auch zur Anerkennung des Gefandtichaftsreht3, und wir er- 
warten in der That Feine Einſprache. Wenn bisher nicht gefchehen ift, 
fo bat der Grund lediglich in der Schonung des beftehenden Gejandt: 
ſchaftsrechts unſerer Bundesgenoffen gelegen und es wird da, fo lange 
die Bundesgenoffen nidht freiwillig auf das ihnen ver- 
faffungsmäßig zuftehende Geſandtſchaftsrecht verzihten und 
infomweit jie e8 nicht thun, meines Eradtens eine Theilung 
der Repräfentation nad außen zwifhen dem Bunde und den 
einzelnen Bundesftaaten in der Weife ftattfinden müffen, 
daß die Führung und Bertretung der großen europäiſchen Po— 
litil in Fragen, beiſpielsweiſe wie die heutige Konferenzfrage 
dem Bunde gebührt, daß es aber den einzelnen Geſandtſchaften 
unbenommen bleibt, den Schuß ihrer unchärinen und ber 
Interefjen derjelben nad wie vor zu üben, mozu fie wenigftens 
in demjelben Maße und unter Umftänden dur Kenntniß der einzelnen 
einschlägigen Berhältniffe in höherem, befähigt fein werden, als eine große, 
vielbefhäftigte Bundesgeſandtſchaft e8 fein mag. 

Es läßt fih dann auch ein finanziell ——— Fortbeſtehen der 
Geſandtſchaften der einzelnen Länder in ihren Budgets motiviren, während, 
wenn die ganze geſandtſchaftliche Thätigkeit von der Geſandtſchaft des 
Bundes ablorbirt würde, die Yandesvertretungen in den einzelnen Staaten 
diefe Gefandtichaften ala überflüffig erkennen und die Mittel dazu ftreichen 
werden. Und ein ſolches Vorgehen würde meinem Gefühle nach in dem 
jegigen Stadium nicht gerade zur Befeftigung und Beijerung der Be 
ziehungen beitragen. 

Cs ift meinem Eindrude nah wünfchenswerth, daß man die Ge— 
fandtichaften der Heinen Staaten nicht raſch und abjichtlich befeitigt, 
fondern abmwartet, ob und wann jie gewiffermaßen als reife Frucht abfallen. 

Der Heritellung der politifden Bertretung des Bundes 
näher zu treten, hat und da3 diesmalige Beijammenjein ded Bundes: 
N Anlaß gegeben, und wir find bei demjelben in vertraulichen Be— 
fprehungen fomwert gediehen, daß ich, ohne eine Berlegung bundestreuer 
Regierungen zu befürchten, bereit8 in der Lage gemwejen bin, mündlich die 
Zuftimmung Sr. Majeftät des Königd zur Ernennung von Botjchaftern 
und Gefandten Behufs Vertretung des Bundes zu erbitten und diejelb: 
auch erhalten habe, und daß diefe Ernennungen aljo in kurzer 
Zeit bevorftehen. Daß mir dadurch in die Lage kämen, die Aner- 
fennung des Bundes als eine zweifelhafte Frage bebandelt zu jehen, das 
befürchte ich nicht, und diplomatifcher Brauch hält mich davon ab, die 
Gründe, warum ich e8 nicht befürchte, hier bejtimmter zu entmwideln. 

Was den zweiten Theil des Antrages betrifft, jo kann ich mich da 
den Herren Antragftellern nicht — und ich möchte Sie bitten, 
darin der Geſchäftslunde und Erfahrung der Regierung zu vertrauen, 
wenn ich unummunden erkläre, dieje Sefandtfcaften innerhalb de3 
Bundes find uns gefhäftlihe Nothwendigfeit und würden es 
auch bleiben, wenn das Bundesgebiet fich erweiterte. Es find 
da8 Organe, deren das Präfidium und der Bundestanzler ohne Nachtheil 
für die Gejchäfte nicht gut entbehren kann, Wenn man fich die Gefandten 
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innerhalb des Bundesgebietes als in Wegfall gebracht denkt, auf welche 
Mittel find wir dann angewieſen, um eine Einwirkung auf die einzelnen 
Bundesregierungen zu üben, deren Unabhängigkeit zu achten wir bundes— 
verfaffungsmäßig verpflichtet und ebenjo entjchlofjen find, und die Gründe, 
melde uns bejtimmen, diefe oder jene Maßregel vorzufchlagen, entwideln 
u laffen, um vielleicht von einem Agenten diefer Regierung, der unfern 

den nicht zugänglich ift, an das vorgejegte Miniftertum oder an 
deſſen Souwerain appelliren —— können? Welche Mittel bleiben uns dann, 
wenn dieſe Geſandten in Wegfall kommen? Das häufig ſchon jetzt in 
Anwendung gebrachte, aber nicht in allen Geſchäften ausreichende Ber- 
fahren, daß wir direft an die Regierungen jchreiben und fchriftlich unfere 
Wünſche auseinanderfegen, hat nicht diefelbe Wirkung, ald wenn wir einen 
Gefandten an Drt und Stelle haben. Diefer ift im Stande, ſich zu dem 
Somerain zu begeben und fir unjere Sache zu plaidiren, und er wird 
es mit Eifer thun, al3 der Vertreter der anderen Regierung, den man 
bier zeitweije im Bundesrathe hat, und der vielleicht feinerjeitö anderer 
Anfiht if. Jedenfalls ift unſere Vertretung beifpieldweife bei der olden- 
burgifchen Regierung, wenn fie durch ein preußifche® Organ gelibt wird, 
eine wirfjamere, als wenn fie durch ein oldenburger Drgan geübt wird, 
namentlich iu joldhen Fällen, wo es darauf anfommt, Oldenburg zu über- 
reden, unferer abweichenden Meinung beizutreten. Wir bedürfen eines 
jolhen ftändigen Organs meines Erachtens gejchäftlic ganz nothwendi 
und werden es immer brauchen, und je lebhafter der Bundesverfehr fig) 
entwidelt, deito ftärfer wird das Bedürfniß deffelben hervortreten. Wir 
baben deshalb nicht blos an einzelnen Stellen, die gerade als Refidenzen 
diefer Gefandtichaften fich kennzeichnen, Geſandte accreditirt, fondern das 
ganze Gebiet des Norddeutichen Bundes ift durch Accreditive, wenn ich 
mich jo ausdrüden darf, gededt — es giebt feine Bundesregierung, bei 
der nicht ein Agent der Regierung oder Sr. Majeftät des Königs accre- 
ditirt wäre. So iſt beiſpielsweiſe der Gefandte in Weimar bei den 
übrigen benachbarten thüringiſchen Höfen accreditirt, ſoweit fie nicht in 
dad Gebiet der in Dresden domizilirten Gejandtichaft fallen. Der Ge— 
fandte in Hamburg ijt bei den Hanfeftädten Bremen und Lübeck und bei 
den beiden Großherzogthümern Medlenburg accreditirt und uns außer: 
ordentlich nütlich zur Ausrichtung amtlicher Botſchaften in Schwerin, zur 
Befürmortung deffen, was wir dort durchzufegen haben, zur Vorbereitung 
der Bejchlüffe, bei denen die Zuftimmung der medlenburgifchen Regierung 
erforderlich ift. Der Gefandte in Oldenburg ift nebenbei beglaubigt bei 
Sr. Hoheit dem Dergoge von Braunjchweig und bei anderen Fürften im 
Norden von Deutjchland. 

Ich möchte die Herren bitten, den Gedanken, uns dieſes Mittel der 
Einwirfung auf unfere Bundesgenofjen zu entziehen, aufzugeben, während 
ich den —* Theil des Antrages, wie ſchon erwähnt, als ein vollſtändiges 
richtiges Erkennen und Hinſtellen des Zieles unſerer Politik begrüße und 
auch nicht vor dem Gedanken zurückſchrecke, daß dermaleinſt in Zukunft 
das geſammte auswärtige Minikerium auf das Bundesfanzler-Amt, refp. 
den Bund übergehen könnte. 


Das Abgeordnetenhaus nahm den erjten Theil ded Antrags 
von Bennigjen an, lehnte Dagegen den zweiten Theil ab. 
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9. Dezember. Die Cartel- Convention mit Rufland. 


Erklärung ded Minifter-Präfidenten Grafen von Bis— 
mard im Abgeordnetenhaufe. 


Ih glaube nicht, daß der Herr Abgeordnete (Löwe) uns einen ge 
rechten Vorwurf macht, wenn er uns eine Satelliten Bolitif Ruß— 
land gegenüber vormirft, ich möchte ihm in diefer Beziehung die Ueber- 
feßung der ruffifchen nationalen Moskauer Preſſe zu Fi empfehlen; da 
wird er finden, daß man von dort her die Verhältnifje gerade umgekehrt 
auffaßt, daß man ſich auch dort das Bild eines Doppelgeftirns dentt, 
aber nicht von gleicher Gravitation, fondern daß man der rujjiihen Re 
gierung vorwirft, daß fie ihrerfeitS die Rolle de Mondes übernehme, 
mit demfelben Unrecht, mit dem der Herr Vorredner anzudeuten fchien, 
daß Preußen fie feinerfeits übernehme. Zwiſchen befreundeten großen 
Staaten, die feine ftreitigen Intereſſen mit einander haben, giebt e8 un- 
zählige Fälle, wo fie naturgemäß mit einander gehen, weil ihre Interefien 
diejelben find, ohne daß man deshalb den Verſuch zu machen braudt, 
die Beziehungen dadurch zu ftören und zu verbittern, daß man dem Einen 
die Rolle der Unterordnung, dem Andern die der Leitung zuwendet. Aus 
diefem Grunde, weil die ruffiihe nationale Empfindlichkeit genau fo 
lebendig ift mie die unferige, hätte ich auch gewünſcht, daß der Herr 
Vorredner fi enthalten hätte, fich ruſſiſcher Unterthanen anzunehmen, 
die er al3 von Seiten Rußlands bedrüdt bezeichnete. Wenn e3 ihm Ernft 
war, diefen Schüglingen wohlzuthun, fo fann ich ihm verfichern, daß er 
genau das Gegentheil von jeinem Zwed erreihen wird und ihm diejelben 
wenig danken werden, daß er jo heifle Fragen, wie diefe und andere an- 
geregt hat. Der we Borredner figt hier in voller Sicherheit und ſpricht 
ganz ungenirt. Was aber die Folgen feiner Worte für diejenigen fein 
werden, die er hat jehügen wollen, das mollen wir abwarten; jede Re 

terung ift eiferfüchtig auf ihre Unabhängigkeit, auf ihre Autonomie im 
——— und ich frage den Herrn Vorredner, ob er der Königlichen Re— 
gierung zumuthen möchte, ſich von irgend einer auswärtigen Regierung 
eine Einmiſchung in Bezug auf ihr Verhalten ihren Unterthanen gegen: 
über gefallen zu lafjen? dp glaube, er würde das mit derjelben Ent 
ſchiedenheit zurückweiſen, mit welcher ih im Namen einer fremden umd 
befreundeten Regierung den Berfud einer Einmiſchung in ihre Angelegen- 
—— zurückzuweiſen Hr meine Pfliht halte, im Intereſſe einer kleinen 

inorität von Deutichen, die unter einer Ueberzahl von Eſthen, Letten 
und einer noch größeren Ueberzahl von Rufen, Einer gegen Tauſend 
—— dieſe zu fompromittiren, iſt fein guter Dienſt, den man ihnen 
ermeiit. 

Ih kann verjihern, daß die Sorgfalt der Regierung ebenjo auf 
merfjam auf die —— des Grenzverkehrs mit Rußland gerichtet iſt, 
wie früher mit wenig merkbarem Erfolge, aber doch mit einigem, indem 
wir wenigſtens in dieſen Tagen zu Verhandlungen gelangt ſind, und zwar 
auf Anregung Rußlands ſelbſt. Wenn der Herr Vorredner hofft, daß 
das Mitgefühl der ruſſiſchen Regierung mit dem Leiden unſerer preufi- 
ſchen Provinzen werde verwerthet werden fünnen, jo babe ich in höherem 
Maße die Hoffnung, daß die faijerliche Regierung zu der Ueberzeugung 
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lommen wird, 2. fig den Einwohnern ihrer eigenen Grenz» Provinzen 
noh in höherem Maße eine Förderung und Erleichterung des Verkehrs 
Ihuldig jei, umd daß mir nach diefer Richtung Hin, wenn auch langjam, 
doch ftetige Fortfchritte machen werden, ohne daß ich heute Schon beftimmen 
fönnte, wann wir das Ziel erreichen werden. 


11. Dezember. Die Stellung der Fleineren Staaten im Nord- 
deutſchen Bunde. 
Erklärung ded Grafen von Bismarck über den Ae— 
ceffiondvertrag mit Walde» Pyrmont. 


J. 


Die vorliegende Convention iſt das Ergebniß einer Colliſion zwiſchen 
den Einrichtungen des Norddeutſchen Bundes und denjenigen, die ſich in 
den deutſchen Meinflanten vermöge einer franthaften Entwidelung 
des Souverainetät3-Prinzips im Laufe der Jahrhunderte ausge— 
bildet haben. Indem dieje Kleinftaaten fich die Aufgabe ftellten, aus ihren 
eigenen Mitteln und im ſich jelbft abgeſchloſſen, alle diejenigen Bedürfniſſe 
zu befriedigen, die eine ausgedehnte — — auch bis 
in die höheren Inſtanzen hinein, kamen ſie mit ihren finanziellen Kräften 
ins Gedränge, wenn nicht von einigen Staatsleiſtungen, die ihnen nach 
Recht und Billigkeit oblagen, Abzüge machten, um die Auswüchſe in 
anderen, zu deren Ertragung die Yänder nicht groß genug waren, ertragen 
zu fönnen. Es war die Folge davon, daß die Einrichtungen der Landes» 
vertheidigung in den Hintergrund traten, und daß die Bureaufratie der 
Heinen Länder eine unverhältnigmäßige Entwidlung nahm. Wir haben 
dad gejehen in Pändern von ähnlicher Größe, ich erinnere an das mir 
näher befannte Pauenburg und an andere Staaten diefer Größe, wo wir 
Gerichte zweiter Inftanz, — — zweiter Inſtanz und 
im Ganzen einen Apparat der Verwaltung haben, den man nur eine 
überladene und das ganze Gebäude drüdende Kuppel nennen fann. In 
dem früheren deutfchen Bunde waren dieje Onrihtungen dadurch ermög- 
licht, daß ſich die Heineren Staaten in Bezug auf die Yandesvertheidigung 
auf die preußifche, reſp. öfterreichiiche Armee verließen. Nachdem nun die 
Einrichtungen des Norddeutfhen Bundes von jedem Einzelnen innerhalb 
jeiner Grenzen vorweg die Leitungen für die Landesvertheidigung und 
für die großen gemeinfamen Staatdzwede forderten, famen de um jo 
mehr ind Gedränge zwiſchen diefen Anforderungen und ihren eigenen 
Mitteln, ald die Steuerfraft vieler nicht den Durchſchnitt der größeren 
Staaten erreicht, vielleicht allein Braunſchweig ausgenommen, weil den 
übrigen Heinen Staaten die Centren des Handels und Verkehrs fehlen. 
Es find vergleihungsweife arme aderbauende Bevölkerungen, und felbit 
da, wo fie mwohlhabend find, fehlt doch das reichere Element biß zum 
Millionär hinauf, und eine Einfommenftener würde einen erheblichen 
Durchſchnittsſatz nicht ergeben. 

Es fam nun darauf an, diefen Uebeljtänden in irgend einer Weife 
Abhülfe zu —— Das Radikalſte und Nächſtliegende wäre aller— 
dings die Einverleibung geweſen, wobei ich gleich bemerke, daß eine andere 
Vertheilung der Laften dadurch doch faktiſch und praktiſch faum bemirkt 
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fein würde. Wie Ihnen der Herr Referent jchon richtig bemerkt hat, 
würde die durchfchnittlih arme Bevölkerung Waldeck's doch nicht mehr 
für da8 Gemeinweſen Preußens aufbringen, auch wenn es einverleibt 
mwürde, und die im Durchſchnitt wohlhabende Bevölkerung anderer Theile 
Preußens würde das Fehlende immer haben zujchießen müſſen, man würde 
dies nur nicht in der Buchführung jo deutlicy merken und erfichtlich finden. 

Es fragt fih nun, warum wir diefen Weg der Einnerleibung 
niht unfererjeit3 vorgezogen haben. ch erinnere daran, daß bei 
der Einführung der Norddeutichen Bundesverfafjung zuerft ſich überall die 
Bejorgnig fühlbar machte, die Heineren Staaten würden überhaupt die 
Laſten, die ihnen der Norddeutſche Bund auferlege, nicht tragen können; 
es ſei die ein mittelbarer Zwang zu ihrer Mebdiatifirung, und e8 liege 
das auch in der Abficht der reukifihen Regierung. Wie weit hierdurd 
in Bezug auf die Größe der Bundesgenoſſen dieher Zwang fidy wirklich 
zeigen würde, ließ man unentjchieden, und die Grenzen waren ja auf 
die mit Beftimmtheit zu ziehen. Es fam vielleiht auf die Größe des 
Drudes an, den man anmendete, Um diejem Urtheile, um der Bejorguif 
zu begegnen, die fi aus dieſem Fundamente auch derjenigen Staaten 
und derjenigen Souveraine bemädtigen konnte, welche vollftändig ent: 
chloffen find, da3 Maß der Souperainetät, welches mit dem Bundesver: 
hältniß vereinbart ift, fich zu wahren, — um dieſer Bejorgniß zu begegnen, 
war e3 gemifjermaßen eine Ehrenpflicht Preußens, zu zeigen, daß 
auch die kleineren und ärmeren Staaten mit diejem Verhältnifie 
beftehben können, und zugleich die Mittel darzubieten, ich meine nit 
die Geldmittel, jondern in legislativen Einrichtungen, die Mittel darzu— 
bieten, die diefes Beftehen möglich machen; und zu diefem Behufe haben 
wir, nad der Analogie der früheren Militär-Conventionen, nad der 
Analogie der Juftiz-Conventionen, durch welche die Fleineren Staaten 
der zweiten, rejp. dritten Inſtanz entledigt wurden, eine, ich möchte jagen, 
Adminiftrativ-Convention gefchaffen, durch melde das naturgemäße 
Berhältniß, fofern nämlich ein Yand zwiichen 40—50,000 Einwohner ın 
feiner diejer Beziehungen eine zweite Inſtanz mit Collegien tragen Tann, 
einigermaßen hergeſtellt wutde. 

Dieſe Beſorgniß, daß die Bundeseinrichtungen eine Schraube ſein 
würden, um die kleinen Souverainetäten zu zermalmen, dieſe bei unſeren 
Bundesgenofjen zu bejeitigen, verpflichtete und die Politik ebenfo, wie die 
Gerechtigteit. Nach der Bundesverfaflung haben mir ebenjo, mie alk 
Bundesgenofien, die Souverainetät der einzelnen Staaten garantirt. Es 
ift dieß eine Eollectivgarantie, und man fann vielleicht nicht unrichtig 
jagen, daß mir dem Königreih Sachſen, dem Großherzogthum Oldenburg 
die Souverainetät Walded3 ebenjo garantirt haben, und daß daher bie 
Zuftimmung eines einzelnen Mitgliedes nicht ausreicht, um eine der Son 
verainetäten des Bundes verſchwinden zu lafjen. Aber ich lafje dieje Frage 
unentſchieden. Politijch bedürfen wir eines Weiteren nicht, als wir von 
Waldeck haben, und mehr zu erftreben nad) diejer Richtung hin, als man 
bedarf, das hat ſich, meiner Ueberzeugung nad, immer als ein politijcher 
Fehler heraußgeftelt. — — 

— Ich verfenne nit die Unbequemlichkeiten, welche diejes neue 
Nechtögebilde für beide Theile haben kann, indefjen ich glaube, viele werden 
fi) mehr al8 Ungewohnheiten, wie als Unbequemlicfkeiten ermeijen; man 
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wird fich auch in diefes Verhältniß einleben können, und ich möchte doch 
fo weit nicht gehen, wie der Herr Referent, der aus dieſem Zmitterver- 
hältniß gemwiflermaßen eine Paterlandslofigkeit der mit Recht auf viele 
ihrer Mitbürger ftolzen Waldeder herleiten wollte; diejen bleibt der Ehren- 
name von Deutſchen, und einen andern als einen deutjchen nationalen 
Patriotismus zu pflegen, haben wir allerdings feine Veranlaſſung und 
ft micht unfere Aufgabe. Ich möchte deshalb anheimgeben, Angefichts der 
größeren politifchen Rüdjichten, die, fo forgfältig ich auch die Sad über» 
legen mag, e8 mir immer wieder von Neuem rathjam ericheinen laſſen, 
an der Zahl der beftehenden Souverainetäten nicht zu rühren, 
feine Spur von Gelüft zu zeigen, jie zu vermindern. 


II. 
Weiter auf eine Rebe des Abgeorbnneten Waldeck: 


Bundeslaften und Bundesehre. 


Die Klagen, welche hier über die Laſten ausgeſprochen werden, welche 
die Bundeseinrichtungen auferlegen, haben ein zu weites — Retentiſſe— 
ment — mir fällt im Augenblid fein entjprechendes deutſches Wort ein 
— von diefer Stelle, al3 daß ich nicht die Gelegenheit wahrnehmen ſollte, 
ein Wort zu Gunſten diejer Laften zu jagen. ch höre gerade von diefer 
Seite, hier zu meiner Rechten, diefelbe Sprache, die ich acht Jahre lang 
im Bundestage zu Frankfurt gehört habe. Sobald dort von nationalen 
Einrihtungen die Rede, war immer das erfte Wort: Ihr legt uns Laften 
auf. Es waren die Stimmen des Partifularigmus und, meine Herren, 
verzeihen Sie mir, e8 war auch bier noch die Stimme des preußifchen 
Partifularismus. Eine Provinz, ein Pand fich einzuverleiben, dazu war 
auch dort jederzeit jeder bereit; ſobald es fich aber um ein zweiſeitiges 
Geihäft handelte, um ein nationales Bundesverhältniß, da dich man 
ih forort zwiſchen „Waldeder* und „Preußen“. Dan jagte, wie hier, 
was Walded gewinnt, ift unfer Bortheil nicht; es handelt fih nur um 
das, was unjere, die preußifchen Steuerzahler, wenn auch nur auf Koften 
der Waldeder, gewinnen. Das war der Partifularismus, der dort jeinen 
Ausdrud fand und der fih an das Wort Yaften hängt. Aber bringen 
und denn dieje Yaften nichts ein? Ich wundere mich, fie angegriffen zu 
jehen von derjenigen Seite, die für die Yreiheit, die individuelle Freiheit, 
wie ich nicht zweifle, jede Opfer zu bringen bereit ijt. Sollen wir denn 
kin Opfer bringen für unfere ftaatliche nationale Freiheit? In welcher 
Yage wären wir denn ohne dieje Laften? Wir müßten, jobald uns poli- 
tiihe Gefahren drohten, um Schug durch Bündnifje juchen, wie wir dies 
früher gethan haben. Diefe Laften jegen uns in den Stand, daß unjere 
Bündniffe gefucht werden, und daß wir im Stande find, unſere Freiheit, 
unfere Ehre durch eigene Kraft zu wahren, ohne um das Wohlmollen 
anderer Staaten zu werben. In diefem Augenblid geht mir zufällig eine 
Zufghrift aus Carraccas in Südamerika zu von den dort wur 
nenden Deutichen, 2000 an der Zahl, die darin der freudigen Zuverficht 
Ausdrud geben, mit welcher fie in der neuen Bundesflagge das Symbol 
de3 Schutzes erbliden, dem der große, hoffentlich bald alle deutjchen 
Stämme umfafjende Bund auch den Deutjchen gewähre, welche in dem 
Tropenlande wohnen, und melde das äußere Zeichen des mächtigen 
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Schutzes einer großen gern Nation, al deren Glied fie ſich zum 
erften Male gehoben fühlen, mit befonderer Genugthuung begrüßt haben. 
Meine Herren! Ft denn diefe Genugthuung, die feit Auferle- 
gung diefer Laften unfere deutfhen Landsleute in allen Welt- 
tbeilen in tiefer Bewegung empfinden, fo daß man fagen 
möchte, daß der deutjhe Patriotismus in Amerifa, in Neus 
Süd-⸗Wales u. f. w., ih will nicht jagen, lebendiger ift, aber 
lebhafter zum Ausdrud fommt, als wie daß im engeren Bater- 
lande ————— — gar nichts werth? Iſt Ihnen das nichts werth, 
meine Herren, zu hören, daß unſere Landsleute in ſo fernen Gegenden 
jetzt mit uns ſtolz auf das Vaterland blicken und mit Selbſtgefühl ſagen: 
„Wir find Deutſche!“ während fie früher verſchämt die Augen nieder— 
ſchlugen? Meine Herren! Ich gehöre nicht zu Denen, die kalt auf die 
Laften bliden, die dem Dürftigen auferlegt werden; ich habe dazu zu lange 
auf dem Lande gelebt, um nicht zu willen, was e8 heißt, wenn der arme 
Steuerzahler jeinen Grofhen bringt, und wenn er ihn im der Zeit der 
Noth bringt. Aber, meine Herren, die Unabhängigkeit, die ftaat- 
liche Freiheit, die nationale Ehre geht einem Bolte, wie das 
— über Alles; ihr bringen ſelbſt dieſe Armen freudig ihr 
pfer. 


1868. 1. Januar. Die völkerrechtliche Vertretung des 
Norddeutſchen Bundes. 


(Provinzial» Correſpondenz vom 2. Januar 1868.) 


Die völferrechtlihe Vertretung des Norddeutichen Bundes bei den 
fremden Mächten ift nunmehr in Gemäßeit der früheren Ankündigungen 
des Bundeskanzlers, Grafen Bismard, geordnet: die preußifchen & 
ſchafter und Gefandten in London, Paris, Petersburg, Wien, Florenz 
u. ſ. w. haben fämmtlich in diefen Tagen den — Höfen ihre 
neuen Beglaubigungsſchreiben übergeben, nach welchen ſie neben ihrer 
Eigenſchaft als Vertreter Preußens fortan zugleich als Geſandte des 
Norddeutſchen Bundes — ſind. 

Die Uebergabe hat überall unter den erfreulichſten Bezeigungen fried- 
licher und freundjchaftliher Gefinnungen Seitens der betheiligten Regie 
rungen ftattgefunden. 


1867. Preußen und Deutſchland am Jahresſchluß. 


J. 
Provinzial⸗Correſpondenz vom 27. December 1867. 


Das jcheidende Jahr war ein Jahr reicher Arbeit für Preußen, aber aus 
ein Jahr reicher Erfüllung. 

Das Jahr 1866 hatte uns boben Ruhm und gewichtige Erfolge, aber zu— 
gleich große und jchwere Aufgaben hinterlaffen: es galt, die Früchte zur Reife 
zu bringen, bie aus ber blutigen Saat, jollte fie nicht umſonſt geftreut fein, er- 
wadjen müffen, — e8 galt, die Keime einer jegensreichen inneren unb nationalen 
Entwidelung, welche das Jahr 1866 gelegt, zu pflegen, gegen feindliche Berüb- 
rung zu behüten und, jo Gott will, zu unerfchütterlicher Kraft erftarten zu laſſen. 
Es galt, ein neues Staatdgebäude auf bewährtem Fundamente zwar, aber nad 
einem erweiterten Plane —J——— 
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Dieje friedliche Arbeit innerer Feftigung mußte naturgemäß bei ben heimi- 
ſchen Berbältniffen jelbft beginnen. 

Hatte aud der rubmreiche Krieg, gleihjam über die Köpfe ber ftreitenden 
Parteien binweg, bie Einheit von Fürft und Boll neu befiegelt, jo war es doch, 
nad Beendigung des auswärtigen Kampfes, die erfte Sorge ber Regierung un— 
jeres Königs gewejen, dem inneren Zwift den Boden zu entziehen und bie ver- 
jöhnende Hand zum Ausgleich zu bieten. So waren die Örunblagen gebeiblichen 
Zuſammenwirkens zwijchen Regierung und Landesvertretung bereits im Jahre 
1866 wiebergewonnen, aber erft ber weiteren Entwidelung war e8 vorbehalten, 
ben wieberbergeftellten Frieden zu befeftigen und zu beiruchten. Die Hoffnungen, 
welche in diejer Beziehung gebegt wurden, find im Jahre 1867 glüdtih in Er- 
füllung gegangen: es hat fich in erfreulichfter Weife bewährt, daß bie Wieder- 
belebung des Bertrauens zwiſchen ber Regierung und der BVollsvertretung nicht 
bios die Folge eines „worlibergehenden Siegesrauſches“ war, fondern auf dem 
fiheren Grunde gegenfeitiger Anerlennung und gemeinjamer Hingabe au die 
groben Intereffen des Baterlandes beruht. Die Willensftärke und Thatkraft der 

taats⸗ Regierung konnten nicht verfehlen, auf die Anfchauungen der Berftänbigen 
im Volle einen gewaltigen Einfluß zu üben und fie mit unwiderſtehlicher Ein— 
bringlichkeit darüber aufzullären, wo ber Schwerpunkt des Staatslebens liegt und 
wo zugleich der Wille und die Kraft zum maturgemäßen und wahrhaft erjprieß- 
lihen Fortichreiten zu finden find. 

Unter dem Eiudrude dieſer Ueberzeugung und einer mächtigen patriotifchen 
Erhebung ift die alte Parteibildung, welche nur auf bem früheren Mißtrauen 
berubete, mehr und mebr zerfplittert und zerfallen, und auf ben Trümmern ber- 
jelben haben ſich neue Verbindungen geftaltet, welche es als ihre Aufgabe erkennen, 
Preußens innere Entwidelung und nationalen Beruf in aufrichtiger Gemeinſchaft 
mit der Regierung zu pflegen und zu fördern. Das Preußiſche Boll hat diefem 
Streben bei den dreifahen Wahlen dieſes Jahres volle Zuftimmung und Beftäti- 
gung gegeben, und bie Thätigkeit der Yandesvertretung, welche vorber Jahre lang 
zur Unfruchtbarkeit und Ohnmacht verurtheilt war, bietet jet ein Bild frifchen 
und lebensvollen Schaffens für das Wohl bes Laudes dar. Die bewährte Einficht 
und Thatkraft der leitenden Staatsmänner findet bereitwilliges Entgegentommen 
und wirfjame Unterftügung nicht blos von Seiten ber alten conjervativen Bundes- 
genoffen, jondern auch der neu gebildeten national» liberalen Partei, welche auf 
den Gang ber Berfaffungs» Angelegenbeit im verfloffenen Jahre einen wichtigen 
und günftigen Einfluß geilbt bat, und welche gewiß auch fünftig, indem fie bie 
nationale Fahne hochhält und die wirffihen Preußifchen und deutſchen Verhältnifſe 
zur Grundlage ihrer Beftrebungen nimmt, fih einen bedeutfamen Antheil an ber 
Staatsentwidelung wird bewahren wollen. 

Der Aufihwung der Gemüther in unjerem Bolle und die Wiederbelebung 
des gegenjeitigen Vertrauens haben auch die Yöjung einer weiteren wichtigen Auf: 
gabe erleichtert, welche das vorige Jahr dem Jahre 1867 übermwiefen batte: bie 
Aufgabe der inneren Verſchmelzung der neuen Provinzen mit der alten Preußi— 
ſchen Monarchie. Es war kein geringes Werk, die geſammten Einrichtungen all 
jener verſchiedenen Staatsgebiete im Zeitraume eines Jahres in die Preußiſchen 
Verfaſſungs- und Verwaltungsverhältniſſe, ſoweit die Einbeitlichleit des Staats- 
weſens es erfordert, binüberzuleiten, zugleih mit wünſchenswerther Schonung 
aller der Einrichtungen, welche eine innere Berechtigung und die Möglichkeit jelbft- 
ſtändigen Fortbeftehens in fih tragen. Wenn man die Größe biefer Aufgabe er- 
wägt und auf die politiichen Schwierigkeiten zurüdblidt, welche der Berihmelzung 
jener Gebiete mit Preußen vor Jahr und Tag noch entgegenzuftehen ſchienen, 
und wenn man bann auf die Zuftände binblicdt, wie fie fich inzwijchen dort ge- 
ftaltet haben, jo wird man bie Bedeutung und den erfreulichen Erfolg der voll» 
brachten Arbeit zu würdigen wiffen. Wohl walten noch vielfahe Meinungsver- 
ſchiedenheiten ob, inwieweit die eingejchlagenen Wege und die ergriffenen Maßregeln 
im Einzelnen die vichtigften und zwedmäßigften gewejen jeien, und gewiß läßt 
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fih dies Für und Wider über jeben Punkt mit guten Gründen vertheidigen; — 
aber die gewichtige und hoch erfreuliche Thatfache ftebt feft, daß es ſchon beute 
feine politiiche Schwierigfeit und (abgeſehen von jenen Zmeifeln über da® Beflere 
oder Befte in ben einzuführenden Einrichtungen) auch feine erbeblihe Schwierig- 
keit für die Verwaltung der neuen Länder mehr giebt. Die Berfaffung ift mit 
allen Rechten und Freiheiten für die Bevölkerung der neuen Provinzen jeit bem 
1. October in Geltung getreten, jeder Ausnahmezuſtand ift aufgehoben; die Ber- 
waltung ber neuen Provinzen aber vollzieht ſich überall mit berjelben Orbnung, 
berielben Zuverfiht und gleihmäßigen Sicherheit wie in den alten Theilen der 
Monardie, ohne daß irgendwo in ber Haltung ber Benölferung irgenb ein be- 
denklihes Anzeichen, geſchweige denn irgend ein Wiberftreben bervortritt. 

Die Äufere und, wenn nicht alle Anzeichen trügen, auch die innere Ber- 
fhmelzung ber neuen Lanbestbeile mit unjerer Monarchie vollzieht fich rafcher, 
ale es fi irgend erwarten unb ahnen ließ: ein gut Theil diefer Aufgabe ift im 
Jahre 1867 bereits erfüllt, und für die michtigften nationalen Beziehungen und 
Zmede darf die Einheit des Geiftes und Willens in der gefammten Bevölkerung 
des ermweiterten Preußiſchen Staates ſchon jetzt als unzweifelhaft gelten, wie denn 
auch die Vertreter der neuen Provinzen im Landtage und im Reichstage fi 
in ihrer Mehrheit als Stüten der mwejentlihen Beftrebungen unferer Regierung 
ermeifen. 

Das neue vergrößerte Preußen, welches dem Jahre 1866 feine Entftebung 
verdankt, ſteht am Schluffe des Jahres 1867 in jeder Beziehung feft gefügt und 
in voller Entwidelung ba. 

Aber feine höchſte Kraft und Bebeutung findet das verjüngte Preußen im 
Zufammenbange mit dem verjüngten Deutſchland. In biefer Beziebung vollends 
bat das Jahr 1867 die überlommenen Aufgaben in boffnungsreiher Ausdehnung 
erfüllt.“ 


ir: 
(Provinzial » Eorrefpondenz vom 2. Januar 1868.) 


„Als das Jahr 1866 zu Ende ging, war bie Erridtung des norbbdeutfchen 
Bunbes erft noch eine Berbeifung, die Verwirklichung war in allen Theilen dem 
Sabre 1867 vorbehalten. Die Preußiſche Regierung batte den norbbeutjchen 
Staaten nur den Plan und Grundriß zum Aufbau eines neuen beutfchen Bundes 
dargeboten, aber diefe Formen mußten erft mit lebendigem Inhalt erfüllt werben. 
Kaum waren erft die Vertreter der einzelnen Regierungen zu ben erften vorläu- 
figen Beiprehungen über den Entwurf ber Berfaffung zufammtengetreten, bie 
zablreihen Zweifler an Preußens Werk verfünbeten aber, es werde nicht gelingen, 
auch nur unter den Regierungen eine VBerftändigung über den Entwurf zu Stande 
zu bringen. Bollends waltere noch völliges Dunkel in Bezug auf den Verſuch, 
bie Berfaffung mit einer Volfsvertretung auf Grund bes freieften und ausge: 
bebnteften Wablrechtes zu vereinbaren. 

Aber die innere Bedeutung und Kraft bes nationalen Beginnens bat alle 
Bedenken und Zweifel fiegreich niebergefhlagen: ſchon wenige Wochen nach dem 
Beginn des neuen Jahres konnte unjer König dem fcheibenden Preußiſchen Land- 
tage bie Thatfache verfünden, daß der Entwurf der Berfafjung des norddeutſchen 
Bundes von allen mit Preußen verbünbeten Regierungen angenommen ſei Un- 
mittelbar darauf (am 12. Februar) wurden im ganzen Bundesgebiete die Wablen 
zum erften verfafjungsgebenden Keichstage vollzogen und am 24. Februar, dem 
„Tage der Erfüllung,“ gab ber König im Kreije einer VBerfammlung, „wie fe 
jeit Iabrhunderten feinen Fürften umgeben hatte,“ ber Hoffnung Deutichlands 
zuverfichtlihen und erbebenden Ausdrud, daß enblih „der Traum von Jabrbun- 
berten, das Sehnen und Ringen der jüngften Geſchlechter der Erfüllung entgegen- 
geführt werde.“ 

Der Reichstag bat diefe Hoffnung auch an feinem Theile erfüllt: das Ver— 
trauen, welches bie Erfolge der Preußiichen Regierung eingeflößt hatten, bemäbrte 
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fih and in bem fructbringenden Zuſammenwirken mit ber Bunbesvertretung, 
welche auf ficherem Grunde ein Berfaffungswerl aufrichten half, beffen weitere 
Entwidelung mit Zuverficht der Zukunft überlaffen werben konnte. 

Am 1. Juli bereits ift die neue Berfafjung in Kraft getreten und un- 
mittelbar darauf begann auch fchon jene fegensreiche weitere Entwidelung. Ein 
neuer Reichstag, auf Grund ber Verfaſſung gewählt, hat in demſelben patrio- 
tiſchen Geifte eine Reihe ber wichtigſten Reichsgeſetze zur Hebung von Hanbel 
und Wandel in Gemeinfhaft mit ber Bundesregierung jeftgeftellt und nad 
allen Seiten die feften Grundlagen für eine erjprießliche Bundesverwaltung geichaffen. 

Inzwifchen ift Die gemeinfame Heeresmacht des norbbeutichen Babes auf 
dem bewährten Grunde ber Preußifchen Heereseinrichtungen fider und achtung— 
gebietend errichtet worden, unb jchon heute ftebt Die neue Bunbesarmee in jeder 
Beziehung ebenſo feft geordnet und kriegstüchtig da, wie vordem das ruhmgekrönte 
Freußifche Heer. 

In diefem Augenblid ift der nordbeutfhe Bund als eine ein> 
beitlihe deutjhe Macht bereits bei allen großen Staaten vertreten 
und anerfannt. 

So hat das Jahr 1867 zunächſt für Norbbeutichland die nationale Eini- 
gung und Kraft weit über Erwarten verwirklicht. 

Doch viel Höheres noch ift in diefem bebeutfamen Jahre erreicht worden: 
die Scheidung, die am Ende des vorigen Jahres zwiſchen Nord» und Süddeutſch⸗ 
land zu befteben jchien, ift thatfächlich und im Geifte des deutſchen Volkes bereits 
überwunden. 

Wer erinnert fich ‚nicht der bitteren Klagen über die Mainlinie, melde ben 
Norden und Süden trennen zu follen ſchien, — wer hätte damals zu boffen ge- 
wagt, daß wir ſchon im nächſten Jahre uns der vollen Gewißheit erfreuen würden, 
mit ganz Süddeutſchland im fefter Gemeinſchaft nationaler Wehrkraft und wirth- 
ſchaftlicher Entwidelung zu ſtehn, in einer Gemeinſchaft, welche die höchſten In— 
terefjen des Baterlandes und bie nächſten Interefjen der Bollswohlfahrt umfaßt. 
Schon dies Frühjahr 1867 hat den deutſchen Patrioten durch die Beröffentlihung 
der Schuß.» und ZTrupbündniffe mit dem ſüddeutſchen Staaten die Zuverficht 
wiedergegeben, daß für die Vertheidigung der nationalen Güter und der deutſchen 
Unabhängigkeit ganz Deutſchland unter der Führung Preußens durch ein fefteres 
und wirffameres Band umſchlungen ift, ale es ber frühere Bund jemals ge- 
währt hatte. 

Wenige Monate fpäter ift durch die Erneuerung des Zollvereins auf ber 
Grundlage einer nationalen Gejammtvertretung dem deutſchen Bolfe die Zuver- 
ht gewährt worden, daß eine innige Lebensgemeinichaft zwiſchen Norden und 
Süden nicht bloß zu Schuß und Trug, fondern auch für die Pflege friedlichen 
Gedeihens gefichert ift. 

Die erhebende Kraft diefes Bewußtſeins bat fi in der jüngften Zeit überall 
in Deutſchland immer zuverfichtlicher bewährt: mehr als je ift die Bevölkerung 
des ganzen beutichen Vaterlandes von nationalem Denken und Fühlen durchdrun— 
gen, alle Verſuche, der Bethätigung dieſes deutſchen Sinns entgegenzutreten, 
werden ſelbſt da, wo fie früher Anklang zu finden ſchienen, immer entjchiebener 
verleugnet und verurtbeilt. 

Das deutihe Volk in allen feinen Stämmen und Schidten 
fühlt und weiß jegt, daß es ein geeinigtes und mäctiges Bolt 
tft, wie nie zuvor, — in dieſem Bewußtſein wirb es aud inner- 
id vollends immer einiger und für feine nationale Größe be- 
geifterter. 

Die gewaltige Aenderung, die in Deutfchlanb vor ſich gegangen, wirb auch. 
von den fremben Bölfern und Mächten in ihrer großen Bedeutung vollauf ge- 
würdigt: überall tritt die Erfenntniß bervor, daß Deutichland fortan bei allen 
großen Entſcheidungen das wolle Gewicht feiner geeinigten und gehobenen natio- 
nalen Kraft ın die Wagichale werfen kann. 
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Wenn an biefe Erfenntniß fih bier und da Beſorgniſſe wegen 
Kriegs- und Eroberungsluft des verjüngten Deutſchlands fnüpfen, 
jo bürgt doch ber Geift des deutihen Volkes ebenjo, wie ber feſte 
Wille der Regierung dafür, daß bas Rüftzeug unferer neu ge- 
wonnenen Kraft, jo Gott will, vor Allem bazu dienen foll, den 
Frieden mit feinen Segnungen immer mebr zu fihern.“ 


61. Hannoverfche Angelegenheiten. 
Die Abfindung der Depofjedirten. 


Abfindungsverträge mit den depofjedirten 
Fürſten. 

18. September. Vertrag mit dem Herzog Adolph von 
Naſſau. 


Nachdem die im vorigen Jahre ſtattgehabten politiſchen Ereigniſſe 
die Einverleibung des Herzogthums Naſſau in die — Monarchie 
erbeigeführt haben, und in Folge deſſen zwiſchen Seiner Majeſtät dem 
önige von Preußen einerjeit3 und Seiner Hoheit dem Herzoge Adolph 
zu Naffau andererfeit3 Unterhandlungen zu dem Zmede eröffnet worden 
find, um die fünftigen Vermögens» Berhältniffe Seiner Hoheit des Herzogs 
Adolph zu Nafjau durch ein Abkommen zu regeln, haben die beiderfeitigen 
Bevollmächtigten fich über folgende Punkte geeinigt: 


8. 1. 

Zur Befriedigung und Ausgleihung aller Anſprüche, welche an das 
mit allen Rechten und Berpflidtungen in das Staat3-Eigenthum der 
Krone Preußen übergegangene naſſauiſche Domainen-Vermögen einſchließ— 
lich der bisher der Herzoglichen Hofhaltung überwieſenen Schlöfjer, Güter 
und jonftigen Liegenjchaften von Seiten Seiner Hoheit des Herzogs 
Adolph zu Nafjau oder des Herzoglih naſſauiſchen Hauſes und ferner 
Agnaten gegenwärtig oder in Zukunft, aus irgend einem Grunde erhoben 
werden möchten, werden Seine Majeftät der König von Preußen: 

1. Seiner Hoheit den Herzoge Adolph zu Paftau folgendes Grund: 
Befisthum zu Eigenthum überlafjen: 
a) Das Schloß zu Biebrich nebjt dem umſchloſſenen Part, 
b) da8 jogenannte Feine Palais auf dem Berge bei Wiesbaden 
nebft dem dazu gehörigen Garten und Deconomie- Gebäuden, 
2 das Schloß zu Weilburg nebft dem dazu gehörigen Garten, 
d) den Wald-Diftrict Grub mit der darin befinbficen Eapelk, 
e) das Jagdſchloß und die OberförfterWohnung ſammt Neben: 
gebäuden auf der Platte, 
f) den Sauparf bei der Platte, 
g) das Hofgut zu Hornau; 
2. Seiner Hoheit dem Herzoge Adolph zu Naſſau ein Capital von 
fünfzehn Millionen Gulden in viereinhalbprozentigen Preußifchen 
Staat3papieren zum Nennmwerthe zahlen Laien; 
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3. die aus der früheren Herzoglichen Domainen-Caſſe gezahlten Gnaden- 
Gehalte, Leibrenten und Penfionen an Hofdiener in der bemilligten 
Weiſe ferner entrichten laffen; 

4. die Zahlung der —— Seiner Durchlaucht des Prinzen Nicolas 
zu Naſſau im Jahres-Betrage von 18,000 Fl., buchſtäblich Acht- 
zehntauſend Gulden übernehmen. 


29. September. Vertrag mit dem König Georg von Han— 
nover. 


Seine Majeſtät der König von Preußen und Seine Majeſtät der 
König Georg V. haben behufs Verhandlungen über ein Arrangement in 
Betreff der Bermögens-Berhältnifje Seiner Majeftät des Königs ge V. 
zu Bevollmächtigten ernannt: 

Seine Majeſtät der König von Preußen: 

Allerhöchſt Ihren Geheimen-Legations-Rath König 
d 


un 
Allerhöchſt Ihren Geheimen Ober: Finanz Rath Wollny, und 
Seine Majeftät der König Georg V.: 
den Staat3-Minifter a D. Windthorft, 
welche nach Auswechſelung ihrer in guter Form befundenen Bollmadten 


unter Vorbehalt der Ratification ihrer erhabenen Vollmachtgeber den 
nadhftehenden Bertrag verabredet haben: 


5 
Seiner Majeftät dem Könige Georg V. verbleibt: 

1. das Schloß zu Herrenhaufen nebjt Zubehör, 

2. die Domaine Calenberg, legtere gegen angemefjenes Aequivalent, 
jedoch bleiben dieje VBermögensobjecte fo lange in Preußiſcher Ber- 
maltung, bi8 Seine Majejtät der König Georg V. auf die Han— 
noverihe Königskrone für Sid und Seine Erben ausdrüdlid 
verzichtet. 

8. 2. 


Seiner Majeftät dem Könige Georg V verbleibt das in englifchen 
3 procentigen Stod3 angelegte Capital von 600,000 £ Sterl. nebft jänmt- 
fichen Ainfen, 

8. 3. 

Alle übrigen Königlichen Schlöffer, Gärten und zur Hofhaltung bes 
ftimmte Gebäude, ſowie alles fonftige, au das zum Privat» Eigenthum 
Seiner Majeftät des Königs Georg V. und zum Fideicommiß- Vermögen 
des Königlich hannoverjchen ** gehörige — * unterliegt 
der Dispoſition der Krone Preußen. 


8. 4. 

Zur Ausgleichung der dur den Ertrag der Vermögens-Objecte im 
$. 1 und 2 nicht gededten Einnahmen, welde Seine Majeftät der König 
Georg V. bisher auß den Domainen und Forften, fowie aus den ober» 
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lehnsherrlichen Rechten, den beimgefallenen Lehnen und dem Lehnsallo- 
dificationd« Fonds bezogen haben, ıingleihen al3 Erjag für die Schlöfer, 
Gärten und alles jonjtige — gear wird die Krone Preußen 
Seiner Majeftät dem König Georg V. die Summe von Elf Millionen 
Thalern Courant in 4", procentigen Preußiſchen Staats» Papieren nad 
dem Nennwerth, und fünf Millionen Courant baar gewähren. 

Da von Seiten der Krone Preußen behuf3 Sicherjtellung diejer Aus: 
gleih8- Summe bejondere Anordnungen nöthig befunden jind, über welde 
ein Einverftändniß noch nicht hat erzielt werden können, jo jollen zwijchen 
Drganen, welche die Krone Preußen bezeichnen wird und den Jnterefjenten 
unverzüglih Verhandlungen darüber eröffnet werden, wie die Sicheritellung 
der Elf Millionen Thaler in Werthpapieren und der Fünf Millionen 
Thaler baar, der legteren ſowohl in dem Betrage, welchen die Krpne 
Preußen nah den im $.9 gejtatteten Anrehnungen dr gewähren hat, als 
auch in dem Betrage, dejjen Anrechnung Seiner Majeftät dem Könige 
Georg V. vorbehalten iſt, bewirkt werden joll. 

Bis diefe Verhandlungen zu einer definitiven Vereinbarung geführt 
haben werden, jollen die von der Krone Preußen zu gewährenden Ierth- 
papiere und baaren Gelder in der Hand der Krone Preußen deponirt 
bleiben, die baaren Gelder jedoch in Staat3- oder fonftigen ficheren Pa- 
pieren nach beiderjeitigem Einvernehmen zinsbar angelegt und die von 
dem gejammten Depojitum auffommenden Zinjen in halbjährigen Raten 
Seiner Majeftät dem Könige Georg V. ausgezahlt werden. 


8. 8. 

Ihrer Majeftät der Königin Marie und Ihren Königlichen Hoheiten 
dem Kronprinzen Ernft Auguft und den Prinzeifinnen Friederike umd 
Marie verbleibt jelbftverftändlih Fhr gefammtes Privatvermögen, welches, 
abgejehen von der zum Privatvermögen Ihrer Majeftät der Königin ge: 
börigen Marienburg jammt Zubehör, nur in beweglichen Gegenjtänden 
und Capitalien befteht. 


$. 9. 


Innerhalb vier Wochen nad der Ratification dieje Vertrages wird 
der Beſchlag aufgehoben werden, melden die Königlih Preußiſche Re 
gierung auf einen Theil der im Vorjtehenden erwähnten Vermögensobjecte 
gelegt hat, dagegen werden gleichzeitig alle Obligationen und baaren Gelder 
zurüdgegeben werden, melde aus hannoverjhen Caſſen und Fonds, ind: 
bejondere aus dem Domanial- Ablöjungs- und Beräußerungsfonds, dem 
Gapitalienfonds, dem Rejervefonds der Klausthaler Zehntkafje, jo wie aus 
dem Lehns- und Yehns-Allodificationsfonds meggeführt worden find. 
Dabei bleibt vorbehalten, die baar weggeführten und die in Yondon gegen 
Rüdgabe der Obligationen erhobenen baaren Gelder auf die Seiner 
Majejtät dem Könige Georg V. nah $. 4 zu zahlende Summe von 
5 Millionen in Anrehnung zu bringen. 
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1868. 1. Februar. Rede des Grafen von Bismard bei der Be: 
rathung der Abfindungs-Verträge mit König Georg und dem 
Herzog von Nafjau. 


(Die Erfolge der Re — und deren Kritiker im Ab— 
geordnetenhauſe; die —*5 eſichtspunkte bei der Annexion 
und bei der Abfindung der Fürſten; Vertrauensfrage.) 


Meine Herren! Ich will mich in einer ernſten und ſchwierigen Sache 
von allen Hülfsmitteln der Redekunſt, die geeignet fein könnten, das Ur- 
theil zu beftechen, möglichjt frei halten. Aber ıch kann nicht umbin, mich 
über eine Erinnerung auszuipredhen, die fi mir heute aufdrängt. Gie 
jet mic zurüd in Ba wo ebenfall3 die auswärtige Politif der Re— 
gierung — denn dazu rechne ich noch diefen Abſchluß in Betreff Hanno» 
.verd — in diefem Haufe feiner Seite recht war, wo fie angegriffen wurde 
von allen Seiten, kritiſirt mit vielleicht noch größerer Schärfe wie heute. 
Bir ftanden vollftändig vereinzelt da; Jedermann wußte befier was wir 
zu thun hätten, als wir jelbft; Jeder war bereit uns zu belehren, uns 
zu tadeln. Es wird das faft jedesmal der Fall fein, wenn man aus der 
Gejammtpolitif eines großen Yandes Einzelheiten — und ſolche, die ſich 
zum Angriffe, die fi zur Erregung der Bolksleidenichaften, zur Hindeu- 
tung auf die Nothleidenden vorzugsmeije eignen — herausreißt, ohne die 
Politit in ihrem vollen Zujammenhange zu betradhten. Wenn ich die 
Herren von diefer Seite (lints), zum Theil perfönlich diefelben, die ich 
mir im Jahre 1863 und 1864 gegenüber ſah — reden höre, fo follte 
man glauben, dieje Herren hätten Hannover erobert, jie hätten, 
was noch jhwieriger war, Europa mit diefer Erwerbung ver: 
jöhnt, und wir wären es jest, die wir und in dies Gejhäft 
eindrängten, indem wir in einer ziemlich ruchlojen Weije die Gelder 
des Staats zum Fenſter hinausmürfen. 

Es fam für und an auf einen Zmwed, den ich durch Verleſung einer 
kurzen Stelle aus einer Denfjchrift wohl bezeichnen darf: 

„Bei den Verhandlungen über die Vermögens-Verhältniſſe des 
Königs Georg und des Herzogs Adolph von Najjau iſt die politijche 
Auffafiung mapgebend gewejen, daß Preußen den entthronten Für— 
ften niht mehr Nachtheile zufügen dürfe, als die Sicherſtel— 
lung der nationalen Gejammtpolitit bedingte. Die Siege des 
vorigen Jahres, die Opfer, mit denen fie errungen, zur Erlangung der- 
jenigen Stellung zu verwerthen, deren Preußen zu jeiner Sicherheit, zur 
Erfüllung feines deutfchen Berufs, nicht entbehren kann, war eine Pflicht, 
welche der Regierung oblag, und aus welcher fie das Recht zu rüdhalt- 
loſer Durchführung des Kriegsrechtes gegen das Herricherhaus jchöpfte, 
defien Souverainetät ſich als eine dauernde Gefahr für den Frieden eines 
von demjelben Volke bewohnten Ländergebietes ermwiejen hatte; Erobe— 
rungen oder Gewinne außerhalb diejes höheren nationalen 
Zwedes zu juhen, lag den politijhen Zielen Preußens jern. 
Diejer Standpunkt mußte der öffentlihen Meinung in Europa, 
namentlidh aber in den Preußen einverleibten Yändern, als 
maßgebend erfeunbar werden. Died war im vollen Umfange nur 
dann möglich, wenn die entthronten Souveraine durch ein freiwillig unter« 
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eichnete8 Abkommen an den Tag legten, daß fie die ihnen gemordene 
Sb findung als einen angemefjenen Erfag für ihr früheres Einkommen 
anfahen. Eine vertragsmäßige Einigung mit den entthronten 
Fürften, namentlih mit dem König Georg, war vom politi- 
ſchen Be aus höher ———— als die Geldſum— 
men, um welche das Abfindungskapital etwa hätte vermindert 
werden können, wenn ein Vertrag nicht zu Stande gekommen 
wäre.“ 

Aus dieſem Geſichtspunkte betrachtet, ſtellt ſich die Einverleibung des 
Königreichs Hannover, deſſen Gemeinſchädlichkeit für Deutſchland ſich be— 
währt hatte, gewiſſermaßen als einen der Expropriation gleichkommenden 
Akt dar, und das Recht zu dieſer Erpropriation war durch den freimili- 
en Beginn der Friegerifchen Operation gegen uns und durch den bund» 
Drüchigen Beſchluß in Frankfurt in unfere Hand gelegt worden. Bon 
diefem Rechte haben mir in diefem Sinne der Erpropriation für das 
Öffentlihe Wohl Preußens und Deutjchlands Gebraud gemacht ; in diefem 
Einne haben wir aber auch die Pflicht, den Handel nicht al3 eine Erobe 
rung ohne Rüdfiht auf den früheren Befiger weiter durchzuführen, als 
uns obliegend erkannt. 

Daß überhaupt eine Abfindung gegeben werden ſollte, ift von allen 
Seiten anerfannt. Es konnte dieſe Abfindung in einer ähnlichen Weiſe 
gegeben werden, wie ich vorhin in dem Beijpiele Heinrichs des Löwen 
und der Erneftinifchen Linie von Sachſen angeführt habe, und im ber 
That ift diejer Gegenftand noch nad) der Nüdkehr von Nikolsburg von 
der Königlichen Staatsregierung Iorgfältig erwogen worden, und die Ber: 
handlungen haben fid) darum gedreht, ob etwa dem König Georg von 
Hannover die Landichaft Calenberg oder ein Theil derfelben mit der 
ee Hannover und mit der Adern Ausfiht auf Braunfchmweig ge- 
währt werden jolle, um dadurch feine Zuftimmung zur Abtretung des 
Üebrigen zu erlangen; ob anderentheild unter diejen oder ähnlichen Be 
dingungen gewährt werden jolle dem Kurfürften von Heſſen die Graf- 
fhaft Hanau, dem Herzoge von Naſſau gewiſſe ſüdliche Theile jeines 
frühern Yandes. Ich glaube, Ihnen Allen, meine Herren, wird es lieber 
fein, daß darauf nicht eingegangen worden ift. Sie würden dieſe Ein- 
richtung gewiß für eine foftipieligere angejehen haben als die Millionen, 
um die es fich jest handelt. 

Nichtsdeitomeniger werden Sie nicht leugnen können, daß, wenn 
man Ihnen damals einen Frieden vorgelegt hätte, wonad 
ganz Hannover, mit Ausnahme von Calenberg, und ganz Kur: 
heſſen, mit Ausnahme von Hanau, Preußen zugefallen wäre, 
Sie dieſes gewiß für einen jehr günftigen Frieden nad einem 
fiebentägigen Feldzuge angefehen haben würden, und es würde 
fein Wort des Tadels auf uns gefallen jein. 

Fest hat man das vergejjen, man reißt ein Glied aus der 
Kette der Geſammtpolitik, die ſich nicht von einander trennen läßt, heraus 
und mäfelt und fritifirt daran. 

Hätten wir den Frieden auf eine andere Weile gemacht, jo dag mir 
etwa dieſen Fürften ihre Domainen ließen, jo würden fie nichtS dagegen 
haben einwenden fünnen, und wenn fie dafür die ganze Souverainetät 
abgetreten hätten, jo würde man e8 uns verziehen haben. 
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Hätten wir fchon damals die jet geforderten Summen von vorn= 
herein bewilligt, jo würden Sie e3 nicht zu viel gefunden pie aud) 
wenn wir e3 mit der Maßgabe bemilligt hätten, daß wir Bayern und 
Sachſen die Verpflichtung auflegten, die Fürften von Hannover und Naffau 
zu entjchädigen, anftatt eine direfte Zahlung an uns zu leiften. Wir 
würden dabei ein um einige Millionen ſchlechteres Geldgeſchäft gemacht 
haben, aber Sie würden das vielleicht als eine jehr weile und vielleicht 
bumoriftiiche Einrichtung gefunden haben. 

Wir haben e8 vorgezogen, nicht Yand, jondern Geld zu 
bewilligen, und ich gebe zu, viel Geld, und es ift mir lieb, daß 
ed viel Geld ift. Ich weiß nicht, ob es damals in die Deffentlichkeit 
— iſt, daß davon die Rede war, Oeſterreich wegen ſeiner Anſprüche 

treffs Holſteins und Schleswigs mit Geld abzufinden. Es iſt bei den 
Verhandlungen der Verſuch nicht gelungen; es waren damals Summen 
von 40, 80, ja 100 Millionen genannt worden. Man würde das damals, 
wenn wir beijpiel3meije für 40 Millionen Defterreih und den Prinzen 
von Auguftenburg abgefunden hätten, vielleicht fein ganz ſchlechtes Geſchäft 
genannt haben. Die öfterreichifche Regierung beftand aber darauf, Yand 
und Leute zu haben, fie wollte etwa die Grafihaft Glatz, vielleicht auch) 
einige Diftrifte in Oberjchlefien haben. Wir find darauf nicht eingegangen 
und der ganze Handel unterblieb, da Defterreich fein Geld nehmen wollte; 
aber damals würden wir e8 als ein glüdliches Ergebniß unferer Politik 
betrachtet haben, wenn Defterreichh Geld genommen hätte. 

Wenn wir den Frieden fo Borken hätten, daß wir dem Könige 
Georg die Hälfte von Hannover gelajjen und nur etwa Osnabrück und 
Oftfriesland gewonnen hätten, fo erinnere ich mich einer Zeit nad 
der Schlacht von Königgräg, wo e3 ſchon als ein erheblider 
Gewinn betradhtet wurde, wenn das Resultat jener Schladt 
nur das gemejen wäre, DOftfriesland zu erwerben und die Ber- 
bindung zmwifhen den öftlihen und weſtlichen Provinzen des 
preußifchen Staates herzuitellen. 

Ein Abgeordneter aus Hannover (Miguel) hat ſchon angedeutet, 
daß er die Wirkung diefes Ablommens auf die Berföhnung der Gemüther 
als eine recht erhebliche veranjchlage. Die Königliche Staatsregie- 
rung hat e8 in ihrer auswärtigen Bolitif jeit dem Frieden als 
ihre Aufgabe betradtet, diejenigen Empfindungen, die in 
Deutihland und außerhalb Deutſchlands in Europa durch die 
neue Ordnung der Dinge verlegt find, nah Kräften zu ver- 
jöhnen. Wie viel diefe Verſöhnung, im Geld ausgedrüdt, werth ıft, kann 
Niemand jagen, eben jo wenig ob fie vollfommen erreicht wird. Wenn 
aber mit Bezug auf die, welche fich in der Provinz Hannover und außer- 
balb derjelben für das Schidjal der Welfiſchen Dynaftie interefjiren, jener 
Zweck nur annähernd erreicht wird, dann halte ich den Preis, den wir 
zahlen, für einen wohlfeilen. Wenn mit diefer Abfindung auch nur ein 
erheblicher Fortichritt in der Verjöhnung erreicht wird, dann hätte ich, 
meine Herren, ag mehr bemilligt, als das, was wir Ihnen hier vorlegen, 
und wenn der Handel neu zu mahen wäre, jo gebe ih Ihnen 
mein Wort, ih bemwillige, wenn ich nicht anders die Unterſchrift 
des Königs Georg erreichen könnte, dasſelbe, ja noch 10 Mil- 
lionen mehr, wenn es auf mid allein anfäme Es fann die 
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Wertbihägung darüber eine jehr verjchiedene fein; Sie find weniger im 
Stande, diejelbe richtig zu machen, als ich, weil Sie den Zuſammenhang 
der Politik weniger zu überſehen vermögen, weil Sie die ganze Sache 
nicht ſo intim mit durchgelebt haben als ich, und weil Sie das, was mit 
dieſer Sache im Zuſammenhange ſteht, über andere Dinge, über eine 
dreimonatliche Budgetberathung und dergl. vergeſſen haben, während es 
mir tiefer ind Gedachtniß gegangen iſt. 

Ich kann die Politik nur fo mahen, wie ich fie verftebe 
und mie ih jie in ihrer Geſammtheit verftebe; ih kann mir 
nicht einzelne Theile berausgreifen und fagen lafjen: bier ift 
die Regierung von aller Weisheit verlaffen geweſen, dies kann nicht jein, 
alle8 Andere acceptiren wir, dies aber nicht. 

Es ift ja möglih, daß mir, nachdem in Bezug auf dad Jahr 1866 
die Einfiht der Regierung vielleiht über Gebühr gerühmt worden ift, 
jest plöglih von einer geiftigen Berblendung befallen und einfichtäloje 
Verſchwender "geworden find, die nicht willen, was fie thun, die die Schäge 
des Landes mit vollen Händen zum Fenſter hinauswerfen. Aber ich 
frage Sie, fieht der Herr Finanzminiſter (v. d. Heydt) jo aus, wie einer 
von diejer Gattung? 

Ih meine, daß ich ſchon öffentliche Bemeife davon gegeben habe, 
wie ich mich im —— Geſchäften, als dieſes iſt, nie in dem Maße 
babe fortreißen laſſen, daß ich die Berechnungen, das Augenmaß, voll 
ftändig verloren hätte. Es wäre möglich, daß ich hier von Uebereilung 
angewandelt wäre, ich kann jie aber bisher noch nicht erfennen. Ich 
wiederhole, ih würde das Gejchäft neu machen, wenn es heut zu machen 
wäre. Iſt es Ihnen aber mit der Migbilligung Eruft, dann bitte id 
Sie dringend, haben Sie aud den Muth Ihrer Meinung, verwerfen Sie 
die Sache einfah; Sie werden die Regierung conftitutioneller finden, als 
Sie vielleicht vorausfegen. Es ift natürlich, daß nach einem ſolchem Vo— 
tum, nachdem diejenige Regierung, welche diefen Vertrag abgejchloffen 
und die Unterjhrift des Königs dazu erbeten hat, von der Landesvertre— 
tung im Stiche gelafjen worden it, dieje Regierung die Geſchäfte 
niht fortjegen fann. Diejenigen, welche die Maßregel für unrichtig 
halten, und deshalb die Politif der Regierung verwerfen, werden in der 
Nothwendigkeit jein, ihrerfeit3 zu verfuhen — und ich will das Meinige 
dazu thun, daß e3 dd — mie die Geſchäfte fih ohne den hannd— 
verjchen Vertrag en: ie werden dann volle Gelegenheit haben, den 
Vertrag aus der Welt zu jchaffen und neue Leute, neue Grundjäge werden 
freie Bahn haben! Dann will ich nach ſechs Monaten wiedertommen und 
fragen, ob ih Recht gehabt habe; alsdann werden fie alle diejenigen 
Gründe erkannt haben, die zum Abſchluß des Vertrages bejtimmten. So 
lange Sie aber nicht in voller Kenntniß der Dinge und aus eigener Ers 
fahrung jprechen, *beurtheilen Sie uns mit weniger Härte, rufen Sie nicht 
den ohnehin erregten Sinn der Nothleidenden gegen uns auf, und ziehen 
Sie hier nicht Dinge hinein, die nicht dahin gehören. Wenn man die 
Staatsausgaben vergleihen will mit den Bedürfniſſen des Hungrigen, der 
frank auf dem Bett liegt und fie ihm vorrechnen will, jo fann man nur 
den Zwed haben, jede Bnatliche Ordnung zu lodern; einen anderen Zwed 
fann ich nicht entdeden. 
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Die Abfindung und die Thronentjagung des 
Königs Georz. 

Auf die Aeußerung eined Redners: er würde für die 
Abfindung ftimmen, wenn der König von Hannover über: 
haupt einen Rechtsanſpruch hätte. 


Nun, der König Georg glaubt feinerjeit3 einen Rechtsanſpruch, 
und zwar auf die Krone Hannover zu haben; er glaubt ihn zu haben, 
denn meiner Ueberzeugung nad hat er ihm mit diefem Abkommen entjagt 
und zwar mit vollem Bewußtjein. Er konnte von feinem Gegner Preußen 
unter Umftänden gar nicht nehmen, dann war er meiner Es 
nah als Prätendent am gefährlichften — ein armer Prätendent ift 
meiner Anfiht nach gefährlicher, als ein reicher, ein reicher 
bat noch nie jeine Anſprüche durhgejegt, ein armer, der mit 
jeinen Genofjen nichts zu verlieren hatte, wagt mehr, und hat 
jie deshalb mitunter durchgeſetzt, — oder König Georg konnte 
von Preußen genau die Summe nehmen, über die er früher verfügt hatte; 
er konnte fi jagen, diefe Summe kann ich annehmen, ohne mir den Bors 
wurf zu machen, daß ich von meinem Rechte laffe, objchon jeine Pofition 
auch dann jchon jehr viel zweifelhafter wurde. Sobald er aber, wie die 
Herren allerjeit3 behaupten, mehr nahm, als ihm zujtand, entjagte er, 
denn für dieſes Mehr muß es ein Gegengewicht geben. Der Gedante 
eines Geſchenks, welches der König Georg von dem Könige von Preußen 
annähme, ift ein unmöglicher und unzuläffiger, in ſolchen Berhältnijjen 
giebt man weder, noch empfängt man Geſchenke, die aus einem Ueberfluſſe 
inneren gegenjeitigen Wohlwollens entjprängen. 

E3 mag aljo von Seiten des Königs Georg dagegen ge— 

jagt werden, was da wolle, er habe nicht entjagt, e3 mag dieje 
Ueberzeugung von jeıner Umgebung aud forgfältig in ihm er- 
— und gepflegt werden, weil ſonſt König Georg wahr— 
cheinlich nicht unterſchrieben hätte — das iſt vollkommen 
gleichgültig. Es kommt nicht darauf an, was der König Georg 
perſönlich daruber dentt. König Georg hatte die Wahl, in 
einer Lage, die dann vielleiht ein fomparatived Darben ge- 
wejen wäre, eine beftimmte Zeit, vielleicht viele Jahre zu 
verharren, oder durch diejes Abkommen mit Preußen jeine 
Lage jojort zu erleihtern. Er hat das Legtere vorgezogen, 
weil ihm die Ungemwißheit der Zeit, während welder er viel- 
leiht zu warten gehabt haben würde, dieje Wahl vorzüglidher 
erjheinen ließ; er bat jie getroffen unter dem Drud der 
Drohung, wir würden jonft die Angelegenheit an den Yandtag 
bringen und jie mit dem verhandeln. Wir waren aljo in der 
angenehmen Situation, die freiwillige Unterihrift des Kö— 
nigö Georg zu erlangen. y glaube = nicht, daß die drei Par- 
teien, der König Georg, die Königlihe Staatöregierung und dieſes 
hohe Haus, ſich über die Summe jo raſch, wie der Abihlup wünſchens⸗ 
werth war, verſtändigt haben würden. 

Ob ein Rechtsanſpruch des Königs Georg überhaupt vorliegt, 
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dieje Frage — ih muß aufrichtig geftehen, es ift vielleicht ein Ew Un⸗ 
recht von mir — habe ich mir nie geſtellt. Ich habe mich blos daran 
ehalten, welche politifhen Vortheile gehen aus dem Abkommen 
für die Gejammtlage der Politif? Zum großen Theile (mie 
ich zugebe) nicht nur folche, die fich nicht beftimmt fchägen laſſen, ſondern 
ich rechne das zu den Jmponderabilien in der Politif, zu den Dingen, 
deren Einflüffe unberechenbar, aber oft mächtiger find, al3 die der Heere 
und der Gelder. Es it hier ſchon angedeutet worden, daß folche Entja- 
gungen häufig wenig Werth haben; nehmen Sie an, daß jolche Entjagung 
auf die Krone auch ausdrüdlich in dem Aktenftüde ftände, fehr viel mehr 
Werth hätte dafjelbe darum doch nicht, der König Georg würde dennod, 
wenn er glaubt, Bundesgenofjen in hinreichender Anzahl zu finden, und 
die Gelegenheit günftig wäre, diefe Abmachung als erzmungen und er 
ſchlichen anſehen und fih daran nicht gebunden erachten und fie einfad 
breden. Dagegen die Befeftigung der politijhen Lage, die wir 
aus joldem Abfommen für und Hannover gegenüber, Europa 
egenüber, der Umgebung des Königs Georg gegemüber 
herleiten, haben wir durh dieſes Ablommen in vollem 

tape. 
(Die Verträge wurden jchließlih mit 254 gegen 113 
Stimmen genehmigt.) 


Der Hannoverjce Provinzialfonds. 


(Vorlage wegen Ueberweilung der Beftände biöheriger 
bannoverjher Fonds an die Provinzialftände Hannovers 
zur Verwendung für beftimmte provinzielle Zwecke.) 


4. Februar. Rede ded Grafen v. Bismard bei der Berathung 
im Abgeordnetenhaufe (nady dem Abgeordneten v. Binde). 


(Gründe der Billigfeit und Einlöfung einer er- 
theilten Zufage. Decentralifation. Zufage auf 
für die übrigen Provinzen. Intereſſe der preußi- 
hen Gejammtpolitif.) 


Hätte die Regierung die Befürdtung gehegt, daß ihre Vorlage hier 
heute fcheitern könnte, dann wäre es ein Fehler gewejen, die abjchlägige 
Antwort den Hannoveranern nicht jchon im September zu geben, dann 
hätte fie nicht durch Zufagen Hoffnungen erregen follen, die Monate 
lang gemirft haben und die fie jet nicht zu erfüllen vermag. Wenn die 
Staat3regierung damals von ihrem Rechte der Ablehnung keinen Gebraud 
gemacht hat, jo ift fie dabei von zwei Rückſichten geleitet worden, durd 
die fie in der Page zu jein meinte, der Provinz eine Zujage zu 
geben, auf deren Auslöjung durch den Landtag fie allerdings 
glaubte rvehnen zu können, und worin fie fi aud, wie ich nod 
heute hoffe, nicht getäufcht hat. 

Die eine Rüdficht beftand in dem Wunjche, der Provinz den Ueber- 
gang aus den alten gewohnten Zuftänden zu erleichtern, Billigfeits- 
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rädfichten walten zu laſſen; die andere, welche perſönlich auf mich von 
Einfluß gewejen, war die, auf diefe Weile eine größere Selbftver- 
waltung der Provinz, als fie bisher im preußiichen Budget gefunden 
wurde, anzubahnen und, um auch in den übrigen Provinzen zur Selbit- 
verwaltung überzugehen, an diefen heffifchen und hannoverfchen Vorgang 
meitere Vorlagen im nächften Jahre zu knüpfen. 

In Bezug auf den erften Punkt erlaube ich mir zu bemerfen, daß 
und zunächſt maßgebend war der Wunjch unjerer Freunde in jener 
Provinz, derjenigen, die fich aufrichtig an uns angejchloffen, und die 
Welfiſchen Schiffe hinter fi verbrannt hatten, derjenigen, auf 
deren kräftige Unterftügung wir um jo ficherer rechnen fonnten, als fie 
ich zu Gunften Preußens und des deutjchen VBaterlandes jo entjchieden 
fompromittirt hatten, daß eine Rückkehr in die alten Zuftände für fie fait 
nachtheiliger geweſen wäre, als für den preußifchen Staat. Dieſe gaben 
uns die Zuficherung, daß eine derartige Einrichtung auch mit den preußtichen 
Intereſſen übereinftimme, und wir haben ein großes Maaß von Vertrauen 
auf das Urtheil diefer Männer gelegt, nachdem fie und durd das, mas 
ıh joeben „das Berbrennen ihrer Welfiihen Schiffe“ genannt habe, ich 
verbürgt hatten. Wir find demgemäß auf den Wunſch des Provinzial: 
Landtages eingegangen, aus Billigkeitsrüdfichten, denen jede Politik Rech— 
nung tragen muß, unter denen allerdings obenanjtehend die Vermögens— 
verhältnifje des Königreich Hannover waren. Nach der Weberficht der 
bannoverjchen Etats von 1864 und 65 belief fih das Vermögen der 
hannoverjchen Regierung in damaliger Zeit in Geftalt des Domanialfonds auf 
19 Millionen, in Geftalt des Klofterfonds auf 15 Millionen, zufammen 
34 Millionen. Dazu find vorhin die Eifenbahnen mit etwa 70 Millionen 
m Anſchlag gebracht worden, macht 104 Millionen. Die Eifenbahnen find 
aber mehr werth; jie ergaben im vorigen Fahre 7,400,000 Thlr. Brutto- 
ertrag und ihr Nettoertrag belief fi auf 2,800,000 Thlr. Außerdem 
beliefen fich die Revenüen des Königreichs Hannover aus den Forften, 
Bergwerfen und Domainen zufammen auf 5,294,000 Thlr. Wenn die 
Herren einen ungefähren Ueberjchlag machen wollen, mas diefe Beträge 
tapitalijirt ergeben würden, wenn auch nur zu 4 Prozent, jo werden de 
auf eine Summe von 300 Millionen fommen; wollte ich die Bruttoerträge 
zu Grunde legen, fo ergäbe fich ein Kapital von 400 Millionen und mehr. 

Der Hannoveraner konnte ji alſo jagen, daf er aus einer 
recht behaglihen pekuniären Lage in eine jchwierigere über- 
ginge, und er durfte an eine billig denfende Regierung den 
in Me erheben, daß ihm diejer Uebergang erleichtert werde. 
Erſchwert wurde er zunächft durch eine erhebliche Vermehrung der Steuern, 
weil man in bier diefe höheren Einkünfte den — 
eben nicht mehr zu Gute rechnete. Dieſe Thatſache erhöht die Mahnung 
für die Regierung, dem weniger urtheilsfähigen oder weniger wohlwollen— 
den Hannoveraner zu Hilfe zu fommen, wenn er über die neuen Verhält— 
niffe murrt, wenn er jagt, der Staatdwagen wird mit unferem Fette ge— 
ſchmiert. Man jagt nun, anjcheinend mit Recht: ja die Hannoveraner 
baben lange Zeit dc auf die faule Seite gelegt, fie haben nicht das Nö— 
tbige gethan im Intereſſe der Yandesvertheidigung, jonft würden fie diefe 
Erfparungen nicht gemacht haben. Ja, meine Herren, eine fchlechte An- 
ſtalt für die Yandesvertheidigung beftraft fi) immer felbft; dafür haben 
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fie ihre Selbftftändigkeit verloren, und fo wird e8 einem jeden Staate 
ergehen, der es an feinen Anftalten für die Pandesvertheidigung fehlen 
läßt. Wie hoch die Hannoveraner jelbft diefen Preis, diefen Werth an- 
jhlagen, das ift ihre Sache, aber ich glaube, wenn eine Nation das na 
türliche Reſultat eines ſchlechten Vertheidigungsweſens ehrlich hat über 
ſich ergehen lajjen, dann joll man ihr die nicht weiter vormwerfen. Mir 
ſchwebt die Art vor, mwie Rheinland und Weitfalen zu meinen Yebzeiten 
behandelt wurden. Wir in den alten Provinzen mwenigftens hatten immer 
den Eindrud, als ob fie die verzogenen Schoßfinder der Regierung gemeien 
wären, die auf unjere Koften erzogen und gelobt wurden. Die Rhein- 
länder, die in den 30er Jahren kein größeres Wohlmollen für 
uns hatten, als etwa jegt die Hannoveraner, find jeitdem durd 
fortgejegte gute Behandlung ebenfo gute Preußen gemorden. 

Was die Decentralijation betrifft, jo habe ich es mit Freuden be- 
grüßt, ald das Miniſterium nad) einigen Kämpfen und Schwierigfeiten hier 
zuerjt eine Breſche in das Syftem der Centralifation zu legen im Stande 
mar. Mir wurde dies jehr erleichtert durch den Vorgang in Kurbeflen, 
und die fanatijche Yiebe der Kurheſſen zu ihrem Staatsihag mar vielleicht 
der erjte Anftoß zu diefer Agitation. Der Fall lag dort genau jo wie 
der heutige bier, und feine Klage, kein Seufzer der Unzufriedenheit ift laut 
geworden, vielmehr hat die Prejje gedankt, daß die Regierung ohne An- 
jtand einen Fehler jofort wieder gut machte, nach dem engliichen Grund- 
jag, daß Männer einen Jrrthum, den fie einfehen, offen eingeftehn. Die 
Kurheſſen hatten auch nicht mehr Recht auf den Staatsjhag, als die 
Hannoveraner auf den Provinzialionds. Gleihmohl wünſcht ſich die Re 
gierung ug Glück dazu, daß fie auf das Verlangen der Kurheſſen einge 
gangen iſt. 

Ih mwiederhole die Zuiage, die ich in der Kommiffion gegeben, daß 
es die Abjicht jämmtliher Staat8-Minifter, die von Sr. Ma— 
jeftät dem Könige gebilligte Abjicht ift, im nächſten Budget auf 
diejem Wege weiter zu gehen und für ſämmtliche Provinzen 
Borlagen dahin zu mahen, jeder Provinz einen Theil des 
Budgets zur Selbftverwaltung zu übermeifen, allerdings in Aus— 
gabe und Einnahme. Wäre das nicht eine Abficht geweſen, die wir gehabt 
(ıh perjönlih feit Jahren), jo wären wir nicht jo entgegenfommend ge 
mejen. Sollte nun dieje Vorlage, diejer erfte Berfuch zur Decentralifation, 
jcheitern, jo kann daS feine andere Wirkung haben, als daß die Regierung 
in hohem Grade entmuthigt wird, und ich weiß nicht, ob fie auf dielem 
Wege wird fortgehen können. 

Iſt denn die Bevorzugung einer Provinz etwas jo Unerhörtes? Haben 
wir nicht 40 Millionen Ar Eijenbahnen in einer Provinz votirt, zwar 
nicht direft zur Bekämpfung des Iehigen Notbftandes, aber doch fünf 
tiger Nothftände? Werden mir nicht bereit jein, für diefe Provinz noch 
mehr zu leiften? Haben mir nicht für Pommern aus der Staatslaſſe 
einen jährlichen Zuſchuß geleiftet, um feine Bahnen zu garantiren? Es 
ift aber dankend anzuerkennen, daß unjer Staat fich nicht immer auf bie 
Goldwaage ftellt: „was dem einen recht ift, ift dem andern billig,“ em 
gutes Erbtheil des väterlichen Staates. Die Provinz Hannover zu be 
jtechen, ihre Anhänglichkeit zu erfaufen, war die Abjicht der Regierung 
nicht, wohl aber fie durd die Rüdficht auf ihren Entwidelungsgang zu 
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gewinnen, fo daß auch der weniger Urtheilsfähige jagt: es geht uns nicht 
ſchlechter; man behandelt ung wohlwollend. Wir wollen Vertrauen 
zeigen und weden; wir wollen gut madhen, was zornige Reden 
an diefer Stelle vielleicht (hlest gemadt haben. Bir hatten 
freilich gehofft, daß die hannoverſchen Abgeordneten frei von der Wirkung 
eines glücklich beendigten Konflift8 eine mehr vermittelnde Stellung ein- 
nehmen würden und haben mit Bedauern gefehen, daß fie fich fehr raſch 
md tief in dem biefigen Parteileben gefärbt und auf das Zujammen- 
ghen mit der Regierung nicht den Werth gelegt haben, mie ich glaubte. 

ber das ift bier volljtändig gleichgiltig. Die Regierung hält an 
der Borlage im Intereſſe der gefammten preußifchen Politik 
feft; fie würde fie für nüglih und nothwendig halten, jelbft 
wenn fämmtliche hannoverfhe Abgeordnete wie ein Mann jo 
oppofitionell ftimmen follten, als wenn fie in der preußiſchen 
Refidenz gewählt wären. 


5. Februar. Weitere Erflärungen des Grafen Bismard im Laufe 
der Berathung im Abgeordnetenhauje. 


J. 
Ueber Selbſtverwaltung und Büreaukratie, — 
(nach dem Abg. von Kardorff). 


— — Es iſt eine zweifelloſe Thatſache, daß im Schooße des Mini- 
ſteriums eine Meinungsverſchiedenheit über dieſe Frage nicht herrſcht, daß 
wir Alle darüber einig ſind, die Decentraliſation in dem Maße, wie ich 
es geſtern charakteriſirt habe, zu erſtreben. — — 

Darüber iſt das Staatsminiſterium in ſich einig, daß ein 
Zuftand fobald als möglih aufhören müffe, in melden über 
jeden Zaun, über jede Brüdenbohle dur fünf Inſtanzen bis 
nah Berlin gegangen wird, und daß jchlieglich die beiden äußerften 
Pole, die Bezirks-Gendarmen und die geheimräthlichen Kreiſe des Miniſte— 
riums, die eigentlich Entjcheidenden in jeder einzelnen Sade find. Solchem 
Zuftande Abhilfe zu jchaffen, diefe Aufgabe verftehen wir unter Decentrali- 
fation. Wie mir he ausführen können und werden, wollen wir mit Ihnen 
gerne berathen und feinem Wunfch, feiner Belehrung unzugänglich jein. 


I. 
Pläne zur anderweitigen Gruppirung der neuen 
Landestheile, — (nah dem Abgeordneten Waldeck). 


— — Ich hatte urſprünglich die Abſicht, die Eintheilung der Provinz 
mehr in Einklang zu bringen mit den alten Stammesverhältnifien, mit 
den alten Reichsfreifen. Ich hatte den Gedanken verfolgt, zunächſt die 
rhein»fränfifchen Theile der jegigen Provinz Heffen-Raflau, aljo etwa 
Naſſau und Hanau, vielleiht auch Fulda mit der Aheinprovinz zu ver- 
binden, zu einer Provinz Aheinfranten; den übrigen Theil von Heſſen 
daran zu erinnern, daß Helfen früher Weftthüringen war und Marburg 
neben der Wartburg die Hauptſchlöſſer von Thüringen, und eine Provinz 
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Thüringen zu fchaffen, welche die in dem preußiichen Beſitz befindlichen 
Beftandtheile diejes uralten Stammlandes in fich begriff, aljo dem bei 
weitem größeren Theil der Provinz Sachſen bis gegen Wittenberg bin; 
demnächſt auch etwa die füdliche göttingifche Enklave von Hannover, ferner 
die alten Theile des weſtfäliſchen Reichskreiſes, Osnabrück und Ditfrie- 
land wieder zu Weftfalen zu weiſen, und dann eine Provinz Niederſachſen 
unter Zufügung des alten niederfächfiichen Landes Magdeburg herzuftellen. 
Dieſes — ich nenne e3 ein Ideal — hat ſich nicht verwirklicht; es 
jcheiterte vielleicht an dem Mangel an Zeit, an dem Mangel an Arbeit: 
fräften. Es liegt auf der Hand, daß, wenn ſolche Veränderungen in der 
Provinzial» Eintheilung ftattfinden follten, die jhon mit Mühe umvoll 
fommen und eilig übermältigten Geſchäfte gar nicht mit dem jegigen 
Räderwerk und mit dem jeßigen Perjonal hätten übermältigt werden 
fünnen. Es ijt gearbeitet worden von allen Seiten foviel man fonnte, 
vielleicht unvollfommen, vielleicht nicht immer gefchikt, aber wir müſſen 
mit Menfchen arbeiten, wie wir fie haben, wir können fie und nicht 
machen. 

Und vielleiht hätten mich diefe Hinderniffe noch nicht abgejchredt, 
fondern auf einen Zmwilchenzuftand geleitet; aber ein Widerftand, der ftärter 
durchſchlug, war ein folcher, der jonft von der Fortjchrittspartei ſehr hoch 
angefchlagen wurde, ‘ch erinnere mich, daß, wenn von dem Schidjal 
Schleswig Holfteins die Rede war, immer entgegengehalten wurde: das 
Bolt jole felbit über fein Schiefal beftimmen, man jolle die Stände be 
rufen, man jolle die Stände fragen. Genau nach diejem Rezept der 
Fortichrittspartei find wir in Hannover verfahren und werden darum nicht 
minder getadelt. Es erhob fi von Kurheſſen ein Widerfpruch dagegen, 
das dortige Staat3mwefen zerfegen zu laffen. Sie wünjchten zujammen 
zu bleiben unter einer Provinzialverfalfung, die fich der alten Landes— 
verfaffung nah Möglichkeit annäherte.e Ste wollten Hanau und Fulda 
nicht fahren laſſen. &a war jogar in Naffau eine Abneigung vorhanden, 
fih auch nur im Großen und Ganzen der Aheinprovinz anzujchliegen, 
ein ganz beftimmter Widerfpruch aber machte ſich unter den hannoverjchen 
Bertrauensmännern und auf dem hannoverjhen Provinzial Pandtage 
gegen jede Zerlegung der Provinz Hannover geltend. In Osnabrüd war 
man, jopiel mir zu Obren gekommen ift, ziemlich einjtimmig gegen jede 
Abtrennung von der Provinz Hannover. In Oftfriesland allerdings find 
die Stimmen zwiefpältig darüber. Es fcheint mir, al3 ob die drei großen 

andelsftädte mehr der Zulegung zu Weftfalen geneigt waren, die länd- 
lihe Bevölferung aber mehr an Hannover fefthalten wollte. Diefe & 
fahrung und diefe Abneigung der Betheiligten jelbit und namentlich aud 
der Dftfriefen hat mich entmuthigt in der Verfolgung meines Planes; die 
Sade hat ſich dann fo entwidelt, mie fie jegt ift, umd ich glaube Faum, 
daß fie jih rüdgängig machen läßt. Es waren aud dort die Sonder: 
Intereſſen mächtiger, als die provinziellen Interejjen, um 
ſelbſt mädtiger faft, als die ftaatlihen.“ 
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Ueber die Stellung der fonjervativen Partei 
zur Regierung. 

(Bon fonfervativer Seite war in der Kommilfion leb- 
after Widerjprud gegen die Vorlage erhoben und Seitens 
der Abgeordneten von Dieft und von Brauchitſch ein 
Antrag Behufs wejentliher Abänderung des Entwurfs 
geitellt). 


Ich will noch eine Bemerkung an diejenigen Fractionen richten, die 
fi die Unterftügung der Königlichen Staatsregierung zur Aufgabe ge- 
ftelt haben. Es ift hier unter Anderen ein erhebliches Gewicht auf die 
Stimmung im den Wahlkreifen der öftlihen Provinzen gelegt, die durch 
dieſes —* weſentlich berührt ſein würde. Ich kann dieſes Urtheil und 
dieſe Vorausſicht doch nicht unterſchreiben; ich finde in der Vergangenheit 
einen Beweis dagegen. Der Vorgang mit Kurheſſen (die Bewilligung 
des kurheſſiſchen Staatsfcages für Zwede der Provinz) war vollftändig 
befannt und öffentlich, ehe die Wahlen ftattfanden; die Zufage der König- 
lihen Staat3regierung an die Provinzialftände Hannovers aus dem Monat 
September war eine durchaus öffentliche und allfeitig befannt, ehe die 
Bahlen jtattfanden. Nun ift mir nicht zu Obren gefommen, daß in irgend 
einem Wahlfreife auch nur irgend ein Kandidat darüber gefragt worden 
wäre, wie er über dieje etwa unbillige Zumuthung an die alten Geopinsen 
dächte, daß irgend Jemand es für nüglich gefunden hätte, die Ablehnung 
diefer Vorlage in Ausfiht zu ftellen, oder etwa in einem der der Res 
ierung vertrauenden Kreife zu jagen: ich werde in allen Stüden mit der 

egierung gehen; indeſſen kann ıch es nicht in diefem Punkte. Es ift 
damals, obſchon die Sache vollitändig öffentlich geworden und doch min» 
deftens in denjenigen greifen, aus welchen die Abgeordneten hervorgingen, 
allgemein befannt war, Niemand eingefallen, dieſes als einen bei den 
Bahlen in Betracht fommenden Punkt zu benugen. Bielmehr haben 
die Kandidaten der in Rede ftehenden Partei bei der Be- 
werbung um ihr Mandat lediglich die Unterftügung der König- 
lihen Staat3regierung, namentlih in allen Fragen, auf 
melde die Regierung Bewigt legt, in Ausfiht geftellt.e Es 
fann das allerdings nicht jo gemeint fein, daß die Herren in grundfäß- 
lihen Fragen, wenn da die Abficht der Regierung ihren Grundfägen, 
die fonft ihnen eigen find, großen politifchen Prinzipien, widerfprechen 
follte, fih auch da blindlings der Regierung überlafjen follen; aber es 
wird —— ſoviel heißen, daß in Anbetracht einer bedeutenden po— 
litiſchen Maßregel der Königlichen Staatsregierung, die vor den Wahlen 
öffentlich bekannt geweſen iſt, die Zuſage der Unterſtützung der Regierung 
die Unterſtützung dieſer Maßregel mit einbegreift, und daß wir ein 
Recht zu haben glaubten, in dieſer Frage auf die Unterſtützung 
der fonfervativen Partei, als derjenigen Partei, deren Grund— 
lage vorzugsweiſe das Vertrauen zur jetzigen Regierung ge— 
weſen iſt, ganz unbedingt zu zählen. 

Meine Herren, es iſt eine conſtitutionelle Regierung nicht 
möglich, wenn die Regierung nicht auf eine der größeren Parteien 

Furſt Bismard. 48 
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mit voller Sicherheit zählen kann, aud) in ſolchen Einzelheiten, die 
der Partei vieleicht nicht durchweg gefallen; — wenn nicht diefe Partei 
den Ueberfchlag ihrer Rechnung dahin zieht: wir gehen im Großen und 
Ganzen mit der Regierung; wir finden zwar, daß fie ab umd zu eine 
Thorheit begeht, aber doc immer noch weniger Thorheiten machte, al ans 
nehmbare Maßregeln; um desmillen wollen wir ihr die Einzelheiten zu 
Gute halten. Hat eine Regierung nicht wenigftens Eine Partei 
im Lande, die auf ihre Auffafjungen und Richtungen in diefer 
Art eingeht, dann ift ihr das conftitutionelle Regiment un: 
möglid, dann muß fie gegen die Eonftitution arbeiten; fie 
muß fih eine Mehrheit fünftlih ſchaffen oder vorübergehend 
u erwerben fuhen. Sie verfällt dann in die Schmwäde der 
oalitions-Minifterien und ihre Politik gerät in Schwan» 
fungen, die für das Staatsweſen und namentlid für das fon» 
fervative Prinzip von höchſt nadhtheiliger Wirkung find. 


Majoritätsregierung oder Konflikt? 
(Gegen den Abgeordneten von Brauchitſch.) 


„Der Herr Abgeordnete jcheint mich jo verftanden zu haben, ala 
hätte ich gejagt: Ich erwarte und fordere von der Fonfervativen Partei, 
daß fie unbedingt der Regierung folge. ch habe in meiner Rede 
ausdrüdli bemerkt, ih verlange das nicht, ich kann es nicht ver: 
langen, wo große Grundfäge fich Icheiden und mo die Regierung von den 
roßen Prinzipien, auf denen die Stellung der fonjervativen Partei beruht, 
8 entfernen ſollte. Ferner iſt es etwas anderes, wenn es ſich um 
Dinge handelt, wo nicht eine vollbrachte Thatſache vorhanden iſt; aber 
mo die Regierung Verbindlichleiten eingegangen hat, wo die Sache bereits 
eingeleitet ıft, mo fie vor der Wahl bereitS eingeleitet war, da habe ich, 
In lange ich auf jenen Bänfen der fonjervativen Partei faß, niemals der 

egierung Berlegenheiten du bereiten geſucht. Faft für jede Sache laffen 
fi) zwei, drei Wege einfchlagen — viele Wege führen nah Rom. Welcher 
Weg der richtige, welcher der fehlerhafte ift, entjcheidet die Zukunft, viel- 
leicht wenn wir alle nicht mehr leben; aber der Weg, auf dem eine 
Regierung zu Grunde geht, tft der, wenn fie bald dies, bald 
jenes thut; wenn fie 47 etwas zujagt, und dies morgen 
nicht mehr befolgt. Eine Regierung muß nicht ſchwanken; 
bat fie ihren Weg gewählt, jo muß fie, ohne nad rechts oder 
links zu ſehen, vorwärts gehen; fommt fie ins Schwanten, 
no fie ſchwach, und darunter leidet das ganze Staat$- 
wejen. 

Der Herr Abgeordnete hat davon geſprochen, unter welchen Aus— 
fihten die Herren gewählt worden und mozu fie gewählt worden. Ich 
fann das nicht unterfuchen. Ich kann nicht in die Seele der Bi 
ſehen; aber hätten wir dieſe fonjervative Majorität heute hier, im Ber: 
gleich zu der fonjervativen Minorität, welche vor zwei Jahren hier war, 
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wenn dieje Regierung nicht am Ruder geftanden hätte? Wie viele von 
Ihnen wären dann gewählt? Wenn die Regierung gejagt hätte: diefe 
Herren wünſchen wir nicht, dev und der geht uns zu meit rechts, der ift 
uns zu fonjervativ, — hätten wir das erflärt, mo wäre die Majorität? 

Der Herr Abgeordnete hat, wie ich vernehme, ferner gejagt: — die 
fonjervative Partei hätte diefem Miniftertum viel geopfert. Ich bedaure, 
dag er dies nicht näher angegeben hat, denn ich wäre in der That neu— 
gierig, zu hören, was fie denn geopfert hat. Das Einzige von ihm Ans 
— iſt, daß Sie das Klaſſenwahlſyſtem aufgegeben haben, dieſes im 

runde unbaltbare Syftem, nad welchem wir hier gewählt find, nad 
dem wir deshalb gewählt find, weil es verfaffungsmäßig ift und weil wir 
fein anderes haben, welches aber in feinen Folgen noch Niemand zu ver: 
theidigen gejucht hat und noch Niemand als ein konſervatives Wahlſyſtem 
binzuftellen gejucht hat. Ich will von den Refultaten nicht fprechen, fie 
find Zufällen unterworfen; aber die Refultate find die, daß die konſer— 
vative Partei dem wenigſtens vergleichsweije verftändigeren allgemeinen 
Wahlreht etwas zu verdanken und nicht? dadurch verloren hat. 

Und hätte jie dem Minifterium ein Opfer gebracht — ich will nicht 
von Opfern ſprechen, die das Miniſterium dem Lande gebracht hat, denn 
wir ſind ſie dem Lande ſchuldig, aber, meine Herren, dafür zeigen wir 
Ihnen die weiten neuen Provinzen auf, dafür zeigen wir 
Ihnen das befeſtigte Königthum auf, wir zeigen Ihnen das 
vereinigte Deutſchland auf, wenn Sie darnach mit uns abrechnen 
wollen, , werden Sie uns ſtark im Bortheil finden. 

Wir famen zur Regierung im Jahre 1862. Ich weiß nicht, ob 
Jemand unter Ihnen von Hauje aus geglaubt hat, daß wir die Saden 
u einem günftigen Ende führen würden. Aber hat fi außer uns hier 
——— gefunden, der bereit war, ſie durchzuführen? Was trat dann 
ein, wenn wir nicht den Muth gehabt hätten, die Miniſterſtellen zu über: 
nehmen, hier drei Jahre lang alleinftehend mit elf Konfjerva- 
tiven verjhmäht, verfegert, angefeindet auszuhalten? Das 
aber vergißt man ſehr raſch. Denken Sie fi, daß im Herbſt 1862 
diejenigen Umftände eintraten, die umvermeidlich waren, wenn id) einfach 
im September zu Sr. Majeftät dem Könige nein ftatt ja jagte! ch 
wiederhole: wollen wir conftitutionell regieren, jo bedürfen wir einer Ma- 
jorität; verweigern die Herren, die vorzugsmeife gewählt find, mit uns 
zu geben, diete Regierung halten zu helfen, verweigern fie uns ihre 
Stimmen, jo müfjen wir eine andere Majorität zu enden fuhen, und 
finden wir fie nicht, was kommt dann heraus? Daß die Regierung ge= 
nöthigt iſt, ſich auf mehrere verfchiedene Parteien zu ftügen, mit denen 
fie innerlich nicht fo einig ift, wie fie e8 mit der fonfervativen Partei zu 
jein glaubte; daraus jolgen alle die Schwächen eines Eoalitionsminifte- 
riums, das nicht handeln fann, weil es jeder Richtung Rechnung tragen 
muß, bald der einen, bald der anderen, und nicht von der Stelle kann. 

Wollen Sie diefe Schwankungen über den Staat ver- 
hängen? Ich kann nicht erwarten, daß Sie von mir verlangen werden, 
und von dem jegigen Minifterium verlangen, daß, wenn Sie uns die 
Majorität verfagen, wir nichtSdeftoweniger fortfahren jollen, alle Unan- 
nehmlichfeiten der Stellung zu tragen, ohne nad Abhülfe zu juchen; daß 
wir und zum Organ einer einzelnen Fraction, einer einzelnen Partei 
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maden und es darauf anfommen lafjen, ob die ganze für daß Land bes 
drohliche Lage des Konflikts ſich im diefer ſchwierigen Zeit erneuern foll 
oder nicht. 

Daß ich den Konflikt nicht fürdte — meine Herren, id) habe 
ihm ehrlich die Stirn gezeigt drei Jahre Hindurd, aber ihn zu 
einer bleibenden nationalen Juſtitution zu machen, ift nicht meine 
Abſicht.“ 

Auf die Bemerkung des Abgeordneten von Dieſt, daß 
die konſervative Partei es ſich zur Aufgabe mache, die Re— 
gierung zu heben und zu ſtützen, daß er aber um ſeines 
Wahlkreiſes willen nicht für den Provinzialfonds ſtimmen 
könne, erwiderte der Graf Bismarck: 

„Ih kenne dieſen Wahlkreis genau, vielleicht genauer als der Herr 
Abgeordnete, weil ich länger in demſelben angeſeſſen geweſen bin wie er, 
und ich glaube, daß man mir dort allſeitig, wenigſtens von Seiten derer, 
die für den Herrn —— geſtimmt haben, beipflichten wird, wenn 
ich behaupte, das Heben und Stützen kann mir nichts helfen, wenn es 
nicht in der Geſammtheit der Politik geſchieht. Ich kann mich nicht theil- 
weife heben und ftügen laſſen, font fomme ic aus dem Gleichgewicht. 

Die Regierung muß jo gehoben und geftügt werden, wie fie in der 
Gefammtheit vorhanden ift, und wenn der Herr Borredner ſich vor böjen 
Worten der Wähler in feinem Kreije fürchtet, wenn er nah Haufe 
fommt, jo empfehle ich ihm dafür nur das Rezept, zu jagen, er habe 
mit mir geftimmt, und ich bin ficher, man wird ihm verzeihen!“ 


6. Februar. Bei der Abjtimmung wird ein Antrag des Abg. 
von Kardorff, mit welchem ſich die Regierung einver: 
ftanden erflärt hatte, angenommen, wonad zwar nicht ein 
Kapitalfonds, wohl aber eine jährlihe Summe von 500,000 
Thlm. der Provinz Hannover überwiejen werden joll. 

Der Beihluß wird mit 197 gegen 192 Stimmen ge 
faßt, ein größerer Theil der Konjervativen ftimmt dagegen: 
bei der endgültigen Abftimmung wird der Beichluß mit 
200 gegen 169 Stimmen wiederholt. 

Gleichzeitig wurde noch der Beſchluß gefaßt: „Die Staats 
regierung aufzufordern, dem nächſten Landtage Gejepes 
Vorlagen für alle Provinzen der Monarchie zu machen: 
1) über eine die Selbjtverwaltung fürdernde Umgeftaltung 
der Gemeindes, Kreid- und Provinzial-Berfaffungen, 2) über 
Gewährung einer den näher feitzuftellenden Leiftungen jeder 
Provinz und der dadurd bewirkten Entlaftung der Staats 
fafje entiprechenden Sahred- Einnahme. 
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Februar. Graf Bismard erbittet und erhält unmittelbar nad) 
dem Ausgange der Verhandlungen im Abgeordnetenhaufe 
einen Urlaub auf unbeftimmte Zeit und begiebt ſich 
auf jeine Befigungen. Er madt davon beiden Häufern 
Mittheilung. | 


Die Regierung und die fonfervative Bartei. 
Provinzial» Eorrespondenz vom 12. Februar. 


„Die jüngften Verhandlungen im Abgeorbnetenhaufe haben eine Bedeutung 
gewonnen, welche über das eigentliche Intereffe des zumächft vorliegenden Gegen- 
ftandes weit binausreicht. 

Der Provinzialfonds für Hannover ift der Anlaß zu einer wichtigen und 
möglicherweiſe folgenreihen parlamentarifchen Berwidelung geworben: bie Stellung 
bes Minifteriums und ber konſervativen Partei, melde bisher die hauptfächliche 
Stüße besjelben im Landtage war, ift dabei zu lebhafter Erörterung gefommen. 

Die eindringlihen Borftellungen, welche ber Minifter- Präfivent Graf 
Bismard in Bezug auf die Nothwenbigkeit eines feften Anfchluffes an die Re— 
gierung behufs Bermeibung innerer Schwankungen ergeben ließ, haben einen 
tiefen Eindrud nah allen Seiten hervorgebracht; und dieſer Eindrud ift durch den 
unmittelbar darauf angelündigten Entichluß bes Minifter » Präfidenten, fih auf 
einige Zeit von den Geichäften zurüdzuziehen, noch erhöht worden. E8 ıft nicht 
zu verfennen, daß das Bedürfniß nah Erholung für den Minifter in diefem Augen- 
blid vorzugsmeife durch „bie Reibungen der Staatsmaſchine“ herbeigeführt worben 
ift, welche nach feinen neulichen Andeutungen aus ber Unficherheit unb ben 
Schwankungen der Mebrbeit im Parlament entftehen und auch die räftigfte Natur 
zu eıfchüttern geeignet find. 

Wie aber fonnte e8 gerabe bei der Frage des Provinzialfonds zu fo tief ein- 
greifenden Erörterungen kommen? 

Die Stimmführer der konfervativen Partei verfihern ausdrücklich: die Frage 
babe für das fonjervative Gewifjen feine überwiegende Bedeutung, man habe grund- 
fäglih ebenfo gut für wie gegen ben Provinzialfonds ftimmen fünnen. 

Wie hat es gefcheben fünnen, daß man e8 in einer folden grundſätzlich 
gleichgültigen Frage bis zu einem bebauerliden Konflitt mit der Regierung 

ommen ließ? 

Die ſchwere Berirrung ift augenjcheinlich dadurch entftanden, daß die Partei, 
welche fonft die Unterſtützung der Regierung nad Pflicht und Gewiſſen als eine 
ihrer Hauptaufgaben erfannte, in dieſem Falle niht gebührend berückſichtigt 
bat, welde Bedeutung bie Regierung der Frage, um die es [id 
banbelte, ibrerfeits beilegen zu müffen glaubte. 

Die Regierung bat freilih vom erften Augenblid keinen Zweifel darüber 
befteben laſſen, daß fie die Angelegenheit bes Provinzialfonds für Hannover eben 
fo wie bie der Abfindung der entthronten Fürften als ein Glied in dem Zu— 
fammenbange ihrer nationalen Politik behandelt wiffen wollte. Eben 
jo wie der Minifter- Präfident in Betreff der Ausgleihung mit den Fürften bie 
Forderung ftellte, daß man nicht ein einzelnes Etüd feiner Politit aus dem Zu— 
fammenbang berausreiße und verwerfe, während man fich den Anfchein gebe, bie 
Gejammtpolitit zu billigen, mit bemjelben Rechte legte er ſchon bei ben Bor- 
berathungen über den Provinzialfonds für Hannover den größten Werth auf bie 
politiihe Bedeutung der Sache nicht blos für bie neu erworbene Provinz, ſondern 
für den Eindrud in gan; Deutjchland. Die Regierung berief ſich ferner darauf, 
daß eine ausbrüdliche Königliche Zufage an die hannoverſchen Stände ertheit jei, 
deren Nichterfüllung den übelften Eindrud machen würde. Endlich ftand bie Frage 
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im engften Zuſammenhang mit ber laut verfünbeten Abficht der Regierung, eine 
größere Selbfiverwaltung in ben einzelnen Provinzen anzubahnen. 

Diefe Erwägungen waren unzweifelhaft jo wichtig, baß diejenige Partei, 
welche der Regierung vorzugsmweife als Stütze dienen will, fich denſelben nicht hätte 
verſchließen follen. 

Denn das konſervative Gemwiffen (wie allfeitig nerfichert wirb) mit der Be- 
willigung oder Berjagung bes Provinzialfonds an und für fih Nichts zu thun 
batte, fo war e8 um jo mehr Gewifjenspflicht einer der Regierung nabe ſtehenden 
Partei, bei ihren Entihließungen den politifhen Gründen unb Geſichtspunkten der 
Regierung volle Beachtung zu gewähren. 

Die Regierung mutbet, wie ber Minifterpräjident wiederholt 
verfidhert hat, berfonjervativen Bartei fo wenig, wieeineranderen 
Partei zu, in irgenb einer Frage ihre Grundfäße zu opfern und 
gegen ihr politijhes Gewiſſen zu handeln. Grabe weil grund- 
fäglihe und Gewifjensfragen für Die Partei eingeftandener Maaßen 
niht vorhanden, für die Regierung bagegen nad ihrer wohl— 
begründeten und Mar ausgeiprodenen Anfiht nicht blos wichtige 
politifhe Berpflihtungen, fondern grabezu bie Einlöfung einer 
im Namen bes Königs gegebenen Zufage in Frage flanden, — des— 
balb fonnte und mußte die Regierung erwarten, baf die fonjer- 
vative Bartei alle Bedenken von blos praktiſcher Bedeutung, alle 
Awedmäßigleitsgründe bereitwillig den von ber Regierung ent- 
ſchieden in ben BVordergrund geftellten höheren Rüdfichten opfern 
würde. — — 

Der bebauerliche Berlauf der Berathungen kann nicht verfeblen, auf die Ber- 
bäftnifje der fonjervativen Partei im Abgeordnetenhauſe einen erbeblihen Einfluf 
zu üben, und zwar in der Richtung, daß die Aufgabe der Partei als einer zu- 
verläffigen Stüge ber Regierung wieder Mar und entfhieden zur Anerkennung und 
Geltung gelangt. 

Aunäct aber wird das Herrenhaus in ber Frage ſelbſt, um die es ſich zu— 
nächſt handelt, wohl von Neuem Zeugniß davon ablegen, daß die fonjervative Partei 
in Preußen in allen Fällen, wo es um des Gewiſſens halber möglich ift, ber 
jegigen Regierung gern und aufrichtig ihre Unterſtützung gewährt. 

Für das Herrenhaus find jene Irrungen in Bezug auf die Bedeutung und 
die Folgen ber diesmaligen Abftimmung, welde im Abgeorbnetenhaufe einen jo be 
denflihen Einfluß übten, nicht mehr möglih: die Erflärungen und das wei— 
tere Berbalten des Minifter- Präfidenten haben nad allen Seiten 
völlige Klarheit barüber verbreitet, welche Bedeutung Die Regie- 
rung der Angelegenheit beimißt und weldhe Folgen ber Ausgang 
berfelben für die innere Parteiftellung haben muß. 

Das Herrenhaus war bei wichtigen Entſcheidungen auch fonft bereit, bie 
Gefihtspuntte und Neigungen ber Barteiftellung ben — “ einer großen 
patriotiſchen Politik unterzuordnen: das Haus wird den bannoverſchen 
Provinzialfonds ſchwerlich für einen genügenden Anlaß halten, 
um mit dem bewährten Träger einer Politik zu brechen, welche 
„die weiten neuen Provinzen, das befeſtigte Königthum, das ver— 
einigte Deutſchland“ für ſich aufzuweiſen hat.“ 


Im Herrenhauſe wurde der Verſuch, die Vorlage zu 
Falle zu bringen, zunächſt in der Kommiſſion erneuert: 
mit 7 gegen 7 Stimmen wurde die Zuftimmung zu dem 
Beſchluß ded Abgeordnetenhaufes abgelehnt, — aber ebenjo 
alle von Mitgliedern der Kommiſſion geftellten Abände- 
rungdanträge. 
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18. Februar. Im Haufe jelbit erfolgte mit großer Mehrheit die 
unveränderte Annahme. 


Der Provinzialfonds im Herrenhauje. 
Provinzial» Eorrespondenz vom 19. Februar. 


„Das Herrenhaus hat die Zuverficht, welche jüngft an biejer Stelle ausge 
ſprochen wurde, gerechtfertigt: bafjelbe bat in der Angelegenheit des Hannoverſchen 
Provinzialfonds bie Gefichtspunfte einer großen patriotifhen Politik über alle 
anderen Rüdfihten und Neigungen geftellt und ber Staatsregierung feine be» 
reitwillige und volle Unterftägung zur Durchführung ihrer Abfichten für die neue 
Provinz gewährt. j 

Babfreicher als gewöhnlich waren bie Mitglieder bes Haufes zu dieſer Be— 
ratbung berbeigelommen und von 141 Anweſenden haben 127 ihre Zuftimmung 
zu der Borlage ertheilt; nur 14 haben fich dagegen erklärt und auch biefe nicht 
gegen bie beantragte Bewilligung überhaupt, fondern theilweife nur gegen bie 
Höbe und Form berjelben. 

Die Frage, welche die politiichen Kreife unerwarteter Weije jo lebhaft er- 
regt hatte, ift jomit unter Uebereinftimmung ber Regierung und ber beiden Häufer 
des Landtages zu einer befriebigenden Löſung geführt: für bie provinziellen Be— 
bürfniffe von Hannover, infomweit biejelben früher aus allgemeinen Staatsmitteln 
befriedigt wurben, ift auch jet von Staatswegen Borforge getroffen, zwar nicht, 
wie urjprünglich beantragt war, durch Ausfonderung eines eigenthümlichen Kapitals, 
aber burch dauernde Bewilligung einer beftimmten Rente. 

So ift denn die wohlwollende Abficht des Königs für die neu erworbene 
Provinz erfüllt. 

Es ift bei ber früheren Beſprechung ber bay are mehrfach hervor⸗ 
gehoben worden, daß es ſich für die Regierung um die Erfüllung einer den han— 
noverſchen Ständen ertheilten ausdrücklichen Königlichen Zuſage handle. 

Dieſe Zuſage bezog ſich freilich (wie von anderer Geite betont wird) zu⸗ 
nächſt nur auf die Vorlegung des Geſetz-Eutwurfs an ben Landtag. Die Er- 
füllung lag nicht in der Hand ber Regierung allein; fie bing zugleih von dem 
ſelbſtſtaͤndigen und unabhängigen Ermeffen ber Landesvertretung ab. Bei der Er- 
tbeilung jener Zuſage aber hatte die Regierung von der Zuverficht ausgehen müffen, 
daß diejenigen Parteien, welche fi) die Unterftüung der Regierung, zumal in 
Fragen, J— welche dieſe ein beſonderes Gewicht legt, zur Aufgabe geſtellt haben, 
ihr auch bei der Erfüllung der durch jene Verheißung erweckten Hoffnungen be— 
reitwillig zur Seite ſtehen würden. 

In ſolchem Sinne iſt Seitens ber Regierung ſowohl, wie an dieſer Stelle, 
anf bie ertbeilte Zuſage biugewiejen worden. 

Des Königs Erwartung ift nicht getäufcht worden: nur vorlibergehende un» 
berechtigte Zweifel Über die Bedeutung ber Angelegenheit haben eine augenblidliche 
Ungewißheit Über den Ausgang berjelben erzeugen können. Nachdem dagegen ber 
Berlauf der Beratbungen im Abgeordnetenhauſe volle Klarheit über bie Abfichten 
und die Stellung der Regierung verbreitet hatte, nachdem bie Frage entſchieden 
als eine Brage des Bertrauens und der Zuftimmung zu ber Gejammtpolitif der 
Regierung erkannt war, konnte es nicht mehr zweifelhaft fein, daß die Königlichen 
Berbeifungen für Hannover bereitwillige Erfüllung Seitens der Yanbesvertretung 
finden würben. 

Die Politik, welcher nunmehr auch das Herrenbaus zugeftimmt bat, ift eine 
Politik des Wohlwollens und ber Gerechtigkeit. Der Regierung liegt gewiß bie 
Meinung und die Abficht fern, „ben PBatriotismus der Hannoveraner mit Gelb 
zu erfaufen“; wohl aber darf fie hoffen, durch Milde, Gerechtigkeit und brüber- 
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liches Entgegentommen für die neuen Provinzen bort einen Boben zu bereiten, 
auf welchem allmälig Anbänglichleit und patriotifhe Hingebung gedeihen Fönnen. 

Aber nicht blos in Hannover, nicht blos in ben jüngft gewonnenen Landes» 
theilen wird jene hochherzige Politif gewürdigt: überall in Deutihlanb und über 
deſſen Grenzen hinaus richtet fi die Beachtung und Anerkennung ber Regierung 
und ber Bölfer auf das Berfabhren Preußens in ben eroberten Provinzen. Die 
bebeutfamften Stimmen aus Süddeutſchland verfünbigen fo eben ben gewaltigen 
Eindrud, welden das Fräftige Eintreten unferer Regierung für Hannover bort ber- 
vorgebracdht hat: man fpricht es rühmenb aus, baf ein Staat, welder bie Rechte 
und bie provinzielle Selbftftändigkeit der gewonnenen Landestheile mit folcher 
Fürforge wahrt, nicht eine engberzige Eroberungspolitit, fondern eine wahrhaft 
nationale Politit befolgt und eben deshalb das Vertrauen bes deutſchen Bolles 
in vollem Maße in Anſpruch nehmen darf. Es bewährt ſich bierin, mit mie 
gutem Rechte Graf Bismard darauf hindeutete, daß dieſe hannoverjche Frage 
nur im Aufammenbange ber gefammten Politik Preußens richtig beurtheilt 
werben könne. 

Indem das Herrenhaus buch feinen jüngften Beichluß von Neuem mit 
vollſter Entichiedenheit für dieſe Politik eingetreten ift, bat baffelbe zugleich 
die Zuverficht erböht, daß die fonjervative Partei, welde der Regie» 
rung bisher mit vollem Bertrauen uub mit Hingebung gefolgt ift, 
fort unb fort ihre Aufgabe und ihre Ehre darin finden werbe, 
einer Regierung, welde fo Großes für Preußen und Deutſchland 
errungen und gejhaffen hat, zur feften Stüße zu bienen.“ 


29. Februar. Aus der Thronrede des Königs beim Schlufje 
ded Landtages. 


Durch die Bemwilligung des Provinzialfonds für Hannover haben 
Sie nit blos den Rüdfichten der Billigkeit und des Wohlwollens, von 
welchen Meine Entichliegungen den neugewonnenen Provinzen gegenüber 
— werden, Ihre Zuſtimmung ertheilt, ſondern zugleich thatſächlich 
en Boden betreten, auf welchem nach der Abſicht Meiner Regierung 
auch für alle anderen Provinzen eine erfolgreiche Selbſtverwaltung er: 
wachſen foll. 


Mit Befriedigung erfenne Ich es an, daß Sie denjenigen politifchen 
Gefihtspunften und Ermägungen beigetreten find, von welden Meine 
Regierung bei dem Abjchlufje der Ausgleihungs- Verträge mit den früheren 
Landesherren von Hannover und Naflau ausgegangen ıft. 


Sie haben dadurch auch hrerjeit3 dazu beigetragen, den neuen 
Verhältniſſen eine fefte Grundlage zu geben und ihre friedliche und ruhige 
Entmwidelung zu fichern. 

Meine Regierung ift in ihren auswärtigen zäh unausgeſetzt 
beſtrebt geweſen, ihren Einfluß für die Erhaltung und Befeſtigung des 
europäiſchen Friedens zu verwerthen, und kann Ich mit Genugthuung be— 
funden, daß dieſe Befrebungen, da fie von Seiten der auswärtigen Re- 
gierungen in freundfchaftliher und wohlwollender Gefinnung getheilt 
werden, die Bürgfchaft des Erfolges in fich tragen. Ich darf daher die 

uverfiht aussprechen, daß das Tefter begründete allgemeine Vertrauen 
ür die Entwidelung der geijtigen und materiellen Güter und des Wohl- 
ftandes der Nation die erwünfchten Früchte tragen werde. 
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König Georg von Hannover. 


19. Februar. Die hannoverſche Legion. 


Provinzial» Corresponbenz vom 19. Februar. 


„Schon zur Zeit, als bie Luremburger Frage eine Berwidelung zwiſchen 
Deutihland und Frankreich herbeizuführen drohete, Tieß König Georg in feinem 
früheren Lande Werbungen zu einer bannoverfhen Legion veranftalten, melde fih 
in Holland ſammeln und im Anfchluffe an die Franzofen gegen ihr Baterland 
marſchieren follte. 

Als fodann die Iuremburgifche Angelegenheit eine friedliche Löfung fand, 
begab ſich die in Holland gefammelte Schaar von Hannoveranern nad der Schweiz, 
wo fie in fefter militäriicher Eintheilung verblieb und aus Mitteln des Königs 
Georg fort und fort ihren Unterhalt erhielt. Durch ihr müßiges Umbertreiben und 
ihren Uebermuth erregte dieſelbe bort vielfach Aergerniß und wurbe von ber Schweizer 
Bevölkerung, jo wie von den Kantonsregierungen nicht grabe freunblich angefehen. 

Bor kurzem begab fih nun dieſe jogenannte „Hannoverſche Legion” aus ber 
Schweiz nab Franfreih, wo fie zunächſt im Elfaß unmittelbar an der deutſchen 
Grenze Aufenthalt nahm. 

So ungefährlich dies thörichte Unternehmen ift, fo mußte es Doch Befremben 
erregen, baf eine offenbar gegen Preußen gerüftete Schaar hannovericher Flücht- 
finge ihre Ueberfiebelung von ber Schweiz nad Frankreich mit Hülfe öfterreichifcher 
Päſſe bewerkitelligt hatte und daß biefelbe in Frankreich, wie es zuerft hieß, ent- 
gegenlommende Aufnahme von Seiten ber Behörden fand. 

Die franzöfiihe Regierung bat inzwijchen ibrerjeits Schritte gethan, um 
einer ſolchen Auffaffung zu begegnen: fie bat die Mannfchaften von den Offizieren 
getrennt unb die Schaar von ber beutichen Grenze entfernt. Die preußiſche Res 
gierung bat feinen Grund, ben freundlichen Abfihten Frankreichs in Bezug auf 
die weitere Behandlung der Sache zu mißtrauen. 

Was Defterreich betrifft, jo ift Seitens ber dortigen Regierung bie Ber- 
fiherung gegeben worden, baß die Päffe für bie Hannoveraner von ber öfter- 
reichiſchen Polizeibehörde ohne Wiffen der öfterreihiichen Staatsregierung ertheilt 
worben feien, was mit Bezug auf bie große Zahl ber Päſſe (500) unb bie 
unverfennbare politiihe Bebeutung ber Sache jedenfalls höchſt auffällig er- 
ſcheinen muß. 

Die Erörterungen zwijchen ber preußifchen und ber öfterreichiichen Regierung 
über dieſen Punkt find noch im Gange; es läßt fich deshalb auch noch nicht beftimmt 
angeben, ob unb inwieweit in ber Angelegenheit eine Verlegung bes Böller- 
tete ftattgefunden bat. Das aber kann wohl keinem Zweifel unterliegen, daß 
die Kortfegung ber Öfterreihen Saftfreundfhaft füreinen Fürſten, 
welcher preußiſche Untertbanen zu einem friegerijhen linter- 
nebmen gegen Preußen anwerben und ausrüften läßt, nicht gerabe 
als ein Zeichen einer freundfhaftliden Stellung zu Preußen be- 
tradtet werben fann. 

In Bezug auf das Gebahren des Könige Georg hat der Staats- Minifter 
von ber Heydt foeben im Herrenhaufe ausgeſprochen, daß, wenn bie feinblichen 
Verſuche deſſelben fortbauern, wenn der König Georg eine Stellung einnimmt, 
die mit dem Geift und Sinn des mit ibm abgejchloffenen Vertrages durchaus 
im Widerſpruch ftebt, wenn ber König Georg Mißbrauch macht von dem ihm 
gewährten Aufenthalt in Hieking, bie Regierung dann verpflichtet fein wird, das 
Bermögen des Königs Georg mit Sequefter zu belegen und feinen Thaler von 
der Rente herauszugeben, bis auch ber andere Theil eben fo ehrlich, wie wir, den 
Bertrag zu halten entfchloffen ift. 

Man darf ſich jebenfalls verfihert halten, baß unfere Regierung das In— 
terefie Preußens dem König Georg gegenüber ebenfo wie nach allen Seiten zu 
wahren wiffen wird. 
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22. Februar. Demonftrative Vorgänge am Hofhalt des 
Königs Georg zu Hiegingen bei der Feier der filbernen 
Hochzeit defjelben. 


20. Februar. Erklärung des Öfterreichiichen Kanzler von Beuft über bie Er- 
tbeilung öfterreihifher Bäffe an Welfenlegionäre auf eine Inter 
pellation in ber Reichstagsbelegation. 


Der Kanzler giebt bie Unregelmäßigkeit der Päffe zu, bie auf Fi 
eines Beauftragten bes Hieginger Hofes an eine große Anzahl nicht im Lande be- 
findliher Hannoveraner von der Polizeibirection ohne Erlaubniß der Regierung 
ertheilt und felbft auch ber Schweiz zugefchidt worden feien. Es babe das An- 
laß zu einer ſehr ernften Rüge gegeben. 

Die Borgänge in Hieking am 18. müßten als Familienfeft betrachtet werben. 
Allerdings müfjfe die Gaftfreundichaft, welche bereitwillig gewährt worden, ſich in 
gewiffen Grenzen halten. 


Beſchlagnahme des Vermögens des Königs Georg. 
2. März. Bericht ded Staatd-Minifterrumd an S. M. den König. 


„Als das Staatsminifterium die Genehmigung Em. Königlichen Ma- 
jeftät für das am 29. September v. J. mit dem König Georg V. ge 
troffene Abkommen ehrfurdtsvoll nachſuchte, war es ſich — bewußt, 
daß dadurch eine endgültige Anerkennung des Prager Friedens und dei 
durch die Ereigniffe in Deutfchland gefchaffenen Zuftandes Seitens dei 
Königs Georg nicht erlangt war. Deffenungeachtet durfte es die Aller: 
höchſte Genehmigung befürworten, weil e8 in der Natur ded Bertragd 
Berhältnifjes lag, die Fortjegung von Feindjeligkeiten des einen Theis 
gegen den andern auszuſchließen. Ohne die Borausfegung eines durd 
die Verhandlung von jelbft eintretenden Friedensftandes konnten die von 
Em. Königlihen Majeftät in fo großmüthiger Weife gebotenen Leiftungen 
weder gewährt, noch angenommen werden. ine andere Auffafjung des 
Bertraged darf als unmöglich bezeichnet werden. In diejer Auffaſſung 
ie Deutichland und Europa den lu des Vertrages als eine Bürg- 
haft der Ruhe und des Friedens begrüßt, hat der Yandtag der Mon- 
archie feine Zuftimmung zu den Vorlagen ertheilt, durch welche der Aus- 
führung des Vertrages und der Verwendung der dazu erforderlichen 
Geldmittel eine gefebliche Grundlage gegeben werden jollte, haben 
Em. Königlihe Majeftät das betreffende Öeiet janctionirt. 

Der König Georg V. aber 1 durch feine Unterfchrift die noth— 
wendigen Borausjegungen und Bedingungen, ſowie die ebenjo nothmwendigen 
Folgen des BVertrages vor ganz Europa anerkannt. 

Das Staatsminifterium jieht ſich heute genöthigt, die Thatſache zu 
befunden, daß dieje VBorausjegungen und Bedingungen von dem anderen 
Theile nicht erfüllt worden find. 

Der König Georg hat auch nad dem vollftändigen Abſchluß des 
Vertrages und dem diejleit3 gemachten Anfang zur Ausführung deflelben 
nicht unterlaffen, die Feindjeligkeiten fortzufegen, aus Unterthanen Em. 
Königlihen Majeſtät, welche durch feine Agenten angemworben und zum 
Theil zur Dejertion verleitet worden find, Truppenkörper zu bilden, melde 
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unter der audgefprochenen Abficht, fie bei nächfter günftiger Gelegenheit 
m feindlichen Handlungen gegen Preußen Behufs Losreißung einer Provinz 
es Staatd zu verwenden, militärifch organifirt, mit zieren und 
Unteroffizieren verjehen worden find, und für den künftigen Dienft gegen 
das eigene Baterland auf fremdem Boden militärifch eingeübt merden. 
‚Der dienstliche Verkehr zwiſchen diefen Truppentheilen und der bei dem 
König Georg in Hieging befindlichen Hofdienerfchaft, die Ertheilung von 
Befehlen und die Ueberjendung von Geldmitteln zur Befoldung der 
Truppen von dort aus ift amtlich feftgeftellt worden. Der König Georg 
felbft hat in öffentlichen Aeußerungen ſich zu den feindlichen Beftrebungen 
gegen den preußifchen Staat, welche von feiner Dienerjhaft ins Wert 
gefegt find, bekannt, zur Fortjegung derfelben aufgemuntert und die Treue 
von Unterthanen Em. Königlichen Majeftät zu erjchüttern verjucht. 

Die Hoffnung, daß der Köni — den Rathſchlägen und Mah— 
nungen befreundeter Höfe zugänglich fein und in eigener richtiger Würdigung 
der Pur) den Bertrag ihm zugefallenen Verpflichtung die Feindfeligleiten 
einftellen und die geworbenen Truppen entlaflen würde, bat fich nicht 
verwirklicht. 

Die Regierung Em. Königlihen Majeftät fieht fi daher auf die 
Mittel — welche ihr ſelbſt zuſtehen, um ihrer Verantwortlichkeit 
für die Sicherheit des Staatsgebietes und die Ruhe der Bewohner 
deſſelben zu genügen. 

Die gerichtliche Unterſuchung gegen die Perſonen, deren dienſtlicher 
und leitender Verlehr mit den Führern der gegen Preußen geworbenen 
Truppen feftgeftellt ift, und die Berfegung diefer Perjonen in den An— 
Magezuftand ift — 

Die Geſetze des Landes würden es geftatten, das gerichtliche Ver— 
fahren wegen der auf Losreißung einer Provinz des preusifchen Staates 
— Handlungen auch auf die Perſon des Königs —* auszu⸗ 
ehnen. Die unmittelbare Folge davon würde die gerichtliche Beſchlag— 
nahme de3 gefammten Vermögens defjelben fein. Das Staatsminifterium 
(aubt den erhabenen Gefinnungen Em. Königlihen Majeftät zu ent- 
— wenn es in Rückſicht auf die frühere Stelluug des Königs Georg 
ſich enthält, Em. Königlichen Majeſtät dieſen Weg zu empfehlen. 

Der Berzicht auf gerichtliches Berfahren führt aber zu der Noth- 
mwendigkeit, daß auf anderem Wege die reichen Hilfsmittel, welche dem 
König Georg vom Staate bewilligt find, für legteren jo lange unſchädlich 
— werden, bis für das Verhalten des Königs Geor —— 

ürgjchaften erlangt fein werden, welche ſich nach ſeinem a Ar ⸗ 
fahren als nothwendig herausgeſtellt haben. 

Der König Georg hat durch ſeine — deutlich zu erkennen 

eben, daß er ſich im Kriegszuſtand gegen Ew. ——* Majeſtät 

dlich angeſehen wiſſen wolle. Mit dieſem Verhältniß iſt es unver— 
träglich, daß ihm von Preußen die Mittel zur Kriegsführung gegen 
Preußen gewährt werden. 

Das Staatsminiſterium erachtet ſich daher verpflichtet, Ew. König— 
lichen Majeſtät ehrfurchtsvoll vorzuſchlagen, durch einen Alt der Geſetz— 
——* das geſammte Vermögen des Königs Georg V. für die Sicherheit 

preußiſchen Staates, die Abwehr der vorbereiteten Angriffe und für 
alle Folgen der ſtaatsgefährlichen Unternehmungen dieſes Fürſten und 
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feiner Agenten, fowie für die dem preußiichen Staat dadurch verurſachten 
Koften haftbar zu eg und dafjelbe zu diefem Behuf unter Sequefter 
zu ftellen, ohne die Rechte des Gefammthaufes Braunfchweig an der 
Subftanz des Fürftlihen Fideilommiſſes, welche von denen des Königs 
u? als zeitigen Nutznießers, unabhängig find, zu beeinträchtigen. 
ie Nothwendigfeit des Altes, melden das Staatsminiſterium 
Em. Königlihen Majeftät vorfchlägt, wird nicht allein durch die Pflicht 
gegen das eigene Land, fondern auch durch die unabweisliche politijche 
üdfiht auf die Gefahren bedingt, welches jedes feindfelige Unternehmen 
gegen einen einzelnen Staat für die Ruhe Deutfchlands und den Frieden 
des gejammten Europa in feinen legten Konfequenzen in ſich birgt. 

Da die Umftände nicht mehr erlaubt haben, dem Landtage der Don- 
archie eine entjprechende Vorlage noch in diefer Seffion zu machen, fo 
bittet da8 Staatsminifterium Em. Königliche Majeftät ehrfurchtsvoll, die 
allerunterthänigft beigefügte Verordnung mit Gefegeskraft, unter Bor: 
behalt der Borlegung in der nächften Sigung des Landtages, Allergnädigft 


erlaſſen zu wollen. Das Staat3-Minifterium. 


Allerhöchſte Verordnung. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x., verorbnen, 
auf den Antrag Unſeres Staatsminifteriums, auf Grund bes Artilels 63 ber 
Berfaffungs- Urkunde vom 31. Januar 1850, was folgt: 

$.1. Sämmtlide, nicht dem Staate Preußen verbliebene Wertbobjette, 
welche der Vertrag Über die Vermögensverhältniffe bes Königs Georg vom 29. Sep- 
tember 1867 zum Gegenftande bat, nebft den noch in Händen ber preußijchen 
Staatsregierung befinblihen Auffünften davon, insbefondere den fälligen, bisher 
nicht berichtigten, ſowie den künftig fällig werdenden Zinfen, werben bierburch mit 
Beſchlag belegt; ingleihen das bierunter nicht mitbegriffene, innerhalb des preu- 
ßiſchen Staatsgebiets befindliche Vermögen des Könige Georg, und zwar ohne 
Unterſchied, ob über vie bier bezeichneten Objekte feit dem 29. September 1867 
bereits Berfügungen bes Königs Georg, namentlich Beräußerungen oder Eejfionen 
an Dritte ftattgefunden haben oder nicht. 

8.2. Die im $. 1 gedachten Gegenftände der Beichlagnahme, joweit fie fi 
nicht bereits auf Grund des Vertrages vom 29. September 1867 in preußiider 
Berwaltung befinden, find von den damit zu beauftragenden Behörden in Befit 
und Berwaltung zu nehmen. 

In Ausübung der Eigenthumsrechte an biefen Objekten wirb der König 
Georg durch die verwaltenden Behörden mit voller rechtlicher Wirkung vertreten. 
Ausftehende Forderungen find bei Eintritt der Fälligkeit durch die verwaltenden 
Bebörben einzuziehen. 

Aus den in Beſchlag genommenen Objekten und deren Revenüen find, mit 
Ausſchließung der Rechnungslegung an den König Georg, bie Koften der Beſchlag— 
nahme und der Verwaltung, jo wie der Maßregeln zur Ueberwadhung und Ab— 
wehr der gegen Preußen gerichteten Unternehmungen bes Königs Georg und 
feiner Agenten zu beftreiten. Berbleibenbe Meberichäiffe find dem Vermögensbe⸗ 
ftande zuzuführen. 

8.3. Verfügungen bes Königs Georg über die der Beichlagnahme unter» 
liegenden Gegenftänbe, insbefonbere Beräußerungen und Eejfionen, find ohne redit- 
lihe Wirkſamleit. — — 

5.4. Die Wiederaufhebung der Beſchlagnahme bleibt Königlicher Verord⸗ 
nung vorbehalten. 


62. Keihstagsfeffion 1868, 


Bom 23. März bis 20. Juni. 


1868. 23. März. Aus der Thronrede ©. M. des Königs. 


Geehrte Herren vom Neichdtage des Norddeutfchen Bundes! 


Zum dritten Male begrüße ih Sie im Namen der verbündeten Re- 
erungen, um in Gemeinfihaft mit Ihnen den Ausbau der Berfaflung 
es Norddeutfhen Bundes fortzujegen. 

In Ihrer letzten Seffion haben Sie durch Herftellung organijcher 
Einrihtungen die Grundlagen gejchaffen, auf melchen a die Geſetz⸗ 
gebung des Bundes diefen weiteren Ausbau feiner inneren Einrichtungen 
zu bewirken bat. Die Gejeg- Entwürfe, welche zu diefem Zwecke Ihrer 
verfaffungsmäßigen Beſchlußnahme unterbreitet werden follen, find dem 
Bundesrathe vorgelegt und zum Theil ſchon von demielben berathen worden. 

Im Einverftändnig mit Meinen Verbündeten habe Ich Behufs Unter: 
handlung diejer Verträge und um die nölferrechtliche Stellung des Nord» 
deutfchen Bundes zur Geltung zu bringen, die in der Verfaſſung vorge 
fehbene Vertretung des Bundes im Auslande bergeftelt, und ift 
diefer Schritt zu meiner lebhaften Genugthuung alljeitig in dem Geifte 
aufgefaßt und erwidert worden, aus welchem er hervorgegangen war. Er 
bat die freundfchaftlichen Beziehungen gefördert und befeftigt, welche zwifchen 
dem Norddeutfchen Bunde und den ausmärtigen Mächten beftehen und 
deren Pflege und Erhaltung der Gegenftand Meiner unausgejegten Sorg- 
falt bleiben wird. 

Ich darf daher der Ueberzeugung Ausdrud geben, daß der Segen 
des Friedens auf den Anftrengungen ruhen werde, welche Sie der Förde: 
rung der nationalen Intereſſen widmen wollen, zu deren Pflege und zu 
deren Schuß das gefammte deutjche Vaterland ſig verbündet hat. — 


2. April. Die Diätenfrage. 

Erklärung des Grafen von Bismarck (bei der Bera— 
thung des Waldeck'ſchen Antrages auf Bewilligung von 
Diäten an die Reichstagsmitglieder.) 

(Feithalten an dem Kompromiß; das Verfaflungsleben 


eine Reihe von Kompromiffen; Süddeutfchland und der 
Liberalismus.) 


Ich will mic, enthalten, in die Gründe, welche für oder gegen Diäten 
Iprechen können, von Neuem einzugehen. Ich glaube, wir finden fie jehr 
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viel reichlicher, wenn wir die Verhandlungen nochmals nachleſen, welde 
porgeftern vor einem Jahre hier ihren Abſchluß fanden. Damals find 
diejelben Dinge eben fo gut und warm gejagt, die wir heute wieder ge- 
bört haben, und ich enthalte mid, Sa einzugehen, obſchon ich es vom 
Standpunkte eines Minifter8 rejp. Bundeskanzlers doch nicht für einen 
jo geringen Gewinn anfchlagen kann, wenn Zeit gewonnen wird, nament- 
lich dadurd, daß die Zahl der academifchen Vorträge von diefer Tribüne 
vermindert wird, die geht der unpraftiihen Vorträge. Wenn Zeit ge 
monnen wird, ift die Anzahl derer größer, welche überhaupt hierher zu 
fommen im Stande find, und fie bejchränft ſich nicht, wenigftens jo weit 
fie mit Leichtigkeit fommen können, auf diejenigen, welche zu Haufe wenig 
zu thun haben. Die Leichtigkeit, Abgeordneter zu werden, iſt nicht mehr 
edingt durch den Mangel an einem regelmäßigen Berufe, fie fteht nicht 
mehr im umgefehrten Verhältniſſe der regelmäßigen Beſchäftigung außer 
halb der Sigungs- Zeit, und das ift für die Art der Vertretung doch 
immer ein erhebludher Gewinn. 

Ich will Sie aber aufmerkſam machen auf den Eindrud, den es auf 
die verbündeten Regierungen machen muß, wenn dieſes mühjam er- 
rungene Compromiß des Berfafjungsmwerfes nad faum zwölf 
Monaten wiederum in Frage geftellt wird. Die ganze Bundes- 
verfaffung, wie fie vorliegt, ift ein Compromiß: wir haben nachgegeben, 
Sie haben nachgegeben. Kaum figen Sie darin, jo wollen Sie das, was 
Sie mit der einen Hand nachgegeben haben, mit der andern zurüdziehen. 
Das ift fein Spiel, wie wir es vorausgefehen und verftanden haben und 
auf das wir uns werden einlaſſen fünnen. Was für einen Eindrud würde 
es Ihnen machen, wenn die Regierungen jet Anträge auf Verfaſſungs— 
Aenderung, Anträge im Sinne der Verftärhung der Regierungsmadt, 
wenn mir jegt etwa den Antrag ftellen wollten, die Zahl der Fahre zu 
vergrößern, für die das eijerne Militär- Budget bewilligt worden ift, oder 
den Antrag, nachträglich die Redefreiheit zu bejchränfen? Würden Sie 
nicht jagen, was haben die Regierungen für ein Intereſſe — wenn Ihnen 
daran liegt, den kaum geftifteten Bund zu erhalten — jegt die Funda— 
mente, die wir dafür vor kaum einem Jahre durch Uebereinkunft gelegt 
haben, in Frage zu ftellen und daran zu rütteln? Bor diejem Rütteln 
an den Fundamenten warne ih Sie, meine Herren, in unjer 
Aller Intereſſe. Die Einrihtungen find noch nicht jo feft gemadjien, 
haben noch nicht fo tiefe Wurzeln gefchlagen, daß wir heut zurüdnehmen 
und in Frage ftellen dürften, was wir vor einem Jahre nad einem müh- 
jamen Compromifje zu Stande gebradt haben. Wer das Anjehen der 
Eompromijje nit ehrt, der ift für eine conftitutionelle Ber: 
fafjung überall nit reif; denn das Verfafjungsleben bejteht aus 
einer Reihe von Compromiſſen; dieje heute zu Te und morgen 
zurüdzunehmen, ift keine conftitutionelle Politik! 


Der Herr Abgeordnete (Walded) hat Bezug genommen auf eine 
Aeußerung von mir, nad welcher die Regierungen oder die Souveraine 
der Süddeutjchen Staaten dem Anjchluffe an den Norddeutihen Bund 
widerftrebten; er hat dies in einer Weije gethan, als hätte ich damit zu— 
gegeben, daß die Süddeutſchen Bevölferungen geneigt wären, ſich dem 
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Norddeutihen Bunde anzujchliegen. Er jelbft hat daraus die Folgerung 
gezogen, daß diefe Geneigtheit erheblih mwachjen würde, wenn wir nur 
etwas liberaler würden. Ich muß mich gegen die Bermuthung deden, 
dag ich eine mit den Thatſachen jo wenig übereinftimmende Andeutung 
meinerjeit3 hätte machen wollen. Warum wollen die Süddeutſchen 
niht zu uns fommen? nicht weil wir ihnen nicht liberal genug 
find, Pausen weil wir ihnen viel zu liberal find. 

Das ift der einzige Grund. Sie lachen, meine Herren, und fehen 
den einfachen Thatjahen nicht ins Geficht. Unter den Süddeutſchen 
Staaten iſt der liberalfte von den dreien unzweifelhaft dad Großherzog: 
tbum Baden. Dort finden Sie volle Bereitmilligkeit zum Anjchluß. Die 
liberalen Süddeutſchen wollen fi anſchließen. Die da nicht anſchließen 
wollen, find die reactionairen Parteien. 

Ich will diefe Parteien nicht näher bezeichnen, die jüngften Wahlen 
in Süddeutfchland haben fie klar vor Augen geftellt, und Sie können 
wohl denken, mit welcher innern nz ih Ihre Heiterkeit anjehe und 
erwiedere, die eine ſolche Unmifjenheit in Bezug auf die Thatjachen bezeugt. 

Wenn wir diefen Parteien, die in Süddeutjchland die Oberhand 
baben, einige Conceffionen in reactionairer Richtung machen fünnten und 
machen wollten, vielleicht gewiſſe Bürgſchaften, die augenblicklich vielleicht 
in dem Nachbarftaate, nach dem Alle fehnfüchtig hinbliden, zum Fall 
fommen werden, ihnen geben wollten — und das würde feine liberale 
Maßregel fein — dann würden wir vielleicht eine Süddeutſche Majorität 
für den Anfchluß gewinnen fünnen. Ich laſſe es unentjchieden, ob e8 ein 
Vorzug ift, liberal zu fein oder nicht; aber Derjenige muß Süddeutſch— 
land mit Ausnahme Baden jehr wenig fennen, der nicht weiß, daß im 
Liberalismus fie dort — ich will nicht jagen, um ein Menſchen— 
alter, wohl aber um diejenige Zeit, die fett der Juli-Revolution 
verfloffen ift, hinter uns zurüd find. 


(Der Walded’ihe Antrag wurde abgelehnt.) 


Die parlamentariihe Redefreibheit. 


Erklärung des Grafen v. Bismarck auf den Antrag 
des Abg. Lasker: 

„Kein Mitglied eines Landtages oder einer Kammer eines 
zum Norddeutſchen Bunde gehörigen Staates darf zu irgend 
einer Zeit wegen feiner Abſtimmung oder wegen ber in Aus— 
übung feines Berufes gethbanen Aeußerungen gerichtlich ober bis- 
ciplinarifch verfolgt, oder fonft außerhalb der Berfammlung, zu 
welcher e8 als Mitglied gehört, zur Berantwortung gezogen 
werden. 

[Ablehnung für die Reichsgefeggebung; Entgegenlommen 
für Breufen, 

Ih begrüße den Antrag, weil er von einer Seite fommt, von der 
er fommt als ein Beweis fortjchreitenden Vertrauens auf die Art, mie 
die Bundes-Inftitutionen fih entwideln werden. Wenn ich mich nicht 
irre, fo war man bei Berathung der Berfafjung nicht ganz zweifellos 
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über das Maß der Einwirkung, weldes man der Bundesgejeggebung auf 
die Landes» Verfaffungen beilegen follte. Man war nicht ganz frei von 
der Beſorgniß, daß diefe Berfammlung unter Umftänden eine Zufammen- 
ſetzung haben könnte, welche die Möglichkeit einer Annäherung an die 
„Carlsbader Beſchlüſſe“ nicht ganz ausſchlöſſe. Man fürdhtete, der Spieß, 
den fie jegt gebrauchen, könne unter Umftänden auch einmal umgedreht 
werden. Sch freue mich, daß die Herren von diejer Befürchtung geheilt 
find und diefen Antrag ftellen, und fo lange ich an diefer Stelle ftehe, 
boffe ih, follen Sie ſich auch in diefem Vertrauen nicht täufhen Was 
meine Stellung zum materiellen Inhalt des Antrags felber betrifft, io 
babe ich mich —9— öfters und auch an dieſer Stelle darüber auszuſprechen 
Gelegenheit gehabt. Ich halte es im Ganzen für keine Wohlthat, wenn 
ein Theil unſerer Mitbürger mit dem Rechte begabt wird, in gewiſſen 
Räumen und bei gewiſſen Gelegenheiten die anderen zu beleidigen, ohne 
daß dieſe dafür Remedur finden können. Ich halte die Annahme des 
Antrages an ſich für ein Uebel, aber für ein ſolches, welches ich 
unter Umſtänden in Kauf nehme für einen höheren Preis, für 
den Preis des inneren Friedens in einem großen Lande. 

Ich würde es noch lieber fehen, wenn der Antrag fich in der Art 
modificirte, wie er im zweitgrößten Lande des Bundes, in Sachſen be 
fteht, wo die Nedefreiheit nur limitirt ift zu Gunften derjenigen, melde 
fih außerhalb des Haufe befinden. Es find alſo preisgegeben die 
Mitglieder der Berjammlung und die Minifter. 

Die Mitglieder können fich mehren und die Minifter auch; fie müſſen 
fih jo Manches gefallen laffen, fie mögen auch diejes hinnehmen; denn 
es braucht ja Niemand Minifter zu werden. . 

Aber Diejenigen, welche ſich außerhalb der Verſammlung befinden, 
würde ich gern bejchügen. Aus diefem könnten Sie entnehmen, daß ic 
dem Antrag nicht widerfprechen würde, wenn er fich in feiner Form ala 
das charakterifirte, was er der Sache nach wohl ift, nämlich ala ein Aus— 
bruch der Ungeduld, daß die Sache in Preußen fi jo langjam entwidelt, 
al3 bill of attainder in Betradht der Preußifchen Zuftände. ch mürde 
den Antrag annehmen und im Bundesrathe empfehlen können, mwenn er 
in feinem Eingange etwa fo lautete: Kein Mitglied des Preußiſchen 
Landtages darf zu irgend einer Zeit ꝛc. Dann trüge ich die Berantwor- 
tung dafür in Preußen allein, und da habe ich in der Art, wie ich vorhin 
andeutete, mir meinen Vers darüber gemacht. Ich halte die Sache 
für nit jo bedeutend, daß ih darum den Frieden im Lande 
weiter trüben jollte. 

Eine andere Frage aber ift die, ob wir unfern Bundesge— 
noffen die Sade im Dege der Gejeggebung aufdrängen jollen. 
Beneficia — wenn dies ein folches ift — non obtruduntur. Aber Nach— 
theile, wenn fie als ſolche aufgefaßt werden, (und mir ift von mehr als 
einer Seite bekannt, daß man es als ein unerfreuliches Gefchent anfteht) 
jollen wir ihnen nicht aufdrängen und ich fehe bei ihnen nicht die Com: 
penfation, die ich in Preußen finde, nämlich die Herftellung des Friedend, 
der dort meines Wiffens in keiner Weife getrübt ift, nicht einmal im der 
freien Stadt Hamburg, wo ich nicht vernommen habe, daß irgend Jemand 
auch nur in der Preſſe über das fürzlich gefprochene richterliche Urtheil 
fih nacdıtheilig geäußert hat. Ich würde die weitere Entwidlung diejer 
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Frage lieber der Autonomie der einzelnen Stände überlaffen und würde 
en por dem Gedanken — ich will nicht zählen, aber auf 50 
is 90 jchäge ich die Berfammlungen ganz gewiß, denen wir hiermit das 
Privilegium verleihen, das einer der Herren VBorredner als eine Souverai- 
netät bezeichnete und mas ich jedenfalls doch als eine erhebliche Befeftigung 
de3 particulariftiihen Standpunftes, den fie ihrer Aufgabe und Zufammen- 
jegung nad) zu vertreten haben, amjehen muß. Ich betrachte die Rede- 
freiheit als eine hohe Auszeihnung derer, die fie haben, und wenn wir 
diejelbe Auszeichnung wie dem Reichstage allen den Provinzial» und 
Communal-Landtagen (denn e3 find Yandtage im Allgemeinen gejagt) ge- 
währen mollen, jo werden wir auf diefem Wege mit der deit dahin 
fommen, daß wir jie auch jeder Wahlverfammlung, jeder Volksverſamm—⸗ 
lung, jedem Berein geben müſſen. 

Denn alle diefelben Gründe, die hier dafür jprechen, fprechen auch 
dort dafür. Wenn e3 nicht wahr ift, daß fie in gleihem Maße dafür 
jprechen, jo kommen wir auf das Thema der Bürgjchaften, welche die 
eine Berfammlung vor der andern gewährt. Dieje Bürgichaft gegen Miß— 
brauch kann eine Berfammlung geben durch Acte der Gejeggebung, melde 
ihr ein Strafrecht beilegen, ein Ausichliegungs« Reit. Sie fann fie geben 
durch die Natur ihrer Zufammenjegung, wie ich fie bier finde und wie ich 
ll fie auf die Dauer auch in einer jo großen Verſammlung, wie der 

reußifche Yandtag ift, immer zu finden, und wenn ich fie auch in früheren 
Zeiten dort nicht immer gefunden habe, jo ift dieß eins der Llebel, die ich 
mit in den Kauf nehme. In diejer Allgemeinheit die Sahe anzunehmen, 
daß fie zwangsweiſe den jämmtlichen Bundesftaaten octroyirt würde, dazu 
fann ich mein eigenes Votum im Bundesrathe nicht zujagen, dazu kann 
ih die Berwerthung meines Einfluffes im Bundesrathe auch nicht zufagen. 
Denn daß die Competenz (man mag darüber der einen oder der andern 
Anficht jein) zweifelhaft ift, glaube ıch, geht aus der heutigen Discuffion 
ur Genüge —— daß ſie von mehr als einer Regierung, ja von der 

ehrzahl der Regierungen, auch außerhalb Preußens, die dabei intereſſirt 
ſind, dr zweifelhaft gehalten wird, davon habe ich mich im Bundesrathe 
überzeugen fünnen, und für jo wichtig halte ich die Frage, ob diefer Preu- 
Bifche Staat ein Jahr früher oder jpäter aus der Welt gejchafft wird — 
für fo wichtig halte ich diefe Frage nicht, daß wir deshalb jchon kaum 
ein Jahr nad Herftellung und Promulgirung der Verfaſſung die legtere 
auf die Probe ftellen jollten, mit Entfheidung von Competenzfragen gegen 
ftarfe Minoritäten und mit geringen Majoritäten. Das Entgegentom- 
men, was ih für den Antrag, für die Tendenz des Antrages 
bier zujagen fann, befhränft ſich darauf, dab ih mich inner: 
balb der Breußifden Sphäre bemühen mill, jelbft im Wider: 
fprud mit Allem, was ih in früheren Zeiten gegen den An- 
trag gejagt habe, die Dinge zu dem Punkte zu bringen, daß 
die Wünjche der Herren Antragfteller in Preußen zu ihrer 
Befriedigung gelangen. Aber auf dem Bundesgebiet es zu einem 
allgemeinen Gelege zu machen, für vielleicht gegen 100 anonyme Körper- 
ihaften, die, zum Theil wenigftens, in ihrer Zufammenjegung gewiß gar 
feine Bürgfchaften für die Art des Gebrauchs dieſes Rechts geben, dazu 
farın ich wirklich nicht rathen; und wollte ich, blos um augenblidlich eine 
Blume der Popularität zu pflliden, gegen das, was ich nach meiner Ueber⸗ 
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zeugung für vernünftig halte, handeln — ich würde, glaube ich, dadurch 
mit der Zeit in der Achtung auch Derjenigen finten, bei denen ich für 
den Augenblid Popularität gewonnen hätte. 


Der Laskerſche Antrag wurde vom Reichstage mit 
großer Mehrheit angenommen, demnächſt aber im Bundes: 
rathe abgelehnt. 


Der Einfluß der Regierung bei den Wahlen. 
16. April. Aeußerung des Grafen von Bis marck (bei Ge 
legenheit einer Wahlprüfung). 


Ich erlaube mir bei diefer Gelegenheit im Intereſſe der verbündeten 
Regierungen wenige Worte zu fagen und für die Regierungen das 
Recht in Anjprud zu nehmen, daß fie durch jedes Mittel und 
jedes Organ fund thun, wen jie felbft gewählt zu ſehen wün- 
hen. Es liegt das in der Wahlfreiheit der die ebenjogut 
ihre Berechtigungen haben, wie die Parteien und die den Regierungen 
entgegengejegten Parteien. Ein Weiteres ift hier nicht gefchehen. Ri 
laube, darauf, zu willen, melde Männer die Regierungen gewählt zu 
Reben wünſchen, En die Wähler ein Recht, eben jo wie die Regie— 
rungen da8 Recht haben, das fund zu geben. 

Die Wähler haben ein Recht, weil jehr viele Wähler 
die Abjiht haben, für die Regierungim Prinzip zu ftimmen, an» 
dere die Abfjiht haben, gegen die Regierung zu ftimmen. Damit 
fie daß fünnen, müfjen fie vor Allem in ungweideutiger Weiſe 
darüber aufgeklärt fein, wen jie zu vermeiden und für wen 
fie zu ftimmen haben. Es könnte ja, wenn der Regierung darüber 
Stillſchweigen auferlegt werden fol, die ganze Sade auf den Aufl der 
Lotterie geitellt werden, wenn die Regierung das tiefite unparteiichite 
Schmeigen beobadtete. Es könnte dann, und der Fall wäre für die Re— 
gierung jehr peinlich, Jemand aus Berfehen für die Regierung ſtimmen, 
der das gar nicht gewollt hätte, wenn diefe fich nicht ungweideutia ausſpricht. 

Ih ergreife nur das Wort, um dieſes Recht der Regierung im 
Prinzip zu conftatiren, einer jeden einzelnen und der gefammten Bundes- 
regierungen; fie haben da8 Recht zu einem freien Glaubensbekenntniß in 
Bezug auf die Wahl und auf die Perſon, die fie gewählt zu ſehen wün— 
ihen, ebenjo gut wie jeder Privatmann. Wozu fie niht das Redt 
haben, das N irgend welde Beeinflufjung durh Drohungen, 
durh Inausſichtſtellung von Bortheilen oder Nachtheilen, 
wenn fo oder jo geftimmt wird. ft das nun hier im vorliegenden 
Ball irgend wie gefüchen? Es ift nicht einmal behauptet worden. Sogar 
die Gegner des gewählten Kandidaten geben zu, daß eine Drohung in 
feiner Weiſe vorgefommen if. Es wird angegeben, die Belehrung, die 
der Bahltommiffar an die Wahlvorftände über feine Wünjche hat ge 
langen laſſen, enthielte eine Beeinflufjung. Wenn nun unter diefen Wahl- 
porjtänden wirklich einer gewejen wäre, der fich vor dem Landrath jo ge 
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fürchtet hätte, daß er ihm Alles hätte zu Liebe thun mögen gegen feine 
politifche Ueberzeugung, wie follte er e8 anfangen, diefer Furcht zu ge» 
borhen? Welches ift die Handlung, die Unterlaffung, die er begehen, 
die er erzwingen fönnte, um irgend "Jemand von feiner Ueberzeugung ab» 
wendig zu machen, um irgend einen unerlaubten Einfluß zu üben? Er 
bat nichts zu thun, als die verjchloffenen Zettel entgegenzunehmen und 
fie gu öffnen. Bei der öffentliden Abftimmung zu Protokoll 
iſt das etwas Anderes, da kann das Anfehen der Perjon einen er- 
heblichen Einfluß üben und da habe ich gar nichts dagegen einzumenden, 
wenn Sie da ſtrupulös find und jeden Einfluß befämpfen, den Sie nicht 
ihrerjeit8 auch ind Gefecht zu führen im Stande wären, obſchon, wenn 
man in Gag Anklagen und Heinliche Recriminationen eingehen will, 
man dod auf jehr einflunreiche Privatleute ftößt, wo die auffällige Er- 
Iheinung fi darbietet, daß oft von Tauſenden von Arbeitern nicht ein 
einziger fich findet, der eine andere politifche Ueberzeugung hätte, al3 jein 
Herr, ein Fall, der meines Erachtens viel auffälliger iſt und viel be— 
meifender für die Wahlbeeinfluffung, daß unter 6000 Fabrifarbeitern 
feine Meinungsverjchiedenheit in der Politik ift, wie eine ſolche Ermah— 
nung. Aber hier, wo wir jett die geheime Abjtimmung mit gejchlofjenen 
Stimmzetteln haben, da, glaube ih, haben wir auch das Recht zu er» 
warten, daß man, etwas freifinniger und etwas weniger mälelnd in dieje 
Heinliche Kritik hineinfteigend, nicht von diejer Tribüne wieder reprodugirt: 
ein Landrath hat privatim zu dem Bürgermeifter gejagt: „ES ift Ihre 
Pfliht, für gute Wahlen zu forgen.” Ya das ift unzmeifelhaft jene 
Pflicht, es fragt ſich nur, welche find die guten ? 

Es ift nebenher fonftatirt worden, daß dies auf den betreffenden 
Bürgermeifter gar keinen Einfluß gehabt hat, fondern derjelbe ganz einfach, 
meil er unabhängig dem Landrath gegenüberfteht, es abgelehnt hat, für 
ſolche Wahlen zu wirken, die der Yandrath „gute“ nennt. 

Ich glaube, damit ift der Beweis jo far wie möglich geliefert, daß 
bier die jtrengfte Linie, auf deren Einhaltung Sie Gewicht legen können, 
tefpeftirt worden ift und daß Sie wirflid das Wahlrecht und das freie 
Bewegungsreht der Regierung beeinträchtigen, wenn Sie hier bei ge- 
beimen Wahlen aus den hier vorgebrachten Gründen eine jolde Wahl 
für ungültig erklären. 


Das Bundesschuldengeje und die Marine, 


I. 
Notiz der Provinzial» Eorresponben;. 


„Rah der Bundesverfafjung ift der Bundeskanzler für die gefammte Ber- 
waltung verantwortlich; die übrigen Beamten, welche lediglich die Anordnungen 
der Bundesregierung auszuführen haben, find jelbftverftändlich ihrerſeits dem 
Bundestanzler verantwortlich, welcher allein für Die orbnungsmäßige Ausführung 
ber Bunbesgejege dem Reichstag gegenüber einzuftehen bat. 

Durch das Geſetz über das Schuldenwejen bes Bundes joll nun eine 
beiondere Behörde unter dem Namen „Bundes-Schuldenverwaltung“ ein» 
gelegt werben. Diejelbe joll, wie alle anderen Behörden, unter der oberen Leitung 
des Bundestanzlers, zugleich aber unter ber fortlaufenden Aufficht einer Schulden- 
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Kommiffion fteben, zu welcher drei Mitglieder des Bundesrathes und drei Mit- 
glieder * Reichstages unter dem Präfidenten der Rechnungsbehörde des Bundes 
ebören follen. 
— Die Schuldenverwaltung ſollte für den Norddeutſchen Bund nad deuſelben 
Grundfägen georbnet werben, nach welchen fie für Preußen unter allgemeinfter 
Anerkennung ſchon bisher beftanden bat. Kein anderes Vollk bat mit größerem 
Bertrauen auf die Neblichleit und ftrenge Gemwiffenhaftigleit der Schulbenver- 
waltung bliden fünnen, al® wir Preußen, und niemals ift behauptet worben, daß 
ein Grund zum Mißtrauen und zu neuen Borfichtsmaßregeln in Betreff ber 
Schuldenverwaltung beftehe. 

Als jedoch jener Gejegentwurf im vorigen Jahre dem Neichstage vor 1 
war, wurbe von liberaler Seite der Antrag geftellt, daß dem Reichstage das Recht 
gewährt werbe, bei etwaigen Bedenlen gegen die Bundesſchulden-Verwaltung, 
mit Umgebung des Bundesfanzlers, ohne Weiteres bie einzelnen Beamten ber 
Schuldenbehörde zur Rechenſchaft vor den Gerichten zu ziehen. Es liegt auf ber 
Hand, daß hierdurch die Stellung des Bundeskanzlers feinen Beamten gegenüber 
bedeutend erjchüttert würbe: bie einzelnen Beamten würden bie Anorbnnungen ber 
vorgejetten Behörden nicht mehr für verbindlich erachten, wenn fie felbit jeder 
Zeit für die wirklichen oder vermeintlichen Mängel der Verwaltung vom Reicht: 
tage zur Verantwortung gezogen werden Fönnten. 

Der Bunbesfanzler Graf von Bismard erklärte daher ſchon im vorigen 
Jahre, daß das Geſetz in folder Geftalt unmöglich angenommen werben Fönne. 
Das Geſetz kam demzufolge nicht zu Stande; die Regierung behielt fich vor, eine 
weitere Berftändigung darüber in der jetigen neuen Seffion zu verſuchen. 

In der Thronrede bei Eröffnung bes Reichstages erbat König Wilhelm aus- 
brüdlih das Entgegenkommen ber Verfammlung für bas Zuftandefommen dieſes 
Geſetzes, indem bie Regierung ihrerſeits den Wünſchen und Vorſchlägen des Reicht: 
tages in allen anderen Bunkten mit Ausnahme der erwähnten Beftimmung nachgab. 

Die liberale Partei erneuerte jedoch ſchon in der Kommilfion den früberen 
Borjhlag und machte kein Hehl daraus, daß fie eben die Gelegenheit benußen 
wolle, um für ben Reichstag ein neues bisher in der Bunbes- Berfaffung nicht ent- 
baltenes Recht zu erringen. 

Die Kommiffion lehnte auf die dringenden Mahnungen des Bundeskanzlers 
den Borihlag ab: im Neichstane ſelbſt wurbe derjelbe jedoch von Neuem einge- 
bracht und mit großer Lebhaftigkeit vertheidigt. 

Der Zufagantrag des Abg. Miquel lautete: 

„Erheben fich gegen die Dedargirung Anſtände oder finden fich jonft 
Mängel in der Berwaltung des Bundesſchuldenweſens, jo können bie 
daraus bergeleiteten Ansprüche ſowohl vom Neichstage ale vom Bun- 
desrathe gegen die nach $.7 biejes Geſetzes verantwortlihen Beamten 
verfolgt werben. 


II. 
21. April. Rede ded Grafen v. Bismard. 


[Der Verſuch, Berfaffungszugeftändnifje beiläufig zu er- 
mingen; die Verfaſſung und der Kreisrichter; der frühere 
onflit und die Thaten der Negierung; das Streben nad 

parlamentarijcher Machterweiterung; Erjhütterung der faum 
gewonnenen Grundlage des nationalen Baues.] 


Ein Redner (der Abg. Miqusl) hat daran erinnert, daß er und feine 
politiihen Freunde wohl nachzugeben wüßten in ftreitigen Fragen. 

Meine Herren! Wir — nicht blos meine olitifhen Freunde und 
ich, fondern auch die vereinigten Regierungen — haben reichlich den Be— 
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weiß geliefert, daß fie auch verftehen BEENBENEN zur rechten Zeit, 
ohne die Furt, die ih für eine der Nationalfrankheiten 
deutjcher Politiker halte, die das Zuftandefommen mancher nütß- 
lichen Berftändigung erſchwert. 

Der Redner hat ſich aber vorbehalten, da, wo es ſich um den Aus» 
bau der vereinbarten Berfaffung handle, ohne Rüchſicht auf den Eindrud, 
den es den verbündeten Regierungen made, die Anträge zu ftellen, die 
ihm politifch nützlich erfcheinen. Diele Recht wird ihm auch gewiß von 
feiner Seite beftritten werden, fo lange er es in ber Weiſe betreibt, die 
er draftifch bezeichnet, „den Ochſen bei den — zu faſſen,“ d. h. die 
Frage ehrlich und ohne Beimiſchung anderer Fragen zu ſtellen. Ich muß 
das Recht aber beſtreiten, ſobald es ſo geübt werden ſoll, daß andere 
nothwendige Maßregeln für den Ausbau der Verfaſſung — man kann 
vielleicht ſagen: Lebensbedingungen des Bundes — dadurch in Frage ge— 
ſtellt werden, wenn der Wille der Antragſteller nicht erfüllt wird. Die 
Forderung an Bewilligungen ganz fremdartiger Natur zu 
knüpfen, dazu halte ich keine ar: der ed mit dem Wohle 
des Ganzen Ernft ift, für berechtigt. 

Was thun die Herren num in dieſer Trage? Ich will die Frage prak— 
tifch beleuchten. Die Bundesverfaffung giebt dem Bunde das Recht, An- 
leihen zu machen; eine jolche Anleihe zu einem für nüglich erfannten Zmwede, 
dem der weiteren Ausbildung der Marine, wird im vorigen Fahre geneh- 
migt, es wird am Schluſſe des Gejeges der Bundesfanzler beauftragt, 
dieſes Gejeg auszuführen, mit diefer Ausführung befindet er fich noch im 
Rüdjtand, er ift dem ihm gefeglich zugegangenen Befehle noch nicht nach— 
gelommen. 

Nun ftellen Sie einen Antrag, der praktiſch die Folge hat, 
ſowohl den Berfaffungs- Paragraphen wegen des Anleihe: 
rechtes als auch die gejeglich bemwilligte Marine-Anleihe hin— 
fällig zu maden, falls Ihnen nicht die Regierung ein Ber» 
fajjungs-Zugeftändniß madt, falls fie Ihrem Streben nad 
Machtermweiterung, wie es in der Kommiſſion jehr bezeichnend 
genannt worden tft, niht Rechnung trägt. Hier ift ein Einbrud) 
in das verfafjungsmäßige Recht und die Machtbefugnig der Regierungen, 
gegen den wir fämpfen. 

Wie fuhen Sie nun Ihren Willen durchzujegen? Indem Sie nad) 
Ihrer Auffaffung, daß dies Geſetz — nothwendig iſt, wenn der 
Bund nicht kreditlos werden ſoll, auf das Ausland und ſeine Macht in 
möglichen Verwicklungen hinweiſen und damit drohen, das Land wehrlos 
zu machen, — theilweiſe wehrlos, der Wehrkraft des Landes 
nicht diejenige Entwickelung zu geben, welche als die richtige 
und angemejjene vorausgejehen war, wenn die Regierung 
Ihnen nit ein Zugeftändniß mahen molle; wir follen von 
Ihnen durch eine Konzeflion, die wir Ihnen zur Erweiterung der parla- 
mentarijhen Macht machen, das Recht, das Land zu vertheidigen, er- 
faufen. So, meine Herren, fteht die Frage. Um einer Zumuthung, die 
unter folhen Formen geftellt wird, fich grundjäglich zu miderjegen, halte 
ih für die erfte Pflicht einer jeden Negierung, die auf die Dauer der 
Zuftände, die hier gefchaffen find, rechnen will. 

Wer bürgt uns dafür, daß Sie nicht das nächſte Mal, wenn das 
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Kriegsbudget abgelaufen ift, fagen: feine Armee oder Diäten — und auf 
diefe Weife, ich weiß nicht, was fonft noch von und erzwingen, — die 
Berechtigung dazu würde gerade ebenjo ſtark und gerade jo — ſein, 
wie hier bei dieſem Verſuche zur Machterweiterung. Man hat ſich den 
Anſchein gegeben, als handele es ſich um die Verantwortlichkeit im Al- 
gemeinen, wovon gar nicht die Rede ift. 

Ih könnte viel eher zugeftehen, daß der Bundeskanzler jelbft und 
die Minifter nicht blos vor dem Reichdtage, ſondern auch vor Gericht ver- 
antwortlich gemacht würden, ald daß, wie hier beantragt ift, die Disziplin 
der Beamten und ihr Zufammenhang mit der Regierung dadurch gelodert 
werde, daß die unter dem Minifterium ftehenden Beamten direft und un- 
abhängig nerantwortlich fein jollen. Damit fann eine geordnete 
Berwaltung nicht beftehen. Ich würde e8 eher annehmen können, 
daß der Bundeskanzler unter den Kreißrichter oder Stadtrichter geftellt 
wird, aber ich würde es dann doch für zweckmäßig halten, den Stadtrichter 
lieber gleih zum Minifter zu machen, er weiß es ja (nad Ihrer Mei- 
mung) allein genau, wie die Berfaffun ausgelegt werden muß, und wenn 
der Bundesfanzler das vor dem Urtheil mwiffen will, jo muß er dieien 
Kreisrichter gewiſſermaßen als Eonftitutionellen Hausarzt heranziehen, den 
er jederzeit zu befragen hat, wie würde diefer oder jener Fall zu beurtbeilen 
fein. an bat fich hier darauf berufen, daß dad Minifterium im Jahre 
1866 Darlehnstaffenicheine ohne Genehmigung des Landtags ausgegeben 
babe. Das Minifterium bat, nachdem ihm von der Yandesvertretung er- 
Härt worden war: diefem Minifterium feinen Groſchen, auch wenn der 
Feind vor den Thoren ftände, zu bemilligen, — da hat das Minifterium 
zu der nothwendigen Tandesvertheidigung das Geld gejchafft, und zivar, 
wie ich nachher beweifen werde, auf vollftändig conftitutionelem, auf einem 
in jeder Berfaflung vorfommenden Wege. 

Was wäre gejchehen, wenn damals der Stadtrichter hinter uns ge 
fefien hätte und wir aus Furcht vor ihm vielleicht fein Geld angeichafft 
hätten, wenn wir e8 hätten darauf anfommen lafjen, welche Ereignifie 
über und hereinbrächen, wenn wir fein Geld gejchafft hätten; wenn, wie 
e8 die Meinung im Finanzminifterium eine Zeit lang war, in acht oder 
in vierzehn Tagen, oder ich meiß nicht in wie langer Zeit, das Geld, um 
die Bataillone auszuzahlen, in den Kaffen nicht vorhanden war; wenn 
wir die Hände in * gewaſchen hätten, wenn wir es an den Kreis— 
richter verwiejen hätten und die Dinge ruhig abwarteten, bis unfere Gegner 
jo lange gerüftet hätten, daß wir ihnen nicht mehr gemachfen waren, dann 
fänden wir — allerdings im engften Anjchluffe an die öffentliche Mei— 
nung von 1862 bis 1866 —, heute unter den Befehlen des Frank— 
furter Bundestages vielleicht gemindert um Theile des Preu- 
Bilden Staates. Das wäre die muthmaßliche Folge geweſen, wenn 
damals die Regierung nicht Geld angefchafft hätte. Sie hätte damit ein- 
fach einen Akt des Hochverrathes begangen aus Furcht vor dem Kreis— 
richter; fie hat aber den Muth gehabt, das Geld anzuſchaffen, und id 
follte denken, anjtatt uns anzuflagen und unfere Handlungen 
uns als Bemweife der Nothwendigkeit rihterliher Oberaufſicht 
vorzubalten, jollten Sie uns danken. Ich weiß nicht, ob jeder 
der Herren mit feiner juriftiichen Auffaffung denjelben Muth gehabt hätte, 
den Staat gegenüber dem $reißrichter zu retten: wir haben es gethan, 
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und glauben feinen Tadel, fondern den Dank des Baterlandes 
dafür zu verdienen. 

Aber was haben wir jpäter getban? Wir haben für die Geld- 
ausgabe Indemnität verlangt und erhalten, und ich glaube, daß 
das in jedem conftitutionellen Staatsweſen vorkommen fann und aud) jetzt 
nicht ausgeſchloſſen ift. Nehmen Sie an, Ihre rechtlichen Vorausſetzungen 
wären richtig, ich will das nicht weiter unterfuchen, um nicht Del ins 
Feuer zu gießen, — alfo angenommen, Sie machen den Bund rechtlich 
kreditlos dadurch, daß dieſes Geſetz fällt — wenn nun die ſchwarzen Boraus- 
jegungen der Kriegsbefürdtungen, die bier geäußert worden, gegründet 
wären — (ich weiß das nicht, ich kann nicht darüber — — ſo 
würde doch der Bund in der Nothwendigkeit ſein, ſich Geld zu verſchaffen. 
Wenn er es ſich nicht verſchafft, ſo wird der preußiſche ——— 
vorausſichtlich dafür einſtehen ſollen; ob das den Preußen hier lieb iſt, 
weiß ich nicht, aber auch nicht, ob in den anderen Bundesländern ohne 
Unterlage eines Reichsſtags-Beſchluſſes eine Anleihe zu beſchaffen wäre; 
angefchafft aber muß es werden, follte auch der Bundeskanzler e8 auf 
feine Berantwortung nehmen, in der Hoffnung auf fünftige Sndemnität, 
Wenn aber die Fragen zu juriftiich aufgefaßt werden, wenn man für 
Handlungen der großen gotiti, wie fie ſchwierige europäiſche Lagen noth- 
wendig machen, ausgefegt ift, fi vor einem politifch micht durchgebildeten, 
der Lage nicht zugänglichen Richter zu rechtfertigen, jo wird man vielleicht 
vorfihtig; es iſt unmöglih, dem Richter nachher das volle Bewußtſein 
der Situation beizubringen, unter der man gehandelt hat; denn e8 gehört 
das Selbftdurdplebthaben einer jeden Minute von vielleicht mehreren Jahren 
dazu, die vorangegangen find. 

Was würden die Herren jagen, wenn von Seiten der 
Bundesregierung der Spieß umgedreht würde? Was würden 
Sie jagen, wenn wir erflärten, Sie befommen feine Flotte, wenn Sie 
dem — nicht dieſe oder jene conſtitutionellen Zugeſtändniſſe 
machen, Sie bekommen feine Telegraphen, — wir verlangen eine Mäßi— 

ung der Redefreiheit auf der Tribüne, die wir durch gegenſeitige Ver—⸗ 
ändigung bewilligt haben, Verlängerung des Militairbudget8 — und wir 
gingen in Anträgen mit Angriffen gegen ihre verfafjungsmäßigen Rechte 
und Freiheiten vor und jagten: feine Flotte, feine Telegraphen- Einrichtung, 
wenn Sie uns das und das nicht bewilligen. Im Kleinen würde e8 ein 
ähnliches Verhalten der Regierungen fein, wenn wir einer Kreisftadt etwa 
fagten: wir hatten vielleicht die Abficht, Euch ein Zelegraphenamt herzu- 
legen, aber fo lange Euer Abgeordneter im Reichstage fo ſtimmt, wie er 
es thut, fchneidet er uns das Geld ab, und wir können es nicht. Sie 
würden da3, mild ausgedrüdt, nicht hübſch finden. 

Meine Herren, ich halte es wirklich nicht für rathjam, und es über:, 
fteigt meine Vorausfegung, daß wir und neun Monate, nachdem wir die 
Berfafiung verfündigt haben, nicht mit dem Weiterbau derfelben bejchäf- 
tigen, jondern mit einem hartnädigen Prinzipienfampfe auf den Mauern, 
die eben den Erdboden zu überfchreiten anfangen. Ob diefer Maneranfang 
ed vertragen wird, dab wir diefen Machtkampf jchon jest auf ihm aus» 
fämpfen, oder ob es nicht nüglicher wäre, wenn Sie einiges Erftarfen 
defjelben abwarteten, das wage ich hier nicht zu entjcheiden, weil ich nicht 
in die Zukunft fehen kann, und weil ich durch die Erfahrung zu gemigigt 
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bin, um zu prophezeihen oder zu drohen. Aber eine gewiffe Sorge 
befhleiht mid, wenn ich jehe, wie Sie die Mühe und Arbeit, 
die ungewöhnlih glüdlihen Ereignijfe, die bemunderungs- 
würdigen Leiftungen tapferer Heere, die dazu gehörten, um 
uns auf den jegigen Standpunft zu bringen, jegt ſchon nad 
neun Monaten vergejjen haben oder als altrömifche Geſchichte be 
— auf die es nicht mehr ankommt, und ſich allein beſchäftigen wit 

achterweiterung in dem Augenblicke, wo Sie die Regierungen in 
Verlegenheit glauben, um ihnen ein Zugeſtändniß abzuringen. 

—*— ie erſt die Grundſäulen der Gebäude ſich beſacken und feſt— 
liegen, ehe wir ſolche Bewegungen und Kämpfe auf ihnen vornehmen. 
Sie ſtellen uns nach Ihrer Rechtsauffaſſung zwiſchen die traurige Wahl, 
feine Verbeſſerung der Flotte oder einen Konflikt. Die Verantwortlichleit 
muß ich denen zufchieben, die zu einem an fich nüglichen Gejeg ein Amen- 
dement geftellt haben, welches eediglich auf politifche Machterweiterung bes 
rechnet ift, die den Regierungen im Augenblid, wo man fie in Berlegen- 
beit glaubt, abgedrungen werden ſoll. Ich kann nur wiederholen, mas 
ih in der Kommiffion gefagt habe, daß ich noch in der heutigen Sigung 
im Namen des Präfidiums und der Regierungen die ganze Gejeged- 
porlage zurüdziehen werde, wenn das Amendement Annahme 


en Der Miqueliihe Antrag wurde mit 131 gegen 114 
Stimmen angenommen. 
Zurüdziehung des Gejepentwurfß. 
Siftirung der Marinearbeiten. 


Erledigung des Konflikts in Bezug auf die 
Marine. 
Notiz der „Provinzial =» Correspondenz“ vom 17. Juni. 


„Die Gefahren, welche der nächften Entwidelung unjerer Marine drobeten, 
find glüdfich befeitigt: durch ein erneutes Einverftändniß der Bundesregierung 
und des Reichstags ift die Möglichkeit gewonnen, die Anleihe für bie Marine 
ohne weiteren Berzug aufzunehmen. 

Nachdem die Regierung durch Aeußerungen aus dem Neichstage bie Ueber 
zeugung gewonnen batte, daß es ber dringende Wunfch der weit überwiegenden 
Mebrbeit der Mitglieder fei, die augenblidlihen Schwierigfeiten, welche für die 
Marine aus dem Scheitern des Geſetzes über das Bundesihuldenmweien entftanden 
waren, bejeitigen zu helfen, bot der Bundesrath die Hand zu einer Berftänbigung 
in Betreff des unmittelbaren Bebürfniffes. Es kam darauf an, die Aufnahme 
ber Anleihe, welhe der Reichstag bereits im September v. I. für Zwede ber 
Marine genehmigt hatte, zu ermöglichen, ohne den Streit über bie Art und Weile 
der Verwaltung von Bunbesjhulden jest zur Entſcheidung zu bringen. Dies 
tonnte nur gefheben, indem man für jet darauf verzichtete, eine eigentliche 
Bundesihulden - Verwaltung einzufegen, wogegen für bie georbnete Verwaltung 
ber jest aufzunehmenden Anleihe anderweitig Vorſorge getroffen würbe. 

Es bot fich hierzu die Aushülfe dar, unjere preußiſche Staatsjchulden - Ber- 
—— deren Tüchtigkleit und Zuverläſſigkeit allgemein in Ehren ſtehen, für 
— und bis auf Weiteres auch mit ber Berwaltung der Bundes» Anleibe zu 
etrauen. 
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Diefen Weg hat bie Bundesregierung betreten, indem fie einen Geſetz- 
Entwurf vorlegte, nach welchem bie in Frage ftehende Marine» Anleihe bis auf 
BVeiteres ber Hauptverwaltung ber Staatsſchulden ie unb von berjelben 
nah Maßgabe ber preußiichen Geſetze geführt werben fol. Nur foll die obere 
feitung in Bezug auf die Verwaltung diejer Anleihe dem Bundeskanzler zuftehen. 
zei fol eine Bundesjchulden - Kommijfion eingefegt werben, beſtehend aus 
3 Mitgliedern des Bunbesraths, aus 3 Mitgliedern bes Reichstags und aus dem 
Präfidenten ber einzujegenden Rechnungsbehörde des Norbdeutichen Bundes. Die 
Bunbesjhulben - Kommiffion bat dem Bundesrathe und dem Reichstage gegenliber 
diefelben Berpflichtungen, wie bie preußiſche Staatsjchulden- Kommiffion bem 
preußiſchen Landtage gegenüber. 

Diefer Antrag der Bundes Regierung hat in dem Neichstage die erwartete 
günftige Aufnahme gefunden. 

Seitens der national« liberalen Partei, an deren Borjchlägen das Geſetz 
über das Bundesſchuldenweſen gejcheitert war, wurde jett entſchieden erflärt, daß 
unter biefem Streite die Flotte nicht leiden bürfe: ba fich gezeigt babe, daß bie 
Flotte wirklich gefährbet jei, fo könne man nicht mit verjchränften Armen ab- 
warten, daß fie zu Grunde gehe. Das Bolf felbft habe im Jahre 1866 befunbet, 
daß es nicht am der Zeit jei, um Berfaffungsrechte zu kämpfen, wenn es fih um 
das Heil des Baterlandes handele. Wenn mun jett bie Frage vorliege, ob man 
entweder bie Flotte in ihrer Entwidelung aufbalten, beinahe zum Stillftand 
bringen, ober die bereits bewilligte Anleihe wirklich flüffig machen folle, jo könne 
man nicht zu Ungunften ber Flotte enticheiven. Seit dem Jahre 1866 beftehe 
noch weit mehr als früher eine der bebeutendften Aufgaben, welche Preußen zu» 
gefallen find, in der Entwidelung der Flotte und in dem Schute jowohl ber 
Küften wie auch bes Baterlandes zu Meere. Seit dem Jahre 1866 habe fi 
unjere Handelsmarine vervierfacht, wir haben ſeit der Zeit lange Hüften unb 
gute Häfen gewonnen, wir haben ſeitdem erft die Gelegenheit erhalten, in Wahr- 
heit unfere Flotte zu entwideln. Die jegigen Bewilligungen follten den Anfang 
bilden, um eine wirkliche und bedeutende Entwidelung der Flotte herzuftellen. 


Seitens der demokratiſchen Partei wurde dagegen die Annahme der Borlage 
ald eine ungzeitige Nachgiebigkeit gegen bie Regierung getadelt und gleichzeitig ber 
große Aufwand für Kriegszwede überhaupt angegriffen. 


Der General von Moltfe antwortete hierauf mit furzen 
Worten etwa Folgendes: 


Welcher verftändige Menſch follte nicht wünſchen, daß die großen Ausgaben, 
die in Europa für Kriegsfälle gemacht werben, lieber zu Friedenszweden ver- 
wendet würden? Aber auf dem Wege bloßer Verhandlungen wird das ficherlich 
nie zu Stande kommen. Ich ſehe für jenen Zwed nur eine Möglichkeit, und das 
it; daß im Herzen von Europa fi) eine Macht bilde, die, ohne ſelbſt eine 
erobernde zu fein, jo ſtark ift, daf fie ihren Nachbarn den Krieg verbieten 
laun. Eben deswegen glaube ich, daß, wenn bies jegensreiche Werk je zu Stande 
lommen fol, e8 von Deutſchland ausgehen wird, aber erft dann, wenn Deutich- 
land ftark genug fein wird, das heißt, wenn e8 geeinigt if. Unjere Nachbarn 
wiffen wohl — auch diejenigen, die jo thun, als ob fie es nicht wüßten — daß 
wir fie nicht angreifen wollen. Aber fie jollen auch wiffen, daß wir uns nicht 
angreifen laffen wollen und dazu brauden wir eine Armee und eine Flotte, und 
ih vertraue auf den Patriotismus dieſes hohen Haufes, daß es das von den Re» 
gierungen bargebotene Geſetz annehmen wird. 


778 
1868. 


Die Borlage der Regierung wurde (am 15. Juni) mit 
unerheblihen Veränderungen durch eine Mehrheit von 151 
gegen 41 Stimmen angenommen. 


Unmittelbar nah der Annahme ber Borlage ergriff der Präſident bes 
Bunbeslanzler- Amtes Delbrüd das Wort, um bie erfreulichen Folgen biejes 
Beichluffes anzubeuten. Inden die Berwirflihung der in Ausficht genommenen 
Anleihe nunmehr — ſei, fönnen einerſeits im Haushalt für 1869 alle 
mwünjcenswerthen Ausgaben für die Marine beftritten werben (ba es nicht mebr 
nöthig fei, einen Theil ber bereits geleifteten aufßerorbentlichen Ausgaben aus ben 
gewöhnlichen Mitteln, ftatt durch bie Anleihe zu deden) — anbererjeits können 
die auferorbentlihen Arbeiten für die Marine ſowohl, wie für die Küftenvertbei- 
bigung, in dem vollen als nothwenbig erfannten Umfange jofort wieder in An- 
griff genommen werben. 


Schluß des Reichstages. 


Aus der Thronrede Sr. M. des Könige. 


Sie ftehen am Schluſſe einer Seffion, welche reih an Mühen, aber 
auch reich an Ergebnifien war. 

In bingebender Thätigkeit haben Sie im Berein mit den verbün- 
deten Regierungen die Einrichtungen des Bundes ausgebaut und be 
feftigt und wichtige Reformen der gemeinjamen Gefeggebung theils ein- 
geleitet, theil3 zum Abſchluß gebradt. 

Die finanziellen Fragen, welde einen hervorragenden Gegenftand 
Ihrer Berathungen bildeten, find in befriedigender Weife gelöft. Indem 
Sie die — der in der vorigen Seſſion für die Entwickelung 
der Marine und die Vervollſtändigung der Küſtenvertheidigung beſchloſſenen 
Anleihe der bewährten Verwaltung der preußiſchen Staatsſchulden ans 
vertrauten, haben Sie die Fortbildung dieſes Zweiges unjerer Wehrkraft 
gefichert, welchem ebenjo jehr Meine eingehende Sorgfalt, ald die Sym- 
pathien der Nation zugewendet find, Die Verftändigung über die Ber: 
waltung diefer Anleihe hat es geftattet, in dem von Ihnen angenommenen 
Bundeshaushalts-Etat, ohne eine wejentliche Erhöhung der fortdauernden 
Ausgaben, für die Förderung der Aufgaben des Bundes in ausreichenden 
Make Fürſorge zu treffen. 

Die Einrichtungen, deren es bedarf, um über die Verwendung der 
Einnahmen des Bundes die verfafjungsmäßige Rechnung zu legen, find 
vorläufig men — — 

Die Maß- und Gewichts-Ordnung eröffnet die Ausſicht auf die 
Herftellung eines einfachen und einheitlichen Syftems für ganz Deutjchland 
und führt einer Einigung aller civilifirten Nationen J dieſem Gebiete 
näher. Die Bildung des Deutſchen Volles bürgt dafür, daß die von 
der Ausführung dieſes Syſtems unzertrennlichen Schwierigkeiten in nicht 
allzulanger Zeit zu überwinden jein werden. — — 

Und jo entlaffe ih Sie, geehrte Herren, mit Meinem und Meiner 
Hohen Berbündeten Danke für die Mitwirkung, melde Sie ſowohl Un- 
jerem gemeinfamen Werke, als auch den Aa Intereſſen zugemendet 
haben, zu deren Pflege Wir mit den Süddeutſchen Staaten verbunden 


779 
1868. 
find. Ich entlaffe Sie mit der Zuverficht, daß die Früchte Ihrer Ar- 
beiten bei Uns und in ganz Deutjchland unter dem Segen des Friedens 
gedeihen werden! 


Erſtes Bollparlament, 


2. März. Graf Bismarck eröffnet den Bundesrath des Zoll- 
vereins. 

9. März. Abſchluß des deutſch-öſterreichiſchen Zoll- und 
Handelsvertrags. 


27. April. Eröffnung des Zollparlaments. 
Thronrede Sr. Majeſtät des Königs. 


Geehrte Herren vom Deutſchen Zollparlamente! 


Vierzig Jahre ſind verfloſſen ſeit der Begründung des Vereins, 
welcher heute in eine bedeutungsvolle Epoche ſeiner Entwickelung eintritt. 
Von kleinen Anfängen a aber getragen von dem Bedürfniſſe des 
Deutfchen Volkes nad der Freiheit innern Verkehrs, hat der Zollverein 
fih allmälih, dur die Macht des nationalen Gedantens, welchem er 
Ausdrud gab, über den größten Theil Deutichlands ausgedehnt. Er hat 
zwifchen feinen Gliedern eine Gemeinfamfeit der Intereſſen gejchaffen, 
welche ihn ſchwere Proben fiegreich hat beftehen laſſen und im Weltver- 
fehr nimmt er eine Stellung ein, auf welche jeder Deutjche mit Befrie- 
— blickt. 

ie ihm bei ſeiner Gründung gegebenen Einrichtungen haben im 
Laufe der Zeit durch die Sorgfalt der Vereins-Regierungen einen hohen 
Grad der Ausbildung erhalten. Sie vermochten jedoch auf die Dauer 
weder den Anforderungen zu genügen, welche die rajche Entwidelung und 
die zunehmende Vielſeitigkeit des Verkehrs an die Gefeßgebung ftellt, 
noch dem berechtigten Verlangen des Deutjchen Volle nad einer wirk— 
jamen Theilnahme an diefer Geſetzgebung au entjprehen. Die Berände- 
rungen, welche da3 wirthichaftliche und politifche Leben Deutjchlands er- 
fahren hat, erheifchten die Fortbildung der dem Zollverein bei feiner 
Gründung gegebenen Organe, und es iſt die Frucht einer naturgemäßen 
Entmwidelung, wenn heute Vertreter der ganzen Nation fich zur Berathung 
der gemeinfamen wirthſchaftlichen Intereffen Deutjchlands vereinigen, 

Diefe Berathung wird fi auf faft alle Gebiete der nad dem Ber- 
trage vom 8. Juli v. J. gemeinfchaftlihen Gejeggebung erftreden und 
fannn dabei die Ausdehnung des Bereins auf Medlenburg und Lübeck als 
nahe bevorftehend in Auge fallen. Sie wird zunächſt die dauernde Re— 

elung der Verkehrs Beziehungen zu einem Nahbarlande zum Gegenftande 
Ar welches durch Stammes-Berwandtihaft und die mannigfaltigften 
materiellen Intereſſen eng mit Deutjchland verbunden ift. Der mit Oeſter⸗ 
reich am 9. März d. %. abgefchlofjene Handel3- und Zollvertrag wird dem 
gegenfeitigen Verkehr se, feit Jahren angeftrebte Erleichterungen 
gewähren und Anknüpfungspunkte zu weiterer Fortbildung darbieten. Ein 
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Gejeß über Abänderung der Zollordnung fol durch Befeitigung der mit 
den Formen des Bertehrs nicht mehr verträglichen Formen des Zollver- 
fahrens die Grundlage für eine allgemeine Revifion der Zollgejeggebung 
feftftellen. Eine gleihmäßige Befteuerung des Tabad3 und eine durd- 
reifende Abänderung des Zolltarif3 find dazu beftimmt, die Freiheit des 
erfehrd im Innern des Bereind und mit dem Auslande zu fördern 
und den finanziellen Intereſſen der BVereinsftaaten gerecht zu werden. 
Ein Handel3- und Schifffahrtsvertrag mit Spanien ergänzt die Reihe 
der Verträge, durch mwelche der Zollverein im Laufe der legten Jahre die 
Rechte der meiftbegünftigten Nation erworben und zugeftanden hat. 

Ich bin gewiß, daß Sie, geehrte Herren, an die Löfung diefer wid: 
tigen Fragen mit demfelben Geijte herantreten werden, welcher die Re 
gierungen befeelte, als fie fich über den Vertrag vereinigten, auf Grund 
defien Ihre Berufung erfolgt ift, und welcher feither die Berathungen des 
Bundesrathes geleitet hat. 

Halten Ste das gemeinfame Deutfche Intereſſe feft im Auge, ver: 
mitteln Sie von diefem Gefichtspunfte aus die Einzeln» Sntereffen und 
ein Erfolg, der Ihnen den Dank der Nation gewinnt, wird Ihre Ans 
firengungen frönen. 

Die freundfhaftliden Beziehungen, melde die Deutjden 
Regierungen mit allen auswärtigen Mächten unterhalten, 
berechtigen zu dem Bertrauen, daß der Entwidelung natio- 
naler Wohlfahrt, deren Pflege heute die Vertreter der Deut- 
hen Stämme vereinigt, die Segnungen des Friedens ge: 
jihert bleiben, zu deren Bejhügung die Deutſchen Staaten 
fih untereinander verbündet haben, und mit Gottes Beijtand 
jederzeit auf die geeinte Sraft des Deutjhen Bolfes werden 
zählen fönnen. 


Erfte Ausſprache zwiſchen Nord und Süd kei 
der Erörterung über den Erlaß einer Adrefje: 


Abg. von Bennigjen (für eine Adreffe): 


Die Norbdeutichen ſelbſt Fönnen einen fofortigen Anſchluß Süddeutſchlands 
gar nicht wollen, denn diejenigen Einrichtungen, bie in Norddeutſchland geichaffen, 
find noch feineswegs jo zum Abſchluß gebradt, daß man bie Zuftände als fertige 
betrachten könnte. Es bleiben uns für die nächſte Zukunft noch jo bedeutende 
Aufgaben zu löſen, daß es nicht wünſchenswerth erjcheint, bie Schwierigkeiten 
dadurch zu fteigern, daß eine erbeblihe Zahl wiberftrebender Elemente in ben 
Norddeutſchen Bunb aufgenommen würde. Die Adreſſe bat nichts weiter als 
eine ſchrittweiſe, allmälige Fortentwidelung im Auge. Zwei Feinde haben wir zu 
befämpfen; es gilt auf der einen Seite im Norden ben Gedanken niederzubalten, 
daß man dem Süden Gewalt anthun, ihn wider jeinen Willen zum Anfchluß 
an den Nordbund bringen müffe, und anbererjeits Har zu ftellen, daß man bas 
Gejammtvaterland ins Berderben ftürzen würde, wenn man verſuchen wollte, bie 
Grundlagen, die das Jahr 1866 geſchaffen bat, wieber in Frage zu ftellen. Hoffen 
wir, bab das Jahr 1866 uns dauernd inneren Frieden und Eintracht gebradt, 
daß es das lege Mal geweſen, wo Deutihe Deutſchen mit ben Waffen in ber 
Hand gegenüber geftanden haben. Diejem Gefühle wollen wir Ausprud geben; 
laffen Sie unfere Beratbungen von bemfelben befeelt fein, laffen Sie es uns 
als unjere Pflicht betrachten, alles Feindfelige zu vermeiden, und da- 
gegen Alles hervorzuheben, was uns einigt. 


181 


1868, 
Ag. von Thüningen (gegen eine Adreffe): 

Ih werde offen und wahr fein: ich fann nicht werbeblen, daß die Mebr- 
beit des fübbeutichen Bolles, die eigentliche Vollsmaſſe, offenbar einer näheren 
Berbindung mit Preußen abbold iſt. Es herrſcht dort ein gewiſſes Mißtrauen, 
eine gewifje Furcht, daß durch einen zu engen Anfchluß unferer Selbftftänbigfeit 
Nachtheil erwachſen könne. Wenn Sie dies Gefühl auch nicht fiir gerechtfertigt er- 
achten, jo werben Sie es doch wohl erflärlich finden, wenn Sie bevenfen, daß 
die ſüddeutſchen Bollsftämme von jeher eine große Anhänglichkeit an ihre Ein- 
rihtungen und Herrſcherhäuſer hegen; wenn Sie ferner bedenken, daß die Maffe 
des Bolles bei uns nur Gefühlspolitif treibt, und eine Abneigung dahin gebt, 
von wo ihr Gefühl verlegt wird; und baf dies durch die — * Siege ge- 
ſchehen ift, werben Sie leicht erfennen. — Anbers ift unfere Stellung, die ver 
Abgeordneten. Wir treiben feine Politit des Gefühls, fonbern bes Berftandes. 
Wir lafjen uns nicht durch augenblicliche Berftimmung, auch nicht von der Bolks- 
fimmung leiten. Wir fühlen aub, daß jeder Schlag, der Preußen 
von auswärts verjegt wird, fühlbar ift für ganz Deutſchland und 
bejonbers für Sübdeutjhland. Wir fteben feft auf dem Boden der 

efhlofjenen Berträge, vor allen Dingen auf bem Shuß- und 
rupbänbniffe, und Sie können überzeugt fein, daß, wenn die 
Unverleglihleit Deutjhlands von irgend welder Seite in Frage 
geftellt wird, wir an Ihrer Seite fteben, an Ihrer Seite fümpfen, 
an Ihrer Seite bluten werden. Das Nationalgefühl und das Gefühl ber 
Aujammengebörigleit ift bei uns ebenjo lebhaft, wie anderswo. Wenn wir un 
aber auf den Boden der Berträge ftellen, jo hoffen wir, daß dies auch von an- 
berer Seite geſchieht. Der Zollvertrag beichränkt fih nun auf eine beftimmte 
Grenze; darüber hinaus fanın er nicht ausgedehnt werden, ohne neue Berträge 
zwiſchen den betheiligten Regierungen unter Zuftimmung der Bollsvertretungen. 
Durch bie Abreffe wird uns zugemutbet, über bieje Grenze gg Dean 
fagt nun zwar: das find ja nur Wünfche, melde bie Adreffe ausdrüdt, feine 
Thaten. Ich bitte aber doch zu bevenken, daß ein Wunſch, bier ausgejprocen, 
eine That ift durch ganz Europa. Wir find gern bereit, auf dem Wege des Ber- 
trages eine größere Einigung herbeizuführen; wir fühlen dies Bebürfniß vielleicht 
flärfer wie Sie, wir wollen aber bie Einigung nur auf gejetlichem, auf dem Wege 
des Bertrags. 

Der zweite Grund für Ablehnung der Adreſſe ift der der Zweckmäßigkeit. 
Benn Sie wünfhen, auf dem Wege der Verträge zu einer weiteren Einigung zu 
fommen, fo ftören Sie dies nicht durch Beihhlüffe, die von uns mit Mißtrauen 
betrachtet werben. Wir find bierber gelommen mit der feften Abficht, ehrlich und 
freudig mit Ihnen an dem Ausbau der Berhältniffe zu arbeiten, für die unjere 
Wahl uns Vollmacht giebt. Es ift ferner unjere Abficht, freundichaftliche Bezie- 
dungen mit Norbdeutichland herzuſtellen; wir wollen gern die Bruderhand nehmen; 
Hören Sie aber nicht das Wachsthum ber zarten Pflanze der Freundihaft. Glauben 
Sie, daß uns eben jo jehr Eintracht, Einigung und die fortichreitende Verbindung 
zwifchen Nord» und Süddeutſchland am Herzen liegt, als Ihnen felbft. 


Das Zollparlament nahm von dem Erlaß einer Adrefje 
Abitand. 


11. Mai. Genehmigung des deutſch-öſterreichiſchen Ver— 
trags mit 246 gegen 17 Stimmen. 
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Zur Stellung und Kompetenz des Zollparla= 
ments. € 
Erklärungen ded Grafen v. Bismard. 


J. 

(Gegenüber dem heſſiſchen Bevollmächtigten Geheimen Legationsrath Hof- 
mann, welder bie Eompetenz bes — * zur Beſchlußfafſung 
über den Bambergerſchen Antrag, betreffend das Zuſammentreffen der 
herabgeſetzten Weinzölle mit dem beſtehenden Syſtem ber indirecten 
Steuern in Heſſen, beſtritten hatte.) 


Ich bin natürlich ebenſo wenig wie mein Großherzoglich heſſiſcher 
Herr Kollege in der Lage, mich in diefem Augenblide darüber im Namen 
des Bundesrath3 ausſprechen zu können, ob derjelbe oder feine Majorität 
glauben wird, die Kompetenz zur Beurtheilung des mir joeben erft befannt 

ewordenen Antrages zu bejigen. Nachdem aber von einem Mitgliede des 
Bundesrathes dieje Kompetenz angeziveifelt worden ift, ift e8 mir ein 
Bedürfniß, zu fonftatiren, daß dies eben die perſönliche Anſicht diejes 
einzelnen Mitgliedes ift, daß wir nicht im Stande find, eine Anſicht im 
Namen des Bundesraths über diefe Frage zu äußern, und daß mein 
Eindrud prima facie der entgegengefegte von dem meines Großherzoglich 
heſſiſchen Herrn Kollegen ift, indem ich mir jehr wohl denken fann, daß 
der Bundesrath, wenn er glaubt, daß durch die Modalität- der Beſteue— 
rung im Einzelnen diejenige Berkehrsfreiheit im Inlande bejchränft oder 
gefährdet ift, welche die Inſtitution des Zollvereins verbürgen, daß er als- 
dann kompetent jein könnte, die Remedur eintreten zu lafien. 


II. 
Gegenüber dem Abgeordneten Probſt aus Stuttgart. 


Meine Herren! Sie Alle, auch Sie aus Süddeutſchland, werden mir 
das Zeugniß geben, daß ich, als Vertreter meiner Regierung, ebenſo wie 
meine Kollegen vom Norddeutſchen Bunde auf das Sorgfältigſte Alles 
vermieden habe, was uns der Vermüthung ausſetzen könnte, als wollten 
wir auf die ſüddeutſchen Herren irgend eine Preſſion, auch nur die leiſeſte 
Ueberredung ausüben, damit ſie ſich dazu hergeben möchten, die Competenz 
des Zollparlaments zu erweitern. 

Der Herr Vorredner hat uns geſagt, ſeine engeren Landsleute ſeien 
einig in dem Beſtreben, ſich jeder Erweiterung der Competenz des Zoll 
parlaments zu widerſetzen. Es iſt von dieſer Seite her af die Pläge 
der Vertreter der zollverbündeten Regierungen deutend) gewiß nicht3 ge- 
ſchehen, was den Herren Borredner und feine Gefinnungsgenofien in diefem 
Beitreben irgendwie hätte irre machen oder hindern können. Führen Sie 
ihr Progranım dur, jo lange es ihr freier Wille ift; Sie werden von 
und weder mit einer Ueberredung, noch mit einer Bitte, noch auch nur 
mit einem Wunfche aufgefordert werden, Ihr Programm aufzugeben. Es 
ängt das Aufgeben defjelben lediglih von Ihrem freien Willen ab; id 

eziehe mich ungern in diefer VBerfammlung auf ein Aftenftüd, welches in 
Ihren Geſchäftskreis nicht hingehört; aber um ein für alle Mal das 
Programm der Politif des Norddeutichen Bundes in diefer Beziehung zu 
fennzeichnen, erinnere ih Sie an eine längft publizirte — — 
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des Kanzler des Norddeutſchen Bundes vom 7. September v. J. Wenn 
Sie diefelbe mit Aufmerkſamkeit lefen, fo werden Sie fich überzeugen, daß 
da8 Programm der Politik des Norddeutfchen Bundes, an welchem der- 
felbe noch heute fefthält, die Selbftftändigkeit Süddeutſchlands in Feiner 
Weiſe gefährdet, und felbft, wenn Sie den Wunſch ausfprächen, diefe Ihre 
Gelbftftändigkeit aufzugeben — Sie nennen es fo, ich nit — fich dem 
Norddeutihen Bunde zu nähern, will ich lieber fagen: jo müßten Sie 
diefen Wunfh ſchon fo motiviren, daß er auf beiden Seiten bdiefelbe 
günftige Beurtheilung fände. Sie halten uns für viel empreffirter, als 
wir es find. 

R Ih babe das Wort ergriffen, um Sie vollftändig darüber zu be- 
ruhigen. 

So u als Sie nit in freier Entſchließung erkennen, 
daß Ihrer Selbftftändigfeit im höchſten und meiteften Sinne 
am beften damit gedient ift, und jo lange nicht auß dem Grunde 
Ihres allgemeinen Nationalgefühls diejenige Majorität der 
Süddeutfhen, die überhaupt ftaatlihe Einrihtungen will, er— 
Härt, es jei ihr Wille, fih dem Norddeutihen Bunde anzu 
fhhließen, — fo lange deliberiren Sie in Ruhe über die Gegen- 
ftände des Zollvereind. Aber wenn ic) mich jo gegen das Beltreben 
jeder Eompetenzermeiterung verwahre, fo muß ich auch jedem Beftreben, 
die vertragämäßige Competenz des Bollvereins zu vermindern, entgegen 
treten; ob ein ſolches Streben hier vorliegt, (offe ich noch unentjchieden; 
dem Herrn Vorredner aber und Allen, die dafjelbe Thema mit ihm behan- 
deln, gebe ich zu bedenten, daß ein Appell an die Furcht in deutſchen 
Herzen niemals ein Edjo findet. 


Zur Zollreform. 
Aus den Motiven ded Gejegentwurfs, die Reform des 
Zolltarifd betreffend. 


„Der vorliegende Gejet- Entwurf wegen Abänderung des Bereins- Zolltarifs 
bat die Abficht, den Verkehr und bie Gewerbſamleit durch Aufhebung der Eingangs- 
Abgaben für Gegenftände der großen Handels» und Hilfsmittel der Fabrikation 
zu fördern, den Bezug nothwendiger Lebensmittel zu erleichtern und ben Zolltarif 
durch Befeitigung der Zölle für finanziell und wirtbichaftlih unerhebliche Gegen- 
ftände zu vereinfachen. Es leitete hierbei der Gefichtspunft, daß es die Aufgabe 
der Steuerreform jei, bie nicht zu entbehrenben Erträgniffe bes Zoll- und Steuer- 
jyftems mit der möglichft geringen Belaftung bes Verkehrs und Verbrauchs aufzu- 
bringen. 

Die Borlage wegen Erhöhung der auf dem Taback ruhenden Steuern ift 
wejentlich auf die Abficht gegründet, die Mittel für die Tarifreform zu gewinnen. 

Die Bereinfahung des Tarifs dur Befeitigung derjenigen Zariffäge, an 
welche fein wejentliches Interefje fich Inüpft, bilbet den Gegenftand ber von faft 
allen Organen des Hanbelsftandes in der legten Zeit, theils in den Jahresberichten, 
tbeils in zahlreichen Petitionen dringend geltend gemachten Wünſche und Anträge. 
Mag auch bei denfelben der Zuſammenhang, in weldem einzelne Tarifpofitionen 
von an fich unerheblicher finanzieller Bedeutung mit anderen finanziell unentbehr- 
lihen Steuerſätzen ftehen, mannigfach überjehen fein, und muß auc gegen den be- 
antragten Wegfall einzelner Pofitionen eingewenbet werben, baß biejelben wegen 
ihres Zufammenhanges mit inneren Steuern nicht wegfallen können, jo ift Doch ein 
großer Theil ber Vorſchläge jedenfalls beachtenswerty. Theils im Interefje ber 
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Bollftändigkeit, theils in Folge bes Wegfalls ber allgemeinen Eingangsabgabe, ent- 
bält der Bereinszolltarif manche Nummern und Unterabtbeilungen, die ohne Schaden 
wegfallen Fünnen, und der Grundgedanke jener Borichläge, den Zarif zur Er- 
leihterung feines Berftändniffes und feiner Handhabung auf die Pofitionen zurüd- 
zuführen, welde nad ber gegenwärtigen Lage unferes Zollſyſtems unentbebrlic 
find, enthält feine volle Rechtfertigung in fich. 

Eine ſolche Reform wird ſich nicht num wirthſchaftlich als ſegensreich bewähren, 
indem fie das Gebiet aller Verkehrsfreiheit, voller Unbeichränftheit in der Wahl der 
Gegenftände des Verzehrs und ber Verarbeitung wejentlich erweitert, fie wirb and 
für die finanziellen Intereffen auf die Dauer Vortheile herbeiführen. 

Abgejeben von ber Erleichterung der Zollauffiht und Zollerbebung burd die 
Bermindberung der Zahl der zur Zollabfertigung gelangenden und im Verkehr zu 
überwacenben Gegenftände unterliegt es feinem Zweifel, daß bie für viele Gegen- 
ftände eintretende Steuerfreibeit des Verzehrs und der Verarbeitung förbernd auf 
ben Verbrauch auch der fteuerpflichtigen Artikel einwirken wird; denn der gefammte 
Verbrauch ftebt in fih in einem jvftematiihen, urjächlich ſich bedingenden Zu- 
ſammenhange, dergeſtalt, daß der erleichterte Verbrauch des einen Artilels den 
vermehrten Verbrauch anderer zur natürlichen Folge hat. 

Die größere Verſtändlichkeit und erleichterte Handhabung bes Tarifs iſt 
endlich ein nicht zu unterſchätzender Vortheil für ben Berlehr, indem fie zeit- 
raubenden Rüdfragen vorbeugt, dem Handel das Dazwiſchentreten tarifverflänbiger 
Vermittler vielfah eripart und dadurch die Handelsunkoſten mindert. 

Je mehr der Tarif nach den zuvor angebeuteten Richtungen fich bewegt, 
um jo mehr wird er fi in jeinem allgemeinen Charakter zu einem Syſtem der 
Befteuerung des freiwilligen Aufwanbes umgeftalten.” 


In Betreff der Befteuerung des Petroleums heißt es. 

„Die Erträgniffe, welche aus dieſer Mafregel zu erwarten find, follen zu 
einer theilweifen Dedung ber in Folge des Hanbels- uub Zollvertrages mit 
Defterreih vom 9. März 1868 und ber weiter nach ben durch bie gegenmärtig? 
Gejetesnorlage in Ausficht zu nehmenden, ziemlich beträchtlichen Ausfälle in den 
Einnahmen des Zollvereins dienen. 

Steindl war früher der allgemeinen Eingangsabgabe unterworfen. Ju 
Jahre 1863 verftänbigte man ſich babin, daß unreines Steinöl x. zollfrei einzu 
laffen jei, Dagegen bewendete e8 damals bei dem Zollfae von A Atbir. für das 
gereini te. Erft vom 1. Juli 1865 ab wurben alle Mineralöle, roh und gereinigt, 
vom Eingangszolle befreit. Seit biefer Zeit bat der Berbrauh von Petroleum 
einen = erorbentlihen, damals nicht geabnten Aufihwung genommen. Es iſt 
anzunehmen, daß bie Einfuhr im vorigen Jahre mehr als 1,000,000 Etr. be 
tragen bat, und vorausfichtlich wirb ſich der Verbrauch noch fleigern. Die Wieder: 
De eines Zolles von 15 Sgr. für den Centner würde baber einen Zol- 
ertrag von mehr als 500,000 Rthlrn. liefern. Da das Pretoleum nur, oder bob 
weit überwiegend, als Beleuctungsmaterial Berwendung findet, und als joldet 
mit dem einem Zollzujage von 15 Sgr. unterliegenden Arie jo dürfte die 
Wiederherſtellung bes gleihen Eingangszolles für Petroleum an fi gerechtfertigt 
und unbebenklich fein.“ 


Nachdem der Zoll auf Petroleum in der Schlukabitim- 
mung (am 24. Mai) mit 149 gegen 86 Stimmen abge 
lehnt worden war, zog Graf Bismard auf Grund ber 
Beichlüffe ded Bundesrathes die Vorlage zurüd. — 
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23. Mai. Schluß des Zollparlaments. 
Thronrede Sr. Majeität des Königs. 


Geehrte Herren vom Deutſchen Zollparlamente! 

Die wenigen Wochen, welche verflofjen find, feit Ih Sie hier mill- 
fommen bieß, werden für die Freiheit des Verkehrs nah Außen, wie im 
Innern und für die Entwidelung der nationalen Wohlfahrt nicht ohne 
Segen bleiben. 

Durh den von Ihnen genehmigten Vertrag mit Defterreich ift die 
Einfuhr von wichtigen Materialien für die Fabrikation und von Gegen- 
ftänden des Verbrauchs erleichtert, die Ausfuhr zahlreicher Erzeugniffe des 
Bodens und der Gewerbe gefördert und die ori e Ausdehnung des 
Zollverein auf Medlenburg ermögliht. Das im Zufammenhange mit 
diefem Bertrage jtehende Tarifgeſetz dehnt die an Defterreich eingeräumten 
Berkehrserleihterungen faft ausnahmslos auf alle Länder aus. Die Ver- 
träge mit dem Kirchenftaat und mit Spanien fihern dem Zollvereine in 
beiden Ländern die Rechte der meiftbegünftigten Nation und werden dem 
Berfehr mit denjelben einen neuen ma Am geben. Die größere Einfach 
beit und Beweglichkeit in den Formen des Zollverfahrens wird dem Verkehr 
mit allen Ländern und allen Theilen des Vereins zu Gute fommen. Die 
Herftellung der Gleihmäßigfeit in der Befteuerung des Tabadbaues end- 
lih wird die Aufhebung einer, den Verkehr im Innern des Vereins bes 
fäftigenden Schranfe geftatten. 

Den günftigen Wirkungen auf die Entwidelung des Verkehrs, welche 
diefe Maßregeln verjprechen, jteht jedoch, wenigſtens für die nächte Zeit, 
die Beforgni einer nicht unmefentlihen Verminderung der Zolleinnahmen 
gegenüber. Einer glüdlihen Verſchmelzung des finanziellen mit dem 
wirtbichaftlihen Interefje verdankt der Zollverein feine Entftehung und 
feinen Aufſchwung. Die ausjchlieglihe Wahrung de3 einen von beiden 
Interefien müßte feine Entwidelung lähmen. 

Sie Alle, geehrte Herren, haben den ernſten Willen, diefe Entwide- 
lung fördern zu helfen, und wenn es bisher nicht gelungen ift, eine Ber- 
ftändigung über den Weg, auf welchen jene beiden berechtigten Intereſſen 
auszugleichen find, herbeizuführen, jo vertraue ch, daß bei —* nächſten 
Zuſammentreten den vereinten Bemühungen der verbündeten Regierungen 
und des Zollparlamentes der Erfolg auch nach dieſer Seite hin nicht 
fehlen werde. 

Nicht minder darf ich hoffen, daß die Seſſion des Deut— 
ſchen Zollparlamentes; welche Ich heute ſchließe, dazu gedient 
hat, das gegenſeitige Vertrauen der Deutſchen Stämme und 
ihrer Regierungen zu kräftigen und manche Vorurtheile zu 
zerſtören oder doch zu mindern, die der einmüthigen Be— 
thätigung der Liebe zu dem gemeinſamen Vaterlande, welche 
das gleiche Erbtheil aller Deutſchen Stämme iſt, etwa im 
Wege geſtanden haben; Sie werden alle die Ueberzeugung in 
die Heimath mitnehmen, daß in der Geſammtheit des Deut— 
ſchen Volkes ein brüderliches Gefühl der Zuſammengehörigkeit 
lebt, welches von der Form, die ihm zum Ausdrucke dient, 
nicht abhängig iſt und welches gewiß in ſtätigem Fortſchreiten 
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an Kraft zunehmen wird, wenn mir alljeitig beftrebt bleiben, 
in den Vordergrund zu ftellen was und eint, und zurüdtreten 
zu lajjen was uns trennen könnte. 

Nahdem Jh durdh den übereinftimmenden und vertrags- 
mäßig befundeten Willen der dazu berechtigten gejeggebenden 
Gemwalten unjere3 Deutfhen Baterlandes 'h diefer hervor» 
ragenden Stellung in demfelben berufen bin, betradte Ich 
e8 als Ehrenpfliht, vor den zu diefem Parlamente ermählten 
Vertretern des Deutfhen PVolfes zu befunden, daß Sch die 
Mir übertragenen Rechte als ein heiliges, von der Deutſchen 
Nation und ihren Fürften Mir anvertrautes Gut in gemijjen- 
bafter Achtung der geſchloſſenen Berträge und der geſchicht— 
lihen Berehtigungen, auf welchen unjer vaterländitäes Ge: 
meinwefen beruht, handhaben und verwerthen werde. Nidt 
die Macht, welche Gott in meine Hand gelegt hat, jondern die 
Rechte, über welche Ich mit Meinen Bundesgenofjen und den ver- 
fafjungsmäßigen Vertretungen ihrer Unterthanen in freien Ver— 
trägen übereingefommen bin, werden Mir jegt und in Zukunft zur 
—— Meiner Politik dienen. 

n dieſer Richtung und im feſter Zuverſicht auf Gottes Beiſtand die 
Löſung unferer mn Aufgaben erftrebend, ſehe ich der Wieder: 
vereinigung des Deutichen Zollparlamentes entgegen, jobald neue Arbeiten 
dafjelbe zu erneuter Thätigfeit berufen werden. 


Nah dem Zollparlament. 


Toafte bei dem Feitmahl für die Mitglieder des Zoll: 
parlament3 in der Berliner Börfe. 


Den Toaſt des Dr. Siemens auf das Zollparlament 
erwidert der Präfident ded Zollparlament® Dr. Simjon: 


„Das Bolt der norböftliden Marten unferes deutihen Baterlandes bat in 
ftiller, erufter, bebarrliher Arbeit dem kargen Boden ungeahnte Segnungen ab» 
an dem Handel und ber Inbuftrie find Stätten gegründet, welche von ber 

datur dazu nicht vorbeftimmt ſchienen, nirgend herrlicher und wunbervoller, als 

in diefer großen und guten Stabt. Dieſe große Hauptftätte preußiſchen, d. b. 
deutſchen Hanbels, preußiichen, das ift deutſchen Gewerbefleißes, ſteht an Energie 
und bober Bedeutung ſchon beute feiner der Erde nad. Das Zollparlament iſt 
auch zur Pflege ber wirtbichaftlihen Intereffen der Nation gegründet und berufen. 
Niemand vermag zu weiffagen, warn e8 fich zu der Bollsvertretung bes Gejammt- 
ftaats deutſcher Nation entwidelt, in biejelbe vollendet haben wird. Denn Gottes 
Zeiten find eben fein Geheimniß! Aber in diefer Beſchränkung ift ſich das Zoll- 
parlament bewußt, den ewigen Ideen zu dienen, welche aud die Materie durd- 
leuchten, burchgeiftigen, verflären! In aller Begrenzung unferes gegenwärtigen 
Berufs halten wir uns unjere Aufgaben für das Gejammmtvaterland gegenwärtig, 
in beffen einem Intereffe jchließlich alle wahren Intereffen feiner Stämme und 
Staaten friedlich zufammentreffen müfjfen. Und in dem Gefühl dieſer Wedhielbe- 
ziebung laſſen Ste uns die Gläſer füllen. Es gilt einen ber widhtigften und an- 
gejebendften Träger der Entwidelung unferes deutſchen Baterlandes, dem Handels» 
und Gemwerbeftand der Stadt Berlin, jeinem Heile, jeinem woblverbienten 
Gedeihen! Er lebe hoch!“ 
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Graf von Bidmard rief den jüddeutichen Brüdern 
einen Scheidegruß in folgenden Worten zu: 


„Die kurze Zeit unferes Beifammenfeins ift fchnell vergangen, wie ein 
Früblingstag; möge denn bie Nachwirkung fein wie die bes Frühlings auf bie 
künftige Zeit! Ich glaube, daß Sie nad der Gemeinfamleit der Arbeit für bie 
deutihen Intereffen die Ueberzeugung mit nad Haufe nehmen werben, daß Sie 
bier Bruderherzen und Bruberbände finden werben für jeglide 
!age bes Lebens! und baf jedes erneute Beifammenfein dies Berhältnif ſtärlen 
wird und muß! Laffen Sie uns dies Verhältniß fefthalten, laſſen Sie uns dies 
Familienleben pflegen. In diefem Sinne rufe ih den ſüddeutſchen Brüdern ein 
berzliches: Auf Wieberjehen! zu.“ 


Stürmiſcher Beifall von allen Seiten folgte diejen 
Worten. 


Der bayeriſche Minifter-Präfident Fürft Hohen: 
lohe erwiderte den Scheidegruß des Bundesfanzlerö wie 
folgt. 

„Die Begeifterung, welche bie Worte des Bunbeslanzlers in ben Herzen 
der Süddeutſchen hervorgerufen haben, mag Ihnen beweifen, daß eine Annäherung 
zwiſchen Süd und Nord ftattgefunden hat, welche nicht vermindert, jondern ver» 
mehrt worben ift durch die Arbeit des Zollparlaments. Ich glaube, Sie werben 
mit mir übereinftimmen, wenn ich fage, die Arbeit deutſchen Geiftes bat 
das Band der Stämme enger gejhlungen. Diejem Berftänbniß deutſchen 
Geiſtes ift eine Aufgabe zu Theil geworben, edler, herrlicher und höher als andere 
fogenannte civiliſatoriſche Miffionen. Laffen Sie uns in biefem Geift, laffen Sie 
ung im dieſer Aufgabe zujammenhalten, und in dieſem Sinne bringe ich ein 
Hoch der Bereinigung der deutihen Stämme!“ 
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1868. 4. November. Eröffnung des Landtages. 


Aus der Ihronrede Sr. Majeftät des Königs. 


Die heute beginnende Sigungsperiode eröffnet Ihnen ein weites Feld 
wichtiger gefetsgeberifcher Thätigkeit. ch vertraue, daß derſelbe Geift 
bereitwilligen Zufammenmwirkens mit Meiner Regierung, welchem die gün- 
ſtigen Erfolge der legten Seſſion zu danken waren, aud, bei den Died 
maligen Berathungen maßgebend fein werde. 

Der Staatshaushalts-Etat für das nächſte Jahr wird Ihnen un: 
verzüglich vorgelegt werden. In Folge des Zufammenmwirkens verjchiedener 
ungünftiger Umftände ift e3 nothwendig gewejen, zur vollftändigen Dedung 
der Staat3- Ausgaben, obwohl diejelben tbunliht beſchränkt worden find, 
außerordentliche Einnahmen in Anja zu bringen. Die dauernde Stodung 
des Verkehrs und die Folgen einer nicht günftigen Ernte im vorigen Jahre 
baben die fonjtige naturgemäße Steigerung der Einnahmen mit der un- 
— Zunahme der Staatsbedürfniſſe nicht gleichen Schritt halten 
laſſen. 

Durch die im allgemeinen vollkswirthſchaftlichen Intereſſe beſchloſſenen 
Herabjegungen der Zölle und anderer Einnahmen find Ausfälle von er- 
beblihem Umfange herbeigeführt worden, in deren Borausficht, zu Anfan 
diefes Jahres, dem Zollparlamente Borlagen gemacht wurden, welche jed 
die Zuftimmung dejjelben nicht erlangt haben. 

Ich hoffe zuverfichtlich, daß die Vermehrung der eigenen Einnahmen 
des Bundes al3 nothmwendig anerkannt und nicht weiter verfagt werden 
wird. Wenn ferner nach Yage der Berhältniffe in nächfter Zeit ein leben: 
digerer Auffhwung von Handel und Verkehr und ein günftiger Einfl 
defeiben auf die Erhöhung der Staatd- Einnahmen erwartet werden darf, 
jo knüpft ſich hieran auch die Hoffnung, daß demnächſt die Mittel vor- 
— fein werden, das Gleichgewicht zwiſchen den ordentlichen Staats— 

innahmen und Ausgaben berzuftelen und für die Staatsbedürfnifie 
außgiebiger zu forgen, als e3 gegenwärtig möglich gemejen ift. 

In Würdigung diefer Verhältniffe werden Sie feinen Anftand nehmen, 
den Borjchlägen Meiner Regierung wegen Dedung des Ausgabe» Bedarfs 
für das nächte Jahr Ihre Zuftimmung zu geben. 

Die Beziehungen Meiner Regierung zu den auswärtigen Mächten 
find nad allen Seiten hin befriedigend und freundfchaftlich. 
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Die Ereigniffe auf der meftlihen Halbinfel Europas fönnen und zu 
feinem anderen Gefühle veranlafien, al zu dem Wunſche und zu dem 
Bertrauen, daß es der jpanifchen Nation gelingen werde, in der unab- 
bängigen Geftaltung ihrer Berhältniffe die Bürgfchaft ihres Gedeihens 
und * Macht zu finden. 

ine — Uebereinſtimmung in wachſender Bildung und Huma- 
nität hat der internationale Kongreß bewährt, melcher jo eben in Genf 
die Aufgabe gelöft hat, die früher feftgeftellten Grundfäge für die Be- 
handlung und Pflege der Verwundeten im Kriege zu vervollftändigen und 
auf die Marine auszudehnen. Wir dürfen hoffen, daß der Augenblid 
fern ſei, der die Ergebniffe zur Anwendung berufen merde. 

Die Gefinnungen der Souveraine und das Friedensbedürfnig der 
Bölter begründen die Zuverficht, daß die fortfchreitende Entwidelung des 
allgemeinen Wohlftandes nicht nur Feine materielle Störung erleiden, fon- 
dern auch von jenen Hemmungen und Lähmungen wird befreit werden, 
welche grundlofe Befürdhtungen und deren Ausbeutung durch die Feinde 
des Friedens und der öffentlichen Ordnung ihm nur zu oft bereiten. 

Möge der Landtag, durhdrungen von jener Zuverfiht, an feine 
Friedend=- Arbeit gehen! 


Zur Frage der Redefreiheit. 


Erneuter Antrag im Abgeordnetenhaufe (aus der frei 
fonjervativen Partei.) 

„Statt ded biöherigen Artifeld 84 folgende Beftimmung 
der Reichsverfaſſung aud in die preußiiche Verfaſſung auf- 
zunehmen: 

„Kein Mitglied ded Landtages darf zu irgend einer 
Zeit wegen jeiner Abjtimmung oder wegen der in Aus— 
übung jeined Berufs gethanen Aeußerungen gerichtlich 
oder disziplinariſch verfolgt oder jonft außerhalb der 
Verſammlung dedjenigen Hauſes, zu weldem er ale 
Mitglied gehört, zur Verantwortung gezogen werden.“ 


20. November. Erklärung des Minifterd ded Innern Grafen 
zu Eulenburg Namens der Staatöregierung. 


Meine Herren! Die ſchweren Bedenken, welche die Regierung gegen bie 
Gewährnng einer unbeſchränkten Redefreiheit an die Mitglieder des Landtags 
gebegt bat, hegt fie auch noch; aber fie fühlt fich nicht gebrungen, wie bie Sachen 
iegen, auf biefe Bedenken einen Widerſpruch gegen den Antrag v. Gu6rarb zu 
fügen. Die Bunbesverfaffung hat den Mitgliedern des Reichstags volle unbe» 
ſchränkte Redefreiheit gewährt; die Majorität des Abgeorbnetenhaufes fieht in dem 
Rechtszuſtand, wie er durch Art. 84 der preußiichen Verfaffungsurkunde begründet 
ift, eine Schmälerung der Rechte der preußifchen Landesvertretung. Die Anträge 
auf Deklaration oder Abänderung des Art. 84 folgen fih und drohen ſchwere 
Wunden aufzureißen, die beffer geichloffen bleiben. Die Staatsregierung ift der 
Anfiht, daß ihre Bedenken gegen Gewährung der vollen Redefreibeit nicht jo 
jhwer wiegen als die Gefahr, aus biefer Beranlaffung einen Unfrieden zwifchen 
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ber Staatsregierung unb ber Lanbesvertretung fich einbürgern zu jeben. Es 
würde der Staatsregierung zur Beruhigung —— wenn diejenigen Mitglieder 
des Hauſes, welche bisher die Auſicht der Staatsregierung getheilt haben, auch 
auf dem jetzt von ihr eingeſchlagenen Wege ſich ihr anſchlöfſen. Die Staatsre- 
gierung giebt fi einer doppelten Hoffnung hin: erftens, daß die Landesvertretung 
erfennen wirb, daß ber Regierung auch große Opfer nicht zu fchwer werben, 
wenn es fih darum banbelt, fi in Einklang mit der Landesvertretung zu er- 
balten; zweitens, daß, fobalb das Gejet feine Schranken mehr gegen bie Unfitte 
ziehen wird, die Sitte felbft ftarf genug fein wird, auch ohne die Mauer des 
Geſetzes ſich gegen ihren Feind zu ſchützen. Diejenigen Mitgliever des Staats- 
minifteriums, welche zugleich Mitglieder bes Abgeordnetenhauſes oder bes Herren- 
baufes find, werben in beiden Häufern für den Antrag ftimmen. 


Der Antrag wurde im Abgeordnetenhauje in zweimaliger 
Abftimmung, mit einer Zwilchenzeit von 21 Tagen, mit 
großer Mehrheit angenommen. 


Erklärung , des Grafen von Bismard bei der Bera- 
thung im Herrenhaufe. 


Ich bitte um Ihre Nachficht, meine Herren, wenn ich vor der Tages- 
ordnung das Wort ergreife. Ich glaube dem Haufe eine Erklärung und 
Motivirung darüber ſchuldig zu jein, daß ich ungeachtet des Urtheils, 
welches ich über die Grumdlagen des Antrags in diejen felben Räumen 
von diefer Stelle früher außgejprochen habe, Hr denjelben ftimmen werde, 
wenn es mir geftattet ift, mich heute an der Abftimmung zu betheiligen. 
Ich werde dazu geleitet von der jchon oft an diefer Stelle ausgeſprochenen 
Ueberzeugung, daß die Gefammtheit des konftitutionellen Lebens eine Reihe 
von Kompromifjen bildet, melde zu fördern zwiſchen den verjchiedenen 
Faktoren ich als wejentliche Aufgabe einer fonftitutionellen Regierung an— 
fehe. Ein Kompromiß fann niemal3 zu Stande kommen, wenn Niemand 
bereit ift, von feiner Ueberzeugung einen Theil und auch von feiner ehr- 
lichen Ueberzeugung — denn von einer anderen reden wir nicht — wie 
e3 die meinige tft, den Mitfonkurrenten beim Kompromittiren zu opfern. 

Ich Halte das für zwedmäßig und für die Stellung der Königlichen 
Staatsregierung für geboten, jelbft darnach zu handeln, und die Unter: 
werfung unter diefes fonftitutionelle Gefeg der Vereinbarung nad Kräften 
zu fördern überall da, wo der Einzelne, ich will nicht fagen durch Auf- 
gabe, aber doch durch Berziht auf die Ausſprache feiner Ueberzeugung 
mefentlichere Nachteile vom Gemeinmwejen abzuwenden vermag. as, 
glaube ich, ift der Fall, der hier vorliegt. 

Ich babe jelbft in meinen früheren Yeußerungen und bei der jchärfften 
Berurtheilung des Prinzips zu einer anderen Reit immer binzugefügt, 
daß ich praltiſch auf diefe Frage einen fehr enticheidenden Werth nicht 
lege, jondern, daß e8 mehr das theoretifche Gefühl gekränkten Rechtsbe— 
wußtjeind war, welches meinen Widerftand gegen Diefebe bedingte. 

Wenn id num dieſes Gefühl gefangen nehme und nicht mitjprechen 
laſſe, jondern befenne, daß ich gegen meine damals offen ausgeſprochene 
Ueberzeugung für den Antrag ftimme, und Sie felbft erfuche, dafür zu 
flimmen und dafjelbe Opfer der eigenen Anficht dem gemeinfamen Ber- 
trägniß der verjchiedenen Faktoren der gejeßgebenden Gewalt zu bringen, 
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fo habe ich für nöthig gehalten, mich über den —— auszuſprechen, 
der zwiſchen meinen früheren Aeußerungen in dieſen Räumen und meiner 
heutigen Abſtimmung obwaltet, und denſelben in der Weiſe zu motiviren, 
daß ih als Miniſter in einem Verfaſſungsſtaate mich nicht 
für berechtigt halte, an meiner eignen perjönlihen Ueberzeu— 
ung auf jede Gefahr hin FeRsnbalien, fondern unter Um: 
Ränden die Uebereinftimmung der Gewalten und die Her: 
ftellung derfelben für einen Zwed halte, dem ih nit nur 
bere&tigt, jondern in meiner Stellung aud verpflichtet bin, 
Ueberzeugungen, von deren Fallenlajfen ich einen praktiſchen 
und mwejentlihen Nachtheil für da8 Gemeinwejen nidt be- 
fürchte, im Intereffe der Einigkeit, im Intereſſe des Kompro— 
miſſes aufzugeben. Bu 
Dad Herrenhaus lehnte den Guérard'ſchen An- 
trag mit 73 gegen 41 Stimmen ab; der Antrag 
ded Grafen zur Lippe, ein Berfahren zu regeln, 
nad welden Mitglieder der beiden Häujer wegen 
ihrer Aeußerungen der Ausſchließung auf Zeit 
oder dem Berluft der Mitgliederihaft unter: 
worfen werden fönnten, wurde gleichfalls abge= 
lehnt. 


Die auswärtige Vertretung Preußens und des Nord- 
deutſchen Bundes. 


Erklärungen ded Grafen von Bidmard im Abgeord- 
netenhaufe. 


Antrag der Abg. von Bethuſy, von Bennigjen und von Hoverbed: 
bie 8. Staatsregierung aufzuforbern, dafür Sorge zu tragen, daß 
das Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten vom Jahre 1870 
ab auf den Etat des Norddeutſchen Bundes übernommen werde. 
Antrag des Abg. von Hoverbed: 
die Koften für die Geſandtſchaften in Darmftabt, Dresden, Hamburg, 
Oldenburg und Weimar als „Lünfeig wegfallendb“ zu bezeichnen, 
— die Gejandtihaft in Peling wegfallen zu laffen. 
I 


Ich glaube die Diskujfion zu vereinfachen und abzufürzen, wenn ich 
die Anficht der Königlichen Regierung über diejen Antrag vorweg aus- 
ſpreche. Ich darf dabei anknüpfen an das, was ich im vorigen Jahre 
über diefelbe Frage von diefer Stelle geäußert habe, daß ich es nämlich 
ald eine nothwendige Bervolljtändigung der Bundeseinrid- 
tungen anfehe, daß mit der Zeit und jobald der Augenblid gelommen 
fein wird, der auswärtige diplomatifhe Dienft in feiner Ge- 
jammtheit auf den Bund und auf das Bundesbudget über- 
tragen wird. Ich freue mich, ausfprechen zu können, daß diejer Augen- 
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blid um fehr vieles näher gerüdt ift, als ich im vorigen Jahre bei 
derjelben Beiprehung noch erwartete. Die vertraulichen Berhandlungen 
mit unferen Bundesgenofjen haben mir die Ueberzeugung gegeben, daß 
wir in Uebereinftimmung mit denjelben dem Reichstage ſchon bei jeinem 
ig Zufammentreten eine dahin gehende Borlage werden machen 
Önnen. 

Ih darf alfo konftatiren, daß die in dem Antrage der Herren 
Graf ang uc, von Bennigjen und Freiherrn von Soverbed aus: 
gefprochenen Wünfche, jo viel an uns liegt, ihrer Erfüllung nod in 
diefem Jahre und für das Jahr 1870 entgegengehen. 


II. 


Ich erlaube mir, auf die Aeußerung des Herrn Abg. von Hover- 
bed einige Worte zu erwidern. ch bemerfe zunächft, daß der Koften- 
punft von feinem entjcheidenden Einfluffe auf die Auffaffungen der König: 
lihen Regierung und des Bundes» Präfidiums geweſen if. Die Frage, 
ob wir die Bundesgenofjen zu dieſen Koften heranziehen könnten oder 
nicht, ift zwar aus Gefihtspunften der Sparfamfeit immerhin eine be 
deutende, aber fie tritt in den Hintergrund neben der entjcheidenden Frage, 
die der Herr Vorredner im zweiten Theile feiner Yeußerungen berührt 
hat, neben der Bedeutung der Maßregeln dem Auslande gegenüber, neben 
dem Zweck, die internationale Einheit des Bundes in der Repräfentation 
nah Außen nicht blos, jondern auch in der Art, wie dieſe Repräfentation 
bejoldet und gejchaffen wird, zur Durdführung und zur Anjchauung zu 
bringen; und darin ftimme ich dem Herrn —— bei, daß nach 
Uebertragung des auswärtigen Budgets auf den Bund dieſer Eindrud 
auf das Ausland und das Gefühl, welches dem analog iſt im Inlande, 
ein weſentlich verſtärkter ſein wird, und dieſe Rückſicht hat uns haupt- 
De beftimmt, die Sache von Haufe aus zu betreiben und bei der 
Inslebenrufung der Bundesverfaſſung ſchon in Ausfiht zu nehmen. Ich 
fann dabei konftatiren, daß die Befürchtung des Herrn Borredners, daß 
an den verbündeten Höfen die Maßregel einen unangenehmen Eindrud 
machen würde, nicht begründet ift. 


Ich kann die8 aus meinen Wahrnehmungen nicht beftätigen. Ich 
muß im Gegentheil rühmen, daß die verbündeten Höfe in richtiger Er— 
fenntnig des internationalen Werthes der beabfichtigten Einrichtung bei 
den vertraulichen Berhandlungen auch ſchon im vorigen Jahre bereitwillig 
entgegengefommen find und die Maßregel an fich niemals bejtritten, jons 
dern ihre Ausführung nur als eine — betrachtet haben. Wenn 
der Herr Vorredner nun noch weitergehende Anträge hieran anknüpft, ſo 
möchte ich davor warnen, bei dieſer Gelegenheit die Konſequenzen gleich 
auf die Spitze der Doftrin zu treiben. Eheoretifch fann ich dem dar 
Borredner ganz Recht geben; die Theorie ift eben in der diplomatiſchen 
Thätigkeit noch geringer als im gewöhnlichen Leben und kommt noch we 
niger zur Geltung. Braktife haben wir ein dringendes Bedärf- 
niß, diefe Gejandtfhaften innerhalb des deutfchen Bundes- 

ebietes beizubehalten, ein Bedürfnig, welches ich ſchon im vori 
Sabre zu entwideln und zu vertheidigen mir erlaubt habe. Ob in * 
kunft die Agenten, die wir zu bedürfen glauben, in derſelben Geſtalt und 
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unter derjelben Benennung beizubehalten find oder nicht, das möchte 
ih bitten, der praftiihen Entwidelung der Zukunft anheimzugeben und 
nicht heute jchon, ehe der ganze Uebergang der Diplomatie an den Bund 
beihloffen ift, zu präjudiciren. Laſſen Ste uns lieber in dieſe Ber- 
hältniffe leben. als fie vorher feſtſtellen. Es fann ja fein, daß in 
Jahr und Tag diefe Organe ſich als überflüfjfig für die preußifche Politik 
und für das von ihr mitbedingte Wohlbefinden des preußiichen Staates 
erwiefen. Es kann fein, daß die gegentheilige Ueberzeugung, die ich im 
vorigen Fahre ausgefprochen habe und hier wiederhole, ſich nod im Kaufe 
der Jahre befeftig. Geben wir der Bundes-nftitution auch auf diefem 
Gebiete Zeit, ſich praftifch auszubilden. Sie fünnen überzeugt fein von 
der Sparſamkeit, mit der, wie ich glaube, jeitdem ich die Verwaltung des 
auswärtigen Minifteriums habe, im Ganzen gewirthichaftet worden ift, 
eine Sparfamfeit, die Angeficht3 des augenblidlichen, wenn auch nicht be- 
deutenden Defizit, fich jedes Antrages auf Erhöhung einer Pofition 
enthalten hat, — daß dieſe Sparſamkeit die Königliche Staats - Regierung 
ebenfo wie da8 Bundes» Präfidium beftimmen wird, auf Abftellung einer 
verhältnigmäßig Eoftjpieligen Inſtitution binzumirfen, ſobald fie fih als 
überflüffig ermweifen ſollte. Aber lafien Sie uns dabei die Erfahrung 
einiger Fahre mwenigftens zu Rathe ziehen und heute die Frage nicht 
aburtheilen. 


Graf Beuft und der öſterreichiſche Liberalismus, 


Bemerkungen ded Grafen von Bidmard. 


(In Folge ber Aeuferung bes Abg. Wölfel, daß ber Geſandtſchafts— 
poften in Dresden nöthig fei, fo lange Graf Beuft dort einen Ge— 
ſandten babe; die anfcheinend liberalen Neigungen bes Grafen Beu ft 
feien nur eine Folge feines Preußenhafjes und feines Haffes gegen 
Graf Bismard.) 

Eine Aeußerung des Herrn PVorrednerd veranlagt mich, hier noch 
ausdrüclich zu erklären, objchon ich überzeugt bin, daß Sie e8 auch ohne 
meine Erklärung einjehen werden, daß e3 für mich eine Unmöglichkeit ift, 
auf eine Discuffion über die Perfon eines auswärtigen Collegen bier 
einzugehen, jelbft auch nur vertheidigend einzugehen, denn die Bertheidi- 
ung würde mich immer nöthigen, mic innerhalb gewiljer Grenzen zu 
halten, um feinen falſchen Eindrud zu machen, ſoweit eine Beurtheilung 
der Defterreichiichen Politik, die von dem Herrn Grafen Beuft geführt 
wird, damit verbunden jein müßte; dazu halte ich mich an diejer Stelle 
und in diefem Momente nicht berufen. Nur das Fann ich conftatiren, daß 
mir bisher Symptome einer perfönlichen Abneigung meines Defter- 
reihifchen Herrn Collegen gegen mich nicht befannt geworden find. ch 
babe mit ihm in perfönlich guten Beziehungen früher gelebt, auch nicht 
erfahren, daß ſich diefe geändert hätten. Um jo mehr würde ich einen 
Beruf haben, gegen eine Kritif feiner politiſchen Thätigfeit einzutreten, 
joweit e8 mir jachlic möglich wäre, wenn ich nicht diefen Gegenftand von 
der heutigen Discuffion, fomweit ich mich daran betheiligen darf, ausge» 
ſchloſſen —* Ich würde auch nicht einmal dieſe Worte darüber zu ſagen 
mich berufen gefunden haben, wenn nicht aus der Art, wie der Herr 
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Borredner die Sache berührte, vielleicht gefolgert werden könnte, daß ich 
mehr als ein Anderer berufen jein könnte, für einen Abmejenden einzus- 
treten; ich glaube aber umgefehrt, daß ich auf diefer Stelle weniger ala 
Andere dazu berufen bin, 

Da ih einmal dad Wort habe, erlaube ich mir eine kurze Bemer- 
er über die Empfehlungen des Herrn Abgeordneten Virchow, dem Bei- 
fpiel Defterreih8 zu folgen. 

Ich glaube, daß der Herr Abgeordnete diefe Empfehlungen doch nicht 
jo allgemein hat geben wollen, daß wir nun aucd etwa eine Armee von 
800,000 Mann und einen eifernen Beftand derjelben für 10 Jahre for: 
dern follten. ch glaube auch nicht, daß er uns bat empfehlen wollen, 
den Oeſterreichiſchen Adminiftrativ-Einrihtungen, welche das Gegengemwicht 

egen die zu bewilligenden Freiheiten der Communen bilden, nachzuahmen. 
& werde durch diefelbe Rückſicht, die mich vorher leitete, genöthigt, mich auf 
diefe Andeutungen zu befchränfen, und darf die inneren Einrichtungen Defter: 
reichs, die das Gegengift für die freiheitlihen Inftitutionen bilden, hier nicht 
weiter Fritifiren. Ich bemerfe nur, daß es den Regierungen mit ihrem 
Liberalismus jo geht, wie den Damen: die jüngfte gefällt immer am beften. 

Defterreih ift durh eine langjährige Zurüdhaltung in 
die Lage gebradht worden, heut mit demjenigen Liberalismus 
Epoche zu machen, der bei uns in der Hauptſache ſchon jeit 
20 Jahren, in vielen feiner Theile bereits feit 50 Jahren zu 
einem überwundenen Standpunkte gehört. 


Graf von Bismarck am 8. ſächſiſchen Hofe. 
Provinzial« Korrespondenz. 

„Der Bundeskanzler Graf Bismard hat fi im Auftrage Sr. Ma- 
jeftät des Königs am Freitag (11.) nad) Dresden begeben, um dem Könige 
von Sachſen zu deſſen am 12. la Geburtstage die Glüdwünjche 
des hieſigen Öhtes zu überbringen. Zugleich) war e8 dem Bundestanzler 
erwünjcht, dem a, von Sachſen, welcher nächſt unjerem Könige das 
hervorragendfte Mitglied des Norddeutjchen Bundes ift, feine perjönliche 
— darzubringen. Graf Bismarck fand am Hofe des Königs 

ohann eine ebenſo ehrenvolle wie herzliche Aufnahme. Derſelbe iſt am 
Sonntag (13.) von Dresden zurückgekehrt.“ 


Die Cartellconvention mit Rußland. 


17. Dezember. Erklärungen des Grafen von Bismarck. 


(Auf die Interpellation des Abg. Dr. Löwe: ob bie Königl. Staatsregie 
rung beabfichtige, die Eartellconvention mit Rußland vom Jahre 1857 
zu erneuern ober nach ihrem Ablauf durch einen ähnlichen Inhalt zw 
erjeßen.) 1 


Die Königliche Regierung ift außer Stande, dieſe Interpellation zu 
beantworten, und ich erlaube mir, die Geſichtspunkte, welche fie zur Ableh- 
nung einer Antwort beftimmen, in Kürze anzudeuten. 

Daß die Jnterpellation überhaupt geftellt werden konnte, ift mir ein 
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Beweis von dem großen Unterfchied, der zwiichen der Auffaflung der 

n Snterpellanten über die Pflichten und Aufgaben des ausmwärtigen 

tenftes diefes Landes herrichen muß und zmwifchen den meinigen. Denn 
ih fann nicht annehmen, daß mir die Herren mit vollem Bemußtjein eine 
— ih könnte faft fagen, ftrafbare Handlung zumuthen; ich würde es 
als eine ſolche anſehen müſſen, wenn die Intentionen der Königlichen 
Regierung über den fraglichen Fall bereits feftftänden, und ein Beamter 
de3 auswärtigen Minifteriums, dem fie befannt geworden wären, erlaubte 
fih, fie zu verrathen oder gar zu veröffentlichen. Ich würde ohne Zweifel 
genöthigt fein, gegen einen foldhen Beamten im Wege des Disziplinar- 
verfahren® vorzugehen, oder vielleicht ſogar die Gerichte gegen ihn anzu- 
rufen: nicht3deftoweniger muthet mir die nterpellation etwas Aehnliches 
Br mir, dem Chef dieſes auswärtigen Dienftes, der vor allen Dingen 

auf zu jehen hat, daß aus deflen Handhabung und aus der Verlegung 
der — nicht blos Amtsverſchwiegenheit, jondern der im politischen Intereſſe 
de3 Yandes gebotenen Berfchwiegenheit feine Schädigung der Intereſſen 
des Landes entftehe, und verlangt, daß ich über bevorftehende Berhand- 
lungen mit auswärtigen Mächten mich mit voller Deffentlichkeit hier er- 
Mären ſoll. Ich kann bei den Herren Interpellanten in ihrer Geſammt— 
beit nicht annehmen, daß fie mit der Stellung einer folchen Frage indirect 
entweder meiner Einficht oder meiner Pflichttreue ein Mißtrauenspotum 
baben geben wollen, indem fie mir eine, wie ich glaube, ftrafbare Pflicht- 
widrigfeit zumutbeten; ich jchiebe vielmehr die Schuld des ganzen Miß— 
verftändniffes, durch melches eine ſolche Interpellation hervorgerufen fein 
kann, lediglih auf die allerdings fehr große und weite Ber- 
Ihiedenheit unferer Auffafjung über die Möglichkeiteu, die 
Pflihten und die DObliegenheiten des auswärtigen Dienftes. 
sh muß es im Prinzip ein für allemal — die Ausnahmefälle können 
nur jehr jelten fein — ablehnen, über jchwebende Berhandlungen mit 
auswärtigen Mächten, über bevorftehende Verhandlungen mit ausmwärtigen 
Mächten öffentlih Auskunft zu geben; denn es liegt ja auf der Hand, 
daß, wenn man vorher und in verpflichtender Weiſe die Stellung der 
Königlichen Regierung zu den zu verhandelnden Fragen feftgelegt hat, von 
eigentlichen Unterhandlungen in dem einen oder dem anderen Sinne, von 
irgend einer Verwerthung der Sache für das ntereffe des Landes nicht 
mehr die Rede fein kann. 

Kommt die Sache zur Entſcheidung, jo wird die Königliche Regie- 
rung dasjenige thun, was fie im Intereſſe dieſes Yandes nad beier 
page für angemefjen hält, und wird ſich bemühen, diefe Intereffen 
jo zur Anerkennung und m Berwerthung zu bringen, wie es die Um— 
fände irgend geftatten. Das Maß davon aber in diefem Augenblid zu 
beftimmen und zu veröffentlichen, lehne ih — wie gi * mit Ihrer 
Zuſtimmung — ab; ich würde mich an dem Intereſſe des Landes ſchwer 
verfündigen, wenn ich auf die Interpellation einginge. 


II. 
Nach einer Rede des Abg. Dr. Yöwe. 


Meine Herren! Mir jcheint, daß der Herr Vorredner im gegen- 
wärtigen Augenblid feiner Interpellation eine weſentlich andere Richtung 
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gegeben bat, als ich nad dem Wortinhalt und nad) der jehr kurzen Mo- 
tipirung derjelben annehmen konnte. Er hat ihr jest hauptſächlich die 
Spige dahin gegeben, als ob die Königliche Staatsregierung fich befugt 
hält, einen Bertrag der Art ohne Mitwirkung des Landtages abzujchließen 
oder nicht. Daß diefe Frage bier in den Bordergrund treten würde, 
darauf fonnte ich gar nicht gefaßt fein. Es ift das eine weſentlich ftaats- 
rechtliche Frage, deren Erörterung und Entfcheidung hier aus freier Hand 
und brevi manu id) nicht herbeiführen mag. Ich mache darauf aufmerf- 
fam, daß nicht etwa, wie aus den Reden und Andeutungen, die hier heut 
und früher gefallen find, gefolgert werden fünnte, diefer Vertrag mit Ruf- 
land ganz iſolirt fteht. ir haben ja ähnliche Verträge mehr oder we- 
niger modificirt mit den meisten anderen Staaten und auch mit den Nordame- 
rifanifchen Freiftaaten wegen Auslieferung von gemeinen Berbrechern, die 
in der ruſſiſchen Convention einen der Hauptpunfte bildet. Wir haben die 
ganze analoge Convention mit Defterreich und ich habe nie gefunden, daß 
iefe dem Herrn Abgeordneten bejonders unbequem geweſen jei; fie müßte 
meines Erachtens doch auch in den jchlefischen Grenzkreiſen ähnliche Uebel: 
ftände hervorrufen, namentlih, da fie durch eine Zoll-Convention, die 
jehr viel weiter und tiefer in das Privatleben hineingreift, fomplizirt iſt 
Alſo warum richtet fich die Klage immer mehr nad diefer Einen Seite 
bin? Sit die fchlefiihe Bevölkerung an der öfterreichifchen Grenze ge 
duldiger und weniger zur Kritik geneigt, ift fie von größerem 
zu der Yeitung der auswärtigen Angelegenheiten befeelt, als die am der 
ruffifhen Grenze? ch — e3 faſt glauben; denn über die ganz ana— 
logen Berhältnite in diefer Richtung ift noch nie eine Klage erhoben oder 
ur Bafis einer Tendenzpolitit hier gemacht worden, während dieje rwififche 
— — Convention allein dieſe Ehre genießt von allen Auslieferungsver- 
trägen, die wir mit jo vielen Staaten haben, einzig die Baſis einer jolden 
— ich wiederhole da8 Wort — Tendenzpolitif zu bilden. Ich te 
vor Zendenzpolitif wiederholt warnen. Der bat nicht die früheren Re 
ierungen, und zwar vom Standpunkte der Landesmwohlfahrt aus mit 
echt, getadelt über die Tendenzpolitif, die vor etwa 40 Jahren über das 
fegitimiftifche Prinzip mit Spanten und anderen Ländern getrieben wurde, 
wo nicht das objective Yandesintereffe, jondern, ich möchte fagen, dat 
Urtheil über die Regierungsform, die ein fremdes Land fich gegeben hat, 
die Baſis der politiichen Beziehungen bildete. Hüten wir ums, dad Yand 
u fohädigen durch eine ähnliche Tendenzpolitik. Wir find für die 
rt, wie die anderen Yänder regiert werden, Gott ſei Dank, 
nicht verantwortlich, weder Sie, no ich; wir find aber Alle 
einigermaßen verantwortlich dafür, wie wir die Wohlfahrt 
der deutfhen und preußifhen Bevölkerung in richtiger Scho— 
nung der Beziehungen zu fremden Ländern wahren, ohne daß 
wir, wie e8 auch der Herr Borredner zu meiner Freude ab- 
gelehnt hat, uns auf den Standpunkt der Kritik fremder Re- 
gierungen zu ftellen haben. 
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Das Recht der Krone in Bezug auf die höheren Ber- 
waltungsämter, 


Die Betheiligung von Juftizbeamten am Berwaltungs- 
dienft. 
19. Dezember. Erflärung ded Grafen von Bismarck bei der 
Berathung des Geſetzes über die juriftiiche Prüfung im 
Herrenhaufe. 


Ich ergreife — das Wort, um die Rechte der Krone gegen die 
beſchränkende Auslegung zu verwahren, welcher der Herr Referent (Dr. 
Blömer) auf diefer Tribiine Worte gab. Nach der Anficht des Herrn 
Referenten wäre Se. Majeftät der König nicht befugt, zu den höheren 
ee Het Perjonen zu ernennen, welche nidt die 
pvorgeihriebenen Prüfungen bei der Eraminationd-Rommiffion 
emadht haben. Den juriftifch wiſſenſchaftlichen Beweis, warum die 
duktion des Herrn Referenten nicht zutrifft, überlaffe ih dem Herrn 
Juſtiz-Miniſter und feinen Bertretern. Ich erlaube mir bier nur, die 
Krone gegen eine Beichränkung zu verwahren, melde um jo unannehm- 
barer ift, als die Regierung verfafjungsmäßig für ihre Beamten nad allen 
Richtungen hin verantwortlich ift und als mit diefer Berantwortlichkeit 
eine ſolche Beichränfung im konjtitutionellen Staate noch unverträglicher 
ift, al3 vor Emanation der Berfafjung. Ich vermahre mich um fo mehr 
dagegen, als hier ein Recht der Krone angefochten wird, in deffen volliten 
Befitze fie fich befindet, was fie, fo lange ich lebe, und zu Ihrer Aller 
Kenntnig vielfach ausgeübt hat. ch erinnere an die vielen Oberpräſi— 
denten, Präfidenten, die zweifellos und vorzugsweiſe zu den höheren Ver— 
waltungsbeamten gehören, die anderen Pebensfreifen entnommen find, bis 
auf die allerneuejte Zeit nach 1866 hinein. Sie greifen damit an eine 
der beiten Traditionen der preußijhen Monardie, an die 
Freiheit der Bewegung des Königthbums, an das Recht des 
Königs, die Befähigung überall da aufzufuhen, wo fie zu 
finden ift. 

Wenn Sie diefe Freiheit der Regierung mehr als bisher in bureau= 
kratifche Formen einflammern wollen, dann machen Sie beijpieläweife eine 
fo rühmliche Laufbahn, wie die des Minifter8 Rother, welder vom San- 
toniften eines Reiterregiments zu der Stellung eines der außgezeichnetiten 
Minifter dur alle Stadien des Dienftes aufgerüdt ift, zur Unmöglichkeit; 
hätte er eraminirt jein müfjen, jo wäre Preußen um feine Dienfte gefommen. 

Ich trage fein Bedenken, dieſes von der Krone geübte Hecht auf's 
allerbeftimmtefte in Anſpruch zu nehmen und dies für eine Frage zu er- 
Hären, in der die Regierung an ihrer Auslegung unbedingt feitzuhalten 
für ihre Pflicht erachtet. 

Was die vom Herrn Vorredner zulegt geftellte Frage über die Ab— 
fihten der Regierung in Betreff der — — anbelangt, ſo 
nehme ich zwar Anjtand, eine vollſtändige Auskunft darüber % geben in 
einem Augenblide, wo das Staat3-Minifterium noch nicht darüber be- 
rathen bat; ich würde hier nichts vertreten können, worüber der Beſchluß 
meiner Kollegen nicht vorliegt. 
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Daß überhaupt eine Aenderung in diefer Beziehung beabfichtigt wird, 
fann ich wohl eatisen, und daß dabei ein ſtärkeres Zurüdgreifen auf 
die Kräfte, welche der Fuftizdienft für die Verwaltung vorbereiten fann, 
beabfichtigt wird. Die jeige Einrichtung der Berwaltungscarriere ift viel« 
fah als ein Palladium, als eine der ——— der Größe der preußi⸗ 
ſchen Monarchie dargeſtellt worden. Nach meinen Eindrücken muß ich be— 
haupten, daß trotz dieſer Einrichtung die preußiſche Monarchie den Weg 

enommen, den ſie, wie wir ſehen, zurückgelegt hat, und daß es weſentlich 
dir die Tüchtigkeit der Menjchenrace jpricht, die Preußen bewohnt, wenn 
die aus ihr hervorgehenden Beamten durch die beftehenden Einrichtungen 
nicht verhindert worden find, dem Staate jo wejentliche Dienfte zu leiften, 
wie fie geleiftet haben. Wer in der minifteriellen Stellung die Schwierig. 
feiten gejehen hat, die bei der Beurtheilung der Perjonen hervortreten, 
wenn e3 fi) darum handelt, Stellen zu bejegen, wer Gelegenheit gehabt 
bat — und alle Aelteren unter Ihnen werden dieje Gelegenheit gehabt 
haben — aufftrebende, frijche, in den Staat3dienjt eintretende Kräfte im 
Alter von 20—30 Jahren zu beobachten und dieje jelbe Kräfte nad 18 
bis 30 Jahren wiederum in Geftalt alter Affefioren oder gebrochener Re- 
gierungsräthe beobachtet, der wird ſich jagen, daß in den jegigen Einrid- 
tungen des Juſtizweſens etwas liegen muß, was die Manneskraft zerjegt 
und frühzeitig abnugt, und mas abgeändert werden muß, wenn wir rüftige 
Kräfte in die höheren Stellen bringen wollen. 

Wie das zu erreichen jei, darüber fann ich mich noch nicht aus 
iprechen, ohne meinen Herren Kollegen vorzugreifen, aber über einen 
Punkt fteht diefe Erwägung bereits feft, und ich erlaube mir, da der 
Spezialdebatte in jo weit vorzugreijen. Es iſt der Art. 8, die Frage, ob 
die Betheiligung der jüngeren Juftizbeamten am adminiftra- 
tiven Dienft obligatoriih gemacht werden foll, oder nicht. Die 
Regierung wünſcht dringend, daß ihr geftattet werde, an ihrer Borlage 
feftzuhalten. Nach jorgfältiger Ermägung der dienftlihen Erfordernifie, 
die fie an den Richterftand glaubt ftellen zu müſſen, ift fie nach dem An— 
trag des Herrn Juſtiz-Miniſters bei diefer Beftimmung ftehen geblieben. 
Sie glaubt, daß es von hohem Werthe ift, daß der Richter die 
Adminiftration, die Adminiftration den Ridhter, daß dieje 
ji gegenjeitig kennen lernen, und daß dies nicht blos zur Erleid- 
terung der in Bezug auf die Berwaltungsbehörden zu treffenden Einrich— 
tungen gereicht, jondern es ift unferer Meinung nad ebenfo weſentlich 
im Intereſſe des Juftizdienftes, daß die Nicter nicht nur die 
Gelegenheit, fondern aud die Nothwendigkeit haben, ſich die- 
jenige vieljeitigere Ausbildung zu verfhaffen, die durch die 
Arbeiten bei Behörden außerhalb des ftrengen Juftizdienftes 

efördert wird, die wir wenigjtens davon erwarten. Daß nicht 

elegenheit fein jollte zu diefer Beichäftigung, Tann die Regierung nicht 
zugeben. Es ift dies, wie ich höre, in der Kommiffion angedeutet worden, 
aber, wie ich glaube, wohl nur deshalb, weil man den Begriff der Ad- 
miniftrattobehörde zu eng gezogen hat; wenn man dabei blos die Regie 
rungsfollegien verftanden haben wollte, jo fünnte der Einwand zutreffend 
jein. Aber wir find davon ausgegangen, daß ebenfo gut die größeren und 
fleineren, Kommunalbehörden, Magiftrate, Landrathsämter und andere, 
die ich hier nicht aufzählen will, ebenfogut unter diejenigen Stellen ge 
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bören, die für den jungen richterlichen Kandidaten, der bei ihnen arbeitet, 
geeignet find, ihm eine vielfeitigere Ausbildung und ein flareres Bild von 
dem ganzen Räderwerk des preußifchen Staate8 zu geben als der reine 
Juftizdienft. Ich bitte daher die hohe Berfammlung, diefen Sag nicht 
als zufällig oder gleichgültig zu betrachten, jondern die Königliche Staatd- 
regierung legt in ihrer Gelammtbeit den größten Werth auf die Beibe- 
haltung des $. 8 in feiner urjprünglichen Yaflung. 


64. Preußens Antheil an der Seilegung des türkifd)- 
griechifchen Streits, 


Dezember. Androhung energiiher Mabregeln der Türkei gegen 
Griehenland wegen der den Aufitändiichen auf Kandia 
gewährten Unterjtüsung. 

19. Dezember. Abbrud der diplomatiihen Beziehungen zwijchen 
der Zürfei und Griechenland. 


20. Dezember. Dringende Borftellung von Rußland, England und 
Sranfreih in Konftantinopel, weiteren Maßregeln noch An— 
ftand zu geben. 


Preußiſch-Ruſſiſcher Vorſchlag zu einer Kon- 
ferenz der Großmädte in Paris. 


Der franzöſiſche Minifter Marquis v. Lavalette an ben Bot- 
ſchafter in Berlin. 


— „H. v. Solms hat mir in Betreff des griechijch -türkifchen Streits ein 
Telegramm mitgetbeilt, welches, unter Anrufung des Protokolls vom 14. April 1856, 
zu dem Schluß kommt: „Wenn man die Berhandinngen in den Schooß einer 
Eonferenz zu London oder Paris verlegte, würde man hoffen fönnen, daß bie 
Sade a als in Konftantinopel behandelt würde. Fragen Sie an, ob bie 
Katjerliche Regierung geneigt wäre eine Conferenz ad hoc zu berufen.“ Ich habe 
dem 9. v. Solms geantwortet, daß wir feine Bedenken gegen die Berufung einer 
Conferenz nah Paris haben würden, wenn die übrigen Mächte ihre Zuftimmung 
* Die Pforte aber wird vor Allem wiſſen wollen, welche praltiſche Bürg— 
haften wir ihr bieten könnten, um fie auf die Ausführung der von ihr ange» 
drohten Schritte verzichten zu laſſen.“ — 


20. Dezember. Der engliſche Botjchafter in Paris an den Minifter Clarendon. 


„3% ſah heute ven Marquis von Lavalette. Er jagte mir, daß der preußiſche 
Geihäftsträger Graf Solms-Sonnenwalde zu ihm gelommen war, um im 
Auftrage des Grafen Bismard den Vorſchlag Seitens ber preußifchen Regierung 
zu maden, baß eine Konferenz der Mächte, welche den Pariſer Vertrag unter- 
zeichnet hatten, wiederum dahin berufen würde, um bie Mafiregeln zur Aus- 
gleihung der Differenzen zwifchen der Türkei und Griechenland und Behufs Ab- 
wendung ber daraus für den Frieden Europas drohenden Gefahr zu befpredhen. — 
9.0. Lavalette hatte, wie er fagte, bem Grafen Solms erwibert, daß er vor 
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Ertbeilung einer beftimmten Antwort bie Befehle bes Kaifers einholen müſſe. 
Für feine Perfon babe er kein Bebenten gehabt, dem Grafen Solms ſofort zu 
erflären, baß er im Prinzip durchaus ber Meinung jei, alle internationalen 
Streitigleiten der Entſcheidung der Gejammtftimme Europa’s zu unterbreiten. 
Das jei das Prinzip, welches durch den Pariſer Eongreß feftgeftellt jei, und er 
lege Werth darauf, daſſelbe foviel als möglich beobachtet zu fehn. — Bald nad 
dem Grafen Solms kam ber ruffiihe Botjchafter Graf von Stadelberg um 
darauf zu bringen, baf eine Bermittelung ber ſechs Mächte ber Türkei und Griechen- 
land angeboten werbe. ꝛc. x. — — 

— Ich bemerkte, baß bie engliſche Regierung gewiß ein Einverftänbnif 
zwifchen England, Rußland und Frankreih zu gemeinfamem Handeln in Konftan- 
tinopel und in Athen für angemeflen und erfolgverjprechend erachte, daf Em. 
en dagegen erbeblihe Bedenken gegen eine Konferenz ber ſechs Mächte 
haben. ꝛc. ꝛc. xc. 


21. Dezember. Der englifhe Botſchafter in Paris an Lord Elarenbon. 


„Der Marquis v. Lavalette jagte mir heute, daß ber Kaifer entjchieben den 
Vorſchlag Preußens wegen Abhaltung einer Konferenz in Paris billige. — Herr 
v. Lavalette fügte hinzu, er habe ben öfterreichifchen Botichafter, Fürft Met- 
ternich darüber geiprochen, welcher, obwohl ohne Imftruction, fi günftig über 
den Gedanken einer Konferenz geäußert babe. Ebenjo ber itafienifche Bot- 
ſchafter x. ꝛc. — Herr v. Lavalette machte zu Gunften einer Konferenz ber 
ſechs Mächte geltend, es ſei für dieſe Grage von großer Bebeutung, daß jeit ber 
Befreiung Griechenlands ſehr erhebliche politiiche Veränderungen eingetreten feien. 
Wenn jett Vereinbarungen über Griechenland zu treffen wären, jo würde un- 
zweifelhaft Defterreih, Italien und Preußen zur Theilnahme berufen fein. Defter- 
reich jei ald Nachbar direct betheiligt an den tirkfifchen Angelegenheiten. Was 
Preußen betreffe, jo könne die Thatfade ; gieihniel ob fie erwünſcht 
oder unerwünscht fei, nicht geleugmet worben, daß feine Stellung 
in Europa eine fehr verjhiedene jei gegen bie vor 40 Jahren, und 
daß fein Anſpruch auf Theilnahme an ber Regelung irgend einer 
europäifhen Angelegenheit nicht von der Hand gemwiejen werben 
fönne.“ 


23. Dezember. England erflärt jeine Geneigtheit zu einer Konferenz. 


24. Dezember. In einer eingehenden Beiprehung zwijchen Graf 
Bismard und Graf Benedetti wird der Wortlaut 
der Einladung zur Konferenz in Paris unter beftimmter 
Bezeihnung der Aufgabe derjelben feitgeftellt. 

24. Dezember. Depeſche Benedetti’s an Lavalette. 


„Ich erhielt geftern Abend ein Schreiben von Herrn v. Thile, weldes 
mir ben Wunſch des Minifter- Präfidenten mittheilte, ſich mit mir in der Botſchaft 
oder im Auswärtigen Amte zu beiprechen. Ich begab mich zu Herrn v. Bismard. 
Er theilte mir mit, daß er zwei Depefchen von Paris und London erhalten habe, 
nah benen Sie feine Anfichten über die Art und Weife, wie feinem Vorſchlage 
Folge zu geben fei, zu erfahren wünfchten, — ferner, daß Lord Clarendon für 
unerläßlih bielt, im voraus die Grundlagen ber he ron ber Konferenz zu 
bezeichnen. Er wünſchte fih vor jeber Antwort darüber mit mir zu ver 
fändigen. — — — 

Schließlih kamen wir über die Faffung einer Aufforderung überein, wie 
ih fie telegrapbiich jchon gemeldet habe: eine Mittbeiluug fol an bie Bertragd- 
mächte von 1856 gerichtet werben, um jo zumächft zur Anerkennung ber Notb- 
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wenbigkeit einer gemeinfamen Berftänbigung aufzuforbern, um bie Berfhlimmerung 
bes Standes ber Dinge im Drient zu verhüten und zu prüfen, im wieweit es 
fih empfiehlt, ven Forberungen bes Ultimatums der Pforte Genugtbuung zu ge- 
währen. Sobald die verſchiedenen Höfe ſich dieſer Abficht angeſchloſſen a 
werben, fol bie franzöfifche Regierung die Konferenz; nah Paris berufen.“ 


24. Dezember. Tavalette an Benebetti. 


„Mit Rüdfiht auf bie dringenden Umftände babe ich unverweilt bei ben 
Bertretern der Mächte, welche den Vertrag von 1856 unterzeichnet haben, Schritte 
etban. Ich babe keine berjelben in Unfenntniß barüber gelaffen, daß bie 
Smitiative von dem Berliner Kabinet ergriffen worden war und daß ber Schritt 
des Grafen Solms am folgenden Tage von dem ruffiihen Botichafter unter- 
ftügt worden war. — — — Ih habe ein Telegramm folgenden Inhalts ent» 
worfen: „Das Berliner Cabinet beantragt umter Berufung auf das Protokoll 
vom 14. April 1856 die Berfammlung oder Konferenz ber Unterzeichner bes 
Barifer Bertrags, um bie Mittel zu finden, dem zwifchen ver Türkei und Griechen- 
land entftandenen Streit beizulegen und zu prüfen, in welchem Maafe es ſich 
empfiehlt, den in dem Ultimatum ber Pforte aufgeftellten gehe Folge zu 
ben.” — — — — Gie jehen, daß wir mit Graf Bismard über die Be- 
flimmung ber Aufgabe der Konferenz einverftanben find.“ 


1869. 2. Ianuar. Einladung an die Parifer Vertragsmächte 
und an Griechenland zu der am 9. März in Paris zu 
eröffnenden Konferenz. 


9. Januar. Zujammentritt der Konferenz. 


20. Sanuar. Feftitellung einer an die griechiiche Regierung zu 
richtenden Declaration. 


6. Februar. Griechenland erkennt die Declaration der Konferenz 
an und erklärt, feine Haltung mit derjelben in Einflang 
bringen zu wollen. 


22. Februar. Depeſche Lavalette's an bie franzöfifhen Miffionen im 
Auslande. 


Nah einem Rüdblid auf den Verlauf und bie Ergebniffe der Konferenz, 
— fließt die Depeihe: „Indem die Parifer Konferenz den von dem Kongreß im 
Zahre 1856 ausgejprodenen Wunfh in einem Specialfalle zur Geltung brachte, 
bat fie gezeigt, wie fruchtbar bie biplomatijche Aktion der Mächte werben Fönnte, 
wenn fie, wie ber Kaijer feit Jahren angeregt hat, auf die Gejammtheit ber 
allgemeinen Fragen Anwenbung fände. Im diefer Beziehung muß fie als ein 
wichtiger Alt gelten, und ber Erfolg, welder ihre Anftrengungen gelrönt bat, 
darf als eim glückliches Vorzeichen ber Fortſchritte gelten, ** ſich hoffentlich 
noch auf dieſem Wege vollziehen werden.“ 


Fürſt Bismarck. 51 
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65. Weiteres von der Sandtagsfeffion. 


Die Depoffedirten und die preußifche Politik. 

Erklärungen ded Grafen von Bismarck bei der Be 
rathung über die Beichlagnahme ded Vermögens ded Königs 
Georg und ded Kurfürften von Heſſen. 


I. 
29. Januar. König Georg und die Welfenlegion (Rebe 
in Abgeordnetenhaufe). 


(Nah dem Abg. Windthorjt, mwelder bezmeifelte, daß eine Hans 
noverjche Yegion — 

— Sie erinnern ſich, daß dieſe Legion zu einer beſtimmten Zeit 
mit öſterreichiſchen Päſſen, von deren Ertheilung ſich die Kaiſerliche Re— 
gierung losſagte und die für Geld an einen Agenten des Hietzinger Hofes 
von einem Unterbeamten ausgeliefert worden waren, alſo mit erkauften 
Päſſen ſich nach der Schweiz und von dort nach Frankreich begab, immer 
als ein geſchloſſener militäriſcher Körper. Dieſe Angelegenheit iſt Gegen— 
ſtand wiederholter Korreſpondenzen zwiſchen der norddeutſchen Bundesre— 

ierung und der Kaiſerlich franzöſiſchen Regierung geweſen. Die franzö— 

fie egierung hat einerjeit8 das Aſyl- und Gaſtrecht, welches fie zu 
gewähren gewöhnt iſt, auch in diefem Falle nicht ji zu ſollen ge 
laubt, andererjeit8 hat fie Doch eingejehen, daß eine militatriich organifirte 
Mörperichat mit Offizieren an ihrer Spige und zu Waffen-Uebungen 
vereinigt auf dem Territorium eines Staates nicht geduldet werden könne, 
wenn dieje Demonftrationen gegen einen Nachbar, mit dem man in Frieden 
leben will, gerichtet find, Anfänge einer directen Bedrohung gegen diefen 
Nachbar. Die Franzöfifche Regierung hat deshalb angeordnet, daß diele 
Leute von ihren Difizieren getrennt und in Fleinere Abtheilungen vertheilt 
werden ſollten. Zunächft will ich über die Angabe der Hannoveraner, 
welche fich jet dort befinden, eine Mittheilung der Königlichen Botichaft 
in Paris hervorheben, wonach ſich die Yegion augenblidlih auf etwa 
1400 Köpfe belaufen fol; ferner eine Mittheilung aus der Schweiz, wo— 
nad ein dortiger befannter Agitator, der auch mit den Herren Mayer 
und Freje in Stuttgart unmittelbare Verbindungen unterhält, es über: 
nommen hatte, die Hannoverjche Yegion in Frankreich durch Anmerbung 
Polniſcher Emigranten zu vervollftändigen, daß diejes aber an der geringen 
Neigung der Polen, fich hierzu benugen zu Lafjen, gefcheitert, und daR «3 
nur gelungen ift, 12 Polnische Freimillige zu nliefern, wie hier gejagt 
ift, die in Paris auch abgenommen worden find. 

Ein weiterer ausführlicher Bericht eines Agenten, der in den Kreiien 
der Yegionaire Aufnahme gefunden hat und ihnen vielleicht noch angehört 
— id — es nicht ſicher —, beſchäftigt ſich mit dem Theile der Han— 
noverſchen Legion, welcher augenblicklich in Amiens dislocirt if. Die Mit: 
theilungen, die ihm dort geworden ſind von den Soldaten ſelbſt, — denn 
unter dem Namen „soldat Hanovrien“ find fie eingeſchrieben in die An— 
meldungsliften — geben die Zahl nur auf 900 bi8 1000 an. Jedoch 
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find die Leute jelbft einigermaßen außer Zufammenhang gerathen und 
deshalb nicht ficher in ihren Angaben. Der Zufammenhang wird nur 
durh die Unteroffiziere und Offiziere der Legion erhalten. Der Herr 
Borredner wird aljo daraus erjehen, daß eine von feinen VBorbedingungen, 
die militairijche Organifation, befteht. Daß die Leute nicht bewaffnet nd, 
it allein der Franzöfiihen Regierung, nicht dem guten Willen der Legion 
und ihrer Dberen zu danken; wenn e3 ihnen nicht verboten wäre, Ge— 
mehre zu führen, jo würden fie fie ganz gewiß haben. — — — 

Ih habe für den Augenblid nur diefes thatfächlihe Material liefern 
wollen, und behalte mir vor, nach Verlauf der Discuffion auf die jurie 
ftiihe Darftelung vom politifhen Standpunkte aus zurüdzulommen. 


Nah dem Abgeordneten Walded: 

Wenn ich zu jo jpäter Stunde noch das Wort ergreife, jo gejchieht 
dies mur in der Ueberzeugung, daß ich demjenigen, was die Herren Vor— 
redner, was der Herr Regierungs-Commiſſar für den Commifjionsentwurf 
gejagt haben, nicht viel mehr hinzuzufügen habe, namentlich nachdem der 
Herr VBorredner, der foeben die Tribüine verläßt, den Beweis geliefert hat, 
daß bezüglich der Lebensintereſſen des Preußifchen Staates die Partei: 
ſtandpunkte ſich einander nähern, die Parteiunterjchiede wenigſtens aller 
Preußgifhen Parteien fi) abmindern. Der Herr VBorredner hat in der 
Thatfache, daß gleichzeitig mit der Publication des Geſetzes die Publica- 
tion der Sequefter- Verordnung erfchien, einen Ausdrud der Reue bei der 
Königlichen Raum über die Vorlage des Gejeges erblidt. Ich will 
über die Worte nicht rechten, aber ich will erflären, daß die Möglichkeit 
diejer Reue mir bei der Borlage dieſes Geſetzes jchon feineswegs ausge— 
ſchloſſen jchien, daß ich aber Mir den Fall ihres Eintritt3 auch auf die 
patriotiihe Mitwirkung der Gejeggebung jchon damals gerechnet habe. 

Der Abſchluß jenes Bertrages eben jo wie die jegige Se— 
queftrirung der damit bemwilligten Mittel bilden zwei Glieder 
in der Kette von Friedensbeftrebungen, weldhen die Königlidye 
Regierung jeit dem Jahre 1866 jih ununterbroden hingegeben 
bat, und ich fchlage darunter daß zuerft Genannte, den Ab— 
ihluß des Bertrages, nod heute nicht niedrig an. Seine Wir- 
fung war nach drei Seiten hin berechnet, einmal nad) der der ehemaligen 
Unterthanen des Königs Georg; mag davon heute gejagt und gedacht 
werden, was da will, in diefen Acten — ich will Sie mit der Vorlejung 
nicht aufhalten — liegen uns die damaligen Berichte der Provinzialbe- 
börden vor, die von eimem ſolchen Ausgleiche eine mwejentlihe Einwirkung 
auf die Berbefferung der Stimmung, auf die Beruhigung der Gemüther 
bofften, und die ſich wiederholt und dringend dahin ausfprachen, die Kö— 
niglihe Staatsregierung möge in diefem Sinne die Jnitiative ergreifen, 
nöthigenfall3 eine ſolche Abfindung durch Geſetz erftreben, wenn ein Ber: 
trag nicht zu erreichen wäre, da jehr viele politiich mit den Aenderungen 
vollfommen ausgejöhnte Leute doch in Bezug auf perjönliche Anhänglich- 
feit, in Bezug auf perfönliches Mitleid mit einer gefallenen Größe erft 
bierin ein vollfommenes Bindemittel mit den neuen Einrichtungen finden 
würden. Das hat einmal die Königliche Regierung veranlaßt, der Sache 
näher zu treten. Der zweite Grund lag in der zweiten Richtung, in 
welcher ich dieje friedliche Wirkung von dem Abſchluß des Vertrages er- 
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wartete, nämlich in der Richtung auf befreundete und verwandte Höfe; 
von dort aus famen uns in der That die erften Anregungen, die erften 
Einführungen der Agenten des Königs Georg, mag die Verbindung von 
Hieging aus abgeleugnet werden oder nicht, fie liegt eben actenmäßig 
por in Originalbriefen der Agenten diefer fremden Höfe. Bon da gejchah 
die Einladung. Was dabei der Königlichen einig Berlin mie 
den fremden ——— vorſchwebte, geht aus dem Maßſtabe hervor, 
der urſprünglich an die Bemeſſung der Dotation angelegt wurde. Es 
wurde gefragt: was —— ein Koͤniglicher Herzog von Cumberland, um 
in der Witte de3 reichen Englifchen Adels mit Anftand, ohne befhämende 
Erinnerung an politifche8 Unglüd leben zu können? Es murde gejagt: 
nah Berhältnig des Bermögens der großen Engliſchen Adelsfamilien 100 
bis 120,000 Pfund Sterling. Das ift der Mapftab geweſen, den wir 
u Grunde gelegt haben, und der alleinige politifhe Zwed, den wir erftrebt 
Es ift gemejen, eine annehmbare Eriftenz für die gefallene Dynaſtie 
zu finden, in der fie der Verſuchung überhoben wäre, die Ruhe eines 
roßen Landes durch dymaftifche Beftrebungen meiterhin zu ftören. Wir 
De deshalb — ich wenigftend meines Teil, babe auf die Berehnung 
der Revenüen keinen fehr hohen Werth gelegt, auf den Werth der Ber: 
mögend- Dbjecte, die und heute wieder aufgezählt find, und für die zu 
enthädigen nicht in unferer Abficht liegen fonnte. Man konnte höchſtens 
nebenher in Betracht ziehen: welche Reinreveniten bat der König von 
Hannover au feiner Dispofition gehabt, und dem war das, was wir ihm 
geboten haben, ja ganz erheblich überlegen. Ich habe diefen Punkt jchon 
im vorigen Jahre berührt und habe gejagt, es fei mir lieb, daß der 
König de org durch feine Vertrags-Unterſchrift mehr angenommen babe, 
als ıhm nach Verhältnig jeines früheren Einkommensgenuſſes zuftärde, 
weil der Gedanke eines Geſchenkes von König zu König eines freimilligen 
Actes der Liberalität unter den vorliegenden Umftänden unzuläjfig Tei 
Es mußte ein zmweijeitiges Gejchäft fein; für diefes Mehr mußte irgend 
etwa3 gewährt jein. 

Damit komme ich auf die dritte Richtung, in welcher ich den Vertrag 
dem Frieden förderlich gehalten habe, nämlich in Bezug auf die Stellun 
des Königs Georg jelbft. In den beiden erften Richtungen habe ih 
mi nicht getäufht. Die Wirkung zu Gunften des Frieden, die 
der Bertrag haben follte, hat er gehabt; wir haben unfern 

uten Willen documentirt, und diefer gute Wille ift und an 

en betreffenden Stellen aud fo voll angerechnet worden und 
wird und fo voll angerechnet, als ob der Vertrag fortbeftände; 
und in diejer Desichuns babe ich über den Abſchluß des Ber: 
trages feine Reue. Die legte Berechnung war allerdings eine durch 
den Erfolg nicht gerechtfertigte; e8 war aber auch die bei mir am me- 
nigften fichere. Wir waren nicht fo ſchlecht unterrichtet, daß wir es ganz 
für unmöglich hätten halten follen, daß troß der Zufage, troß des Ber: 
trags⸗-Abſchluſſes, trogdem daß durch diefen Vertrags. Abichluf der König 
Georg mwenigftens, wie der engliiche Ausdrud lautete, bound in honour 
mar, daß troßdem dieſes moralijhe Engagement von Seiten des Königs 
Georg vollftändig mißachtet werden könnte. Wir konnten nicht erwarten, 
daß der König eine volle Entjagung, eine Abdiction expressis verbis 
außjprechen werde. Wir waren au darauf von den fremden Höfen aufs 
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merfjam gemacht worden, daß er dazu nicht zu bringen fein würde, daß 
die8 aber aud gar nicht erforderlich fei. Die befreundeten Höje waren 
mit und der Meinung, daß, wenn aud der König Georg der fernlie: 
genden, meiner Ueberzeugung nad unmöglihen Chance nicht entjagen wollte, 
durch fremde Waffengewalt, nad etwaiger Ueberwindung der Wehrkraft 
des Norddeutichen Bundes, durch coalırte Mächte ſich zurüdführen zu 
laſſen — das ift nicht die Abficht des Vertrages gemefen, daß der König 
Georg für folden Fall darauf verzichten follte, feinen früheren Plag, 
wenn ihm das Königreich Hannover von einem fremden Eroberer ange: 
boten würde, wieder zu übernehmen; jolche Tragweite haben dergleichen 
Abkommen immer nicht, wie ich ſchon im vorigen Jahre bemerkte — wir 
aber berechtigt waren, das zu glauben, daß mit der Unterzeichnung diejes 
Bertrages der König Georg verzichte auf eine unfruchtbare Prätendenten- 
ihaft, auf die traurige Rolle eines Fürften, der den Krieg fortjegt an 
der Spige von 1000 oder 1400 verführter junger Leute, die er — man 
fann faum jagen löhnt, jondern miethet, für einen beftimmten täglichen 
Preis ihren regelmäßigen Arbeiten und ihrer Zukunft entzieht. Dah dies 
aufhören würde, habe ich allerdings mit Gewißheit erwartet und darin 
babe ich mich getäufcht. Ich habe das gehofft und gewünſcht im Intereſſe 
der Hannoverfhen Jugend von den unteren Ständen, welde der Verfüh— 
rung bejonders —— iſt, für Geld einer Art von Seelenverkäuferei 
u verfallen und ſpäterhin in Müßiggang zu verſinken. Es iſt meines 
rachtens für ein Land nicht gleichgültig, wenn etwa 1000 bis 1500 
junger, kräftiger Leute in den beſten Jahren für ein müßiggängeriſches 
Leben erzogen und ihrem Vaterlande entriſſen werden. 

Ich habe mich nicht weiter gewundert — und dergleichen Leiſtungen 
ſind auch weniger erkennbar und deshalb weniger ſtrafbar — wenn die 
Welfiſche Partei in Beziehung auf die Preſſe und ſonſtige Agitation Ver— 
bindungen einging mit allen denjenigen Parteien, mit allen denjenigen 
Elementen, welche einer Conſolidation der jetzigen Zuſtände feindlich ſind. 
Wenn ſie mit den Mitteln, die ſie außerhalb dieſer Abfindung oder mit 
dieſer Abfindung hatte, Alles miethete, was an Federn und Intriganten 
käuflich in Deutſchland war, das hätte mich nicht in ng. N ge⸗ 
ſetzt. Dergleichen entzieht ſich einer Controle und einem beſtimmten Nach 
weis. Die Verbindung mit allen Feinden der Deutſchen Einheit, ſei es, 
weil fie eine Einheit iſt und vom partikulariſtiſchen Standpunkt befämpft 
wird, ſei es, weil fie eine monarchiſche Einheit iſt und deshalb befämpft 
wird, dad Bündnig mit allen Gegnern des confeffionellen Friedens in 
Deutfhland — auf alle diefe Verbindungen lege ich hier nicht das Ge— 
wicht. Ich halte mich lediglih an die eine fcharf ausgeprägte Thatjache: 
die fortgefegte Unterhaltung diefer Yegion zum Zwecke des Krieges gegen 
das eigene Vaterland im Bunde mit fremden Mächten, jobald eine Chance 
da fein wird, die ftarf und günftig genug wäre, um diejes Element in 
die Waagichale zu werfen; dabei ein Beftreben, ununterbroden den 
Frieden als zweifelhaft, als einer unmittelbaren, naheliegen- 
den Störung außgefegt darzuftellen, und auf diefe Weije 
das Bertrauen, dejjen große Nationen bedürfen zu ihrer 
Wohlfahrt, das gegenfeitige Bertrauen, deſſen Europa be— 
darf, nah Kräften zu ftören, überall Agenten, Jntriganten hinein- 
zubringen, um feinen Glauben an den Frieden, keine Berbefjerung der 
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Zuftände in Handel und Wandel, keine Belebung des Verkehrs umd der 
Wohlfahrt auftommen zu laffen. AU diefes Treiben ift und befannt; es 
fpringt uns in die Augen, ohne daß es juriftifch nachgewieſen wird, und 
obgleich e3 in den Zeitungen fteht, ift es doch wahr. 

Aber ih halte mih nur an das vorliegende Factum, daß 
der König von Hannover fortwährend die Rolle eines krieg— 
führenden Fürften uns gegenüber fpielt. Diejes Yactum 
allein giebt der Staat3regierung das ganz unzmeifelhafte 
Recht der Nothwehr gegenüber einer Beftrebung, fie mag Flein 
oder groß fein; darauf, ob wir fie fürdten, fommt ed gar nidt 
an, jondern es fommt nur darauf an: giebt uns der Gegner 
eine wirflih faßlihe, gar feines weiteren Eingeftändnijjes 
bedürfende rehtlihe Waffe, mit der wir fein ganzes Gewebe 

erreißen, die Quellen ihm abjchneiden können, mit denen er 
* verwerfliches Gewerbe der Beſtechung und Corruption 
betreibt? Dieſe Handhabe, dieſe Waffe finde ich in der einfachen 
aber weſentlichen Thatſache der Legion; ich laſſe mich auf weiter nichts 
ein und brauche auch nichts als dieſen Nachweis, daß der König ſich nad 
wie vor al3 eine Friegführende Partei feinerfeit3 betrachtet und dadurd 
den Vertrag materiell und moraliich bricht, dadurd jein Eigenthum nad 
Kriegsreht in die Hände des Gegners liefert, dem es erreichbar ift. Ob 
diefe Gefahr Hein oder groß ift, darauf kommt es micht an: principüs 
obsta. Hier ift von juriftifcher Nothwehr die Rede geweſen, die ift unter 
Umftänden jo limitirt, daß ich fat ſchon todt jein muß, ehe ich mid 
wehren darf. Dahin dürfen wir e8 in ftaatlihen Beziehungen, mo wir 
nicht für unfer eigenes Leben zu forgen haben, jondern für die Wohlfahrt 
einer ganzen Nation — dahin dürfen wir e8 nicht fommen laffen, daß 
mir erft anfangen, zur Nothwehr zu greifen, wenn fie fait jchon nicht 
mehr anwendbar ift; ich bejhränfe die Nothwehr nicht auf den 
Begriff allein der Abwehr eines lebensgefährlihen Anfalles, 
fondern aud auf die Herftellung desjenigen Vertrauens auf 
den Frieden, deſſen wir zu unferer Wohlfahrt bedürfen. Dies 
Bertrauen auf den Frieden würde nicht geitärft werden, wenn wir midt 
einem joldhen Unternehmen entgegenträten, deſſen Duldung mit der Würde 
einer großen Nation meines Erachtens nicht verträglich ift, durch defien 
Duldung wir und nur dem Berdadte ausjegten, al3 hätten wir nicht den 
Muth, ung zu wehren, als fürchteten wir, wenn wir und rührten, je 
würde ung em Anderer in die Hände fallen. Denn es giebt eine Feig— 
beit, die e3 nicht wagt, ſich zu wehren, und auch nur die Degenipige 
wegzuſchlagen, die auf ihre Bruft gerichtet ift, jondern fi von ihr durch⸗ 
rennen (pt und in Starrheit — mag es Befangenheit, mag es mernölt 
Lähmung fein — nit Hand anlegt, um die Gefahr abzumenden, die ihr 
droht. Dafür zu forgen, daß dies nicht geichieht, ift die Aufgabe der 
Regierung. Als in der Richtung diefer Aufgabe liegend, babe ıch umfer 
Berfahren jhon in der Commifjion gekennzeichnet. Wir wollen bier 
nit zu Gericht jigen über den gefallenen Gegner, aber mır 
wollen Deutfhland vor Schaden bewahren, mir mollen 
diefem Frevel mit dem Frieden einer großen Nation, mit dem 
Srieden Europa’s ein Ende machen, gegen diejenigen, melde 
für perfönlide und kleinliche dynaſtiſche Interefjen ſich be: 
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rufen fühlen, das Glüd und die Ehre bes eigenen Baterlandes 
in Berfhmwörungen mit dem Auslande zu bedrohen und auf's 
Spiel zu jegen. 
II. 
13. Februar. Preußen und die Hannoverjdhe Politik im 
Fahre 1866 (Mede im Herrenhaufe). 


Die Gefühle, die den Heren Borredner (den Grafen zu Münfter) 
beftimmen, gegen die Vorlage zu jtimmen, die den Herrn Vorredner nur 
mit Widerftreben an diefer Debatte fich betheiligen laſſen, begreife ich 
vollfommen; aber ih kann mir deshalb feine Rechtsdeductionen noch nicht 
aneignen. 

Der Vertrag vom September 1867 ift feiner ganzen Form und Ent« 
ftehung nad ein Staatsvertrag. Es ift nicht meines Amtes, meine 
Eontrafignatur unter Privatverträge des Königs, meines Allergnädigften 
Herrn, zu ſetzen. 

Mit der Unterſchrift zweier Könige, gegengezeichnet von mir, als 
dem Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten dieſes Landes, liegt dieſer 
Vertrag vor, in keiner Weile in der Form eined Privatvertrages, fondern 
in der unbedingten Form ded Staatövertraged. Auch feiner ganzen Ent— 
ftehungsmeife nad fonnte er nur ein Staatövertrag fein. ir waren 
Seiner Majeftät dem Könige Georg Nichts Ihuloh: Ueber die Frage, 
welches Privateigenthum einem Krieg führenden Monarchen nad dem 
Kriege bleibt, entjcheidet erft der Friedensſchluß; einen anderen Richter 
giebt es darüber nicht. Diejer Friedensihluß war noch nicht eingetreten; 
ed wurde ein — — abgeſchloſſen, und dieſer von der anderen 
Seite gebrochen. So liegt meines Erachtens die Sache rechtlich. 

Schuldig waren wir dem Könige Georg Nichts; wir haben ein Bei— 
ſpiel der Großmuth im Intereſſe des Friedens gegeben, wie es in der 
Europäiſchen Geſchichte meines Wiſſens nicht vorgekommen iſt. Ich habe 
nicht gehört, daß die Vorfahren des Königs Georg, nachdem ſie das Haus 
Stuart vom Throne Englands vertrieben hatten, dieſem Hauſe durch 
Staatsgelder die Mittel geliefert haben, der Königlichen Armee bei Cul— 
loden gegenüberzutreten. Ich habe nicht gehört, daß die verſchiedenen 
Zweige des Hauſes Bourbon, deren Throne den Staatsumwälzungen in 
Frankreich, in Spanien, in Neapel zum Opfer fielen, auf Roften dieſer 
Länder mit einer Dotation verſehen worden wären, die man die Abſicht 

ätte haben können, ihnen zu laffen, wenn fie fremde Legionen, oder 

anzöſiſche oder Ftalienifche Pegionen in der Fremde angeworben hätten, 
um fie gegen das eigene Yand zu führen. Noch weniger ift e8 mir wahr: 
fcheinlih, daß die Spanifche Regierung e3 für ihre juriftiiche Pflicht 
halten wird, der Königin Iſabella Mittel zum Kriege gegen fie zu liefern, 
und daß von Italien F die Bourbonen in ihren Abſichten durch Staats— 
mittel unterftügt würden. Ich führe dies nur an, um Ihnen die Gering- 
ſchätzung zu kennzeichnen, mit welcher wir die fittlihe Entrüftung aufzu- 
nehmen haben, die ſich von jo vielen feindlichen Seiten geltend macht: 
als ob wir hier einen ungerechten, Serie en Act gegen einen an ſich 
ungerecht feines Thrones beraubten Fürften übten. 

Die Art, wie heute die Gefchichte des Jahres 1866 dargeftellt wird, 
ift wohl geeignet, den Glauben an alle hiſtoriſchen Darftellungen zu er: 
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füttern; wenn man fieht, was über eine Periode, die nur drei Jahre 
rüdwärtd liegt, mit Erfolg gelogen wird, fo wird es ſchwer, daß zu 
lauben, was, dur Bermuthungen und Conjekturen unterftügt, aus frü- 
Deren Beiten uns erzählt wird. Wenn man heut zu Tage die Darftellung 
des Berhaltens Preußens zu Hannover fchildern hört, — und wie viel 
Lefer nehmen fie — Bin — fo jollte man glauben, Preußen wäre 
1866 über feine Nachbarn bergefallen, wie der —* über eine Lämmer— 
heerde; aber wie war die Situation vor dem Kriege? Jetzt aus dem Blide 
rückwärts fieht e8 ganz ander aus: jeder hat die Klugheit der Herren, 
die vom Rarhhaufe fommen; es fcheint, al3 wenn der Preußifche Sieg 
etwas ganz Natürliches geweſen wäre, was Preußen beſtimmt vorausge⸗ 
ſehen und zur Baſis ſeiner Berechnung gemacht hätte. Das war nicht 
der Glaube bis zum 3. Juli 1866, am allerwenigſten am Hannoverſchen 
Hofe und in der Hannoverſchen Politik. Die Hannoverſche Regie— 
rung bat 1866 viel früher gerüftet, als die Preußiſche; fie 
war die erfte, die auf die erfte Aufforderung Oeſterreichs, id 
glaube vom 16. März, gleichzeitig mit Sachſen zu rüften be- 
ann, und auf unfere Frage, wozu die Rüftungen dienen 
Fu während wir nod feinen Mann rührten, wurde und 
die mehr ſcherzhafte als politifche Antwort gegeben: wegen 
der vorausſichtlich ſchlechten Ernte beabjihtige man das üb» 
lihe Herbſtmanöver im Frühjahr abzuhalten. Ungeachtet diejes 
Hohnes haben wir und nicht abhalten lafjen, die forgfältigiten Berhand- 
lungen mit dem Könige von Hannover zu führen; wir haben jeine zwei— 
deutigen Rüftungen fi entwideln jehen, ihm während derjelben die volle 
Neutralität mit Garantie der vollen Unabhängigkeit geboten; ich danke 
jegt Gott, daß unfer Gegner verblendet ablehnte, e8 wäre ein Norddeutjcher 
Bund in der heutigen Geftatt ja kaum möglich geblieben, wenn der König 
von Hannover damals eingemilligt hätte, fich die völlige Unabhängigteit 
dur Staatövertrag verbürgen zu laffen, nur unter der Bedingung, daf 
er neutral bleibt, daß er feine Neutralität durch Verzicht auf jegliche 
NRüftung verbürge. 

Ste fünnen daraus entnehmen, wie wenig wir dafjelbe blinde Zu- 
trauen in unjeren Sieg hatten, welches unſere Gegner damals bejeelte, 
indem Die Aufertampflegung einer tüchtigen Armee von 20,000 Mann 
in unferem Rüden eine® Opfers werth ſchien. Die Enthüllungen 
über jene Periode, die namentlih in Ftalienifhen Schriften 

egeben jind, laſſen es in hohem Grade wahrſcheinlich er- 
un, daß Defterreich fih zum Opfer Benetiens ſchon vor 
dem Kriege hatte bereit finden lafjen, und es fih nur um die 
Frage handelte, ob für dieſes Dpfer eine Entfhädigung in 
Deutfchland zu finden, oder in Geld gewährt werden müſſe. 
Wären wir befiegt worden, was damals die ganze Welt außer ung jelbft 
für gewiß bielt, jo glaube ich nicht, daß Schlefien das einzige Opfer ges 
weſen wäre, mit dem wir ung hätten löjen müſſen, ich glaube vielmehr, 
daß das „Welfenreich,“ die Herftellung des Reiches Heinrichs 
des Löwen in der vollen Ausdehnung des Niederjähfifchen 
Stammes, wenigftens auf der linken Seite der Elbe, dod den 
damaligen Hannoverfhen Berehnungen nit fo ganz fremd 
mar, wenn aud der unbedingte Glaube an den Defterreichijchen Sieg, 
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der felbft nach der Schlaht von Langenſalza noch die Handlungen des 
Könige Georgs beftimmte, hauptſächlich das entjcheidende Moment für 
die Hannoverſche Politit geweſen ift. Jedenfalls machten wir vor dem 
Kriege dem Hannoverſchen Hofe —— Eindruck ſiegesgewiſſer Eroberer. 
Man glaubte im Gegentheil, der Moment ſei gekommen, um das Netz 
über unferem Kopf zujammen zu ziehen; man rechnete auf die Uebermacht, 
die der bundbrücdige Beſchluß vom 14. Juni gegen uns ins Yeld führen 
follte; man rechnete, daß mit dem demnächſt verftümmelten Preußen es 
möglich fein werde, diejenigen Deutfchen Reformen, über die im Herbfte 1863 
der Fürftentag in Frankfurt a. M. tagte, ins Leben zu führen, während das 
unverftümmelte Preußen ftark genug geweſen war, um durch feine einfache Ab- 
weſenheit dieſes Projekt damals zu vernichten. Sie werden mir in diefer Frage 
einiges Urtheil zutrauen dürfen, da es feinen Mann in Preußen giebt, der 
länger al3 ich mit der Deutfchen Politik amtlich befchäftigt gemefen ift, und 
ich habe die Eoalition, die ung im Jahre 1866 ſiegesgewiß gegen- 
übertrat, in wechjelnden Formen feit dem Sabre 1851 in 
Frankfurt a. M. zu befämpfen gehabt, zuerft in dem Bedauern, daß 
man uns den Frieden von Olmütz bemilligt habe, daß die Schwarzen 
bergjche Politik nicht mit Gewalt und Entſchloſſenheit durchgeführt worden 
fei, nachher in vielfachen Berfuchen in gemäßigterer oder ftärferer Weiſe 
jene Bolitif wieder aufzunehmen und jchlieglih im Glauben an die Ueber- 
legenheit der bewaffneten Bundesmaht im Frühjahr 1866, indem man 
nur die Ziffern der Bundesarmee in Berechnung zog, aber ihre Berfaffung 
nicht fo fannte, wie wir fie fannten. Wenn wir gegen unjerer Feinde 
Erwartung der und angedrohten Gefahr der Vernichtung ent» 
lie, und als Sieger das Recht in der Hand hatten, die 

erhältnijje zu reguliren, fo fann man es wohl nidt eine 
ungerehte Eroberung nennen, die wir, nahdem manund das 
Scnert in die Hand gezwungen, fhließlih machten, indem 
* lediglich an unſere eigene Sicherheit für die Zukunft 
achten. 

Nicht die Frage, ob zwei Millionen Deutſche mehr oder weniger in 
einem Staatskörper vereint ſein ſollten, war die entſcheidende, ſondern 
allein die Frage unſerer Sicherheit. Es war der Beweis geführt, daß 
wir in kriegeriſchen Situationen eine fo tüchtige Truppe, wie der Han— 
noverſche Volksſtamm fie liefert, nicht in unferm Rüden belafjen dürften. 
Die Piliht der Gelbfterhaltung zwang und, die Wiederkehr 
ähnliher Eonjtellationen in unjerem wie im Deutſchen In— 
terefje zu hindern, durd die Hannoverjche Politik war und 
die DBejeitigung des Königreihs Hannover aufgezwungen. 
Es konnte das, jobald der Krieg entichieden, feine unerwartete Wendung 
für die Hannoverjhen StaatSmänner jein. ch bin felbft in der Lage 
gemwejen, jomohl mit den Rathgebern, die König Georg in der legten 
Zeit feiner Regierung um ſich gehabt hatte, als auch früher wiederholt 
alle Eventualitäten zu bejprechen, und ich hatte jederzeit mit voller Dffen- 
heit gejagt, Hannover habe in Zeiten der Gefahr nur eine fichere Politik, 
nämlich die: fih an Preußen anzufchließen. Unterliegt Preußen, fo wird 
man Hannover nicht viel thun. Es wird dann vielmehr die klügſte Po— 
titif fein, den Mittelftaat zu ftärken auf Preußens Koften. Siegt aber 
Preußen, fo giebt es feinen fihern Schug, als den, mit Preußen ver- 
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bündet geweſen zu fein. Das Preußiſche Königshaus würde fi an Ber: 
bindeten nicht vergreifen können, mit denen es die Berbindung vom fieben- 
jährigen Kriege ber fiegreich erneuert hätte. Es war diefe Politik jo einfach 
und natürlih, daß nur leidenſchaftliche VBerblendung, Herrſchſucht und die 
dynaſtiſche Eiferfucht auf die falſche Bahn hat lenken können. I 

Wenn wir und nad) dem Bertrage von Prag nad weiteren Mitteln 
zur Befeftigung des Friedens umfahen, jo jchien uns eines derjelben darin 
u liegen, dem durch Fehler und Berblendung gefallenen Fürftenhaufe eine 
Fin Bergangenheit würdige Stellung zu fihern, damit es fich mit dem 
Worte tröften könne, daß neues Leben aus den Ruinen blüht. Die na 
türlihe Stellung dieſes Haufes, aus der es durch die Berfchiedenheit des 
————— in England und Hannover geriſſen, bot ſich in dem Reiche, 
an welches das Haus König Georgs durch ebenſo glorreiche Erinne— 
rungen geknüpft war, wie die im Jahre 1866 es für uns ſind, in dem 
Reiche, welches durch die Vorfahren des Königs Georg, durch Wilhelm 
von Oranien an der Spitze Engliſcher und Deutſcher, auch Branden- 
burgiſcher age por 200 Jahren einer verderblihen Regierung ent 
riffen wurde. Wir dachten uns den König Georg in dem Titel, den er 
noch führt, als Herzog von Cumberland, und waren überzeugt, daß 
er und feine Nachkommenſchaft jeiner Vergangenheit und feiner Stellung 
entjprechend dotirt fein müfje. Diefe Erwägung allein hat uns beftimmnt, 
nicht aber der Glaube an irgend privatrechtliche8 Vermögensrecht eines 
Kriegsfeindes, der feinen Frieden mit und noch nicht geſchloſſen hat. 

Es ift jet ungefähr Jahresfrift, dag die Königliche Regierung jo- 
wohl im andern Hauje, wie diefem gegenüber, ihren Einfluß aufgemendet 
bat, um dem Haufe des Königs Georg eine reihe Abfindung zu vers 
Ihaffen. Als eine Abfindung fahen wir es an, weil wir viel mehr gaben, 
als König Georg befefien hatte. Die Zweifel, welche da8 Herrenhaus 
binfichtlih der Zeitgemäßheit einer folhen Abfindung geltend machte, 
waren begründet durch die Gleichzeitigfeit der Verhandlungen mit den be 
fannten Vorgängen in Hieging und auf der filbernen Hochzeit. Diele 
Zweifel mußten auch im Sinne der Regierung von großem Gewichte jein, 
wir konnten und unmöglich berechtigt halten, einen Fürften, der uns nod 
ala Kriegsfeind behandelte und entſchloſſen ſchien, dieſe Rolle fortzuführen, 
die Mittel dazu zu gewähren. Wenn wir dennoch die Vollendung der 

eſetzlichen Grundlage der Abfindung nicht aufhielten, fo geſchah es, um 
einen Zweifel an dem Ernſte auffommen zu lafjen, mit dem wir dieſe 
Abfindung ficher ftelen wollten. Wir wollten uns dem Vorwurfe nicht 
außfegen, die Preußifche Regierung hätte eine unwürdige Comödie mit 
diefer Sache geipielt und mwäre vor dem gejeglihen Abjchluffe zurüdge 
treten. Bei der Lügenhaftigkeit der feindlichen Blätter wäre Bi Ber: 
halten jedenfalls entftellt worden. Wir legten deshalb Gewicht darauf, 
unfern guten Willen außer Zweifel zu ftelen, und wir wollten zugleid 
eine geſetzlich gefiherte Baſis für zukünftige Verhandlungen jchaffen, jo- 
bald uns König Georg oder jeine. Erben Bürgjchaft für ihr Verhalten 
gewähren würden. Wenn uns da8 Vertrauen täufchte, mweldes 
wir in fürftlihes Ehrgefühl fegten, das Vertrauen, daß aud 
die ftillfhweigenden Bedingungen und Borausjegungen des 
Bertrages Sebellen werden würden, jo waren wir überzeugt, 
daß die Gejeggebung des Preußiſchen Staates bereit und ım 
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Stande fein werde, den Schaden, den der Brud diejes Ber- 
trauen3 dem Lande zufügen könnte, in einheitlicher Beſchluß— 
nahme der Factoren der Gefeggebung von diefem Rande ab— 
zuwe hren. 

Daß Sie dies thun werden, und mit großer Majorität thun werden, 
darüber bin ich nicht zweifelhaft. Ich habe aber doch zur Erläuterung 
des Beichluffes, von dem ich überzeugt bin, daß Sie ihn fafjen werden, 
meine Stellung als Mitglied des Saules und die Stellung der Regierung 
mit den eben gefprochenen Worten klarer bezeichnen wollen. 


III. 
30. Januar. Die Agitation des Kurfürften von Helfen 
(Rede im Abgeordnetenhauje). 


[Verfolgung der „Reptilien. “] 


Ich habe geftern fchon Gelegenheit gehabt, zu äußern, daß ich den 
Begriff der ftaatlihen Nothwehr nicht kann einengen laffen in den Fall, 
mo ein Staat, wo ein Land thatſächlich angegriffen ift und diejen Angriff 
abzumehren hat, fondern daß ich ihn einbegreifen muß in das Recht, 
die Pflicht einer Pandes- Regierung — und je größer das Land, um fo 
ſchwerer die Pfliht —, dafür zu forgen, daß der Friede überhaupt nicht 
geftört, daß verhütet werde, was den Frieden ftören, was das Vertrauen 
in diejen Frieden erjchüttern könnte. Denn ohne diejes Vertrauen hat 
der Friede nicht die Bedeutung, in welcher eine große Nation feiner be- 
darf. Ein Friede, der der Befürchtung ausgeſetzt iſt, jeden Tag, jede 
Woche geftört zu werden, hat nicht den Werth eines Friedens; ein Krieg 
ift oft meniger jchädlih für den allgemeinen Wohlftand als ein ſolcher 
unficherer Friede. In dieſer rein botitifchen Auffaffung werde ich mich 
nicht irre machen lafjen durch juriftifche Deductionen. Weber jnriftifche 

wirnsfäden wird die Königliche Regierung nicht ftolpern in der 

nsübung abi Pflicht, für den Frieden des Staates zu forgen; fie 
wird diefe ihre Aufgabe auch nicht auf das Niveau von Gemiüfelörben 
berunterziehen Iaffen, jondern fie in ihrer ganzen Höhe aufrecht erhalten 
und durchführen. 

Es gab eine Zeit bei uns, wo der Friede bedroht jchien. Wenn ich 

das ſage, fo fee ich mich zwar wiederum der Gefahr aus, daß ein 
eehrter Abgeordneter hier, von dem ich mohl jagen darf, daß er feit 
Sabren fih in einer nicht immer fachlichen Weiſe mit meiner Perfon zu 
fhaffen macht, — daß der mich für einen Schwarzieher hält und findet, 
ih ſpräche von einer Degenfpige, die auf unjere Bruft gerichtet ift, und 
die er nicht fieht. Es ift mein Troft, daß diejer Herr Abgeordnete 
feiner Zeit hundert Taufende von Bayonnetten, als fie ſchon 
erfennbar in der Luft ſchwebten, auch nicht gejehen hat. — 

Der ſchlaftrunkene Kämmerling des Königs Duncan jah den 
Dolch des Macbeth auch nicht, die Aufgabe der Regierung eines 
len Landes ift es aber, die Augen offen zubaben und wach 

u jein. 
; Ich fage: der Friede fohien bedroht, und ich kann hinzu— 
fügen, er war vielleicht bedroht, er war bedroht aus Mifver- 
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ftändniffen. Die Spannung der Situation 2 nachgelafien von dem 
Augenblide an, wo der Minitterwecifel in den Donaufürftenthümern ein- 
trat; durch andermweite Ereignifie find die Aufmerkjamkeiten demnächft auch 
nad) anderen Richtungen gelenkt worden, aber wir konnten vorher wahr: 
nehmen, bis zu welhem Maße die Politik der Königlichen Regierung, die 
friedliebende Politik diefer Regierung bei manchen anderen Regierungen 
verleumdet worden war, biß zu welchem Maße diefe Berleumdungen 
Glauben gefunden hatten. Die Zeit ift mir felbft damals als eine un— 
fihere erſchienen — und fehr ängftlih bin ich in der Regel nach diefer 
Richtung nicht, ich bin auch nicht gewohnt, wahrheitäwidrige Zeugnifle 
abzulegen, auch waren die Dinge offenkundig; ich kann alfo jagen: es 
war eine Gefahr der Friedensftörung hauptſächlich durch Mifverftändnifie, 
durch Berdrehung von Thatſachen, durch unwahre Angaben über die Po- 
fitif diefer Regierung gefchaffen worden. Wie voll der Becher ſchon war, 
ift ſchwer zu beurtheilen; welcher Tropfen ihn zum Weberlaufen bringen 
konnte, ift nicht zu jagen. Aber wenn mächtige Geldmittel, wenn Coali 
tionen der verſchiedenen Parteien, melde die Störung des Friedens wün— 
fchen, eine gemwifje Bedeutung erlangen, daß dann die Regierung mit großer 
Aufmerkfamkeit diefe Symptome verfolgen muß, daß es ihre Pflicht iſt, 
rechtzeitig dad Land vor Schaden durch Störung des Friedens zu be 
wahren — da8 werden Sie mir Alle zugeben. Nun fonnte es der 
Beobahtung der Regierung nicht entgehen, daß das Auftreten 
der Emigration, weldhe jih an die Häufer Efte und Brabant 
ee hat, genauen Schritt hielt mit der Steigerung der 
rieg8gefahr, daß die Emigration ſehr wohl unterrichtet war 
von Geheimniſſen der Cabinette, die und nicht immer gleich— 
zeitig und in dem Maße befannt waren. In gleidem Maße 
wie die Kriegsgefahr fteigerte jich die Agitation, fteigerte jid 
die Sprade der Ffurfürftliden Organe Bon einem anonymen 
Machwerk, dem bekannten Aufruf, der vielleicht dem Kurfürften gar nicht 
befannt gemejen ift, der vielleicht für Hannoverfches Geld mit Mißbraud 
des Heſſiſchen Namens gejchrieben wurde — von diefem anonymen Aufe 
ruf jteigerte fie fi bald durch directere Theilnahme des Kurfürften; je 
höher die Kriegsgefahr wurde, um fo jchärfer trat die Betheiligung diejes 
Herren felbft hervor, er ſprach zuerjt davon, „den Schild Heflens wieder 
aufzurichten;“ in weiterem Stadium jprah er von „treu gebliebenen 
Unterthanen,“ in nocd weiterem Stadium verftieg er fich zu directen, noch 
jegt in Kafjel auszuübenden Regierungshandlungen. 
E3 fragt fih nun, welchen rechtlichen Anhalt haben wir, um uns 
egen die notoriihe Schädigung und Bedrohung, gegen dies Aufhegen 
—— Regierungen und der — Nationen gegen uns zu wehren, 
uns dieſe Beunruhigung unſeres Friedensſtandes vom Halſe zu halten? 
Der erſte Herr Vorredner heut hat gefragt, wo die „Legion“ fei, er hat 
feine „Legionen“ verlangt. Wenn der König Georg militairifch gegen 
ung aufgetreten ift, fo Dat der Kurfürft das Analoge auf ——— 
Gebiete gethan. Ich lege auf alles andere Material nicht viel Werth; 
wie ich geſtern allein in der Legion die Handhabe zum rechtlichen Ein— 
ſchreiten — zum kriegsrechtlichen Einſchreiten, wenn Sie wollen — ſuchte, 
ſo ſuche ich auch heute allein in der Aufforderung an fremde 
Regierungen, gewaltthätig den Zuſtand des Norddeutihen 
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Bundes und Preußens umzuftoßen und Provinzen davon los— 
zureißen, den einzigen At, an den ich mich halte, — — 

Kann da3 Ausland, wenn wir annehmen, es fei friegd- 
[uftig gemejen, wenn wir annehmen, e8 habe ſich gefragt, wel» 
ches Tind wohl die Chancen eines Krieges, mußte e8 nicht we— 
fentlih ermuntert werden durch die VBorfpiegelung, daß bedeu- 
tende Theile der Hannoverſchen, der Heffiihen Bevölkerung 
einem feindlihen fiegreich eindringenden Heere bereitmillig 
ufallen und ihm den Sieg erleihtern würden? Der Zuftand der 
Berifenki, in dem leider in Deutjchland fich die Gemüther immer noch) 

efinden, ift an fich dem Ausland befannt genug: die Stimmung, die vor 

furzem noch bei einem Mainzer den Biebericher als einen rechtlofen Aus— 
länder betrachten ließ, dem man den Hafen zubämmen könnte, die den 
Frankfurter bewogen, den Bodenheimer als einen von allen Frankfurter 
Rechten auszufchliegenden Fremdling zu behandeln, ift noch nicht ganz 
vergangen und wird im Auslande eher überjchägt in ihren Wirkungen. 
Die heut bier befundete Gefinnung, welche ſich dahin ausdrüdt: wenn ich 
eine Eijenbahn mehr befomme, was frage ich dann nach dem ganzen 
Deutfchland! die ift im Aurslande auch befannt. Bezüglich der Art mie 
die Eifenbahnen in Heffen. früher zu Stande famen, möchte id den Herrn 
Borredner an eine Thatjache erinnern, die ich nicht erwähnen würde, 
wenn fie nicht in den amtlichen Akten ftände, die wir in Kaffel gefunden 
haben. Ein Kurfürftliches Refcript an den damaligen Finanzminifter jagt: 
dag ©e. Sek ri Hoheit nunmehr feine Einwilligung zum Bau der 
Hanauer Eifenbahn geben will, weil und nachdem dieſe Geſellſchaft, ich 
weiß nicht ob 200 Xctien zu 250 Gulden oder umgefehrt, unentgeldlich 
zur Dispofition Seiner Königlichen Hoheit geftellt habe. 

Ich könnte diefe Beifpiele vermehren, Sie werden die Gründe zu 
würdigen wiſſen, weshalb ich darauf verzichte; es ift nur zur Gewiſſens— 
berubigung des Herrn Vorrednerd, defjen Motive jo aufzutreten, wie er 
aufgetreten ift, ich in feiner Weile verfennen will. Leider kann fi das 
Ausland fagen, daß, wenn eine Armee fiegreich bei und vordränge, fie 
nicht überall auf denjelben feindlichen Widerftand ftoßen wiirde, mie er 
vielleicht bei jeder anderen gejchloffenen Europäifchen Nation zu erwarten 
wäre. Die Koriolane find in Deutſchland nicht felten, es fehlt 
ihnen nur an „Volskern,“ und wenn fie Volsker fänden, würden fie 
fih bald demasfiren; nur den legten verjöhnenden Abſchluß Koriolans 
würden alle Frauen Kaſſels und Deutſchlands dann nicht im Stande fein 
herbeizuführen. Es ift fehr zu beklagen, daß dem bei ung jo ift. Ver— 
gegenwärtigen Sie ſich den Eindrud, den e8 in Spanien wie in Rußland, 
in England wie in Frankreich, in Ungarn wie in Dänemark machen würde, 
wenn dort irgend Jemand erklärte, er wolle feine particulariftiichen Ge— 
Lüfte, feine Familien-Intereſſen, feine Partei-Intereſſen mit ausländiicher 
Hülfe durchführen, er fette feine ganze Hoffnung darauf, und arbeite 
dahin, daß die Fluren feines Vaterlandes zertreten würden von fiegreichen 
augländifchen Kriegsheeren, daß feine eigene Heimath in diejelbe Unter- 
johung verfalle, wie wir fie am Anfang diefes Jahrhunderts in Deutjch- 
land erlebt haben, was kümmern ihn die rauchenden Trümmer feines 
Baterlandes, wenn er nur auf ihnen fteht! — nehmen Sie an, daß 
in allen Ländern bis in das Heine Dänemark hinein eine 
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Partei, eine Elique die Frechheit hätte, ſich zu ſolchen Beitre- 
bungen offen zu befennen, ſolche Leute würden dort überall 
erftiden unter der zermalmenden Verachtung ihrer Yandsleute! 
Bei uns allein ift das nicht fo; bei ung erliegen fie nicht der 
Verachtung; jie tragen die Stirn body, fie finden öffentlid 
Bertheidiger bis in diefe Räume hinein. 

Ueberall, wo Fäulniß ift, jtellt fich ein Leben ein, welches man nicht 
mit reinen Glacéhandſchuhen anfafjen kann. Dieſer Thatjache gegenüber 
jprechen fie doch nicht von Spionirwejen! Ich bin nicht zum Spion ge 
boren meiner ganzen Natur nad); aber ic) — wir verdienen Ihren 
Dank, wenn wir uns dazu hergeben, bösartige Reptilien zu ver- 
folgen bis in ihre Höhlen hinein, um zu beobadten, was ſie 
treiben. Damit ift nicht gejagt, daß mir eine halbe Million geheimer 
Fonds brauchen können; ich hätte Feine Verwendung dafür und möchte 
die Verantwortung für ſolche Summen nicht übernehmen. E3 werden 
fi) andere Verwendungen finden, die Ihre nadhträglihe Genehmigung 
und BZuftimmung finden werden. Auf dem Heſſiſchen Hofpermögen 
haften, wie man jagt, Berpflichtungen dem Sande gegenüber, Baus 

lichten, die übernommen worden find. Es wird eine Ehrenpflicht der 

egierung fein, wenn fie in dem Befig der Fonds ıft, jolhe Schulden 
zu tilgen, aber maden Sie und aus dem bedauerlihen Zwange, daß 
wir Gelder auch zu andern Zweden verwenden müfjen, feinen Vorwurf; 
probiren Sie jelbit exit, ob Sie Pech anfafjen können, ohne fich zu be- 
ſudeln! 

IV. 
13. Februar. Die Agitationen in der Preſſe und der 
Friede (Rede im Herrenhauſe). 


In der Kommiſſion iſt von mehreren Seiten geltend gemacht worden, 
daß das Verfahren gegen Se. Königliche Hoheit den Kurfürſten im Ver— 
gleich) mit dem gegen den König Georg ein befonders ftrenges wäre, indem 
weniger Befchwerdepunfte gegen den Kurfürften vorlägen. Ich kann dieje 
Anfiht nicht theilen. Ich würde fie theilen, wenn es fih um eine Con» 
fiscation de8 Vermögens handelte. Es handelt fi aber nur um eine 
Maaßregel, deren Folgen jederzeit bejeitigt werden fünnen, wenn Ce. 
Königl. Hoheit der Kurfürft ſolche Bürgjchaften giebt, melde die gejeß- 
gebende Gewalt in Preußen davon überzeugen, daß eine Wiederholung 
des bisher Erlebten nicht zu befürchten ſteht. Mir fcheint, daß im Ge— 
gentheil der Fall des Kurfürjten von Heſſen noch einfacher liegt, als der 
des Königs von Hannover: beide Herren haben fih von den ge- 
ihlojjenen Verträgen losgeſagt, der König Georg durch Hand- 
lungen, der Hurfürft von Hejjen durh ausdrüdlide Erflä- 
rungen, die jhriftlich vorliegen, die amtlih durch meine Ber- 
mittelung an Se. Majeftät den König gerichtet find, durd 
u — an alle Europäiſche Regierungen gerichtete Ma— 
nifeſt. 

Ich darf dieſes als befannt vorausſetzen, obſchon ich mich nicht er- 
innere, daß e3 in den Commiffionsberichten des Haufes gedrudt geweſen 
wäre, es ift dazu zu lang. Es enthält die heftigfte und beleidigendfte 
Kritik der Politik der Preußiſchen Regierung und jchließt mit der Auf- 
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forderung der Europäifchen Mächte, an die es gerichtet ift, durch thatkräf⸗ 
tigen Beiftand den Kurfürften wieder in feine Yänder einzufegen, aljo die 
Provinz Heilen vom Preußifchen Staate wieder loszureißen. 

3 jehe diejes Manifeft als eine unmittelbare Betheiligung des Kur: 
fürften an den Age de Agitationen einer Preffe an, deren Thätigkeit 
darauf gerichtet ift, den Europäifchen Frieden und befonder8 den Frieden 
Deutjchlands zu ftören. Ich würde mich nicht berechtigt glauben, gegen 
Pregthätigkeit auf diefem Wege einzufchreiten, wenn nicht der Kurfürft 
durch feine Losſagung von dem Bertrage die gefeglihe Handhabe dazu 
geboten hätte. Diefe Handhabe nicht zu benugen, würde eine ſchwere Ver: 
nachläſſigung der Intereſſen des Landes involviren. Ungefährlich find diefe 
Agitationen in feiner Weife; Sie kennen diejelben aus den Blättern, die 
Sıe lejen, und Sie fünnen ſich daraus ein Bild davon machen, wie der- 
gleichen Entjtelungen der Thatſachen in denjenigen Ländern, wo man fie 
zu controliren nicht jo gut in der Lage ift, wie bei ung, in Ländern, wo 
man die Lüge über Biefige Berhältniffe nicht gleich an der Stirne zu er— 
fennen vermag, daß dort die Eindrüde ftärfer find als bei uns. 

E3 ift an ji ein verbreherijhes Beginnen, zwei große 
Nationen in der Mitte der Europäijhen Eipilijation, die 
beiderjeit3 den ernften Willen hegen, mit einander in Frieden 
zu leben, die Feine wefentlihen Intereſſen haben, melde jie 
trennen fünnten, in den Krieg hinein treiben zu wollen und 
fich zu diefem Zwede mit einem großen Aufwande von Geld- 
mitteln der gedrudten Lüge zu bedienen. 

Ich brauche nicht in allgemeinen Anfchuldigungen zu bleiben; Keinem 
von Ihnen werden die Manöver entgangen jein, die darauf gerichtet find, 
durch die Prejie in Frankreich, bei einer im Punkte der Ehre und Tapfer- 
feit lebhaft empfindlichen Nation, den Eindrud zu verbreiten, als wolle 
Deutjchland feine durch feine Einigkeit gewonnene Erftarkung zu einem Ans 

riffsfriege gegen Franfreih oder in irgend einer feindlihen Richtung 
ae Dieje Lüge begegnet Ihnen alle Tage in Franzöfiihen Blättern; 
ih brauche Sie nur auf die Sammlung faljher Nachrichten aus den 
legten Tagen aufmerkfam zu machen, die in beiden Pändern künftlich ver- 
breitet werden und bei denen man nicht begreift, ob man mehr über die 
Frechheit der Erfindung oder fiber die Einfalt und Leichtgläubigkeit der 
Leſer und den großen Kreis erftaunen joll, der ſolche abjurde Nachrichten 
ernjthaft nimmt; aber es zeigt da8 eben, wie wenig man mit den 
wirflihen Verhältniſſen befannt ijt; Sie haben die Yabeln gelejen von 
einem „Familien-Conſeil“, der in Preußen zur Berathung über kriegerifche 
Eventualitäten gehalten worden jei, eine Art Eonfeil, welche bei uns das 
Staatsrecht und das Königliche Hausreht nicht fennt, — von militärifchen 
Eonjeils, von der Rafirung des Glacis in Mainz, weil an der Promenade 
einige Sträucher verpflanzt werden, — ferner von einer Aufforderung, 
die die Königliche Regierung am die ſüddeutſchen Staaten gerichtet haben 
joll, ſich in Kriegsbereitſchaft zu fegen biß zum 1. April, indem Defter- 
reich und Frankreich dafjelbe thäten, und ich weiß nicht, was für Um— 
triebe, die wieder in Rumänien ftattgefunden haben follen; das ift aber 
nur eine Fortjegung des Verleumdungsſyſtems, nad) dem diefe Nation 
fi gegen die Ruhe von ganz Europa hartnädig verſchworen haben joll. 
Ale dieje Nachrichten würden an und für fich unbedeutend jein; fie 
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ftehen gewöhnlich zuerft in leicht zugänglichen Winkelblättern, gewinnen 
aber dann eine ganz andere Bedeutung durch die Mitwirkung der Tele: 
raphie. Wenn 3. B. in der „Bayrifchen Pandes- Zeitung“ fteht, Preußen 
je Süddeutjhland zur Kriegäbereitihaft aufgefordert, jo lacht in Deutſch⸗ 
and ein Feder darüber; wenn die aber als eine Nachricht von ungewöhn: 
licher Wichtigkeit von befliffenen Leuten, die dazu beſonders angejtellt find, 
fofort in alle Welt telegraphirt wird, fo geminnt durch das Tele 
graphiren die erfundene Nachricht eine Bedeutung, die fie an und für fi 
nicht gebeb! bat. 

ir haben ung gegen die Autorität de8 Gedrudten erſt allmälig 

abjtumpfen können und das ift namentlich feit 1848 gelungen; bis dahin 
hatte für einen großen Theil der Bevölkerung alles Gedrudte feine be- 
fondere Bedeutung; Feder, der auf dem Lande nur das Amtsblatt lag, 
von der Bibel und dem Geſangbuche nicht zu reden, hielt das Gebrudte 
für wahr, weil e8 gedrudt war, ungeachtet des üblichen Sprichworts: 
er lügt wie gedrudt; es wird vielleicht auch dahin kommen zu jagen: er 
fügt wie telegraphirt, denn gegen den Mißbrauch, der mit diejem 
Belörderungsmirtel getrieben wird, find bisher die wenigften Leute noch 
auf der Hut; fie denken nicht an den Reichthum von Geldmitteln, der es 
Jemandem möglih macht, zum Xelegraphiren aller in drei bis vier 
Spraden überfegten ZTendenzlügen in verjchiedenen Weltftädten Lectoren 
zu bezahlen, die nur damit beichäfti t find, Zeitungen durchzulefen und 
zu jehen, ob fi eine Alarmnachricht Anbet; det er feine, jo hat er jie 
u machen und telegraphirt fie nun als aufregendes Symptom am ver: 
chiedene ausländifche Blätter. 

Sp wird die öffentlihe Meinung in Frankreich bearbeitet; umgelehrt 
wird fie bei und in Deutjchland dahin aufgeregt, als ob wir alle Tage 
einen Angriff Frankreichs auf Deutichland zu gemwärtigen hätten. Es liegt 
im mobhlverjtandenen Intereſſe beider Nationen, daß diejen verlogenen 
Intriguen nah Möglichkeit ein Ende gemadht und daß die Geldmittel 
dazu abgejchnitten werden. 

Die Königlihe Regierung hat feit Jahr und Tag ihre 
volle Thätigfeit auf die Zerftreuung falſcher Kriegsgerüdte 
verwendet: fie hat in diejem Augenblid die Ueberzeugung, 
Be die Europäifchen Regierungen von friedlihen Intentionen 
bejeelt find, und jie hat das Bedürfniß, daß das Publikum 
endlih zu demfelben Glauben und zum Vertrauen auf fried: 
lihe Zuftände gelange. Schon im Intereſſe der nationalen 
Würde find die Quellen abzufhneiden, aus denen Deutide 
Blätter befoldet werden, die in ſchamloſer Deffentlihkeit eıne 
ftarfe und friegstücdhtige, aber ebenfalls friedliebende Nation, 
wie die Franzojen, zum Kriege gegen Deutjchland auffordern 
und offen die Hoffnung ausfpredhen, das Baterland, Deutid- 
land, werde in diefem Kriege unterliegen. Mir find in der 
Prejfe Borwürfe gemaht worden, daß ich ſolchen Erjheinungen 

egenüber die diplomatijhe Ruhe, die meine Stellung er» 
Pest, — bewahren vermödte; ih muß nun aber jagen: 
wer über jolche Niederträdhtigfeit nicht in Zorn geräth, hat ein anders 
organifirtes Nationalgefühl, als mir eigen ijt. 
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Die Genehmigung der Allerhöchſten Verordnung vom 
2. März 1868 wegen der Beihlagnahme erfolgte im 
Abgeordnetenhaufe mit 256 gegen TO Stimmen, im Herren= 
bauje fajt einjtimmig. 


Der Welfenfonds beruht auf der Beltimmung im $. 2 
der Verordnung: 


„Aus den in Beichlag genommenen Objekten und deren Revenüen find, mit 
Ausſchließung ber Rechnungslegung an den König Georg bie Koften der Beichlag- 
nahme und der Berwaltung, jowie ber Maßregeln zur Ueberwadung und Abwehr 
ber gegen Preußen gerichteten Unternehmungen des Königs und feiner Agenten 
zu beftreiten. Berbleibende Ueberihüfje find dem Bermögungsbeftande zuzuführen.“ 


Zur Begründung dieſer Beftimmung war in der dem 
Landtage mitgetheilten Denkſchrift gejagt: 

„Die Beſchlagnahme und Berwaltung allein würde die Verhinderung feind- 
liher Unternehmungen nur unvolltlommen erreichen laffen: dem Könige Georg 
würde zwar ber Zufluß reicher Mittel zu unmittelbarer Berwendung abgejchnitten 
fein, jedoch würde er einen wertbwollen Erjat in der Anjammlung und. nugbaren 
Anlegung finden. Deshalb mußten bie Revenüen des in Beihlag genommenen 
Bermögens und Leteres jelbit in vollem Umfange für die Koften der Ueberwachung 
und Abwehr haftbar gemacht werben. 

Diejen im Berborgenen geplanten Unternehmungen gegenüber, können auch 
bie Maßregeln ber berechtigten Gegenwehr nicht überall an die 
Deffentlichleit gezogen werben; jede Rechnungslegung an ben König Georg 
war des halb ———— und zwar um ſo mehr, als auch bei Aufhebung der 
Beſchlagnahme der Staatsregierung nicht würde zugemuthet werden können, über 
ihre Verwaltungshandlungen, deren Nothwendigkeit und Zweckmäßigkeit mit dem 
Könige Georg in Konteſtationen zu treten.“ 


Bei der Kommiſſionsberathung erklärte Graf Bismarck: 


„In keinem Falle dürfe man ſich der Beſorgniß hingeben, daß die 
Staatsregierung etwa beabſichtige, zur Anſammlung der Revenüen eine 
Sparkaſſe für die Betheiligten anzulegen; nützliche Verwendungen na— 
mentlich im Intereſſe der Landestheile, welche die depoſſedirten 
Fürſten früher beherrſchten, würden ſich immer finden laſſen.“ 


28. Januar. Die Wahlen zum Landtage und zum Reichs— 
tage und die Vereinigung der beiden Parlamente. 


Aeußerung des Grafen von Bismarck bei der Bera— 
thung des Geſetzentwurfs in Betreff der Aenderung der 
Wahlbezirke. 

(Berufsmäßige Abgeordnete; Abkürzung der Seſſionen). 
Wenn ih mich als Minifter der Vorlage, welche Sie diskutiren, 
angejchlofjen habe, ungeachtet der Abneigung, die ich gegen das Drei— 
Fürft Bismarck. 52 
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Hafien-Wahlgefeg befannt habe und noch hege, jo bin ich dazu geleitet 
worden, einmal in Bezug auf die Eintheilung der Wahlfreife durdy das 
Borhandenjein der betreffenden Vermwaltungskreife, indem ich in unjerm 
ftaatSrechtlihen Zuftand den geeignetften Punkt zur Anknüpfung des 
MWahlrehts, zur Ausübung forporativer echte, zur Ausbildung des 
forporativen Bewußtſeins, in den einmal beftehenden Streifen jebe. 
Außerdem hat mich ein anderes Motiv geleitet und, wie ich aus der 
bisherigen Diskuffion und aus der Stellung der Amendements entnehmen 
muß, ein allerdings ungerechtfertigtes; es war eine gewiſſe Scheu, tiefer 
in die Berfafjungsbeftimmungen einzugreifen, als abjolut nothwendig wäre. 
Ich habe die Bejorgnig gehegt, Ste würden jede verfaffungsmäßige, 
grundgejegliche Beftimmung in höherem Grade als ein noli me tangere 
behandeln und der Berjuh, das Wahlgejeg zu diskutiren umd zu re 
formiren, würde auf eine weniger günftige Aufnahme in Ihrer Mitte 
ftoßen. Ich habe mich darin getäufcht und werde mir dieje Belehrung 
in der Zukunft als Richtſchnur dienen lafjen und annehmen, daß das be 
ftehende Wahlgejfeg von Ihnen nicht in dem Maße hochgehalten wird, 
als ich e8 geglaubt habe; ich würde jonft vorgezogen haben, fchon jetzt 
im Schooße des Minifteriums Vorſchläge anzuregen, die das Wahl: 
a der Monardie mit dem des Bundes mehr in Einklang 
rächten. 

Es hat der Königlichen Regierung und den Bundesbehörden ja von 
Anfang an nahe gelegen, auf eine Vereinfachung des ſeit 1866 geſchaffenen 
Räderwerkes hinzuwirken und die Frage, auf welche Weiſe dies zu ge— 
ſchehen habe, auf welche Weiſe dies möglich ſei, hat uns vielfach auch 
vor dieſer heutigen Anregung beſchäftigt. Daß es im Wege einer ein— 
fachen Identifizirung der Abgeordneten des Preußiſchen 
Staates in beiden Körperſchaften nicht thunlich iſt, will ich ver— 
ſuchen nachzuweiſen, nicht um die Tendenz, die ſich darin ausſpricht, zu 
bekämpfen, ſondern nur um Ihnen die Schwierigkeiten klar zu legen, mit 
welchen die Regierungen zu fämpfen haben, um dieſem Ziele näher zu treten, 
die Unmöglichkeiten hervorzuheben, an denen der Verſuch in diefer Form 
icheitern müßte. Die erite muß ich als Bertreter der Krone geltend 
machen, fie betrifft das Auflöjungsreht der preußiichen Krone im 
preußijchen Berfaffungsleben. Dafjelbe würde fi) auf einen Theil des 
Reichstages doch nicht ohne Bewilligung, ohne Einverfjtändni der Landes— 
behörden anwenden lafjen, ja es würde das Reichstagswahlgeſetz zu einer 
Unmöglichkeit machen. Der Reichstag braucht fich nicht partielle Neu- 
wahlen feiner Mitglieder gefallen zu laffen, und er fann verlangen, daß 
bei jeder Wahl die volle Betheiligung aller norddeutjchen aktiv und pajfiv 
Wahlberechtigten ftattfinde. — — 

Es würde ferner eine ſolche Einrihtung mit dem Zwei— 
fammer-Spyftem in Preußen unverträglic fein. Der Norddeutiche 
Bund hat das Recht zu verlangen, daß bei der Wahl für jeinen Reichstag 
die jämmtlihen norddeutſchen Bürger zur Auswahl dazu bereit fteben, 
während bei jedem Zweilammer « Spftem die getrennte Natur, die In— 
fompatabilität der Vertretungen des Yandes in beiden Häufern gleichzeitig, 
wird aufrecht erhalten werden müſſen. Im vorliegenden Falle ift dabei 
das Herrenhaus betheiligt, und wenn ich gegen die Angriffe, melde dieſe 
mit der hier verfammelten gleichberechtigte parlamentarijche Körperſchaft 
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bier erleidet, mich meinerſeits nur durch eine Verwahrung dede, fo wollen 
Sie doc den Umftand nicht vergeflen, daß ich das einzige Mitglied des 
Herrenhaufes bin, welches augenblidlich in diefen Räumen das Hecht hat, 
feine Stimme zu erheben, und daß mir deshalb die Pflicht obliegt, für 
meine Kollegen des anderen Haufes einzutreten. — — 

Ich möchte ferner davon abrathen, im Intereſſe der Feftigkeit 
unjerer fonftitutionellen Einrihtungen, im Intereſſe der Achtung, 
die wir ihnen ſchuldig find, auch wenn wir fie nicht billigen; — meine 
Herren, e3 giebt deren, die auch ich nicht billige, deren Kritik ich mir 
aber, jeit wir zufammenmirfen zu gemeinfchaftlihen ftaatlichen Zweden, 
jeit die Konflittsiphäre geſchloſſen ift, ich glaube, abjolut verjagt habe — 
die Fundamente une Berfafjungslebens anzufehten, die 
Legalität ihres Urfprungs auch nur zu teitifiren: da halte ich für jo uns 
rathjam, daß ich mir troß der gegebenen Aufforderung, und obgleich ich 
Mitglied des Herrenhaujes bin, verfage dem Herrn Vorredner auf diefes 
Gebiet zu folgen. 

Ich habe hier in kurzen Worten nur die Haupthindernifje auf Seiten 
der preußijchen Verfaſſung angeführt, die gegen eine Fdentifizirung der 
Abgeordneten hier und im Reichstage für Preußen fprechen. Ich erlaube 
mir noch, auf diejenigen zurüdzufommen, die auf Seiten der Bundes- 
politif dagegen —— Man könnte bei gleichen identiſchen Wahlkreiſen 
zwei Abgeordnete für denſelben Kreis wählen, einen für den Yandtag, 
einen für den Reichstag, was ja jehr häufig derjelbe ſein kann; aber 
prinzipiell würde uns das nicht weiter führen, denn es würde doch eben 
nicht eine identifche Vertretung fein können, Gegen den andern Fall, nur 
Einen zu wählen, der die Gefchäfte beider zu bejorgen hätte, dagegen 
muß ich mich im Intereſſe der Bundesarbeiten und der Reichstagsmit— 
glieder verwahren. Wir finden vielleicht eine reiche Auswahl jolher Ver— 
treter, die im Stande find, zwei Monate und, wenn das Zollparlament 
tagt, drei Monate den Parlamentsgejchäften zu widmen, wenn aber dar- 
über hinaus derjelbe Abgeordnete nad) einer Yandtagsjeifion von menig- 
ftend vier Monaten und — wenn wir alle Penfa erledigen wollen, die 
uns obliegen — fehr viel längere Zeit beimohnen fol, jo fommen 9 bis 
10 Monate des Jahres heraus, die der regelmäßigen Thätigfeit eines 
Abgeordneten gewidmet werden müſſen. E3 liegt in der Natur der Dinge, 
daß jehr viel weniger Leute bereit jein werden, eine ſolche Arbeit zu über- 
nehmen, und daß es jehr viel jchwieriger fein wird, einen Abgeordneten 
u finden, daß aljo der Kreis, innerhalb deſſen die Wähler genöthigt 
—* zu ſuchen, ein ſehr viel kleinerer ſein wird. Mit einer zu großen 
Verlängerung der Landtagsſeſſion kommen wir in eine Situation, die dem 
bureaufratiihen Charakter der Deutjchen zwar völlig entjpricht, die ich 
aber doch mit einer lebendigen parlamentarifhen Entwidelung nicht für 
verträglich halte. Wir fommen dazu, daß e8 ein Beruf wird, Abgeord- 
neter zu fein, wie ein Beruf, Arzt oder Jurift zu fein; die Thätigfeit 
nimmt die Perjon fo ausjchlieglih in Anjprudh, daß nur Jemand, der 
alle jeine Zebensverhältnifje darauf zufchneidet und fagt: ich will jekt gar 
nicht8 weiter zu thun haben, als mich mit den Arbeiten der Bolfsver- 
tretung zu bejchäftigen, — nur Derjenige e8 auf die Dauer leiften fann; 
wir fommen fchlieglih dazu, dag wir eine Berufsflafje von 
Abgeordneten erhalten, die aber dann meines Erachtens einem 
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bureaufratijden Element allmählich viel näher fommen wird, 
al3 einer lebendigen, mit dem Boll in ununterbrodener 
Wechſelwirkung jtehenden Volksvertretung, von der ih mir 
niht anders denken fann, als daß jie eine gehe Anzahl der 
bejhäftigten Klaſſe des Volkes unmittelbar repräjentirt. 
Wie nun dem abgeholfen werden joll — ja, meine Herren, darüber mich in 
einer Weife auszufprechen, die mich bei ihrer Deffentlichkeit als Bundes: 
fanzler binden würde, das wollen Sie mir erlaffen. Ich glaube, daß e3 auf 
dem Wege der Fortentwidelung des Bundes gejchehen kann, 
und ich glaube, daß es nicht jehr jchwer jein wird, jobald wir zu dem 
idealen Zuftande gelangt jind, den die Engländer längit in 
der Praris haben: daß die Budgetberathbung nur 48 Stunden 
dauert. 


Zur Stellung Lauenburgs. 


9. Januar. Aeußerung ded Grafen von Bismard (bei Gelegen- 
heit eines Antrags auf Heranziehung Lauenburgs zur Ber: 
zinfung der preußiichen Staatsſchuld). 

— — Die Herren erftreben die Einverleibung von Yauenburg und wollen 

eine Prejiion dahin ausüben. Ich glaube kaum, daß dies erforderlich ift. 
Die Einverleibung wird von felber fommen, wenn man ihr 
Beit läßt; fie zu erzwingen durd einen Drud, — ja id weiß 
nit, ob das rıhtig gehandelt iſt dieſem Pande gegemüber. Der 
a Vorredner fnüpft aber daran einen gemiffen Vorwurf, daß bei der 
rwerbung von Yauenburg nicht fofort zur Einverleibung geichritten je. 
Meine Herren, erinnern Ste Sich der damaligen Situation! Wir waren 
noch nit jo glüdlid, für unjere Bolitif die Zuſtimmung dieſes 
2 zu haben, wir fonnten nicht Darauf rechnen, daß unjere 
nträge bier ohne Weiteres durchgehen würden; die ganze 
Politik, welche wir betrieben, wurde auf das ſchärfſte betämpft. 
Wir mußten darauf gefaßt jein, daß irgend ein Modus der Ermerbung, 
zu welchem wir die Zuftimmung des Hauſes bedurften, dieje Zuftimmung 
eben jo wenig gefunden haben würde, wie die Geldbedürfnijie, die wir 
damals hatten. Gott jei Dank liegt diefer Zeitraum weit hinter ung, und ich 
bin nur dur den Vorwurf, der ſich auf die Vergangenheit bezieht, durch 
den Appell an die Situation der Vergangenheit, unjer Damaliges Verhalten 
in Ihren Augen, wenn nicht zu rechtfertigen, jo doch zu erklären; denn 
an jih würde eine willfürlide Schöpfung eines neuen Klein: 
ftaates eine unerflärlihe und mit unjerer Politik unverträg: 


lıhe Sade jein. 


6. März. Schluß des Landtags durd den Grafen von Bis: 
mard (ohne beiondere Schlußrede). 


66. Die Krichstagsſeſſinn von 1869, 


1869. Die auswärtige Bertretung ded Bundes und 
die allgemeine Politik. 


4. März. Aus der Eröffnungsrede Sr. M. ded Könige, 


— — Um der Eonjular-Vermaltung des Bundes den gefchäftlichen 
Zufammenhang mit der Führung der auswärtigen Angelegenheiten zu er- 
balten, und um die politifhe Einheit Norddeutſchlands in der 
feiner Berfajjung und feiner internationalen Bedeutung ent- 
jpredenden Form zum Ausdrud zu bringen, find in den Etat 
für 1870, Ihren Anträgen entfprehend, die Ausgaben aufgenommen 
worden, welche durch die Leitung der ausmärtigen Politif de Bundes 
und durch deren DBertretung im Auslande bedingt find. 


Die erfte Aufgabe diefer Vertretung wird auch in Zufunft die Er- 
haltung des Friedens mit allen Bölfern bilden, melde gleih uns die 
Wohlthaten defjelben zu jchägen wiſſen. Die Erfüllung diefer Aufgabe 
wird erleichtert werden durch die freumdjchaftlihen Beziehungen, welche 
wilden dem Norddeutichen Bunde und allen ausmärtigen Mächten be- 
Reben und melde fi vor Kurzem durch die friedliche Löſung der die 
Ruhe des Orients bedrohenden Spannung von Neuem bewährt haben. 
Die Verhandlungen und der Erfolg der Parifer Conferenz haben Zeugniß 
abgelegt von dem aufrichtigen Streben der europäifhen Mächte, die Seg- 
nungen des Frieden als ein werthvolles Gemeingut unter gemeinfame 
Obhut zu nehmen. Angefihts diefer Wahrnehmung ıft eine Nation, melde 
fih des Willens und der Kraft bemußt ift, fremde Unabhängigkeit zu 
achten und die eigene zu jchügen, zum Vertrauen auf die Dauer eines 
Friedens berechtigt, den zu ſtören auswärtigen Regierungen die Abficht, 
den Feinden der Ordnung die Macht fehlt. 

Mit diefem Bertrauen, geehrte Herren, wollen Sie an Ihre Arbeiten 
gehen in dem Sinne, welcher Ihre Berathungen bisher geleitet hat, in 
dem Bemußjein der großen nationalen Aufgabe des Bundes und in der 
Zuverfiht, daß die verbündeten Regierungen an der Löſung diefer Auf: 
gabe freudig mitwirken. 
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16. März. Die Redefreiheit der Landtagd-Mitglieder 
und die Bundespolitif. 


Erklärungen des Grafen von Bismard 


(in Bezug auf den Antrag des Abgeorbnneten Lasker, betreffend den Erlaf 
eines Bundesgeſetzes folgenden Inhalts: „Kein Mitglied eines 
Landtages ober einer Kammer eines zum Norddeutſchen Bunde ge- 
börigen Staate8 darf zu irgend einer Zeit wegen feiner Abftimmung 
ober wegen ber in Ausübung feines Berufes gethanen Aeußerungen 
erichtlich oder bisziplinarifch verfolgt, oder jonft außerhalb der Ber- 
—52— zu welcher das Mitglied gehört, zur Verantwortung gezogen 
werden.“ 


(Zunächſt auf eine Rede des Abgeordneten von Mallinckrodt.) 


Ich habe ſeit drei Jahren ſo ſelten das Glück, mich mit dem Herrn 
Vorredner in Uebereinſtimmung zu befinden, daß ich den Augenblick, wo 
dies der Fall iſt, nicht vorübergehen laſſen kann, ohne mir die Genug— 
thuung zu geben, es zu konſtatiren. 

Ich finde in dem Antrage nichts Neues, was nicht im vorigen Jahre 
ſchon vorgelegen hätte. Ich habe mich damals darüber ausgeiprocen; ic 
habe meinen damaligen Aeußerungen auch kaum etwas hinzuzufügen; meine 
Auffaffungen haben fich feitdem nicht geändert. 

Wohl aber hat ſich die Sachlage einigermaßen geändert. Ich babe 
damals zugefagt, meinen Einfluß in —* zu verwenden, um die An— 
ſicht der Herren Antragſteller zum Durchbruch zu bringen. Daß ich dies 
nicht ohne Erfolg gethan habe, zeigt Ihnen die Stellung, welche das 
Königlich preußiſche Staats-Miniſterium im Abgeordnetenhauſe, welche ich 
ſelbſt dazu im Herrenhauſe eingenommen habe. Ich habe in einer Sitzung 
des Herrenhauſes die Annahme des geraden Gegentheils von dem, was 
ich früher von der Stelle (auf die Bänke des Hauſes deutend) empfohlen 
hatte, von diefer Stelle, wo jegt mein Plag iſt, empfohlen mit der Er: 
Märung, daß ich meine Ueberzeugung nicht geändert hätte, daß ich aber 
glaubte — wie der Herr Antragfteller das in jeiner erften Aeußerung 
dargethban hat — in dergleichen Dingen, die ich praftijch von feinem 
hohen Werthe hielte, dem Frieden ein Opfer bringen zu müfjen. Ich 
— damit dokumentirt zu haben, daß die Stellung der preußiſchen 

egierung zur Sache weſentlich diejenige geworden iſt, die die Herren 
Antragſteller erſtrebt haben, und daß mein Einfluß in dieſer Beziehung 
nicht ohne Erfolg geübt worden iſt. Daß er nicht hinreicht, eine politiſche 
Körperſchaft, die gleichberechtigt mit der andern iſt, zu einer Beiſtimmung 
u vermögen, das bedauere ich. Daß ich darin irgend welchen etwa in 
änden der Regierung liegenden Zwang üben jollte — einmal würde er 
unfruchtbar jein, und dann würde man mir dasjenige entgegenhalten, mas 
ich früher jelbjt gegen die Sache gejagt habe, und dann würde man er- 
Hären, daß nicht jeder Mann diejelbe Aufgabe hat, perjönliche Ueberzeu- 
gungen dem Frieden des Allgemeinen zu opfern, wie gerade ein der 
er eben Minifter if. Wohl aber hat fi) die Sache zum Bortheil der 
Auffaffung der Antragfteller dahin geändert, daß die preußiſche Re 
gierung — die jegige wenigjtend — in der moralijhen Unmög- 
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lichkeit ift, irgend eine Verfolgung praftifch zugugeben. Es 
ift alfo in feiner Weife periculum in mora. 

Meine Stellung zur Sache hat fi) auch injofern einigermaßen mo» 
Difizirt, ald ich der Meinung der Gegner neue gute Geiten noch habe 
abgewinnen können, die es mir erleichtern, die Gründe gegen die Sache, 
die mir auf die Zunge treten wollen, zurüdzudrängen. Der Herr Antrag: 
fteller that heute ya an ei die mich ſchließen ließen, daß gewiſſe Illu— 
ſionen, die ich für geſchwunden hielt, doch noch nicht ganz in der öffent— 
lihen Meinung geſchwunden find, nämlich die, daß irgend ein Grad 
von Muth dazu gehöre, einem Minifter Unannehmlidleiten 
zu jagen. 

Es ift eine eigenthümliche Erfcheinung, daß im deutjchen Volke, wel- 
ches jonft feine Vorliebe für eine fchroffe Mikacbtung der Form der Höf- 
Lichkeit gerade hat, doch von je her jede Gelegenheit, bei der Jemand fie 
einem hochgeftellten Beamten gegenüber mit rechter Gefliffentlichkeit und 
Beratung aller Formen außer Acht fett, einen gewiſſen Anftrih von 
Popularität erwirbt. Ich kann mir das nicht anders erflären, als daß, 
da im deutfchen Volke der Muth anerkannt eine populäre Eigenfchaft ift, 
— man fann noch immer die Zuftände, die uns Jntriguenftüde und Ro— 
mane voriger Jahrhunderte jchildern, wo e8 in Burgverließe führte, wenn 
man fich über Minifter und deren Verwandte mißliebig äußerte, nicht für 
ganz ausgerottet halten und jagen, — daß für tapfere Herzen noch immer 
eine gewiffe Berfuhung entfteht, ihren Muth dadurd zu dofumentiren, 
dag jie einem Minifter Dinge fagen, die fie einem Andern nicht jagen 
würden, meil fie dazu zu höflich find. Diefe Manie mit Stumpf und 
Stiel ausgerottet zu ſehen, würde ich für einen Vortheil halten, der er» 
reicht iſt, jobald gejeglich feftiteht, daß man einen Minifter beleidigen 
fann, wie man will, man bleibt ſtraflos. Ob es nüßlich ift, den auf der 
Brejche der Vertheidigung der Landesintereffen ftehenden Perjönlichkeiten 
ihrerjeit8 das gleiche Brivilegium zu geben, daß auch die Aeußerungen der 
Minifter ftraflos fein follen, die fie etwa in der Erregung den Angriffen 

egenüber thun, — ich weiß nicht, ob die Herren Untragfteller diefer 
age näher getreten find; aus dem Tenor des Antrages habe ich dies 
nicht erjehen können. 

Sie werden mir jagen, Sie wollen den Antrag dahin vielleicht gern 
vervollftändigen, wenn die Minifter damit einverftanden find, fich der 
Disziplin des Haujes, ausgelibt durch den Präfidenten, zu unterwerfen. 
Nun, meine Herren, die Minifter haben auch ihren Präfidenten, und deſſen 
Aufgabe ift es, die Disziplin der Disfuffion zu üben, und das wird me- 
entlich erleichtert werden, indem e3 mir faum erinnerlich ift, daß ein Be— 

ürfnig, von diejer Disziplin Gebrauch zu machen, durch Ueberjchreitung 
des Maßes der Kedefreiheit, welches den Miniftern faktiſch aber nicht 
rechtlich bewilligt worden ift, vorgelegen hat. Aber alle dieje Sachen jage 
ich nicht, und jelbjt bitte ih Sie, wenn mir unwillkürlich eine * 
Bitterkeit bei manchen Erinnerungen auf die Zunge lommt, das nicht fo 
auszulegen, als mollte ich nicht ehrlich da8 Meine thun, um die Sache 
zu bejeitigen, wie ich es denn bisher gethan habe. 

Uber ih halte mich wohl berehtigt im Bundesrathe, da 
wo es jih um die nationalen Zwede des Bundes handelt, 
unter Umftänden das volle Gewicht der preußifhen Stimme 
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mit denjenigen, die wir damit vereinigen können, im die 
Waagfchale zu werfen, und mih an die Bedeutung, an die 
Bahl der difjentirenden Regierungen nicht zu fehren, wo es 
fih um große nationale Intereſſen handelt. 

Im Uebrigen habe ih mir in der Bundespolitif, fo lange ich die 
Ehre habe, * fie einen Einfiuß zu üben, als unverbrüchlichen Grund— 
ſatz denjenigen geſtellt, und mich wohl dabei befunden, — es nicht rath⸗ 
ſam iſt, die Autonomie der einzelnen Regierungen auch nur um eines 
Haares Breite weiter zu bejhränfen und zu befämpfen, als es 
nothwendig ijt zur Erfüllung der großen nationalen Zwede, welde 
dem Bunde obliegen. 

Das Bedenken, welches mich abhält Ihrem heutigen vorausfichtlichen 
Votum von Seiten der Regierungsbanf zuzuftimmen, liegt nicht einmal 
in der Gefahr einer Erdrüdung der Thätigkeit eines verfafjungsmäßig 
beftehenden Körpers in Preußen. ch würde es auf mich nehmen, mit 
dem preußifchen Herrenhaufe e8 abzumadhen, daß ich dafielbe der Berle: 

enheit überhebe, ſich meiter mit der Sache zu befaffen, einer Berlegenbeit, 

die ih als Minifter habe überwinden fünnen, die viele von den Herren 
aber nicht überwinden, die nämlich, mit ihrer früheren Ueberzeugung in 
Widerfprucd zu treten. Das Herrenhaus diefer Berlegenheit zu überheben, 
würde ich nicht zurüdjchreden und ich mirde glauben, das der — — 
meiner Kollegen in jenem Hauſe gegenüber vertreten zu können, nicht blos 
als Miniſter, ſondern auch als Mitglied jenes Haufes. 

Was mid) davon abhält, ift die Rüdjicht, welche ich Furz vorher 
harafterifirte, von welcher ich mic) nur dann entbunden halten werde 
(dann aber auch gern bereit fein werde, auf Ihre Wünfche einzugehen), 
wenn aus dem Bundesrathe im Namen der betheiligten Regierungen 
eine Anregung dazu fäme, welche unabhängig von dem Öewichte welches 
Preußen durch die Zahl feiner Vertreter in die Waagichale werfen fann, 
ein erhebliches Gewicht innerhalb der Bundesgenofjen darjtellen würde. 
Uber darauf auch nur eine Prefjion zu üben, melde das Ge— 
fühl der Würde unferer verbündeten Regierungen innerlid 
auch nur tangiren könnte, dazu halte ich diejen J—— in 
ſeiner jetzigen unſchädlichen Lage nicht wichtig genug. 


Die Bundespolitik und die verbündeten Regierungen. 


Weitere Erflärung bei derjelben Berathung. 


(Dem Abgeordneten v. Hennig gegenüber.) 


Ich würde nicht nochmals das Wort ergreifen, wenn ich nicht den Eindrud 
bätte, als ob ich von dem Herrn VBorredner — mit dem mich dauernd in Ein- 
Hang zu befinden und nicht bloß in einzelnen Momenten, mein aufrichtiger 
Wunſch ift — in meinem Hauptargument mißverftanden morden wäre; in 
meinem Hauptargument gegen die Sache oder vielmehr für die Stellung, die 
ich dazu ge in der Rüdjicht, die ich auf den Bundesrath nehme. Daß der 
Bundesrath der Sache beiftimmen kann, unterliegt gar feinem Zweifel; daß, 
wenn Preußen dafür ftimmte, e8 jogar WBahrfcheinlich ift, daß wir eine Majos 
rität dafür gewinnen, habe ich auch nicht beftritten. Ich habe mur die Oppor- 
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tunität der Benugung dieſes Stimmenübergewicht8 in diefem Augenblid in 
Zweifel geftellt, ich habe angedeutet, daß e3 mit meiner Auffaffung der Bundes» 
politit — und nur nad diefer kann ich und werde ich handeln — nicht 
übereinjtimmt, von der Möglichkeit, in diefem Falle eine Majorität zu er- 
ringen, Gebrauch zu machen. Wenn wir die Bundespolitif fo ER 
dag wir im Bundesrath eben einfach abftimmen, zujammenzählen und 
mo zweiundzwanzig Stimmen find, jagen: der hat Recht, wo einunds 
zwanzig find, der hat Unrecht (und Preußen würde zu feinen fiebenzehn 
Stimmen bald ein paar dazu gewinnen) — ja, meine Herren, dann wäre 
das Gejchäft für mich ein jehr einfaches und viel angenehmeres. Aber jo 
behandeln wir die Sadhen nicht. Jede Regierung hat das Gefühl, 
daß die Möglichkeit der Abftimmung im Hintergrunde fteht und richtet 
das Maß ihres Widerftandes danach ein. 

Nun liegt aber zwifchen freien, fouveränen, verbündeten 
Regierungen die Sache anders, als zwijchen einzelnen Mit- 
gliedern eined Abgeordnetenhaufjes; man braudt die Waffe 
der Majorität mit mehr Schonung, und ich glaube, man thut 
im Intereſſe der Bundespolitif wohl, diefe Schonung anzu= 
wenden. Wir fuchen die Regierungen, die mit uns nicht gleicher Mei— 
nung find, zunächſt zu überzeugen und fuchen ihre Uebereinftimmung zu 
gewinnen, namentlich fo lange eine Anzahl wichtiger Regierungen wider 
Ipricht, verhandeln wir mit ihnen, machen Kompromiffe und Konzeifionen, 
jo lange wir glauben fie machen zu können; erft wenn wir glauben, das 
nicht mehr zu fönnen, jagen wir, dann muß die Sache zur Abjtimmung 
fommen und e3 kommt unter Umftänden auch vor, daß recht ſtarke Mi— 
noritäten überftimmt werden und daß Preußen vollen Gebrauch von den 
fiebenzehn Stimmen, die ihm unter den 43 Stimmen zu Gebote jtehen, 
madt, ohne fih an die entgegenftehenden Anfichten, die zu überzeugen 
nicht möglich war, zu fehren. Daß die aber unter allen Umftänden ge» 
Ichieht, ohne eine Auswahl zwifchen den Saden, um die e8 ſich handelt, 
halte ich für die Befeftigung des Bundes nicht nützlich, ich halte es viel« 
mehr für ein Prinzip, das eine Erweiterung des Bundes abjolut a limine 
ausſchließt. 

Ich bin überzeugt, der Herr Abgeordnete würde, wenn er mit dieſen 
Dingen jo nahe und jo verantwortlich zu thun hätte wie ich, gerade jo 
verfahren, er würde nicht immer die Sefhäftsordnung aufjchlagen und 
fagen: ſtimmen wir ab, Worte find genug gewechielt; jondern lange müh— 
fame DBerhandlungen gehen in den Ausſchüſſen vorher, jelbit in Saden, 
die jo ſchwer wiegen, daß ich gar Fein Bedenken trage, die eigene Mei- 
nung durch eine Majoritätsabftimmung durchzudrüden, weil ich überzeugt 
bin, daß die großen nationalen Zwecke de3 Bundes, auf die ich vorhin 
anfpielte, die Sicherheit und Entwidelung Deutfchlands, davon abhängen, 
und erft jchließlich appelliven wir an die Stimmenzahl. Aber das im diejer 
Frage zu thun, zu entfcheiden, ob dies gerade in den urjprünglich ins 
Auge gefaßten Kanten des Bundes läge, ob es innerhalb einer richtigen 
Bundespolitit wäre, darüber fünnen jehr verfchiedene Meinungen jeun. 
Ich mwiederhole, ich bin feft entfchloffen, nur nad meiner Anficht zu han— 
deln und nicht nach anderen, felbft nicht nach der Majorität, jobald ih 
das Gefühl habe, daß dadurch die Feftigkeit und die freudige Entwidlung, 
die der Norddeutfche Bund bisher genommen hat, geftört oder auch nur 
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einigermaßen gehemmt werden würde, da merden Sie mich, ich hoffe, 
immer böflih und ohne Bedürfnig des vorher von mir berührten Amen- 
dements, aber doch ganz unerjchütterlich in meinen Ueberzeugungen finden, 
und ich wiederhole: jo wie mir diefe Sache aus dem Bundesrathe gebradt 
wird, ſowie diejenige Regierung, deren Autonomie ich glaube in dieſer Sache 
fhonen zu müſſen, felbft erklärt, wir wollen fie gejchont wiſſen, fobald 
auch nur im Bundesrathe die Kompetenzfrage ganz zweifellos entſchieden 
it — ich glaube, daß die Kompetenz * nachweiſen läßt, aber ich werde 
mich ſehr wohl hüten, ſolche Kompetenzſtreitigleiten in dieſem Stadium 
im Schooße des Bundesraths anzuregen, wenn nicht ganz dringende 
Gründe dazu ſind, die, wie ich wiederhole, hier nicht vorliegen; ſo dring— 
lich iſt die Gefahr nicht, die der Art. 84 über die preußiſchen 
Abgeordneten verhängt, daß ich darum den Bund in ſeiner 
tiefſten prinzipiellen Grundlage durch Anregung der Kompe— 
tenzfrage, durch die Frage: kann mit einfacher Majorität hier 
entſchieden werden oder iſt dazu die größere Anzahl erfor— 
derlich, die eine Berfaſſungsänderung des Bundes bedingt? 
durch die Frage, kann die einfache Majorität darüber ent— 
ſcheiden, ob ein ſolcher Fall vorliegt, ob bier der Bund kom— 
petent ift? eine Frage, an der der alte Bund zu Grunde ge- 
gangen ift, und an der jeden Tag die Möglichkeit lag, ihn 
aufzulöjfen — dieje Frage in diefem Augenblid über Diefen 
Gegenstand im Bundesrath anzubringen, dazu werden Sie 
mich unter feinen Umftänden bringen. 


Gegen ven Abg. Dr. Löwe: 


Nicht um den Herrn Vorredner prinzipiell zu befämpfeu, nehme id 
das Wort, fondern nur deshalb, weil ich einige meiner Gedanfen in der 
Art, wie er fie behufs feiner rhetoriſchen Benugung darftellte, doch nicht ganz 
—— wiedererkennen konnte als diejenigen, die ich hier ausgeſprochen habe. 

enn ich nicht irre, fo fagte der Herr Vorredner, ich hätte die Bereit— 
willigfeit ausgefprochen, Preußen majorifiren zu laffen. So weit ging ich 
nicht, obſchon das ja aud im Laufe der Diplomatie fommen kann, daf 
man die Rolle einmal vorübergehend acceptirt; ich habe nur den Ent 
ſchluß ausgefproden, von dem Rechte zu majorifiren, ſouveränen Regie 
rungen gegenüber einen ſehr vorfichtigen und jchonenden Gebrauch zu 
a und in diefer Form halte ich den Gedanken aufrecht. 


Wenn der Herr Vorredner in dem Bedürfniß eines rhetoriſchen 
Eindrud3 jo weit gegangen ift, die Möglichkeit in Ausficht zu ftellen, 
als ob eine momentane, zufällige Uebereinftimmung mit einem der ge» 
achteften Bertreter einer der Entwidelung des Bundes in ihrer Geſammt— 
beit mwiderftrebenden Partei fo gedeutet werden fönnte, als wollte ih num, 
mit diefer Partei Arm in Arm, mein Jahrhundert in die Schranten 
ordern, jo, glaube ich, ift e8 ihm da doch eben nur um den rhetorifchen 
Sindrud zu thun gewejen; er befürchtet dieje Möglichkeit gewiß jelbft nicht. 


Nah dem Abg. Zweiten. 
Der Herr Vorredner hat gefagt, daß ich felbft die Befeitigung dieſes 
Geſetzes als ein dringendes Intereije anerfannte. Ich will nicht in Frage 
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fielen, ob ich gerade diefe Worte gebraucht habe, aber jedenfall würde 
ih um ganz leichter Dinge willen mich nicht in den Widerfpruch mit meinen 
eigenen und ftarfen früheren Aeußerungen jegen, den ich vorher hier felbft 
angedeutet habe. Alfo lajfen Sie e8 immerhin ein dringendes 
Intereſſe fein, fo fann ih Sie verfihern, daß es für mid als 
Bundesfanzler doch noch dringendere giebt, und unter diefen In— 
terefjen die Auswahl zu treffen, welches das dringendere ift und welches 
nicht, jo lange ich Bundeskanzler bin, müſſen Sie mir überlaffen, in diefem 
Amte nad meiner Ueberzeugung zu handeln. Sie haben bisher vielfache 
Beweiſe davon gegeben, daß Sie ſelbſt mit meiner Yeitung der Gejchäfte 
nach menfchlihen Anforderungen zufrieden gemwejen find; jobald Sie mic 
aber durd Majoritätsabftimmungen diejes Haufes darüber binden wollen, 
wie ich mich im Saale des Bundesrathes zu benehmen habe, dann kommt 
es nur noch in Frage, ob Sie mit fich jelbft zufrieden find, aber nicht, 
ob Sie nod mit mir zufrieden find, denn dann habe ich feinen freien 
Willen mehr. Es ift keine leichte Aufgabe geweſen, in diefen zwei erften 
Jahren der Konjolidirung des Bundes diejenige Einigkeit der Bundes» 
regterungen nicht nur zu erhalten, fondern auch die freudige Betheili- 
gung der größeren, ftärferen und mehrfah der Berjuhung zu einer 
andern Politif ausgejegten Regierungen in dem Maße zu weden umd zu 
erhalten. 

Wenn Sie mir daran einiges Berdienft zufhreiben, wenn 
Sie diefes als eine im großen nationalen Äntereffe nügliche 
Errungenfhaft betradhten, dann, meine Herren, meiftern Sie 
mich nicht in meiner Politik innerhalb des Bundesrathes. Sie 
werden mich darin in einer Weiſe eigenfinnig finden, die nicht zu einem 
verträglichen Ende führen wird. Kann ich nicht mehr nach meiner Ueber- 
Br handeln, wollen Sie mir hier, wie der Hof-Sriegsrath, 

orfhriften geben, wie ih meine Stellung zu den Re— 
ia 3 im Bundesrath auffafjen muß, dann maden Sie 
meine Stellung zu einer unmöglidhen, womit ich nicht jagen will, 
daß ich fie —8 niederlegen würde, ſondern eben Ihnen nur erklären 
will, daß ich in der Unmöglichkeit bin, Ihren Rath zu befolgen, weil er 
gegen meine eigene Ueberzeugung von der Richtigkeit der Politik, die ich 
mir vorgejegt, die ich bisher befolgt babe, die Sie bisher gebilligt, fein 
würde. E3 liegt nicht in Ihrem Intereſſe, mich durch re Beſchlüſſe 
u vinkuliren. Wozu nöthigen Sie mid, nachdem ich mich im vorigen 
ahre ausgejprochen habe, diejelben Gründe hier nochmals wieder vorzu- 
tragen? Ich habe das kaum erwartet und bin meines Theild nicht ge 
fonnen, in diejer Weiſe die Politik den Bundesregierungen gegenüber zu be= 
treiben, mit denen wir bisher — und ich glaube, Danf meinen Bemühungen 
ne von mir gewählten Politit — in Frieden und guten Berbältniffen 
gelebt. 


(Der Antrag Lasker wird mit 140 gegen 51 Stimmen 
angenommen, im Bundesrathe aber am 23. April abge: 
lehnt). 
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16. April. Verantwortliche Bundes-Minifterien und die Befeftigung 
der Bundeseinrichtungen. 


(Antrag der Abg. Tweften und Graf Münfter: ben Bundeslanzler 
aufzuforbern, für bie zur Kompetenz bes Bundes gehörigen Angele- 
enbeiten eine georbnete Auffiht und Verwaltung durch verantwortliche 
er namentlich für auswärtige Angelegenheiten, Fi⸗ 
nanzen, Krieg, Marine, Handel und Verkehrsweſen, im Wege ber 
Geſetzgebung bes 


Erklärungen ded Grafen von Bismard. 


(Die Rechte der Bundesregierungen und des Präfidiums; 
— NRüdfiht auf die Geminnung Süddeutfhlands: — die 
Kollegialregierung; — Unitarismus umd Partikularismus; 
— die Eentralifation eine Gewaltthat; — nicht Geſchichte 
machen, fondern fich vollziehen laſſen. —) 


(Nah dem Abgeorbneten Grafen von Betbufy-Huc.) 


Der Herr Vorredner und mehrere vor ihm haben eine Anzabl von 
Uebelftänden geichildert, welche unſerem jegigen politiichen Leben anfleben, 
und melde ja von Andern, al3 von den Rednern, auch wohl noch em- 
pfunden werden; nur den Zufammenhang jehe ich nicht, wie alle dieſe 
Uebeljtände, unter welche auch die Stofung der Gejeggebung zulegt nod 

erechnet wurde, dadurch bejeitigt werden jollen, daß man dem vielfachen 
äderwerf, welches unſere —88* bewegt, noch ein fünftes Rad am 
Wagen hinzufügt, in Geſtalt eines verantwortlichen lollegialiſchen Bundes— 
Miniſteriums, mit welchem der Kanzler über jeden Schritt, den er thut, 
ſich zu einigen hätte. 

Ich habe, als ich dieſen Antrag zuerſt geleſen, einige Schwierigkeiten 
empfunden, mir ein Bild von ſeiner Tragweite zu machen. Der 
Eindruck, den ich davon hatte, war der eines ganz entſchiedenen Miß— 
trauensvotumd gegen fämmtliche Drgane des Norddeutichen Bundes — 
mit alleiniger Ausnahme des Reichätages; wenn ich die Unterjchriften 
aber laß, jo war e8 mir bei mandhem Namen doch jchwer, zu glauben, 
daß diefes Mißtrauen, ſei es mir gegenüber, fei e8 dem Präfidium, je 
es dem Bundesrath gegenüber, alle die Herren Unterzeichner befeelt haben 
jollte. Ich fand Biele darunter, mit denen ich mir bewußt geweſen bin, 
in voller Uebereinftimmung an dem Werke der Verfaſſung gearbeitet zu 
haben, Biele, deren Vertrauen nicht nur perjönlih, jondern auch als 
Träger einer bundesverfaffungsmäßigen nftitution, des Bundesfanzler: 
Amtes, zu befigen ich mir jchmeichelte. Auf der anderen Seite wiederum 
fonnte ich mir doch nicht denken, daß ein Antrag, der im vier Zeilen, 
ohne alle Motive, jo weſentliche und tief greifende Beränderungen des 
Bundes erftrebte, aus etwas Anderem hervorgegangen fein Fönnte, als 
aus einem ftarken Gefühle der Unzufriedenheit mit dem, mas befteht, dem 
Gefühle der Unzufriedenheit mit den bisherigen Yeiftungen, melde die 
vor Pe Jahren vereinbarten Inftitutionen gejchaffen haben, namentlich 
aus dem Gefühle der Unzufriedenheit auch mit der Thätigfeit des Bundes— 
fanzlerö, weil ich jonft wohl hätte vorausjegen dürfen, daß umter den 
102 Unterzeichnern ſich doch vielleicht Einer gefunden hätte, der mich der 
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- Ehre werth gehalten, meine Anfiht in der Sache zu erforfchen, da e3 
ih um die theilweife Vernichtung eines Wertes handelte, an deſſen Her- 
ftellung ih mit jo vielen dieſer Herren gemeinjchaftlich gearbeitet hatte, 
und da ich von den Herren glaubte, mich ihres perjönlichen Vertrauens 
erfreuen zu dürfen. Der Tert des Antrages, der ja für jo einleuchtend 
gehalten worden ift, für ein jo natürliches Ergebniß der allgemeinen 
Stimmung, daß ihm eine Miotivirung gar nicht beigefügt worden ift — 
der Tert des Antrages brachte mich doch immer wieder auf das Gefühl 
des Mißtrauens, der Unzufriedenheit, welches die Antragfteller bejeelte, 
zurüd, und auch jelbjt die heutigen Bertrauensvoten, die ich von der Tri« 
büne gehört habe, haben mich kalt gelafjen, da ich fie mit der Tendenz 
des Antrages nicht zu vereinbaren vermag. Aus dem Antrage tönt immer 
das Furze und energiſche Votum (welches ih al3 ein Vertrauenspotum 
doch nicht charakterifiren konnte) eines unferer Mitarbeiter, des damaligen 
Abgeordneten für Hagen, hervor: Fort mit diefem Minifterium! Fort 
mit diefem Kanzler! — nicht mit mir als Fleifh und Bein, ich will e3 
jo nicht auffaſſen, aber als Jnftitution. Diefe Tendenz des Antrages 
vermag feine Verficherung, die mir gegeben werden fünnte, wegzus 
wajchen. 

Ih war zweifelhaft, wie weit die politifhe Bedeutung des An- 
trages jich erftreden jollte; ich hätte deshalb gern gejehen, wenn die 
Herren Antragjteller die Mühe, diejen Antrag in ein Gejeg zu formuliren, 
nit dem Bundeskanzler überlaffen, jondern jelbjt die Verfaſſungsände— 
rungen gekennzeichnet und gejagt hätten: wir beantragen, daß die Ber: 
jafjung dahin abgeändert werde, daß Artikel jo und jo künftig jo und jo 
laute, daß der Artikel, welcher die Berantwortlichfeit des Bundestanzlers 
beftimmt, aufgehoben werde. Eine folche Formulirung würde von Hauje 
aus einen flareren Einblid in die Tendenz des Antrages gewährt haben, 
und ed würde dann, wenn auch vielleicht eine Minderzahl von Unter: 
ihriiten auf dieſe Weije erreicht worden wäre, dem Antrage an ſich das 
Verdienſt der Klarheit doch nicht abzujprechen fein. Ich habe ausdrücklich 
gewartet, bis die Herren Antragiteller und einige andere Herren gejprochen 
hatten, um mir darüber klar zu werden, bis wie weit die politiihe Ten- 
denz geht. Es ift dies auch nad den Rednern, die wir heute gehört 
haben, außerordentlich jchwierig zu erfennen, und jelbjt wenn das Publikum 
die Reden der Herren Untragiteller, die heute gejprochen haben, Lieft, jo 
glaube ih, dag jelbjt Kenner der Bundesverfajjung nicht wit voller 
Sicherheit jagen können, was die Herren wollen, und wie weit fie gehen. 
Der erjte Redner, der Abg. Tweiten, hat die Wichtigkeit des Antrages 
äußerlich), im Vergleich mit feinem Nachredner, dem Grafen Münſter, 
erheblich abzujhwächen geſucht, ich glaube aber doch, daß fie in ihrer 
Auffaffung auf dafjelbe hinausfommen. Der Abg. Tweiten hat die Un- 
erträglichfeit des jegigen Zuftandes in bejonders jtarfen Farben gejchildert, 
und deshalb meine ih, daß er den Character des Mißtrauensvotums 
gegen den gegenmwärtigen Zuftand durhaus aufrecht erhalten hat. Er 
ſprach von einem Chaos, indem wir lebten, von chaotiſchen Zuftänden, 
deren üble Folgen, wie er anzunehmen jchien, mit Mühe niedergehalten 
würden durch eine Diktatur, in der wir lebten. Der glüdlihe Träger 
diejer Diktatur jcheine ich zu jein. Ich habe mich über den Vorwurf, der 
darin liegen könnte, ſchon etwas beruhigt durch eine Aeußerung des Herru 
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v. Unrub, der mir empfahl, die Parlamente, melde der Diktatur nicht 
folgten, nicht als ſolche zu beurtheilen, die nicht mit mir denjelben Zwecken 
folgten. Ich bin weit entfernt davon, ich gebe das zurüd: beurtheilen 
Sie den Bundeskanzler, der nicht mit Ihnen eimverftanden ift, micht als 
dad Gegentheil wollend von dem, was Sie wollen, fondern er will es 
nur auf einem andern Wege, und wenn ich aufhören wollte, gegen Ihren 
MWiderjpruch in irgend einer Weife ernftlich zu reagiren, jo müßten Sie 
daraus jchliegen, daß er mir gleichgültig wäre, und ich glaube, Sie jollten 
es günftig aufnehmen, wenn er das niemals if. Zur Bejeitigung diejes 
Chaos, zur Abſchaffung der Diktatur, hat auch der Abg. Tmweften, jo 
ſehr er den Stachel des Antrages zu verhüllen ſuchte, fein anderes 
Mittel, ald verantwortlihe Miniiterien. Verantwortlich blos für das 
jenige, wofür der Bundeskanzler bisher verantwortlich it: für die Hand» 
lungen des Präſidiums. Das mürde jchmwerlid ausreichen. Der Abg. 
von Blankenburg hat jchon augeinandergejegt, daß es fich doch wohl 
um die Berantwortlichfeit für die Gejchäfte des Bundesrathes handelt, 
indem ſonſt eine nur ſchmale Bafis für die Stellung des verantwortlichen 
Bundes -Minifteriums übrig bleibt; ein weitere Gebiet, auf dem dieje 
Berantwortlichfeit geübt werden fann, "wäre nur dur Einjchränfung des 
Gebiete8 des Bundesrathes herzuftellen. Bisher wird die Stelle folder 
Bundes-Minifter nicht, wie man fäljchlich gewöhnlich annimmt, vom Bundes» 
fanzler verjehen, jondern von den Ausjchüffen des Bundesrathes. Unſer 
Finanz Minifter ift der Finanz-Ausſchuß des Bundesraths; nad An- 
leitung dieſes Ausjchuffes übt der Bundesrath die Controlle über die 
finanzielle Gebahrung und übt fie, wie ich glaube, mit voller Sicherheit. 
Wenn der Antrag in feiner Faſſung glauben lafjen könnte, daß geordnete 
Zuftände der Bermaltung jegt nicht beftehen (e8 heißt in dem Antrage: 
„den Bundeskanzler aufzufordern, eine geordnete Auffiht und Verwaltung 
auf gejeglichem Wege herbeizuführen“), jo möchte ich die Herren einladen, 
ſich dur Revifion aller Kafjen, Bücher, Bureaus davon zu überzeugen, 
und Sie würden die Gewißheit erlangen, daß Sie in dem geordnetjten 
Zuftande von der Welt leben, in einem Zuftande, nicht blos fontrollirt 
durch die preußifche Ober-Rechenkammer, fondern kontrollirt durch die 
Bertreter jämmtliher 21 Regierungen, die außer Preußen den Bund 
bilden, und durch jehr wohl berathene Vertreter. In gleicher Weije wird 
die friegsminifterielle Thätigkeit durch den Militairausſchuß des Bundes» 
raths geübt, an deſſen Spige ſich der preußiſche Kriegs-Miniſter befindet, 
und der jeine bundesfriegaminijteriellen Verfügungen, abgejehen von den 
preußifchen, nicht in der Eigenſchaft des Kriegsminiſters, jondern in der 
Eigenjchaft des Vorfigenden diejes Ausſchuſſes zeichnet und an die Bundes 
enofjen abgehen läßt. So haben wir unjern Rechnungsausſchuß, unjern 
—— Alle dieſe Organe, die dadurch hergeſtellt worden ſind, 
daß den Regierungen eine ihrer Souverainetät und ihren vertragsmäßigen 
Rechten entſprechende Stellung und Mitwirkung im Bundesrathe ange 
wieſen iſt, würden nach dieſem Antrage bei feiner Durchführung übers 
flüſſig werden, eben fo überflüſſig würde das ganze Bundeskanzler-Amt 
werden, was einem collegialiihen Minifterium doc nicht umtergeben ges 
dacht werden könnte; ich entnehme aus dem Antrage, Sie wollen daſſelbe 
in feine einzelne Bejtandtheile zerlegen und dieje einzelnen Bureaus zu 
mit dem Kanzler gleichberechtigten Minifterien machen. 
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Ih komme auf diefe Frage und meine Stellung dazu nachher ; einft- 
meilen möchte ich doch nur gegen das allgemeine Mißtrauensvotum, wel- 
ches im Untrage liegt, die Bundesregierungen in Schuß nehmen, nicht 
bloß vom vertragsmäßigen Standpunkte, obwohl auch der geltend gemacht 
zu werden verdient, indem die Bundesverfafjung in ihrer erften Bafis 
auf Staatsverträgen beruht, von deren Geift man geglaubt hat, daß fie 
durhdrungen bleiben würde. Nun ift zwar diefer Antrag (und jelbit 
wenn er noch meiter ginge) ein formell verfafjungsmäßiger, das beftreite 
ih ihm nicht; e8 würde auch ein formal verfafjungsmäßiger Antrag fein, 
wenn beijpiel3weife im amerikaniſchen Congreß der Antrag geftellt würde, 
den Senat abzujchaffen, die einzelnen Staaten in ihrer Stellung zur 
Union zu bejchränten und den Präfidenten zum erblichen Monarchen zu 
erklären; e3 würde auch ein verfaffungsmäßiger Antrag fein, wenn im 
preußifchen Yandtage der umgelehrte Antrag auf verfajjungsmäßige Ab» 
ihaffung der erblihen Monarchie, Aenderung der Berfafjung nach diejer 
Richtung, geftellt würde; nichtödeftomeniger würden beide Anträge in den 
Berjammilungen, in denen fie geftellt würden, ein gewiſſes Befremden der 
Betheiligten erregen, und man würde fie mit dem Geifte der Ber» 
fajjung wohl ———— verträglich finden. Ich will dieſen Antrag 
nicht auf gleiche Linie ſtellen; er geht nicht ſo weit, ich führe nur die 
Analogie an, wieweit man auf dieſem verfaſſungsmäßigen Wege kommen 
fann, vielleicht ja auch kommt, denn Alles iſt proviſoriſch in der Welt. 
Die Frage drängt fi mir nur auf, wodurd haben die Bundesregierungen 
dieſes Todesurtheil für ihre berechtigte, vertragsmäßige Mitwirkung im 
Bunde verdient? Haben fie etwa ihre Stellung partifulariftiich gemiß- 
brauht? Haben fie ſich der Mitwirkung entzogen? Haben jie einen un— 
berechtigten Widerſpruch hartnädig geübt? — Haben fie nicht im Ge— 
gentheil ſich mit voller Hingebung, mit patriotijcher Hingebung an dem 
gemeinjamen Werke betheiligt? Sollen Sie dafür geftraft werden, indem 
man ihnen die Berechtigung, die fie zwei Jahre hindurch zum Bortheil 
de3 Bundes und alle Anerkennung verdienend geübt haben, nunmehr 
jhmälert und entzieht?! — Meine Herren, dazu verlangen Sie nicht, 
daß ich, als Bundeskanzler jemals die Hand biete! Sie find gewiß eifer- 
tactig auf Ihre verfafiungsmäßigen Rechte, und ein ähnlicher Antrag 
auf Schmälerung der Rechte des Reichstages, wie fie hier in Bezug auf 
die Rechte des Bundesrathes beabfichtigt wird, würde einen Sturm der 
Entrüftung erregen, gegen die die jchlichterne Abwehr der Mitglieder des 
Bundesrathes gar feinen Vergleich aushalten würde. Seien Sie gegen 
die Rechte Anderer, die mit Ihnen zu wirken berufen jind, 
ebenfo gewijjenhaft: gegen die Rechte des Bundesrath8, gegen 
die Rechte des Re Ira und jeines Kanzlers! Das allgemeine 
Mißtrauen, welches diefen Antrag durchweht, beſchränkt fich nicht auf 
Norddeutichland, es ift mit einer ganz jcharfen Spige gegen die jüdbeut- 
ſchen Regierungen gerichtet; es bedeutet nad) Süddeutſchland hin jo viel, 
als wenn man fagen wollte: auf Euch rechnen wir jo wie jo nicht mehr, 
wir fchliegen unjer Norddeutiches Staatsweſen ab, ohne weiter auf Euren 
Beitritt zu warten. Denn e3 kann doch Niemandem entgehen, wie ent- 
gegengejegt die Strömungen im Süden und im Norden fliegen: der Süden 
ift vermöge feiner Stammeseigenthümlichkeiten, vermöge feiner Stellung 
in der früheren Reichsverfaſſung durch und durch partikulariftiich und kon— 
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jervativ, wir find ihm nicht nur zu liberal, wir find ihm zu national, 
aljo im Ganzen zu national-liberal. 

———— Sie die Eigenthümlichkeiten der Süddeutſchen: ala 
Bayer, ald Württemberger, ald Schwabe, ald Bajuvare, als Franke, will 
er fi konſerviren, das fteht an der Spige aller ſüddeutſchen Kund— 
gebungen. Der Norddeutihe Bund ijt ihm jchon viel zu eng geeinigt; 
einem viel lodereren Berbande, der die berechtigten und unberectigten 
Eigenthümlichkeiten in jehr viel höherem Maaße jchonte, würde er jid 
vielleicht entjchliegen fünnen, näher zu treten. Das miljen Sie Ale — 
und jchlagen ihnen nun die Thür vor der Naſe zu. Der Antrag ift eine 
mweifelloje Vertiefung des Mains als Grenze, das ijt gar feine 
Sag: mit der Annahme dieſes Antrages wäre an den Beitritt 
der jüddeutfhen Regierungen niht mehr zu denfen. Daß mir 
auf eine jelbftthätige Dermittelung und Betheiligung des jiiddeutjchen 
Volles rechnen, — ja, meine Herren, dazu gehörten Deutjche jo, mie 
man 1848 jie jih an die Wand gemalt dachte, wenn man der liberalen 
Partei angehörte; aber nicht jo, wie fie wirklich find. Der Süddeutſche 
macht feine Bolfsbewegung und übt feinen nationalen Druck auf jene 
eigene Regierung, auf jeine eigene Dynaftie — mit der Gefahr von Haut 
und Knochen, er könnte dabei zu Schaden kommen. 

Wenn er da fteht, wo das Gejeg ihn hinftellt, dann ift er gleich- 
gültig gegen die Gefahr, dann jchlägt er ſich als braver Soldat; muß 
er ich aber jagen, daß er ſich die Knochen auf eigene perjönliche Ber: 
antwortung zerſchießen läßt, da befinnt ſich der Deutjche jehr lange, ehe 
er das thut. 

Meine Herren! Nach meinem Gefühle ihärfen Sie diejen Gegenjag 
der Strömungen in Süddeutichland und Norddeutichland. In Süddeutſch— 
land ift der Einheitsdrang jo ſchwach, daß die Leute, die offen um die 
Hülfe des Auslandes buhlen, um dasjenige an Einhett, was wır erworben 
haben, wieder zu zerichlagen, — daß diejenigen Leute, die den augenblid- 
lihen Zug des Friedens, der durch die Welt geht, höchlich bedauern, weil 
dadurch der Moment hinausgeichoben wird, fremde jiegreihe Bayonette 
mit dem Blut ihrer norddeutjhen Brüder gefärbt zu — — daß dieſe 
Leute nicht etwa mit der ſittlichen Entrüſtung ihrer Landsleute bedroht, 
nicht als Landesverräther offen gelennzeichnet und gebrandmarkt werden, 
ſondern, daß man ſich um ihre Unterſtützung bei den Wahlen bewirbt, 
daß man mit ihnen Fapitulirt, daß jie geachtet neben ihren Mitbürgern 
figuriven. Den Norddeutſchen geht die unifizirende Thätigkeit des Bundes 
zu langjam; was man in Süddeutſchland als übertriebene Beichleunigung, 
als Rajchmacherarbeit betrachtet, heißt hier Stagnation. Und diejen 
Gegenjag zu vermitteln, Süddeutjhland nit aus den Augen 
zu verlieren, den Gang NorddeutihlandE zu bejhleunigen, 
dabei aber Fühlung zu behalten mit ſämmtlichen Bundes» 
fürften, mit dem Bundesrath, mit dem Bundespräjidium und 
vor Allem mit diejem Heihstag: — Daß tft die —— die 
Sie dem Bundeskanzler ſtellen, er möge ſie im Wege der 
Geſetzgebung löſen. Um ihm nun dieſe Aufgabe zu erleichtern, — 
wenn Sie ihn zum wirklichen Diktator ernennten, ſo lönnte man an einen 
jolhen erhebliche Anjprüche ftellen, aber um ihm die Aufgabe zu erleich— 
tern, wollen Sie ihm Hände und Füße binden und ihn durch ein Kolle— 
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ium an das ängelband nehmen laſſen. Es joll eine ftarke, gewandte, 
Freibemegliche Regierung fein, aber fie jol bei Allem, was fie thut, von 
vier oder fünf mit ihm gleichberechtigten Kollegen, dir) deren Ernennung 
Sie alle Schäden der Welt geheilt glauben, die Zuftimmung einholen. 
Meine Herren, wer einmal Minifter geweſen ift und an der Spige eines 
Miniftertums geftanden hat, und gezwungen gemeien ift, auf eigene Ver— 
antwortung Entſchließungen zu finden, fchredt zulegt vor dieſer Verant- 
wortung nicht mehr zurüd, aber er jchredt zurüd vor der Nothwendigteit, 
fieben Leute zu überzeugen, daß dasjenige, was er will, wirklich das Rich— 
tige ift. Das ift eine ganz andere Arbeit, al8 einen Staat zu regieren. 
Alle Mitglieder eines Miniſteriums haben ihre ehrliche fefte Ueberzeugung, 
und je ehrlicher und tüchtiger fie in ihrer Thätigkeit find, um fo jchmerer 
werden jie fich fügen. Jeder ijt umgeben von einer Reihe ftreitbarer 
Räthe, die auc ihre Ueberzeugung haben, und ein Minifter- Präfi- 
dent muß, wenn er Zeit dazu hat — und ich würde mich dem auch nicht 
entziehen —, den einzelnen Rath, der in einer Sade das Ohr feines 
Chefs hat, zu überzeugen verjuhen. Einen Menfchen zu überzeugen, ift 
an und für fich ſehr jchwierig, man überredet Manchen, man gewinnt 
ihu, vielleiht durch den äußerften Aufwand derjenigen perjönlichen Liebens— 
würdigfeit, die man etwa bejigen mag, und man hat dieje Anftrengungen 
fieben Dal oder öfter zu wiederholen. Ich halte an und für fi — und 
darin unterjcheide ich mich von denen, die bisher heut jpradhen, und ich 
bin feſt überzeugt, aus meiner eigenen Erfahrung für mein Urtheil ein- 
ftehen zu können — eine Eollegialijhde Minifterverfaffung für 
einen ftaat3rehtlihen Mißgriff und Fehler, von dem jeder Staat 
ſobald al3 möglich loszukommen juchen follte, und ich bin ſoweit entfernt, 
die Hand dazu zu bieten, daß dieje fehlerhafte Einrichtung auf den Bund 
übertragen werde, daß ich vielmehr glaube, Preußen würde einen immenjen 
Fortſchritt machen, wenn ed den Bundesjaß acceptirte und nur einen 
einzigen verantwortliden Minifter hätte. 
orin beiteht denn die Berantwortlichfeit, meine Herren? Es ift 
bier gejagt worden, fie jolle geſchaffen werden durch Kollegien; ich jage, 
fie verfhmwindet mit Einführung des Kollegiums, fie ift vor- 
handen für den Einzelnen, der muß mit feiner Perſon für etwaige Miß— 
griffe einftehen; aber als Mitglied des Kollegiums jagt er: wie können 
Ste wiſſen, ob ich nicht überftimmt bin und — er braudt nicht einmal 
überftimmt zu fein — ob die Schwierigfeiten, die Friftionen, die ich auf 
meinem Wege gefunden habe, nicht unüberwindlic waren, ob nicht Ge— 
fee jieben Sokre lang deshalb in Rüdftand geblieben find, meil fieben 
ehrliche Leute fich nicht darüber haben verftändigen können, wie der Tert 
lauten jol. Es entiteht in jedem Kollegium, wenn eine Sache zu Ende 
fonımen joll, mitunter gemijjermaßen die Nothwendigfeit, zulegt Kopf oder 
Schrift darüber zu jpielen, wie es fein joll, jo nothmwendig iſt eine Ent— 
fcheidung, jo nothwendig ift es, daß Einer da ift — es braucht gar nicht 
der Klügſte zu jein — der ſchließlich jagt, jo jol e3 fein, und damit hat 
der Streit ein Ende, damit e8 zu etwas fommt; je tüchtiger die einzelnen 
Charaktere find, um jo jchmwieriger ift natürlich die Einigung unter ihnen. 
Zwei harte Steine mahlen ſchlecht, das ift ein befanntes Sprüch— 
wort, aber aht harte Steine nod viel jchwerer. 
Ich glaube, der ganze Antrag hat bei vielen jeiner Unterzeichner 
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feinen Urjprung in dem Mißverftändniffe von der Stellung des Bundes— 
kanzlers überhaupt. 

Die Herren nehmen den Bundeskanzler für einen Bundes-Minifter. 
Der Bundeskanzler ift nur Präfidialbeamter; ich glaube, es ift der Art. 17 
oder 18, mo * ———— und Berechtigungen definirt ſind; er hat 
die Verantwortung für alle Handlungen des Präſidiums. Seine Mitwir- 
fung bei der Yegislative ift, wie ſchon früher bemerkt, und durch ftaats- 
rechtliche Zeugniſſe belegt worden ift, gleih Null. In der Pegislative 
wirfe ich nur ald preußifcher Bepollmädhtiger zum Bundesrathe mit umd 
führe dort die preußifchen Stimmen; das Fünnte aber ebenjogut in der 
Hand eines Andern liegen, als in der Hand des Bundeskanzlers; es wäre 
das vielleicht zwedmäßiger, um die Stellung des Bundeskanzlers reiner 
abzugrenzen. Dieſe — — Stimmen werden unter Verantwortung 
des preußiſchen Minifteriums abgegeben. Die Inſtruktion des preu- 
Kifchen Bevollmächtigten wird beſchloſſen in dem preußiihen Minifterium, 
ebenfo mie die des Hachfifchen Bevollmädtigten im ſächſiſchen Minifterium; 
legtere geht au von Sr. Majeftät dem Könige von Sadjen, und die 
meinige in legter Inftanz nicht von dem Bräfidium des Bundes, fon- 
dern von Sr. Majeftät dem Könige von Preußen. Die jchmale 
Bafis der Berantwortlichkeit fir die Handlungen des Präfidiums ſoll ic, 
wenn ich mir den Antrag im Sinne des Herrn Tweſten, im unſchuldi— 

eren und gejhäftliheren Sinne, wobei der Bundesrath das Seinige be- 

Bielte auslege, — die ſoll ich theilen mit jo und fo vielen Miniftern und 
war zunächſt aus dem Grunde — den ich vollfommen anerfenne: daß 
ich nicht alles verftehe, was unter meiner Verantwortung vorgeht. Meine 
Herren, fommen wir nicht Alle mehr oder weniger in dieje Yage, nament- 
lıh die Herren Abgeordneten, müflen Sie ſich nicht über den ganzen Be: 
reich aller Minifterien und der ganzen preußiichen Bermaltung ein Urtheil 
bilden, melches gewöhnlich mit einer größeren Schnelligkeit und Sicherheit 
abzugeben ift, als dasjenige eines Minifteriums? Sind Sie nicht bei dem 
Budget, bei der jorgfältigen Revifion und Ermägung des Gewerbegeieges, 
bei wi Früfung aller Ausgaben und Geſetze genöthigt, eigentlid Alles 
zu willen 

Nun, meine Herren, ich will gar nicht darauf Rüdficht nehmen, dag 
ich jeit fieben Jahren an der Epige einer großen Staatsverwaltung ftehe, 
und daß ic) da allerdings Manches aus der Uebung lernte, was ich früher 
nicht wußte, und daß ich da jedenfalls gezwungen bin, ein Urtheil über 
alle Vorkommniſſe jedes einzelnen Reſſorts mir zu bilden — jondern ich 
will nur darauf Bezug nehmen, daß ich den Vorzug habe, feit 22 Jahren 
Mitglied aller preußiſchen Landesvertretungen gemejen zu fein und darin 
nad Maßgabe meiner natürlichen Fähigkeiten und Anlagen fo viel gelernt 
habe, wie Abgeordnete im Allgemeinen lernen, wenn fie über alle Dinge 
ein Urtheil mit verantwortlicher Sicherheit abgeben. Dieſes und dann 
die Wahrnehmung muß ich hervorheben, daß auch meine preußiichen Kol- 
legen, wie das ſchon der Abgeordnete von Blankenburg bemerkt hat, aufer 
Stande find, Alles zu beurtheilen, was in ihren engeren Reſſorts, mo ja 
die Verantwortlichkeit viel jchärfer gedacht ift, vorgeht. Wie kann von 
dem Finanz-Miniſter verlangt werden, daß er Forfimann ſei, daß er 
Domänen und Sandwirtbfchat unter fi) vermalte (das könnte man weit 
eher von dem landmwirthichaftlichen Minifter verlangen); wie jol der Han- 
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dels⸗Miniſter alle technifchen Detaild feiner riefenhaften Verwaltung fo 
genau fennen, daß er die Richtigkeit jedes Urtheild und jeder Handlung, 
die unter feiner Berantwortung vorgeht, verbürgen könnte? Da hilft nichts 
als Bertrauen auf diejenigen — die das Einzelne verſtehen und 
für deren Handlungen und deren Anſtellung der Miniſter verantwortlich 
bleibt. Ich glaube kaum, daß es überhaupt einen Miniſter in größeren 
Staaten giebt, der im Stande iſt, die Hälfte, ein Viertel von dem zu 
leſen, was er zu unterſchreiben geſetzlich genöthigt iſt, ich würde den für 
einen beneidenswerth geſchäftsloſen Kollegen halten, der ein Viertel von 
Dem leſen könnte, was er zu unterſchreiben hat. Erleichtern würden Sie 
mir das Geſchäft durch ein Kollegium nicht, und Sie haben in mir keinen 
Bundeskanzler, der einen Kollegen acceptirt. Ich ſtütze mich auf mein 
verfafjungsmäßiges Recht. Wie das Bundeskanzler-Amt ausgeftattet ift, 
fo habe ich es übernommen, — ein Kollege würde an demjelben 
Tage, wo er ed wird, mein Nahfolger werden müfjen. Ich 
hoffe, Sie thun mir die Ehre an zu glauben, daß ich eben fo fehr nad 
Konfolidation der deutichen Verhältniſſe ftrebe, wie Sie. ch habe Ge- 
legenheit gehabt, ſeit langen Jahren zu bethätigen, daß mein Streben 
nad diefer Richtung Hin aufrihtig und ehrlich iſt. Es fann fein, daß 
Sie die deutfche Bewegung in der Art, wie fie zu behandeln ift, richtiger 
und jachverftändiger beurtheilen als ich, ich kann aber nur nad; meinem 
eigenen Urtheil gehen, und das beruht auf der Ueberzeugung, daß dieſer 
Antrag für die Entwidelung der deutfchen Bewegung ein nachtheiliger if, 
daß ich ſchon, wenn er mit großer Majorität Annahme findet, das Ge— 
fühl des Mißtrauens, der Rechtsunficherheit bedauern würde, welches ſich 
dadurd unter den verfaflungsmäßig berechtigten Faktoren in Deutjchland 
verbreiten würde und daß es mir am allerliebften gewejen wäre, er wäre 
gar nicht geftellt worden und ich wäre nicht in die unbehagliche Noth- 
mwendigfeit verjegt worden, mich darüber zu äußern, und ihm in einer 
Weiſe entgegen zu treten, die vielleicht meine Stellung bei Leuten, * 
die Dinge weniger kennen wie wir Alle, in ein falſches Licht ſetzte, als 
wäre ich irgend ein Partikulariſt, und als wollte ich den Bund zu irgend 
welchen Nebenzwecken, als allein zu denen der vollſten breiteſten Entwicke— 
lung deutſcher Wohlfahrt und Macht benutzen. 

ſt denn überhaupt der Unitarismus die nützlichſte und 
beſte politiſche Geſtaltung? Iſt er es namentlich für Deutſch— 
land? Iſt er hiſtoriſch in Deutſchland? Daß er es nicht iſt, beweiſen 
ja gerade die partifulariftiihen Bildungen, die ſich in Deutſchland nad 
allen Richtungen hin — nicht blos räumlih — durchſetzen. Sie haben 
nicht blos einen Dorfpatriotismus und einen Stadtpatriotismus, von einer 
Ausbildung, wie ihn Romanen und Slaven gar nicht kennen, Sie haben 
einen Fraktionspatriotismus, Sie haben einen Refjortpatriotismus, der 
Alles außerhalb des eigenen Reſſorts ald Ausland betrachtet, dem man 
jeden Schaden zufügen fann, wenn nur das eigene Reſſort VBortheil dabei 
bat, der natürlich nicht in den höchften Spigen der Minifterien vertreten 
ift, denn die Minifter find Staats-Minifter, aber ein Poftbeamter, der 
nicht auf der Höhe fteht, von wo ihm ein ftaatliche8 Urtheil geziemt, der 
wird alles Andere wie Feindes Yand betrachten, was nicht poftalijchen 
Interefjen dient, und er wird jeden Gewinn, auch jelbjt mit Schaden für 
die anderen Departement mit gutem Gewiſſen nad) Haus tragen. So 
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etwas iſt nur dem deutjchen Charakter möglih. Das hat auch dahin ge- 
führt, daß der Deutſche fih nur in einem Hleineren Gebiete volljtändig 
behaglich fühlt, und daß man wohl thut, ihm von feinem häuslichen Be- 
bagen mehr zu nehmen, als abfolut zum Zufammenhalten des Ganzen, 
als zur Wirkung nad) Außen erforderlich ift. Diefer Bartitularismus 
ift die Bajis der Shwäde, aber aud nad einer Richtung hin 
die Bajis der Blüthe Deutfhland3. Die Heinen Centren haben 
ein Gemeingut von Bildung und Wohlftand in allen Theilen Deutichlands 
verbreitet, mie man es in centraliftiih organifirten großen Pändern jchwer 
findet. Die muß man bereift haben, civilifirte und uncivilifirte, um zu 
erkennen, wie dort die Provinzen gegen das allgemeine Centrum um Jahr: 
hunderte im Rüdjtand bleiben. Die Fehler des Partifularismus, 
die Shwähe nah Außen, die Zerrifjenheit im Innern, die 
Hemmiftride für die Entwidelung von Handel und Berkehr, die 
bat der Bund im Princip volljtändig durchſchnitten, und fie 
vollftändig & bejeitigen, ift feine Aufgabe. Lajjen Sie ihm 
Zeit dazu! ift noch jung, er wird es zu Stande bringen und wir 
werden dabei einträchtig zujammenmwirfen zu einem pofitiven und von der 
ganzen Nation, wenn es erreicht wird, dankend anerkannten Ziele. Be 
traten Sie die Staatenbildungen, welche eine große Entwidelung im 
Bergleich mit ihren phyfiichen Kräften erreicht haben, ohne daß die innere 
Freiheit darunter gelitten hätte, — und ich denke, auf dieje legen Sie 
einen Werth — jo werden Sie finden, daß diefe Bildungen vorzugsweiſe 
auf dem germaniichen Boden der Gejchichte wachfen, und daß fie mehr 
oder weniger, ich will nicht jagen füderaliftiicher, aber doch decentralifirender 
Natur find. Ich führe Ihnen als erftes jchlagendes Beiipiel England an, 
wo der Bartifularismus jih nur im Schatten des Dorfes und der Graf: 
Schaft in einer Weile verbirgt, daß er für die geographijchen Linien der 
Karte nicht erkennbar wird. Aber England ift ein decentralifirtes Land, 
das in diejer Beziehung nahzuahmen wir in Preußen lebhaft bejtrebt find. 

Sehen Sie die große, reihe und mächtige Erjcheinung der Nord: 
amerikanischen Freiftaaten, ob man dort den Einheitäftaat al3 das Palla— 
dium der Freiheit, ald die Baſis gejunder Ausbildung betrachtet! Seben 
Cie die Schweiz mit ihrer Kantonalverfaffung! Sehen Sie ein Gebilde, 
welches, wenn ich mich nicht täufche, am meiften Analogie mit dem um: 
ferigen hat, die alte VBerfafjung der vereinigten Niederlande, der General: 
ftaaten, wo die GSelbjtändigfeit der Provinzen in jehr hohem Grade ge 
wahrt mar! ch kenne fie nicht jo genau, um zu willen, ob der dortige 
Kanzler oder Großpenfionär verantwortlihe Deinifter neben fich batte, 
oder ob ihm nur der Bundesfeldherr und Statthalter aus dem Haute 
Dranien mit dem Kriegsſtaate zur Seite ftand. Ich glaube, e8 wird bier 
Jedem, der fih dafür interejfirt, und der mehr Zeit hat als ich, lehrreich 
jein, dieſen Bergleich weiter durchzuführen und die bewundernswerthen 
politifhen Leiſtungen, die uns die Gejchichte von der Aepublif der ver: 
einigten Niederlande erzählt, zujammenzuhalten mit dem hohen Grade 
perjönlicher Freiheit, der unter dem Schuge diefes Regime gedieh. Die 
Gentralijation ift mehr oder weniger eine Gewaltthat und ift 
ohne einen — mwenigjten3 am Seite der Berfafjung ſich ver- 
fündigenden Bruch faum durdhzuführen, und eim ſolcher Bruch, 
mag er auch in der Form gededt oder gerechtjertigt erjcheinen, hinterläßt 
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Stellen, die innerlich bluten, und wie lange fie nachbluten, das weiß fein 
Menſch und kann feiner fontrolliren; e8 wird dann vielleicht auch dem 
Bundeskanzler überlaffen fein, im Wege der Geſetzgebung ſolche Schäden 
wieder aufzubeilern. Ich glaube, man A fi in den germaniſchen Staaten 
nicht fragen, wenn man es der Bevölkerung recht machen will: was fann 
gemeinjam jein? wie meit fann der große Mund des Gemeinmejens 
bineinbeißen in den Apfel? — jondern man muß fich fragen: mas muß 
abjolut gemeinfam fein? und dasjenige, was nicht gemeinfam zu jein 
braucht, das ſoll man der jpeciellen Entwidelung überlaffen. Damit dient 
man der Freiheit, damit dient man der Wohlfahrt. Ich erinnere an die 
Zeit, fie ijt micht lange her, wo — es follte mid) verwundern, wenn nicht 
Vertreter diejer Richtung in diefem Saale ſäßen — als Bafis einer ein- 
heitlihen und freiheitlichen Geftaltung Deutichlands die Zerlegung Preu- 
Bens in Kleinere Bejtandtheile betrachtet wurde. Ich jehe ein Kopfjchütteln, 
was ich auf einen Mangel an Studium der älteren Zeitgefchichte zurüd- 
führe. Ich erinnere aber nur an die Beftrebungen, denen wir augenblidlich 
in Preußen huldigen. Wir fuchen zu decentralifiren, wir ſuchen provinzielle 
und lokale Selbſtändigkeiten zu fchaffen: warum jollten wir denn hier 
im Bunde gerade das Gegentheil davon thun? hier, wo wir, ich will 
nicht jagen provinzielle, aber lofale Selbftändigfeiten haben, und Selb: 
ftändigfeiten, die Deutjchland zu großem Nugen geworden find. Wir 
haben von Sadjen beifpielsmeite Vieles lernen können für unjere Ber: 
mwaltung; wir haben ähnliche Erfahrungen in Hannover gemacht, und id) 
freue mich dabei über einen Fortjhritt in Preußen, über den, 
daß der Fluch der „hohen Meinung, womit der Menſch ſich 
jelbft betrügt,“ bei unjerer näheren Bekanntſchaft mit der 
Verwaltung der Heineren Staaten allmählig von ung abge: 
nommen wird, umd ich hoffe, wir werden ihm mit der Zeit ganz ver— 
lieren. Aber das jind Vortheile, die eben aus dem jelbftändigen Yeben 
der fleinen Staaten hervorgehen, und uns umfoweniger berechtigen, diejen 
erg | gewachſenen Staatswejen den ihnen verjaflungsmäßig zuge- 
jiherten Einfluß auf die Allgemeinheit gegen das Recht und gegen unjer 
Intereſſe zu verkümmern. ch gebe gern zu, daß die Bundesverfafjung 
eine jehr unvollfommne ift; fie iſt nicht blos in der Eile zu Stande ge- 
fommen, jondern fie it auch unter Berhältniffen zu Stande gefommen, 
in denen der Baugrund ein jehr jchwieriger war wegen der Unebenheiten 
des Terrains, aber der doch abjolut benußt werden mußte. Wir fönnen 
die Gejchichte der Vergangenheit weder ignoriren, noch fünnen wir, meine 
Herren, die Zukunft mahen; und das ıft ein Mißverftändniß, vor dem 
ih aud hier warnen möchte, daß wir uns nicht einbilden, wir könnten 
den Yauf der Zeit dadurch bejchleunigen, daß wir unjere Uhren vorftellen. 
Mein Einfluß auf die Ereigniffe, die mich getragen haben, wird zwar we— 
fentlih überjhägt, aber doc wird mir gewiß Keiner zumuthen, Gejchichte 
zu machen, das, meine Herren, könnte ich jelbft in Gemeinfchaft mit Ihnen 
nicht, eine Gemeinjchaft, in der wir doch jo jtarf find, daß mir einer 
Welt in Waffen trogen fünnten, aber die Geſchichte können wir nicht 
machen, jondern unr abwarten, daß jie jid) vollzieht. Wir fünnen das 
Reifen der Früchte nicht dadurch bejchleunigen, dab wir eine Lampe dar- 
unter halten, und wenn wir nah unreifen Früchten jchlagen, jo 
werden wir nur ihr Wahsthum hindern und jie verderben. 
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Ich möchte deshalb Ihnen doh mehr Geduld empfehlen, der 
Entwidelung Deutfhlands Zeit zu laffen. 

Daß gerade die Frucht, die fie * erſtreben, Ihnen jemals reif 
in den Schooß falle, hoffe ich nicht; denn die Geſchäfte des Landes würden 
ſchlechter gehen, wie ich glaube, ſobald Sie ein Kollegium an die Stelle 
der einheitlichen Spitze ſetzen. 

Sie haben vorhin auf den Mißſtand aufmerkſam gemacht, daß preu- 
ßiſche Minifter die Gefege für den Bund entwerfen, und nachher nicht 
im Stande find, fie hier ald Minifter zu vertheidigen. Ich Fünnte darauf 
aufmerkffam machen, daß auch im preußifchen Landtage die Gefege ehr 
häufig dur Kommiffare derjelben Minifter verteidigt werden, die fie 

emacht haben, vielleicht auch durch diefelben Kommiffare, die diefe Ge— 

Fee redigirt haben. Aber, meine Herren, ift denn das ein Uebelftand? 
Die Gefjege für den preußiichen Pandtag werden ja auch von preußifchen 
Miniftern — — werden ſie denn nun mit der preußiſchen kolle— 
gialiſchen Miniſter-Einrichtung beſſer oder raſcher gefördert? Hat denn 
die preußiſche Geſetzgebung etwa einen uneinholbaren Vorſprung vor der 
des Bundes? Arbeitet ſie auch nur mit derſelben Schnelligkeit wie der 
Bund? Ich ſollte denken, dieſe Maſchine hier, an der wir ſitzen, hat zwei 
Jahre lang recht gut und recht förderlich gearbeitet, — ſo gut, daß es 
Sie faſt ſchon langweilt, daß es ſo gut geht. Sie fühlen das Bedürfniß, 
die Uhr einmal aufzumachen, ein Rad herauszuholen und zu ſehen, ob 
es dann vielleicht nicht noch beſſer geht. 

Ich fürchte, ich habe ſchon zu lange Ihre Geduld ermüdet; ich bitte, 
nur noch eine Verſicherung von mir entgegennehmen zu wollen: daß jede 
perſönliche Empfindlichkeit über die Stellung des Antrages gegen deſſen 
Unterzeichner oder gegen die Tendenz des Antrages mir abo ut fremd 
ift, und daß, wenn ich mich über Einzelnheiten des Antrages mit einer 
gewiffen Schärfe etwa ausgedrüdt habe, dies mehr eine üble Gewohnheit 
von mir ift, als ein Zeichen einer Erregtheit über die Tendenz des An- 
tragd. Sch bin mir vollftändig bewußt, mit faft allen, vielleiht mit allen 
Antragftellern tiber das Ziel, daS wir verfolgen, ganz einig zu fein; wir 
wollen Deutjchland diejenige Geftaltung geben — ım Norden 
und im Süden, wenn wir können — in % es am ftärfften und 
am einigften ift, und in der e3 die meiften Bedingungen feiner 
Wohlfahrt vereinigt. Ueber die Wege, die dazu führen, über 
die Mittel dazu Fönnen wir ſehr verjhiedener Meinung fein. 
Bewahren wir und aber das Bemwußtfein, daß wir diefem ge- 
meinſchaftlichen Ziele mit gleiher Treue und mit Me 
Dingebung büben wie drüben zuftreben, und maden wir aus 

einungsperjchiedenheiten über die zu ergreifenden Mittel 
und Wege feine perſönlichen Bormürfe; — wir nicht in 
den Fehler, bei jedem Andersmeinenden entweder an ſeinem 
Verſtändniß oder an ſeinem guten Willen zu zweifeln. 


(Nachdem der Abgeordnete Lasker ausgeführt hatte, daß in ber bisberigen 
Erörterung die ganze ei nicht — — dargeſtellt worden ſei: die Anſicht der 
Antragſteller gehe dahin, die allgemeine Leitung der Bundesarbeiten in der That 
dem Bundeskanzler als dem Haupte zu überlaſſen, nur zur Erleichterung ſeiner 
Arbeitslaſt möchten Miniſter für Die einzelnen Verwaltungszweige ernannt werden, 
das Bundes» Minifterium müſſe ungefähr jo beichaffen fein wie in England, daß 


839 
1869. 
ber eine leitende Minifter bie Seele des Minifteriums fei und barauf zu achten 
babe, daß Jeder aus bemfelben entfernt werbe, ber fich mit feiner leitenden PBo- 
litik nicht einverftehen Tönne, fügte Graf Bismard folgendes hinzu:) 

IH freue mich, daß der Schluß vorher nit angenommen wurde 
und dem Herrn Vorredner noch das Wort verftattet worden ift, indem 
ih aus feiner Rede wiederum erjehen habe, daß man jehr häufig in feinen 
Meinungen ſich viel näher fteht, ald man vor der Discuffion geglaubt 
bat. Wenigftens in dem einen Punkte, gegen den ich von meiner Stellung 
als Bundeskanzler aus Widerfpruch eingelegt habe, ift mir die Tendenz 
des Antrages durch die Aeußerung des Vorredners viel näher gerüdt. 
Er erſchiene mir von diefem Gefihtspunfte, wenn er fich at allein 
beſchränkt hätte, annehmbarer als vorher, wenn er mir auch nach feiner 
Tendenz gegen den YBundesrath, jomohl nad) meinem Rechtsgefühl, als 
auch nach meiner Anfiht von der Zmedmäßigfeit, jederzeit unannehmbar 
bleiben wird. Wenn ich vorher gejagt habe, ih halte ein Minifterium 
mit einheitlicher Spige für zmwedmäßiger in allen Staatseinrichtungen als 
ein Minijterium mit kollegialifcher Spige, wo man nicht weiß, wer über: 
ftimmt oder gehemmt worden ift, jo habe ich damit ja nicht meiter gehen 
wollen, ald der Herr Abgeordnete nad) dem Beifpiele der englijchen Ein- 
rihtungen gehen will, aus welchem ſich jchließen darf, daß wir im Grunde 
ganz einer Meinung über die einheitliche Spige find. Wir find vielleicht 
über viele Dinge einverftanden, ohne daß wir es für den Augenblid wiffen. 

Ih würde die englijhe Stellung eines Minifter-Präfi- 
denten überall für ausreihend halten, um die nöthige Ein— 
beit der Leitung hberzuftellen. Davon find wir aber nach unjerer 
Berfaffung und nad a Jah Gebräuchen meit entfernt. Aenderungen in 
der Scenerie erfordern einen Aufwand von Kraft und Reibung, den ges 
möhnlih Niemand Zeit hat zu leiften. Aber im Bundeskanzler» Amte 
find die Einrichtungen gerade %, wie fie der Herr Vorredner zu erhalten 
wünfcht, es fehlen blos einige Miniftertitel, und damit witrde ich gar nicht 
fo ſehr ängftlih fein, fobald nur die einheitliche Leiftung durch die An— 
fprüche, die ſich an diefe Titel knüpfen, nicht zerjplittert wird. 


(Der Antrag wird mit 111 gegen 100 Stimmen ange— 
nommen.) 


Die „Blaubücher.“ 


22. April. Erklärung ded Grafen v. Bismarck bei der Berathung 
des Bundeöhaushalts. 

(Auf den von dem Abg. Tweften geäußerten Wunſch, daß bem Reichs— 

tage fünftig eine Darlegung der auswärtigen Politif bes Bundes unter 

ittbeilung der wejentlihen und zur Bublifation geeigneten Aftenftüde 
unterbreitet werben möge.) 

Der Herr Borredner hat den Bundesregierungen eine ziemlich ſchwierige 
Aufgabe zugemuthet, eine Aufgabe mehr parlamentarisher als diplomatijcher 
Natur. Wenn mande andere Regierungen die Gewohnheit haben, eine 
gewiſſe Anzahl, gewöhnlich einen jehr geringen Theil der Actenftüde, 
welche ver ihre Bureaur gehen, zu publiciren, jo werden fie dazu, meiner 
Ueberzeugung nad, weſentlich durch ein parlamentarifches Bedürfnig ge- 
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leitet: in England, in Franfreih, in Italien, in Defterreih; — mas 
die Kaiferlich türkiihe Regierung veranlaßt hat, diefes mir zufällig gerade 
vorliegende Rothe Buch zufammenzuftellen, habe ich noch nicht erfehen; es 
ift mir heute erft zugegangen. Es wird dort alfo jedenfall auch eine 
Ausnahme von der von mir eben behaupteten Regel ftattfinden, daß blos 
ein parlamentariiche8 Bedürfniß vormalte. 

Im Uebrigen aber kann ich den deutfchen Parlamenten, und 
inöbefondere dem Reichſtage nur Dank jagen, daß fie biöher eine 
ähnliche Yeiftung von ihren Wegierungen nicht gefordert haben. Sie 
würden und das Geſchäft, und fich felbit, glaube ich, das Budget 
erjchweren, mir würden eine folde doppelte Buhführung, mie 
fie dazu erforderlich werden würde, kaum leiften können, ohne unjere 
Urbeitöfräfte zu vermehren. Ich würde genöthigt jein, über 
denjelben Bescukaah zweierlei Depefhen zu fchreiben, 
einmal joldhe, die wirklich in der Diplomatie ihre prak— 
tifhe Geltung haben jollen, und dann jolde, die ich beab- 
fihtige zu veröffentlihen, und es wäre das nicht bios eine 
ausnahmsweiſe Vorliebe für Heimlichkeiten von meiner Geite, jondern 
es gejchieht dies ohne Zweifel überall. Ich würde Inger noch weiter 
gehen müſſen; ich würde manche Depefchen für die Deffentlichkeit zu 
jchreiben haben, die ich jonft gar nicht gejchrieben haben würde, weil ich 
fie für das eigentlihe Gejchäft für überflüjfig bielte. Ich würde dies 
namentlih dann thun müſſen, wenn ich mich durdy Herftellung und par— 
lamentariſche Beröffentlihung amtlicher Actenftüde, jet es mit der Preſſe 
überhaupt, ſei e8 mit anderen Regieruugen, die diefe Aufgabe für die 
ihrige halten, auf einen Wetteifer in agitatorifcher Preßthätigkeit einlafien 
mollte. Ich habe, wie Ihnen Allen bekannt fein wird, ftarfe Aufforderung 
dazu gehabt, und ich will nicht jagen, aus welchen Gründen ich es ver- 
ihmäht habe, mich auf ſolchen Wettlauf einzulaffen. Ich glaube auch 
nicht, daß die Regierungen, die nad) diefer Seite hin das parlamentarijche 
Auditorium und das diplomatische Handwerkszeug migbrauden ald Sprach— 
rohr, um Dinge zu veröffentlichen, zu denen man jonft die uneingeftandene 
Preffe benutzt, daß die jchmwerlich jehr erbaut fein werden von den Er— 
folgen, die jie damit erreihen. Wenn Wirkungen erreicht werden, jo ver: 
Iteren fie fich jehr bald wieder. Es giebt Mittel, auch ſolche Irrthümer 
zu berichtigen, die in der authentiichen Form auftreten. Eine üble Wir- 
fung aber, die bleibt, ift das Mißtrauen der übrigen Regierungen. 
Eine Regierung, die in der BVeröffentlihung im Mindeften zu meit geht, 
läuft Gefahr, daß feine Regierung ihr mehr eine Mittheilung macht, die 
fie nicht eben jo gut in ihrem Amtsblatte hätte ſofort druden können. 
Dean wird deshalb jolchen Regierungen gegenüber in einer Weiſe ſchweigſam, 
welche, meit entfernt, die guten Beziehungen zu beleben, die vorhandenen 
Keime des Vertrauens zu pflegen, fie vielmehr unmiderruflich erftidt. 
Wenn ich Gefahr laufe, daß dasjenige, was ich im Vertrauen auf ihre 
Discretion einer Regierung mittheile, bei der ich gleichartige Intereſſen 
mit und vorausjegen durfte, in die Deffentlichfeit mitgetheilt, vielleicht 
jogar entftellt und zu gemillen Zmeden zurecht geftugt wird oder auch 
nur an fremde Kabinette geht, dann verbrenne ich mir bei einer ſolchen 
Regierung wohl einmal die Finger, aber nicht öjter. Deshalb glaube 
ich, daß dieje Sitte eine jehr beengende ijt und für die guten Beziehungen 
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der Völker unter einander einen nadtheiligen Einfluß auf den diploma- 
tifhen Verkehr ausübt. Diefe Sitte wird in England mit dem Takte 
gehandhabt, den eine lange Erfahrung eingiebt. Nichts defto meniger 
find mir aus meiner früheren diplomatifchen Thätigkeit im Auslande 
mande Fälle in Erinnerung, wo Klagen darüber entftanden, daß die 
Engliihe Regierung in ihrer traditionellen Discretion dennocd weiter 
gegangen mar, als es den Regierungen genehm war, auf deren Mit- 
theilungen fie Bezug nehmen mußten, wenn auch gemwöhnlid nur in der 
Geftalt mündlicher Aeußerungen der Agenten von Regierungen, da es 
bisher ‚nicht üblich ift, Depefchen fremden Regierungen gegen deren Willen 
zu veröffentlichen, jelbit die fo erfahrene und taftvolle Englifche Regie- 
rung, jage ich, war Beichwerden in diefer Richtung ausgejegt. Daß die 
Kaiſerlich Franzöfifche Regierung außerordentlich vorſichtig in ihren Ber: 
Öffentlihungen ift, und danfenswerthe Zurüdhaltung übt, namentlich über 
brennende —— die durch Veröffentlichung ein lebendigeres Kolorit ge— 
winnen könnten, iſt Ihnen Allen bekannt, aber dies Verhalten, fo dankens— 
werth e3 für die auswärtigen Beziehungen ift, bringt wiederum im Innern 
den Nachteil, daß der parlamentariiche Zweck, der damit verbunden ift, 
nicht jo völlig erreicht wird, wie es bei einer — —— Beröffent- 
(ihung der Fall jein würde. In wie weit nun die Geheimhaltung, die 
discrete Schonung de3 internationalen Bertrauens, dem Bedürfniffe, die 
Deffentlichkeit rechtzeitig aufzuklären über den politiichen Gang der Re— 
gierung, geopfert werden darf, ift eime fchmer zu entjcheidende Frage. 
Sollten die Herren darauf beftehen, jo will ich verſuchen, für 
das nädhfte Jahr etwas Unſchädliches zufammenzuftellen. 
Aber ich jchrede vor der Arbeitslajt einigermaßen zuriüd: denn 
e8 bedingt eine jehr genau durch mich perſönlich auszuübende Sichtung 
und Revifion jeder einzelnen Depeſche, ehe fie veröffentlicht werden kann. 
Der Herr Borredner hat mit Recht bemerkt, daß es in brennenden 
Fragen von höchſtem Werthe ift, fich die Theilnahme der öffentlichen Mei— 
nung jchnell in der Richtung, in der man ihrer bedarf, zu fichern. Num, 
meine Herren, wenn Fragen erft brennend werden, glaube ich, 
gejhieht das auch regelmäßig, ſelbſt wenn das Parlament nicht 
verjammelt ift. Ich erinnere Sie an die Zeit, wo brennendere Fragen 
vorlagen al3 jett, an die Jahre 1864 und 1866, an die Zeit des Franf- 
furter Fürftencongrefjes. Da murden die Depejhen Schlag auf Schlag 
täglih in den amtlichen Blättern veröffentlicht. Solhe Momente werden 
jedesmal wieder eintreten, wenn brennende Fragen vorliegen, da nach der 
heutigen Situation Europa, nad) dem heutigen Stande der Eivpilijation 
ed unmöglich ift, aus heimlichen Kabinetsgründen große politifhe und 
vielleicht jogar kriegerifche Actionen vorzunehmen. Man fann nurnod 
aus nationalen Gründen — aus Gründen, welde indem Maaße 
national find, daß ihre zwingende Natur von der großen 
Mehrheit der Bevölkerung anerfannt wird, Krieg führen. 
Sie fünnen daher, wenn wir anfangen Depejchen amtlid zu 
veröffentlihen, e3 faft immer ald ein Symptom einer ziemlich 
erniten Situation anjehen, welde anfängt zwijhen uns und 
den Regierungen, an welche die Depeſche gerichtet ift, ſich zu 
entwideln. Es ift der Ausdrud des Wunſches, daß das Pu— 
bliftum Kenntniß davon nehme wie die Sadhen liegen, meil 
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wir entjchloffen find, diefelben weiter zu verfolgen auf die 
Gefahr Hin, daß wir der Betheiligung der öffentlihen Mei- 
nung in ihrer vollen Kraft bedürfen werden. Dieje Regel ift 
natürlich feine allgemeine. Es giebt Depeichen, melde überhaupt feine 
Bedeutung haben. Aber wenn etwa empfindliche Depefchen anfangen in 
die Deffentlichfeit zu fommen, jo ift das ein Symptom fehr ernfter Art, 
wenn e3 zwijchen ernften Regierungen vorfommt. 
in, wie Sie aus dem Geſagten erjehen werden, kein Anhänger 

der Blaubücer, obmohl fie bei anderen größeren Staaten angenommen 
find. Ich mwiederhole meine Ueberzeugung, daß, wo fie angenommen ift, 
es hauptſächlich aus Bedürfniffen der inneren Politit und der Publiciſtik 
geſchehen. Aus legteren zu felgen, lehne ich ab; ich halte das nicht für 
politiſch zwedmäßig. Es nut die Stellung und die Kraft der Ueberzeu- 
gung einer a ig > ab. Ob e8 dagegen nöthig ift, uns diefes additio- 
nelle Geſchäft, diefe Schwierigkeit aufzulegen aus Gründen unjerer inneren 
Politik, aus parlamentariihen, — ja, meine Herren, das hängt davon 
ab, ob die Discretion, welche der Herr Borredner mit Recht an unferen 
Deutſchen PBarlamenten rühmt, noch weiter geübt wird in Bezug auf zu 
fhonende Fragen, oder ob Sie auf Veröffentlihungen beftehen. Gs wäre 
mir lieber, Sie beftänden nicht darauf; it aber der Wunſch ein allge- 
meiner, fo werden wir geben, was wir geben können, theils eine etwas 
frühere Publication einer Zeitgeichichte von Daten, welche auf die augen- 
blidlihe Situation feinen verwirrenden Einfluß mehr üben können, theils 
folhe Depejchen, welche gejchrieben zu haben wir für die Männer ange 
ſehen zu werden wünſchen. Wenn Sie glauben in den fremden vorhan- 
denen Fublicationen mejentlich Anderes zu bekommen, wenn Sie glauben, 
daß da das ganze Portefeuille des auswärtigen Minifteriums auf den 
Tiſch gelegt und veröffentlicht wird — ja, meine Herren, da huldigen 
Sie einer Anfiht, die ih nach meinen actenmäßigen Erfahrungen nicht 
theilen fann, und Sie werden mir zugeben, daß ich mitunter im Stande 
fein muß, mir ein Urtheil darüber zu bilden, ob in den fremden 
Publicationen Alles fteht, was man über den Gegenftand jagen könnte, 
und ob der Eindrud, den fie machen, gerade derielbe ift, den ich und 
andere amtliche Stellen von den Thatjachen, al3 fie vorgingen, gehabt haben. 

Ein bejonderer Antrag ift hier nicht geftellt. Ich wünjche nur zu 
conftatiren, daß, fobald die Befriedigung des ausgejprochenen Bedürfnifjes 
ein wejentliches Element bilden jollte, um uns gegenfeitig in einer fried» 
lichen und zufriedenen Stimmung zu erhalten, id) verjuchen will ihm Rech⸗ 
nung zu tragen. 


Medlenburg und der Bund, 


22. April. Yeußerung ded Grafen v. Bismard (auf Anlaf einer 
Petition Mecklenburgiſcher Staatdangehöriger). 

(Die Medlenburgijhe Berfaffung; — die Stellung des 

Großherzogs zu Preußen und zum Bunde.) 


Ih halte mich nicht für berechtigt, den Erörterungen, welche dem 
Bundesrathe vorausfichtlih bevorftehen, dadurch vorzugreifen, daß ic 
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meine eigne Anficht bier öffentlich feftlege. Ich würde glauben, e8 an der 
Achtung gegen die anderen Regierungen und gegen die Kollegen im Bun- 
desrathe — Ei laffen, wenn ich nicht ihre Anfichten, die J— Sache 
haben, in einer Diskuffion im Schooße des Bundesrathes auf mich wirken 
liege. Wenn ich dennod das Wort ergreife, jo gejchieht e8 weder, um 
mich über die Kompetenzfrage, noch um mich fachlich über die Rechtsfrage 
außzufprechen, höchſtens um mich dagegen zu verwahren, daß aus dem 
Stilfhmweigen der Regierungen und des Bundesrathes ſchon eine Ent- 
ſcheidung über die Kompetenzfrage gefolgert werden fünnte, indem ja der 
Beſchluß, wie er muthmaßlich gefaßt wird, mie ihn der Ausſchuß bean- 
tragt, in fi ſchon eine Anerkennung der Anwendbarkeit des Art. 76 im: 
plizirt. Hauptjächlic habe ich aber nur das Bedürfniß gehabt, und mein 
Antereffe für unſere fonftitutionelle Entwidelung im Bunde, mie in den 
einzelnen Staaten, nöthigt mic dazu, Zeugniß abzulegen von einigen mehr 
perjönlihen Eindrüden, die fi) mir aufdrängen, wenn ich die Gründe in 
Erwägung ziehe, mit denen heute die Petition unterftügt worden ift. Ein- 
mal erfüllt e8 mich, meil ich aufrichtig an der fonftitutionellen Entwide- 
lung und an ihrer Stetigkeit im gefammten Vaterland hänge, ſtets mit 
einem gemiffen Unbehagen, wenn über eine faktiſch beftehende Ber- 
faffung eine Unterfuhung in Betreff der Legitimität ihrer Ge— 
burt angejftellt wird. 

Wie viele Verfaſſungen giebt e8 denn in unferem Vaterlande, welche 
in diefer Beziehung, gi will nicht jagen, ganz vorwurfsfrei daftehen, aber 
gegen deren rechtliche Entftehung feine Anfechtung von irgend einer Seite 
gemacht, und gegen welche nicht proteftirt worden wäre, entweder ausdrüd- 
lich oder doch durch dauernde Wahlenthaltung oder auf anderem Wege? 
MWenn wir — wollen, jo erfhüttern wir die Fundamente 
unferer Rechtszuſtände in einer Weife, welche unferer Entwidelung 
nicht förderlich ift, und ich glaube nicht, daß es den praftiichen Englän- 
dern jemals einfallen würde, zurüdzugehen auf eine Unterfuchung der Pa— 
ternität und Legitimität der Geburt ihrer Verfaſſung. Sie begnügen ſich 
damit, daß fie in Wirkſamkeit fteht. 

Zweitens find es diejenigen Argumente, welche die Petition befür- 
mworten, weil die gegenwärtigen Zuftände in Medlenburg * nicht voll⸗ 
ſtändig homogen mit denen des Geſammtbundes in ihrer Entwickelung 
ſind. Ja, meine Herren, ich glaube, die Mecklenburger von allen Seiten 
werden es nicht beſtreiten, und auch die mecklenburgiſche Regierung nicht, 
daß die wünſchenswerthe Homogenität noch nicht durchgängig dargeſtellt 
iſt. In dieſer Beziehung möchte ich Sie aber bitten, laſſen She doch dem 
beilenden Einfluß einigen Spielraum, befonder8 wenn Sie jehen, daß der 

ute Wille da ift und daß die Schwierigkeiten ganz bejonder8 große find. 
Eine jeit einem Jahrhundert und länger in die Zuftände des Yandes 
eingewachiene Berfaffung ftreift man nicht ab wie ein abgelegtes Klei— 
dungsftüd; fie ift jo zu jagen eine a. geworden, welche mit ärztlicher 
Borficht gelöft werden muß, mwenn Krankheiten verhindert werden jollen. 

Und damit fomme ich zu dem zweiten Punkte, für den es meine 
Abfiht war, hier Zeugniß abzulegen, das ijt zu dem dankbaren Ber- 
trauen, mit welchem ih auf die Stellung Sr. Königlihen Ho- 
heit des Großherzogs von Medlenburg: Schwerin zu den Bun: 
desverhältniffen blide, jowohl in Betreff auf die Entftehung 
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der Berfaffung als aud in Bezug auf ihre Fortbildung. Diefes 
Bertrauen berechtigt mich zu der Hoffnung, daß der heilende Einfluß der 
Zeit ein nicht ganz langfamer fein wird und daß wir nichts verlieren, 
wenn wir ihm einen möglichft freien Spielraum lafjen und wenn wir 
einen jo guten Willen, wie er ung von jener Seite entgegentommt, nicht 
dadurch abjchreden, daß wir auf jede Bereitwilligfeit nur mit einer rafchen 
Mehrforderung antworten. Eines gemwifien Grades von Anertennung be 
darf auch das prinzipiellfte und reinfte Streben, möchte ich jagen, zu 
feiner Aufmunterung. Diefer Dankbarkeit Ausdrud zu geben, fühle ic 
mich um jo mehr berufen, als ich vermöge meiner Stellung von Anfang 
an in der Tage gemweien bin, die patriotijche Bereitwilligkeit, mit welcher 
Se. Königliche Hoheit der Großherzog von Medlenburg- Schwerin die 
nationale Entwidelung aufgenommen hat, zu beobachten und zu befunden. 
Der Herr Borredner (Abo. Bindihork« Meppen) hat gejagt, daß 
Medlenburg ganz bejonders in der Yage gemejen wäre, der Herjtellung 
der Manbessc te hune Schmierigfeiten zu bereiten. Er hat dies mit einer 
Andeutung unterftügt, welche ich mir nicht aneignen möchte, mit der Be- 
zugnahme auf die geographiiche Yage Medlenburgse. Ich kann mir nicht 
denfen, daß irgend ein noch jo fonfervativer Medlenburger ſich mit dem 
Gedanken vertraut gemacht haben follte, jein Geſchick von dem des deut- 
ihen Baterlandes, geftügt auf die Dftfee, trennen zu wollen. 

Die Stärfe Medlenburgs lag in einem anderen Motiv. 
Sie lag in der rüdhaltlojen Bereitwilligfeit, mit welcher Se. 
Königlihe Hoheit der Großherzog von Hauje aus die Sade 
Beckens und Deutſchlands unterftügt hatte. 

Wir waren mit einigen unſerer Norddeutichen Bundesgenofjen im 
Kriege, und die Entwidelung der. Bundesverfafjung ergab ſich ganz na- 
türlih als Gegenitand der Friedensverhandlungen. Bon anderen waren 
wir nicht mit der DBereitwilligfeit unterftügt worden, daß eine bejondere 
moraliſche Pflicht, ein bejonderes lebhaftes Gefühl der Dankbarkeit das 
Nefultat der zum Theil ziemlich lauen Zurüdhaltung gemwejen wäre, mit 
welcher unjere Bundesgenojjen die Entwidelung begleiteten. Ganz anders 
aber lag die Sache mit Medlenburg. Unter denjenigen Bundesge- 
noſſen, welche fih von Hauje aus rückhaltslos der neuen Ent- 
widelung hingaben, welde mit eigener Gefahr die Möglichkeit 
dazu erftritten haben, ſteht Medlenburg- Schwerin in jeiner 
Bedeutung und in der Aktivität, mit der es zu Werke ging, 
obenan. Der Großherzog hat nicht gewartet, bis die Würfel 
jih zu Gunften Preußens entjhieden; er ift von Hauje aus 
mit jeiner ganzen Macht — und das Beijpiel feines Bor: 
fahren zu den Zeiten des Herzogs von Friedland hat ihn 
dabei niht gejhredt — mit jeiner ganzen Macht für ung ein- 

etreten, und hat ſich thatjählih am Kampfe betheiligt. We 
Rand es nun, wenn ein jolcher treuer, mit uns zugleich fiegreicher Bundes» 
genofje gejagt hätte: „Nein, ich will nicht; thut was ihr wollt, aber das 
kann ich nicht! ? Konnten wir gegen das treu verbündete Medlenburg 
Gemalt brauhen? War die Berfuhung, waren die Gründe, die der Groß— 
heraog anführen und ableiten konnte aus dem inneren Zuftande jeines 
'andes, aus dem möglichen Widerftreben der verfafjungsmäßigen Organe, 
aus den Rechten der Stände dort, aus dem Beitande der Verjafjung, die 
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jedenfall3 mit feiner Unterfchrift, mit feiner perfönlihen Berpflichtung 
wieder eingeführt worden war, wären ſolche Gründe nicht faft unanfechtbar 
gewejen, jobald der Großherzog fie ald Vorwand benugen wollte? Jeder 

rjuch dazır hat aber dem Herrn fern gelegen; mit einer dankenswerthen 
Bereitwilligfeit ift er damals auf die Jntentionen des Bundes eingegangen. 
Barum follte er e3 ferner nicht im einer Zeit, wo feine Aufgabe viel 
weniger gefahrvoll und viel leichter ift, wo viele Hindernifje überwunden 
find, wo die Barrifaden, die eine alterthümlihe Berfaffung und langjäh: 
rige Anfammlung des Schutte8 der Aufräumung und dem Durchbruche 
neuer Straßen entgegenfeßte, befeitigt find! Warum jollte unjer Ber- 
trauen jest ein minderes fein? Und wenn ich von diefem Vertrauen aus- 
drüdlich Zeugniß ablege, fo gefchieht es, damit nicht etwa durch Ihren 
Beihluß ein der nationalen Sache von Herzen ergebener Fürft in feinem 
Streben entmuthigt wird. 


Die Steuerfragen. 
I. 
Die Staatöbedürfnijje und die Steuervorlagen. 
26. April. Vorläufige Aeußerung ded Grafen v. Bis— 
mard bei der Berathung des Gejegentwurfd die Brannt- 
weinſteuer betreffend. 


Es ift immer für eine Regierung unangenehm, Geld zu braucden; 
denn diejenigen, von denen fie es fordert, geben es natürlich lieber nicht, 
und haben, wenn e3 jein fann, Berwendungen, die, wenn nicht beſſer, jo 
doh ihnen angenehmer find, ald die des Steuerzahlens, für ihr Geld. 
Eine Regierung ift aber in der Page mit Schiller zu jagen: „Wächſt 
mir ein Kornfeld auf der flahen Hand?“ 

Wir müſſen an die Thüren klopfen, von denen wir möglicher Weije 
hoffen dürfen, daß fie der Reichstag uns öffnen werde. Wir haben im 
vorigen Fahre damit unglüdlihe Geſchäfte gemacht, indem uns im Zoll- 
parlament die Vorlagen, von denen wir Geld hofften, zum Theil durd) 
die Vota derer, auf deren Beiftand wir rechneten — abgelehnt worden find. 

Die Folge davon ift, daß in der gejammten ftaatlihen Finanzge— 
bahrung des Norddeutichen Bundes, jomohl in Betreff der Reichsfinanzen, 
als in der der einzelnen Länder, Stodungen und Uebelftände eingetreten 
find, die auf irgend eine Weije bejeitigt werden müjlen. “Denn wenn jie 
nicht befeitigt werden, jo führen fie nothmwendigermeije zu Nedultionen 
der Ausgaben, und in erjter Linie der nüglichen Ausgaben, in zweiter 
Linie der nothbwendigen Ausgaben. Denn mehr Geld, als uns die Herren 
bewilligen, tönnen und wollen wir nicht ausgeben; wenn wir es wollten, 
fönnten wir es doch nicht. Ein Syſtem, welches fortwährend aus dem 
Kapital wirthichaitet, daS gerade würde ich ein ſolches nennen, welches 
die Henne tödtet, die goldene Eier legt, und dem kann ich meinen Namen 
auf fernere Dauer unter feinen Umftänden leihen. 

Es ift nicht das Bedürfniß, Geld aufzuhäufen in den Staatskaſſen, 
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wie es etwa die Finanzverwaltung früherer Jahrhunderte an fi) gehabt 
bat, fondern e8 ift das Bedürfniß, müglihe und nothwendige 
Ausgaben noch ferner leiften zu können, welches unſere Forde— 
rungen veranlaßt. Darüber, ob die bisherigen Ausgaben noch ferner 
als nützlich gelten ſollen, werden Sie Ihr ———— Urtheil durch 
Ihre Bewilligungen ausſprechen; aber das werden Sie nicht von uns 
verlangen, daß wir dieſe Ausgaben leiſten, wenn Sie uns durch Vorent⸗ 
haltung der Mittel in die Unmöglichkeit ſetzen. 
Ob nun gerade die Erhöhung der Branntweinſteuer die Mittel in dem 
Maße gewährt, wie wir ſie davon erwarten zu können glauben, — ob 
Sie uns überhaupt bewilligen werden, das weiß ich nicht; für uns aber 
iſt es eine Gewiſſensſache, uns, wenn wir vor dem nächſten Budget mit 
einem Defizit ſtehen, ſagen zu können: wir haben an jede Thür ge— 
Hopft, wo wir Abhülfe hoffen konnten, und fie find uns nicht 
eöffnet worden; man fol und nicht vorhalten können: hier oder dort 
Dättet ihr gewiß Geld befommen können, wenn ihr die Forderung dahin 
gerichtet hättet; aber ein Anderes ift Tabak, ift Petroleum, da konnten 
wir nidt, da war es und unmöglid. Dadurch erflärt ſich die 
Mannigfaltigkeit der Steuervorlagen, die wir Ihnenbringen, 
— aus der Abneigung, irgend eine Klaſſe, irgend einen 
rwerbszweig zu beeinträchtigen. Wenn uns alle die Steuer- 
vorlagen, die wir bringen werden, in dem Umfange bewilligt würden, wie 
wir fie fordern, jo würden wir vielleicht mehr Geld haben, als wir für 
den Augenblik brauchen — nicht mehr, als wir nüglicy immer noch im 
Intereſſe des Ganzen verwenden könnten. Aber ich bin nicht der Mei- 
nung, daß man dieje zulegt angedeutete Richtung übertreiben jol, jondern 
ih bin im Großen und Ganzen der Meinung, daß für alle Berhältniffe, 
die nicht der ftaatlihen Gejammtlräfte zu ihrer Pflege nothwendig ber 
dürfen, das Geld immer befjer in der Tajche des era 3 bleibt; 
wenn die Regierung irgend in der Sage ift, e3 da lafjen zu können, jo 
findet e8 dort die fruchtbarfte Verwendung. Es giebt aber eine große 
Anzahl von Zweigen der öffentlichen Wohlfahrt, die fich der Pflege durd 
den Einzelnen entziehen, wenigftens in gewiſſem Maße und die nur viri- 
bus unitis gepflegt werden fünnen. Dazu find die Steuerbeträge noth- 
wendig, und gewiß beflagt Niemand a ald ich, daß wir durch die 
Ausfälle an den Revenuen, durch die Steigerung der ftaatlihen Bedürf- 
nifje, vermöge der gejanımten europäiſchen Situation, gezwungen find, an 
den Sädel des Kontribuablen zu appelliren. Um Geld zu bitten hat für 
die meiften Leute etwas Unangenehmes, für mich in feiner Weile, wenn 
ih zum Wohle des Landes darum bitte. Ihnen vorzufchreiben, im 
welcher Weije, durch welche Mittel es bejchafft werden fol, welche Duellen 
Sie und gerade eröffnen wollen — darüber maße ich mir ja fein ent- 
fcheidendes Urtheil an. Kennen Sie Quellen, die weniger drüdend 
für die Wohlfahrt des Landes, weniger belaftend für einzelne 
Klafjen, weniger ungeredht in ihrer Bertheilung wirken, jo 
werden Gie uns im allergrößten Maße bereitwillig finden, 
auf jeden Rath zu hören, der uns mit einiger Ausfiht auf 
Annahme von der Majorität unter Ihnen herbeigebradt 
wird. 
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I: 
Der Bund und die Steuerfragen. 


21. Mai. Bei der Berathung der Bier- und der Börſenſteuer. 


(Die Finanz» Controlle und die parlamentarische Macht; 
die Macht der Beredtjamleit; Steuerfyfteme; Steuern auf 
die mafjenhaften VBerbrauchsgegenftände; —) 


— — Meine Herren, wir verlangen von Ihnen Brot, und 
Sie geben uns Gteine; Sie thun, ald ob Sie die Sache meniger 
anginge als die Regierung, als ob e8 ein Fand der Abgeordneten gäbe 
und ein Land der Wegierung, als ob dieje beiden nicht identifch wären 
und diejelben Bedürfnijfe hätten. Wir fordern nicht für und, wir fordern 
für das Volt, welches Sie vertreten: glauben Sie, daß das Volt, welches 
Sie vertreten, und welches Sie zur Wahrnehmung feiner Gejchäfte hier- 
ber gejandt hat, diefer Gelder nicht bedarf, dann, meine Herren, lehnen 
Sie ab, dann find Sie in ihrem Recht, dann ift es Ihre Pflicht fie abzu- 
lehnen; glauben Sie, der Haushalt des Volkes bedarf diefer Gelder, dann 
ift es Ihre Pflicht, fie zu bemilligen, Sie ſchädigen nicht uns, die Regie- 
rungen, wenn Sie fie verweigern, Sie jhädigen Ihre Committenten, deren 
zen nicht bejorgt werden fann, wenn Sie dad Geld nicht bewilligen. 

m allerwenigften habe ich als Bundeskanzler ein lebhaftes amtliches 
Intereffe daran, daß diefe Gelder bemilligt werden; ich bin in meiner 
amtlihen Stellung dur die Berfagung der Mittel nicht compromittirt. 
Der Bund hat jeine Matricularumlagen, und ich fönnte „fühl bis ans 
Herz hinan“ die Preußiiche Finanzentwidlung von hier aus mit Ruhe 
anfehen. Nur wünjchte ich, daß, wenn eine Berwidelung eintritt, ich mir 
dann jagen fann: es ift nichts vernachläjfigt worden, um ihr vorzubeugen, 
es iſt rechtzeitig hier die Möglichkeit Dergeftellt worden, denjenigen Cala— 
mitäten vorzubeugen, denen gegenüber meiner Ueberzeugung nad) fich 
im nädjten Serbfi der Preußiſche Landtag und das Preußiſche Miniftertum 
befinden werden. 

Man könnte — und zwei der Herren VBorredner haben den Einwand 
berührt, ohne ihn au dem ihrigen zu machen — gemifjermaßen den Com- 
petenzeinwand erheben, daß den Bund die Preußiſchen Finanzen jo jehr 
viel nicht angingen. Die Herren Redner haben jelbft diefen Einwand nicht 
verfolgt, indem fie eingejehen haben, daß das Leiden und Wohlbefinden 
eines jo bedeutenden Gliedes wie Preußen, auch das Leiden und Wohlbe- 
finden des Bundes jelbft bedingt, und daß der Bund nicht einmal das 
Recht hat, die Leiftungsfähigkeit feiner contribuablen Einzelftaaten zu igno— 
riren; er hat den Beruf, ihre finanzielle Tage zu fennen. | 

Die Steine, meine Herren, die Sie uns ftatt Brot geben, beftehen 
zum Theil in Kritifen der Bundesverfaffung, in Aeußerungen, die 
meines Erachtens hier nicht hergehörten, fondern in die conftituirende Ber- 
fammlung. Sie Hagen die Mängel der Bundesverfaſſung an; wenn die 
Bundesverfafjung eine andere wäre, dann würden Sie, ich weiß nicht, 
was bemilligen; daraus kann ich fein Geld zur Befriedigung des Bedarfs 
entnehmen. Es ift ein Feld, aus dem felbft Moſes mit feinem Stabe 
fein Waſſer jchlagen würde. 
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Sie verweijen und ferner — und auch das rechne ıch zu den Steinen . 
— auf Erfparnijfe. Wo und mann jollen wir dieſe Erſparniſſe machen? 
— Der erjte Herr Redner (Abg. v.Benda) hat gefagt: Maaßen würde 
e3 ander gemacht haben, aber wie Maaßen e3 gemacht haben würde, 
bat er und Torgfältig verjchwiegen. 

Er hat dunkel angedeutet, daß Maaßen vielleicht den Militair-Etat 
reducirt haben würde. Dazu find wir augenblidlich geſetzlich gar nicht in 
der Lage. Maaßen hat jeinerjeitS zu einer Zeit, wo Preußen viel ärmer 
war, mo die Steuerlaft viel jchwerer auf dem Volfe lag wie jett, im 
Anfange der Zwanziger Jahre bei einem en ungeordneten Finanz: 
zuftande nicht gewagt, eine Verminderung der ehrhaftigfei des Yandes 
porzufchlagen. Sie aber, meine Herren, wenn Sie der Regierung die 
nöthigen Mittel, die Gejchäfte des Landes weiter zu bejorgen, mit offnen 
Augen entziehen — denn daß die Mittel nicht da find, kann Ihnen nicht 
entgehen — dann übernehmen Sie au die Berpflidhtung an Stelle 
diejer Regierung zu treten? Sind Sie dazu bereit? — Ein Ber: 
fahren der Art, daß der Regierung die Mittel, die Gejchäfte weiter zu 
führen, verfagt werden, hat meiner Anſicht nah nur dann einen conftitu- 
tionellen Sinn, wenn man die beftehende Regierung damit bejeitigen und 
an ihre Stelle treten will. Es it häufig das Mittel gemwefen, dieſes 
herbeizuführen, und wird unter Umftänden ein wirkſames Mittel bleiben 
fünnen. Wollen Sie das? Ich glaube, nein, es ift dies Ihre Abficht 
nicht, jondern Sie verlangen, wir jollen Ihnen ferner in diefer Stellung 
Dienfte leiften, ohne daß Sie und die Mittel, unfere Stellung mit Erfolg 
fortzuführen, bemilligen wollen. Sch vermute, Sie werden verlangen, 
wir jollen uns aus diejer Berlegenheit loskaufen durd Ber- 
faffungsconcejjionen, denn das ijt jchließlich das legte Wort, nennen 
Sie es Mactira e oder Finanz-Controle, es fommt dies auf Eins 
heraus; wer den Ben auf dem Beutel hat, hat die Macht. Darum 
wollen Sie den ——— von bier auf den Dönhofsplatz 
verlegen, bier ift die Münze nicht vorhanden, dort ift fie, id 
fenne auch den Paragraphen, in welchem daß beſchloſſen ill. 
Nennen wir die Dinge bei ihrem rechten Namen, feien wir offen gegen 
einander, dad Blindefuh-Spielen führt uns nicht weiter; wir haben die- 
jelben gemeinjamen Zmwede mit gleich jchwerer Verantwortlichkeit dem 
Bolfe gegenüber zu erftreben und deshalb vor allen Dingen Dffenbeit 
zwilchen uns! Am Dönhofsplage haben Sie die Möglichkeit, einen Preis 
u bezeichnen. Hier vermijjen Sie für jegt nichts. Es jcheint, daß die 
8 uftände der Bundesverfafjung, trogt Allem, was man daran tabdelt, 
doc jo zufriedenftellend find, daß feiner ihrer Artikel zum Opfer der 
Steuerbemilligung auserjehen wird; ander8 mag es mit den Preußi- 
ihen Berhältnijjen ſtehen. 

Nun, meine Herren, haben Sie fi die Frage jchon vorgelegt: iſt 
es wirklich nöthig, tft es nüglidh, dag Sie mehr Madt haben, 
als Sie jegt bejigen, ijt es dem Volke und dem Lande nüglid? 
Es ift das eine Frage, über die man reden kann. Liegt der Schwerpuntt 
unjerer Berfafjung, legt der ftaatsrechtlihe Schwerpunkt bei uns nicht an 
der richtigen Stelle, jo wollen wir ehrli und mit derielben Dffenheit 
an da3 Werk herantreten und wollen ihn deplaciren und an die richtige 
Stelle jegen; denn wir Alle, Sie wie ich, haben das Recht, daf in diejem 


849 
1869. 


Lande gut, rigeriäg Baar conftitutionell, regiert wird, fo wie es auf die 
Dauer mögli if. Die Masken, die wir augenblidlich tragen, find vor- 
übergehende; ich bin heut Minifter, Sie find heute Abgeordnete, das kann 
morgen umgefehrt jein; wir find Alle gleich contribuabel, wir zahlen eben 
jo gut Steuern wie Sie, aber wir haben für jegt im höheren Grade 
das Gefühl der Berantwortlichkeit für die Fortführung der Gefchäfte. Diefes 
Gefühl kann ſich nicht vollftändig entwideln, wenn e8, wie e8 bei perio- 
diihen Berjammlungen natürlich ift, in Geftalt eines gewiſſen Dilettan- 
ttömus zum Ausdrnd gelangt, wenn man vier Monate ım Fahre ſich mit 
der Politif des Landes befchäftigt und den Staat ordentlich beim Kragen 
padt und ihn fchüttelt und ihn jo hinftellt, wie man meint, daß er weiter 
gehen fol, die übrigen acht Donate aber geht man nah Haufe, und über- 
läßt e8 der Regierung, die bei dem Gefchäfte bleibt, die etwa zerrifjenen 
Kleidungsftüde zurecht zu fliden, wie fie fann, ohne ihr die Mittel dazu 
zu bemilligen. Diejes Argument, daß einer parlamentarijchen Berfamm- 
lung die Continuität nicht beiwohnt, iſt meines Erachtens allein jchon 
ausreichend, um vorfichtig zu fein bei Bemeffung des Machtmaaßes, 
dad man in foldhe — legt. Wenn Sie permanent ſäßen, warum 
ſollte nicht die Geſammtheit der 500 oder 1000 Wahlcandidaten, aus 
deren Gremium durchſchnittlich unſere parlamentariſchen Körper hergeſtellt 
werden, im Ganzen ebenſogut regieren, wie die durch den jedesmaligen 
Träger der Krone angeſtellte und geſchulte Beamtenſchaft, — das Alles iſt ja 
möglich, und dieſe Möglichkeit muß man ins Auge faſſen, wenn es ſich 
bier um eine Verſchiebung des ſtaatsrechtlichen Schwerpunftes in Macht 
und Einfluß handelt. E3 ift ein anderer Umftand, der e8 meines Er- 
achtens nicht empfiehlt, ein zu großes Schwergewicht in die deliberirenden 
Berfammlungen zu legen. Er liegt in der Macht der Beredtjamtleit. 

Sie beichlichen bier unter dem Einfluffe einer jo ausgezeichneten 
Rede, mie wir fie eben gehört haben, vielleicht in der Bewegung des 
Augenblides, während, wenn Gie diejelbe Rede langjam zu Haufe nad)- 
lefen, oder wenn Sie auch Gegner derjelben mit derjelben Gejchidlichkeit 
iprechen hören würden, mie fie der Herr DVorredner entwidelt hat, Sie 
doch vielleicht ftugig würden und jagen würden, für das Andere läßt fich 
doch auch Vieles jagen. Sie bejchliegen in der Fraction im Voraus Das- 
jenige, über was Sie abftimmen wollen, unter dem Einfluffe der bedeu— 
tendften Redner unter Ihnen; es ift die Rednergabe etwas fehr Gefähr- 
liches, das Talent hat jeine hinreißende Macht, ähnlich wie bei der Mufit 
und der Ymprovijation. Es muß in jedem Redner, der auf Zuhörer 
wirken joll, ein Stüd von einem Dichter fteden, und jomweit das der Fall 
it, jomweit er als Improviſator Sprache und Gedanken beherrjcht, ſoweit 
bat er die Gabe auf jeine Zuhörer zu wirken. it aber der Dichter oder 
Ymprovifator gerade derjenige, dem das Steuerruder des Staates, welches 
volle fühle Ueberlegung fordert, anzuvertrauen wäre? und doch iſt er 
derjenige, von defjen Beredtfamfeit augenblidliche Entjchliegungen der Bar: 
lamente abhängig werden; es fommt das bei einer irgend empfänglichen 
Berfammlung und bei begabten Rednern in allen parlamentarifchen Ber- 
hältniffen vor. ch — an ein Beiſpiel erinnern von einem bekannten, 
jetzt verſtorbenen Staatsmann, * von Radowitz war es, — ich habe 
ſelten einen fo überwältigenden Eindruck eines Redners auf eine Verſamm— 
lung geſehen, und die Zeugen davon geweſen ſind, werden es mir beſtä— 
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tigen, wie von einzelnen Reden des Herrn von Radomig die Zuhörer 
aufs Mächtigfte ergriffen wurden, und unverzüglich demgemäß beichlofien. 
Ich habe e3 erlebt, daß ein neben mir figender College die Ergriffenheit 
der gejammten VBerjammlung in dem Maße theilte, daß er Thränen dar- 
über vergoß und daß er meine etwas fühle Frage: worüber weinen Sie 
denn? mit Entrüftung damit beantwortete, daß er mid) der Herzlofigkeit 
befchuldigte. Ich habe denjelben Herrn am andern Tage, mo dıe Rede, 
die in 30,000 Exemplaren fofort gedrudt war, vorlag, nachdem fie jede 
Diskuffion todt gemacht hatte, denn es war von weiter nichts die Rede, 
als von dem gewaltigen Eindrud jener Rede, — ich habe denjelben Herm 
am andern Tage gefragt, was e3 denn gemejen fei, worüber ich hätte 
weinen müſſen, wenn ich ein Herz beſäße? — und darauf antwortete er 
mir: wenn ic) die Rede gedrudt leje, ich weiß nicht, jo macht jie nicht 
den Eindrud; er konnte nicht einmal wiedergeben, was ungefähr darin 
ftand, aber der Ausdrud des Geſichts, die Stimme, die übermältigende 
Perjönlichkeit, die vor ihm geftanden, hatten ihn hingeriffen. ch bitte 
um Entihuldigung wegen dieſes Ercurfes, aber er gehörte zur Sache, je: 
bald wir die legten Confequenzen unferer heutigen Beichlußfaffung zieben, 
Confequenzen, auf die der Herr Vorredner angefpielt hat, auf die jich jein 
Antrag vom vorigen Jahr in Bezug auf die Contingentirung der direkten 
Steuern in legter Inſtanz bezieht. Es würde damıt ftaat3rechtlich mehr 
Schwerkraft als bisher in die parlamentarifchen Körper gelegt, ein Ge 
danfe, den zu erörtern ich abfolut gar nicht abgeneigt fein würde; mur 
fann ich mich nicht dazu entjchließen ihn bei Gelegenheit einer Steuerbe 
willigung auch nur zu discutiren; einen Handel darüber zu jchließen, daß 
die Regierung das Recht, die Intereſſen des Yandes, die ihr anvertraut 
find, zu verwalten, die Gelder, die fie dazu bedarf, zu erheben, durch Ber: 
fafjungs» Paragraphen erfaufen joll — das ift ein Weg, auf den wollen 
wir und nicht begeben, er ift abjchüjjig, da wird die concejfionsbereiteite 
Regierung in anderthalb Jahren bankerott. Sie werden mich bei anderen 
Gelegenpeiten in diefer Beziehung nicht jo widerftrebend finden, wie Sie 
vielleicht glauben, aber einen Handel mit do ut des fünnen wir bei Ge— 
legenheit von Finanzfragen darüber nicht machen, und die Ausficht darauf 
halte ich unter den jegigen Umftänden für eine ganz unmögliche, auch 
wenn ich mich heute auf jene Bänke jegen und dafjelbe Ziel verfolgen 
wollte, ich würde es nicht durchjegen. Darauf vertröften wir uns alfe 
nicht, der Fall, daß Sie vielleiht num in einem Jahr wieder in derjelben 
Lage jein würden, unter denjelben Umftänden und ohne inzwijchen ein: 
getretene Schädigung des Yandes diejelben Steuern auch noch zu bemill- 
gen, wird, wie ich fürchte, nicht eintreten. 

Ein anderer Stein, der uns hingehalten worden tft, befteht im dem 
Bormurfe der Syitemlofigfeit. Ih kann den nicht acceptiren. 
fchwebt mwenigjtens das Syſtem, in welches dieje Steuern hineingebören, 
vollfommen Har vor; und wenn fie elaftifch find, wenn diefe Steuern, 
wie der Herr Vorredner fagt, dehnbare Steuercadres find — um je 
befier, um jo mehr werden fie die Miöglichkeit in ſich tragen, dem Ziele 
näher zu fommen, welches mir dabei vorjchwebt. Es ift das natürliche 
Biel, welches ein Jeder al3 das feinige anerkennt, die Steuern jo ein» 
zuridten, daß diejelbe Summe mit dem geringften Drud für 
die Steuerpflidhtigen aufgebradt wird. Es fragt ſich nur: 
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welde Steuern find die3? Es find im ganzen, wenigftens für 
die unvpermögenden Volksklaſſen, nit die directen Steuern. 
An directen Steuern fann Einer, der 100,000 Thaler reines Einfommen 
hat, allerdings unter Umftänden 80 Procent Einfommenjteuer bezahlen, 
aber ein Mann vermag nit immer jein fogenanntes Kopfgeld — die 
niedrigfte Stufe der Klaſſenſteuer — zufammen zu bringen. Die directen 
Steuern aljo, die mit einer gewillen edigen Brutalität auf dem Pflichtigen 
laften, mag er Bermögen haben oder nicht, rechne ich nicht zu den leichten. 
Ich kann aud nicht dazu rechnen die auf den erjten Lebensbe— 
dürfnifjen ruhenden, auf Brot und Salz; und wenn ih mid 
darauf einlaijen wollte, davon zureden, wie graufam es wäre, 
dem armen Mann fein Pfeifhen Tabak oder den ftärfenden 
Tranf zu verfümmern, und ih wäre mir dabei bewußt, daß 
ih immer nod das Kopfgeld und die Brotfteuer von ihm for— 
dere, jo würde ih meinem innern Menſchen gegenüber ehrlid 
genug fein, ihn zu fragen: was bezwedft Du eigentlih mit 
diefer Heudelei? So lange wir nod das Brot befteuern, jo 
lange wir noch den Kopfgroſchen von dem einzelnen Mitglied 
2 elöhnerfamilie fordern, und dabei diejenigen Genüjfe, 
die ih Jedermann gönne, auch demärmften, denen er jich aber, 
wenn er nicht das Geld dazu hat, eine Zeit lang wenigftens 
zu entziehen vermag — gering oder gar nicht befteuern, jo 
lange ift die Klage über die Mahl. und Schladtfteuer und 
über die Kopffteuer abſolut beredtigt. 

Die gegebenen Grundlagen einer Steuer in dem heutigen civi- 
lifirten Stante find meines Eradjtens diejenigen Genüfje, die Pen. 
haft genug verbraudt werden, um einen finanziellen Ertrag zu geben, 
der ſich über den Ertrag der jogenannten reinen Purusfteuern erhebt, 
die jo wenige Steuerobjecte haben, daß fie faum die Auffichtsfoften lohnen, 
fondern e3 find die maſſenhaft verbrauchten — Yurusgegenftände mag ich 
es nicht nennen, aber doch Genußmittel, al3 da ift: Bier, von dem ich 
vielleicht nachher oder morgen Gelegenheit haben werde, darüber meine 
Meinung zu jagen — Branntwein, Wein, Tabak, Thee, Kaffee; 
es mag mir der eine oder der andere Gegenftand augenblidlic noch ent- 
fallen "ein, aber das Alles jind Gegenftände, die ſich Einer augenblidlich 
einmal verjagen kann, wenn ihm jeine Kafjenfonds diefelben nicht zugäng- 
lich machen. E3 ift nicht wünjchenswerth, aber e3 bleibt möglich, fie ſich 
zu verfagen. Biel ſchlimmer ift der daran, der feinen Grojchen Kopfgeld 
nicht bezahlt, und er wird ihm abgepfändet, der die Miethöfteuer nicht 
bezahlt, und er wird darum ausgepfändet, dem die Mahliteuer das Brot 
vertheuert, nicht jo fehr durch die Höhe der Steuer, als dur den Miß— 
brauch in der Steigerung der Preije, für melde die Mahl- und Schladt- 
fteuer unter Umftänden den Vorwand bietet. Der Mann kann fich nicht 
helfen, denn Brot muß er haben; Bier ift wünjchenswerth, daß er es hat, 
aber wenn er es nicht hat, bleibt er wenigjtens eriftenzfähig, wenn er es 
fih) unter Umftänden einmal verjagt. Außerdem find ja die Auflagen auf 
diefe Gegenftände jo geringfügig, daß fie fich im einzelnen Berbraud in 
Pfennigbruchtheile verlieren, die ganz unberechenbar find, die vielleicht einen 
Vorwand zur Preisfteigerung einzelner Bedürfniffe liefern, aber feinen 
nothwendigen Zwang in diefer Richtung. Und in dieſes Syftem, wie es 
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mir vorſchwebt, paſſen nun alle dieje ſyſtemloſen Steuern vollftänd 

hinein, au die Stempel» und Quittungdfteuern, die vers; 
berechnet jind, das Eapital da, wo es zu einer papiernen Er- 
fheinung fommt, wo ed an die Dberfläde tritt, zu befteuern 
in einer wirffameren und zugleich in einer erträglicheren Weife, ala es 
durh eine Einfommenfteuer von der Höhe geichehen fünnte, mie fie 
manchem MWeltverbefjerer vielleicht vorſchwebt, der fich nicht Har macht, 
wie wenig reiche Leute e3 eigentlich giebt, und daß nur die Menge e8 bringt. 

Diele fritiihen Ausdrüde über die Vergangenheit, über die Ber- 
faffung, über den Syftemmangel, alles dies, was ich Steine nannte, giebt 
uns eben fein Brot, es giebt uns nicht die Geldfummen, die der Pren- 
ßiſche Haushalt im nächſten Jahre braucht, die er nach unjerem Wunfche 
dadurch gewinnen follte, daß feine Matricularbeiträge fich verringern, in- 
dem der Bund einen Theil jeiner von Preußen geforderten Matricular: 
beiträge durch erhöhte eigene Einnahmen erjegt. Wenn wir nun dur 
die vorgefchlagenen Maßregeln den Bedarf nicht deden, dann bleibt doc 
ger nicht3 anders übrig, als daß mir entweder ihn durch Preußifche 

teuern im diejem Herbſte deden, oder daß er ungededt bleibt. Im er- 
fteren Falle bieten fich vielleicht auch indirekte Steuern dar, indeß doch 
immer jolche, die einen Nachtheil für den Preußiſchen Verkehr gegenüber 
dem der anderen Bundesländer jchaffen würden, zum Beiſpiel wenn ge- 
wiſſe Gefchäfte in Preußen ftempelpflichtig find und in anderen Bundes- 
ländern nicht, jo wäre das entjchieden ein Nachtheil, den die Gerechtigkeit 
verbietet über Preußen zu verhängen. 

Es wird ſchwerlich etwas anderes übrig bleiben, als der 
Zuſchlag zu den directen Steuern und unter diefen in eriter Pimie 
zur Klaſſen- und zur Einfommenfteuer und zu dem Surrogate für leßtere 
an gewiſſen Orten, der Mahl- und Schlachtſteuer. Die Grundſteuer mit 
hinein zu ziehen, halte ich nicht für angänglih, indem die Grumditeuer 
mit dem Vermögen, welches der Steuerzahlende an feinem Grund und 
Boden befigt, in gar keinem nothwendigen Berhältniß fteht. Der Zufclag 
würde unter Umftänden na dem Einkommen des Steuerzahlenden einen 
drei», vierhundertfahen Prozentjag repräjentiren, und ich glaube nicht, 
daß die Grumditeuer ihrer Natur nach bei einer gerechten Bertheilung fih 
in Zufchlägen mit heranziehen läßt. Es bleibt alfo auf der Mahl» umd 
Scladtjteuer figen und auf der Einfommen- und Klaffenfteuer. Dort 
ift nad der Anficht des Preußiſchen Finanzminifter ein Zuſchlag von 
ungefähr 50 Prozent erforderlih, um das Deficit u decken; ich zweifle, 
daß das binreicht, denn ich weiß nicht, ob wir zu diefer Steuer die um 
terften Klaſſen mit heranziehen dürfen; das wird ja von der Bewilligung 
des Landtages mit abhängen. Indeſſen glaube ich, daß diejes Defizit, von 
dem gejagt worden ift, es jei ſchwarz gemalt, noch zu niedrig gegriffen fein 
wird — meiner oberflächlichen Anfiht nad; ih muß dem Herrn Finanz— 
minifter glauben, was er mir darüber jagt, natürlich, aber ich finde einige 
Pofitionen hier noch nicht in Anfag. In dem Defizit fteden 5 Millionen 
und etwas, die Niemanden haben überrajchen können, denn fie find bie 
Folge eines Nachlaſſes der verjchiedenen Revenuen, welche fich ungefähr auf 
5 Millionen belaufen, und welche in diefer Denkjchrift zufammengejtellt find. 

IH fage gar nicht, daß ich bei Beantragung dieler Steuern an Ihren 
Patriotismus appellive. Ich haſſe die großen Worte am Meiften in 
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Geldfahen. Ich appellire einfah an hr eigenes Pflichtgefühl. Sie 
find hierher gekommen, um mit ung —— an der Rege— 
lung des Haushaltes des Norddeutſchen Volkes und des be— 
trächtlichen Theiles davon, den das Preußiſche Volk bildet, 
u arbeiten. Ich fordere Sie einfach auf, dieſe Pflicht zu er— 
allen, und wenn Sie verlangen, daß nügliche frudtbringende 
Ausgaben für die Volkswohlfahrt geleiftet werden, und die 
Mittel dazu zu bemilligen. Denn bemilligen Sie fie nidt, 
fo find fie niht da und wir können fie nit ſchaffen und die 
Ausgaben nicht leiften. 


22. Mai. Der Militairetat und die Sicherheit und Ehre 
des Landes. 


Weitere Aeußerung ded Grafen v. Bismarck bei ber 
Berathung der Steuervorlagen. 


Aus feiner der bisherigen Reden habe ich irgend einen pofitiven 
Vorſchlag entnehmen fönnen, wie augenblidlih anders als durch unfere 
Vorlagen Geld zu bejchaffen wäre, nur allgemeine Hinweifungen auf zu 
machende Erfparnifie; wo diefe im Preußiſchen Haushalte oder im Bundes- 
baushalte gemacht werden fünnen, darüber find mir keine Andeutungen 
gegeben worden, mit der alleinigen Ausnahme de8 Militair-Etats, 
* den noch heute zurückgekommen iſt. 

Ich habe ſchon angedeutet, meine Herren, daß ich es wirklich hart 
finde, von Jemandem zu verlangen, er ſolle die Staatsgeſchäfte fortführen 
— und ich glaube, Sie muthen mir das zu — und ihm dabei die Mittel, 
das zu können, zu verweigern. Ich habe — geſtern geſagt, dieſe that— 
ſächliche Kritik, die Sie durch Abſchneiden der unentbehrlichen Regierungs— 
mittel betreiben, ſind Sie nur dann zu üben berechtigt, wenn Sie bereit 
ſind, meine Stelle einzunehmen und mit den Mitteln, welche Sie mir 
gegenüber ausreichend erklären, ſelbſt die Geſchäfte weiter zu führen. Dann, 
meine Herren, wenn Sie hier an dieſer Stelle ſtehen, dann will ich 
den von Ihnen ſehen, der den Muth haben wird, die Ver— 
antwortlichkeit für die Entwaffnung des Landes in dieſem 
Augenblicke zu übernehmen und das Volk der Bürgſchaft des 
Friedens zu berauben, welche in ſeiner eigenen Stärke liegt. 
Es iſt in einem anderen Lande von amtlicher Stelle aus geſagt worden: 
der Frieden Europa's beruhe auf dem Degen Frankreichs. Sc beziehe 
mi ausdrüdlih auf dieſe Aeußerung, um feine eigene auf einem ©ebiete 
zu thun, auf dem ich jehr ungern |preche; aber daß diejelbe Aeußerung 
auf jeden Staat anwendbar ijt, daß jeder Staat, dem feine Ehre 
und Unabhängigkeit lieb ift, fih bewußt fein muß, daß fein 
Friede und feine Sicherheit auf feinem eigenen Degen be» 
ruht, — ich glaube, meine Herren, darüber werden wir Alle 
einig jein. 

Die Frage, wie der Degen beichaffen fein muß und wie viel er 
foften darf, die fann ich doch unmöglich dem ciwviliftifchen Elemente allein 
zur Beantwortung überlafjen; darüber mögen Sie einer jo gewiegten und 
anerkannten Autorität, wie der Preußiſchen Militairverwaltung, einer jo 
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patriotifhen und jparfamen Autorität, doch auc ein gewiſſes Urtheil bei- 
legen. Ich möchte Ste alfo bitten, mir diefe Anmweifung auf eine Erfpa- 
rung im Militatretat doch nicht als eine foldhe anzurechnen, auf die ich 
ernfthafter Weiſe zurüdgreifen fann. 


Der Herr VBorredner Cib8. Löwe) ift auf die Militairfache zurüd- 

efommen und auf Erjparniffe darin und hat mit feinem ceterum censeo 
in diefer Beziehung die Tribüne verlaffen. Ich würde die Bürgfchaft, die 
der Herr Vorredner bei Verminderung unferer Wehrfraft perjönlich für 
die Sicherheit zu übernehmen bereit jchien, meinerjeit3 acceptiren, wenn ich 
laubte, daß eine fiegreiche feindliche Armee an der Grenze durd die Macht 
* Beredtſamkeit aufgehalten werden könnte. 

Ich habe von dergleichen gehört bei einer Bedrohung von Rom der- 
einft, aber e8 waren fehr uncivilifirte Völkerſchaften, die ſich fo mohlfeil 
abführen ließen. 

Ih muß doch wiederholt davor warnen, im Publifum die Meinung 
u verbreiten, daß die Ausgaben für die Armee unproductive Ausgaben 
* und ich bin überzeugt, die Herren würden an dieſem Bau nicht ſo 
oft rütteln, wenn ſie nicht ganz ſicher wären, daß ſie ihn nicht einreißen. 
Unproductiv in demſelben Maaße wie die Armee ſind etwa Dämme, die 
eine Niederung vor Ueberſchwemmung ſchützen. Die Koſten daran zu 
ſparen, kann ſehr theuer werden. Die Koſten, die wir an der Armee 
ſparen, indem wir etwa von einer 2. jährigen Dienſtzeit auf eine zwei— 
jährige zurüdgehen — der Herr Borredner hat jelbft zugegeben, e3 fünnten 
dabei im Anfange Unfälle vorkommen — dieje anfänglichen Unfälle könnten 
allein jhon viel mehr often, als langjährige Erfparnifje einbringen. 
Führten diefe Unfälle aber gar zu der Erhebung von Kriegs» Eontribu- 
tionen, meine Herren, die möchten doch ganz anders ausfallen al3 diefer 
„unerträgliche Steuerdrud“, der jegt auf dem Volke lajtet. Deshalb meine 
ih, daß die Armee als etwas Unproductives hier mit Unrecht betrachtet 
wird. Gerade wie ein Dad vor dem Wetter [hüßt, ein Deid 
por der Ueberſchwemmung, jo ſchützt auch unfere Armee un- 
fere Productivität in ihrem ganzen Umfange. 


(Die Steueworlagen wurden mit großer Mehrheit ab: 
gelehnt). 


3. Juni. Eröffnung des Zollparlamentd durch den Bundes: 
fanzler= Amtö- Präfidenten Delbrüd. 

13.—18. Juni. Reiſe des Grafen von Bismard mit Sr. M. 
dem Könige nad) Hannover, Bremen u. |. w. 


Aeußerung ded Königs in Bremen: 


Sie haben Mir von den Ereigniffen geiprochen, melde eine jo glüd: 
Ihe Wendung der Dinge in Deutjchland herbeigeführt haben, und dabei 
auch meiner bejonders gedacht. In der That ift nicht jeder jo glüdlıd, 
und Ich denke dabei Meines hochjeligen Königlihen Bruders, dem es 
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nicht beſchieden war, diefelben Ideen, deren Träger ja auch Er war, 
durchzuführen. Aber auch Mir würde es nicht möglich gemefen fein, wenn 
der Allmächtige Mir nicht fo ausgezeichnete Räthe und Diener gegeben (auf 
den Grafen Bismard zeigend). 


Meiter beim Feſtmahl: 


Ih danke Ihnen für die ergreifenden Worte, die Sie geäußert haben, 
Worte, welche eitel machen könnten, wenn fie nicht mit dem Gefühle ihrer 
wahren Bedeutung aufgenommen werden. Wenn es von der Borjehung 
jo gefügt worden ift, daß ein großes ungeahntes Werk durch Mich zu 
Stande — iſt, ſo habe Ich ſchon dieſen Morgen geſagt, daß Ich 
das Werk nicht allein vollbracht habe, daß Ich Mitſtreiter und Bundes— 
genoſſen hatte und daß ohne den allgemeinen guten Willen und die Hin— 

ebung Aller das Werk nicht zu Stande gekommen wäre. Noch iſt nicht 

Alles erfüllt, was die Sehnfucht der Pebenden wünſcht; auch die zum 
neuen Bunde Geeinigten werden den Llebergang oft genug ſchwer empfinden. 
Aber eine jpätere J———— wird die Frucht ernten und den Ausbau 
des Hauſes ſehen, zu dem wir den Grund gelegt haben. 


Die Aufgaben der Zollgeſetzgebung. 


21. Suni. Erklärung des Grafen von Bismard bei der Be: 
rathung über den Petroleumzoll. 


Ich glaube, daß unfere Zollgefeßgebung ſich nach der —— hin 
ausbilden ſollte, daß ſie das Ideal reiner Finanzzölle — vielleicht 
nicht erreicht, aber ihm doch näher ſtrebt. Ich nenne es ein Ideal, 
weil es vielleicht thatſächlich unerreichbar ſein wird. Daß dies Näherſtreben 
nicht in jähen Fortſchritten erfolge, welche die durch die bisherige Geſetz— 
gebung gepflegte und geſchützte vaterländiſche Induſtrie bloßſtellen, dahin 
gu wirken ift unfere — Ihre und des Bundesraths — gemeinjchaftliche 

ufgabe. Ih kann mich nur dazu befennen, daß wir jener Richtung 
überhaupt mit Schonung der berechtigten Intereffen zuftreben. Wenn wir 
aber die Finanzzölle vorbereiten wollen, jo müſſen wir ung die rihtigen 
Gegenftände für dieſelben ausjuchen, die für ung die bejjeren And, 
und zu denen rechne ich unbedingt das Petroleum primo loco. Es ift 
die einer der Verbrauchs-Gegenſtände, welche nicht jo abjolut unent- 
behrlich find wie Brod, Salz und Fleiſch, die wir ja dod) auch befteuern, 
und welche einen jo ausgedehnten Verbrauch theils bereit3 haben, theils 
verjprechen, daß jchon eine mäßig darauf gelegte Steuer einen erheblichen 
Ertrag in Ausſicht jtellt. Solche Gegenftände, die einen weit verbreiteten 
Berbraud haben, und die doch nicht jo abjolut nothwendig zur Eriftenz 
find, daß ihre Abwejenheit unmittelbar einen des Einjchreiteng bedürftigen 
Nothftand erzeugt, die find meines Erachtens die — Unterlage 
für die Finanzzoöͤlle. Ich habe an einer anderen Stelle andere genannt, 
aber das Petroleum gehört unzweifelhaft dazu. Sie können, meine Herren, 
die Frage, die Sie hier berathen, nicht loslöfen von dem Finanzweſen 
fämmtliher Deutjcher Staaten und den Bedürfniffen der einzelnen Haus» 
halte. Die Zollgefeßgebungen und die Gejeggebungen über die Steuern 
müſſen nothwendig ineinandergreifen, und es ift Aufgabe der Zölle, ſich 
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nit bloß den Berfehrsbedürfniffen vr er fondern von dem 
Verkehr einen Theil der Mittel zu erhalten, welcher die zollverbündeten 
Staaten zu ihrem Haushalte bedürfen. ch werde jedes Mal von einem 
gewiffen Bedauern ergriffen, daß wir nicht mit voller fachlicher Offenheit 
und gegen einander ausfprehen, wenn ich gefühlvolle Klagen zu hören 
befomme über den armen Mann, der fein Petroleum, fein Augenlicht, 
feine Intelligenz, der fein Pfeifchen Tabak befteuert fehen foll, aus dem— 
jelben Munde, der jein Ja zur Befteuerung von Mehl, von Brod, unter 
Umftänden von YFeuerungsmaterial, von Heil und Salz ganz ohne 
Gewiffensbedenten auf Koften deffelben armen Mannes ausfpridt. Meine 
Herren! Ih kann nicht leugnen, daß mir oft ein harter Ausdrud auf 
den Lippen fchwebt, wenn ich jolhe Art von Slagen höre; ich vermag 
dem Gedanfengange derjelben nicht zu folgen, und ich glaube, der ge= 
meine Mann, für den Sie doch damit forgen wollen, vermag es aud) 
nit. Ohne in die Debatte, der ich nicht beigemwohnt habe, anders ein= 
zugreifen, al8 es durch diefe Erklärung gejchieht, die ih nur Namens 
des Präſidiums abgeben Tann, charakterifire ich damit lediglih Die 
Richtungen, in der wir die Zollgefeßgebung jpäter fortzubilden beab ichtigen, 
und für das Einfchlagen diefer Richtung ift es meines Erachtens das 
erfte Erfordernig, daß Cie diejenigen Objekte zur Berzollung bemilligen, 
welche im erfter Yinie dazu geeignet find, damit wir dahın fommen, andere 
Bedürfniffe, melde noch unentbehrliher find als Petroleum, die erften 
Nahrungsmittel, die Heizung in unferem Klima, das Feuerungs-Material, 
welches örtlich befteuert ift, zu entlaften, oder, wenn das nicht der Zoll- 
gefeggebung obliegt, den Behörden der einzelnen Staaten und den Ge- 
meinden die Möglichkeit jchaffen, diefe unentbehrlichen Gegenftände zu 
entlaften. Aus diejen Gefichtspunften erlaube ich mir zu erklären, daß eine 
Tarif» Aenderung, melde die Bewilligung des beantragten Zolles auf 
Petroleum nicht einfchließen würde, die anne des Präfidiums, melde 
verfaffungsmäßig unentbehrlich ift, nicht finden wırd. 


(Der Zoll auf Petroleum wurde wiederholt abgelehnt 
und die Tarifvorlage demzufolge zurüdgezogen.) 


22. Zuni. Schluß des Zollparlamentd durh Se. M. den 
König. 
22. Juni. Schluß des Reichstages?). 
Aus der Thronrede Se. M. des Königs. 

Sie ftehen am Schluffe einer Sefjion voll angeftrengter Thätigkeit, 
deren Ergebniffe für die Fortbildung der Bundesverhältnifte und für die 
Entwidelumg der Wohlfahrt Norddeutichlands jegensreich jein werden. 

Durh das Wahlgejeg für den Reichstag a die Bildung der Volls⸗ 
vertretung des Norddeutichen Bundes auf der Grundlage der Verfaſſung 
endgültig und — 

Der Entwurf einer Gewerbe-Ordnung iſt von Ihnen mit der ein- 

ehenden Sorgfalt berathen worden, welde der or und Biel 
feitigteit ſeines Inhalts entiprah. Nachdem der Bundesrath Ihren 


*) Ter Schluß bes Reihstages und des Zollparlamente erfolgte binter einander in einer und 
berfelben feierlichen Hanblung. . z 
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Beichlüffen feine Zuftimmung ertheilt hat, ift durch alljeitiges Entgegen- 
fommen in den zahlreichen Einzelheiten, welche zu Meinungsverjcieden- 
heiten Beranlafjung geben konnten, ein Werk zu Stande gebracht, welches 
der freien Bewegung gewerblicher Thätigkeit neue, und der gefammten 
Bevölkerung des Bundesgebietes gemeinfame Bahnen eröffnet. 

Die Uebereinftimmung der Heereseinrihtungen im Norddeutichen 
Bunde und im Großherzogthum Baden hat den Abichluß eines Bertrages 
eftattet, welcher durch Terhellung der militärifchen Freizügigkeit zahlreichen 
Ungebörigen des Bundes, jo wie des Großherzogthums mefentlihe Er- 
feihterungen in der Erfüllung ihrer Wehrpflicht darbietet. — — 

Das Geſetz über die Gewährung der Rehtshülfe bezeichnet einen 
entjcheidenden Schritt zur Erfüllung einer verfaffungsmäßigen Aufgabe 
des Bundes, deren vollitändige Löſung durch die Arbeiten zur Herftellung 
der gemeinfamen Civil» und Strafprozeßordnung -und des gemeinfamen 
Stra) eſetzbuches erftrebt wird. 

Die Erhebung der Deutfhen Wechfel-Drdnung und des Deutfchen 
andelsgeſetzbuches zu Bundesgejegen, und die Errichtung eines oberften 
erichtöhoTes für Handelsjadhen H ern die einheitliche Yortentwidelung 

des den Bundesangehörigen früher ſchon thatfächlich gemeinfamen Handels» 
rechtes. In dem Dber-Handelögerichte begrüße Ich zugleich eine Erwei— 
terung der Bundeseinrichtungen, welche eine neue Bürgichaft dafür gewährt, 
daß der Norddeutihe Bund die gemeinjamen Jnftitutionen, deren er zur 
Erfüllung feiner nationalen Aufgaben bedarf, zu fchaffen und auszubilden 
wohl befähigt ift, wenn da3 bundestreue Zufammenmirfen der Regierungen 
unter fi) und mit der BolfS- Vertretung von gegenfeitigem Vertrauen ges 
tragen wird. — — 

Ueber andermeite, von den verbündeten Regierungen zur Verminderung 
der Matrifular- Beiträge vorgejchlagene Maßregeln ift zu Meinem Be: 
dauern eine Einigung nicht erzielt worden. Es wird daher zunächſt den 
Landesvertretungen die Aufgabe zufallen, die Ausfälle, welche durch Er- 
ag der Abgaben vom Verkehr entjtanden find, durch Einjchränfung 
der Staats» Ausgaben, oder durch Bewilligung ſolcher Abgaben zu deden, 
welche der Geſetzgebung der Einzelftaaten unterliegen. 

Bor wenigen Tagen war 30 Zeuge der nahezu erreichten Vollendung 
des erften Deutjhen Kriegshafens, eines Destinalß, welches vor 
Europa die Thatkraft und Einſicht bekundet, mit welcher Deutſcher Fleiß 
in Ddreizehnjährigem Kampfe den Elementen die Erfüllung einer großen 
nationalen Aufgabe abgerungen hat. In der lebendigen und werkthätigen 
Theilnahme, mit welcher die Bevölkerung der Deutjchen Küftengebiete die 
Entwidelung des Bundes in der Richtung unſerer maritimen Intereſſen 
begleitet und fördert, habe Ich mit freudiger Genugthuung den Ausdrud 
des nationalen Bewußtſeins erfannt, welches mit mwachjender Kraft alle 
Theile des gemeinjamen VBaterlandes durhdringt und die Keime, melde 
mir in der Bundes Verfaffung gemeinjchaftlicy gelegt haben, zur Ent— 
mwidelung bringt. 

Gern gebe Jh Mich daher der Zuverficht hin, daß die verbindeten 
Regierungen in ihrem Streben nad Befeftigung und Vervollkomm— 
nung der gemeinfamen Einrihtungen auch ferner die Ermuthigung 
finden werden, welche ihnen bisher die entgegenfommende Förderung ihrer 
Bemühungen von Seiten des Reichstages gewährt hat. 
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Das einmüthige Zufammenmwirken der verbündeten Regierungen und 
der Bollsvertretung in der ihnen obliegenden gemeinjamen Arbeit an 
Deutſchlands Wohlfahrt wird mit Gottes Hülfe auch ferner, wie bisher, 
die Zuverficht ftärken, mit welcher Deutſchland auf die Erhaltung umd 
Befeftigung feines inneren wie feines äußeren Friedens rechnet. 

In diefer Zuverfiht, meine Herren, fpreche Ich die Hoffnung aus, 
Sie im nächſten Fahre, und zwar bald nach dem Beginn defjelben, an 
diefer Stelle wieder zu begrüßen. 


Beurlaubung des Grafen von Bismard. 
Allerhöchſte Ordre: 

Auf Ihren mündlichen und ſchriftlichen Antrag vom 29 Juni d. J. 
ertheile Ich Ihnen einen mehrmonatlichen Urlaub, und will Jh Sie, Ihrem 
Wunſche gemäß und in der Hoffnung auf Ihre baldige völlige Wiederher— 
ftellung und den damit verbundenen Wiedereintritt in den ganzen Umfang 
Ihrer Geichäfte, bis auf Weiteres von dem Borfige in dem Staat3-Minifte- 
rium und von der Betheiligung an den Berathungen defjelben entbinden. 
Auch will ich den Präfidenten des Bundeskanzler-Amts, Wirflihen Geheimen 
Rath Delbrüd, beauftragen allen Berathungen des Staats - Minifteriums, 
welche mit den Bundesangelegenheiten in Beziehung ftehen, beizumohnen. 

Schloß Babelsberg, den 30. Juni 1869. 

Wilhelm. 


(gegz.) Graf von Bismard. 


(Provinzial - Eorrefpondenz vom 21. Juli 1869.) 


Die Bedeutung der gegenwärtigen Beurlaubung des Minifter - Präfidenten 
ergiebt fih einfah und Mar aus der Allerhöchſten Ordre, durch welche dieſelbe 
ausgeſprochen worden tft: der Wortlaut diejer Ordre läßt erfennen, daß die Be 
urlaubung als eine vorübergebende, für die Zeit ihrer Dauer ala eine voll- 
ftändige aufzufaffen ift. Diejelbe ift erfolgt „in Hoffnung auf Die baldige völlige 
Wiederberftellung und den damit verbundenen Wiebereintritt in den ganzen Um— 
fang der Geſchäfte“ — bis dabin aber ift Graf Bismard nicht blos „von 
dem Borfige im Staats - Minifterium,“ ſondern auch „von der Berbeiligung an 
den Beratbungen deſſelben“ ausbrüdlich entbunden worben. Wäre dies nicht be 
abfihtigt gewejen, hätte vielmehr die Stellung des Minifter » Präfidenten zu den 
wichtigeren Entiheibungen des Staat» Minifteriums während jeiner zeitweiligen 
Entfernung von Berlin ganz diejelbe fein follen, wie in früberen Jahren, jo wäre 
überhaupt die fürmliche und feierliche Entbindung von den Geihäften im Staats- 
Minifterium ebenjo wenig nötbig gewejen, wie eine jolde in Bezug auf die Ge— 
fchäfte des Grafen Bismard als Bundeskanzler ausprüdlich erfolgt ift. 

Es kam darauf an, dem Staatsmanne, deſſen Kraft und Geſundheit durd 
die fortgejete Wahrnehmung ber veridhiebenen Stellungen an der Spige bes 
preußiihen Staats-Minifteriums, der Verwaltung des Norbdeutihen Bundes und 
des Zollbundes ernftliher Gefährdung ausgeſetzt ſchien, in der Erfüllung feines 
Berufes bis auf Weiteres Erleichterung zu verichaffen, ſoweit e8 das Staatein- 
tereffe irgend geftattet, — beshalb follte er nicht nur der Sorge für die laufenden 
Geſchäfte des Staats - Minifteriums, fondern auch der fortgeiegten Theilnahme, 
Fürſorge und geifiigen Verantwortung in Bezug auf die nächſten Aufgaben ber 
inneren preußiihen Staatsverwaltung überhoben werben, während er bie Leitung 
ber Bundesverwaltung in dem Maße, wie es während einer Beurlaubung geſcheben 
faun, auch jest wahrnimmt. 


67. Oeſterreichiſche diplomatiſche Neröffentlichungen, 


1869. April. Veröffentlihung einer preußiichen Depeiche vom 
26. Zuli 1866 an den Botichafter in Paris in dem Werke 
des öfterreihiichen Generaljtabs über den Krieg von 1866. 
In der von der „Neuen freien Preſſe“ nod vor Erſcheinen 
des Werkes veröffentlichten Depeſche heißt es: 


„Der König hat ſich nur ſehr ſchwer und aus Rückſicht auf den 
Kaiſer Napoleon hierzu entſchloſſen, und zwar in der beſtimmten Voraus— 
ſetzung, daß für den Frieden bedeutender Territorialerwerb in Norddeutjch- 
land gefichert fei. Der König jchlägt die Bedeutung eines norddeutjchen 
Bundesftaats geringer an als ich, und legt vorwiegenden Werth auf di- 
recte Annerionen, die ich allerdings neben der Reform als Bedürfniß an— 
fehe, weil jonft Sachſen-Hannover für intimes Verhältniß zu groß bleiben. 
Seine Majeftät bedauert, dag Em. Ercellenz nicht an diejer Alternative 
des Programms vom 9., nad) dem Schlußfag der Depejche, bis auf mei- 
tere3 feftgehalten haben. Er hat, wie ich zu Ihrer ganz intimen perjön- 
lien Divection mittheile, geäußert: er werde lieber abdanfen, al3 ohne 
bedeutenden Yändererwerb für Preußen zurüdfehren; und hat heute den 
Kronprinzen hieher gerufen. Ich bitte Ew. Ercellenz auf diefe Stimmung 
des Königs Rüdficht zu nehmen...“ 


Mißbrauch in BVeröffentlihung von Depeichen. 


Aus der „Brovinzial» Korrespondenz“ vom 28. April. 


„Als der Generalftab der preufifchen Armee im vorigen Sommer fein wich- 
tiges Werk über den Feldzug von 1866 beſchloß, da fügte derſelbe der ebenjo 
Ihlihten, wie gebiegenen Darftellung des preußifchen Siegeslaufs einen kurzen 
Rüdblid auf die Friedensverbandlungen binzu. 

Die Darftellung ſchloß mit der Andeutung, daß die dargebotenen Friedens- 
bedingungen „die Möglichkeit künftiger Wiederherftellung eines freundſchaftlichen 
Berhältniffes zu den früheren Bundesgenoſſen nicht ausjchloffen.“ 

„Weber der Ehre noch der Macht Oefterreichs war cine Wunde gejchlagen, 
welche eine unbeilbare Feindichaft zmifchen beiden Staaten notbwendig im Gefolge 
batte. Wenn man mehr forderte, wenn eine glüdliche Fortjegung des Krieges 
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mehr zu erzwingen erlaubte, fo mußte ein Stachel zurüdbleiben, ben feine Zeit 
entfernt hätte. Den Bruch zwiichen Preußen und Defterreich zu verewigen, konnte 
nicht im Intereffe Deutfhlands und Preußens liegen.“ 

So ber preufifche Generalftab, deffen Auffaffung und Aeußerung in bieler 
Beziehung, wie Niemand bezweifeln konnte, zugleich ber Ausdrud ber Auffaffung 
unferer Regierung war. 

Die ift jene Aeußerung von öfterreichiicher Seite erwibert worden ? 

Der öfterreichiiche Generafftab veröffentlicht ſeinerſeits ſoeben den vierten 
Band feines amtlichen Wertes über den Krieg von 1866; noch ebe dieſer Band 
ausgegeben worben, ift in einem Wiener Blatte der Inhalt deſſelben mitgetheilt 
und als das Intereffantefte daraus eine bisher nicht veröffentlichte Depeiche bes 
Grafen Bismard an den preußifhen Gejanbten in Baris vom 20. Juli 1866 
im Boraus abgebrudt worden, um daran bie ſchärfſten Angriffe und Berbädti- 
gungen in Bezug auf das Berhalten unjers Königs und unferer Regierung bei 
den Friebensverhandlungen zu knüpfen. 

Die Depeiche, um die es fih handelt, war bazu beftimmt, bem preußiichen 
Gejandten in Paris gebeime Weifungen über die Abfihten und Forderungen 
unferes Königs bei ben Friebensverbandlungen zu geben, bei welchen befanntlid 
ber Kaifer Napoleon eine freunbichaftliche Bermitte ung übernommen batte. Die 
Mittheilung war daher eine ganz vertrauliche, und e& war zu berjelben bie ge- 
beimfte Form gewählt, die es für jolche Depeichen giebt: fie war in geheimer 
Chiffreſchrift abgefaßt, im welcher die Zeichen nicht die allgemein bergebradhte, 
jondern eine vorher vertraulich vereinbarte Bedeutung haben. Um dieſe Bedeutung 
entziffern zu können, muß man den „Sclüffel“ zu der geheimen Schrift befigen, 
d. ein Verzeichniß der einzelnen Schriftzeichen und ihrer verabrevdeten Bebeutung. 

Eine ſolche Depeſche kann daher nur durch eine boppelte Veruntreuung zur 
Kenntnif einer fremden Regierung gelangen, für die fie nicht beftimmt ift. Es 
genügt nicht, daß man bie Depeiche jelbft an fi bringt; um den Wortlaut ber- 
jelben richtig beuten zu fünnen, muß eben noch der „Schlüffel“ bazu, ver ftets 
nur das Gebeimniß weniger Perfonen ift, bejchafft werden. 

Es ift nun wohl ın allen ändern vorgelommen, zumal in Kriegszeiten, 
daß eine Regierung fih auf Nebenwegen (dur Beftehung von Beamten, durch 
Verrath bei der Poft- und Telegrapbenverwaltung, durch Entwendung ober Kauf 
des Schlüffels zur Chiffrefchrift und dergleichen) ın den Befi wichtiger Schrift- 
ftüde anderer Regierungen zu feten gefucht hat. Wenn man ſolche Mittel während 
bes Kriegszuftandes nicht entbehren zu können meint, jo wird doch eine Regierung, 
welche auf bie öffentliche Achtung Werth legt, ein jolches Berfahren unter feinen 
Umftänden offen zur Schau tragen. Daß aber vollends eine Regierung in tiefem 
Frieden in einem amtlich herausgegebenen Werte fremde Staatsichriften, auf 
deren Befit und Gebrauch fie fein Recht bat, zu welchen fie vielmehr nur auf 
dunfelen und nicht offen einzugeftehenden Wegen gelangt jein fann, veröffentlichen 
läßt, — und daß dies benußt wird, um eine Regierung, mit welcher man, nad 
jonftigen amtlichen Verfiherungen, in Frieden und Freundſchaft leben will, öffent- 
ih zu verunglimpfen und zu Ihädigen, — ein ſolches Verfahren ift wohl ſchwerlich 
ion vorgelommen. 

Um jedoch diejen Zwed erreichen zu können, genügte es nicht, die umnredht- 
mäßig erlangte Depejche einfach abzupruden, — fie mußte zuvor in wichtigen 
Beziehungen verftümmelt und entftellt werben. 

Die Depeihe an und für fich enthält Nichts, was nicht in Bezug auf bie 
Stellung unferer Regierung bei ben Friedensverhandlungen aus den bereits ver- 
öffentlichten Altenftüden, namentlih aus dem franzöfiihen Gelbbuche befannt 
wäre: nur durch VBerbunfelung und Entftellung konnte bei unerfahrenen Lefern vor— 
übergebenb der Schein erwedt werden, als ob durch die jetzige Veröffentlihung bes 
vertraulichen Schriftftüds eine „neue Enthüllung“ über die preußiſche Politik ge- 
geben werbe. Ein aufmerkjamer Vergleich der wirklichen Depejche mit den früber 
auch an biefer Stelle veröffentlichten Mittheilnngen über den Berlauf der Frieden 
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verbandlungen läßt erkennen, daß unfere Regierung über die Gefichtspunfte und 
Ziele, welche fie damals fefthielt, und welche in der Depeiche vom 20. Juli 1866 
angebeutet find, feither niemals ein Hehl gemacht bat, hierzu auch durchaus feinen 
Anlaß batte, da fie fih dabei der vollen Zuftimmung bes preußifchen Volles ver- 
fihert halten durfte. Was bie Übrigen beutihen Staaten betrifft, jo werden bie- 
ſelben in der preufifchen Politik, wie fie in jener Depeiche enthalten ift, nur den 
natürlichen Ausdruck der damaligen gegenfeitigen Stellungen und Stimmungen 
wiederfinden, zugleih aber mit uns bie erfrenlihe Wandelung gern erkennen, 
welche gleih damals durch bie unverweilte Wiederanfnüpfung und feitben durch 
die thatjächliche Befeftigung des nationalen Bandes gefichert worben ift. 

Nur eine Entftellung der preußifchen Depeiche, wie fie bei der öfterreichijchen 
Beröffentlihbung zu Tage liegt, konnte dazu benußt werben, bie Politik unferer 
Regierung vor bem deutſchen Bolfe und ebenjo gegenüber dem uns damals ver- 
bünbeten Italien zu verbäctigen. Durch bie fofortige Mittbeilung des wirklichen 
Wortlauts jenes Schriftftüds ift dieſe Abficht alsbald vereitelt worben. 

Das jeltiame Vorgehen von öfterreichifher Seite wird daher in Wahrheit 
nicht für Preußen, fondern nur für die öfterreichifche Regierung jelbft von em- 
pfinblicher Wirkung jein. 

Die doppelt befremblihe Thatfahe des Mißbrauchs und der Entftellung 
einer fremden Depeſche in einem amtlihen Werke kann nicht verfeblen, bei allen 
Regierungen, mit welchen Defterreih in Beziehung fteht, ein peinliches Aufſehen 
u machen. 

: Für uns aber ift Diefer Borgang ein neues Anzeichen, daß die Gefinnung, 
welcher ber preußiſche Generalftab in Uebereinftimmung mit unferer Regierung 
und mit dem Sinne unferes Bolles Ausdrud gab, von Seiten der öfterreichifchen 
Regierung aud jet noch Feine entſprechende Witrbigung und Erwibderung finbet. 


6. Mai. Eine Depeihe des Grafen Beuft an die öfterreichiihen Miffionen 
fonftatirt, daß die preußiiche Regierung ihr Mißfallen über bie Publikation der 
Depeihe nicht auf amtlichem viplomatifhen Wege, ſondern nur burd bie 
gouvernementale Prefje ausgejprohen babe. In der Sache jelbft jei nichts Be- 
frembliches zu finden. Die Eriftenz der Depeiche jei nicht bezweifelt, ibre wejentliche 
Genauigkeit könne nicht beftritten werben. Diejelbe verratbe heute kein Geheimniß 
der Bolitit mehr. Man könne ferner nicht ein Verbrechen darin feben, daß 
in Kriegszeiten eine feinblihe Depeſche aufgefangen und gelefen werde. Der 
Generalftab babe die Depeiche unter jeinen Materialien gefunden, ohne daß ein 
Anzeichen über die Beichaffung berjelben vorlag; fie fei ohne feindliche Abficht 
als Beweisftüd abgedrudt worden. Im Intereffe der guten Beziehungen mit 
dem Berliner Hofe ſei e8 zu bebauern, daß ein ſolcher Vorwand für eine freilich 
nicht gerechtfertigte Aufregung gegeben worben jei; aber es ſei nicht zuzugeben, 
baß damit ein Berrath oder etwas Berlegenbes für Preußen geicheben jei 2c. x. 


1. Mai. Eine Depeihe des Grafen Beuft in dem franzöfiich-beigiichen Eiſen— 
babnftreite jchließt damit, es jei für Belgien von Nuten, „ſich für alle Fälle des 
Wohlwollens eines Nachbarſtaates zu verfihern, der vermöge feiner Macht wie 
jeiner geographiichen Lage ber gefährlichfte Feind oder die treuefte Stütze der 
beigiihen Nation und ihrer Neutralität werden kann. Schon befteben zwiſchen 
Franfreih und Belgien in Anſehung der Sprade, der Sitten, des Handels und 
der Induſtrie jo viele Bande, daß es ganz natürlich wäre, wenn letzteres 
(Belgien) in erfterem (Frankreich) eine Stüte fuchte, ohne deßhalb feiner davon 
ganz verichiedenen und unabhängigen politiichen Eriftenz Das geringfte zu vergeben. 


8. Juli. Depeihe bes Grafen Beuft an den öfterreihiichen Geſandten in 
Dresden. 

„Aus Euer Ercellenz Berichten babe ich entnommen, daß man in Dresden 

dem Berlaufe ber Franzöfiich- Belgiiben Differenz eine lebhafte Aufmerkſamkeit 
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zugewenbet hat. Unſer Verhalten zu derſelben jcheint in ben bortigen politifchen 
Kreiſen verjchiedene Zweifel —— zu haben, und es ſcheint verfucht worden 
zu fein, jelbft auf das Urtheil der Königlih Sächſiſchen Regierung im Sinne einer 
uns ungünftigen Auffaffung bes Herganges Einfluß zu nehmen. Namentlich 
jheint man fich dort meiner vertraulihen Depeihe an Grafen Wimpffen vom 
1. Mai bevient zu haben — worüber ich allerdings mit Euer Ercellenz ein Ge— 
fühl gerechter Berwunderung theile — um unfer Verfahren im Lichte eines ber 
Franzöfiihen Regierung geleifteten und mit ihr abgelarteten Yiebespienftes er- 
ſcheinen zu laſſen. 

Da ich beſonderen Werth darauf lege, das Dresdener Cabinet nicht unter 
dem beirrenden Eindrucke derartiger gegen uns gerichteter Inſinuationen zu laſſen, 
ſo wünſche ich, daß Euer Excellenz nunmehr Ihrerſeits dem Freiherrn v. Frieſen 
den ganzen Verlauf der Sache, ſo weit er uns betrifft, vor Augen führen. 

.... Nichts kann falſcher fein, ale die Unterſtellung, daß wir auf Be— 
trieb Frankreichs einen Druck auf die belgiſche Regierung hätten ausüben 
wollen. . Durch eine volllommen unbefangene, vertrauliche und mehr perſönliche 
Mittheilung meiner Anſichten an einen belgiſchen Staatsmann glaubte ich den 
Intereſſen unſerer Friedenspolitik nützen zu können. Meine ſehr entſchiedene 
Meinung nämlich war, daß die belgiſche Regierung nicht wohl daran thun würde, 
ihren Streit mit Frankreich über materielle Intereſſen zu ſehr auf das politiſche 
Feld zu Übertragen, und in Anſprüchen, die ſich auf die Entwicklung ber 
Communicationsanftalten bezieben, eine um jeden Preis zju vermeibende Gefahr 
für ihre Selbftftändigfeit zu erbliden. 

Nicht zum erftenmale bei dieſem Anlaß bielt ich dafür, daß ein ſchwächerer 
Staat gegenüber dem mädtigen Nahbar gerade dann in die ent- 
fhiedenfte Abhängigkeit und Unmfreibeit geratbe, wenn er jeine 
abftracte Gleihberedhtigung in einer die natürliche Entwidlung 
ber Berfehrszjuftände hemmenden Richtung geltend made. Er ge 
währt hierburch ber ftärferen Macht einen geradezu erbrüdenden Vortheil. Weiß 
er fi dagegen mit Anforderungen, die ben vorhandenen Berlehrsbebürfnifien 
entgegenfommeu, zurechtzufinden, jo wirb er um jo mehr die Fähigkeit freier 
Selbitbeftimmung fih bewahren, wenn e8 auf PVertheidigung feiner politijchen 
Eriftenz und Unabhängigkeit anlommt. 

Da ih dieje Worte nah Dresden richte, wird es mir erlaubt 
jeinzubelennen, daß meine ſächſiſchen Erfahrungen in biefem Punkt 
vielleiht nicht obne Einfluß auf meine Betrachtungsweiſe geblieben 
find Warum bätte ih nit das Beifpielanfübrenjollen, daß alle 
Condescenzen in Saden bes Zollvereins Sachſen und jo viele 
andere Zollvereinsftaaten nicht abgehalten haben, im Jahre 1866 ji 
gegen Preußen zu entſcheiden? Man muß jehr eingenommen jein, wenn man 
glauben will: ich habe dieſes Beifpiel angeführt, um der belgiſchen Regierung, 
deren Berhältniß zu Frankreich demjenigen der deutihen Staaten zu Preußen fo 
wenig ähnlich ift, den Abſchluß einer Zollunion mit Srankreih anzuratben. Noch 
ſchlimmer irrt man, wenn man wähnt, die Unabhängigkeit und Neutralität Belgiens 
babe von uns geopfert werben wollen. Wir wiffen nicht, ob je die Compen: 
fationsfragen auftaudben werden, welde bie unvermeiblide Folge einer 
Abjorption Belgiens durch Frankreich fein würden, aber ſicherlich werden nicht 
wir die Verwegenbeit haben, den Anftoß zu Combinationen zu geben, mit welden 
die Außerfte Gefährdung der Interreffen unjerer Monarchie wie bes europäiſchen 
Friedens verbunden jein wirbe..... - 


18. Juli. Depeſche des ſächſiſchen Minifters von Friefen an den Gejandten 
in Wien. 

„— — In dem Eingang der Depeiche (des Grafen Beuft vom 8. Juli) wirb be- 

merkt; e8 fcheine verſucht worben zu jein, auf das Urtbeil der 8. ſächſiſchen Re 

gierung im Sinne einer für Defterreih ungünftigen Auffaffung des Hergangs 
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Einfluß zu nehmen, und namentlich jeheine man fich der Depeſche vom 1. Mai 
bedient zu haben, um das Berfahren ber K. K. Regierung „im Lichte eines ber 
franzöfifchen Regierung geleifteten und mit ihr abgefarteten Liebesbienftes erſcheinen 
zu laſſen,“ und kurz darauf wird es als Abficht der Depejche bezeichnet, das ſächſiſche 
Kabinet nicht unter dem beirrenden Einfluß derartiger Infinuationen zu laffen. 
Nun findet fih aber in der ganzen Depejche weder darüber, auf welche Thatſachen 
ber Herr Reichslanzler diefe Vermuthung ftütt, noch Darüber, von welcher Seite 
ber jene Infinuationen ausgegangen fein follen, irgend welche Anbeutung vor, jo 
daß ich mich auf die beftimmte Erklärung bejchränten muß, daß jene Vermuthung 
gänzlih unbegründet und von Feiner Seite ber der Verſuch gemacht worben 
if, in dem vorausgefegten Sinne bier einzuwirken. 

Uebrigens folge ich (v. riefen) nur dem eigenen Beifpiel des Herrn Reiche» 
tanzlers, wenn auch ich auf feine „jächfiichen Erfahrungen“ provocire, indem ich 
die Ueberzeugung ausiprede, daß er mich wohl niemals als einen Mann bat 
fennen lernen, der jo leicht dem „beirrenden Einfluß“ der „Infinuationen“ anderer 
unterliegt, und daß er mir daber auch Glauben ſchenken wird, wenn ich verfichere, 
daß die wenigen im vertraulichen Geipräche mit dem f. k. Herrn Gejandten in Bezug 
auf die Depejhe vom 1. Mai d. I. von mir gemadten Bemerkungen aus meiner 
eigenen Weberzeugung hervorgegangen find, die ſich auf eine ziemlich vollftäudige 
Analyfe des Inhalts jenes Hctenfüds gründete, welche mir durch bie Fönigliche 
ſächſiſche Gefandtichaft in Brüffel und London ſchon Anfangs Juni d. J. zugegangen 
war. Ich erſuche Em. Erellenz, diefen Erlafi dem Herrn Reichsfanzler mitzutbeilen, 
und daß dies geicheben, fofort telegrapbiich, an das Minifterium der auswärtigen 
Angelegenheiten nah Dresden zu melden, da in Folge ber Veröffentlichung ber 
Depeihe vom 8. Juli auch die Veröffentlichung bes gegenwärtigen Erlafjes, wenn 
auch zu meinem lebhaften Bedauern, doch ganz unvermeiblich geworben ift.“ 


Depeſche des Stellvertreterd des preußtichen Minifters 
ded Auswärtigen Herrn von Thile an den Botjchafter 
in Wien. 

— — „Bir fünnen dem Grafen Beuft nit die Befugniß einräumen, 
unfere Behandlung der Mittheilungen dritter Regierungen zum Gegen— 
ftande amtlicher Bemerkungen zu machen. — 

— Was die Dejterreihifhe Depeſche vom 1. Mai betrifft, jo wird 
der Herr Reichskanzler ſich erinnern, daß er diejelbe uns meder durch 
Borlefen, noch jchriftlih hat mittheilen lajfen und uns daher nicht in die 
Lage verjegt hat, rücjichtlich derfelbeu eine Jndiscretion zu begehen. Ob 
die und von anderen Geiten über den Inhalt der bezeichneten Depeſche 

emachten Angaben genaue find oder nicht, vermögen wir nicht zu fon- 
Ratiren: über unjere Verwendung diefer Angaben glauben wir nur denen 
Rechenſchaft jchuldig zu fein, von denen fie herrühren. 

... Wenn die und durch manche Umftände nahe gelegte Annahme 
begründet wäre, daß der Herr Reich3fanzler feine Kritik gegen unjere 
angeblihen Mittheilungen an den königlich ſächſiſchen Minifter Freiherrn 
von Friefen habe richten wollen, jo würden wir darin die Aufforderung 
erbliden, auszufprechen, daß wir, auch abgejehen von dem Mangel greif- 
barer Epecialfälle, die Berechtigung einer ſolchen Kritif ſchon aus allge- 
meinen national-politijhen Gründen abmeifen. Unſere Mittheilungen an 
deutjche Regierungen entziehen ſich jeder Controle auswärtiger Cabinette, 
und in nod höherem Grade vermöge der Solidarität der norddeutjchen 
Bundesdiplomatie diejenigen, die wir nad) Dresden richten.“ .... 


864 
1869. 


Ueber die deutſchen Schutz- und Trutzbündniſſe 
und die Beziehungen zwilhen Preußen und 
Deiterreid). 

4. Auguft. Depeihe ded Herrn von Thile an den Botichafter 
in Wien auf Anlaß der Erklärungen des Grafen Beuft 
in den öfterreichiichen Delegationen. 


„.. . . In Betreff des einen Punktes, nämlich unferer Stellung zu 
Süddeutfhland, dürfen wir die Zeitungen als gut unterrichtet über 
die Erklärungen des Herrn Reichskanzlers anfehen, da derfelbe ihre An- 
aben gegen Em. Ercellenz "beftätigt und motivirt hat. ch meine die 

eußerung des Herrn Reichskanzlers, daß er die Beziehungen zmijchen 
Oefterreie und Preußen den Delegationen deshalb als unbefriedigend be- 
zeichnet habe, weil Preußen durh die Schließung der Schuß: 
und Trugbündnifje mit den füddeutjhen Staaten den Prager 
Frieden Defterreih gegenüber von Anbeginn alterirt habe; 
diefe Wirfung der bezeichneten Bündniffe fei ihrer Zeit von uns mich 
beftritten, ja, man könne faft jagen, ſtillſchweigend zugegeben worden. Ich 
erjuche Ew. Ercellenz ganz ergebenft, den Herrn Reichskanzler darauf auf: 
merkſam machen zu mollen, daß wir bisher niemals Beranlafjung gehabt 
haben, diejer jeiner Auffafjung zu begegnen, und daß der Prager rede 
abjolut nichts enthalte, was auch nur einen Vorwand dazu bieten könnte, 
den jouveränen Staaten Süddeutſchlands oder und die volle Freiheit, 
einen jeden Bertrag, welcher beiden Theilen zufagen möchte, einzugeben, 
im Mindeften zu bejchränfen; im Gegentheil, der Prager Friede enthält 
jogar am Schluffe des Artikel 4 die Aufforderung, eine nationale Berbin- 
dung der jüddeutichen Staaten mit Norddeutichland zum Gegenftande 
näherer Berftändigung zu machen. Irgend melde Beſchränkungen des 
fouveränen Rechtes, beliebige Verträge mit einander zu jchließen, hat der 
Prager Friede weder für uns, noch für die deutichen Südſtaaten gejchaffen. 
Die Angabe des Herrn Reichskanzlers, daß die Bündniffe mit dem Frie— 
densvertrage in Widerjpruch ftänden, ald eine unbegründete ausdrüd- 
lich zu bezeichnen, lag bisher für ung bei dem Haren Wortlaute des Frie- 
densvertrages fein Anlaß vor; nahdem aber Graf Beuft feinen Anftand 
enommen, Ihnen jelbft gegenüber jene Behauptung aufzuftellen, der Em. 
rcellenz, wie ich vorausjege, jofort perfönlich entgegengetreten find, fo 
ag es nothwendig, der Zurüdmweifung derjelben eine amtliche Form 
zu geben... . 

Herner fcheint der Herr Reichskanzler gejagt zu haben: Er habe fi 
ftet3 vedlich bemüht, mit diefem Nachbarftaate nicht blos dem Weſen nah 
Frieden und Freundichaft zu bewahren, jondern auch in den äußeren For— 
men innigere Beziehungen herbeizuführen. Diejes ſei jedoch bis jegt, trog 
aller Bemühungen, nicht gelungen, da man diejen feinen Beftrebungen 
von Geiten Preußens nicht entgegenfomme. Nach einer anderen Berfan 
ift die Page Defterreih8 als die eines Mannes bezeichnet worden, deſſen 

ur Freundſchaft dargereichte Hand feine Entgegnung finde. Ich muß be 
ennen, daß diefe Angaben mic mit Erftaunen erfüllt haben. Obſchon 
fie m —— mit der erſten, nach dem Zugeſtändniſſe des Grafen 
Beuſt richtigen Angabe von allen Berichterſtattern reproducirt worden, 
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fo fcheint e8 mir doch ganz unmöglich, daß der Herr Reichskanzler jich 
in diefer Weiſe außgejprochen haben follte, da mir nicht befannt ift, daß 
uns von dem faijerlichen Cabinet auch nur die leifefte Andeutung, melde 
auf eine Abfiht und entgegen zu fommen ſchließen ließe, geſchweige denn 
ein Entgegentommen wirklich befundet worden if. Wir Asa nicht den 
Beruf, nah Gründen der Zurüdhaltung zu forfchen, welche die Politik 
Defterreih3 unter Leitung des Grafen Baıf Norddeutichland gegeniiber 
beobachtet, und welche fich durch die Thatſache charakterifirt, daß Graf 
Wimpffen jeit dem Frühjahr 1868 niemals den Wunfc nad) einer Unter- 
redung mit dem Grafen Bismard geäußert, alfo auch eine ſolche in 
diefer ganzen Zeit nicht gehabt hat. Es läßt ſich nicht annehmen, daß 
ein jo abjoluter Verzicht auch jeden geichäftlihen Verkehr mit dem Leiter 
unferer ausmärtigen Angelegenheiten, während Em. Ercellenz Ihrerſeits 
die Beziehungen regelmäßig mit dem Grafen Beuft unterhielten, nicht 
auf ausdrüdliher Weifung des Legteren beruhen follte. Auch aus feinen 
diplomatijchen Veröffentlihungen erinnere ich mich Feiner für Preußen ent- 
Sig nt oder auch nur wohlwollenden Aeußerung. Sollte der 

anzler Mittheilungen beabfichtigt haben, die uns nicht zugegangen find, 
oder jollte der Ausdrud feines Willen uns nicht unverfällcht erreicht 
haben, jo denke ich, daß er gern einen Anlaß ergreifen würde, um ent» 
weder den bisher nicht an uns gelangten Ausdrud feines mwohlmollenden 
Entgegentommens und nachträglich durd Em. Ercellenz zu übermitteln oder 
um zu conftatiren, daß die Beröffentlihungen über feine Aeußerungen in 
den Delegationen unrichtig find. E83 würde fi dann herausftellen, daß 
dieje jaljhen Angaben einen Theil jener von dem Herrn Reichskanzler 
gewiß eben jo mie von uns verurtheilten Beftrebungen bilden, zwiſchen 
zwei Bölfern, die im friedlichen und freundichaftlichen Verkehr zu leben 
iemlih einftimmig wünfchen, Verdächtigung und Mißtrauen hervorzurufen. 
I glaube, der a Reichskanzler wird Em. Ercellenz dankbar Fr die 
Gelegenheit zu einer Ausſprache in diefem Sinne zu Anden, und ich er- 
fuche Em. Ercellenz daher ganz ergebenft, ihm diefen Erlaß vorlefen und 
eine Abjchrift deſſelben bebänbigen zu wollen. Ueber feine Erwiderung 
fehe ich Ihrem gefälligen Berichte entgegen.“ 


15. Auguft. Depeiche des Grafen Beuft an den Vertreter von Berlin: 

Graf Beuft beftreitet der preußifchen Regierung das Recht, ihn über Aeuße- 
rungen in ben Delegationen, bie ihm bie Zeitungen in ben Munb legen, zur 
Rede zu ftellen und fügt hinzu: 

„Iſt es jedoch der Wunſch ber Föniglih preußifchen Regierung, über bie 
Frage, ob und in welher Weiſe in den letstverfloffenen Jahren von biefiger fo- 
wohl als von Seite der föniglich preußifchen Regierung ein von der anderen Seite 
vielleicht verfanntes Entgegenlommen ftattgefunden habe, einen Schriftenwechfel 
zu eröffnen, jo werben wir dazu gerne bie Hand bieten.“ 


Fürft Bismard. 55 


68. Landtagsſeſſinn 1869 — 1870. 


1869. 6. Dftober. Eröffnung des Landtag. 


Aus der Thronrede Sr. Majeftät des Könige. 


Erlauchte, edle umd geehrte Herren von beiden Häujern 
des Yandtages. 


In der bevorftehenden Sefjion werden Cie zur Betheiligung an 
wichtigen Aufgaben für die Wohlfahrt der Monardie und für die Ent- 
widelung der Geſetzgebung berufen jein. 

Obwohl die Zuverfiht auf Erhaltung des Friedens, ſowie der im 
Allgemeinen gejegnete Ausfall der Ernte begründete Ausfiht auf die 
Wiederkehr des früherhin ftattgefundenen naturgemäßen Wachſens der Ein- 
nahmen gewähren, hat fich die Finanzlage des Staates doch zunächſt noch 
nicht wejentlich günftiger geftaltet. 

Aus dem Ihnen vorzulegenden vollftändigen Finanz Nacdhmeife über 
das Jahr 1868 werden Sie erjehen, daß in Folge unabmwendbarer Ber: 
bältnifje einerjeits die Einnahmen hinter dem Voranfchlage zurücgeblieben, 
andererjeit3 die etat3mäßigen Ausgaben überjchritten worden find und letz— 
tere mit den vorhandenen Mitteln nicht volljtändig haben gededt werden 
fönnen. Angeſichts diefer Ergebnifje und der Page des diesjährigen Staats- 
haushalts- Etats maren die Bemühungen Meiner Regierung dahin ge 
richtet, durch eine Vermehrung der eigenen Einnahmen des Norddeutjchen 
Bundes eine Erleichterung Preußens in feinen bundesmäßigen Leiſtungen 
herbeizuführen. Dieje Bemühungen haben den gehofften Erfolg nicht ge 
habt. Es ift daher unmöglich gemejen, in dem Staatshaushalts- 
Etat für das nächte Jahr, welcher Ihnen baldigft vorgelegt werden wird, 
das Gleichgewicht zwifchen den Einnahmen und Ausgaben berzuftellen, 
obgleich die leßteren fo weit bejchränft worden find, als es ohne Beein- 
trächtigung wichtiger Intereſſen des Landes thunlih if. Meine Regie: 
rung fieht fich jomit in der Nothwendigfeit, Behufs vollftändiger Dedung 
der etatsmäßigen Ausgaben einen Steuerzufchlag in Anfpruch zu nehmen. 

Die Gerftellung und Erhaltung der Ordnung in den Finanzen ift 
zur gedeihlihen Entwidelung aller Staatseinrichtungen unbedingt noth— 
wendig. Mit Herbeiführung derjelben darf nicht gezögert, die Opfer, welche 
fie erheijcht, dürfen nicht gejcheut werden. Ye fpäter fie gebracht würden, 
defto jchwerer würde das Yand fie empfinden. In der Ueberzeugung, daß 
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Sie dieje Auffaſſung theilen, rechne Sch mit Zuverfiht darauf, daß Sie 
den Vorſchlägen Meiner Regierung Ihre Zuftimmung nicht verfagen werden. 

E3 wird Ihnen eine Borlage zugehen, welche eine Abänderung der 
gejeglichen Vorſchriften über die Veranlagung der Hajfifizirten Einfom- 
menfteuer bezwedt, um die gleihmäßige Ausführung dieſes Gejeges 
mehr al3 bisher zu fichern. 

In dem Entwurfe einer neuen Kreis-Ordnung, zunädhft für die 
ſechs öftlihen Provinzen, wird Ihnen eine Vorlage von umfaffender Be— 
deutung für die gejammte Staat3verwaltung gemacht werden. Dieſelbe 
bejchränft fi nicht auf eine Abänderung derjenigen Beftimmungen der 
jegt beftehenden Kreis-Ordnungen, welche vielfach als verbefferungsbe- 
dürftig bezeichnet und von Meiner Regierung als folche anerkannt worden 
find. Mit der Umgeftaltung der bisherigen Kreis-Verſammlungen jchlägt 
fie Ihnen zugleih die Bildung von Organen der Kreis- Kommunal» Ber- 
waltung vor, welche nicht nur geeignet fein werden, die Theilnahme der 
Kreis: Angehörigen an diefer Verwaltung zu beleben und zu fichern, fon- 
dern auch berufen werden follen, einen Theil folder Geſchäfte der allge: 
meinen Landes - Verwaltung zu übernehmen, welche bisher von ftaatlichen 
Behörden verjehen wurden. Gelangt zunächſt in den Kreifen der öftlichen 
Provinzen, als den Mittelpunften des dortigen kommunalen Lebens, der 
Gedanke der Selbftverwaltung in durchgreifender Weife zur Verwirklichung, 
fo wird ſich eine Ausdehnung derjelben auf die übrigen Yandestheile un 
ihre weitere Entwidelung nad oben hin naturgemäß anſchließen. — — 

Die ſorgſamen Beitrebungen Meiner Regierung, den Frieden zu 
erhalten und zu befeftigen, fowie die Beziehungen zu den auswärtigen 
Mächten vor jeder Trübung zu bewahren, find mit Gottes Hülfe erfolg- 
reich gemejen. ch hege die Zuwerficht, daß auch für die Folge die von 
Mir in demjelben Sinne geleitete auswärtige Politif zu denfelben erfreu- 
lichen Ergebnifjen führen werde: Förderung friedlicher und freundihaft- 
liher Beziehungen zu allen auswärtigen Staaten, Entwidelung des Ver— 
kehrs, Wahrung des Anfjehens und der Unabhängigkeit Deutichlands. 


21. DEtober. Abrüftungsantrag vom Abgeordneten Virchow 
und der Kortichrittöpartei. 

„Das Haus der Abgeordneten wolle am Schluſſe ver Generalbebatte über 
den Staatshausbaltsetat beichließen: in Erwägung, daß eine Ermäßigung der 
Ausgaben des norbbeutihen Bundes durchaus nötbig ift, um ohne fteigende Be- 
laftung des Bolfes eine dauernde Ordnung des preußiſchen Staatsbaushaltes 
herbeizuführen und die Mittel für jene wichtigen Zwede zu gewinnen, welche nach 
dem Zugeftändniffe der k. Staatsregierung ſelbſt jeit Jahren zurüdgeftellt find; 
in fernerer Erwägung, daß die Höhe der Ausgaben bes norbdeutihen Bundes 
wejentlich durch den Militäretat beftimmt wird; in enbliher Erwägung, daß die 
dauernde Erhaltung der Kriegsbereitihaft in faſt allen Staaten Europa’s nicht 
durch die gegenjeitige Eiferfudht der Völler, ſondern nur dur das Verhalten ber 
Cabinette bedingt wird — die k. Staatsregierung aufzuforbern, dabin zu wirken, 
daß Die Ausgaben ber Militärverwaltung des norddeutſchen Bun- 
des entſprechend beſchränkt und Durd diplomatifche Berbandlungen 
eine allgemeine Abrüftung berbeigeführt werde.“ 


Der Antrag wird am 5. November ohne erhebliche Dis— 


fuffion mit 215 gegen 99 Stimmen abgelehnt. 
55 * 
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27. Oktober. Entlafjung ded Finanz» Minifterd Frh. v. d. Heydt. 
Berufung ded Seehandlungd- Präfidenten Camphauſen 
zum Finanz Minifter. 
4. November. Der Finanz-Minifter Camphauſen legt jeinen 
Finanzplan vor: Befeitigung des Defizit durch Konjolidation 
der Staatsihuld. Verzicht auf den Steuerzuſchlag. 





Die Befugnig des Norddentihen Bundes gegenüber 
der Landes⸗Geſetzgebung. 


Antrag des Grafen zur Kippe in Bezug auf Aende 
rungen der Verfaſſung ded Norddeutihen Bundes und der 
preußiichen Verfaſſung ohne Zuftimmung der preußiſchen 
Landeövertretung. 


„Erftens das Herrenhaus möge die Ueberzeugung ausſprechen, daß bie im 
vorigen Jahre erlaffenen Bundesgeſetze über Errichtung eines oberften Hanbels- 
richte und über bie Gewährung gegenfeitiger Rechtshülfe Aenberungen ber 
Dunbesverfoffung und gleichzeitig der preußifhen Berfaffung enthalten, welde 
nicht ohne Zuftimmung ber preußifchen Landesvertretung hätte getroffen werben 
dürfen, — 
zweitens möge das Haus bie Staats» Regierung erſuchen, bem entgegen- 
zuwirten, daß in Zukunft Aenberungen ber Berfaffung des Norbveutihen Bundes, 
ſoweit durch dieſelben zugleih Aenderungen ber preußiſchen Berfaffungs - Urkunde 
berbeigeführt werben, ohne Zuftimmung ber preußiichen Yanbesvertretung vorge: 
nommen werben.“ 


13. November. Schreiben ded Grafen v. Biömard an den Vice 
Präfidenten ded Herrenhaujes Fürjten Putbus. 


Barzin, 13. November 1869. 

Berehrter Fürft! Ich bemuge den Anlaß, den mir das Denkmal für 
Arndt bietet, um ein Wort über den Lippefchen Antrag im Herrenhaus 
einfließen zu lafjen. Ich habe es für unmöglich gehalten, daß diejer An- 
trag in der Commiſſion irgend melde Zuftimmung, geſchweige denn die 
Majorität finden könne, und nun fchreibt man mir, er werde jogar im 
Plenum angenommen werden. Wenn da8 Herrenhaus ſich der Regie- 
rung entgegenftellen will, jo giebt e8 fo viele Gebiete innerhalb der 
Preußifhen Politik, auf denen die nicht nur mit Nuten für unfere 
Gejammtentwidelung, fondern auch mit praftiihem Erfolg von um: 
mittelbarer Anjchaulichkeit und unter unabweislichem Hervortreten der 
MWirkjamkeit des Herrenhaufes gefchehen kann. In der Deutfchen Bolitit 
aber find der Regierung fo tiefe und fefte Geleife vorgezeichnet, daß fie 
ohne jchmere Schädigung des Staatswagens gar nicht aus denjelben heraus 
fann. Wir werden durch den Antrag an eine Wand gedrängt, die gar 
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fein Ausmweichen geftattet, und hinter dem drängenden Preußiichen Herren- 
baufe ftehen Frankreich und Defterreih, die Sähfishen und Süddeutſchen 
Bartikulariften, die Ultramontanen und die Republifaner, Hieking und 
Stuttgart. Die Regierung, wenn fie nicht die Politif von 1866 aufgeben 
will, fann nicht weichen, fie muß den Handſchuh aufnehmen, und — 
Miniſterium, welches dem jetzigen folgt, muß dies in verſtärktem Maße 
air Außerdem ift der Beihluß ein Schlag in's Waffer, an den ber 

und fi) nicht kehren wird, der aber die Regierung und die gefammte 
Bumndespolitit gezmungener Weife in Oppofition mit dem Herrenhaufe 
bringt und zmwijchen beiden Häufern des Landtages einen Conflict erzeugt, 
in welchem Fluth und Wind mit der ganzen Kraft Deutſchen National- 
gefühls zu Gunften des Haufes der Abgeordneten und gegen daß Herren- 
haus laufen. Wenn Sie auf mein politifches Urtheil irgend melden Werth 
legen, fo bitte ih Sie, thun Sie, was Sie fünnen, um die Annahme 
des Lippeſchen Antrages zu hindern; fpreden Sie darüber mit Graf 
Stolberg und aeige Sie ıhm, wenn Sie die Güte haben wollen, diejen 
Drief, "0 wie überhaupt jedem der Eollegen, dem daran liegen Tann, 
meine und der Regierung Anficht über die Sache zu fennen. Wenn e3 
dem Grafen Lippe gelänge, feine Anfiht in diefer die ganze Situation 
beherrſchenden — zur maßgebenden zu machen, ſo müßte er 
auch bereit ſein, unſere Politik im Sinne dieſes Antrags weiter zu führen. 
Kann und will er das nicht, ſo treibt der Antragſteller und die, welche 
mit ihm ſtimmen, mit den höchſten Intereſſen des Landes ein ſtraf— 
— und leichtfertiges Spiel. In freundſchaftlicher Hochachtung der 

rige 


von Bismarck. 


Der Antrag des Grafen zur Lippe wurde in der Sitzung 
des Herrenhauſes vom 17. November nach lebhafter Erör- 
terung mit 58 gegen 42 Stimmen durch die einfache Ta— 
gesordnung beſeitigt. 


4. Dezember. Graf Bis marck kehrt unerwartet von Varzin nach 
Berlin zurück, um ſich mit ſeiner Gemahlin zu dem ſchwer 
erkrankten älteften Sohne nady Bonn zu begeben. In Folge 
günftiger Nachrichten bleibt Graf Bismard in Berlin. 


24. Dezember. Graf Bismard in Bonn, um das Weihnachsfeſt 
im Schooße jeiner Familie zu begehen. 
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Regelung der völkerrechtlichen Bertretung des Hord- 
deutfchen Bundes. 


1870. 1. Januar. Das Auswärtige Amt. 
„Staats » Anzeiger.“ 

„Die völterrechtliche Vertretung des Norddeutjchen Bundes hat mit 
dem 1. Jannar cr. eine feſte Regelung erfahren. 

Die BVermaltung der auswärtigen Angelegenheiten in allen Be: 
ziehungen zum Bundes-Auslande ift auf den Norddeutichen Bund über: 
gegangen. 

a8 Minijtertum der auswärtigen Angelegenheiten wird unter diefem 
feinen bisherigen Titel nur noch die Geſchäfte zu beforgen haben, 
welche aus den Beziehungen des preußifchen Staates zu den übrigen 
Bundesftaaten hervorgehen, ohne nad der Bundesverfaffung einer der 
Behörden des Bundes obzuliegen. 24 

Für den gefammten übrigen Gefchäftsbetrieb tritt das Miniſterium 
der ausmärtigen Angelegenheiten mit feinem bisherigen Perjonalbeftande und 
unter der Bezeichnung 

„Auswärtiges Amt des Norddeutichen Bundes“ 
unter die unmittelbare Leitung des Bundes-Fanzlers. 


Der bisberige Unter-Staatsjelretär behält zum Bundes-Kanzler die 
Beziehungen, in weldyen er zum Miuifter der auswärtigen Angelegenbeiten 
sans bat, und führt den Titel: 

„Staatsjefretär des Auswärtigen Amtes.“ 

Die Vertreter im Bundes-Auslande werden den Titel 

„Sejandtichaft (Botichaft, Gejchäftsträger) des Norddeutichen Bundes* 


und als Wappen den preußifchen Adler mit der Umjchrift: „Geſandtſchaft 
des Norddeutichen Bundes“ führen, wie e8 dem Artikel 11 der Bundes: 
verfaſſung entjpricht, welcher die völferrechtliche Vertretung des Bundes 
der Krone Preußen überträgt. 


„Brovinzial-Eorrespondenz“ vom 12. Januar. 


„Bei den Mittheilungen über die Errichtung des auswärtigen Amtes bes 
Norddeutſchen Bundes ift bereits angedeutet worben, daß neben demſelben ba# 
preußiſche Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten fortbefteben bleibe. 

Wenn die Berfafjung des Norddeutſchen Bundes beftimmt, daß das Prä- 
fibium deſſelben den Bund völferrechtlih zu vertreten, im Namen des Bundes 
Krieg zu erflären und Frieden zu jchließen, Bündniffe und andere Verträge mit 
fremden Staaten einzugehen, Gejandte zu beglaubigen und zu empfangen bered- 
tigt ift, jo ergiebt fih aus dem Wortlaute diefer Beftimmung ebenjo wie aus dem 
Weſen des Bundes, daß es fich bier eben nur um bie völferrechtlichen Beziehungen 
zu fremden, dem Bunde nicht angebörigen Staaten handelt. Für die Berhand- 
lungen mit dem Bundes-Auslande ift demgemäß in dem auswärtigen Amte 
des Bundes ein eigenes Bundesorgan gejchaffen. 

Auf das auswärtige Amt gebt denn mit der völlerrehtliden 
Bertretung des gejfammten Bundes aud die Wahrnehmung ber- 
jenigen politiiden Beziehungen und Rechtsverbältniffe über, 
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welche durch jhon beftebenbe völlerredtlihe Berträge und andere 
Alte gefhaffen find. Der Norddeutſche Bund wird aud in biejer 
Rihtung der Träger ber internationalen Beziehungen, und alle 
Berträge allgemein politifher Natur, welde mit fremden Staaten 
feitber abgejhlofjen find, werden fortan von dem Bunde, aljo 
von ber Krone Preußen in Ausübung bes Bundes-Präfidiums zu 
vertreten fein. 

Außer den internationalen Beziehungen mit fremben Staaten aber bleibt 
eine Reihe von NRechtsverhältniffen zwiſchen den einzelnen Bundesftaaten wahrzu- 
nehmen, welche von jeher dem Minifterium ber auswärtigen Angelegenheiten ob- 
lagen, unb welche, weil fie eben nicht das Bundes» Ausland betreffen, auch nicht 
bem auswärtigen Amte des Bundes zufallen, ebenjowenig aber als innere Bun- 
besangelegenheiten in dem Sinne zu behandeln find, daß fie nah ben Beftim- 
mungen der Bunbesverfaffung einer der jonftigen Bundesbehörden zugewieſen 
werden könnten. 

Es kommt ferner in Betracht, daß felbft für den inneren Verlkehr zwifchen 
ben Bundesregierungen und Behufs Fortbildung der Bundeseinrichtungen, wie 
dies von dem Bundeskanzler Grafen von Bismard wiederholt geltend gemacht 
worden ift, biplomatifhe Bertreter Preußens bei einzelnen Bundesregierungen 
nicht durchaus entbehrt werben können, indem manche Verhandlungen ausjchließlich 
auf dieſem Wege, andere wenigftens erfolgreicher auf ſolchem Wege als innerhalb 
des Bundesrathes gepflogen werben können, zumal biefer nicht während bes ganzen 
Jahres verfammelt ift. 

Aus dieſen Gründen ift neben dem auswärtigen Amte bes Bunbes bie 
Wirkſamkeit eines fjpeziell preußiihen auswärtigen Minifteriums 
auch fernerhin nothwenbig. 

Dies ift auch bei den Beratbungen, burch welche ber Uebergang bes aus- 
wärtigen Minifteriums auf den Etat des Bundes herbeigeführt worden ift, ſowohl 
im Reichstage, wie im preußifchen Yandtage anerkannt worden, und beshalb ift 
für die Bearbeitung der nicht zu den Bundesgejchäften gebörigen auswärtigen 
Angelegenheiten eine Summe im preußifben Etat bewilligt worben. 

Das preußifche auswärtige Minifterium bleibt freilich in feinem Perſonal— 
beftande mit dem auswärtigen Amte bes Bunbes eng verbunden, unb weil eine 
vorher zu beftimmende Ausjonderung der rein preußiichen Angelegenheiten faft 
unausführbar ericheint, ift jene Summe im preußifden Staatshaushalte als eine 
Pauſchſumme zur Abführung an den Norbdeutihen Bund behandelt worben. 

Der Bundesfanzler bleibt insbejondere zugleih ber Chef 
bes preußifhen auswärtigen Minifteriums. 

Man bat aus dem Umftande, daß im preußifchen Etat feine Befoldung 
mebr für den auswärtigen Minifter ausgefegt ift, fchließen wollen, daß es einen 
verantwortlichen preußiihen Minifter der auswärtigen Angelegenheiten nicht mehr 
geben könne. Dieje Folgerung bat an und für fich feine innere Berechtigung, fo 
wenig wie durch den Umftand, daß Graf Bismard in jeiner Eigenjhaft als 
Minifter - Präfivent niemals ein Gehalt bezogen bat, feine Stellung an der Spige 
des Minifteriums und feine‘ minifterielle Verantwortlichkeit irgendwie fraglich ge- 
worben ift. Ueberdies ijt in den Erläuterungen zum Etat bes preußifchen aus— 
wärtigen Minifteriums ausbrüdlich gelagt: „die Geichäfte des Chefs des Mini— 
fteriums (dev auswärtigen Angelegenbeiten) werben vom Kanzler bes Norddeutſchen 
Bundes unentgeltlih wahrgenommen.“ 

Auch bieraus gebt hervor, daß bei dem Uebergange des Minifteriums ber 
auswärtigen Angelegenheiten auf den Bunb ausbrüdlich vorausgeſetzt war, daß 
der Bundeskanzler zugleich Chef des preußifhen auswärtigen Minifteriums bleibe.“ 
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Eine Etatsüberfchreitung unter dem früheren Yinanz- 
Minifter von der Heydt. 


11. Februar. Erklärung des Grafen v. Bismarck. 

(mit Bezug auf bie im Jahre 1867 zum Bau von Eifenbabnen be— 
willigte, „nah Maßgabe der für die einzelnen Baujabre erforderlichen 
Gelbmittel aufzunehmende“ Anleihe, — welche, wie ſich bei ber Rech— 
nunglegung pro 1866 ergab, von dem Minifter v. d. Heydt alsbalb 
im ganzen Betrage aufgenommen worden war. Im Abgeordnnetenhaufe 
war ber Antrag geftellt, bie zur Berzinfung angejegte Summe von 
720,000 Thlrn. zu verfagen.) 


(Der Minifter- Präfident und die Refforverwaltung; die 
Anleihe und die Yuremburger Frage; Indemnitätsbemilligung ; 
die Verdienfte des Minifter v. d. Heydt). 


Was mich hauptfächlih veranlaßt Hat, heute unter Ihnen zu er- 
feinen, das ift die Thatjache, daß mir einzelne Aeußerungen des Herren 
Referenten, wenn ich nicht irre, zu Ohren gekommen find, die fich ſpeziell 
an meine Adreſſe richten. Der der Referent, wenn ich recht unterrichtet 
bin, hat jeine Berwunderung darüber ausgeſprochen, daß ich bei den Ber- 
bandlungen nicht zugegen wäre, indem ich einmal ald Minifter- Präfident, 
weitend als Ausmwärtiger Minijter bei denjelben betheiligt wäre. Was 
bie erfte Eigenfchaft anbelangt, jo entnehme ich daraus, daß der Herr 
Referent trog feiner langjährigen Bertrautheit mit dem ganzen Mechanis- 
mus der preußifchen Regierung dennoch die Stellung des MinifterBrä- 
fidventen und den Zujammenhang der acht Minifterien unter fich erheblich 
überſchätzt. Ich glaubte, es fünnte auch dem Herrn Referenten nicht ent= 
gangen fein, daß im Ganzen nad) der hier noch bei der neulichen Debatte 
ausdrüdlich gebilligten jegigen Verfaſſung unferer Minifterien und nad 
den darüber beftehenden Inſtruktionen die acht Minifterien ungefähr wie 
acht durch eine Bundesverfaffung geeinigte Staaten nebeneinander ftehen. 
Die Regel bildet die ftaatliche Selbftändigkeit eines jeden Reſſorts, die 
Ausnahme bildet die Verpflichtung, Gegenftände eines Reſſorts zur Kennt- 
niß und Beichlußnahme des Staatdminifteriumsd zu bringen. Ob diefer 
Zuftand ein erwünfchter, ob er mit der ferneren Ausbildung unjeres kon— 
ftitutionellen Rechtes ein verträglicher jei, das zu unterfuchen, ift heute 
nicht meine Aufgabe; ich habe nur das Bedürfniß, ihn bier faktiſch zu 
fonftatiren. Es ift gewiß nicht nothwendig, ja faum möglich, daß der 
Minifter » Präfident Benntniß von allen Operationen der einzelnen Mini- 
fterien, namentlih von einer jo vermwidelten Verwaltung, wie der des 
Finanz-Miniſters, habe; für die anderen Herren Minifter ift dies noch 
minder gi Es ift überhaupt nicht durchführbar, daß Jeder der acht 
Minijter die Geſchäfte feiner fieben Kollegen genau mie feine eigenen mit 
durchlebt und lennt; bei der Ueberhäufung, welche die Gentralijation der 
Geſchäfte ſchon auf die minifteriellen Arbeiten legt, wird das Aeußerſte 
an minifterieller Arbeitskraft erjchöpft. Die minifterielle Arbeit muß ver- 
mindert werden, wenn die Berantwortlichkeit nicht zu einer leeren Redensart 
herabſinken jol. Dan kann unmöglich verantwortlich fein für Dinge, die 
man nicht fennt. Diefe Maßregel, die hier angefochten wird, hätte mir 
als Minifter- Präfidenten noch jehr viel länger unbefannt bleiben können, 
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als es thatjächlich der Fall gemefen ift, wenn ich nicht gelegentlich — etwa 
im vorigen Frühjahr — von ihr Kenntniß befommen hätte. Die Wirkung, 
welche die Mittheilungen auf mich gemacht haben, hat ſich darin bethätigt, 
daß ich in Uebereinftimmung mit meinen Kollegen den früheren Herrn 
Finanz-Miniſter erfucht habe, nunmehr den Zuftand der Finanzen des 
reußiichen Staats mit rüdhaltlofer Offenheit nicht nur feinen Collegen, 
———— auch dem Lande darzulegen, indem meiner Meinung nach in den 
Staatsfinanzen nichts verheimlicht werden ſollte. Wenn dieſer Grundſatz 
längſt befolgt wäre, dann glaube ich nicht, daß eine andere Verſammlung 
im vorigen Jahre alle Steuern abgelehnt, und uns in dem Maße, wie 
es geſchehen iſt, die hoffnung genommen hätte, Geld zu erhalten in einem 
Augenblick, mo gerade die abſolute Leere der Kaſſen und die Nothwendig- 
feit, laufende Ausgaben zu beftreiten, noch am meiften zur Rechtfertigung 
der bier angefochtenen Unregelmäßigfeiten dienen konnten. 

Wenn der Herr Referent außerdem angeführt hat — ih kann e8 
faum glauben, aber ich habe es aus ficherer Duelle gehört — daß die 
Luremburger Frage mit diefer Operation, die mir im vorigen Frühjahr 
befannt geworden ift, im Zufammenhange ftände, fo ift mir das ein neuer 
Beweis, bis mohin bei den gejcheuteften Dilettanten in der Politif die 
Phantafie auf dem Gebiete der Konjekturalpolitif fi hinreißen läßt. Die 
Luremburger Frage hat meines Erachtens mit diefer Angelegenheit nicht 
im Entfernteften etwas zu thun; fie jpielte im Frühjahr 1867; eine 
Mobilmahung hat mit Rüdfiht auf diefelbe nicht ftattgefunden, wohl 
aber die Aufrechthaltung des damaligen Wehrftandes, wie er war, mit 
allen feinen Ausgaben, die vielleicht jpäterhin vermindert worden find; 
aber eine erceptionelle Leiftung hat nicht ftattgefunden, denn — ich habe 
von der Yeußerung erft vor einer halben Stunde gehört, aber ich glaube, 
mein Gedächtniß täufcht mich nit — in dem Augenblide, wo daß 
Berlangen der Mobilmahung unjerer Streitkräfte mir gegen- 
über angeregt wurde, habe ich gebeten, mir noch vier Tage 
Zeit zu lajjen, und innerhalb Diele vier Tage fam das Arran- 
nn zu Stande, auf Grund deffen der Frieden erhalten 
wurde, 

Was nun die Cache jelbft betrifft, jo habe ich fchon zugegeben, daß 
ich Ihre Migbilligung des formellen Verfahrens nicht unbegründet finde. 
Ich weiß nicht, wenn ich rechtzeitig, ehe die Mafregel getroffen wurde, 
darüber befragt worden wäre, ob ich Angefichts des dringlichen Geldbe- 
darf3 von damals meine Zuftimmung gegeben hätte; ich glaube, daß eine 
genaue Lefung der Worte des Gefeges und das Gefühl der Verpflichtung, 
genau nad) diefem Geſetz zu verfahren, mich davon abgehalten hätte und 
ih eine andere Art der Beichaffung diejer allerdings unabmweislich noth- 
wendigen Mittel vorgezogen haben würde. Ich kann es aber nicht beftimmt 
behaupten, weil ich dieje Frage nicht praftich zu durchleben gehabt habe. 

aß der damalige Herr Finanzminiſter in der beiten Ueber- 
gengung gehandelt hat, im beften Glauben, den Staat auf 
ieje Weije die Ausgaben am leichteften tragen zu laffen, dag 
er überzeugt gemwefen ift, daß jeder andere Modus entweder 
für unferen Kredit oder für das direkte Intereſſe der Finanzen 
nachtheiliger gewejen jein würde — dieſes Zeugniß, meine 
Herren, werden wir ihm alle ertheilen, an feinem Patriotis- 
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mus, an feiner Redlihfeit werden wir nicht zweifeln, hödftens 
an jeiner Bedachtſamkeit in Fällen, wie der hier getadelte. 
Was die weitere Behandlung der Frage durh das Staats- Mini- 
fterium anbelangt, jo bin ich der Meinung, daß der Herr Finanz Minifter 
fih jehr gern der Aufgabe unterziehen wird, die Verwendung aller Mittel, 
melde durch dieſe gegen Ihre Beſchlüſſe bewirkte Binsauflage auf den 
Staat gefhaffen wurden — die Verwendung aller Theile der dadurch ge 
wonnenen Geldfumme zu ſolchen Ausgaben, melde gejeglih nothwendig 
waren, nachzuweiſen, obſchon ich mit ihm darüber eine Rückſprache noch 
nicht habe nehmen fünnen. Eine weitere Berfolgung gegen die Perjon 
des früheren Finanz Minifterd glaube ih, kann fachlich zu nichts weiter 
führen, und ich bin überzeugt, wenn Ihnen die —21& auf die Sie 
ein volles Recht haben, geliefert worden find, daß Sie ſelbſt davon ab— 
ſtehen. Es kann fein erhebliche8 pefuntäres Intereſſe dabei obwalten, da 
doh immer demjenigen, der in der Lage wäre, für 700,000 Thlr. und 
mehr Staatsausgaben aus feiner Privatkaſſe geleiftet zu haben, dieje Aus- 
aben erftattet werden müßten. Ich halte es nicht für die Aufgabe der 
taatsregierung — und ich hoffe, daß ich darin mit meinen Kollegen, 
mit denen eine Berabredung zu treffen mir die Zeit gefehlt hat, einer 
Meinung fein werde — ich halte e8 nicht für unſre Aufgabe, einen Fehler 
in der Form, der begangen ift, abzuleugnen, jondern ich halte es für 
männlicher und der Sache und den Perjonen dienlicher, ihn ganz offen 
auzuerfennen und lediglih an Ihre Indemnitätsbewilligung, nachdem Sie 
enaue Kenntniß von Allem haben, zu appelliren und Ihnen die Ber: 
— zu geben, daß, ſo viel an uns und jedem Einzelnen von uns 
liegt, eine Wiederkehr ähnlicher Vorkommniſſe zu verhüten wir für unſere 
Pflicht halten. Ich glaube, daß ich faft die Grenzen des Zuläſſigen be- 
rührt habe in Aeußerungen über einen abmwejenden früheren Kollegen. 
Daß es mir ſchwer gemwejen ift, mit diefer offenen Darlegung der 
Bergangenheit vor Sie zu treten, können Sie mir glauben, nahdem id 
mit dem früheren Herrn Finanz-Minijter zufammen ereigniß- 
reihe Zeiten im Amte durchlebt habe, und er in einer ſchwie— 
rigen Epoche, wo ung jeine einjihtspolle, raſche, energifce 
und vor der Berantwortlichfeit nicht zurüdihredende Hülfe 
die wejentlichften Dienjte geleiftet, feinen Augenblid gezögert 
hat, einzutreten, und in Zeit von wenig Tagen die Hindernijfe, 
vor denen wir zu ftehen glaubten, die jo weit gingen, daß 
Zweifel vorhanden waren, ob die nöthigen baaren Gelder zur 
Yöhnung der Truppen dißponibel wären, zu bejeitigen. Das 
Andenken an diejen meined Erachtens in jeinen Wirkungen 
unzerftörbar in unjerem Staatsleben fortwirfenden großen 
Dienft, den der frühere Herr Finanz-Minifter uns geleiftet 
bat, bat mich abgehalten, Meinungsverjhiedenheiten, die 
wifchen ihm und mir über die Verwaltung der Finanzen be» 
——— ſo ſcharf zu accentuiren, wie Sie vielleicht Ihrer— 
ſeits erwarten; ich möchte aber auch, daß es Sie abhielte, ein 
rein formales Verſehen härter zu beurtheilen, als es nach 
ſeinem innern moraliſchen Werth, nach der Unantaſtbarkeit 
ſeines Zweckes, nach der unzweifelhaften finanziellen Recht— 
lichkeit, in der das Verſehen gemacht wurde, verdienen ſollte, 
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und ih fann Sie nur bitten, ertheilen Sie jegt, oder, wenn 
Sie wollen, nad einer gründlideren Prüfung, zu der uns 
möglihherweije eine außerordentlihe Sigung im Sommer Ge— 
legenheit geben wird, der früheren Finanz Bermaltung In— 
demnität, und haben Sie daß volle Bertrauen zu der gegen- 
wärtigen Berwaltung der Finanzen — ein Vertrauen, das 
Sie bisher jhon mehrfach bethätigt haben, und das Sie ge- 
wiß nicht täuſchen wird — daß Sie einen firengen und treuen 
Wächter des fonftitutionellen Rechts auf feinem Poften finden. 


(Der für die Verzinſung der Anleihe angejegte Betrag 
wurde bewilligt.) 


Antrag auf Bertagung des Landtages. 


5. Februar. Mittheilung des Minifterö des Innern Gra— 
fen zu Eulenburg in beiden Häujern ded Landtages. 
Meine Herren! Die Einberufung des Reichdtages des Norddeutichen 
Bundes darf nicht länger verzögert werden, es ift für diefelbe der 14. 
diefes Monats in Ausficht genommen worden. Den Herren ift befannt, 
daß Yandtag und Reichstag nicht füglich & gleicher Zeit ihre Sigungen 
halten Lönnen, und es hat deshalb die Erwägung eintreten müſſen, ob 
der Fandtag zu jchließen oder nur zu vertagen fei. Die Regierung wünſcht 
das Letztere, namentlich mit Rüdjicht auf die große Zahl wichtiger Geſetze, 
die ihrer Erledigung noch harren und an deren Zuftandefommen das Yand 
ein lebhaftes Intereffe hat. Das Staat3-Minifterrum hat fih an Ge. 
Majeftät den König gewendet und die Ermächtigung erbeten, die Zuftims 
mung des Yandtags zu einer länger dauernden Bertagung einzuholen. 
Dieſe Ermädtigung ift geftern ertheilt worden; ich überreiche diejelbe dem 
Herrn Präfidenten und zugleich folgenden Antrag: 
Berlin, den 4. Februar 1870, 
Auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 4. d. M. ergeht hierdurch 
an das Herrenhaus der Antrag: 
Zur Bertagung des Yandtaged der Monarchie vom 14. d. M. bis 
zum 2. Mai d. J. jeine Zuftimmung zu ertheilen. 
Königlihes Staats-Miniſterium. 


Erklärung des Grafen v. Bismarck im Herrenhaufe. 


(Wunfh auf Abſchluß der Hhypothefenordnung und der 
Kreisordnung. Preußiſcher Particularismus.) 


Meine Herren! Die Königlihe Staatsregierung bedauert lebhaft, 
daß fie in die Nothwendigfeit verjegt ift, an Ihre Arbeitskraft auf einen 
fo großen Theil des Jahres Anſprüche ftelen zu müſſen. Es ift das 
zum Theil das Ergebniß der fomplizirten — der Doppelverhält⸗ 
niffe, in denen wir leben, im denen ſich unſer parlamentariſches Leben 
entwidelt. Dieje Uebelftände zu überwinden, wird meines Erachtens das 
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age Mittel in dem gegenfeitigen Entgegenlommen liegen, wie e8 zwijchen 
der Regierung und diejem Haufe jederzeit ftattgefunden hat; daſſelbe wird 
die Mittel bieten, die Klippen, die Schwierigkeiten, welche die Komplika— 
tion unſeres politifchen Lebens uns gejchaffen hat, zu umſchiffen und uns 
allmählich ein breitere Fahrwaſſer zu bilden. Die Hemmnifje in unferer 
Arbeit werden wir nicht dadurd überwinden, daß wir eine Arbeit deshalb, 
weil fie wichtig ift, aufichieben; gerade wenn fie wichtig ift, muß man fie 
oft und lange beſprechen. Wir fönnen unfere Schwierigfeiten dadurch 
überwinden, daß unſere parlamentarijchen Körperjchaften ſich nicht zu lange 
bei einem und demfelben Gegenftand aufhalten, daß wir an Reden we— 
niger fruchtbar und die Reden weniger lang werden. Wir müſſen mit 
der Zeit dahin kommen. Aber die Ueberzeugung, daß diefen Uebelftänden 
ern werden muß, fann nur durch die Erfahrung zu Reife gebracht 
werden. — 

Wenn die Königliche Staatsregierung zu ihrem Bedauern an Sie 
die Zumuthung hat fellen müſſen, nad dem Reichstag in die Landtags— 
verhandlungen wieder einzutreten, fo ift fie dabei getragen von dem Ge— 
fühl ihrer eigenen Berantwortlichfeit dafür, daß keine Zeit zur Berathung, 
und wenn es jein muß, zur Breitfprehung einer fo wichtigen Gejegesvor- 
lage verloren werde. Mein Herr Kollege, der Minifter des Innern, hat 
die geffmung noch nicht aufgegeben, daß wir bereit3 in diefem Sommer 
die Kreisordnung zu Stande bringen können; meine Hoffnung in diefer 
Richtung ift vielleicht geringer, obſchon auch ich fie nicht aufgebe, da, wenn 
allfeitig Neigung zur Berftändigung vorhanden wäre, man in kurzer Zeit 
über die Prinzipienfrage, die Feder ja doch durchdacht hat, der den Ber- 
Handlungen des andern Haufes gefolgt ift, fich ausjprechen könnte. Aber 
jelbft, wenn das nicht der Fall wäre, jo halte ich es für unerläßlich, daß 
nad) der Reichstags- Sigung noch eine neue Yandtags: Sigung oder eine 
durch Bertagung unterbrochene Fortjegung ftattfinde, ſchon allein um der 
Gejege aus dem Refjort des Herrn Juſtiz-Miniſters willen. Dieſe würden 
uns wahrjcheinlich nicht jo jehr lange aufhalten, fie find von dem ganzen 
Lande gefordert worden und find ein dringendes Bedürfniß; und als Mit— 
glied des Herrenhauſes möchte ich demfelben den Vorwurf nicht machen 
lajien, daß diefe hohe Körperfchaft der Gewohnheit, Strife zu machen, in 
dieſem Augenblid und auf diejem Gebiete fich hingiebt. 

ch fomme damit auf meine zweite Eigenihaft, ald Mitglied des 
Herrenhaujes. Gerade diefe hat much, mober ich mich auf die Zeugniſſe 
meiner Kollegen im Minifterium berufen fönnte, angetrieben, für die Ber- 
tagung einzutreten, indem ich darauf hinmwies, daß wir es dem Herren- 
hauſe ſchuldig find, noch in diefer Seffion aud) ihm das Wort zu geftatten 
über fo ‚bedeutfame Vorlagen, wie fie im andern Haufe verhandelt find; 
dabei verjegen wir das Herrenhaus in eine eminent günftige Lage, wenn, 
wie der Herr v. Kleiſt verfichert, die Elaborate des andern Haufes nicht 
die Zuftimmung der öffentlihen Meinung und der Betheiligten finden, 
und gerade, wenn dieſes begründet ift, find wir dem Herrenhauje ſchuldig, 
ihm die Gelegenheit, ſich auszujpredyen, zu geben, und e3 würde eine 
ngerechtigfeit gegen das Herrenhaus fein, ihm eine fo günftige Gelegen- 
heit zur Ausſprache zu entziehen. Es würde namentlid aber nachtheilig 
für die Intereſſen diejes Haufes jelbft und für die der Regierung fein, 
wenn die Wahlen einträten, ohne daß das Herrenhaus Gelegenheit gehabt 
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bat, fi über ein Thema, daß bei den nächſten Wahlen eine jo große 
Rolle fpielen wird, auszufprechen, die Meinungsverfchiedenheiten von ſei— 
nem Standpunkt aus zu beleuchten und jeder Verdächtigung, jeder BVer- 
fennung der Beweggründe, melde das Herrenhaus beim Verſagen der 
Distuffion geleitet haben, die Spite abzubrehen. Ob da8 Herrenhaus 
überall in den Wahlkollegien auf eine mohlmollende Beurtheilung jeiner 
politischen Thätigkeit zu rechnen hat, das überlaſſe ich Ihnen jelbft zu beur- 
theilen. Eine Unflarheit über die Motive, aus melden das Herrenhaus 
jih der Diskuſſion verfagt, ift für mich nicht vorhanden, für mich find 
es die Motive, die auf der Tribüne dargelegt werden. Aber für die Gegner 
des Hauſes, unter denen ja auch folche find, denen jedes irgendwie plaus 
fible Motiv willkommen ift, um das Herrenhaus in einem üblen Licht 
erfcheinen zu laflen, denen gegenüber fcheint e8 mir nüglih, daß das 
Herrenhaus durch eine offene Ausſprache feiner Stellung zur Kreisordnung 
die Wähler, mit denen die einzelnen Mitglieder diefes Haufes als zum Theil 
jehr einflugreihe Mitwähler zu thun haben, darüber auffläre, welche 
Motive das Herrenhaus leiten. Dies find gerade die Motive, welche ich 
in den Borverhandlungen in den Vordergrund geftellt habe, und das ift 
die Ueberzeugung, an der ich auch jegt feithalte. Im Intereſſe der 
Regierung liegt e8 außerdem, darüber feinen Zweifel zu 
lajien, daß jie mit vollem Ernft diejenigen Reformen der 
— anſtrebt, die abſolut nothwendig und von der 
öffentlichen Meinung allgemein gefordert werden, bevor man 
daran gehen fann, bei uns in Preußen eine Dezentralijation 
der Gejhäfte vorzunehmen und einen erhebliden Theil der 
Attribute der Bezirksregierung refp. der Minifter auf die Or— 
gane des Kreifes zu vertheilen, — bevor wir daran gehen, bedürfen 
wir einer Reform der Kreisordnung, und wenn die Nothwendigkeit der 
Dezentralifation von der überwiegenden Mehrheit diefes Haufes und der 
Bevölkerung anerkannt ift, jo muß auch das zweite Zugeftändnig folgen, 
daß vor allen Dingen nothwendig ift, für die Arbeit an der Kreisver— 
fafjungsreforin feine Zeit zu verlieren, die irgendwie nützlich dazu ver: 
mendet werden könnte. Wenn wir und auch darauf gefaßt machen jollten, 
daß die ganze nächte Legislaturperiode mit den Verſuchen, zwiſchen den 
beiden Häufern eine Verftändigung unter fi und mit der Regierung über 
die Reform der Kreisordnung herbeizuführen, ausgefüllt werden jollte, jo 
würden wir doch nicht darauf verzichten können, fie durchzuführen und 
—— daran zu arbeiten. Wir können dieſe Angelegenheit nicht mehr 
von der Tagesordnung verſchwinden laſſen. Die Aufgabe hat ihre Sporen 
in ſich, durch welche die Regierung unabläſſig vorwärts getrieben wird 
in der Beſchäftigung damit. Dei mir nun eine erhebliche Jet gewinnen, 
wenn wir uns in diefem Sommer wieder damit bejchäftigen, auch in dem 
Falle, dag das Refultat nicht das eines definitiven Beichluffes jein jollte, 
darin, glaube ich, werden Sie mir Recht geben. Aber der definitive Be— 
Schluß iſt in diefem Fahre jedenfalls leichter möglich, wie in der folgenden 
Sigungsperiode. In diejem Jahre, aud wenn Sie nicht in die Bertagung 
willigen und die Regierung dadurch genöthigt wird, eine ertraordinäre 
Sigung zu berufen, wird daß Abgeordnetenhaus in der Yage jein, ſämmt— 
liche gefaßten Beſchlüſſe an einem Tage en bloc wiederholen zu können, 
und dann wird die Zeit, die das Abgeordnetenhaus auf diejen Akt ver- 
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liert, eine immerhin nur geringe fein. Wir können noch in diefem Jahr 
mit einer herzhaften Anftrengung die Kreisordnung bewältigen; daß wir 
es thun werden, will ich nicht —“ denn, meine Herren, ich bin 
nicht ſanguiniſch in dieſer Richtung. Aber wir können es, wenn das Ab— 
geordnetenhaus ſchleuniger arbeitet wie bisher und raſcher fertig wird, 
als nach dem jetzigen Prozentſatz der Paragraphen auf den Tag oder der 
Tage auf den Paragraphen. Dann, meine Herren, werden wir, wenn es 
und gelingt, den Termin vom 2. Mai einzuhalten, mit einer Sommer- 
figung von 6 Wochen, die uns in diefelbe Zeit bringt, zu der wir, meines 
Erinnerns, im jedem bisherigen Jahre unfere Arbeiten gejchloffen haben, 
nämlich um den Berliner Wollmarkft, gegen Ende Junt — dann werden . 
wir unter allen Umftänden jo weit vorwärts fommen, daß das Abgeord- 
netenhaus feine Arbeiten abgejchloffen hat, das Herrenhaus menigftens 
die Gelegenheit gehabt hat, fi außzufprechen, wenn etwa die Schwierig- 
feiten, eine Einigung herzuftellen, unüberwindlich jein jollten, wenigſtens 
einen Ausſpruch zu leiften, auf den die Mitglieder fi bei den Wahlen 
beziehen können; und wenn es richtig ift, daß die Beſchlüſſe des anderen 
Haujes jo viel Mifvergnügen in den betheiligten Kreiſen erregt haben, fo 
werden die einzelnen Mitglieder des Herrenhaufes ihrer politiſchen Stellung 
durch ſolche Aussprache mefentlihen Vorſchub leiften. Denn ich glaube 
nit, daß alle Wähler die Zeitungen und die Yandtags- Verhandlungen 
mit derjelben Genauigkeit lefen, wie wir hier; deshalb, um Allen Mar zu 
machen, um was es ſich hier handelt, fann man nicht oft und gründlich 
genug die Sache diskutiren. Denn ſchon Jemand, der unter uns lebt, 
—* den Debatten genau zu folgen, kommt darüber ſehr leicht in Irr— 
thümer. 

Ich glaube, daß dieſe Ausſprache, die ich dem Herrenhauſe zu gönnen 
für meine Pflicht halte, nicht verloren ſein wird, und ich halte die Kö— 
nigliche Regierung für verpflichtet, ſie herbeizuführen; auch wenn das heu— 
tige Votum Ihr Entgegenkommen nicht bethätigen wird, ſo kann ich nicht 
anders als Sr. Majeſtät dem Könige rathen, daß nach dem Schluſſe des 
Reichsſstages, wenn die Vertagung von Ihnen abgelehnt würde, eine außer— 
ordentlihe Sigung ** werde. 

Was ſchließlich den Vorwurf betrifft, als würde von uns der Reichs— 
tag rückſichtsvoller behandelt als das Herrenhaus, ſo muß ich auf ihn 
doch als Bundeskanzler einen kurzen Rückblick werfen. Ich bedauere, daß 
bei früheren Gelegenheiten und auch heut eine unmotivirte Scheidung ge— 
macht wird zwiſchen den Intereſſen des Bundes und denen —— 
als ob es Elemente wären, die im ſich zwei verſchiedene Völker darſtellten, 
die rivaliſirende Intereſſen hätten, von denen zu befürchten wäre, daß 
der eine den anderen erdrückte oder ſchädigte. iſt ſehr leicht möglich, 
daß ein mißverſtandener preußiſcher Partikularismus den Bund ſchädigt 
und ihn in ſeiner Entwickelung aufhält; es iſt mir aber undenkbar, daß 
der Bund durch Pflege feiner Intereſſen die Intereffen der 25 Millionen 
Preußen, die BVierfünftel feines Beſtandtheils bilden, irgendwie jchädigen 
könnte, daß, wenn ich mich jo ausdrüden darf, der König, der als Ober- 
haupt des Bundes die Bureaur Seiner Beamten in der Wilhelmsftraße 74 
hat, dem König, der als Monarch von Preußen die Bureaur Seines 
Staat3-Minijteriums nebenan, Wilhelmsjtraße 75, hat, daß dieje beiden 
Monarchen in Zwieſpalt mit einander gerathen könnten darüber, daß die 
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Intereſſen Preußens und die Intereſſen des Bundes nicht diefelben feien. 
Und nun vergegenmwärtigen Sie fi) doch, welche weſentlich preußifchen 
Interefien find jest ausschließlich im Bunde vertreten: die ganze ausmwär- 
tige Politik, der ganze Kriegsftand, die Marine und die ganze Handels- 
und Bollgejeggebung Preußens wird dort behandelt, man kann dort 
ebenjo gut wie hier Preuße fein, und ich möchte mich ein für allemal 
gegen diefe ungerechtfertigte und unwahre Scheidung zwiſchen Preußen und 
den Bund und gegen die VBorausfegung einer angeblichen Rivalität beider 
verwahren. Daß die nationalen Intereſſen des meiteren Verbandes nad) 
Bedürfnig den Intereſſen der einzelnen Länder vorgehen müſſen, fpreche 
ich bier offen aus, und deshalb hat Niemand das Recht, meinen preußi- 
ſchen Patriotismus in Zweifel zu ziehen, ebenfo wenig wie ih an Ihrem 
deutjchen Patriotismus zmeifle. Aber wenn der preußijche Yandtag das 
Recht für fi in Anſpruch nimmt, gerade Preußen, melches die bevorzug- 
tefte, welches eine ganz erceptionelle Stellung im Bunde, unabhängig von 
feiner Größe, einnimmt, wenn Preußen partikulariftiiche Anfprüche machen 
will, die e3 feinem Bundesgenoffen nicht einräumt, wenn der Reichstag 
zwar bejchloffen hat und mit Recht, daß Landtag und Reichstag nicht 
coincidiren jollen, und Sie dagegen jagen wollen, das mag gut fein für 
die anderen Bundesjtaaten aber nicht für den Preußiichen Yandtag, der 
bier zu Haus ift und bier fein Recht hat — jchlagen Sie diefen Weg 
ein, dann gehen unjere Wege jo himmelweit auseinander, daß wir uns 
nicht mehr wieder finden. 


Die Bertagung wurde im Herrenhaufe abge 
lehnt. 


12. Februar. Schluß der Seffion. 


Schlußrede des Grafen von Bismarck. 


Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden Häufern 
des Yandtages! 


Bei der Eröffuung der gegenwärtigen Situngsperiode war e8 der 
Wunſch der Regierung Seiner Mojeftät des Königs, zunächſt die gefähr- 
dete Ordnung des Staatshaushalts neu zu fichern, außerdem aber wid)- 
tige Reformen der Gejeßgebung mit der Yandesvertretung zu vereinbaren. 

Die Königlihe Regierung erfennt mit Dank an, daß die beiden 
Häufer des Landtages zur Befeitigung der Schwierigkeiten der Finanz— 
verwaltung bereitwillig die Hand geboten haben. Durch die Annahme des 
Konfolidations-Gefeges ift ein wichtiger Schritt gefchehen, um dem Staate 
eine freiere Bewegung in Betreff der Tilgung der Staatsſchulden zu 
ermöglichen. Die dadurch herbeigeführte Minderausgabe, ſowie die anjehn- 
fihen Einnahmen des Staatsſchatzes haben es zur Genugthuung Seiner 
Majeftät des Königs geftattet, für das Jahr 1870 das Gleichgemicht 
zwijchen den Einnahmen und Ausgaben des Staates wiederherzuftellen, 
ohne die Steuerfraft de8 Landes im erhöhtem Maaße in Anjpruch zu 
nehmen. Zugleich wurde die Möglichkeit gewonnen, auch Bedürfniffen, 
welche vorher zurüdgeftellt werden mußten, Abhülfe zu gewähren. Wenn 
dies in Betreft manches berechtigten Wunjches noch nicht angänglich war, 
jo wird es hoffentlih in Zukunft gelingen, durch zwedmäßige weitere 
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Reformen und angemefjene Erhöhungen einzelner Steuern ſowohl 
Ermäßigung anderer als zur Vermehrung nüglicher Ausgaben die Mittel 
zu erlangen. 

Dem Zufammenwirten des Yandtages mit der Königlichen Regierung 
wird das Land eine erhebliche Zahl nützlicher Geſetze auf den verjchiedenen 
Gebieten der Staatöverwaltung verdanten. 

Dagegen find die wichtigen Vorlagen, durch welche umfafjende Re 
formen * dem Gebiete der inneren Verwaltung, der Rechtspflege und 
des Unterrichtsweſens angebahnt werden ſollen, nicht zum Abſchluſſe, zum 
Theil noch nicht zur Erledigung in einem der beiden Häuſer gelangt. 

Die Regierung Seiner Majeftät hatte bei der frühzeitigen Vorlegung 
der betreffenden Entwürfe auf einen günftigeren Verlauf der Berathungen 
um fo mehr rechnen zu dürfen geglanbt, als fie ihrerfeit3 beftrebt gemejen 
war, in den vorgelegten Entwürfen die Grundlagen für einen befriedigenden 
Ausgleich der verjchiedenen Intereſſen und Auffaffungen darzubieten. 

Die bisherige Berathung der Kreißordnung hat in weſentlichen 
Theilen des vorgelegten Entwurfes Abweichungen der Anfichten des Haufes 
der Abgeordneten von denen der Königlichen Re ierung conftatirt. Dem⸗ 
ungeachtet giebt die Königliche Regierung die —— nicht auf, daß 
J den Grundlagen des Entwurfs eine allſeitige Verſtändigung erreichbar 
ſei, und daß die weitere Berathung in beiden Häuſern wenn nicht zu 
einer endgültigen Vereinbarung, doch zu einer erwünſchten Klärung der 
Auffaflung führen und hierdurch die künftige Löſung der Aufgabe erleich- 
tert werde. 

Die Königlihe Regierung ift ferner von der Anficht durchdrungen, 
daß die beabfichtigte Reform des Hypothekenweſens einem dringenden 
Bedürfniffe, befonder8 des Grundbeſitzes, entjpricht. 

In diejer Ueberzeugung hatte die Königliche Regierung im — 
auf die bevorſtehende Seſſion des Reichſtages des Norddeutſchen Bundes 
eine einftweilige Bertagung des Landtages und die Wiederaufnahme 
der begonnenen widhtigen Arbeiten nad einigen Monaten für 
angemefjen erachtet. Sie wurde hierbei einerjeit3 durch die gebotene 
NRüdfiht auf die größere nationale Gemeinſchaft, zugleich aber von der 
Hoffnung geleitet, daß die Zeit der Vertagung der Vorbereitung einer 
—— Verſtändigung über die wichtigen Reformgeſetze förderlich ſein 
werde. 

Nachdem der Antrag auf Vertagung von dem einen der beiden 
— abgelehnt worden iſt, liegt es in der Abſicht der Regierung Seiner 

ajeſtät, durch eine außerordentliche Seſſion dem Landtage zur 
Sicherſtellnng wenigſtens eines Theils der Ergebniſſe der bisherigen 
Berathungen Gelegenheit zu geben. 
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1870. 14. Februar. Eröffnung des Reichstages. 
Thronrede Sr. Majeltät des Königs. 


Geehrte Herren vom Reichstage des Norddeutichen Bandes! 


Im Namen der verbündeten Regierungen heiße Ich Sie zur letten 
Seffion der Legislaturperiode willfommen. 

Sie werden in diefer Seffion berufen fein, die unter Ihrer Mit- 
ir Bang und dur einmüthiges Zufammenmwirfen der verbün- 
deten Regierungen ind Leben getretenen Fnftitutionen zu ergänzen und 
fortzubilden. 

Zu Meiner lebhaften Befriedigung ift e8 der hingebenden Thätigkeit 
der zur Vorbereitung eines Strafgefegbuchs für den Norddeutichen Bund 
berufenen Männer gelungen, den Abſchluß dieſes umfangreichen Werfes 
dergeftalt zu fördern, daß daffelbe, vom YBundesrathe genehmigt, Ihnen 
ihon heut vorgelegt werden fann. Indem diefes Gejegbuh auf einem 
der wichtigſten Bebiete des öffentlichen Rechtes die nationale Einheit im 
Norddeutſchen Bunde zum Abjchluffe bringen will, enthält es zugleich eine, 
den Forderungen der Wiffenfchaft und den Ergebniffen reicher Erfah: 
rungen entjprechende Fortbildung des im Bundesgebiete beftehenden Straf: 
rechtes. — — 

Die Anbahnung der im Artifel 4 des Prager Friedens vorgejehenen 
BVerftändigung über die nationale Verbindung des Norddeutichen Bundes 
mit den Süddeutſchen Staaten ift der Gegenftand meiner unaußgejegten 
Aufmerkſamkeit. 

Ein mit dem Großherzogthum Baden geſchloſſener Jurisdiktions— 
Vertrag, der Ihnen zur Genehmigung zugehen wird, dehnt die Grund— 
ſätze der Gemeinſamkeit des Rechtsſchutzes, welche durch das Geſetz über 
die Gewährung der Rechtshülfe für den Norddeutſchen Bund zur Gel— 
tung gelangt nd, in nationalem Sinne über die Grenzen des Bundes: 
gebiete3 aus. Durd eine Ergänzung der Maaß- und Gewichtsordnung 
wird die Möglichkeit gewonnen werden, der Gemeinjamkeit de Maaß— 
und Gewichtsweſens mit anderen Deutjchen Staaten durch gegenfeitige 
Zulaffung der geaihten Maaße und Gewichte Ausdrud zu geben. Zur 
Herftellung der Süddeutſchen Feitungs- Commiffion hat der Bund durch 
Meine Vermittelung unter Einwilligung in den ungetheilten Yortbeftand 
des gemeinjfamen Feftungs » Eigenthums bereitwillig mitgewirkt. 

Die Gefanmtheit der Verträge, weldhe den Norden Deutſchlands 
mit dem Süden verbinden, gewähren der Sicherheit und Wohlfahrt des 
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gemeinfamen Deutjchen Baterlandes die zuverläfjigen Bürgichaften, melde 
die ftarfe und gejchloffene Drganijation des Nordbundes in fich trägt. 
Das Bertrauen, welches unfere Süddeutjchen Verbündeten in dieje Bürg- 
ſchaften jegen, beruht auf voller Gegenjeitigfeit. Das Gefühl nationaler 
Zufammengehörigfeit, dem die beftehenden Verträge ihr Dajein verdanten, 
das gegenjeitig verpfändete Wort Deutjcher Fürften, die Gemeinjamteit 
der höchſten vaterländijchen Intereſſen, verleihen unjeren Beziehungen zu 
Süddeutihland eine von der wechjelnden Woge politijcher Yeidenjchaften 
unabhängige Yeltigfeit. 

Als Ih im vorigen Jahre von diejer Stelle zu Ihnen ſprach, habe 
ih dem Bertrauen Ausdrud gegeben, daß Meinem aufrichtigen Streben, 
den Wünjchen der Bölfer und den Bedürfniffen der Civilijation durch 
Berhütung jeder Störung des Friedens zu entiprechen, der Erfolg unter 
Gottes Beiftand nicht fehlen würde. Es thut Meinem Herzen wohl, heut 
an diefer Stelle befunden zu fünnen, daß Mein Vertrauen feine volle 
Berehtigung hatte. Unter den Regierungen, wie unter den Völkern der 
heutigen Welt ift die Ueberzeugung in jiegreihem Fortſchritte begriffen, 
dag einem jeden politiichen Gemeinweſen die umabhängige Pflege der 
Wohlfahrt, der Freiheit und der Gerechtigkeit im eigenen Hauje zuftehe 
und obliege, und daß die Wehrkraft eines jeden Yandes nur zum Schuge 
eigener, nicht zur Beeinträchtigung fremder Unabhängigkeit berufen jet. 

Die Yegislaturperiode des gegenwärtigen Reichstages naht ſich ihrem 
Schluſſe. Durch Ihre bisherige an Erfolgen reihe Thätigfeit und die 
fruchtbare Wechſelwirkung, mit welcher die Arbeiten der verbündeten Re— 
ierungen und des Reichstages in einander gegriffen haben, find die 

undes- Einrichtungen feft begründet, und ift die Richtung ihrer Ent: 
wicelung zum Heile des VBaterlandes bejtimmmt worden. Ju diejem Sinne 
werden die Berathungen der bevorjtehenden Seſſion erneut Ihre ange: 
ftrengte Thätigfeit in Anjpruch nehmen. Aber Sie werden dur Löſung 
der Ihnen vorliegenden Aufgaben die Erfolge des gegenwärtigen Reichs: 
tages zu einem Abſchluſſe bringen, welcher dıe damit verbundenen Mühen 
duch den Danf der Nation lohnen und dieſem Reichstage eine her— 
porragende Stellung in der Geſchichte der vaterländifchen Inſtitutionen 
fihern wird. 


Baden und der Norddeutjche Bund. 


(Antrag des Abg. Lasker und Genofjen bei Berathung des Jurisdictions- 
vertrags mit Baden: „Der Reichstag wolle, bei Annahme des Bertrages, 
beichließen, zu erflären: Der Reichstag des Norbveutihen Bundes jpricht 
den unabläffigen nationalen Bejtrebungen, in denen Regierung und 
Boll des Großherzogthums Baden vereinigt find, feine danlende Aner- 
lennung aus; der Reichstag erkennt in diejen Beitrebungen den lebhaften 
Ausdrud der nationalen Zujanımengebörigkeit und nimmt mit freudiger 
Genugtbuung den möglichft ungefäumten Anſchluß an ben beftehenden Bund 
als Ziel derjelben wahr.“ 

Hierzu der Antrag des Abg. von Blankenburg: „Der Reichstag wolle 
beijchließen, den zweiten Abjat des Antrages fortzulaffen, und ſtatt besjelben 
bem erften Antrag hinzuzufügen: „und erkennt in diefen Bejtrebungen den 
lebhaften Ausdrud der nationalen Zujammengehörigleit.“) 
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24. Februar. Erklärungen ded Grafen v. Bismard. 


(Warum der Eintritt Badens zur Zeit nicht wünjchens- 
werth; was bereit3 errungen tft; das Ziel der vollen natio- 
nalen Einigung; jogenannte Bolfspolitif; die auswärtige Po— 
litik und die parlamentarifche Kritik.) 


Der Umftand, daß der Antrag, der uns gedrudt vorliegt, von Namen 
umterfchrieben ift, deren Träger mir ihr Bertrauen häufig un — 
mitunter auch bewiejen haben, nöthigt mich zu der öffentlichen Erklärung, 
daß ich dieſem Antrage volljtändig fremd bin, daß er mir überrajchend, 
daß er mir im böchjten Grade unerwünſcht gefommen ift, daß ich im 
Anfange geneigt war, ihn für einen politiihen Fehler zu halten, und daß 
ih es nach der Rede des Abgeordneten Lasker wieder bin. 

Mir war im Anfange der Accent entgangen, den der Tert des eigent- 
lihen Antrages auf das Wort „möglichit ungeſäumt“ vielleicht legen 
könnte. Ja, über diefes „möglichſt ungefäumt“, richtig verftanden, da 
fönnten wir unter Umftänden jehr bald zu einer Einigkeit kommen; diefes 
„möglichſt“ ungejäumt hat aber die Rede des Herrn Abgeordneten Lasker 
volljtändig eliminirt — meiner Ueberzeugung nad). 

Ich bedauere die Tendenz, die hiermit dem Antrage gegeben ift, aus 
zwei Gründen; einmal, weil jie mir von Neuem den Beweis liefert, wie 
ſchwer es ift für große parlamentarijche Berjammlungen, dasjenige Maaß 
von Selbitbeichränfung im eigenmädtigen, unverabredeten Hineingreifen 
in die auswärtige Politik zu erreichen, welches allein die erecutive Gewalt 
befähigt, in der ununterbrochenen und intimen Anlehnung mit den Par— 
lamenten, wie wir fie wünjchen, auswärtige ‘Politif zu betreiben. Inſo— 
fern, als ein ſolcher Antrag, eine ſolche Diskuffion hier an's Tageslicht 
fommt ohne die mindefte Verabredung mit mir, und ohne, daß Sie fid) 
darüber vergewiljern, daß die Abgabe der Erklärung, die zu geben fie 
mid nöthigt, mir nicht im höchſten Grade unerwünſcht je, — meine 
Herren, in dieſer Weiſe fönnen wir feine gemeinjfame Bolitit 
treiben; wenigftens entziehen Sie mir jede Stüße, die Sie, bereitwillig 
mir zu gewähren, früher allerdings öfter in Ausficht geftellt haben. 

Zweitens ift der Eindrud für mich der des Bedauerns gewejen, weil 
ih unter der Wirkung der Rede des Herrn Abg. Yasfer mich nicht ganz 
von der Bejorgniß losmachen fonnte, daß diejer Antrag allerdings, wie 
der Herr Vorredner jagte, im Auftrage gejtellt jei, aber niht in — 
meinem. “Der Herr Hedner befundete jo intime Beziehungen zur Groß- 
herzoglich badijchen Regierung, wie fie jelbjt mir nicht eigenthümlidh find. 
Der Herr Redner wußte nicht nur genau über deren Intentionen Beſcheid, 
jondern machte ſich auch anheiſchig, wie mir fchien, das etwa in den Alten 
fehlende Amtliche fojort zu bejchaffen. Mir wurde dadurd der Eindrud, 
daß der Herr Redner mehr im Intereſſe der badifchen Regierung, wie 
im dieſſeitigen ſprach, ich fanıı mich vielleicht irven, und ich würde mid) 
herzlich freuen, wenn meine Bejorgniß unbegründet wäre. Aus den Worten 
des Redners mar eine gewiſſe Müdigkeit der badifchen Aegierung, die 
Dpfer, die er mit Recht an ihr gerühmt hatte, weiter zu feiften heraus⸗ 
zuleſen, eine Müdigleit, die mir direkt gegenüber nicht hat ausgeſprochen 
werden wollen, eine Müdigkeit, in deren Vorhandenfein ic) gern Miß— 
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trauen jege, am die ich nicht glauben möchte. Aber wenn nun bier von 
meiner Seite eine Antwort let, die die badifche Regierung mit Sicher⸗ 
beit vorausfehen konnte — für fie ift das Räthſel kein Räthfel, welches 
der Herr Abgeordnete hier wiederholt als ſolches behandelte, fie fennt 
unjere Anſchauung darüber volllommen — wenn nun aljo die badijche 
Regierung das Bedürfniß gehabt hätte, dieſes Räthſel nicht für fie, fon- 
dern für das Publikum gelöft zu ſehen, jo müßte ich beforgen, daß die 
badijche Regierung eines ſolches Borganges nad) einer Richtung hin be- 
durfte, von der ich allerdings aufs Höchfte beflagen würde, wenn fie die— 
jelbe einjchlüge. 

Wenn der Antrag des Herrn Vorredners nur dahin gegangen wäre, 

der badijchen Regierung das Zeugniß öffentlich zu gewähren, was er 
ihr bier ertheilt hat, und von dem ich wünſchte, dar er in derjelben Un: 
partheilichkeit, ich kann wohl jagen: mit derjelben Liebe, auch einmal über 
die preußiiche Regierung urtheilen möchte, wenn es blos darauf anfam, das 
zu befunden, jo bieß das ja mwirklih Eulen nah Athen tragen — die 
Haltung der badifhen Regierung, der Muth, den fie den Be- 
drohungen und Bedrängungen im Innern wie dem badijchen 
Auslande gegenüber jederzeit bewiejen hat, die Hingebung 
jür nationale Zwede, die Se. Königliche Hoheit den Groß— 
peräog, feine Organe, den verftorbenen Minifter Mathy und 
feine Kollegen bejeelt, find ja für Niemanden im Zweifel; wir haben 
wirflih nicht ein Bedürfniß, das zu wiederholen, obwohl aud mir im 
diejer Beziehung der Antrag lieb ıft, es thut mir wohl, dieſes Aner- 
fenntmiß jederzeit zu wiederholen, ich ftehe offen dafür ein und unterjchreibe 
jedes Wort, das der Herr VBorredner in diefer Beziehung fagte, nur halte 
ih es für überflülfig, e3 ift etwas, woran Niemand und nach feiner 
Richtung hin zweifelt; fam es blo3 darauf an, — jo behält ja das Blanten- 
burgijche Amendement diejen Theil des Antrages bei: der badiihen Re: 
ierung dies Zeugniß von der fompetenteften deutichen nationalen Ber: 
ide auszuftellen, die im Augenblide eriftirt, — jo unterjchreibe ich 
den Antrag aus vollem Herzen und kann im Voraus verfichern, daß bei 
der badijchen Regierung fein Zweifel darüber ift, daß die verbündeten 
Regierungen und ihr Präfidium diefe Ueberzeugung in vollem Maaße 
theilen. Aber der Herr Redner geht weiter. Der Herr Redner verwandelt 
den Antrag — ich kann es nicht anderd nennen — in ein Mißtrauens— 
potum gegen die bisherige ausmärtige Politik; ihm dauert es 
zu lange; er hat mit großer Enticjiedenbeit dem Antrage die Erläuterung 
gegeben, daß das Präjidium gedrängt werden joll, von feiner Befugniß, 
die im legten Paragraphen der Berfaffung ihm verliehen wird, Gebraud 
zu machen, und hat in Ausficht geftellt, daß die dazu etwa fehlende aften- 
mäßige Örundlage von Baden in wenigen Wochen zu bejchaffen jein 
würde, wenn wir die wünjchten. Nun, meine Herren, ich ermwiedere ihm 
offen: ich wünſche fie nicht und erlaube mir, auch für den Redner das 
Far Gründe zu löjen, welches für die badische Regierung längft 
gelöft ift. 

Wenn man den Beitritt Badens in den Norddeutjchen Bund wünſcht, 
jo fann doch unmöglih Einer von uns dies als ein Definitivum, als 
einen definitiven Ablhluß der deutjchen Frage betrachten wollen, jondern 
wir werden darüber einig fein, daß e8 nur das Mittel fein kann, für 
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da8 gefammte Deutfchland, zwifchen Norddeutſchland und dem gefammten 
Süden Deutfchlands, diejenige engere Bereinigung herbeizuführen, die wir 
Ale erftreben, mag es fein, in welcher Yorm es will, und die ich dahin 
definiren möchte, daß wir die intimften, gemeinſamen Inftitutionen, über die 
wir und beiderjeitig in voller Freimilligkeit einigen können, herbeiführen 
— aber in voller Freiwilligkeit, ohne Drohung, ohne Preffion, ohne Drud. 
Der verftimmte, gezwungene Bayer oder Wiürttemberger in der engften 
Genoſſenſchaft kann mir nichts helfen, und ich würde immer vorziehen, 
noch Ai Menjchenalter zu warten, als Zwang nad der Richtung hin 
zu üben. 

Nun fragt es fih, an welcher Stelle ift das Großherzog— 
thum Baden, ala Träger des nationalen Gedankens, ich fann 
jagen, als der einzige offizielle Träger des nationalen Ge— 
danfens, unter den vier jüddeutihen Staaten — an mwelder 
Stelle ift e8 der nationalen Einigung Deutſchlands förder— 
licher, als abgeſchloſſener Beſtandtheil des Bundes, ausge— 
ſchloſſen aus dem Süden, oder als vermittelndes Element 
innerhalb der Verhandlungen, die der Süden in ſich und mit 
dem Norddeutſchen Bunde führt? Ich kann mich darin irren — viel- 
leicht ift mir das Glüd im richtigen Griff, das mich eine Zeit lang begleitet 
bat, abhanden gelommen, vielleicht iſt e8 auf den erften Herrn Redner 
übergegangen, — ich kann mic) darin irren, es fann fein, daß meine Auf: 
faffung eine unweiſe ift, aber ich fann nur nad) meiner handeln; ich bin 
überzeugt, daß das Großherzogthum Baden, wenn es in der Haltung wie 
bisher fortiährt, ja jelbit wenn es nicht fortfahren follte, wenn die be— 
dauerliche Beforgniß, die ich im Anfang meiner Rede ausfprach, begründet 
jein jollte, aud) dann noch vermöge nationalen Richtung jeiner ges 
bildeten Stände — ja der Majorität jeines Bolfes — uns im Lager 
des Südens immer noch nüßlicher und förderlicher ift, al8 in dem des 
Nordens. Bergegenmwärtigen Sie fi die Frage doch einmal in Bezug 
auf Bayern; wenn wir mit Bayern zu thun hätten lediglich in der Au 
jammenjegung, wie fie Alt-Bayern, Ober: und Nieder Bayern und Ober- 
Pfalz darftellt, wäre da nicht die Hoffnung, daß wir je mit Bayern zu 
einer befriedigenden Einigung kommen fünnten, eine viel weiter hinaus» 
zurüdende — ganz würde ich fie nie aufgeben — als jest, wenn die in 
dem bayrifchen Yager uns befreundeten nationalgefinnten Stämme der 
Franken und der Schwaben, die dort jo nüßlich wirken, abgetrennt waren 
von Bayern? Es märe ja ein Gedanke, den man 1866 hätte haben 
fünnen und dejien Verwirklichung, glaube ich, nicht viel im Wege ftand. 
Wenn man auß den drei Franken einen befonderen Staat hätte bilden 
wollen, um Alt- Bayern auf fich zu reduziren, und Franken etwa irgend 
einem nationalgefinnten Fürjten gegeben wäre, der zum Südbunde oder Nord» 
bund hätte gehören können, das wäre ja gleichgültig, dann meine Herren, 
würde meiner Weberzeugung nad) der Ueberreft von Bayern, wenn nicht 
auf immer, doch auf Jahrhunderte für die deutjche Einheit verloren ge- 
weſen jein. So glaube ich, daß wir nicht gut thun, das Element, welches 
der nationalen Entwidelung im Süden am günftigften ift, auszujcheiden 
und mit einer Barriere abzujchliegen, gewiſſermaßen — wenn ie ein tris 
viales Bild gebraude, jo fchreiben Sie e8 der fürzlichen — an 
landwirthſchaftlichen Verhandlungen zu — den Milchtopf abzuſahnen 
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und da8 Uebrige fauer werden zu laffen. Wir würden nicht 
nur die thätige und glüdliche Wirkung verlieren, die Baden bisher auf 
den Süden übt, und in deren lobender Anerfennung, wenn damit eine 
Ermuthigung, fortzufahren, zu gewinnen ift, ich mich anheiſchig mache, 
den eriten Herrn Redner noch zu übertreffen. Ich will, wenn die badifche 
Regierung dadurch ermuthigt wird, daß fie gelobt und gerühmt wird, 
mit dem Herrn Vorredner darin mwetteifern, um fie auf ihrem bisherigen 
Wege zu erhalten. Uber diefe Trennung Baden und jeine Einverleibung 
in den Norddeutichen Bund, paßt fie ganz in das Syſtem, die An- 
näherung des Südens ohne Drud zu erwarten? ift es nicht eim fehr 
fühlbarer Drud, den wir auf Württemberg und Bayern üben? und den- 
noch, ift e8 ein hinreichend ftarfer Drud, um zwingend zu fein? ift es 
nicht blos ein verftimmender Drud, der vielleicht die Entwidelung hemmen 
wirde, von der ich annehme, daß fie in Bayern und Württemberg troß 
Allem, was wir von dort ber hören, doch in einem ftetigen, mäßigen 
Fortfchritt begriffen ift und nach jedem Luſtrum, wenn wir noch Yuflra 
warten jollen, in einem ftarfen marfırten Fortichritt begriffen fein wird? 
ift es micht zu fürchten, daß dieſe Bewegung einen Rückſchlag befäme? 
wäre es nicht zu bedauern, wenn durch die voreilige Aufnahme Badens 
in den Norddeutihen Bund auch nur um 5 Jahre, oder etwa um eine 
bayriiche Wahlperiode diefe Bewegung rüdgängig würde? Wir fünnen 
ja nicht wiſſen, wie die fonftitutionellen Berhältniffe in Bayern fich ge 
ftalten werden, ob dort bald eine Neumahl bevorfteht oder nicht, ich bin 
darüber nicht jo genau unterrichtet, wie der erfte Herr Redner über Baden, 
aber wenn noch in diefem Jahre in Bayern eine Neumahl ftattfinden 
follte, wäre es denn nicht ein Verluſt von wenigſtens einer bayerifchen 
Wahlperiode, wenn wir der Partei, die dort jest noch die Majorität 
hat, irgend einen jcheinbar plaufiblen Grund zu dem Vorwurf einer 
Preifion, übertriebener Anſprüche, des Nichtabwartens freimilligen Ent- 
fchluffes in die Hand gäben, wenn wir für die dortigen Wahlmanöver, 
von denen wir genug und mehr, als ich zu glauben geneigt bin, gehört 
haben, eine jolde Handhabe lieferten, wodurd das bayerische Selbftge- 
fühl von Neuem über angebliche Bergemaltigung durch den Norden auf- 
geftachelt werden könnte. 

Wir müſſen die Wirfung betrachten, welche die Einverleibung auf 
das Großherzogthum felbit und melde fie auf Bayern und Württemberg 
ausüben würde nad) der geographiihen Konfiguration, die damit dem 
Norddeutihen Bundesgebiet gegeben werden würde. In Bezug auf den 
MWeften künnte der Bund dann zu Süddeutichland jagen: mit meinem 
Mantel vor dem Winde ſchütze ich dich; es wäre dann Bundesgebiet 
wifchen dem Süden und allen Unannehmlichkeiten, die dem Süden von 
Gpeiten her kommen könnten; die Südſtaaten außerhalb des Bundes 
hätten dann noch eine ausländiiche Grenze, die mit Defterreich, don dem 
fie auch nicht8 fürchten; e8 läge aljo eine Aufforderung zu angeftrengten 
Militärleiſtungen für gemeinichaftlide Zwecke in dieſer geographijchen 
Konfiguration gerade nit. Ich will indeſſen die militärifche Seite der 
Sade gar nit in Betracht ziehen. Ich glaube nicht daran, mie der 
Herr Borredner zwar nicht als möglich jchilderte, aber doch jupponirte, 
daß in Bayern die Partei, melde Wortbrudh und Fremdherrſchaft auf 
ihre Fahne geichrieben hat, je ans Ruder fommen kann; ich glaube daran, 
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daß die Verträge ehrlich gehalten werden, wenn auch vielleicht die recht« 
eitige Beihaffung der nöthigen militärifchen Kräfte um jo mäßiger aus— 
Fllen wird, je weniger man eigene Gefahren zu fürdten hat, je ficherer 
man vor dem Weſtwinde durch befagten Mantel gededt ift. 

Ih will aber die militärischen Möglichkeiten gar nicht in Betracht 
ziehen, denn der Unterfchied, ob wir den Beiftand der jüddeutichen Truppen 

aft der — oder kraft des Beitritts der ſüddeutſchen Staaten zum 
Norddeutſchen Bunde haben, iſt mir doch nicht ſo weſentlich; er wird 
vielleicht auf die Kriegstüchtigkeit und die Zahl der ſüddeutſchen Truppen 
einen Einfluß haben. Die Suppoſition alſo, daß dieſer Zipfel, dieſe 
Inſel des Norddeutſchen Bundesgebietes, welche Baden bilden würde, 
militäriſch iſolirt ſein könnte, kommt mir nicht bei. Aber wirthſchaftlich! 
Das iſt eine Frage, die der Herr Vorredner ſchon berührt hat, und die 
Art, wie Sie dieſes Berühren aufnahmen, bewies mir zu meinem Be- 
dauern, daß Sie in den Zumuthungen, die Sie einzelnen Bundesgenoſſen 
zu machen bereit find, doch etwas hart denken. Einmal würde, wenn 
alfo das Großherzogthum Baden heute Bundesgebiet würde, mie der 
Herr Vorredner ſchon ganz richtig bemerkte, die Freiheit der Entſchließung 
de3 Norddeutihen Bundes in Bezug auf die fünftige Bildung des Zoll 
vereins nicht mehr ftattfinden, man würde mwenigftens im Süden nicht 
mehr an fie glauben, man würde und nicht für jo hart halten, — mie 
einige der dem Herrn Vorredner Widerfprechenden uns haben mollten 
und e3 würde uns die Möglichkeit fehlen, mahricheinlich zu machen, daß 
mir etwa Südheſſen aus dem Zollverein ausjchliegen und Baden darin 
behalten wollten. Auch wenn Südheflen dem Beifpiele Badens folgte — 
mozu mir imdeffen nicht die mindefte Wahrfcheinlichkeit vorliegt, daß es 
durch freiwilligen Entſchluß der heififhen Regierung der Fall jein würde — 

(Abg. Graf Renard: Da muß man fie zwingen!) 

Nein, das beabfihtigen wir nicht. 

— jo märe e8 doch, wenn auch nicht Württemberg und Bayern mit 
Baden in demjelben Zollgebiet wäre, eine außerordentlich harte Zumu— 
thung für Baden. Das rohe ft von Baſel bis da, mo e8 
den Main bei Wertheim berührt, etwa 40 Meilen lang, und hat Stellen, 
etwa in der Höhe von Raftatt und Wildbad, deren Breite 27, Meile 
nicht erheblich überfteigen wird. Ein ſolches Gebiet durch eine Zollgrenze 
als Inſel einzuengen — meine Herren, den Muth habe ich nicht und 
den Muth traut man uns in Württemberg auch nicht zu, und wenn wir 
es dennoch thäten, jo wiirde jehr bald auch in Baden die Bewegung 
rüdläufig werden, man würde jehr bald die Zugehörigkeit zum Norddeut- 
fhen Bunde, wenn der Zollverein eben feinen zujammenhängenden Be- 
ftand hätte, al3 eine Duelle unzähliger täglicher und häuslicher Leiden 
und Verdrießlichkeiten betrachten, deren Wirkungen der Menſch oft zugäng- 
licher iſt als großen politifchen Ideen. 

Ich kann alſo diejes Argument, welches der Herr Vorredner jchon 
erwähnte, doch nicht jo ganz von der Hand mweijen, daß unjere mwirth- 
fchaftlihe Freiheit doh nur auf Koften Badens — Koſten zur Höhe 
eines Betrages, den ich Baden nicht auferlegen möchte — gewahrt werden 
fönnte. 

Ich würde, wenn mir jegt die Eröffnung von Karlsruhe käme, das 
Präjidium möge die Aufnahme Badens in den Norddeutichen Bund be» 
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antragen, diefen Antrag im Intereſſe des Bundes und im Intereſſe des 
Großber ogthums Baden als intempeftiv rebus sic stantibus ablehnen 
und würde jagen: wir werden Euch den Zeitpunkt kennzeichnen, wo uns 
das im Gefammtintereffe Deutfchlands, im Intereſſe der Politik, die wir 
bisher, ich kann wohl jagen, nicht ohne Erfolg durchgeführt haben, an- 
gemeſſen erjcheint. 
Ich hatte zuerft, als ich den Antrag lad, das Gefühl, daß den 
ns Antragftellern jo etwa zu Muthe war, wie Shafefpeare den Heiß- 
porn Percy fchildert, der, nahdem er ein halb Dugend Schotten 
umgebradt hat, über das langweilige Leben, flagt; es paſſirt 
eben nichts, e8 muß etwas Leben hineingebradht werden. Gründung 
ftaatliher Gemeinfhaften, großartige Reformen, durchgreifende 
Gejeggebungen, das Alles erfhöpft den Thatendrang nidt: 
e8 muß etwas gefchehen. Das war der Eindrud, den ich von den Antrag- 
ftellern hatte, ich mweiß nicht, mit wieviel Berechtigung; aber wenn einige 
daran ift, liegt das nicht in einer gemaltigen Unterfhägung des wirklid 
Erreihten? Denten Sie zurüd, meine Herren, in die Jahre vor 1848, 
in die Jahre vor 1864: mit wie Wenigem wäre man damals zufrieden 
er al8 welche glänzende Errungenjchaft wäre beiſpielsweiſe diejenige 
inigung für ganz Deutjchland, in welcher wir heute mit Süddeutjchland 
ftehen, der gefammten Nation erjchienen! nämlih ein Bollparlament, 
welches das liberum veto aus der Bollverfafjung bejeitigte, welches dem 
Ganzen eine organifche verfaflungsmäßige Geftalt verlieh und ein geficherter 
Dberbefehl der gefammten Heeresmacht! Der geficherte Oberbefehl war 
eine große Schwierigkeit für einen Krieg des alten Bundes, er war 
ſchwerlich zu erreichen, und die Verhandlungen darüber hätten, wenn nicht 
außerhalb des Bundes Vorſorge getroffen wäre, länger dauern können, 
als der Krieg. Haben mir nicht in Bezug auf Süddeutfchland ein foftbares 
Stüd nationaler Einheit erreiht? Ih kann dreijt behaupten: übt 
niht das Präjidium des Norddeutfhen Bundes in Süddeut- 
Ihland ein Stüd Kaiferliher Gewalt, wie e8 im Befige der 
deutſchen Kaiſer jeit 500 Jahren nicht gemejen? Wo tft denn 
— feit der Zeit der erften Hohenftaufen — ein unbeftrittener 
Oberbefehl im Kriege, eine unbeftrittene Sicherheit der Ge— 
meinſchaft, denjelben Feind und denjelben Freund im Kriege 
zu haben, in deutſchen Landen vorhanden geweſen? wo iſt 
enneine wirthſchaftliche Einheit vorhanden gewesen, an deren 
Spitze der deutſche Kaiſer geſtanden hätte? Der Name macht 
es nicht! Aber, wenn das Präſidium, wenn der König, mein Allergnädigſter 
Herr, im Nordbunde eine Macht übt, die zu erweitern im nationaleu In— 
terefie, im Intereſſe des Gewichtes und des Schutzes von Deutjchland 
fein Bedirfniß vorhanden ift, fo fann ich behaupten: das Haupt des 
Nordbundes hat in Süddeutſchland eine Stellung, wie fie feit dem Kaijer 
Rothbart ein deutjcher Kaifer nicht gehabt hat, und diejer doch auch nur, 
wenn fein Schwert gerade fiegreih mar, vertragsmäßig und allgemein 
anerkannt nicht. Alfo unterfhägen mir dies nicht und drängen Gie 
nicht fo auf neue Etappen: genießen Sie doch einen Augenblid froh, was 
Ihnen befchieden, und begehren Sie niht, was Sie nicht haben! Wenu 
Sie den Beitritt Badens, die Herftellung des Nordbundes, wie er durd 
den Beitritt Badens fich geftalten würde, als ein Definitivum anfehen, 
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dann haben Sie ein Recht, den Antrag zu ftellen, dann würde ich auch 
heute feinen Anftand nehmen, ihn zu unterfchreiben. Wenn Sie ihn aber 
als Mittel anjehen, die volle nationale Einigung des ganzen Deutſchlands 
u fördern, fo ift das eine Ausfichtsjache, da fann ich irren und Gie 
önnen irren, da fann ich nur fagen, ich theile Ihre Anficht nicht, und 
werde nach meiner handeln. 
Der erfte Herr Redner hat, glaube ich, nicht im Sinne der Pflege 
egenfeitiger Zuneigung, von dem fonft feine Rede getragen war, auf 
erdrießlichkeiten der Vergangenheit angejpielt, 3. B. auf eine Kontribution, 
die dem Großherzogthum Baden auferlegt wurde. Ych kann dem Herrn 
VBorredner jagen, daß er einen jehr erhabenen Meinungsgenofjen in der 
damaligen Zeit, in der Perfon Er. Majeftät des Königs von Preußen 
hatte, der auch wünſchte, daß der Zufall, nach welchem Baden ſich mit 
und im Kriege befand, nicht durch eine Kontribution geahndet werden 
möchte, und dennoch hat Se. Majeftät der König die erflärlihen Motive, 
die dem zu Grunde lagen, der Staatdraifon geopfert. Es durfte einmal 
in der Welt nicht die Meinung ermedt werden, daß ein Fürſt, deſſen 
Soldaten thatjählich zu Felde danden und dort unter Umftänden wirklich 
erfchofien wurden, nicht mit vollem Ernfte das, was er einmal hatte über- 
nehmen müffen, auch ausführte, jo lange e8 fein mußte, etwa in demfelben 
Sinne, wie das Morktihe Corps den Beiltand im ruſſiſchen Feldzuge 
durchführte. Dem Berdachte, der ja von den Gegnern des Großherzoglichen 
Haufes vielfach betont worden ift, durfte Feine neue Nahrung gegeben 
werden. Auf der anderen Seite habe ich die Anficht, daß der Deutjche 
fih des durch den langen Frieden genährten Gefühls entwöhnen muß, 
daß der Krieg eigentlih nur Spaß wäre, und daß, wenn er vorbei tit, 
man vom Manöver nad) Haufe geht. Einen Bolksftamm für den Krieg, 
den feine Regierung führt, zu ftrafen, kann nicht unfer Beruf fein, wir 
hatten nicht Frafende Gerechtigkeit zu üben, fondern wir wollten erreichen, 
was national richtig und nüglich ſchien. Glauben Sie, daß in der Mehrheit 
der Bevölkerung von Sachſen, Heffen, ja ich will jelbft jagen von —— 
die Bevölkerung feindſeliger gegen uns geweſen iſt, als in der Majorität 
von Baden, daß die ſächſiſche Bevölkerung dieſen Krieg mit großer Freude 
in ihrer Mehrheit geſehen hätte? Ich glaube nicht. Wenn die ſächſiſche 
Bevölkerung hätte abſtimmen können, ſoll dieſer Krieg geführt werden 
oder nicht, ſo würde ſie die Frage verneint haben. Nichts deſto weniger 
hat Niemand etwas darin gefunden, daß nach dem Kriege eine Kontribution 
in Sachſen erhoben wurde. Daß dieſe Koſtendeckung eine allgemeine ſein 
ſollte, war bereits bei den mündlichen Verabredungen in Nikolsburg vor— 
eſehen worden. Dies waren die Gründe, melde Seine Majeſtät den 
önig bewogen, contre coeur damals zuzuftimmen, bei denen ich auch den 
Herrn Vorredner bitten möchte, ſich zu beruhigen. 

Der Herr Vorredner hat mit großer Beftimmtheit ausgeſprochen, daß 
er in der Aufnahme des Großherzogthums Baden den Anfang der Boll: 
endung des Bundes jehe. Meine Be hier fann ich nur Ueberzeugung 
gegen Ueberzeugung ftelen: meiner Ueberzeugung nad würde in 
einer jolden Maßregel die Hemmung der Vollendung liegen, 
— nicht blos ein Anfang der Hemmung, fondern ein ziemlich dauerhafter 
Hemmſchuh, mit dem am Rade wir an der Verpollftändigung des Bundes 
alsdann weiter zu arbeiten haben würden. Ich kann nur dringend wün— 
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ſchen, meine Herren, daß Sie der Leitung der ausmärtigen Angelegen- 
heiten de3 Bundes, der Sie früher in michtigeren Fällen, und namentlich 
in der Zeit, von der der Herr Borredner ſprach, wo diefer Verfaſſungs— 
paragraph gejchaffen wurde, Ihr Vertrauen in einer mitunter mich befchä- 
menden Weile zugemwendet haben, auch jest Ihr Vertrauen dadurch be- 
funden wollen, daß Sie den Antrag, wie er gedrudt vorliegt, nicht annehmen 
wollen. Ich mürde mich nicht jo beftimmt dagegen ausgeſprochen haben, 
wenn er nicht durch die Nede des erften Herrn Redners, ſowie geichehen, 
erläutert worden wäre; da würde ich vielleicht mein Gewiſſen damit haben 
beruhigen fünnen, daß er eine dilatorifche Klaufel hat, deren Dauer ja 
von Verſchiedenen verfchieden beurtheilt werden kann. So aber werde ich 
e3 von Denjenigen, die Vertrauen zu meiner Peitung der Geichäfte haben, 
rn eine Bekundung defjelben anfehen, wenn fie für diefen Antrag nicht 
timmen. 


Nah dem Abg. Miquel jagt der Bunbesfanzler weiter: 

Ich kam heute hierher, noch im Zweifel, ob ich e8 mir überhaupt 
gefallen lafien follte, über Fragen der ausmärtigen Politik in diejer Weiſe 
öffentlich interpellirt zu merden, ob ih dem Mißbrauch Vorſchub leiſten 
follte, daß beliebig au8 irgend einem äußeren Grunde bei einer 
Frage über Jurisdiktion die große Politif — ich ſage nidt 
nur die deutſche, jondern auch die europäilde — zum Gegen: 
ftand öffentliher Diskuffion gemaht wird. Ich kann das nicht 
hindern, aber daß dabei der Vertreter der ausmärtigen Politif interpellirt 
wird und, wenn er nicht faljch beurtheilt werden will und fich nicht falfche 
Motive unterjchieben lajjen will, gezwungen ift, zu antworten, jcheint mir 
befremdlih. Ich kam halb und halb mit der Neigung ber, mich diejem 
Zwang zu widerfegen und anzunehmen, daß der Antrag, den Sie geftellt 
haben, in der Abficht geftellt jei, daß Sie Ihre eigene Anfiht ausſprechen 
wollen, aber nicht nothmwendig die Abficht einfchliege, die meinige an den 
Tag zu fördern. Nichtsdeftomeniger hat die Rede, mit der der erfte Herr 
Redner den Antrag einleitete, es mir ganz unmöglich gemacht, dazu zu 
ſchweigen; abgefehen von den faktiichen Jrrthiimern, wie daß z. & der 
Miniſter Mathy die Intentionen der badiichen Regierung in einer offi— 
ziöfen Weile mir mitgetheilt hätte. Der Herr hat mir einen Privatbrief 
gefchrieben, deſſen Konzept nachher unter feinen binterlafjenen Papieren 
gefunden und jehr gegen den Wunfch der badifchen Regierung veröffent- 
liht worden iſt. Diejer Privatbrief verlangte von mir, ich jolle eine pro— 
mifjorifhe Politik mahen, — erflären, in welchem Zeitraum etwa, und 
die Autorijation ertheilen, daß diejes einigen leitenden Parteiführern mit— 
getheilt werde. Wenn dies gejchehen wäre, jo mußte ich natürlich voraus- 
jegen, daß dieje Parteiführer nicht blos aus Neugierde die Mittheilung 
wünjchten, jondern um ihrerjeit8 Gebrauch davon zu machen, aljo die 
beabfichtigte Politik zu veröffentlichen. Auf diefen Privatbrief — und 
etwa® Anderes ift nicht vorgefonmen — habe ich geantwortet, ich müßte 
ed ablehnen, eine promifjortjche Politit überhaupt zu treiben, wie ich es 
jest auch ablehne. Die auswärtige Politik ift nicht ein Gewerbe 
der Art, daß fie unbedingt die vorhergehende Veröffentlihung 
aller ihrer Bhajen verträgt. Was der Herr Vorredner unter Volks— 
politik verftehgt — ein Wort ftellt bekanntlich zur vechten Zeit fich ein, 
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— fo weiß ich nicht, verfteht er darunter die öffentlihe Meinung, die im 
Jahre 1866 in Adreffen und bejtiirmte, diefen Krieg nicht zu führen, — 
verfteht er darımter die Verweigerung der Mittel, diefen Krieg zu führen? 
Das war Bolfspolitif, wenn die Sache irgend einen Begriff hat, und 
ich glaube, man weiß e8 uns Dank, daß mir damal3 die Sache beſſer 
verftanden haben, mie diefe Volfspolitif. ch möchte jagen, es thut mir 
faft leid, daß ich meinen Vorſatz, zu fehmeigen, nicht ausgeführt habe; 
aber ich hätte darin eine Nichtachtung der Verſammlung gefehen, ich häte 
damit Thür und Thor geöffnet hr Bi jeder Berdächtigung der Motive 
meines Schmweigend. Man mürde bald auswärtige, bald inländifhe Rück— 
fihten, bald Bodenfäge und Niederfchläge eines veralteten preußiichen 
Junkerthums als Motive bezeichnet, bald — ich weiß nicht nach melchen 
Richtungen hin — mid, verläumdet haben, wenn ich gejchwiegen hätte. 
Neun Stellt fi aber die Sache einfach jo: Wir find über den Zmed ganz 
einig, den wir erftreben, nämlich eine Einigung des gejammten Deutjch- 
lands, deren feften Abichluß wir überhaupt in feiner fonfreten Form uns 
heute fchon zu denken haben, fondern fie fann als einer ewigen Bervoll- 
fommnung, jo lange e3 Völker giebt, fähig angefehen werden. Der augen- 
blickliche Norddeutiche Bund ift ein konkreter Ausdrud der Einigung, den 
ich jedoch al3 ein vorübergehende Stadium betrachte, ebenjo wie ich ihn, 
durch Baden vergrößert, ebenfall3 nur als ein vorübergehendes Stadium 
betradhten würde. Wir find über den Zmed alfo ganz einig. Und in 
diefer Page tritt ein Redner derjenigen Partei auf, die behauptet, fie hätte 
mir ihr Vertrauen und ihre Unteritügnng jederzeit bewieſen, und bean- 
ſprucht, daß der Reichstag bezüglih der Mittel der Hofkriegsrath fir 
meine Politif fein jolle. Das jet ein Mißtrauen voraus, wenn auch 
nicht in meinen guten Willen, fo doch in meine Einficht. Ueber den 
Zweck find wir einig; aber über die Mittel find die Herren der Mei: 
nung, daß fie die Auswahl der Mittel, die Ausmahl des Zeitpunkts 
beffer verftehen als ich und ich bin der Meinung, daß ich das beſſer ver: 
ftehe als Sie, nur darüber fünnen wir uns nicht einigen. So lange ich 
aber Bundesfanzler und ausmärtiger Minifter bin, jo muß 
die Politif nah meiner Einfiht gemadht werden, und wenn 
Sie ihr Steine in den Weg legen, ihr Knüppel in die Räder 
fhieben, jo hindern Sie diefe Politik, und die Berantwort- 
lichkeit für diefe Berhinderung, ja jelbft für die unzeitige 
Nöthigung, mih auszuiprehen, die Verantwortlichkeit für 
die Folgen tragen Sie, die Antragfteller und Redner, nicht id). 
Wenn ich aber nun noch dem ausgefegt bin, daß einer der Herren Redner 
diefer Partei, die mich zu unterftügen vorgiebt, die behauptet, jederzeit 
mir Beweife ihre8 Vertrauens gegeben zu haben, nur heute nit, — 
meine Herren, wir mollen in den Büchern nicht blättern, — wenn Je— 
mand, auf deffen Unterjtügung perjönlich ich in der That gerechnet habe, 
menn der Herr Abgeordnete, während wir jo nah aneinander figen, wäh— 
rend er fo gut hört und fo einſichtsvoll zu urtheilen weiß, wenn er einen 
fo mejentlihen Theil deſſen, was ich gejagt habe, ſchon jegt unabſichtlich 
fo entjtellt, auf was für Mißverftändnifie muß ich dann überhaupt gefaßt 
fein, wenn die Worte, die ich gejprochen habe, erjt in den Zeitungen von 
Uebelmollenden zerpflüdt werden, — wenn jchon mein befter Freund, zu 
denen ich den Herrn Vorredner rechne, zu ſolchen Mißverftändnijien ge— 
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langt, als hätte ich gefagt, ich wollte da ganze Süddeutſchland entweder 
auf einmal oder gar nit. Es hat das in meinen betreffenden Worten 
in feiner Weife gelegen; ich erinnere daran — es wird das noch im Ges 
dächtniß fein — ich gebrauchte das, dem Herrn Vorredner vielleicht beſſer 
wie mir geläufige lateinifche Jdion rebus sic stantibus. Ich ſchloß durch 
aus den Fall nicht aus, daß mir jehr wohl zu einzelnen Anjchlüffen 
kommen könnten. ch weiß z. B. nicht, ob, wenn heute diejelbe Bereit- 
willigfeit von Seiten der bayrijhen Regierung vorhanden wäre, ich den 
Fall nicht ganz anders beurtheilen würde. ch weiß ferner nicht, ob, wenn 
diefe Bereitwilligfeit von Seiten der badifchen und württembergijchen, ein= 
ſchließlich der ſüdheſſiſchen Regierung vorhanden wäre, ich den Fall auch 
nicht anders beurtheilen würde, Einer der Herren Abgeordneten hat die 
Güte gehabt, mir ein Material zu fuppeditiren, woraus der Herr Redner 
entnehmen fann, daß ich nicht blos heute und ex post diefe Auslegung 
gebe. Es find dies die Berhandlungen vom 9. April 1867 über den 
etwaigen Eintritt des jüdlichen Theils des Großherzogthums Helen in 
den Norddeutjchen Bund, mo ich, glaube ih, mic unummunden dahin 
ausgejprochen habe, daß, wenn der Antrag der heſſiſchen Regierung er- 
folgte, die Sache in Berhandlung genommen werden würde; ich habe den 
Weg näher bezeichnet, aber ich glaube, man muß fehr feindlich gegen mid 
lefen, wenn man irgend eine Abneigung meinerfeitS aus diefen Zeilen 
herausleſen will, die in dem ftenographijchen Bericht — ih will Sie nidt 
aufhalten und die Rede nicht unnöthig verlängern — enthalten find. Nun 
frage ich, welches Intereſſe hat der Herr VBorredner denn, dem Publifum und 
den Leuten, der öffentlihen Meinung, auf deren Bertrauen ich rechnen 
muß, eine unvichtige Borftellung von meinen Zweden, von meinen Zielen, 
von meiner Auffoffung zu geben? und wäre es nicht wenigjtens, wenn 
nicht der Achtung von mir, doch den Rüdfichten auf das öffentliche Wohl 
entſprechend, unter folchen Umftänden genauer zu hören, ehe man mit jo 
vieler Entjchiedenheit und fo vielem rhetoriſchen Schmud meine Jnten- 
tionen dem Publikum in einer unrichtigen Weiſe darftellt? Ich fürchte 
Ihnen zu lang zu werden, meine Herren, wenn ich mit derjelben Aus» 
dehnung, mit der der Herr Vorredner mir Stoff dazu gegeben bat, die 
einzelnen — mir fällt immer ein zu harter Ausdrud dabei em — die 
einzelnen unrichtigen Auffafjungen meiner Aeußerungen revidiren wollte; 
wir fämen nicht zu Ende. Ich kann den Herrn Vorredner nur bitten, 
meine Rede genauer zu lejen, und er wird fich jelbft überzeugen, daß er 
mir Unrecht gethan hat und daß er durch das weitreichende Sprachrohr 
der Tribüne bei einem großen Theil desjenigen Publiftums, welches nur 
Zeitungen lieft, in denen die Reden jeiner Partei unverfürzt gegeben 
werden, die meinen aber verkürzt und unvollftändig, dazu beigetragen hat, 
einen faljhen Eindruf von meiner Stellung herbeizuführen. Im Uebrigen, 
ih fomme ungern — Sie haben mir früher vorgeworfen, daß ich, wenn 
die Gründe mir ausgingen, etwa erflärte: dann jpiele ich nicht mehr mit, 
dann helfen Sie fi. wie Sie fünnen — ich komme ungern auf ein 
jolhes Thema; aber Herr dv. Blandenburg, wie er jprad, fagte ganz 
richtig: verftehen Sie die Sache befjer, jo müffen Sie Bundeskanzler 
werden, fo ift es ganz unrichtig, daß Sie dort figen, denn die öffentliche 
Politit Deutſchlands kann von den Stühlen nicht geleitet werden, fie 
muß von hier geleitet werden; wiſſen Sie Alles bejjer wie ich, jo 
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jegen Sie ſich bierhei, und ih werde mich auf jene Stühle 
fegen, und will diejenige Kritif üben, die mir eine WOjährige 
Erfahrung in den Geſchäften deutſcher Bolitif an die Hand 
geben wird; aber ich verjihere Sie, mein Patriotismus wird 
mic Ban lajjen, wenn ich fühle, daß Spreden zur Un- 
zeit ift. 

(Der Laskerſche Antrag wurde ſchließlich zurüdgezogen.)- 


Das Strafgeſetzbuch und die Todesitrafe. 
I. 
1. März. Erklärung des Grafen von Bismard. 


Ih getraue mir nicht, den Gründen, welche in diejer Frage für und 
wieder angeführt find, folche hinzufügen zu können, welche die Ueberzeugung 
des einen oder des andern zu beftärfen oder zu erjchüttern vermöcdhten. 
Wenn ich dennoch das Wort ergreife, jo gejchieht e3, um Zeugniß dafür 
abzulegen, daß die Argumente, die ich hier gegen die Todesftrafe gehört 
u meined Eradtens nicht die Kraft haben werden, die Ueberzeugung 
der Mehrheit des Bundesraths, der Mehrheit der Regierungen, welche 
fih im Bundesrath für die Vorlagen ausgeſprochen haben, zu erjchüttern — 
welche fich nad) forgfältiger Prüfung in allen Stadien, den technifchen ſowohl 
wie den politijchen, für die Beibehaltung der Todesftrafe entichieden hatten. 

Wenn ih den Eindrud, den ich von der Discuffion habe, und der 
nıich dies äußern läßt, rejumire, fo iſt e3 einmal der der Ueberfchägung bei 
den Gegnern der Todesitrafe des Werthes, welchen fie dem Leben diejer Welt 
und der Bedeutung, welche jie dem Tode beilegen. Ich kann mir denten, 
daß Jemandem, der an eine Fortjegung des individuellen Lebens nach dem 
leiblichen Tode nicht glaubt, die Todesftrafe härter erjcheint als demjenigen, 
der an die Unfterblichkeit der ihm von Gott verliehenen Seele glaubt: aber 
wenn ich der Frage näher ind Auge jehe, jo fann ich auch das kaum 
annehmen. Für Jemand, der des Glaubens nicht ift — zu dem ich mid) 
von Herzen befenne — der Tod fei ein Uebergang von einem Leben in 
das andere, und wir jeien im Stande, auch den ſchwerſten Verbrecher 
auf feinem Grabe die troftreiche Berheißung zu geben: mors janua vitae 
— für Jemand, der diefe Ueberzeugung nicht theilt, müſſen die Freuden 
diefes Lebens einen jolhen Werth haben, daß ich ihn faft um die Empfin» 
dungen, die fie ihm bereiten, beneide; er muß in einer Beichäftigung 
leben, die für ihn jo befriedigende Erfolge aufweiſt, daß ich feinen Ge— 
fühlen darin nicht zu folgen vormag, wenn er mit dem Glauben, daß 
jeine perjönliche Eriftenz mit dieſem leiblichen Tode für ewig abgejchlofjen 
jei, wenn er mit diefem Glauben es überhaupt der Mühe mwerth findet, 
weiter zu leben. Ich will Sie nicht hier auf den tragijchen Monolog von 
Hamlet verweijen, der alle die Gründe anführt, die ihn bewegen jollten, 
nicht weiter zu leben, wenn die Möglichkeit nicht wäre, nad dem Tode 
vielleicht zu träumen, vielleicht doch noch etwas zu erleben — wer weiß, 
was. — Wer aber .darüber mit ſich einig ift, daß diejem Leben fein 
anderes folgt, der fann dem Verbrecher, der, um mit den Worten des 
Dichter zu reden, jeiten Blicks vom Rabenſtein blidet, in das Nichts 
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bineinfieht, für den der Tod die Ruhe, der Schlaf ift, derjenige Schlaf, 
den Hamlet erjehnt, der traumloje, nicht zumuthen, bei ſolcher Auffafjung 
in der engen Zelle eines Gefängnifjes, beraubt von Allem, was dem 
Leben einen Reiz verleihen fann — um die Worte eines Gelehrten zu 
gebrauchen — das Phosphoresciren jeines Gehirns noch eine Zeit lang 
fortzufegen. Es ift einerjeit3 dieſe übertriebene Bedeutung des Ueber: 
ganges aus dem einen Leben in das andere, welche von den Regierungen, 
die ım Bundesrathe die Majorität bildeten, nicht in dem Maaße, glaube 
ih, wird gewürdigt werden, wie bier. 

Ich habe hier das Gefühl gehabt, dag das Wort des Dichters: 
„Und jeget Ihr nicht das Yeben ein, nie wird euch das Yeben gewonnen 
jein“ und das andere Wort, daß das Yeben der Güter höchjtes nicht ift, 
bei uns in eine merkwürdige Vergeffenheit gerathen, in einen Wuft von, 
meines Erachtens, faljcher Sentimentalität begraben worden ift. ch habe 
ferner den Eindrud gehabt, daß die gegnerische Auffaſſung von eimer 

ewiſſen, franthaften Neigung geleitet war, den Verbrecher mit mehr 
Sorgfalt zu jchonen und vor Unrecht zu jhügen, als jeine Opfer. E3 iſt 
angeführt worden, daß in den Zeiten, wo die Todesſtrafe häufiger geübt 
wurde, die Verbrechen auch häufiger gemejen jeien; es ijt auf das Mittel» 
alter, auf die Zahl der damals üblichen qualifizirten Todesſtrafen zurüd» 
egriffen worden. Meine Herren! Sind Sie denn ganz ſicher, daß die 
Minderung der Verbrechen, welche eingetreten ift, nicht auch eine Folge 
ewejen jet der Jahrhunderte lang ftreng geübten Handhabung der obrigs 
eitlihen Strafgewalt? (Ein Mitglied des Reichstages unterbrach hier 
die Rede durch den Auf „Pfui!“). Dergleihen Fragen wollen doch wifjen- 
ſchaftlich unterſucht werden, und fünnen mit der Koheit eines „Pfui“ 
nicht abgethan werden. Ich bin demjenigen Herrn, der jeine Migbilligung 
jo energisch zu erkennen gab, gern bereit, zu erflären, daß die fortſchrei— 
tende VBervolllommnung der menjhlichen Einfiht und Bildung, alle die 
Güter der Civilijation, die wir mit Recht rühmen hören, das Fortſchreiten 
der Gefittung nicht ohne Antheil an der Sache ift, es iſt das Fortjchreiten 
derjenigen Gefittung, deren Grundlage ſich auf das Chriſtenthum unjerer 
Väter zurüdführen läßt, fie wirkt noch heute in allen Schichten des Volkes, 
fie trägt Sie heute noch, die Sitte; die Abjchaffung der Todesitrafe da- 
egen hat nur auf jehr kurze und kleine Bezirke beichränfte Erfahrungen 
fir fih. Ich halte mich meinerjeits nicht für berechtigt, die Mehrheit der 
friedlihen Bürger dem Experiment ohne Weiteres preiszugeben. Es eilt 
ja nicht jo, Sie können die Todesitrafe jederzeit, jobald eine Einigkeit 
der Mehrheit dieſer Verſammlung mit der Mehrheit des Bundesrathes 
jich herjtellen läßt, no immer abjchaffen, nachdem Sie das Strafgeiep 
angenommen haben. e 

Warum wollen Sie den großen Fortichritt, der in dem gemeinjamen 
Strafrecht liegt, von diefer einzelnen Frage abhängig mahen? Dap die 
Gegner der Todesſtrafe jelbit doch nicht an der Wirkjamfeit, am dem 
Eindrud, den fie für den Schuß des friedlichen Bürger macht, durchaus 
zweifeln, das geht jchon daraus hervor, daß Sie für ſolche Fälle, wo es 
abjolut darauf anfommt, wirkſamen und hinreichenden Schug der Sicher— 
heit herzuftellen, die Todesftrafe beibehalten wollen. Was iſt denn der 
Grund, weshalb Sie im Belagerungszuftande und, mie ich nicht zweifle, 
im Heere, auf der Marine, da, wo es Ihnen darauf anfommt, dag Ruhe, 


895 
1870. 


Ordnung und Gehorjam gegen das Gejeg unbedingt fichergeftellt werden, 
auh Sie die Todesftrafe beibehalten wollen, doch wohl, weil Sie diejer 
Strafart eine noch energifhere Wirkung zujchreiben, als der Ausficht auf 
eine Einjperrung mit möglicher Begnadigung oder Befreiung. Wenn Sie 
das aber zugeben, daß nur um eines Haares Breite mehr Schug für den 
friedlihen Bürger darin liegt, dann find Sie dem friedlichen Bürger 
ihuldig, daß Sie ihm dieſes Mehr von Schug, welches die Gejeggebung 
gegen Räuber und Mörder geben kann, auch geben. Die Regierungen 
werden aljo ihrerjeit3 jchwerlich geneigt jein, die Verantwortlichkeit für 
die Entziehung dieſer Völligkeit, diefer Plenitüde des Schuges, welche in 
der Todesftrafe liegt, zu übernehmen. Ich finde ferner eine Inkonſequenz 
der Herren darin, daß Sie der Obrigkeit das Recht der Tödtung Be— 
hufs der Reprejlion verjagen, Behufs der Präventiv-Maßregeln aber ge— 
ftatten wollen. Gerade umigefehrt, wie Sie in der Gejeggebung für die 
Preſſe plaidivren. Sie wollen der Obrigkeit in der Vertheidigung ihrer 
Rechte, Sie wollen der Obrigkeit im Schuge des Eigenthums des ein- 
zelnen Bürgers in der Hinderung eines Verbrechens das Recht zu tödten 
nicht bejtreiten, und doc handelt es fi) da nicht um einen überführten, 
jondern erft um einen möglihen Verbrecher. Sie wollen zum Schuß 
des Eigenthums — und hier handelt es ſich um den Schuß des Lebens, 
denn es iſt wejentlih nur von den Zodesftrafen der wirklichen Mörder 
die Rede — zum Schuß des Eigenthums wollen Sie die Tödtung zus 
lajfen. Arbeiter, die in einem Aurftande ein Comtoir oder einen Bäder: 
laden ftürmen, auf die darf gejchojjen werden; ob e8 aber einen Schul- 
digen trifft, weiß man nicht einmal; ob es ein Menſch geweſen ift, der 
auch nur die Abjicht gehabt event. zu morden, weiß man nicht, — aljo 
um das Eigenthum eines Bäckers zu jhügen, um ein Comtoir zu jhügen, 
darf der Staat tödten, und um den friedlichen Bürger in ftärferer 
Weiſe gegen den Fall zu fchügen, daß fich bei ihm der Haubmörder 
einjhleiht und Familien halbdugendweile umbringt, da wollen Sie dem 
Staate das Recht zu tödten nehmen. Die VBerfchleppung einer Viehſeuche 
darf durch Tödtung eines Menjchen verhindert werden, — der Ge⸗ 
fahr läuft, das Kontagium der Rinderſeuche weiter zu tragen, wird von 
dem wachthabenden Poſten, wenn er dem Geſetz nicht gehorcht, über den 
ya gejchofjen, um nicht das liebe Vieh in Lebensgefahr zu bringen. 

er Schug des Menjchenlebens gegen Verbrecher aber Icheint weniger ar 
zu jtehen, natürlich nur deshalb, weil man fi diefe Momente zum Ber: 
gleichen nicht nahe rüdt. Sie müſſen der Obrigkeit da8 Recht zu tödten 
entweder ganz nehmen, oder Sie müjjen es ihr auch im Falle der Re— 
prejjion und nicht blos für Durchführung von Präventivmaßregeln laſſen, 
und Sie müfjen den Schug des Eigenthums menigftens in der Theorie 
nicht höher ftellen, al8 den des Lebens. Es gefchieht dies in einer Zeit, 
wo man im Großen und Ganzen in Bezug auf Menjchenleben nicht ge- 
rade weichlich iſt. Wieviel Menjchenleben werden bei uns für die öffentliche 
Dequemlichkeit, für die Förderung des Erwerbs heute aufs Spiel gejegt, 
wieviel Todesfälle fommen auf das Erplodiren von Dampikeffeln, mie 
Diele fommen in Bergmwerfen und auf Eiſenbahnen um, wie Viele fommen 
um in Fabriken, wo giftige Dünfte ihre Gejundheit zerftören ? Und nichts— 
deftoweniger fommt man nit auf den Gedanken, zur Schonung des 
Menjchenlebens die Förderung der menjchlihen Bequemlichkeit und Wohl— 
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fahrt, die im diefen Gewerben liegt, zu unterfagen. Kaum der Gedante 
fommt bei uns zum Durhbrud, daß man den Leuten, die auf diefe Weije 
mit täglicher Xebensgefahr fämpfen, daß man dem Eifenbahnführer, dem 
Lolomotivführer, dem Bergmann, Yeuten, die der Gefahr eines plöglichen 
Todes an jedem Tage, zu jeder Stunde ausgejegt find, daß man ihnen 
mit der Gejeßgebung infomweit zur Hülfe fommt, als man vermöchte, 
Warum wendet fih das Gefühl denn gerade der Schonung des 
Berbredhers zu, ohne daß Sie nad) jener Richtung ſchon gethan hätten, 
was Ihnen zu thun möglich ift. Ich fuche einige Erklärung in dem Um- 
ftande, der ja ſchon früher, in der geftrigen Sitzung mehrfach hervorge- 
hoben ift: in der auffälligen Erjcheinung, daß die Gegner der Todesftrafe 
hauptjählih Juriften find, und daß in den Juriſten eigentlich der Ur- 
jprung der Bewegung gegen die Todesftrafe liegt. Es kann ja fein, daß 
in dem Richter ſich das Gefühl ausbildet, dag es dem Menſchen über: 
haupt nicht gegeben ift, vollfommen gerecht zu fein, daß es ihm nicht ge— 
eben ift, nah Maßgabe des Verbrechens und der Entjchuldigungsgründe 
Fine Strafe zu bemeifen, daß es ihm nicht gegeben, ſich fo in die Rage 
des Andern hineinzudenken, daß er fich fragen fann: wäre ich ganz der- 
felben Verſuchung bei derjelben Erziehung ausgejegt gemwejen — hätte 
ih dann vielleicht daffelbe Verbrehen begangen? In jehr vielen Fällen 
mag der Einzelne bejcheiden genug jein, das zu bejahen, ich hoffe, er 
wird dann auch gerecht genug jein, zu fagen, dann hätte ich auch gegen 
meine Hinrichtung nicht8 einzuwenden. Aber den Grund, warum gerade 
die Richter und die Geſchworenen vorzugsweiſe gegen die Zodesitrafe 
find, fuche ich doch noch auf einem anderen Gebiete. Es ift eine der 
Krankheiten unſerer Zeit die Scheu vor der Verantwortung, auf eigene 
Ueberzeugung hin ein Todesurtheil auszufpredhen, von Seiten der Ge- 
ichmorenen auf eigene Ueberzeugung hin einen Wahrjpruch zu geben, von 
dem fie nad dem Gejege annehmen können, daß er die Tödtung des 
Berbrechers zur Folge hat. Dieje Furcht vor der Berantwortlichkeit ift 
eine Krankheit, die unſere ganze Zeit durchfegt, es ift eine Krankheit, die 
bis in die höchſten Spigen der menſchlichen Hierarchie hinaufreicht; jelbft 
dem Souverän ift die Berantwortlichkeit im höchſten Grade bejchwerlich 
und empfindlich, die er mit der Handhabung des Rechtsſchwertes über: 
nimmt — um wie viel mehr dem Richter, der weniger daran gemöhnt 
ift, Intereffen von folder Schwere, mie die Streichung eines feiner Neben- 
menjchen aus der Reihe der Lebendigen, auf feine Verantwortlichkeit zu 
übernehmen. Daß der Richterftand beftrebt ift, dieje Verantwortlichkeit 
[08 zu werden mit dem einen Geſetzesparagraphen: ihr braucht Niemanden 
mehr zum Tode zu verurtheilen, das ift mir menſchlich ſehr erklärlich, 
namentlich in der Jetztzeit, mo Jedermann jo leicht zur Kritif bereit ift, 
dagegen zur Uebernahme eines Amtes mit folgenſchwerer Verantwortlich: 
feit doch im Ganzen nur jehr wenig Leute. Und dieſe — ich fann es 
nicht anders nennen, als eine Schwäche in dem jo chrenmwerthen und 
hohen und edlen Stande unjerer Richter — dieſe ſchwächliche Abneigung, 
ihr Amt bis in feine höchfte Potenz zu üben, ich kann nicht anders fagen, 
al3: fie beruht auf einem Meiißverftändnig. Denn ift nicht die Berant- 
wortlichfeit eben jo jchwer, wenn ich einen Menjchen zeitlebens einfperre, 
ja ich gehe weiter, ift micht die Verantwortung moralijch diefelbe, wenn 
ih einen Menichen auf acht Tage ungerecht einjperre, al8 wenn ich ihm 
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zum Tode verurtbeile? Ich kann gar nicht willen, zu welchen Wirkungen 
eine achttägige ungerechte Einjperrung führt, mie die ganze Eriftenz, die 
ich dazu verurtheile, von diefem Augenblide an vielleicht eine falſche ver- 
bitterte Entwidelung im Kampfe mit den Gefegen nimmt und meiter zu 
Berbrechen gefördert wird. Ich möchte alfo an die Herren Juriften 
die Aufforderung richten: [hreden Sie Angeſichts der hohen 
Aufgabe, die Ihnen von der Borfehung auferlegt ift, nit vor 
Erfüllung derjelben in ihrem höchſten Stadium zurüd und 
werfen Sie das Richtſchwert nit von ſich, Sie können ſich dazu 
nur gedrungen fühlen, wenn Sie Ihrem Arm in feiner Handhabung le— 
diglich — Kraft zutrauen. Eine menſchliche Kraft, die keine Recht— 
fertigung von oben in ſich ſpürt, iſt allerdings zur Führung des Richt⸗— 
— nicht ſtark genug! Ich möchte die —* Verſammlung bitten, 
obwohl ich fürchte, daß es ohne Erfolg iſt: verſagen wir dem friedlichen 
Bürger des Norddeutſchen Bundes den Schutz, den Sie ihm im vollſten 
Maagaße ſchuldig find und jo weit wir ihn irgend leiſten können, nicht 
unter den Eindrüden eines Gefühle, mas ich, ohne irgend Jemand damit 
fränfen zu wollen, — aber ich meiß feine logiſch richtigere Bezeihnung — 
nur als eine fränflihe Sentimentalität der 2 bezeichnen fann. ch 
fomme nach diefer Einleitung zurüd auf die Meinung, die ich von dem 
weiteren Schidjal unferer Vorlage habe. Ich glaube nicht, daß, wenn 
die Vorlage des Strafgeſetzbuches nah Streihung der Todesftrafe aus 
derjelben an den Bundesrath zurücdgelangt, die Majorität eine andere 
jein wird, als die vorige; ich glaube deshalb, daß damit das Scidjal 
der Vorlage, für diefe Seſſion mwenigftens, befiegelt fein würde. ch bin 
indeſſen nicht berechtigt, im Namen zukünftiger Majoritäten des Bundes- 
raths zu jpreden; ih fann mit voller Sicherheit nur von der 
preußiihen Stimme und von dem preußiihen Einfluß reden, 
der aber wird mit feinem vollen Gewicht für die Beibehal- 
tung der Zodesftrafe eingefegt werden; nur dafür fann ic 
bürgen. Ich bin aber von der Wiederholung der früheren Boten um 
fo mehr überzeugt, als der Bundesrath für oratorifhe Eindrüde auf 
feine Ueberzeugungen nicht empfänglich ift, leßtere vielmehr aus den wohl- 
ermwogenen Inſtruktionen der Regierungen hervorgehen. 


Dem Abgeordneten Fries entgegnete der Bundeskanzler noch: 

Meine Herren! Die Mehrheit des Reichstages zu rejpeftiren, daran 
werde ich es gewiß niemals fehlen laffen, und wenn ung nicht unfer eigenes 
Gefühl dazu triebe, würden wir doch dazu gemöthigt fein, denn mir 
fönnen ohne die Mehrheit des Reichstags nichts machen. Aber die Sache 
bat doch auch ihr Gegenfeitiges in diefer Beziehung, und wenn der Herr 
Borredner das Reſpektiren der Mehrheit des Reichstags jo auslegt, daß 
der Yundesrath fich eben jeder Fundgegebenen Meinung der Mehrheit des 
Reichstags unbedingt fügen müfje, dann muß er erjt die Bundesverfaflung 
abſchaffen. Es liegt in diefer Phrafe eine Art Attentat auf die Bundes— 
an und auf die Geltung derfelben, gegen das ich mich verwahren 
muß. 

Ich bin überzeugt, daß der Bundesrath und die gefammte Regie: 
rung fih nicht nur mit der Majorität des Reichstages, fondern, was 
unter Umftänden etwas ganz Anderes fein kann, aud mit der Majorität 
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des Volkes in voller Uebereinftimmung über die Ziele halten muß, die 
zu erftreben find, und daß ſolche Ziele, die im Widerfpruch mit der öffent- 
lichen Meinung der großen Mehrheit des Volkes von dem Bundesrath 
erftrebt werden fünnten, von ihm jchwerlich erreicht, ja, ich kann hinzu— 
fügen, gar nicht zu erreichen verfucht werden würden. Was ift denn aber 
da8 Ziel im diefer Frage, die und heute vorliegt? Doch nicht lediglich 
der Schug der Verbrecher vor dem Schaffot? Das Ziel liegt doch 
höher, es heißt, Schuß de8 friedlihen Bürgers Handhabung 
der Drdnung und Geredtigfeit in dem Staatömwefen, dem 
wir angehören. Das ift das Ziel, über das wir mit großer Mehr- 
beit des Volkes und mit dem Reichstage einig zu fein glauben; handelt 
e3 fi) aber um die Mittel, vermöge deren dieſes Ziel zu erreichen ift, 
dann geftatten Sie auch dem Bundesrath fein verfaſſungsmäßiges Mit- 


reden. 
(Die Anträge auf Bejeitigung der Todeöftrafe wurden 
in der Vorberathung mit 118 gegen 81 Stimmen ange- 


nommen.) 
I 


23. Mai. Nede ded Grafen von Bismarck bei der Schlußbe— 
rathung. (Gleichheit des Rechts in den Bundesitaaten). 


Gegen ben Antrag von Pland: daß die Todesftrafe, Falls fie im All- 
gemeinen beibehalten werbe, doch in benjenigen Staaten, wo fie auf- 
gehoben ei, aufgehoben bleibe. 

Meine Herren! Um zu der Vorlage zu gelangen, welche Ihnen ur 
fprünglich gemacht worden ift, haben die einzelnen Regierungen, ich kann 
fagen, faft jeder Fürft perfönlich, faft jeder Rathgeber eines deutjchen 
Fürften perfönlich, wejentlihe Opfer an ihren politifchen Ueberzeugungen, 
an ihren Wünſchen, an ihrem Recht3gefühl, ich möchte jagen, an Ihrem 
Rechtsglauben bringen müſſen. Sie haben fie bereitwillig dem höher 
ftehenden Zwecke deutjcher Rechtseinheit gebracht. 

In demſelben Sinne ſind die verbündeten Regierungen an die Be— 
ſchlüſſe des Reichsſtages getreten, die ihnen nach der zweiten Leſung vor— 

elegen haben, und ich glaube, Sie werden ihnen das Zeugniß geben, daß 
de auch dort dem höheren Zmede der deutjchen Recht3einheit neue und er- 
beblihe Opfer gebracht haben. 

anche der Regierungen hätten gewünſcht, wie viele unter Ihnen, die 

Todesftrafe zu befeitigen. Sie haben geglaubt, diefe ihre Ueberzeugun 
diefen ihren Glauben an ein fittlihes Erforderniß der Zeit dem Zwe 
um Opfer bringen zu müffen, welchem die Schöpfung des Norddeutjchen 
Bundes wefentlich ihre Entjtehung verdankt, dem fie bisher gedient hat: 
der deutjchen Nation die Recht3einheit, die politifche Einheit wiederzugeben. 
Diefen Zweck haben fie höher geftellt, als ihr Verlangen nad) Abjchaffung 
der Todesftrafe. 

Andere a er und zwar die große Mehrzahl, haben geglaubt, 
denen, die auf ihren Rechtsſchutz Anſpruch haben, diefen Schuß durch eine 
Anwendung der fchwerften Strafe in ing at air Maaße jchuldig zu 
fein, als die jüngften Konzeffionen der Regierungen es zulaffen. Der 
Herr Vorredner hat eben bemerkt, daß früher vierzehn verfchiedene Fälle 
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mit der ZTodesftrafe bedroht geweſen find. Es hat ſchwere Kämpfe und 
lange Berhandlungen gefojtet, ehe dieje vierzehn Fälle auf das Maaß 
reduzirt worden ind, welches der erfte Entwurf Ihnen unterbreitete, und 
demnächſt auf Ihren Wunſch in Berüdjichtigung Ihrer Beichlüffe hat eine 
weitere fehr beträchtliche Verminderung diefer Fälle eintreten können. Die 
Regierungen haben den Beweis gegeben, daß fie die eigene Meberzeugung, 
die eigene Rechtsanficht dem höheren nationalen Zwede zu opfern ſich ent- 
fliegen können; nur ein Opfer können fie diefem Zwecke nicht bringen: 
das ift das Prinzip diejer nationalen Einheit jelbft. Hierin liegt der 
Grund, der fie hindert, dem Amendement der Abgg. Pland und Genoſſen 
ihre Zuftimmung zu ertheilen. Die Regierungen find außer Stande, fi 
von der Vergangenheit des Norddeutichen Bundes, ſich von den Zwecken, 
welche uns bisher vereinigt und bejdhäftigt haben, in dem Maaße los zu 
fagen, daß fie auß der Quelle des einheitlichen Bundesrechts Marl x 
Waſſer fließen lafien, daß fie bemußter Weife und von diefer Stelle hier 
ein doppelte Rechtsſyſtem für den Norddeutichen Bund fchaffen. ch 
ehe auf die juriftifchen Schwierigkeiten, die die Durchführung eines 
Folien Syſtems hat, nicht ein, man fann deren viele aufftellen, wie die 
Frage etwa über ein Verbrechen, welches bei Nacht auf einer Eifenbahn- 
fahrt, wie e8 ja vorgefommen ift, ftattgefunden hat, — ob e8 in einem 
Gebiete, wo die ZTodesftrafe aufgehoben ift, ob es zwifchen Magdeburg 
und Leipzig etwa in der Gegend von Eöthen, oder ob e3 dicht vor Feipzig 
begangen worden ijt; man könnte bei andern Berbreden, 3. B. der 
Ermordung von Förftern durch Wilddiebe in Grenzwaldungen, ähnlich 
Fafuiftifche Fragen aufftellen, fie follen mich nicht bejchäftigen, ich halte 
mich lediglich an die politiiche Seite der Sache. Es iſt für mich eine ab- 
jolute Unmöglichkeit, e8 wäre ein volles Berläugnen meiner Vergangenheit, 
wollte ich einem Geſetze hier zuftimmen, welches das Prinzip  anktioskrt 
daß durch den Bund zweierlei Recht für die Norddeutichen geichaffen 
werden ſoll, daß Part hd zweierlei Klaſſen von Norddeutjchen ge— 
jchaffen werden ſollen, — eine Selekta, die vermöge ihrer Gefittung, ver: 
möge ihrer Erziehung fo weit vorgefchritten ift, daß jelbft ihre üblen Sub- 
jefte des Korrektivs, des Richtbeils nicht mehr bedürfen und dann das 
profanum vulgus von 27 Millionen, welches diefen jächfifch- oldenbur- 
iſchen Kulturgrad noch nicht erreicht hat, dem das Richtbeil im Naden 
Äen muß, um es in Ordnung zu halten. Dem können wir nicht zu— 
ftimmen; ich würde, meine Herren, 'eher ein nach meiner Ueberzeugung 
jehr viel mangelhafteres aber einheitliches Strafgefeg in Kauf genommen 
haben, id würde mich der Hoffnung hingegeben haben, daß bet dem ge: 
junden Sinn unferer Bevölterung und feiner Bertretung ein Fehler eines 
mangelhaften StrafrechtS jo allgemein fenntlih und jo allgemein fühlbar 
ift, daß die Lüden ausgefüllt und Irrthümer verbeffert werden würden in 
einigen Jahren. Aber das Berlaffen unferer Grundprinzipien in Bezu 
auf die Einheit, die wir in Deutjchland zu fchaffen haben, das läßt ha 
niemal3 wieder gut machen. ch fann von diefem Standpunkte auß hier 
fein Didenburg und fein Preußen kennen, ich kenne nur Norddeutjche. 
Unfere Aufgabe ift, die Gleichheit vor dem Gejeg für alle nord» 
deutfchen Bürger zu fchaffen, nicht die Ungleichheit, da mo fie ift, gut zu 
ißen, oder gar fie innerhalb eines Bundesgebietes neu zu ſchaffen. 
eine Herren, das ift eine politiiche Unmöglichkeit. 
57 * 
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“ Wir find gegen Sonderredte, gegen Sondereinridtungen, 
gegen die VBorurtheile einzelner Regierungen und einzelner 
Stämme, ja felbft gegen die Rechte einzelner Regierungen 
und einzelner Bolfsftämme, mitunter, weil wir uns der 
Größe unferer Ziele bemußt waren, mit Härte verfahren; ich 
darf wohl jagen, mit Härte, wenigftens mit Strenge. ir 
haben unverrüdt unfer nationales Zielim Auge behalten; wir 
baben nicht linf3, nicht rechts geſehen, ob wir Jemandem mehe 
thäten in feiner theuerften lleberzeugung. Meine Herren, aus 
diefem Geifte haben wir unfere rat, unferen Muth, unfere 
Macht geihöpft, zu handeln wie wir gethban. Sobald un 
diefer Bein verläßt, ſobald wir diefem Geifte entfagen, 
fobald wir ihn vor dem deutfhen Volke und feinen Nahbarn 
aufgeben, jo legen wir damit Zeugniß ab, daß die Spann- 
fraft, mit der wir vor 3% Jahren an diefer Stelle unfern 
a nahmen, in dem Sande des Partifularismus, des 
Bartilularismus der Staaten und des Partifularißmus der 
Barteien erlahmt if. Wir werden die Quelle, auß der wir 
die Berehtigung ſchöpften hart zu fein und mit eifernem 
Schritt zu zermalmen, was der Herftellung der deutfhen 
Nation in ir: Herrlihfeit und Macht entgegenftand....... 

(Lebhaftes Bravo! — Bon den Plägen der fozial- demofratifchen 

Braftion: „Oho!“ — Erneuerter ftürmijcher Beil) 

Meine Herren! Ich freue mich des Zeugniſſes, was mir durch die 
Mipbilligung der Gegner deutjcher Einheit und deutſcher Größe gegeben 
wird. 

Meine Herren! Ich bitte um Entjhuldigung, wenn mich meine 
Kräfte noch nicht jo weit unterftügen, um der Bertheidigung unferer Sache 
mih ganz mit dem Nahdrud zu widmen, Ten fie erfordert und der 
meiner Meberzeugung entſpräche. Aber, meine Herren, ich erinnere Sie 
an eind. Es nd noch nicht ganz zwei Jahre her, daß hier aus dem 
Schooße Ihrer Berfammlung die Anregung erfolgte, ein einheitliches 
Strafrecht für die deutſche Nation in der Zukunft, für den Norddeutjchen 
Bund einjtweilen, zu jchaffen. Diefer Anregung, die Fhnen zu verdanken 
iſt, ift bereitwillig Folge gegeben morden; unmittelbar darauf haben fich 
die nambhafteften Juriſten, die Leute, auf deren Namen in der juriftifchen 
Welt Deutfchland ftolz ift und ftolz zu fein Urfache hat, verfammelt und 
haben mit einem Fleiß, der den Deutſchen jeder Zeit, mit einem praf- 
tiihen Geſchick, meldes ihnen nicht immer eigen geweſen ift, in kurzer 
Zeit ein Werk gefchaffen, dem auch feine Gegner, dem auch die, die es 
über fih nehmen wollen, dagegen zu ftimmen und dem Norddeutjchen 
Bolfe dieſes Werk vorzuenthalten, doch die Anerkennung nicht verfagen 
fünnen, daß es das Befe ift, was innerhalb Deutjchlands für eine größere 
Gemeinfchaft bisher geleiftet ift, daß es jedenfalls beſſer ift als Alles das, 
an deſſen Stelle es treten fol. Es find noch nicht ganz zwei Jahre 
verfloffen, eine einzige Abftimmung nur trennt uns von der 
Berwirklihung der Wünfche, die Sie damals ausgefprochen haben 
und an deren Verwirklichung in jo kurzer Zeit vielleicht aud die San— 

uinifhen unter ung, eingedent der Schwierigkeit, Deutjche unter einen 
Hut zu bringen, jchmwerlich geglaubt haben. Dieje einzige Abftimmung, 
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verfagen Sie die dem Norddeutfhen Volke nicht. Der Reichs— 
tag, den Sie bilden, wird in der Geſchichte der Neubildung Deutjchlands 
immer den Ruhm des erftgebornen ordnungsmäßigen Reichstags haben; 
er wird fi durch feine Leiſtungen dieſes Ruhmes würdig gezeigt haben, 
wie auch die jegige Abjtimmung ausfallen möge. Aber, meine Herren, 
im Begriffe, diefen Reichdtag feinem Schluffe entgegenzuführen, möchte ich 
Sie bitten: durddringen Sie fih vollftändig von dem Geifte, der die 
Bundesverfaffung geſchaffen hat, hinterlaffen Sie ihn ungeſchwächt Ihren 
Vachfolgern, geben Sie durch Ihr legtes wichtiges Votum dem Deutſchen 
Bolfe ein a re fand feiner Autuntt, bemeijen Sie ihm durch 
Ihre Abftimmung, daß da, wo es auf die geheiligte Sache unferer 
nationalen Einheit ankommt, der Deutſche feinen alten Nationalfehlern zu 
entjagen weiß, beweifen Sie e8, inden Sie den Play vergefien, den Sie 
in der Hige des Kampfes als Partei, ald Einzelner eingenommen haben, 
indem Sie tiber Ihre augenblidlihen Gegner hinweg Ihren Blid auf 
da8 große Ganze erheben und Ddiefem großen Ganzen einen Dienft er: 
weiſen, welcher für die deutfche Zukunft das Pfand bilden wird, daß die 
Neubildung unferer Berfaffung frei fein werde von einem großen Theil 
Bub Scladen, melde den alten Guß fpröde, brüchig gemacht und zerriffen 
aben. 

Der Antrag auf Wiederaufnahme der Todedftrafe wurde 
in der Schlußberathbung mit 127 gegen 119 Stimmen 
angenommen. 

III. 


24. Mai. Zodesftrafe bei Mordverſuchen gegen Fürften. 


Wenn ich heute wiederum das Wort ergreife, meine Herren, fo ift es 
in dem Gefühl, daß von Ihrer bevorftehenden Abftimmung vorzugsmeife 
das Schidjal der ganzen Verhandlungen der dritten Yefung, das Schidjal 
der Arbeit, in der wir begriffen find, abhängt, und ich erlaube mir, Gie 
zu bitten, fi zu vergegenmwärtigen, wie dieje Sigung ſich — vielleicht 
nicht heute, wo unſer Urtheil nicht ein vollftändig faltbühtiges ift — aber 
vielleicht im NRüdblid des fünftigen Jahres geftalten wird in ihrem Ab- 
ſchluß, je nachdem das Werk, an dem mir arbeiten, zu Stande gelommen 
ift oder nicht. Kommt es nicht zu Stande, meine Herren, fo ift es ja 
unvermeidlich, daß diefe fruchtbare ruhmreiche Sigung mit einem Miß— 
Hange jchließt, und mit einem Rückſchritte, — einem Mißklange; denn e8 
ift ja ganz unmöglih, bei dem Schluß der Sigung über die Sachlage, 
wie die Regierungen fie auffafjen, zu ſchweigen; e8 wird dann unmöglich, 
bei dem beiten Willen perjönlich zu bleiben, von der Verabfchiedung dieſes 
Reichstages einen polemifchen Charakter, einen gemiffen Appell an die 
Wahlen gänzlich fern zu halten. Wenn Sie aber, meine Herren, den 
Heinen Raum, der jest noch den Becher von der Lippe trennt, der fich ja 
unendlich erweitern kann, glüdlih überjchreiten, welchen befriedigenden 
Schluß diefer Sigung haben wir, melde große Leiftungen, welde Ber: 
dienfte haben Sie fich jelbft für die Zukunft Deutfchlands erworben, indem 
Sie dieſes großed Werk eines gemeinfamen einheitlihen Strafrechts, diefe 
nie dageweſene Erſcheinung im deutſchen politijchen Leben, begonnen und 
vollendet haben und nicht die Ungemwißheit der Bollendung dem nächſten 
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Jahre und Ihren Nachfolgern überlaffen! Diefe — auf die 
Zukunft, die der Herr Abg. Lasker gegeben hat, an deren Bedeutung 
ſind ſchon Zweifel in erheblichem Maße geltend geworden. Ich kann 
dieſe Zweifel nur theilen. Was man im Augenblicke ausgeſchlagen, bringt 
feine Emigfeit zurück! Wir gehen neuen Wahlen entgegen. Wenn der 
Herr Abg. Lasker fagt, die Regierungen feien verpflichtet, daS, was bier 
vereinbart ift, als die Grundlage zu betrachten, von der fie das nächſte 
Mal ausgehen müfjen, jo weiß ich nicht, ob das zutreffend fein wird; ich 
meiß nicht, ob diejelben Perfönlichkeiten in den Regierungen noch an der 
Stelle fein werden — mir find ja Alle dem Wechjel des Schickſals unter: 
morfen! Aber wenn das auch wäre, wäre es nicht möglich, daß die Re— 
— noch einmal verſuchen, dasjenige, was ſie Ihnen als ihre erſte 

orlage vorgelegt haben, bei einem veränderten Reichsſstage wiederum durch— 
zubringen? Es mürden doc mahrfcheinlic die Regierungen die Opfer, 
die fie jegt im Streben nad einer Berftändigung mit Ihnen und in der 
Dereitwilligkeit, diefem verdienftvollen Reichſtage auch die Krone dieſes 
großen Verdienſtes noch zu gönnen und fie mit ihm zu theilen, gebracht 
haben, nicht al8 definitive Entfagung ihrer Ueberzeugung betrachten wollen, 
wenn der Reichstag fie verfchmäht und nicht angenommen hat. Es fönnte 
fih aud der Reichstag anders geftalten. Die confervative Partei, die, 
wie Sie mwiffen, fi nur mit Widerftreben diefem Compromiß fügt, könnte 
erheblich wachſen, fünnte einen bedeutenderen Einfluß ihrer Parteimeinung 
auf das Gejammtrefultat beanfpruchen, als jegt der Fall iſt. Wir ziehen, 
meine Herren, nah Möglichkeit die Diagonale der Kräfte, die thatjächlich 
vorhanden find; wird die eine Kraft größer, dann befommt die Diagonale 
eine andere Richtung. Es fünnten auch auf der anderen Geite die Ele- 
mente ſich ändern, e8 Fönnten in der Zufammenfegung der liberalen 
Partei meiter Sn Meinungen die Oberhand erhalten, die e8 den Re- 
gierungen als 9 icht erſcheinen ließen, einſtweilen nur das Errungene zu 
wahren, ſich auf die Defenſive zu ſetzen, auf die weitere Ausbildung zu 
verzichten und unter ſolchen Umſtänden, unter ſolchen Einflüſſen, wie ſie 
jetzt nicht obwalten, mit einem Parlament, mit dem Verſuche der Ver— 
ſtändigung die Regierungen weit über die ihnen zuläſſig erſcheinenden 
Ziele hinausbringen könnte, eine ſolche Verſtändigung nicht zu erſtreben. 
Ich will nicht in Conjecturalpolitik der ſonſtigen Möglichkeiten verfallen, 
die ung an der Berftändigung in diefer Sache und an ihrer ruhigen Er- 
wägung hindern fünnten; das Alles liegt im Schooße der Zukunft. Wir 
haben nur für die Gegenwart zu ſprechen, und dabei, meine Herren, ift 
nicht heute der Raum, der und trennt, noch erheblich ſchmaler als geftern ? 
Gejtern ftanden beide Seiten für ihre Prinzipien bezüglich der Todesftrafe 
ein, Prinzipien, welche für Manche den Werth eines religiöfen Glaubens 
nach der einen wie nach der anderen Seite hin zu haben fchienen. Weber 
diefe Prinzipien hat der Reichstag geftern in feiner Majorität entjchieden. 
Ih kann mir nicht denfen, meine Herren, daß Gie darauf ausgehen 
wollen, diefe prinzipielle Entjcheidung der Körperfchaft, der Sie angehören, 
mit nachträglihen Amendementd in jedem neuen Paragraphen wiederum 
anzufechten. Bei ſolchem Gefhäftsgange würden wir nie zu Ende fommen, 
wenn vielleicht formal berechtigt an irgend einem Paragraphen das ent: 
fchiedene Prinzip von Neuem in Frage gejtellt wird, weil vielleicht die 
Majoritätszahl ſich augenblidlich einem überzählenden Auge günftiger oder 
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ungünftiger ſtellt. Diefes Prinzip ift entfchieden morden mit einer Ma- 
jorttät, die ihrem inneren Werthe nach eine bedeutendere ift, als fie fich 
äußerlich ihrer Ziffer nach dargeftellt hat. 

Auf der Seite der Minorität — vergeflen Sie das nicht — ftehen 
alle diejenigen, die den norddeutichen Bund überhaupt negiren, die ihn 
nit mollen. Meine Herren, negirt denn Niemand den Porddeutfchen 
Bund bier unter und? Es find Elemente vorhanden, die theild nach 
ihrer nationalen, theils nach ihrer politijchen Ueberzeugung, die fie offen 
genug und oft genug bier fundgegeben haben, darüber gar feinen Zweifel 
Selaften haben. Und ift denn das nicht wahr, daß Sie, meine Herren, 
von der national =liberalen Partei, alle dieſe Elemente geftern auf Ihrer 
Geite gehabt haben? Wir haben die Herren aus Poſen doch noch nie 
fo zahlreich bier gefehen; fie find hergefommen, um Ihnen, wenn fie 
konnten, zum Siege zu verhelfen. Ich will nicht perfönlich reden und An— 
dere nicht berühren, ziehen Sie aber diefe Elemente, die den Norddeutjchen 
Bund, die das monarchiſche Deutjchland nach ihrer beiten Ueberzeugung 
negiren, ab, dann, meine Herren, wird unfere Majorität verhältnigmäßig 
ftärfer und gewichtiger, als die Ziffer, durch melche fie bezeichnet ift, denn 
jene Elemente können Sie ſich nicht zu Gute rechnen. — Heute trennt 
uns ein Prinzipienftreit nicht mehr in dem Maaße, daß unjere augen- 
blidlihen Gegner auf Ihrer Seite noch ein wirkliches haltbares Prinzip 
verfechten, nachdem das Hauptprinzip auch in Ihrem Sinne, wie ich an— 
nehme, geftern entjchieden ift. Sie jagen jegt: Feine politifchen Todes— 
ftrafen! Dann müſſen Sie aber aud für den politifhen Mord die 
Zodesftrafe ausfchliegen; denn Sie müfjen auch bei dem Morde, fobald 
er die politiiche Meinungsverfchiedenheit des Verbrecher8 mit dem Mo— 
narchen zum legten Grunde hat, zugeben, daß er ein politijches Verbrechen 
ift, und wer aus politiichen Gründen den König ermordet, der ift dann 
nicht jo ftrafbar, al8 der aus habjüchtigen Gründen jeinen Kammerdiener 
ermordet. Diejer Eonfequenz können Sie ſich nicht entziehen, wenn Gie 
den Sa durchführen wollten, daß es für politifche Verbrechen gar feine 
Todesſtrafe geben fol. Wohl aber find unjere Regierungen in der Noth- 
wendigfeit, ein Prinzip zu vertreten, über das Sie nicht hinauszugehen 
vermögen: es iſt dafjelbe Prinzip, melches in jeder conftitutionellen Ber- 
fafjung — in der preußifchen Berfafjung in dem $ 43 — gegeben ift: 
die Perfon des Königs ift unverleglih. Worin, meine Herren, fol denn 
diefe Grundlage der conftitutionellen Monarchien beftehen, wenn der König 
nur denjelben Schuß hat, den jeder Andere hat? Seine Unverleglichkeit 
ift offenbar eine bejondere, eine ausnahmsmeife, er bedarf eines aus: 
nahmsweiſen Schuges. Die Regierungen haben die Ueberzeugung gehabt, 
daß fie hier an der feinen Grenzlinie ftehen, die das — oa 
narhifhe Prinzip von dem republifanifchen unterfcheidet. ch habe mich 
dieſes Eindruds nicht erwehren fönnen, als ein Redner, der, nad jeinem 
eigenen Zeugniß, ein warmer Anhänger unferer nationalen Entwidelung 
und des preußifchen Staates ift, geftern den Monarchen zu ihrem Schuße 
empfahl, fi der Erwerbung derjelben Popularität zu befleißigen, die un⸗ 
feren verehrten und veremigten Eollegen Waldeck vor jedem Attentat 
feiner Zeit gefhügt hat, — meine Herren, darin vermag ich doch ein 
monarchiſches Gefühl nicht mehr zu erkennen, wenn Sie glauben, daß die 
Monarchie ſich den gejeglichen Vorzug im Schug, auf den fie, jo lange 
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Art. 43 der preußifchen Berfaffung die Grundlage aller Berfaffungen ift, 
einen unbeftreitbaren Anſpruch hat, auf dem Wege der politifchen Popu- 
larität erwerben ſolle. Wenn der geftrige Redner daraus, dag bei dem 
Degräbnifje dieſes unſeres leider aus diefer Welt gefchiedenen Collegen 
dreigigtaufend Menſchen andächtig zugegen waren, die Yolgerung zieht, 
dag wir eine gefeglichen Schuges gegen politifchen Meuchelmord nicht 
mehr bedürfen: — ja, meine Herren, wenn, was Gott verhüte, mein 
allergnädigfter Herr abgerufen werden ſollte, Sie werden mehr als dreißig- 
taufend Andächtige verfammelt jehen. Damit aber, meine Herren, würde 
der Schuß, den der mürttemberger Eberhard im Schooße eines jeden 
Bauern fand, nicht hergeftellt fein. Die Zeiten, wo Bertha fpann, find 
nicht mehr; zu den Zeiten, mo der mwürttemberger Eberhard lebte, war es 
noch nicht ein Entjhuldigungsgrund, wenn Jemand jagte, ich habe ge- 
mordet, aber aus politiihen, aus jehr achtbaren Gründen. Dtto von 
Wittelsbach, der jehr viele Milderungsgründe hatte, und dem der 
heutige Antrag der Herren Fries und Genofjen ganz gewiß mildernd zur 
Seite ftehen würde, war und blieb vogelfrei fir Jeden und — dem⸗ 
jenigen, der ihn auf der Heerſtraße traf und erſchlug. Und der Dichter, 
den Sie gern als den Vertreter der modernen Ideen darſtellen, konnte 
dem Tell, noch dem Johann Parricida gegenüber, Worte in den Mund 
legen, die zu Eberhards Zeiten noch wahr waren, die vielleicht zu 
Schillers Zeiten noch wahr waren, — leſen Sie ſie nach, ſie ſind heute 
nicht mehr wahr. Wir haben das Bedürfniß, nicht nur einem Grund— 
prinzip der conſtitutionellen Monarchie unſere Huldigung zu bringen, der 
Monarchie überhaupt, und ein Bekenntniß der Verehrung, die wir dem 
Haupte des Geſalbten ſchulden, ſondern wir haben auch das Bedürfniß, 
einer Tendenz der Zeit, die ſich in den letzten Jahrzehnten ganz beſonders 
fennbar gemacht, entgegen zu wirken, einer Tendenz, der man in England 
mit Ehrenftrafen, ich glaube fogar mit förperlicher Züchtigung entgegen zu 
treten verſucht hat, einer Tendenz, der wir aber bei aller Bildung, die 
wir haben, doc auch unterliegen. 

Darf ich Sie daran erinnern, meine Herren, daß vor etwa vier 
Jahren ein Mann, der für feinen Anſpruch auf Berherrlihung nichts 
weiter für fich hatte, als daß er einen Unbewaffneten von hinten anjchlich 
und meuchlings auf ihn jchoß, in feinem Peichnam noch der Gegenftand 
von Ovationen wurde von Ceiten von Frauen, die ihrer äußeren Stellung 
nad den gebildeten Ständen angehörten. Darin liegt eine krankhafte 
Richtung, der wir feine Aufmunterung dadurch zu Theil werden laffen 
fönnen, daß wir den politiihen Mord als etwas Entſchuldbares darftellen. 
Der geftrige Herr Nedner hätte fagen können, daß ja auch noch heut zu 
Tage jeder norddeutjche Bumdesfürlt faft in derfelben Yage ift, mie Eber- 
hard der Greiner. ch habe nie gehört von irgend einem Attentat auf 
einen norddeutſchen Bundesfürften, mit alleiniger Ausnahme des Königs 
von Preußen, und diefer Umftand, der darin liegt, daß gerade an den 
Mächtigen fi) der Mord macht, wird fidh viefleicht in Zufunft nod 
jchärfer ausprägen. Die Frage jpitt ſich alio praktiſch faft genau auf die 
Frage zu: ſoll Jemand in Zukunft berechtigt fein, auf den König von 
Preußen meudlings zu —— ohne daß er ſchon durch den bloßen Ber: 
ſuch fein Leben verwirtt? Das wird die Frage fein, die wir praftijch zu 
beantworten haben; über das hinaus glaube ich nicht, daß irgend ein 
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Borfall fommen wird, wo die Frage praftifch werden follte. Nun, meine 
Herren, ließen Sie diefe Frage, wenn wir das Inſtitut des Plebiscits 
hätten, durch das preußifche Volk beantworten, fo würde ih den Ausfall 
der Majorität in Feiner Weije zweifelhaft halten; Jedermann wird fich 
jagen, wir wollen dergleichen Attentate verhindern wie wir fünnen, und 
wir verhindern fie mit größerer Wahrfcheinlichkeit, indem wir auch den 
Berfuch mit dem Tode bedrohen. Denken Sie ſich in die Stimmung eines 
jolden Mannes, ſoweit es pjychologifch möglich ift, der in feiner Erregung 
dur politifchen Fanatismus und durch Eitelkeit dahin gebracht wird, 
etwas Derartige zu verfuhen. Was ihn abfchredt, ift die Furcht, e8 
fönnte mißlingen; für den Fall, daß e3 gelingt, ift er entjchloffen, 
jein Leben daran zu fegen; wenn es ihm gelingt, dann hat er die 
Entjhädigung, daß das, mofür er fein geben opfern will, erreicht 
ift. Aber das Gefühl, mas ihm bejcleiht, wenn er ſich fagen muß, 
daß es mißlingen fann und die Zodesftrafe ihm doch droht, ıft 
ein anderes, ald wenn er fi fagen kann, mißlingt es, gut, dann 
wirft du eingefperrt, der nächfte befreit dich vielleicht, wie lange Tann 
da8 dauern? — wenn auch das mißlungene Attentat mit dem Tode 
beftraft wird, dann fann das vielleicht Manchen zurüdjchreden und, meine 
Herren, eine ſolche Schandthat, die vielleicht bevorftände, ungefchehen zu 
machen, wir würden dann doch mit einem anderen Gefühle in die Zukunft 
jehen, als wenn vielleicht, bald nachdem Sie einen anderen Beſchluß ge- 
faßt und die Regierungen ihm zugeftimmt hätten, was Gott verhiüten 
möge, ein ſolches Attentat vor fi ginge. Ein Jeder würde fich fragen, 
welches Maaß von moralifcher Berantwortlichkeit trägft Du allenfalls 
daran? Die Regierungen haben geglaubt, diefe VBerantmwortlichkeit nicht 
tragen zu ſollen. Meine Herren! RR erneuere die dringende Bitte, geben 
Sie diefem erftgeborenen Reichstage, wie ich ihn geftern nannte, den 
glänzenden Abjchluß, der uns bevorfteht, wenn wir diefes große Wert 
vollenden, jchlagen Sie ein in die er die heute die Regierungen, meit 
vorgebeugt, Ihnen entgegenreichen, ftoßen Sie fie nicht zurüd. 


Der Antrag auf Beibehaltung der Todesſtrafe auf Mord» 
verjuche „gegen das Bundedoberhaupt oder gegen den eigenen 
Landeöheren oder während des Aufenthalte® in einem 
Bundesftaate gegen den Landeöherrn diejed Staates“ wurde 
in der Schlußberathbung mit 128 gegen 107 Stimmen 
angenommen. 

Das geſammte Strafgejegbucd wurde in der Sitzung vom 
25. Mai 1870 mit großer Mehrheit angenommen. 
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Bewilligung für die Gotthardbahn. 


26. Mai. Erklärung des Grafen von Bismarck. 


Gegen den Antrag bes Abg. Laster, wonach die Bewilligung noch von 
der Erfüllung gewiffer Bedingungen abhängig gemadt werben follte. 

Meine Herren! Es müfjen gewiß die verbündeten Regierungen tief 
von der Ueberzeugung durchdrungen fein, daß die politifchen Intereſſen es 
empfehlen, — Deutſchland und Italien eine Verbindung zu ſchaffen, 
welche lediglich von dem neutralen Zwiſchenlande, der Schweiz, abhängig 
iſt und nicht im Beſitze einer der großen europäiſchen Mächte ſich befindet. 

Die Rüdfihten müſſen von befonderer Wichtigkeit geweſen fein, 
welche fie zu dem ungewöhnlichen, ich glaube beinahe nie vorgefommenen 
Borgehen einer Regierung führen, Ihnen eine erhebliche Geldausgabe für 
eine außerhalb Deutjchlands, nicht nur außerhalb des Norddeutfchen 
Bundes, liegende Eifenbahn zuzumuthen. 2 

Die Rüdfihten, melde die Regierungen zu diefem ungewöhnlichen 
Berfahren beftimmen, find aber, wie ich glaube, jo auf der Hand liegend, 
jo oft erwogen und zum Theil auch fo delifater Natur, daß ich Sie 
bitte, mich davon zu entbinden, fie hier nochmals darzulegen. Wenn Sie 
uns zur Verwirklichung diefes internationalen Bedürfniffes nicht Ihre Hand 
reihen, wenn der Reichstag feine Mitwirkung dazu verfagt, fo können 
wir natürlich dieſes Bedirinig nicht befriedigen; wir müſſen dann den 
übrigen betheiligten Regierungen erklären: der Norddeutiche Reichstag hat 
uns feine unentbehrlihe Mitwirkung verfagt oder hat fie doch an Be: 
dingungen gefmüpft, welche fo gut find wie eine Verſagung, welche unbe- 
dingt die Wirkung einer Verfagung haben. Daß dies die Wirfung der 
Annahme des Amendementd des Herrn Abg. Lasker fein würde, hat 
fhon der Herr Präfident des Bundeskanzler» Amts hervorgehoben; ſchon 
allein aus der formalen Rüdjicht, daß bei dem nahe bevorftehenden Schluß 
der Berfammlung es nicht ug or jein würde, bei der Annahme dieſes 
Amendements ihm die formale Vollendung noch zu geben. Der Herr Abg. 
Lasker fagt, der folgende Reichdtag kann ja dann fehr leicht die Be- 
willigung verlängern, wenn er die Sache für angemefjen findet. Der 
folgende Reichstag hat aber feinen Einfluß auf die Entſchließungen der 
andern Wegierungen, auf die Wirkfamfeit der mannigfadhen Einflüffe, 
welche gegen die Sade überhaupt thätig find. 

Eine Unterjuchung der Vorzüge, welche etwa der Gotthard vor dem 
Splügen oder umgefehrt haben könnte, liegt meine Erachtens ganz aufer- 
halb des Intereſſes, welches Deutjchland und namentlich Norddeutjchland 
an der Sache hat. Für uns ift dad Hauptinterefje eine faft direkte Ber- 
bindung mit dem befreundeten und, wie wir glauben, auf die Dauer be 
freundeten Yande Italien zu haben. Diefer Bortheil lief Gefahr, uns 
volljtändig verjagt zu bleiben, weil eine Entſcheidung zwijchen den beiden 
Bahnen nicht rechtzeitig zu treffen war, und die Unjchlüffigfeit darüber, 
welche von beiden gebaut werden fjollte, war der gewichtigſte und ftärfite 
— für diejenigeu Bemühungen, welche den Bau einer jeden neuen 
Bahn dort verhindern wollen. Deshalb haben wir uns vor allen Dingen 
angelegen ſein laſſen, durch unſere ſehr beſtimmte Erklärung zu Gunſten 
einer dieſer Bahnen das Hinderniß zu beſeitigen, welches in der Zwie— 
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fpältigkeit, in der Gefahr, zwifchen zwei Stühle fi zu fegen, lag, Wir 
glauben damit den Schweizer: Intereffen einen weſentlichen Dienft geleiftet 
zu haben, daß wir durch unfere fehr beftimmte Erklärung der Ungewißheit, 
ob Gotthard oder Splügen, ein Ende gemacht haben. Indem wir aber 
erflärt haben und noch heute die Erklärung wiederholen, daß wir uns auf 
den Splügen unter feinen Umftänden einlaffen würden, halten wir an 
dem Gotthard feft, nicht weil wir den Intereſſen des Splügen nicht auch 
da8 Irig gönnten, ſondern weil wir vorausſehen, daß ſobald wir auch 
nur die Möglichkeit der Erwägung des Splügen wieder zulaſſen, gar 
feine Eifenbabn dort hergeftellt wird, während die Hoffnung nicht ausge- 
ihlofjen ift, dag, wenn jegt die Gotthardbahn gebaut wird, die Splügen- 
bahn ihr dereinft folgt. 


21. April. Eröffnung ded Zollparlaments durch den Präfidenten 
des Bundeskanzler» Amtd Staatöminifter Delbrüd. 


7. Mai. Schluß deö Zollparlaments. 


Thronrede Se. Majejtät des Könige. 
Geehrte Herren vom Deutfchen Zollparlamente! 


As Ih Sie bei Eröffnung der erften Seffion der Legislatur- Pe- 
riode willlommen bieß, deren legte Seffion Ich heute fchließe, fprach Ich 
die Zuverfiht aus, daß Sie, das gemeinfame deutfche Intereſſe feft im 
Auge haltend, die Einzeln » Interefjen zu vermitteln wiffen würden. Die 
furze, aber bedeutungsvolle Sejfion, welche heut zu Ende geht hat dieſe 
Zuverficht gerechtfertigt. 

Die Kevifion des Bereind- Zolltarifs, welche den Schwerpunkt Fhrer 
N bildete, berührte zahlreiche und wichtige Intereſſen und mußte 
deshalb zu einem lebhaften Kampfe der Anfichten führen. Es ift Ihnen 
gelungen, aus diefem Kampfe zu einem Abjchluß zu gelangen, welcher die 

roßen, für die verbündeten Regierungen leitend geweſenen Geficht3punfte 
—5*— und die ſtreitenden Intereſſen verſöhnt. Sie verdanken dieſes Er— 
ebniß dem nationalen Geiſte, welcher lieb gewordene Wünſche und leb— 
—* empfundene Beſorgniſſe zurücktreten ließ vor der Erkenntniß, daß 
ohne ein Opfer von jeder Seite die im Intereſſe unſeres Vaterlandes ge— 
botene Vollendung des Ihnen vorliegenden Werles unerreichbar ſei. Die 
verbündeten Regierungen ſind Ihnen in demſelben Geiſte entgegengelommen 
und ſo iſt, bei allſeitigem ernſten Bemühen, die Feſtſtellung einer Reform 
elungen, welche durch die Berathungen dreier Seſſionen gereift war. 
Diefe Reform, indem fie den Tarif vereinfacht und die Beihaffung von 
Gegenftänden de3 unmittelbaren Verbrauchs, von Hülfsmitteln für die Ar- 
beit und von Materialien für die Gewerbe in ausgedehnten Maße er- 
leichtert, eröffnet der Produktion neue Bahnen, fichert dem Verkehr einen 
weiteren Aufſchwung und verheißt dem Wohlftande im Deutjchen Zollverein 
eine fteigende Entwidelung, während fie durch geringe Mehrbelaftung eines 
Berbrauchs » Gegenftandes die finanziellen Grundlagen des Tarifſyſtems 
mwahrt. — — 

Im Laufe der dreijährigen Thätigkeit, welche Site heute beenden, 
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haben Sie, geehrte en, im Zufammenmirfen mit den verbündeten Re- 
gierungen, zu dem Abjhluß der räumlichen Ausdehnung des Zollvereing 
den Grund gelegt, die Beziehungen des Zollverein zu zweien durch 
Stammes-Verwandtſchaft mit ihm verbundenen Nachbarftaaten und zu 
anderen für feinen Verkehr wichtigen Yändern geordnet, die Befteuerung 
zweier wichtiger einheimifchen Erzeugnifje geregelt und die Gejeggebung 
über den Verkehr mit dem Auslande in allen ihren Theilen neu geitaltet. 
Die fegensreihen Früchte diefer Thätigfeit find zum Theil bereiß vor- 
— zum Theil mit Sicherheit zu erwarten. Der Danf des deutſchen 
— deſſen Gedeihen Ihre Thätigkeit gewidmet war, wird Ihnen nicht 
ehlen. 

So entlaſſe ich Sie, geehrte Herren, in der zuverſichtlichen Hoffnung, 
daß auch die künftigen Verſammlungen des Zollparlaments unſerem ge— 
meinſamen Vaterlande zum Segen gereichen werden. 

= 


26. Mai. Schluß des Reichstages. 


Thronrede Se. Majeftät des Könige. 
(Rüdblid auf die dreijährige Reihötagsarbeit.) 
Geehrte Herren vom Reichsſstage des Norddeutfchen Bundes! 


Dem Erften ordentlichen Reichſtage des Bundes war die Aufgabe 
geftellt, die weſentlichſten Beftimmungen der Verfaſſungs-Urkunde in Ge— 
ftalt organischer Gefege in dem politifchen und bürgerlichen Leben des 
Bolfes zur Geltung zu bringen. Cie haben die Löſung diefer Aufgabe 
in vier arbeitvollen Seſſionen dergeftalt gefördert, daß ed Ihnen mie 
Mir zur Oenugthuung gereihen wird, am Schlufje der Yegislaturperiode 
einen Rüdblid auf die Erfolge Ihrer hingebenden Thätigfeit zu werfen. 

Norddeutjchland verdankt derfelben die Verwirklichung der wichtigften 
Eonfequenzen des gemeinfamen Indigenates, der Freiheit der Niederlaftung, 
des Erwerbes von Grundbefig und des Betriebes der Gewerbe, die Re 
gelung der Bedingungen für den Erwerb und Berluft der Bundesange- 
hörigkeit und der Staatsangehörigkeit, die Beſeitigung der mehrfachen Be 
fteuerung defjelben Einfommens, die Aufhebung der polizeilichen Be— 
fhränfungen der Eheſchließung und die Befeitigung der Abhängigkeit 
ftaatSbürgerliher Rechte von konfeffionellen Unterfchieden. 

Die Führung der Bundesflagge, der Schug der deutjchen Sciff- 
fahrt dur Geſandtſchaften und Konfulate des Bundes, die Wirkſamleit 
der Konfuln, die den Organen des Bundes zuftehenden Befugniffe im 
Intereſſe des Eivilftandes der Bundesangehörigen, find unter Ihrer Mit- 
wirkung dur Gefeg und Vertrag geregelt worden. 

Durch die Abfhaffung der Elbzölle und die Regelung der Flößerei 
wurde die lange erftrebte Freiheit der deutſchen Ströme verwirklicht. 

Die Reihe der Verträge, durch welche die internationalen Beziehungen 
de8 Bundes - Poftmejend auf der Grundlage der Reform geordnet find, 
hat neuerdingd dur die von Ihnen genehmigten Verträge mit Groß- 
Are und den Vereinigten Staaten von Amerika wichtige Ergänzungen 
erfahren. 


909 
1870. 


Die Organifation des Bundesheeres ift abgeſchloſſen und die Bundes» 
Kriegs» Marine ift, Dank den von Ihnen gewährten Mitteln, in einer 
Entwidelung begriffen, welche diefem Zweige der nationalen Wehrkraft 
eine den berechtigten Anforderungen der deutjchen Nation entjprechende 
Bedeutung verheißt. 

Der Bundeshaushalt ift auf feiter Grundlage geordnet. Die dem 
Bunde vorbehaltene Beſteuerung von Verbrauchs: Gegenftänden ift ein- 
beitlich geregelt und dur die Stempel- Abgabe von Wechſeln ift eine, 
im Intereſſe der Berfehrsfreiheit liegende Bundesſteuer gefchaffen. 

Die Herftelung der gemeinfamen Rechts» Fnftitutionen, welche die 
YBundesverfaffung verheißt, ift in einem Maaße gefördert worden, welches 
wir vor drei Jahren faum in fo nahe Ausficht zu nehmen wagten. Das 
Geſetz über die Rechtshülfe und die auf diefem Gefege beruhenden Ber: 
träge mit Baden und Heſſen haben, der ihrem Abjchluffe nahen gemein- 
ſamen Prozeß- Ordnung vorgreifend, die Schranfen befeitigt, welche die 
Landesgrenzen der Wirkſamkeit gerichtliher Entſcheidung entgegenfegten. 
Die Aufhebung der Zinsbeichränfungen, der Schuldhaft und des Yohn- 
arrefte8 hat in michtigen Beziehungen de3 vollsmwirthichaftlichen Verkehrs 
gleiche Recht gejchaffen. 

Das Handelsgefegbuh und die Wechſel-Ordnung find zu Bundes- 
Gefegen erhoben worden, und beide, ebenfo wie die von Ihnen be— 
fchloffenen Gejege über die Aftiengejellihaften und das Urheberreht an 
eiftigen Erzeugniffen, unter den Schuß eines oberjten Bundes» Gericht3- 
Bofes geſtellt worden, deflen Wirkjamfeit in nächfter Zukunft beginnen 
wird. 

Die erjte Stelle in diefer Weihe wichtiger Gejege nimmt aber das 
eftern von Ihnen und vom Bundesrathe genehmigte Strafgefegbucd ein. 
Die Vereinbarung dieſes Geſetzes, durch welche und das große Ziel 
deutscher Rechtseinheit jo weſentlich genähert ift, Fonnte nur gelingen, 
wenn von Ihnen, wie von den verbündeten Regierungen, der Vollendung 
eined® großen nationalen Werkes Opfer an Ueberzeugungen gebracht 
wurden, welche um jo jchmwerer, aber auch um fo frucdhtbarer waren, je 
tiefer die Fragen, um deren Löſung es fich handelte, das Rechtsbewußtſein 
ergriffen. Ich danke Ihnen, daß Sie in der Bereitwilligfeit, dieſe Opfer 
zu bringen, den verbiindeten Regierungen entgegen gelommen find. 

Geehrte Herren, Ich darf die Ueberzeugung fundgeben, 
daß die Befriedigung, mit weldher wir in diefem Saale die 
reihhaltigen Ergebnifje gemeinjamer Thätigfeit überbliden, 
im ganzen deutſchen Yande und außerhalb der Örengen dejjelben 

etheilt wird. Die großen Erfolge, welche im Wege freier 
Berfländigung der Regierungen und der Volksvertreter, unter 
jih und mit einander, ın verhältnigmäßig furzer Zeit gemonnen 
wurden, geben dem deutfhen Volke die Bürgjdhaft der Er- 
füllung der Hoffnungen, welde fih an die Schöpfung de3 
Bundes Inüpfen, denn fie beweijen, daß der deutſche Seit, 
ohne auf die freie Entmwidelung zu verzihten, in der feine 
Kraft beruht, die Einheit in der gemeinjamen Liebe Aller zum 
Baterlande zu finden weiß. Diefelben Erfolge, gemonnen durd) , 
treue und angeftrengte Arbeit auf dem Gebiete der Wohlfahrt 
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und der Bildung, der Freiheit und der Ordnung im eignen 
Lande, gewähren aud dem Auslande die Gewißheit, daß der 
Norddeutfhe Bund in der Entwidlung feiner innern Ein- 
rihtungen und feiner —— nationalen Verbindung 
mit Süddeutſchland, die deutſche Volkskraft nicht zur Ge— 
fährdung, ſondern zu einer ſtarken Stütze des allgemeinen 
Friedens ausbildet, welcher die Achtung und das Vertrauen 
Völker wie der Regierungen des Auslandes zur Seite 
ehen. 

Wenn wir der deutſchen Nation mit Gottes Hülfe die 
Weltſtellung gewinnen, zu der ihre geſchichtliche Bedeutung, 
ihre Stärke und ihre friedfertige Geſittung ſie berufen und 
— wird Deutſchland den Antheil nicht vergeſſen, 
den dieſer Reichſtag an dem Werke hat, und für den Ich Shen. 
geehrte Herren, wiederholt Meinen Dank ausfprede. 


Buchdruckerei von Guſtav Schabe (Otto frrande), Berlin N., Linienftr. 158.  * 









